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wenn die verſchwiegenen Vorräte ſchon vor der 
neuen Anzeige anderweit ſeſtgeſtellt worden 1105 


8 7 BRVO. vom 9. März 1915 über die Rege⸗ 


G. 358 


— Oberſtes Landgericht, OLG. 


| 
| 
| 


j 


RG. 181 


47 


G. 112 


G. 260 


G. 134 


\ 


! 


lung des Verkehrs mit Gerſte (RGBl. ©. 139) 
bezieht ſich auch auf die Ablieferung bereits 
verkaufter und auf dem Transport zu dem 
Käufer befindlicher Vorräte, über die der Ver— 
käufer noch verfügen kann. ( 
Baystriegs Zuſt G. Art. 4 Ziff. 2 BRVO. vom 
11. November 1915, die Einwirkung von Höchſt— 
preiſen auf laufende Verträge betreffend. Haben 
die auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 des bayr. 
Geſetzes über den Kriegszuſtand (8 4 preuß. 
BelagerungszuſtandsG.) von den oberſten Mi— 
litärbefehlshabern erlaſſenen Höchſtpreisfeſt— 
ſetzungen rückwirkende Kraft auf laufende Ver— 
träge? Vechältnis ſolcher Höchſtpreisfeſt⸗ 
ſetzungen der Mil.-Befehlshaber zur Bundes- 
ratsbekanntmachung vom 11. November 1915. 
OLG. Augsburg 
Beſugnis der Kommunalverbände auf Grund des 
§ 36 BVO. vom 25. Januar 1915 (RGBl. 
S. 35) über die N des Verkehrs mit 
Brotgetreide und Mehl Vorſchriften über die 
Bereitung von Backwaren zu erlaſſen, die den 
Mehlverbrauch weiter einſchränken, als dies in 
den Vorſchriften des Bundesrats über die Be⸗ 
reitung von Backwaren geſchehen iſt. RG. 


Verwendung als Saatgerſte gekaufter Gerſte N 
anderen Zwecken. 


Anwendung der BRBek. vom 7. Auguſt 1914 über 


70 


das Auslandsgegenmoratorium (RGBl. 360) 
auf Widerklagen. 
Zuläſſigkeit des nach Kriegsausbruch erklärten 
Rücktritts von dem Verſicherungsvertrag mit 


einer engliſchen eee 


176 
129 


198 


8 


— Oberlandesgericht, LG. = Landgericht. 


33 


75 


32 
390 


G. 292 


G. Straubing 299 


Zum Begriffe des bürgerlichen Kriegsgefangenen. 
Ruſſiſch⸗polniſche Zeitarbeiter, die das ſtellv. 
Generalkommando einem Arbeitgeber ohne Be⸗ 
wachung zugewieſen und nur im Aufenthalt bes 
ſchränkt hat, ſind nicht Kriegsgefangene. Ob“ G. 

Uebertragung der Befugnis des Mllitärbefehls—⸗ 
habers, zur Wahrung der n Sicher⸗ 
heit Vorſchriften nach 8 9b BelZuſtG. (Art. 4 
KrZuſtG.) zu erlaſſen, auf eine bürgerliche Be⸗ 
hörde? RG. 


16 


14 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


Gründe, die die Unkenntnis einer Anordnung des 
Militärbefehlsbabers an können. RG. 


Zum Be Hoff des Aufforderns i. S. des 8 9b 
Zuſtch elZuft®. = Art. 4 Abſ.2 Daher 1 


Schrlüſſgbet bei der Zuwiderhandlung gegen 
eine Bel dung des Militärbeſehlshabers 
(preuß. Bel Zuſt G. 8 2b, bay KrZuſtGG. Art. 4 
Ziff. 2); Erkundigungspflicht eines Gewerbe⸗ 
treibenden. RG. 


Zuſammentreffen von Anordnungen des Militär⸗ 
befehlshabers und des Bundesrats welche Straf⸗ 
beſtimmung iſt auf eine gegen beide zugleich 
verſtoßende Handlung anzuwenden? RG 


In einem Strafverfahren wegen Ken 
lung gegen eine Vorſchrift des Militärbefehls⸗ 
Haan (preuß. Bel Zuſt G. 8 9b, bay. KrZuſtG. 

rt. 4 Ziff. 2) iſt als der Teilnahme verdächtig 
nach 8 56 Nr. 3 StPO. unbeeidi ht zu ver⸗ 
nehmen, auch wer nur verdächtig iſt, den An⸗ 
geklagten zu der Zuwiderhandlung aufgefordert 
oder angereizt zu haben. RG. 


Zeitliche Herrſchaft der BRV. zur Entlaſtung 
der Gerichte: Vollſtreckungskoſten als Prozeß⸗ 
koſten; Ablehnung eines Pfändungsauftrags 
biewegen; Ungutäfige der Beſchwerde mangels 
der Beſchwerd eſumme (58 19, 22, 29, 31 
GerEntlVO. vom 9. September 1915; 88 568, 
788 3PO.). OLG. Nürnberg 


Durch die Anordnung der e 
eines Grundſtücks nach den BRVO.en vom 
26. November 1914 (4. März 1915) betr. die 
zwangsweiſe Verwaltung franzöſiſcher (ruſſiſcher) 
Unternehmungen wird die Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück nicht ausgeſchloſſen. Not⸗ 
wendigkeit eines gegen den Zwangsverwalter 
lautenden Vollſtreckungstitels. O 


Keine Unterbrechung des Verfahrens, wenn der 
Beklagte früher im Feld geſtanden war, zur 
Zeit der Klagezuſtellung aber bereits einem 
immobilen Truppenteil angehörte. Abweiſung 
des Antrags auf Erlaſſung eines Verſäumnis⸗ 
urteils gegen den Beklagten in on Fall 
un eee KTSchG. 88 2 ZB. 
8 3 OLG. Ban berg 


Die EIER des Staatsminiſteriums der 
Juſtiz Nr. 44806 vom 6. November 1914, wo⸗ 
nach zur Durchführung eines Strafverfahrens 
gegen einen Kriegsteilnehmer miniſterielle Ge— 
nehmigung einzuholen iſt, iſt auf Privatklage— 
verfahren nicht anwendbar. — Zuläſſigkeit der 

-Beſchwerde gegen eine auf dieſe Entſchließung 
geſtützte Terminsabſetzung (StPO. 8s 212, 346, 
347. 425 Abſ. 1, 430 Abſ. 1, BGB. 5 147 = 1), 

bLG. 

Iſt ein Privatklageverfahren gegen einen Kriegs- 
teilnehmer durch den Allerh. Gnadenerlaß vom 
7. Januar 1916 niedergeſchlagen worden, fo 
ift es durch Beſchluß einzustellen; mit Aus— 
nahme der niederzuſchlagenden Gerichtskoſten 
ind die Koſten des Verfahrens und zwar auch 

ie notwendigen Auslagen des Angeklagten dem 
Privatkläger aufzuerlegen. ObLG. 


Wann iſt ein Heeresteil als kriegführend i. S. 
des 8 155 M StGB. anzuſehen? Beendigung 
der militärgerichtlichen Zuſtändigkeit. 


Ueber den Einfluß der Jon: Sommerzeit auf die 
Berechnung der Strafzeit (8 19 Abſ. 1 StGB., 
D. vom 6. April 1916 über die Vorver⸗ 

legung der Stunden während der Zeit vom 
1. Mai bis 30. September 1916). 


71 


G. 325 


113 


235 


b G. 154 


17 


393 


96 


RG. 357 


ObèLG. 265 


2. Bürgerliches Hei. 
A. Reichsrecht. 
a) Allgemeiner Teil. 


Wahnvorſtellungen heben die Zurechnungsfähig⸗ 
keit nicht ſchlechthin, aber für die in ihren Be⸗ 
reich fallenden Handlungen auf. 


Die bei der Berufung der Mitgliederverſamm⸗ 
lung eines Vereins erfolgte Bekanntgabe, daß 
„Anträge“ Gegenſtand der Beſchlußfaſſung fein 
ſollen, genügt nicht der Beſtimmung des 8 32 
B.; es muß der Gegenſtand der Anträge 
bezeichnet werden. Aenderung der 955 
Vorſchrift durch die Satzung. Ob 


Wer geiſteskrank i. S des 8 1569 BGB. iſt, 10 
nicht notwendig auch geſchäfts⸗ und prozeß⸗ 
unfähig i S der 85 100 Nr. 2 BGB. und 52 
Abſ. 1 ZPO. I RG. 


ſein. 


Grenzen einer ergänzenden Vertragsauslegung: 
Der Richter darf bei Auslegung eines Ver⸗ 
trages ihm nicht eine Beſtimmung einfügen, die 
nach ſeiner Meinung die Vertragsteile getroffen 
haben würden, wenn ſie an den Eintritt eines 
beſtimmten Ereigniſſes z. B. die Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen eines Vertrags⸗ 
teiles gedacht hätten, ſofern dieſe Beſimmung 
den erklärten Vertragswillen ändern oder ein- 
ſchränken würde. 88 133, 157 BGB. Die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes über das Vermö 9 5 
einer Aktiengeſellſchaft bewirkt nicht das 
löſchen eines der Geſellſchaft beſtellten Nieß⸗ 
808. 8 1061 Satz 2 BOB. 8 292 99105 


Das Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegen— 


leiſtung begründet für ſich allein noch keine 
RG. 202 


Sittenwidrigkeit. 
Ein Angebot zum Verkauf eines Grundſtücks kann 
auch an eine Perſon gerichtet werden, die noch 
von einem Anderen zu benennen iſt. Der Ver— 
käufer braucht aber nicht jede beliebige Perſon 
als Käufer anzunehmen, die ihm benannt 8 


VII 


RG. 322 


94 


291 


G. 151 


Abſchluß eines Kaufvertrags namens eines dem 
Abſchließenden ſelbſt noch nicht bekannten 
Dritten; 8 177 BGB. RG. 


Sanierungsvertrag. Verſtößt ein ſolcher Ver⸗ 
trag gegen die guten Sitten, wenn dem Kredit— 
geber ſämtliche Außenſtände abgetreten werden? 
Können die Außenſtände ohne Benachrichtigung 
der Schuldner dadurch abgetreten werden, daß 
die Poſt angewieſen wird, die für den Gläu— 
biger eingehenden Geldbeträge an den Kredit 
geber abzuführen? NG. 

Iſt gegenüber dem Genehmigungsvermerk in einer 
notariellen Urkunde der Beweis zuläſſig, daß 
eine Vertragsbeſtimmung beim Verleſen des 
Protokolls überhört wurde? 


Anwendungsgebiet des 5228 BGB. im Straf⸗ 
recht. RG 


b) Recht der Schuldverhältniſſe. 
1. Allgemeiner Teil. 
Rechenſchaftspflicht und allgemeine ee 


Verurſachung. RG. 

Der Verletzte, der eine Behandlung in einer 
Heilanſtalt ablehnt und deſſen Schadensanſpruch 
deshalb gemindert wird, kann nicht etwa den 
Betrag verlangen, der durch ſeine Weigerung 
erſpart worden iſt. R 


110 


G. 356 


33 


10 
93 


G. 306 


VIII 


Das Ablöſungsrecht der 88 268, 1150 BGB. be⸗ 
ſteht nur, wenn die B Jeiebigung durch den 
Ablöſenden zu dem Zwecke der Verhütung der 
Zwangsvollſtreckung erfolgt. 


Zu 8425 BB Echtes G' ſamtſchuldverhältnis. 
Ausgleichungsvpflicht zwiſchen Mieter und Vers 
mieter bei der Inanſpruchnahme für einen Un⸗ 
fall, die dem erſteren gegenüber auf (Dienſt⸗ 
oder Werk⸗) Vertrag, dem letzteren gegenüber 
auf ſeine Eigenſcha t als Eigentümer und = 
mieter geſtützt wird. 

Die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Rechts⸗ 
anwälte, die ſich zur gemeinſamen Ausübun 
ihres Berufes verbunden haben, erſtreckt ſi 
nicht auf die Erteilung von Auskünften, die 
nicht in einem inneren Zuſammenhang mit den 
Aufgaben eines rechtskundigen Beraters Bi 


2. Einzelne Schuldverhältniſſe. 


8 463 BGB. gilt nur für das Verhältnis zwiſchen 
Käufer und Verkäufer, nicht aber bei einem 
0 Vertrage, durch den ſich jemand gegenüber einem 
R Hypothekgläubiger verpflichtet hat, ein Grund⸗ 
ſtück in der Zwangsverſteigerung zu nn 


Kann die Kündigung aus wichtigen Gründen beim 
Dienſtverhältniſſe im voraus ausgeſchloſſen oder 
eingeſchrankt werden RG. 

Treppenbeleuchtungspflicht des Vermieters. RG. 

Außerordentliches Kündigungsrecht des Beamten 
bei Zurücknahme der Verſetzung. RG. 


Erfüllungsgehilfen des Mieters beim Mietver⸗ 
RG. 6 


trage. 


Haftung des Vermieters einer landwirtſchaftlichen 
Maß RG. 22 


chine. 


RG. 228 | 


RS. 151 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. 


Haftung der Gemeinde, die einem Schlächter 
rechtswidrig den Zutritt zu einem ſtädtiſchen 
Schlachthauſe ſperrt. 15 in einem ſolchen 
Verbot ein unmittelbarer Eingriff in den Ge⸗ 
werbebetrieb ? RG. 181 


Sittenwidrigkeit einer Sperre: ein Verband von 
Fabrikanten handelt keineswegs immer ſitten⸗ 
widrig, wenn er der Einführung einer neuen 
ſeinen Mitgliedern ſchädlichen oder auch nur 
unbequemen Erfindung eines Außenſeiters durch 


eine Sperre entgegenzuarbeiten f . f 
widrig aber iſt eine Sperre, wenn auf 
eine Ware erſtreckt, auf die ſich Preis- 


politik des Verbandes nicht bezieht, e 
wenn die Ware von den Verbandsmitgliedern 
nicht hergeſtellt wird und Bene Patentſchutzes 
nicht hergeſtellt werden dar auch der 
Vertrieb dieſer Ware dem Abſatze er rzerg⸗ 
niſſe der e Abbruch tun. An⸗ 
wa des von einer fittenwidrigen S . 
etroffenen auf deren ausdrückliche e 


Verſtößt ein Agent gegen die guten Sitten, = 
er auf Grund feiner perſönlichen Beziehungen 
Kunden feiner früheren Arbeitgeberin veran⸗ 
laßt, ſich einer anderen Verſicherungsgeſellſchaft 
zuzuwenden? G. 3 


Darf der Rechtsanwalt die Ausführung des von 
ihm abgefaßten Vertrages vereiteln? RG. 293 

Sachbefugnis zum Rückgriff gegen den Rechts⸗ 
anwalt, wenn die ſchuldhaft nicht rechtzeitig ein⸗ 
geklagte Forderung abgetreten war. G. 


Röntgenverbrennung in einer Univerſitätsklinik. 
Haftung der Univerſität als Krankenhaus⸗ 
unternehmerin aus dem Vertrage, desgl. des 
leitenden Arztes wegen Vernachläſſigung ſeiner 

Ueberwachungspflicht gegenüber einem e 


30 


388 
111 


69 81 


Das aufrrorbenttiche tünbigungBredit des Wige arzt. G. 259 
nach 8 RG. 178 Haftung des Kurpfuſchers. Mitverſchulden des 

oer in eee 1 0 Veerletzten. RG. 
agen zur Beurteilung des Verſchulden aft⸗ ‚ Auffichts t der Eltern beim Kriegsſpiel der 
pfl. 5 2, BOB RS 536, 538 Adſ l. RN. 226 Anti pie ber 

Büraſchaft, oder Gewährübernahme (Garantie- Wer iſt im Sinne des 8 833 BGB. Halter eines 
vertrag? Werden dieſe in ihrem Beſtande da⸗ gezähmten Tieres? (8 960 BGB.). Begriff des 
durch berührt, daß ein Verluſt von vornhexein gefangenen Tieres und des Tiergartens. RG. 257 
mit Sicherheit zu erwarten war? RG. 259 

Klagebegründung bei ſog. Ausfallsbürgſchaft. RG. 179 

Selbſtändiges Anerkenntnis oder e ) Sachenrecht. 
chen und Schuldübernahme. RG. 11 1. Wieweit genießt die Bezeichnung des Grund⸗ 


Schadenserſatzpflicht ſür die Tötung von Bienen 
durch das Entweichenlaſſen der giftigen Gaſe 
eines Hüttenwerks. Die Bedingungen, von 
denen die Verwaltungsbehörde um der Nachbarn 
oder der Allgemeinheit willen die Genehmigung 
eines Gewerbebetriebs nach 88 16 ff. GewO. 
abhängig macht, ſind ein Schutzgeſetz i. S. des 
8823 Abſ. 2 BGB. Der Unternehmer, der 
dieſe Bedingungen nicht erfüllt, kann ſich nicht 
durch den Beweis entlaſten, daß er den dadurch 
verurſachten Schaden nicht habe mu 
können. RG 


Zu 8 823 BGB. Haftung für einen durch Sport⸗ 
betrieb auf einer Staatsſtraße verurſachten Un⸗ 
fall: 1. Haftbarkeit des den Sport Betreibenden 
auch bei fahrläſſiger Unkenntnis eines gegen 
den Sportbetrieb auf der Straße erlaſſenen 
Verbots; Beweislaſt hinſichtlich der Kenntnis 
oder fahrläſſigen Unkenntnis. 2. Haftbarkeit 
des Staats; die bloße Erlaſſung eines Verbots 
befreit den Inhaber der Polkzzeigewalt nicht 
von ſeiner Haftung. 3. Haftung gegenüber 
Perſonen, die ſelbſt Sport ausüben. RG. 


ſtücks im Titel des Grundbuchblattes öffent⸗ 
lichen Glauben? 2. Grundbuchberichtigung, ins⸗ 
beſondere Berichtigung der Angaben im Titel 
des Grundbuchblattes über einen zu dem An⸗ 
weſen gehörigen unter einem anderen Grund⸗ 
ſtücke gelegenen Keller. 3. Nachweis der Un⸗ 
richtigkeit. (BGB. 83 891, 892; GBO. 88 22, 
29 und 54). Ob G. 
Der Lauf der Notwegrente beginnt zugleich mit 
der Duldungspflicht, nicht erſt mit der tat⸗ 
ſächlichen Benützung des Notwegs. RG. 92 
91 Rechtliche Bedeutung der ſogen. „Reihen“ (8 922 
BGB.). RG. 321 
Ueber die gemeinſchaftliche Grenzmauer und den 
Ablöſungsanſpruch hiefür, mit Berückſichtigung 
des Nürnberger Rechts (88 95, 812, 912, 921, 
922, 951, 741 ff. BGB.). OLG. Nürnberg 156 
Erwerb des Eigentums beim ur von Holz 
auf dem Stamme. BGB. Ss 932, 956ff. 
890 Augsburg 361 
Umfang der Jaſtung auf Grund einer Siche⸗ 
rungshypothek. RG. 291 


— — —— ͤ uũ— — 
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12 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


Der zahlende Eigentümer kann vom Hypothekgläu⸗ 
biger die Bewilligung zur Löſchung verlangen 
und braucht ſich in der Regel nicht auf den 


Weg des 8 22 EBD. verweiſen zu laſſen. RG. 11 


Zu 83 268, 1150. 772,774 BGB., Art. 189 EG. BGB. 
ie Wirkungen der nach dem 1. Januar 1900 
erfolgten Geltendmachung des Ablöſungsrechts 
find nach dem Rechte des BGB. zu beurteilen, 
auch wenn das Schuldverhältnis ſelbſt vorher 
entſtanden iſt. Nur einem Reſtbetrag der ab⸗ 
gelöſten Forderung ſteht der Vorrang vor der 
auf den Ablöſenden übergegangenen Forderung 
zu, nicht auch einer anderen ſelbſtändigen Forde⸗ 
rung desſelben Gläubigers. Durch die Ein⸗ 
tragung einer Verfügung des Eigentümers über 
eine Eigentümerhypothek, hinſichtlich deren nach 

8 1179 BGB. eine Vormerkung N iſt, 
wird das Grundbuch nicht unrichtig. br. 
Der Eigentümer kann auch dem Pfandgläubiger 
einer Grundſchuld die Einrede entgegenſetzen, 
daß die Grundſchuld zur Sicherung einer Forde⸗ 
rung beſtellt, die Forderung aber nicht ent⸗ 
ſtanden ſei. RG. 


d) Familienrecht. 
Beginn der Anfechtungsfriſt im Falle der 88 1333, 
1339 BGB. f N | ö RG. 


Worauf bat ſich bei einer wegen Täuſchung 
nichtigen Ehe die Kenntnis des als unterhalts⸗ 
pflichtig in Anſpruch genommenen Ehegatten 
zu erſtrecken, wenn angenommen werden ſoll, 
daß er die Nichtigkeit der Ehe gekannt hat. 
(88 1345, 1334, 1343 Abſ. 1 BGB.). Begriff 
der Tatſache i. S. des § 445 ZPO. RG. 

Begriff der Zuſtimmung zum Ehebruche. RG. 

Gegenüber einer auf 8 1568 BGB. geſtützten 

lage auf Eheſcheidung können trotz einer 

dazwiſchenliegenden 1 frühere Ver⸗ 

fehlungen des klagenden Teils dazu benutzt 

1 darzutun, daß die eigenen Verfehlungen 
e 


Verteilung der Beweislaſt und Tat ſachenwürdi⸗ 
ung bei einer auf grobe Beſchimpfung . 
ſtützten Scheidungsklage nach 8 1568 7 5 


Die nach 8 1585 BGB. bei der Scheidung der 
Ehe dem Mann gegenüber beſtehende Beitrags⸗ 
pflicht der Frau gut Beſtreitung der Koſten des 

Unterhalts der Kinder beſteht auch, wenn ſie 
ſelber den Kindern unmittelbar Zuwendungen 


114 


111 


293 


322 


181 


lagten Teils milder zu beurteilen find. 
RG. 152 


8 


macht. G. 179 


Inwieweit ſind bei dem Unterhaltsanſpruche der 
geſchiedenen Frau Bine Neben⸗ 
en) des Mannes und die Verſtümmelungs⸗ 
zu 
rückſichtigen? 


e nach dem Offizierspenſionsgeſetze zu be⸗ 
RG. 32 


Ad 


Die Ausſtattung (Mitgift) kann verzinslich fein. 
RG. 226 


Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft: Die Uebertragung 
des Anteils eines Abkömmlings auf die anderen 
Anteilsberechtigten iſt trotz der Beſtimmungen 
in 88 1442, 1487 Abſ. 1 rl als Verzicht 
nach 8 1491 BGB. Ein ſolcher Verzicht kann 
auch noch zwiſchen der Beendigung und der 
Auseinanderſetzung der Gütergemeinſchaft er⸗ 
folgen. Ob G. 

Verfügung über ein Grundſtück ans dem Ge⸗ 
famtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, 
wenn dieſe durch den Tod des überlebenden 
Gatten beendet und über deſſen Nachlaß der 
Konkurs eröffnet worden iſt. Ob 


326 


G. 295 


Zeitliche n der Unterhaltspflicht, wenn 
nicht ſicher feſtſteht, wann der e pe 
tigte erwerbsfähig wird. Beweisla 
FGallen. 
Für die Unterhaltsanſprüche einer Frau gegen 
die Eltern ſind neben dem Stande des Mannes 
auch die geſellſchaftliche Stellung und die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe der Eltern maßgebend. RG. 
Erwerb der Frau durch Tätigkeit im öffentlichen 
Dienſte iſt „Erwerb durch Arbeit“ i. S. des 
8 1578 BGB. RG. 
Die Entziebung der Vertretungsbefugnis nach 
95 1630, 1796 BGB. ſetzt nicht eine bereits 
beſtehende Gefährdung des Minderjährigen, 
ſondern nur die Möglichkeit einer ſolchen Boa 


t in ſolchen 
RG. 


Der. Hypothekenrangrücktritt iſt ein genehmigen 8. 
plplichtiger Vertrag i. S. des § 1829 BGB. Die 
wirkſam gewordene vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung eines ſolchen kann nicht Na 
genommen werden. Gegen die Zurücknahme 
ſteht dem, zu deſſen Gunſten der Rücktritt er⸗ 
folgt iſt, die Beſchwerde zu. Ob“. 
Bei allgemeiner Gütergemeinſchaft braucht ſich 
die durch einen Dritten unter Mitwirkung des 
Mannes geſchädigte Frau nicht auf die An⸗ 


Ungewißheit i. S. des 8 1913 BGB. liegt auch 
dann vor, wenn mehrere um ein Recht ſtreiten, 
von denen einer ſicher der Berechtigte iſt. 


G. 258 


112 


132 


G. 358 


ſprüche gegen den Ehemann verweiſen zu laſſen. 
RG. 260 


LG. 231 


e) Erbrecht. 


Wenn mehrere letztwillige Verfügungen vorhanden 
ſind, ſo ſpricht keine Vermutung dafür, daß 
gerade die ältere den Willen des Erblaſſers 
ausdrückt, und den Beteiligten kann nicht die 
Beweislaſt dafür auferlegt werden, daß eine 
frühere Erbeinſetzung durch eine ſpätere Ver⸗ 
fügung widerrufen ſei. RG. 

Vorausſetzungen des einſeitigen Widerrufs der in 
einem Erbvertrag getroffenen Anordnung von 
Erbeinſetzungen, Vermächtniſſen und We 


Zu 8 1960 BGB. Recht auf Nachlaßſicherung? 
Beſchwerderecht. LG. München II 
88 2136, 2113 Abſ. 2 BGB, 88 40, 42 GBO. 
Wahrung des Rechtes der Nacherben, wenn der 
Vorerbe ein Grundſtück aus dem Nachlaß an 
eine offene HG. on in die angeblich 
ſchon der Erblaſſer das 
ſich verpflichtet hatte. 
Ein Erbe kann nicht ohne weiteres gegen den 
Miterben auf die Feſtſtellung klagen, daß der 


133 


180 
137 


rundftüd einzubringen 
Ob“ G. 327 


G. 152 


Zur Auslegung des 8 2065 BGB.: Die Eins 
ſetzung eines Nacherben unter der Bedingung, 
daß der Vorerbe nicht anderweit über den Nach⸗ 
laß verfügt, iſt zuläſſig. ObLG. 

Auslegung einer vor dem Inkrafttreten des BGB. 
errichteten letztwilligen Verfügung. Zuwendung 
eines Vermächtniſſes oder Berufung als Nach⸗ 
erbe ? (S 2087 BGB.). Obs G 


| 
| 
| 
B. Landesrecht. 
| 
| 
| 


| 
| 
| 
| Erblaſſer eine Schenkung vorgenommen habe. 
| 
| 
| 


Amtspflichtverletzung des Notars durch ungenü⸗ 
gende Bezeichnung der Waren in einem Ueber⸗ 
eignungsvertrage. 

Haftung des Notars wegen verzögerter Urkunden— 
vorlegung (Art. 126 Bay Not., 88 559, 562 


115 


RG. 388 


X Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in in Bayern. 1916. nn 
GBDA.); Ader ung 50 9 maltın serhe⸗ | 3. Handelsrecht. Geſellſchaftsrecht. 
bungen nach Art. 2 AG O. für das Armen⸗ | 
rechtsverfahren. OLG. München Haftung des Rechtsbeiſtandes wegen 3 


Zu 8 839 BGB., Art 126 NotG. und 60 AG. 
BGB., 8 562 DA. für Grundbuchämter. Vers: 
pflichtung des Notars zur ſofortigen Vorlegung 
ſeiner Urkunden an das Grundbuchamt. Vor⸗ 
ausſetzungen der Haftung für den aus einer 
Verzögerung entſtehenden Schaden. Schädi⸗ 
mi infolge der vor dem Vollzug erfolgten 

Einführung eines gemeindlichen Zuſchlags zu 
der Zuwachsſteuer. Urſächlicher Zuſammen⸗ 
hang. n e des Schadens. Beweis⸗ 
laſt, wenn die Unſchädlichkeit der e 
Vorlegung behauptet wird. 


Anſpruch des bfogerg. unbekannter Nacherben 
gegen die bei der Nachlaßause inanderſetzung 
beteiligten Vorerben auf eme Vergütung nach 
Art. 131 Abſ. 1 AG. BGB. 


Eine nicht ſtandesberrliche Familie kann nicht als 
nhaber eines ſtandes herrlichen Familienfidei⸗ 
1 ins Grundbuch eingetragen werden 

(8 54 GB.). ObLG. 


Zum Umtauſch von mündelſicheren Wertpapieren 
gegen andere mündelſichere Wertpapiere iſt die 
N des Fideikommißgerichts 9 


Hypothek aus nichtigem Kaufvertrag nach älterem 
bayeriſchen Rechte. Die Grundbuchanlegung 
8008. nicht den Formmangel nach 8 313 2 2 


Eine Schenkung unter Brautleuten bedarf nach 
bayer. Landrecht nicht der notariellen Verlaut⸗ 
barung. Das Mitgiftverſprechen des Vaters 
der Braut iſt keine Schenkung und an keine 
Form gebunden. Ob LG. 


1 das Verhältnis der Eigentümer des höher 
des niedriger l'egenden Grundſtückes zu⸗ 
n S. des Art. 17 Abſ. 1 und 2 des 
WaſſerG. Berechtigung eine beläſtigende Ver⸗ 
mehrung des Waſſerablaufs abzuwehren (38 858ff. 
BGB) Berückſichtigung des Glaubens an eine 
ſolche Berechtigung in einem Strafverfahren 
auf Grund des 8 204 Ziff. 1 WG. 


Für die Ae ob das Unſchädlichkeits⸗ 
zeugnis au erteilen iſt, ıft nur maßgebend, in 
welchem Umfang durch die Veräußerung des 
Trennſtücks die Sicherheit der dinglich a 
tigten gemindert wırd. Obe 


Betretung des Rechtsweas im Zwangsenteignungs⸗ 
verfahren; Wahrung der Ausſchlußfriſt durch 
die Einreichung der Klage bei dem ſachlich une 
zuſtändigen Amtsgerichte: Bedeutung der nach⸗ 
traglichen . an das zuſtändige Land⸗ 
gericht — Art. 21 AG. ZPO.; 88 2 f 
505 ff. ZPO. 


Zwangsabtretung Entſchädigung für 1 
des Landſchaftsbildes bei einer Heilanſtalt. 
Friſtwahrung durch unbezifferte Klage. Be⸗ 
griff der „Erlage“ der Entſchädiaung (Art 21, 
22 AG. BBO.. OL 


Verfahren bei Abberufung von Liquidatoren (Art. 
153, 165, 249 bayer. Berg G.; 33 935, 910 928 50 


G. 230 


LG. München I 298 


16 


95 


32 


ObL G. 360 


G. 184 


395 


G. München 296 


G. 234 


Gegen die nach dem 1. Januar 1916 12 9 
Anordnung der Zwangserziehung nach dem 
ZwerzG vom 10 Mai 1402 ſteht der Gemeinde⸗ 
bebörde der früheren Heimatgemeinde ein Be⸗ 
ſchwerderecht nicht zu. Ob 


G. 183 


Haftungsausſchluſſes nach 8 25 HGB. RG. 356 


Ergänzung eines Vertrages nach Treu und Glau⸗ 


| 


| 
t 
1 


— —— — — ¶ ᷣ — 0. 


Kaſtellanvertrag. 


Zuläſſigkeit der Inzidentfeſtſtellungsklage. 
Wann iſt eine dene g über ein zwiſchen 


Begriff des Rechtsnachfolgers i. S. des 8 229 
EBD. N. 


Schadensfeſtſtellung nach 8 287 38PO. 
Erledigung der Einwände der Aufrechnung und 


Die Er forderniſſe eines 1 auf die 9100 


ben; Proviſion des Bezirksagenten bei Betriebs⸗ 
änderung infolge des Krieges. RG. 91 


Wann iſt eine Molkerei als kaufmänniſcher Be⸗ 
RG. 183 


trieb anzufeben ? 


Kann der Kommanditiſt im eigenen Namen 1250 


Leiſtung an die Geſellſchaft klagen? 201 


| Aalen Den des Vorſtandes einer eingetr. Genoffen 


b. H. Verluſt des n 
durch Nichterfüllung (83 33 f., enG.). 
De Bamberg 136 


4. Gewerblicher Nechtsſchntz. 


Bu der Feſtſtellungen bei einer e 


rund des 8 14 Waren 8G. 


5. Gewerberecht. 


Nichtigkeit einer Kantinenpach⸗ 
erſtoßes gegen 88 33, 147 Nr. 1 
N. 46 


n. Verſicherungsrecht. 


Gerd ai 


Höhere Gewalt i. S. des Haftpflichtgeſetzes Wann 


muß der Betriebsunternehmer ein Eiſenbahn⸗ 
demie durch beſondere Vorkehrungen gegenüber 
em Straßenverkehr abſchließen? RG. 387 


Befugniſſe des Vorſtands einer Ortskrankenkaſſe. 


Die Satzungsbeſtimmungen einer ſolchen Kaſſe 
ſind irreviſible Rechtsnormen. RG. 46 


Vorausſetzungen für die Ausſetzung des Ver⸗ 


fahrens nach 8 901 RVO. Anwendung dieſer 
Vorſchrift auf ältere Unfälle. G. 


7. Gerichtsverfaſſung. 


Einreichung der Beſchwerde gegen die Feſtſetzung 


einer Ordnungsſtrafe wegen Ungebühr vor Ge⸗ 
richt. OLG. Nürnberg 75 


Kann die als Ordnungsſtrafe wegen Ungebühr 


feſtgeſetzte Geldſtrafe für den Ball der Unein⸗ 
bringlichkeit in eine Haftſtrafe umgewandelt 
werden OLG. 


8. Zivilprozeß. 


ürnberg 75 


836 Nr. 3 ZPO. ſetzt das Beſtehen einer Streit: 


genoſſenſchaft i. S. der 88 59 ff. ZPO. zwiſchen 
den mehreren zu Verklagenden voraus. Obs. 358 


RG. 93 


dem Beklagten und einem 


| ritten Pe 
Vertragsverhältnis zuläffig? RG. 132 


180 
NG. 177 


der mangelnden Sachbefugnis infolge TH 
vor Erlaſſung des Grundurteils nach 8 304 8958.1 


Parteieid und freie e in 215 


ſachen. ZPO. 88 463, RG. 201 


rufung. 226 


Beſchwerde gegen eine nur in der Formel des 


Beſchluſſes überſehene Entſcheidung; Zuſtändig⸗ 


J. Syſtematiſches Verzeichnis. 


keit zur Ausſetzung eines gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens über eidliche Zeugenvernehmung in 
einem Ihiebärichterlihen erfahren; Unzuläſſig⸗ 
keit der Ausſetzung des dae dene Ver⸗ 
fahrens wegen Kriegsteilnahme einer Partei. 


1 136 


Rechtsnachfolge i. S. des 8 727 ZRO., wenn bei 
einer Hypothek auf Grund einſtweiliger Ver⸗ 
fügung eine Vormerkung zur Sicherung des 
Anſpruchs auf Löſchung eingetragen iſt. Kann 
der Erwerber einer ſolchen et die Löſchun 1197 
der Vormerkung beanſpruchen? 

Ein Streit zwiſchen dem * und 
dem Zwangsverwalter über die Zubehöreigen⸗ 
1905 beweglicher Sachen iſt nicht im Wege des 
8 766 ZPO. ſondern im Rechtsweg außzufragen. 


Ne 11 5 egen die 
rie Anwenduyg der Grundſätze über 
die es einer Vriefhypothek. Wegnahme 
der Anerkenntnisurkunde für nur einen von meh⸗ 
reren Pfändungsgläubigern. OLG. Nürnberg 
Fehlerhafte mung von Teilen eines Getreide 
vorrats; urſächlicher i bang mit einer 
Schädigung des Gläubigers RG. 1 
Die Pfändbarkeit des Anſpruchs aus einem Mit⸗ 
giftverſprechen. RG. 3 
Behandlung eines Erlösüberſchuſſes in der 
eee igerung. Zuſtändigkeit des Voll⸗ 
deen ts oder der Ointerlegugg , 18 
hörden. 


9. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Gran buchweſen. 


Nimmt ein an ſich nicht zuſtändiges Gericht Er⸗ 
klärungen der 1 über Anerkennung 
der zen, und Leiſtung des Unterbalts 
entgegen, ſo iſt das nicht eine vormundſchafts⸗ 
nd Tätigkeit, ſondern eine ſolche des 

eurkundungsgerichts. 8 4 FGG. ſetzt das Vor⸗ 
5 9 zuſtändiger Gerichte un 
Buftänbigteit für ir Pflegſchaft über einen Ab» 
weſenden; Streit oder Ungewißheit über die 
Zuständigkeit (88 5, 39 II. 36 II 5G.) 


87 


392 


Os G. Nürnberg 297 


Zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts na 
5 5 8G. find auch in Bayern die Oberlandes⸗ 
bead nicht das Oberſte Landesgericht zu⸗ 

ändig, wenn gemeinſchaftliches oberes Gericht 
eichsgericht wäre. Ob G. 1 

Er Ne tskraft einer in einer Angelegenheit der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit früher ergangenen 
e ſteht der abermaligen Anrufung 
der Gerichte jedenfalls dann nicht entgegen, 
wenn eine Aenderung der 1 und der 
tatſächlichen ee erfolgt iſt. Gegen 
eine Firmen⸗Aenderung, die nur gegen vertrag⸗ 
liche Verp Pa ungen, nicht auch gegen firmen⸗ 
rechtliche Beſtimmungen verſtößt, ſteht dem 
Vertragsgegner kein 92950. 5 u. Eine 
abgeleitete Firma — ann nur 
ſo, wie ſie 8 nase fortg eführt und 
jedenfalls nicht in weſentlichen Punkten ge⸗ 
ändert werden. ObLG. 20 

Ein unter Vormundſchaft ee iſt berechtigt, 
Anträge zu 105185 und Beſchwerde einzulegen, 
ſoweit er geſchäftsfähig iſt. Erübrigungen, die 

ein unter Vormundſchaft Stehender aus Mit: 
teln gemacht hat, die ihm zur Beſtreitung feines 
Unterhalts vom Vormund überlaſſen worden 
find, unterliegen im Aweifel der Verwaltungs⸗ 
befugnis des Vor Ob“ 


G. 263 


1 


— —. m rag an nn 


i 


_— 


janbelßfaden i. S. des 
Iſt die Kammer 
wenn Beſchwerde 
. ein⸗ 
3 abgeleh a 


Was Ai men unter 
Satz 2 36 


für r Handelssachen hin, 
gegen einen Naſchuß en 
gelegt wird, durch den der 
worden iſt, einer eingetr. © m. DD nach. 
BGB. ein Vorſtandsmitglied zu 1 


Zu 8815 GBO, 171 Nr. 1 F GG.: Ermächtigun 
des Notars, au 8 grundbuchamtlich zu Bon, 
ziehenden Urkunde die Wie e des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts zu erwirken. Nachweis der 

klärung der Genehmigung gegenüber 


geſetzlichen Vertreter und der Mitteilung an 
den anderen Vertragsteil. Ob G. 
10. Gerichtskoſten. Gebühren. 


| Berechnung des Gebührenvorſchuſſes für die Revi⸗ 


XI 


be G. 15 


ee bei nachträglicher Beſchränkung der 
G. 354 


eviſion 


Ermäßigung der Gerichtsgebühren für Bergleice 
bei vorheriger teilweiſer Tilgung d lage⸗ 
anſpruchs 8 4 (6) der VO. über die gerichtliche 
1 von Zahlungsfriſten vom 7 Auguſt 
1914 (20. Mai 19 5). OLG. be 
Gegenſtandsſumme bei e der Zwangs⸗ 
verſteigerung zum Zwecke der Gememſchafts⸗ 
aufhebung durch den eee er eines 
Miterben. München 1 


Ein mit der Stellvertretung 12 5 bayeriſchen 
Gerichtsvollziehers beauftragter Beamter der 
Gerichtsſchreiberei hat keinen Anſpruch auf die 
dem Gerichtsvollzieher zuſtehenden Anteile an 
den Vollſtreckungsgebühren. OLG. Augsburg 

Welche Gebühren ſtehen dem Rechtsanwalte au, 
der einen Angeklagten in der Hauptverband 
lung wegen mehrerer verbundener Strafſachen 
verteidigt? Ob G. 

Zur Feſtſetzung der dem beſtellten Verteidiger 


188 


363 


297 


zukommenden Gebühren ſind die Strafgerichte 
be G. 185 


zuſtändig. 

Erſtattung von Reiſekoſten für an demſelben Tage 
ausgeführte Geſchäfte eines auswärtigen Rechts⸗ 
anwaltes. LG. Straubing 


Ein als Zeuge gelad er und als ſolcher beeidigter 
Arzt kann troßde die Gebühren eines Sa 
verſtändigen beanſoruchen, wenn er als ſolcher 
vernommen worden iſt. Ob 


11. Strafrecht. 
A. Neichsrecht. 
a) Strafgeſetzbuch. 


Wann kann eine in der Regel in ihrem landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe tätige Frau für einen Un⸗ 
fall ſtrafrechtlich verantwortlich gemacht werden, 
der in ihrer daneben betriebenen, einem geeig⸗ 
neten Gehilfen unterſtellten Sägmüble einem 
Dienſtboten infolge Fehlens einer vorgeſchrie⸗ 
benen Schutzvorrichtung zu uge eſtoßen iſt? Nicht⸗ 
beachtung und mangelnde Kenntnis der Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften. Vorherſehbarkeit des 
Unfalls trotz beſonderer Unvorſichtigkeit des Be⸗ 
ſchädigten. Ob 

Zu 8 133 StGB.: Entwendung zur Vernichtung 
beſtimmter Brotmarken aus dem Gewahrſam 
einer Behörde. RG. 

Auf den Schutz des 8 193 StGB. hat unter Um⸗ 
ſtänden Anſpruch, wer ſich einer anderen Ber: 
ſon zum Zeugen für eine ihr zugefügte Unbill 


138 


bS G. 17 


G. 392 


XII 


erbietet. Ein ſolches Erbieten kann in den 
0 men einer amtlichen Tätigkeit fallen, aber 
ſonſt zur Wahrnehmung berechtigter In⸗ 
terefien geſchehen, beiſpielsweiſe durch den An⸗ 
gebörigen einer Gemeinde bei einer Unbill, die 
ein Beamter der Gemeinde m feinem Amt einem 
Dritten zugefügt hat. Der Ausdruck „rüpel⸗ 
haft“ überſchreitet an ſich nicht die Grenze des 
nach 8 193 Zuläſſigen. RG. 
Zum Begriffe des umſchloſſenen Raumes i. S. 
des 8 243 Nr. 2 StGB.; ein Fiſchbehälter, der 
bei regelgen äßer Benützung nicht von Menſchen 
betreten wird und deſſen Umſchlie ßung zur eſt. 
haltung der Fiſche und nicht dazu beſtimmt iſt, 
Menſchen am Eintreten in den Raum zu ver⸗ 
hindern, iſt nicht deshalb als umſchloſſener Raum 
anzuſehen, weil Er mit dem Boden feſtverbunden, 
einen Teil der Erdfläche bedeckt und groß ge⸗ 
nug iſt, das Eintreten von Menſchen zu er⸗ 
möglichen. RG. 


8 248 a StGB. iſt nur auf Fälle wirtſchaftlicher 
1195 nicht auch auf eine ſog. Ehrennot anwend⸗ 


RG. 
Betrug: Vermögensbeſchädigung durch Erſchlei⸗ 


beſtehende Schuld? 

Kann ein Schriftſtück, in dem ſich vor der Unter⸗ 
ſchrift der Vermerk „gez.“ findet, als beweis⸗ 
fähige Urkunde i. S. des 8 267 StGB. gelten? 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. 


389 


. 357 
Kurpfuſcherei als Sachwucher i. S. des 8 302 e 


1 
Ohne Vorherſehbarkeit der Zransportgefäbrbung 
ift eine Verurteilung zwar nicht aus 8 316 
Abſ. 1, wohl aber aus 8 316 Abſ. 2 StGB. 
möglich. Freiheit des Ermeſſens eines Weichen⸗ 
ſtellers gegenüber den für ihn erlaſſenen Dienſt⸗ 
vorſchriſten? RG. 
Verſchiedene Bedeutung des Begriffs gewerbs⸗ 
mäßig in 8 361 Nr. 6 und 8 260 StGB.; An⸗ 
wendung des 8 361 Nr. 6 beim Beſtehen Bike, 


fog. feſten Verhältniſſes 232 
Was iſt unter „Ueberlaſſen an Andere“ i. S. d 
8 367 Nr. 3 StGB. zu verſtehen? DE 329 


Was verſteht man in einem offenen Schutz⸗ 
ach im Sinne der Bauordnung? Bedürfen 
offene Schutzdächer nur dann der e 
lichen Genehmigung nicht, wenn es ſich um g 
ringfügige Bauwerke handelt? (StGB. 8 3 
Nr. 15; BauO. 8 6 Abſ. 1 und 2). 


Eine Verpflichtung den Kamin gen imigen zu laſſen 
beſteht nicht, wenn wegen d eſchaffenheit 
der zur Fung Reit nde ten Stoffe der An⸗ 
ſatz von Ruß und die Entſtehung eines feuer⸗ 
Be ährlichen Jagger ausgeſchloſſen iſt. StGB. 
§ 368 Nr. 8: VO. vom 26 März 1903, die 


ennie betr. (GVBl. S. 115 ff). Obs G. 296 


Wie iſt es rechtlich zu beurteilen, wenn der An⸗ 

tifter zu einem fortgeſetzten Verbrechen oder 

ergehen des Diebſtahls ſich ſelbſt an der Aus⸗ 

führung einer zu dieſem Verbrechen oder Ver— 

9 gehörigen Einzelhandlung nass die 

r ſich allein betrachtet unter 8 370 
StG. fallen würde? 

Zu 8 370 Nr. 5 StGB.: Eine Entwendung zum 
alsbaldigen Verbrauch kann auch dann vor⸗ 
liegen, wenn der Dieb Waren ſtiehlt, um das 
ihm für deren Einkauf von einem Dritten über— 


gebene Geld für ſich behalten zu können. RG. 133 


Eine Uebertretung des Bettelns kann gegeben 
ſein, auch wenn der Beſchuldigte geringwertige 
Waren zum Kauf angeboten hat. ObLG. 


Nr. 5 
RG. 113 


35 


| 
| 
| 
! 


ö 


324 
Hehlerei oder Teilnahme an Unterſchlagung? RG. 390 


357 
chung eines Beweismittels über eine wirklich 
RG. 2 


Anſtiftung zur ee e Be ift finten 
ftp I 
G. 182 


b) Nebengeſetze. 


bar, auch wenn ſie 
Gläubiger erfolgt iſt. 


Die Tatſache, daß ein Tier eines natürlichen 1055 

eſtorben iſt, „genügt, um fein Fleiſch als ver⸗ 
orben i. S. d 

e zu laſſen. 


Zur Anwendung des 8 11 in Verbindung mit 8 10 
Nr. 2 Nahr Mittel G. wird nicht vorausgeſetzt, 
daß das als echt verkaufte Nahrungsmittel vom 
Verkäufer oder einem anderen vorſätzlich ver⸗ 
fälſcht worden iſt RG. 


durch begün 


Ein Ver geben nach 8 12 Nr. 1 und 8 14 Nahr.⸗ 
Mittelch durch i geſundheits⸗ 
ſchädlicher Ware kann im Inland begangen ſein, 


auch wenn nach den Vorſchriften es bürger⸗ 


lichen Rechts Verkauf und Abnahme m us⸗ 
land erfolgt ſind. Prüfungspflicht des 9 
ſachverſtändigen Verkäufers. RG. 


Die Entſcheidung darüber, welcher gaſſe nach 8 17 


es 8 10 Nr. 2 Nahr Mittel G. er⸗ 
RG. 325 


230 


Nahr MittG. eine Geldſtrafe zufällt, Reh den 
Ob G. 35 


Gerichten nicht zu. 


Bohlen i zu den e 
S. des bLG. 328 


Iſt Erde e een die 
nis der Ortspolizeibehörde i 
Wer bat um die Erlaubnis nachzuſuchen ? 


G. 264 


b 
e der 5 für Angeſtellte nach 
‚ insbelondere für die Ange⸗ 
ellten m eGaſt⸗ und * und 
genehmigten Fremdenpenſionen. 1. Polizeiver⸗ 
ordnung oder e ung? Polizeiver⸗ 
ordnung für einen Kar ns a 155 olizei⸗ 
behörde. 2. Da O. nach Anhörung be⸗ 
teiligter „ und Arbeiter er⸗ 
laſſen iſt, muß nicht aus ihr zu entnehmen ſein. 
3. Verhältnis zu dem Verordnungsrechte des 
Bundesrats (vgl. BRBek. vom 23. Januar 1902 
RGBl. S. 33). 4. Wer iſt Arbeiter i. S. des 
8 120 f GewO. 45 Richterliche Nachprüfung. 
6. Art der Regelung. 


Zum Begriffe der Tanzluſtbarkeit. RG. 


n el kann auch 12 vorliegen, wenn 
bei der Ausführung des Schmuggels nur vor 


Ob“ G. 49 


153 


dem Ueberſchreiten der Grenze drei oder 1575 
RG. 261 


Perſonen zuſammengewirkt haben. 


Obe. 393 Teilnahme an verbotener Warenausfuhr durch 


Verkauf der Ware an den Ausführenden. RG. 


Eine Beteiligung an verbotener Wayeneinfuhr 
Fam unter Umſtänden auch in der „ 
r Ware von einem Orte des Inland 1 

18 liegen. 


Wie weit reicht gegenüber ſeuchenpolizeilichen An⸗ 
ordnungen die Befugnis des Gerichts ihre Zu⸗ 
läſſigkeit zu prüfen? Anordnung am Gehöft 
eine Tafel mit der Aufſchrift „Maul⸗ und 
Klauenſeuche“ anzubringen und das e 
zwiſchen Stalltüre und Dungſtätte mit Kall⸗ 
milch zu 1 lag Vorausſetzungen für die 
Fal dieſer Anordnungen: Rechtswirk⸗ 
amkeit einer auf Grund einer irrigen we 
erlaſſenen Anordnung. ViebſG. 8 1 Ab 
88 13, 74 Nr. 3, 8 76 RG. 

Die Verpflichtung, den Ausbruch einer Viehſeuche 
anzuzeigen, kann auch ſolche Perſonen treffen, 
die bei dem Ausbruch der Seuche noch nicht 
in einem die Anzeigepflicht begründenden Ver⸗ 
Be zu den Tieren geſtanden find (89 

iehſ G.). RG. 


133 


70 


153 


Verpflichtung, fich über ein wegen Ausbruchs der 
aul⸗ und Klauenſeuche erlaſſenes Hauſier⸗ 
verbot zu erkundigen; genügt deſſen Veröffent⸗ 
lichung im amtlichen Blatte 7 (8 76 Nr. 1 2590 


360 

Iſt 8 134 VZoll G. auf die Einführung von Pferden 
aus Oeſterreich nach Bayern anwendbar? RG. 390 
Strafbare Entziehung elektriſcher Kraft trotz Be⸗ 
ſtehens eines Stromlieferungsvertrags. RG. 93 
Uebertretungen der 88 77 bis 81 der Eiſenbahn⸗ 
Baus und Betriebsordnung vom 13. April 1905 
können auch fahrläſſigerweiſe begangen werden. 
Umfang der Sorgfalt eines Fuhrwerkslenkers 
beim Ueberqueren eines Bahngeleiſes. ObLG. 


B. Landesrecht. 


Wer iſt für Uebertretungen nach Art. 120 Ziff. 1 
PStGB. ſtrafrechtlich verantwortlich? Fahr⸗ 
läſſiges Verſchulden. Ob G. 135 

Zur Frage der Gültigkeit eines Rauchverbots für 
Jugendliche. LG. Zweibrücken 117 

Zu Art. 19 des Geſetzes über die Fortſetzung 
der Grundentlaſtung. Ueber den Begriff Guts⸗ 
komplex und Zertrümmerung. ObL G. 155 

Was iſt unter Uebermitteln von Loſen an andere 
und Erbieten hiezu i. S. des Art. 7 fi 1 des 
Lotteriegeſetzes zu verſtehen? Zu l 


74 


: 12. Strafprozeß. 


Als unabwendbarer Zufall i. S. des 8 44 StPO. 
iſt es zu erachten, wenn ein unzuſtändiger Ge⸗ 
richtsſchreiber die Reviſionsbegründung des An⸗ 

eklagten zu Protokoll nimmt, ohne ihn über 
feine Unzuſtändigkeit aufzuklären. ObLG. 361 

Erforderniſſe für die Gewährung der Wiederein⸗ 
etzung bei einer Friſtverſäumung durch Ver⸗ 
chulden des Angeſtellten eines Rechtsanwalts, 
844 StPO. a nr 181 

Verſehen des Kriegsvertreters eines Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten kein unabwendbarer Zufal. RG. 353 

8 56 Nr. 3 StPO. ift auf den Polizeibeamten, 
der auftragsgemäß zu einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung aufgefordert hat, nicht anwendbar. RG 

Gibt 8 147 StPO. dem Verteidiger ein Recht zu 
verlangen, daß ihm die Akteneinſicht auch nach 
Beginn der Hauptverhandlung ermöglicht 8 


Zu 88 222, 250 StPO.: Kommiſſariſche Ver⸗ 
nehmung eines Zeugen, der voraus ſichtlich an 
dem Erſcheinen in der Hauptverhandlung ver⸗ 
hindert ſein wird; darf ſeine Ausſage verleſen 
werden, wenn z. Zt. der Hauptverhandlung das 
erwartete Hindernis nicht beſteht, aber zur 
Verhandlung für den neuen Termin mit dem⸗ 
elben Hindernis wie bei der Anordnung der 

mmiſſariſchen Vernehmung zu rechnen ah ? 


Mit dem Erſuchen um n des Ange⸗ 
klagten nach 8 232 Abi. 2 StPO. kann das Er⸗ 
uchen verbunden werden, den Angeklagten zu 

agen, ob er vom Erſcheinen in der Haupt⸗ 
verhandlung entbunden fein will, und ihm den 
für dieſen Fall im voraus erlaſſenen Beſchluß 
nach 8 232 Abſ. 1 StPO. bekannt zu geben. 
Zwiſchen der Bekanntgabe des Beſchluſſes und 
der Vernehmung iſt dem Angeklagten die zur 
Vorbereitung ſeiner Verteidigung nötige Zeit 
zu laſſen Keine Ablehnung eines Er): ben 
bu 5 nn 80 al Dr nen 
ilfehandlung zur Zuſtändigleit des Werihig- 
chreibers gehört. OLG. 233 


14 


94 


1. Syſtematiſches Verzeichnis. 
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Iſt es zuläſſig, Beweisanträge abzulehnen, dur 
die Tatſachen bewieſen werden ſollen, die na 
der Meinung des Angeklagten für das Bus 
ſtandekommen eines Sachverſtändigengutachiens 
erheblich find? RG. 153 

Zu 8 222 StPO.: verſchiedene Behandlung von 
42 die gleichweit entfernt vom Gerichts⸗ 

tz wohnen. RG. 47 

Anſpruch des Angeklagten auf er, 
mit kommiſſariſch vernommenen Zeugen? RG. 182 

Iſt es zuläſſig, die Beweisaufnahme in der Haupt⸗ 
verhandlung auf eine den Gegenſtand eines 
anderen Strafverfahrens bildende Tat auszu⸗ 
dehnen? RG. 261 

Durchſtreichungen, Einklammerungen und dal in 
der Niederſchrift des Geſchworenenſpruchs. RG. 

Umfang der neuen Verhandlung vor der erſten 
Inſtanz, wenn das Reichsgericht unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der Verurteilungen lediglich zur Neu⸗ 
bildung der Geſamtſtrafe eee 


293 


229 


„Gegenvorſtellung“ gegen einen Beſchluß des 
Landgerichts als Beſchwerdeinſtanz in Straf⸗ 
ſachen. 8 22 BRVO. vom 9. September 1915 
bepiebt ſich nicht auf Beſchwerden gegen Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchlüſſe in waage 

LG Augsburg 

Durch einen wegen gewerbsmäßiger Unzucht er⸗ 
laſſenen rechtskräftigen Strafbefehl wird die 
Strafklage nicht auch hinſichtlich der Einzel⸗ 
handlungen verbraucht, die nach der Exlaſſung, 
aber vor der Buftellung des Strafbefehls b.⸗ 
gangen ſind. ObLG. 232 

Wird durch einen wegen gewerbsmäßiger Un⸗ 
zucht erlaſſenen rechtskräftigen Strafbefehl die 
Strafklage auch hinſichtlich derjenigen Einzel⸗ 
handlungen verbraucht, die nach der Erlaſſung, 
aber vor der Zuſtellung des Strafbefehls be⸗ 
gangen worden find? LG. München 1 158 


Nach der Erlaſſung eines Strafbeſcheides der 
Verwaltungsbehörde iſt die Eröffnung einer 
Vorunterſuchung 1. S. der 88 176 ff Stq O. 
nicht zuläſſig; das Gericht kann jedoch zur 
beſſeren Aufklärung vor der Hauptverhandlung 
Ermittelungen anſtellen laſſen. Ob“. 

Die Vollſtreckung der Erſatzfreiheitsſtrafe für 
Geldſtrafenreſte. LG. Zweibrücken 235 

Eine in eine aufgehobene Geſamtſtrafe einbezogen 
geweſene, rechiskraftig gewordene Einzelſtrafe 
iſt ſelbſtändig vollſtreckbar, auch wenn ſie nicht 
im Urteilstenor ausgeſprochen, ſondern nur in 
den Gründen feſtgeſetzt iſt. Ob LG. 116 

Beſchränkung der Ausnahmegerichte auf die unter 
ihre Gerichtsbarkeit fi Menden Verfehlungen; 
e einer Doppelverurteilung, me be⸗ 
ondere bei Idealkonkur renz RG. 

Leichenöffnung nach 8 224 MStGO. durch den 
erſuchten Amtsrichter; wer weiſt die Gebühren 
für die von der Militärbehörde geſtellten Sach⸗ 
verſtändigen an? RG. 


96 


71 


13. Staatsrecht. 


Penſionskürzung bei Wieder verwendung im öffent⸗ 
lichen Dienſt (Art 66 Beamten®.). Streitwert 
des Armenrechtsverfahrens. TLG. München 


Rechtliche Natur einer einem Lehrer in wider- 
ruflicher Weiſe bewilligten Gehaltszulage. Der 
Rechtetitel der ungerechtfertigten Bereicherung 
gehört ebenſo dem öffentlichen wie dem bürger— 
lichen Recht an. GerfKomp. 394 
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Verweigerung einer gemeindlichen Abgabe für die Abſ. 1 Nr. 1, GG. 8 
lichen Rechts. Die Gerichte gm zuftändig, wenn | 


14. Finanzweſen. 


Einwendungen gegen die Zwangsvollſtreckung Prozeßvollmachten, von denen in einem an⸗ 
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Eheſachen, Beweiswürdigung 201, 227 Fremdenpenſion, Angeſtellte 49 
Ehrennot 357 Friſt, Verſäumung 181 
Eid der Partei 201 [Fürſorgeerziehung, Neuregelung 1 ff. 
Eier 206, 269, 302, 333 | Fürſorger 5 
Eigentum, Erwerb 361 | Futtermittel 80, 267, 268, 301, 332, 365, 397 
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Gasrohrbruch, Unfall 226 
Gebrauchsgegenſtände, Entwendung 133 
Gebrauchs muſter, Friſten 191 
Gebühren bei Zurücknahme der Klage 176 
— bei Vergleich 200, 289 
im Privatklageverfahren 


in Hinterlegungsſachen 


88 
der Rechtsanwälte 41ff., 60 ff., 65 f., 185, 95 


XVII 
Grundbuch, öffentlicher Glaube 72 
— Berichtigung 11, 72 
— ſ. a. Eintragung 
Grundbuchanlegung, Wirkung 174 
— Heilung von Formmängeln 32 
Grundentlaſtung 155 
Grundſchuld, Verpfändung 111 
— Zahlungsfriſt 237 
Grundſtück, Bezeichnung 72 
— Nießbrauch 85 ff. 
— öffentliche Laſten 254 
Grünkern 268 
der Gerichtsvollzieher 7 Gummiſauger 304 
der Zeugen 17 Gütergemeinſchaft, Rechte der Frau 261 
— Vorſchuß 354 — fortgeſetzte 295, 326 
Gedenkſtücke, Schutz 304, 336 
Geflügel, Auslauf auf Felder 135 
Geflügelſchlächterei 328 
Gegenmoratorium 292 
Gegenvorſtellung in Strafſachen 50, 81 
Gehalt, Pfändung 131, 255 


— bei Strafverſetzung 198 


Gehaltszulage, rechtliche Bedeutung 394 
Geiſteskrankheit, Wirkungen 180 
Geiſtesſchwache, Fürſorgeerziehung 2f. 
Geldſtrafe nach dem Nahr MG. 35 
— Umwandlung in Freiheitsſtrafe 75, 235 
Gemeinden, Haftung 181 
— Beſchwerde bei Zwangserziehung 183 
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Gemeinſchaft, Aufhebung durch Zwangsverſtei⸗ 


gerung 63 
Gemüſe 301, 333, 397 
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— von Urkunden 356 
— von Gewerbebetrieben 91 


— zu Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer 393 
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Generalbevollmächtigter, Zuſtellung 43, 51 
Generalkommando ſ. Militärbefehlshaber 
Genoſſenſchaft, Vorſtand 136 
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Gerſte, Verkehr 33 
Gerſtenkontingent, Herabſetzung 80, 100, 366 
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Geſamtſchuldner, Ausgleichung 151 
Geſamtſtrafe, Bildung bei Zurückverweiſung 229 
— Berufung 307 
— teilweiſer Erlaß 385 
— Vollſtreckung 116 
Geſchäftsaufſicht 317 
Geſchäftsaushilfe der Beamten 140 
% ͤ 180 
Geſchworenenſpruch, Niederſchrift 293 
Geſellſchaft, Begriff 369 
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ee 10, 261, 268, 301, 333, 365, 397 
Gewahrſam an Brotmarken 289 
Gewerbebetrieb, Schadenſtiftung durch 91 
— rechtswidriger Eingriff 181 
Gewerblicher Rechtsſchutz 174, 193 ff. 
Gewerbsmäßigkeit, Begriff 232 
Gift, Abgabe 329 
Glaubhaftmachung bei Widerſpruchsklage 150 
Gold waren 271 
Grenze, Ueberſchreitung 13 
Grenzein richtung 321 
Grenzmauer 156 
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Gutskomplex, Begriff 155 
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Hafer 80, 112, 26, 366 
Handelsgeſchäft, Veräußerung 319 
Handelsſachen, Begriff 15 
— Beſchwerde 203 
Handels verträge 142 
Handlungsgehilfe, Verzug 246 
Handwerker, Verjährung der Anſprüche 166 
Harz 120, 334 
Haſelnüſſe 333 
Hauptverhandlung, Wiedereröffnung 21 ff. 
Hauſierverbot 360 
Hausſchlachtungen 158 
Heeresangehörige, Zuſtellung 43, 51 
Heeresteil, kriegführender 357 
Hehlerei, Tatbeſtand 390 
Heilanſtalt, Ablehnung der Behandlung 356 
. Einfuhr 79 

Heu 20, 2:0 
Hinterlegung des Verſteigerungserlöſes 167 
Hinterlegungsſchein 88 
Hinterziehung des Fahrpreiſes 24 
Hirſe 268, 333, 366 
Höchſtbetragshypothek, Tilgung 146 


Höchſtpreiſe 47, 52, 75, 312, 119, 131, 159, 181, 
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Höhere Gewalt, Begriff 87 
Holz, Verkauf 360 
Honig 398 
Hornſchläuche 206 
Hühner ſ. Geflügel 

Hülſenfrüchte 268, 334 
Hypothek bei nichtigem Kauf 32 
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— Zahlungsfriſt 237, 375 
— Ablöſung 114 
— Erlös 312 
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Grundſtücks 30 
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Im mobile Truppenteile 93 
Intereſſe, berechtigtes, Begriff 389 
Internationales Privatrecht 172 ff., 193 ff. 
In zidentfeſtſtellungsklage 93 
Irrtum, entſchuldbarer 122 
— über Höchſtpreiſe 47 
Italien, Urheberſchutz 192 
J. (). 
Jugendliche, Rauchverbot 117 
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aa 159, 269 
. 159, 269 
Kaliſalze 271 
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Kartell 354 
5 19, 52, 80, 118, 160, 206, 269, 301, 366, 397 
K a „78, 120, 302, 397 
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Kauffahrteiſchiffe 271 
Kaufmann, Verjährung der Anſprüche 166 
Kaufmänniſcher Betrieb, Begriff 183 
Kaufvertrag, Abſchluß 200 
— Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 30 
— nichtiger 32 
Keller, Br oruna im Grundbuch 72 
Kettenhandel 267 
Klage, Begründung 179 
— während der Geſchäftsaufſicht 317 
— Zurücknahme 176 
Kleingärten, Pachtpreiſe 191 
Klinik, Unfall 259 
Klippfiſche 159 
Knochen 206 
Kohlen, Lieferungsverträge 191 
Kommanditiſt, Klagerecht 
Kommunalverband, Befugniſſe im Lebensmittel⸗ 
verkehr 
Kommun mauer 156 
Konkursverfahren, Wirkung 291 
— Vorzugsrechte 44 
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— über einen Nachlaß 295, 346 
Konkursverwalter, Rechtsſtellung 6 ff., 45 
— Bindung an Verträge 1 
— Anwaltskoſten 30 
Konſularvertrag, deutſch⸗italieniſcher 174 


Koſtenerſtattung, Entſtehung des Anſpruchs 216ff. 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß, Beſchwerde 50 
Kraftfuttermittel 80, 160, 208 
Krankenhaus, Unfall 25 
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Loſe, Uebermittlung 


erfügung, Form 


M. 

Mahnverfahren, Koſten 
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Maſchine, Haftung des Vermieters 
Maſſeverwalter in Oeſterreich 
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304, 336 
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11, 114 
68 

224 

74 


9, 30 
191, 207 
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80, 100, 366 
139, 160, 191 


Krankenverſicherung 
Kriegsbedarf, Sicherung 
Kriegsgefangener, Begriff 
Kriegsſchäden, Feſtſtellung 
Kriegsſpende aus Mündelgeld 
Kriegsſpiel, Unfall 
Kriegsteilnehmer, Begriff 
— Schutz 
— Regchtsſtreit 
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— Strafverfahren 
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— von Verſicherungsverträgen 
Kunſt, Schutz 
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Landwirtſchaftsbetrieb, Unfall 
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Milch 206, 
Militärbefehlshaber, Anordnungen 13, 14. 71, 


75, 113, 325 
Militärgerichte, Zuſtändigkeit 357 


Militärpenſionsbeſcheid 330 
Minderjährige, Gefährdung 294 
—- ſ. a. Mündel 

Minderkaufmann 319 
Mitgift, Form der Zuſage 48 
— Verzinfung 226 
— Pfändung 320 
Mitglieder verſammlung, Berufung 94 
Mitverſchulden des Verletzten 3, 356 
Molkereibetrieb 183 
Moratorium 292 
Motorpoſt, Fahrkarten 24 ff. 
Mündel, Antrags- und Beſchwerderecht 263 
Mündelſicherheit von Wertpapieren 95 
Mündelver mögen, Kriegsſpende 67 
NMuſikaufführungen 264 

N. 

Nacherbe, Einſetzung 115, 134 
— Pfleger des N. 298, 341 
— Rechte 327 
Nachlaß, Sicherung 137, 338, 347 
— Auseinanderſetzung 243, 290 
— Konkurs 295 
Nachlaßgericht, Beurkundungsbefugnis 24 U ff. 
Nachlaßpflegſchaft 338 ff. 
Nachlaßſachen, Rechtshilfe 8 


Nachlaßvertrag, deutſch⸗ruſſiſcher 144, 173 
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Nachlaß verwaltung 344 ff. 
Nahrungsmittel, Verfälſchung 202 
— geſundheitsſchädliche 230 
— verdorbene 325 
Namensänderung 400 
Nebenklage, Koſten 149 
Nebenſtrafe, Berufung 307 
Nichtigkeit der Ehe 322 
Niederſchlagung von Strafverfahren 52, 96 
Nießbrauch an Grundſtücken 83 
— Erlöſchen 290 
Not, Begriff 357 
Notar, Erholung der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung 33 
— Beurkundung von Vollmachten 60 
— Haftung 97, 230, 292, 356, 388 
Notweg, Rente 92 
Nürnberger Kommunmauerrecht 156 
O. 
Oberbergamt 234 
Oberlandesgerichte, Zuſtändigkeit 88, 183 
Oberſtes Landesgericht, Zuſtändigkeit 183 
a 301, 333, 367 


De 79, 119, 269, 302, 334 
eser Glaube des Grundbuchs 


72, 146 
Oeſterre 8 u REN 6 ff. 
— Pferdeei 390 
Offizier u Penſionsrecht 323 
Ordnungsſtrafe wegen Ungebühr 23, 75 
Ortsarmen verbände 5 
Ortskrankenkaſſe, Vorſtand 46 
Ortspolizeibehörde, gewerbepol. Befugniſſe 264 
Pachtvertrag, Nichtigkeit 47 
Pachtzins, Verfügungen 221 ff 
Paraguay, Auslieferung 20 
Pariſer Union 144, 193 ff. 
Patentberühmung 40 
Patentrecht, Friſten 191 
Pauſchſatz für Koſten 290, 399 
Penſion der Militärperſonen 323, 330 
— ſ. a. Ruhegehalt 
Perſonalakten, Vorlegung im Zivilprozeß 209 ff. 
Petroleum 208, 270, 303, 334 
Pfandrecht an der Grundſchuld 111 
— Behandlung des Erlöſes l ff. 
Pfändung von Mietzinſen 8⁴ 
— von Pferdegeldforderungen 97 
— des Mitgiftanſpruchs 320 
— des Gehalts 131, 255 
— von Malzkontingenten 66 
— fehlerhafte 132 
— Ablehnung des Auftrags 234 
Pferde, Einfuhr 390 
Pflege r, Anſpruch auf Vergütung 298 
P flegſch' aft, Zuſtändigkeit 297 
— fa. Abweſende, Nachlaßpflegſchaft 
Photographieen, Schutz 192 
Polizeiakten 211 
Polizeibeamte als Teilnehmer 14 
Polizeiverordnung über Arbeitszeit 49 
Porto, Ablöſung 271 
Poſt behörden, Auskunft 101 ff. 
Poſtgebühren, Einziehung 29 
Poſtverkehr, bayeriſcher 24 
— Reichsabgabe 290 
Poſt verträge, internationale 142 
Preſſeſachen, Zuſtändigkeit 37 ff., 63 ff. 


Prioritätsfriſten 191 
Privatklage, Koſtenerſatz 42, 62, 96 
— Koſtenfeſtſetzung 50 
— Vergleich 129, 289 
— in Preßſachen 3 6Af. 
— Niederſchlagung 96 
Protokoll des Nachlaßgerichts 241 ff 
— Genehmigung 

Proviſion des Agenten 91 


Vß•ö Zuſtellung 43, 51 
— Verſehen 353 
Prozeßfähigkeit, Begriff 
Prozeßkoſten, Erfatz 

— Umfang 
Prozeßvollmacht, Stempelpflicht 
Prüfungen, juriſtiſche 


180 
47 ff., 60 ff., 65 f., 216 ff. 
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56, 58 ff., 72 
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Rang von Hypotheken 114 
Rangrücktritt 358 
Rauchverbot gegen Jugendliche 117 
[Raum, umſchloſſener, Begriff 324 
Rehenfhaftslegung 10 
Rechtsanwalt, Zuſtellung 51 
— als Konkursverwalter 30 
— Stellvertretung 139 
— Haftung 31, 293, 385 
— erat 9f., 30, 41 ff., 138, 149 
— Gebühren 41 ff., 60 ff., 65 f., 185, 204 
— Pauſchſatz 290 
Rechtsbeiſtanb, Haftung 356 
Rechtshängigkeit, Wirkung 69 
Rechtshilfe, Einſchränkung 8 
— Ablehnung 233 
Rechtsirrtum 122 
Rechtskraft, Umfang 158, 203, 232 
Rechtsmittel, Verzicht 226 
Rechtsnachfolge, Begriff 180 
— bei der Zwangsvollſtreckung 68 
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Rechtsweg, Zuläſſigkeit 395 
Reichsbank, Gedenkſtücke 304, 336 
— Beſtätigung von Schecks 335 
Reichsgericht, Zuſtändigkeit 63, 183 
Reihe, rechtl. Bedeutung 321 
Reinigungsmittel 368 
Reiſekoſten des Rechtsanwalts 138 
Rentenſchuld, Zahlungsfriſt 237 
Reviſion, Zuläſſigkeit 46 
— Begründung 361 
— Beſchränkung 354 
— Gebührenvorſchuß 354 
Rinderfüße 206 
Rohfett 160 
Rohharz 120 
Rohzucker 79, 100 
Röntgen verbrennung 259 
Rübenſaft 269 
Rückſtände von Verſicherungsbeiträgen 44 
Rücktritt, Folgen 248 
— vom Mietvertrag 121 
— vom Verſicherungsvertrag 299 
— vom Erbvertrag 123 ff. 
Ruhegehalt, Kürzung 74 
Rumänien, Zahlungsverbot 335, 336 
Ruß im Kamin 296 
Rußland, Auslieferungsvertrag 144 
— Zahlungsverbot 191 
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N — von Rechtsanwälten 139 
Saatgetreide 80 Stempel bei Vollmachten uſw. 53 ff., 72, 266 
Saathafer 112 — für Wertpapiere 250 
Saatkartoffelnn 52, 80, 134, 333 Strafantrag, Zurücknahme 89, 282 
Sachverſtändiger, Gebühren 17 Strafbefehl, Einſpruch 110 
Sachwucher, Begriff 262 | — Rechtskraft „232 
Säg mühle, Unfall 392 Strafbeſcheid der Verwaltungsbehörden 97 
Säcke 303 Strafklage, Verbrauch „232 
Salzfiſche 159 Strafregiſter 224 
Salzheringe, Einfuhr 79 Strafverſetzung 198 
Sämereien 398 Strafzeit, Berechnung 265 
Sanierungs vertrag 110 Strafzumeffung, Berufung 306 
Satzung einer Ortskrankenkaſſe 45 Straßenbahn, Beförderungsvertrag 27 
Schaden, Feſtſtellung 177 Streitgenofſenſchaft 358 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 30, 248 Strickwaren 120, 270, 303, 334, 398 
— wegen verſpäteter Einklagung einer Forderung 31 Stroh 120 
— wegen Tötung von Bienen 91 Stromlieferungs vertrag 13 
Schankwirtſchaft, Arbeitszeit 49 Sühnetermin bei Privatklage 129 ff. 
Scheckrecht, Friſten 51, 190 Süßigkeiten, Herſtellung 36 
— Beſtätigung 335 
Schenkung, Form 48 
— aus Mündelgeld 67 
en Erblaſſers 8 ; 152 T. 
iedsrichterliches Verfahren 136 Tabak 303, 367, 399 
Schiffahrtsverträge 142 Tanzluſt barkeit, Begriff 153 
Schlächterei 328 Tee 159, 269 
Schlachthaus, Zutritt 181 Teilnahme, Begriff 133 
Schlachtſchweine, Preiſe 19, 118 — an Unterſchlagung 390 
Schlachtungen, Zuläſſigteit 158 — an Kriegszuſtandsvergehen 113 
FE nfälle 12 Teilungsplan bei Zwangsverwaltung 86 
Schmalz 120 Telegraphen behörden, Auskunft 101 ff 
Schmugge 261 Telegraphenverkehr, Reichsabgabe 290 
Schofolabe, Herſtellung 36 Telegraphengeheimnis 102 
— Verkehr 269 | Termin, Abfegung 393 
Schriftſtelte riſch er Erwerb, Berückſichtigung Teſtament, Form 110, 147 
beim Unterhalt 323 — Eröffnung 9 
Schuhwaren 270, 367, 398 Tierhalter, Begriff 257 
Schuldanerkenntnis 11 Titel des Grundbuchblatts 72 
Schuldfrage, Berufung 306 Todeserklärung im Kriege 161 ff 
Schuldübernahme 11 Transportgefährdung 229 
Schuldverhältnis, Dauer 369 ff. | Traubenterne 366 
Schuld verſprechen 11 Treppen, Beleuchtung 111 
Schulſchweſtern als Beamte 309 ff. | Triebwaſſer 391 
Schutzdach 393 
Schwegeſes⸗ Begriff 91 
Schwefel 399 u. 
Schweine fleiſch, Preiſe 19, 119 
Schwurgerichte, Zuſtändigkeit 37 ff., 63 fl. Uebergabe, Begriff 383 
Schwurgerichtliches Verfahren 293 Uebergangswirtſchaft, Reichskommiſſar 304 
Seemuſcheln 397 Uebertragung |. Abtretung 
Seife 119, 207, 303, 334 Uebertretungen als Preßſachen 41 
Seifenpulver 207 Umgehung von Höchſtpreiſen 181 
Selbſthilfe 33 Uneheliche Kinder, Unterhalt 350, 392 
Seuchenpolizei 69 Unfallverhütungsvorſchriften 392 
Sicherung des Nachlaſſes 137 Un gebühr vor Gericht 23, 75 
Sicherungshypothek, Ueberleitung 174 Univerſität, Haftung für eine Klinik 259 
— Umfang der Haftung 291 Unſchädlichkeitszeugnis 184 
So da 208 Unterbrechung der Verjährung 11⁰ 
Soldatenteſtament 110 — des Rerchtsſtreits 17, 292 
Sommerzeit 175, 265 | Unterbringung, vorläufige, bei Fürſorgeerziehung 3 
Sondergerichte 63 Unterhalt der Ehefrau 112 
Speiſekartoffel 134 | — der geſchiedenen Frau 323 
Sperre, Sittenwidrigkeit 354 — unehelicher Kinder 350 
Sportsbetrieb, Haftung 12 — Begrenzung 258 
Staat, Haftung für Richter 123 Unterſchlagung 390 
— Bewucherung 273 ff. Unterſchrift, Beglaubigung 99, 191 
— Prozeſſe 211 Unterſtützungswohnſitz 1 
Staatsprüfung 352, 400 Untervollmacht, Stempelbefreiung 56 
Staatsſtraße, Haftung für Unfälle 12 Unzucht, gewerbsmäßige 232 
Stammkapital der G. m. b. H. 148 Urkunden, Legaliſation 99, 191 
Standesherrn 16 — öffentliche, Begriff 241 ff. 
S Erneuerung 19 — Genehmigung 356 
Standrecht 63 ff. — an 356 
Stellvertretung ber Beamten 140 Urſache, Begriff 98 
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Vaterſchaftsklage gegen Kriegsteilnehmer 253 Vorſtrafen, Löſchung 224 
See ere e eee nean 5 
| u i ur 
Bereitelung von Verträgen 293 — des Franzöfifchen Rechts 174 
Vergleich bei Privatklage 129, 289 
— Gebühren 76, 188, 210 
Vergütung des Nachlaßpflegers 346 
Verjährung, Frist 164 fl, 40) ö W. 
= Unterbrechung 110 | Wallnüffe 333 
— Berückſichtigung bei der Vorentſcheidung Waren aun eichnun 205, 267 
— von Fahrgeldanſprüchen der Poſt 29 | Warenausf h 1 133 
— beim Frachtvertrag 121 Warenumſatzſtempel 368 
Verleſung von Zeugenausſagen 94 Warenzeichen oc un 182 
Vermächtnis, Zuwendung 134 115 a N 
— Widerruf 180 | m de 55 
Vermächtnis nehmer, Benachrichtigung 9 | i „ 
Be Er Pflichten En Webwaren 120, 270, 303, 334, 398 
Verſäumnisurteil gegen Kriegsteilnehmer 17 | = : 10 5 0 5 1 dn . > 
Verſchollenheit 161 ff., 340 Wein, Zuckerun 36 
Verſetzung von Beamten 69, 198 Weintreſter 8 366 
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119 


XXX 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. 


— —— —— 
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Minderjährigen dem Vater oder der Mutter zu⸗ 

Bon Regierungsrat Gerber in München. ſteht oder nicht, bedeutet keine ſachliche Aenderung. 


Weſentliche Vorſchriften des ZEG. gründen ſich | Sie tft lediglich eine redaktionelle Verbeſſerung, 
auf die bayeriſche Einrichtung der 9 die die der Tatſache Rechnung trägt, daß die Stellung 
am 1. Januar 1916 dem Unterſtützungswohnſitze des VG. in den beiden Arten von Fällen ver⸗ 
weichen wird. Die Heimatgemeinde ift die nächſte ſchieden iſt und daß es bei der Machtvollkommen⸗ 
Trägerin der Koſtenlaſt. Damit ſteht im Zu⸗ | beit, die der 8 1838 des BGB. dem BG. in den 
ſammenhange, daß das Geſetz der Heimatgemeinde Fällen der zweiten Art verleiht, der Aufſtellung 
einen Einfluß auf das Verfahren einräumt und beſtimmter einzelner Tatbeſtände für die Zuläffig⸗ 
die örtliche Zuſtändigkeit der zur Durchführung keit der Zwangserziehung nicht bedarf. 
der Erziehung berufenen DV. ſich nach dieſer Ge⸗ Auch mit der Umgeſtaltung des Art. 1 Abſ. 1 
meinde richtet. Die Ausdehnung des Geſetzes über Nr. 1 ZEG. (Art. 2 Abſ. J Nr. 1 JG.) iſt keine 
den Unterſtützungswohnſitz auf Bayern machte des- Neuerung bezweckt. Sie iſt veranlaßt durch die 
halb eine Aenderung des Z3EG. unerläßlich. Dieſe Schwierigkeiten, die fi) beim Vollzug des Preußiſchen 
Anpaſſung des Geſetzes an die Neugeſtaltung des FEG. durch die Meinungsverſchiedenheiten über das 
Heimat⸗ und Armenrechts gab Gelegenheit, es auch Verhältnis dieſes Geſetzes zur öffentlichen Armen⸗ 
in ſeinen übrigen Vorſchriften zu überprüfen und pflege ergaben, und will verhüten, daß dieſe 
die zahlreichen Wünſche und Anregungen zu würdigen, Schwierigkeiten unter der Geltung des Rechts des 
die im Laufe der Jahre aus der Praxis und in Unterſtützungswohnſitzes ſich auf die bayerijche 
der Literatur laut geworden waren. Der Geſetz⸗ Praxis, die bisher davon frei geblieben war, über⸗ 
geber hat dabei tiefere Eingriffe in das Gefüge tragen. Die TE. iſt nach dem preußiſchen wie 
des Geſetzes mit Recht nicht für notwendig be⸗ nach dem bayeriſchen Geſetz eine Maßregel, die 
funden, denn es herrſcht Einſtimmigkeit darüber ſich ſubſidiären Charakter beilegt. Das FEG. will 
und die Ergebniſſe der Statiſtik beſtätigen es, daß erſt dann eintreten, wenn dem Bedürfniſſe nach 
das ZE. ſich ſehr gut bewährt hat und in der einer geordneten Erziehung nicht auf anderem Wege, 
Hand von Behörden, die es zu gebrauchen ver- namentlich auf dem Wege, den das Reichsrecht 
ſtehen, ein vortreffliches Mittel zum Kampfe gegen in den 88 1666, 1838 BGB. eröffnet, aus⸗ 
die Verwahrloſung der Jugend iſt. So bringt reichend entſprochen werden kann. Aus den Ent: 
das FEG. keine Umgeſtaltung ſondern neben den ſcheidungen des Bundesamts für das Heimatweſen 
Aenderungen, die durch den Wegfall des Heimat⸗ übernahm das preußiſche Kammergericht den Grund— 
rechts geboten find, nur einzelne begrüßenswerte ſatz, daß die Anordnungen des VG. auf Grund 
Ergänzungen und Verbeſſerungen des bisherigen der 88 1666, 1838 BGB. die armenrechtliche Hilfs⸗ 
Verfahrens. bedürftigkeit vermögensloſer Mj. und damit die 

I. Die Vorausſetzungen des FEG. find trotz Verpflichtung der Armenverbände zur Bereitſtellung 
der Neufaſſung des bisherigen Art. 1 die gleichen der erforderlichen Mittel begründeten, wenn es ſich 
geblieben. Die äußere Sonderung der Erziehungs- nur um die Unterbringung des Mj. außerhalb 
der bisherigen Umgebung und nicht um eine be= 
ſonders geartete Erziehung, wie die Anſtaltserziehung, 
handle. Von dieſem Standpunkt aus kam das 
Kammergericht folgerichtig zu dem Ergebniſſe, daß 


Abkürzungen: FE. — Fürſorgeerziehung, FEG. — 
Sürforgeerziehungsgefeß, VG. = Vormundſchaftsge⸗ 

t, DV. = Diſtriktsverwaltungsbehörde, EG. = 
53 Mj. = Minderjährige. 
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das VG. eine ſolche Unterbringung des Mj. auf Grund 
des Reichsrechts anordnen müſſe und nur fie an⸗ 
ordnen dürfe, wenn es ſie zur Verhütung der Ver⸗ 
wahrloſung für ausreichend halte, gleichviel ob die 
Koſten der Durchführung durch Vermögen des Mi. 
oder andere private Mittel gedeckt ſeien oder von den 
Armenverbänden gegeben werden müßten. Das An⸗ 
wendungsgebiet der Fürſorgeerziehung erfuhr durch 
dieſe Rechtſprechung eine große Einſchränkung. Die 
Rechtſprechung des Kammergerichts ſtieß bei den 
Armenverbänden auf begreiflichen Widerſtand und 
fand auch nicht die Zuſtimmung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts, das ſeinerſeits den Standpunkt einnahm, daß 
Beſchlüſſe des VG. die armenrechtliche Hilfsbedürftig⸗ 
keit nicht herbeizuführen und die Armenverbände zum 
Eingreifen nicht zu verpflichten vermöchten. Da ſo⸗ 
wohl das Kammergericht wie das Oberverwaltungs⸗ 
gericht bei ihrem Standpunkte verharrten, ſah ſich 
die preußiſche Regierung gezwungen zur Beſeitigung 
dieſes ſowohl die Anwendung des Reichsrechts wie 
des Landesrechts lähmenden Widerſpruchs den Weg 
der Geſetzgebung zu beſchreiten. Der § 1 Ziff. 1 
des preußiſchen FEG. in der Faſſung des Geſetzes 
vom 7. Juli 1915 erklärt nunmehr die FE. für zu⸗ 
laͤſſig, „wenn die Vorausſetzungen des § 1666 oder 
des 5 1838 BGB. vorliegen und zur Verhütung 
der Verwahrloſung des Mj. die anderweitige Unter⸗ 
bringung erforderlich iſt, eine nach dem Ermeſſen des 
VG. geeignete Unterbringung aber ohne Inanſpruch⸗ 
nahme öffentlicher Mittel nicht erfolgen kann“. 

Damit iſt die Rechtslage klar und unzwei⸗ 
deutig umſchrieben. 

Für Bayern iſt die Rechtslage dieſelbe. Der 
Geſetzgeber hat dadurch, daß er die Verweiſung auf 
den $ 1666 BGB. aus dem Tatbeſtande des Art. 1 
Abſ. I Nr. 1 ZES. entfernte und die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1666 in das Geſetz ſelbſt herüber⸗ 
nahm, die Auslegung, als ob die Maßregeln des 
8 1666 unter allen Umſtänden vor der JE. ange: 
wendet werden müßten, ausgeſchloſſen. Gleich⸗ 
zeitig hat die Begründung klargeſtellt, daß dem 
bayeriſchen Rechte, das hier ausſchließlich in Be: 
tracht kommt, eine Verwendung öffentlicher Mittel 
nur zur Durchführung der JE., nicht aber zur 
Ausführung eines Beſchluſſes des VG., der ſich 
auf die 88 1666, 1838 BGB. ſtützt, bekannt iſt 
(Begründung zu Nr. J). 

Das praktiſche Ergebnis für den Vormund— 
ſchaftsrichter iſt hiernach: 

Müſſen zu der gebotenen Unterbringung eines 
Mi. öffentliche Mittel in Anſpruch genommen 
werden, ſo ſteht nur die FE. zur Verfügung. Der 
Weg, den Mj. auf Grund der $S 1666, 1838 
BGB. in einer Familie oder Anſtalt unterzu— 
bringen, iſt nur dann gangbar, wenn der Mj. oder 
ſeine unterhaltspflichtigen Verwandten hinreichendes 
Vermögen beſitzen, um die Koſten zu beſtreiten, 
oder wenn die Mittel von anderer Seite, etwa 
von der freien Liebestätigkeit, bereitgeſtellt werden. 
Sind ausreichende private Mittel zur Verfügung, 


ſo kann die FE. nur dann angewendet werden, 
wenn das BG. trotz der Möglichkeit der ander⸗ 
weitigen Unterbringung wegen der Eigenart der 
Verhältniſſe gerade die beſondere Erziehungsform, 
die das JE. bietet, für notwendig hält. 

II. Eine Reihe von Verbeſſerungen gelten dem 
Verfahren vor den Vormundſchaftsgerichten. 


Der Artikel 4 des neuen Geſetzes ſtellt in Abſ. I 
und III klar, was fi fachlich ſchon aus dem bis⸗ 
herigen Art. 12 Abſ. 1 ergab, daß der Grundſatz 
des Amtsbetriebs (8 12 FSG.) und der 8 1673 
BGB., deſſen Anwendung nicht ſelten überſehen 
wurde, auch für das Verfahren in Angelegenheiten 
der JE. Geltung beanſpruchen. 

Der Abſ. II des Art. 4 macht die perſönliche 
Anhörung des Mi., die nicht bloß ein wichtiges 
Mittel der Aufklärung ſondern auch geeignet iſt, 
das wünſchenswerte perſönliche Intereſſe des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters an dem einzelnen Erziehungsfalle 
zu beleben, auch dann zur Pflicht, wenn der Mi. 
das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
vorausgeſetzt, daß ſie „tunlich“ iſt. Als untunlich 
bezeichnet die Begründung (zu Nr. II Abſ. 1) die 
Anhörung des Mj. beſonders dann, wenn der 
Mj. noch ſo jung iſt, daß die Vernehmung nicht 
möglich iſt oder keine Ausſicht auf eine Klärung 
des Sachverhalts bietet. Das VG. wird gut tun, 
andere Gründe, aus denen es von der Verneh⸗ 
mung des Mi. abſehen zu ſollen glaubt, ſtets 
feſtzulegen. 

In allen Fällen muß nach dem Abſ. IV des 
Art. 4 künftig ein Arzt gehört werden. Der Arzt, 
der zugezogen wird, ſoll nach der Begründung des 
Geſetzentwurfs (zu Nr. II Abſ. 1) regelmäßig der 
Amtsarzt ſein. Das iſt nach der Bek. vom 
23. Januar 1912 über den bezirksärztlichen Dienſt 
(MABl. S. 175) der Bezirksarzt. Ein anderer 
Arzt ſoll nur zugezogen werden, wenn beſondere 
Umſtände die Zuziehung rechtfertigen. In Frage 
kommen kann namentlich die Heranziehung des 
Schularztes, des Hausarztes oder eines Facharztes. 


Eine beſonders bemerkenswerte, auch in der 
Fachliteratur viel erörterte Erſcheinung iſt das 
zahlreiche Vorkommen geiſtiger Defekte bei den der 
FE. überwieſenen Mj. Solche Defekte find nament⸗ 
lich häufig bei den Jugendlichen, die ſtraffäll ig 
werden. Die FE. iſt keine Sicherungsmaßregel 
ſondern eine Maßregel der Jugenderziehung. Sie 
ſetzt voraus, daß der Mj. erziehungsfähig iſt. Iſt 
er geiſtig jo gebrechlich, daß er erzieheriſchen Ein: 
flüſſen unzugänglich und nicht einmal ein Ein— 
halten im Fortſchreiten der Verwahrloſung zu er— 
warten iſt, jo iſt die FE. nicht zuläſſig ſondern die 
Verwahrung in einer Anſtalt für geiſtig gebrech— 
liche Jugendliche geboten. Eine ſichere Entſchei⸗ 
dung darüber, ob die Möglichkeit der erzieheriſchen 
Einwirkung beſteht, iſt nicht ſelten ohne eine längere 
Beobachtung des Mj. auf ſeinen Geiſteszuſtand 
nicht möglich. Die VG. haben bisher ſchon in 


ſolchen Fällen von dem Mittel Gebrauch gemacht, 
den Mj. in einer Heil⸗ und Pflegeanſtalt oder in 
der pſychiatriſchen Klinik einer Univerſität zur 
Beobachtung unterzubringen. Doch ergaben ſich, 
wenn die Maßregel auf Widerſtand ſtieß und nicht 
auf den 8 1838 BGB. geſtützt werden konnte, 
unliebſame Schwierigkeiten. Der Art. 4 des JC. 
gibt dem VG. für die Zukunft eine klare und 
fihere Rechtsgrundlage. Das VG. kann künftig 
nicht nur die Unterſuchung des Mi. durch einen 
Arzt erzwingen, wenn ſie von verſtändnisloſen Er⸗ 
ziehungsberechtigten verweigert wird, ſondern ihn 
auch in einer der Anſtalten, die die Staatsregierung 
für geeignet erklären wird, auf ſeinen Geiſteszu⸗ 
ſtand beobachten laſſen. Die Maßregel iſt außer⸗ 
gewöhnlicher Art; ſie ſoll, worauf die Begründung 
hinweiſt, nur dann, wenn fie wirklich notwendig 
iſt, angewendet und nicht länger ausgedehnt werden, 
als ſie ausgedehnt werden muß. Das Verfahren 
iſt vom Geſetzgeber aus dieſen Erwägungen mit 
beſonderen Garantien umgeben worden. Zur 
Durchführung ſteht dem VG. der unmittelbare 
Zwang des Art. 130 AG. BGB. zur Verfügung. 

Die Zweifelsfrage, ob auch die Verfügung des 
VG., die die JE. ablehnt, mit Gründen verſehen 
werden muß und wem ſie zuzuſtellen iſt, iſt im 
Art. 6 des Geſetzes gelöſt worden. Auch die Be⸗ 
ſchwerde gegen die Endentſcheidung des VG. iſt 
nunmehr klar und erſchöpfend und unter Aus⸗ 
ſchluß der Vorſchriften des FGG. geregelt und 
gleichzeitig die Einlegung der Beſchwerde den Be⸗ 
teiligten in zweckentſprechender Weiſe erleichtert 
(Art. 8). Aus der Faſſung des Abſ. V des Art. 6, 
der die Beſchwerde gegen die Ablehnung der JE. 
ordnet, ergibt ſich, wie die Begründung (zu Nr. II 
Abſ. 3) ausdrücklich hervorhebt, eine wichtige Folge 
für die Anfechtung des Beſchluſſes, durch den das 
Beſchwerdegericht die Anordnung der TE. aufhebt 
und die FE. ablehnt. Die weitere Beſchwerde iſt 
hier entgegen dem Ergebniſſe, zu dem § 29 Abſ. 2 
FGG. führen würde, die einfache; fie ſteht des⸗ 
halb jedem zu, der ein berechtigtes Intereſſe an 
der Sorge für die Perſon des Mj. hat. 

Der Zuſtellung an den Mi. ſelbſt iſt für die 
Zukunft das Bedenkliche, das ihr vom erzieheriſchen 
Geſichtspunkte bisher anhaftete, genommen; ſie ge: 
ſchieht nur noch im Auszuge (Art. 6 Abſ. II zweiter 
Satz). Die Vorſchrift gilt nicht bloß für den Be⸗ 
ſchluß, der die JE. anordnet, ſondern, zufolge der 
Verweiſung im Abſ. III des Art. 6 auf den Abſ. II 
dieſes Artikels auch für die Verfügung, durch welche 
die FE. abgelehnt wird. Was außer dem ent⸗ 
ſcheidenden Teile der gerichtlichen Verfügung in 
den Auszug aufzunehmen iſt, kann nicht der Ge⸗ 
richtsſchreiber, der die Zuſtellung beſorgt, Jon: 
dern muß nach dem Zwecke der Vorſchrift der 
Richter beſtimmen. Mindeſtens wird der Auszug 
bei der Anordnung der FE. entnehmen laſſen 
müſſen, welchen der Tatbeſtände des Art. 2 das 
Gericht für gegeben angeſehen hat. Die tatſäch⸗ 
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lichen Feſtſtellungen werden nur in knapper Zu⸗ 
ſammenfaſſung und nur ſoweit und in ſolcher 
Faſſung aufzunehmen ſein, daß ihre Mitteilung 
unbedenklich und unſchädlich iſt. Namentlich iſt 
es nach der Begründung die Abſicht des Geſetzes, 
daß alle Stellen wegbleiben, die ſich auf das Ver⸗ 
halten der Eltern beziehen und geeignet ſein könnten, 
fie vor ihrem Kinde bloßzuſtellen oder fie ihm zu 
entfremden. 

III. Die vorläufige Unterbringung nimmt in 
der Handhabung des FEG. einen immer breiteren 
Raum ein, ſie wird aber nach ſachkundigen Ur⸗ 
teilen immer noch nicht in dem Maße angewendet, 
in dem ihre Anwendung zu wünſchen wäre. Die 
Raſchheit des Zugreifens iſt eine der wichtigſten 
Bedingungen für den Erfolg der FE. Das Geſetz 
hat die Grenzen für die Zuläſſigkeit der vorl. 
Unterbringung weiter gezogen und einem dringen⸗ 
den Bedürfniſſe der Praxis dadurch abgeholfen, 
daß es die Zuſtändigkeit zum vorläufigen Ein⸗ 
greifen jedem Vormundſchaftsgerichte verleiht, in 
deſſen Bezirke das Bedürfnis hierzu hervortritt. 
Die vorl. Unterbringung iſt nicht mehr auf die 
Fälle beſchränkt, in denen mit dem Aufſchube der 
Unterbringung bis zur Vollſtreckbarkeit der end⸗ 
gültigen Anordnung die unmittelbare Gefahr der 
Verwahrloſung, der weiteren Verwahrloſung oder 
des völligen ſittlichen Verderbs des Mj. verknüpft 
iſt; fie iſt ſchon dann zuläſſig, wenn ſofortiges 
Einſchreiten dringend geboten iſt, um die Durch⸗ 
führung der FE. und die Erreichung ihres Zwecks 
ſicherzuſtellen. Zu ihrer Anordnung genügt es, 
daß die Vorausſetzungen der JE. glaubhaft ge: 
macht find (vgl. 8 15 GG.). Ermittelungen 
werden für die Regel unterbleiben können, der 
Anhörung der Beteiligten bedarf es nicht; es iſt 
im Geſetze dafür geſorgt, daß ſie im nachfolgenden 
Verfahren, das mit jeder Gewähr für die gründ⸗ 
lichſte Prüfung ausgeſtattet iſt, zu Wort kommen. 

Das Bedürfnis nach dem vorläufigen Zugriff 
eines zur Anordnung der FE. ſelbſt nicht zu: 
ftändigen VG. wird ſich beſonders häufig in den 
Großſtädten ergeben, deren Jugendrichtern täglich 
Mj. zur Aburteilung vorgeführt werden, die ihren 
Wohnſitz auswärts haben, oder deren Wohnſitz 
nicht feſtſteht, und die herumſtreunen oder flucht⸗ 
verdächtig oder ſittlich unmittelbar ſtark gefährdet 
ſind. Der ordentliche Vormundſchaftsrichter, der 
nicht ſelten erſt mit Aufwand an Zeit und Mühe 
ermittelt werden muß, kommt jetzt in ſolchen Fällen 
häufig ſelbſt dann zu ſpät, wenn alle Hilfsmittel 
des modernen Verkehrs zur Beſchleunigung heran— 
gezogen werden. Künftig wird ſich das Verfahren 
dank der gleichzeitigen Neuerung, daß die örtliche 
Zuſtändigkeit der DV. zum Vollzuge der Zu— 
ſtändigkeit des VG. folgt (Art. 17 Abſ. II), leicht 
und raſch abwickeln. Der Richter wird ſofort die 
vorläufige Unterbringung anordnen, die DV. wird 
den Mj. am Platze übernehmen und dem für die 
Zwecke der vorläufigen Unterbringung dienenden 
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Heime zuführen. In manchen Fällen wird ſo die 
vorläufige Unterbringung an die Stelle der bei 
Jugendlichen in hohem Maße mißlichen und un⸗ 
erwünſchten Unterſuchungshaft treten können. Die 
außerordentliche Tragweite dieſer Verbeſſerungen 
des Geſetzes liegt auf der Hand. 

IV. Es iſt ein lange gehegter und in den 
Kreiſen der Vormundſchaftsrichter weit verbreiteter 
Wunſch, daß der Vollzug der JE. in die Hand 
des Vormundſchaftsrichters gelegt werde. Der 
Wunſch iſt begreiflich. Denn es iſt für den Richter, 
der durch die Ermittelungen und vielfach ſchon 
durch die Führung der Vormundſchaft mit den 
Perſonen und Verhaͤltniſſen aufs innigſte vertraut 
geworden iſt und ihnen nicht bloß mit dem ſach⸗ 
lichen Intereſſe des Juriſten ſondern auch mit per⸗ 
ſönlicher Anteilnahme gegenüberſteht, ein unbe⸗ 
friedigender Zuſtand, daß die Erziehungsangelegen⸗ 
heit ſeiner Hand gerade in dem Augenblick ent⸗ 
gleitet, in dem ſie in das wichtigſte Stadium 
eintritt. Daß die Ausführung und Ueberwachung 
der FE. den DV. übertragen wurde, begründete 
der Geſetzgeber ſeinerzeit damit, daß dieſe Tätig⸗ 
keit überwiegend polizeilich ſei, daß der DV. eine 
genauere Kenntnis der Anſtalten, ihrer Einrich⸗ 
tungen und ihrer freien Plätze zur Seite ſtehe 
und daß ſie über beſſere Hilfsmittel zur Ermitt⸗ 
lung geeigneter Familien verfüge. Man mag zur 
erſten dieſer Erwägungen bemerken, daß die Unter⸗ 
bringung von Mj. in geeigneten Familien und 
in Anſtalten keineswegs etwas der Tätigkeit des 
VG. weſensfremdes iſt, daß das Reichsrecht kein 
Bedenken getragen hat, dem VG. die Ausführung 
ſolcher Maßregeln auf Grund der $3 1666, 1838 
BGB. ſelbſt zu überlaſſen, und daß eine innere 
Berechtigung für die Verſchiedenheit des Reichs⸗ 
und des Landesrechts in dieſem Punkte kaum ein⸗ 
zuſehen iſt. Man kann ferner der Meinung ſein, 
daß auch die zweite Erwägung, mag ſie für die 
Zeit, in der das Geſetz erſt eingeführt werden 
mußte, zugetroffen haben, jedenfalls jetzt nicht 
mehr zutrifft. Sicher iſt nach den Erfahrungen, 
daß die Teilung der Gewalten weder die Ge— 
ſchloſſenheit und Energie noch die Beſchleunigung 
des Vollzugs fördert und, wie ſonſt, ſo auch hier 
ein Ausnahmezuſtand iſt, bei dem erhebliche 
Mängel unvermeidlich ſind. Der Geſetzgeber hat 
geglaubt, zur Zeit von jeder grundſätzlichen Aende⸗ 
rung abſehen zu ſollen; wie die Begründung er⸗ 
ſehen läßt, deshalb, weil er es für veranlaßt hält, 
der Frage der Zentraliſierung des Vollzugs bei 
den Landarmenverbänden näherzutreten, und weil 
hierzu die Zeit erſt gekommen ſein wird, wenn 
dieſe Verbände ſich eingelebt haben. Der Gedanke 
der Zentraliſierung hat ohne Zweifel viel für ſich. 
Die Ausführung der gerichtlichen Beſchlüſſe durch 
eine Stelle, die in der Lage iſt, beſondere ge: 
ſchulte Organe zu halten und einen allgemeinen 
Nachweis über die Familien und Anſtalten, die 
zur Unterbringung der Mj. zur Verfügung ſind, 


einzurichten, läßt eine weſentliche Beſchleunigung 
erwarten und die jetzt immer noch zu große Zahl 
der Fälle, in denen ſich die Durchführung der 
JE. verzögert, weil es an einer geeigneten Unter: 
kunft fehlt, wird ſich auf ein Mindeſtmaß ver⸗ 
ringern laſſen. Andererſeits aber wird man fragen 
müſſen, ob nicht die Gefahr beſteht, daß die Voll⸗ 
zugstätigkeit einer Zentralſtelle die Rückſicht auf 
die Eigenart des einzelnen Falles zu ſehr abſtreift 
und ſich ins Schablonenhafte verliert. Die Vor⸗ 
teile der Zuſammenfaſſung wären damit zu teuer 
erkauft. Vielleicht findet ſich ein Mittelweg, auf 
dem es möglich wird, die Vorzüge eines allge⸗ 
meinen Nachweiſes bei den Landarmenverbänden 
mit der individuelleren Behandlung der Einzel⸗ 
fälle zu vereinigen, wie fie namentlich bei der 
Familienunterbringung der DV. und dem VG. 
möglich iſt. 

Einſtweilen iſt durch die Vorſchrift des Art. 17 
Abſ. II, daß die örtliche Zuſtändigkeit der DV. 
ſich nicht mehr nach der Heimat des Mi. ſondern 
nach der Zuſtändigkeit des VG. richtet, dem am 
ſchwerſten empfundenen Mangel des bisherigen 
1 abgeholfen. Der Wert dieſer Neuerung 
wird der doppelte fein, wenn fie dazu beiträgt, 
daß die DV. und das VG. in eine engere Fühlung 
treten, als das bisher, nicht zum Vorteile der ge: 
meinſchaftlichen Sache, ſehr häufig der Fall war. 
Daß der Grundſatz des Art. 17 Abſ. II auch für 
die Ausführung der vorläufigen Unterbringung 
gilt, die von dem in der Sache ſelbſt nicht zuſtändigen 
VG. auf Grund des Art. 7 Abſ. II angeordnet 
wird, iſt oben ſchon erwähnt worden. 

V. Wichtige Ergänzungen erfuhren die Vor— 
ſchriften des Geſetzes, die die wirkſame Ueber⸗ 
wachung der unter FE. ſtehenden Mj. bezwecken. 

Die Vorſchrift des Art. 100 AG. BGB., nach 
der dem Anſtaltsvorſtande für die in die Anſtalt 
aufgenommenen Mj. die Rechte und Pflichten eines 
Vormunds verliehen werden können, iſt tot ge— 
blieben, weil die Vormundsſtellung für die ſämt— 
lichen Anſtaltszöglinge über das Bedürfnis hinaus— 
geht und dem Vorſtande ſo große, zum erheblichen 
Teile außerhalb ſeines Tätigkeitsgebiets liegende 
Aufgaben ſtellen würde, daß er ſie unter Umſtänden 
ohne Schaden für ſeinen eigentlichen Arbeitskreis 
nicht bewältigen könnte (Begründung zu Nr. IV). 
Nunmehr gibt das Geſetz die Möglichkeit, daß der 
Vorſtand auf ſeinen Wunſch mit den Rechten 
und Pflichten des Vormunds über einzelne Ans» 
ſtaltszöglinge oder mit einem Teile dieſer Rechte 
und Pflichten betraut wird. Wenn der Anſtalts— 
vorſtand auch in jedem Falle mit der tatſächlichen 
Erziehungsgewalt ausgeſtattet iſt, ſo kann eine 
ſolche Stärkung ſeiner Rechts- und Machtſtellung 
gegenüber dem einzelnen Mj. und die Möglichkeit, 
ihn zu vertreten, doch je nach den Verhältniſſen ein 
Bedürfnis oder wünſchenswert ſein. Sie kann 
ihm namentlich dazu dienen, nach dem Abſchluſſe 
der Anſtaltserziehung den Zögling auch weiterhin 
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in der Hand zu behalten, ihn in eine geeignete 
Arbeits-, Dienſt⸗ oder Lehrſtelle zu bringen, die 
Verträge hierüber abzuſchließen und ihn in dieſen 
Stellen zu überwachen. Unter den Praktikern der 
JE. beſteht darüber keine Meinungsverſchiedenheit, 
daß die Beziehungen zwiſchen der Anſtalt und 
dem Zögling, der wieder in die Freiheit hinaus⸗ 
tritt, nicht abgebrochen werden ſollen. Der dauernde 
Erfolg des in der Anſtalt verrichteten Erziehungs⸗ 
werks wird um ſo beſſer gefichert, je vollkommener 
und je länger es gelingt, das Band zwiſchen der 
Anſtalt und den entlaſſenen Zöglingen und den 
unmittelbaren Einfluß ihrer Erzieher in der An⸗ 
ſtalt auf dieſe zu erhalten. Der Anſtaltsvorſtand 
kann aber dieſe Aufgabe bei größeren Verhält⸗ 
niſſen allein nicht löſen. Er bedarf hierzu der 
Hilfe und dieſe Hilfe wird am wirkſamſten von 
Fürſorgern geleiſtet, die in Fühlung mit der An⸗ 
ſtalt arbeiten. 


Auch in der Begründung zum Geſetzentwurfe 
(zu Nr. III) iſt dieſe Tätigkeit den Fürſorgern, die 
fich in Preußen gut bewährt haben und nunmehr 
auch in Bayern bei der JE. mitwirken werden, 
als vornehmſte Aufgabe zugedacht. Selbſtverſtändlich 
iſt ihr Betätigungsgebiet damit nicht erſchöpft. 
Die Beſtellung eines Fürſorgers wird ſich nament⸗ 
lich auch dann empfehlen, wenn der Vormund 
oder der für die Perſon des Mi. beſtellte Pfleger 
nicht am Aufenthaltsort des Mj. oder in aus⸗ 
reichender Nähe wohnen. 


Für die Tätigkeit des Fürſorgers gelten die 
gleichen Vorſchriften wie für die Ueberwachungs⸗ 
tätigkeit des Gemeindewaiſenrats (vgl. $ 39 der 
Ausführungsvorſchriften), ſie iſt aber, wie in der 
Begründung mit Recht geſagt wird, unauffälliger 
und wirkſamer als die des Gemeindewaiſenrats, 
deſſen amtlicher Charakter deutlicher hervortritt, 
und deſſen Obſorge ſich auf die Geſamtheit der in 
ſeinem Bezirke befindlichen überwachungsbedürftigen 
Mi. verteilen muß. 


Im einzelnen iſt die Stellung des Fürſorgers 
der des Berufsvormunds nachgebildet. Das Amt 
des Fürſorgers iſt ein Ehrenamt. Ein Zwang 
zur Uebernahme oder zur Fortſetzung findet nicht 
ſtatt. Die Beſtellung, bei der es geboten ſein 
wird, den Fürſorger über ſeine Aufgabe zu be⸗ 
lehren, geſchieht formlos und kann jederzeit wider⸗ 
rufen werden (Begründung). Vorausſetzung für 
das Amt ift die Wählbarkeit zum Gemeinde: 
waiſenrate; die Beſtellung von Frauen iſt zuge⸗ 
laſſen. Der Fürſorger wird dem religiöſen Be: 
kenntniſſe des Mj. angehören müſſen und am 
beſten an dem Orte, an dem der Mj. untergebracht 
iſt, mindeſtens in unmittelbarer Nähe wohnen. 
Bei den nach der Anſtaltserziehung im Umkreiſe 
der Anſtalt in Familien und Plätzen unterge⸗ 
brachten ſog. Außenzöglingen der Erziehungs— 
anſtalten wird die Auswahl dem Anſtaltsvorſtande, 
der am beſten hierzu in der Lage iſt, zu über⸗ 


laſſen ſein. Die Begründung zum Geſetze denkt 
beſonders an die für dieſe Tätigkeit beſonders ge⸗ 
eigneten Ortsgeiſtlichen. Gut eignen werden fich 
auch Lehrer und in der Jugendfürſorge berufs⸗ 
maͤßig oder freiwillig tätige Perſonen. In der 
Pfalz werden ſich die ſog. Kontrolleure, deren 
Wirken gerühmt wird, als Fürſorger in den Or⸗ 
ganismus der JE. eingliedern laſſen. 

Mi., denen ein Fürſorger beſtellt iſt, unterliegen 
der Ueberwachung des Gemeindewaiſenrats nicht. 
Daraus folgt, daß die DV. dem Gemeindewaiſen⸗ 
rate von der Beſtellung und von der Enthebung 
des Fürſorgers Kenntnis geben muß und daß der 
Gemeindewaiſenrat ſeinerſeits dieſe Tatſachen in 
ſeiner Liſte zu vermerken hat. ; 

Die Pflicht des Vormunds und des für die 
Perſon beflellten Pflegers, über das Wohl des 
Schutzbefohlenen zu wachen, wird weder durch die 
Ueberwachungspflicht des Gemeindewaiſenrats noch 
durch die Beſtellung eines Fürſorgers berührt. 
Es iſt aber eine ſelbſtverſtändliche Pflicht aller 
an der Aufgabe der Ueberwachung Beteiligten, 
daß ſie ihre Tätigkeit tunlichſt Hand in Hand 
und in gegenſeitigem Einverſtändniſſe ausüben und 
eine unnütze Vergeudung und Zerſplitterung der 
Kräfte möglichſt vermeiden. 


VI. Ein weſentlicher Teil der Koſtenlaſt, die 
bisher auf den Gemeinden lag, iſt den künftigen 
Ortsarmenverbänden abgenommen und auf die 
kraͤftigeren Schultern der Landarmenverbaͤnde und 
des Staats gelegt. Beim Ortsarmenverbande 
bleibt nur noch ein Fünftel der Koſten alſo die 
Hälfte weniger als nach den Vorſchriften des 
ZEG. Um fo geringer wird in Zukunft die Rolle 
ſein, die die Koſtenfrage bei der Antragſtellung 
auf Einleitung der FE., bei der Entſcheidung über 
die Art der FE. und bei ihrer Durchführung 
ſpielen darf. 


VII. Das JE. tritt am 1. Januar 1916 
in Kraft. Verfahren, die unter der Herrſchaft des 
alten Geſetzes eingeleitet worden find, ſind von 
den Gerichten nach den bisherigen Vorſchriften zu 
erledigen (Art. 106 Arm.). Das ſchließt keines⸗ 
wegs aus, daß die VG. jene Verbeſſerungen des 
Verfahrens, für die ſchon unter dem ZEG. Raum 
war, wie die Vernehmung des Mi., auch ſoweit 
er das vierzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat, 
oder die Zuziehung eines Arztes in allen Fällen, 
ſchon jetzt allgemein zur Anwendwug bringen. 
Ohne Zweifel entſpricht dies dem Geiſte des Ge: 
ſetzes. Für alle Verrichtungen, die nach dem 
rechtskräftigen Abſchluſſe des gerichtlichen Ber: 
fahrens liegen, gelten vom 1. Januar 1916 an die 
Vorſchriften des FEG. Dieſer Grundſatz gilt auch 
für den Art. 17 Abſ. II, der die örtliche Zuſtändigkeit 
der DV. regelt. Die DB. werden jene im Vollzuge 
begriffenen Fürſorgeerziehungsſachen, in denen ſich 
die Zuſtändigkeit nach Art. 17 Abſ. II des Geſetzes 
ändert, an die neu zuſtändig gewordene DV. ab: 
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zugeben haben. Eine Uebergangserleichterung für 
die Koſtenverrechnung zwiſchen den Traͤgern der 
Koſtenlaſt iſt im Art. 106 Arm G. in die Hand 
der Staatsregierung gelegt und von den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu erwarten. 


Fer Konkursverwalter der deutſchen und 
der Naſſeverwalter der öſterreichiſ den 


Konkursorduung. 
Von Rechtsanwalt Juſtizrat Bendix in Breslau. 


I. Rechtliche Stellung im allgemeinen. 


1. Die Rechtsſtellung des Konkursverwalters 
nach der deutſchen KO. iſt heiß umſtritten. 

Die Vertretung theorie und die Amts⸗ 
theorie ſtehen einander gegenüber. 

a) Die erſtere nimmt eine Vertreterſtellung 
des Verwalters an. Aber die Anhänger dieſer 
Auffaſſung weichen wiederum darin voneinander 
ab, wer vertreten wird. Die einen bezeichnen den 
Verwalter lediglich als geſetzlichen Vertreter des 
Gemeinſchuldners) oder der Konkurzmaſſe 2) oder 
einer organiſierten Gläubigerichaft °), die man bald 
als Verbandperfon bald als Gemeinſchaft zur ge⸗ 
ſamten Hand erachtet; Dernburg *) nimmt an, daß 
der Verwalter zugleich den Gemeinſchuldner und die 
Konkursglaͤubiger vertrete. Andere Schriftſteller“) 
erklären den Verwalter teils für den Vertreter des 
Gemeinſchuldners teils für den Vertreter der Kon⸗ 
kursgläubiger. Dieſe Anſicht wird namentlich von 
Jaeger), welcher in der Konkursverwaltung eine 
Pflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung der 
Gläubiger erblickt, eingehend begründet und dahin 
zuſammengefaßt: „Soweit der Konkursverwalter 
die ihm durch 8 6 Abſ. 2 deutſche KO. in An: 
ſehung der Konkursmaſſe eingeräumte Verwaltungs⸗ 
und Verfügungsmacht ausübt, handelt er als ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter des Gemeinſchuldners als 
ſolchen. So z. B. auch, wenn er Rechtsgeſchaͤfte 
des Schuldners wegen Irrtums, Täuſchung oder 
Drohung anficht (S8 119 ff. BGB.). So ferner 
beim Widerſpruch im Prüfungsverfahren (8 141 
Anm. 6 deutſche KO.). Uebt dagegen der 
Verwalter Gemeinſchaftsrechte der Kon— 
kursglaubiger aus, ſo vertritt er die Ge— 


u Vgl. zz. B. von Wilmowski-Kurlbaum, Kommentar 
zur deutſchen KO. S. 25/7 und Fuchs, Gruchots Beitr. 
Bd. 38 S. 241 ff., 262 ff., 548 ff., 585 ff. 

2) Vgl. z. B. Skonietzki-Gelpcke, zu § 52 deutſche 
8PO. S. 125 ff. 

) Vgl. insbeſondere J. W. Planck, Zivilprozeßrecht I 
S. 211 und II 660, auch Kohler, Lehrb. a. a. O. 

9 Preuß. Privatrecht Bd. II S. 115 (5. Aufl.) S. 291. 

6) Vgl. z. B. Wach, Handb. I S. 542 ff., Pollak, 
SS 29, 33 Lehrb. des öſterreichiſchen Konkursrechts 
Berlin 1897. 

°) Anm. 2 ff., insbeſondere 17 ff. zu 8 6 deutſche KO. 


ſamtheit der Konkursgläubiger. So ins⸗ 
beſondere bei der Gläubigeranfechtung (§ 36 deutſche 
KO.) .“ Jaeger betont, daß ſeine Annahme einer 
privat⸗ und prozeßrechtlichen, auf die Erfüllung 
des Konkurszwecks beſchränkten Vertreterſtellung 
des Verwalters in Anſehung des konkursbefangenen 
Vermögens des Gemeinſchuldners nicht bloß mit 
den Beſtimmungen der 88 164 ff. BGB. vereinbar, 
ſondern für die Beurteilung des ganzen privat⸗ 
rechtlichen Verhältniſſes unentbehrlich ſei und allein 
dem Parteibegriff der deutſchen ZPO. entſpreche, 
und weiſt insbeſondere darauf hin, daß der Ver⸗ 
walter nach den maßgebenden Vorſchriften der 
88 6 Abſ. 2 und 36 deutſche KO. das Verwaltungs⸗ 
und Verfügungsrecht ſowie das Recht der An⸗ 
fechtung lediglich „auszuüben“ habe. 

b) Die Amtstherorie ), welche in der Recht⸗ 
ſprechung herrſcht, 8) erblickt in dem Konkursver⸗ 
walter ein im öffentlichen Intereſſe gethnfiened 
Organ für die Durchführung des Zweckes des 
Konkurſes, das ſeine Berechtigung zur Ausübung der 
ihm übertragenen Aufgaben unmittelbar aus 
dem Geſetze entnimmt. Der Verwalter könne, 
ſo führt man aus, nicht als Vertreter des Gemein⸗ 
ſchuldners oder der Konkursgläubiger handeln, 
weil ſeine Aufgaben über den Kreis ihrer recht⸗ 
lichen Befugniſſe hinausgingen; von einer ſtell⸗ 
vertretenden Ausübung ſolcher könne auch inſoweit, 
als er die Intereſſen des Gemeinſchuldners und 
der Konkursgläubiger wahrzunehmen habe, keine 
Rede ſein, da die Wahrnehmung nur in Erfüllung 
der ihm geſetzlich auferlegten eigenen Verpflich⸗ 
tungen geſchehe; in gleicher Weiſe ſeien die ihm 
zu dieſem Behufe beigelegten Berechtigungen, wozu 
auch die Verfügungsbefugnis über das konkurs⸗ 
befangene Vermögen gehöre, ſeine eigenen. Und 
in der Tat wird die Auffaſſung, daß es Rechte 
und Pflichten des Gemeinſchuldners, als Eigen⸗ 
tümers der Konkursmaſſe ſeien, die der Konkurs⸗ 
verwalter in dieſer ſeiner Eigenſchaft auszuüben 
und zu erfüllen habe, der Stellung des Verwalters 
nicht gerecht. Widerſprechende Intereſſen der ver⸗ 
ſchiedenen Beteiligten durchkreuzen einander im 
Konkurſe. Gegenüber den Sonderintereſſen einzelner 
Beteiligter, auch des Gemeinſchuldners, hat er die 
gemeinſamen Intereſſen zu wahren. Die 
Rechtshandlungen, die er insbeſondere zur Er⸗ 
reichung dieſes Zweckes vornimmt, können nicht 
Ausfluß der in der Perſon des Gemeinſchuldners 
oder auf ſeiten der Konkursgläubiger begründeten 
Rechte und Pflichten ſein, er nimmt nicht ihre 
Rechte wahr, erfüllt nicht ihre Obliegenheiten, 
ſondern handelt lediglich kraft der ihm in ſeiner 
Verwaltereigenſchaft behufs Durchführung des Kon— 


7) Sie wird im Schrifttum hauptſächlich vertreten 
u. a. von Fiſcher, Lehrb. des Preuß. Privatrechts § 136 
S. 776 und in der Zeitſchrift für Zivilprozeßrecht Bd. 10 
S. 436; Oetker, Konkursrechtliche Grundbegriffe I. Aufl. 
Bd. 1 S. 51, 112, 314. 

8) Vgl. insbeſondere RG. 29, 29 ff., 47, 373, 54, 122. 
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kurszwecks zuſtehenden eigenen urſprünglichen Macht⸗ 
vollkommenheit. Dem ſteht auch nicht der Um⸗ 
ſtand entgegen, daß die Handlungen des Ver⸗ 
walters, ſofern fie auf feiner Amtsführung be⸗ 
ruhen, den Gemeinſchuldner binden, deſſen Ver⸗ 
mögen ſie betreffen; nicht geleugnet wird alſo, daß 
in dieſem Sinne der Verwalter den Gemeinſchuldner 
vertrete. Daraus erklärt es ſich auch, daß das 
Vermögen des Gemeinſchuldners nach 
Beendigung des Konkurſes an ihn nur in 
dem Zuſtande wieder zurückgelangen kann, den es 
durch die Verwaltungstätigkeit des Verwalters in 
der Zwiſchenzeit gewonnen hat. 

2. In der neuen öſterreichiſchen Konkursordnung 
hat m. E. die Amtstheorie Anerkennung gefunden.“) 
Man ſucht vergeblich nach einer dem 8 6 Abſ. 2 
der deutſchen KO. entſprechenden Vorſchrift, wonach 
das Verwaltungs: und Verfügungsrecht über die 
Konkursmaſſe durch den Maſſeverwalter ausgeübt 
werden ſolle. Man hat hier in dieſer Hinſicht 
den Ausdruck ausüben glücklich vermieden “) und 
nur beſtimmt, daß die durch die Konkurseröffnung 
der freien Verfügung des Gemeinſchuldners ent⸗ 
zogene Konkursmaſſe nach den Vorſchriften der 
Konkursordnung in Verwahrung und Verwaltung 
zu nehmen ſei.“) Man bat jo ben Vertretungs⸗ 
theorien den Stützpunkt entzogen, den ihnen der 
Abſ. 2 des § 6 deutſche KO. darbot. Aber von 
noch größerem Gewichte erſcheint mir der Umſtand, 
daß die Pflichten und Befugniſſe des Maſſe⸗ 
verwalters jo geordnet ſind,“) daß fie nur als 
ſeine eigenen, nicht als fremde betrachtet werden 
können. Der Maſſeverwalter hat den Stand der 
Maſſe zu ermitteln, für die Einbringung und 
Sicherſtellung der Aktiven ſowie für die Felt: 
ſtellung der Schulden, insbeſondere durch Prüfung 
der angemeldeten Anſprüche, zu ſorgen und Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, welche die Maſſe ganz oder teilweiſe 
betreffen, zu führen. Es leuchtet auf den erſten 
Blick ein, daß es ſich hier um feine eigenen ſelb⸗ 
ſtändigen Obliegenheiten, nicht um den Pflichten⸗ 
kreis des Gemeinſchuldners 1?) und deſſen Vertretung 
hierbei handelt. Faſt noch deutlicher offenbart 


) Nach Rintelen, Handb. des öſterreichiſchen Kon- 
kurs⸗ und Ausgleichsrechts S. 63, erſcheint der Maſſe⸗ 
verwalter als geſetzlicher Vertreter der Gläubigerſchaft. 

10) Das Anfechtungsrecht wird laut 8 37 Abſ. 1 
öſterreichiſche KO. (vgl. nach 8 115 Abſ. 3 daſelbſt) vom 
Verwalter ausgeübt wie nach 8 32 deutſche KO. 

1) 881 Abſ. 1 und 2 öſterreichiſche KO.; nach 8 117 
Abſ. 1 deutſche KO. hat der Verwalter nach der Eröffnung 
des Verfahrens das Konkursvermögen ſofort in Beſitz 
und Verwaltung zu nehmen. Die Inventarerrichtung 
liegt nach SS 123, 124 deutſche KO. dem Konkursver⸗ 
walter, nach $ 96 öſterreichiſche KH. dem Konkurs— 
kommiſſär ob. Nach der alten öſterreichiſchen KO. 
erlangte die Geſamtheit der Konkursgläubiger das 
Recht, die Konkursmaſſe nach den Beſtimmungen der 
KO. in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen. 

12) 88 81, 83 öſterreichiſche KO. 

18) Beſondere Verpflichtungen des Gemeinſchuld⸗ 
ners ſind in den 88 99 ff. vorgeſehen. 


ſich der Standpunkt des öſterreichiſchen Rechts 
darin, daß es im Verhältnis zu Dritten — mit 
gewiſſen Ausnahmen!) — den Maſſeverwalter 
kraft ſeiner Beſtellung für befugt erklärt, 
alle Rechtsgeſchäfte und Rechtshandlungen vor⸗ 
zunehmen, welche die Erfüllung der Obliegenheiten 
ſeines Amtes mit ſich bringt. Alſo amtliche 
Obliegenheiten hat der Verwalter zu erfüllen, 
nicht die Beteiligten bei Wahrnehmung ihrer Rechte 
und Pflichten zu vertreten, und alle Rechtsgeſchäfte 


und Rechtshandlungen, welche der Erreichung jenes 


Zweckes dienen können, nimmt er vor kraft der 
ihm durch ſeine Beſtellung gewährten eigenen 
Befugnis.!“) Dies gilt auch für die Erhebung 
von Anfechtungsklagen und den Eintritt in An⸗ 
fechtungsprozeſſe, die zur Zeit der Konkurseröffnung 
anhängig ſind. Die Berechtigung des Maſſe⸗ 
verwalters hierzu beſteht, ungeachtet eines entgegen⸗ 
ſtehenden Beſchluſſes des Gläubigerausſchuſſes, wenn 
nur der Konkurskommiſſär zuſtimmt. Alſo auch 
in dieſer Hinſicht übt der Maſſeverwalter eine amt⸗ 
liche Tätigkeit aus, er nimmt nicht ein Recht der 
Gläubiger in deren Vertretung wahr. Deshalb 
kommt auch bei der gerichtlichen Veräußerung 
der zur Konkursmaſſe gehörigen Sachen ihm die 
Stellung eines betreibenden Gläubigeys zu.““) 


II. Selbſtändigkeit des Veywalters. 


Dem deutſchen Konkursverwalter liegt vorzugs⸗ 
weiſe die Aufgabe ob, die Maſſe zu ermitteln, zu 
verwalten und zu verwerten und / den Erlös unter 
die Gläubiger zu verteilen. Der Verwalter handelt 
hierbei völlig ſelbſtändig nach eigenem pflichtgemäßen 
Ermeſſen. Dem Konkursgericht ſteht nicht die 
Befugnis zu, ſeine Handlungen auf ihre Zweck⸗ 
mäßigkeit hin zu prüfen und ihn zur Vor⸗ 
nahme ſolcher zu zwingen!) oder fie ſelbſt oder 
durch Dritte zu veranlaſſen. — Die Selbſtändig⸗ 
keit des Maſſeverwalters der öſterreichiſchen KO., 
dem im weſentlichen die gleichen Obliegenheiten 
zugewieſen find 1?), iſt durch behördliche Einmiſchung 
in weitem Umfange unterbunden. Die Inventari⸗ 


14) Die Vornahme gewiſſer Geſchäfte bedarf der 
Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes (8 116) oder des 
Gläubigerausſchuſſes und des Konkurskommiſſärs. Von 
der Genehmigung hängt hier die Gültigkeit ab (vgl. 
jedoch 8 118 Abſ. 2), während das Fehlen der Ge— 
nehmigung des Gläubigerausſchuſſes oder der Gläu— 
bigerverſammlung in den ähnlichen Fällen der §8 133 
bis 135 deutſche KO. die Gültigkeit Dritten gegenüber 
nicht berührt ($ 136 daf.). 

15) Der Konkurskommiſſär als ſtaatliches Organ, 
nicht etwa die Gläubigerſchaft, kann im einzelnen Falle 
eine Beſchränkung der Befugniſſe des Verwalters ver— 
fügen und dem Dritten bekanntgeben (8 831 öſterreichiſche 


KO.). 

16) Vgl. 8 119? öſterreichiſche KO. 

11) Die Vornahme der Schlußverteilung unterliegt 
der Genehmigung des Gerichts (§ 161 Abſ. 2 deutſche 
KO.), die einer Nachtragsverteilung ſeiner Anordnung 
(8 166 daſ.). 

18, 88 81½ 115, 1282 öſterreichiſche KO. 
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ſierung und Schätzung der Maſſe liegt hier nicht 
dem Verwalter, ſondern dem Konkurskommiſſär!“) 
ob, welcher damit allerdings auch den Maſſeverwalter 
beauftragen kann.“) Die Rechnungslegung erfolgt 
nicht gegenüber der Gläubigerverſammlung oder 
dem Gläubigerausſchuſſe“), die Rechnung wird 
vielmehr dem Konkurskommiſſär vorgelegt und von 
ihm bzw. dem Konkursgerichte genehmigt“), der 
Vornahme der Verteilungen hat der Konkurs⸗ 
fommiffär zuzuſtimmen und die etwaige Nachtrags⸗ 
verteilung zu genehmigen.“) Der Konkurskommiſſär 
kann nicht bloß anordnen, daß der Maſſeverwalter 
über beſtimmte Fragen Weiſungen des Gläubiger: 
ausſchuſſes einhole, ſondern auch, wenn ein ſolcher 
nicht beſtellt iſt, ſelbſt ſolche Weiſungen erteilen.“) 
Er kann ferner in dringenden Fällen alle 
wichtigen Vorkehrungen, insbeſondere Fortſetzung 
oder Schließung des Geſchäftes des Gemein⸗ 
ſchuldners, bei denen an ſich der Beſchluß des 
Gläubigerausſchuſſes einzuholen ift,?°) ſeinerſeits 
geſtatten,“) jo daß der Verwalter an ſolche Ge: 
ſtattung gebunden iſt. Deſſen Beſchränkung in 
der eigentlichen Verwaltungstätigkeit bei Maß⸗ 
nahmen bloßer Zweckmäßigkeit offenbart ſich am 
deutlichſten darin, daß die Veräußerung des Unter⸗ 
nehmens des Gemeinſchuldners oder ſeines Anteils 
an einem Unternehmen ſowie die Veräußerung 
des ganzen Warenlagers oder von Teilen des 
Warenlagers oder einzelnen Partien von Waren 
ohne Rückſicht auf den Wert des Gegenſtandes 
der Genehmigung des Konkurskommiſſärs (außer 
der des Gläubigerausſchuſſes) bedarf. Durch dieſe 
doppelte Genehmigung iſt die Gültigkeit der Hand⸗ 
lungen bedingt.“) Der Konkurskommiſſär iſt aber 


10) Nach 8 71 deutſche KO. find für das Konkurs- 
verfahren die mit Einzel lrichtern beſetzten (8 22 
DVG.) Amtsgerichte zuſtändig, während nach den 
88 63 — 65 öſterreichiſche KO. der dort näher beſtimmte 
Gerichtshof das Konkursgericht bildet. Der Konkurs⸗ 
kommiſſär iſt der von dieſem Konkursgerichte beſtellte 
Richter, welcher als Einzel richter das Konkursver⸗ 
fahren zu leiten und die Tätigkeit der mit der Ver⸗ 
mögensverwaltung betrauten Perſonen zu überwachen 
hat (8 79 öſterreichiſche KO.). 

20) 88 96 ff. öſterreichiſche KO., dazu 8 171 u. 2 daſ. 

21) 88 86, 132, 162 deutſche KO. 

3?) SS 121, 122 öſterreichiſche KO. 

25) 8S 128 ff., 138 öſterreichiſche KO. 

24, 8 841 öſterreichiſche KO. 

25) 8 115 1 u. 2 öſterreichiſche KO. 

26) Nach 8 132 deutſche KO. beſchließt die Gläu⸗ 
bigerverſammlung über die Schließung oder Fort— 
führung des Geſchäfts, bis dahin aber hat hierüber 
der Konkursverwalter nach ſeinem eigenen Ermeſſen 
zu beſtimmen, falls nicht ein Gläubigerausſchuß be— 
ſtellt ift (8 129 Abſ. 2 daſ.) 

2) 8 117 öſterreichiſche KO. Gleichermaßen hängt 
die Rechtswirkſamkeit der in den $ 116 daſ. bezeichne⸗ 
ten Rechtshandlungen und Geſchäfte von der Genehmi— 
gung des Gläubigerausſchuſſes ab (8 83 öſterreichiſche 
KO.). In dringenden Fällen kann auf Antrag des 
Maſſeverwalters die Vornahme dieſer in §§ 116 und 
117 erwähnten Angelegenheiten vom Konkursgericht 
bewilligt werden (8 118 Abſ. 2 daſ.); vgl. auch 8 90 
öſterreichiſche KO. 

Auch der deutſche Konkursverwalter hat zu den 


! 


ferner berechtigt, im einzelnen Fall eine Beſchraͤnkung 
der ſonſtigen Befugniſſe des Maſſeverwalters in 
Anſehung der Vornahme von Rechtsgeſchäften und 
Rechtshandlungen zu verfügen und dem andern 
Teile bekannt zu geben; inſoweit fallen dieſe 
Befugniſſe im Verhältnis zu Dritten weg,“) 
fürwahr eine ſehr einſchneidende Beſchränkung 
der freien Verfügungsmacht des Verwalters. In 
die freie Entſchließung des Maſſeverwalters be⸗ 
zuͤglich der Erledigung oder Unterlaſſung reiner 
Verwaltungsmaßnahmen kann endlich auch noch 
mittelbar eingegriffen werden. Das Konkursgericht 
iſt befugt, wenn ſeiner Anficht nach der Verwalter 
ſeinen Obliegenheiten nicht gehörig nachkommt, 
allerdings nur in dringenden Fällen auf ſeine 
Koſten und Gefahr zur Beſorgung einzelner Ge⸗ 
ſchäfte einen beſonderen Verwalter zu beſtellen.“) 


III. Haftung des Verwalters. 


Nach beiden Rechtsordnungen“) beſteht die 
Verantwortlichkeit des Verwalters allen Beteiligten 
gegenüber für Vermögensnachteile, die er ihnen 
durch pflichtwidrige Führung ſeines Amtes ver⸗ 
urſacht. Dies ſchließt aber nicht aus, daß ſeine 
außerhalb des Konkurszwecks liegenden Rechts⸗ 
geſchäfte hier wie dort als nichtig zu gelten haben.“) 


Kleine Mitteilungen. 


Unnötige Nechtshilfeerſuchen. Wer an einem großen 
Gericht mit der Erledigung von Rechtshilfeerſuchen 
in Nachlaßſachen beſchäftigt iſt, wird die auffallende 
Wahrnehmung machen, daß bei einem großen Teil 
unſerer bayeriſchen Amtsgerichte in der Nachlaßbe⸗ 
handlung bald mehr bald weniger ſtark alte Weiſen 
aus der Zeit vor 1900 nachklingen, heute noch, nach⸗ 
dem anderthalb Jahrzehnte ſeit Inkrafttreten des BGB. 
vergangen ſind und — im Gegenſatz zu früherer Zeit — 
die geſamte Nachlaßbehandlung durch Geſetz und Ver⸗ 
ordnung erſchöpfend geregelt iſt. 

Durch dieſe Vermengung verſchiedenartiger Weiſen 
wird nicht nur die Einheitlichkeit der Nachlaßbehand⸗ 
lung geſtört, ſondern auch das an ſich meiſt einfache 
Verfahren verumſtändlicht. Oft geſchieht dies unter 
ganz unnötiger Anwendung des Mittels der Rechts⸗ 
in den SS 133 und 134 deutſche KO. aufgeführten wich⸗ 
tigen Maßnahmen die Genehmigung des Gläubiger— 
ausſchuſſes, nach $ 134 bei Nichtbeſtellung eines ſolchen 
die einer Gläubigerverſammlung einzuholen. Aber 
Dritten gegenüber wird die Gültigkeit feiner Hands 
lungen auch durch die Nichtgenehmigung nicht berührt 
($ 136 daſ.); von behördlicher Einflußnahme und Zus 
ſtimmung iſt erſt gar nicht die Rede. 

18) 8 83! öſterreichiſche KO. 

25) 8 84“ öſterreichiſche KO. Hier und in 8 84 find 
auch die Disziplinarbefugniſſe gegen Pflichtwidrig— 
keiten des Verwalters — Geldſtrafen und Entlaſſung 
— in ähnlicher Weiſe wie in den §ß 83 u. 84 deutſche 
KO. geregelt. 

0) 8 82 deutſche KO.; 8 81? öſterreichiſche KO. 

) 988. 23, 62; 53, 193; 57, 199. 


hilfe. Da hiedurch auch andere Gerichte und Privat⸗ 
per ſonen in Mitleidenſchaft gezogen werden, ſeien hier 
mit Rückſicht auf ihre weite Verbreitung zwei derartige 
Uebungen beſprochen, die ſicher auf Nachklängen aus 
früherer Zeit beruhen, mit den beſtehenden Vorſchriften 
in geradem Widerſpruch ſtehen und trotz der Min.⸗ 
Bek. vom 18. März 1914 die Geſchäftsvereinfachung 
betr. (JM Bl. ©. 25, ſ. bei. Ziff. 3) immer noch üppig 
weiter blühen. Es handelt ſich um die Erſuchen um 
Einvernabme der Vermächtnisnehmer und der nicht 
bedachten geſetzlichen Erben in dem Verfahren, das 
die Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen und 
die Erbenermittlung zum Gegenſtand hat. — 

Zur Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen 
ſollen zwar die Vermächtnisnehmer und die ſämtlichen 
geſetzlichen Erben geladen werden. Waren ſie bei der 
Eröffnung nicht zugegen, ſind ſie von dem ſie be⸗ 
treffenden Inhalt der Verfügung in Kenntnis zu ſetzen. 
(BGB. 88 2260, 2262, 2300). Bezüglich der Vermächtnis⸗ 
nehmer beſtimmen 8 34 Abſ. 3, 4, 8 38 Abſ. 2 der 
Nachlaßordnung, 1 dies in der Regel!) ſchriftlich 
durch einfachen Brief geſchehen ſoll. Hinſichtlich der 
nicht bedachten geſetzlichen Erben beſteht überhaupt 
keine Vorſchrift, daß ſie von dem Inhalt der Ver⸗ 
fügung zu benachrichtigen find, abgeſehen von den in 
8 34 Abſ. 2 der Nachlaßordnung enthaltenen faſt nie 
vorkommenden Ausnahmen. Allenfallſige im übrigen 
noch beſtehende Zweifel werden durch den genannten 
834 Abſ. 2 und 8 38 Abſ. 2 beſeitigt, wonach es bei völliger 
Uebergehung dem geſetzlichen Erben überlaſſen bleibt, 
ſich gemäß 8 2264 BGB. von dem Inhalte der Ver⸗ 
fügung ſelbſt Kenntnis zu verſchaffen. An Deutlich⸗ 
keit und Einfachheit laſſen dieſe Vorſchriften gewiß 
nichts zu wünſchen übrig. Und trotzdem dieſe Menge 
von Rechtshilfeerſuchen um „Verſtändigung“ der Ver⸗ 
mächtnisnehmer und geſetzlichen Erben! 

Aber nicht nur verſtändigt, faſt ſtets ſollen ſie 
nach den Erſuchen auch einvernommen werden. 

Worüber die Vermächtnisnehmer einvernommen 
werden ſollen, iſt meiſt in den Erſuchen nicht enthalten. 
Nur einzelne lauten dahin, ſie über Annahme des 
Vermächtniſſes zu hören. Daß dies nicht zu den Auf⸗ 
gaben des Nachlaßgerichts gehört, bedarf wohl keiner 
weiteren Ausführung. Es genüge ein Hinweis auf 
die 88 2174, 2180 Abſ. 2 gegenüber 81945 Abſ. 1 BGB. 
Es iſt auch ſonſt nicht erſichtlich, worüber die Ver⸗ 
mächtnisnehmer in dem eingangs erwähnten Verfahren 
gehört werden ſollten. Sie haben eben hierin nichts zu er⸗ 
klären, ſondern nur eine Mitteilung entgegenzunehmen. 
Die Tätigkeit des erſuchten Gerichts wird ſich daher 
darauf beſchränken, dem betreffenden Vermächtnis⸗ 
nehmer den Inhalt der Verfügung von Todes wegen, 
ſoweit er ihn betrifft, bekanntzugeben und in den Akten 
feſtzuſtellen, daß dies geſchehen iſt; eine Tätigkeit, die 
allerdings mit gleicher Wirkung vom Nachlaßgericht 
ſelbſt ausgeübt werden kann. Manche erſuchte Richter 
wollen freilich den Vermächtnisnehmer, nachdem ſie 
ihn einmal vorgeladen haben, nicht ziehen laſſen, ohne 
ihm ein förmliches Protokoll zu widmen, und wir 
leſen dann beurkundet, daß er erklärt hat, er habe von 
dem ihm bekannt gegebenen Vermächtnis Kenntnis 
genommen, oder er erwarte, daß ihm das Vermächtnis 
von dem Beſchwerten ausbezahlt werde, oder er werde 


) Die Ausnahmen werden verſchwindend klein 
ſein: Blinde, Analphabeten, undeutliche Schreibweiſe 
im Teſtament u. ähnl. 


— 
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ſich wegen deſſen Auszahlung mit dem Erben einigen 
uſw., lauter unnötige und nichtsſagende Erklärungen, 
die eben nur zeigen, daß der Vermächtnisnehmer in 
Wirklichkeit hier nichts zu ſagen hat. , 
Nicht ganz ſo verhält es ſich mit den übergangenen 
geſetzlichen Erben. Ihre Einvernahme kann im Erben⸗ 
ermittlungsverfahren mitunter notwendig werden, wenn 
die Gültigkeit oder die Auslegung der Verfügung von 
Todes wegen zweifelhaft iſt. Es ſoll auch dagegen 
nichts geſagt werden, daß der Nachlaßrichter in allen 
Fällen, wo Beerbung auf Grund eines eigenhändigen 
oder eines Teſtaments nach 88 2250 oder 2251 BGB. 
ſtattfindet, um bei der Feſtſtellung der Erben mög⸗ 
lichſt ſicher zu gehen, die ſämtlichen geſetzlichen Erben 
über deſſen Gültigkeit hört. Bei einer Verfügung zu 
öffentlicher Urkunde iſt dies jedoch nicht veranlaßt. 
Denn dieſe trägt die Merkmale ihrer Gültigkeit in 
ſich und begründet für den in ihr beurkundeten Vor⸗ 
gang vollen Beweis; nicht einmal im Erbſcheins⸗ 
verfahren, das doch nichts anderes als ein potenziertes 
Erbenermittlungsverfahren iſt, brauchen in dieſem Falle 
die übergangenen geſetzlichen Erben gehört zu werden 
(8 2360 Abſ. 2). Und wenn es trotzdem einem 
vorſichtigen Nachlaßrichter unbenommen bleiben 
möge, bei einem Dorfbürgermeiſter nachzuprüfen, ob 
er bei der Beurkundung des Teſtaments etwa die 
88 2234, 2235 mit 2249 Abſ. 1 oder 83 104 und 2229 
BGB. beobachtet hat, fo iſt eine derartige Vorſicht 
nicht mehr am Platze gegenüber einem Beamten 
des Staats, deſſen Anſtellung durch die Fähigkeit 
zum Richteramte bedingt iſt, dem vom Geſetz gerade 
als Hauptaufgabe öffentliche Beurkundungen über⸗ 
tragen ſind und dem bei der Beurkundung von Ver⸗ 
fügungen von Todes wegen noch die Anwendung be⸗ 
ſonderer Vorſicht zur Pflicht gemacht iſt. Die Ein⸗ 
richtung der öffentlichen Beurkundung durch die Notare 
dient wie die gerichtliche Nachlaßbehandlung der Rechts⸗ 
ſicherheit. Der Nachlaßrichter handelt nicht in deren 
Sinne, wenn er glaubt, ſich die Gültigkeit der notariellen 
Urkunde von allen geſetzlichen Erben beſtätigen laſſen 
zu müſſen, und dadurch in dieſen leicht eine irrige 
Meinung über die Tragweite ihrer Erklärung oder 
ein unbegründetes Mißtrauen gegen die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit der Urkunde erweckt. 
Oberamtsrichter Kößler in München. 


Anwaltskoſtenerſtattung im Mahnverfahren beim 
Werte des Streitgegenſtandes bis zu 50 .? Nach 8 19 Ziff. 1 
BVO. zur Entlaftung der Gerichte vom 9. September 
1915 — in Kraft getreten am 1. Oktober 1915 — 
ſollen die Anwaltskoſten im Falle des Wertes eines 
Streitgegenſtandes bis zu 50 M nicht mehr unbedingt, 
ſondern nach freiem richterlichen Ermeſſen erſtattungs⸗ 
fähig ſein. Es beſteht nun Streit darüber, ob unter das 
Verfahren vor den Amtsgerichten, auf welche dieſe 
Abänderung des 891 Abſ. 2 ZPO. Anwendung findet, 
auch das Mahnverfahren fällt. Die Prozeßordnung 
gibt nun allerdings keine Begriffsbeſtimmung, was 
unter „Verfahren“ zu verſtehen iſt. Daß darunter nicht 
etwa die nur auf Grund mündlicher Verhandlung ge— 
fällte Entſcheidung begriffen iſt, beweiſen beiſpiels⸗ 
weiſe Arreſt und einſtweilige Verfügung, welche auf 
Grund bloßer Glaubhaftmachung der Anſprüche er- 
laſſen werden können. Aber auch der aus dem be⸗ 
dingten Mandatsprozeß des gemeinen Rechts heraus⸗ 


gewachſene bedingte Zahlungsbefehl iſt als eine be 
ſondere Prozeßart anzuſehen, wenn er auch infolge 
des Ausſchluſſes jeder Sachverhandlung keine ſum⸗ 
mariſche Prozeßart mehr darſtellt (vgl. Stein vor 
8 592). Allerdings verfolgt die BVO. vom 9. Septem⸗ 
ber 1915 nicht den Zweck der Verbilligung, ſondern 
die Verminderung der Inanſpruchnahme gerichtlicher 
Tätigkeit. Dieſes Ziel ſoll jedoch indirekt durch die 
Herabſetzung der Koſten erreicht werden. Nur ſo 
wird dem Beſtreben aller zivilrechtlichen Kriegsver⸗ 
ordnungen der Weg geebnet. Gerade aus dieſer Er⸗ 
wägung heraus muß man erſt recht zur Ausdehnung 
der Beſeitigung der unbedingten Koſtenerſtattungs⸗ 
pflicht für die Zuziehung des Anwaltes im Mahn⸗ 
verfahren kommen. Auch der von anderer Seite 
(vgl. DIZ. 1915 S. 1228) herangezogene Widerſpruch 
zwiſchen 8 14 Abſ. 2 und 89 Ziff. 1 BVO. beſteht 
nicht. Denn dadurch, daß die Einreichung der Be⸗ 
rechnung der Koſten — ſämtlicher, nicht nur der An⸗ 
waltskoſten — verlangt wird, wollte keine Garantie 
für ihre unbedingte Erſtattungsfähigkeit geſchaffen, 
ſondern eben nur dem Richter die Möglichkeit ſo⸗ 
fortiger Feſtſetzung gegeben werden. Dabei iſt, 
obwohl viele Anwaltsgerichte Klagen ohne Koſtenberech⸗ 
nung zur Nachholung der letzteren zurückgeben, die 
Vorſchrift des 8 14 Abſ. 2 eine Soll⸗, keine Mußvor⸗ 
ſchrift. Weshalb ſie eigentlich darauf beſtehen, iſt 
ſchlechterdings nicht einzuſehen. Sie erlaſſen doch 
einen Zahlungsbefehl, und hier iſt die Berechnung 
der Anwaltskoſten ſo einfach, daß durch Zurückgabe 
der Klage die Arbeit der Gerichte nicht verringert, 
ſondern erhöht wird. Zudem haben ſie auch vor der 
BVO. ohne dieſe anwaltſchaftliche Aufſtellung die Koſten 
immer eingeſtellt. Wenn nun auch in der Mehrzahl 
der Fälle die Gerichte die Erſtattbarkeit der Anwalts⸗ 
koſten im Mahnverfahren ablehnen werden, ſo wird 
bei dem großen Umfange der Zulaſſung des Mahnver⸗ 


fahrens doch nicht immer von einer einfachen Sach⸗ 


lage geſprochen werden können. 

Von den Fällen, wo es ſich um hypothekariſche 
oder aus Grund⸗ und Rentenſchulden herrührende 
Anſprüche handelt, abgeſehen, ergeben ſich auch hin⸗ 
ſichtlich des im Mahnverfahren geltend gemachten 
Duldungsanſpruches Schwierigkeiten, deren richtige 
Behandlung ohne Zuziehung eines Anwaltes nicht 
immer erfolgen kann. Ueber den Antrag des Gläu⸗ 
bigers aber kann und darf das Gericht nicht hinaus⸗ 
und ebenſo nicht davon abgehen. Bei ſolcher Sachlage 
muß das Gericht auch im Mahnverfahren die Anwalts⸗ 
koſten dem Schuldner überbürden. Eine andere Frage 
iſt, ob die der Erwirkung des Zahlungsbefehles voraus⸗ 
gegangenen anwaltſchaftlichen Mahnkoſten (Verzugs⸗ 
koſten) nicht unbedingt erſtattungsfähig find. K. d. RGR. 
(zu 8 286) vertritt wohl den Standpunkt der Nicherſetz⸗ 
barkeit dieſer Koſten. Dieſe Anſchauung wird aber wohl 
dem 8 286 Abſ. 1 nicht gerecht, mag man auch dem 
Gläubiger die Pflicht auferlegen, den Schuldner 
erſtmals ſelbſt zu erinnern. Hat er dann aber, weil 
er davon mehr Nachdruck erwartet und beſſeren Erfolg 
erhofft, den Schuldner nochmals durch einen Anwalt 
zur Zahlung auffordern laſſen, dann ſind dieſe Koſten 
doch zweifellos als ein durch den Verzug des Schuldners 
ihm erwachſener Schaden aufzufaſſen und deshalb von 
letzterem dem Gläubiger zu erſetzen. 

Rechtsanwalt Sinsheimer in Grünſtadt. 
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Aus der Lechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Nechenſchaſtspflicht und allgemeine Argliſteinrede. 
Gründe: Das B. erachtete die Pflicht des Klägers 
zur Rechnungslegung nach SS 675, 666, 259 BGB. 
an ſich für begründet, nahm auch weder einen aus⸗ 
drücklichen noch einen ſtillſchweigenden Verzicht der 
Beklagten an, wies aber die Widerklage, ſoweit dies 
vom Kläger in der Berufungsinſtanz beantragt worden 
war, deshalb ab, weil es bei den eigenartigen Bes 
ziehungen der Parteien und bei dem Umſtande, daß 
die Beklagte den Kläger jahrelang hatte frei verfügen 
laſſen, ohne Rechenſchaft zu verlangen, gegen Treu 
und Glauben verſtoße, wenn ſie jetzt auch für die Zeit 
der gemeinſchaftlichen Lebensführung eine förmliche 
Rechnungslegung beanſpruche. Dieſe Begründung iſt 
nicht rechtsirrig und rechtfertigt die Entſcheidung. Die 
Wirkſamkeit der exceptio doli generalis, um die es ſich 
hier handelt, iſt vom RG. auch für das Recht des 
BGB. wiederholt anerkannt worden. Sie greift Platz, 
wenn das Vorgehen des Anſpruchsberechtigten gegen 
die guten Sitten verſtößt ($ 826; RG. 64, 220), iſt 
aber nicht auf dieſen Fall und den der Schikane (§ 226) 
zu beſchränken, ſondern nach dem das BGB. beherrſchen⸗ 
den Grundſatz von Treu und Glauben (88 157, 242 
BGB.) überall da anzuwenden, wo die Geltendmachung 
eines Rechtes gegen Treu und Glauben verſtößt (RG. 
76, 354; 81, 399). Dieſe Vorausſetzung iſt hier ge⸗ 
geben. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß es zunächſt 
Sache des Klägers war, ſich Befreiung von der Rech⸗ 
nungslegung auszubedingen. Er handelte auf ſeine 
Gefahr, wenn er es nicht tat und gleichwohl unter⸗ 
ließ, die für eine künftige Rechnungslegung erforder⸗ 
lichen Unterlagen ſich zu beſchaffen. Man kann es 
daher der Beklagten nicht zum Vorwurfe machen, 
wenn ſie den Kläger nicht von vornherein auf die 
Notwendigkeit einer Rechnungslegung hinwies. Wenn 
ſie aber bei den im Berufungsurteil feſtgeſtellten be⸗ 
ſonderen Verhältniſſen dem Kläger jahrelang ſo weit⸗ 
gehendes Vertrauen ſchenkte, ihn frei verfügen ließ, 
ohne das Verlangen nach einer geordneten Rechnungs⸗ 
legung auszuſprechen, und dadurch den Eindruck er⸗ 
weckte, daß fie eine ſolche Rechnungslegung nicht er. 
warte, dann iſt es ein Mißbrauch ihres Rechtes, der 
gegen Treu und Glauben verſtößt, wenn ſie jetzt, nach 
Löſung des Verhältniſſes, eine förmliche Rechnungs- 
legung auch für die Zeit fordert, in der die Verwal⸗ 
tung noch nicht durch Vertrag und Trennung der 
Lebensführung auf eine neue Grundlage geſtellt war. 
Die Auffaſſung des BG. gibt zu Bedenken um ſo weniger 
Anlaß, als auf dieſe Weiſe nur eine förmliche Rech⸗ 
nungslegung ausgeſchloſſen, die Rechenſchaftspflicht 
des Klägers alſo nicht beſeitigt, ſondern, wie das BG. 
ausdrücklich anerkennt, nur auf die Erteilung von 
Auskünften beſchränkt wird. Auch die prozeßrechtlichen 
Angriffe der Reviſion ſind unbegründet. Die von ihr 
hervorgehobenen Umſtände find vom BG. nicht über⸗ 
ſehen und ſtehen ſeiner Würdigung nicht entgegen. 
Das gilt namentlich von der Tatſache, daß die Be⸗ 
klagte ein Intereſſe an der Rechnungslegung hat. Denn 
unter dem Geſichtspunkte von Treu und Glauben muß 
auch berückſichtigt werden, wie der Kläger das Ver⸗ 
halten der Beklagten in bezug auf feine Rechenſchafts— 
pflicht beurteilen durfte. Die Rechenſchaftspflicht des 
Ehemanns nach 8 1421 BGB. läßt ſich gegen die Auf: 
faſſung des BG. nicht verwerten. Dieſe Pflicht ent— 
ſpricht der dem Ehemann kraft Geſetzes (SS 1373 ff.) 
zuſtehenden Verwaltung und Nutznießung. Hier aber 
handelt es ſich um eine freiwillig übertragene Ver— 
waltung, für deren rechtliche Beurteilung auch das 
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tatſächliche Verhalten der Beteiligten weſentliche Be: 
deutung haben kann. Wenn die Reviſion endlich gel⸗ 
tend macht, das BG. hätte von ſeinem Standpunkt 
aus nach § 139 ZPO. auf die Stellung eines Unter⸗ 
antrags auf Auskunfterteilung hinwirken müſſen, ſo 
verkennt ſie die Bedeutung dieſer Vorſchrift. Die Be⸗ 
klagte hatte in keiner Weiſe zu erkennen gegeben, daß 
ſie eine Verurteilung zur Auskunfterteilung auch nur 
hilfsweiſe begehre. Die Beanſtandungen, die ſie im 
einzelnen erhob, ſollten nur dazu dienen, ihr Ver⸗ 
langen nach einer förmlichen Rechnungslegung zu be⸗ 
gründen. Aufgabe des Gerichts nach § 139 ZPO. 
aber iſt es, eine Klarſtellung unklarer und eine Er⸗ 
gänzung unvollſtändiger Anträge herbeizuführen, nicht 
neue Anträge zu veranlaſſen, wenn der en: Ans 
trag klar iſt und unbedingt und im vollen Umfang 
aufrecht erhalten wird. (Urt. des III. ZS. vom 12. Ok⸗ 
tober 1915, III 81/15). — a — 
3730 


II. 


Der zahlende Eigentümer kaun vom Hypothek⸗ 
alänbiger die Bewilligung zur Löſchung verlangen und 
braucht ſich in der Negel nicht auf den Weg des $ 22 
EBD. verweilen zu laſſen: Aus den Gründen: 
Der Reviſion kann nicht zugegeben werden, daß recht⸗ 
lich nicht die Ausſtellung einer Löſchungsbewilligung 
durch den Hypothekengläubiger möglich iſt, der vom 
Eigentümer des Grundſtücks Zahlung erhalten hat und 
deſſen Hypothek zufolgedeſſen nach 88 1163, 1177 BGB. 
als Eigentümergrundſchuld auf den zahlenden Eigen⸗ 
tümer übergegangen iſt. Allerdings finden ſich An⸗ 
klänge an dieſe Anſicht (val. RG. 48, 48/55 ; 56, 322/; 
Johows Jahrb. Bd. 40 A S. 296/8; Güthes GBO. 
3. Aufl. Bd. 1 S. 628 (Anm. 10 zu 8 27): Turnau⸗ 
Förſter, Liegenſchaftsrecht, 3. Aufl. 8 1163 BGB., 
Anm. II, 4). Dabei handelte es ſich aber um ſachliche 
Rechtsverfügungen, fo namentlich in der RGE. 48, 48 
um eine Abtretung der Eigentümergrundſchuld, im 
übrigen um eine Aufgabe des Rechts i. S. der 88 875, 
1183 BGB. Die Löſchungsbewilligung braucht aber 
nicht dieſe Bedeutung zu haben, denn die Einwilligung 
in die Löſchung kann auch als Zuſtimmung zur Grund⸗ 
buchberichtigung (8 894 BGB.) aufgefaßt werden und fo 
ausſchließlich formelle Bedeutung haben. In dieſem 
Sinne iſt ſie in dem Urteil des Reichsgerichts Bd. 56 
S. 327 zugelaſſen worden und deshalb wird ſie in 
ſolchen Fällen auch ſonſt von der Rechtſprechung und 
Rechtswiſſenſchaft nicht beanſtandet. 

Bei der Löſchung einer durch Zahlung zur Eigen⸗ 
tümergrundſchuld gewordenen Hypothek handelt es 
ſich allerdings nicht um eine reine Grundbuchberichtigung, 
ſondern um einen Vorgang, der ſich zuſammenſetzt aus 
einer ſachlichen Verfügung (Löſchungsbewilligung, 
Löſchungsantrag) des Eigentümers und einer formellen, 
die Zuſtimmung enthaltenden Erklärung des ein⸗ 
getragenen Berechtigten, aber den Anſpruch darauf 
gibt dem zahlenden Eigentümer der 8 1144 BGB. 
Dieſer ſoll nicht genötigt ſein, zunächſt im Wege der 
Grundbuchberichtigung feine Eintragung im Grund— 
buch und dann erſt die Löſchung herbeizuführen, ſondern 
das Recht haben, unmittelbar die Löſchung und die 
dazu erforderlichen Urkunden zu verlangen. Eine ſolche 
zur Löſchung geeignete Urkunde bildet gemäß 8 894 
ZBO. die Verurteilung des eingetragenen Berechtigten 
zur Einwilligung in die Löſchung. 

Nun wird allerdings geltend gemacht, der zahlende 
Eigentümer bedürfe keiner ſolchen Einwilligung in die 
Löſchung, weil eine in den Formen des § 29 GBO. 
ausgeſtellte (beglaubigte) Quittung dieſelben Dienſte 
leiſte. Mit einer ſolchen Quittung könne der Eigentümer 
auch ohne Zuſtimmung des eingetragenen Berechtigten 
(8 894 BGB.) nach §S 22 GBO. im Wege der Grunds 
buchberichtigung die Umſchreibung oder die Löſchung 
herbeiführen. Der, Eigentümer, dem § 894 BGB. das 


Recht gibt, die Einwilligung des Buchberechtigten zu 
verlangen, braucht ſich aber nicht auf dieſen Weg ver⸗ 
weiſen zu laſſen. Man wird einen ſolchen Einwand 
zulaſſen können, wenn der Beklagte ein berechtigtes 
Intereſſe hat, wenn z. B. Löſchungsbewilligung von 
ihm verlangt wird, nachdem er bereits beglaubigte 
Quittung ausgeſtellt hat. Ein ſolches Intereſſe bildet 
aber das von der Beklagten hier vorgeſchützte nicht. 
Sie würde Abweiſung der Klage und Verurteilung 
des Klägers zu den Koſten niemals erlangen können; 
denn auch, wenn ihr Einwand durchgriffe, würde dem 
Kläger die Quittung als das Mindere gegenüber der 
verlangten Löſchungsbewilligung (Quittung und Zu⸗ 
ſtimmung) zuzuſprechen ſein und keinerlei Anlaß vor⸗ 
liegen, dem Kläger auch nur einen Teil der Koſten auf⸗ 
zuerlegen. Von beſonderen, durch beſondere 9 
des Beklagten gerechtfertigten Ausnahmen abgeſehen, 
iſt es althergebrachtes Recht, daß der zahlende Eigen⸗ 
tümer die Wahl hat zwiſchen Quittung, Umſchreibung 
oder Löſchungsbewilligung. Dieſer Standpunkt wird 
auch, mit vereinzelten Ausnahmen, durchweg in der 
Rechtswiſſenſchaft vertreten. (Urt. des V. ZS. vom 
18. September 1915, V 141/15). 
3744 
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III. 


Selbſtſtändiges Anerkenntnis oder Schuldverſprechen 
und Schuldübernahme. (SS 780, 781 BGB) Aus 
den Gründen: Das BG. läßt dahingeſtellt, ob in 
der Urkunde vom 15. Juli 1910 ein Schuldverſprechen 
oder Schuldanerkenntnis i. S. der S8 780, 781 und 
nicht vielmehr eine „kumulative“ Schuldübernahme 
zu finden ſei. Dem ungeachtet nimmt es an, daß das 
dadurch geſchaffene Schuldverhältnis gegenüber dem 
Geſellſchaftsbvertrage vom 22. Dezember 1909 ſelb⸗ 
ſtändig ſein ſollte. Das begründet es damit, daß 
nach dem Geſellſchafts vertrage S. nicht unmittelbarer 
Gläubiger der Kläger ſein ſollte. Deshalb hält es 
nicht für möglich, die in der Urkunde feſtgeſtellte 
Forderung den Beſtimmungen des Geſellſchaftsver⸗ 
trages zu unterwerfen. Das BG. meint ſonach irrig, 
daß der Hinzutritt eines neuen Schuldners zu einem 
Schuldverhältniſſe oder eine ſonſtige Neuerung in⸗ 
bezug auf ein ſolches ſtets notwendig ein ſelbſtändiges 
Schuldverhältnis begründe, das von dem beſtehenden 
in jeder Beziehung unabhängig ſei. Eine ſolche kumu⸗ 
lative Schuldübernahme iſt vielmehr ein ergänzendes 
Rechtsgeſchäft, das, ebenſo wie die Bürgſchaft und 
auch die privative Schuldübernahme, in der Regel 
keine von dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe los— 
gelöſte Verbindlichkeit begründet. Das Neue iſt nur 
der Hinzutritt des neuen Schuldners; dieſer ſoll aber 
nur in derſelben Weiſe Schuldner ſein, wie der bis⸗ 
herige Schuldner. Das gleiche gilt, wenn in dem 
urſprünglichen Vertrage nur eine Haftung mit dem 
Grundſtücke (Grundſchuld) vereinbart iſt und ſpäter 
eine perſönliche Schuldübernahme und eine Hypothek— 
beſtellung vereinbart wird. Anders liegt die Sache 
nur, wenn Umſtände vorliegen, aus denen gefolgert 
werden kann, daß der neue Schuldner die Leiſtung 
ſo verſprochen oder das Schuldverhältnis als zu ſeinen 
Laſten beſtehend ſo anerkannt hat, daß dadurch die 
Verpflichtung ſelbſtändig begründet werden ſollte 
(SS 780, 781). Solche Umstände ſind aber nicht feſtgeſtellt 
und nicht ohne weiteres erſichtlich. Im Gegenteil, 
die ausdrückliche Erwähnung des Vertrages vom 
22. Dezember 1909 in der Form, daß erklärt wird, 
die Leiſtung werde auf Grund dieſes Vertrages ge— 
ſchuldet, ſpricht gegen die Abſicht, daß eine von dieſem 
Schuldgrunde unabhängige Verpflichtung geſchaffen 
werden ſollte. ö 

Auch der wirtſchaftliche Zweck der Urkunde ſpricht 
eher gegen als für eine gewollte Loslöſung von dem 
Geſellſchaftsvertrage. In dieſem waren die Forde— 
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rungen der einzelnen Geſellſchafter ihrer Höhe nach 
bereits anerkannt und war vereinbart, daß für ſie 
Grundſchulden auf den Häuſern beſtellt werden ſollten, 
die. zur gemeinſchaftlichen Befriedigung dienen ſollten, 
aber auf den Namen der Kläger als Eigentümer (offen 
bar nach Art eines Treuhänderverhältniſſes für die 
Geſellſchaft) eingetragen waren. Durch die Urkunde 
vom 15. Juli 1910 wurden dieſe Vereinbarungen in⸗ 
ſoferne verändert, als an Stelle der Grundſchulden 
für die Geſellſchafter, die nicht Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks waren, Hypotheken eingetragen wurden, und 
um dies zu ermöglichen, übernahmen die als Eigen⸗ 
tümer eingetragenen Kläger nunmehr die perſönliche 
Haftung für die Forderungen, indem ſie das „An⸗ 
erkenntnis“ ausſtellten. Daß dabei die Forderungen 
von dem Geſellſchaftsvertrage losgelöſt werden ſollten, 
kann aus dieſem Zwecke nicht entnommen werden. 
Es wird insbeſondere ſchwerlich anzunehmen ſein, 
daß die Parteien beabſichtigt haben, die Vorſchriften 
über die Nicht⸗Abtretbarkeit der Forderungen, auf 
welche in dem Geſellſchaftsvertrage beſonderer Wert 
gelegt war, und die daran geknüpften Folgen durch 
die Ausſtellung der Urkunde nicht nur aufzugeben, 
ſondern auch die Abtretung der Forderungen durch 
ihre Verſelbſtändigung zu erleichtern. Hätten ſie eine 
ſolche Selbſtändigkeit gewollt, ſo würde es näher ge⸗ 
legen haben, für ſie Grundſchulden eintragen zu laſſen; 
wenn ſie ſtatt deſſen die Form der Hypotheken wählten, 
ſo ſpricht das eher dafür, daß ſie dadurch den Zu⸗ 
ſammenhang mit dem materiellen Geſellſchaftsver⸗ 
hältnis und mit den Beſtimmungen des Geſellſchafts⸗ 
vertrages enger geſtalten wollten, als es bei Grund⸗ 
ſchulden möglich geweſen wäre. Wenn man übrigens 
annehmen könnte, daß durch das Schuldanerkenntnis 
eine e Verpflichtung begründet werden ſollte, 
würde dieſe Verpflichtung nicht von Beſtand ſein 
können, wenn der ihr zugrunde liegende materielle 
Schuldgrund nicht beſtände. In dieſem Falle würde 
das Anerkenntnis gemäß 8 812 BGB. wegen ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung zurückverlangt werden können 
und es würde deswegen auch der Geltendmachung 
der Forderung aus dem Anerkenntniſſe eine Einrede 
entgegenſtehen (vgl. S 821 BGB.), die — ſoweit fie 
ihrem Rechtsgrunde nach zur Zeit der Abtretung 
gegenüber dem urſprünglichen Gläubiger begründet 
war — auch dem Rechtsnachfolger entgegengeſetzt 
werden könnte (8 404 BGB.). Daß aber der dem 
Schuldanerkenntniſſe zugrunde liegende materielle 
Rechtsgrund der Geſellſchaftsvertrag und die darin 
verbrieften Forderungen ſind, ergibt ſich ohne weiteres 
aus dem Inhalt des Schuldanerkenntniſſes und iſt 
auch nicht beſtritten; auch der Berufungsrichter meint 
das, wenn er ſagt, das Schuldanerkenntnis hänge 
mit dem Geſellſchaftsvertrage zwar wirtſchaftlich aber 
nicht rechtlich zuſammen. Würden daher die Forde— 
rungen nach dem Geſellſchaftsvertrag durch die bs 
tretung erloſchen ſein, ſo würde auch die Forderung 
aus dem Anerkenntniſſe nicht geltend gemacht werden 
können; es würde ihr eine Einrede entgegenſtehen, 
durch welche ihre Geltendmachung und damit auch 
die Geltendmachung der Sicherungshypothek, die für 
ſie beſtellt iſt, dauernd ausgeſchloſſen wird. In dieſem 
Falle würden gemäß § 1169 BGB. die Kläger ver: 
langen können, daß der Beklagte auf die Hypothek 
verzichte, alſo in die Löſchung der Hypothek willige. 
(Urt. d. V. Z S. v. 25. Sept. 1915, V 143/15). — — —n. 
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IV. 


Zu 5 823 BGB. Haftung für einen durch Sport⸗ 
betrieb auf einer Staatsſtraße verurſachten Unfall: 


1. Haftbarkeit des den Sport Betreibenden auch bei fahr: 


läſſiger Unkenntnis eines gegen den Sportbetrieb auf 
der Straße erlaſſenen Verbots; Beweislaſt hinſichtlich der 
Kenntnis oder fahrläſſigen Unkenntnis. 2. Haftbarkeit des 


Staats; die Bee Erlafiung eines Berbats befreit den In⸗ 
83 der Polizeigewalt nicht von feiner Haftung. 3. Haf⸗ 
ung gegenüber Perſonen, die ſelbſt Sport ausüben. Aus 
den Gründen: 1. Der Bekl. O. mußte ſich, ehe 
er überhaupt die für den Fahr⸗ und Fußgänger⸗ 
verkehr beſtimmte Landſtraße, die, wie das LG. feſt⸗ 
ſtellt, keine „Bobsleighbahn“ bildete, zum Sportbe⸗ 
triebe mittels Lenkſchlittens benutzte, ſeinerzeit danach 
erkundigen, unter welchen Bedingungen, in welcher 
Art und zu welcher Zeit dieſer Sportbetrieb auf der 
Landſtraße geſtattet war. Schon darin, daß er dies 
zu tun unterlaſſen, muß eine Fahrläſſigkeit erblickt 
werden, ſo daß es rechtlich verfehlt iſt, wenn das BG. 
annimmt, er habe ſchon deshalb nicht fahrläſſig ge⸗ 
handelt, weil er auf das Fahrverbot nicht beſonders 
aufmerkſam gemacht worden ſei. Das Berufungs⸗ 
gericht hat ferner nicht geprüft, ob nicht die Polizei⸗ 
verordnung vom 20. Januar 1911, die das Befahren 
der Straße mit „Bobsleighs“ zu beſtimmten Zeiten 
gänzlich unterſagt, ein Schutzgeſetz i. S. des § 823 
Abſ. 2 BGB. iſt. Ferner fehlt es in dem angefochtenen 
Urteil an einem beſtimmten Ausſpruch darüber, ob 
jene Polizelverordnung nicht bloß zugunſten des 
Fuhrverkehrs und der Fußgänger, ſondern auch zu⸗ 
gunſten anderer ſporttreibender Perſonen als der 
Lenkſchlittenfahrer erlaſſen iſt, wofür der Umſtand 
ſpricht, daß das Verbot ſich nur gegen den Verkehr 
mit „Bobsleighs“ richtet. Weiterhin war zu prüfen, 
ob die Klägerin, die, wie feſtſteht, z. Zt. des Un⸗ 
falls nur als Fußgängerin von — nach — ging, 
während ihre in ihrer Nähe befindliche Tochter 
einen Rodelſchlitten zog, zur Zeit des Unfalls über- 
haupt als „Sporttreibende“ anzuſehen war, zumal 
nicht einmal ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, daß ſie mit 
dem Rodelſchlitten heruntergefahren war. Ferner hätte 
das BG. erörtern müſſen, ob dem Beklagten O. die 
Kenntnis der PV. vom 20. Januar 1911 ohne Fahr⸗ 
läſſigkeit unbekannt geblieben ſein kann. Rechts⸗ 
irrtümlich aber iſt unter allen Umſtänden die Annahme 
des BG., die Klägerin hätte behaupten und be⸗ 
weiſen müſſen, daß dem Beklagten O. die Polizei⸗ 
verordnung bekannt oder aus Fahrläſſigkeit nicht be⸗ 
kannt geweſen ſei, während umgekehrt vielmehr O. 
einen Entlaſtungsbeweis in dieſer Richtung anzutreten 
hatte (vgl. Warn. Erg. Bd. 1909 Nr. 297; Urteil des 
erkennenden Senats vom 10. Dezember 1907, VI 90/07; 
vom 15. April 1908, VI 300 07). Auch darüber läßt 
das BG. jede Erörterung vermiſſen, ob nicht die beiden 
Beklagten J. und O. die Fahrt mit dem Lenkſchlitten 
gänzlich hätten unterlaſſen müſſen, weil die linke 
Seite der Fahrbahn allein noch für Schlitten fahrbar, 
die rechte dagegen durch das Tauwetter ſchon unbe⸗ 
nutzbar war, ſo daß ſich der ganze Verkehr „entgegen 
den allgemeinen Regeln“ auf dieſer linken Seite ab— 
wickelte. Auch in dieſer Hinſicht hätte geprüft werden 
müſſen, ob nicht die Vorſchrift, wonach die Lenk⸗ 
ſchlitten (ebenſo wie ſonſtige Fahrzeuge) die rechte 
Straßenſeite inne zu halten haben, ein Schutzgeſetz iſt, 
das für die nur dem Vergnügen oder dem Sport 
obliegenden Perſonen die Verpflichtung mit ſich bringt, 
die Ausübung dieſes Sports zu unterlaſſen, wenn 
dieſer nicht ohne Verletzung jenes Schutzgeſetzes, alſo 
unter Gefährdung des Wagen- und Fußgängerverkehrs, 
ausgeübt werden kann. Endlich iſt es bedenklich, wenn 
das BG. das übermäßig ſchnelle Fahren des Beklagten 
O. mit dem Satze zu rechtfertigen verſucht, man müſſe 
berückſichtigen, daß der Sport gerade im ſchnellen 
Herabfahren beſtehe und daß er ohne dieſes ſeinen Reiz 
verlieren würde; denn es handelt ſich hier um die 
Ausübung des Sports auf einer öffentlichen „Land— 
ſtraße“ die in erſter Linie nicht ſowohl zu ſportlichen 
Zwecken, als vielmehr zum Verkehr für Wagen und 
Fußgänger beſtimmt iſt. 2. Mit Recht rügt ferner die 
Reviſion die Abweiſung der Klage gegen den Staats— 
fiskus, der Eigentümer der Landſtraße iſt und auf ihr 
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einen öffentlichen, ſowohl für Wagen, wie für Fuß⸗ 
gänger beſtimmten Verkehr eröffnet hat. In dieſer 
Hinſicht ermangelt es in dem Berufungsurteil an jeder 
Prüfung und we darüber, ob der beflagte 
Staat nicht bloß Eigentümer der hier fraglichen Land⸗ 
ſtraße, ſondern zugleich auch Inhaber der Polizei⸗ 
gewalt war und ſchon deshalb geeignete Vorkehrungen 
hätte treffen müſſen, um einen die Sicherheit des 
Wagen⸗ und Fußgängerverkehrs erheblich gefährdenden 
Sport, wie das Fahren mit Lenkſchlitten, entweder 
gänzlich zu verbieten oder unmöglich zu machen oder 
doch nur in einer ſolchen Weiſe zuzulaſſen, daß Leben 
und Geſundheit der auf der Landſtraße verkehrenden 
Perſonen gegen derartige Unfälle, wie den vorliegenden, 
nach Möglichkeit geſchützt waren (vgl. JW. 1911 
S. 758 Nr. 17; vgl. Urteil des erkennenden Senats 
vom 14. November 1912, VI 253/12, teilweiſe abgedr. 
in Dig. 1913 Sp. 167). Selbſt wenn man es aber 
auch für ausreichend erachten wollte, daß durch die 
Polizeiverordnung vom 20. Januar 1911 das Befahren 
der Straße an Sonn- und Feſttagen vollſtändig und 
an den übrigen Tagen für die Zeit von 11 Uhr 45 Min. 
bis 12 Uhr 45 Min. mittags und von 3—3 Uhr 45 Min. 
nachmittags, ſowie nach 6 Uhr abends gänzlich ver⸗ 
boten war, ſo hätte ſich der Beklagte, falls er, wie 
hier zunächſt zu unterſtellen, auch Inhaber der Polizei⸗ 
gewalt war, mit dem Erlaß eines derartigen Verbots 
nicht begnügen dürfen, ſondern auch für deſſen Be⸗ 
achtung ſorgen müſſen. Daß dies nicht geſchehen zu 
ſein ſcheint, dafür bieten gerade die Feſtſtellungen des 
BG. einen hinlänglichen Anhalt, indem es ſelbſt 
darlegt, daß der Poſten, der am Schloßhotel aufgeſtellt 
war, den Lenkſchlitten habe abfahren laſſen, ohne die 
Inſaſſen auf das Verbot aufmerkſam zu machen. Das 
Berufungsgericht verneint die Anwendbarkeit des 
§ 823 BGB., weil jeder Sportteilnehmer verpflichtet 
ſei, die mit dem Sport verbundenen Gefahren auf ſich 
zu nehmen, und die Klägerin beim Sportbetrieb ver⸗ 
unglüdt ſei; der Staat ſei deshalb nicht verpflichtet ge⸗ 
weſen für ihre Sicherheit zu ſorgen. Dieſe Ausführungen 
geben nach einer doppelten Richtung hin zu Bedenken 
Anlaß. Einmal fehlt es für die Annahme, daß die 
Klägerin „beim Sportbetriebe“ verunglückt ſei, an der 
erforderlichen tatſächlichen Unterlage, wie ſchon unter 1 
ausgeführt worden iſt. Sodann aber kann es auch 
nicht gebilligt werden, wenn das Berufungsgericht 
annimmt, der Staat habe, indem er die Landſtraße 
zum Sportbetriebe frei gab, die Sportteilnehmer 
ſchalten und walten laſſen dürfen, ohne die für ihre 
Sicherheit oder die Sicherheit des Verkehrs überhaupt 
getroffenen Maßnahmen zu überwachen; hatte der 
Staat den Verkehr mit Lenkſchlitten überhaupt zu 
einer gewiſſen Stunde verboten, ſo mußte er auch für 
die Durchführung dieſes Verbots ebenſoſehr im 
Intereſſe der Fußgänger wie der den verhältnismäßig 
harmloſen Rodelſport treibenden Perſonen Sorge 
tragen, der von dem viel gefährlicheren Sport mit 
Lenkſchlitten wohl zu unterſcheiden iſt. Bei der er⸗ 
neuten Verhandlung und Entſcheidung wird das Be— 
rufungsgericht die vorſtehend entwickelten rechtlichen 
Geſichtspunkte zu beachten und weiter zu prüfen haben, 
ob und in welchem Umfange der Klägerin ein mit- 
wirkendes Verſchulden an dem Unfalle zur Laſt fällt, 
ſowie, ob der beklagte Fiskus ſich durch den ihm 
nach 8 831 BGB. offenſtehenden Beweis genügend 
entlaften kann. (Urt. des VI. 35. vom 12. Juli 1915, 
VI 150/1915). E. 
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V. 

Haftung des Kurpfuſchers. Mitverſchulden des 
Verletzten. Aus den Gründen: Die Reviſion hat 
eingewendet, der Verunglückte R. habe 
daß er es nicht mit einem wiſſenſchaftlich gebildeten 
Arzte, ſondern mit einem „Knochenflicker“ zu tun hatte: 
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er habe ſich alſo auch mit der üblichen und nach der 
Vorbildung des „Knochenflickers“ möglichen Behand⸗ 
lung begnügen müſſen. In dieſem Verhalten des R. 
liege ein Verſchulden, demgegenüber ein etwaiges Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten nicht ins Gewicht fallen könne. 
Dieſes Vorbringen könnte an ſich beachtet werden auch 
gegenüber der vom BG. ausgeſprochenen, von der 
Reviſion nicht beſonders angegriffenen Verwerfung 
des Einwandes der Einwilligung, die nach der Sach⸗ 
lage wie nach dem Sinne des Parteivorbringens 
vielleicht treffender als Gefahrübernahme — Handeln 
auf eigene Gefahr — zu kennzeichnen ſein möchte. 
Inſoweit indeſſen kann auf die tatſächliche Ausführung 
des BG. hingewieſen werden, daß die Wertſchätzung 
derartiger „Knochenflicker“ in der ländlichen Bevölke⸗ 
rung den R. zu der Annahme einer zweckentſprechenden 
und unſchädlichen Heilung bringen mußte. War 
ſich R. in der Tat keiner Minderwertigkeit der Be⸗ 
handlung durch einen „Knochenflicker“ im Vergleich 
mit der durch einen wiſſenſchaftlich vorgebildeten Arzt 
bewußt, ſo kann ihm auch die Uebernahme einer gar 
nicht erkannten Gefahr, die Einwilligung in eine für 
ausgeſchloſſen erachtete Schädigung nicht unterſtellt 
werden. 

Ein Selbſtverſchulden andrerſeits kann in dieſem 
Zutrauen zu der Leiſtungsfähigkeit des „Knochenflickers“ 
noch nicht ohne weiteres gefunden werden. Stand 
hierbei R. unter dem Banne allgemein in der länd⸗ 
lichen Bevölkerung verbreiteter Anſchauungen, ſo iſt 
die Angehung des Beklagten für ſich allein noch keine 
Außerachtlaſſung der im Verkehr — auch gegenüber 
eigenen Lebensgütern wie der Geſundheit und körper⸗ 
lichen Unverſehrheit — geſchuldeten Sorgfalt (88 254, 
276 BGB.). Zu beachten find indeſſen weiter die be⸗ 
ſonderen Umſtände des Falles: trotz der Erklärung 
des Beklagten, er habe gar keinen Mut, an die Sache 
heranzugehen, es handle ſich um einen ſehr ſchweren 
Fall, es ſei für R. beſſer ins Krankenhaus zu gehen, 
trotz des Hinweiſes auf die Möglichkeit einer Ver⸗ 
kürzung des Beines hat R. den Beklagten durch Drängen 
und Zureden zur Uebernahme der Behandlung be⸗ 
ſtimmt. In dieſem Verhalten des R. kann ein Selbſt⸗ 
verſchulden i. S. der 88 254, 276 gefunden werden, 
ſofern R. angeſichts der vom Beklagten mit Nachdruck 
erhobenen Bedenken bei pflichtmäßiger Anwendung 
der erforderlichen Sorgfalt die ſchädlichen Folgen 
einer vom Beklagten unternommenen Heilbehandlung 
vorausſehen konnte. Er muß gegebenenfalls dafür 
aufkommen, daß er dieſe Sorgfalt nicht angewendet hat. 
(Urt. des VI. ZS. vom 4. Oktober 1915, VI 171/15). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Gründe, die die Unkenntnis einer Anordnung des 
Militärbeſehlshabers entſchuldigen können. Aus den 
Gründen: Dem Oberreichsanwalt iſt zuzugeben, 
daß ſich die Strafdrohung gegen die Uebertretung des 
für die Dauer des Kriegszuſtands erlaſſenen Verbots, 
die Grenze anders als nur im Beſitze eines behörd— 
lichen Ausweiſes und an beſtimmter Stelle zu über— 
ſchreiten, auch gegen fahrläſſige Zuwiderhandlung 
richtet. Allein das LG. hat dies nicht verkannt. Es 
verneint nur, daß Fahrläſſigkeit vorliege, und führt 
in den Urteilsgründen die Umſtände an, die das Ver— 
halten der Angeklagten nach ſeiner Meinung ent— 
ſchuldigten, nämlich, daß ſich der Angeklagte T., der 
in der Nähe der Grenze einſam wohnt, keine Zeitung 
hält und andere die Grenze unbeanſtandet überſchreiten 
ſah, bei einem Nachbarn und einem Grenzſoldaten 
erkundigt habe, ob die Grenze überſchritten werden 
dürfe, und von dieſem bejahende Antwort erhalten 
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habe, und daß der Angeklagte B., der ebenfalls hart 
an der Grenze wohnt und Grenzgrundſtücke in den 
Niederlanden hat, die ihm erſt nach Kriegsausbruch 
von der Zollbehörde ausgeſtellte Erlaubnis, die Grenze 
zur Beſtellung ſeiner niederländiſchen Felder zu über⸗ 
ſchreiten, für wirkſam und ausreichend gehalten habe. 
Es iſt nicht erſichtlich, daß dieſe Annahmen des LE. 
auf Rechtsirrtum beruhten, nämlich auf einem Ver⸗ 
kennen der Pflicht, ſich bei Zweifeln über das Beſtehen 
von Verboten an der geeigneten Stelle zu erkundigen. 
Anzuerkennen iſt zwar, daß Erkundigungen, wie ſie 
T. vorgenommen hat, nicht bei jedem und nicht unter 
allen Umſtänden, ſondern nur unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden, wie insbeſondere bei geringen Geiſtesanlagen 
des Täters, die Annahme unverſchuldeter Unkenntnis 
rechtfertigen können und daß ein Gleiches für das 
Unterlaſſen von Erkundigungen über die Wirkſamkeit 
der zollbehördlichen Erlaubnis gilt. Allein der Senat 
findet in den Urteilsgründen keinen ausreichenden An⸗ 
halt dafür, daß der Erſtrichter dieſen Grundſatz ver⸗ 
kannt und rechtsirrtümlich angenommen hätte, jene 
Erwägungen des Angeklagten entſchuldigten die Un⸗ 
kenntnis bei jedem und unter allen Umſtänden. Hat 
das LG. aber angenommen, daß unter den gegebenen 
beſonderen Umſtänden dieſe Angeklagten nach ihren 
perſönlichen Eigenſchaften ohne Verſchulden im Irr⸗ 
tum geweſen ſind, ſo iſt ſeine Entſcheidung rechtlich 
nicht zu beanſtanden. (Urteil des V. StS. vom 28. Sept. 
1915, 5 D 183/1915). E. 
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III. 


Zum Begriff des Anfferderns i. S. des 3 9 b preuß. 
Bel Zuſtd. — Art. 4 Abſ. 2 bayer. Kriegs guſts. Aus 
den Gründen: Die Urteilsbegründung legt die An⸗ 
nahme nahe, daß die Strͤ. den Begriff „auffordern“ 
i. S. des 8 9b Bel Zuſt. verkannt hat. Nach den 
Feſtſtellungen hat ſowohl der Angeklagte K., der für 
20 Pfg. Schnaps in einer Flaſche verlangt hat, als 
auch die Angeklagte L., die ihm den verlangten Schnaps 
verabreicht hat, das Verbot des kommandierenden 
Generals gekannt. Von der Anklage, die L. zur Ueber⸗ 
tretung dieſes Verbots aufgefordert zu haben, iſt K. 
freigeſprochen worden, weil das bloße Erſuchen, den 
Schnaps zu verabreichen, noch keine Aufforderung zur 
Uebertretung des Verbots darſtelle, und dem K. nicht 
nachzuweiſen ſei, daß er gewußt habe, die L. zögere 
mit dem Ausſchank des Branntweins, weil er ver⸗ 
boten ſei. Dieſe Begründung iſt ſchon inſofern un⸗ 
richtig, als eine Aufforderung zur Uebertretung des 
Verbots bereits in dem Verlangen, ihm für 20 Pfg. 
Branntwein zu verkaufen, gefunden werden kann. 
Vorausſetzung iſt dabei, weil zum „auffordern“ ein 
vorſätzliches Handeln gehört, daß der Auffordernde 
ſich deſſen bewußt war oder wenigſtens mit der Mög⸗ 
lichkeit rechnete, die L. kenne das Verbot, und daß er 
den Willen hatte, ſie zu deſſen Uebertretung zu beſtimmen. 
In dieſer Richtung hat die Strͤ. den Sachverhalt bis⸗ 
her nicht geprüft. Ferner iſt nicht gewürdigt, ob der 
Angeklagte auf das Zögern der L. bei der Erfüllung 
ſeines Verlangens die eilige Abgabe des Schnapſes 
gefordert hat, obwohl er mit der Möglichkeit rechnete, 
daß das Zögern in dem Verbot des Militärbefehls⸗ 
habers ſeinen Grund hatte. Auch in dieſem Falle 
würde er die L. „aufgefordert“ haben, jenes Verbot 
zu übertreten. Hiernach war das Urteil aufzuheben. 
Bei der neuen Verhandlung wird zu prüfen ſein, ob 
nicht mit Rückſicht darauf, daß die Angeklagte L. dem 
K. den geforderten Branntwein verabfolgt hat, nicht 
Aufforderung, ſondern eine nach $ 48 StGB. ſtrafbare 
Anſtiftung vorliegt. (Urt. des V. StS. vom 28. Sep⸗ 
tember 1915, 5 D 196/1915). E. 
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III. 

5 56 Nr. 3 EtBO. iſt auf den Ps lizeibeamten, der 
auftragsgemäß zu einer ſtraſbaren Handluna aufgefordert 
hat, nicht anwendbar. Aus den Gründen: Die 
Polizeibeamten R. und B. hatten den Befehl erhalten, 
„die Wirtſchaften in Zivilkleidung daraufhin zu prüfen, 
ob vor 11 Uhr Morgens Trinkbranntwein verſchänkt 
werde“, und bei Ausführung dieſes Befehls in der 
Wirtſchaft des Angeklagten auf ihr Verlangen Trink⸗ 
branntwein ausgeſchänkt erhalten, als es noch nicht 
11 Uhr war. Die beiden Beamten find in der Haupt⸗ 
verhandlung als Zeugen eidlich vernommen worden und 
die verurteilende Entſcheidung beruht auf ihren eidlichen 
Ausſagen. Die Reviſion macht geltend, die Beeidigung 
widerſpreche dem 8 56 StPO., weil die Zeugen als 
Teilnehmer an der Straftat in Betracht kämen: das 
LG. habe dies nicht erwogen, die Ausſagen vielmehr 
nur als eidliche gewürdigt. Der Angriff geht fehl. 
Nach dem Sachverhalt haben die beiden Polizeibeamten 
lediglich in Erfüllung ihrer Dienſtpflicht gehandelt. 
In dieſer Ausübung ihrer öffentlich⸗rechtlichen Pflichten 
kann eine ſtrafbare Teilnahme an dem Vergehen des 
Angeklagten nicht gefunden werden. Dadurch, daß 
die Str. die Ausſagen der beiden vor ihrer Vers 
nehmung beeidigten Zeugen als eidlich abgegeben ge⸗ 
würdigt und als ſolche der Entſcheidung zugrunde 
gelegt hat, hat ſie zum Ausdruck gebracht, daß ſie die 
Vorausſetzungen des 8 56 Nr. 3 StPO. nicht als vor⸗ 
liegend erachtete. Dies iſt kein Rechtsirrtum. (Urteil 
vom 9. Nov. 1915, 5 D 499/15). E. 
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IV. 

Uebertragung der Befugnis des Militärbefehlshabers, 
zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit Vorſchriften 
nach 89 b Bel ZuſtG. (Art. 4? K ned zu erlaſſen), 
auf eine bürgerliche Behörde? Aus den Gründen 
zweier Urteile: 1. Im Eingang der BO. des 
Kommandierenden Generals iſt ausgeſprochen, daß ſie 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſen werde. 
Ihr Zweck iſt, wie die Eingangsworte erkennen laſſen, 
darauf gerichtet, entſprechend dem Ernſt der Zeit Aus⸗ 
ſchreitungen und Gelage der Bevölkerung zu ver⸗ 
meiden und zu bewirken, daß nicht Mitglieder der 
bewaffneten Macht und der Jugendkompagnien in 
ſolches Treiben hineingezogen werden. Um dies zu 
erreichen. iſt unter II a bis h für den ganzen Bezirk des Ar⸗ 
meekorps eine Reihe von Verboten aufgeſtellt, von denen 
das hier allein in Betracht kommende lautet: „Für die 
Tage der Muſterung, Aushebung und der Kontroll⸗ 
verſammlungen iſt in den bezüglichen Orten je nach 
den örtlichen Verhältniſſen der Verkauf und der Aus⸗ 
ſchank von alkoholiſchen Getränken durch die Orts- 
polizeibehörde zu verbieten.“ Unter III iſt ſodann gegen 
den, der dieſe Verbote übertritt oder zu ſolcher Ueber⸗ 
tretung auffordert oder anreizt, Gefängnisſtrafe bis 
zu einem Jahr für den Fall angedroht, daß die beſtehenden 
Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen. Wenn 
die Strafkammer in dieſer Verordnung, die durch die 
Tageszeitungen veröffentlicht worden iſt, ein vom 
Militärbefehlshaber erlaſſenes Verbot i. S. des § Ib 
Bel ZuſtG. erblickt hat, fo beſtehen gegen dieſe Auf— 
faſſung keine Bedenken. Der Einwand der Reviſion, 
daß ſich die Verordnung unter IIe nicht an die Brannt⸗ 
weinverkäufer, ſondern an die Ortspolizeibehörde wende, 
und dieſer aufgebe, an den Tagen der Muſterung, 
Aushebung oder Kontrollverſammlung den Verkauf 
und Ausſchank alkoholiſcher Getränke ihrerſeits zu ver⸗ 
bieten, iſt bei richtiger Auslegung der Verordnung 
nicht zutreffend. Aus dem Zuſammenhang ergibt ſich 
ohne weiteres, daß die Verordnung nur Gebote und 
Verbote enthält, die ſich unmittelbar gegen die Zus 
widerhandelnden richten. Wenn in dem Abſchnitt IIe 
geſagt iſt, die Ortspolizeibehörde ſolle für die in Be⸗ 

1) 89 b BelZuſtGG. ſpricht nur von einem zur Erbaltung der 


öffentlichen Sicherbeit erlaſſenen Verbote, 8 4 KrZuſtG. allgemeiner 
von einer zu dieſem Zweck erlaſſenen Vorſchrift. 
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tracht kommenden Fälle den Verkauf und Ausſchank 
von alkoholiſchen Getränken verbieten, ſo hat dies, 
wie aus dem Sinn und Zweck der Beſtimmung zu 
entnehmen iſt, keine andere Bedeutung als die, daß 
die Ortspolizeibehörde die Gaſt⸗ und Schankwirte ſo⸗ 
wie die an der Muſterung, Aushebung oder Kontroll- 
verſammlung ſonſt Beteiligten durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung noch einmal auf das Verbot des Militär⸗ 
befehlshabers hinweiſen ſoll. Es handelt ſich alſo 
nicht um eine Uebertragung der Berechtigung zum 
Erlaß des Verbots an die Polizeibehörde, ſondern 
lediglich um eine Anweiſung zur Bekanntmachung. 
Die Befugnis des Militärbefehlshabers, fi in dieſer 
Weiſe der Mitwirkung der Ortspolizeibehörde zur 
Berhütung von Zuwiderhandlungen gegen ſein Vers 
bot zu bedienen, kann nicht bezweifelt werden. (Urteil 
vom 2. Nov. 1915 5 D 334/16). 

2. Allerdings entſpräche es nicht dem Geſetze, wenn 
ein Militärbefehlshaber die ihm kraft 8 Ib Bel ZuſtG. 
zukommende außerordentliche Befugnis, die zur Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit erforderlichen Verbote zu 
erlaffen, ganz oder teilweiſe auf eine bürgerliche Be⸗ 
hörde übertragen wollte. Das iſt aber hier nicht ge⸗ 
ſchehen. Der Kommandierende General hat in ſeiner 
Verordnung vom 2. Februar 1915 nicht, wie das LG. 
annimmt, jene außerordentliche Befugnis auf die Re⸗ 
gierungspräſidenten ſeines Befehlbereichs übertragen, 
ſondern er hat auf Grund der ihm nach 84 des Geſetzes zu⸗ 
kommenden Stellung als Inhaber der vollziehenden Ge⸗ 
walt die Regierungspräſidenten ermächtigt und erſucht, 
wo es nach ihrem Ermeſſen geboten erſcheine, die Be⸗ 
nutzung von Privatſchrotmühlen zum Schroten von Rog⸗ 
gen und Weizen zu verbieten ſowie die im Privatbeſitz be⸗ 
findlichen Schrotmühlen durch Plomben und Siegel zu 
ſchließen, und er hat im Anſchluß daran auf Grund ſeiner 
außerordentlichen Befugnis der öffentlichen Sicherheit 
halber von ſich aus das Verbot erlaſſen, jenen Anord⸗ 
nungen der Regierungspräſidenten entgegenzuhandeln. 
Gegen dieſes Verfahren beſtehen rechtlich keine durch⸗ 
greifenden Bedenken. Der Fall liegt ähnlich dem der allent⸗ 
halben erlaſſenen Verbote der Kommandierenden Ge⸗ 
neräle, ohne behördliche Erlaubnis Waffen zu führen oder 
die Grenze zu überſchreiten. Auch dabei entſcheidet 
letzten Endes ſachlich die bürgerliche Behörde, ob dem 
einzelnen die Erlaubnis zu gewähren oder zu ver⸗ 
weigern iſt, und doch haben die Gerichte einſchließlich 
des Reichsgerichts ſtets dieſe an das Ergebnis des 
Ermeſſens der bürgerlichen Behörden anknüpfenden 
Berbote der Militärbefehlshaber als zuläſſige und 
gültige Verbote i. S. des $Ib des Geſetzes erklärt. 
Dieſe Anerkennung iſt auch in dem jetzt vom LG. be⸗ 
anſtandeten Verbote nicht zu verſagen. (Urteil vom 
9. Nov. 1915, 5 D 342/15). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
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Was verſteht man unter Handelsſachen i. S. des 
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8 30 Abſ. 1 Satz 2 366.3 Iſt die Kammer für Handels⸗ 


ſachen zuſtändig, wenn Beſchwerde gegen einen Beſchluß 
des Negiſtergerichts eingelegt wird, durch den der An⸗ 
trag abgelehnt worden iſt, einer eingetr. G. m. b. H. 
nach % 29 568. ein Vorſtandsmitglied zu beſtellen? 
Nach der Satzung der Brennerei S., eingetr. G. m. b. H., 
beſteht der Vorſtand aus zwei Mitgliedern, aus dem 
1. und 2. Vorſtande, die von der Generalverſammlung 
auf 3 Jahre gewählt werden. Ein Vorſtandsmitglied 
ſteht im Felde; der für ihn bis 31. Mai 1915 beſtellte 
Stellvertreter hat ſein Amt niedergelegt. Da die Ge⸗ 
noſſenſchaft der ſatzungsgemäßen Vorſtandsmitglieder 
entbehrt und der Vorſtand unter Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen des Genoſſenſchaftsgeſetzes und des Statuts 
nicht ergänzt werden konnte, ſtellte ein Genoſſe unter 
Berufung auf 8 29 BGB. bei dem Regiſtergericht den 


15 


Antrag ein Vorſtandsmitglied zu beftellen. Das AG. 
hat den Antrag zurückgewieſen, weil kein dringender 
Fall vorliege (§S 29 BGB.). Die Beſchwerde des An⸗ 
tragſtellers, die von der Zivilkammer beſchlußmäßig 
der Handelskammer zugeleitet wurde, weil deren Ver⸗ 
beſcheidung nach der Geſchäfts verteilung dieſer Kammer 
zuſtehe, wurde von dieſer zurückgewieſen. Der Beſchluß 
beruhte auf folgenden Gründen: Der Beſchwerdeführer 
habe nachträglich ſelbſt die Entſcheidung durch die 
Kammer für Handelsſachen ausdrücklich beantragt. 
Nach 8 Abi. 1 Satz 2 JG. entſcheide über Be⸗ 
ſchwerden in Handelsſachen die Kammer für Handels⸗ 
ſachen. Handelsſachen i. S. des FGG. ſeien nur die 
im 7. Abſchnitt des Geſetzes aufgeführten Angelegen⸗ 
heiten. elche Angelegenheiten von Genoſſenſchaften 
Handelsſachen i. S. des FGG. ſeien, ergebe ſich ſonach 
aus den 58 147, 148 dieſes Geſetzes. Keine der dort 
insbeſondere in 8 148 aufgeführten Angelegenheiten 
ſei hier Gegenſtand der Entſcheidung; die Kammer für 
Handelssachen ſei hiernach nicht zuſtändig. Der Be⸗ 
ſchluß der Zivilkammer, der die Sache an die Kammer 
für Handelsſachen verweiſe, ſei für die letztere Kammer 
nicht bindend. Auf die Geſchäftsverteilung könne die 
Zuſtändigkeit der Kammer für Handelsſachen nicht 
gegründet werden, denn die Geſchäfts verteilung ver⸗ 
möge nicht ohne geſetzliche Grundlage die Geſchäfte 
zwiſchen Zivilkammer und Kammer für Handelsſachen 
zu verteilen. Die Beſtimmung in § 107 Satz 2 GG., 
wonach die Verweiſung eines Rechtsſtreits an eine 
andere Kammer (im Verhältnis zwiſchen Zivilkammer 
und Kammer für Handelsſachen) die Kammer bindet, 
an welche der Rechtsſtreit verwieſen wird, ſei in An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit auch nicht 
entſprechend anwendbar. Auf die weitere Beſchwerde 
des Antragſtellers hin wurde der landgerichtliche Be⸗ 
ſchluß aufgehoben und die Sache an die Handelskammer 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nach 8 17 Abſ. 1 Gen. 
hat die eingetragene Genoſſenſchaft als ſolche ſelb⸗ 
ſtändig ihre Rechte und Pflichten; ſie kann Eigentum 
und andere dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben, 
vor Gericht klagen und verklagt werden; nach Abſ. 2 
gelten die Genoſſenſchaften als Kaufleute i. S. des H 98.8; 
ſie ſind hiernach juriſtiſche Perſonen des Handelsrechts 
(Lehmann, Lehrb. des Handelsrechts [2] S. 484, 489; 
Pariſius⸗Crüger, Gench. 8. Aufl. Anm. 2 zu $ 17). 
Die Rechtsverhältniſſe der eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaften ſind Handelsſachen i. S. des Art. 2 EG. HGB. 
Nach dieſem Art. 2 kommen in Handelsſachen die 
Vorſchriften des BGB. inſoweit zur Anwendung, als 
nicht in dem Handelsgeſetzbuch oder in dem Ein⸗ 
führungsgeſetz zu dieſem ein anderes beſtimmt iſt. 
Gleiches gilt von dem Verhältniſſe des BGB. zum 
GenG.; denn dieſes iſt ein Teil des Handelsrechts 
(Pariſius⸗Crüger a. a. O. Anm. 3 zu 8 13 und Eins 
leitung S. 44; ſ. auch Art. 10 EG. HGB.). So⸗ 
weit alſo das Genoſſenſchaftsgeſetz und die Satzung 
keine oder keine ausreichenden Vorſchriften für Rechts⸗ 
verhältniſſe hat, find die Vorſchriften des BGB. er⸗ 
gänzend anzuwenden. Daß insbeſondere die Vorſchrift 
des § 29 BGB. auch auf die juriſtiſchen Perſonen 
des Handelsrechts ergänzend Anwendung findet, iſt 
in der Rechtslehre und der Rechtſprechung anerkannt 
(Staudinger, BGB. [7 u. 8] zu § 29; Pariſius⸗Crüger 
a. a. O. und Anm. 1 zu 89; Staub⸗ Hachenburg, GmbH. 
[3] Anm. 43 zu § 35, Anm. 12 zu 5 66; RIA. Bd. 3 
S. 25; Bd. 8 S. 267; Obe. n. F. Bd. 14 S. 153). 
Das Genoſſenſchaftsgeſetz hat über die Beſtellung des 
Vorſtandes nur die Vorſchrift des § 24 Abſ. 2, daß 
der Vorſtand aus zwei Mitgliedern beſteht und in der 
Generalverſammlung gewählt wird. Die Satzung der 
Genoſſenſchaft hat die gleiche Beſtimmung. Dieſe 
Vorſchrift regelt die Beſtellung des Vorſtandes nicht 
erſchöpfend; ſie verſagt, wenn die Generalverſammlung 
es unterläßt, den Vorſtand zu beſtellen, oder eine 
Einigung nicht zuſtande kommt und ein dringender 


16 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 1. 


Fall für die Beſtellung vorliegt. Dieſe Lücke iſt durch 
die Anwendung des § 29 BGB. auszufüllen. Die Be⸗ 
ſtellung eines Vorſtandes, eines Liquidators durch 
das Gericht iſt eine Handlung der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit; es iſt hierzu bei den Genoſſenſchaften auch 
bei Anwendung des 8 29 BGB. das Amtsgericht als 
Regiſtergericht zuſtändig (RJ A. Bd. 3 S. 25, Bd. 8 
S. 267). Nach § 30 FGG. erfolgen in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit die Entſcheidungen über 
Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Amtsgerichte bei 
den Landgerichten durch eine Zivilkammer. Satz 2 
beſtimmt: Iſt bei einem Landgericht eine Kammer 
für Handelsſachen gebildet, ſo tritt für Handelsſachen 
dieſe Kammer an Stelle der Zivilkammer. Was das 
FGG. unter Handelsſachen verſteht, iſt im Geſetze 
nicht ausdrücklich geſagt; die geſetzlichen Materialien 
(Denkſchrift zu SS 18— 29 des Entw.) verweiſen zur 
Erläuterung des Ausdrucks auf die SS 121-154, 
die jetzigen 88 125 — 158, die den 7. Abſchnitt des Ge⸗ 
ſetzes bilden und unter der Ueberſchrift „Handelsſachen“ 
Regelungen über das Verfahren bei Führung des 
Handels⸗ und Genoſſenſchaftsregiſters, bei Beſtellung 
und Abberufung von Vertretern und Reviſoren für 
Handelsgeſellſchaften und Genoſſenſchaften und bei 
einigen anderen hier nicht in Betracht kommenden 
Angelegenheiten enthalten. Auch nach der herrſchenden 
Meinung (faſt ſämtliche Kommentare ſtimmen darin 
überein) gelten als Handelsſachen i. S. des FGG. 
nur die im 7. Abſchnitt behandelten Angelegenheiten 
einſchließlich der Genoſſenſchaftsſachen, ſowie die An⸗ 
gelegenheiten, die in Nebengeſetzen den Vorſchriften 
des JGG. über Handelsſachen unterſtellt werden (vgl. 
auch RG. Bd. 48 S. 28). Auch unter Zugrundelegung 
dieſer Anſchauung muß aber angenommen werden, 
daß der Kreis der im 7. Abſchnitt behandelten An⸗ 
gelegenheiten nicht auf die unter Hinweis auf be⸗ 
ſtimmte Geſetzesſtellen bezeichneten Fälle beſchränkt 
iſt, ſondern es iſt zu berückſichtigen, welche Angelegen⸗ 
heiten überhaupt geregelt werden ſollten. Bei Beſtellung 
von Vertretern für Handelsgeſellfchaften und Genoſſen⸗ 
ſchaften iſt davon auszugehen, daß das Verfahren bei 
Beſtellung, in welchem richterliche Mitwirkung ein⸗ 
zutreten hat, geregelt werden ſoll. In dem Geng. 
enthält nun allerdings nur der § 83 Abſ. 3 und 4, 
der in 8 148 FGG. angeführt iſt, Beſtimmungen über 
Ernennung und Abberufung von Liquidatoren durch 
das Gericht. Es iſt aber ſchon oben darauf hin— 
gewieſen, daß das Geſetz eine Lücke hat hinſichtlich 
anderer Fälle, in denen eine Beſtellung von Vor— 
ſtänden und Liquidatoren notwendig wird, daß in 
ſolchen Fällen ergänzende Beſtimmungen anzuwenden 
ſind und insbeſondere auch für Genoſſenſchaften der 
§ 29 BGB. ergänzend anzuwenden ift. Die Beſtellung 
von Vorſtänden für die Genoſſenſchaft in Anwendung 
des 829 BGB. iſt hiernach gleichfalls eine Handels- 
ſache i. S. des FGG. und zur Entſcheidung über die 
Beſchwerde nach § 30 Abſ. 1 Satz 2 dieſes Geſetzes 
die Kammer für Handelsſachen zuſtändig (vgl. auch 
Schlegelberger, JGG. [2] Anm. 7 Satz 2 zu § 148). 
(Beſchl. des J. ZS. vom 12. November 1915, Reg. III 
Nr. 63/1915). M. 


I. 

Eine nicht ſtandesherrliche Familie kann nicht 
als Inhaber eines ſtandes herrlichen Familienfideikom⸗ 
miſſes ins Grundbuch eingetragen werden (§ 54 G.). 
Die in Bayern gelegene der ſtandesherrlichen Familie 
der Grafen von St. gehörige Herrſchaft Th. iſt nach 
dem Ausſterben dieſer Familie im Erbweg auf den 
einer ſtandesherrlichen Familie nicht angehörigen Grafen 
R. übergegangen. Auf Grund eines dieſem vom Nach— 
laßgericht erteilten Erbſcheins hat das Grundbuch— 
amt den Grafen R. im Grundbuch als „nunmehrigen 
Fideikommißinhaber“ eingetragen. Demnächſt hat die 
Gräfin Sch., welche behauptet, nicht Graf R., ſondern 
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ſie ſei Erbin des letzten Grafen St. geworden bei dem 
Grundbuchamt K. beantragt, zu ihren Gunſten 
gegen die unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften 
vorgenommene Eintragung des Grafen R. einen Wider⸗ 
ſpruch von Amts wegen einzutragen. Das Grundbuch⸗ 
amt lehnte den Antrag ab, und die hiegegen ein⸗ 
gelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Auf die 
weitere Beſchwerde hin wurden die Beſchlüſſe der 
Vorinſtanzen aufgehoben und das Grundbuchamt an⸗ 
gewieſen, die Eintragung des Grafen R. zu löſchen. 

Aus den Gründen: Mit Recht macht der Be⸗ 
ſchwerdeführer geltend, daß die von ihm beanſtandete 
Eintragung ihrem Inhalte nach unzuläſſig und des⸗ 
halb nach 854 Abſ. 1 Satz 2 GBO. von Amts wegen zu 
löſchen ſei. Im Grundbuch iſt die Herrſchaft Th. noch 
immer als ſtandesherrliches Familienfideikommiß ein⸗ 
getragen. Die Eintragung des Grafen R. iſt ſohin 
dahin aufzufaſſen, daß das ſtandesherrliche Familien⸗ 
fideikommiß auf die Familie der Grafen R. über⸗ 
gegangen ſei. Dieſes Rechtsverhältnis iſt aber recht⸗ 
lich unmöglich. Wie in dem Beſchluſſe des Senats 
vom 19. Juni 1913 (Samml. Bd. 14 S. 353) des 
näheren dargelegt iſt, iſt ein Uebergang der einer ſtandes⸗ 
herrlichen Familie durch Art. 14 der deutſchen Bundes⸗ 
akte und durch die Beſtimmungen der IV. Beil. zur 
VerfUrk. und im Tit. 6 8 2 Nr. 4 VerfUrk. eingeräumten, 
die Standesherrlichkeit bildenden Vorzüge und Rechte 
auf eine andere Familie ausgeſchloſſen; denn dieſe 
Rechtsſtellung der ſtandes herrlichen Häuſer iſt nach 
ihrer geſchichtlichen Entwicklung einesteils mit dem 
Beſitze der Standes herrſchaft und andernteils mit der 
Familie, die mit ihr „mediatiſiert“ worden iſt, uns 
trennbar verbunden. Erſt dann, wenn das bisher 
ſtandesherrliche Familienfideikommiß im Grundbuch 
in ein Familienfideikommiß i. S. des § 1 der VII. Beil. 
zur VerfUrk. umgeſtaltet wird (vgl. SS 301, 303, 
350 DA. f. d. GBAe.), kann an Stelle der Familie 
St. eine andere Familie eingetragen werden. Dem: 
nach enthält die beanſtandete Eintragung einen Inhalt, 
der nach dem beſtehenden Recht unmöglich iſt, ſohin 
jeder rechtlichen Bedeutung und damit auch des Buch— 
glaubens entbehrt. Eine ſolche Eintragung gibt keinen 
Anlaß zu einem Widerſpruch, iſt aber nach 8 54 
Abſ. 1 Satz 2 EBD. als unzuläſſig von Amts wegen 
zu löſchen (zu vgl. Denkſchrift zu S 52 des Entw. der 
GB.). (Beſchl. des I. 35. vom 19. Nov. 1915, Reg. III 
Nr. 64/1915). M. 
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B. Strafſachen. 
I 


Zum Begriffe des bürgerlichen Kriegsgefangenen. 
Nuſſiſch⸗polniſche Zeitarbeiter, die das ſtellv. General: 
kommando einem Arbeitgeber ohne Bewachung zuge⸗ 
wieſen und nur im Aufenthalt beſchränkt hat, find nicht 
ſtriegsgeſaugene. L. iſt ruſſiſcher Staatsangehöriger. 
Er war bis zum 29. Mai 1915 als „bürgerlicher 
Kriegsgefangener“ im Gefangenenlager Zr. verwahrt. 
An dieſem Tage wurde er als landwirtſchaftlicher 
Arbeiter nach dem Gut K. überſtellt. Dort ſoll er 
ſich laut der Anklageſchrift zweier Verbrechen des Be— 
trugs und eines Vergehens gegen das Kraut. ſchuldig 
gemacht haben. In dem Ausweiſe, der bei der Ueber— 
ſtellung des L. nach K. ausgeſtellt wurde, iſt bemerkt, 
daß die Eigenſchaft des L. als Kriegsgefangener fort— 
dauere. Das LG. hat die Eröffnung des Haupt— 
verfahrens abgelehnt, weil L. zur Zeit der Taten Kriegs— 
gefangener geweſen und jetzt wieder im Gefangenen— 
lager Tr. verwahrt ſei. Nach § 1 Nr. 8 Mil Sto O. und 
$ 153 Mil StB. unterſtehe er daher der Militär— 
gerichtsbarkeit. Die Beſchwerde des Staatsanwaltes 
hatte Erfolg. 

Gründe: Der Militärgerichtsbarkeit ſind nach 
§ 1 Nr. 8 MilStGO. die in § 158 Mil StGB. be: 
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zeichneten Perſonen unterſtellt, ſolange ſie den Militär⸗ 
ſtrafgeſetzen unterſtehen. Nach 8 158 Mil StGB. find 
die Vorſchriften dieſes Geſetzes auf ſtrafbare Hand⸗ 
lungen eines Kriegsgefangenen entſprechend anzu⸗ 
wenden. Beſtritten iſt, ob als „Kriegsgefangener“ i. 
S. dieſer Beſtimmungen nur Angehörige der feind⸗ 
lichen Armee — gleichviel ob Militär: oder Zivil⸗ 
perſonen — zu gelten haben, die in Gefangenſchaft ge⸗ 
rieten, oder auch Angehörige feindlicher Staaten, die 
ohne Angehörige der feindlichen Armee zu ſein aus 
Anlaß des Krieges in e genommen 
werden (Koppmann, Mil StB. $ 158 Anm. 1 und 
2; Romen⸗Riſſom, Mil StGB. 8 158 Anm. 1; 
Rotermund, MilStcB. 8 158 Anm. 2 ufm.). 
Eine Entſcheidung dieſer Streitfrage iſt indes nicht 
veranlaßt; denn der Begriff der „Kriegsgefangenſchaft“ 
ſetzt immer voraus, daß der Angehörige eines feind⸗ 
lichen Staates auf Veranlaſſung der zuſtändigen 
Stelle gefangen gehalten und als „Kriegsgefangener“ 
behandelt wird. Dazu iſt keine förmliche Einſchließung 
erforderlich, andererſeits genügen aber auch nicht Ein⸗ 
ſchränkungen der 1 Ausländer durch eine all⸗ 
gemeine, zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
erlaſſene Anordnung, in der ihnen etwa geboten wird, 
ſich zu beſtimmten Zeiten bei der Polizeibehörde zu 
melden, oder verboten wird, ohne beſondere Genehmi⸗ 
gung ihren Aufenthaltsort zu verlaſſen. Nach den 
Ermittelungen ſtehen die aus dem GefL. Tr. an land⸗ 
wirtſchaftliche Betriebe abgeſtellten ruſſiſch⸗polniſchen 
Landarbeiter nicht mehr unter militäriſcher Bewachung, 
ſie wohnen bei dem Arbeitgeber, erhalten von dieſem 
ihren Lohn und verköſtigen ſich ſelbſt. Sie ſind in 
ihrer Bewegungsfreiheit infolge einer zu Art. 4 Ziff. 2 
Kr Zuſt G. erlaſſenen Anordnung des ſtellv. Gen K. vom 
23. Februar 1915 nur inſofern beſchränkt, als ſie 
wie auch die anderen über 15 Jahre alten Angehörigen 
feindlicher Staaten ihre Arbeitsſtelle und ihren Auf— 
enthaltsort nicht ohne beſondere Genehmigung ver⸗ 
laſſen dürfen. Solche Gefangene wurden von dem 
aufſichtführenden Offizier des Gefs. ſeit anfangs Mai 
als mit der Abſtellung an eine Arbeitsſtelle aus der 
Gefangenſchaft entlaſſen behandelt und im Stande 
des Lagers nicht mehr geführt. Auch das ſtellv. 
Gen. ſteht auf dem Standpunkt, daß ſolche Arbeiter 
nicht mehr als Kriegsgefangene zu behandeln ſind. 
Sie werden alſo tatſächlich nicht mehr in Gefangen- 
ſchaft gehalten. In dem unter Benützung eines Form⸗ 
blattes hergeſtellten Ausweiſe für die Ueberſtellung 
des L. an die Arbeitsſtelle ſind die Worte „unter 
Fortdauer ſeiner Eigenſchaft als Kriegsgefangener“ 
nur aus Verſehen ſtehen geblieben. Sie entſprechen 
nicht der zu jener Zeit beſtehenden Auffaſſung des 
Lagerführers und des ſtellv. Gen K. über die Behand⸗ 
lung der aus dem Lager an Arbeitsſtellen abgegebenen 
Gefangenen und find deshalb ohne Bedeutung. (Beſchl. 
vom 13. November 1915, Beſchw.⸗Reg. 463/15). 
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II. 


Ein als Zenge geladener und als ſolcher beeidigter 
Arzt kaun trotzdem die Gebühren eines Sachverſtändigen 
beanſpruchen, wenn er als ſolcher vernommen worden 
iſt. Aus den Gründen: Der praktiſche Arzt Dr. R. 
war als Zeuge zu einer Hauptverhandlung geladen. 
Die Str. wies ihm die Gebühren an, die ihm als 
Zeugen zukamen. Dagegen erhob Dr. R. Beſchwerde, 
weil er als Sachverſtändiger vernommen worden ſei 
und ihm daher die Gebühren eines Sachverſtändigen 
zukämen. Die Beſchwerde iſt begründet. Für den 
Anſpruch auf die Gebühr iſt nicht die Ladung, ſondern 
der Inhalt der Vernehmung maßgebend (Obs. 
StS. Bd. 7 S. 66). Auch darauf kommt es nicht an, 
ob die geladene Perſon als Zeuge oder als Sachver— 
ſtändiger beeidigt wurde. Dr. R. wurde nun nicht 
bloß vom Gericht inſofern als Sachverſtändiger be— 


17 


—— 3. • äĩ—AU—? ';. — 


. als ihm geftattet wurde, der Verleſung des 
eſchluſſes über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
und der Vernehmung des Angeklagten anzuwohnen 
($ 242 Abſ. 4 StPO.), ſondern hat laut der Begrün⸗ 
dung des Urteils auch ein Gutachten darüber abge⸗ 
eben, ob der Angeklagte ſoweit geheilt war, daß er 
andwirtſchaftliche Arbeiten ohne Schaden für ſeine 
Augen hätte verrichten können; er hat alſo nicht bloß eine 
Tatſache bekundet, zu deren Wahrnehmung eine be⸗ 
ſondere Sachkunde erforderlich war (8 85 StPO.). 
(Beſchl. v. 28. Oktober 1915, Beſchw.⸗Reg. Nr. 493/15). 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Keine Unterbrechung des Verfahrens, wenn der Be⸗ 
klagte früher im Feld geſtanden war, zur Zeit der 
Klagezuſtellung aber bereits einem immobilen Truppen⸗ 
teil angehörte. Abweisung des Antrags anf Erlaſſung 
eines Verſänmuisurteils gegen den Beklagten in ſolchem 

all nicht gerechtfertigt. KSchG. 336 2, 4; 380. 

335. Für den bei der Erſatzabteilung des .. Feld⸗ 
artillerieregiments in A. ſtehenden Beklagten F. war die 
Klage mit Ladung am 1. Auguſt 1915 bei Abweſenheit 
des Batteriechefs an den Batterieſchreiber in A. zu⸗ 
geſtellt worden, nachdem die Klägerin von dem 
ſtellvertr. Generalkommando den Beſcheid erhalten 
hatte, das .. Feldartillerieregiment ſei mobil, deſſen 
Erſatzabteilung nicht. Am 7. desſ. Mts. ſchrieb der 
Beklagte von A. aus an das LG., er erkenne die 
Schuld an und bitte um Z monatige Stundung, da 
er bereits 10 Monate im Feld geſtanden ſei und er 
ſeine Mittel nicht ſofort flüſſig machen könne. Dieſer 
Brief wurde im Termin verleſen. Der Antrag auf 
Erlaſſung eines Verſäumnisurteils gegen den Beklagten 
wurde zurückgewieſen, weil dieſer gerichtsbekannt 10 Mo⸗ 
nate im Feld geſtanden und deshalb ungeachtet ſeiner 
vorübergehenden Zuteilung zu einem Erſatztruppenteil 
noch als Kriegsteilnehmer anzuſehen und weil darnach 


die Einlaſſungsfriſt gegen ihn noch nicht in Lauf ge⸗ 


ſetzt ſei. Das OLG. hob den Beſchluß auf. 

Aus den Gründen: Die ſofortige Beſchwerde 
iſt, mag der Antrag nach 8 335 ZPO. oder aus anderen 
Gründen zurückgewieſen worden ſein (Stein ZPO. [16] 
8 336 Anm.), an ſich ſtatthaft. Nach 8 2 Nr. 1 KTSchc. 
vom 4. Auguſt 1914 wird in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, welche bei den ordentlichen Gerichten 
anhängig ſind oder anhängig werden, das Verfahren 
unterbrochen, wenn eine Partei vermöge ihres Dienſt⸗ 
verhältniſſes .. .. zu den mobilen oder gegen den 
Feind verwendeten Teilen der Land» oder Seemacht 
oder zu der Beſatzung einer armierten oder in der 
Armierung begriffenen Feſtung gehört. Unzweifelhaft 
fällt die Artillerie-Erſatzabteilung in A. unter keine 
dieſer Kategorien der Heeresmacht. Ebenſo unzweifel— 
haft befand ſich der Beklagte am 1. Auguſt 1915 bes 
reits bei dieſer nicht mobilen Erſatzabteilung. Ob F., 
wie der angefochtene Beſchluß ſagt, der Erſatzabteilung 
nur vorübergehend zugeteilt iſt, laſſen die Akten nicht 
erſehen. Dadurch, daß F. vorher 10 Monate lang im 
Feld geſtanden war, konnte die Unterbrechung eines 
gar nicht anhängig gewordenen Verfahrens nicht eins 
treten. Bei der Erörterung der Frage, ob die öffent— 
liche Zuſtellung einer Klage an einen in franzöſiſcher 
Gefangenſchaft befindlichen Kriegsteilnehmer zu be— 
willigen ſei, führt das Kammergericht in einem Be— 
ſchluß vom 19. März 1915 aus: Erſt durch die Klage— 
erhebung werde die Rechtshängigkeit einer Sache be— 
wirkt, eine Unterbrechung des Verfahrens vor Er— 
hebung der Klage ſei als begrifflich ausgeſchloſſen 
vom KTSchG. nicht in Betracht gezogen und es ſei 
demnach das „Anhängigwerden“ als „Rechtshängig— 
werden“ verſtanden. Hiernach gewähre § 2 Schutz 
gegen Klagen erſt von der Zuſtellung ab (DIZ. 1915 
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S. 616). Bei der auszugsweiſen Mitteilung dieſes 
Beſchluſſes im „Recht“ 1915 S. 352 Nr. 629 wird ge⸗ 
ſagt, daß die Unterbrechung erſt mit der Klagezuſtellung 
beginne. Dem iſt unbedenklich beizupflichten. Darnach 
kann aber eine Unterbrechung des am 1. Auguſt 1915 
erſt anhängig gewordenen Verfahrens nicht dadurch 
herbeigeführt worden ſein, daß F. vorher 10 Monate 
lang im Feld geſtanden iſt. Die Klagezuſtellung vom 
1. Auguſt 1915 konnte eine Unterbrechung nicht nach 
ſich ziehen, weil in dieſem Zeitpunkt F. nicht mehr 
Kriegsteilnehmer im Sinn des KTSchG.s war, ſondern 
dem immobilen Truppenteil angehörte. Trat eine 
Unterbrechung überhaupt nicht ein, ſo iſt auch eine 
Aufnahme des Verfahrens, wie fie § 4 Abſ. 1 Nr. 2 
und Abſ. 2 des angezogenen Geſetzes im Auge hat, 
ausgeſchloſſen und es iſt unzutreffend, wenn der an⸗ 
gefochtene Beſchluß ſagt, die Einlaſſungsfriſt ſei noch 
nicht in Lauf geſetzt. In ſeinem an das Prozeßgericht 
geſchriebenen Brief beantragt F. ſelbſt nicht etwa Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens, da er noch Kriegsteilnehmer 
ſei, ſondern er bittet nur um Stundung der Schuld. 
Für die Anwendbarkeit des $ 247 a. a. O. würde es 
an der Vorausſetzung eines zu beſeitigenden Hinder⸗ 
niſſes fehlen. (Beſchl. des Ferienſenats vom 31. Auguſt 
1915, Beſchw.⸗Reg. Nr. 120/15). — ch — 
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Vücheranzeigen. 


Baheriſches Koſten⸗ und Stempelgeſetz mit Notariats⸗ 
gebührenordunng und den Ausführungsbeſtimmungen. 
XII, 374 Seiten. München, Berlin und Leipzig 1915, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Geb. Mk. 3.20. 


Die durchgreifende Umgeſtaltung, welche teils nach 
Inhalt, teils nach Aufbau das Bayeriſche Stempel: 
und Gebührenweſen im heurigen Jahre erfuhr, ließ 
zum großen Teil die bisherigen einſchlägigen Bücher 
veralten. Unter den die neuen Geſetze und Verord⸗ 
nungen bearbeitenden Ausgaben verdient für die 
Praxis beſondere Beachtung das obengenannte Buch, 
das unter den bekannten blauen Textausgaben 
Schweitzers erſchien. In handlichſter Form enthält 
es in einem einzigen Band erſchöpfend den neugefaßten 
Rechtsſtoff. Ein gewiſſenhaft durchgearbeitetes Sach⸗ 
regiſter dient als Führer. Fußnoten zum Geſetzes⸗ 
texte ſtellen die Verbindung mit den Vollzugsvor⸗ 
ſchriften her. 
des Buches mit Recht betont, nicht nur Ausführungs⸗ 
beſtimmungen, ſondern auch Erläuterungen des Ge⸗ 
ſetzes. Ein Kommentar wird dadurch allerdings nicht 
entbehrlich gemacht; dies ſtrebt das Buch aber auch 
keineswegs an. Sein Wert, der ihm einen Platz auch 
neben den Spezialkommentaren ſichert, beruht darin, 
daß es auf einen Griff die Geſamtheit der Bayeriſchen 
Stempel: und Gebührenbeſtimmungen in überſichtlicher 
Zuſammenfaſſung darbietet. Dr. W. 


Szczesuy, Viktor, Regierungsrat a. D. Berlin⸗Halenſee. 
Höchſtpreiſe und Sicherſtellung der Volks⸗ 
ernährung. Ergänzungsband Lig. 1. 72 Seiten. 
Stuttgart 1915, Verlag von J. Heß. Mk. —.80. 

Zu dem in dieſer Zeitſchrift 11. Jahrg. S. 295 
beſprochenen Werke von Szcezeſny erſcheint ein Er— 
gänzungsband, von dem bisher die erſte Lieferung 
herausgekommen iſt. 
bis zum Juli 1915 erlaſſenen Beſtimmungen. 

Schweiduitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Hellmann, Friedrich. Terminologiſche Unter: 
ſuchungen über die rechtliche Unwirk⸗ 
ſamkeit im römiſchen Recht. 309 S. Mün⸗ 
chen 1914, Beck. Mk. 16.—. 

Der Verf. hat ſchon in der Rom. Abt. der Savigny⸗ 

Zeitſchrift, Bd. 23 und 24 den Beweis dafür angetreten, 


Sie enthält eine Anzahl der 


Dieſe enthalten, wie in der Einleitung 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 1. 


daß die Römer ihre i nicht 
auf Rechtsgeſchäfte beſchränken, ſondern auf juriſtiſche 
Tatſachen überhaupt anwenden, mithin „eine romani⸗ 
ſtiſche Theorle der Ungültigkeit zweckmäßig von dem 
Begriffe der juriſtiſchen Tatſache anſtatt vom Rechts⸗ 
geſchäftsbegriffe auszugehen habe“. Das dort nur 
teilweiſe vorgeführte Material wird nunmehr, ver⸗ 
anlaßt durch Mitteis Ausführungen und Wünſche nach 
geſichtetem vollſtändigem Quellenbeſtande (Röm. Pri⸗ 
vatr. 1 8 14), geordnet nach Termini, Autoren und 
ſachlichen Kategorien vorgelegt. Die Unterſuchung 
beſchränkt ſich auf Unwirkſamkeit — Mangel der 
Wirkſamkeit und läßt die Anfechtbarkeit beiſeite. Die 
Unwirkſamkeit wird bei vermögensrechtlichen Tat⸗ 
beſtänden unter Lebenden, Verfügungen von Todes 
wegen, perſonenrechtlichen und prozeßrechtlichen Tat⸗ 
beſtänden an den Quellenzitaten konſtatiert. Die bunte 
Fülle der verwendeten Ausdrücke überraſcht: es ſind 
nicht weniger als 38. Aber wer den Römern darum 
Mangel an terminologiſcher Kunſt vorhalten wollte, 
den verweiſt der Verf. auf die wohl auch manchem 
Kenner des BGB. nicht zum Bewußtſein gekommene 
Tatſache, daß auch unſer Geſetz, auf deſſen prägife 
Sprache wir uns gern was zu gute tun, nicht weniger 
als über 30 Wendungen zur Bezeichnung der Unwirk⸗ 
ſamkeit enthält. Der Beweis für dieſe überraſchende 
Tatſache ſteht S. 2. Wir dürfen aber darum fo wenig 
wie für unſer Recht auch für das römiſche an der Mög⸗ 
lichkeit einer dogmatiſch brauchbaren Unwirkſamkeits⸗ 
lehre der juriſtiſchen Tatbeſtände verzweifeln. Schon 
dieſer nur als Vorarbeit gedachte Band bringt manche 
wertvollen Ergebniſſe, doch ſein Zweck war in erſter 
Linie nur Sammlung und Sichtung des Materials. 
Wieviel mühevolle Stunden entſagender Arbeit hinter 
dieſen Tabellen liegen, weiß kaum einer zu ſchätzen, 
der nicht ähnliche lexikographiſche Arbeit ſchon verſucht 
hat. Auf einzelnes einzugehen, verbietet die Knappheit 
des mir zur Verfügung geſtellten Raumes. Wir wünſchen 
dem Verf., daß ihn der ſchöne Lohn ſeiner Arbeit, die 
hiſtoriſch⸗dogmatiſche Unwirkſamkeitslehre des römiſchen 
Rechts, für ſeine Sammeltätigkeit reich entſchädige. 
München. L. Wenger. 


Schmitt, Hermann, K. Miniſterialrat im Staatsmini⸗ 
ſterium der Juſtiz. Die bayeriſche Notariats⸗ 
gebühren ordnung vom 24. Juni 1915. München 
1915, C. H. Beck. Preis Mk. 6.50. 


Wie im Vorwort dieſes Werks mit Recht angedeutet 
iſt, hat der bisherige Kaiſenbergſche Kommentar — 
ſo wertvoll er ſeinerzeit war — durch die verſchiedenen 
Ergänzungs- und Abänderungsverordnungen, vor 
allem aber nunmehr durch die völlige Neugeſtaltung 
der Gebührenordnung für die Jetztzeit feine Brauch— 
barkeit nahezu vollſtändig verloren, ſo daß für die neue 
Regelung des Gebührenweſens ein neuer Kommentar 
ein brennendes Bedürfnis wurde. Dieſem Bedürfnis 
wird der Schmittſche Kommentar vollauf gerecht. 
Die Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln der Ver⸗ 
ordnung zeichnen ſich durch einen Reichtum aus, wie 
ihn ſelten die erſte Auflage eines Buches aufweiſen 
wird. Ihre Fülle beweiſt, daß der Verfaſſer keiner 
Frage aus dem Wege gehen wollte. Nicht leicht iſt 
ein praktiſcher Fall denkbar, auf welchen das Buch die 


Antwort ſchuldig bliebe. Den rein gebührenrechtlichen 
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Eröterungen iſt dankenswerterweiſe vielerorts ein 
klarer Ueberblick über das einſchlägige materielle Recht 
beigegeben. Literatur und Rechtſprechung ſind bis in 
die jüngſte Zeit berückſichtigt. Eine vergleichende Ueber— 
ſicht der neuen und der alten Artikelbezeichnung er— 
leichtert den Uebergang ins neue Recht. Auf dem 
immer ſchwieriger gewordenen Gebiete der Bewertung 
iſt für jeden, der fi) mit der Berechnung von No— 
tariatsgebühren zu befaſſen hat, der Schmittſche Kom— 
mentar ein unentbehrlicher Wegweiſer und Berater. 
Sch. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 1. 


Göpyert, Dr. Heinrich, Unterſtaatsſekretär. Geſetz 
etr. die gemeinſamen Rechte der Befiger 
von Schuldverſchreibungen vom 4. Dezember 
1899 in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Mai 1914. 
2. Auflage, bearbeitet von Amtsrichter Dr. Eruſt 
Trendelenburg. 156 Seiten. Berlin 1915 (J. Gutten⸗ 
tag) Preis Mk. 1.80. 


Das in dieſer Ausgabe behandelte Geſetz beſchränkt 
ſich im weſentlichen darauf, die allgemeinen Grundſätze 
für die rechtliche Organiſation der Schuldverſchreibungs⸗ 
Beſitzer zu regeln; es bietet daher der Auslegung einen 
weiten Spielraum zur Ausgeſtaltung im einzelnen. 
Durch die Rechtſprechung des Reichsgerichts hat das 
Geſetz eine ſachgemäße und den Bedürfniſſen des Rechts⸗ 
verkehrs gerecht werdende praktiſche Fortentwicklung 
erfahren. Das Verdienſt Göpperts, in feiner erſten 
Auflage einer zweckentſprechenden Anwendung des Ge⸗ 
ſetzes den Boden gut geebnet zu haben, iſt ſchon früher 
und allſeitig anerkannt worden. Die zweite durch die 
Entwicklung der Rechtſprechung und durch die Novelle 
vom 14. Mai 1914 veranlaßte Auflage berückſichtigt 
die gewonnenen Erfahrungen der Praxis, wie die An⸗ 
regungen der Literatur und kann ihre früher auf⸗ 
geſtellten Grundſätze in weſentlichen Punkten auch von 
der höchſtrichterlichen Rechtſprechung betätigt ſehen. 
Wenngleich ſchon bei der Faſſung des Geſetzes die 
Stellungnahme zu verſchiedenen nicht durch das Geſetz 
geregelten Fragen offen ſteht — auf Einzelheiten hier 
einzugehen iſt nicht möglich —, ſo wird das Buch wie 
bisher auch weiterhin der Praxis vorzügliche Dienſte 
leiſten. F. B. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Neue Bundesratsverordunngen bürgerlihrehtlichen 
Inhalts. Die Erneuerung vernichteter Standes⸗ 
regiſter iſt in einer BO. vom 25. November d. Js. 
(RGBl. S. 779 f.) geregelt. Die Verordnung iſt auf 
Grund des $ 3 Gef. vom 4. Auguſt 1914 über die 
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maß— 
nahmen uſw. erlaſſen. Das mag auf den erſten Blick 
verwunderlich erſcheinen. Aber der gegenwärtige Krieg 
hat es mit ſich gebracht, daß bei einzelnen Standes⸗ 
ämtern in den Grenzbezirken des Reiches die Haupt⸗ 
und Nebenregiſter vernichtet worden ſind. Das Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetz trifft für dieſen Fall keine Vorſorge. Die 
Geltendmachung von Erbrechten, Verſorgungs- und 
Verſicherungsanſprüchen wird aber weſentlich erſchwert 
und jedenfalls verzögert, wenn zum Nachweis des 
Perſonenſtands die Standesregiſter nicht zur Verfügung 
ſtehen. Den hieraus entſpringenden wirtſchaftlichen 
Schädigungen will die Verordnung vorbeugen. Sie 
ſieht die Schaffung neuer Regiſter vor, die rechtlich 
den vernichteten Regiſtern gleichſtehen, insbeſondere 
— ebenſo wie die aus ihnen erteilten Auszüge — die 
in $ 15 PerſStG. vorgeſehene Beweiskraft haben ſollen 
(8 1). Iſt nur das Haupts oder das Nebenregiſter 
vernichtet worden, ſo genügt die Fertigung einer be— 
glaubigten Abſchrift von dem erhalten gebliebenen 
Regiſter; ſind dagegen beide vernichtet, ſo iſt nach 
den SS 2 und 3 und den auf Grund des 84 der BO. 
ergehenden Anordnungen des Reichskanzlers zu ver- 
fahren. Nur bereits vollzogene Beurkundungen unter— 
liegen der erneuten Eintragung. Unterbliebene An— 
zeigen werden nach den Beſtimmungen des PerſStG. 
(vgl. 88 27, 60) nachgeholt. Was die Art der Er— 
neuerung der vollzogenen Beurkundungen anlangt, 
ſo iſt nicht an die weder erforderliche noch mögliche 
Wiederholung der im Perſonenſtandsgeſetz vorge— 
ſchriebenen Anzeigen von Geburts» und Sterbefällen 
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edacht; die eingetragen geweſenen Eheſchließungen 

nnen ja überhaupt nicht wiederholt werden. Der 
Inhalt der neuen Regiſter wird daher von dem der 
vernichteten in weſentlichen Punkten abweichen: er 
wird die Tatſache der Geburten, Heiraten und Sterbe⸗ 
fälle, die eingetragen waren, auf der Grundlage amt⸗ 
licher Ermittelungen feſtſtellen. Die Neueintragung 
ſoll nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zu⸗ 
läſſig ſein. Dieſe Regelung, die ſich an die Vorſchriften 
in 88 27 und 60 BerfSt®. anſchließt, hat zur Folge, 
daß eine ohne die Genehmigung erfolgte Eintragung 
der Beweiskraft nach 8 15 Abſ. 1 PerſStG. entbehrt 
und nach freiem richterlichen Ermeſſen zu beurteilen 
tft, inwiefern durch den Verſtoß die Beweiskraft aufs 
gehoben oder geſchwächt iſt (8 15 Abſ. 3 a. a. O.). Die 
amtlichen Ermittelungen, auf Grund deren die Neu⸗ 
eintragung erfolgen ſoll, nimmt der Standesbeamte 
vor, der die vernichteten Regiſter geführt hat. Er 
kann den Auskunftsperſonen, die er vernimmt, eides⸗ 
ſtattliche Berſicherungen abnehmen; er kann aber auch 
die Amtsgerichte um die Vernehmung und Beeidigung 
einer Perſon erſuchen, wenn nachſeinem Ermeſſen 
eine Aufklärung des Sachverhalts auf anderem Wege 
nicht herbeizuführen iſt. Ein wichtiges Hilfsmittel 
für die Wiederherſtellung der Regiſter bieten die Vor⸗ 
mundſchafts⸗ und Nachlaßakten der Gerichte. Den 
Standesämtern iſt indeſſen kein Recht auf Einſicht 
in dieſe Akten eingeräumt und der Inhalt mancher 
dieſer Akten, die ſich vielfach auf vertraulich zu bes 
handelnde Familienangelegenheiten beziehen, mag eine 
Abgabe der Akten an den Standesbeamten mitunter 
bedenklich erſcheinen laſſen. In der Regel wird es 
ja vollſtändig genügen, wenn das Amtsgericht aus 
ſeinen Akten dem Standesbeamten die ſeiner Zeit von 
dieſem erſtatteten Anzeigen der Geburts» und Sterbe⸗ 
fälle gegen Rückgabe mitteilt. 

Die Bek. vom 25. November 1915, betr. 
Aenderung der Bek. vom 24. Juni 1915 über 
die Sicherſtellung von Kriegs bedarf (RGBl. 
S. 778) bezweckt nur den durch die bisherige Faſſung 
des § 1 Abſ. 1 zugelaſſenen Zweifel daran zu beheben, 
daß auch das Eigentum an Fertigerzeugniſſen den Be⸗ 
ſtimmungen der Bek. vom 24. Juni 1915 unterliegt; 
um dies klar zu ſtellen, ſchaltet ſie hinter den Worten 
„kann das Eigentum“ die Worte „an Gegenſtänden 
des Kriegsbedarfs und“ ein. Auf die Aenderung 
der VO. vom 4. November 1915 zur Rege⸗ 
lung der Preiſe für Schlachtſchweine und 
für Schweinefleiſch und die weitere Aende⸗ 
rung der Bek. vom 28. Oktober 1915 über 
die Regelung der Kartoffelpreiſe durch zwei 
Bek. vom 29. November 1915 (RG Bl. S. 788 und 787) 
brauchen wir nicht näher einzugehen. Der Bek. vom 
22. Oktober 1915 über die Regelung der Butterpreiſe 
(RGBl. S. 689) iſt nun eine Bek. vom 8. De⸗ 
zember 1915 über den Verkehr mit Butter 
gefolgt (RGBl S. 807). Will jene den Preis der 
Butter in angemeſſener Höhe halten, ſo will dieſe für 
eine angemeſſene Verteilung der Vorräte ſorgen: ſie 
will die Regelung eines ſich über das ganze Reich 
erſtreckenden Butterausgleichs zwiſchen Ueberſchuß- und 
Zuſchußgebieten in die Wege leiten, daneben aber auch 
zur Regelung des örtlichen Butter- und Speiſefett— 
verbrauchs in den Gemeinden durch Ausgabe von 
Butter- oder Speiſefettkarten den Weg weiſen. Die 
Bek. führt zur Erfüllung ihres Zweckes einen Liefe— 
rungszwang ein zugunſten der Zentraleinkaufsgeſell— 
ſchaft m. b. H. in Berlin ($ 1). Dieſe ſoll zunächſt 
nur Buttermengen in Anſpruch nehmen, über die der 
Unternehmer noch keine Lieferungsverträge abgeſchloſſen 
hat. Muß ſie weiter greifen, ſo iſt der Unternehmer 
berechtigt, feine Lieſerungsverpflichtungen aus be— 
ſtehenden Verträgen — mit Ausnahme der mit den 
Heeresverwaltungen und der Marineverwaltung ge— 
ſchloſſenen Verträge — inſoweit verhältnismäßig zu 
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kürzen, als es zur Erfüllung ſeiner Lieferungspflicht 
ee der Zentraleinkaufsgeſellſchaft erforderlich 
iſt (§ 3). Alſo nur eine verhältnismäßige Kürzung 
ſeiner Lieferungsverpflichtungen iſt ihm geſtattet, nicht 
etwa eine Entſcheidung in dem Sinne, daß er nach 
Belieben einzelne Verpflichtungen erfüllt und andere 
nicht. — Bei der BO. vom 9. Dezember 1915 
über die Verjährungsfriſten des Seerechts 
(RGBl. S. 811) handelt es ſich namentlich um Ans 
Kg hinſichtlich der Ladungen von Schiffen, die 
nach Ausbruch des Krieges einen neutralen Hafen 
als Nothafen anlaufen mußten oder während der 
Reiſe von der Marineverwaltung zu Kriegszwecken 
in Anſpruch genommen wurden. Die Ausnahmen in 
Abſ. 2 haben ihren Grund in der Rückſicht auf die 
internationalen Uebereinkommen vom 23. September 
1910 über den Zuſammenſtoß von Schiffen und über 
85 450.5 und Bergung in Seenot (RGBl. 1913 


Bei unſeren gegenwärtigen Beziehungen über See 
kommt dem Auslieferungsvertrag des Dentichen Reichs 
mit Paragnay, der am 26. November 1909 ſchon 
abgeſchloſſen worden und am 26. September 1915 
ſechs Wochen nach der am 14. Auguſt erfolgten 
Ratifikation in Kraft getreten iſt, augenblicklich noch 
weniger praktiſche Bedeutung zu, als er in Zukunft 
wohl haben wird. Es wird deshalb genügen, hier 
einfach auf ihn und die zu ſeiner Ausführung er⸗ 
gangene Min Bek. vom 10. Dezember 1915 zu vers 
weiſen, die wie der Vertrag abgeſehen von der Aus⸗ 
lieferung auch die Rechtshilfe und den Austauſch von 
Strafnachrichten zwiſchen Paraguay und dem Reiche 
8 1 RGBl. 1915 S. 571 ff., 582 und JMBl. 


Neue bayeriſche Zuſtändigkeitsbeſtimmungen. Nach 
Art. 89 ArmG. vom 21. Auguſt 1914 tritt am 1. Ja⸗ 
nuar 1916 das alte bayeriſche Heimatrecht außer 
Kraft. Die Heimat einer Perſon iſt in verſchie⸗ 
denen Angelegenheiten von Bedeutung geweſen für 
die Zuſtändigkeit der mit der Sache zu befaſſenden 

Behörde. Zwei K. Verordnungen bringen die not⸗ 
wendige Aenderung dieſer Zuſtändigkeitsbeſtimmungen. 
Die eine, am 26. November 1915 erlaſſen, betrifft die 
Aenderung der 881, 7, 23 und 24 der Zuſtändig⸗ 
keits verordnung vom 4. Januar 1872; in den 
Fällen der 88 1 u. 7 (Stellung unter Polizeiaufſicht, 
Unterbringung in einem Arbeitshaus) tritt der ſtändige 
Aufenthalt, in den Fällen der 8$ 23 und 24 (Unter- 
bringung eines Geiſteskranken in einer Irrenanſtalt, 
Unterbringung einer hilfloſen Perſon) der Wohnſitz, 
beim Mangel eines ſolchen der Aufenthalt an Stelle 
der Heimat. Auch die VO. vom 24. Dezember 1899 
zur Ausführung des BGB. und ſeiner Nebengeſetze 
(Zuſtändigkeits verordnung) iſt durch das Verſchwinden 
des Heimatbegriffs aus unſerem öffentlichen Recht 
änderungsbedürftig geworden. Nach § 2 war die Ber 
willigung einer Aenderung des Vornamens unter 
Umſtänden durch die Diſtriktspolizeibehörde des Heimat— 
ortes zu erteilen, und für die Anträge auf Ehelichkeits⸗ 
erklärung ſowie für die Geſuche um Befreiung von 
dem für die Annahme an Kindes Statt geltenden 
Alterserfordernis richtete ſich die Zuſtändigkeit des 
anzugehenden Gerichts unter Umſtänden nach der 
Heimatzugehörigkeit (SS 20, 21). Jetzt hat eine K. VO. 
vom 8. Dez. 1915, die Aenderung einiger 
Beſtimmungen der Zuſtändigkeitsverord⸗ 
nung betreffend, (GVBl. S. 729) in den letztern 
beiden Fällen das Amtsgericht München für zuſtändig 
erklärt und in 82 die Polizeidirektion München an 
die Stelle der Diſtriktspolizeibehörde des Heimatortes 
geſetzt. 
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Eine Min Bek. vom 14. Dezember 1915 (JMBl. 
S. 116) bringt im Anſchluß an dieſe Zuſtändigkeits⸗ 
änderungen neue Beſtimmungen über die geſchäft⸗ 
liche Behandlung der Geſuche um eine der 
nach den 88 1303, 1312, 1313, 1745 BGB. zu⸗ 
läſſigen Befreiungen, um EChelichkeits⸗ 
erklärung oder um Volljährigkeits⸗ 
erklärung und beſeitigt die hierüber erlaſſenen vier 
Bekanntmachungen vom 24. Dezember 1899 (JM Bl. 
1900 S. 105, 106, 107 und 108). Waren bisher drei 
Inſtanzen mit dieſen Geſuchen befaßt, bis ſie ans 
Miniſterium gelangten, Amtsgericht, Staatsanwalt 
und Oberſtaatsanwalt, ſo wird der Staatsanwalt die 
ihm vom Amtsgericht überſendeten Geſuche mit ſeinem 
Gutachten in Zukunft unmittelbar dem Miniſterium 
vorlegen, ja die Geſuche um Befreiung von dem Ehe⸗ 
hindernis der Wartezeit und um Volljährigkeits⸗ 
erklärung gehen unmittelbar vom Amtsgericht an das 
Miniſterium und in dringenden Fällen ſind auch Ge⸗ 
ſuche um Befreiung vom Ehehindernis der mangelnden 
Ehemündigkeit, um Befreiung von den Ehehindernis des 
Ehebruchs, um Ehelichkeitserklärung und um Befreiung 
von dem für die Annahme an Kindes Statt geltenden 
Alterserfordernis unmittelbar vorzulegen (8 2). Ge⸗ 
wiß eine erfreuliche Vereinfachung! Der Ausſchaltung 
des Oberſtaatsanwalt entſpricht es, daß die Gebühr 
für die Entſcheidung (Art. 169 Koſten G. vom 21. Auguſt 
1914) nicht mehr wie bisher von dem Gerichtsſchreiber 
des Oberlandesgerichts, ſondern von dem des Amts⸗ 
gerichts zu Soll geſtellt wird (83 Abſ. 2); dadurch 
wird auch vermieden, daß die Beteiligten, wie es bis⸗ 
her der Fall war, zwei Koſtenrechnungen erhalten, 
die eine über die Auslagen vom Gerichtsſchreiber des 
AG., die andere über die Gebühr von dem des OLG. 
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Eprachecke des Allg. Deutſchen Sprachvereins. 


Jutereſſe. Schau mir nur einer den Allerwelts⸗ 
naſeweis „Intereſſe“! Es iſt wirklich nicht ohne Intereſſe 
verlockend), ihn einmal im Intereſſe (vom Stand» 
punkt) der durch den Weltkampf entſtandenen deutſchen 
Sprachbewegung näher zu betrachten. Der Kerl inter 
eſſiert (feſſelt) auf den erſten Blick! Wie intereſſant 
(wie anziehend) iſt ſein Geſicht! Lavater hätte zweifel⸗ 
los voll Intereſſe (voll Begeiſterung) über die römiſch⸗ 
franzöſiſchen Züge geſprochen, die ſich darin finden, 
vielleicht uns auch ein intereſſantes (lehrreiches) Buch 
über welſche Geſichts- und Seelenkunde hinterlaſſen. 
Es wäre uns bitter not geweſen! Doch weiter! Wen 
es intereſſiert, d. h. wem es Spaß macht, dem kann 
ich ja noch mehr verraten: Unſer Intereſſent, der ſehr 
verehrte Herr Teilhaber der Handlung Fremdwort 
und Genoſſen, beſitzt nämlich eine ungemein große 
Intereſſenſphäre (einen ausgedehnten Machtbereich). 
Denn allen, die ohne tieferes Intereſſe (ohne inneren 
Anteil) ihre Mutterſprache gebrauchen, borgt er ſeinen 
Allerweltsonkelsrock gern und intereſſenlos — Ver— 
zeihung! ich wollte ſagen: koſtenlos. Sie haben Inter» 
eſſe (Gefallen) daran und Intereſſe (Verwendung) 
dafür. Seine Arbeit verintereſſiert ſich (macht ſich 
bezahlt), weil eine Unintereſſiertheit (eine Gleichgültig— 
keit) gegenüber dem billigen Intereſſengeſchäft nicht 
mehr vorkommt. O alle Intereſſierten und Intereſſenten! 
Intereſſiert's euch nicht, das intereſſante Intereſſe? 
Habt ihr den Lumpenkerl nicht bald ſatt? 
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Wiedereröffnung der Verhandlung 
im Etrafprozeß. 
Bon Profeſſor Dr. Eruſt Beling in München. 


Vor einem Berliner Gericht widerfuhr es — 
laut Zeitungsbericht — kürzlich einem Verteidiger, 
daß, als er ſich pünktlich zur Terminsſtunde ein⸗ 
fand, die Verhandlung ſchon geſchloſſen war, und 
ſich das Gericht ſchon im Beratungszimmer befand. 
Das Gericht hatte in Unkenntnis von dem Vor⸗ 
handenſein eines Verteidigers die Verhandlung 
ſchon vor der angeſetzten Terminszeit begonnen 
und zu Ende geführt. Der Verteidiger übermittelte 
dem Gerichtshof durch den Gerichtsſchreiber die 
Erklärung, daß er noch Ausführungen zu machen 
habe und um eine Unterbrechung der Beratungen 
bitte. Der Vorſitzende ließ antworten, daß die 
Verhandlung geſchloſſen ſei. Bei Rückkehr des 
Gerichtshofs in den Sitzungsſaal ſtellte der Ver⸗ 
teidiger den Antrag, nochmals in die Verhandlung 
einzutreten und ihm das Wort zu erteilen. Der 
Vorfitzende lehnte es jedoch ab, irgendwelche Er⸗ 
klaͤrungen entgegenzunehmen, und verkündete das 
Urteil. 

Der Fall leitet zu der grundſätzlichen und 
nicht unwichtigen Frage hin: Inwieweit wirkt im 
Strafprozeß der Schluß der Verhandlung „präklu— 
ſiwiſch“? D. h. inwieweit läßt der Eintritt in die 
Beratung des Urteils eine Rückkehr in das Sta: 
dium der ‚Verhandlung‘ nicht mehr zu? Und 
zwar tritt dieſe Frage hier in ihrer vollen Rein⸗ 
heit hervor. Die Beſonderheit des Falles, daß 
die Verhandlung vor der Terminsſtunde ſtatt— 
gefunden hatte, wirft keinen beſonderen rechtlichen 
Geſichtspunkt ab. Denn offenbar hatte der An⸗ 
geklagte weder vor noch in dem Termin Mitteilung 
davon gemacht, daß er ſich einen Verteidiger erwählt 
habe, und der vorzeitigen Verhandlung nicht wider⸗ 
ſprochen; das Verfahren war inſoweit alſo ganz 
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ordnungsgemäß!). Der Fall ſteht alſo ganz den 
Fällen gleich, in denen aus irgend einem anderen 
Grunde eine der Parteien zu einem Zeitpunkt, in. 
dem nach ordnungsgemäßer Verhandlung ſchon 
die Schöpfung des Urteils im Zuge iſt, mit dem 
Verlangen hervortritt, daß noch einmal in die 
Verhandlung eingetreten werde. Es kann z. B. 
vorkommen, daß die Partei erſt jetzt inne wird, 
daß ſie eine Erklärung abzugeben vergeſſen hat, 
oder erſt jetzt auf einen Geſichtspunkt aufmerkſam 
wird, den ſie im Sturm und Drang der Ver⸗ 
handlung nicht klar erfaßt hat, oder daß ſie, die 
Verhandlung überdenkend, die Gefahr eines Miß⸗ 
verſtändniſſes erkennt. Es kann ſein, daß ihr erſt 
nach Verhandlungsſchluß neue Tatſachen oder Be⸗ 
weismittel bekannt werden (es geht etwa dem 
Staatsanwalt die Mitteilung zu, daß der körper⸗ 
lich Verletzte ſoeben ſeiner Verletzung erlegen iſt, 
und § 226 StGB. in Frage kommt, oder der Ans 
geklagte erfährt jetzt erſt die Adreſſe eines bisher 
unauffindbaren Zeugen, oder es erſcheint plötzlich, 
die Tat als von ihm und nicht vom Angeklagten 
begangen bekennend, der wahre Täter, wie 
Phidias in Schillers „Bürgſchaft“ „durchbrechend 
den dichten Chor“ mit dem Rufe „mich, Henker, 
erwürget“). Es kann ſein, daß die Verhandlung 
ordnungsgemäß in Abweſenheit des Angeklagten 
vor ſich gegangen war, und der nunmehr noch 
erſchienene Angeklagte noch gern zu Worte kommen 
möchte. Es kann ſein, daß der Angeklagte jetzt 
erſt einen Verteidiger erwählt, oder dieſer jetzt erſt 
erſcheint, und der Verteidiger den Verſuch machen 


1) Wäre umgekehrt die vorzeitige Verhandlung 
unzuläſſig geweſen, hätte alſo der Angeklagte auf 
Einhaltung der Terminsſtunde beſtanden oder unter 
Mitteilung von der Erwählung eines Verteidigers 
auf deſſen Erſcheinen bis zur Terminszeit zu warten 
beantragt, ſo wäre ſelbſtverſtändlich dem nachmaligen 
Begehren des Verteidigers zu willfahren geweſen. Auf 
Verlangen hätte ſogar die ganze Verhandlung neu 
anfangen müſſen. 
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möchte, zu retten, was noch zu retten iſt. Hier 
überall fragt ſich gleichermaßen, ob das Gericht 
allen Parteierklärungen ein ehernes „Zu ſpät“ ent⸗ 
gegenzuhalten verpflichtet oder auch nur befugt iſt. 

Gehen wir bei der Löſung dieſer Frage vor⸗ 
ſichtig Schritt für Schritt vor, ſo werden wir an 
die Spitze den Satz als Ausgangspunkt zu ſetzen 
haben, daß die Ordnung im Prozeſſe in 
der Tat derartigen Parteierklärungen widerſtrebt. 
Der Prozeßabſchnitt, der ſolchen Erklärungen 
Raum gab, iſt ja überwunden; ſortan kommen 
zweckgemäß nur noch die inneren Vorgänge im Schoße 
des Gerichts und daraus hervorwachſende Erklä⸗ 
rungen des Gerichts an die Parteien zum Zuge“). 

Folgerichtig ſind Erklärungen der Parteien 
an das Gericht, die erſt nach dem Schluſſe der 
Verhandlung abgegeben werden, an ſich eine 
Ordnungswidrigkeit. Die Parteien dürfen durch 
ſolche Erklaͤrungen weder die Beratung und die 
Abſtimmung des Gerichts ſtören, noch mit ſolchen 
in den kurzen Uebergang von der Urteilsfindung 
zur Urteilsverkündung dreinreden, noch den Ver⸗ 


„zu ſpät“ gebe, ſo iſt dies ja anerkanntermaßen 
dahin richtig zu ſtellen, daß in die Beweiserhebung 
immer noch einzutreten iſt, ſolange dies die pro⸗ 
zeßrechtliche Sachlage noch erlaubt, und 
damit wird das Problem eigentlich erſt geſtellt, 
ſtatt gelöſt. Auch trifft 8 245 ja nur Beweis⸗ 
anträge der Parteien, nicht Erklärungen, die be⸗ 
weiswürdigender Natur oder Rechtsausführungen 
ſind. Indeſſen iſt die allgemeine ratio, aus der 
der § 245 hervorgewachſen iſt, offenbar die, daß 
kein formaler Einſchnitt in der Hauptverhandlung 
gegen die Aufgabe des Gerichts, ein möglichſt 
ſolides Urteil zu fällen, aufkommen kann. 
Deshalb iſt das Gericht ſelbſt jederzeit 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem das Urteil unwider⸗ 
ruflich perfekt geworden iſt, in der Lage, ex 
officio von Neuem in die Verhandlung einzu⸗ 
treten. Eine Verpflichtung, den Vorgang der 
Urteilsfindung und der Urteilsfällung in einem 
Zuge durchzuführen, beſteht nur inſoweit, als eine 
zweckdienliche Erneuerung, der Verhandlung nicht 
in Frage kommt. Ja, es iſt fogar regelrechte 
kündungsakt durch Ergreifen des Wortes unter⸗ Berufspflicht des Gerichts, jenen Urteilsvorgang 
brechen. Man könnte von einer Verpflichtung zu unterbrechen, wo irgend welche Möglichkeit auf: 
zum Stillſchweigen ſprechen. Wird das Schweigen taucht, durch Weiterverhandlung neue Wege für 
gebrochen, jo kann gegebenenfalls eine Ordnungs- „Ob“ oder „Wie“ des Urteils zu finden. 
ſtrafe wegen Ungebühr verhängt werden. So iſt es ja eine häufige Erſcheinung, daß 
Aber voll ausgeſchöpft iſt das Problem damit der Gerichtshof die Beratung abbricht, um wieder 
keineswegs. Das Staatsintereſſe an geordnetem in die Verhandlung einzutreten; daß der Vor⸗ 
Vorſchreiten des Prozeſſes iſt nicht bedingungslos ſitzende, eben im Begriff, das Urteil zu verkünden, 
beſtimmend. Es gibt ein Intereſſe, das mit ihm aus eigenen oder ihm von einem Beiſitzer unter 
nicht nur in Wettbewerb treten kann, ſondern ihm den Fuß gegebenen Bedenken heraus die Verkün⸗ 
ſogar unzweifelhaft übergeordnet if, das ift das dung unterläßt und, nach Neuverhandlung, mit 
Intereſſe des Staates daran, daß vor der un: den Mitgliedern des Gerichts in das Beratungs— 
widerruflichen Fällung des Urteils alle zimmer zurückkehrt, möglicherweiſe mit der Folge, 
Möglichkeiten, die irgendwie den Ur- daß nun ein ganz anderes Ergebnis zu Wege 
teilsinhalt beeinfluſſen können, benutzt kommt, als bei der erſten Beratung und Ab— 
und herangezogen werden. In dieſem Lichte ſtimmung. Es handelt ſich eben um lauter wider⸗ 
geſehen erſcheint die ganze Verhandlung lediglich rufliche Prozeßakte. Entſprechend ſteht einem 
als Vorbereitung der Urteilsfällung, als bloßes [Wiedereintritt in die Verhandlung in einem an 
Mittel zum Zweck. Die Verhandlung iſt um der ſich nur zur Urteilsverkündung beſtimmten be⸗ 
Urteilsfällung willen da, nicht umgekehrt. Und dem: ſonderen Termin nichts im Wege). Und da 
gemäß iſt der „Schluß der Verhandlung“ in ſchwerlich der Beginn des Verkündungsakts, ſon— 
dieſer Hinficht ohne wirklich einſchneidende Be⸗ dern erſt deſſen Beendigung, alſo die Bekannt⸗ 
deutung: zeigt ſich, daß die vor ihm liegende gabe des Urteilstenors und der Gründe, den 
Verhandlung noch nicht für den Urteilszweck ge: Zeitpunkt der Unwiderruflichkeit bedeutet‘), ſo ift 
nügt, ſo verbietet dieſer nicht nur nicht, ſondern ſogar dagegen nichts einzuwenden, daß der Vor⸗ 
er erheiſcht ſogar eine Fortſetzung der Verhand⸗ ſitzende mitten im Verkündungsakt inne hält, und 
lung. Man kann hierfür auch den Grund- es ſo noch in letzter Sekunde zu einer Erneuerung 
gedanken des $ 245 StPO. heranziehen. Sein der Verhandlung kommt)). 
Wortlaut iſt ja freilich nicht glücklich. Denn wenn = 
er anordnet, daß es in Beweisangelegenheiten kein 


2) Vgl. die bei Löwe-Roſenberg Anm. 1 zu 
8 245 angegebenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
(betr. Beweisanträge im Verkündungstermin), auch 
e Beling, Lehrbuch des ReichsſtrafprozR. 


) Vgl. Vgl. 8 267 StPO., der auf die Reihenfolge: 
Schluß Der Verhandlung — Urteil hinweiſt. (Daß die 
Hauptverhandlung als Ganzes erſt mit dem, von ihr 
mitumfaßten, Urteilserlaß ſchließt — 8 259 StPO. — 
intereſſiert hier natürlich nicht; das Geſetz gebraucht 
den Ausdruck „Verhandlung“ in doppeltem Sinne; 

„Verhandlung“ bedeutet als „Hauptverhandlung“ das 
a. als Gegenſatz zum Aburteilungsvorgang einen 
eil). 


) Vgl. RGE. 47, 323. Anders Otto Meyer im 
Arch. f. Milit R. 5, 274 (der die Unwiderruflichkeit mit 
Schluß der Verleſung der Urteilsformel eintreten 
laſſen will). 

) Vgl. Bennecke-Baling Lehrbuch S. 398 
bis 399, Kroſchel GerSaal 52, 394, RGE. 47, 323. 
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Mit alle dem find freilich nur die amtlichen 
Befugniſſe und Pflichten des Gerichts feſtgelegt. 
Ob und inwieweit die Partei nach Schluß der 
Verhandlung auf dieſe zurückkommen und ſolche 
von neuem fordern darf, iſt damit noch nicht 
geſagt. Aber es bedarf, um dieſe Frage befrie⸗ 
digend zu beantworten, nur einer Verbindung 
der beiden bisher betonten Geſichtspunkte mit ein⸗ 
ander: des Ordnungsintereſſes einerſeits, des 
Intereſſes an tunlichſt richtigem Urteil andererſeits. 

Schon oben iſt hervorgehoben worden, daß 
das Ordnungsintereſſe nur einen untergeordneten 
Wert darſtellt. Und es iſt fogar unſchwer zu 
erkennen, daß ſein Wert ſogar nur ein abgeleiteter 
iſt: Die Einhaltung der Reihenfolge „Verhand⸗ 
lung — Urteilsvorgang“ iſt nur deshalb von 
Wert, weil ſie für die Gewinnung des Urteils im 
allgemeinen nicht entbehrlich iſt, ſich vielmehr 
ohne dieſe Gliederung des Verfahrens höchſt über⸗ 
flüſſige Hemmungen einſtellen könnten. Iſt dem 
ſo, dann iſt aber zugleich entſchieden, daß die 
Einhaltung der Reihenfolge überall da, wo ſie 
dem Urteilsinhalt abträglich ſein würde, nicht 
mehr im Sinne des Geſetzes liegen kann. 

Nimmt man nun noch hinzu, daß ſich das 
Intereſſe der Parteien an tunlichſt treffſicherem 
Urteilsinhalt mit demjenigen Intereſſe, aus dem 
heraus das Gericht ex officio den Urteilsakt zu 
zerreißen verpflichtet und befugt iſt, völlig deckt, 
ſo ergibt ſich hinſichtlich der Parteirechte, daß ſie 
von der Sachdienlichkeit des zu Er: 
klärenden für den Urteilszweck ab: 
hängig ſind. Jede Partei iſt befugt, derartige, 
alſo ſachdienliche, Erklärungen abzugeben, und das 
Gericht muß ſie zulaſſen und in die Verhandlung 
wieder eintreten, widrigenfalls ein revifibler Ge⸗ 
ſetzesverſtoß vorliegen würde“). Eine zu rügende 
Ordnungswidrigkeit würde bei Erklärungen ſolchen 
Inhalts nur inſoweit vorliegen, als etwa die 
Partei das Wort ergriffen hätte, ohne daß es 
ihr erteilt wäre. 

Wird alſo das Wort für eine abzugebende 
Erklärung erbeten, ſo hat die Partei auf Erfordern 
des Vorſitzenden das Thema zu benennen, dem 
ihre Ausführungen gelten ſollen. Erweiſt ſich das 
Thema als urteilserheblich (iſt alſo namentlich 
das angeblich „Neue“ nicht bloße Wiederholung, 
und iſt das Vorbringen nicht ohne Intereſſe für 
die Entſcheidung), ſo iſt auch die Worterbittung 
ſelber davor geſichert, als ungebührliche Ordnungs— 
ſtörung geahndet zu werden. 

Ordnungswidrig und gegebenenfalls mit Un⸗ 
gebührſtrafe belegbar iſt dagegen ſchon die Wort: 
erbittung für Erklärungen, die nicht ſachdienlichen 


e) Und zwar gemäß dem oben Ausgeführten auch 
dann, wenn ſchon mit der Urteilsverkündung begonnen 
ſein ſollte. Deshalb nicht zutreffend Löwe-Roſen⸗ 
berg Anm. 1 zu 8 245: Beweisanträge ſeien von Be 
ginn der Urteils verkündung an unzuläſſig. Es kommt 
vielmehr auf die Sachdienlichkeit des Antragsinhalts an. 
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Inhalts ſind, und erſt recht jede ſolche Erklärung 
ſelber. Mit ihrer Zurückweiſung wird kein Partei⸗ 
recht verletzt. 

Unverkennbar trägt die Partei danach ein ge⸗ 
wiſſes Riſiko. Aber unbillig iſt das gewiß nicht, 
wird doch jede Partei in der Lage ſein, bei ihren 
Erklärungen deren Sachdienlichkeit ermeſſen zu 
können. Auch wird eine Ordnungsſtrafe wegen 
Veranlaſſung unnützer Weiterungen nicht verhängt 
werden, wenn das Gericht die ſubjektive Ernſt⸗ 
haftigkeit der Erklärung anerkennen muß. 

Aber auch vom Standpunkte des Gerichts aus 
wird die hier vertretene Auffaſſung nicht als ge⸗ 
fährlich bezeichnet werden können. Denn in dem 
gleichen Umfang, in dem hier Befugnis und An⸗ 
ſpruch der Partei verfochten werden, beſteht ja auch 
die berufliche Pflicht des Gerichts ſelber, und das 
Gericht kann ſachdienliche Erklärungen gewiß nur 
freudig begrüßen. Was es abzuwehren gilt, das 
iſt nur das zweckloſe Zurückwerfen des Pro⸗ 
zeſſes in das Stadium der Verhandlung. Und 
eben dieſes ſteht ja unter dem Damoklesſchwert 
der Ungebührftrafe. 

Eines beſonderen Gerichts beſchluſſes, daß die 
Verhandlung wiederzueröffnen fei, bedarf es nicht. 
Die Wiedereröffnung ſteht dem Vorfitzenden kraft 
ſeiner Leitungsgewalt zu. Dies um ſo mehr, als 
der „Schluß“ der Verhandlung ohne weitere 
(Konſtitutiv⸗) Erklärung automatiſch damit erfolgt, 
daß das Gericht in die Beratung eintritt. Nur 
bei Beanſtandung der „Zuläſſigkeit“ der Wieder⸗ 
eröffnung oder umgekehrt wenn der Vorſitzende 
dieſe ablehnt, und gegen dieſe Ablehnung Wider⸗ 
ſpruch erhoben wird, hätte ein Gerichtsbeſchluß 
nach 8 237 II StPO. zu erfolgen. 

Iſt die Verhandlung wiedereröffnet, ſo iſt 
nunmehr natürlich nicht nur der ſpezielle Punkt, 
um deſſentwillen ſie erneuert worden iſt, verhandel⸗ 
bar, ſondern es leben alle prozeſſualen Möglich⸗ 
keiten wieder auf, die vor dem erſtmaligen „Schluß“ 
der Verhandlung gegeben waren, es kann ins⸗ 
beſondere zu weiteren Beweiserhebungen kommen, 
8 257 StPO. iſt zu beachten, im Privatklage⸗ 
verfahren kann eine Widerklage nach 8428 StPO. 
erhoben werden uſw. Gegen Ausuferung bietet 
die Leitungsgewalt des Vorſitzenden im gleichen 
Umfange Schutz, wie vor Verhandlungsſchluß. 
Grundſätzlich iſt dann nach Schluß der fort⸗ 
geſetzten Verhandlung die Urteilsfindung neu zu 
beginnen. Hätte freilich ſchon zuvor eine Beratung 
des Gerichts ſtattgefunden, die ſchon zu bedingter 
Beſchlußfaſſung über den Inhalt des zu erlaſſen⸗ 
den Urteils führte (Abhängigmachung vom Inhalt 
einer noch zu verleſenden Urkunde u. dgl.), und 
wäre dann in der Fortſetzung der Verhandlung 
die Bedingung exakt erfüllt worden und Neues 
nicht hervorgetreten, ſo wäre Neuberatung nicht 
unerläßlich.“ 

7) Aehnlich RGE. 46, 373 (etwas unbeſtimmt ge⸗ 
halten). 
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Berjonen ohne Fahrkarte im Motorpoſt⸗ 
wagen nach bayeriſchem Recht. 
Von Poſtaſſeſſor Dr. Geiger in Nürnberg. 


1. Für die Auslegung der bayeriſchen 
„Verkehrsordnung der Motorpoſtlinien 
für den Perſonenverkehr“ (MpVOO.) vom 
30. April 1913 (GVBl. S. 173) iſt deren 
rechtliche Natur von weſentlicher Bedeutung. Sie 
kann entweder Verwaltungsverordnung oder Rechts⸗ 
verordnung ſein. Im erſteren Falle wären ihre 
Beſtimmungen, ſoweit ſie das Rechtsverhältnis 
der Poſtverwaltung zum Publikum regeln, lediglich 
Vertragsnormen, die die Poſtverwaltung auf Grund 
der ihr zuſtehenden allgemeinen Vertragsfreiheit 
innerhalb der Grenzen des geltenden Rechts feſt⸗ 
ſetzt. Im letzteren Falle wären ſie materielles 
Recht; ſie könnten wie ein Geſetz im formellen 
Sinn neue Rechtsſätze aufſtellen, die neben und 
im Falle eines Widerſpruchs ſogar an die Stelle 
des geltenden allgemeinen Rechts treten würden 
(Art. 55 und 32 EG. BGB.). “) 

Während in Bayern die Staatsregierung zur 
Erlaſſung einer Verwaltungsverordnung ohne 
weiteres befugt iſt, bedarf ſie zur Erlaſſung einer 
Rechtsverordnung einer beſonderen geſetzlichen Er⸗ 
mächtigung.“) 

Für die Mp0. iſt dieſe in Art. 52 der 
Reichsverfaſſung enthalten. Darnach iſt Bayern 
für ſeinen internen Poſtverkehr zur Erlaſſung der 
reglementariſchen und Tarif⸗Beſtimmungen zu⸗ 
ſtaͤndig, während die Geſetzgebung über das Poſt⸗ 
weſen auch für den innerbayeriſchen Verkehr dem 
Reiche vorbehalten iſt. Die Frage, für welche 
Gegenſtände die Regelung durch reglementariſche 
Beſtimmungen, d. i. im Verordnungsweg zuläſſig 
iſt, iſt in der Reichsverfaſſung nicht unmittelbar 
geregelt. Bei der gleichlautenden Vorſchrift des 
Art. 48 II RV. für die Reichspoſtverwaltung iſt 
auf die in der norddeutſchen Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung maßgebend geweſenen Grundjäße ver: 
wieſen, die ihrerſeits wieder nach der norddeutſchen 
Bundesverfaſſung (Art. 48) mit den ſeinerzeit bei 
der preußiſchen ‘Bolt: und Telegraphenverwaltung 
eingehaltenen Grundſätzen übereinſtimmten. Die 
darnach dem Verordnungsweg vorbehaltenen Gegen⸗ 
ſtände find jetzt in $ 50 PoſtG. aufgezählt.“) 

Dieſe Beſchränkung des Verordnungsrechtes 
gilt aber nach der Auslegung, die die genannten 
Beſtimmungen der RV. von Anfang an ſowohl 
in der Praxis der deutſchen Poſtverwaltungen 
wie in der Rechtslehre gefunden haben, nur für 
die Zweige des Poſtweſens, die bei Einführung 


) Vgl. Laband, Staatsrecht des Deutſchen Reiches 
4. Aufl. B III S. 81/82. 

) Bgl. Seydel-Piloty, Bayeriſches Verfaſſungs⸗ 
recht 1913 8 147 S. 853/4. 1 

) Vgl. Aſchenborn, Poſtgeſetz 1908 Anm. 12 und 
13 zu Art. 48 RV. und Anm. 1 zu $ 50 PoſtG. 
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des deutſchen Poſtgeſetzes im Jahre 1871 bereits 
beſtanden haben. Dagegen iſt das Verordnungs⸗ 


recht hinſichtlich der erſt ſpäter in den Geſchäfts⸗ 


kreis der Poſtanſtalten aufgenommenen Gegen⸗ 
ſtände von dieſen Schranken nicht beengt. Die 
Poſtverwaltungen ſind vielmehr befugt, alle inner⸗ 
halb der neuen Geſchäftszweige zwiſchen den be⸗ 
teiligten Rechtsſubjekten ſich ergebenden rechtlichen 
Beziehungen im Verordnungsweg zu regeln und 
zwar mit der Wirkung, daß dieſe Vorſchriften 
ebenſo wie die innerhalb der Grenzen des Art. 48 
RV. erlaſſenen die Bedeutung von Rechtsverord⸗ 
nungen haben.“) 

Wie bereits Dr. Niggl im Jahrgang 1914 
S. 378 der Zeitſchrift „Das Recht“ ausgeführt 
hat, find die Perſonenmotorpoſten nach der Auf⸗ 
faſſung der bayeriſchen Poſtverwaltung infolge 
ihrer techniſchen Verſchiedenheit von den Pferde⸗ 
poſten, wie ſie das Poſtgeſetz vorausſetzt, nicht 
als „ordentliche Poſten“ i. S. dieſes Geſetzes an⸗ 
zuſehen und deſſen Beſtimmungen find nicht ohne 
weiteres auf fie anwendbar. Inzbeſondere gelten 
für ſie nicht die 88 11 ff. über die Haftung gegen⸗ 
über den Reiſenden und die 88 29 ff. über die 
Hinterziehung von Perſonengeldern. Die Ein⸗ 
führung des Motorpoſtbetriebes für die Perſonen⸗ 
beförderung iſt deshalb als Aufnahme eines neuen 
Zweiges in den Geſchäftskreis der bayeriſchen Poſt⸗ 
verwaltung anzuſehen, ſo daß alſo die Regelung 
der entſtehenden Rechtsverhältniſſe im Verord⸗ 
nungsweg zuläſſig iſt. 

Die MpVBO. beruht ſomit auf der gleichen 
Rechtsgrundlage wie die bayeriſche Poſtordnung. 
Daß ſie nicht mit dieſer vereinigt iſt, ſondern 
ſich als ſelbſtändige Verordnung darſtellt, iſt für 
ihre rechtliche Natur bedeutungslos. Sie hat 
ebenſo wie die Poſtordnung den Charakter einer 
Rechtsverordnung. 

2. Ueber Reiſende, die ohne Fahrkarte mit⸗ 
fahren, oder ſolche Perſonen, die ſich, ohne die 
Abſicht mitzureiſen, im Wagen aufhalten, beſtimmt 
die MpVO. im weſentlichen folgendes: 

Nach 8 8 erhält der Reiſende gegen Entrich⸗ 
tung des Fahrpreiſes eine Fahrkarte (Abſ. I). 
Dieſe berechtigt zu der Fahrt, zu der ſie gelöſt wurde 
(Abſ. III). Sie iſt nicht übertragbar (Abſ. IV). 

Nach 8 91 iſt die Fahrkarte beim Einſteigen 
ſowie jederzeit während der Fahrt dem zuſtändigen 


) Vgl. im einzelnen Aſchenborn a. a. O. Vorbem. 
zu Abſchnitt II S. 74; Sydow-Scholz, Oeffentl. Poſt⸗ 
und Telegraphenr. im Grundriß 1914 81 Ziff. 2 
Seydel- Graßmann, Bayer. Verwaltungsrecht 1913 
8 258 S. 375; Städtler, Poſtordnung f. d. Deutſche 
Reich 1914 Vorbem. 2 vor 81; ferner in Gruchots 
Beitr. B57 S. 139 und in Egers Entſcheidungen und 
Abhandlungen B 30 S. 127. 

Anderer Meinung: Niggl, Poſtrecht 1913 Anm. 1 
zu 8 50 Boit®. (mit ausführlicher Angabe der ein- 
ſchlägigen Literatur und Rechtſprechung) und Anm. 6 
zu § 19 PoſtO., ferner im „Recht“ 1912 S. 728 und in 
Egers Entſcheidungen und Abhandlungen B 30 S. 403. 
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Beamten auf Verlangen vorzuzeigen und beim 

Verlaſſen des Wagens abzugeben. 

Nach 8 9 I hat ein Reiſender, der keine gültige 
Fahrkarte vorweiſen kann, für die von ihm zurück⸗ 
gelegte Strecke und, wenn der Ort des Zuganges 
nicht ſofort unzweifelhaft nachgewieſen wird, für 
die ganze vom Wagen zurückgelegte Strecke das 
Vierfache des Fahrpreiſes, mindeſtens jedoch 4 M 
zu entrichten. Dieſer Betrag iſt auch zu zahlen, 
wenn der Wagen ſich noch nicht in Bewegung 
geſetzt hat. 

ach 89 II hat, wer unaufgefordert dem zu: 
ſtändigen Beamten meldet, daß er keine Fahrkarte 
löſen konnte, einen Zuſchlag von 1 M1 zu dem 
tarifmäßigen Preis, jedoch nicht mehr als das 

Doppelte dieſes Preiſes zu zahlen. 

Nach § 9 W hat, wer ohne die Abſicht mit⸗ 
zureiſen, in einem zur Abfahrt bereit ſtehenden 
Wagen Platz nimmt, 2 M zu entrichten. 

Nach 8 9 X hat einen Zuſchlag ausnahmsweiſe 
nicht zu zahlen: 

a) Wer auf einer Anſchlußſtation zweier Motor⸗ 
poſtlinien wegen Zeitmangels eine Fahrkarte 
zur Weiterfahrt nicht hat löſen können; 

b) wer im gleichen Wagen über die Station, 
I bis zu der feine Fahrkarte gilt, hinausfahren 
will, dort aber keine Zeit zur Löſung einer 

„neuen Fahrkarte hat; 

(c) wer in einem auf der Beſtimmungsſtation 
ſeiner Fahrkarte nicht haltenden Wagen über 
dieſe hinausfahren will. 

Vorausſetzung iſt aber in jedem dieſer 3 Fälle 

noch, daß der Reiſende ſein Vorhaben vorher dem 

zuſtändigen Beamten meldet. 

Eine weitere Ausnahme von 89 II, III und V 
enthält 8 9 XI. Darnach hat ein Reiſender, der 
gegen ſeinen Willen oder aus Unkenntnis eine 
Strecke mit einer für dieſe nicht gültigen Fahr⸗ 
karte befahren oder einen ſeiner Fahrkarte nicht 
entſprechenden Wagen mit hoheren Fahrpreiſen 
benutzt hat, nur den einfachen Fahrpreis oder den 
Fahrpreisunterſchied zu entrichten, wenn der Rei⸗ 
ſende zur ſofortigen Zahlung bereit iſt. 

Die Beſtimmungen des 89 1—V pſchließen 
ſich in ihrem Wortlaut eng an die Vorſchriften 
der Eiſenbahnverkehrsordnung $ 16 1—III, V und 
VII, und die Beſtimmungen des 89 X und XI 
an die Allgemeinen Ausführungsbeſtimmungen 
hiezu Ziff. 4 und 5 an. 

3. Die Fahrkarte, die der Reiſende bei Ent: 
richtung des Fahrpreiſes erhält, ſtellt eine Be⸗ 
ſtätigung des Vertragsabſchluſſes dar. Sie hat 
lediglich die Bedeutung einer Legitimationsurkunde 
für den Reiſenden, nicht aber eines Inhaber⸗ 
papiers nach 8 807 BGB. Denn durch die Be: 
ſtimmung des 88 IV über ihre Unübertragbarkeit 
iſt ausgeſprochen, daß nicht ſchon ihr bloßer Be⸗ 
fig zur Fahrt berechtigt, daß fie alſo nicht die 
Trägerin der dem Reiſenden aus dem Fahrtver⸗ 
trag zuſtehenden Rechte iſt. Durch die genannte 
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Beſtimmung iſt die für das Eiſenbahnrecht“) ſtrittige 
Frage nach der Rechtsnatur der Fahrkarte für die 
Mp0. zweifelsfrei entſchieden. 

Als von einer öffentlichen Behörde ausgeſtellt, 
genießen auch die Fahrkarten für die Motorpoſt⸗ 
fahrten den Schutz der öffentlichen Urkunden nach 
88 267 ff. RStGB. 

Für den Abſchluß des Beförderungsvertrages 
iſt die Aushändigung der Fahrkarte an den Rei⸗ 
ſenden nicht weſentlich. Denn der Vertrag über 
Beförderung von Reiſenden durch die Motorpoſten 
iſt ein Werkvertrag im Sinne des BGB. Für 
ſein Zuſtandekommen ſind deshalb nach allgemeinen 
Grundjägen die übereinſtimmenden Willenserklä⸗ 
rungen der Vertragsparteien erforderlich und ge⸗ 
nügend°). Eine beſondere Form dieſer Erklärungen 
oder das Hinzutreten einer weiteren Tatſache if 
auch in der MpWO. nicht vorgeſchrieben. Aus 
der Vorſchrift des 8 9 I ebenda über das Vorzeigen 
der Fahrkarte beim Einſteigen geht aber hervor, 
daß es die MpVO. jedenfalls als Regelfall an⸗ 
ſieht, daß der Reiſende den Beförderungsvertrag 
bereits vor dem Einſteigen abgeſchloſſen und ſeine 
vertragliche Pflicht zur Entrichtung des Fahr⸗ 
preiſes erfüllt hat. Auf Grund dieſes Vertrages 
hat der Reiſende auch die Pflicht, die Fahrkarte 
aufzubewahren und auf Verlangen vorzuzeigen, 
da . Beſtimmung des 891 Vertragsbeſtandteil 
wird. j 

Eine Ausnahme von dem Satz, daß der Rei⸗ 
ſende vor Antritt der Reiſe den Beförderungs⸗ 
vertrag durch Löſen der Fahrkarte abzuſchließen 
hat, gilt in den Fällen des 8 9 X MpVO., wo 
der Vertrag lediglich durch die mündliche Er⸗ 
klärung des Reiſenden an den zuſtändigen Be⸗ 
amten und deſſen Zuſtimmung hierzu ohne Löſung 
einer Fahrkarte zuſtande kommt (ſiehe hierüber 
unten Anm. 16). 

Für Reiſende, die ihrer Vertragspflicht zur 
Vorzeigung der Fahrkarte nicht genügen, und für 
ſolche Perſonen, die ſich — abgeſehen von den 
Fällen des 8IX — im Motorpoſtwagen auf: 
halten, ohne für die betreffende Strecke eine Fahr⸗ 
karte gelöſt zu haben, gelten die mitgeteilten Be⸗ 
ſtimmungen des § 9 II- V und XI. 

4. Bei der Auslegung des $ 9 II können vor 
allem Zweifel darüber entſtehen, an welchen Tat⸗ 
beſtand ſich die Pflicht zur Bezahlung des dort 
feſtgeſetzten Betrages knüpft: ob der Reiſende, der 
keine Fahrkarte beſitzt, zur Vorzeigung einer ſolchen 
beſonders aufgefordert ſein muß, oder ob ſchon 
der Nichtbeſitz der Fahrkarte an ſich, alſo die Un⸗ 
möglichkeit, einer etwaigen Aufforderung zum 
Vorzeigen zu entſprechen, genügend iſt. Nach dem 


) Vgl. Eger, Eiſenbahnverkehrsordnung, 3. Aufl., 
Anm. 46 zu 813; Staub, Handelsgeſetzbuch, 9. Aufl., 
B II, Anm. 18 u. 19 zu 8472; Düringer⸗ Hachenburg 
Handelsgeſetzbuch, 2. Aufl., B III, Anm. 5 zu 8 472. 

) Vgl. über den Eiſenbahnbeförderungsvertrag 
Staub a. a. O. Anm. 15 zu 8 472. 
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Wortlaut der Vorſchrift könnte man geneigt ſein, 
ſich für die erſte Auffaſſung zu entſcheiden. Dann 
könnte aber die Poſtverwaltung Reiſende, an die 
eine Aufforderung zum Vorzeigen der Fahrkarte 
nicht erging, nachträglich zur Bezahlung des Be⸗ 
trages nach 8 9 II nicht heranziehen. Die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der gleichlautenden Beſtimmung 
der EVO. 8 16 Il?) zeigt jedoch, daß dies offen⸗ 
bar nicht der Sinn der Vorſchrift ſein ſoll. Die 
EVO. von 1892 (821 II) hatte für die Beſtim⸗ 
mung die Faſſung: „Der Reiſende, der ohne 
gültige Fahrkarte betroffen wird“. Die EVO 
von 1899 (8 21 II) ſetzte hierfür die Faſſung: 
„Wer ohne gültige Fahrkarte im Zuge Platz 
nimmt“. Nach Eger a. a. O. wollte man damit 
ſowohl den Fall, daß Nichtreiſende unbefugt im 
Zuge Platz nehmen, als auch den Fall, daß das 
Fehlen der Fahrkarte erſt nach Beendigung der 
Fahrt feſtgeſtellt wird, in die Vorſchrift ein⸗ 
beziehen. Die EVO. von 1903 hat dieſe Faſſung 
zwar wieder verlaſſen und hierfür den jetzt noch 
gültigen Wortlaut gewählt. Der Grund lag aber 
offenfichtlich nur darin, daß fie die Zahlungspflicht 
der Perſonen, die, ohne die Abſicht mitzureiſen, 
im Zuge Platz nehmen, in einer beſonderen Be⸗ 
ſtimmung (8 16 V=89 V Mp.) regelte. Da⸗ 
gegen lag es augenſcheinlich nicht in der Abſicht 
der EVO. von 1908, auch die Perſonen, hinſicht⸗ 
lich deren erſt nach der Fahrt das Fehlen der 
Fahrkarte feſtgeſtellt wird, von der Pflicht zur 
Zahlung des in 8 16 II feſtgeſetzten Betrages zu 
befreien. Zu einer derartigen Regelung wäre auch 
ein genügender Grund nicht erſichtlich. 

Demnach find alſo nach 89 II Mp. ſolche 
Perſonen zahlungspflichtig, die ſich im Motorpoſt⸗ 
wagen aufhalten und einer etwa an ſie ergehen⸗ 
den Aufforderung zum Vorzeigen der Fahrkarte 
keine Folge leiſten können. Der Anſpruch der 
Poſtverwaltung entſteht alſo nicht erſt mit der 
vergeblichen Aufforderung zum Vorzeigen der 
Fahrkarte, ſondern bereits in dem Augenblick, wo 
für den Reiſenden im Wagen die Unmöglichkeit 
eintritt, die Fahrkarte vorzuzeigen, d. i., wenn er 
überhaupt keine gelöſt hatte, mit dem Betreten 
des Wagens, wenn er ſie während der Fahrt 
verliert, mit dem Verluſt, und wenn er nach 
Ablauf ſeiner Fahrkarte im Wagen weiterfährt, 
mit der Fortſetzung der Fahrt. Die Aufforderung 
des Beamten zum Vorzeigen der Fahrkarte iſt 
alſo für die Entſtehung der Zahlungspflicht be 
deutungslos. (Ebenſo auch ein bisher nur im 
„Fränkiſchen Kurier“ vom 10. Februar 1915 
Nr. 74 auszugsweiſe veröffentlichtes Urteil des 
Landgerichts Nürnberg zu § 16 EVO.) s). Dieſe 


5 8 16. 


) Siehe bei Eger a. a. O. Anm. 58 zu 
8) Nach Eger a. a. O. Anm. 58 (S. 73) iſt für die 
Zahlungspflicht auf Grund des gleichlautenden § 16 II 
EBD. die vergebliche Aufforderung Vorausſetzung; 
ebenſo auch die Meinung, die dieſe Zahlungspflicht 
als Vertragsſtrafe für die Nichtvorzeigung der Fahr— 
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bleibt deshalb auch nach dem Verlaſſen des Wagens 
beſtehen ohne Rückſicht darauf, ob der Reiſende 
während der Fahrt zum Vorzeigen der Fahrkarte 
aufgefordert wurde oder nicht, wenn ſchon freilich 
die Poſtverwaltung meiſt nur durch dieſe vergeb⸗ 
liche Aufforderung von dem ihr zuſtehenden 
Zahlungsanſpruch Kenntnis erhalten wird. Auf 
deſſen Beſtand iſt ferner grundſaͤtzlich auch der 
Umſtand ohne Einfluß, daß der Reiſende die 
Fahrkarte ſpäter wiederfindet, wie er ja in dieſem 
Falle den etwa ſchon bezahlten Betrag auch nicht 
wieder zurückfordern kann. 

Der Anſpruch beträgt bei ſeinem Entſtehen 
4 M. Fährt der Reiſende eine längere Strecke 
mit, ſo daß der vierfache Betrag des Fahrgeldes 
dieſen Mindeſtbetrag überſteigt, ſo wird der höhere 
Betrag geſchuldet. Kann der Reiſende bei der 
Fahrkartenkontrolle den Ort ſeines Zuganges nicht 
ſofort einwandfrei nachweiſen, ſo erhöht ſich ſeine 
Schuld auf das vierfache des Fahrpreiſes für die 
ganze vom Wagen zurückgelegte Strecke. 

Nach 8 9 III kann er ſeine Zahlungspflicht 
durch freiwillige Meldung mildern. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung bezieht ſich alſo ebenfalls auf die ſchon 
nach 8 9 II zahlungspflichtigen Perſonen. Anders 
dagegen, wenn die Zahlungspflicht nach dieſer 
Beſtimmung von der vergeblichen Aufforderung 
zum Vorzeigen der Fahrkarte abhängig waͤre: 
dann würden nach 89 III weitere, nicht ſchon 
unter 8 9 II fallende Perſonen zahlungspflichtig 
werden, nämlich ſolche, die ſich, bevor eine Auf⸗ 
forderung zum Vorzeigen der Fahrkarte an ſie 
ergeht, freiwillig melden. 

Für die Fälle des 89 V und XI ergibt ſich 
ſchon aus dem Wortlaut dieſer Vorſchriften, daß 
die Zahlungspflicht ohne weiteres durch das Platz⸗ 
nehmen im Wagen (8 9 V) oder durch das Mit⸗ 
fahren in dieſem (89 XI) entſteht und von dem 
Hinzutreten einer weiteren Tatſache nicht ab⸗ 
hängig iſt. 

In den Fällen des 8 9 X hat die Zahlungs⸗ 
pflicht ihren Rechtsgrund in dem Beförderungs⸗ 
vertrag und entſteht daher mit dieſem durch die 
Vereinbarung zwiſchen dem Reiſenden und dem 
Beamten (ſiehe unten Anm. 16). 

5. Für die Frage, wie das Rechtsverhältnis 
der nach § 9 II, III, V und XI zahlungspflichtigen 
Perſonen zur Poſtverwaltung aufzufaſſen iſt, iſt 
vor allem maßgebend, welche rechtliche Natur 


karte erachtet. Anders dagegen notwendig die Auf— 
faſſung, die den geſchuldeten Betrag als vertragliche 
Gegenleiſtung des Reiſenden erachtet (ſiehe hiezu unten 
Anm. 11). 

Uebrigens iſt auch nach der hier vertretenen 
Meinung die vergebliche Aufforderung in einem Falle 
zur Entſtehung der Zahlungspflicht erforderlich, wenn 
nämlich der Reiſende ſeine Fahrkarte, die er beſitzt, 
dem Beamten aus irgendeinem Grund nicht vorzeigen 
will. Zweifellos iſt er ebenſo wie der Reiſende, der 
keine Fahrkarte hat, nach 89 II zahlungspflichtig. Dieſe 
Zahlungspflicht entſteht aber erſt mit ſeiner Weigerung. 


— 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 2. 


dieſen Vorſchriften zukommt: Beſtimmen ſie nur 
den Inhalt eines zwiſchen der Poſtverwaltung und 
den bezeichneten Perſonen anzunehmenden Ver⸗ 
tragsverhältniſſes, ſo daß die Zahlungspflicht im 
konkreten Falle ihren Rechtsgrund in dieſem Ver⸗ 
trag hätte, oder kommt dieſe unmittelbar auf 
Grund der genannten Vorſchriften zur Entſtehung, 
ſo daß ſie als eine geſetzliche Pflicht zu erachten 
wäre?“) 

Bei Annahme eines Vertragsverhaäͤltniſſes 
würde es ſich wieder um zwei Möglichkeiten han⸗ 
deln: ob die Vereinbarung im Sinne des 8 9 II, 
III, V und XI als Vereinbarung einer Vertrags⸗ 
ftrafe'°) oder als Vereinbarung einer Gebühr!) 
zu erachten wäre. Die Berechtigung dieſer beiden 
Auffaſſungen hängt in erſter Linie davon ab, ob 
man in den in Betracht kommenden 
Fällen das Zuſtandekommen eines 
Vertragsverhältniſſes überhaupt an: 
nehmen kann. 

a) Zweifellos iſt dies für den Fall zutreffend, 
wo der Reiſende vor Beginn der Fahrt ordnungs⸗ 
mäßig eine Fahrkarte löſt, dieſe dann aber 
während der Fahrt verliert. Denn durch das 
Löſen der Fahrkarte hat er mit der Poſtverwaltung 
einen Beförderungsvertrag abgeſchloſſen. Auf Grund 
deſſen iſt er, wie bereits oben bei 4. erwähnt, 
zum Aufbewahren und Vorzeigen der Fahrkarte 
verpflichtet. Die Beſtimmungen des hier in Be⸗ 
tracht kommenden 89 II u. III laſſen ſich ohne 
Schwierigkeit in den Beförderungsvertrag als Ver⸗ 
tragsbeſtandteil eingliedern und dahin auffaſſen, 
daß fie für den Fall eine Vertragsſtrafe feſtſetzen, 
wo der Reiſende entgegen ſeiner Vertragspflicht 
die Fahrkarte verliert oder ſich weigert, ſie auf 
Verlangen vorzuzeigen. 

b) In dem anderen vom 8 9 II und III be⸗ 
troffenen Falle, wo alſo der Reiſende für die 
betreffende Strecke eine gültige Fahrkarte über⸗ 
haupt nicht gelöſt hatte, und in den Fällen des 
89V und XI dürften dagegen die Vorausſetzungen 
für die Annahme eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen 
der Poſtverwaltung und den zahlungspflichtigen 
Perſonen nicht vorliegen. 

a) Nach den allgemeinen Grundſätzen des 
BGB. kommt ein Vertrag dadurch zuſtande, daß 
die eine Vertragspartei einen Vertragsantrag 


6) So für die Eiſenbahnfahrkarte: Janzer-Burger, 
Eiſenbahnverkehrsordnung, 1909, Anm. 2 zu 8 16; 
Sauter in Egers Entſcheidungen und Abhandlungen 
B XXIX S. 1 ff.; ſowie das oben erwähnte Urteil 
des Landgerichts Nürnberg. 

10) So für die Eiſenbahnfahrkarte inbeſ.: Eger 
a. a. O Anm. 581 zu § 16; Gerh. Eger in Egers Ent- 
ſcheidungen und Abhandlungen B XXV S. 213 ff. 

11) So für die Eiſenbahnfahrkarte insbeſ.: Dü⸗ 
ringer » Hachenburg a. a. O. Anm. 7 zu $ 472; Coſack, 
Lehrbuch des Handelsrechts, 7. Aufl., § 146. 2; OLG. 
München in einem in Egers Entſcheidungen und Ab» 
handlungen B XXVII S. 406 mitgeteilten Beſchluß und 
der bei Eger a. a. O. S. 74 angeführte preuß. MinErl. 
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macht, und die andere dieſen Antrag annimmt. 
Die beiden Willenserklärungen können auch ſtill⸗ 
ſchweigend erfolgen. Wenn alſo zwiſchen der Poſt⸗ 
verwaltung und den Perſonen, die in den Fällen 
des 8 9 II, III, V und XI ohne Fahrkarte in 
den Motorpoſtwagen einſteigen, oder darin nach 
Ablauf ihrer Fahrkarte ſitzen bleiben, dadurch ein 
Vertrag zuſtande kommen ſollte, ſo müßte man 
annehmen, daß die Poſtverwaltung durch das Be⸗ 
reitſtellen des Wagens nicht bloß ihrer Vertrags⸗ 
pflicht gegenüber den Perſonen genügt, die für 
die betreffende Fahrt eine Fahrkarte gelöſt haben, 
ſondern daß ſie hierdurch auch — ähnlich wie 
durch das Auſſtellen von Briefmarkenautomaten!“) 
uſw. — dem Publikum, der „incerta persona“, !“ 
ein Angebot zum Abſchluß eines Vertrages macht, 
ſich alſo zum Vertragsabſchluß mit den Perſonen 
bereit erklärt, die ohne Fahrkarte einſteigen oder 
die nach Ablauf ihrer Fahrkarte ſitzen bleiben 
wollen. Das Einſteigen oder das Sitzenbleiben 
dieſer Perſonen müßte man dann als die ſtill⸗ 
ſchweigende Annahme dieſes Vertragsangebots 
auffaſſen. 

Dieſer rechtliche Vorgang, der für die Be⸗ 
gründung eines Vertragsverhäͤltniſſes unbedingt 
angenommen werden müßte, iſt aber mit dem 
wirklichen Sinn der tatſächlichen Vorgange nicht 
vereinbar und die Konſtruktion eines Vertrages 
entſpricht deshalb nicht dem tatſächlichen Inhalt 
des fraglichen Lebensverhältniſſes. Denn das Ein⸗ 
ſteigen oder Sitzenbleiben in dem Motorpoſtwagen 
iſt nach dem Sinn der MpV O. verboten. Dieſes 
Verbot ergibt ih, wenn ſchon es nicht ausdrücklich 
ausgeſprochen iſt, aus der Beſtimmung des 891 
und aus deren Vollzug. 

Nach der genannten Vorſchrift hat die Fahr⸗ 
kartenprüfung bereits vor dem Einſteigen in den 
Wagen ſtattzufinden. Perſonen ohne Fahrkarte 
muß der Beamte, ausgenommen in den Fällen 
des § 9 XI zurückweiſen. Kann trotzdem jemand 
ohne Fahrkarte in den Wagen einſteigen, ſo kann 
dies nur dadurch geſchehen, daß ihn der Beamte 
entgegen dem Sinn der MpVO., alſo unzuläſſiger⸗ 
weile einſteigen läßt, oder daß der Reiſende den 
Beamten durch Vorzeigung einer ungültigen Fahr⸗ 
karte und dergl. taͤuſcht oder daß er ihm unbe: 
merkt bleibt. 

Die Motorpoſten unterſcheiden ſich demnach 
ſehr weſentlich von den Straßenbahnen,“) wo die 
Fahrgäſte regelmäßig die Fahrkarten erſt im Wagen 
nach Beginn der Fahrt löſen. Hier kommt der 
Beförderungsvertrag ſchon durch das Einſteigen 
zuſtande und das Löſen der Fahrkarte ſtellt ſich 
lediglich als die Erfüllung der bereits begründeten 
Vertragspflicht dar. — Die MpBD. dagegen 


12) Vgl. hierüber Staudinger, BGB., 8. und 9. Aufl. 
BI Anm. 3 zu 8 145. 

18) Ueber dieſen Ausdruck vgl. Krückmann auf S. 97 
des vorigen Jahrgangs. (Anm. des Herausgebers). 

) Vgl. Seelmann, Arch BürgR. B 25 S. 186. 
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fieht die Einziehung des Fahrpreiſes nach dem 
Einſteigen nicht vor, wie ſich aus 8 91 ergibt. 
Es finden lediglich von Zeit zu Zeit unvermutete 
Fahrkartenprüfungen ſtatt. 

Entſpricht ſomit das Einſteigen ohne Fahrkarte 
— abgeſehen von den Fällen des 89 X — nicht 
dem Willen der MpVO., fo iſt auch die Annahme 
ausgeſchloſſen, daß die Poſtverwaltung durch das 
Bereitſtellen der Wagen ein Vertragsangebot an 
die Perſonen mache, die ohne Fahrkarte einſteigen 
wollen. Denn die Poſtverwaltung, die ihnen 
nach obigen Ausführungen das Betreten der 
Wagen verbietet, kann ſich nicht gleichzeitig bereit 
erklaren, mit ihnen, wenn fie — vielleicht ſogar 
unter Begehung einer ſtrafbaren Handlung — 
das Verbot übertreten, eben dadurch einen Vertrag 
zu ſchließen. Ganz in der gleichen Weiſe iſt 
natürlich die Rechtslage in den Fällen zu be⸗ 
urteilen, wo ein Reiſender nach Ablauf ſeiner 
Fahrkarte im Wagen ſitzen bleibt. Ein Verbot 
hiegegen läßt ſich zwar aus der MpVoO. unmittel⸗ 
bar nicht ableiten. Es ergibt ſich aber als not⸗ 
wendige Folge daraus, daß auch das Einſteigen 
ohne Fahrkarte verboten iſt. 

5) Außer dieſen allgemeinen Einwendungen 
gegen die Annahme eines Vertrages iſt gegen die 
Annahme der Vereinbarung einer Vertragsſtrafe 
nach 8 343 BGB. im beſonderen noch auszu⸗ 
führen, daß dieſe Vereinbarung eine Nebenabrede 
iſt und deshalb das Beſtehen einer Hauptverbind⸗ 
lichkeit vorausſetzt.!“) Die Vertragsſtrafe nach 
8 343 BGB. läßt ſich nur für den Fall der 
Nichterfüllung einer anderen Verbindlichkeit ver⸗ 
einbaren. An einer ſolchen primären Verpflichtung 
fehlt es aber in den hier fraglichen Fällen, wo der 
Betreffende von Anfang an keine Fahrkarte beſitzt, 
mit der Poſtverwaltung ſomit vorher keinen Beförde⸗ 
rungsvertrag abgeſchloſſen hat. Die Zahlungspflicht 
entſteht hier vielmehr ſofort mit der Tatſache, daß 
ſich jemand ohne Fahrkarte im Wagen aufhält, 
alſo auf Grund des nämlichen Tatbeſtandes, an 
den ſich bei Annahme eines Vertragsverhältniſſes 
der Abſchluß des Vertrages knüpfen würde. Der 
Anſpruch auf Bezahlung der in 8 9 beſtimmten 
Beträge iſt in dieſen Fällen alſo durch die Nicht⸗ 
erfüllung irgendwelcher Vertragspflichten nicht be⸗ 
dingt. Wollte man einen Vertrag annehmen, ſo 
würde er jedenfalls ſofort mit deſſen Abſchluß 
entſtehen. Für ſeine Auffaſſung als einer Ver⸗ 
tragsſtrafe nach S 343 BGB. würde deshalb die 
Vorausſetzung fehlen. 


Der gleiche Grund würde unter anderem auch 
der Annahme einer ſog. uneigentlichen Vertrags⸗ 
ſtrafe entgegenſtehen. Darunter verſteht man die 
Vereinbarung einer Leiſtung für den Fall, daß 
jemand etwas tut oder unterläßt, wozu er recht⸗ 


18, Staudinger a. a. O. B II, 1. Teil, Vorbem. II 
vor 88 339—345; Oertmann, Recht der Schuldverhält— 
niſſe, 3. und 4. Aufl., Vorbem. 1 vor 88 339 —345. 
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lich nicht verpflichtet iſt.!“) Wäre die Zahlungs⸗ 
pflicht nach 8 9 von der Aufforderung zum Vor: 
zeigen der Fahrkarte abhängig, ſo könnte man 
vielleicht daran denken, die Vereinbarung einer 
ſolchen uneigentlichen Vertragsſtrafe anzunehmen. 
Da aber in den Fällen, um die es ſich hier 
handelt, die Zahlungspflicht von Anfang an als 
eine unbedingte entſteht, kann auch dieſe Kon⸗ 
ſtruktion nicht in Betracht kommen und es bliebe, 
wenn man einen Vertrag annehmen wollte, nur 
die Konſtruktion, daß man die nach 8 9 geſchuldeten 
Beträge als das vertragsmäßige Entgelt anſieht, 
das die betreffenden Perſonen an die Poſtver⸗ 
waltung entrichten. 

Hiegegen gelten aber die obigen Ausführungen 
gegen die Annahme eines Vertrages im beſonderen 
Maße, da dieſe Auffaſſung dem Einſteigen ohne 
Fahrkarte ganz und gar den Charakter des Er⸗ 
laubten gibt. Daß ſie aber abgeſehen davon auch 
ſür ſich genommen ſehr widerſpruchsvoll wäre, zeigt 
ſich beſonders dann, wenn man die Frage auf⸗ 
wirft, welche Leiſtungen die betr. Perſonen auf 
Grund des Vertrages von der Poſtverwaltung zu 
beanſpruchen haben, da ſie ja doch, ſobald das 
Fehlen der Fahrkarte bei ihnen feſtgeſtellt wird, 
den Wagen trotz Bezahlung der in 89 feſtgeſetzten 
Beträge verlaſſen müſſen, wenn ſie nicht für die 
Weiterfahrt eine Fahrkarte löſen. Beſonders augen⸗ 
fällig iſt dieſer Widerſpruch in dem Falle, wo 
jemand in der Abſicht mitzureiſen den Wagen 
ohne Fahrkarte beſteigt, aber noch, bevor ſich 
dieſer in Bewegung ſetzt, bei der Fahrkarten⸗ 
prüfung angehalten wird. Nach 8 9 II muß er 
4 M bezahlen und, wenn er feine Abſicht mit: 
zufahren ausführen will, eine Fahrkarte löſen. 
Wollte man aber annehmen, daß durch das Ein⸗ 
ſteigen in den Wagen ein Beförderungsvertrag 
zuſtande kommt, ſo müßte der Reiſende bei Be⸗ 
zahlung des in § 9 II beſtimmten Betrages not: 
wendigerweiſe auch das Recht auf Beförderung 
erlangen.“) 

6. Zeigt ſich ſomit, daß die Zahlungspflichten 
in den oben unter 5b behandelten Fällen ſich 
nicht als vertragliche Verpflichtungen auffaſſen 
laſſen, ſo erübrigt ſich nur die Möglichkeit, ſie 


16) Das BGB. mit beſonderer Berückſichtigung der 
e des Reichsgerichts, 2. Aufl., Anm. 2 
zu 8 343. 

17) Ganz anders iſt die Rechtslage in den Fällen 
des 8 9 X. Denn hier hat die MpVO. ausdrücklich 
erklärt, daß der Beamte den betreffenden Reiſenden 
auf deſſen Meldung hin ohne Fahrkarte zur Fahrt 
zulaſſen darf. Für dieſe Fälle iſt deshalb das Zu— 
ſtandekommen eines Beförderungsvertrages als zweifel— 
los anzunehmen. Die Meldung des Reiſenden ſtellt 
ſich rechtlich als Vertragsantrag und die Geſtattung 
der Mitfahrt durch den Beamten als Annahme dieſes 
Angebots namens der Poſtverwaltung dar, ſo daß 
alſo die notwendigen Vorausſetzungen für den Ver— 
tragsabſchluß vorliegen. Der vom Reiſenden zu 
zahlende einfache Fahrpreis iſt als das vertrags— 
mäßige Entgelt zu erachten. 


— 


aus der Mp. ſelbſt, als ihrem unmittelbaren 
Rechtsgrund abzuleiten, mit andern Worten, ſie 
als geſetzliche Pflichten zu betrachten. In dem 
unter 5a behandelten Falle, wo ein Reiſender 
ſeine ordnungsmäßig gelöſte Fahrkarte während 
der Fahrt verliert, könnte man zwar, wie bereits 
geſagt, die Zahlungspflicht nach 8 9 I, III als 
Vertragsſtrafe auffaſſen. Wegen des einheitlichen 
rechtlichen Charakters, den dieſe Beſtimmungen in 
allen von ihnen betroffenen Fällen logiſcherweiſe 
haben müſſen, wird man die Zahlungspflicht auch 
für den genannten Fall nicht aus dem abge⸗ 
ſchloſſenen Beförderungsvertrag, ſondern aus der 
MpVVO. ableiten müſſen. 

Da dieſe, wie bereits oben bei 1. ausgeführt, 
als Geſetz im materiellen Sinn anzuſehen iſt, hat 
ſie die Kraft, von ſich aus eine Ice Leiſtungs⸗ 
pflicht zu begründen. Der Zweck, den ſie mit 
den Beſtimmungen des 8 9 II, III, V, und XI 
verfolgt, iſt ein zweifacher: Der Poſtverwaltung 
ſür den Entgang des Fahrpreiſes Erſatz zu ſchaffen 
und das Publikum abzuhalten, in dem Motorpoſt⸗ 
wagen ohne Fahrkarte zu verweilen. Inſoweit, 
als die genannten Vorſchriften auf das Publikum 
einen Druck ausüben ſollen, ſich nicht ohne Fahr⸗ 
karte im Wagen aufzuhalten, haben ſie einen 
ſtrafähnlichen Charakter. Selbſtverſtändlich ſind 
ſie deshalb keine kriminellen oder Polizeiſtrafen. 
Denn die Zahlungspflichten entſtehen von Geſetzes 
wegen, und nicht auf Grund eines Richterſpruches. 
Außerdem ſteht die Poſtverwaltung den Zahlungs⸗ 
pflichtigen nicht als Trägerin der öffentlichen Ge⸗ 
walt, ſondern als Unternehmerin der Motorpoſt⸗ 
fahrten, alſo als Perſon des bürgerlichen Rechtes 
gegenüber. Nur in dieſer Eigenſchaft wird der 
Staat forderungsberechtigt, nicht aber als Inhaber 
der ſtaatlichen Hoheitsrechte. Dies zeigt ſich auch 
darin, daß die Anſprüche aus 89 Mp. eben⸗ 
ſogut einer Privatperſon zuſtehen könnten, wenn 
eine ſolche Unternehmerin der Motorfahrten waͤre, 
wie ja tatſächlich der gleichlautende 8 16 der 
EVO. ebenſo zugunſten der ſtaatlichen wie der 
privaten Eiſenbahnen gilt (vgl. 8 1 EV O.). 

Die Anſprüche aus 89 Mp. ſind des⸗ 
halb als geſetzliche, dem Privatrecht ange⸗ 
hörende Anſprüche aufzufaſſen. Da fie der 
Poſtverwaltung „durch arbiträre Geldſtrafen“ “) für 
die Verletzung ihrer Gebote Genugtuung geben 
ſollen, gehören ſie zu den geſetzlichen Privat⸗ 
ſtrafen oder Privatbußen. Wenn auch der⸗ 
artige Rechtsgebilde dem heutigen Recht infolge ſeiner 
ſtrengen Unterſcheidung zwiſchen Schadenserſatz und 
Strafe im allgemeinen fremd find, jo haben fie ſich doch 
vereinzelt im Landesrecht z. B. im bayer. Feldſchaden⸗ 
geſetz!“) erhalten. Auch das Poſtrecht kennt einen 
ähnlichen Fall: Nach 8 30 PoſtG. hat bei Porto: 


50 Dernburg, Bür 2825 Recht 3. Aufl. B II 
2. Abt. 8 383, ſiehe auch 8 2 
10) Angeführt auch be Saler a. a. O. 
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und Perſonengeldhinterziehungen der Schuldige 
außer der gegen ihn erkannten Geldſtrafe an die 
Poſtverwaltung das Porto oder das Perſonengeld 
zu entrichten ohne Rückſicht darauf, ob er mit 
der Poſtverwaltung einen Vertrag abgeſchloſſen 
hat oder nicht. Das Letztere trifft immer dann 
zu, wenn jemand uneingeſchrieben mit der Pſerde⸗ 
poſt reiſt.“) Nach Aſchenborn “) iſt dieſe Zahlungs: 
pflicht eine zivilrechtliche Folge des rechtskräftigen 
Strafurteils, alſo ein geſetzlicher Anſpruch des 
bürgerlichen Rechts. 


7. Aus der zivilrechtlichen Natur und dem 
Zweck der Anſprüche aus 8 9 folgt, daß dieſe Be: 
ſtimmung die Anſprüche der Poſtverwaltung aus 
der Fahrgeldhinterziehung erichöpfend regelt, daß 
alſo neben den in 8 9 beſtimmten Beträgen die 
Nachzahlung des Fahrgelds weder auf Grund un⸗ 
erlaubter Handlung noch auf Grund ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung vom Reiſenden gefordert werden 
kann. Für die Geltendmachung der in g 9 MpVO. 
begründeten Anſprüche ſteht der Poſtverwaltung 
zweifellos der ordentliche Zivilrechtsweg nach 8 13 
GVG. offen. Man wird die geſchuldeten Beträge 
auch als Gebühren i. S. des § 25 PoſtG. be- 
trachten und das Vollſtreckungsrecht, das die Poſt⸗ 
verwaltung nach dieſer Beſtimmung hat, auch auf 
ſie ausdehnen dürfen. Mangels einer ander⸗ 
weitigen Vorſchrift verjähren die fraglichen An⸗ 
ſprüche gemäß 8 195 BGB. in 30 Jahren. Da 
es ſich nicht um ein öffentlich⸗ rechtliches Rechts⸗ 
verhältnis handelt, kann die dreijährige Ver⸗ 
jährung des Art. 124 Bay AG. BGB. für fie 
nicht in Betracht kommen. Ebenſo genießen die 
Anſprüche auch nicht die Vorrechte öffentlicher 
Abgaben nach 88 45 und 61 KO. im Konkurs 
des Zahlungspflichtigen. 

Die Vorſchriften des 8 9 ſtehen infolge ihrer 
zivilrechtlichen Natur der Beſtrafung der betreffenden 
Perſonen nach den Strafgeſetzen nicht entgegen. 
Zwar iſt hier nicht die Strafbeſtimmung des 8 29 
PoſtG. über die Hinterziehung von Perſonengeld 
anwendbar, da ſie den Pferdepoſtbetrieb voraus⸗ 
ſetzt, und deshalb, wie bereits oben bei 1. er⸗ 
wähnt, für den Motorpoſtbetrieb nicht gilt. Da⸗ 
gegen können die Vorſchriften des RStGB. 88 263 
und 267 über Betrug und Urkundenfälſchung in 
Frage kommen. Die Rechtslage iſt hier im weſent⸗ 
lichen die gleiche wie bei der Hinterziehung von 
Eiſenbahnfahrgeldern.?“ 

Da zwiſchen den nach 8 9 II, III, V und XI 
zahlungspflichtigen Perſonen und der Poſtverwal⸗ 
tung kein Beförderungsvertrag zuſtande kommt 


20) Aſchenborn a. a. O. Vorbem. II vor 11, Niggl 
a. a. O. Anm. 1 zu 8 11. 

21) a. a. O. Anm. 2 zu 8 30. Anderer Meinung 
jedoch Niggl a. a. O. Anm. 2 zu § 30 PoſtG. („öffent- 
lich⸗rechtlicher Anſpruch“). 

22) Vgl. hierüber Gerh. Eger in 155 Entſchei⸗ 
dungen und Abhandlungen B XXV S. 213. 
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— ausgenommen den Fall, wo der Reiſende ſeine 
ordnungsmäßig gelöſte Fahrkarte während der 
Fahrt verliert — haben dieſe Perſonen bei Ver⸗ 
letzung keinerlei vertragliche Schadenserſatzanſprüche 
gegen die Poſtverwaltung, dieſe haftet ihnen viel- 
mehr lediglich nach den Grundſaͤtzen über uner⸗ 
laubte Handlungen (83 31, 89, 823 ff., 831 BGB.). 


Kleine Mitteilungen. 


Zur Anwendung des 3 19 Ziff. 1 BBO. vom 9. Sep: 
tember 1915. 1. Ein Rechtsanwalt beantragte wegen 
einer Forderung von 50 M im Auftrage des im Felde 
befindlichen Gläubigers Zahlungsbefehl. Das Amts⸗ 
gericht ſtrich unter Berufung auf 819 Ziff 1 J. c. die 
3.60 M Anwaltskoſten. Die Streichung iſt unberechtigt. 
Wenn jemand durch Einberufung daran gehindert iſt, 
ſein Recht ſelbſt gerichtlich zu verfolgen, iſt die Be⸗ 
ſtellung eines Anwalts zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung in der Regel notwendig. Nur ausnahms⸗ 
weiſe wird dem einberufenen Gläubiger zuzumuten 
ſein, die Vertretung ſeiner Rechtsangelegenheit einer 
anderen Perſon zu übertragen als einem Anwalt. 

2. Ein als Konkursverwalter aufgeſtellter Rechts⸗ 
anwalt beantragte wegen einer der Konkursmaſſe zu⸗ 
ſtehenden Forderung von 50 / Zahlungsbefehl. Das 
Amtsgericht ſtrich unter Berufung auf 8 19 Ziff. 1 J. c. 
die 3.60 M Anwaltskoſten. Die Streichung iſt un⸗ 
berechtigt. Wenn ein Anwalt als Konkursverwalter 
eine Forderung beizutreiben hat, iſt die „Zuziehung 
eines Anwalts“ nicht nur „zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung notwendig“, ſondern überhaupt not⸗ 
wendig. Die Zweckmäßigkeit kann gar nicht geprüft 
werden, wenn die Notwendigkeit feſtſteht. Die Be⸗ 
ſtimmung des 8 19 Ziff. 1 J. c., die dem Gläubiger 
durch Verweigerung der Nichterſtattung der Anwalts⸗ 
koften nahelegt, fein Recht ohne Anwalt zu verfolgen, 
ſetzt voraus, daß der Gläubiger überhaupt hierzu im⸗ 
ſtande iſt. Die Streichung der Anwaltsgebühren 
führt im erwähnten Falle zu dem unhaltbaren Er⸗ 
gebnis, daß die obſiegende Konkursmaſſe die Koſten 
des Anwalts zu tragen hat, ohne überhaupt die Mög⸗ 
lichkeit gehabt zu haben, die Forderung ohne Anwalt 
beizutreiben. 

3. Die Ausführungen zu 2. gelten entſprechend für 
alle Fälle, in denen ein Anwalt als ſog. „Partei kraft 
Amts“ (z. B. Nachlaßverwalter, Teſtamentsvollſtrecker, 
Vormund uſw.) Rechte gerichtlich geltend macht. Ferner 
für diejenigen Fälle, in denen der Anwalt ihm per⸗ 
ſönlich zuſtehende Forderungen (z. B. Gebührenforde⸗ 
rungen) beitreibt. 

In allen dieſen Fällen iſt die Rechtsverfolgung 
oder ⸗ verteidigung notwendig anwaltſchaftlich und hat 
der unterliegende Gegner die Anwaltskoſten zu er⸗ 
ſtatten. 

Rechtsanwalt Dr. S. Feuchtwanger ll in München. 
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Aus der Nechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


5 463 88. gilt nur für das Verhältnis zwiſchen 
Käufer und Verkäufer, nicht aber bei einem Vertrage, 
durch den ſich jemand gegenüber einem Hupethekglän⸗ 
biger verpflichtet hat, ein Grundſtück in der Zwangs⸗ 
verſteigerung zu erwerben. Aus den Gründen: 

463 BGB. gibt dem Käufer das Recht, ſtatt der 

andlung oder der Minderung Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen, wenn der Kaufſache zur 
Zeit des Kaufs eine zugeſicherte Eigenſchaft fehlt oder 
wenn der Verkäufer einen Fehler argliſtig verſchwiegen 
hat. Dieſen zwei Fällen ſteht wegen Gleichheit des 
Rechtsgrundes der Fall gleich, daß der Verkäufer dem 
Käufer eine Eigenſchaft argliſtig vorgeſpiegelt hat. 
Das iſt in ſtändiger Rechtſprechung anerkannt. Arg⸗ 
liſtig aber iſt eine unrichtige Angabe des Verkäufers 
über Eigenſchaften der Kaufſache nicht ſchon dann, 
wenn der Verkäufer ſich dieſer Unrichtigkeit bewußt 
iſt, während der Käufer ſie nicht bemerkt; es muß 
vielmehr hinzukommen, daß der Verkäufer ſich auch 
dieſes letzteren Umſtandes bewußt iſt und dadurch die 
Entſchließung und Willenserklärung des Käufers be⸗ 
einfluſſen will, oder daß er wenigſtens mit der Mög⸗ 
lichkeit einer ſolchen Beeinfluſſung rechnet. Das 
Weſentliche der Argliſt beſteht gerade darin, daß eine 
unrichtige Vorſtellung des anderen ausgenützt wird, 
um ſeine Willenserklärung zu beeinfluſſen. In dieſer 
Beziehung hat es das BG. an Feſtſtellungen fehlen 
laſſen. Mit Recht beanſtandet die Reviſion die An⸗ 
wendung des $ 463 jedenfalls um deswillen, weil die 
Beklagten dem Kläger gar nicht als Verkäufer oder 
in einem ähnlichen Verhältniſſe gegenüberſtehen. Daß 
der § 463 nur von einem Gewährleiſtungsanſpruche 
des Käufers gegenüber dem Verkäufer ſpricht, darüber 
laſſen ſeine Stellung im Geſetzbuche und ſein Inhalt 
keinen Zweifel. Ein Kauf iſt zwiſchen den Parteien 
nicht geſchloſſen. Verkäufer des vom Kläger erworbenen 
Grundſtücks könnte nur E. ſein, und iſt der Kläger 
zum Kauf des Grundſtücks von E. durch die feſtgeſtellte 
unrichtige Angabe der Beklagten (der Hypothekgläu⸗ 
biger des E.) über die Zimmerzahl der Wohnungen 
im Erdgeſchoß beſtimmt worden, ſo ſind die Beklagten 
eben Dritte, gegen die dem Kläger auf Grund der 
unrichtigen Angabe und der damit verbundenen Arg— 
liſt Anſprüche nur aus dem Geſichtspunkte einer un— 
erlaubten Handlung erwachſen ſein könnten. Betrachtet 
man aber den Vertrag vom Dezember 1911, durch 
den ſich der Kläger den Beklagten verpflichtet hat, 
das zur Zwangsverſteigerung geſtellte Grundſtück zu 
erſtehen, als den Vertrag, zu deſſen Eingehung 
der Kläger durch die unrichtige Angabe der Be— 
klagten beſtimmt worden iſt, ſo iſt dieſer Vertrag 
doch kein Kauf und ebenſowenig ein auf Veräußerung 
oder Belaſtung eines Grundſtücks gegen Entgelt ge— 
richteter Vertrag noch ein Tauſch, auf welche Ver⸗ 
tragsarten die Vorſchriften über die Verpflichtung des 
Verkäufers zur Gewährleiſtung nach den SS 493 und 
515 BGB. entſprechend anzuwenden wären. Eine 
„analoge“ Anwendung dieſer Vorſchriften und ins— 
beſondere des 8 463 auf einen Vertrag wie den vom 
Dezember 1911 wird auch nicht durch innere Gründe 
gerechtfertigt; fie läßt ſich namentlich nicht ſchon damit 
begründen, daß dieſer Vertrag ebenfalls ein gegenſeitiger 
Vertrag iſt, und vollends nicht damit, daß ein Anſpruch 
auf das ſog. negative Vertragsintereſſe hier, wie der 
Reviſionsgegner meint, nicht Platz greifen kann. Letz— 
teres iſt aber auch nicht ohne weiteres richtig. Haben 
die Beklagten dem Kläger argliſtig eine Eigenſchaft 
des Grundſtücks vorgeſpiegelt, ihn dadurch zum Abs 
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ſchluß des Vertrages und mittelbar zum Erſtehen oder 
zum Ankauf des Grundſtücks beſtimmt und ihm ſo in 
einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe vor⸗ 
ſätzlich Schaden zugefügt, ſo ſind ſie ihm nach dem 
8 826 BGB. zum Erſatze dieſes Schadens verpflichtet. 
Dabei aber kann es ſich nur um jenes negative Ver⸗ 
tragsintereſſe, namlich um einen Schaden handeln, 
der ſich aus einer Vergleichung des durch den Ver⸗ 
tragsſchluß herbeigeführten Vermögenszuſtandes des 
Klägers mit dem Zuſtande ergibt, in dem ſich ſein 
Vermögen befinden würde, wenn er nicht von den 
Beklagten in jener gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe zum Vertragsſchluß und dadurch zum Erwerbe 
des Grundſtücks beſtimmt worden wäre. Nur aus 
einer ſolchen Vergleichung kann ſich ergeben, ob und 
welcher Schaden dem Kläger durch das Verhalten der 
Beklagten erwachſen iſt, und auf dieſe Vergleichung 
weiſt auch die Regel des 8 249 Satz 1 BGB. hin, 
derzufolge der Verpflichtete den Zuſtand herzuſtellen 
hat, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze ver⸗ 
pflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre. (Urt. des 
V. 3S. vom 16. Oktober 1915, V 191/1915). 
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II 


Sachbeſugnis zum Rückgriff gegen den Rechtsanwalt, 
wenn die ſchuldhaft nicht er gen eingeklagte Forde 
rung abgetreten war. Der Kaufmann J. erlitt am 
24. Auguſt 1908 einen Brandſchaden und beauftragte 
aus dieſem Anlaß im Oktober 1908 den beklagten 
Rechtsanwalt mit der Wahrnehmung ſeiner Rechte 
gegenüber der Londoner Phönix Feuer⸗Aſſekuranz⸗ 
Sozietät, bei der er feit 1907 gegen Feuerſchaden ver⸗ 
ſichert war. Die Geſellſchaft lehnte nach Verhand⸗ 
lungen mit dem Bekl. am 6. September 1909 die Ent⸗ 
ſchädigung unter Bezugnahme auf $ 11 der Verſiche⸗ 
en ne ab, wonach alle nicht innerhalb 
6 Monaten nach dem Brande von der Geſellſchaft an⸗ 
erkannten oder durch Klage geltend gemachten An⸗ 
ſprüche durch bloßen Friſtablauf erlöſchen. Der Kläger 
behauptet, daß J. im Falle rechtzeitiger Klagerhebung 
von der Geſellſchaft 5200 , den Betrag des Brand⸗ 
ſchadens, erlangt hätte und daß der Bekl., den J. ins⸗ 
beſondere auch mit der Anſtellung der Klage gegen 
die Geſellſchaft beauftragt habe, durch Unterlaſſung 
der Ausführung dieſes Auftrags das Erlöſchen des 
Anſpruchs auf die Verſicherungsſumme ſchuldhaft her⸗ 
beigeführt habe. Im vorliegenden Rechtsſtreit begehrt 
deshalb der Kläger von dem Beklagten Erſatz des 
Schadens, der durch das Unterbleiben der Klag⸗ 
erhebung entſtanden ſein ſoll. Zur Darlegung ſeines 
Rechts, den Schaden geltend zu machen, bringt er vor, 
daß J. ihm am 4. Januar 1909 ſeinen Erſatzanſpruch 
gegen den Bekl. gleichzeitig mit dem Entſchädigungs⸗ 
anſpruch gegen die Verſicherungsgeſellſchaft ſtillſchwei⸗ 
gend und am 28. Dezember 1909 ausdrücklich abge⸗ 
treten habe. Die durch die erſte Abtretung erlangten 
Anſprüche habe er zwar am 9. Juli 1909 an die Firma 
G. weiter übertragen, die Firma habe ſie ihm aber 
am 28. Dezember 1909 und zwar den Anſpruch gegen 
die Phönix⸗Geſellſchaft ausdrücklich, den Anſpruch gegen 
den Bekl. ſtillſchweigend zurück abgetreten. Ueberdies 
habe er, der Kläger, nach der Abtretung vom 4. Januar 
1909 dem Bekl. auch von ſich aus mit der Klagerhebung 
gegen die Phönix⸗Sozietät beauftragt. Endlich habe 
auch die Firma G. nach der Abtretung vom 9. Juli 
1909 dem Bekl. Klagauftrag gegen die Phönix-Geſell— 
ſchaft gegeben und dadurch eigene Erſatzanſprüche 
gegen den Bekl. erlangt, die ſie ihm, den Kläger, am 
28. Dezember 1909 ausdrücklich übertragen habe. Das 
BG. wies die Klage ab, das Reichsgericht hob das 
Urteil auf. 

Aus den Gründen: Das B®. verneint, daß J. 
dem Kläger feinen Anſpruch gegen den Bekl. ſtillſchwei— 
gend abgetreten habe, ſo daß auch von einer ſtillſchwei⸗ 
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genden Weiterabtretung des Anſpruchs an die Firma 
G. und einer ſtillſchweigenden Rückabtretung an den 
Kläger keine Rede ſein könne. Die Reviſion greift dieſe 
Annahme ohne Grund an. Rechtsirrtümlich iſt es aller⸗ 
dings, wenn das BG. die Vorſchrift in 8 401 BGB. 
heranzieht, die nur bei der Beantwortung der Frage 
anwendbar iſt, welche Nebenrechte von der Abtre⸗ 
tung eines Rechts ohne weiteres ergriffen werden 
(RG. 60, 371; 72, 141). Der Irrtum hat jedoch das 
Urteil nicht entſcheidend beeinflußt. Das BG. prüft 
ausdrücklich auch, ob es den Abſichten der Beteiligten 
entſprochen habe, daß mit dem Anſpruch an die Phönix⸗ 
Geſellſchaſt auch der Anſpruch gegen den Bell. auf 
den Abtretungsempfänger übergehen ſolle, und ver⸗ 
neint dies aus der rechtlich bedenkenfreien Erwägung, 
daß zur Zeit der erſten Abtretung an den Kläger, 
alſo am 4. Januar 1909, ein Rückgriffanſpruch des J. 
gegen den Bekl. noch nicht beſtanden habe, die Ent⸗ 
ſtehung eines ſolchen auch nicht vorausſehbar geweſen 
ſei. Mit Recht wendet ſich aber die Reviſion gegen 
die Annahme des B., die Abtretung des J. an den 
Kläger vom 28. Dezember 1909 ſei um deswillen nicht 
wirkſam, weil J. ſich ſeiner Anſprüche gegen die Phönix⸗ 
Geſellſchaft durch die Abtretung vom 4. Januar 1909 
begeben gehabt und deshalb durch das Unterbleiben 
der Klagerhebung gegen die Verſicherungsgeſellſchaft 
Schaden nicht habe erleiden können. Allerdings kann 
der Reviſion nicht darin beigetreten werden, daß ſich 
die Schädigung des J. durch das Unterbleiben der 
Klageſtellung ſchon aus ſeiner Haftung für das Be⸗ 
ſtehen des Anſpruchs auf die Verſicherungsſumme gegen: 
über dem Kläger (§ 437 BGB.) ergebe; denn für dieſe 
Haftung iſt der Zeitpunkt der erſten Abtretung an 
den Kläger, alſo der Sachſtand am 4. Januar 1909, 
maßgebend und damals war die in 8 11 der Verſiche⸗ 
rungsbedingungen beſtimmte Ausſchlußfriſt noch nicht 
verſtrichen. Iſt aber der Anſpruch gegen die Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft durch das Unterlaſſen der Klag⸗ 
erhebung überhaupt erloſchen — worüber jetzt nicht 
zu entſcheiden iſt —, fo iſt J. hierdurch geſchädigt 
worden, wenn er ſeinem Rechtsnachfolger, dem Kläger, 
aus irgend einem Grunde für das Erlöſchen aufzu⸗ 
kommen hat. Eine ſolche Haftung kann beiſpielsweiſe 
begründet ſein, wenn J. es für die Zeit nach der Ab⸗ 
tretung vom 4. Januar 1909 ſei es auch nur ſtill⸗ 
ſchweigend dem Kläger gegenüber übernommen hat, 
für die Geltendmachung des Rechts gegen die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft zu ſorgen, ein Rechtsverhältnis, 
auf das der Umſtand hinzudeuten ſcheint, daß J., wie 
das BG. annimmt, nach wie vor der Abtretung als 
Auftraggeber des Bekl. aufgetreten iſt. Hat er etwa 
trotz der Wahrnehmung, daß der Bekl. die Wahrung 
der in § 11 der Verſicherungsbedingungen beſtimmten 
Friſt außeracht laſſe, auf die friſtgemäße Klagerhebung 
nicht hingewirkt und dadurch ſeine Vertragspflicht dem 
Kläger gegenüber ſchuldhaft verletzt, ſo hat er dieſem 
hierfür aufzukommen und iſt dann durch das Erlöſchen 
des Anſpruchs gegen die Geſellſchaft mindeſtens mittel- 
bar geſchädigt. Er hat dann ungeachtet der Abtretung 
einen Erſatzanſpruch gegen den Bekl. erlangt, den er 
durch die Abtretung vom 28. Dezember 1909 auf den 
Kläger übertragen hat. Die Rechtslage iſt ähnlich 
der, die entſteht, wenn ein Gläubiger das ihm von 
einem anderen abgetretene Forderungsrecht ohne den 
ihm gegen ſeinen Zedenten zuſtehenden Gewährlei— 
ſtungsanſpruch an einen Dritten weiter abtritt. Erweiſt 
ſich die Forderung als uneinbringlich und wird deshalb 
der zweite Zedent von ſeinem Zeſſionar in Anſpruch 
genommen, ſo kann er jetzt auf den ihm verbliebenen 
Gewährleiſtungsanſpruch trotz der Weiterzeſſion zurück— 
greifen, um ſich ſo an ſeinem Rechtsvorgänger, dem 
erſten Zedenten, zu erholen. Er kann aber auch nach— 
träglich den Gewährleiſtungsanſpruch an feinen Rechts- 
nachfolger abtreten und ihn dadurch in den Stand 
ſetzen, unmittelbar gegen den erſten Zedenten vorzu— 
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gehen (Seuff Arch. 60, 314). Das B. hätte demnach 
bei Prüfung der Abtretung des J. vom 28. Dezember 
1909 erörtern ſollen, ob dieſer dem Kläger für den 
Schaden durch das Erlöſchen des Anſpruchs gegen die 
Geſellſchaft einzuſtehen und mit Rückſicht hierauf in⸗ 
folge des Unterbleibens der Klagerhebung einen Erſatz⸗ 
anſpruch gegen den Bekl. erlangt hat. (Urt. d. III. ZS. 
vom 1. Oktober 1915, III 68/15). —— 
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III. 


Hypothek aus nichtigem Kaufvertrag nach älterem 
baheriſchen Nechte. Die Grund buchauleaung heilt nicht den 
Formmangel nach 8 313 Satz 2 B88. Aus den Grün⸗ 
den: Der Berufungsrichter nimmt an, daß das Eigentum 
an dem Anweſen auf die die ſtreitige Hypothek beſtellenden 
Käufer nicht rechtswirkſam übertragen worden ſei. 
Für die Frage, ob von den Käufern Eigentum er⸗ 
worben worden, war gemäß Art. 189 EG. BGB. das 
bisherige bayeriſche Recht maßgebend. Abgeſehen von 
der Beſitzübergabe war nach bayeriſchem Recht ge⸗ 
mäß dem hier gleichfalls geltenden Art. 14 Not. 
von 1861 Einigung der Vertragsſchließenden über den 
Uebergang des Eigentums von dem Veräußerer auf 
den Erwerber in notarieller Urkunde zur Uebertragung 
des Eigentums an einem Grundſtück erforderlich. Der 
Berufungsrichter erklärt, der notarielle Kaufvertrag vom 
16. Januar 1901 und der durch dieſen Vertrag bezweckte 
Eigentumsübergang auf die Käufer ſei nichtig, weil, wie 
die Parteien in der Berufungsinſtanz nunmehr überein⸗ 
ſtimmend angegeben hätten, der Kaufpreis in der Ur⸗ 
kunde nicht der Vereinbarung der Parteien entſpreche, 
ſondern niedriger als vereinbart angegeben, demnach 
ein weſentlicher Teil des Kaufvertrags nicht notariell 
beurkundet worden ſei. Die formgerechte Feſtſetzung 
der Höhe des Kaufpreiſes betraf an ſich nur den ſchuld⸗ 
rechtlichen Kaufvertrag. Es könnte ſich fragen, ob nicht 
nach bayeriſchem Recht der dingliche Vertrag der Eini⸗ 
gung über den Eigentumsübergang von dem ihm 
zugrunde liegenden ſchuldrechtlichen Kaufvertrage zu 
ſondern war (vgl. Schneider in BayzfR. 1905 S. 7), 
und ob, wenn dies der Fall ſein würde, zu verneinen 
wäre, daß die Nichtigkeit des Kaufvertrages ohne 
weiteres die Nichtigkeit auch des dinglichen Vertrages 
über die Eigentumsübertragung zur Folge hatte. Der 
e hat dieſe Frage unerörtert gelaſſen. Es 
bedarf hier keiner Eniſcheidung darüber. Nach baye⸗ 
riſchem Recht bildete zufolge der akzeſſoriſchen Natur 
des Hypothekenrechts das Beſtehen einer Forderung 
ein weiteres Erfordernis für die Entſtehung der Hy⸗ 
pothek; war die Forderung, die durch ſie geſichert 
werden ſollte, ungültig, ſo war die Hypothek, auch 
wenn fie ſonſt gültig bewilligt und in das Hypotheken- 
buch eingetragen war, nicht rechtswirkſam entſtanden 
(Regelsberger, Bayeriſches Hypothekenrecht 8 41 S. 182). 
Im gegebenen Falle aber iſt die Kaufpreisforderung 
aus dem Kaufvertrage vom 16. Januar 1901, zu deren 
Sicherheit die ſtreitige Hypothek beſtellt worden iſt, 
nichtig. Der unter der Herrſchaft des BGB. geſchloſſene 
Kaufvertrag bedurfte zur Gültigkeit der im 8 313 Satz 1 
BGB. vorgeſchriebenen Form; weil er ein ſchuldrecht⸗ 
licher Vertrag iſt, fand Art. 189 EG. BGB. keine 
Anwendung, wiewohl das Grundbuch über das vers 
äußerte Grundſtück nicht angelegt war. Da unſtreitig 
ein Kaufpreis von 160 000 M für das verkaufte An⸗ 
weſen vereinbart worden war, die notarielle Vertrags- 
urkunde aber nur einen Kaufpreis von 142000 M als 
feſtgeſetzt enthielt, war der Kaufvertrag gemäß $ 125 
BGB. nichtig, weil ein weſentlicher Beſtandteil des 
auf Uebertragung des Eigentums an einem Grundſtück 
gerichteten Vertrages, die Höhe der für die Grundſtücks— 
übereignung zu entrichtenden Gegenleiſtung nicht in 
der durch 8 313 Satz 1 BGB. vorgeſehenen Form be— 
urkundet war. Eine Heilung des Formmangels nach 
§ 313 Satz 2 BGB. kommt nicht in Frage. 8 313 
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Satz 2 BGB. erfordert, daß das veräußerte Grundſtück 
von dem Veräußerer an den Erwerber aufgelaſſen 
und auf Grund der Auflaſſung das Eigentum des Er⸗ 
werbers in das Grundbuch eingetragen iſt. Dieſe 
Vorausſetzungen liegen hier nicht vor. Insbeſondere 
iſt keine auf Grund einer Auflaſſung (8 925 BGB.) 
vorgenommene Eigentumseintragung erfolgt, durch 
die gemäß 8 873 BGB. erſt das Eigentum an einem 
Jrundſtück erworben wird. Zwar iſt am 16. Februar 
1901 zugleich mit der Eintragung der ſtreitigen Hy⸗ 
pothek der Beſitztitel auf die Käufer im Hypotheken⸗ 
buch berichtigt worden; aber das bayeriſche Hypo⸗ 
thekenbuch war nur zum Aufſchluß über die Rechts⸗ 
lage der Grundſtücke, ſoweit es für den Hypotheken⸗ 
verkehr von Intereſſe iſt, beſtimmt, nicht zur Herbei⸗ 
führung des Eigentumsüberganges. Hieran ändert 
es auch nichts, daß ſpäterhin das Grundbuch über 
das veräußerte Grundſtück angelegt worden iſt. Die 
Erwerber ſind zwar nunmehr als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen. Sie haben aber nicht durch 
die Eintragung Eigentum erworben und die Eintragung 
iſt nicht auf Grund einer Auflaſſung im Sinne des 
BGB. (8 925) erfolgt; vielmehr hätten fie, wenn fie 
Eigentümer geworden wären, nach früherem baye⸗ 
riſchen Recht ohne Grundbucheintragung und auch 
außerhalb des Hypothekenbuchs Eigentum erworben. 
(Urt. des V. ZS. vom 26. Oktober 1915, V 188ù15). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Befuanis der Kommunalverbände anf Grund des 
5 36 BNV. vom 25. ar 1915 (RG Bl. S. 35) ) über 
ie Negelung des Verkehrs mit Brotgetreide und Mehl 
Vorſchriſten über die Bereitung von Backwaren zu er⸗ 
laſſen, die den Mehlverbrauch weiter einſchränken, als 
dies in den Vorſchriſten des Bundesrats über die Be⸗ 
reitung von Backwaren geſcheben iſt. Aus den 
Gründen: Der Senat kann ſich der Auslegung, die 
das 8G. den SS 34, 36 BRVBO. vom 25. Januar 1915 
über die Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide und 
Mehl in der Faſſung vom 6. Februar 1915 zuteil 
werden läßt, nicht anſchließen. Der Bundesrat be⸗ 
ſtimmt zur Regelung des Verbrauchs der Vorräte zu⸗ 
nächſt darüber, wie die vorhandenen Vorräte über das 
Reich zu verteilen find (88 31— 33). Er ordnet ſodann 
an, daß die Kommunalverbände den Verbrauch der 
Vorräte in ihrem Bezirke zu regeln haben (8 34). 
Welche Vorſchriften und Maßnahmen zu dieſem Zwecke 
zuläſſig ſind, iſt in der Verordnung abſchließend nirgends 
geſagt. Abgeſehen davon, daß der Kommunalver⸗ 
band nach § 26 die Uebereignung von Getreide ver- 
langen, nach 8 41 die Lagerräume feines Bezirks für 
die Lagerung in Anſpruch nehmen kann und daß er 
nach 8 40 den Mehlpreis feſtzuſetzen hat, iſt es nach 
§ 34 insbeſondere feine Aufgabe, die Verteilung von 
Mehl an Bäcker, Konditoren und Kleinhändler vor⸗ 
zunehmen; auch iſt er nach 8 36 insbeſondere befugt, 
anzuordnen, daß nur Einheitsbrote bereitet werden 
dürfen, das Bereiten von Kuchen zu verbieten oder 
einzuſchränken, die Abgabe von Brot und Mehl auf 
beſtimmte Mengen und Zeiten ſowie in anderer Weiſe 
zu beſchränken. Hiernach muß angenommen werden, 
daß durch die VO. vom 25. Januar 1915 der Kom⸗ 
munalverband ermächtigt iſt, alle zur Regelung des 
Verbrauchs der in ſeinem Bezirke vorhandenen Vor— 
räte notwendigen oder nützlichen Anordnungen zu 
treffen, mögen fie in der Verordnung ausdrücklich auf: 
geführt ſein oder nicht. Nur die eine Einſchränkung 


1) Vgl. B RVO. vom 28. Juni 1915 über den Verkehr mit Brot⸗ 
getreide und Mehl aus dem Erntejahr 1915 (RGBl. S. 363 ff.) 88 49, 
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ergibt ſich aus dem Inhalte der Verordnung und 
ihrem Zweck, all zu großem Verbrauch im Reiche zu 
ſteuern, daß der Kommunalverband Verbrauchsbe⸗ 
ſchränkungen, die der Bundesrat für das ganze Reich 
eingeführt hat, für ſeinen Bezirk nicht aufheben oder 
mildern darf, ſoweit er dazu vom Bundesrat nicht 
ausdrücklich ermächtigt iſt. Zu den Vorſchriften nun, 
die zur Regelung des Verbrauchs von Brotgetreide 
und Mehl dienen, gehören ihrer Art nach ohne weiteres 
auch die Vorſchriften darüber, daß nur Backwaren von 
beſtimmter Zuſammenſetzung bereitet werden dürfen, 
daß Roggenbrot zum Roggenmehl einen beſtimmten 
Zuſatz von Kartoffelmehl erhalten muß, Weizenbrot 
und als Weizenbrot zu erachtender Zwieback nur eine 
gewiſſe Höchſtmenge von Weizenmehl enthalten dürfen. 
Der Bundesrat hat darum Vorſchriften über den Ver⸗ 
brauch von Mehl i. S. der Verordnung vom 25. Ja⸗ 
nuar 1915 erlaſſen, als er in den Verordnungen vom 
5. Januar und 31. März 1915 über die Bereitung von 
Backware beſtimmte, daß bei der Bereitung von Roggen⸗ 
brot auf neunzig Gewichtsteile Roggenmehl zehn Ge⸗ 
wichtsteile Kartoffel zuzuſetzen find (5 5) und daß der 
Weizengehalt von Weizenbrot nicht mehr als ſiebzig 
vom Hundert betragen darf (8 3). Demnach waren 
auch gemäß dem ſchon Ausgeführten die Kommunal⸗ 
verbände durch den 8 34 BRBO. vom 25. Januar 1915 
ermächtigt, in dieſer Richtung zur Regelung des Mehl⸗ 
verbrauchs in ihren Bezirken weitergehende Ein⸗ 
ſchraͤnkungen anzuordnen. Der Kreisausſchuß zu A. 
hat ſich alſo innerhalb feiner Befugniſſe gehalten, als 
er für feinen Bezirk anordnete, daß neben den vor⸗ 
geſchriebenen Einheitsbroten nur Zwieback hergeſtellt 
werden dürfe, der nicht mehr als 50% Weizenmehl 
enthält, und daß das Roggenbrot mindeſtens 20 % 
Kartoffelmehl enthalten müſſe. (Urteil vom 26. Oktober 
1915, 5 D 350/1915). E. 
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II. 


Anwendungsgebiet des 5 228 BEB. im Strafrecht. 
Aus den Gründen: Die Freiſprechung des An⸗ 
geklagten auf Grund des § 228 BGB. iſt rechtlich verfehlt. 
Dieſe Beſtimmung gibt unter gewiſſen Vorausſetzungen 
das Recht, eine fremde Sache zu befchädigen oder zu 
re Sie kann daher für das Strafrecht nur 
nſoweit in Betracht kommen, als die Verletzung einer 
Vorſchrift in Frage ſteht, die den Eingriff in einen 
5 Privatrechtsbereich unter Strafe ſtellt. Die 

orſchriften, deren Verletzung hier unter Anklage geſtellt 
iſt, ſind aber polizeilicher Natur und bezwecken den 
Schutz der Allgemeinheit. (Urteil vom 19. Oktober 1915, 
5 D 363/1915). E. 
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III. 


57 BRS. vom 9. März 1915 über die Regelung 
des Berkehrs mit Gerſte (RG Bl. S. 139) 1) bezieht 
ch auch auf die Ablieferung bereits verlanfter und 
anf dem Transporte zu dem Käufer befindlicher Vor⸗ 
rate, über die der Vertänſer noch verfügen kaun. Aus 
den Bründen: Unter Verkauf i. S. des 87 BRVO. 
vom 9. März 1915 (RGBl. S. 139) iſt nicht nur der 
Abſchluß des Kaufvertrages, ſondern auch deſſen Er⸗ 
füllung zu verſtehen. Der Ausdruck „Verkauf“ umfaßt 
begrifflich das ganze Geſchäft von ſeiner Eingehung 
an bis zur vollſtändigen Abwickelung, mithin bis zur 
Ablieferung des verkauften Gegenſtandes an den Käufer. 
Da nach 8 433 BGB. der Verkäufer verpflichtet iſt, 
die Sache dem Käufer zu übergeben und ihm das 
Eigentum daran zu verſchaffen, ſo wäre es ſchon mit 
dieſer Vorſchrift unvereinbar, die Ablieferung aus dem 
Begriff auszuſcheiden. Dazu kommt, daß die Ver⸗ 
ordnung in möglichſt umfaſſender Weiſe die beſchlag⸗ 
1) Vgl. BRBO. vom 28. Juni 1915 über den Verkehr mit Gerſte 
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nahmte Gerſte dem Reich erhalten will und deshalb 
in den 88 3 und 7 alle Veränderungen an den be⸗ 
ſchlagnahmten Vorräten — Beiſeiteſchaffen, Beſchädigen, 
Zerſtören, Verarbeiten, Verbrauchen, Verkaufen und 
Kauſen — verboten und mit Strafe bedroht hat. Eine 
einſchränkende Auslegung des Begriffs „Verkauf“ iſt 
hier nicht am Platz. Auch aus 8 8 Abſ. 1 Satz 2 VO. 
kann nicht gefolgert werden, daß das Geſetz unter 
Verkauf nicht auch die Ablieferung der auf dem Trans⸗ 
port befindlichen Kaufſache hat verſtehen wollen. Die 
im 88 geregelte Anzeigepflicht iſt jedem auferlegt, 
der Vorräte an Gerſte in der erwähnten Menge im 
Gewahrſam hat, gleichviel ob er der Eigentümer iſt 
oder nicht. Die Vorſchrift, daß die Anzeige über 
Vorräte, die ſich mit dem Beginn des 12. März 1915 
auf dem Transport befinden, unverzüglich nach dem 
Empfang von dem Empfänger zu erſtatten ſei, ſetzt 
voraus, daß der Abſender die Ware nicht in ſeinem 
Gewahrſam hat, auch nicht mehr in der Lage iſt, die 
Ablieferung der Ware zu verhindern. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung trifft hier nicht zu. Im Urteil iſt vielmehr 
rechtsirrtumfrei feſtgeſtellt, daß die Firma F. bis zur 
Weiterſendung der Gerſte von M. nach R. in tat⸗ 
ſächlicher wie in rechtlicher Hinſicht noch unbeſchränkte 
Herrin der Gerſte war. (Urteil vom 26. Oktober 1915, 
5 D 320/1915). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 


Zivilſachen. 


n 9815 680., 171 Nr. 1 588. Ermächtigung 
des Notars, zu einer grund buchamtlich zu vollziehenden 
Urkunde die Genehmigung des Vormund ſchaftsgerichts 
zu erwirken. Nachweis der Erklärung der Genehmigung 
gegenüber dem geſetzlichen Vertreter und der Mitteilung 
an den anderen Bertragsteil. Die Erben der vers 
ſtorbenen Eliſabeth R. vereinbarten vor dem Notariat 3. 
zur Aufhebung der Erbengemeinſchaft die Uebernahme 
eines Grundſtücks aus dem Nachlaſſe durch einen der Mit⸗ 
erben, erklärten, fie ſeien über die Eigentumsänderung 
einig, und bewilligten deren Eintragung in das Grund⸗ 
buch. Bei der Erbauseinanderſetzung handelte der Be⸗ 
ſchwerdeführer P. als Pfleger für abweſende Miterben. 
Da er den Vertrag ohne Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts abſchloß, wurde in Ziff IV, 5 des nota⸗ 
riellen Vertrags beſtimmt: „Sämtliche Beteiligten er⸗ 
mächtigen das K. Notariat Z., die vormundſchaftsge⸗ 
richtliche Genehmigung dieſer Urkunde zu erwirken.“ Der 
Notar legte die Urkunde dem Amtsgerichte Z. zur Er⸗ 
teilung der vorbehaltenen vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung vor. Das Amtsgericht genehmigte das 
Rechtsgeſchäft, vermerkte die Genehmigung auf der Ur⸗ 
kunde und leitete dieſe an das Notariat zurück. Der von 
dem Notariat geſtellte Antrag, die Auflaſſung in das 
Grundbuch einzutragen, wurde vom Grundbuchamt 
abgewieſen. Die Beſchwerde und die weitere Be⸗ 
ſchwerde des Pflegers wurden zurückgewieſen. 

Aus den Eründen: Der Pfleger hat in der 
Erbauseinanderſetzung vom 1. September 1915 über 
Grundbeſitz ſeiner Pflegebefohlenen verfügt, wozu er 
nach $$ 1821 Nr. 1 und 1915 BGB. der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedurfte. Die Wirkſamkeit 
des Vertrags hing alſo von der nachträglichen Ge— 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts ab, die das 
Gericht dem Pfleger gegenüber zu erklären hatte 
(SS 1829 Abſ. 1 Satz 1, 1828 BGB.). Die Genehmigung 
würde nach $ 1829 Abſ. 1 Satz 2 gegenüber dem an⸗ 
deren Vertragsteil erſt wirkſam, wenn der Pfleger 
von ihr Gebrauch machte, indem er fie den Vertrags- 
gegnern mitteilte, um das Rechtsgeſchäft zur Vollen⸗ 
dung zu bringen. Grundſätzlich ſteht nichts im Wege, 
daß der Pfleger und der andere Vertragsteil den be⸗ 
urkundenden Notar bevollmächtigen, einerſeits die 
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Bekanntmachung der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts für den Pfleger entgegenzunehmen und die 
Genehmigung in deſſen Namen dem anderen Vertrags- 
teile bekannt zu geben, andrerſeits die Mitteilung für 
den Vertragsgegner zu empfangen. Nur iſt der Notar 
durch die Vorſchrift des 8 171 Nr. 1 GG. gehindert, 
die Vollmacht auf ſich ſelbſt zu beurkunden (vgl. KGE. 
Bd. 38 A S. 190; OLG. Rechtſprechung Bd. 23 S. 380). 
Dieſes Bedenken beſteht jedoch hier nicht, weil die 
Urkunde vom 1. September 1915 keine Bevollmächti⸗ 
gung des Notars enthält. Der Notar behauptet auch 
ſelbſt nicht den Beſitz von Vollmachten in dem er⸗ 
wähnten Sinne, ſondern ſucht aus $ 15 GBO. die Be⸗ 
rechtigung für ſich abzuleiten, alles zum grundbuch⸗ 
amtlichen Vollzuge ſeiner Urkunde Nötige zu tun. 
Damit kann er jedoch nicht durchdringen. Nach § 15 
GBO. gilt der Notar, der die zu einer Eintragung 
im Grundbuch erforderliche Erklärung beurkundet oder 
beglaubigt hat, als ermächtigt, für einen Beteiligten 
eine Eintragung zu beantragen, die durch eine von 
ihm beurkundete Erklärung veranlaßt iſt. Aus dieſer 
Beſtimmung iſt eine vermutete Vollmacht des Notars 
zur formellen Erledigung des beurkundeten Rechts⸗ 
geſchäfts zu folgern, die den Notar auch zur Einlegung 
von Beſchwerde und weiterer Beſchwerde für einen 
Antragsberechtigten ermächtigt, wenn das Grundbuch⸗ 
amt die Eintragung ablehnt. Macht der Notar von 
dieſen Befugniſſen Gebrauch, ſo übt er ſein Amt aus. 
Der Notar dagegen, der im Auftrage des Pflegers 
die Genehmigungserklärung des Vormundſchaftsgerichts 
entgegennimmt, den anderen Vertragsteil von der 
Genehmigung verſtändigt und dieſe Mitteilung für 
den anderen Vertragsteil in deſſen Auftrag empfängt, 
handelt nicht in Ausübung ſeines Amtes, ſondern 
als Bevollmächtigter der Vertragſchließenden; denn 
nirgends iſt ihm die Abgabe von Erklärungen für die 
Beteiligten übertragen, von denen die Wirkſamkeit 
des von ihm beurkundeten Rechtsgeſchäfts abhängt. 
Der Notar muß ſich mithin nach dreifacher Richtung 
durch Vollmacht ausweiſen und kann außerdem nach 
8 181 BGB. die Mitteilung für den Pfleger an ſich 
ſelbſt als Vertreter des anderen Teiles mit Rechts⸗ 
wirkſamkeit nur machen, wenn ihm dies geſtattet iſt. 
Insbeſondere bedarf er auch zur Mitteilung der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung an den anderen 
Vertragsteil einer eigenen Vollmacht. Denn wenn der 
Pfleger zu einem ohne die vorgeſchriebene Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts abgeſchloſſenen Vers 
trage nachträglich die Genehmigung erhalten hat, ſo 
hängt es von ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen ab, ob 
er die Genehmigung durch deren Mitteilung an den 
anderen Vertragsteil dieſem gegenüber wirkſam machen 
will; bis zu dieſer Mitteilung bleibt der Vertrag in 
der Schwebe. Die Mitteilung der Genehmigung an 
den anderen Teil iſt demnach eine rechtsgeſchäſtliche 
Erklärung, durch die das beurkundete Rechtsgeſchäft 
erſt wirkſam wird (ObèLG. Bd. 3 S. 439). Der Ver⸗ 
trag kommt ſchließlich dadurch zuſtande, daß der Notar, 
nachdem ihm die Genehmigung des Vormundſchafts— 
gerichts zugegangen iſt, den von ihm beurkundeten 
Vertrag bei dem Grundbuchamt einreicht und hiedurch 
nach außen hin zu erkennen gibt, daß er für den 
anderen Vertragsteil von der ihm als Bevollmächtigten 
des Pflegers mitgeteilten Entſchließung des Vormund— 
ſchaftsgerichts Kenntnis genommen hat. Mit Unrecht 
erachtet der Notar unter Berufung auf die Aus— 
führungen von Weißler in der Zeitſchrift des deutſchen 
Notarvereins 1915 S. 113 ff. die von dem Beſchwerde— 
gericht verlangten Vollmachten für nicht erforderlich. 
Er hält wegen der ihm von den Beteiligten gegebenen 
Ermächtigung zur Erwirkung der vormundſchafts— 
gerichtlichen Genehmigung den Schluß für zuläſſig, 
daß er nach dem Willen der Vertragſchließenden für 
die Empfangnuhme der zum grundbuchamtlichen Voll— 
zuge des Vertrags notwendigen Erklärungen als Ver— 
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treter ſämtlicher Parteien und als deren gemeinſchaft⸗ 
licher Zuſtellungsbevollmächtigter anzuſehen iſt, und 
daß demnach die Erklärungen mit ihrem Eingange 
bei ihm als ſämtlichen Vertragſchließenden mitgeteilt 
zu gelten haben. Ob dem beizutreten iſt, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Folgt man dieſer Anſicht, ſo kann 
allerdings eine förmliche Bevollmächtigung des Notars 
durch die Beteiligten entbehrt werden und ſcheidet ſo⸗ 
mit die Frage aus, ob der Notar eine Vollmacht auf 
ſich zu beurkunden vermag. Trotzdem iſt der grund⸗ 
buchamtliche Vollzug nicht möglich. Denn durch die 
Vorlegung der Genehmigungserklärung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts kann (wie auch Weißler — S. 120 
— hervorhebt), nur die gemeinſchaftliche Vollmacht, 
nicht aber deren Ausführung, die Erklärung der Ge⸗ 
nehmigung gegenüber dem Pfleger und die Mitteilung 
an den anderen Vertragsteil erwieſen werden. Dieſer 
Nachweis in der von dem Geſetze (8 29 EBD.) vor⸗ 
eſchriebenen Form iſt aber zum grundbuchamtlichen 
ollzuge des Vertrags erforderlich. (Beſchluß des 
1. 35. vom 29. Oktober 1915, Reg. III Nr. 61/1915). 
3754 M. 


B. Straffachen. 
I. 


Uebertretungen der 33 77 bis 81 der Eiſenbahn⸗ 
Banu⸗ und Betriebserdunng vom 13. April 1905 Tönnen 
auch fahrläſſigerweiſe begangen werden. Umfang der 
Sorgfalt eines Fuhrwerkslenkers deim Ueberqueren eines 
Bahngeleiſes. Aus den Gründen: Der Wortlaut 
des $ 79 in Verbindung mit 8 82 der Eiſenbahn⸗Bau⸗ 
und Betriebsordnung vom 13. April 1905 gibt keinen 
Anhaltspunkt dafür, daß nur vorſätzliches Handeln 
gegen die Vorſchriften der 88 77— 81 unter Strafe 
geſtellt fein ſoll; die Vorſchrift des § 79 will Gefähr⸗ 
dungen des Eiſenbahnbetriebs hintanhalten; ſie iſt 
eine Verhütungsvorſchrift; derartige Gefährdungen 
werden in der Mehrzahl der Fälle durch Fahrläſſigkeit 
verurſacht; wollte man für die Strafbarkeit des Täters 
Vorſatz fordern, fo würde der Zweck dieſer Beſtim⸗ 
mung geradezu vereitelt; regelmäßig, wie bei Polizei⸗ 
übertretungen, muß auch hier (Art. 88 P StGB.) die 
Fahrläſſigkeit zur Begründung des Verſchuldens des 
Täters genügen. Der 8 79 Ziff. 1 EBD. geſtattet 
dem Publikum das Ueberſchreiten der Bahn an den 
Uebergängen nur ſolange, als dieſe nicht durch Schranken 
geſchloſſen ſind oder ſich nicht ein Zug nähert. Nach 
Ziff. 4 müſſen, wenn ſich ein Zug nähert, Fuhrwerke 
vor den Warnungstafeln und, wo ſolche fehlen, in 
angemeſſener Entfernung von der Bahn angehalten 
werden. Hiernach macht ſich ſtrafbar, wer bei An⸗ 
näherung eines Zuges die Bahn überſchreitet oder 
fein Fuhrwerk nicht anhält, obwohl er bei Aufwen⸗ 
dung der von ihm billiger⸗ oder vernünftigerweiſe zu 
fordernden Aufmerkſamkeit vor dem Paſſieren der 
Bahn die Annäherung des Zuges zu erkennen in der 
Lage iſt. Jeder Fuhrwerkslenker muß vor dem Ueber— 
queren eines (mit Schranken nicht verſehenen) Bahn⸗ 
geleiſes ſorgfältig nach beiden Seiten ſehen, ob das 
Geleiſe frei iſt und kein Zug naht, er muß damit 
rechnen, daß außer den fahrplanmäßigen Zügen Bes 
darfszüge, Leermaſchinen verkehren oder daß erſtere 
Verſpätung haben. Unterläßt er, ſich die Gewißheit 
zu verſchaffen, daß ein Zug ſich nähert und daß ſein 
Fuhrwerk dem Zuſammentreffen mit einem heran— 
nahenden Zuge nicht ausgeſetzt iſt, fo wendet er nicht 
das Maß von Aufmerkſamkeit auf, deſſen Beobachtung 
von ihm vernünftigerweiſe gefordert werden kann; 
er handelt fahrläſſig (StGB. $ 316). (Urteil vom. 
22. Juli 1915, Rev.⸗Reg. Nr. 166/15). Ed. 
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Die Eutſcheidung darüber, welcher Kaſſe nach 8 17 
Nahr Mitt. eine Geldſtrafe zufällt, ſteht den Gerichten 
nicht zu. Aus den Gründen: Es handelt ſich zwar 
um eine Frage der Strafvollitredung, fie entzieht ſich 
jedoch der ſtrafgerichtlichen Entſcheidung. Der Kreis 
der durch den § 494 StPO. der ſtrafgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung vorbehaltenen Fragen iſt durch die 88 490 
bis 493, auf die 8 494 verweiſt, abſchließend beſtimmt; 
er umfaßt den e Fall nicht, da es ſich in 
ihm nicht, wie in § 490 ff., um Entſcheidungen gegen⸗ 
über dem Verurteilten, um eine Ergänzung der Urteils⸗ 
formel (vgl. RG. Bd. 16 S. 142) oder dgl. handelt. Die 
Abführung einer Geldſtrafe an die nach § 17 des Ge⸗ 
ſetzes über den Verkehr mit Nahrungsmitteln berech⸗ 
tigten Kaſſen iſt Sache der Strafvollſtreckungsbehörde; 
die Entſcheidung darüber, welche Kaſſe die berechtigte 
ſei, ift Verwaltungsſache, wie auch der angeführte § 17 
eine Verwaltungsvorſchrift enthält (v. d. Pfordten, Geſ. 
betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln S. 42 Bem. 3 
und 4). Demgemäß iſt auch der Vollzug des 8 17 
durch die Entſchließung des Staatsminiſteriums des 
Innern vom 30. März 1895 Nr. 5654 geregelt und es 
iſt in dieſer Entſchließung auf die Bekanntmachung 
vom 24. September 1879, das Koſtenweſen betreffend 
(88 21 ff.) verwieſen worden (vgl. noch Juſt MBl. 1884 
S. 33 ff.). (Beſchluß vom 14. Oktober 1915, Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 444/1915). Ed. 

3737 
III. 


Eine Uebertretung des Bettelns kaun gegeben ſein, 
auch wenn der Beſchuldigte geringwertige Waren zum 
Kauf angeboten hat. Aus den Gründen: Der 
Angeklagte bezweckte mit dem Tragen des Täfelchens 
nicht nur — wie er jetzt behauptet —, daß ihm die 
Leute eher ſeine Anſichtskarten abkaufen und ihn nicht 
immer wegen ſeines körperlichen Zuſtands befragen; 
er betreibt vielmehr den Hauſierhandel mit Karten 
nur, um für fein Bettlergewerbe einen Deckmantel zu 
haben; es kam ihm nicht ſo ſehr auf den Abſatz von 
Poſtkarten an als auf die Erregung des Mitleids der 
Leute, die er durch ſein ganzes Gebaren, insbeſondere 
durch die umgehängte, auf feine Armut und Gebrech⸗ 
lichkeit hinweiſende Tafel, zur Verabreichung milder 
Gaben veranlaſſen wollte. Es iſt gleich, ob das An⸗ 
gehen fremder Perſonen ausdrücklich oder durch ſchlüſ⸗ 
ſige Handlungen mündlich oder ſchriftlich erfolgt, ſo⸗ 
ferne nur wie hier eine poſitive auf Verabfolgung 
einer Gabe gerichtete Tätigkeit entwickelt wird; ſchon 
in dem Anbieten geringwertiger Waren zum Kauf 
kann ein Bettel gefunden werden. (Urteil vom 2. Nov. 
1915, Reg.⸗Nr. 281/1915). Ed. 

3703 


Vücheranzeigen. 


Trendelenburg, Dr. Eruſt, Amtsrichter, Hilfsarbeiter im 
Reichs⸗Juſtizamt. Das Geſetz zur Einſchrän⸗ 
kung der Verfügungen über Miet⸗ und 
Pachtzins forderungen. Berlin, Verlag von 
Franz Vahlen. 108 S. Geb. Mk. 1.50. 


Das Geſetz vom 8. Juni 1915 hat von den ver⸗ 
ſchiedenen Forderungen, welche eine Geſundung des 
Realkredits erſtrebten, nur die nach einer Einſchränkung 
der Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforderungen 
erfüllt, nicht aber die weiteren Wünſche nach geſetz— 
geberiſchen Maßnahmen, namentlich nach einer Be— 
ſchränkung der Geltendmachung von Zinsrückſtänden 
vorgehender Hypotheken. Die Novelle iſt, gerade bei 
ihrem Beſtreben, an dem Aufbau des BGB., des ZV. 
und der KO. ſo wenig wie möglich zu ändern und ſich 
der Technik dieſes Geſetzes tunlichſt anzupaſſen, nicht 
jedem verſtändlich. Tr. verſucht darum, das Geſetz im 
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Zuſammenhang mit den Vorſchriften darzuſtellen, in 
deren Rahmen es gehört. 

Die Einleitung gibt einen wirtſchaftlich und recht⸗ 
lich intereſſanten Ueberblick über die Vorgeſchichte. 
Auf die Entſtehungsgeſchichte und eine Gegenüber⸗ 
ſtellung des alten und neuen Rechts folgt die Er⸗ 
läuterung des Geſetzes, die ſich im allgemeinen an die 
Ausführungen der Begründung anſchließt. Eine ein⸗ 
gehendere, wenn auch nicht erſchöpfende Darſtellung, 
findet die Zwangsverſteigerung des Miet⸗ oder Pacht⸗ 
grundſtücks; die Darſtellung nimmt zu Streitfragen 
nur inſoweit Stellung, als ſie für die Anwendung der 
Novelle Bedeutung haben. Ausführlich ſind ferner die 
Uebergangsvorſchriften behandelt, die ſchon jetzt zu 
Meinungsverſchiedenheiten Anlaß gegeben haben. Den 
Schluß bildet die jetzt in § 57 b 38G. vorgeſchriebene 


Belehrung des Mieters und Pächters. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Schweitzers Terminkalender I die Bayeriſchen Juriſten 
auf das Schaltjahr 1916. Herausgegeben von J. 
Schiedermair, K. Landgerichtsrat in München. 2 Teile. 
354 Seiten. München, Berlin und Leipzig 1915, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Mk. 3.20. 


Schweitzers bewährter, dem bayeriſchen Juriſten 
längſt unentbehrlich gewordener Terminkalender liegt 
jetzt im 53. Jahrgang vor. Der Herausgeber arbeitet 
unermüdet daran, ihn durch mancherlei Ergänzungen 
und Verbeſſerungen von Jahr zu Jahr ſtets voll⸗ 
kommener zu geſtalten; möge dementſprechend auch 
der Kreis der Benützer ſich mehr und mehr erweitern 
und vergrößern. F. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsverorduungen ſtrafrechtlichen Inhalts.“) 
Der Dezember bedeutet einen gewiſſen Stillſtand in 
der kriegswirtſchaftlichen Geſetzgebung des Bundesrats. 
Für die Strafrechtspflege ſind nur 5 Verordnungen 
von Intereſſe. 

Die VO. über den Verkehr mit Butter vom 
8. Dezember 1915 (RGBl. S. 807) ſucht auf doppeltem 
Wege der in einzelnen Bezirken beſtehenden Butter» 
knappheit durch ſachgemäße Verteilung der Buttervorräte 
zu ſteuern. Zur Ermöglichung eines Bedarfsausgleichs 
legt ſie den Unternehmern von Molkereien, die im 
Jahre 1914 mindeſtens 500 000 Liter Milch oder eine 
entſprechende Menge Rahm verarbeitet haben, die 
Pflicht auf, monatlich bis zu 15% der im Vormonat 
hergeſtellten Buttermenge der Zentral-Einkaufsgeſell- 
ſchaft m. b. H. in Berlin auf deren Verlangen zu über⸗ 
laſſen (§S 1). Demgemäß haben die genannten Unter 
nehmer am erſten Tage jedes Monats der Zentral- 
Einkaufsgeſellſchaft über die im Vormonat hergeſtellten 
Buttermengen, die vorhandenen Buttervorräte und die 
im laufenden Monat zu erfüllenden Lieferungspflichten 
Anzeige zu erſtatten und die auf Grund dieſer Anzeigen 
von der Zentral-⸗Einkaufsgeſellſchaft angeforderten 
Mengen nach ihrer Weiſung an die von ihr bezeichnete 
Stelle zu verſenden (8 2). Zuwiderhandlungen gegen 
dieſe Verpflichtungen find in § 13 unter Strafe geſtellt. 
Sodann ermächtigt die VO. in 88 die Gemeinden, 
den Verkehr und den Verbrauch von Butter in ihrem 
Bezirke zu regeln, insbeſondere zu beſtimmen, daß 
Butter gewerbsmäßig nur an Perſonen oder Unter— 
nehmer abgegeben werden darf, die ſich im Beſitze von 
Butterkarten befinden, und dieſe Regelung auf Butter— 
ſchmalz, Magarine, Kunſtſpeiſefett ſowie auf tieriſche 
und pflanzliche Oele und Fette aller Art auszudehnen. 
Zu ſolcher Regelung können die Gemeinden auch von 
den Landeszentralbehörden angehalten werden. Die 
gleichen Befugniſſe wie den Gemeinden ſtehen nach 


1) Letzter Bericht S. 390 des 11. Jahrgangs dieſer Zelitſchrift. 
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8 10 den Kommunalverbänden, Vereinigungen von 
Kommunalverbänden, Gemeinden und Gutsbezirken 
ſowie den Landeszentralbehörden zu. Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die auf Grund des 8 8 erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen und gegen die Anordnungen, welche die 
Landeszentralbehörden zur Ausführung der BO. ers 
laſſen, werden ebenfalls nach 8 13 beſtraft. In Bundes⸗ 
oaten, in denen eine allgemeine Regelung des Ver⸗ 
ehrs mit Butter beſteht oder eingeführt wird, kann 
die Landeszentralbehörde beſtimmen, daß an die Stelle 
der Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft die Landesverteilungs⸗ 
ſtelle tritt (8 12). Auch kann der Reichskanzler die der 
Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft eingeräumten Rechte auf 
eine andere Stelle übertragen ($ 14). 

Der Beſchränkung des Verbrauchs von Zucker, 

Milch, Fett und Eiern in gewerblichen Betrieben dienen 
zwei VO. vom 16. Dezember 1915, die VO. über die 
Herſtellung von Süßigkeiten und Schoko⸗ 
lade (RGBl. S. 821) und die BO. über die Be⸗ 
reitung von Kuchen (RGBl. S. 823). 
Nach der erſtgenannten BO. dürfen gewerbliche 
Betriebe, in denen Süßigkeiten (d. i. — ſ. §8 — Zucker⸗ 
waren jeder Art) hergeſtellt werden, im Jahre 1916 
zu Süßigkeiten nur noch die Hälfte der Zuckermenge 
verarbeiten, die ſie in der Zeit vom 1. Oktober 1914 
bis 30. September 1915 au verarbeitet haben (8 1 
Abſ. 1); ferner dürfen Milch und Sahne jeder Art 
ſowie Fett zur gewerbsmäßigen Herſtellung von Süßig⸗ 
keiten und Schokolade (d. i. — ſ. 8 3 — alle Zu 
bereitungen aus Kakaomaſſe und Zucker) nicht ver⸗ 
wendet werden ($ 2). Die Unternehmer der von dieſen 
Vorſchriften betroffenen Betriebe haben einen Abdruck 
der BO. in ihren Betriebsräumen auszuhängen (8 6). 
Auch ſind ſie ſowie die von ihnen beſtellten Betriebs⸗ 
leiter und Aufſichtsperſonen verpflichtet, den Beamten 
der Polizei und den von der zuſtändigen Behörde be⸗ 
auftragten Sachverſtändigen Auskunft über das Ver⸗ 
fahren bei Herſtellung ihrer Erzeugniſſe ſowie über 
die zur Verarbeitung gelangenden Stoffe zu erteilen 
(8 4). Die Sachverſtändigen find vorbehaltlich der 
dienſtlichen Berichterſtattung und der Anzeige von 
Geſetzwidrigkeiten verpflichtet, über die Einrichtungen 
und Geſchäftsverhältniſſe, die durch die Aufſicht zu 
ihrer Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten 
und ſich der Mitteilung und Verwertung der Geſchäfts⸗ 
und Betriebsgeheimniſſe zu enthalten ($ 5). Alle dieſe 
Vorſchriften ſowie die Beſtimmungen zur Ausführung 
der BO., die der Reichskanzler nach 81 Abſ. 2 und 
die Landeszentralbehörde nach 87 Abſ. 1 erlaſſen kann, 
find in 8 8 unter Strafſchutz geſtellt. 

Die BO. über die Bereitung von Kuchen geſtattet 
bei der Herſtellung von Kuchenteig, Tortenmaſſe und 
Makronen in gewerblichen Betrieben, insbeſondere in 
Bäckereien, Konditoreien, Keks⸗, Zwieback⸗ und Kuchen⸗ 
fabriken, in Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirtſchaften, 
Stadtküchen und Erfriſchungsräumen ſowie in Vereins⸗ 
räumen die Verwendung von Eiern und Eierkonſerven, 
Fett und Zucker nur nach Maßgabe des § 1 Abſ. 1 
und verbietet für die genannten Betriebe und Räume 
die Verwendung von Hefe, die Bereitung von Bad: 
waren in ſiedendem Fett oder unter Verwendung von 
Mohn, die Bereitung von Creme unter Verwendung 
von Eiweiß, Jett, Milch oder Sahne, ſowie die Be⸗ 
reitung von Baumkuchen und Fettſtreuſel, endlich das 
Ausbacken von Teigen und Maſſen, die außerhalb 
der genannten Betriebe und Räume hergeſtellt ſind. 
Die Unternehmer, die dieſen Vorſchriften unterliegen, 
haben einen Abdruck der VO. in ihren Verkaufs- und 
Betriebsräumen auszuhängen (§ 5). § 3 Abſ. 2 legt 
ihnen und den von ihnen beſtellten Betriebsleitern 
und Aufſichtsperſonen die Pflicht auf, den Beamten 
der Polizei und den von ihr beauftragten Sachver— 
ſtändigen Auskunft über das Verfahren bei Herſtellung 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
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ihrer Erzeugniſſe und über die zur Verarbeitung ge⸗ 
langenden Stoffe zu erteilen. Die Sachverſtändigen 
find wie nach der VO. über die Herſtellung von Süßig⸗ 
keiten und Schokolade zur Verſchwiegenheit verpflichtet 
8 4). Zuwiderhandlungen gegen alle dieſe Vorſchriften 
owie gegen die Beſtimmungen, welche die Landes⸗ 
zentralbehörden zur Ausführung der VO. ab 
und gegen weitergehende Anordnungen der Landes⸗ 
zentralbehörden zur Beſchränkung der Fett⸗, Eier⸗ und 
Zuckerverwendung find nach $ 8 ſtrafbar. 

Eine ſehr begrüßenswerte Anordnung zur Unter⸗ 
drückung unlauteren Geſchäftsgebarens trifft die 
BO. über Zeitungsanzeigen vom 16. Dezember 
1915 (RG Bl. S. 827). Darnach dürfen bei Vermeidung 
von Beſtrafung aus 8 2 Anzeigen, in denen Gegen⸗ 
ſtände des täglichen Bedarfs, insbeſondere Nahrungs⸗ 
und Futtermittel aller Art ſowie rohe Naturerzeugniſſe, 
Heiz» nnd Leuchtſtoffe, Düngemittel oder Gegenſtände 
des Kriegsbedarfs angeboten werden, und Anzeigen, 
in denen zur Abgabe von Angeboten über ſolche 
Gegenſtände N wird, in periodiſchen Druck⸗ 
ee nur mit Angabe des Namens oder der Firma 
owie der Wohnung oder Gejchäftsftelle des Anzeigenden 
abgedruckt werden. 

Eine Aenderung des Weingeſetzes bringt die VO. 
betr. die Zuckerungsſriſt für die Weine des 
Jahrgangs 1915 vom 22. Dezember 1915 (RGBl. 
S. 834), indem fie für die Weine des Jahrgangs 1915 
die im 8 3 Abſ. 2 Halbſatz 1 des Weingeſetzes vorge⸗ 
ſehene Zuckerungsfriſt bis zum 29. Februar 1916 
verlängert. 

Verhältnismäßig groß iſt die Zahl der im Dezember 
vom Reichskanzler auf Grund ſeiner Ermächtigung 
durch Bundesrats VO. erlaſſenen Bekanntmachungen. 
Durch ſie wurde die kriegswirtſchaftliche Geſetzgebung 
des Bundesrats in dieſem Monat nach verſchiedenen 
Richtungen ausgebaut. Die Strafrechtspflege berühren 
folgende Bekanntmachungen: 

1. Die Bek. über eine Beſtandsaufnahme von Kaffee, 
Tee und Kakao vom 29. November 1915 (RGBl. S. 791), 

2. die Bek. über die Regelung des Verkehrs 
mit ausländiſcher Butter vom 4. Dezember 1915 
(RGBl. S. 801), 

3. die Bek. über den Ausgleich der Preiſe für in⸗ 
ländiſche und ausländiſche Butter vom 13. Dezember 


1915 (RG Bl. S. 816), 


4. die Bek. über die Feſtſetzung von Preiſen für 
Gemüſe, Zwiebeln und Sauerkraut vom 4. Dezember 
1915 (RGBl. S. 803), 

5. die Bek. über die Feſtſetzung von Preiſen für 
Süßwaſſerfiſche vom 5. Dezember 1915 (RGBl. S. 804), 

6. die Bek. über die Preiſe von Marmeladen vom 
14. Dezember 1915 (RGBl. S. 817), 

7. die Bek. über die Feſtſetzung der Preiſe für 
Wild vom 30. Dezember 1915 (RGBl. S. 851), 

8. die Bek. über die Verwendung von Milch zur 
Herſtellung von Süßigkeiten und Schokolade vom 
29. Dezember 1915 (RGBl. S. 849), 

9. die Bek. vom 19. Dezember 1915 über die Aus⸗ 
dehnung der VO. über den Verkehr mit Kraftfutter⸗ 
mitteln vom 28. Juni 1915 auf weitere Futtermittel 
(RGBl. S. 831), 

10. die Bek. vom 1. Dezember 1915 wegen weiterer 
Freigabe von Branntwein zur Verſteuerung in den 
Monaten Oktober, November und Dezember 1915 
(RG Bl. S. 799), 

11. die Bek. vom 23. Dezember 1915 über die Frei⸗ 
gabe von Branntwein zur Verſteuerung im Januar, 
Februar und März 1916 (RGBl. S. 843). 
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Die Zuſtändigkeit der Schwurgerichte in 
Bayern zur Aburteilung von Preſſe⸗ 
Straftaten. 


on Dr. Joh. Bapt. Koch, Landgerichtsrat in Aſchaffen⸗ 
burg, zurzeit Kaiſerl. Deutſcher Bezirksrichter in Mazo⸗ 
wieck in Polen. 


Nach § 6 EG. GVG. bleiben die beſtehenden 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Zuſtändig⸗ 
keit der Schwurgerichte für die durch die Preſſe 
begangenen ſtrafbaren Handlungen unberührt. 

Zu einer Erweiterung der ſchwurgerichtlichen 
Zuſtändigkeit in Preſſeſachen iſt, da nur die be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften erhalten blieben, die Landes⸗ 
geſetzgebung nicht befugt (vgl. auch E. 27, 311). 
Eine Erweiterung des Umfanges der Zuſtändigkeit 
innerhalb der beſtehenden Zuſtändigkeitsgrenzen iſt 
aber, wie durch die Reichsgeſetzgebung, ſo auch 


durch die Landesgeſetzgebung möglich. Es können 


neue, materiell: ftrafrechtliche Vorſchriften geſchaffen 
werden, welche die dagegen verſtoßenden, durch die 
Preſſe begangenen ſtrafbaren Handlungen als ſolche 
Straftaten erſcheinen laſſen, die nach den landesgeſetz⸗ 
lichen Zuſtändigkeitsnormen vor die Schwurgerichte 
gehören. Beiſpiele derartiger neuer landesgeſetzlicher 
Vorſchriften, deren Verletzung durch die Preſſe die 
ſchwurgerichtliche Zuſtändigkeit begründen kann, ſind 
die in Art. 4 Nr. 1 und 2 des bayer. Geſ. über den 
Kriegszuſtand vom 5. November 1912 aufgeführten 
ſtrafbaren Handlungen oder die nach dem bayer. 
Lotteriegeſetz vom 11. Oktober 1912 ſtrafbaren 
Vergehen (vgl. auch Bay 3fR. 1912, 457). 

Die Zuſtändigkeitsnormen ſelbſt zu erweitern, 
ſteht der Landesgeſetzgebung aber nicht zu. 

Dagegen iſt ſie jederzeit befugt, dieſe Zu⸗ 
ſtändigkeit einzuſchraͤnken oder ganz aufzuheben. 

In Bayern beſtanden bei der Einführung des 
GWG. ſolche Vorſchriften und zwar in Art. 56 
Nr. 2 des Geſetzes vom 26. Dezember 1871, den 
Vollzug der Einführung des Strafgeſetzbuchs für 


das Deutſche Reich betr. und in Art. 1 des Ge⸗ 

ſetzes vom 25. Januar 1874, die Zuſtändigkeit der 

Gerichte in Strafſachen betr. Nach dieſen Ge⸗ 

ſetzesbeſtimmungen waren die Schwurgerichte zur 

Aburteilung der mittels eines Preßerzeugniſſes 

verübten Verbrechen und Vergehen mit Ausnahme 

der im Wege der Privatklage zu verfolgenden 

Beleidigungen zuſtändig. 

Dieſe Beſtimmungen wurden in Art. 35 AG. 
GVG. vom 23. Februar 1879 (GVBl. 273) mit 
einer Einſchränkung zuſammenfaſſend niedergelegt. 
Durch das Geſetz vom 21. Auguſt 1914 betr. Ab⸗ 
änderung des AG. GVG. (GVBl. 415) wurde 
die bisherige Zuſtändigkeit durch Beifügung der 
Nr. 4 des nachſtehend abgedruckten Art. 35 weiter 
eingeſchränkt. Die nunmehr geltenden Beſtim⸗ 
mungen lauten: 

„Die Schwurgerichte urteilen über die mittels 
eines Preßerzeugniſſes (§S 2 RG. vom 7. Mai 1874 
über die Preſſe) verübten Verbrechen und Vergehen 
mit Ausnahme 
1. der in den 88 18 und 28 RG. vom 7. Mai 

1874 über die Preſſe mit Strafe bedrohten 

Vergehen, 

2. der nach Art. 6 des Geſetzes zur Ausführung 
der Reichsſtrafprozeßordnung mit Strafe be⸗ 
drohten Vergehen, 

3. der nur auf Antrag zu verfolgenden Beleidi⸗ 
gungen, wenn entweder 8 185 StGB. für das 
Deutſche Reich maßgebend und keiner der in 
8 196 erwähnten Fälle gegeben iſt, oder wenn 
und ſolange die Verfolgung im Wege der 
Privatklage geſchieht, 

4. der im Reichsgeſetze gegen den unlauteren Wett⸗ 
bewerb vom 7. Juni 1909 und im Reichsgeſetze 
zum Schutze der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 mit Strafe bedrohten Vergehen.“ 
Auf Grund dieſer Geſetzesbeſtimmung und der 

allgemeinen reichsrechtlichen Vorſchriften ergibt ſich 

für die Zuſtändigkeit der bayeriſchen Schwurgerichte 
in Preſſeſachen im weſentlichen nachſtehendes: 
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A. 
Die örtliche Zuſtändigkeit. 

Die Schwurgerichte ſind, ſoweit ſie, wie in 
Bayern, nach Landesrecht zur Aburteilung von 
Preſſeſtraftaten zuſtändig ſind, nicht reichsgeſetzlich 
zugelaſſene Sondergerichte, ſondern gehören auch 
inſoweit zu den ordentlichen Gerichten (88 12, 79 
GVG.). Es finden deshalb gemäß 8 3 Abſ. 1 
EG. StPO. die Vorſchriften der StPO. auch auf 
alle Preſſeſtraſſachen Anwendung, welche ver⸗ 
möge der landesrechtlichen Sonderbeſtimmungen 
vor die Schwurgerichte gehören. Es gelten alſo 
hier insbeſondere auch die Vorſchriſten der StPO. 
über den Gerichtsſtand (88 7ff. StPO.) und es 
iſt durch die landesgeſetzlichen Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmungen keineswegs ein ausſchließlicher Ge⸗ 
richtsſtand für Preſſeſtraftaten begründet. 

Es kann ſich demzufolge nach den Beſtimmungen 
der StPO. die Zuſtändigkeit der bayeriſchen 
Schwurgerichte unter Umſtänden auch auf ſolche 
Preſſeſtraftaten erſtrecken. die außerhalb Bayerns 
begangen find. Da namlich die Sondervorſchriften 
des $ 7 Abſ. 2 StPO. über den Gerichtsſtand der 
Preſſe nur auf den Gerichtsſtand der begangenen 
Tat ſich beziehen und daneben die übrigen Ge⸗ 
richtsſtände unberührt bleiben, könnte eine Straf⸗ 
verfolgung und Aburteilung von im Deutſchen 
Reich außerhalb Bayerns begangenen Preßver⸗ 
brechen oder Preßvergehen vor einem bayeriſchen 
Schwurgericht z. B. nach Maßgabe des 8 8 StPO. 
erfolgen, wenn der Angeſchuldigte zur Zeit der 
Erhebung der Klage in Bayern ſeinen Wohnſitz 
uſw. hat. Ebenſo iſt es nach den Beſtimmungen 
der StPO. über den Gerichtsſtand des Zu: 
ſammenhangs möglich, daß ein bayerifches Schwur⸗ 
gericht mit einer in einem anderen deutſchen 
Bundesſtaate begangenen Preſſeſtraftat befaßt wird. 

Umgekehrt können auch außerbayeriſche Straf: 
kammern auf die gleiche Weiſe mit der Ab— 
urteilung ſolcher in Bayern begangener Preſſe⸗ 
verbrechen oder Preſſevergehen befaßt werden, die 
in Bayern der ſchwurgerichtlichen Zuſtaͤndigkeit 
unterſtehen. 


B. 
Die ſachliche Zuſtändigkeit. 

Der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit unter⸗ 
ſtehen in Bayern im allgemeinen die ſich als Ver— 
brechen oder als Vergehen darſtellenden Preſſe⸗ 
ſtraftaten. 

J. Begriff der Preſſeſtraftat. 

Preſſeſtraftaten (Preßdelikte) find Straf: 
taten, die durch Verbreitung ſolcher 
Druckſchriften begangen ſind, welche 
eine gegen ſtrafrechtliche Normen vers 
ſtoßende Gedankenäußerung enthalten. 

Zur näheren Erläuterung dieſer Begriffsbe— 
ſtimmung mag kurz ſolgendes ausgeführt ſein: 

1. Notwendig iſt eine Druckſchrift oder, 
wie Art. 35 AG. GVG. es ausdrückt, ein Prep: 


erzeugnis, ein Begriff, der in 8 2 PreßG. um⸗ 
ſchrieben iſt. 

Die Landesgeſetzgebung verweiſt hier ausdrück⸗ 
lich auf dieſe reichsrechtliche Geſetzesvorſchrift; es 
iſt demnach hier das Reichsrecht maßgebend und 
zwar, da jede Einſchränkung fehlt, ausſchließlich 
(vgl. hierzu Verh. der Kammer der Abg. 1878/79 
Beil. Bd. 5 S. 139). Es kann demzufolge zur 
Beſtimmung und Erläuterung des Begriffes „Preß⸗ 
erzeugnis“ i. S. des Art. 35 auf das frühere 
bayeriſche Recht (vgl. insbeſondere 8 9 des Preß⸗ 
edikts vom 4. Juni 1848) nicht zurückgegangen 
werden. 

Zu einigen, 25 der umfaſſenden Begriffs⸗ 
beſtimmung in $ 2 PreßG. aufgetretenen Streit⸗ 
fragen einige kurze Bemerkungen: 

Lichtbilder (Photographien) ſind Verviel⸗ 
fältigungen von „bildlichen Darſtellungen“ i. S. 
des $ 2 PreßGG. und fallen als ſolche nach der 
Art ihrer Herſtellung unter den Begriff der Druck⸗ 
ſchrift i. S. dieſer Geſetzesbeſtimmung (vgl. Begr. 
3. E. des PreßG.; E. 4, 362; 36, 14). Hierbei 
iſt es gleichgültig, ob das Lichtbild die Verviel⸗ 
fältigung einer ſchon vorhandenen bildlichen Dar⸗ 
ſtellung, einer vorhandenen Schrift uſw. darſtellt, 
oder ob es Aufnahmen von Perſonen oder Sachen 
nach der Natur bietet (vgl. pr. OVG. in DIZ. 
1902, 178). Die beſtrittene Frage, ob das Licht⸗ 
bild eine Gedankenäußerung enthalten muß, damit 
es unter die Beſtimmungen des Preßgeſetzes fällt, 
wird zwar an ſich zu verneinen fein (vgl. auch 
E. 36, 12), kommt aber hier nicht weiter in Be⸗ 
tracht, da für das Vorhandenſein einer Preſſe⸗ 
ſtraftat in jedem Fall eine in dem Preßerzeugnis 
enthaltene, gegen ſtrafrechtliche Normen verſtoßende 
Gedankenäußerung Vorausſetzung iſt (ſ. unten 
unter Nr. 2) und hiernach nur unter dieſer 


Vorausſetzung eine durch Verbreitung von Licht⸗ 


bildern begangene Preſſeſtraftat in Frage kommen 
kann. Würde alſo jemand z. B. unter Verletzung 
des Rechtes eines andern am eigenen Bilde 
Lichtbilder der Perſon des andern nach Ver⸗ 
vielfältigung verbreiten, jo wäre mit dieſem nach 
5 33 Nr. 2 des KunſtUrhRcGeſ. ſtrafbaren Ber: 
gehen nicht eine Preſſeſtraftat begangen; denn 
die Strafbarkeit iſt hier in der Tatſache der Ver⸗ 
breitung, nicht aber im Inhalte der Druckſchrift 
d. h. hier der Lichtbilder begründet. Eine Preſſe⸗ 
ſtraftat und damit die ſchwurgerichtliche Zuſtändig⸗ 


keit könnte hier aber z. B. allenfalls dann in Frage 
kommen, wenn die ſo verbreiteten Lichtbilder des 


andern zur Karrikatur verzerrt und damit be⸗ 
leidigend gemacht worden ſind. 

Zu beachten iſt übrigens, daß bei Lichtbildern 
ſtets beſonders zu prüfen iſt, ob fie „zur Ber: 
breitung beſtimmt“ ſind, da andernfalls, wenn 
die Vervielfältigung nur für den Privatgebrauch 
erfolgt, von einer Druckſchrift i. S. des Preß⸗ 


| gelebes nicht die Rede ſein kann. 


Außer den Lichtbildern fallen auch die mittels 
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Farbendrucks und Oeldrucks hergeſtellten Bilder 
unter den Begriff der Druckſchrift. 

Es iſt im übrigen, da das Geſetz alle durch 
mechaniſche oder chemiſche Mittel bewirkten Ver⸗ 
vielfältigungen von Schriften und bildlichen Dar⸗ 
ſtellungen in ſich begreift, für den Begriff Druck⸗ 
ſchrift gleichgültig, welcher körperliche Stoff der 
Träger dieſer Vervielfältigungen iſt; es kann hier 
Glas, Metall und dergl. in Frage kommen. 

Das bayer. Oberſte 1 hat in 1 
Entſcheidung vom 7. April 19 908 Bd. 8 S. 2 
die Frage berührt, ob die in $ 6 Abi. 2 De 
bezeichneten Arten von Druckſchriften auch unter 
86 EG. GVG. fallen und ob hiernach gemäß 
Art. 35 AG. GVG. für ſolche Preßerzeugniſſe die 
ſchwurgerichtliche Zuſtändigkeit in Frage kommen 
kann. Es führt unter Verweiſung auf die Ge⸗ 
1 aus: Die in 8 6 EG. GVG. vor: 
geſehene ausnahmsweiſe Behandlung von Preſſe⸗ 
ſtraftaten ſei nur im Intereſſe der Freiheit der 
Gedankenäußerung, mithin vornehmlich ſür ſolche 
Druckſchriften beabfichtigt geweſen, die eine Dar: 
legung von Gedanken auf dem Gebiete des öffent⸗ 
lichen Lebens, der Politik, der Religion oder der 
Wiſſenſchaft in Wort und Bild enthalten; es 
follten alſo für die Fälle, in denen die Ver⸗ 
breitung ſolcher Gedanken mittels eines Preß⸗ 
erzeugniſſes eine Gefährdung oder Verletzung der 
öffentlichen Intereſſen und damit einen Verſtoß 
gegen eine ſtrafgeſetzliche Beſtimmung bildet, die 
Schwurgerichte zuſtändig ſein; ob dies auch für 
Druckſchriften der in 8 6 Abſ. 2 Preß®. bezeich⸗ 
neten Art zutreffe, könne dahingeſtellt bleiben. 

Mit der hier gegebenen Begründung kann die 
geſtellte Frage nicht verneint werden. Ein all⸗ 
gemeines Intereſſe an der Freiheit der Gedanken⸗ 
aͤußerung iſt auch bei dem Inhalt von Druck⸗ 
ſchriften der in 8 6 Abſ. 2 Preß G. bezeichneten 
Art recht wohl denkbar, wenn auch der Geſetzgeber 
vornehmlich die genannten, näher bezeichneten Arten 
von Druckſchriften bei Schaffung der Vorſchrift 
im Auge gehabt haben mag. Abgeſehen davon 
ließe ſich aber eine Verneinung der Frage mit dem 
Wortlaut des Geſetzes nicht vereinbaren. 8 6 
EG. GVG. ſpricht nur von den durch die Preſſe 
begangenen ſtraſbaren Handlungen. Irgend eine 
Einſchränkung der gedachten Art enthält die Be⸗ 
ſtimmung nicht. Soweit Preſſeſtraftaten nach bis⸗ 
herigem Rechte der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit 
unterſtellt waren, können ſie dieſer Zuſtändigkeit 
unterſtellt bleiben. Bayern hat das bis zur Ein⸗ 
führung des GVG. hierüber geltende Landesrecht 
in Art. 35 kodifiziert. Es verweiſt in dieſem hin⸗ 
fichtlich des Begriffes „Preßerzeugnis“ auf 8 2 
Pre. Preßerzeugnis i. S. des § 2 find auch 
die in 8 6 Abſ. 2 PreßG. bezeichneten „Druck⸗ 
ſchriften“. Eine Ausnahme für ſie iſt auch im 
Landesrecht nicht aufgeſtellt. Enthalten ſie norm⸗ 
widrige Gedankenäußerungen, werden ſie verbreitet, 
und wird damit eine als Verbrechen oder Ver⸗ 


gehen ſich darſtellende Straftat begangen, ſo unter⸗ 
ſteht dieſe mit den in Art. 35 enthaltenen Ein⸗ 
ſchränkungen der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit. 
Zuzugeben iſt, daß bei der Art der in 8 6 Abſ. 2 
Preß G. bezeichneten Druckſchriften die Fälle, in 
denen ein mittels eines ſolchen Preßerzeugniſſes 
begangenes, der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit 
unterſtehendes Preßverbrechen oder Preßvergehen 
in Frage kommt, nicht haufig ſein werden. 

2. Die Druckſchrift muß eine gegen ſtraf⸗ 
rechtliche Normen verſtoßende Gedanken⸗ 
äußerung enthalten, es muß alſo der Inhalt 
der Druckſchrift den Tatbeſtand einer ſtrafbaren 
Handlung begründen. Der Inhalt des gedruckten 
Wortes muß den Tatbeſtand einer ſtrafbaren 
Handlung vollſtändig erſchöpfen. Es muß in der 
Druckſchrift eine Gedankenäußerung enthalten ſein, 
„mit deren Kundgebung nach außen hin ſich ohne 
weiteres ſämtliche Begriffsmerkmale eines im Straf⸗ 
geſetz vorgeſehenen Tatbeſtands erfüllen, wo alſo 
die einer Strafandrohung unterliegende Verfehlung 
ſchon mit dem Erſcheinen der Druckſchrift ihren 
Anfang oder ihr Ende nimmt (E. 36, 271; f. 
übrigens die einſchränkende Auffaſſung in E. 32, 
69; ferner unten bei Nr. 4). Der unbefugte 
Nachdruck als ſolcher z. B. kommt hier nicht in 
Frage, da bei ihm die ſtrafbare Handlung durch 
den Akt des Abdruckes, nicht durch den Inhalt 
der Druckſchrift begründet wird; er ſtellt deshalb 
als ſolcher eine Preſſeſtraftat nicht dar und eine 
ſchwurgerichtliche Zuſtändigkeit iſt für ihn hiernach 
nicht gegeben. Nur wenn die durch ſträfbaren 
Nachdruck hergeſtellte Druckſchrift in ſich ſelbſt eine 
gegen ſtrafrechtliche Normen verſtoßende Gedanken⸗ 
aͤußerung enthält, kann eine Preſſeſtraftat und 
damit die ſchwurgerichtliche Zuſtändigkeit in Frage 
kommen. 

Als ſtrafbare Handlungen kommen bier all» 
gemein diejenigen Handlungen in Frage, die im 
StGB. oder in anderen Reichsgeſetzen oder auch 
in Landesgeſetzen mit Strafe bedroht find; vor 
allem find hier z. B. zu nennen die Straftaten 
nach 88 85, 95, 97, 99, 102, 112, 130, 166, 
185, 186 StGB.; im beſonderen zählen berg 
auch diejenigen Straftaten, die erſt durch 
Prebgeleh ſelbſt nur für den Fall der Verübung 

durch die Preſſe für ſtrafbar erklärt find, ſoweit 
nicht die Ordnung, ſondern der Gegenſtand der 
un = anne iſt (88 15, 16, 
17 Preß G.). E. 9, 270. 

3. Für ſich 1 kann aber der Inhalt der 
Druckſchrift niemals die Strafbarkeit begründen. 
Die Drucklegung allein iſt immer nur Vorbe⸗ 
reitungshandlung für die Preſſeſtraftat und des⸗ 
halb als ſolche ſtraflos. Es muß ein Gebrauch⸗ 
machen von der Druckſchrift und zwar durch Ber: 
breitung oder Erſcheinen in der Oeffent— 
lichkeit hinzutreten (E. 5, 356; 35, 376). Hier⸗ 
bei mag bemerkt werden, daß an der Eigenſchaft 
der Straftat als einer Preſſeſtraftat und damit 
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an der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit der Um⸗ 
ſtand nichts ändert, daß die Tat von dem Täter 
zugleich auch auf andere Weiſe, z. B. durch münd⸗ 
liche Gedankenaͤußerung derſelben Art und des⸗ 
ſelben Inhalts, begangen wird. — Ueber den Be⸗ 
griff „Verbreitung“ ſ. unter Nr. 4. 

4. Weiter iſt erfordert, daß die Preſſeſtraſtat 
gerade durch die Verbreitung der Druckſchrift 
ſtrafbaren Inhalts begangen wurde. Die Straf: 
barkeit muß alſo ſchon mit der Tatſache der Ver⸗ 
breitung gegeben ſein. Es muß durch die Ver⸗ 
breitung der ganze Tatbeſtand der ſtrafbaren 
Handlung, die in dem Inhalt der Druckſchrift 
begründet iſt, vollendet werden. 

Zu den Preſſeſtraftaten zählen demnach nicht 
diejenigen ſtrafbaren Handlungen, welche zwar auf 
dem Wege der Verbreitung von Druckſchriſten 
eingeleitet wurden, deren Begehung dann aber erſt 
ſpäter und außerhalb der Preſſe erfolgte. 

Auch ſolche Straftaten gehören nicht hierher, 
bei denen der ſtrafrechtliche Tatbeſtand ſchon vor 
der Verbreitung der Druckſchrift vollendet iſt. 

In allen dieſen Fällen iſt zwar die Preſſe ein 
Mittel, um den beabſichtigten ſtrafrechtlichen Erfolg 
oder den erſtrebten wirlſchaſtlichen Erfolg einer Straf⸗ 
tat herbeizuführen, die Tat felbſt iſt aber nicht 
durch die Preſſe begangen, weshalb in all dieſen 
Fallen bei Verübung von Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen eine durch die Benützung der Preſſe be⸗ 
gründete Zuſtändigkeit des Schwurgerichts nicht 
gegeben iſt. Vgl. z. B. E. 33, 230: Erpreſſung 
nach Drohung in der Preſſe; ObL G. in Bay 3fR. 
1911. 344: Ankündigung in der Preſſe zum 
Zwecke des Anlockens von Perſonen zum Abſchluß 
betrügeriſcher Verträge; OLG. Hamm in DIZ. 
1909, 374: Angriffe in der Preſſe und hierdurch 
zugefügte Körperverletzung; E. 35, 44 und RG. 
in Seuff Bl. 73, 895: Benützen der Preſſe zur An: 
kündigung einer unbefugten Ausſpielung. 

Ein Vergehen des Betrugs kann alſo hiernach 
durch die Preſſe nicht begangen werden, da, auch 
wenn die Vorſpiegelung einer falſchen Tatſache 
mittels einer verbreiteten Druckſchrift erfolgte, der 
ſtrafrechtliche Tatbeſtand dieſes Vergehens erſt durch 
die eingetretene Vermögensbeſchädigung erfüllt iſt 
und dieſe Vollendung der Straftat erſt ſpäter und 
außerhalb der Preſſe erfolgt. Deutlich zeigt ſich 
dies bei einem Vergleich dieſes Vergehens mit 
einem Vergehen nach $ 88 Abſ. 3 BörſG., das 
dann gegeben iſt, wenn jemand in betrügeriſcher 
Abſicht wiſſentlich unrichtige Angaben in Proſpekten 
macht, durch welche die Zeichnung oder der An⸗ 
kauf oder Verkauf von Wertpapieren herbeigeführt 
werden ſoll. Hier iſt nicht erfordert, daß ein 
Schaden eingetreten iſt, damit der Tatbeſtand des 
Strafgeſetzes erfüllt iſt, die ſtrafbare Handlung iſt 
vielmehr ſchon mit der Verbreitung des die wiſſent— 
lich unwahren Angaben, alſo die an ſich norm: 
widrigen Gedankenäußerungen enthaltenden Pro: 
ſpektes gegeben. In dieſem Zeitpunkte iſt das 
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Vergehen nach § 88 Abſ. 3 Börſ . als Preſſe⸗ 
vergehen begangen, vollendet, für das in Bayern 
das Schwurgericht zuſtändig iſt. 

Von dieſem Standpunkt aus wird nun aller⸗ 
dings die begriffliche Möglichkeit nicht zu leugnen 
ſein, daß z. B. ein Vergehen des Betrugsverfuchs 
oder Erpreſſungsverſuchs mittels der Preſſe be⸗ 
gangen werden kann, denn der ſtrafrechtliche Tat⸗ 
beſtand ſolcher Straftaten muß mit der Ver⸗ 
breitung der eine betrügeriſche Vorſpiegelung oder 
eine erpreſſeriſche Drohung, alſo eine ſtrafrechts⸗ 
widrige Gedankenäußerung enthaltenden Druck⸗ 
ſchriſt bei den Beteiligten als vollendet angeſehen 
werden. Dies hätte zur Folge, daß in ſolchen 
Fällen beim verſuchten Betrug oder bei verſuchter 
Erpreſſung ein Preſſevergehen und damit die ſchwur⸗ 
gerichtliche Zuſtändigkeit gegeben wäre, wahrend 
beim vollendeten Betrug oder bei vollendeter Er⸗ 
preſſung kein Preſſevergehen vorläge und die Straf⸗ 
kammer oder das Schöffengericht zuſtändig wäre, 
ein Ergebnis, das nicht befriedigt. Man wird 
aber hier mit Galli (Stenglein, Nebengeſetze 
Vorbem. e zu 8 20 PreßGG.) ſich zu der Auf: 
faſſung bekennen müſſen, daß nach dem Sinn und 
dem Zwecke des Preßgeſetzes nur ſolche Straftaten 
als Preſſeſtraftaten zu erachten ſind und in Frage 
kommen, die mittels der Druckſchrift „begangen“ 
d. h. vollendet werden können. 

Zum Begriff der Verbreitung wäre hier 
noch zu bemerken, daß dieſer eine Tätigkeit ver⸗ 
langt, durch welche die Druckſchrift einem größeren, 
wenn auch nach Zahl und Individualität genau 
beſtimmten Perſonenkreis zugänglich gemacht wird 
(Rip. 9, 491; E. 36, 331). Wird z. B. zur 
Fertigung eines anonymen beleidigenden Briefes, 
der nur für den Adreſſaten beſtimmt iſt, die Buch⸗ 
druckerpreſſe benützt und der Brief dem Adreſſaten 
zugeſandt, ſo liegt eine Preſſeſtraftat nicht vor, 
weil eine Verbreitung nicht gegeben iſt, es kann 
alſo die ſchwurgerichtliche Zuſtändigkeit hier nicht 
in Frage kommen. Ueber die Vorausſetzungen, 
unter denen auch in der Hingabe eines Exemplares 
einer Druckſchrift an eine einzige Perſon eine Ver⸗ 
N, erblickt werden kann, vgl. Rip. 3, 570; 

‚49. | 

Als durch Verbreitung begangen und deshalb 
als Preſſeſtraftaten können, wie ſchon oben be⸗ 
merkt, auch alle diejenigen Straftaten nicht erachtet 
werden, welche vor der Verbreitung der Druck⸗ 
ſchrift ſchon vollendet ſind. Die nachfolgende Ver⸗ 
breitung macht ſie nicht zu Preſſeſtraftaten. Macht 
ſich alſo z. B. ein Fabrikant durch Aufdruck, Ein⸗ 
atzen uſw. eines entſprechenden Vermerkes in feine 
Waren eines Vergehens der Patentberühmung nach 
840 Nr. 1 PatG. ſchuldig, jo erſcheint dieſe Straf: 
tat, auch wenn die ſo hergeſtellten Gegenſtände 
als Druckſchriften zu erachten find, doch trotz her: 
nach erfolgender Verbreitung nicht als Preſſeſtraf— 
tat. Denn $ 40 Nr. 1 PatG. ſtraft nur das Ver⸗ 
ſehen von Gegenſtänden mit einer ſolchen Bezeich⸗ 
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nung, die in der Abſicht begangen wird, ſie in 
Verkehr zu bringen. Daß ſie aber dann auch in 
Verkehr gebracht werden, iſt nicht erfordert (vgl. 
Ebermayer in Stenglein, Nebengeſ. Anm. 3 zu 
8 40 Pat.; a. M. Iſah). Das Vergehen iſt 
mit dem Anbringen der Bezeichnung vollendet, 
die Verbreitung gehört nicht mehr zum Tatbeſtand 
der Straftat. Es kann hiernach in ſolchem Fall 
auch von einer ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit 
nicht die Rede ſein. Siehe auch für ähnlich ge⸗ 
lagerte Fälle nach 88 14 und 15 Warenzeichen G. 
E. 40, 270 und Ob“ G. 8, 262 und die in der 
Begründung von dieſen Entſcheidungen etwas ab⸗ 
weichende Entſcheidung in E. 42, 90, die zu dem⸗ 
ſelben Ergebnis mit der Begründung gelangt, daß 
zur Begehung einer Preſſeſtraftat die Verbreitung 
von Druckſchriften als ſolche erfordert iſt. 


II. 


Von dieſen unter I. begrifflich dargeſtellten Preſſe⸗ 
ſtraftaten unterſtehen in Bayern nur die Verbrechen 
und Vergehen der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit. 

Die durch die Preſſe begangenen Ueber⸗ 
tretungen gehören auch in Bayern gemäß 8 27 
Nr. 1 GVG. zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte. 
Bei der Schwerfälligkeit und Koſtſpieligkeit des 
ſchwurgerichtlichen Verfahrens verſteht ſich dieſe aus 
Art. 35 zu entnehmende, dem früheren bayeriſchen 
Recht entſprechende Ausnahme von ſelbſt. Zu den 
Uebertretungen i. S. des früheren bayeriſchen Preß⸗ 
geſetzes gehörten auch die in 88 18 und 28 Reichs⸗ 
PreßG. aufgeführten Vergehen, die aus dieſem 
Grunde in Art. 35 ausdrücklich von der ſchwur⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeit ausgenommen wurden. 
Daß das Schwurgericht aus dem Geſichtspunkte 
des Zuſammenhangs mit der Aburteilung von 
Preſſe⸗Uebertretungen befaßt werden kann, iſt felbſt⸗ 
verſtändlich; wegen der Vorſchrift in $ 208 StPO. 
wird aber dieſer Fall wohl nicht häufig eintreten. 

(Schluß folgt). 


die Erſtattung der Anwaltsgebühren. 
Von Dr. Haus Stölzle, Rechtsanwalt in Kempten (Allgäu). 


Unſere Prozeßordnungen haben den Grundſatz 
aufgeſtellt, daß der Unterliegende die Prozeßkoſten 
zu tragen habe, ausgehend von dem Grundſatz, 
daß, wer recht bekommt, keinen vermögensrecht⸗ 
lichen Schaden haben ſoll. Dieſen Schaden ſoll 
der Unterliegende tragen. (S8 91 3 8O., 497, 
503 StPO.). 

Dieſen Grundſatz hat die Gerichtsentlaſtungs⸗ 
novelle vom 9. September 1915 in zwei Fällen 
durchbrochen: In Sachen mit einem Streitwert 
unter 50 M und in Privatklageſachen find die 
Anwaltsgebühren nur dann zu erſtatten, wenn 
die Beiziehung des Anwaltes zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung notwendig war. Ich will im 


folgenden unterſuchen: Iſt die Durchbrechung 
des Grundſatzes überhaupt gerechtfertigt und welche 
Wirkungen hat dieſe Durchbrechung in der Praxis 
für den Anwalt? 
I. Kapitel. 
Die Durchbrechung iſt ungerechtſertigt. 
I. In Zivilſachen. 

1. Es iſt rechtlich ohne jede Bedeutung, ob eine 
Sache mit 49 M oder eine Sache mit 100 M 
Gegenſtand des Rechtsſtreites iſt. Die rechtlichen 
Schwierigkeiten können bei beiden Sachen genau 
die gleichen ſein. Es kann im Gegenteil eine 
Sache mit 49 M weſentlich ſchwieriger ſein wie 
eine ſolche mit 100 M. Beiſpiel: Ein Bauer klagt 
49 M Kuhkaufpreisreſt ein. Der Beklagte bringt 
die Einrede der Wandelung. Es entwickelt ſich 
der ſchwierigſte Viehgewährſchaftsprozeß. Derſelbe 
Bauer klagt 100 M Darlehen ein. Der Fall iſt 
tatſächlich und rechtlich vollſtändig glatt. Es iſt 
nun gar kein Grund einzuſehen, warum in dem 
einen Falle die Anwaltskoſten erſtattet werden 
müſſen, in dem anderen Falle dagegen nicht. 

2. Die Durchbrechung des Grundſatzes wirkt 
auch, wie Kaufmann JW. 1915 S. 1238 zu⸗ 
treffend ausführt, antiſozial. Das Dienſt⸗ 
mädchen, das ſeinen rückſtändigen Lohn gegen 
eine reiche Herrſchaft einklagt, welche ungerecht⸗ 
fertigt verſchiedene Abzüge machen will, der Knecht, 
der ſeinen ſauer verdienten Lohn nur im Prozeß⸗ 
wege gegen ſeinen Arbeitgeber erſtreiten kann, ſie 
nehmen keinen Anwalt, wenn ſie befürchten müſſen, 
ihn ſelbſt bezahlen zu müſſen. Die Herrſchaft, 
der Arbeitgeber, die gehen nicht zu Gericht, ihnen 
iſt die Sache viel zu kleinlich, ſie laſſen ſich durch 
einen Anwalt vertreten. Daß eine durch einen 
Anwalt vertretene Partei der anderen, die keinen 
Rechtsbeiſtand hat, rechtlich überlegen iſt, bedarf 
wohl keiner Ausführung. Nehmen ſich aber das 
Dienſtmädchen, der Knecht, einen Anwalt, dann 
laufen ſie Gefahr, daß ſie ihren Anwalt ſelbſt 
bezahlen müſſen. Es treffen alſo unter Umſtänden 
auch hier Anwaltskoſten wirtſchaftlich ſchwache Kräfte. 

Wir haben alſo die Folge, daß der wirtſchaft⸗ 
lich Schwache rechtlich und tatſaͤchlich bei Gericht 
ſchwächer geſtellt iſt, als der wirtſchaftlich Kräftige. 
Das darf unter gar keinen Umſtaͤnden der Fall fein. 

3. Die Durchbrechung des Grundſatzes iſt auch 
unwirtſchaftlich. f 

Der beſchaftigte Handwerker, der Beſitzer eines 
umfangreichen kaufmaͤnniſchen Geſchäftes, der Ar⸗ 
beiter, das Dienſtmädchen, ſie alle haben meiſt 
nicht die Zeit, in einer Sache mit einem Streit⸗ 
wert von unter 50 M ſtundenlang bei Gericht zu 
warten, bis ihre Sache daran kommt. Der Kauf⸗ 
mann ſagt ſich mit Recht, daß es für ihn und 
ſeine Angeſtellten eine übel angewendete Zeit ſei, 
ſtundenlang untätig bei Gericht zu ſitzen, ſie ver⸗ 
ſäumen während dieſer Zeit unter Umſtänden die 
wichtigſten Geſchäfte. Da iſt es eigentlich doch 
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ſelbſtverſtändlich, daß ſie das Recht haben müſſen, 
einen Anwalt zu nehmen, und daß ſie dieſen nicht ſelbſt 
zahlen müſſen, ſondern der unterliegende Gegner. 

4. Die Durchbrechung bedeutet aber auch für 
das Gericht eine größere Arbeitslaſt. 

a) Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, daß die Leute, 
wenn ſie ihre Anwaltskoſten nicht erſetzt bekommen, 
ihre Sachen ſelbſt vertreten. Jeder Zivilrichter 
aber weiß, wie lange die Sachen dauern, welche 
die Parteien, welche nicht durch Anwälte vertreten 
find, ſelbſt führen. Es wird alles mögliche vor: 
gebracht, was nicht zur Sache gehört und die 
Zivilſitzungen dauern länger als ſonſt. 

b) Die Erſtattungsfähigkeit der Koſten wird 
vom Gerichtsſchreiber ausgeſprochen. Dagegen 
kommen die Erinnerungen an den Amtsrichter, 
gegen deſſen ablehnenden Beſchluß Beſchwerde an 
das Landgericht, wenn die Beſchwerdeſumme ge⸗ 
geben iſt. Welche Zweifelsfragen bereits in dieſen 
Koſtengeſchichten aufgetaucht ſind, darüber leſe man 
den Aufſatz von Striemer JW. 1915 S. 1157ff. 
und eine ganze Reihe von anderen Aufjägen nach. 
Es iſt eine wenig erfreuliche Erſcheinung, daß bei 
einer Verordnung, welche doch möͤglichſte Verein⸗ 
fachung und Entlaſtung bringen ſoll, ſo viele 
Zweifel überhaupt möglich find. Iſt nicht alles 
das eine Mehrung der Arbeit? Verſchiedene 
Zivilrichter haben mir denn auch in der Tat er⸗ 
klärt, daß die Gerichtsentlaſtungsnovelle nicht etwa 
Entlaſtung, ſondern Mehrarbeit gebracht habe. 

5. Daß die ganze Frage der Koſtenerſtattungs⸗ 
fähigkeit neue Reibungsflächen zwiſchen Richter 
und Anwalt ſchafft, hat Kaufmann in JW. 
S. 1238 zutreffend ausgeführt. 

Ich kann dazu ein Beiſpiel aus der Praxis, 
ein tatſächliches Vorkommnis, mitteilen: Ein Amts: 
gericht ließ die beiden durch Anwälte vertretenen 
Parteien durch die Gendarmerie darüber auf⸗ 
klären, daß nach der Gerichtsentlaſtungsnovelle 
die Anwaltskoſten Privatklaͤger und Widerkläger 
ſelbſt treffen, da ſie in der Lage ſeien, die Klage 
ſelbſt zu ſtellen und ihre Intereſſen im Ver⸗ 
fahren ſelbſt zu wahren. Der Gendarm berichtete, 
daß die Parteien ſobald als möglich auf den 8 19 
der BR VO. hingewieſen werden. Die Belehrung 
durch die Gendarmerie erfolgte dann auch. 

Alſo Aufklärung der durch Anwälte 
vertretenen Parteien durch die Ben: 
darmerie! Eine Kritik würde im gegebenen Falle 
nur abſchwächend wirken. Das Vertrauen zum 
Anwalt wird durch ſolche Maßnahmen vollſtändig 
untergraben. 

II. In Privatklageſachen. 

Die unter I. angeführten Gründe treffen zum 
Teil auch für das Privatklageverfahren zu. Es 
iſt aber weiter zu erwägen: 

1. Der Privatkläger, der ſich die Beleidigung 
nicht gefallen laßt, muß unter Umſtänden ſeine 
eigenen Anwaltskoſten bezahlen, weil das Gericht 


der Anficht iſt, daß der Privatkläger zur Ver⸗ 
tretung ſeiner Sache keinen Anwalt gebraucht 
hätte. Es beſteht nun aber nicht der mindeſte 
Grund, den Beleidiger zu ſchonen; denn er iſt ja 
ſchuldig, er darf bloß das Schimpfen ſein laſſen, 
dann braucht er keine Koſten zu bezahlen. Die 
Koſtenpflicht des Privatklägers wirkt geradezu als 
eine Prämie auf das Schimpfen! 

2. Wer das Volk kennt, der weiß, daß es 
ganz unmöglich iſt, einem Privatkläger begreiflich 
zu machen, daß er verpflichtet ſein ſoll, ſich be⸗ 
leidigen zu laſſen und dazu noch Anwaltskoſten 
zu tragen. Dieſe Verpflichtung verletzt 
außerordentlich ſchwer das Rechtsbewußt⸗ 
ſein des Volkes. Im Volke heißt es dann: 
Der Beleidiger muß nicht ſo unrecht gehabt haben; 
denn ſonſt müßte nicht der Beleidigte auch Koſten 
bezahlen. | 

3. Dieſe mögliche Koſtenpflicht des Privat- 
klaͤgers führt aber auch dazu, daß mancher jagt: 
Ich bin nicht gewandt genug, ohne Anwalt will 
ich überhaupt nicht zu Gericht gehen, da ſtelle 
ich wegen der mir zugefügten Beleidigung lieber 
keine Privatklage, ich laſſe mich lieber beleidigen 
nach dem Grundſatze: Ich will lieber Unrecht 
leiden, als Unrecht tun. Daß dieſer Grundſatz 
den Beleidiger noch frecher macht, daß er in 
ſeinem geſetzwidrigen Tun beſtärkt wird, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Ebenſo aber auch, daß die Mit⸗ 
menſchen ſagen: Der Beleidiger muß doch nicht 
unrecht haben; denn ſonſt hätte ſich der andere 
die Beleidigung nicht gefallen laſſen. 

4. Andere wiederum ſind nicht ſo duldſam, 
wie der vorgenannte Beleidigte. Die ſagen ein⸗ 
fach: Wenn ich zu den groben Beleidigungen noch 
Koſten bezahlen ſoll, dann hole ich mir meine 
Sühne ſelbſt: Ich erwidere die Beleidigung mög⸗ 
lichſt kräftig oder ich haue meinem Gegner ein 
paar herunter. Dazu brauche ich keinen Anwalt, 
aber auch kein Gericht. 

Ich habe das bereits in meinem Aufſfſatz: 
„Gerichtsentlaſtungsnovelle und Einkommensver⸗ 
hältniſſe der Anwälte“ in JW. vom 1. Dezember 
1915 S. 1405 ausgeführt. Ich finde eine wert⸗ 
volle Beſtätigung meiner Anſicht im „Recht“ vom 
10. Dezember 1915 S. 626, wonach der geheime 
Hofrat Profeſſor Dr. Richard Schmidt in Leipzig 
in einem in der juriſtiſchen Geſellſchaft in Leipzig 
gehaltenen Vortrag ausgeführt hat, daß die Be⸗ 
ſchränkung der Koſtenerſtattungspflicht in Privat⸗ 
klageſachen den Nachteil hat, daß viele Beleidigte 
von der Erhebung der Privatklage Abſtand nehmen 
und ſich Genugtuung auf dem Wege des Holz: 
Komments verſchaffen werden. 

5. Die wegfallenden Privatklagen werden reich 
lich ausgeglichen durch Offizialanklagen wegen ge⸗ 
fährlicher und ſchwerer Körperverletzung, wie der 
vorerwähnte Schriftſteller vollſtaͤndig zutreffend 
ausführt. 
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II. Kapitel. 
Wirkungen für den Auwaltsſtand. 

Die Nichterſtattungsfähigkeit der Anwalts⸗ 
gebühren hat für den Anwaltsſtand die Folge, 
daß das rechtſuchende Publikum künſt⸗ 
lich von ihm abgedrängt wird. Es ent: 
gehen dem Anwalte Prozeßgebühren, das Ein⸗ 
kommen des Anwaltes finkt. 

Ich verweiſe, um Geſagtes nicht wiederholen 
zu müſſen, auf meine Ausführungen in JW. 
S. 1403 ff. Hier will ich noch folgendes be⸗ 
merken: 

1. Man kann vielfach den Einwand hören: 
Es kann für den Anwalt doch nichts ausmachen, 
ob er die geringen Gebühren bei Sachen mit 
einem Streitwert von unter 50 M hat oder nicht. 
Darauf iſt zu ſagen, daß die Lage der Anwalt⸗ 
ſchaft, insbeſondere der amtsgerichtlichen Anwalt⸗ 
ſchaft derart ſchlecht iſt, daß der Anwalt nicht in 
der Lage iſt, auch nur auf die geringſten Ge⸗ 
bühren zu verzichten. 

2. Es kommt aber folgendes dazu und ich 
habe das in meiner eigenen Praxis ſchon wieder⸗ 
holt erfahren: Ein langjähriger Mandant bringt 
eine Sache mit 200 M und eine mit 45 M. 
Bezüglich der Sache mit 45 M kläre ich den 
Mandanten über die Möglichkeit der Nicht⸗ 
erſtattung der Anwaltskoſten auf. Selbſt mag 
der Mandant dieſe Koſten nicht tragen, er über⸗ 
trägt deshalb dieſe Sache nicht. Da er aber 
ſich doch nicht getraut, die Sache ſelbſt zu machen, 
geht er zum Winkeladvokaten. Iſt er aber ein⸗ 
mal bei dieſem, dann iſt er für den Anwalt ver⸗ 
loren. Denn wenn der Winkeladvokat die Sache 
mit 45 M beſorgen kann, dann kann er auch die 
mit 200 M beſorgen, der Winkeladvokat iſt an⸗ 
geblich doch auch billiger als der Anwalt! 

Es blüht dann der Weizen der Winkeladvokaten 
noch mehr, als das bisher ſchon der Fall war. 

Es wird aber auch folgendes kommen: 

Der Mandant überträgt dem Anwalt die 
beiden Sachen mit 45 M und 200 M. Bei den 
45 M wird vom Gericht die Erſtattungsfähigkeit 
der Anwaltskoſten verneint. Um nun den guten 
Mandanten nicht zu verlieren, verzichtet der An: 
walt lieber auf ſeine Gebühren. Es iſt das ehren⸗ 
gerichtlich ſtrafbar, aber daß das gemacht wird, 
liegt nahe; denn gerade der kleine Anwalt muß ſich 
ſeine Exiſtenz erhalten. 

3. Das Sinken des Anwaltseinkommens führt 
zu einer Vermehrung der Prozeſſe. Der An: 
walt muß leben und er wird dann Prozeſſe 
führen und zu Prozeſſen raten, die er ſonſt, d. h. 
wenn er wirtſchaftlich kräftiger wäre, nicht geführt 
hätte, der Anwalt wird feiner vor⸗ 
nehmſten Aufgabe, Prozeſſe zu ver: 
hüten, entfremdet. 

4. Sit der Anwalt wirtſchaftlich nicht kräftig. 
dann verliert er gegenüber der Partei die abſolut 
notwendige Unabhängigkeit, er tut alles, was die 


Partei will, um ſie ja in der Kanzlei zu halten, 
es entſcheidet für ihn der Parteiwille, mag er 
gut oder ſchlecht ſein, der Anwalt ſinkt zum 
Diener der Partei herunter und das iſt 
das Schlimmſte, was dem Anwalt und der 
Rechtspflege paſſieren kann. 

Leider ſchwindet in der gegenwärtigen Zeit 
die Erkenntnis, die unſeren Altoorderen als oberſter 
Grundſatz gegolten hat: Dem Rechte dienen 
kann nur ein wirtſchaftlich kräftiger, 
der Partei gegenüber vollſtändig un⸗ 
abhängiger Anwaltsſtand. a 


III. Kapitel. 
Schlußfolgerung. 

Ich komme zu dem Schluß: | 

1. Die Durchbrechung des Grundſatzes, daß 
der unterliegende Teil auch die Anwaltskoſten zu 
tragen habe, iſt weder für das Zivilprozeßverfahren, 
noch für das Privatklageverfahren gerechtfertigt. 

2. Die Durchbrechung des Grundſatzes gefährdet 
die wirtſchaftliche Stellung und die Unabhängig⸗ 
keit des Anwaltsſtandes. 

3. Aus dieſen Gründen iſt $ 19 der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 9. September 1915 ſo raſch 
wie möglich wieder aufzuheben.“) 


Kleine Mitteilungen. 


Iſt 3 172 ZPO. zwingendes Recht? Die VI. K. 
f. HS. des LG. 1 Berlin hat laut LZ. 1915, 1686 
eine bedenkliche Entſcheidung erlaſſen. Die Zuſtellung 
an den Generalbevollmächtigten eines Heeresange⸗ 
hörigen (Unteroffiziers oder Gemeinen) ſoll un⸗ 
wirkſam ſein, weil der Kompagniechef Einblick er⸗ 
halten ſolle in die außerdienſtlichen Verhältniſſe 
ſeiner Untergebenen. Aus dieſer Anſicht würde 
folgen, daß auch Zuſtellungen an Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte unwirkſam wären. Auch von dieſen er⸗ 
halten die militäriſchen Vorgeſetzten keine Kenntnis. 
Die verſchloſſen für Mannſchaften eingehenden Briefe 
zu leſen halten ſich die Vorgeſetzten meiſt nicht für 
berechtigt, nie für verpflichtet. Die Intereſſen der 
Mannſchaften erfordern aber, daß ſie die Möglichkeit 
haben, für ſie beſtimmte Zuſtellungen an eine Ver⸗ 
trauensperſon gelangen zu laſſen; Prozeßvollmacht 
können ſie erſt erteilen, wenn die Sache anhängig iſt. 
Oft werden die zu Hauſe Gebliebenen über das Streit⸗ 
verhältnis beſſer unterrichtet ſein als der Soldat. 
Die Frage der Zuläſſigkeit der Zuſtellung an das 
Perſonal von Rechtsanwälten hat kürzlich der Bundes⸗ 
rat im gleichen Sinn entſchieden.) — Die an 
gleicher Stelle unter 2 abgedruckte Entſcheidung der 
BR. IV desſelben Gerichts verdient den Vorzug. Die 
Frage iſt nicht ohne Bedeutung für den Frieden. 

1) Wir werden über die für die Gegenwart wie 
für unſere künftige Rechtsentwicklung gleich wichtige 
Frage in der nächſten Nummer einen Aufſatz bringen, 
der zu anderen Ergebniſſen kommt wie die obigen 
Ausführungen. (Anm. des Herausgebers). 

) S. unter „Geſetzgebung und Verwaltung” S. 51 
dieſer Nummer. 
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Jemand, der feine Wohnung z. B. anläßlich einer 
Sommerreiſe auf längere Zeit verläßt, hat kein 
Mittel zu verhindern, daß Zuſtellungen für ihn auf 
dem Amtsgericht oder der Poſt niedergelegt werden, 
obwohl er einen Generalbevollmächtigten hat. Es 
kann ſich um abgekürzte Einlaſſungsfriſten handeln; 
er muß alſo dafür ſorgen, daß täglich an der Türe 
ſeiner Wohnung nach Anſchlägen über Zuſtellungen 
geſucht wird, und läuft auch dann noch Gefahr, daß 
jemand ſie abgeriſſen hat. Sollte nicht durch eine 
neue Beſtimmung die Möglichkeit eröffnet werden, 
durch Angabe eines Zuſtellungsbevollmächtigten auf 
dem Amtsgericht die Wirkſamkeit ſolcher — einer 
Ueberrumpelung ähnlich ſehenden — Zuſtellungen 
auszuſchlie ßen? Bei kurzer Einlaſſungsfriſt iſt auch 
der Soldat in der Garniſon oft kaum in der Lage das 
Nötige vorzukehren; der Kompagniechef kann ihm 
vielleicht das Schriftſtück nicht ſofort aushändigen, weil 
der Adreſſat 24 Stunden auf Wache iſt. Das iſt auch 
im Frieden möglich. Wenn ſämtliche Gerichtsvollzieher 
und die Poſt von ſolchen Anordnungen zeitweilig Ab⸗ 
weſender in Kenntnis geſetzt würden, würden dadurch 
die Zuſtellungen eher erleichtert als erſchwert. Bei der 
demnächſtigen Durchſicht der ZPO. ſollte dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt beachtet werden. 
Vechtsanwalt A. von Harder in Mannheim. 


Das Vorzug recht der Nückſtände des 3 28 der 
Neiczs verſicherungs ordnung im NKonkurſe nach 3 61 
Rr. 1 RO. Zu der Auslegung des 8 61 Nr. 1 KO. 
hinſichtlich der Berechnung des Zeitraumes, für den 
von den Trägern der Reichsverſicherung das Vor⸗ 
zugsrecht für die Rückſtände begehrt werden kann, liegen 
zwei neue Urteile vor, deren Gründe nachſtehend zum 
Abdruck kommen. 

Aus der Entſcheidung des Amtsgerichts: 

„8 61 Nr. 1 KO. gibt den dort aufgeführten „für 
das letzte Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens 
rückſtändigen“ Forderungen des Per ſonals des Gemein⸗ 
ſchuldners aus feinen Dienftverträgen ein Vorzugs⸗ 
recht. Nun iſt es allerdings richtig, daß aus den 
Worten „für das letzte Jahr“ zu ſchließen iſt, daß 
861 Nr. 1 nur die Forderungen meint, von deren 
Erträgniſſen das Perſonal während des letzten Jahres 
leben ſollte. Die an die Berufsgenoſſenſchaft zu 
zahlenden Beiträge ſtehen aber nicht in einer ſolchen 
zeitlichen Beziehung. Hier beſtimmt die Zeit nicht, 
wie bei den Anſprüchen des Dienſtperſonals den Um⸗ 
fang der Leiftungen d. h. die Höhe der Beiträge. 
Denn erſt nach Schluß des Geſchäftsjahres ſtellt die 
Genoſſenſchaft die Summe der von ihr an die Ver⸗ 
ſicherten durch die Poſtbehörde gemachten Leiſtungen 
und damit die Geſamtſumme der von ihren Mit⸗ 
gliedern aufzubringenden Beiträge feſt. Erſt durch 
die Umlegung dieſes letzteren Betrages erwirbt ſie 
dann Forderungen gegen die einzelnen Mitglieder. 
Man kann alſo nicht ſagen, daß die aufzubringenden 
Beiträge ſich auf die einzelnen Teile des Jahres ver- 
teilen. Es laſſen ſich nicht wie bei Dienſtverträgen 
Einzelforderungen für einzelne Monate uſw. unter⸗ 
ſcheiden, es bandelt ſich vielmehr um eine einheitliche 
erſt durch Umlegung entſtandene Forderung. Man 
darf alſo „für das letzte Jahr“ jedenfalls nicht ſo 
auslegen, wie es für die in 8 61 Nr. 1 KO. aufge⸗ 
ſührten Dienſtvertragsforderungen zweifellos zu ges 
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ſchehen hat, ſo daß etwa das Vorzugsrecht nur den 
Teil des nach Abſchluß des Geſchäftsjahres von der 
Genoſſenſchaft verlangten Beitragszuſchuſſes umfaßt, 
der dem in das letzte Jahr vor der Konkurseröffnung 
fallenden Teil des Geſchäftsjahres entſpricht. 

Eine ſolche wörtliche Auslegung des Ausdruckes 
„für das letzte Jahr“ ließe ſich auch bei den Beiträgen 
der Berufsgenoſſenſchaſt praktiſch gar nicht durch⸗ 
führen; denn da die Zahl der Unfälle und der ſonſtigen 
Veranlaſſungen für die Ausgaben der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft ſich nicht regelmäßig auf das Jahr verteilt, ſo 
kann man auch nicht die Beiträge der Mitglieder für 
das letzte Geſchäſtsjahr den Teilen dieſes Jahres ent⸗ 
ſprechend zerlegen. Auf den vorliegenden Fall an⸗ 
gewandt heißt das: man kann nicht ſagen, daß der 
klagenden Genoſſenſchaft für die Zeit vom 1. Januar 
bis 31. März 1915 eine Forderung von 100 und für 
die Zeit vom 31. März bis 31. Dezember eine ſolche 
von 300 M zuſteht. Die Klägerin hat vielmehr für 
das Geſchäftsjahr eine einheitliche Forderung von 
400 M 


Da demnach die Forderung „für das letzte Jahr“ 
bei Beitragsforderungen einer Berufsgenoſſenſchaft 
ſchlechthin keinen Sinn hat, ſo iſt der Klägerin darin 
beizupflichten, daß alle Rückſtände berufsgenoſſenſchaft⸗ 
licher Beiträge das Vorzugsrecht des 8 61 Nr. 1 ge⸗ 
nießen. Für dieſes Ergebnis ſpricht auch 8 28 III 
RVO., wo ſchlechtweg gejagt wird, daß Rückſtände 
das Vorzugsrecht der genannten Beſtimmung haben.“ 

Die gegen dieſes Urteil eingelegte Berufung iſt 
vom LG. mit folgender Begründung zurückgewieſen 
worden. 

„Den Ausführungen des Vorderrichters kann 
nur beigepflichtet werden. Seine Anſicht, daß der 
Anſpruch der Klägerin ein einheitlicher iſt, findet auch 
noch eine Stütze in 8 664 RVO., nach welcher im 
Falle eines Wechſels des Betriebsunternehmens der 
ſrühere Unternehmer bis zum Ablauf des Geſchäfts⸗ 
jahres ſür die Beiträge haftet. In 8 40 der Satzung 
der Genoſſenſchaft iſt allerdings von einem anteiligen 
Betrag des letzten für den Betrieb entrichteten Jahres⸗ 
beitrags die Rede, aber nicht etwa unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Zahlung ſondern der Sicherheitsleiſtung. 
Die Rechte des 8 664 RVO. bleiben durch 8 40 der 
Satzung unberührt. Erfahrungsgemäß ſind in den 
verſchiedenen Jahreszeiten die Unfälle verſchieden 
häufig. Auch deshalb entſpricht eine Verteilung der 
Beitragspflicht nur nach dem Maße der Zeit nicht 
der Billigkeit. 

Auch die Entſtehung des 8 28 III RVO. ſpricht 
für den Standpunkt des Vorderrichters. Bisher ge⸗ 
noſſen die Anſprüche der Berufsgenoſſenſchaften auf 
rückſtändige Beiträge nur das Vorrecht der Nr. 3 des 
8 61 KO. Für dieſes Vorrecht war durch die RGE. 
22, 139 anerkannt, daß es für die im letzten Jahre 
vor der Konkurseröffnung fällig gewordenen Beträge, 
nicht für die in dieſem Jahre entſtandenen gilt. Es 
iſt nicht anzunehmen, daß die Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung dieſen Vorzug der Beitragsrückſtände ein⸗ 
ſchränken wollte. Sie hat das Vorrecht vielmehr ver⸗ 
ſtärkt, indem ſie ihm die erſte Stelle des 8 61 anwies. 
An dem Umfang des Vorrechtes ſollte dadurch ſchwer⸗ 
lich etwas geändert werden, es hätte genügt, im 
8 28 III RVO. hinter dem Worte Rückſtände die 
Worte „aus dem letzten Jahre“ einzufügen, wenn die 
Rückſtände nur in dieſem beſchränkten Umfang hätten 
bevorrechtigt werden ſollen. Da im 8 28 Ill nur von 
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Rückſtänden die Rede ift, fo iſt der Schluß gerecht⸗ 
fertigt, daß ſie ohne Einſchränkung den Vorrang des 
8 61 Nr. 1 KO. einnehmen.“ 

Notar a. D. Dr. Scholly in Brückenau. 


Nachſchrift des Herausgebers. 8 168 
Satz 2 InvVeri®. beſtimmte: „Rückſtände haben das 
Vorzugsrecht des 8 61 Nr. 1 KO.“ In dem Kom⸗ 
mentar von Gebhard⸗Düttmann iſt hierzu unter 7 
bemerkt: „Es könnte zweifelhaft ſein, ob dieſes Vor⸗ 
recht wie für die übrigen unter Ziff. 1 fallenden For⸗ 
derungen ſo auch für die Rückſtände der Verſiche⸗ 
rungsanſtalten nur in Anſpruch genommen werden 
kann, ſoweit ſie aus dem letzten Jahre vor der Er⸗ 
öffnung des Verfahrens oder dem Ableben des Ge⸗ 
meinſchuldners ſtammen (ſo Boſſe und v. Woedtke 
8 137 Anm. 5, Landmann und Raſp 8 137 Anm. 4) 
oder für alle Rückſtände, welche noch beigetrieben 
werden können (Fuld 8 137 Anm. 5). Obwohl die Be⸗ 
rufung auf die RGE. vom 3. Januar 1889 (A. N. 
1889 S. 360), welche ſich auf das Vorrecht der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften bezieht, nicht ſtatihaft iſt, weil die 
UnfVerſGeſetze ausdrückliche Beſtimmungen überhaupt 
nicht enthalten, alſo lediglich die Vorſchrift des 8 61 
Nr. 3 KO. zur Anwendung kommen kann, ſo ſprechen 
doch überwiegende Gründe für die einſchränkende 
Auslegung des 8168 in dem Sinn, daß die Rück⸗ 
ſtände der Verſicherungsanſtalten denen der übrigen 
unter 8 61 Nr. 1 KO. fallenden Gläubiger in jeder 
Beziehung gleichſtehen, alſo, ſoweit ſie nicht aus dem 
letzten Jahre ſtammen, ohne Vorrecht mit allen 
übrigen Konkursforderungen zu berückſichtigen find.“ 
In eben dieſem Sinne dürfte auch die mit 8 168 
Satz 2 Inv Vers. gleichlautende Beſtimmung in 8 28 
Abſ. 3 RVO. auszulegen fein, entgegen der in den 
vorſtehend mitgeteilten Urteilen vertretenen Anſicht, 
daß das Vorzugsrecht keiner zeitlichen Beſchränkung 
unterliege; bei den Beitragsforderungen der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften wird das Vorrecht hienach nicht allen 
Rückſtänden ſchlechthin zukommen, ſondern nur For⸗ 
derungen, die im letzten Jahre vor der Eröffnung 
des Verfahrens oder dem Ableben des Gemein⸗ 
ſchuldners fällig geworden ſind. E. 


Druckfehlerberichtigung. Auf S. 30 dieſes Jahr⸗ 
gangs iſt auf Zeile 26 der Mitteilung „Zur Anwen⸗ 
dung des 5 19 Ziff. 1 BVO. vom 9. September 1915“ 
ſtatt: „durch Verweigerung der Nichterftattung....“ 
zu leſen: „durch Androhung der Nichterſtattung ..“. 


Ans der Kechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Ein Streit zwiſchen dem Konkursverwalter und dem 
augsverwalter über die Zubehöreigenſchaft beweglicher 
achen iſt nicht im Wege des 8 766 ZBO. ſondern im 
Rechtsweg auszutragen. Der Kläger iſt der Verwalter 
in dem über das Vermögen des Apothekers B. eröffneten 
Konkursverfahren. Der Gemeinſchuldner betrieb auf 
einem ee eine Apotheke. Nach Eröffnung des 
Konkursverfahrens wurde auf Antrag zweier Hypothek— 
gläubiger die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung über das Grundſtück eingeleitet. Der Be⸗ 
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Hagte wurde zum Zwangsverwalter beſtellt. Der 
Kläger ließ den Betrieb der Apotheke fortführen. Der 
Beklagte forderte den Kläger auf, ſich jeder Heraus⸗ 
nahme der Apothekeneinrichtung, Geräte uſw. zu ent⸗ 
halten; das Grundſtück ſei als Apotheke eingerichtet 
und er, Beklagter, müſſe daher ſämtliches Apotheken⸗ 
zubehör in Anſpruch nehmen. Darauf erhob der 
Kläger Klage mit dem Antrag, feſtzuſtellen, daß der 
Beklagte als Zwangsverwalter des Grundſtücks des 
Gemeinſchuldners nicht berechtigt ſei, ihm, dem Kläger, 
zu unterſagen, die Einrichtung der im Grundſtücke 
befindlichen Apotheke aus dem Grundſtück zu ent⸗ 
fernen. Der Beklagte erhob u. a. den Einwand, der 
Klageweg ſei überhaupt nicht gegeben, weil es ſich um 
einen Zuſtändigkeitsſtreit zwiſchen den beiden Ver⸗ 
waltern hinſichtlich der Verfügung über Sachen handle, 
die demſelben Schuldner gehörten, und dieſer Streit im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren auszutragen ſei. Der 
Berufungsrichter ſchloß ſich dieſem Einwand an. Die 
Reviſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Nach 81 Abſ. 1 KO. um⸗ 
faßt das Konkursverfahren das geſamte, einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterliegende Vermögen des Gemein⸗ 
ſchuldners, welches ihm zur Zeit der Eröffnung des 
ie gehört. Die zum Betrieb einer Apotheke 
unentbehrlichen Geräte, Gefäße und Waren ſind nach 

811 Nr. 9 ZPO. der Pfändung nicht unterworfen. 

edoch iſt gemäß 8 1 Abſ. 2 KO. dieſe Beſchränkung im 

onkursverfahren nicht anwendbar. Daher fielen die 
Einrichtungen der Apotheke des Gemeinſchuldners, 
auch ſoweit fie Gegenſtände des 5811 Nr 9 ZPO. waren, 
in die Konkursmaſſe, und dem klagenden Konkursver⸗ 
walter ſtand gemäß 8 6 KO. an Stelle des Gemein⸗ 
ſchuldners die Verfügung darüber zu. Gleiches galt 
zunächſt auch von dem dem Gemeinſchuldner gehörigen 
Grundſtück. Der Konkursverwalter hätte das Grund⸗ 
ſtück freihändig veräußern, auch gemäß 8 126 KO. die 
Zwangsverwaltung und die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks nach 88 172 ff. ZVG. betreiben können. 
Dies hat er nicht getan. Vielmehr iſt auf Antrag 
zweier Hypothekgläubiger die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung eingeleitet worden. Dieſe 
Gläubiger machten damit wegen ihrer Hypotheken ihr 
Recht auf abgeſonderte Befriedigung geltend (§ 47 KO.). 
Die abgeſonderte Befriedigung aber erfolgt gemäß 84 
Abſ. 2 KO. unabhängig vom Konkursverfahren. Die 
Parteien ſtreiten darüber, ob die fraglichen Einrich⸗ 
tungsgegenſtände Zubehör des Grundſtücks des Ge⸗ 
meinſchuldners find oder nicht. Nach § 865 Abſ. 1 3PO. 
umfaßt die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen auch die Gegenſtände, auf welche ſich bei 
Grundſtücken die Hypothek erſtreckt, und nach 8 1120 
BGB. erſtreckt ſich die Hypothek auch auf das Zubehör 
des Grundſtücks. Wären die Einrichtungsgegenſtände 
Zubehör des Grundſtücks, ſo würden danach auch ſie 
von der von den beiden Hypothekengläubigern zwecks 
ihrer abgeſonderten Befriedigung außerhalb des Kon⸗ 
kursverfahrens betriebenen Zwangsvollſtreckung um⸗ 
faßt werden. Ferner beſteht zwiſchen der vom Kon⸗ 
kursverwalter und der von einem Abſonderungs⸗ 
berechtigten beantragten Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung der Unterſchied, daß im erſteren 
Falle gemäß 8 173 ZVG. der Beſchluß, durch den das 
Verfahren angeordnet wird, nicht als Beſchlagnahme 
gilt und daher der Konkursverwalter bis zur Ver⸗ 
ſteigerung auch über Zubehörſtücke verfügen kann, fo» 
weit nicht die Rechte der Hypothekengläubiger der 
Verfügung ein Maß ſetzen (vgl. 88 1134, 1135 BGB.). 
In dem zweiten Falle dagegen gilt nach SS 20, 23, 146, 
148 3G. der Beſchluß, durch den die Zwangsver— 
ſteigerung oder die Zwangsverwaltung angeordnet 
wird, zugunſten des betreibenden Gläubigers als Be— 
ſchlagnahme des Grundſtücks und der Gegenſtände, 
auf die ſich bei einem Grundſtücke die Hypothek er— 
ſtreckt, alſo nach § 1120 BGB. auch des Zubehörs. 


46 geitfchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 3. 


Wenn in dem letzteren Falle nur die Zwangsver⸗ 
ſteigerung angeordnet iſt, bleibt dem Konkursverwalter 
an Stelle des Gemeinſchuldners noch die Verwaltun 
und Benutzung des Grundſtücks gemäß 8 24 38. 
innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft. Wenn aber die Zwangsverwaltung angeordnet 
iſt, wird ihm gemäß 8 148 Abſ. 2 38G. die Verwaltung 
und Benutzung des Grundſtücks entzogen. Im Falle 
abgeſonderter Befriedigung aus einem Grundſtück 
5 auch dieſes und die Gegenſtände, auf die ſich 
ie Hypothek erſtreckt, alſo auch das Zubehör, aus 
der Konkursmaſſe aus und bilden eine Sondermaſſe, 
ſoweit es fi) um die Befriedigung der nach 8 47 KO. 
Abſonderungsberechtigten handelt; nur ein Ueberſchuß 
gebührt den Konkursgläubigern. Der Konkursver⸗ 
walter aber iſt um der Oeffentlichkeit willen aufgeſtellt 
und hat für die Durchführung des Konkurszweckes 
nicht bloß das Wohl des Gemeinſchuldners, ſondern 
auch das der Konkursgläubiger wahrzunehmen. Er 
darf daher für die Konkursgläubiger auch zur Geltung 
bringen, daß Gegenſtände, die als von der Beſchlag⸗ 
nahme umfaßt und zur abgeſonderten Befriedigung 
dienend beanſprucht werden, nicht der abgeſonderten 
Befriedigung unterliegen, insbeſondere alſo auch, daß 
ſie nicht Zubehör ſind und deshalb ſich die Hypothek 
auf ſie nicht erſtreckt. Hierbei handelt es ſich nicht um 
die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung i. S. des 
8 766 ZPO., ſondern um die Feſtſtellung, daß das Recht 
auf abgeſonderte Befriedigung die Gegenſtände nicht 
umfaßt, dieſe vielmehr gemäß 8 3 KO. zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Befriedigung der Konkursglaͤubiger dienen. 
Mithin wird die Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines 
Rechtsverhältniſſes begehrt und deshalb iſt eine Klage 
auf dieſe Feſtſtellung gemäß 8256 ZPO. zuläſſig. 
Allerdings iſt hier der Antrag des Konkursverwalters 
auf die Anerkennung gerichtet, daß ihm die alleinige 
Verfügung über die Apotheken ⸗ Einrichtung zuſtehe. 
Aber beim Zuſammenhalt mit der Begründung, die 
Einrichtung ſei nicht Zubehör des Grundſtücks, iſt der 
Antrag doch dahin zu deuten, daß die Feſtſtellung 
begehrt wird: die Einrichtung gehöre nicht zu der der 
e unterliegenden, zur abgeſonderten 
Befriedigung der Abſonderungsberechtigten dienenden 
Immobiliarmaſſe, ſondern zu der Konkursmaſſe. Es 
fragt ſich daher nur, gegen wen eine ſolche Klage zu 
richten iſt. Im Falle der Zwangsverſteigerung wird 
die Klage des Konkursverwalters allerdings gegen den 
die e e betreibenden abſonderungs⸗ 
berechtigten Gläubiger zu richten ſein, da er die 
Gegenſtände für die abgeſonderte Befriedigung bean⸗ 
ſprucht. Es mag auch ſein, daß im Falle der Zwangs⸗ 
verwaltung die Feſtſtellungsklage ebenfalls gegen den 
betreibenden Gläubiger zu erheben iſt, wenn der Ab⸗ 
ſonderungsberechtigte gegenüber dem Konkursverwalter 
geltend gemacht hat, die Gegenſtände würden von der 
zu feinen Gunſten wirkenden Beſchlagnahme mitumfaßt 
und es würde ſein Recht auf abgeſonderte Befriedi⸗ 
gung beeinträchtigt werden, falls die Gegenſtände zu der 
Konkursmaſſe gezogen würden. Im übrigen aber iſt im 
Falle der Zwangsverwaltung der Zwangsverwalter 
der rechte Beklagte wenigſtens dann, wenn er dem 
Konkursverwalter gegenüber den Standpunkt vertreten 
hat, daß die Gegenſtände zur Zwangsverwaltungsmaſſe 
gehörten. Der Zwangsverwalter iſt nicht Vollſtreckungs⸗ 
organ, wie etwa der Gerichtsvollzieher. Er wird zwar vom 
Vollſtreckungsgericht zur Durchführung der Zwangs— 
verwaltung beſtellt, und es hat ihn nach 8 153 ZVG. 
mit der erforderlichen allgemeinen Anweiſung für die 
Verwaltung zu verſehen. Er übt aber die ihm zu⸗ 
gewieſene Tätigkeit ſelbſtändig aus. Dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht ſteht nur die Aufſicht über die Geſchäftsführung 
zu, namentlich nach der Richtung, daß er nicht pflicht— 
widrige Maßnahmen trifft, und die Gläubiger können 


der Zwangsverwalter aber nicht nur das Recht und 
die Pflicht, alle Handlungen vorzunehmen, die er⸗ 
forderlich ſind, um das Grundſtück in ſeinem wirt⸗ 
ſchaftlichen Beſtande zu erhalten und ordnungsmäßig 
zu benutzen, ſondern er hat auch Anſprüche geltend 
zu machen, auf welche ſich die Beſchlagnahme erſtreckt. 
Daraus iſt zu folgern, daß er auch ſelbſtändig darüber 
zu entſcheiden hat, ob er Gegenſtände als von der 
Beſchlagnahme ergriffen zur Zwangsverwaltungsmaſſe 
ziehen will oder nicht, und daß deshalb im Streitfalle 
mit ihm die Frage auszumachen iſt, ob ein gewiſſer 
Gegenſtand zur Zwangs verwaltungsmaſſe gehört oder 
ob dies nicht der Fall iſt. Hier iſt daher der beklagte 
Zwangsverwalter der rechte Beklagte. (Urteil des 
V. ZS. vom 7. Juli 1915, V 111/15). 
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Beſugniſſe deb Borffands einer Ortskrankenkaſſe. 
Die Satzungsbeſtimmungen einer ſolchen Kalle find irre⸗ 
viſible Rechtsnormen. Aus den Gäͤänden: Für die 
Befugnis des Vorſtandes der beklagten Ortskranken⸗ 
kaſſe zum Abſchluß des A mit dem klagenden 
Arzte maßgebend find die 88 23 und 35 KrankVerſc. 
vom 15. Juni 1883 in der Faſſung des Geſetzes vom 
10. April 1892. Nach 8 23 ſoll das Kaſſenſtatut den 
Umfang der Befugniſſe des Vorſtandes beſtimmen; 
der 8 35 regelt die Vertretungsmacht des Vorſtandes, 
ohne ihn für den Abſchluß von Verträgen an das Er⸗ 
fordernis einer Genehmigung der Aufſichtsbehörde zu 
binden. Dem 8 23 des Geſetzes gemäß trifft das bis 
1. Januar 1914 in Geltung geweſene Statut der Be⸗ 
klagten Beſtimmungen über den Umfang der Bors 
ſtandsbefugniſſe, und zwar im 8 46 dahin, daß die 
Verträge mit den Aerzten der Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde bedürfen. Auf Grund der Ermächtigung 
des Geſetzes konnte die Satzung auch Bet der Ver⸗ 
tretungsmacht des Vorſtandes auch Beſtimmungen 
treffen, die lediglich das innere Verhältnis zwiſchen 
Aufſichtsbehörde und Kaſſe regeln ſollen. Daß dies 
zutrifft bei der Beſtimmung im 8 46, nimmt das BG. 
an. Die Satzungen der Ortskrankenkaſſe als einer 
öffentlichrechtlichen Körperſchaft ſind eine Norm des 
objektiven Rechts. Das RG. hat in zahlreichen Ent⸗ 
ſcheidungen den Satzungen öffentlichrechtlicher, auf ge⸗ 
ſetzlicher Grundlage beruhender Körperſchaften dieſe 
Eigenſchaft zugeſprochen (vgl. RG. 78, 19 und III 
528/12: Krankenkaſſen verband, III 383/12: öffentl. 
Penſionsanſtalt, III 461/12: Landwirtſchaftskammer, 
III 438/12: landſchaftliche Bank, III 56/13: Pro⸗ 
vinzialfeuerſozietät). Bei dem beſchränkten Geltungs⸗ 
gebiet der Satzung der beklagten Kaſſe kann auf eine 
Verletzung der Satzung durch unrichtige Anwendung 
und Auslegung die Reviſion nicht geſtützt werden. 
Steht aber unangreifbar feſt, daß der etwaige Mangel 
der Genehmigung des Vertrags durch die Aufſichts⸗ 
behörde ohne Bedeutung für deſſen Gültigkeit und 
Rechtswirkſamkeit iſt, ſo braucht weder darauf ein⸗ 
gegangen zu werden, ob etwa der Vorſtand unter der 
Herrſchaft der RVO. und der neuen Satzungen den 
Vertrag genehmigen oder beſtätigen konnte und ge⸗ 
nehmigt oder beſtätigt hat, noch darauf, ob eine die 
Gültigkeit des Vertrages von der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde abhängig machende Satzungsbeſtim⸗ 
mung nach dem Geſetze überhaupt zuläſſig geweſen 
ein würde ... (Urt. des III. ZS. vom 3. Dezember 
1915, III 170/15). 
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Kaſtellauvertrag. Nichtigkeit einer Kantinenpach⸗ 
tung wegen Verſtoßes gegen §§ 33, 147 Nr. 1 Gew. 
Aus den Gründen: Der zwiſchen den Parteien 


nur in dieſer Hinſicht beim Vollſtreckungsgericht vor— | geſchloſſene Vertrag wird vom BI. mit Recht als 


ſtellig werden, haben jedoch ſonſt keinen Einfluß auf Pachtvertrag bezeichnet. 


Der Kl. hat ſich verpflichtet, 
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die in der Kantine gebrauchten Getränke und ſonſtigen 
Waren von dem Bekl. zu beſtimmt vereinbarten Preiſen 
zu beziehen, die die Einkaufspreiſe des Bekl. über⸗ 
ſtiegen. Er veräußerte ſie ſodann auf eigene Rech⸗ 
nung, ohne bei der Preisbemeſſung an vereinbarte 
Sätze gebunden zu ſein. Er war demnach nicht An⸗ 
geſtellter, ſondern Pächter: der Bekl. erhielt den Be⸗ 
trag, um den die zwiſchen ihnen vereinbarten Preiſe 
ſeine Einkaufspreiſe überſtiegen, als Vergütung für 
den überlaſſenen Gebrauch. Mit dieſer Anſicht iſt 
auch die Behauptung des Bekl. vereinbar, daß er an 
dem Riſiko des Geſchäftsbetriebes des Klägers teilge⸗ 
nommen habe. Da er als Pachtzins nur den Auf⸗ 
ſchlag auf die Einkaufspreiſe erhielt, hing die Höhe 
des Pachtzinſes von dem Umſatz in der Kantine ab. 
Das BG. hat nen auch zutreffend dieſen Pachtver⸗ 
trag auf Grund des 8 13L.BGB. in Verbindung mit 
88 33, 147 Nr. 1 GewO. für nichtig erklärt. Nach 5 
ner einwandfreien Feſtſtellung ging der Inhalt des 
Vertrages dahin, der Kl. ſolle, obwohl er die Kantine 
auf eigene Rechnung betreiben ſollte, nicht um die 
Schankwirtſchaftserlaubnis für ſich nachſuchen, ſon⸗ 
dern die des Bekl. benutzen und nur als Büffetier, 
als Stellvertreter des Bekl., bei der Polizeibehörde 
angemeldet werden. Der Inhalt des Vertrags ver⸗ 
ſtieß demnach gegen die erwähnten Beſtimmungen der 
GewO. und war deshalb nach der feſtſtehenden RG.⸗ 
Rechtſpr. (63, 145; 67, 325; 84, 305; Gruch. 50, 919, 
921; Warn. 08 Nr. 371; 09 Nr. 443; JW. 12, 456) 
nichtig. Dabei iſt es auch ohne Belang, ob die Po⸗ 
lizeibehörde nach Empfang der Anzeige über die Stell⸗ 
vertretung Ermittlungen darüber angeſtellt hat, ob 
eine e oder e a Far in Frage 
komme, und ob fie in genauer Kenntnis des vorlie⸗ 
genden Vertrages eine ſolche verneint und eine Wirt⸗ 
ſchaftserlaubnis für den Kl. nicht für erforderlich ge⸗ 
halten hat. Das würde nichts an der Tatſache än⸗ 
dern, daß der Vertrag gegen das geſetzliche Verbot 
der 88 33, 147 Nr. 1 GewO. verſtieß, und der Anwen⸗ 
dung des § 134 BG. nicht entgegenſtehen. Die irrige 
Anſicht des Polizeibeamten und der gute Glaube der 
Vertragsteile find für die Anwendung dieſer Vor⸗ 
ſchrift ohne Bedeutung, der tatſächliche Verſtoß gegen 
das Verbotsgeſetz genügt. (Urt. des III. 38S. vom 
22. Oktober 1915, III 115/15). 
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B. Strafſachen. 
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Die einzelne Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes iſt im 
Gegenſatze zu dem Begriff Höchſtpreis nicht Beſtandteil 
des Strafgeſetzes; ein entſchuldbarer Irrtum über fie 
macht ſtraffrei. Höchſtyr G. 3 6 Nr. 1, 51, StB. 9 59. 
Aus den Gründen: Die Strͤ. ſpricht ſich nicht 
beſtimmt darüber aus, ob ſie einen Irrtum der An⸗ 
geklagten über die Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes für 
einen ſolchen über das Strafrecht oder über eine Ver⸗ 
waltungsrechtsnorm anſieht, ſie hält vielmehr die 
Freiſprechung auch bei der Annahme eines Strafrechts 
irrtums für angängig, weil in Fällen der vorliegen⸗ 
den Art eine Durchbrechung des Grundſatzes, daß ein 
Irrtum über das Strafgeſetz nicht vor Strafe ſchütze, 
nicht nur zuläſſig, ſondern geboten ſei, wenn der Täter 
nach den beſonderen Umſtänden das getan habe, was 
man vernünftigerweiſe von ihm verlangen könne, um 
ſein Verhalten nach den geſetzlichen Vorſchriften ein⸗ 
zurichten. Von der Reviſion wird die Rechtsauffaſſung 
vertreten, daß es ſich um einen Strafrechtsirrtum 
handle und die Entſchuldbarkeit eines ſolchen rechtlich 
ausgeſchloſſen ſei. Es kann hier unerörtert bleiben, 
ob der vom RG. (f. Entſch. Bd. 48 S. 141, Bd. 42 
S. 137, 139 u. a.) ſtändig anerkannte Grundſatz, daß 
ein Irrtum über das Strafrecht nicht entſchuldigt, eine 
Ausnahme duldet; denn die von der Strͤ. nicht ab⸗ 


gelehnte und von der Reviſton vertretene Annahme, 
daß die einzelne Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes jeweils 
Beſtandteil der Strafvorſchrift des Höchſtpreiſegeſetzes 
und damit ſelbſt zum Strafgeſetz werde, iſt rechtsirrig. 
Das hier maßgebende Strafgefe bildet der 8 6 Nr. 1 
Höchſtprö., wodurch mit Strafe bedroht wird, „wer 
die nach 8 1 feſtgeſetzten Höchſtpreiſe überſchreitet“. 
Damit iſt zwar auch der 81 Höchſtpr. zum Beſtand⸗ 
teil der Strafvorſchrift gemacht, keineswegs aber kann 
dasſelbe gelten für die auf Grund des Geſetzes von 
den verſchiedenen Behörden zu erlaſſenden Verfügungen, 
durch welche Höchſtpreiſe feſtgeſetzt werden. Dieſe Ver⸗ 
gungen ſind verwaltungsrechtliche Normen, die als 
olche fur ſich allein ſelbſtändigen Rechtsbeſtand haben 
und Al nicht dadurch erlangen, daß fie ſich in das 
Strafgeſetz einfügen. Der Begriff des „Höchſtpreiſes“ 
gehört allerdings zum Strafgeſetz, nicht aber der je⸗ 
weilige Betrag eines Höchſtpreiſes und die einzelne 
Warenart, für die er feſtgeſetzt iſt. Das ſind Umſtände, 
die außerhalb des Strafgeſetzes liegen und nur im 
beſonderen Falle die tatſächliche Grundlage für ſeine 
Anwendung bilden. Die „ des 8 6 
HöchſtprG. ſteht ihrerſeits den die Feſtſetzung der 
Höchſtpreiſe enthaltenden Rechtsnormen ebenfalls ſelb⸗ 
ſtändig gegenüber, indem ſie mit ihrer Strafdrohung 
den Zweck verfolgt, die N der verwaltungs⸗ 
rechtlichen Normen zu ſichern. Ein Irrtum hinſicht⸗ 
lich des Beſtehens dieſer Normen oder ihres Inhalts 
iſt daher kein Irrtum über das Strafgeſetz, ſonde rn 
über außerhalb deſſen liegende Normen und deshalb 
nach 859 StGB. zu beurteilen (vgl. RG. Bd. 47 S. 282, 
286). Wenn nun auch danach die angeführte Be⸗ 
gründung der Freiſprechung der Angeklagten rechtlich 
zu beanſtanden iſt, ſo wird das Urteil in ſeinem Er⸗ 
gebnis doch durch die Geſamtheit ſeiner Gründe ge⸗ 
tragen, da auch vom Standpunkte der Strafkammer 
aus die Freiſprechung auf der an ſich rechtlich nicht 
zu beanſtandenden Feſtſtellung beruht, daß die An⸗ 
geklagte über die Höhe des feſtgeſetzten Höchſtpreiſes 
ſich in einem Irrtum befunden hat und dieſer Irrtum 
nach den beſonderen Umſtänden entſchuldbar war. 
Hiernach waren die Vorausſetzungen für eine Frei⸗ 
ſprechung auch bei richtiger Rechtsauffaſſung gemäß 
8 59 StG. gegeben. (Urt. des I. StS. vom 27. Sept. 
1915, 1 D 482/1915). E. 
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Zu 8 222 StpßO.: verſchiedene cent w von 
Zeugen, die N entfernt vom Gerichts ſitz wohnen. 
Aus den Gründen: Bei Anordnung von kommiſ⸗ 
ſariſchen Zeugen⸗Vernehmungen kann der Gegenſtand 
der Vernehmung und die Bedeutung des Zeugniſſes 
für die künftige Entſcheidung ausſchlaggebend dafür 
ſein, von dem perſönlichen Erſcheinen des Zeugen in 
der Verhandlung abzuſehen. Danach iſt es möglich, 
daß trotz gleicher Erſchwerung des Erſcheinens ver⸗ 
ſchiedener Zeugen, einzelne perſönlich zu der Haupt⸗ 
verhandlung vorgeladen und dort vernommen werden, 
während bei anderen die kommiſſariſche Vernehmung 
für ausreichend erachtet wird, ſo daß die Vorladung 
zur Hauptverhandlung unterbleibt. Ob die eine oder 
die andere Anordnung im Einzelfall angemeſſen iſt, 
darüber entſcheidet das Ermeſſen des Gerichts vorbe⸗ 
haltlich des Rechts der Prozeßbeteiligten, die Zeugen 
unmittelbar zur Verhandlung zu laden. Deshalb 
kann daraus, daß der Zeuge R. aus Düſſeldorf zur 
Hauptverhandlung geladen und vor dem erkennenden 
Gericht vernommen wurde, nicht abgeleitet werden, 
daß auch der Zeuge H., ein ſtädtiſcher Beamter aus 
Düſſeldorf, hätte vorgeladen werden müſſen. Während 
R. als der Beſchädigte und Hauptbelaſtungszeuge in 
Betracht kam, deſſen Glaubwürdigkeit nur nach dem 
perſönlichen Eindruck beurteilt werden konnte, handelte 
es ſich bei dem Zeugnis des H. um nebenſächliche Dinge, 
die von der Angeklagten zum Teil zugeſtanden und 
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auch von dem Zeugen F. nicht beſtritten waren, und 
für die Beweiskraft der Angaben des H. war deſſen 
perſönliches Erſcheinen nicht von Bedeutung. (Urteil 
des I. StS. vom 10. Mai 1915, 1 D 235 / 155. E:. 
758 
III 


Gibt 3 147 EBD. dem Verteidiger ein Recht zu 
verlangen, daß ihm die Akteneinſicht auch nach Beginn 
der Hauptverhandlung ermöglicht wird? Aus den 
Gründen: Der Verteidiger hat zwar nach 8 147 StPO. 
ein Recht 15 Einſicht der Akten, keineswegs aber 
darauf, daß ihm dieſe jederzeit, namentlich noch inn er⸗ 
halb der Hauptverhandlung gewährt wird. Die Be⸗ 

mmungen über die Vorbereitung der Hauptver⸗ 
andlung und über die Ladungsfriſt ſichern hinreichend 
ie Wahrung der Verteidigungsrechte. Das Gericht 
war hiernach durch keine geſetzliche Vorſchrift ge⸗ 
zwungen, durch Ausſetzung oder Vertagung der Ver⸗ 
handlung dem Verteidiger die wiederholte Akten⸗ 
einſicht zu ermöglichen. Die Vertagung ſtand viel⸗ 
mehr im freien Ermeſſen des Gerichts und es iſt nicht 
zu beanſtanden, wenn der Antrag abgelehnt wurde, 
weil dem Verteidiger die Sache bekannt und ihm 
ausreichend Gelegenheit zur Einſicht der Akten ge⸗ 
boten war. (Urt. vom 28. Januar 1915, 1 D 1096/14). 
3759 E. 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Eine Schenkung unter Brantleuten bedarf nach baher. 
Landrecht nicht der ustariellen Verlautbarung. Das 
Mitgiftverſprechen des Vaters der Braut iſt keine 
Schenkung und an keine Ferm gebunden. Aus den 
Gründen: Die Reviſion bezeichnet an erſter Stelle 
die Beſtimmungen des bayer. Landr. in T. III Kap. VIII, 

7 und T. II Kap. III Nr. 7 und 8 als verletzt. Die 
btretung der eingeklagten Forderung an die Klägerin 
ſtelle ſich mangels eines anderen Verpflichtungsgrundes 
als Schenkung dar. Da die abgetretene Forderung 
den Betrag von 1000 Gulden überſteige, habe der Ab⸗ 
tretungsvertrag der notariellen Beurkundung bedurft. 
Die Rüge kann keinen Erfolg haben. Nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalte braucht über die rechtliche Natur 
des der Abtretung zugrunde liegenden e 
nicht entſchieden zu werden. Wenn die Abtretung 
ſchenkungshalber erfolgt iſt, ſo liegt eine ſofort voll⸗ 
zogene Schenkung unter Brautleuten vor, die nach 
Landrecht T. I Kap. VI 8 18 und 18 17 Nr. 4 auch form⸗ 
los Ba iſt, wenngleich ihr Wert die Summe von 
1000 Gulden überfteigt (vgl. Rau, Handbuch des Güter⸗ 
und Erbrechts der Ehegatten S. 117 und folg.). Weiter 
wendet ſich die Reviſion gegen die Anſicht des BG., 
daß das Mitgiftverſprechen des K. T. nicht als Schen⸗ 
kung zu betrachten ſei und darum eine rechtlich wirk⸗ 
ber Verpflichtung begründet habe. Der Vertrag, 
urch den eine Mitgift verſprochen werde, gehöre zu 
den Heiratspakten und bedürfe nach dem bayr. LR. 
T. I Kap. VI 5 29 Nr. 3 bei Meidung der Ungültigkeit 
der notariellen Beurkundung; ferner liege in dem Mit⸗ 
e des K. T. eine Schenkung über den 

etrag von 1000 Gulden, es habe daher auch nach 
SR. T. III Kap. VIII 88 1, 5, 6, 7 notariell abgegeben 
werden müſſen. Dieſe Ausführungen ſind nicht ſtich⸗ 
haltig. Vor allem iſt nicht richtig, daß das Mitgift⸗ 
verſprechen des K. T. eine Schenkung darſtellt. Die 
Rechtswirkſamkeit des Verſprechens iſt nach bayer. LR. 
und hilfsweiſe nach gemeinem Rechte zu beurteilen. 
Nach dem gemeinen Rechte ſoll die Mitgift einen Bei⸗ 
trag zu den Laſten bilden, die dem Manne durch die 
Eheſchließung erwachſen. Der Mann übernimmt mit 
der Eingehung der Ehe außer den Mehrkoſten, die die 
Führung eines ehelichen Haushalts erfordert, die Unter⸗ 
haltspflicht gegenüber der Frau und befreit deren Vater 
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von dieſer Verbindlichkeit. Für die Uebernahme dieſer 
Verpflichtungen wird ihm die Mitgift zugeſagt. Das 
Mitgiftverſprechen, das vor der Eheſchließung abgegeben 
wird, und die Eheſchließzung ſtehen ſohin im Verhältnis 
von Leiſtung und Gegenleiſtung. Die Leiſtung des 
Vaters bildet die Mitgift, als Gegenleiſtung hat die 
Uebernahme der Ehelaſten durch den Mann zu gelten; 
die Wirkſamkeit des Vertrags iſt bedingt durch das 
Zuſtandekommen der Che. Der Mann empfängt dem⸗ 
nach das Mitgiftverſprechen nicht durch ein unentgelt⸗ 
liches, ſondern durch ein entgeltliches Rechtsgeſchäft. 
Dem Manne gegenüber ſtellt mithin das Mitgiftver⸗ 
een des Vaters der Braut keine Schenkung dar. 
uch der Umſtand, daß die Gegenleiſtung unmittelbar 
an eine dritte Perſon, die künftige Fran des Ver⸗ 
ſprechensempfängers, zu machen iſt, kann dem Mitgift⸗ 
verſprechen die Eigenſchaft eines entgeltlichen Geſchäfts 
nicht nehmen, weil die Leiſtung an die Frau dem 
Manne zugute kommt, alſo eine mittelbare 3 
bildet (005 Oertmann, Entgeltliche Geſchäfte in Heft 
des 23. Bandes der Abhandlungen zum Privatrecht 
und Zivilprozeß des Deutſchen Reiches S. 67). Uebrigens 
tft auch regelmäßig keine Schenkung an die Frau ge⸗ 
geben, weil der Vater die Verpflichtung hat, die Tochter 
auszuſteuern, wenn ſie kein eigenes zureichendes Ver⸗ 
mögen beſitzt. Wird das Mitgiftverſprechen nach Ein⸗ 
gehung der Ehe nicht erfüllt, dann kann der Mann 
auf . klagen (vgl. L. 5 C. 5, 11; Windſcheid, 
Pandekten 7. Aufl. 8 492; Czyhlarz, Das römiſche Dotal⸗ 
recht 35 16—20; Roth, Bayer. Zivilrecht 2. Aufl. Bd. I 
S. 432 Note 31). Für das bayer. LR. ſind dieſelben 
Grundſätze maßgebend; denn es hat in T. I Kap. VI 
8 13, von hier nicht einſchlagenden Ausnahmen abge⸗ 
ehen, die gemeinrechtlichen Vorſchriften übernommen. 
as geht namentlich aus der Bemerkung in den An⸗ 
merkungen zu 8 13 hervor, daß man Heiratgut im 
engeren Sinn oder dos zu nennen pflege, was der 
Mann in Anſehen der Ehe und ad ferenda matrimonii 
onera bekommt. Das Landrecht gibt ſogar, über das 
gemeine Recht hinausgehend, dem Mann einen klag⸗ 
aren Anſpruch gegen den Vater der Frau auf Ge⸗ 
währung eines Heiratsguts, wenn keines verſprochen 
iſt (LR. T. J Kap. VI 8 13 Nr. 15 und Anm. zu Nr. 14 
und Nr. 15; Roth a. a. O. S. 431 Nr. 23; BlfRA. Bd. 27 
S. 408). Kommt es zur Klage, ſo hat der Richter die 
Höhe des Heiratsguts feſtzuſetzen; auch dann liegt dem 
Richter die Feſtſeßzung der Höhe ob, wenn die Mitgift 
zwar verſprochen, aber ihr Betrag nicht beſtimmt 
worden iſt und darüber Streit entſteht; iſt eine Mit⸗ 
gift von beſtimmter Höhe zugeſagt, fo iſt der Ver⸗ 
ſprechende daran gebunden (vgl. Anm. zum LR. T. I 
Kap. VI 8 13 Nr. 16). Für das Mitgiftverſprechen hat 
das Landrecht keine Form vorgeſchrieben, es iſt darum 
ein formfreies Rechtsgeſchäft (LR. T. IV Kap. 18 6 Nr. 2 
und 8 7). Die von dem Reviſionskläger als verletzt 
bezeichnete Vorſchrift des LR. T. I Kap. VI 8 29 Nr. 3 
kann auf das Mitgiftverſprechen, das der Vater der 
Frau dem Bräutigam oder dem Manne ſeiner Tochter 
gibt, gar nicht angewendet werden. Sie bezieht fich 
vielmehr, wie der Wortlaut des 8 29 ergibt, auf Ver⸗ 
träge, die von den Brautperſonen oder den Eheleuten 
(oder mit ihrer Bewilligung von den Eltern, Ver⸗ 
wandten und Anderen) ihrer Kinder, Güter, Sukzeſſion 
oder anderer Eheſachen halber eingegangen werden, 
alſo auf Eheverträge (vgl. BlfRA. Bd. 28 S. 12), und 
ſchreibt für dieſe Vereinbarungen die Errichtung vor 
ordentlicher Obrigkeit vor. Man hat alſo zu unter⸗ 
cheiden zwiſchen dem Mitgiftverſprechen des Vaters 
er Braut oder Frau und der Abmachung der Braut⸗ 
leute oder Ehegatten über das von der Braut oder 
Frau einzubringende oder eingebrachte Vermögen. Das 
Mitgiftverſprechen iſt formlos gültig; das eingebrachte 
Vermögen der Frau erlangt aber nur dann die Eigen» 
ſchaft eines Heiratsguts im engeren Sinne mit den 
damit verknüpften Vorrechten, wenn die Abmachung 


der Beteiligten darüber notariell beurkundet wird, 
ſonſt iſt es als Paraphernalgut zu erachten (BR. T. I 
Kap. VI 5 29 Nr. 4; Rau a. a. O. S. 16—19). (Urt. d. 
I. Z. S. vom 31. Dezember 1915, Reg. I Nr. 104/1915). 
8769 M. 


B. Strafſachen. 


Regelung der e für Angeſtellte nach 8120 f 
Sewo., insbeſondere für die ara in Saft: und 
Schankwirtſchaften und genehm remdenpenſisnen. 
1. Polizeiverordunng oder Polizeiver 


19 5 olizei⸗ 
Verordunng für einen Teil des Bezirks der Polizei⸗ 
behörde. 2. Daß die BO. nach Anhörung beteiligter 


Gewerbetreibender und Arbeiter erlaſſen iſt, muß nicht 
aus ihr zu entnehmen fein. 3. Verhältnis zu dem Ber: 
erdunnas rechte des Bundesrats (vgl. BR Bek. vom 23. Ja: 
nnar 1902 RGBBl. S. 33). 4. Wer iſt Arbeiter i. S. 
des 5 120 f Sew. 5. Richterliche Nachprüfung. 
6. Art der Regelung. Aus den Gründen: I. Die 
Regierung von Oberbayern hat am 30. März 1914 
auf Grund des 8 120 f GewO. und der BO. vom 
27. März 1912, den Vollzug der GewO. betreffend 
(Bl. S. 141) für den Stadtbezirk München mit 
miniſterieller Ermächtigung Vorſchriften über die Be⸗ 
ſchäftigung von Gehilfen und Lehrlingen in Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften einſchließlich der konzeſſionierten 
Fremdenpenſionen in München erlaſſen, in denen fol⸗ 
gendes beſtimmt iſt: 

„JI. 1. Jedem Gehilfen und Lehrling über 16 ei 
ift für die Woche ſiebenmal eine ununterbrochene Ruhe⸗ 
zeit von mindeſtens 8 Stunden zu gewähren. 4. An 
Stelle einer der nach Au 1 zu gewährenden ununter⸗ 
brochenen Ruhezeiten iſt den Gehilfen mindeſtens in 
jeder zweiten Woche einmal eine ununterbrochene Ruhe⸗ 
zeit von mindeſtens 24 Stunden zu gewähren. In den⸗ 
jenigen Wochen, in welchen hienach eine 24 ſtündige 
Ruhezeit nicht gewährt zu werden braucht, iſt außer 
der ununterbrochenen Ruhezeit von der vorgeſchriebenen 
Dauer (Ziff. 1) mindeſtens einmal eine weitere ununter⸗ 
brochene Ruhezeit von mindeſtens 6 Stunden zu ge⸗ 
währen, welche in der Zeit zwiſchen 8 Uhr morgens 
und 10 Uhr abends liegen muß. 5. Die Arbeitgeber 
ſind verpflichtet, ein Verzeichnis anzulegen, welches 
die Namen der einzelnen Gehilfen enthalten muß. In 
das Verzeichnis iſt für jeden einzelnen Gehilfen ein⸗ 
zutragen, wann und für welche Dauer eine Ruhezeit 
nach Ziff. 4 gewährt worden iſt. Die Eintragungen 
haben ſpäteſtens am erſten Tage nach Ablauf jeder 
Woche für die verfloſſene Woche zu erfolgen. — II. es 
hilſen im Sinne dieſer Beſtimmungen find die nicht 
unter die Bundesratsbeſtimmungen über die Beſchaäfti⸗ 
gung von Gehilfen und Lehrlingen in Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaften vom 23. Januar 1902 (RGBI. S. 33) 
fallenden Perſonen männlichen und weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, die im Betriebe der Gaſt⸗ und Schankwirt⸗ 
ſchaften beſchäftigt find... Ausgenommen find Ber- 
ſonen, die hauptſächlich in einem mit der Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaft verbundenen kaufmänniſchen oder 15 
ſtigen gewerblichen Betriebe beſchäftigt find und ſofern 
ihre tägliche Arbeitszeit in dieſem Betrieb anderweiten 
reichsrechtlichen Vorſchriften unterliegt.“ (S. Kreis⸗ 
amtsblatt 1914 S. 33). 

II. Nach § 120 f GewO. kann für Gewerbe, in 
denen durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeits⸗ 
zeit die Geſundheit der Arbeiter gefährdet wird, der 
Bundesrat und, ſoweit er nicht Beſtimmungen erläßt, 
die Landeszentralbehörde oder nach Anhören beteiligter 
Gewerbetreibender und Arbeiter die zuſtändige Polizei⸗ 
behörde durch Polizeiverordnung Dauer, Beginn und 
Ende der zuläſſigen täglichen Arbeitszeit und der zu 
gewährenden Pauſen regeln und die zur Durchführung 
erforderlichen Anordnungen erlaſſen. Soweit ſolche 
Anordnungen nicht erlaſſen find, kann nach Abſ. 2 des 
8.120 f auf Antrag oder nach Anhören der Gewerbe⸗ 
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auffichtsbeamten (8 139 b GewO.) und nach Anhören 
beteiligter Gewerbetreibender und Arbeiter bie zu⸗ 
8 0 Polizeibehörde für einzelne Betriebe, in denen 
urch P Dauer der täglichen Arbeitszeit die 
Geſundheit der Arbeiter gefährdet wird, im Wege der 
Verfügung Beſtimmungen und Anordnungen dieſer 
Art erlaſſen. In Bayern wurden durch die BO. vom 
27. März 1912, den Vollzug der GewO. betreffend, 
(88 BBl. S. 141) die Kreisregierungen, Kammern des 
nnern, als Polizeibehörden i. S. des 8 120 f GewO. 
eſtimmt. 1. Die Beſchwerdeführerin beſtreitet die 
h der Vorſchriften der Kreisregierung 
vom 30. März 1914 und macht in erſter Linie geltend, 
aus den Borſchriften ſei nicht erſichtlich, ob fie auf 
Grund des Abſ. 1 oder des Abſ. 2 des 8 120 f GewO. 
erlaſſen wurden, ob ſie ein beſtimmtes Gewerbe oder 
nur „einzelne Betriebe“ i. S. des Abſ. 2 treffen ſollen. 
Die Vorſchriften der Kreisregierung gelten nach ihrer 
beſtimmten Faſſung für alle in München betriebenen 
Saft» und Schankwirtſchaften ſowie genehmigten 
5 nen, gleichviel, ob ſie zur Zeit der Er⸗ 
aſſung der Vorſchriften bereits beſtanden haben oder 
erſt ſpäter eröffnet wurden, gleichviel ferner, ob zur 
170 der Erlaſſung in einem beſtehenden Betriebe die 
rbeiter übermäßig lange beſchäftigt wurden oder 
nicht. Die Vorſchriften ſtellen ſich daher als „Polizei⸗ 
verordnung“ i. S. des 1. Abſatzes des 8 120 f dar. 
Unter „Verfügungen“ i. S. des 2. Abſatzes dagegen 
find Anordnungen und Weiſungen an die jeweiligen 
Unternehmer beſtimmter einzelner Gewerbebetriebe zu 
verftehen, in denen die übermäßig lange Beſchäftigung 
der Arbeiter zu dem polizeilichen Eingreifen bereits 
Anlaß gibt. Da es ſich ſonach um eine Polizeiver⸗ 
ordnung, alſo um eine allgemein verbindliche Vor⸗ 
ſchrift handelt, ſo könnte ſich die Frage erheben, ob 
ſie nicht deshalb der Gültigkeit ermangelt, weil ſie 
nicht für den ganzen Kreis Oberbayern erlaſſen, ſondern 
auf einen Teil des Regierungsbezirks beſchränkt iſt. 
Dieſe Frage iſt zu verneinen. Der § 120 f iſt durch 
das Geſetz vom 27. Dezember 1911 (RG Bl. 1912 S. 139) 
an die Stelle des bisherigen 8 120 e Abſ. 3 GewO. 
getreten. Nach dieſer c konnte die Dauer 
der Arbeitszeit nur durch Beſchluß des Bundesrats 
nn werden. Da in verſchiedenen Cewerbezweigen 

ißſtände ſich hinſichtlich der Arbeitszeit nicht etwa 
bloß auf einen geringeren Teil des Reichsgebietes, 
ſondern nur auf einige Gegenden, ja ſogar einzelne 
Orte beſchränkten, ſo wurde nach der e zu 
dem Entwurfe des Geſetzes vom 27. Dezember 1911 
die Befugnis zur Regelung der Arbeitszeit auch den 
Landeszentralbehörden und den von dieſen nach § 155 
GewO. für zuſtändig erklärten Polizeibehörden über⸗ 
zogen (RTVerh. 1910/11 Bd. 273/1911 Druckſ. Nr. 238 
S. 3, Art. 1 Ziff. IV, 4 und Bd. 286 Druckſ. Nr. 1084 
S. 504 ff.). Darnach ſteht den Polizeibehörden die Be⸗ 
fugnis zur Erlaſſung von Polizeiverordnungen nach 
8 120 f GewO. auch dann zu, wenn fi) das Bedürf⸗ 
nis hiefür nur in einem Teil ihres Bezirks heraus⸗ 
ſtellt. Daß ſich unter ie Vorausſetzung die Ver⸗ 
ordnung auf einen Teil des Bezirks beſchränkt, iſt 
elbſtverſtändlich. Durch eine ſolche Beſchränkung wird 
hr die Eigenſchaft einer allgemein d. i. innerhalb 
dieſes Bezirks für jedermann verbindlichen Anordnung 
nicht entzogen. 2. Die Polizeiverordnung vom 30. März 
1914 wurde laut der Beſtätigung der Regierung von 
Oberbayern, K. d. J., vom 28. Mai 1915 nach An. 
ören beteiligter Gewerbetreibender und Arbeiter er⸗ 
aſſen. Für die Gültigkeit der Verordnung iſt nicht 
erforderlich, daß dieſe Tatſache aus ihr ſelbſt zu ent⸗ 
nehmen iſt (RGSt. 34, 368; 35, 362; Obs GSt. Bd. 10 
S. 178). Von dieſem Standpunkt abzugehen, bieten 
die Ausführungen, mit denen das Kammergericht ſeine 
abweichende Auffaſſung begründet (Jahrb. der Entſch. 
des KG. Bd. 21 C3, Bd. 23 C3, Bd. 28 C 3), keinen 
Anlaß. 3. Die Reviſion rügt ferner, daß die Vo. 
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vom 30. März 1914 den Rechten und der Initiative 
des Bundesrats vorgreife, der in erſter Linie zuſtändig 
ſei und einen Beſchluß, daß er den Gegenſtand nicht 
regeln werde, bisher noch nicht gefaßt habe. Die 
Rüge iſt nicht begründet. Nach § 120 f GewO. be 
ſteht das Verordnungsrecht der Landes⸗ und der Polizei⸗ 
behörden, ſoweit der Bundesrat nicht Beſtimmungen 
erläßt. Es iſt demnach nur auf den Gebieten ausge⸗ 
ſchloſſen, für die der Bundesrat ſelbſt Beſtimmungen 
erlaſſen hat. Eine Erklärung des Bundesrats, daß 
er die Regelung den Landesbehörden oder Polizei⸗ 
behörden überlaſſe, iſt keineswegs die Vorausſetzung 
für die Zuläſſigkeit des Eingreifens dieſer Behörden. 
Sie dürfen die Regelung nur nicht auf ein Gebiet aus⸗ 
dehnen, für das der Bundesrat bereits erſchöpfende 
Beſtimmungen erlaſſen hat. Hat daher der Bundes⸗ 
rat nur für eine beſtimmte Klaſſe der in einem Ge⸗ 
werbe befchäftigten Arbeiter die Arbeitszeit geregelt, 
ſo iſt es grundſätzlich nicht unzuläſſig, wenn die Landes⸗ 
behörde oder zuſtändige Polizeibehörde auch für eine 
andere Klaſſe von Arbeitern des gleichen Gewerbes 
eine ſolche Regelung vornimmt. Aus dieſem Grunde 
ſteht der Gültigkeit der Vorſchriften vom 30. März 1914 
nicht entgegen, daß der Bundesrat in der BO. vom 
23. Januar 1902 (RGBl. S. 33) auf Grund des 8 120 e 
Abſ. 3 GewO. Beſtimmungen über die Beſchäftigung 
von Gehilfen und eh in Gaſt⸗ und in Schank⸗ 
wirtſchaften erlaſſen hat. Denn die BO. der Regierung 
vom 30. März 1914 beſchränkt in Ziff. II ihre Wirk⸗ 
ſamkeit auf die Perſonen, die nicht unter die Bundes⸗ 
ratsbeſtimmungen fallen. Dieſe erwähnen überdies 
die Gehilfen in den Fremdenpenſionen überhaupt nicht. 
4. Die Reviſion beſtreitet, daß „Angeſtellte“ von Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften und Fremdenpenſionen „Ars 
beiter“ i. S. des § 120 GewO. ſeien. Da in dieſer 
Aufſtellung ein Unterſchied nicht gemacht wird, ſo muß 
angenommen werden, daß ſie für alle Perſonen, die 
in den bezeichneten Gewerben gegen Lohn beſchäftigt 
werden, gelten ſoll. In dieſer Allgemeinheit iſt ſie 
jedenfalls irrig. Daß der Betrieb von Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften ſowie von Fremdenpenſionen zu 
den Gewerben gehört, auf die ſich die Beſtimmungen 
der GewO. erſtrecken, kann im Hinblick auf die 88 6, 
33, 105 i GewO. ernſtlich nicht bezweifelt werden. Im 
Sinne des Titels VII GewO., der auch den $ 120f 
enthält, ſind aber, wie ſich aus der Ueberſchrift ergibt, 
„gewerbliche Arbeiter“ alle in einem Gewerbebetrieb 
als Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, 
Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter beſchäftigten 
Perſonen. Die BO. vom 30. März 1914 ſelbſt nimmt 
in Ziff. II die Perſonen aus, die hauptſächlich in einem 
mit der Gajt- und Schankwirtſchaft verbundenen kauf⸗ 
männiſchen oder ſonſtigen gewerblichen Betriebe bes 
ſchäftigt ſind und ſofern ihre tägliche Arbeitszeit in 
dieſem Betrieb anderweiten reichsrechtlichen Vorſchriften 
unterliegt. 5. Vorausſetzung für die Regelung der Ar⸗ 
beitsdauer nach 8 120 f Abſ. 1 Gew. iſt, daß eine 
übermäßige tägliche Arbeitszeit in einem Gewerbe 
die Geſundheit der Arbeiter zu gefährden geeignet 
iſt. Die Feſtſtellung dieſer Vorausſetzung durch den 
Bundesrat, die Landesbehörde oder die zuſtändige 
Polizeibehörde unterliegt nicht der Nachprüfung der 
Gerichte (Rohrſcheidt, GewO. 8 120 f Anm. 2; Land- 
mann, GewO. $ 120 f Anm. 2 vorletzter Abſatz). Die 
Aufſtellung der Beſchwerdeführerin, daß in den be⸗ 
zeichneten Betrieben eine übermäßige Dauer der Ar⸗ 
beitszeit nicht beſtand und daß die Geſundheit der 
Arbeiter nicht gefährdet wurde, kann daher nicht ge— 
würdigt werden. 6. Nach § 120 f Gew. find die 
Polizeibehörden befugt, die Dauer der täglichen Ar— 
beitszeit zu regeln. Nach der Faſſung des Geſetzes 
wäre zunächſt an Polizeiverordnungen zu denken, durch 
die vorgeſchrieben wird, wie lange die Gehilfen täglich 
beſchäftigt werden dürfen. Doch kann ſelbſtverſtänd⸗ 
lich die zuläſſige Dauer der täglichen Beſchäftigung 


auch dadurch beſtimmt werden, daß die Dauer der zu 
gewährenden Ruhezeiten vorgeſchrieben wird. Die Art 
der Regelung der zuläſſigen Beſchäftigung iſt dem Er⸗ 
meſſen der Polizeibehörden anheim gegeben, das nur 
in dem Zwecke der Beſtimmung des 8 120 f GewO. 
ſeine Schranken findet. Daher muß auch für zuläſſig 
erachtet werden, daß die Polizeibehörde die Ruhezeiten 
derart regelt, daß eine Beſchäſtigung der Arbeiter an 
einzelnen Tagen überhaupt nicht n kann, um 
ſo einer Gefährdung der Geſundheit der Arbeiter zu 
begegnen, die trotz einer anderweiten Beſchränkung 
der Arbeitsdauer noch beſteht. Aus dieſer Erwägung 
können auch gegen die Zuläſſigkeit der Vorſchrift in 
Ziff I. 4 der Polizeiverordnung vom 30. März 1914, 
daß an Stelle einer der nach Ziff. I, 1 zu gewährenden 
Ruhezeiten den Gehilfen mindeſtens in jeder zweiten 
Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit von 
mindeſtens 24 Stunden zu gewähren iſt, rechtliche Be⸗ 
denken nicht erhoben werden. (Urt. vom 6. Juli 1915, 
Rev.⸗Reg. Nr. 121/1915). Ed. 
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„Gegenvorſtellung“ gegen einen Beſchluß des Land⸗ 
gerichts als Beſchwerdeinſtanz in Straſſachen. 8 22 
DR. vom 9. September 1915 bezieht ſich nicht auf 
Beſchwerden gegen Koſtenfeſtſetzungobeſchlüſſe in Privat⸗ 
klageſachen. Aus den Gründen: Das Gericht hat 
die Zuläſſigkeit einer Gegenvorſtellung gegen den von 
dem Landgericht in der Beſchwerdeinſtanz erlaſſenen 
Beſchluß verneint. Es iſt richtig, daß die Zuläſſigkeit 
von Loewe Komm. z. StPO. 8 348 Anm. 5b vertreten 
wird. Die Meinungen über die Zuläſſigkeit gehen 
aber auseinander und es haben ſich auch namhafte 
Schriftſteller gegen die Zuläſſigkeit ausgeſprochen (s. 
die Literatur bei Loewe). Das Gericht hat ſich aus 
Zweckmäßigkeitsgründen nicht der Anſicht von Loewe 
angeſchloſſen, daß auf eine Gegenvorſtellung die Be⸗ 
ſchlüſſe der Landgerichte in der Beſchwerdeinſtanz ge⸗ 
ändert werden können. Es mag berechtigt ſein, daß die 
Gerichte des erſten Rechtszuges ermächtigt ſein ſollen, 
Beſchlüſſe, die einer Rechtskraft nicht fähig ſind, auch 
mangels einer Beſchwerde von Amts wegen oder auf 
Antrag zu ändern oder zurückzunehmen. Denn ſolange 
noch eine Beſchwerde zuläſſig iſt, wird man richtiger⸗ 
weiſe die erſten Gerichte für beſugt erachten müſſen, 
ihre Entſcheidungen abzuändern, da fie hiezu — abs 
geſehen von den Fällen der ſofortigen Beſchwerde — 
auf eingelegte Beſchwerde hin, ermächtigt ſind. Anders 
verhält ſich die Sache, wenn das Beſchwerdegericht 
eine Entſcheidung getroffen hat. Aus dem 8 352 
StPO. ergibt ſich, daß der Geſetzgeber — was in 
Strafſachen ja ſehr erklärlich iſt — es verhüten wollte, 
daß durch eine beſonders weitgehende Eröffnung von 
Inſtanzen die endgültige Regelung von Strafſachen 
lange hinausgezogen werden kann. Deshalb hat er 
beſtimmt, daß eine weitere Anfechtung der in der 
Beſchwerdeinſtanz ergangenen Entſcheidungen nicht 
ſtattfinde, abgeſehen von den Fällen der Verhaftung 
(StPO. 8 352 Abſ. 2). Es iſt nicht erſichtlich, 
warum der Geſetzgeber, der eine weitere Beſchwerde 
ausſchloß, es zugelaſſen haben ſollte, die endgültige 
Rechtswirkſamkeit eines Beſchluſſes dadurch auf unab⸗ 
ſehbare Zeit hinauszuziehen, daß er dem Beſchwerde⸗ 
gericht die Befugnis eingeräumt hätte, ſeine Beſchlüſſe 
immer wieder auf „Gegenvorſtellung“ abzuändern. 
Da wäre es doch zweifellos beſſer geweſen, gleich die 
weitere Beſchwerde zu geftatten. Eine Aulaffung der 
„Gegenvorſtellung“ würde das Beſchwerdeſtadium ins 
Unabſehbare verlängern, ein Zuſtand, der auf dem 
Gebiete der Strafrechtspflege nicht zu billigen iſt ... 
Die Verordnung vom 9. September 1915 bezweckt 
Erleichterungen und Vereinfachungen nur hinſichtlich 
der bürgerlichen Rechtspflege. Das Gebiet der 


eigentlichen Strafrechtspflege ſoll, abgeſehen von einer 
das Privatklageverfahren betreffenden Koſtenbeſtim⸗ 
mung, unberührt bleiben. Dieſe Koſtenbeſtimmung 
iſt materiellrechtlicher Natur. Sie hat mit dem Ver⸗ 
fahren nichts zu tun; ſie beſtimmt lediglich, daß 
Anwaltsgebühren entgegen der bisherigen Geſetzgebung 
nur unter beſtimmten Vorausſetzungen erſtattungsfähig 
find. Die Verordnung bezweckt alſo unter Aus» 
ſchluß der Strafrechtspflege nur eine Rege⸗ 
lung auf dem Gebiete der bürgerlichen Rechis⸗ 
pflege. Für die Strafrechtspflege, insbeſondere das 
Verfahren, tft anderweitig Sorge getroffen worden, 
zunächſt durch die Verordnung über Zulaſſung von 
Strafbefehlen bei Vergehen gegen Vorſchriften über 
wirtſchaftliche Maßnahmen, dann durch die Verord⸗ 
nung vom 7. Oktober 1915, welche den Titel trägt: 
Bekanntmachung zur Entlaſtung der Strafgerichte 
9 hiezu Amtl. Begründung zur Verordnung vom 
September 1915 bei Waſſermann S. 3; RGBl. 1915 
S. 631). — Die ganze Verordnung vom 9. Sep⸗ 
tember 1915 befaßt ſich deshalb ausſchließlich mit 
Borſchriften in bürgerlichen getchtsſtreitigkeiten, 
insbeſondere mit der Vereinfachung des Verfahrens 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. Die einzige 
ſtrafrechtliche Beſtimmung in 8 19 Ziffer 2 iſt, wie 
ſchon erwähnt, keine Verfahrensvorſchrift, ſondern 
materiellrechtlicher Natur. Dazu kommt weiter: Mit 
820 beginnen die Vorſchriften über „Rechtsmittel“; 
die SS 20 mit 22 befaſſen ſich mit einer Beſchränkung 
der Rechtsmittel. § 20 beſchränkt die Berufung in 
Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche. 
8 21 beſchränkt die ſofortige Beſchwerde in den 
Fällen der 88 3, 4 der Verordnung über gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriſten, bezieht ſich alſo 
auch nur auf die bürgerliche Rechtspflege. § 22 
beſchränkt die Beſchwerde in Betreff der Prozeß⸗ 
koſten. Prozeß koſten gibt es nur in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten. Im Strafverfahren gibt es keine 
„Pro ze ßkoſten“. gu verweiſt die amtliche 
Begründung zu 88 21, 22 der Verordnung auch aus⸗ 
drücklich auf die ZPO. und führt aus: „Der gleichen 
Beſchränkung wie die Berufung wird die fofortige 
Beſchwerde gegen die in Anerkenntnisurteilen oder 
Beſchlüſſen bewilligten Fee und die Be⸗ 
ſchwerde gegen Entſcheidungen in Betreff der Prozeß⸗ 
koſten (vgl. 8 568 Abſ. 3 3 PO.) unterworfen“ (f. 
Waſſermann S. 25). Es muß deshalb angenommen 
werden, daß die drei Paragraphen ſich nur auf Rechts⸗ 
mittel in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten beziehen. 
Die Anwendung des 8 22 auf Koſtenentſcheidungen 
im Privatklageverfahren würde übrigens auch das 
fonderbare Ergebnis zeitigen, daß das Verfahren in 
Koſtenſachen in Strafſachen ein verſchiedenes wäre. 
Denn es gibt außer den Koſtenbeſchwerden in Privat⸗ 
klageſachen auch noch Koſtenbeſchwerden in anderen 
Strafſachen (vgl. StPO. 8 496; § 4 Abſ. 2 GKG.) . In den 
letzteren wäre dann Beſchwerde zuläſſig ohne Rückſicht 
auf die Höhe der Beſchwerdeſumme, in Privatklage⸗ 
ſachen dagegen nur, wenn die Beſchwerdeſumme 50 M 
überſteigt. (Beſchl. vom 5. November 1915, BeſchwR. 
Nr. 149/15). H. 
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Neue Bundesratöverordnungen bürgerl ich⸗ rechtlichen 
Inhalts. Die Bek. vom 6. Januar 1916, betr. 
die Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts 
für Elſaß⸗Lothringen, (RGBl. S. 2) unter⸗ 
ſcheidet ſich, wie ſich ſchon aus ihrer Ueberſchrift er⸗ 
gibt, in erfreulicher Weiſe von ihren Vorgängerinnen: 
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hatten dieſe 9 auch auf oſtpreußiſches Gebiet bes 
zogen, ſo haben ſich inzwiſchen die Verhältniſſe er⸗ 
freulicherweiſe ſo geſtaltet, daß die Friſten nurmehr 
für Elſaß⸗Lothringen zu verlängern waren. Dieſe 
Aenderung kommt auch zum Ausdruck in der Bek. vom 
9. Januar 1916, betr. Aenderung der Poſtordnung vom 
20. März 1900, (RG Bl. S. 11, G8Bl. S. 15 ff). 

Dagegen dauern die Verhältniſſe, die ſeinerzeit 
zu der Bek. vom 7. Auguſt 1914 über die Geltend⸗ 
machung von Anſprüchen von Perſonen, 
die im Ausland ihren Wohnſitz haben, 
unverändert fort. Die Wirkſamkeit dieſer Bekannt- 
machung wird deshalb durch eine Bek. vom 
6. Januar 1916 (RGBl. S. 1) bis zum 1. Mai 1916 
verlängert. 

Ueber das Verfahren bei Zuſtellungen 
iſt eine BRV OO. vom 22. Dezember v. Is. erw 
gangen (RGBI. S. 833). Den Anlaß dazu gab die 
Beſtimmung in 8 172 ZPO. oder genauer die auch 
in einem reichsgerichtlichen Urteile vom 29. Januar 
1915 (Nr. IV 1/15) vertretene Anſchauung, daß dieſe 
Beſtimmung zwingendes Recht ſei, daß alſo die Zuſtellung 
an einen als Unteroffizier oder Gemeinen dem aktiven 
Heer oder der aktiven Marine angehörigen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten wirkſam nur an den Chef der vor⸗ 
geſetzten Kommandobehörde erfolgen könne. Nach dieſer 
Anſchauung war eine Menge von Zuſtellungen nicht 7 
die in der Zwiſchenzeit ſei es von Anwalt zu Anwalt 
oder durch einen Zuſtellungsbeamten entweder an den 
Prozeßbevollmächtigten perſönlich oder im Wege der 
Erſatzzuſtellung an Familienangehörige uſw. erfolgt 
waren. Anders wenn der Prozeßbevollmächtigte dem 
Heer als Offizier angehörte. Aber wie oſt hatten der 
Gegner und das Gericht keine Kenntnis von ſeinem 
militäriſchen Range und wie häufig war ihnen über⸗ 
haupt unbekannt, daß er zum Heer eingerückt war! 
Es iſt klar, daß hierunter die Sicherheit der Rechts⸗ 
pflege leiden mußte, und den wirtſchaftlichen Schaͤdi⸗ 
gungen, die ſich hieraus ergeben mußten, ſucht die auf 
Grund des 8 3 Ermädt®. erlaſſene Bekanntmachung 
zu begegnen. Sie unterſcheidet zwiſchen Rechtsanwälten 
und anderen Prozeß bevollmächtigten. Für die letzteren 
ſoll auch in Zukunft die Vorſchrift des 8 172 gelten. 
Um aber Weiterungen vorzubeugen, die ſich aus der 
Einziehung des Prozeßbevollmächtigten ergeben könnten, 
bringt 84 VO. eine dem 8 177 ZBO. entſprechende 
Vorſchrift: Das Prozeßgericht hat auf Antrag zu be⸗ 
willigen, daß eine Zuſtellung, die nach 88 176, 178 
3PO. an den Prozeßbevollmächtigten erfolgen müßte, 
an den Zuſtellungs bevollmächtigten und in Ermange⸗ 
lung eines ſolchen an den Gegner ſelbſt erfolgen darf. 
Ob der Prozeßbevollmächtigte Offizier iſt oder nicht, 
macht keinen Unterſchied; die Beſtimmung des 84 VO. 
gilt alſo auch in den Fällen, wo 8 172 ZPO. nicht 
anwendbar wäre. 

Völlig verſchieden von dieſen Beſtimmungen in 
8 4 für Prozeß bevollmächtigte, die nicht Rechtsanwälte 
ſind, iſt die Regelung, die in den 88 1—3 für Rechts⸗ 
anwälte vorgeſehen iſt und zwar auch für Rechtsanwälte, 
die nicht Prozeß bevollmächtigte find. $1 BO. nimmt 
für fie dem 8 172 ZPO. feine zwingende Kraft und 
läßt die Zuſtellungen nach den ſonſtigen Vorſchriften 
der Prozeßordnung zu, ſo daß Zuſtellungen an ein⸗ 
berufene Rechtsanwälte ohne Offiziersrang in der 
gleichen Weiſe bewirkt werden können wie Zuſtellungen 
an nicht einberufene Rechtsanwälte oder an einberufene 
Rechtsanwälte mit Offiziersrang. Tatſächlich iſt man 
irrtümlicherweiſe bisher ſchon vielfach ſo verfahren, 
als ob dies rechtens wäre und § 172 ZPO. keine 
zwingende Kraft hätte. Daraus müßten ſich unhalt— 
bare Zuſtände ergeben, wenn man der neuen Rege— 
lung nicht rückwirkende Kraft beilegen würde. Man 
denke z. B. an ein nicht nach $ 172 zugeſtelltes Scheidungs⸗ 
urteil: die geſchiedenen Gatten haben inzwiſchen 
vielleicht wieder geheiratet; ihre Ehe wäre nichtig! 


or 


2 


Die deshalb in §1 Abſ 2 vorgeſehene Rückwirkung 
bezieht ſich auf alle nach dem 31. Juli 1914 vorge⸗ 
nommenen Zuſtellungen. Die Wirkungen einer zwiſchen 
den Parteien etwa ergangenen rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob eine Zuſtellung wirkſam iſt, 
werden durch die Vorſchrift des Abſ. 2 nicht beein⸗ 
trächtigt. Sit z. B. die Berufung gegen ein Urteil 
als unzuläſſig verworfen worden, weil die Aru 
des Urteils unwirkſam ſei, ſo kann die auf Grun 
einer weiteren Zuſtellung eingelegte Berufung nicht 
deshalb verworfen werden, weil nunmehr die erſte 
Zuſtellung als wirkſam erachtet werden müſſe. 


Andererſeits find Fälle denkbar, wo ein Be⸗ 
teiligter die nicht nach 8 172 erfolgte Zuſtellung als 
unwirkſam erkannt und ſein Verhalten darnach ein⸗ 
gerichtet hat. Den Unbilligkeiten, die ſich in einem 
ſolchen Fall aus der Rückwirkung des 8 1 ergeben 
könnten, will die Vorſchrift des S 2 vorbeugen. Iſt 
durch eine nach 8 1 Abſ. 2 als wirkſam geltende Zus 
ſtellung eine Friſt in Lauf geſetzt worden, gegen deren 
e nach geſetzlicher Vorſchrift Wiederein⸗ 

en vorigen Stand gewährt werden kann 
(vgl. $ 233 ZPO.; 88 44, 431, 455, 461 StPO.; 8 22 
Abſ. 2, 8 29 Abſ. 4, 88 92, 96, 137 FJGG.), fo tft auf 
Antrag die Wiedereinſetzung zu erteilen, wenn die 
Einlegung eines Rechtsmittels oder eine ſonſtige Hand⸗ 
lung im Vertrauen auf die Unwirkſamkeit der Zus 
ſtellung unterlaſſen worden iſt. Darüber, ob dieſe 
Vorausſetzungen vorliegen, ſoll das Gericht nach freier 
Überzeugung befinden. Der Antrag auf Wiederein⸗ 
ſetzung iſt abweichend von ſonſtigen Fällen der Wieder⸗ 
einſetzung (vgl. 8 234 Abſ. 3 ZPO.; 8 22 Abſ. 2 Satz 4 
FGG.) auch dann noch zulaͤſſig, wenn ſeit Ablauf der 
verſaͤumten Friſt ein Jahr vergangen iſt (8 2). 
Vorſchrift des 83 hat den Fall im Auge, daß nach 
einer gemäß den bisherigen Vorſchriften unwirkſamen 
Zuſtellung eine weitere Zuſtellung vorgenommen 
worden iſt, die nach den bisherigen Vorſchriften wirk⸗ 
ſam iſt, und daß auf dieſe weitere Zuſtellung hin 
ein Rechtsmittel eingelegt oder eine ſonſtige Handlung 
vorgenommen worden iſt. In einem ſolchen Falle 
muß ohne weiteres angenommen werden, daß die 
Partei, wenn ſie die Handlung, nach der erſten Zu⸗ 
ſtellung gemeſſen, verſpätet vorgenommen hat, dieſe 
Zuſtellung für unwirkſam und nur die zweite Zu⸗ 
ſtellung für maßgebend gehalten hat. Hier würde es 
alſo nur unnötige Weiterungen verurſachen, wollte 
man die Wahrung der Friſt durch Wiedereinſetzung 
herbeiführen. Nach 8 3 ſoll deshalb eine Handlung 
als nicht verfpätet gelten, wenn die vorgeſchriebene 
Friſt, von der weiteren Zuſtellung an gerechnet, ein⸗ 
gehalten worden iſt. Wenn z. B. ein Urteil unter 
Außerachtlaſſung des 8 172 ZPO. am 1. April 1915 
zugeſtellt und die Zuſtellung dann gemäß 8 172 am 
1. Juni 1915 wiederholt worden iſt, ſo ſoll eine am 
15. Juni 1915 eingelegte Berufung ohne weiteres als 
rechtzeitig erfolgt gelten. — 

Drei Bekanntmachungen, deren Bedeutung haupt⸗ 
ſächlich auf wirtſchaftlichem Gebiete liegt, ſeien hier 
erwähnt wegen der Beſtimmungen, die fie über 
die Einwirkung von Höchſtpreiſen auf Verträge und 
zwar beſonders auf ſchwebende Lieferungs verträge 
enthalten. 


Zunächſt die RVO. vom 6. Januar 1916 
betreffend Saatkartoffeln. Bisher iſt bei 
der Preisregelung für Kartoffeln auf die Saatkar⸗ 
toffeln keine Rückſicht genommen geweſen; ſie durften 
nur zu den Höchſtpreiſen verkauft werden. Ein An⸗ 
reiz, die Saatkartoffeln beſonders vorſichtig zu be⸗ 
handeln und auszuleſen, liegt nur vor, wenn dafür 
höhere Preiſe als für andere Kartoffeln verlangt 
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werden dürfen; nur dann iſt einige Sicherheit gegen 
die Gefahr geboten, daß ſich ein Handel mit weniger 
geeigneten Saatkartoffeln eindrängt und Kartoffeln 
von geringem Anbauwert zu Saatzwecken verwendet 
werden. Die BO. hebt deshalb die Höchſtpreiſe für 
Kartoffeln, wie fie in der BO. vom 28. Oktober 1915 
feſtgeſetzt ſind, für Saatkartoffeln auf, aber nicht 
ſchrankenlos, ſondern nur für Verträge zwiſchen be⸗ 
ſtimmten Perſonenklaſſen, zwiſchen dem Erzeuger und 
Landwirten uſw. Aus Billigkeitsgründen hebt 8 7 
die Verträge auf, die nach dem 28. Oktober 1915 zu 
Höchſtpreiſen abgeſchloſſen worden ſind, ſoweit nicht 
die Lieferung bei Inkrafttreten der neuen Verordnung 
ſchon erfolgt war, und das gleiche gilt für Verträge, 
die zwar vor dem 29. Oktober 1915 zu einem höheren 
als dem in der VO. vom 28. Oktober feſtgeſetzten 
Höchſtpreis abgeſchloſſen worden ſind, die aber nach 
8 1 BRBO. vom 11. November 1915 (RG Bl. S. 758) 
als zum Höchſtpreis abgeſchloſſen gelten. 


Die BR BO. vom il. Januar 1916 über 
künſtliche Düngemittel (RGBl. S. 13) enthält 
in 8 13 für die Einwirkung ihrer Höchſtpreisfeſt⸗ 
ſetzungen auf laufende Verträge eine dem 8 1 BRV O. 
vom 11. November 1915 (RG Bl. S. 758) entſprechende 
Regelung und 8 14 der BRVO. vom 13. Januar 
1916 über Käſe (RGBl. S. 31) beſtimmt, daß 
dieſe VO. vom 11. November v. Js. auf Verträge 
über die Lieferung von Käſe entſprechend anzuwen⸗ 
den iſt. 
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Die Niederſchlagung von Strafverfahren, eine dem 
bayeriſchen Rechte fremde Form der Begnadigung 
(vgl. Tit. VIII SA der Verfaſſung), iſt durch das 
bayer. Geſetz vom 4. Dezember 1915 (GBl. 727) zu⸗ 
gunſten der Teilnehmer an dem gegenwärtigen Kriege 
zugelaſſen worden. Auf Grund des neuen Geſetzes 
iſt auch am 7. Januar bereits ein allgemeiner Gnaden⸗ 
erlaß ergangen; die zu ſeiner Ausführung nötigen Anord⸗ 
nungen enthält eine Juſtizminiſterialbekanntmachung 
vom gleichen Tag (JMBl. S. 1 ff.). Ueber die innere 
Berechtigung dieſer Maßregel iſt wohl kein Wort zu 
verlieren. Was die praktiſche Ausführung anlangt, ſo 
iſt das Gebiet des Niederſchlagungsrechts mit manchen 
e durchſetzt (vgl.. Heimberger, Abolitions⸗ 
recht, 1901). Anderſeits iſt die ſpitzfindige Austragung 
von Rechtsfragen wohl nirgends weniger am Platze 
als bei der Durchführung eines allgemeinen Gnaden⸗ 
erlaſſes. Der Gedanke, der ihm zugrunde liegt, muß 
auch ſeine Durchführung beherrſchen. Ihm würde es 
z. B. widerſtreiten, wollte man in Fällen, in denen 
das Hauptverfahren ſchon eröffnet iſt, den Angeklagten, 
der Leib und Leben für das Wohl des Vaterlands 
eingeſetzt hat und gegen den deshalb durch die Gnade 
des Königs das Strafverfahren ee iſt, 
nach der Rückkehr aus dem Felde noch auf die An⸗ 
klagebank ſetzen, nur damit — im Namen Seiner 
Majeſtät desſelben Königs — irgend einer Theorie 
zuliebe dem unanfechtbar gewordenen Eröffnungs⸗ 
beſchluß des beſchließenden Gerichts die damit angeb⸗ 
lich unabwendbar gewordene „richterliche Kognition“ 
des „erkennenden“ Gerichts folge; u. E. darf das Ge⸗ 
richt nicht nur in ſolchen Fällen das Hauptverfahren 
ohne Hauptverhandlung erledigen, ſondern es muß 
ſogar dieſen Weg einſchlagen. 
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Erläuterungen zum bayeriſchen 
Vollmachtſtempel. 


Bon Hermann von Schmidt, Miniſterialrat im K. bayer. 
Staatsminiſterium der Finanzen. 


Einleitung. 


Die Beſteuerung der Vollmachten in Bayern 
iſt durch das Stempelgeſetz vom 21. Auguſt 1914 
(GVBl. S. 488) auf eine völlig neue Grundlage 
geſtellt worden. Die Vorſchriften des Gebühren⸗ 
geſetzes über die Beſteuerung von Vollmachten 
bezogen ſich nur auf notariell beurkundete Voll⸗ 
machten und ſolche von einem Notar beglaubigte 
Vollmachten, zu denen der Notar den Entwurf ge⸗ 
fertigt hatte (Art. 172, 176 a Abſ. 1 Satz 2 
GebG.). Das Gebührengeſetz legte demnach das 
entſcheidende Gewicht auf die Mitwirkung eines 
Notars. Privatſchriftliche Vollmachten, notariell 
beglaubigte Vollmachten, deren Entwurf nicht 
vom Notar herrührte, ferner von Gerichten oder 
Verwaltungsbehörden beurkundete Vollmachten 
waren nicht zum Gegenſtande der Gebührenbe⸗ 
wertung gemacht und demgemaͤß gebührenfrei. 
War dagegen eine Vollmacht notariell beurkundet 
oder von einem Notar entworfen und beglaubigt, 
ſo unterlag ſie der Gebühr, ohne daß es weiter 
darauf anzukommen hatte, welches der Gegenſtand 
der Vollmacht war, insbeſondere ob fie ſich auf 
die Vornahme von Geſchäften bei Gerichten oder 
Behörden oder auf die Vornahme ſonſtiger Ge⸗ 
ſchäfte bezog. Hier iſt infolge des Stempelgeſetzes 
eine durchgreifende Aenderung eingetreten. Nach 
Art. 1 Stempel®. unterliegen die im Stempel: 
tarif aufgeführten Urkunden dem dort dafür be⸗ 
ſtimmten Stempel. Die Tariſſtelle 43 des Stempel: 
tarifs aber erklärt als ſtempelpflichtige Gegen⸗ 
ſtände: „Vollmachten, Ermächtigungen und 
Aufträge zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher 
Natur bei Gericht oder Behörden“. Die Stempel⸗ 


pflicht erſtreckt ſich demnach einerſeits nur auf be⸗ 
ſtimmt geartete Vollmachten uſw., nämlich auf 
ſolche, die zur Vornahme von Geſchäften recht⸗ 
licher Natur bei Gericht oder Behörden ermädhtigen. 
Andererſeits iſt es für die Verpflichtung zur Ent⸗ 
richtung des Stempels ohne Belang, in welcher 
Weiſe die Vollmacht uſw. beurkundet iſt. Die 
Tarifſtelle 43 bezieht ſich, wie ſchon ihre Faſſung 
ergibt, nicht nur auf notariell beurkundete oder 
notariell beglaubigte Vollmachten, ſondern ebenſo 
auch auf Vollmachten, die von Behörden oder 
Beamten beurkundet oder überhaupt nur privat⸗ 
ſchriftlich errichtet ſind. Nur dann, wenn eine 
Vollmacht aus beſonderen Gründen einer be⸗ 
ſtimmten Form z. B. der notariellen Beurkundung 
oder Beglaubigung bedarf, iſt fie erſt ſtempel⸗ 
pflichtig, wenn auch dieſer Form genügt iſt. Eine 
privatſchriftliche Vollmacht, die zur Vornahme von 
Grundbuchgeſchäften ermächtigt, iſt daher erſt ſtempel⸗ 
pflichtig, wenn ſie notariell beglaubigt iſt. 


Gegenſtand der Stempel pflicht. 


Den Gegenſtand der Beſteuerung nach der 
Tarifſtelle 43 bilden Vollmachten, Ermächti⸗ 
gungen und Aufträge zur Vornahme von Ge— 
ſchaͤften rechtlicher Natur bei Gericht oder Behörden. 

Der Begriff der Vollmacht iſt weder in der 
Tarifſtelle 43 noch ſonſt im Stempelgeſetze näher 
umſchrieben. Die Motive ſagen jedoch, daß ſich 
dieſer Begriff aus $ 166 Abſ. 2, $ 167 Abſ. 1 
BGB. ergebe. Darnach iſt die Vollmacht eine 
durch Rechtsgeſchäft erteilte Vertretungsmacht, die 
durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmaͤchti— 
genden oder dem Dritten, dem gegenüber die Ber: 
tretung ſtattfinden ſoll, begründet wird. Eine 
Vollmacht in dieſem Sinne liegt daher nur vor, 
wenn die Erteilung der Vertretungsmacht auf dem 
freien rechtsgeſchäſtlichen Entſchluſſe des Vollmacht⸗ 
gebers beruht. Eine Beſtätigung darüber, daß 
eine geſetzliche Vertretungsmacht beſteht, (3. B. die 
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Beſtallung des Vormundes) iſt keine Vollmacht 
im Sinne der Tarifſtelle 43. Die Erteilung einer 
Vollmacht iſt ein abſtraktes Rechtsgeſchäſt, es 
liegt ihr naturgemäß immer ein Kauſalgeſchäft 
zugrunde. Dieſes kann ein Geſellſchaſtsvertrag, 
ein Dienſtvertrag, ein Auftrag (8 662 BGB.) u. 
dgl. fein. Die Tariſſtelle 43 bezieht ſich jedoch 
nur auf das abſtrakte Geſchäft der Vollmacht⸗ 
erteilung. Wenn im Eingange der Tariſſtelle 43 
auch von Ermächtigungen und Aufträgen die Rede 
iſt, ſo iſt dies, wie ſich aus den Motiven ergibt, 
lediglich deshalb geſchehen, um auch ſolche Voll⸗ 
machten zu treffen, die in die Form einer Er⸗ 
machtigung oder eines Auftrags gekleidet find, in 
denen alſo z. B. ſtatt „ich bevollmächtige“ geſagt 
iſt „ich ermächtige“ oder „ich beauftrage“. 

Die Vollmacht muß, wenn die Tariſſtelle 43 
auf ſie Anwendung finden ſoll, zur Vornahme 
von Geſchäften rechtlicher Natur bei Gericht oder 
Behörden ermächtigen. Um Geſchäfte rechtlicher 
Natur handelt es ſich nicht, wenn die Vollmacht 
lediglich ermächtigt, für den Vollmachtgeber das 
Grundbuch, das Handelsregiſter oder ſonſtige öffent⸗ 
liche Bücher einzuſehen, oder bloße Erkundigungen 
einzuziehen. Dagegen iſt die Empfangnahme von 
Geld ein Geſchäft rechtlicher Natur. Unter Be: 
richten und Behörden im Sinne der Tariſſtelle 43 
ſind nicht bloß bayeriſche, ſondern auch außer⸗ 
bayeriſche Gerichte und Behörden zu verſtehen (vol. 
Abſ. II der Tariſſtelle 43). Zu den Gerichten ge: 
hören nicht nur die ordentlichen Zivil- und Straf⸗ 
gerichte, ſondern auch die Verwaltungsgerichte. 
Auch allenfallſige Sondergerichte, ſtändige Schieds⸗ 
gerichte u. dgl. würden als Gerichte im Sinne der 
Tarifſtelle 43 anzuſehen ſein (in Bayern beſtehen 
allerdings ftändige Schiedsgerichte nicht; Vollmachten 
für das Verfahren vor den Gewerbe⸗ und den 
Kaufmannsgerichten find nach Abſ. 7 Ziff. 5 
ſtempelfrei'). Was den Begriff „Behörden“ in 
der Tarifſtelle 43 betrifft, ſo kommt in Betracht, 
daß die Tarifſtelle nicht etwa bloß von Staats⸗ 
behörden, ſondern allgemein von Behörden ſpricht. 
Man wird daher daran feſtzuhalten haben, daß 
die Tarifſtelle ſtaatliche wie gemeindliche Behörden 
jeder Art im Auge hat und zwar gemeindliche 
Behörden nicht etwa bloß inſoweit, als ſie ſtaat⸗ 
liche Geſchäfte beſorgen d. h. im ſog. übertragenen 
Wirkungskreiſe tätig ſind. Als Behörden im Sinne 
der Tarifſtelle 43 werden mithin die ſtaatlichen 
Behörden der inneren Verwaltung, der Juſtiz⸗ 
verwaltung, der Finanzverwaltung einſchließlich 
der Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern 
und der Staatsſchuldenverwaltung, die Behörden 
der Staatsbauverwaltung, der Forſtverwaltung, 
der Poſt⸗ und Eiſenbahnverwaltung, der Mili⸗ 
tärverwaltung, die Behörden der Gemeinden 
(Magiſtrate, ſtaͤdtiſche Bauämter u. dgl.) zu 
gelten haben. Auch die öffentlichen Kaſſen des 
Staates und der Gemeinden werden als Behörden 
im Sinne der Tarifſtelle 43 anzuſehen ſein. Die 


Einfügung der Worte bei „Gericht oder Behörden“ 
in die Tariſſtelle 43 durch den Landtag iſt der 
Abficht entſprungen, die Stempelpflicht der Voll: 
machten auf den amtlichen Verkehr (bei Gerichten 
oder Behörden) zu beſchränken, den rein privaten 
Geſchäftsverkehr aber, wie z. B. den Bankverkehr 
u. dgl. von der Stempelpflicht auszunehmen (vgl. 
die Aeußerung des Berichterſtatters der Abgeordneten⸗ 
kammer Dr. Einhauſer in der öffentlichen Sitzung 
vom 31. Juli 1914 — ſtenogr. Bericht Bd. 12 
S. 382). Der Verkehr der Reichsbank, der K. Bank 
und ihrer Anſtalten mit dem Publikum iſt ein 
reiner Privatgeſchaͤftsverkehr. Die Reichsbank, 
die K. Bank und ihre Anſtalten gelten daher 
nicht als Behörden im Sinne der Tarifſtelle 43 
(Vollzvorſchr. Ziff. 64). Das gleiche wird aus dem 
gleichen Grund auch für die Verwaltungen ſtaat⸗ 
licher oder gemeindlicher Gewerbebetriebe (z. B. 
K. Hofbrauamt, K. Hüttenwerke — die ſtaatlichen 
oder gemeindlichen Bauämter ſind nicht Ver⸗ 
waltungen gewerblicher Betriebe, ſondern techniſche 
Staats⸗ oder Gemeindebehörden) zu gelten haben. 
Nach den VollzwVorſchr. (Ziff. 64) gelten auch die 
Gerichtsvollzieher, und die Notare, dieſe hinſichtlich 
der von ihnen vorzunehmenden öffentlichen Be⸗ 
urkundungen und Beglaubigungen und der damit 
zuſammenhängenden Geſchäfte nicht als Behörden 
im Sinne der Tariſſtelle 43. Dagegen wird ein 
Notar, ſoweit er die Auseinanderſetzung eines 
Nachlaſſes vermittelt oder als Verſteigerungs⸗ 
beamter bei der Zwangsverſteigerung eines Grund⸗ 
ſtücks tätig iſt, als Behörde anzuſehen ſein. 

Für die Beurteilung, ob eine Vollmacht vor⸗ 
liegt, die zur Vornahme von Geſchäſten rechtlicher 
Natur bei Gerichten oder Behörden ermächtigt, iſt 
ausſchließlich der Inhalt der Urkunde maßgebend 
(Art. 8 Abſ. J Satz Stempel G.). Daß der Vertreter 
berechtigt iſt, den Vollmachtgeber bei Gericht oder 
Behörden zu vertreten, muß ſich alſo aus der Voll⸗ 
machtsurkunde ergeben. Ausdrücklich ausgeſprochen 
braucht es jedoch darin nicht gerade unter allen 
Umſtänden zu ſein, es genügt z. B., daß der Ver⸗ 
treter in einer beſtimmten Angelegenheit zu allen 
Handlungen ermächtigt wird oder daß die Vollmacht 
eine Generalvollmacht iſt, die zu den Geſchaften 
ermächtigt (vol. Abſ. 1b der Tariſſtelle 43). 


Höhe des Stempels. 

Der Vollmachtſtempel der Tarifſtelle 43 iſt 
ein abgeſtufter Fixſtempel. Er beträgt bei einem 
Werte des Gegenſtandes von mehr als 150 M aber 
nicht mehr als 600 M fünfzig Pfennig und ſteigt bis 
zu 10 M bei einem Gegenſtandswerte von mehr 
als 15000 H. Nur dann, wenn die Vollmacht 
eine Generalvollmacht iſt, ſteigt der Stempel über 
den Betrag von 10 M hinaus noch weiter und 
zwar werden erhoben bei einem Gegenſtandswerte 
von mehr als 15000 M aber nicht mehr als 
100000 M 15 M, bei einem Gegenſtandswerte 
von mehr als 100000 M 20 M. Generalvoll⸗ 
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machten find ſolche Vollmachten, die zu allen Ge⸗ 
ſchäften oder gewiſſen Gattungen von Geſchaͤften 
ermächtigen und ſich dabei entweder auf das ganze 
Vermögen des Vollmachtgebers oder wenigſtens auf 
einen beſtimmten Vermögenskomplex z. B. auf einen 
Nachlaß, ein Handelsgeſchäft u. dergl. beziehen. Eine 
Vollmacht, die zu allen Geſchäften oder gewiſſen 
Gattungen von Geſchäften nur hinſichtlich eines be⸗ 
ſtimmten einzelnen Gegenſtandes z. B. eines Hauſes 
oder in einer Einzelangelegenheit ermächtigt, iſt 
leine Generalvollmacht. Eine Generalvollmacht 
liegt auch nicht vor, wenn der Vollmachtgeber den 
Bevollmächtigten allgemein ermächtigt, nur eine 
Gattung von Geſchäften für ihn vorzunehmen z. B. 
ſeine Prozeſſe zu führen, ſeine Steuerreklamationen 
zu beſorgen. 

Wenn die Vollmacht nach ihrem Inhalt aus⸗ 
ſchließlich zu Geſchaͤften außerhalb Bayerns er: 
mächtigt, wird nur der halbe Stempel erhoben 
(Abſ. 2 der Tariſſtelle 43). Aus der Stellung 
dieſer Vorſchrift in der Tarifſtelle wird abzuleiten 
fein, daß fie ſich nur auf den nach Abſ. I be: 
rechneten (fix abgeſtuften Stempel) nicht auch auf 
die Stempel zu 1—50 M und 2 M nach Abſ. III. IV 
bezieht. Bei dem Stempel der niedrigſten Stufe 
(50 Pfennig) kann übrigens die Vorſchrift nicht 
zur Geltung kommen, da der Mindeſtbetrag des 
Stempels nach Art. 23 Stempel G. fünfzig Pfennig 
beträgt, der Stempel daher unter dieſen Betrag 
nicht herabfinken kann. 

Steht der Bevollmächtigte in einem Dienft-, 
Anſtellungs⸗ oder Geſellſchaftsverhältniſſe zum Voll⸗ 
machtgeber und iſt die Vollmacht mit Rückſicht 
auf dieſes Verhaltnis erteilt, ſo iſt der Höchſt⸗ 
betrag des Stempels nur 1.50 K. Das gleiche 
gilt, wenn der Bevollmächtigte der Ehegatte des 
Vollmachtgebers oder mit ihm in gerader Linie 
verwandt iſt oder als Familienangehöriger den 
Hausſtand des Vollmachtgebers teilt; hierher ge: 
hören z. B. in der Familie lebende Pflegekinder, 
zuſammenlebende Geſchwiſter oder entferntere 
Seitenverwandte oder Verſchwägerte (Abſ. III der 
Tarifſtelle). Auch dieſe Vorſchrift würde nach 
ihrer Stellung in der Tarifſtelle nur auf den 
nach Abſ. J zu berechnenden abgeſtuften Stempel 
zu beziehen ſein. In den Vollzugsvorſchriften 
(Ziff. 64 Abſ. V) iſt jedoch geſtattet, daß der Höchſt⸗ 
betrag von 1.50 M auch in den Fällen des Abſ. IV 
der Tarifſtelle Anwendung findet. Unter einem 
Dienſt⸗ oder Anſtellungsverhältnis iſt nicht nur 
ein öffentliches (Staats⸗, Gemeindedienſt) ſondern 
auch ein privates Dienſt⸗ oder Anſtellungsverhältnis 
zu verſtehen. Die Vollmacht muß jedoch „mit 
Rückſicht“ auf dieſes Dienſt⸗ oder Anſtellungs⸗ 
verhältnis oder „mit Rückſicht“ auf das beſtehende 
Geſellſchaftsverhältnis (offene Handelsgeſellſchaft, 
Geſellſchaft nach 8 705 BGB., Geſellſchaft m. b. H. 
uſw.) erteilt ſein, d. h. es muß ein Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Dienſt⸗, Anſtellungs- oder Ge: 
ſellſchaftsverhältnis und dem Geſchäft beſtehen, 
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zu dem bevollmächtigt wird, dergeſtalt, daß 
ſich das Geſchäft, zu dem ermächtigt wird, ge⸗ 
wiſſermaßen als ein Ausfluß des Dienſt⸗ oder 
Anſtellungsverhältniſſes oder des Geſellſchafts⸗ 
verhaͤltniſſes darſtellt. Die Ermächtigungsbe⸗ 
ſtimmung findet alfo keine Anwendung in Fallen, 
in denen zu einem Geſchäft ermächtigt wird, das 
mit dem Dienſt⸗, Anſtellungs⸗ oder Geſellſchafts⸗ 
verhaͤltniſſe nichts zu tun hat (alſo z. B. zu einem 
Geſchäft in einer reinen Privatangelegenheit des 
anderen Geſellſchafters). Daß die Vorausſetzungen 
für eine Stempelermäßigung nach Abſ. III der Tarif: 
ſtelle gegeben ſind, muß ſich nicht gerade aus der 
Vollmachtsurkunde ergeben, es kann dies auch auf 
andere Weiſe feſtgeſtellt werden. 

Ein fixer Stempel von 2 M iſt feſtgeſetzt für 
Vollmachten, bei denen der Wert des Gegenſtandes 
nicht ſchätzbar iſt, ſowie für Vollmachten, die zur 
Vertretung in einem Strafverfahren ermächtigen. 
Als Strafverfahren in dieſem Sinne gelten nicht 
nur die Offizialſtrafſachen, ſondern auch die Privat⸗ 
klageſachen. Nicht ſchätzbar d. h. in Geld ſchätz⸗ 
bar iſt der Wert des Gegenſtandes einer Voll⸗ 
macht dann, wenn er nicht nach den Vorſchriften 
in den Art. 27 bis 34 Stempel G. ermittelt werden 
kann. Dies trifft insbeſondere zu bei nichtver⸗ 
mögensrechtlichen Gegenſtänden d. h. bei Gegen⸗ 
ſtänden des Familienrechts, die nicht auf eine 
Leiſtung von Geld oder Geldeswert hinauslaufen. 
Die Berechnung der Gerichtskoſten aus ſolchen 
Gegenſtänden erfolgt nach 8 10 des Reichs⸗Ge⸗ 
richtskoſtengeſetzes, dagegen gelten dieſe Gegenſtände 
ſür die Berechnung des Vollmachtſtempels als 
nicht ſchätzbar. Nicht ſchätzbar iſt der Gegenſtand 
auch bei Klagen auf Herausgabe von Urkunden, 
dann häufig bei einſtweiligen Verfügungen, ferner 
bei Anträgen auf Erteilung gewerblicher Erlaub⸗ 
niſſe u. dergl., endlich überhaupt überall da, wo 
an Stelle einer Wertsermittelung nach den Vor⸗ 
ſchriften des Stempelgeſetzes zu einer Schätzung 
nach freiem Ermeſſen gegriffen werden müßte. 

Für die Beurteilung der Frage, was als Gegen⸗ 
ſtand der Vollmacht anzuſehen iſt, iſt ausſchließ⸗ 
lich der Inhalt der Urkunde maßgebend; in dieſer 
Beziehung dürfen außerhalb der Urkunde liegende 
Umſtände nicht berückſichtigt werden (Art. 8 Abſ. I 
Satz 1 Stempel.); insbeſondere iſt es gegenüber 
dem Inhalt der Urkunde ohne Belang, wozu die 
Vollmacht tatſächlich gebraucht wird. So z. B. iſt 
eine Generalvollmacht als ſolche zu verſteuern, 
auch wenn ſie tatſächlich nur in einer Angelegen⸗ 
heit gebraucht wird, deren Gegenſtandswert nicht 
mehr als 150 M beträgt. Dagegen iſt der Wert 
des Gegenſtandes unter Umſtänden auch auf Grund 
außerhalb der Urkunde liegender Tatſachen zu er: 
mitteln. Für die Wertsermittelung ſind die Vor— 
ſchriſten des Stempelgeſetzes (Art. 27 ff.), nicht 
die zum Teil abweichenden Beſtimmungen der 
Reichs zivilprozeßordnung maßgebend. Darnach 
entſcheidet, wenn es ſich um den Beſitz einer Sache 


— 


handelt, der gemeine Wert (Verkaufswert) ohne 
Abzug der Schulden. Bei Geldforderungen gilt 
als Wert der Nennbetrag, ohne daß auf die Ein⸗ 
bringlichkeit Rückſicht genommen wird (bei kurs⸗ 
habenden Wertpapieren der Tageskurs). Bei Geld⸗ 
forderungen werden Zinſen, Koſten und ſonſtige 
Nebenleiſtungen in den ſtempelpflichtigen Gegen⸗ 
ſtand nicht mit einbezogen; für Vollmachten in 
Steuerreklamationsſachen iſt daher der Stempel 
nur aus dem ſtrittigen Steuerbetrag ohne Ein⸗ 
rechnung der Kreis⸗ und Gemeinde⸗Umlagen zu 
berechnen. Bei wiederkehrenden Nutzungen oder 
Leiſtungen iſt der Wert für die Gerichtskoſten 
nach 8 9 der Reichszivilprozeßordnung mit 8 9a 
des Reichsgerichtskoſtengeſetzes, für den Vollmacht⸗ 
ſtempel dagegen nach Art. 31 bis 33 Stempel. 
zu berechnen. Darnach iſt, wenn es ſich um das 
Beſtehen eines Miet: oder Pachtverhäaͤltniſſes handelt, 
der Gegenſtand nicht gleich dem einjährigen Be⸗ 
trag des Miet⸗ oder Pachtzinſes (vgl. ga RGKG.), 
ſondern nach Art. 33 Stempel®. und der zuge⸗ 
hörenden Tabelle zu berechnen; ähnlich iſt bei 
Alimentenanſprüchen der Wert des Gegenſtandes 
nicht gleich dem fünffachen des einjährigen Bezugs 
(8 98 RG K.), ſondern ebenfalls nach Art. 33 
Stempel G. und der dortigen Tabelle zu berechnen; 
nur kommt hier auch die Vorſchrift im Satz 2 
des Art. 33 Stempel G. in Betracht. 

Der Wert des Gegenſtandes einer General⸗ 
vollmacht, die ſich auf die Geſamtheit der ver⸗ 
mögensrechtlichen Beziehungen des Vollmachtgebers 
erſtreckt, iſt gleich dem geſamten gegenwärtigen 
Vermögen des Vollmachtgebers ohne Abzug der 
Schulden (künftiges Vermögen bleibt außer Be⸗ 
tracht); der Wert des Gegenſtandes einer auf einen 
beftimmten Vermögenskomplex beſchränkten General: 
vollmacht iſt gleich dem Werte dieſes Vermögens⸗ 
komplexes ohne Abzug der Schulden. 


Befreiungen. 


Nach Abſ. 7 der Tarifſtelle 43 ſind vom 
Vollmachtſtempel befreit: die Vollmachten, die 
lediglich zur Entgegennahme von Ladungen, Yu: 
ſendungen oder Schriftſtücken bevollmächtigen (alſo 
insbeſondere die Poſtvoll machten), die Vollmachten 
im Poſtſcheckverkehr, die Vollmachten für Ein⸗ 
tragungen im Reichs⸗ oder Staatsſchuldbuch, die 
Vollmachten für das Verfahren vor den Gewerbe⸗ 
und den Kaufmannsgerichten, die Untervollmachten. 
Die Befreiung der Untervollmachten hat jedoch 
zur Vorausſetzung, daß die urſprüngliche Vollmacht 
verſteuert (d. h. mit dem Vollmachtſtempel oder 
früher mit der im Falle der notariellen Beurkun⸗ 
dung oder der Beglaubigung einer vom Notar 
entworſenen Vollmacht geſchuldeten Gebühr für nota⸗ 
rielle Vollmachten zu 2 M gemäß Art. 172, 176 a 
Abſ. 1 Satz 2 Geb. verſteuert) oder ſteuerfrei iſt 
(d. h. frei vom Vollmachtſtempel oder früher, weil 
lediglich privatſchriftlich errichtet oder bloß notariell 
beglaubigt, ohne daß der Notar den Entwurf ge: 


56 geitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 4 u. 5. 


fertigt hat, frei von der Gebühr des Art. 172 Geb.) 
und daß ein entſprechender Vermerk hierüber ſich auf 
der Untervollmacht befindet. Fehlt dieſer Vermerk, 
ſo iſt die Steuerbehörde berechtigt, den Stempel 
für die Untervollmacht trotz Vorliegens der nota⸗ 
riellen Befreiungsvorausſetzungen zu erheben. Die 
Vollmacht, die der Prozeßbevollmächtigte gemäß 
881 RZ3PO. einem Anwalt für die höhere In⸗ 
ſtanz ausſtellt, gilt als Untervollmacht. Dagegen 
liegt nicht eine Untervollmacht, ſondern eine ge⸗ 
wöhnliche Prozeßvollmacht vor, wenn ein General⸗ 
bevollmächtigter für ſeinen Vollmachtgeber einen 
Prozeßbevollmächtigten beſtellt. 

Weitere Befreiungen vom Vollmachtſtempel 
ergeben ſich jedoch noch aus Art. 3 und 4 des 
Stempelgeſetzes. Befreiungen dieſer Art ſind: die 
perſönliche Befreiung der Armenverbände (Art. 14 
Abſ. I Armen.), die perſönliche Befreiung der 
Hagel⸗, Vieh-, Pferde⸗Verſicherungsanſtalt (Art. 22 
Hagel VerſGeſ., Art. 19 Vieh VerſGeſ., Art. 19 
Pferde VerſGeſ., GVBl. 1910 S. 180, 187, 193), 
die Befreiung der Auflaſſungsvollmachten nach 831 
der Grundbuchordnung (wenn die Auflaſſung beim 
Grundbuchamt erklart, das obligatoriſche Rechts⸗ 
geſchäft aber bei einem Notar beurkundet iſt), die 
Befreiung für privatſchriftliche Vollmachten, die 
in Verſicherungsangelegenheiten nach der Reichs⸗ 
Verſicherungsordnung zum Ausweiſe und zu Nach⸗ 
weiſungen erforderlich werden ($ 138 RVO.), die 
Befreiung der Armenrechtsvollmachten ($ 115 
RZ3P O.). 

Der Vollmachtſtempel gehört für die An⸗ 
wendung der Beſtimmungen der Reichszivilprozeß⸗ 
ordnung über das Armenrecht zu den Gerichts⸗ 
koſten (vgl. 115 Ziff. 1 R3ZPO. „Gerichtskoſten 
einſchließlich der ... Stempelſteuer“). Die Wirkungen 
der Bewilligung des Armenrechts erſtrecken ſich da⸗ 
her auf den Vollmachtſtempel (vgl. 8 115 Ziff. 1, 
8 120 R3PO.). Der Vollmachtſtempel kann des⸗ 
halb auch von dem in die Prozeßkoſten verurteilten 
Gegner ohne weiteres eingehoben werden (8 123 
RZPO.). Die aus 8 115 Nr. 1 R3PO ſich 
ergebende Stempelbefreiung der Armenrechtsvoll⸗ 
machten erſtreckt ſich naturgemäß nur ſoweit, als 
die Vollmachten Prozeßvollmachten ſind, alſo über 
den Rahmen der 88 81, 82 R3PO. nicht hinaus⸗ 
gehen. Geht eine Armenrechtsvollmacht darüber 
hinaus, ſo ſteht dem Eintritte der ſofortigen Stempel⸗ 
pflicht der $ 115 Nr. 1 RZPO. nicht entgegen. 
Die Empfangnahme der vom Gegner zu erſtatten⸗ 
den Prozeßkoſten iſt durch den 8 81 R3PO. ge⸗ 
deckt, nicht aber z. B. die Empfangnahme des 
Streitgegenſtandes. Die Ermächtigung hierzu 
könnte zur ſofortigen Stempelpflicht führen, wenn 
es ſich dabei z. B. um Empfangnahme des in 
einer Geldſumme beſtehenden Streitgegenſtandes 
bei einer öffentlichen Kaſſe des Staates handeln 
würde (Vornahme von Geſchäften rechtlicher Na⸗ 
tur bei Gericht oder Behörden). 

Aus der Tariſſtelle 43 ſelbſt ergibt ſich, daß 


—— 


Vollmachten, deren Gegenſtandswerk ermittelt 
werden kann, jedoch nicht mehr als 150 M be⸗ 
trägt, ſtempelfrei find. 


Entſtehung der Stempelpflicht. Schuldner 
des Stempels. Haftung für den Stempel. 


Die Tarifſtelle 43 enthält lediglich die Be⸗ 
zeichnung des ſtempelpflichtigen Gegenſtandes ſo⸗ 
wie die Vorſchriften über die Höhe des Stempels, 
nicht aber auch Vorſchriften über die Entſtehung 
der Stempelpflicht. Hiefür find infolgedeſſen die 
allgemeinen Beſtimmungen des Stempelgeſetzes 
maßgebend. Darnach aber tritt die Stempelpflicht 
einer Vollmacht mit der Errichtung ein (Art. 7 
Abſ. I Stempel G.). Eine Ausnahme beſteht nur 
für Vollmachten, die außerhalb Bayerns ausgeſtellt 
ſind, ferner für Vollmachten, die vor dem 1. Jan. 
1915 ausgeſtellt find. Dieſe Vollmachten werden 
durch den Gebrauch in Bayern ſtempelpflichtig 
(Art. 2 Abſ. III Satz 2 Stempel G., Art. 3 Abs. III 
des Geſ. über Aenderungen im Gebührenweſen) . 
Dabei iſt unter „Gebrauch“ nur der urkundliche 
Gebrauch zu verſtehen, der darin liegt, daß die 
Vollmachtsurkunde bei Gericht eingereicht, vor⸗ 
gelegt wird, nicht auch der Gebrauch im weiteren 
Sinne, der darin liegt, daß auf Grund einer be⸗ 
reits eingereichten Vollmacht verhandelt oder ein 
Schriftſatz eingereicht wird. Die Vorſchriſt, daß 
außerhalb Bayerns ausgeſtellte Voll machten durch 
den Gebrauch in Bayern ſtempelpflichtig werden, 
findet auch auf Vollmachten Anwendung, die vor 
dem 1. Januar 1915 außerhalb Bayerns ausgeſtellt 
ſind. Iſt für Vollmachten zu beſtimmten Ge⸗ 
ſchäften eine gewiſſe Form erforderlich (3. B. notarielle 
Beurkundung oder Beglaubigung bei Vollmachten 
zu Grundbuchgeſchäften), ſo tritt die Stempel⸗ 
pflicht erſt ein, wenn die Urkunde in der erforder⸗ 
lichen Form errichtet iſt. 

Schuldner des Vollmachtſtempels iſt der Aus⸗ 
ſteller der Vollmacht, alſo der Vollmachtgeber 
(Art. 12 Abſ. I Ziff. 2 Stempel G.). Sit bei 
notariell beurkundeten Vollmachten die notarielle 
Beurkundung vom Vollmachtgeber und vom Be⸗ 
voll mächtigten veranlaßt, jo find beide Schuldner 
des Stempels (Art. 12 Ab}. I Ziff. 1, 2 Stempel G.). 
Bei Anzeigen nach Abſ. V der Tarifſtelle 43 find 
Stempelſchuldner ſowohl der Vertreter als auch 
der Vertretene, erſterer als Ausſteller der Urkunde, 
letzterer gemäß Art. 12 Abſ. II Stempel. Als 
Stempelſchuldner haftet für den Stempel auch 
jeder, der von einer ſtempelpflichtigen Vollmacht 
in Bayern Gebrauch macht, d. h. ſie beim Gericht 
oder bei der Behörde einreicht (Art. 14 Ziff. 4 
Stempel G.). Ueberall da, wo hiernach für den 
Stempel mehrere Perſonen aufzukommen haben, 
haften ſie dem Staate gegenüber als Geſamt— 
ſchuldner (Art. 13 Stempel G.); der Staat hat es 
daher in der Hand, welche der mehreren Perſonen 
er für den Stempel zunächſt in Anſpruch nehmen 
will; der Stempel für eine unverſteuert eingereichte 
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ſtempelpflichtige Anzeige nach Abſ. VJ der Tarif⸗ 
ſtelle 43 kann daher ohne weiteres zu Laſten des 
Vertretenen angeſetzt werden. Für den Vollmacht⸗ 
ſtempel haftet bei notariell beurkundeten Voll⸗ 
machten auch der beurkundende Notar. Deſſen 
Haftung iſt jedoch nur bedingt und ſubfidiär; ſie be⸗ 
ſteht nur dann, wenn der Notar die Vollmacht vor 
der Bereinigung des Stempels ausgehändigt oder 
vorgelegt hat und der Stempel von dem eigent⸗ 
lich Verpflichteten nicht beigebracht werden kann 
(Art. 39 Stempel.). 


Anzeige nach Abſ. V der Tariffſtelle 43. 


Durch Abſ. V der Tarifſtelle 43 iſt die erſtmalige 
Anzeige des Bevollmächtigten an das Gericht oder die 
Behörde, daß er im Namen ſeines Auftraggebers 
handle, ſofern ihr eine ſchriftliche Vollmacht nicht zu⸗ 
grunde liegt, einer ſchriftlichen Vollmacht gleichgeſtellt. 
Für eine ſolche Anzeige iſt daher unter der an⸗ 
gegebenen Vorausſetzung der gleiche Stempel zu 
erheben wie für eine ſchriftliche Vollmacht. Eine 
Anzeige im Sinne des Abſ. V liegt nicht bloß 
dann vor, wenn der Bevollmächtigte anzeigt, daß 
ihm der Vollmachtgeber ſeine Vertretung über⸗ 
tragen habe, ſondern auch dann, wenn der Be⸗ 
vollmächtigte in einem Schriftſatze ſich dem Ges 
richte oder der Behörde gegenüber als Vertreter 
ſeines Vollmachtgebers bezeichnet und in deſſen 
Namen einen Antrag ſtellt oder ſonſt eine Er⸗ 
klärung abgibt. Stempelpflichtig iſt jedoch nur 
die erſtmalige Anzeige des Bevollmächtigten und 
auch dieſe nur, wenn ihr nicht eine ſchrift⸗ 
liche Vollmacht zugrunde liegt. Wenn daher in 
einer Sache die erſte Anzeige (der erſte Schriftſatz) 
bereits vor dem 1. Januar 1915 eingereicht und 
deshalb ſtempelſrei iſt, geht es nicht an, den 
Stempel des Abſ. V von einem ſpaͤteren erſt unter 
der Herrſchaft des Stempelgeſetzes eingereichte 
Schriftſatze zu erheben. Liegt ferner einer Anzeige 
eine ſchriftliche Vollmacht zugrunde, jo kommt die 
Verſteuerung nach Abſ. V überhaupt nicht in Bes 
tracht, und zwar gleichviel, ob die ſchriftliche Voll 
macht verſteuert oder nicht verſteuert iſt. Es ge⸗ 
nügt, in der Anzeige anzugeben, daß ihr eine 
ſchriftliche Vollmacht zugrunde liegt; Sache der 
Steuerbehörden iſt es alsdann, die Stempelpflicht 
der Vollmacht zu prüfen und gegebenenfalls deren 
Verſteuerung herbeizuführen. 

Erheblich eingeſchränkt iſt das Anwendungs⸗ 
gebiet des Abſ. V durch den 82 RGKGG. Aus 
82 Abſ. 1 RGKG. ergibt ſich, daß in den vor 
die ordentlichen Gerichte gehörenden Rechtsſachen, 
auf welche die Zivilprozeßordnung, die Strafprozeß⸗ 
ordnung oder die Konkursordnung Anwendung 
findet, neben den in dieſem Geſetze beſtimmten Ge⸗ 
bühren Stempel und andere Abgaben nicht er— 
hoben werden dürfen. Der Vorſchrift des 8 2 
Abſ. 1 RGKG. liegt nach den Motiven zu dieſem 
Geſetze die Abſicht zugrunde jede anderweitige Be: 
ſteuerung der vorbezeichneten Verfahren, insbeſondere 
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der eigentlichen Prozeßſchriften, mit Landesabgaben 
u. dgl. auszuſchließen. 


handle, iſt aber zweifellos ein notwendiger Be⸗ 
ſtandteil des Verfahrens, eine eigentliche Prozeß⸗ 
ſchrift. Sie iſt daher in den vorbezeichneten An⸗ 
gelegenheiten der Beſteuerung mit dem Stempel 
der Tarifſtelle 43 entzogen. Hiernach iſt die An⸗ 
wendung des Abſ. V der Tariſſtelle 43 auf die 
vor die öffentlichen Gerichte gehörenden Rechts⸗ 
ſachen, für die das Verfahren in anderen Reichs⸗ 
geſetzen als in der Zivilprozeßordnung, der Straf⸗ 
prozeßordnung, der Konkursordnung oder in 
Landesgeſetzen geregelt iſt, insbeſondere auf die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, der 
Juſtizverwaltung, der inneren Verwaltung, der 
Finanzverwaltung, ſowie auf den ſonſtigen Ver⸗ 
kehr vor Behörden beſchränkt. 


Prozeßvoll machten. 


Die Prozeßvollmachten ſind zweifellos Voll⸗ 
machten, die zur Vornahme von Geſchäften recht⸗ 
licher Natur bei Gericht ermächtigen. Sie unterliegen 
daher dem Stempel der Tarifſtelle 43. Nach einigen 
Richtungen hin ergeben ſich jedoch Einſchränkungen 
der Stempelpflicht aus 82 RGKG. Nach 82 
Abſ. 2 RGKG. find Urkunden, von denen im Ver⸗ 
fahren Gebrauch gemacht wird, nur inſoweit einem 
Stempel oder einer anderen Angabe unterworfen, 
als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein würden. 
Die Motive zum Entwurfe des RGKGG. (1878) 
ſagen hiezu: „Die Produktion einer ohne ſolchen 
Gebrauch nicht oder zu geringerem Betrage ſteuer⸗ 
pflichtigen Urkunde im Prozeß darf künſtig nicht 
mehr Anlaß zur Erhebung oder Erhöhung von 
Abgaben ſein.“ Daraus ergibt ſich, daß nach 
8 2 Abſ. 2 RGKG. keineswegs etwa alle Urkunden, 
von denen im Prozeßverfahren Gebrauch gemacht 
wird (durch Einreichung), ſtempelfrei ſein ſollen; 
die Abſicht des 8 2 Abi. 2 RGKG. geht vielmehr 
nur dahin, daß die Stempelpflicht von Urkunden, 
die im Verfahren produziert werden, nicht an die 
Produktion (Gebrauch) geknüpft werden darf. Dies 
iſt in Bayern nur der Fall hinſichtlich der im 
Auslande ausgeſtellten Vollmachten, ferner hin⸗ 
ſichtlich der vor dem 1. Januar 1915 ausgeſtellten 
Vollmachten. Dieſe Vollmachten unterliegen nach 
Art. 2 Abſ. III Satz 2 Stempel G., Art. 3 Abſ. III 
des Geſetzes über Aenderungen im Gebührenweſen 
dem Stempel nur dann, wenn von ihnen in Bayern 
Gebrauch gemacht wird. In den Angelegenheiten, 
auf welche das Reichsgerichtskoſtengeſetz Anwendung 
findet, kann daher für dieſe Vollmachten der Voll: 
machtſtempel nicht erhoben werden. Dagegen iſt 
hinſichtlich aller übrigen Vollmachten die Stempel⸗ 
pflicht in Bayern nicht an den Gebrauch, ſondern 
an die Errichtung der Urkunde geknüpft (Art. 7 
Abſ. I Stempel G.); der Erhebung des Vollmacht— 
ſtempels ſteht daher der $ 2 Abſ. 2 RGKGG. nicht 
entgegen. 


Das Oberſte Landesgericht hat in der gleich⸗ 


Die Anzeige des Bevoll⸗ lautenden Begründung zweier Beſchlüſſe vom 23. Juni 
maͤchtigten, daß er namens ſeines Auftraggebers 


1915 (Reg. 5 Nr. 12 u. 13/1915) )) ausgeführt, das 
Verhältnis des bayeriſchen Vollmachtſtempels zum 
82 RGKG. ſei ein anderes als das des preußiſchen 
Vollmachtſtempels, der als ein gewöhnlicher Ur⸗ 
kundenſtempel ohne Rückſicht auf einen beſtimmten 
Gebrauch der Vollmacht zur Erhebung gelange und 
deshalb von der Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 RGKG. 
nicht berührt werde. Nach der Geſtaltung. die 
der bayeriſche Vollmachtſtempel erhalten habe, 
fielen die Prozeßvollmachten unter die Vor⸗ 
ſchrift des 8 2 Abſ. 2 RG KG., da fie nur mit 
Rückſicht auf ihren Gebrauch bei Gericht dem 
Stempel unterworfen ſeien und ohne dieſen Ge⸗ 
brauch nicht ſtempelpflichtig ſein würden. Die Er⸗ 
hebung des Vollmachtſtempels ſei daher bei Prozeß⸗ 
vollmachten ausgeſchloſſen, vorausgeſetzt, daß von 
ihnen im Verfahren Gebrauch gemacht werde. 
Stempelpflichtig ſei hienach nur die Prozeßvoll⸗ 
macht, die dem Kläger für einen erſt anhängig zu 
machenden Rechtsſtreit, insbeſondere zur Erhebung 
der Klage erteilt werde, denn hier gehe der Ge⸗ 
brauch der Vollmacht dem Verfahren voraus. Für 
die Vollmacht dagegen, die der mit der Klage in 
Anſpruch genommene Beklagte ausſtellt, ſowie für 
die Vollmachten, durch die der Kläger oder der 
Beklagte in den höheren Inſtanzen einen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beſtellt, könne der Vollmacht⸗ 
ſtempel nicht erhoben werden, denn in dieſen Fällen 
werde von der Vollmacht im Verfahren Gebrauch 
gemacht. Der Standpunkt des Oberſten Landes⸗ 
gerichts wird nicht aufrecht erhalten werden können. 
Allerdings iſt in Bayern der Vollmachtſtempel 
auf Vollmachten beſchränkt, die zur Vertretung 
vor Gericht oder Behörden ermächtigen, waͤhrend 
in Preußen ein allgemeiner Voll machtſtempel be: 
ſteht. Die Prozeßvollmachten ſind aber doch zweifel⸗ 
los in Preußen keine anderen Urkunden als in 
Bayern. Sie ermächtigen auch in Preußen zur 
Vertretung vor Gericht. Warum aber für die 
Anwendung des § 2 Abſ. 2 RGKGG. gerade der 
Umſtand einen Unterſchied begründen ſoll, daß der 
Kreis der Vollmachten, die außer den Prozeß⸗ 
vollmachten noch ſtempelpflichtig ſind, in Bayern 
eingeſchränkter iſt als in Preußen, iſt ſchlechter⸗ 
dings nicht erfindlich. Der 8 2 Abi. 2 RGKG. 
unterſcheidet überhaupt nicht hinſichtlich der Art 
oder hinſichtlich des Inhalts der Urkunden. Er 
ſpricht insbeſondere nicht von Urkunden, die für 
den Gebrauch im Verfahren „beſtimmt“ ſind, 
ſondern nur von Urkunden, von denen im Ver⸗ 
fahren „Gebrauch gemacht“ wird. Dabei erklärt 
er die Erhebung eines Landesſtempels ausdrücklich 
dann für zuläſſig, wenn die Urkunden von denen 
im Verfahren Gebrauch gemacht wird, auch ohne 


) Vgl. S. 294 des vor. Jahrg.s und die nach der 
Drucklegung dieſes Aufſatzes bekannt gewordenen Be— 
ſchlüſſe vom 17. Januar ds. Irs. auf S. 72 dieſer 
Nummer. Anmerkung des Herausgebers). 
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den Gebrauch im Verfahren ſtempelpflichtig ſein 
würden. Hiernach kommt es bei der Beurteilung 
der Frage, ob eine Vollmacht, von der im Ver⸗ 
fahren Gebrauch gemacht wird, mit einem Landes⸗ 
ſtempel beſteuert werden kann, nicht — wie das 
Oberſte Landesgericht anzunehmen ſcheint — darauf 
an, ob nach der Landesgeſetzgebung ein allge⸗ 
meiner oder ein eingeſchränkterer Vollmachtſtempel 
beſteht, ſondern ausſchließlich darauf, ob die Landes⸗ 
geſetzgebung den Eintritt der Stempelpflicht an 
den Gebrauch im Verfahren oder an andere 
Umſtände, z. B. an die Errichtung der Urkunde 
knüpft. Dieſer Standpunkt iſt denn auch vom 
Reichsgericht ſchon von allem Anfang an ein⸗ 
genommen und ſeither in ſtändiger Rechtſprechung 
feſtgehalten worden. In dem grundlegenden Er⸗ 
kenntniſſe des Reichsgerichts vom 1. März 1887 
(Bd. 17 S. 427) iſt ausgeführt: „Wie in der 
Begründung zu 8 2 RGKG. beſonders hervor⸗ 
gehoben wurde, ſollte die Befreiung von landes⸗ 
geſetzlichen Abgaben aller Art nicht auf die Prozeß⸗ 
handlungen, Prozeßſchriften uſw.“ — zu vgl. 8 2 
Abſ. 1 RGKG. — „beſchränkt bleiben. Vielmehr 
ſollte auch die mittelbare Beſteuerung des Rechts⸗ 
ſtreits ausgeſchloſſen werden, die darin liegt, daß 
nach den Stempelgeſetzen einzelner Bundesſtaaten 
gewiſſe Urkunden dad urch ſtempelpflichtig werden, 
daß fie in einem Rechtsſtreite vorgelegt oder über: 
reicht werden oder als Anlagen der Prozeßſchriften 
dienen. Die Vorlegung einer ohne ſolchen Gebrauch 
nicht oder in geringerem Betrage ſteuerpflichtigen 
Urkunde im Prozeſſe darf hiernach künftig nicht 
mehr Anlaß zur Erhebung von Abgaben ſein. 
Aber nach der ausdrücklichen Vorſchrift in $ 2 
Abſ. 2 RGKG. ſollen die Urkunden, von welchen 
im Verfahren Gebrauch gemacht wird, inſoweit 
ſtempelpflichtig bleiben, als ſie es ohne dieſen Ge⸗ 
brauch ſein würden. Ob ſolche Urkunden von dem 
landesgeſetzlich vorgeſehenen Stempel befreit find, 
hängt hiernach davon ab, ob der in Frage ſtehende 
Stempel nach der Landesgeſetzgebung unter 
den Geſichtspunkt der Beſteuerung der Prozeſſe 
fällt oder ob derſelbe als ein gewöhnlicher Urkunden⸗ 
ſtempel anzuſehen iſt, welcher ohne Rückſicht 
auf den Gebrauch der Urkunde im Prozeſſe 
erhoben wird. Was nun die in 
beſtehende Stempelſteuer anlangt, ſo hat der erſte 
Richter feſtgeſtellt, die Stempelpflicht für Voll⸗ 
machten werde nicht erſt durch den Gebrauch 
derſelben, ſondern ſchon durch die Errichtung 
der Urkunde begründet. Eine Befreiung der Prozeß— 
vollmacht von der Stempelſteuer kann daher, jo: 
weit es ſich um handelt, nur 
dann aus 8 2 RGKG. hergeleitet werden, wenn 
angenommen wird, ſie gehöre nicht zu den Ur— 
kunden, von denen im Verfahren Gebrauch gemacht 
wird.“ Der Standpunkt, den das Reichsgericht mit 
dieſem Erkenntnis eingenommen hat, iſt ſeither 
allgemein als maßgebend anerkannt worden. Die 
Geſetzgeber der Bundesſtaaten haben daher auch 
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bei der Ausgeſtaltung ihrer Stempelgeſetzgebungen 
ſeither mit der ſich daraus ergebenden Rechtslage 
gerechnet. Insbeſondere iſt bei Erlaß des ſächſiſchen 
Stempelſteuergeſetzes vom 12. Januar 1909 die 
Stempelpflicht der außerhalb Sachſens ausgeſtellten 
Vollmachten nicht an den Gebrauch in Sachſen, 
ſondern an die Einführung zum Zwecke des Gebrauchs 
in Sachſen geknüpft worden, mit der Begründung, 
daß andernfalls der erſtrebte Erfolg für Prozeß⸗ 
vollmachten nicht erreicht würde, weil dieſe ſich 
dann mit Hilfe des 8 2 Abi. 2 RGKGG. der 
ſächſiſchen Stempelſteuer wiederum entziehen würden 
(vgl. Böhme Kgl. Sächſ. Stempelſteuergeſetz Bd. 1 
S. 47). Auch der bayeriſche Geſetzgeber hat ſelbſt⸗ 
verſtändlich beim Ausbau ſeines Vollmachtſtempels 
die zum § 2 RGKG. ergangene Rechtſprechung 
des Reichsgerichts nicht unberückſichtigt laſſen können. 
Wenn er angeſichts dieſer Rechtſprechung und in 
deren Kenntnis Anordnungen getroffen hat, nach 
denen die unter der Herrſchaft des Stempelgeſetzes 
in Bayern ausgeſtellten Vollmachten ſchon mit 
der Errichtung ſtempelpflichtig werden, ſo müſſen 
daraus für die Anwendung des § 2 Abſ. 2 RGKG. 
auch die nach der Auffaſſung des Reichsgerichts 
ſich ergebenden Folgen gezogen werden. Es muß 
alſo angenommen werden, daß auf die bereits 
mit der Errichtung der Urkunde eingetretene 
Stempelpflicht einer Prozeßvollmacht der etwaige 
ſpätere Gebrauch im Prozeßverfahren (Einreichung 
bei Gericht) ohne Einfluß iſt und daß es hierbei 
auch keinen Unterſchied begründet, ob die Prozeß⸗ 
vollmacht vom Kläger oder vom Beklagten aus⸗ 
geſtellt iſt. 

Zur Frage der Einwirkung des 8 2 Abſ. 8 
RGKG. auf die Stempelpflicht der Prozeßvoll⸗ 
machten hat das Reichsgericht ebenfalls in dem 
Erkenntniſſe vom 1. März 1887 (Bd. 17 S. 427) 
Stellung genommen. Das RG. hat ausgeführt, 
der Annahme, die Prozeßvollmacht ſei eine „im 
Verfahren errichtete Urkunde“ im Sinne des 8 2 
Abſ. 3 RGKG., könne nicht beigetreten werden. 
Nach dem Wortlaut des Geſetzes könnten als unter 
die Vorſchrift des 8 2 Abi. 3 RGKG. fallende 
Urkunden nur die angeſehen werden, deren Er⸗ 
richtung zum Prozeßverfahren gehört, d. h. ſich 
als ein Akt des Verfahrens darſtellt, welche ſonach 
aus dem Verfahren ſelbſt hervorgehen oder als 
Ergebniſſe desſelben zu betrachten ſind. Von dieſem 
Geſichtspunkt aus könne wohl bezüglich einer 
Prozeßvollmacht, die im Verfahren ſelbſt mündlich 
erklärt und zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
beurkundet wird, geſagt werden, ſie ſei im Verfahren 
errichtet worden. Dagegen könne die Vorſchrift 
des $ 2 Abi. 3 RGKG. nicht bezüglich ſolcher 
Prozeßvollmachten zur Anwendung kommen, welche 
außerhalb des Verfahrens, gleichviel ob vor oder 
nach deſſen Einleitung in einer öffentlichen oder 
Privaturkunde erteilt worden ſind. Bei Erlaß 
des RGKG. ſei angenommen worden, daß es ſich 
bei der Erteilung der Prozeßvollmacht um einen 
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außerhalb des Verfahrens liegenden, außergericht⸗ 
lichen Akt handle. 


Notariell beurkundete und notariell 
beglaubigte Vollmachten. 


Auf notariell (d. h. von einem bayeriſchen 
Notar) beurkundete Vollmachten findet die Tarif⸗ 
ſtelle 30 Anwendung. Nach dieſer Tarifſtelle unter: 
liegen Notariatsurkunden, die die Stelle einer nach 
dem Tarif beſteuerten Verhandlung vertreten, dem 
gleichen Stempel, wie dieſe Verhandlung; für 
ſonſtige Notariatsurkunden und als Mindeſtſtempel 
für Notariatsurkunden in allen Fällen mit Aus⸗ 
nahme der Tarifſtelle 3 wird ein Fixſtempel von 
2 M erhoben. Enthält daher eine Notariats⸗ 
urkunde eine Vollmacht der in der Tarifſtelle 43 
bezeichneten Art, ſo iſt der Stempel der Tarif⸗ 
ſtelle 43 zu erheben, der Mindeſtbetrag des Stempels 
beträgt jedoch in dieſem Falle 2 M. Enthält 
eine Notariatsurkunde eine Vollmacht, die nicht 
unter die Tarifſtelle 43 fallt oder die vom Stempel 
der Tarifſtelle 43 befreit iſt (3. B. weil der Wert 
des Gegenſtandes 150 M nicht überſteigt), ſo iſt 
dafür gemäß Tarifſtelle 30 ein Stempel von 2 M 
zu erheben. 

Wird eine privatſchriftlich errichtete Vollmacht 
der in der Tarifſtelle 43 bezeichneten Art notariell 
beglaubigt, ſo unterliegt die privatſchriftliche Voll⸗ 
machtsurkunde dem Stempel nach Maßgabe der 
Tariſſtelle 43. Für den notariellen Beglaubigungs⸗ 
akt würde der Stempel der Tarifſtelle 12 mit 2 M 
zu entrichten ſein. In den Vollz Vorſchr. z. Stempel G. 
(Ziff. 49 am Ende) iſt jedoch geſtattet, daß hier 
von der Erhebung des Beglaubigungsſtempels ab⸗ 
geſehen wird. Die Abſicht der VollzVorſchr. geht 
indeſſen nur dahin, zu verhüten, daß eine notariell 
beglaubigte Vollmacht teurer zu ſtehen kommt als 
eine notariell errichtete gleiche Vollmacht. Die 
Ermächtigung bezieht ſich deshalb auf Fälle nicht, 
in denen für die privatſchriftliche Vollmachtsurkunde 
der Stempel der Tarifſtelle 43 nicht anfällt, z. B. 
weil der Wert des Gegenſtandes 150 M nicht über: 
ſteigt (vgl. Vollz Vorſchr. Ziff. 61 Abſ. VII Satz 2). 

Die Vorſchrift in Art. 3 Abſ. III des Geſetzes 
über Aenderungen im Gebührenweſen, wonach die 
vor dem 1. Januar 1915 ausgeſtellten Vollmachten 
ſtempelpflichtig werden, wenn von ihnen nach dieſem 
Zeiſpunkte Gebrauch gemacht wird (d. h. wenn 
ſie nach dieſem Zeitpunkt eingereicht werden), iſt 
auf notariell beurkundete Vollmachten ſowie auf 
notariell beglaubigte Vollmachten, zu denen der 
Notar den Entwurf gefertigt hat, nicht anwendbar. 
Für ſolche Vollmachten war nach dem Gebührengeſetze 
eine Gebühr von 2 1 zu entrichten (Art. 172, 
176 a). Sie ſind durch die Entrichtung dieſer 
Gebühr endgültig verſteuert und können deshalb 
vom Vollmachtſtempel, der an die Stelle dieſer 
Gebühr getreten iſt, nicht erneut erfaßt werden. 
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Erhebung des Vollmachtſtempels. 


Iſt die ſtempelpflichtige Vollmacht von einem 
bayeriſchen Gericht oder Notar oder von einer 
bayeriſchen Behörde, die Verwaltungskoſten erhebt 
(3. B. Bezirksamt, Stadtmagiſtrat, Rentamt, Re⸗ 
gierung), beurkundet, ſo wird der Vollmacht⸗ 
ſtempel vom Gericht, Notar oder der Behörde 
angeſetzt und eingehoben. Der Vollmachtſtempel 
für ſonſtige Vollmachten, insbeſondere für privat⸗ 
ſchriftliche Vollmachten iſt durch Verwendung von 
Stempelmarken zu entrichten. Wegen des Ver⸗ 
kaufs und der Entwertung der Marken vgl. Ziff. 90, 
91 VollzVorſchr. Iſt eine Vollmacht dazu be: 
ſtimmt, demnächſt bei einem Gericht oder einer 
Behörde, die Verwaltungskoſten erhebt, eingereicht 
zu werden, ſo kann die Markenverwendung unter⸗ 
laſſen und die Vollmacht unverſteuert eingereicht 
werden. Der Anſatz und die Erhebung des Stempels 
erfolgt in ſolchen Fallen durch das Gericht oder 
die Behörde nach den für den Anſatz und die Er⸗ 
hebung der Gerichts⸗ oder Verwaltungskoſten gelten⸗ 
den Vorſchriften. Bei den Behörden der Verkehrs⸗ 
verwaltung (Poſt, Eiſenbahn) iſt der Stempel aus⸗ 
ſchließlich durch Markenverwendung zu entrichten. 

Als Stempelmarken dienen bis auf weiteres 
die bisherigen bayeriſchen Gebührenmarken. 


Die Erſtattung der Anwaltsgebühren. 


Eine Erwiderung.“ 
Bon Franz Niß, Amtsgerichtsrat in München. 


Jeder Richter wird dem Satze beipflichten, 
daß nur ein wirtſchaftlich kräftiger und dem⸗ 
gemäß der Partei gegenüber unabhängiger An⸗ 
waltsſtand gedeihlich in der Rechtspflege mit⸗ 
wirken kann. Wir müſſen es ja oft genug feſt⸗ 
ſtellen, wie ſehr ſich die Prozeßführung eines An⸗ 
walts, der angſtvoll an jedem Mandate klammert, 
ſich von jener ſeines Kollegen unterſcheidet, der 
ausſichtsloſe Sachen gelaſſen von ſich weiſen kann. 
Darum haben wir allen Grund, jene Beſtrebungen 
der Anwälte zu unterſtützen, die auf eine Sicherung 
und Beſſerung ihrer wirtſchaftlichen Stellung ab⸗ 
zielen. Das iſt allgemeine Auffaſſung im ganzen 
deutſchen Richterſtand und iſt in deſſen Zeitſchrift, 
der Deutſchen Richterzeitung, ſchon wiederholt hervor⸗ 
gehoben worden. Unüberlegte Aeußerungen ein⸗ 
zelner Richter fallen hiegegen nicht in die Wagſchale. 

Ueber die Wege, wie dieſes Ziel zu erreichen 
iſt, gehen die Meinungen derzeit noch erheblich 
auseinander. Man wird ſich auch hierüber einigen 
können, wenn man an die Auseinanderſetzung ohne 
Voreingenommenheit und mit dem Beſtreben heran— 
tritt, jene Regelung zu finden, die keine un: 
billige Belaſtung der Parteien darſtellt, 
den Anwälten aber eine der Bedeutung ihrer Auf— 
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gaben entfprechende Vergütung ihrer 
Tätigkeit zukommen läßt. 

Der Grundſatz, daß der unterliegende 
Teil die Prozeßkoſten zu tragen hat, ent⸗ 
ſpricht im ganzen der Billigkeit. Ausnahmen 
ſind denkbar. Zwei Beiſpiele aus meiner eigenen 
Erfahrung mögen es beweiſen: 

1. Eine Frau, die ſelbſtändig eine Papier⸗ 
handlung betreibt, beſtellt Waren. Sie unterſchreibt 
mit dem Namen Joſepha Müller. Es muß Klage 
auf Zahlung erhoben werden; dieſe wird verſehent⸗ 
lich gegen den Ehemann Joſeph Müller gerichtet. 
Statt den Kläger durch einen Brief auf das Ver⸗ 
ſehen hinzuweiſen, geht der Beklagte zu einem An⸗ 
walt; auch dieſer bringt den Einwand erſt in der 
Verhandlung vor. Die Klage muß abgewieſen 
werden; den Kläger treffen alle Koſten. 

2. Wegen einer durch die Preſſe begangenen 
Beleidigung wird Privatklage erhoben. Vor der 
Verhandlung erklärt der Angeklagte, daß er gegen 
den Klaͤger wegen der Tat, die er ihm vorge⸗ 
worfen hat, Strafanzeige erſtattet habe. Es wird 
mit dem Verfahren innegehalten; die Akten werden 
von der Staatsanwaltſchaft eingefordert. Das 
Ermittelungsverfahren endet mit Einſtellung. Die 
Rückgabe der Akten verzögert ſich; inzwiſchen tritt 
die Verjährung ein. Alle Koſten hat der Klaͤger 
zu tragen. 

Meine Sammlung enthält noch mehr Beiſpiele 
dieſer Art. Sie zeigen, daß auch ein im ganzen 
richtiger Grundſatz zu unbilligen Ergebniſſen führen 
kann, wenn er rückſichtslos und ohne Beachtung 
der jeweiligen Umſtände durchgeführt wird. 

Es ſoll gleichwohl über den Grundſatz ſelbſt 
hier nicht geſtritten ſein. Hervorgehoben muß aber 
werden, daß er keineswegs für jedes Verfahren 
gilt; das Verwaltungsverfahren (auch das Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit) kennt ihn 
nicht, das Strafverfahren nur mit der bedeutfamen 
Einſchränkung, daß es im Ermeſſen des Gerichtes 
ſteht, ob die notwendigen Auslagen des frei⸗ 
geſprochenen Angeklagten der Staatskaſſe über⸗ 
bürdet werden ſollen. Uneingeſchränkt gilt er nur 
für den Zivilprozeß und für das Privatklage⸗ 
verfahren, und zwar hier nach wie vor. 

Die Auslegung, daß durch die Ver: 
ordnung vom 9. September 1915 dieſer 
Grundſatz durchbrochen worden ſei, geht 
fehl. An der Vorſchrift, daß der unterliegende 
Teil in einem Zivilprozeß oder in einem Privat⸗ 
klageverfahren ſeinem Gegner die zur zweckent⸗ 
ſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidi⸗ 
gung notwendigen Auslagen zu erſetzen habe, iſt 
nichts geändert worden. Aufgehoben iſt nur die 
Vorſchrift, daß die Koſten des Rechtsanwalts der 
obſiegenden Partei unter allen Umſtänden 
als notwendig anzuſehen ſind. Das iſt aber 
nicht ein Grundſatz, ſondern eine 
Fiktion. 

Die Verordnung hindert die Gerichte keines⸗ 
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wegs, die Anwaltskoſten des obſiegenden Teils 
ſeinem Gegner aufzuerlegen, wenn das der 
Billigkeit entſpricht. Ich bin überzeugt, 
daß in all den von Stölzle angeführten Beiſpielen 
in dieſer Weiſe verfahren werden müßte. 


I. In Zivilſachen. 

1. Hätte ich dieſen Rechtsſtreit zu behandeln, 
ſo würde ich dem Bauer raten, einen Anwalt zu 
nehmen, weil er kaum imſtande iſt, ſeine Rechte 
in einem ſchwierigen Viehgewährſchaftsprozeß zu 
wahren; in gleicher Weiſe wird wohl in jedem 
Rechtsſtreit vorgegangen werden, der beſonders 
verwickelte Sachlagen betrifft. Der Richter hat 
hier ſelbſt ein Intereſſe daran, daß alle ein⸗ 
ſchlägigen Fragen von den verſchiedenen Stand⸗ 
punkten aus erſchöpfend dargeſtellt werden. Daß 
hier wegen der unbedeutenden Streitſumme — für 
kleine Leute ſind zudem ſolche Summen oft be⸗ 
deutend — der Erſatz der Anwaltskoſten ab⸗ 
gelehnt würde, ſcheint mir ausgeſchloſſen. 

2. Jemand, der ſich in dienender Stellung 
befindet, kann unmöglich ſelbſt einen Rechtsſtreit 
führen; er würde Gefahr laufen, wegen der damit 
verbundenen Zeitverſäumnis ſeiner Stellung ver⸗ 
luſtig zu gehen. Das ſieht jeder Richter ein. 
Anders liegt allerdings die Sache, wenn das 
Dienſtmädchen oder der Knecht gerade ſtellenlos 
iſt. (Nebenbei: warum muß es gerade eine 
reiche Herrſchaft ſein, die verklagt wird?, warum 
muß hervorgehoben werden, daß dem Knecht der 
ſauer verdiente Lohn vorenthalten wird? In 
eine ſachlich gehaltene Ausführung paſſen ſolche 
Wendungen gar nicht gut). 

3. Wenn ein viel beſchäſtigter Handwerker oder 
der Beſitzer eines umfangreichen kaufmänniſchen 
Geſchäftes öfter zu Gericht gehen muß, um einen 
Prozeß zu führen, wird der Betrag ſeiner not⸗ 
wendigen Koſten wohl kaum geringer ſein als die 
Gebühr eines Anwalts. Ich halte es für ſelbſt⸗ 
verſtaͤndlich, daß hier die Anwaltskoſten zu er⸗ 
ſetzen ſind. 

4. Ob die Neuregelung eine Mehrbelaſtung 
der Gerichte mit ſich bringt, muß man abwarten. 
Mir ſind bisher von keiner Seite Klagen zu⸗ 
gegangen; auch meine eigene Erfahrung ſpricht 
dagegen. Wir wollen übrigens die Mehrbelaſtung 
gerne tragen, nachdem uns dafür der Zwang ab— 
genommen iſt, Entſcheidungen zu fällen, die wir 
für unbillig halten. 

5. So oft an die Stelle einer ſtarren Zwangs⸗ 
vorſchrift eine Regelung tritt, die den Richter in 
die Lage ſetzt, ſeine Entſcheidung der Lage des 
Falles anzupaſſen, wird von neuen Reibungs— 
flächen zwiſchen Richtern und Anwälten geſprochen. 
Wenn alle Teile nach dem Rechten ſtreben, werden 
die Meinungsverſchiedenheiten nicht gefährlich wer⸗ 
den; wo das nicht zutrifft, ſchaffen auch die ge— 
naueſten Anordnungen keinen Schutz gegen fort— 
währende Zuſammenſtöße. 
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II. In Privatklageſachen. 


1. Als Richter in Privatklageſachen habe ich 
mich oft ſchon gewundert, mit wie ſtrengem Maß⸗ 
ſtab Anwälte als Vertreter der Klagepartei meſſen, 
die als Vertreter des Angeklagten ſo ſehr zu milder 
Auffaſſung neigen. Daß nicht der mindeſte Grund 
beſteht, den Beleidiger zu ſchonen, iſt doch recht 
einſeitig vom Standpunkte des Klägers aus ge⸗ 
ſprochen. Muß denn jede unbedachte Aeußerung, 
zu der vielleicht der Kläger gereizt hat, notwendig 
außer mit der Strafe und den (für viele Fälle zu 
hohen) Gerichtskoſten auch noch mit der Anwalts⸗ 
gebühr geſühnt werden? Iſt es wirklich notwendig, 
daß, wenn eine Frau ihre Nachbarin eine Ratſche 
geheißen hat, zu der Strafe von 3 M und den 
Gerichtskoſten von 22 M noch etwa 30 M An: 
waltskoſten treten? Gibt es nicht viele Fälle, in 
denen nur durch Ungeſchicklichkeit die Grenze des 
§ 193 StGB. überſchritten wird? Wie viele 
Briefe von kleinen Leuten an Perſonen, von denen 
ſie ſich übervorteilt glaubten, haben ſchon den 
Gegenſtand von Privatklagen gebildet und wie oft 
iſt es in ſolchen Faͤllen von den Gerichten ſchon 
bedauert worden, daß zu der geringen Strafe, 
die wegen eines zu kräftig geratenen Ausdrucks 
verhängt werden mußte, noch die hohen Koſten 
traten! Kann man hier wirklich ſagen: der An⸗ 
geklagte iſt ſchuld; er darf bloß das Schimpfen 
ſein laſſen? 

2. Daß der Kläger ſich ſchwer zu der Ein⸗ 
ſicht bekehren läßt, die Koſten ſeines Anwalts 
ſelbſt tragen zu müſſen, iſt wohl zu glauben; 
find doch die Fälle nicht ſelten, in denen er nur 
deshalb einen Anwalt nimmt, um ſeinem Gegner 
hohe Koſten zu machen. Dieſes Beſtreben ver— 
dient aber wahrlich keine Unterſtützung durch das 
Geſetz. Im Volke wird, wenn erſt einige Ent: 
ſcheidungen nach der Verordnung ergangen ſind, 
raſch bekannt werden, daß aus der Auferlegung 
der Anwaltekoſten keine weiteren Schlüſſe zu ziehen 
ſind, als daß das Gericht die Beiziehung eines 
Anwalts nicht für notwendig gehalten hat; zudem 
könnten falſche Auffaſſungen doch nicht dazu führen, 
eine an ſich richtige Anordnung zu unterlaſſen. 

3. Wenn die Neuregelung dazu führte, daß 
weniger Beleidigungsklagen geſtellt wür— 
den, wäre das wahrhaftig kein Unglück. Erheben 
nicht immer und immer wieder die beſten Freunde 
des Volkes mahnend den Ruf zu größerer 
Friedfertigkeit, die ſich vor allem auch darin 
bekunden ſoll, daß man nicht für jedes raſche 
Wort, für jede grobe Wendung Sühne beim Ge— 
richt ſucht! Es iſt durchaus nicht richtig, daß 
aus dem Unterlaſſen einer Klage ſtets die Fol— 
gerung gezogen wird, der Beleidiger müſſe recht 
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haben. Wer, der im öffentlichen Leben ſteht, hat 


nicht ſchon Beleidigungen erfahren? Bismarck 
hatte eine Zeitlang gedruckte Strafantrags— 
formulare vorrätig; ſein Anſehen hat in keiner 


Weiſe gelitten, nachdem er ſich entſchloſſen hatte, 
keinen Gebrauch mehr davon zu machen. 

4. Die notwendigen Anwaltskoſten 
werden auch künftig erſetzt werden; als notwendig 
werden die Anwaltskoſten anerkannt werden, wenn 
dem Kläger nicht zugemutet werden kann, ſeine 
Sache ſelbſt zu vertreten. Beiſpiele hiefür ſind 
oben angeführt; dazu tritt noch eine ſehr aus⸗ 
giebige Kategorie: Wenn der Angeklagte der 
Ladung zum Sühneverſuch keine Folge 
geleiſtet oder dort eine angemeſſene 
Sühne abgelehnt hat, entſpricht es in 
der Regel durchaus der Billigkeit, ihm 
die Anwaltskoſten des Klägers zu über— 
bürden. Auch dann, wenn der Prozeß eine 
größere Ausdehnung anzunehmen droht, wird 
man es dem Kläger nicht verdenken dürfen, wenn 
er ſich des Beiſtands eines Anwalts verſichert. 
Es werden ſomit vom Koſtenerſatz nur jene Fälle 
ausgeſchloſſen bleiben, in denen entweder der 
Kläger eine ausreichende Sühne abgelehnt hat 
oder in denen zur Beiziehung eines Anwalts bei 
der Bedeutungsloſigkeit der Sache kein Grund 
vorlag. Zu behaupten, daß eine ſolche Regelung 
auf den Weg der Selbſthilfe dränge, ſcheint mir 
doch, gelinde geſagt, ſehr theoretiſch. 

5. Demgemäß wird man auch, wie ich glaube, 
ruhig zuſehen dürfen, ob wirklich die ausfallenden 
Privatklagen durch die Erhebung von Anklagen 
wegen gefährlicher und ſchwerer Körperverletzung 
ausgeglichen werden. 

Die Wirkungen der Neuregelung für 
den Anwaltsſtand laſſen ſich jetzt noch nicht 
abmeſſen. Ich kann nicht glauben, daß der An⸗ 
waltsſtand auf das Einkommen aus den un: 
bedeutenden Sachen, die vielleicht durch die Neu⸗ 
regelung dem gerichtlichen Austrag entzogen 
werden, wirklich unbedingt angewieſen iſt. Und 
wäre es der Fall, ſo müßte die Abhilfe auf 
anderem Wege geſucht werden. Es iſt in der 
Deutſchen Richterzeitung ſchon mehrfach ausgeführt 
worden, daß eine Erhöhung der Anwaltsgebühren 
in bedeutenden Sachen dringend geboten iſt; man 
muß es ja geradezu als lächerlich bezeichnen, daß 
ein Anwalt für eine Privatklage, in der die Ver: 
handlung einen ganzen Tag dauert und deren 
Vorbereitung vielleicht mehrere Tage in Anſpruch 
genommen hat, etwa 30 M an Gebühren bean: 
ſpruchen kann; ſelbſt wenn die Verhandlung 
mehrere Tage dauert, erhöht ſich dieſe Gebühr 
nicht. Vor allem ſollte die Regelung der Ge— 
bühren darauf Rückſicht nehmen, daß — wie in 
der vorausgehenden Ausführung ſehr richtig her— 
vorgehoben iſt — der Anwalt ſeiner vor— 
nehmſten Aufgabe, Prozeſſe zu ver— 
hüten, nicht entfremdet wird. Das ge— 
ſchieht aber nicht dadurch, daß ihm unter allen 
Umſtänden der Erſatz ſeiner Koſten durch den 
Gegner geſichert wird, wenn er vor Gericht ob— 
ſiegt, ſondern vielmehr dadurch, daß ihm für die 
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Erledigung einer Sache ohne Anrufung Die Schwurgerichte ſind und bleiben nach 
des Gerichts beſondere Vorteile eingeräumt Maßgabe der allgemeinen Zuſtändigkeitsbeſtim⸗ 
werden. So habe ich ſchon mehrfach vorgeſchlagen, mungen auch für die während der Dauer des 
daß Vergleiche, die zwiſchen zwei Anwälten ab⸗ | Kriegszuſtandes durch die Preſſe begangenen oder 
geſchloſſen werden, ſofort vollſtreckbar ſein ſollen; fortgeſetzten, in Art. 6 des Kriegszuſtand G. be— 
daß ihnen dafür die gleichen Gebühren zuſtehen zeichneten Verbrechen und Vergehen zuſtändig, 
ſollen, wie wenn der Vergleich nach gerichtlicher | ſolange nicht nach 8 5 dieſes Geſetzes das Stand: 
Verhandlung abgeſchloſſen wäre, iſt ſelbſtverſtänd⸗ recht angeordnet und damit das ſtandrechtliche 
lich. Auf die Fälle, daß der Gegner nicht durch | Gericht beſtellt iſt. Iſt z. Z. der Anordnung des 
einen Anwalt vertreten iſt, läßt ſich dieſe Rege: Standrechts das Schwurgericht mit einer ſolchen 
lung wohl nur dann ausdehnen, wenn der Ver: Straftat befaßt, fo hat es in jeder Lage des Ver⸗ 
gleichsvorſchlag vom Gegner ausgegangen iſt oder fahrens dieſes alsbald durch Beſchluß, in der 
wenn eine Widerruſsfriſt von einigen Tagen ge⸗ Hauptverhandlung gem. 8 259 StPO. durch Urteil 
ſetzt wird; das ſcheint mir notwendig, um den einzuſtellen und die Sache dem Standrecht zur 
Vorwurf zu vermeiden, als ſei die Rechtsunkennt⸗ weiteren Verfolgung zu überlaſſen. 
nis des Gegners zur Herbeiführung des Vergleichs 2. Diejenigen durch die Preſſe degangenen 
ausgenützt worden. Und noch andere Wege ſind Verbrechen, die nach den Beſtimmungen der Reichs⸗ 
denkbar, um den Anwälten Erſatz für den durch geſetze unter die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
die Verordnung bewirkten Ausfall zu verſchaffen. fallen. | 
Vorerſt aber ſollte man abwarten, wie ſich die Die Schwurgerichte in Bayern ſind nur bei 
Sache geſtaltet, ehe man die Abſchaffung der ſolchen Preßverbrechen und Preßvergehen zuſtändig, 
Neuregelung verlangt, kaum daß ſie in Kraft die nach den Beſtimmungen der Reichsgeſetze von 
getreten iſt. den Strafkammern oder den Schöffengerichten 
55 abzuurteilen find. 
5 1 an ausſchließlich der reichs⸗ 
5 ET . gerichtlichen Zuſtändigkeit: 
die Anftändigleit der Schwurgerichte Mm 5 a) as die Preſſe begangenen, gegen den 
5 aiſer und das Reich gerichteten Verbrechen des 
Bayern Zur Aburteilung von reſſe Hochverrats und Landesverrats $ 136 Nr. 1 GG.; 
Straftaten. 1 0 1 acc bie Preſſe begangenen, in den 
r. Joh. Bapt. Koch, Sandgerichtsrat in Aſchaffen⸗ un es Verrats. vom 3. Juni 1914 
burg zur Kalſerl Beniſcher Bezietsrichter in Maso. (RG l. 195) bezeichneten Verbrechen § 18 Ver⸗ 
wieck in Polen. rats G. 
(Schluß). 0 . des 1 
RER andrechtlichen Gerichts) in Bayern für die unter 
Ausnahmen von „ a und b bezeichneten Preßverbrechen ſ. Art. 6 
Zuſtändigkeit. | des bayer. Kriegszuſtand G. vom 5. November 1912 
Von den als Verbrechen und Vergehen ſich | /6. Auguſt 1914. Es gilt hierfür entſprechend 
darſtellenden Preſſeſtraftaten gehören auch in Bayern das oben unter 1 b Bemerkte. 
zur Zuſtändigkeit anderer Gerichte als der Schwur⸗ 3. Diejenigen, durch die Preſſe begangenen 
gerichte: Verbrechen und Vergehen, deren Aburteilung nach 
1. Diejenigen durch die Preſſe begangenen Ver⸗ Art. 35 ausdrücklich den ſonſtigen ordentlichen 
brechen oder Vergehen, deren Aburteilung nach Gerichten (Strafkammern, Schöffengerichten) über— 
Reichsrecht oder Landesrecht den reichsgeſetzlich be: laſſen wurde: 
| 
| 


ſtellten oder zugelaſſenen Sondergerichten zu: a) Die in 88 18, 28 PreßGG. bedrohten Ver: 
ſteht. Zu dieſen gehören vor allem: gehen. Dieſe Verfehlungen gegen das Preßgeſetz 

a) die Militärgerichte, deren Zuſtändigkeit für find zwar wegen der angedrohten Höchſtſtrafen 
Preßverbrechen und Preßvergehen ſich nach den Vergehen. Es handelt ſich bei ihnen aber haupt— 
Beſtimmungen der MilStGO. SS I ff. bemißt; ſaͤchlich nur um Verletzungen von Ordnungsvor— 

b) die bayeriſchen Standrechte (ſtandrechtlichen [ſchriſten des Preßgeſetzes. Sie waren, wie ſchon 
Gerichte) nach Art. 6 bayer. Gef. über den Kriegs- oben bemerkt, nach dem früheren bayeriſchen Preß— 
zuſtand vom 5. November 1912 / 6. Auguſt 1914. geſetz nur Uebertretungen und unterſtanden deshalb 

Soweit die in Art. 6 bezeichneten Verbrechen nicht der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit, wurden 
oder Vergehen durch die Preſſe verübt find, unter- deshalb auch in Art. 35 hievon ausgenommen. 
ſtehen ſie der Zuſtändigkeit des Standrechts (ſtand— Zu den von der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit 
rechtlichen Gerichts) und nicht des Schwurgerichts hiernach ausgenommenen Vergehen gehören auch 
nach dieſer Geſetzesbeſtimmung nur dann, wenn | die Vergehen nach § 10 des Verrats-(Spion.)Geſ. 
fie nach der Verkündung der Verhängung des vom 3. Juni 1914 (perbotswidrige, vorſätzliche Ver: 
Kriegszuſtandes (Art. 1 des Geſ.) begangen oder öffentlichungen über Truppenbewegungen während 
fortgeſetzt worden ſind. | des Krieges). Die Beſtimmung dieſes § 10 iſt 
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an die Stelle des $ 15 Preß®. getreten. 8 19 
Derrats®. hebt deshalb den $ 15 PreßG. auf 
und beſtimmt weiter, daß in Nr. 1 des $ 18 PreßG. 
die Zahl 15, alſo die Bezugnahme auf § 15 PreßG. 
in Wegfall kommt. 8 17 Verrats. enthält nun 
weiter die Beſtimmung, daß, ſoweit in Geſetzen 
und Verordnungen auf Vorſchriſten verwieſen iſt, 
die durch dieſes Geſetz außer Kraſt geſetzt werden, 
an deren Stelle die entſprechenden Vorſchriften 
des Verratsgeſetzes treten. Art. 35 Nr. 1 bayer. 
AG. GVG. verweiſt auf 8 18 und damit auf den in 
Nr. 1 dort angezogenen $ 15 PreßG., an deſſen 
Stelle nunmehr 8 10 Verrats. tritt und es iſt dem⸗ 
nach gem. Art. 35 Nr. 1 a. a. O. ein durch die Preſſe 
begangenes Vergehen nach § 10 Verrats. der 
ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit entzogen (vgl. 
auch Bay 3fR. 1914, 200 Anm.). Zu verkennen 
iſt allerdings hierbei nicht, daß angeſichts der 
Schwere der in 8 10 a. a. O. angedrohien Strafen 
der oben angegebene geſetzgeberiſche Grund für die 
gemachte Ausnahme von der ſchwurgerichtlichen 
Zuſtändigkeit hier nicht mehr zutrifft. 

Eine den Vergehen nach $ 18 Nr. 1 Preb®. 
verwandte und mit der gleichen Strafe bedrohte 
Straftat iſt das Preßvergehen nach Art. III des 
Bel. vom 5. April 1888 (RGBl. 133), wonach 
Berichte über eine Gerichtsverhandlung, in der 
die Oeffentlichkeit wegen Gefährdung der Staats⸗ 
fiherheit ausgeſchloſſen war, durch die Preſſe nicht 
veröffentlicht werden dürfen und auch nach der 
Beendigung des Verſahrens eine Veröffentlichung 
der Anklageſchrift oder anderer amtlicher Schrift⸗ 
ſtücke des Prozeſſes verboten iſt. Die vorauf⸗ 
geführten Erwägungen, die dazu führten, die in 
8 18 Nr. 1 PreßG. aufgeführten Vergehen der 
ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit zu entziehen, treffen 
in gleicher Weiſe auch auf dieſe nach dem Geſ. vom 
5. April 1888 bedrohte Straftat zu. Da aber 
das bayeriſche Geſetz, auch in der neuen Faſſung, 
dies nicht ausdrücklich ausſpricht und eine ent— 
ſprechende Anwendung der darin enthaltenen Zu— 
ſtändigkeitsvorſchriften nicht zulaͤſſig erſcheint, iſt 
für dieſe Preßvergehen in Bayern das Schmur: 
gericht für zuſtändig zu erachten (ogl. auch Koller, 
ReichspreßG. S. 143). 

b) Die nach Art. 6 AG. StPO. mit Strafe 
bedrohten Vergehen unterſtehen ebenfalls nicht der 
ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit: 

Art. 6 AG. StPO. lautet: „Wer der Ber: 
ordnung zuwiderhandelt, durch welche die Staats— 
regierung bei drohendem oder ausgebrochenem Krieg 
den Verkehr mit feindlichen Ländern oder feindlich 
beſetzten Teilen des Staats- und Reichsgebietes 
verboten, beſchraͤnkt oder geregelt, die Sammlung 
von Nachrichten, die Verbreitung oder Veröffent— 
lichung gewiſſer Mitteilungen ſowie die Erlaſſung 
gewiſſer Aufforderungen unterſagt, beſchränkt oder 
ähnliche mit der Kriegsgefahr im . 
ſtehende Maßregeln angeordnet hat, ſoll, 


| 


ſof ern 


vom 7. Mai 1874 über die Preſſe (ſ. hierzu oben 
unter 38) enthaltenen Beſtimmungen in Anwen: 
dung zu kommen haben, mit Gefängnis oder 
Feſtungshaft bis zu 3 Monaten oder mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 600 M beſtraft werden.“ 

Das Erfordernis einer möglichſt raſchen Ver⸗ 
folgung und Aburteilung ſolcher Straftaten ver⸗ 
anlaßte, daß ſie der e Zuſtändig⸗ 
keit entzogen wurden. Nach Art. 6 Nr. 7 des 
bayeriſchen Geſetzes über den Kriegszuſtand vom 
5. November 1912/6. Auguſt 1914 iſt für dieſe 
nach Art. 6 AG. StPO. ſtrafbaren Handlungen, 
wenn ſie nach der Verhängung des Kriegs⸗ 
zuſtandes begangen oder fortgeſetzt worden ſind, 
das Standrecht (ſtandrechtliches Gericht) zuſtän⸗ 
dig. Solange nach Art. 5 Kriegszuſtand G. die 
Anordnung des Standrechts nicht erfolgt iſt, 
bleiben auch für die nach der Verhängung des 
Kriegszuſtandes begangenen oder fortgeſetzten Ver⸗ 
gehen der in Art. 6 AG. StPO. bezeichneten Art 
die bürgerlichen Gerichte (Strafkammer, Schöffen⸗ 
gericht) zuſtändig. Nach Anordnung des Stand: 
rechts ſind die anhängigen Verfahren durch Be⸗ 
ſchluß, in der Hauptverhandlung gemäß 8 259 
StPO. durch Urteil einzuſtellen. 

c) Außerdem ſind die durch die Preſſe verübten, 
nur auf Antrag zu verfolgenden Vergehen der 
Beleidigung von der ſchwurgerichtlichen Zuſtaͤndig⸗ 
keit ausgenommen in nachbezeichneten Fällen: 

a) wenn es ſich um Beleidigungen nach $ 185 
StGB. handelt; bei ſolchen iſt die Straſkammer 
oder das Schöffengericht zuftändig, auch wenn fie 
im Wege der öffentlichen Klage verfolgt werden; 
nur in den Fällen der 88 196, 185 StGB. (ſog. 
Amtsbeleidigungen) kann die Staatsanwallſchaft 
die öffentliche Klage nur zum Schwurgericht erheben; 

5) bei den übrigen nur auf Antrag zu ber: 
folgenden Beleidigungen (§§ 186, 187, 189 StGB.) 
dann, wenn ſie im Wege der Privatklage verfolgt 
werden, in welchem Fall nach 8 27 Nr. 3 GVG. 
das Schöffengericht zuſtändig iſt; da auch die 
Amtsbeleidigungen ($ 196 StGB.) zu den im 
Wege der Privatklage verfolgbaren Straftaten 
gehören, ſo iſt auch dann, wenn ſie durch die 
Preſſe verübt ſind, zu ihrer Aburteilung auf 
Privatklage in Bayern das Schöffengericht zuftändig. 

Erklärt die Staatsanwaltſchaft während des 
Privatklageverfahrens gem. $ 417 Abſ. 2 StPO., 
daß ſie die Verfolgung übernimmt, ſo wird in 
den Fällen des 8 185 StGB., ſofern hierbei nicht 
eine ſog. Amtsbeleidigung nach $ 196 StGB. in 
Frage ſteht, das Verfahren vor dem Schöffen⸗ 
gericht oder dem als Berufungsgericht mit der 
Sache befaßten Landgericht fortgeführt (vgl. 
E. 41, 280; 46, 126; Obs G. 8, 137; 9, 56); 
in den Fällen nach §§ 196, 185 StGB. und bei 
allen ſonſtigen Beleidigungen nach SS 186, 187, 
189 StGB. aber find nach einer ſolchen Ueber— 
nahmeerklärung dieſe Gerichte nach der Sonder— 


nicht die in den SS 15 und 18 des Reichsgeſetzes vorſchrift des Art. 35 nicht mehr zuſtändig und 
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haben demzufolge gem. 8 270 StPO. ihre Un: 
zuſtändigkeit auszuſprechen und die Sache an das 
Schwurgericht zu verweiſen. 

Abgeſehen von den vorſtehend unter a und 5 
bezeichneten Ausnahmen iſt bei Verfolgung der 
in Teil II Abſchnitt 14 des SiGB. bezeich⸗ 
neten, durch die Preſſe begangenen Beleidigungen 
(88 185—193) das Schwurgericht zuſtändig. 

Für die in den 88 103, 104 StGB. auf⸗ 
geführten, nur auf Antrag zu verfolgenden Be⸗ 
leidigungen (Beleidigung des Landesherrn oder 
Regenten eines nicht zum Deutſchen Reich gehörigen 
Staates und Beleidigung fremder Geſandter) 
kommt, wenn ſie durch die Preſſe begangen werden, 
nur die ſchwurgerichtliche Zuſtändigkeit in Frage. 

Ebenſo iſt in Bayern das Schwurgericht zu⸗ 
ſtändig bei allen denjenigen durch die Preſſe 
begangenen Beleidigungen, in denen es zur Straf⸗ 
verfolgung einer „Ermächtigung“ bedarf: Beleidi⸗ 
gung eines fremden Bundesfürſten 8 99 StGB.; 
Beleidigung eines fremden deutſchen Regenten 
8 101 StGB.; Beleidigung einer geſetzgebenden 
Verſammlung des Reiches oder eines Bundesſtaates 
oder einer anderen politiſchen Körperſchaft 8 197. 

Endlich fallen in Bayern unter die ſchwur⸗ 
gerichtliche Zuſtändigkeit auch alle diejenigen durch 
die Preſſe begangenen Beleidigungen, bei denen 
die Strafverfolgung ohne Antrag oder Ermaͤch⸗ 
tigung eintritt z. B. Majeſtätsbeleidigung 8 95 
StGB., Beleidigung von Mitgliedern des landes⸗ 
herrlichen Hauſes oder des Regenten 8 97 StGB. 

Viel umſtritten iſt die Frage, ob der durch 
den Inhalt einer verbreiteten Druckſchrift Beleidigte 
auch gegen die in $21 PreßG. genannten Perſonen 
(verantwortlicher Redakteur, Verleger, Drucker, 
Verbreiter) zur Herbeiführung einer Beſtrafung 
wegen Fahrläſſigkeit nach $ 21 Preß G. mit Privat: 
klage vorgehen kann. Löwe (Anm. 2 zu 8 414 
StPO.) bejaht die Frage, weil den Gegenſtand 
der Klage auch in ſolchem Falle die Beleidigung 
bilde. Nach dieſer Auffaſſung wäre alſo bei einer 
durch die Preſſe begangenen Beleidigung auch in 
Bayern die Strafverfolgung auf Grund des 8 21 
PreßG. durch Privatklage vor dem Schöffengericht 
möglich. Das Oberſte Landesgericht hat (Bd. 13 
S. 301) die Frage verneint, weil es ſich hier um 
eine im öffentlichen Intereſſe geſchaffene Sonder⸗ 
ſtrafbeſtimmung des Preßgewerbes handelt, die 
ſtets, auch wenn der Inhalt der Druckſchrift den 
Tatbeſtand einer nur auf Antrag zu verfolgenden 
Straftat bildet, von Amts wegen ohne Antrag zu 
verfolgen iſt. Dieſer Auffaſſung iſt zuzuſtimmen 
(ſiehe auch E. 29, 143). Ihre Folge iſt, daß 
in Bayern zur Aburteilung von Preſſeſtraftaten 
nach $ 21 Preß G. auch immer dann, wenn der 
Inhalt der Druckſchriſt den Tatbeſtand einer nur 
auf Antrag zu verfolgenden Beleidigung bildet, 
das Schwurgericht zuſtändig iſt, da dieſe Taten 
nach der in § 21 enthaltenen Strafandrohung gem. 
81 StGB. Vergehen ſind und einer der in Art. 35 


langen könnte. 


AG. GV. bezeichneten Ausnahmefälle nicht ge⸗ 
geben iſt. 

d) Endlich find von der ſchwurgerichtlichen 
Zuſtändigkeit ausgenommen die im UnlWG. vom 
7. Juni 1909 und im Waren 3G. vom 12. Mai 
1894 mit Strafe bedrohten Vergehen. 

Auch für dieſe Vergehen gilt, daß bei ihnen 
die Schwerfälligkeit und Koſtſpieligkeit des ſchwur⸗ 
gerichtlichen Verfahrens nicht im Verhältnis ſteht 
zu der Art der Verfehlung und der Bedeutung 
ihrer Ahndung und Unterdrückung für die Be⸗ 
teiligten und die Rechtspflege. Deshalb wurden 
ſie nachträglich durch die Novelle von 1914 von 
der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit ausgenommen. 
Insbeſondere die mittels der Preſſe begangenen 
Verfehlungen nach 8 4 Unl WG. haben bis dahin 
häufig die Schwurgerichte beſchäftigt; die Verſuche, 
fie der ſchwurgerichtlichen Zuſtaͤndigkeit zu entziehen, 
mußten von der oberſtrichterlichen Rechtſprechung 
(vgl. insbeſondere E. 35, 375) zurückgewieſen werden. 

Dieſe Ausnahmevorſchrift des Art. 35 leidet 
ſelbſtverſtändlich keine entſprechende Anwendung auf 
gleichartige Verfehlungen gegen andere Schutzgeſetze 
z. B. Gebrauchsmuſter G., Patent G. uſw., bei denen 
die gleichen Erwägungen für deren Verfolgung vor 
den Strafkammern geltend gemacht werden könnten. 

Die nach Art. 35 von der ſchwurgerichtlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit ausgenommenen Preſſeſtraftaten können 
natürlich im Falle rechtlichen Zuſammentreffens 
(8 73 StGB.) wie auch im Wege des Zuſammen⸗ 
hangs (33 3 ff. StPO. vor die Schwurgerichte 
gebracht werden. 

Bei Idealkonkurrenz zwiſchen Preſſeſtraftaten⸗ 
die nach Art. 35 vor das Schwurgericht gehören⸗ 
mit Straftaten, für welche die Strafkammer zu, 
ſtändig iſt, iſt das zuſtändige Gericht das Schwur, 
gericht auch dann, wenn die vor die Strafkammer 
gehörige Straftat unter das ſchwerere Strafgeſetz 
i. S. des 8 73 StGB. fallt, da ſich die ſachliche 
Zuſtändigkeit der Gerichte auch bei Idealkonkurrenz 
gemäß $ 1 StPO. nach dem G. beſtimmt 
(vgl. hierzu BayzıR. 3, 275). 


Kleine Mitteilungen. 


Zur Anwendung des 8 19 Ziff. 1 BR . vom 9. Sep⸗ 
tember 1915. Die auf S. 30 dieſer Zeitſchrift auf⸗ 
geſtellte Behauptung, daß dem Rechtsanwalte, der — 
ſei es als Gläubiger, ſei es als Partei kraft Amtes 
(Konkursverwalter, Nachlaß verwalter, Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, Vormund uſw.) — eigene Angelegenheiten 
mit einem Streitwerte von nicht über 50 M betreibt, 
die Koſten eines Rechtsanwalts immer zu erſtatten 
ſeien, dürfte nicht richtig ſein. Maßgebend für die 
Entſcheidung iſt zunächſt 8 7 RAGebO. Hiernach 
kann der Rechtsanwalt in eigenen Angelegenheiten 
die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts nur 
inſoweit fordern, als er die Gebühren und Auslagen 
eines bevollmächtigten Rechtsanwalts erſtattet ver— 


Deshalb kann der Rechtsanwalt in 
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den obenbezeichneten Angelegenheiten Anwaltskoſten 
nur erſtattet erhalten, wenn und ſoweit ſolche Koſten 
zu erſetzen wären, falls er die Sache für einen Dritten 
betrieben hätte (RG. Bd. 10 S. 376). Die Erſtattungs⸗ 
fähigkeit iſt aber da nach 8 19 Ziff. 1 BIO, 8 91 
Abſ. 1 ZPO. nur gegeben, wenn und inſoweit die 
Zuziehung eines Rechtsanwalts notwendig ge⸗ 
weſen wäre. Nicht alſo ſtets, ſondern nur dann ſind 
dem Rechtsanwalt in eigenen Angelegenheiten mit einem 
nicht über 50 M betragenden Streitwerte die Koſten 
eines Anwalts zu erſetzen, wenn, wäre die Sache für 
einen anderen betrieben, eine Erſtattungspflicht be⸗ 
ſtünde. Und dies iſt nur der Fall, wenn für den 
anderen die Zuziehung des Anwalts zur zweckent⸗ 
ſprechenden Rechtsverfolgung oder ⸗verteidigung er⸗ 
forderlich geweſen wäre. 

Oberamtsrichter Dr. Mainzer, z. Zt. in Nordhalben. 


Die Malzkontingente als Gegenſtand der Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Die in der letzten Nummer des vorigen 
Jahrganges dieſer Zeitſchrift (S. 383) behandelten 
Fragen haben teilweiſe auch ſchon das Münchener 
Vollſtreckungsgericht beſchäftigt. 

Die Meinung der beteiligten Vollſtreckungsrichter, 
die allerdings bisher noch nicht beſchlußmäßia feſt⸗ 
gelegt werden mußte, geht dahin, daß das Malz⸗ 
kontingent und die Befugnis, es auf eine andere 
Brauerei zu übertragen, nach dem Wortlaut des 8 3 
der Bundesratsverordnung vom 15. Februar 1915 
und nach der Natur der Sache am Gewerbebetrieb 
hängt und demnach ſtets dem zuſteht, der das Brauerei⸗ 
gewerbe tatſächlich ausübt oder, wenn der Betrieb ruht, 
zu deſſen Ausübung befugt wäre. Hieraus dürften ſich 
m. E. folgende Folgerungen ergeben: 

1. Kommt der Gewerbeinhaber in Konkurs, ſo 
fällt das Kontingent und die Befugnis, es auf einen 
anderen zu übertragen, in die Konkursmaſſe. 

2. Kommt das Brauereigrundſtück in Zwangs⸗ 
verwaltung, jo gehört das Kontingent nebſt Übertra⸗ 
gungsbefugnis zur Zwangsverwaltungsmaſſe, wenn 
der Brauereibetrieb zur Zwangsverwaltungs⸗ 
maſſe gehört; dies trifft beiſpielsweiſe nicht zu, wenn 
der Betrieb verpachtet iſt; denn in dieſem Fall ge⸗ 
hört zur Zwangsverwaltungsmaſſe nicht der Betrieb, 
ſondern die Pacht zinsforderung und gebührt das 
Kontingent dem Pächter. 

3. Wurde der Konkurs vor dem 15. Februar 1915 
eröffnet oder die Zwangsverwaltung vor dieſem Tag 
angeordnet und gehört der Brauereibetrieb zur Kon⸗ 
kurs⸗ oder zu der Zwangsverwaltungsmaſſe, ſo wird das 
erſt am 15. Februar 1915 entſtandene Kontingentrecht 
nebſt Übertragungsbefugnis nicht konkursfreies oder 
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für die Dauer feiner Inhabung verfügungsberechtigt 
fein und ſich der Übergang des Kontingentrechts 
in der Weiſe vollziehen dürfte, daß es in der Per⸗ 
ſon jedes nachfolgenden Brauereiinhabers neu ent⸗ 
ſteht; hat alſo der Konkursverwalter in der Zeit 
ſeiner Berechtigung über das Kontingent verfügt, ſo 
iſt der Zwangsverwalter gleichwohl nicht gehindert, 
es auszuüben oder auf eine andere Brauerei zu über⸗ 
tragen, jedoch natürlich nur mit dem Abmaße, daß 
ſich die Ausübungs⸗ und Übertragungsbefugnis des 
Zwangsverwalters in dem Kalendervierteljahr, in dem 
die Zwangsverwaltung angeordnet wurde, bezüglich 
des auf dieſes Vierteljahr treffenden Kontingents auf 
den Betrag beſchränkt, den der Konkursverwalter nicht 
ſchon ſelbſt verbraucht hat, und bezüglich des in dem 
voraus gehenden Vierteljahr erſparten Kontin⸗ 
gents auf den Betrag, den der Konkursverwalter nicht 
ſchon ſelbſt verbraucht oder auf eine andere Brauerei 
übertragen hat. 

5. Die Pfändung des Kontingents als ſolchen iſt 
wegen ſeines Zuſammenhangs mit dem Gewerbe⸗ 
betrieb unzuläſſig. 

Die Pfändung der Befugnis, das Kontingent auf 
einen anderen zu übertragen, mag vielleicht zuläſſig 
ſein. Durch die Pfändung kann aber im Hinblick 
auf die Natur des Kontingentrechts nicht verhindert 
werden, daß der Brauberechtigte von dem Kontingent 
— ſei es im laufenden oder im folgenden Viertel⸗ 
jahr — beliebig viel für ſich ſelbſt verwendet und 
damit die Veräußerungsbefugnis zu nichte macht. 
Eine Verwertung des erlangten Pfandrechts dürfte 
deshalb ohne gutwillige Mitwirkung des Brauerei⸗ 
inhabers kaum möglich ſein. . 

Auch iſt die Pfändung ſelbſtverſtändlich nur in 
der Richtung gegen den im Augenblick der Pfändung 
zur Ausübung der Brauerei Berechtigten zuläſſig; ge⸗ 
hört der Brauereibetrieb in die Zwangsverwaltungs⸗ 
maſſe, ſo kann demgemäß die Pfändung nicht etwa 
auf Grund eines gegen den Brauereieigentümer ge⸗ 
richteten Vollſtreckungstitels erfolgen, ſondern nur 
auf Grund eines Titels gegen den Zwangsverwalter, 
der den Gläubigern des Brauereieigentümers in der 
Regel nicht erreichbar ſein wird. 

Gelangt der Brauereibetrieb nach der Pfändung 
der Kontingentsübertragungsbefugnis unter Zwangs⸗ 
verwaltung, ſo wird durch die Pfändung der ſich 
ganz von ſelbſt vollziehende Übergang der Befugnis 
auf den Zwangsverwalter natürlich nicht gehindert; 
der Übergang vollzieht ſich frei vom Pfandrecht des 
Pfändungsgläubigers; bezüglich ſeines Umfanges 


gilt entſprechend das bei Ziff 4 Geſagte. 


B 
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zwangsverwaltungsfreies Vermögen des (Gemein⸗⸗ 
Schuldners, ſondern es entſteht von vorneherein über⸗ 


haupt nicht mehr in der Perſon des Gemein) Schuld⸗ 
ners, ſondern ſofort in der Perſon des Konkurs⸗ 
oder des Zwangsverwalters. 

4. Wurde zuerſt Konkurs eröffnet und dann 
Zwangsverwaltung angeordnet, ſo kommt es darauf 
an, ob durch die Anordnung der Zwangsverwaltung 
der Brauereibetrieb aus der Konkursmaſſe ausſcheidet; 
ſcheidet er aus und geht er auf die Zwangs verwaltung 
über, ſo vollzieht ſich der gleiche Rechtsvorgang auch 
beim Kontingent und der Befugnis, es zu veräußern. 
Zu berückſichtigen iſt hiebei, daß im Hinblick auf die 
Natur des Kontingents jeder Brauereiinhaber nur 


In der Zwiſchenzeit trat die Malzkontingents⸗ 
frage in ein neues Stadium durch die Bekannt⸗ 
machung der drei bayeriſchen ſtellvertretenden Gene⸗ 
ralkommandos vom 11. Dezember 1915. 

Die Generalkommandos ordneten nämlich auf 
Grund des Art 4 Nr. 2 des Kriegszuſtandsgeſetzes an: 

1. Der Handel mit nicht voll ausgenützten Malz⸗ 
kontingenten .. . iſt verboten. 
Bisher abgeſchloſſene, noch nicht erfüllte Ver⸗ 
träge ſind nichtig. 
3. Zuwiderhandlungen ... werden . . beſtraft .. . (m).) 
Amtsrichter Hans Dittrich in München. 


1) Wir glauben trotzdem die obigen Ausführungen 
noch bringen zu ſollen, da ſie für Streitigkeiten über 


Kontingentveräußerungen aus der Zeit vor der An⸗ 


Kriegsſpenden and Mündelgut. Die beifpiellofe 
Opferfreudigkeit aller Volkskreiſe im gegenwärtigen 
Kriege legt die Frage nahe, ob nicht auch aus Mündel⸗ 
gut Spenden fürs Rote Kreuz oder für Familien⸗ 
für ſorge gegeben werden dürfen und ſollen. Es beſitzt 
3. B. ein dauernd Geiſteskranker ein Vermögen, deſſen 
Nutzungen nur teilweiſe zu ſeiner Verſorgung nötig 
find, im übrigen aber zur Maſſe geſchlagen werden. 
Sind in ſolchen und ähnlichen nicht ſeltenen Fällen 
mäßige Spenden im obigen Sinne aus den über⸗ 
ſchüſſigen Zinſen erlaubt? Gemäß 8 1804 BGB. 
kann der Vormund nicht in Vertretung des Mündels 
Schenkungen machen; ausgenommen ſind Schenkungen, 
durch die einer fittlichen Pflicht oder einer auf den 
Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 
Man wird geneigt ſein, hier ohne weiteres den Aus⸗ 
nahmefall für gegeben zu halten. Dieſe Anſicht erweiſt 
ſich auch bei näherer Prüfung als richtig. 

Der Begriff der Schenkung oder Zuwendung. 
durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den 
Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird, 
kehrt im BGB. öfter wieder (vgl. 88 534, 814, 1446, 
1641, 1804, 2113 Abſ. 2, 2205, 2330 BGB.). Er kommt 
auch im Reichserbſchaftsſteuergeſetze vor (vgl. 8 56 
Abſ. 2). Mit letzterer Geſetzesbeſtimmung hat ſich 
das Reichsgericht ſchon öfter befaßt (RGZ. 70, 15, 
383; 73, 46; 75, 132; 78, 412). Das Reichsgericht 
geht davon aus, daß der fragliche Begriff des REStG. 
und des BGB. enger auszulegen ſei als nach dem all⸗ 
gemeinen Sprachgebrauch, wonach auch die Betätigung 
allgemeiner Nächſtenliebe als ſittliche Pflicht betrachtet 
werde. Es verlangt vielmehr das Vorliegen einer be⸗ 
ſonderen aus den konkreten Umſtänden des Falles er⸗ 
wachſenen, in den Geboten der Sittlichkeit wurzelnden 
Verpflichtung. Ob dieſe vorliege, ſei unter Berück⸗ 
ſichtigung der perſönlichen Beziehungen, der Ver⸗ 
mögens⸗- und Standesverhältniſſe der Beteiligten zu 
entſcheiden (70, 386). 

Das Reichsgericht ſetzt alſo perſönliche Beziehungen 
zwiſchen Schenker und Beſchenktem voraus. Daß ſolche 
zwiſchen dem Mündel und der zu beſchenkenden Kriegs⸗ 
wohlfahrtseinrichtung nicht beſtehen, liegt auf der Hand. 
Um die Anſchauung des Reichsgerichts richtig zu wür⸗ 
digen, bedarf es aber doch einer Betrachtung der ſeinen 
Entſcheidungen zugrunde liegenden Tatbeſtände. Es 
handelt ſich durchweg um Rückforderung von Schen⸗ 
kungsſteuern und zwar bei Schenkungen von beträcht⸗ 
licher Höhe (25 000 - 2 000 000 M), die meiſtens von 
Unternehmern oder Unternehmungen an Penſionskaſſen 
oder andere Wohlfahrtseinrichtungen ihrer Angeſtellten 
gemacht worden ſind. Das Reichsgericht hat in der 
Regel verneint, daß ſolche Schenkungen einer ſittlichen 
Pflicht oder einer Anſtandsrückſicht entſprechen und 
den Rückforderungsanſpruch abgelehnt, in einem Fall 
(Bd. 73 S. 49) aber auch die Schenkung einer Aktien- 
geſellſchaft von 100000 M an die Penſionskaſſe ihrer 
Angeſtellten als einer Anſtandsrückſicht entſprechend 
erklärt. 

Die Höhe der fraglichen Summen verbietet von 
vorneherein einen Vergleich mit den hier angeregten 
Schenkungen, die ſich wohl in der Regel weit unter 
der nach 8 56 Abſ. 2 mit 8 12 Abſ. 3 REStG. von 
ordnung der Generalkommandos trotz des Abſ. 2 der 
Ziff. 1 noch von Bedeutung fein können und dieſe An- 
ordnung ja auch nur für das Gebiet des Königreichs 
Bayern erlaſſen iſt. (Anm. des Herausgebers). 
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der Schenkungsſteuer noch befreiten Summe von 
5000 M halten werden. Man kann dem Reichsgericht 
ohne weiteres zuſtimmen, wenn es ſagt: die Frage, 
ob der Vormund aus Mündelvermögen ſolche Schen⸗ 
kungen (nämlich 25000 M) machen dürfe, wird unbe⸗ 
denklich zu verneinen ſein (Bd. 70 S. 385). An ſolche 
Summen iſt hier aber nicht gedacht und gerade auf 
die Höhe kommt es, wie das Reichsgericht a. a. O. 
betont, weſentlich für die Beurteilung unſerer Frage 
an. Bei Spenden von mäßiger Höhe wird man weit 
eher das Vorliegen einer ſittlichen Pflicht bejahen 
können. 

Des weiteren handelt es ſich bei der Begriffs⸗ 
beſtimmung des Reichsgerichts in erſter Linie um 
das Reichserbſchaftsſteuergeſetz, bei dem erhebliche 
fiskaliſche Intereſſen in Frage ſtehen und welches an 
ſich ſchon für Zuwendungen zu mildtätigen und ge⸗ 
meinnützigen Zwecken unter gewiſſen Vorausſetzungen 
eine Steuerermäßigung eintreten läßt. Die Steuer: 
freiheit des 8 56 Abſ. 2 REStG. wird daher nur in be⸗ 
ſonders zwingenden Fällen anerkannt werden können.“) 

Vor allem aber wird der Krieg, der ſo viele An⸗ 
ſchauungen erſchüttert hat, Anlaß zu einer Ueberprü⸗ 
fung der reichsgerichtlichen Begriffsbeſtimmung geben. 
In Friedenszeiten konnte auch der Bemittelte die Sorge 
für Arme und Kranke im allgemeinen dem Staat 
überlaſſen, ohne in der Achtung ſeiner Mitmenſchen 
Einbuße zu erleiden. Der Weltkrieg macht es nach 
der Anſchauung aller Volkskreiſe den Begüterten zur 
Pflicht, zur Kriegshilfe beizuſteuern. Die große und 
allgemeine Opferfreudigkeit unſeres Volks iſt der Aus⸗ 
fluß dieſer Ueberzeugung. Der Staat fordert zu frei⸗ 
willigen Spenden auf und muß mit ihnen rechnen. 
Schenkungen zu Kriegswohlfahrtszwecken entſprechen 
daher auch im Sinne des bürgerlichen Geſetzbuchs 
im gewiſſen Umfange einer ſittlichen Pflicht. Die 
gleiche Anſicht iſt vertreten bei Staudinger, Anm. 2a 
zu 8 534 BGB., woſelbſt Gaben zu wohltätigen Zwecken 
bei öffentlichen Kalamitäten und in Fällen großer 
Not als Beiſpiele für Schenkungen zur Erfüllung 
einer ſittlichen Pflicht aufgeführt werden. 

Die vom Reichsgericht als Probe vorgeſchlagene 
Frage, ob bei Unterlaſſung der betreffenden Schenkung 
von einer Verletzung einer ſittlichen Pflicht geſprochen 
werden kann, muß ſicher bejaht werden, wenn bei einem 
mehr als auskömmlichen Einkommen ohne beſondere 
Gründe jede Spende für Kriegshilfe unterbleibt. 
Das weitere Erfordernis perſönlicher Beziehungen 
zwiſchen Schenker und Beſchenktem wird man unbe— 
denklich fallen laſſen können. Der Krieg hat die Volks⸗ 
genoſſen ſo nahe gerückt, daß es keiner perſönlichen 
Beziehungen bedarf, um die Hilfstätigkeit und das 
Mitwirken jedes Einzelnen zur ſittlichen Pflicht zu 
erheben. 

Wenn man nun auch bei Geiſteskranken oder 
Minderjährigen von einer ſittlichen Pflicht zu Schen— 
kungen nicht ſprechen kann, jo trifft dies doch für ihre 
Vermögensverwaltung zu, ähnlich wie auch bei Aktien- 


1) Drurch Bundesratsbeſchluß vom 8. Auguſt 1914 
— GVBl. 1914 S. 395 — wurde übrigens aus Billig— 
keitsrückſichten genehmigt, daß Zuwendungen zugunſten 
der vom deutſchen Roten Kreuz verfolgten Zwecke oder 
zugunſten der Kriegsteilnehmer und ihrer Familien von 
der Schenkungsſteuer befreit bleiben, wenn ſie während 
oder aus Anlaß des jetzigen Krieges erfolgen. 


geſellſchaften von einer Anſtändsrückſicht geſprochen 
werden kann (RG. Bd. 73 S. 49). 

Mäßige Schenkungen aus Mündelgut für Kriegs⸗ 
hilfe ſind daher erlaubt. In der Regel werden ſie 
natürlich nur aus den Nutzungen gegeben werden. 
(Vgl. Mot. z. BGB. Bd. 4 S. 1106). Eine Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts iſt nicht nötig. Es 
wird ſich aber empfehlen, wenn der Vormund den Rat 
des Vormundſchaftsrichters einholt. Denn Schenkungen, 
die nicht unter die Ausnahmebeſtimmungen fallen, 
ſind nichtig. Noch beſſer wäre es freilich, wenn alle 
Vormundſchaftsgerichte in den Fällen, wo eine Schen⸗ 
kung angebracht iſt, die Vormünder vorladen und zur 
Spende veranlaſſen würden. Eine allgemeine An⸗ 
ordnung dieſes Inhalts würde der Kriegshilfe voraus⸗ 
ſichtlich erhebliche Beträge zuführen. 

Amtsrichter Dr. Knab in Rothenburg o. T. 


Aus der Lechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Rechtsnachfolge i. S. des 5 727 ZBO., wenn bei 
einer Hypsthek auf Grund einftweiliger Verſüaung eine 
Vormerkung zur Sichernna des Auſpruchs auf Löſchung 
eingetragen iſt. Kann der Erwerber einer ſolchen Hypothek 
die Löſchung der Vormerkung beauſpruchen? Auf dem 
Grundſtücke des Beklagten iſt eine Darlehenshypothek 
für U. eingetragen. U. trat ſie an Sch. ab, der ſie 
wieder an den Kläger abtrat. Die Abtretung wurde 
am 5. Mai 1913 im Grundbuche vermerkt. Am 12. Juni 
1913 erging in dem vom Beklagten gegen Sch. wegen 
einer einſtweiligen Verfügung angeſtrengten Prozeſſe 
ein Urteil des OLG., durch das im Wege der einſt⸗ 
weiligen Verfügung zur Sicherung des Anſpruchs des 
Beklagten gegen Sch. auf Löſchung der Hypothek die 
Eintragung einer Vormerkung angeordnet wurde. Auf 
Anordnung des Vorſitzenden erteilte der Gerichtsſchreiber 
dem Beklagten vollſtreckbare Ausfertigung dieſes Ur⸗ 
teils gegen den Kläger als Rechtsnachfolger des Sch. 
Daraufhin wurde auf Antrag des Beklagten die Vor⸗ 
merkung ins Grundbuch eingetragen und auf dem 
Hypothekenbriefe vermerkt. Jetzt begehrt der Kläger 
die Verurteilung des Beklagten zur Einwilligung in 
die Löſchung der Vormerkung. Die Vorgerichte wieſen 
ab. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Das OLG. hat ſowohl 
den Klagegrund aus § 812 als auch den aus 8 894 
BGB. verworfen, und zwar auch für den Fall, daß 
die Vollſtreckungsklauſel gegen den Kläger zu Unrecht 
erteilt und die Vormerkung bei der ihm von Sch. ab— 
getretenen Hypothek zu Unrecht eingetragen ſein ſollte. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Geſichtspunkt 
des 8 812 in dieſem Falle deshalb verſagt, weil der 
Beklagte dann, wie das OLG. meint, durch die Vor: 
merkung gar nichts, insbeſondere nicht die im 8 883 
Abſ. 2 BGB. bezeichnete Sicherung, erlangt haben 
würde. Nicht ohne Grund beanſtandet die Reviſion 
jedenfalls die Ablehnung der Anwendung des 8 894 
auf eine zu Unrecht eingetragene Vormerkung. Mit 
der Begründung: es fehle da an der grundlegenden 
Vorausſetzung des 8 894, daß der Inhalt des Grund— 
buchs mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklang 
ſteht, ſetzt ſich das BG. in Widerſpruch nicht nur zu 
der Anſicht der von ihm genannten Schriftſteller, ſondern 
auch zu dem Standpunkt, den der Senat in mehreren 
Urteilen vertreten hat (f. bei Gruchot Bd. 54 auf S. 942, 
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ferner bei Warneyer Afpr. 1913 Nr. 184 auf S. 222). 
Allein der Anſpruch des Klägers auf Löſchung der 
Vormerkung rechtfertigt ſich für den vorausgeſetzten Fall 
ſchon aus ſeinem durch ſie beeinträchtigten Hypotheken⸗ 
recht. Mit Recht betont die Reviſion, daß dem Kläger 
durch die Vormerkung die Verfügung über die Hypothek, 
insbeſondere deren Veräußerung, wenn auch nicht recht⸗ 
lich, ſo doch tatſächlich unmöglich gemacht oder doch 
erſchwert iſt; dies aber bedeutet eine Beeinträchtigung 
des Hypothekenrechts, die, inſofern keine Verpflichtung 
zur Duldung beiteht, wie die Beeinträchtigung des 
Eigentums (8 1004 BGB.) und anderer Rechte (88 12, 
1017 Abſ. 2, 1027, 1065, 1090 Abſ. 2 BGB.), den 
Anſpruch auf Beſeitigung der Beeinträchtigung gibt 
(vgl. RG. 26 Nr. 84 auf S. 399, 81 Nr. 66 auf 
S. 289). Beſtätigt wird dieſe Auffaſſung durch den 
8 886 BGB.; denn er gibt dem, deſſen Recht von der 
Vormerkung betroffen wird, einen Anſpruch auf Be⸗ 
ſeitigung der Vormerkung für den Fall, daß ihm eine 
Einrede zuſteht, durch die die Geltendmachung des ge⸗ 
ſicherten Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen wird. Der 
gleiche Anſpruch muß ihm erſt recht dann zuſtehen, 
wenn der durch die Vormerkung zu ſichernde Anſpruch 
gar nicht beſteht. Die Notwendigkeit, den Anſpruch 
auf Beſeitigung der Vormerkung für den im 8 886 
bezeichneten Fall beſonders vorzuſehen, ergab ſich daraus, 
daß eine Einrede, durch die die Geltendmachung eines 
Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen wird, dieſen An⸗ 
ſpruch an ſich unberührt läßt. 

Hiernach hängt die Entſcheidung des Rechtsſtreits 
davon ab, ob die Vollſtreckungsklauſel gegen den 
Kläger zu Unrecht erteilt und deshalb die Vormerkung 
bei der ihm von Sch. abgetretenen Hypothek zu Un⸗ 
recht eingetragen iſt. Die Vollſtreckungsklauſel iſt auf 
Anordnung des Vorſitzenden (§ 730 ZPO.) gegen den 
Kläger als Rechtsnachfolger des im Urteile vom 12. Juni 
1913 bezeichneten Schuldners Sch. erteilt und dies iſt 
zu Unrecht geſchehen, wenn der Kläger nicht Rechts⸗ 
nachfolger des Sch. i. S des 8 727 ZPO. iſt oder ge: 
nauer: zur Zeit der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 
geweſen iſt. Der 8 727 aber hat nach feinem weiteren 
Inhalt nur einen ſolchen Rechtsnachfolger des im Ur⸗ 
teile bezeichneten Schuldners im Auge, gegen den das 
Urteil nach 8 325 wirkſam iſt, und nach dieſem 8 325 


- ZPO. wirkt das Urteil nur gegen ſolche Rechtsnach⸗ 


folger der Parteien, die dies nach dem Eintritte der 
Rechtshängigkeit geworden ſind (Abſ. 1). Die Wirk⸗ 
ſamkeit des Urteils insbeſondere gegen den Rechts⸗ 
nachfolger des darin bezeichneten Schuldners iſt weiter 
durch die Beſtimmung beſchränkt, daß die Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts zugunſten derjenigen, die Rechte 
von einem Nichtberechtigten herleiten, entſprechende 
Anwendung finden (Abſ. 2). Faßt man als den durch 
das rechtskräftige Urteil vom 12. Juni 1913 betroffenen 
Anſpruch, in den die Rechtsnachfolge eingetreten ſein 
muß, den Anſpruch des Beklagten gegen Sch. auf 
Löſchung der Hypothek ins Auge, zu deſſen Sicherung 
die in dem Urteil angeordnete einſtweilige Verfügung 
erlaſſen iſt, ſo iſt zur Feſtſtellung einer Rechtsnachfolge 
des Klägers in dieſen aus einer unerlaubten Hand⸗ 
lung (8 826 BGB.) hergeleiteten Anſpruch auf der dann 
allein in Betracht kommenden Schuldnerſeite überhaupt 
nicht zu gelangen. Eine Geſamtrechtsnachfolge kommt 
nicht in Frage und ebenſowenig eine Schuldübernahme. 
Allein die Sach- und Rechtslage nötigt nicht, bei dieſem 
wenig befriedigenden Ergebnis ſtehen zu bleiben. Sie 
geſtattet insbeſondere den Anſpruch des Sch. aus der 
Hypothek als den Anſpruch anzuſehen, in den die 
die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel rechtfertigende 
Rechtsnachfolge eingetreten ſein muß, und es für aus⸗ 
reichend zu erachten, daß der Kläger durch die Ab— 
tretung der Hypothek an ihn Rechtsnachfolger des 
Sch. auf der Gläubigerſeite geworden iſt. Es kommt 
folgendes in Betracht. Der Anſpruch des Beklagten 
auf Löſchung der Hypothek begründet eine Einrede 
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gegen die Hypothek, und dieſe auf ein zwiſchen dem 
Beklagten und Sch. begründetes Rechtsverhältnis (ein 
Schuldverhältnis aus unerlaubter Handlung) geſtützte 
Einrede kann nach dem 8 1157 BGB. vom Beklagten 
auch dem Kläger als dem neuen Gläubiger entgegen⸗ 
geſetzt werden. Da durch die Einrede die Geltendmachung 
der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen wird, kann der 
Beklagte nach 8 1169 888. vom Kläger auch verlangen, 
daß er auf die Hypothek verzichtet oder (als ein Minderes) 
in deren Löſchung willigt. Die Einrede begründet nach 
dem 2. Satz des 8 1157 weiter einen Berichtigungs⸗ 
anſpruch gemäß den 88 894 ff. BGB. und nach dem 
8 899 daſelbſt die Eintragung eines Widerſpruchs. Die 
Rechtslage iſt hiernach im weſentlichen die gleiche, 
wie wenn es ſich um einen dinglichen Anſpruch auf 
Löſchung der Hypothek handelte. Bei einem ſolchen 
Anſpruche aber iſt ebenſo, wie bei einer auf die Feſt⸗ 
ſtellung des Nichtbeſtehens einer Hypothek gerichteten 
Klage, der damit bekämpfte Anſpruch des eingetragenen 
Hypothekengläubigers aus der Hypothek in Streit (vgl. 
Gaupp⸗ Stein 10. Aufl. Anm. II 2 zum 8 265 ZBO., 
RG. 60 Nr. 58 auf S. 250). 

Das BE. hat nicht feſtgeſtellt, ob der Kläger 
ee des Sch. nach dem Eintritte der 
Rechtshängigkeit geworden iſt. Es kommt dabei nicht 
ſowohl die Rechtshängigkeit des hypothekariſchen An⸗ 
ſpruchs des Klägers oder des Anſpruchs des Beklagten 
auf Löſchung der Hypothek, als vielmehr die Rechts⸗ 
hängigkeit der die einſtweilige Verfügung betreffenden 
Streitſachen in Betracht und dieſe muß bei entſprechender 
Anwendung der 88 263, 281, 693 ZPO. (ſ. 88 928, 
936 dasſ.) als eingetreten gelten mit dem Zeitpunkte, 
in dem der Antrag auf Erlaſſung der einſtweiligen 
Verfügung angebracht oder im Falle des 8 942 3 PO. zur 
Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen 
Verfügung geladen worden iſt (vgl. Gaupp⸗Stein 10. Aufl. 
Anm. 1 Abſ. 2 zu § 920, Vorbem. 1 1 vor 8 916). 
Ueber dieſen Zeitpunkt und über die Zeit der Abtretung 
der Hypothek von Sch. an den Kläger gibt auch der 
unſtreitige Sachverhalt keinen ſicheren Aufſchluß. Weiter 
aber hängt die Entſcheidung des Rechtsſtreits nach 
Abſ. 2 des 8 325 ZPO. und bei entſprechender An⸗ 
wendung der darin angeführten Vorſchriften, insbe⸗ 
ſondere des auch im § 1157 BGB. mitherangezogenen 
§ 892 noch davon ab, ob der Kläger beim Erwerbe 
der Hypothek von der Rechtshängigkeit oder von dem 
den Rechtsmangel ergebenden Anſpruche des Beklagten 
auf Löſchung der Hypothek Kenntnis hatte. Auch in 
dieſer Beziehung fehlt es an Feſtſtellungen. (Urt. des 
V. ZS. vom 11. Dezember 1915, V 316/15). — ç&n. 

37 92 
II. 


Erfüllungsgehilfen des Mieters beim Mietvertrage. 
Aus den Gründen: Eine von dem Kl. an die 
Bekl. vermietete Schute wurde, als ſie am Kai der 
Bekl. von deren Arbeitern mit ſchweren Eiſenträgern 
beladen wurde, dadurch ſtark beſchädigt, daß beim 
Abſetzen eines Eiſenträgers eine dazu benutzte Stahl- 
troſſe brach und der Träger in die Schute fiel. Die 
Anſicht des OLG., daß die Beklagte als Mieterin für 
die Beſchädigung Erſatz zu leiſten hat, die durch die 
von ihr mit dem Beladen beauftragten Arbeiter ver— 
ſchuldet iſt, ſteht im Einklange mit RG. 66, 405 und 
NRG. 84, 222. Der Schaden iſt durch ein mit dem 
Arbeitsvertrag in Zuſammenhang ſtehendes ſchuld— 
haftes Verhalten der Arbeiter entſtanden. Die Bekl. 
bediente ſich der Arbeiter bei dem Beladen der ge— 
mieteten Schute und folglich auch bei der Erfüllung 
der ihr dem Vermieter gegenüber obliegenden Ver— 
pflichtung, bei dem Beladen die Mietſache ſorgfältig 
zu behandeln. Der 8 278 BGB. iſt daher mit Recht 
für anwendbar erachtet worden. ... (Urt. des III. 35. 
vom 19. Oktober 1915, III 102/15). — a — 
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III 


Außerordentliche Kündigungsrecht des Beamten 
bei Zurücknahme der Berſetzuna. Aus den Grün⸗ 
den: Der Bekl. war auf 1. Oktober 1914 von K. nach 
B. verſetzt worden und hatte darum durch Mietvertrag 
vom 25. Juli 1914 vom Kl. eine Wohnung in B. für 
die Zeit vom 1. Oktober 1914 bis 1. Oktober 1916 
gemietet. Durch Schreiben des Staatsſekretärs des 
Reichsmarineamts vom 17. Auguſt 1914 wurde dem 
Bekl. eröffnet, daß ſeine Verſetzung „mit Rückſicht auf 
den Kriegszuſtand bis auf weiteres aufgehoben“ werde. 
Er kündigte daraufhin am 22. Auguſt 1914 unter 
Berufung auf 8 570 BGB. die gemietete Wohnung 
zum 1. Januar 1915. .. . Das BG. erachtet zunächſt 
die Verfügung vom 17. Auguſt 1914 für eine Ver⸗ 
ſetzung i. S. des 8 570, nämlich für eine Rückverſetzung, 
durch die dem Bekl. die Dienſtſtelle in K., ſtatt deren 
er kraft der Verſetzung zum 1. Oktober 1914 eine Dienſt⸗ 
ſtelle in B. übernehmen ſollte, für die Zeit vom 1. Ok⸗ 
tober 1914 an wieder übertragen worden iſt. Dieſe 
Auffaſſung trifft zu: einen anderen Sinn können die 
deutlichen Worte „die Verſetzung wird bis auf weis 
teres aufgehoben“ nicht haben. Auch die weiteren 
Tatbeſtandsmerkmale des 8 570 liegen vor. Die Ver⸗ 
ſetzung nach B. war noch nicht vollzogen, B. war le⸗ 
diglich der zukünftige „andere Ort“, in dem als 
ſeinem zukünftigen Wohnorte der Bekl. infolge 
feiner Verſetzung wohnen wollte und mußte. Dieſe 
zukünftigen Beziehungen des Bekl. ſind durch die Rück⸗ 
verſetzung aufgehoben und dadurch zu vergangenen 
gemacht worden: nunmehr war vom Geſichtspunkte 
der Rückverſetzung aus K. der „andere Ort“ und B. 
der „bisherige Wohnort“ des Bekl., nämlich für die 
zukünftige Zeit vom 1. Oktober 1914 an, gemeſſen an 
der durch die Verſetzung für dieſe Zukunft getroffen 
geweſenen Regelung. Der Wortlaut „Verſetzung nach 
einem anderen Orte“ und „an dem bisherigen 
Wohnorte“ bedeutet nicht nur den Gegenſatz zwiſchen 
der gegenwärtigen Wirklichkeit und der Zukunft, ſon⸗ 
dern umfaßt auch den Gegenſatz zwiſchen der Zukunft, 
wie ſie zunächſt durch die Verſetzung geordnet war, 
und der Zukunft, wie ſie dann endgültig durch die 
Rückverſetzung beſtimmt wurde. Wie die Rückver⸗ 
ſetzung nach K. eine Verſetzung nach einem anderen 
Orte war, nämlich von B. als dem zunächſt beſtimm⸗ 
ten zukünftigen Wohnorte nach K. als dem endgül- 
tigen zukünftigen Wohnorte, ſo war auch die Woh— 
nung vom Bekl. gemietet an ſeinem bisherigen 
Wohnorte, nämlich in B. als ſeinem zukünftigen 
Wohnorte, der ein ſolcher zu ſein kraft der Rückver⸗ 
ſetzung aufgehört hatte. Es iſt ohne Belang, daß 
während dieſer die Zukunft betreffenden Rechtsvor— 
gänge der Bekl. ſeinen Wohnſitz immer in K. hatte 
und behielt. Zu dieſem Ergebnis führt alſo ſchon 
die Entwicklung des in dem Wortlaute liegenden 
Sinnes, nicht erſt eine ausdehnende Auslegung. Das 
Ergebnis ſtimmt auch mit dem Zweck des § 570 übers 
ein, auf den das BG. mit Recht hinweiſt. Die dem 
ALR I Tit. 21 8 376 nachgebildete Vorſchrift würde bei 
anderer Auffaſſung gerade in den Fällen verſagen, 
in denen infolge Verſetzung und Rückverſetzung die 
gemieteten Räume völlig unbenutzbar werden, in 
denen alſo der offenſichtliche Zweck des 8570 den 
Schutz des verſetzten Beamten am dringendſten er— 


heiſcht. (Urt. des III. 35. vom 3. Dezember 1915, 
III 326/15). . 
3773 — 


B. Strafſachen. 


J. 
Wie weit reicht gegenüber ſeuchenpolizeilichen An: 
ordnungen die Befugnis des Gerichts ihre Zuläſſigkeit 
zu prüfen? Anordnung am Gehöft eine Tafel mit der 


Auſſchrift „Maul- und Klauenſeuche“ anzubringen und 
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das Hoſpflaſter zwiſchen Stalltüre und Dungſtätte mit 
Kalkmilch zu desinfizieren; Voraus ſetzungen Tür die 
Zuläſſigkeit dieſer Anerdunngen; RNechtswirkſamkeit 
einer auf Grund einer irrigen Annahme erlaſſenen An- 
ordnung. ViehſG. 5 1 Abſ. 4, 38 13, 74 Nr. 3, 5 76. 
Aus den Gründen: Am 30. Oktober 1914 wurde 
durch den Kreistierarzt in dem Gehöft des Viehhändlers 
Guſtav H. in P., mit dem der Angeklagte gemeinſchaft⸗ 
lich Viehhandel treibt, die Maul⸗ und Klauenſeuche 
feſtgeſtellt. Daraufhin wurden auch für das Gehöft 
des Angeklagten Hermann H. mit Verfügung des 
Bürgermeiſters von P. vom gleichen Tage wegen 
Seuchenverdachts Schutzmaßregeln, insbeſondere auch 
die Anbringung von Tafeln mit der Aufſchrift „Maul⸗ 
und Klauenſeuche“, angeordnet. Soweit die derzeitigen 
ungenauen Feſtſtellungen des Urteils entnehmen laſſen, 
ſcheint ſich der Verdacht nur darauf gegründet zu 
haben, daß das Vieh des Angeklagten mit dem des 
Guſtav H. zuvor in Berührung gekommen fein konnte. 
In der bei den Akten befindlichen ſchriftlichen Ver⸗ 
fügung des Bürgermeiſters vom 30. Oktober 1914 
findet ſich unter Nr. 10 eine Anordnung dahin, daß 
das Hofpflaſter, das von den Seuchenſtalltüren nach 
dem Düngerhaufen führe und beim Ausbringen des 
Stalldungs von dieſem beſchmutzt werde, nach dem 
Ausmiſten täglich gründlich ſauber zu fegen und mit 
Kalkmilch zu übergießen ſei. Auch der Landrat von 
M. erließ unter dem 30. Oktober 1914 unter Berufung 
darauf, daß 5 den beiden Gehöften von Guſtav und 
Hermann H. in P. der Ausbruch der Maul⸗ und 
Klauenſeuche 99 55 Gutachten des Kreistierarztes feſt⸗ 
geſtellt worden ſei“, eine „Viehſeuchenpolizeiliche Anord⸗ 
nung“, in der unter anderem vorgeſchrieben wurde, 
daß die Plätze vor den Türen der verſeuchten Ställe 
mehrmals täglich durch Uebergießen mit Kalkwaſſer 
zu desinfizieren ſeien. Dem Angeklagten iſt nun Zu⸗ 
widerhandeln gegen dieſe Anordnungen vorgeworfen, 
weil er die an ſeinem Hof und Stall angebrachten 
Tafeln weggeriſſen und den Hof vor der Stalltüre 
nicht mit Kalk beſprengt habe, und er iſt hierwegen 
aus 8 74 Nr. 3 Biehj®. verurteilt worden. Dabei 
meint die Strͤ, es könne dahingeſtellt bleiben, ob 
die Tafeln mit Recht angebracht waren oder nicht. 
Das iſt unrichtig. Bei Anordnungen viehſeuchen⸗ 
polizeilicher Schutzmaßregeln ſind die Polizeibehörden 
gemäß $ 13 Viehj®. an dieſes Geſetz und die zu feiner 
Ausführung erlaſſenen Vorſchriften gebunden. Sie 
find auf die hiernach vorgeſehenen Maßregeln be— 
ſchränkt und es muß dem Strafrichter die Prüfung 
zuſtehen, ob die Polizeibehörde ſich innerhalb ihrer 
Zuſtändigkeitsgrenzen bewegt hat (RGSt. 20, 177). 
Dieſe Prüfung ergibt die Unzuläſſigkeit der Anord— 
nung des Bürgermeiſters, daß beim Gehöft und den 
Stallungen des Angeklagten Tafeln mit jener Auf— 
ſchrift anzubringen ſeien, ſowie auch Bedenken gegen 
die Anordnung bezüglich der Anwendung von Kalk— 
milch. Nach den derzeitigen Feſtſtellungen des Urteils 
ſcheint der Seuchen verdacht, von dem das Urteil ſpricht 
und der allein dem Bürgermeiſter auf Grund eines 
Gutachtens des Kreistierarztes Anlaß zu ſeinen An— 
ordnungen gegeben hat, nicht ein Verdacht in dem 
Sinne geweſen zu ſein, daß beim Vieh im Gehöfte 
des Angeklagten Erſcheinungen feſtgeſtellt worden 
wären, die den Ausbruch der Maul- und Klauenſeuche 
hätten befürchten laſſen, ſondern es ſcheint nur die 
Vermutung vorgelegen zu haben, daß das Vieh des 
Angeklagten von dem des Guſtav H. den Anſteckungs⸗ 
ſtoff aufgenommen habe, fo daß es fi) beim Vieh 
des Angeklagten nicht um „der Seuche“, ſondern nur 
um „der Anſteckung“ verdächtige Tiere i. S. des 81 
Abf. A Viehſch. gehandelt haben würde. Für die 
Frage der Zuläſſigkeit der Anbringung von Tafeln 
mit der Aufſchrift „Maul- und Klauenſeuche“ iſt es 
belanglos, ob ein Verdacht der einen oder der 1 
Art vorlag. Die Anbringung ſolcher Tafeln iſt nur 
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vorgeſehen in § 158 Abſ. 3 AusfVorſchr. des Bundes» 
rats vom 7. Dezember 1911 und der viehſeuchen⸗ 
polizeilichen Anordnung des preuß. Miniſters für 
Landwirtſchaft uſw. vom 1. Mai 1912 für Gehöfte, in 
denen der Ausbruch der Maul» und Klauenſeuche feſt⸗ 
geſtellt worden iſt.“) Für nicht un Gehöfte (vgl. 
88 162 und 163) kennen die das „Verfahren nach Feſt⸗ 
ſtellung der Seuche“ regelnden 88 158 mit 169 der 
vorhin erwähnten Vorſchriften eine Anbringung ſolcher 
Tafeln nicht und ebenſowenig die das „Verfahren nach 
Feſtſtellung eines Verdachts“ regelnden §8 170 und 171. 
Der Anordnung des Bürgermeiſters fehlt es daher in 
dieſer Richtung an der rechtlichen Grundlage, ſie iſt 
inſoweit rechtsunwirkſam geweſen und der Angeklagte 
kann wegen Zuwiderhandlung gegen ſie nicht beſtraft 
werden. Soweit die Anordnungen des Bürgermeifters 
eine Verwendung von Kalkmilch zu Desinfektions⸗ 
zwecken vorſchreiben, würde ihre Rechtswirkſamkeit 
nicht zu beanſtanden ſein, wenn der Bürgermeiſter 
ſie auf Grund der Feſtſtellung getroffen haben würde, 
daß das Vieh des Angeklagten „der Seuche verdächtig“ 

i. S. des 81 Abſ. 4 des Gefetzes ſei (88 170, 162 
Abſ. 1 ff. der angef. Vorſchr.). Sind aber die Anord⸗ 
nungen, wie es den Anſchein hat, vom Bürgermeiſter 
nur auf Grund von Anſteckungsverdacht erlaſſen 
worden, dann waren ſie auch in dem nun in Rede 
ſtehenden Teil unzuläſſig; denn der für dieſen Fall 
maßgebende 8 171 der angeführten Vorſchriften ſieht 
im Gegenſatze zu 8 170 eine Anwendung des $ 162 
nicht vor. Die Anordnung des Landrats, die gleich⸗ 
falls die regelmäßige Verwendung von Kalkmilch vor⸗ 
ſchreibt, geht von der tatſächlichen Annahme aus, daß 
im Gehöft des Angeklagten der Ausbruch der Maul⸗ 
und Klauenſeuche durch Gutachten des Kreistierarztes 
feſtgeſtellt worden ſei. Auf dieſer Grundlage, ſelbſt 
wenn ſie tatſächlich irrig iſt, kann allerdings die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Anordnung nicht beanſtandet werden. 
Wenn der Landrat die von ihm angeführte Voraus⸗ 
ſetzung für ſeine Anordnung als gegeben erachtet hat, 
ſo war er zum Erlaß der Anordnung berechtigt, dieſe 
war rechtswirkſam und es kann vom Strafrichter 
nicht nachgeprüft werden, ob in der Tat der Ausbruch 
der Seuche in der vom Landrat angenommenen Weiſe 
feſtgeſtellt war oder nicht. Ueber das Vorhandenſein 
dieſer Vorausſetzung der Anordnung hatte nur der 
zum Erlaß der Anordnung berufene Landrat zu ent⸗ 
[Heiden (RGSt. 23, 258). Hat der Angeklagte vor— 
ſätzlich (vgl. RGSt. 47, 282) oder fahrläſſig der An⸗ 
ordnung zuwider gehandelt, fo hat er ſich aus 8 74 
Nr. 3 oder 876 Viehſc. ſtrafbar gemacht. u 
vom 7. Juni 1915, 1 D 198/15). 


3757 
II. 


Keine Befreinng von der Strafe nach & 13 HNBO. 
vom 22. April 1915 über die Vornahme einer Erhebung 
der Vorräte au Getreide und Mehl, wenn die ver⸗ 
ſchwiegenen Vorräte ſchon vor der neuen Anzeige ander⸗ 
weit feſtgeſtellt worden find. Aus den Gründen: 
Auf die Vorſchrift im 8 13 BRVO. vom 22. April 
1915 über die Vornahme einer Erhebung der Vorräte 
von Getreide und Mehl kann ſich der Angeklagte nicht 
berufen. Nach ihr bleibt ſtraffrei, wer bei einer früheren 
Vorratsaufnahme Vorräte verſchwiegen hat, ſie aber 
bei Erſtattung der am 22. April 1915 angeordneten 
neuen Anzeige angibt. Aus dem Wortlaut, Sinn und 
Zweck der Vorſchrift ergibt ſich ebenſo wie bei der 
ähnlichen Vorſchrift des Wehrbeitragsgeſetzes, daß ſie 
keine Anwendung finden kann auf den Fall, in dem 
ſchon vor der neuen Anzeige das früher Verſchwiegene 
feſtgeſtellt oder angegeben worden iſt. Die Urteils- 
gründe laſſen erſehen, wie auch aus den Akten hervor— 


1) Val. die Sy 170—183 der bayer. Bek. vom 27. April 1912 über 
den Vollz. des Viebſcg. uſw. (GVBl. S. 403). 
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geht, daß der Angeklagte ſchon vor Erlaſſung der 
BD. vom 22. April 1915 in dem gegen ihn geführten 
Ermittelungsverfahren zugegeben hat, am 1. Februar 
1915 nicht 45 Zentner, ſondern 95 Zentner Hafer be⸗ 
ſeſſen zu haben, und daß er nur damals wie jetzt be⸗ 
hauptet hat, geglaubt zu haben, Saathafer und zur Ver⸗ 
fütterung beſtimmten Hafer nicht angeben zu müſſen. 
Der Vorrat den der Angeklagte bei der früheren Anzeige 
verſchwiegen hat und für deſſen Verſchweigung er nun 
ſtrafrechtlich verantwortlich gemacht wird, iſt alſo nicht 
erſt auf Grund der VO. vom 22. April 1915 angegeben 
worden, ſondern er war vorher ſchon angegeben. 
(Urt. vom 2. Nov. 1915, 5 D 456/915). E. 
3747 
III. 


Leichenöſfnung nach 5 224 Met. durch den er⸗ 
ſuchten Amtsrichter; wer weiſt die Gebühren für die 
von der Militärbehörde geſtellten Sachverſtändigen an? 
Aus den Gründen: Nachdem das Amtsgericht H. 
vom Kriegsgericht D. durch Vermittelung des Erſatz⸗ 
Depots des Inf.⸗Reg. Nr.... „um Obduktion“ der in 
H. befindlichen Leiche eines erſtochenen Musketiers 
gemäß 8 224 MStSD. erſucht worden war, hat es 
dieſem Erſuchen inſoweit entſprochen, daß in dem von 
ihm beſtimmten Termine die Leiche dem Beſchuldigten 
vorgezeigt und, nachdem er ſie anerkannt hatte, den 
Aerzten zur Sektion übergeben, die Leichenöffnung 
demnächſt von zwei Aerzten im Beiſein des Amts⸗ 
richters und des Gerichtsſchreibers vorgenommen und 
der ärztliche Befund zu Protokoll genommen worden 
ist, auch die Aerzte als Sachverſtändige zur Perſon und 
zur Sache vernommen und demnächſt vereidigt worden 
ſind. Die Aerzte ſind nicht vom AG. ernannt und 
geladen, ſondern auf deſſen Erſuchen von der Militär⸗ 
behörde „entſendet“ worden. Das AG. hat den Stand» 
punkt eingenommen, daß ſich ſeine Mitwirkung an der 
Leichenöffnung, da dieſe gemäß 8 224 MStED. geſchehen 
ſolle, auf die Aufnahme des Protokolls und eine 
etwaige Beeidigung der Sachverſtändigen beſchränke, 
und mit dieſer Begründung der Militärbehörde die 
Stellung der nötigen Aerzte überlaſſen und deren 
Gebührenberechnungen dem Kriegsgericht vorgelegt, 
demnächſt auch durch Verfügung vom 26. April 1915 
die Zahlung der Gebühren trotz wiederholten Erſuchens 
des Kriegsgerichts ausdrücklich verweigert, weil das 
Kriegsgericht die Koſten der Leichenöffnung zu tragen 


habe. Die Beſchwerde des Kriegsgerichts wurde durch. 


Beſchluß des OL G.s verworfen, weil das Rechtshilfe⸗ 
erſuchen ſich auf die Mitwirkung des Amtsrichters 
und Gerichtsſchreibers gemäß 8 224 MStG O. beſchränkt 
habe und deshalb mit der Aufnahme des Protokolls 
erledigt ſei, die Anweiſung der Sachverſtändigen⸗ 
Gebühren aber nicht zur Erledigung des Erſuchens 
gehöre, weil das AG. nicht um die Ladung der Sach⸗ 
verſtändigen erſucht ſei, dieſe vielmehr von der Mili⸗ 
tärbehörde geſtellt ſeien. Dagegen hat das Gericht 
der Landwehrinſpektion D. weitere Beſchwerde ein⸗ 
gelegt; dieſe iſt zuläſſig und begründet. Das AG. 
war um „Obduktion“ der Leiche, d. h. um Leichen⸗ 
öffnung erſucht, und hat darauf die Leichenöffnung 
vorgenommen. Es iſt tatſächlich unrichtig, daß ſeine 
Mitwirkung eine andere als die ſonſt dem Gericht 
bei der Leichenöffnung zufallende, eine (auf die Auf» 
nahme des Protokolls und die Beeidigung der Sach— 
verſtändigen) beſchränkte geweſen wäre, und es iſt 
rechtlich unzutreffend, daß das aus § 224 MStGO. zu 
folgern wäre, dem gemäß die Leichenöffnung jtatt- 
finden ſollte. Die Vorſchriften über die Leichenöffnung 
in 88 224, 226 MStGO. ſtimmen bis auf die über die 
Auswahl der Aerzte völlig mit denen in SS 87, 88 
StPO. überein, insbeſondere tft die Art der Mit: 
wirkung des Richters und des Gerichtsſchreibers, alſo 
des Gerichts, nach beiden Beſtimmungen genau die— 
ſelbe. Deshalb iſt nicht einzuſehen, wie die Aufgabe 
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des erſuchten Gerichts, abgeſehen von der Beſchränkung 
in der Auswahl der Sachverſtändigen, um deswillen, 
weil um Obduktion gemäß 8 224 M StG. erſucht war, 
eine andere oder beſchränktere hätte fein können, als 
wenn um Leichenöffnung ſchlechthin erſucht worden 
wäre, und ebenſowenig iſt erſichtlich, was das erſuchte 
Gericht bei der Leichenöffnung anderes oder mehr 
hätte tun können, als es getan hat. Der Ausgangs⸗ 
punkt der Vorinſtanzen, daß die Mitwirkung des AG.s 
wegen des Hinweiſes auf § 224 MStG0O. eine andere 
hätte fein müſſen und tatſaͤchlich auch geweſen ſei als 
ſonſt bei der Leichenöffnung, iſt alſo unrichtig und 
deshalb iſt auch das Ergebnis unrichtig, zu dem ſie 
gelangt find. Vielmehr hat ohne Zweifel das AG. die 
in 88 224 ff. MStG OO. und 88 87 ff. StPO. gleichermaßen 
vorgeſehene richterliche Unterſuchungshandlung vor⸗ 
genommen; deshalb kann unerörtert bleiben, ob bei 
der Leichenöffnung eine andere Mitwirkung des Ge⸗ 
richts als die dort vorgeſehene überhaupt rechtlich 
möglich und denkbar iſt und ob eine richterliche Tätig⸗ 
keit zutreffend und erſchöpfend mit „Aufnahme des 
Protokolls“ gekennzeichnet werden kann, das doch ſach⸗ 
lich eine Verhandlung vorausſetzt, über die das Pro⸗ 
tokoll aufgenommen wird und deſſen Inhalt ſich nach 
dieſer Verhandlung richtet, ſowie ob hienach die An⸗ 
nahme des OLG.s, daß das Erſuchen durch Aufnahme 
des Protokolls erledigt ſei, eine ausreichende tatſäch⸗ 
liche Unterlage für ſeine Entſcheidung bilden konnte. 
Danach kann nicht mit Grund bezweifelt werden, daß 
die Aerzte, die die Leichenöffnung vorgenommen haben, 
in einer Verhandlung tätig geweſen ſind, die vor dem 
AG. ſtattgefunden hat. Nach 8 17 3GebO. hat deshalb 
dieſes Gericht die ihnen zu gewährenden Beträge an- 
zuweiſen. Darauf, wer die Sachverſtändigen aus⸗ 
gewählt und geladen hat, kommt nach dem Geſetze 
nichts an. (Beſchl. des I. StS. v. 1. Juli 1915, 1. TB. 
48/1915). E. 
3760 
IV. 


Fahrläſſigkeit bei der Zuwiderhandlung gegen eine 
Auordunng des Militärbeſehlshabers (preuß. Bel ZuſtG. 
3 9b, bay. Kr Zuſt . Art. 4 Ziff. 2); Erkundigungo pflicht 
eines Gewerbetreibenden. Aus den Gründen: Im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit während des 
Kriegszuſtands hat der Kommandierende General des 
. . Armeekorps unterſagt, an geſetzlichen Feiertagen 
Trinkbranntwein auszuſchenken. Trotzdem hat der 
Angeklagte am Karfreitag 1915 dem Fabrikanten Sch. 
und dem Bergmann B. in feiner Wirtſchaft Trink- 
branntwein ausgeſchenkt. Von der Anklage aus 8 Ib 
Bel ZuſtG. hat ihn das LG. freigeſprochen, weil er 
irrigerweiſe geglaubt habe, der Karfreitag, der nach 
dem Geſetze vom 2. September 1899 (Geſetzſammlung 
S. 161) in ganz Preußen die Geltung eines bürger— 
lichen allgemeinen Feiertages hat, ſei in H. nicht 
geſetzlicher Feiertag, und weil der Irrtum nicht fahr> 
läſſig geweſen ſei, da Sch., ein angeſehener Mann, 
den Angeklagten auf Befragen in ſeiner irrigen 
Meinung beſtärkt habe. Mit Recht beanſtandet der 
StA. in ſeiner Reviſion die Verneinung der Fahr— 
läſſigkeit. Das Urteil beruht auf der Rechtsmeinung, 
ein Gaſtwirt genüge ſeiner Pflicht zur Aufmerkſamkeit 
auf geſetzmäßige Führung ſeines Gewerbes, hier ſeiner 
Pflicht zur Hebung der Zweifel, ob er an einem 
beſtimmten Tage Branntwein ausſchenken dürfe, ſchon 
dadurch, daß er bei einem angeſehenen Privatmann 
Erkundigung einziehe. Damit ſtellt das LG. zu ge— 
ringe Anforderungen an den Gaſtwirt. Von einem 
Gewerbetreibenden muß verlangt werden, daß er ſich, 
wenn ihm wirklich Zweifel über eine für ſeinen Ge— 
werbebetrieb ſo wichtige Frage aufſteigen, bei der zu— 
ſtändigen Polizeibehörde Aufſchluß verſchafft. (Urteil 
des V. StS. vom 5. Oktober 1915, 5 D 281/1915). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Prozeßvoll machten, von denen in einem auhängigen 
Nechtsſtreite Gebrauch gemacht wird, unterliegen der 
Stempelpflicht nach Tariſſtelle 43 Abſ. I 3. Bay StempG. 
daun, wenn fie auch zur Vornahme anderer, außerhalb 
des Rahmens der 1 Streitſache gelegener Ge⸗ 
ſchäfte ermächtigen. In einem bei einem Amtsgericht 
anhängigen Rechtsſtreite legte der Vertreter des Klägers 
eine Vollmacht vor, in der er außer zur Vertretung in 
dem anhängigen Rechtsſtreit auch zur Vornahme aller 
aus Anlaß dieſer Streitſache außerdem notwendig wer⸗ 
denden Geſchäfte rechtlicher Natur bei Gericht oder 
anderen Behörden ermächtigt wurde. Diefe Vollmacht 
au vom Oberſten Landesgericht für ſtempelpflichtig 
erklärt. 

Aus den Gründen: Der Regierungs⸗Finanz⸗ 
kammer iſt darin beizuſtimmen, daß das Bay Stempel⸗ 
geſetz für den Eintritt der Stempelpflicht von Prozeß⸗ 
vollmachten nirgends fordert, daß von der Vollmacht 
tatſächlich Gebrauch gemacht wird; es iſt aber auch 
nicht an dem, daß die Rechtsauffaſſung des Obs ., 
der ſich die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts an⸗ 
ſchließt, aus einer gegenteiligen Annahme hervor⸗ 
gegangen wäre. Wie in dem Beſchluſſe des erkennen⸗ 
den Senats vom 23. Juni 1915 (f. dieſe Zeitſchrift, 
1915 S. 294) ausgeführt iſt, ſind die Vollmachten in 
Bayern nur dann ſtempelpflichtig, wenn ſie zum Ge⸗ 
brauche bei Gericht oder einer Behörde ausgeſtellt find. 
Durch die Faſſung der Tarifſtelle 43 Abſ. I hat nicht 
nur der Kreis der ſtempelpflichtigen Vollmachten dem 
Geſetzentwurfe gegenüber eine Beſchränkung erfahren, 
es iſt auch der Grund ihrer Beſteuerung ein anderer 
geworden. Er beruht nicht mehr auf dem Geſichtspunkte 
der allgemeinen Urkundenbeſteuerung, ſondern auf der 
der Vollmacht beigelegten Beſtimmung, bei Gericht oder 
einer Behörde gebraucht zu werden. Damit iſt aber 
auch, wie ſchon der Beſchluß vom 23. Juni 1915 her⸗ 
vorhebt, das Verhältnis der jetzigen Tariſſtelle 43 zum 
GKG. ein anderes geworden als nach dem Entwurfe. 
Der 8 2 dieſes Geſetzes will jede landesgeſetzliche Bes 
laſtung des Prozeßverfahrens neben der reichsgeſetz⸗ 
lichen Gebührenerhebung ausſchließen, er will nament⸗ 
lich verhüten, daß ein Stempel erhoben wird, der unter 
den Geſichtspunkt einer Beſteuerung des Rechtsſtreits 
fällt. Eine Beſteuerung des Rechtsſtreits iſt es, wenn 
der Stempel nur mit Rückſicht auf den Gebrauch der 
Urkunde in dem Rechtsſtreit erhoben wird (RGZ. 17, 
427 ff.). Mit Rückſicht auf den Gebrauch erfolgt die 
Erhebung des Stempels vor allem, wenn ſie an den 
Gebrauch der Urkunde ſelbſt geknüpft iſt. Mit Rück⸗ 
ſicht auf den Gebrauch wird aber der Stempel auch 
dann erhoben, wenn die Urkunde nach der Landes- 
geſetzgebung, wie es bei den Prozeßvollmachten nach 
dem BayStempelgeſetze der Fall iſt, der Stempels 
pflicht nur deshalb unterworfen iſt, weil fie dazu be— 
ſtimmt iſt, daß von ihr bei Gericht Gebrauch gemacht 
werde. Daraus ergibt ſich, daß die Vorſchrift des 82 
Abſ. 2 GKG. nach dem Sinn und Zwecke des Geſetzes 
auch in dieſem Fall Anwendung findet, die Erhebung 
des Stempels alſo ausgeſchloſſen iſt, wenn die Voll- 
macht zu dem Zweck ausgeſtellt iſt, daß der Bevoll⸗ 
mächtigte von ihr im Verfahren, d. i. in einem ans 
hängigen Verfahren der im 81 GKG. bezeichneten Art, 
Gebrauch macht, da ſie nicht ſtempelpflichtig ſein würde, 
wenn ſie nicht zu dieſem Gebrauche beſtimmt wäre. 
Gegen dieſe Auslegung kann nicht eingewendet werden, 
daß die Stempelpflicht der Vollmacht nach Art. 7 Abſ. I 
Stemp®. ſchon mit der Errichtung der Urkunde eins 
trete. Der Einwand wäre von Erheblichkeit, wenn der 
Auslegung die Annahme zugrunde läge, daß die Voll— 
macht erſt ſtempelpflichtig werde, wenn von ihr tat— 
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ſächlich Gebrauch gemacht wird. Auf dieſer Annahme 
beruht aber die Auslegung nicht. Sie läßt keineswegs 
außer acht, daß die Stempelpflicht der Vollmachten 
grundſätzlich mit der Errichtung eintritt. Sie knüpft 


im Gegenteil an die Errichtung der Vollmacht und an 


die ihr bei der Ausſtellung gegebene Zweckbeſtimmung 
an und folgert gerade daraus, daß die Beſtimmung 
des § 2 Abſ. 2 die Entſtehung der Stempelpflicht ſchon 
bei der Errichtung der Vollmacht hindert, wenn die 
Errichtung mit Rückſicht auf ein ſchon anhängiges Ver⸗ 
fahren erfolgt und die Vollmacht zum Gebrauch in 
dieſem Verfahren beſtimmt iſt. Daraus folgt aber auch, 
daß eine Prozeßvollmacht, bei der dieſe Vorausſetzung 
nicht zutrifft, auf die alſo der 8 2 Abſ. 2 GKG. keine 
Anwendung findet, nach Art. 7 Abſ. I StempG. mit 
ihrer Errichtung der Stempelpflicht unterliegt, ohne 
daß es darauf ankäme, ob von ihr ſpäter in einem Ver⸗ 
fahren der im 8 1 GKG. bezeichneten Art Gebrauch 
gemacht wird oder nicht. Die Anſicht des LG., daß 
die vorliegende Vollmacht, ſoferne darin die Beklagte 
den Bevollmächtigten zu ihrer Vertretung in dem gegen 
ſie anhängigen Rechtsſtreit ermächtigt, nicht ſtempel⸗ 
pflichtig iſt, iſt daher gerechtfertigt. Gleichwohl iſt die 
Rüge, die Entſcheidung des LG. beruhe auf der Ver⸗ 
letzung des Art. 7 Abſ. I Stemp®. von einem anderen 
Geſichtspunkt aus berechtigt. Das Beſchwerdegericht 
deutet ſelbſt darauf hin, daß die Vollmacht vom 18. Ok⸗ 
tober 1915 den Inhalt einer Prozeßvollmacht über⸗ 
ſchreite. In der Tat ermächtigt die Vollmacht nach 
ihrem für die Stempelpflicht maßgebenden Inhalte 
(Art. 8 Abſ. I Satz 1 Stemp®.) den Vertreter zur Vor⸗ 
nahme aller aus Anlaß der anhängigen Streitſache 
außerdem notwendig werdenden Geſchäfte rechtlicher 
Natur bei Gericht oder Behörden. Die Vollmacht iſt 
daher ohne Beſchränkung auf Rechtsangelegenheiten 
der im 81 GKG. bezeichneten Art und ohne Beſchränkung 
auf ein ſchon anhängiges Verfahren dieſer Art, ſondern 
allgemein zum Gebrauche bei Gericht und bei Behörden 
beſtimmt und ausgeſtellt, ſie unterliegt daher in dieſer 
Hinſicht gemäß der Tarifſtelle 43 Abſ. I mit der Aus⸗ 
ſtellung der Stempelpflicht. Die Anſicht des LG., daß 
es zur Begründung der Stempelpflicht noch des Ge⸗ 
brauchmachens von der Vollmacht, der Einreichung bei 
der Behörde bedürfe, iſt rechtsirrig. Die Vollmacht iſt 
ſtempelpflichtig geworden ohne Rückſicht darauf, ob von 
ihr ſpäterhin zu dem entſprechenden Zwecke Gebrauch 
gemacht wird. (Beſchl. des II. 38S. vom 17. Januar 
1916, Reg. V Nr. 46/1915). 


In gleicher Weiſe wurde entſchieden in einem Fall, 
in dem in einem anhängigen Privatklageverfahren eine 
Strafprozeß⸗Vollmacht vorgelegt worden war, die den 
Vollmachtträger u. a. „zur Vertretung in den aus 
Anlaß dieſer Streitſache entſtehenden Zivilprozeſſen 
und Zwangsvollſtreckungen“ ermächtigte. Darin liege 
die Erteilung einer Prozeßvollmacht; dieſe ſei aber nicht 
in einem anhängigen Zivilſtreitverfahren und nicht 
zum Gebrauch in einem ſchon anhängigen Verfahren 
dieſer Art erteilt und daher mit der Ausſtellung der 
Urkunde ohne Rückſicht darauf, ob von ihr ſpäterhin 
zu dem entſprechenden Zwecke Gebrauch gemacht werde, 
ſtempelpflichtig geworden. Dagegen ſei die in einem 
anhängigen Privatklageverfahren ausgeſtellte Voll— 
macht, durch die der Vollmachtgeber den Bevolls 
mächtigten zu feiner Vertretung in der Berufungs⸗ 
inſtanz ermächtige, ſtempelfrei. (Beſchl. des II. 38. 
vom 17. Januar 1916, Reg. V Nr. 42/1915). M. 
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1. Wieweit genießt die Bezeichnung des Grund: 
ſtücks im Titel des Grundbuchblattes öffentlichen Glauben! 
2. Grund buchberichtigung, insbeſondere Berichtigung der 
Angaben im Titel des Grundbuchblattes über einen 
zu dem Anwejen gehörigen unter einem anderen Grand: 
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ſtücke gelegenen Keller. 3. Nachweis der Unrichtigkeit. 
(868. $$ 891, 892; 880. $$ 22, 29 und 54). Aus 
den Gründen: Der Beſchwerdeführer behauptet, das 
Grundbuch ſei hinſichtlich ſeines Anweſens Hs.⸗Nr. 18 b 
inſofern unrichtig, als dort infolge eines im Jahre 1853 
dem Hypothekenbeamten unterlaufenen Verſehens als 
zu Hs.⸗Nr. 18 b gehörig der halbe Keller unter dem dem 
Konrad F. gehörigen Stadel Pl.⸗Nr. 73 a vorgetragen 
ſei, während zu ſeinem Anweſen der halbe Keller 
unter dem. Wohnhaus Pl.⸗Nr. 73 a gehöre und von 
ihm durch den Tauſchvertrag vom 20. Juli 1911 zu 
Eigentum erworben worden ſei. Er iſt der Anſicht, 
es handle ſich hier um eine tatſächliche Unrichtigkeit 
im Titel des Grundbuchblatts, die das Grundbuchamt 
von Amts wegen berichtigen müſſe. Dabei geht jedoch 
der Beſchwerdeführer von einer unzutreffenden tat⸗ 
ſächlichen Vorausſetzung aus. Richtig iſt allerdings, 
daß die Angaben des Titels eines Grundbuchblatts 
hinſichtlich der tatſächlichen Verhältniſſe des einge⸗ 
tragenen Grundſtücks nicht unter dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs ſtehen und daß daher im 
Titelblatt eingetragene tatſächliche Unrichtigkeiten von 
Amts wegen berichtigt werden können und müſſen. Dies 
trifft jedoch nur zu für Unrichtigkeiten rein tatſächlicher 
Natur. Um ſolche handelt es ſich z. B., wenn ein 
Grundſtück mit unrichtigem Flächenmaß eingetragen 
iſt, wenn eine unrichtige Kulturart angegeben iſt, wenn 
ein Grundſtück als Hausgrundſtück bezeichnet iſt, wäh⸗ 
rend das früher darauf befindliche Gebäude abge⸗ 
tragen iſt, wenn ein Grundſtuͤck eingetragen iſt, das 
vom Waſſer weggeſchwemmt wurde uſw. Hier handelt 
es ſich um rein tatſächliche Verhältniſſe, auf die der 
Eintrag im Grundbuch naturgemäß keinen Einfluß 
ausüben kann, die daher auch, wenn ſie ſich als un⸗ 
richtig herausſtellen, berichtigt werden müſſen, ohne 
daß dadurch irgend eine rechtliche Wirkung herbei⸗ 
geführt würde. Anders aber iſt es bei tatſächlichen 
Angaben, deren Aenderung zugleich auch eine Aende⸗ 
rung des Beſtands des Grund buchblatts enthält und 
daher von rechtlichen Wirkungen begleitet iſt. Um 
eine ſolche Beſtands veränderung handelt es ſich hier. 
Es iſt allerdings grundbuchrechtlich bedeutungslos, 
wenn etwa mit einem Komplex anderer Grundſtücke 
ein nicht mehr beſtehendes Grundſtück aufgelaſſen oder 
verpfändet wird, eine derartige Unrichtigkeit iſt alſo 
zu berichtigen. Es iſt aber nicht bedeutungslos, ob 
ſtatt des Grundſtücks oder grundſtücksgleichen Rechts 
A das Grundſtück oder grundſtücksgleiche Recht B auf⸗ 
gelaſſen oder verpfändet wird; denn hiemit ſind wegen 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs rechtliche 
Wirkungen verbunden, die nicht durch eine einfache 
Berichtigung des Grundbuchs wieder aus der Welt 
geſchafft werden können. Es iſt ohne weiteres klar, 
daß es einen nicht nur tatſächlichen, ſondern recht⸗ 
lichen Unterſchied bedeutet, ob dem Beſchwerdeführer 
der halbe „Stadelkeller“ oder der halbe „Wohnhaus⸗ 
keller“ aufgelaſſen wurde, ob den Hypothekgläubigern 
der halbe „Stadelkeller“ verpfändet iſt uſw. Die ge⸗ 
wollte Berichtigung würde alſo eine Beſtandsverände⸗ 
rung mit ſich bringen, die keinesfalls im Wege der 
Grundbuchberichtigung, ſondern nur entweder auf 
Grund der Bewilligung derer, deren Rechte durch fie 
betroffen werden, oder nach $ 22 GBO. herbeigeführt 
werden kann (vgl. Henle⸗Schmitt Anm. 30 zu 83 
BBD., Güthe Anm. B12 zu § 22 GBBO.). Eine Be⸗ 
willigung derer, deren Rechte betroffen würden, liegt 
nicht vor. Als „Betroffener“ käme, abgeſehen von 
etwaigen Hypothekgläubigern und ſonſtigen dinglich 
Berechtigten vor allem K. F., der Eigentümer der 
Pl.⸗Nr. 73 a, in Betracht, der den unter feinem Ans 
weſen beſindlichen „Wohnhauskeller“ durch Kauf von 
dem früheren Eigentümer erworben hat. Der Be⸗ 
ſchwerdeführer meint zwar, dieſer gehöre nicht zu den 
Betroffenen, da er mangels Eintragung im Grund— 
buch ein dingliches Recht an dem „Wohnhauskeller“ 


nicht erworben habe. Allein das iſt unrichtig. K. F. 
iſt Eigentümer des Grundſtücks Pl.⸗Nr. 73 a, unter 
dem ſich der Keller befindet, und als ſolcher im Grund⸗ 
buch eingetragen. Sein Eigentum an dem Grundſtück 
erſtreckt ſich auch auf den darunter befindlichen Grund 
und Boden, ſoweit nicht etwa Sonderrechte anderer 
Perſonen beſtehen. Die Sonderrechte an dem frag⸗ 
lichen Kelleranteil ſind nun, gleichviel welcher recht⸗ 
lichen Natur fie geweſen find, dadurch untergegangen 
und mit dem Eigentum an der Grundſtücksoberfläche 
vereinigt worden, daß der Keller an den Eigentümer 
des Grundſtücks, der als ſolcher bereits im Grund⸗ 
buch eingetragen war, veräußert worden iſt. Einer 
beſonderen Eintragung des Erwerbers als Eigentümer 
des Kelleranteils, für den ja ein eigenes Grundbuch⸗ 
blatt nicht beſteht, bedurfte es unter dieſen Umſtänden 
nicht, die Eintragung des K. F. als Eigentümer der 
Grundfläche erſtreckt ſich ohne weiteres auch auf den 
darunter befindlichen Keller. Es käme demnach weiter 
in Frage, ob die von dem Antragſteller gewollte Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs etwa gemäß § 22 GB. 
erfolgen kann; auch dieſe Frage iſt aber zu verneinen. 
Nach § 22 GBO. bedarf es der Bewilligung der „Bes 
troffenen“ nicht, wenn die Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs in den Formen des § 29 EBD. nachgewieſen 
iſt. Ein ſolcher Nachweis iſt aber nicht erbracht. Der 
Antragſteller meint zwar, die Unrichtigkeit ſei durch 
die Einträge im Grundbuch, die allerdings den Er⸗ 
forderniſſen des §S 29 GBO. genügen würden, nach⸗ 
gewieſen. Allein das iſt irrig. Nach den Einträgen 
im Grundbuch ſcheint es allerdings, als ob im Jahre 
1853 als Zubehör des Hauſes Nr. 18 b der halbe 
„Stadelkeller“ irrtümlich anſtatt des halben „Wohn— 
hauskellers“ eingetragen worden wäre. Darauf allein 
kommt es aber nicht an. Denn es iſt ſehr wohl 
möglich, daß die Parteien, wie der frühere Eigen⸗ 
tümer der Kellerteile behauptet, beim Vertragsabſchluß 
beabſichtigten, den grundbuchmäßigen Beſtand mit 
dem tatſächlichen in Einklang zu bringen, daß alſo 
Vertragsgegenſtand der Kellerteil ſein ſollte, der im 
Grundbuch als zu Hs.⸗Nr. 18 b gehörig eingetragen 
iſt. Es müßte alſo in der Form des § 29 GBO. 
nachgewieſen werden, daß tatſächlich nicht der als 
halber Felſenkeller unter dem Stadel bezeichnete Keller⸗ 
anteil, ſondern der unter dem Wohnhaus befindliche 
Kellerteil nach dem Willen beider Parteien Vertrags- 
gegenſtand ſein ſollte. Dieſer Nachweis iſt aber nicht 
erbracht und kann nach Lage der Sache überhaupt 
nicht erbracht werden. Von einer „Berichtigung“ des 
Grundbuchs in dem von dem Beſchwerdeführer an— 
geſtrebten Sinne kann demnach keinesfalls die Rede 
fein. Da der Beſchwerdeführer behauptet, die angeb- 
liche Unrichtigkeit des Grundbuchs ſei auf ein Ver— 
ſehen des ſeinerzeitigen Hypothekenbeamten zurück— 
zuführen, iſt auch noch die Frage zu prüfen, ob etwa 
das Grundbuchamt nach 854 GBO. von Amts wegen 
einen Widerſpruch einzutragen hatte. Allein auch 
dieſe Frage iſt zu verneinen. Die Eintragung eines 
Widerſpruchs würde vorausſetzen einmal den Nach— 
weis, daß das Grundbuch unrichtig geworden iſt, 
dann den Nachweis, daß eine Eintragung unter Ver— 
letzung geſetzlicher Vorſchriften vorgenommen worden 
iſt. Ob letzteres der Fall war, läßt ſich an der Hand 
des feſtgeſtellten Tatſachenmaterials nicht nachprüfen, 
jedenfalls iſt irgend ein Beweis dafür nicht erbracht. 
Es iſt zwar möglich, daß dem Hypothekenbeamten 
ein Irrtum unterlaufen iſt, es iſt aber auch nicht 
ausgeſchloſſen, daß es ſich um einen Irrtum des Ur— 
kundsbeamten oder der Parteien ſelbſt gehandelt hat. 
Außerdem aber fehlt es an dem Nachweis der Un— 
richtigkeit des Grundbuchs. Für die Eintragung des 
Widerſpruchs iſt zwar nicht der ſtrikte Beweis nach 
den 8S 22, 29 GBO. erforderlich, es genügt vielmehr 
die Glaubhaftmachung, die auch im Falle der SS 894, 
899 GBO. für eine einſtweilige Verfügung erforderlich 


74 


und hinreichend iſt. Aber auch eine ſolche Glaubhaft⸗ 
machung liegt nicht vor. Die Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs ſoll nach der Behauptung des Beſchwerdeführers 
darin beſtehen, daß bei ſeinem Anweſen Hs.⸗Nr. 18 b 
nicht der „Wohnhauskeller“, ſondern der „Stadelkeller“ 
als Zubehör eingetragen iſt; es genügt alſo nicht die 
Glaubhaftmachung, daß einer der Einträge bei Haus» 
Nr. 18a und 18 b oder der bei Hs.⸗Nr. 18 b irrig 
erfolgt iſt, es müßte vielmehr glaubhaft gemacht 
werden, daß der letztere Eintrag jetzt noch unrichtig 
iſt und das würde vorausſetzen, daß auch glaubhaft 
gemacht iſt, daß nicht der „Stadelkeller“ ſondern der 
„Wohnhauskeller“ vertauſcht und aufgelaſſen werden 
ſollte. Dieſe Tatſache iſt aber nach dem oben Er⸗ 
örterten nicht glaubhaft gemacht. (Beſchluß des I. 38. 
vom 10. Dezember 1915, Reg. III Nr. 71/1915). 
3789 M 


B. Strafſachen. 


Was iſt unter Uebermitteln von Loſen au andere 
und Erbieten hiezu i. S. des Art. 7 Ziff. 1 des Lotterie: 
geſetzes zu verſtehen ? Znſtändigkeit. Der Angeklagte 
B., ein Kaufmann, war von dem Lotterieeinnehmer 
K. als Mittelsperſon für die preußiſch⸗ſüddeutſche 
Lotterie beſtellt geweſen, aber nach der Ziehung der 
erſten Klaſſe der fünften Lotterie dieſer Stellung wieder 
enthoben worden; er hat jedoch nicht nur für 
die vier folgenden Klaſſen der fünften Lotterie ſeinen 
Kunden die Loſe bei K. weiterbeſorgt, ſondern auch 
für die ſechſte Lotterie durch Inſerate in einer Zeitung 
und durch Anſchläge in feinem Laden zur Entgegen⸗ 
nahme von Beſtellungen auf Loſe "a erboten und die 
Loſe den Beſtellern übermittelt. ie Strafkammer 
fand in dem Tun des B., ſoweit es ſich auf die ſechſte 
Lotterie erſtreckte, den Tatbeſtand des Art. 7 Ziff. 1 
Lott. und billigte die Verurteilung des B., weil er 
ohne ſtaatliche Ermächtigung gewerbsmäßig Loſe der 
mehrgenannten Staatslotterie anderen überlaſſen und 
zur Ueberlaſſung angeboten hat. Auf die Reviſion 
des B. wurde das Urteil aufgehoben. 

Aus den Gründen: Der Art. 7 Ziff. 1 Lott. 
bedroht den mit Strafe, der ohne ſtaatliche Ermächti⸗ 
gung gewerbsmäßig Loſe oder Losabſchnitte der 
preußiſch⸗ſüddeutſchen Klaſſenlotterie feilhält, anderen 
überläßt oder zur Ueberlaſſung anbietet. Art. 7 will 
den Zwiſchenhandel mit Staatslotterieloſen aus⸗ 
ſchließen und den damit verbundenen Schäden vor— 
beugen; er beſtraft nur die Uebertragung des Eigen⸗ 
tums an dieſen Loſen und des Gewinnbezugsrechts 
hieraus (Dr. Goldſchmidt, Bayer. Lott G. Art. 7 Note 3 
Abſ. 2 Satz 2). Hieraus ergibt ſich, daß nicht jedes 
irgendwie erfolgende Aushändigen (Uebermitteln) der 
Loſe an andere und nicht jedes Anbieten hiezu unter 
die Strafbeſtimmung fällt, ſondern daß nur Rechts- 
handlungen mit Strafe bedroht ſind, durch die das 
Eigentum an den Loſen oder das Gewinnbeziehungs— 
recht an ihnen aufgegeben und an andere übertragen 
wird oder durch welche die Bereiterklärung zum Ab— 
ſchluſſe hierauf gerichteter Rechtsgeſchäfte kundgegeben 
wird, die Loſe überlaſſen oder zur Ueberlaſſung an— 
geboten werden. Die Urteile der Vorinſtanzen ſtellen 
eine derartige Tätigkeit des B. nicht feſt; die Feſt— 
ſtellungen gehen nur dahin, daß der Angeklagte ſich 
zur Entgegennahme von Beſtellungen auf Loſe erboten 
und die Loſe an die Beſteller übermittelt hat. Dieſe 
Tätigkeit des B. erfüllt aber nicht notwendig den 
Tatbeſtand des Erbietens zur Ueberlaſſung von Loſen 
und der Ueberlaſſung ſolcher i. S. des Art.7 Ziff. 1 
des Geſetzes. Denkbar und rechtlich möglich iſt, daß 
B. erkennbar als Beauftragter ſeiner Kunden die Loſe 
beſtellt und ihnen ausgehändigt hat; in dieſem Falle 
wäre B. überhaupt nicht Eigentümer der Loſe ge— 
worden, das Eigentum hieran wäre vielmehr ſofort 
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auf ſeine Machtgeber übergegangen; die Aushändigung 
der Loſe an die Kunden wäre kein Ueberlaſſen i. S. 
des Art. 7 Ziff 1 des Geſetzes. Selbſt wenn B. nicht 
„erkennbar“ als Beauftragter feiner Kunden, aber 
doch als ſolcher bei der Beſtellung der Loſe Mo 
hätte, konnte trotz der Beſtimmung des 8 164 BGB. 
der Erwerb der Loſe unmittelbar in der Perſon der 
Vertretenen (Kunden) ſich vollzogen haben, wenn die 
Lotterieeinnehmer, bei denen B. die Loſe beſtellte, nicht 
den Willen gehabt haben, das Eigentum an den Loſen 
gerade auf den mit ihnen handelnden B. zu über⸗ 
tragen, und wenn dieſer für ſeine Perſon den Willen 
gehabt hat, gerade für ſeine Machtgeber zu erwerben; 
auch hier läge in der Aushändigung (Uebermittlung) 
der Loſe an die Kunden kein Ueberlaſſen und in dem 
Erbieten, in dieſer Weiſe für andere tätig zu werden, 
kein Erbieten zur Ueberlaſſung von Loſen dieſer Art. 
Nach den Sitzungsprotokollen vom 3. Auguſt und 
22. September 1915 hat B. unter anderem auch be⸗ 
hauptet, er habe die erwähnten Loſe ſeinen Kunden 
beſorgt; in der Berufungsbegründung wird behauptet, 
B. habe auf Beſtellung von Kunden auf deren Namen 
Loſe bei einem auswärtigen Lotterieeinnehmer beſtellt 
und die Loſe dann für dieſe dem Lotterieeinnehmer 
mit Namen bekannten Kunden in Empfang genommen. 
Der Begriff „beſorgen“ iſt mehrdeutig; nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, daß mit der Behauptung des „Beſorgens“ 
ein Auftrags⸗Geſchäftsführungsverhältnis geltend ge⸗ 
macht werden will. Die Vorinſtanzen haben das 
Rechtsverhältnis nicht näher geprüft, in dem B. zu 
den Beſtellern der Loſe (den Kunden) bezüglich der 
Verſchaffung der Loſe geſtanden iſt, auch haben ſie 
ſich darüber nicht ausgeſprochen, welcher Sinn dem 
Erbieten zur Entgegennahme von Beſtellungen auf 
Loſe und Losabſchnitte der preußiſch-ſüddeutſchen 
Lotterie beizulegen iſt. Die Schlußfeſtſtellung, daß 
B. alſo derartige Loſe anderen überlaſſen und zur 
Ueberlaſſung angeboten hat, wird durch dieſe Tat⸗ 
ſachen allein nicht gedeckt. Die Vorinſtanz hatte die 
Umſtände zu würdigen, unter denen das Uebermitteln 
der Loſe an die Kunden und das Erbieten zur Ent⸗ 
gegennahme von Beſtellungen auf die Loſe erfolgte; 
erſt nach Klarſtellung dieſes Rechtsverhältniſſes konnte 
entſchieden werden, ob ein Ueberlaſſen oder ein An- 
bieten zur Ueberlaſſung i. S. des Lotteriegeſetzes vor⸗ 
liegt. Die Unterlaſſung jeglicher Feſtſtellung nach 
dieſer Richtung gibt der Annahme Raum, daß die 
StK. jede Art des Uebermittelns von Loſen und das 
Erbieten hiezu an andere als unter die Strafbeſtim⸗ 
mung des Art. 7 Ziff. 1 LottG. fallend erachtet hat, 
was nach dem Ausgeführten rechtsirrig iſt. Bei der 
neuen Verhandlung und Entſcheidung wird die StR. 
die Beſtimmung des Art. 35 AG. GVG., des § 6 und 
des § 369/ 3 StPO. und, wenn die Zuſtändigkeit des 
Schöffengerichts angenommen wird, den Art. 15 Lott. 
ſowie den 8 372 StPO. zu berückſichtigen haben. (Urteil 
vom 4. November 1915, Rev.⸗Rg. Nr. zu) 
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Oberlandesgericht München. 


Penſionskürzung bei Wiederverwendung im öffeut⸗ 
lichen Dienſt (Art. 66 Beamten G.). Streitwert des Armen⸗ 
rechts verfahrens. Der penſionierte Briefträger Joſ. B. 
wurde im Frühjahr 1915 als Aushilfsſchaffner bei der 
ſtädtiſchen Straßenbahn in M. gegen ein Tagegeld von 
4 M eingeſtellt. Im Herbſt 1915 wurde ihm von der 
Poſtverwaltung eröffnet, daß er 216 M als Ueberſchuß 
ſeines jetzigen Geſamteinkommens über ſeinen fruͤheren 
ſtaatlichen Gehaltsbezug an die Staatskaſſe zurückzu— 
erſtatten und hieraus monatlich 5 M abzuzahlen habe. 
B. ſuchte um das Armenrecht für eine verneinende 
Feſtſtellungsklage nach, weil er nur aushilfsweiſe und 
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unſtändig, auch ohne Penſionsberechtigung beſchäftigt 
ſei. Geſuch und Beſchwerde blieben ohne Erfolg. 
Aus den Gründen: Die Beſchwerde iſt unbe⸗ 
gründet, weil nach Art. 66 Nr. 2 bayer. Beamten®. 
der Ruhegehaltsanſpruch bei jeder Wiederverwendung 
im öffentlichen Dienſt über den früheren Gehaltsbetrag 
hinaus ruht. Ob lediglich ein privater Aushilfever⸗ 
trag vorliegt und ob die Wiederverwendung nur vor⸗ 
übergehend iſt, erſcheint innerhalb des Rahmens des 
Art. 67 BG. gleichgültig (Reindl, Beamten GG. S. 342). 
Daß aber die Stelle eines Aushilfsſchaffners bei der 
ſtädtiſchen Straßenbahn nach dem Inhalte der Beſchäf⸗ 
tigung und der Perſon des Dienſtherrn einen öffentlichen 
Dienſt darſtellt, iſt nicht zu bezweifeln. Die an ſich nach 
Art. 176 Abſ. 1 Beamten G. mit Art. 26 AG. GVG. zu⸗ 
läſſige Rechtsverfolgung iſt demnach ausſichtslos. Der 
Koſtenausſpruch beruht auf 597 ZPO., die Streitwerts⸗ 
feſt ſetzung in gone der zu erſparenden Koſten auf 
83 ZPO. mit $ 16 ENG. (Bay. ält. S. Bd. 9 S. 616). 
(Beſchl. vom 29. Dezember 1915, ee I). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 
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Einreichung der Beſchwerde gegen die Feſtſetzung 
einer Ordunnasſtraſe wegen Ungebühr vor Gericht. 8 183 
GV.; 88 569, 577 ZPO.). Aus den Gründen: 
Da der 8 183 GG. beſondere Vorſchriften für die 
Einlegung der Beſchwerde nicht enthält, haben die 
allgemeinen Beſtimmungen des einſchlägigen Prozeß⸗ 
geſetzes Platz zu greifen. Nach den hier maßgebenden 
e der 88 569, 577 ZPO. wird die Beſchwerde 
regelmäßig bei dem Gericht eingelegt, von dem die 
angefochtene Entſcheidung erlaſſen iſt. Die von der 
Verkündung des Strafbeſchluſſes des LG. vom 10. 
November 1915 ab laufende einwöchige Beſchwerde⸗ 
friſt des 8 183 GG. wurde alſo ſchon durch die am 
11. gl. Mts. erfolgte Einlegung der Beſchwerde beim 
LG. gewahrt. Der Umſtand, daß die Beſchwerde in⸗ 
folge der vom LG. für erforderlich erachteten Zwiſchen⸗ 
erhebungen erſt am 20. gl. Mts., alſo nach der ein⸗ 
wöchigen Friſt bei dem für die Entſcheidung zu⸗ 
ftändigen Os. eingegangen iſt, blieb ohne Einfluß 
auf die 1 ihrer Einleaung (vergl. Löwe, 
StPO. (13.) S. 213 Anm. 3 zu 8 183 GG.; Rechtſpr. 
OLG. 21, 191; 25, 276; 28, 327; Goltd Arch. 57, 
241; anders Recht 1910 Nr. 378). — (Befchluß des 
II. 35. vom 23. November 1915 Beſchw.⸗Nr. no > 

x. 


II 


aun die als Ordunngsſtrafe wegen Ungebühr 
ſeſtgeſetzte Geldſtrafe für den Fall der Uueinbringlich⸗ 
keit in eine Haftſtrafe umgewandelt werden? (8 179 
BG.) Aus den Gründen: Die hilfsweiſe an 
Stelle der Geldſtrafe von 15 M ausgeſprochene Haft⸗ 
ſtrafe von drei Tagen feſtzuſetzen, war angängig. 
Es herrſcht zwar hierüber Streit, das Beſchwerde⸗ 
gericht ſchließt ſich aber der Meinung von Löwe, 
GVBG., Schlegelberger, GG., Rechtſpr. OLG. 1, 
219 an (anders Seuff A. 50 S. 339; 52 S. 339; 
Rechtſpr. Os. 11, 337); die Haftſtrafe auch an 
zweiter Stelle zu verhängen, iſt nach dem GVG. 
nicht verboten, alſo geſtattet und für die praktiſche 
Durchführung der Geſetzesbeſtimmung auch nötig. Die 
an Stelle der 15 M geſetzte Haftſtrafe von drei Tagen 
erreicht die nach 8 179 GG. zugelaſſene Höchſtdauer, 
iſt aber nicht zu hoch, ſondern dem Grade der Ungebühr 
angemeſſen. — Beſchluß des II. JS. vom 30. November 
1915 Beſchw.⸗Nr. 295/15. (Br.) 
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Oberlandesgericht Augsburg. 


BayſtriegsZuſtG. Art. 4 Ziff. 2. BR. vom 11. No⸗ 
vember 1915, die Einwirkung von Höchſtpreiſen anf 
laufende Verträge betreffend. Haben die auf Grund des 
Art. 4 Ziff. 2 des bayr. Geſetzes über den Kriegszuſtand 
($ 4 prentz. Belagerungszuſtands G.) von den sberſten 
Militärbeſehlshabern erlaſſenen Höchſtpreisfeſtſetzungen 
rückwirkende Kraft anf laufende Verträge? Verhältnis 
folcher Höchſtpreisfeſtſetzungen der Mil.⸗ Befehlshaber 
ur e vom 11. November 1915. 

it Vertrag vom 25. September 1915 hat die Molkerei⸗ 
genoſſenſchaft J. an den Molkereipächter Z. für die 
Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1915 die bei 
den Genoſſen erzeugte Milch von 1700 Litern auf den 
Tag um den Preis von 220 M für je 1000 Liter Milch 
verkauft. Durch Bekanntmachung des ſtell vertretenden 
Generalkommandos des I. bayr. Armeekorps vom 
1. Oktober 1915 und alsdann der ſtellvertretenden 
Generalkommandos der drei bayr. Armeekorps vom 
30. Oktober 1915 u iſt der Höchſtpreis von Milch, die 
von dem Erzeuger an den Verarbeiter der Milch zu 
Butter, Käſe und Quark (Topfen) verkauft wird, mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1915 ab auf 175 M für 
1000 Liter feſtgeſetzt worden. Am 10. Oktober 1915 
hat die Genoſſenſchaft dem Z. erklärt, daß ſie mit 
Rückſicht auf dieſe Höchſtpreisfeſtſetzung den Vertrag 
annulliere und keine Milch mehr liefern werde. Z. 
at gegen die Genoſſenſchaft Klage auf Lieferung der 

ilch um den Höchſtpreis von 175 M für 1000 Liter 
erhoben. Das Prozeßgericht hat auf Antrag des Z. 
im Wege einer einſtweiligen Verfügung unter Straf: 
androhung angeordnet, daß die Genoſſenſchaft gegen 
Zahlung des Höchſtpreiſes auch fernerhin die Milch 
zu liefern habe. Dieſe einſtweilige Verfügung wurde 
von der Genoſſenſchaft mit Widerſpruch angefochten, 
jedoch durch Urteil des LG. beſtätigt. Die Berufung 
der Genoſſenſchaft hat zur Aufhebung des Urteils und 
der einſtweiligen Verfügung geführt. 

Aus den Gründen: 4) Der Bundesrat hat 
in 8 2 feiner Bekanntmachung vom 11. November 1915 
beſtimmt, daß bei Streitigkeiten über die in 81 an⸗ 
geordnete Rückwirkung der Höchſtpreisfeſtſetzung jede 
Partei eine ſchiedsgerichtliche Eniſcheidung darüber 
beantragen kann, zu welchen Bedingungen ein bereits 
laufender Vertrag zu erfüllen iſt. Laut 8 4 der Bek. 
iſt der Vorſitzende dieſes von der Landeszentralbehörde 
zu beſtellenden Schiedsgerichts zu vorläufigen Anord— 
nungen über die Verpflichtungen der Parteien und 
zur Herbeiführung ihrer Vollſtreckung, alſo auch zur 
Erlaſſung einſtweiliger Verfügungen zwecks Regelung 
des einſtweiligen Zuſtands in bezug auf das ſtreitige 
Rechtsverhältnis befugt. Allein dieſe Bek. bezieht ſich, 
wie aus 81 hervorgeht, ausſchließlich auf die Höchſt— 
preisfeſtſezungen, die auf Grund des Höchſtpreis— 
geſetzes vom 4. Auguſt 1914 und des 8 3 des Geſetzes 
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaft— 
lichen Maßnahmen vom Bundesrat ſelbſt und den je— 


weils zuſtändigen Zivilverwaltungsbehörden erlaſſen 


worden ſind, nicht aber auf die Höchſtpreisfeſtſetzungen, 
die von den oberſten Militärbefehlshabern auf Grund 
der ihnen eingeräumten befonderen Zuſtändigkeit 
zum Zwecke der Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
angeordnet worden ſind. 

B) Im gegebenen Fall hat 3. den von ihm gegen 
die Genoſſenſchaft erhobenen Anſpruch auf Lieferung 
der Milch gegen Zahlung nicht mehr des Vertrags— 
preiſes, ſondern nur mehr des feſtgeſetzten Höchſt— 
preiſes keineswegs glaubhaft gemacht. Das BG. hat 
vielmehr die Ueberzeugung gewonnen, daß ein ſolcher 
Anſpruch des Z. aus rechtlichen Gründen überhaupt 
nicht beſteht. 

1. Es iſt ein anerkannter Rechtsgrundſatz, daß 
neue Geſetze und Verordnungen keine rückwirkende 
Kraft ausüben, es müßte denn ſein, daß ihnen die 
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Rückwirkung vom Geſetzgeber ausdrücklich beigelegt 
iſt oder daß der Rückwirkungswille des Geſetzgebers 
aus dem Zwecke des Geſetzes oder aus ſonſtigen Um⸗ 
ſtänden mit Sicherheit hervorgeht (Habicht, Einwirkung 
des BGB., 3. Aufl., S. 1 und 9). Die hier in Frage 
ſtehenden Bekanntmachungen der bayeriſchen oberſten 
Militärbefehlshaber ſprechen eine rückwirkende Kraft 
der von ihnen feſtgeſetzten Höchſtpreiſe auf früher ab⸗ 
geſchloſſene, noch nicht oder noch nicht völlig erfüllte 
Lieferungsverträge weder ausdrücklich noch in ſonſt 
erkennbarer Weiſe aus. 

2. In beiden Bekanntmachungen iſt in 8 1 bes 
ſtimmt, daß die Höchſtpreiſe „beim Verkaufe“ nicht 
überſchritten werden dürfen. Unter „Verkauf“ iſt zu 
verſtehen „der Abſchluß eines Kaufvertrags“. Nicht 
jedoch fällt unter den Begriff „Verkauf“ die Erfüllung 
bereits beſtehender, früher abgeſchloſſener Kaufverträge. 
Es handelt ſich um ein Geſchäftsverbot, nicht aber 
um ein Erfüllungs verbot. 

3. Auch aus dem Zwecke der Bekanntmachungen 
kann die Rückwirkung der Höchſtpreiſe auf laufende 
Verträge nicht gefolgert werden; er entſpringt der 
Rückſichtnahme auf die große Maſſe der Verbraucher, 
denen die Milcherzeugniſſe Butter und Käſe um einen 
angemeſſenen billigen Preis verſchafft werden ſollen. 
Die Verbraucher kaufen aber der überwiegenden Regel 
nach dieſe Erzeugniſſe jeweils von Fall zu Fall und 
beziehen ſie nur ganz ausnahmsweiſe auf Grund 
früherer Verträge, aber auch dann gewöhnlich zu den 
jeweiligen Tagespreiſen. Für die Verbraucher beſteht 
alſo ein Bedürfnis der Rückwirkung der Höchſtpreiſe 
auf laufende Verträge nicht. Die Förderung der Ver⸗ 
braucher läßt ſich allerdings ohne eine gewiſſe Schädi⸗ 
gung der Erzeuger von Milch, ſowie von Butter und 
Käſe und der Zwiſchenhändler nicht erreichen. Solche 
Nachteile können aber bei langfriſtigen Verträgen über 
große Mengen auch in normalen Zeiten, ſei es nach 
der Seite des Käufers oder nach der des Verkäufers, 
bei Aenderung der Marktlage und der Geſchäftsaus⸗ 
ſichten, bei größerer oder ſchwächerer Zu⸗ oder Einfuhr 
u. dgl., eintreten. Es liegt nahe, daß die bayeriſchen 
Militärbefehlshaber mit Rückſicht auf ſolche Erwä⸗ 
gungen abſichtlich rückwirkende Beſtimmungen unter⸗ 
laſſen haben. Nach $ 17 der Bek. vom 1. Ottober 1915 
(in der zweiten Bek. vom 30. Oktober 1915 fehlt eine 
ſolche Beſtimmung) durften Käſe, die vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1915 gekauft waren, noch eine Zeit lang unter 
Zugrundelegung der Geſtehungskoſten im Großhandel 
auf Grund beſonderer Genehmigung, im Kleinhandel 
ohne weiteres, verkauft werden. Dieſe Beſtimmung 
galt auch für die vor dem 1. Oktober zwar gekauften, 
jedoch erſt nach dieſem Tage zu liefernden und zu be⸗ 
zahlenden Käſe. Daraus läßt ſich folgern, daß der ſtell⸗ 
vertretende Armeekorpskommandant dieſe erſt hinter⸗ 
her zu liefernden und zu bezahlenden Käſe als von ſeiner 
Höchſtpreisfeſtſetzung nicht betroffen erachtet, alſo eine 
Rückwirkung der Höchſtpreiſe auf laufende Verträge 
nicht gewollt hat. Hätte er die Rückwirkung gewollt, 
dann hätten ja wohl die meiſten Käſehändler ſchon 
vom Oktober an bloß die gegenüber den von ihnen 
vereinbarten Vertragspreiſen niedrigeren Höchſtpreiſe 
zu zahlen brauchen, alſo der ihnen in 8 17 eingeräumten 
Vergünſtigung nicht mehr bedurft. 

4. Wie ſchon eingangs ausgeführt iſt, gilt die 
BRBek. vom 11. November 1915 nicht für Höchſtpreis— 
feitiegungen der Militärbefehlshaber. Die Beſtim— 
mungen in §1 dieſer Bek. über die rückwirkende Kraft 
von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge können für 
die Höchſtpreisfeſtſetzungen der Militärbefehlshaber 
auch nicht etwa entſprechend angewendet werden; der 
Grund liegt darin, daß die Anordnungen der Militär- 
befehlshaber auf einer völlig ſelbſtändigen geſetz⸗ 
geberiſchen Zuſtändigkeit beruhen. Trotzdem iſt aber 
die BR Bek. für den vorwürfigen Fall deshalb von 
Bedeutung, weil ſich aus den Beſtimmungen in 81 
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der beſtimmte Schluß ziehen läßt, daß auch die rück⸗ 
wirkende Kraft der vom Bundesrat und den Zivil⸗ 
verwaltungsbehörden feſtgeſetzten Höchſtpreiſe auf 
laufende Verträge erſt durch die Bek. neu geſchaffen 
worden iſt, daß demnach die Bek. nicht etwa nur 
deklaratoriſche, ſondern konſtitutive Wirkung äußert. 
Der Beweis hierfür liegt in dem 2. Satz des Abſ. I 
des 81 und in der Beſtimmung des daß II. Der 
2. Satz des Abſ. 1 läßt deutlich erſehen, daß nach der 
Anſchauung des Bundesrats vor der Anordnung der 
Rückwirkung ein urſprünglich vereinbarter, wenn auch 
den darnach feſtgeſetzten Höchſtpreis überſteigender 
Kaufpreis für laufende Verträge fortbeſtanden hatte. 
Im Abſ. II wird anerkannt, daß ein vor Inkrafttreten 
der Bek. gezahlter, den Höchſtpreis überſteigender Ver⸗ 
tragspreis zu Recht, und ohne gegen ein geſetzliches 
Verbot zu verſtoßen, gezahlt worden iſt. Die Beſtim⸗ 
mung in Abſ. II ſoll die Zurückforderung gemäß $ 812 
BGB. (vgl. insbeſ. den 2. Satz dieſes Paragraphen) 
verhüten. Vor der BRBek. beſtand alſo wohl bei 
allen während des Krieges erfolgten Höchſtpreis⸗ 
feſtſetzungen keinerlei Rückwirkung auf laufende Ver⸗ 
träge. (Siehe auch RGE., Ferienſenat vom 12. Auguſt 
1915, L Z. 1915 S. 1509; Bay ZfR. 1915 S. 308.) 

5. Der Umſtand, daß Verträge, die erſt nach 
einer Höchſtpreisfeſtſetzung abgeſchloſſen wurden, gegen 
ein geſetzliches Verbot und wider die guten Sitten 
verſtoßen und deshalb gemäß 88 134, 138 BGB. 
nichtig ſind, ändert an den bisherigen Feſtſtellungen 
nichts. Die laufenden Verträge wurden durch die 
Höchſtpreisfeſtſetzungen aus keinerlei Rechtsgrund nach⸗ 
träglich nichtig oder ungültig. Für die Behauptung 
der Genoſſenſchaft, daß der Vertrag vom 25. September 
1915 eventuell auf Grund einer verbotswidrigen Preis- 
treiberei zuſtande gekommen und deshalb von Anfang 
an nichtig geweſen ſei, fehlt es bisher an ausreichenden 
Anhaltspunkten. (Urteil des OLG. Augsburg, II. 38. 
vom 15. Dezember 1915, L. 133/15). Sohn. 
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Vücheranzeigen. 


Seuffert, Dr. Lothar von, o. ö. Profeſſor der Rechte an 
der Univerſität München, Kgl. Geheimer Rat, 
Kommentar zur Verordnung des Bundes⸗ 
rats zur Entlaſtung der Gerichte vom 
9. September 1915. 55 Seiten. München 1916, 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. 
Geb. Mk. 1.80. 

Hoch erfreulich, daß ſich der Meiſter der ZPO., 
deſſen großen Kommentar (11. Aufl.) ich vor einigen 
Jahren hier rühmen durfte, bereit gefunden hat, die 
für die Kriegszeit gegebene Novelle zu erläutern. Bei 
verſchiedenen Beſtimmungen dürfte allerdings die 
Kriegszeit als willkommener Anlaß erſchienen ſein, 
ſie zu erproben, nachdem früher der Verſuch, ſie ein⸗ 
zuführen, fehlgeſchlagen war. Einzelne Beſtimmungen 
wird man auch im Frieden fortbeſtehen laſſen dürfen: 
88 15 f., 18, 23, 28. Dagegen verwerfe ich, nicht wegen 
des eigenen Intereſſes der Anwaltſchaft, ſondern wegen 
der Verbitterung gegen unſere Rechtspflege, die nach 
meinen Erfahrungen eine Koſtenbelaſtung der ſieg— 
reichen Partei zu erzeugen pflegt, die Sy 19, 22 und 
aus früher ſchon dargelegten Gründen den $ 20. 

Im Gegenſatze zu Seuffert halte ich im Falle des 
823 ein bedingtes Endurteil für ausreichend, für bedenk⸗ 
lich das ſcheinbare ſtillſchweigende Einverſtändnis der 
Anwälte, die nicht binnen einer geſtellten Friſt ſich 
erklären; für bedenklich auch die Erſtreckung des § 22 auf 
die Anordnung der Nachzahlung von Beträgen nach 
§ 125 ZPO. 


Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 
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Samter, N. K., Amtsgerichtsrat am Amtsgericht Ber⸗ 
lin⸗Mitte. Die Bundesrats verordnung 
zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. Sep⸗ 
tember 1915. 72 S. Halle a. d. S. 1915, Verlag 
der Buchhandlung des Waiſenhauſes. Geh. Mk. 1.50. 


Ueber der Erläuterung der Entlaſtungsverordnung 
waltet ein eigenartiger Unſtern. Die kurze Friſt zwiſchen 
Verkündung und Inkrafttreten nötigte, um die Praxis 
nicht ganz ratlos zu laſſen, zu einer Arbeitsart, die 
man in der Oelmalerei als Prima⸗Technik bezeichnet. 
Man kommentierte nebeneinander und ohne Rückſicht 
aufeinander; der eigentliche zuſammenfaſſende und ver⸗ 
gleichende Kommentar muß erſt geſchrieben werden 
und vielleicht wird er überhaupt nicht mehr geſchrieben. 
Das hindert nicht, Werke wie das vorliegende für die 
Praxis als um ſo wertvoller anzuerkennen, je näher 
der Verfaſſer durch feine tägliche Berufsarbeit der An⸗ 
wendung der Verordnung ſteht. So wird man darin 
eine Reihe praktiſcher und nützlicher Winke ſinden, 
wenn auch andrerſeits dieſe oder jene Lücke geblieben 
iſt. Die Beifügung der übrigen prozeßrechtlichen Kriegs- 
verordnungen mit kurzen Bemerkungen iſt ſachdienlich, 
auch das Inhaltsverzeichnis erſchöpfend. Leider konnte 
der Verfaſſer die Arbeit Trendelenburgs nur noch 
während des Druckes in Fußnoten benützen; alles in 
allem aber iſt das Buch ein ſchätzbarer Behelf für die 
Rechtsanwendung. 


München. Oberlandesgerichts rat Neumiller. 


Levy, Leopold, Amtsgerichtsrat, Konkursrichter des 
Amtsgerichts Charlottenburg. Die Geſchäfts⸗ 
aufſicht zur Abwendung des Konkurs⸗ 
verfahrens. 64 Seiten. Berlin 1915, Verlag 
von Franz Vahlen. Mk. 1.50. 


Der Verfaſſer, von dem wir bereits in Papes 
„Gerichtspraxis“ eine anſchauliche und wertvolle Dar⸗ 
ſtellung des Konkursrechtes beſitzen, erläutert in der 
vorliegenden Schrift wieder aus reicher Praxis heraus 
das Geſchäftsaufſichtsverfahren, ſeine Wirkung auf die 
beſtehenden Rechtsverhältniſſe und die ſchwebenden 
Rechtsſtreitigkeiten des Schuldners, die Aufgaben der 
Aufſichtsperſonen, die Rechte und Pflichten der be⸗ 
teiligten Gläubiger und Schuldner. Der kleine Kom⸗ 
mentar bietet einen zuverläſſigen Führer durch das 
neue Rechtsgebiet, auf dem nach dem Kriege hoffent⸗ 
lich der viel umſtrittene Zwangsvergleich ohne Konkurs- 
verfahren erwachſen wird. 


Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Schmidt, Hermann von, Miniſterialrat im K. Staats⸗ 
miniſterium der Finanzen. Die bayeriſche Koſten⸗ 
und Stempelgeſetzgebung in der Faſſung 
des Geſetzes vom 21. Auguſt 1914. München 1915, 
C. H. Beck. Geb. Mk. 6.50. 


Von dem Gebührenreferenten im Staatsminiſterium 
der Finanzen, Miniſterialrat von Schmidt, iſt nun⸗ 
mehr eine Ausgabe des neuen Koſten⸗ und Stempels 
geſetzes erſchienen, die als einzige bis jetzt erſchienene 
Ausgabe mit Erläuterungen für jeden, der ſich mit 
dieſen Geſetzen näher zu befaſſen hat, ein unentbehr— 
liches Hilfsmittel bilden wird. Der Umſtand, daß 
der Verfaſſer des Werks zugleich auch in der Haupt— 
ſache der Verfaſſer des Geſetzentwurfs, der Motive 
und der Vollzugsvorſchriften geweſen ſein dürfte, ver⸗ 
leiht der Ausgabe noch einen ganz beſondern Wert. 
Sie ſchließt ſich in der äußern Form und, ſoweit die 
Beſtimmungen des alten Gebührengeſetzes in die neuen 
Geſetze aufgenommen worden ſind, auch dem Inhalte 
nach eng an die von dem gleichen Verfaſſer bearbei⸗— 
teten Ausgaben des Gebührengeſetzes an, außerdem 
iſt aber auch der Inhalt der Motive und der Voll— 
zugsvorſchriften zu den neuen Geſetzen den Erläute⸗ 
rungen eingefügt und es ſind die ſeither ergangenen 


Erlaſſe und Entſcheidungen, ſoweit ſie noch Geltung 
beſitzen, vermerkt, ſo daß das Werk das geſamte amt⸗ 
lich bekannt gegebene Material zu den Geſetzen in 
überſichtlicher Ordnung enthält. Der Anhang bringt 
die Vollzugs⸗ Verordnungen und Bekanntmachungen 
vom 28. Dezember 1914 und 20. Juni 1915 im Zu⸗ 
ſammenhange abgedruckt. Angefügt iſt ein ausführ⸗ 
liches Regiſter, welches ſich jedoch nur auf die Geſetze 
ſelbſt, nicht auch auf die Vollzugsvorſchriften bezieht. 


Sendtner. 


Lobedant, Das Weſen des menſchlichen Geiſtes⸗ 
lebens und das Problem der Strafe. 
(Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. X. Bd. Heft 1/2). 

1 SL 10 a. S. 1914, Carl Marhold. Preis 


Der Verfaſſer iſt Determiniſt und wendet ſich gegen 
die indeterminiſtiſchen Ausführungen von J. Kohler, 
Moderne Rechtsprobleme, ſowie gegen die Theorie von 
der Wechſelwirkung zwiſchen rein geiſtigem und rein 
körperlichem Geſchehen und verwirft auch die Energie⸗ 
lehre Oſtwalds. Geiſt und Materie ſtünden in uns 
auflöslicher Beziehung zu einander. Die Exiſtenz 
eines weſenhaften Willens und dementſprechend eines 
Willensvermögens wird verneint (S. 24). Daraus 
wird der weitere Schluß gezogen, das Denken und 
Wollen müſſe ſich ſtets ſo vollziehen, wie es durch 
die jeweils gegebenen Umſtände bedingt werde. Dieſer 
Schluß iſt nicht zwingend; denn zu den menſchlichen 
Anlagen kann ohne Rückſicht auf Weſenhaftigkeit des 
Willens eben doch auch die Fähigkeit zu einer Herrſchaft 
des Menfchen über Charakter und Motive gehören. 
Dieſe Herrſchaft der geiſtig reifen und gefunden Per⸗ 
ſönlichkeit iſt eine Vorſtellung, die wir von uns be⸗ 
ſitzen. Sie ſcheint auch durch die Erinnerung an 
unſere vergangenen Entſchlüſſe beſtätigt zu werden, 
ohne daß wir freilich das Weſen dieſer Herrſchaft in 
feſte Elemente zu zerlegen vermöchten, ebenſowenig 
wie uns dies bei dem Weſen des organiſchen Lebens 
gelingt. — Im weiteren Verlauf ſeiner Abhandlung 
ſetzt ſich Lobedank mit B. Kerns Schrift: „Das 
Weſen des menſchlichen Seelen⸗ und Geiſteslebens“, 
auseinander, in welcher eine Freiheit des Denkens 
als möglich angenommen wird, weil wir Urſachen 
nicht kennen, wonach ſich das Weltengeſchehen in dem 
Denken der Gehirne ordnet. Die Erörterungen Xobe> 
danks gegen dieſe Theorie haben einen dialektiſchen 
Einſchlag, da nachweislich entgegenſtehende Tatſachen 
nicht ins Feld zu führen ſind. Dialektiſch iſt auch die Ver⸗ 
teidigung des Determinismus gegen den Vorwurf, daß er 
den Menſchen zu einem Automaten erniedrige (S. 40). 
Das „Erniedrigen“ iſt freilich ein Wort, über deſſen 
Berechtigung ſich ſtreiten läßt. Ein automatiſches 
Zuſammenwirken der den Menſchen treibenden Kräfte 
läßt ſich dagegen bei Ausſchaltung einer ihnen gegen— 
über felbftändigen Entſcheidungsinſtanz nicht leugnen. 
— Von S. 48 an wendet ſich der Verfaſſer gegen die 
Vergeltungstheorie. Neue Argumente treten dabei 
nicht zutage. Verantwortlichkeit faßt Lobedank 
auf als eine Anpaſſungsfähigkeit an die Umwelt, 
die nicht durch Krankheit geſtört iſt (S. 52). Allein 
die Unbeugſamkeit oder Biegſamkeit eines Menſchen 
iſt überhaupt für die Verantwortlichkeit nicht maß⸗ 
gebend, da der ſchwer Beugſame durchaus nicht 
krank zu ſein braucht. Außerdem kommt es bei der 
Verantwortlichkeit nicht nur darauf an, daß der 
einzelne Täter die Handlung nicht wieder begeht, 
ſondern auch darauf, daß andere ſie abhaltende Motive 
aus der Tatſache der Beſtrafung entnehmen können. 
Dieſe Möglichkeit entfällt bei Beſtrafung Geiſteskranker, 
obwohl manchmal ihre Beugung durch beſtimmte 
Strafen nicht ausgeſchloſſen erſcheint. — Als Prinzip 
der Beſtrafung will der Verfaſſer die allgemeine 
Rechtsſicherheit angeſehen wiſſen (S. 75). Die geiſtig 
Minderwertigen will Lobedank durchaus nicht vor 
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der Todesſtrafe ſchützen (S. 77). Die Strafen ſollen 
nach ſeiner Anſicht überhaupt nur dann ausfallen, 
wenn die Ausſicht auf ſie nicht mehr als eine Vor⸗ 
ſtellung in Betracht kommt, die mit anderen überhaupt 
in Wettbewerb tritt (S. 83). Bekanntlich ſind bei 
phyſiſch krankhaft veranlagten Naturen durch ſtark 
verſchärfte Strafen nicht ſelten noch perſönliche Ab⸗ 
ſchreckungserfolge erzielbar. Sollte man nun wirklich 
zu dem Satze gelangen: je mehr die Schuldfähigkeit 
des Täters gemindert war, deſto größer muß die 
Strafe ſein? Oder iſt es nicht richtiger, entſprechend 
der geminderten Schuldfähigkeit die Strafen einzu⸗ 
ſchränken und ſtatt ihrer angemeſſene Sicherungs⸗ 
mittel eintreten zu laſſen? — Aus den erwähnten Aus⸗ 
führungen des Verfaſſers über den wünſchenswerten Ein⸗ 
tritt von Strafen iſt zu erkennen, daß die Verkennung 
der Bedeutung des Vergeltungsgedankens gelegentlich 
nicht zu dem Poſtulate der Abſchaffung des Strafübels 
ſondern zu einer für die Geſamtintereſſen bedenklichen 
Ueberſpannung des Strafbedürfniſſes führt. 
Jena. A. Köbler. 


Schweitzers Bayeriſcher Finanzkalender für das Jahr 1916. 
Herausgegeben von Pr. Anton Schlecht, K. Regierungs- 
rat in Regensburg. Fünfter Jahrgang. 432 Seiten. 
München, Berlin und Leipzig. J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). Mk. 2.50. 


Schweitzers Finanzkalender iſt wieder erſchienen 
und mit ſeinem hübſchen Aeußern und ſeinem zweck⸗ 
dienlichen Inhalte wohl dazu angetan, ſich zu den 
alten Freunden neue zu gewinnen. 
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Dehlinger, Dr. A., Oberſteuerrat, Mitglied des K. 
Württemb. Steuerkollegiums. Inhaltsverzeich⸗ 
nis zum Bundes⸗ und Reichs⸗Geſetzblatt 
von 1867 bis 1915, zugleich Ueberſicht 
über das geltende Reichsrecht nach dem 
Stande vom 15. Auguſt 1915. 66 Seiten. 
Berlin, Stuttgart und Leipzig 1915, Verlag von 
W. Kohlhammer. Mk. 1.—. 


Die fleißige Zuſammenſtellung vermag uns viel 
zeitraubendes, ermüdendes Suchen im Reichsgeſetzblatt 
(vor 1871 im Bundesgeſetzblatt) zu erſparen. Sie will 
uns der Mühe entheben, feſtzuſtellen, welche Geſetzes⸗ 
vorſchriften noch gelten und in welchem der 49 Jahr⸗ 
gänge (1867-1915) fie ſtehen. Die Ueberſichtlichkeit 
der Druckanordnung und der breite Rand erleichtern 
auch jedem die Fortführung der Ueberſicht. Das In⸗ 
haltsverzeichnis wird darum, zumal bei dem billigen 
Preiſe, allgemein willkommen ſein. 


Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Kriegsgewinnſtener. Geſetze zur Beſteuerung der Kriegs» 
gewinne nebſt amtlicher Begründung und Auszug 
aus den Verhandlungen der Reichstagskommiſſion. 
Guttentagſche Sammlung von Textausgaben ohne 
Anmerkungen. Berlin 1916. Ungeb. 60 Pfg. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsverordnungen ſtrafrechtlichen Inhalts 
(Zeitraum vom 1. Jan. bis 8. Febr. 1916) ). Immer 
weitere Gebiete des Wirtſchaftslebens werden dem 
freien Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte entzogen und 
im Intereſſe der Allgemeinheit einſchränkenden Be— 


1) Letzter Bericht S. 35 dieſer Zeitſchrift. 
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Einen beſonders bedeutſamen Verſuch ftellt die 
in der Tagespreſſe eingehend beſprochene VO. über 
den Handel mit ausländiſchen Zahlungsmitteln vom 
20. Jan. 1916 (RGBl. S. 49) dar. Nach 8 1 dürfen 
ausländiſche Geldſorten und Noten ſowie Auszahlungen, 
Schecks und kurzfriſtige Wechſel auf das Ausland im 
Betrieb eines Handelsgewerbes nur bei den vom 
Reichskanzler beſtimmten Perſonen und Firmen ge⸗ 
kauft, umgetauſcht oder darlehnsweiſe erworben und 
nur an ſie verkauft, verpfändet oder darlehnsweiſe 
veräußert werden. Ueber Guthaben im Ausland darf 
im Betrieb eines Handelsgewerbes zum Zwecke des 
Erwerbes von Geldſorten, Noten, Guthaben, Aus⸗ 
zahlungen, Schecks und kurzfriſtigen Wechſeln in anderer 
Währung nur verfügt werden, ſofern der Erwerb bei 
einer der bezeichneten Perſonen und Firmen erfolgt. 
Die Geſchäfte dürfen zwar durch Kommiſſionäre ver⸗ 
mittelt werden; der Selbſteintritt iſt aber ausgeſchloſſen. 
Nach § 3 iſt bei ſolchen Geſchäften der Erwerber, Ver⸗ 
äußerer oder Berpfänder auf Erfordern der Reichs⸗ 
bank oder der vom Reichskanzler beſtimmten Perſonen 
und Firmen verpflichtet, der Reichsbank über Inhalt 
und Zweck des Gefhäfts wahrheitsgemäß Auskunft 
zu erteilen und die Nachweiſe vorzulegen; die Ver⸗ 
pflichtung trifft bei Vermittlung des Geſchäfts durch 
einen Kommiſſionär ihn und den Kommittenten. Beſtraft 
wird nach 8 6, wer es unternimmt, den angeführten 
Vorſchriften zuwider zu erwerben, zu veräußern, zu 
verpfänden, oder zu verfügen, ferner wer zum Zwecke 
des Erwerbes der bezeichneten Werte über den Inhalt 
und Zweck des Geſchäfts unrichtige Angaben macht 
oder der Verpflichtung zur Auskunftserteilung an die 
Reichsbank nicht nachkommt. Ausnahmen von den 
Vorſchriften der BO. hat der Reichskanzler auf Grund 
der Ermächtigung in 85 durch die Bek. vom 22. Jan. 
1916 (RGBl. S. 53) zugelaſſen. Der Kurs, zu dem 
die bezeichneten ausländiſchen Zahlungsmittel durch 
die vom Reichskanzler beſtimmten Perſonen und Firmen 
angekauft und verkauft werden, wird nach 8 4 der 
BO. mit Zuſtimmung der Reichsbank feſtgeſetzt. Be» 
kanntmachungen und Mitteilungen über ihn ſind durch 
die Bek. des Reichskanzlers vom 22. Jan. 1916 (RGBl. 
S. 54) von dem Verbote der Mitteilungen über Preiſe 
von Wertpapieren uſw. nach der VO. v. 25. Febr. 1915 
(RGBl. S. 111) ausgenommen. 

Auf dem Gebiete des Lebensmittelverkehrs hat 
der Bundesrat nun auch für die Herſtellung und den 
Vertrieb von Käſe ſowie für die Herſtellung von 


Fleiſchkonſerven und Wurſtwaren einſchneidende An⸗ 
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ordnungen getroffen. Die BO. über Käſe vom 13. Jan. 
1916 (RG Bl. S. 31) ſetzt in § 1 für die verſchiedenen 
Käſearten Höchſtpreiſe und zwar Herſteller⸗ und Laden⸗ 
preiſe feſt und ermächtigt in 8 2 den Reichskanzler 
zur Aenderung dieſer Preiſe mit Rückſicht auf eine 
Aenderung der Geſtehungskoſten ſowie in den 88 3 
und 4 die Landeszentralbehörden und die von ihnen 
beſtimmten Behörden zu abweichenden Anordnungen 
für ihren Bezirk oder Teile ihres Bezirks mit Rück⸗ 
ſicht auf die beſonderen Verhältniſſe in den verſchie⸗ 
denen Wirtſchaftsgebieten, zur Feſtſetzung beſonderer 
Höchſtpreiſe für einzelne Käſeſorten innerhalb der für 
die einzelne Käſeart feſtgeſetzten Höchſtgrenze und zur 
Feſtſetzung von Zuſchlägen zum Herſtellerpreis für 
den Verkauf durch den Handel. Die Herſtellung von 
anderem Käſe als dem, für den Höchſtpreiſe feſtgeſetzt 
ſind, iſt mit Ausnahme von Kräuterkäſe und Käſe 
nach Roquefort-Art verboten (§ 5 Abſ. 1 und 2). Die 
Landeszentral behörden können weitere Einſchränkungen 
der Erzeugung hinſichtlich der Käſeſorten und der 
Herſtellungsmengen der einzelnen Käſeſorten treffen 
(S 5 Abſ. 3). Zuwiderhandlungen gegen das Verbot 
des 8 5 Abſ. 1 und 2 und die auf Grund des 85 
Abſ. 3 erlaſſenen Beſtimmungen werden nach $ 12 
beſtraft. Der gleichen Strafe unterliegen Unternehmer 
und Leiter von Betrieben, in denen Käſe hergeſtellt 


ober verfauft wird, wenn fie den Beamten ber Bolizei 
und den von ihr beauftragten Sachverſtändigen keine 
Auskunft über das Verfahren bei e der Er⸗ 
zeugniſſe und über die zur Verarbeitung gelangenden 
Stoffe erteilen, und Betriebsunternehmer, wenn ſie 
unterlaſſen, einen Abdruck der VO. in ihren Betriebs- 
oder Verkaufsräumen auszuhängen, ferner die von 
der Polizei beauftragten Sachverſtändigen, wenn ſie 
über die infolge ihrer Aufſichtsführung zu ihrer Kennt⸗ 
nis kommenden Einrichtungen und Geſchäftsverhält⸗ 
niſſe Verſchwiegenheit nicht beobachten oder der Mit⸗ 
teilung oder Verwertung der Geſchäfts⸗ und Betriebs⸗ 
geheimniſſe ſich nicht enthalten. Die Vorſchriften der 
BO. finden auf Käſe, der im Ausland hergeſtellt iſt, 
keine Anwendung. Doch können vom Reichskanzler 
über den Verkehr mit ſolchem Käſe und, ſoweit er 
von dieſer Befugnis keinen Gebrauch macht, von den 
Landeszentralbehörden über den Vertrieb und die 
Preisſtellung ſolchen Käſes im Kleinhandel Beſtim⸗ 
mungen getroffen und Zuwiderhandlungen dagegen 
unter Strafe geſtellt werden (8 6). Die Landeszentral⸗ 
behörden find auch in 8 10 zu den erforderlichen Aus⸗ 
führungs vorſchriften zu der VO. ermächtigt und 
können hierbei ebenfalls Strafen androhen. § 14 
der BO. erklärt die in ihr und auf Grund ihrer Er⸗ 
mächtigungen feſtgeſetzten Preiſe für Höchſtpreiſe i. S. 
des Geſetzes vom c. Len. 1914 (RG Bl. S. 516). 

Die BO. über die Beſchränkung der Herſtellung 
von Fleiſchkonſerven und Wurſtwaren vom 31. Jan. 
1916 (RGBl. S. 75) verbietet in 8 1 die gewerbs⸗ 
mäßige Herſtellung von durch Erhitzung haltbar ge⸗ 
machten Konſerven aus Fleiſch (Rind⸗, Kalb⸗, Schaf⸗, 
Schweinefleiſch, Fleiſch von Geflügel und Wild, Wurſt⸗ 
waren und Speck) oder unter Zuſatz von Fleiſch und 
geitattet in 8 2 zur gewerbsmäßigen Herſtellung von 
Wurſtwaren nur die Verarbeitung eines Drittels des 
Gewichts ausgeſchlachteter Rinder, Schweine und Schafe. 
Gewerblichen Betrieben, die fabrikmäßig Wurſtwaren 
herſtellen, kann nach 8 3 an Stelle der Beſchränkung 
in § 2 geſtattet werden, daß monatlich nicht mehr als 
ein Drittel derjenigen Fleiſchmenge zu Wurſtwaren 
verarbeitet wird, die ſie im Monatsdurchſchnitt der 
2 0 vom 1. Okt. bis 31. Dez. 1915 verarbeitet haben. 

uwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften, die aber 
nach $ 4 nicht für die Herſtellung von Fleiſchkonſerven 
und Wurſtwaren zur Erfüllung der unmittelbar mit 
den Heeresverwaltungen und der Marineverwaltung 
abgeſchloſſenen Verträge gelten, werden nach 8 9 be⸗ 
ſtraft. Außerdem kehren hier die Strafdrohungen 
gegen Unternehmer und die von ihnen beſtellten Be⸗ 
triebsleiter und Aufſichtsperſonen wegen Verletzung 
der Auskunftspflicht gegenüber der Polizei und den 
von der zuſtändigen Behörde beauftragten Sachver⸗ 
ſtändigen, gegen die Sachverſtändigen wegen Ver⸗ 
letzung der Pflicht zur Verſchwiegenheit und gegen 
die Unternehmer wegen Unterlaſſung des Aushanges 
der BD. in ihren Betriebsräumen wieder. Die Landes⸗ 
zentralbehörden find in 8 8 wieder zur Erlaſſung der 
Ausführungsvorſchriften ermächtigt, deren Uebertretung 
ebenfalls nach 8 9 ſtrafbar iſt. 

Dem Zwecke, die Verſorgung der Bevölkerung mit 
den erforderlichen Nahrungsmitteln zu angemeſſenen 
Preiſen ſicherzuſtellen, dienen ferner: 

1. Die VO. über die Einfuhr von Salzheringen 
vom 17. Jan. 1916 (RG Bl. S. 45). Danach ſind Salz⸗ 
heringe, die aus dem Ausland eingeführt werden, an 
die Zentraleinkaufsgeſellſchaft m. b. H. in Berlin zu 
liefern. Die näheren Bedingungen für die Lieferung 
ſetzt der Reichskanzler feſt. Er erläßt auch die er⸗ 
forderlichen Ausführungsbeſtimmungen und kann gegen 
Zuwiderhandlungen Strafen innerhalb des in 8 2 auf⸗ 
geſtellten Strafrahmens androhen. 

2. Die VO. über das Verbot der Verwendung von 
pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten zu tech⸗ 
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niſchen Zwecken vom 6. Jan. 1916 (RG Ol. S. 3). Sie 
unterſagt die Verwendung von Butter, Butterſchmalz, 
Margarine, Kunſtſpeiſefett und Schweineſchmalz zu tech⸗ 
niſchen Zwecken mit Ausnahme der Herſtellung von 
Nahrungsmitteln und die Verwendung aller pflanz⸗ 
lichen und tieriſchen Oele und Fette zur Herſtellung 
von Seife und Leder jeder Art ſowie die Spaltung 
pflanzlicher und tieriſcher Oele und Fette. Der Reichs⸗ 
kanzler kann nach näherer Maßgabe des 8 3 die Ver⸗ 
bote ausdehnen und Ausnahmen davon zulaſſen. Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Verbote find in 8 4 unter 
Strafe geftellt. 

3. Die auf Grund des 8 13 der BO. über Oele 
und Fette vom 8. Nov. 1915 (RG Bl. S. 735) erlaſſene 
Reichskanzler⸗Bek. über die Einfuhr von Margarine 
aus dem Ausland vom 12. Jan. 1916 (RG Bl. S. 25), 
wodurch die Vorſchrift in 8 14 Abſ. 2 der gen. BO. 
über Oele und Fette auf Margarine ausgedehnt wurde, 
nebſt den Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Bek. 
vom gleichen Tage (RG Bl. S. 26). Danach darf die 
aus dem Ausland eingeführte Margarine nur noch 
durch die Zentraleinkaufsgeſellſchaft m. b. H. in Berlin 
in den Verkehr gebracht werden. Wer Margarine aus 
dem Ausland einführt, hat ſie an die Zentraleinkaufs⸗ 
geſellſchaft zu verkaufen und zu liefern; er muß ihr 
unverzüglich nach der im Ausland erfolgten Verladung 
der Margarine Anzeige erſtatten und alle ſonſtigen 
handelsüblichen Mitteilungen an fie weiterleiten, ferner 
den Eingang der Margarine und ihren Aufbewahrungs⸗ 
ort der Geſellſchaft unverzüglich anzeigen und die 
Margarine bis zur Abnahme durch die Geſellſchaft 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auf⸗ 
bewahren und behandeln, ſie auch auf Verlangen der 
Geſellſchaft an einem von ihr zu bezeichnenden Orte 
zur Beſichtigung ſtellen und etwaige Verladungs⸗ 
anweiſungen der Geſellſchaft befolgen. Die Straf⸗ 
drohung gegen Uebertretung dieſer Vorſchriften ent» 
hält 8 9 der BO. 


4. Die BO. über die Verwendung von Verbrauchs⸗ 
zucker vom 3. Febr. 1916 (RGBl. S. 82). Nach ihren 
in § 4 unter Strafſchutz geſtellten Vorſchriften darf 
Verbrauchszucker ausgenommen an Vienen nicht ver⸗ 
füttert, zu Futtermitteln nicht verarbeitet und zur Her⸗ 
ſtellung von Branntwein nicht verwendet, 5 zu 
techniſchen Zwecken mit Ausnahme der Herſtellung von 
Heil⸗, Genuß⸗ und Nahrungsmitteln nur mit Genehmi⸗ 
gung des Reichskanzlers verwendet werden. 


Eine eingehende Regelung hat die Herſtellung 
künſtlicher Düngemittel und der Verkehr damit durch 
die VO vom 11. Jan. 1916 (RGBl. S. 13) erfahren. 
Beim Verkaufe der in einer Beilage zu der VO. auf⸗ 
geführten Düngemittel an den Verbraucher dürfen nach 
$ 1 die in der Beilage angeführten Preiſe nicht über⸗ 
ſchritten werden. Sie ſind Höchſtpreiſe i. S. des Höchſt⸗ 


preisgeſetzes vom 1 dez 1914 (Kc Bl. S. 516). Höchſt⸗ 


preiſe für den Verkauf durch den Herſteller und im 
Großhandel kann nach 84 der Reichskanzler feſtſetzen. 
8 6 trifft einſchränkende Anordnungen über die Her— 
ſtellung von Miſchdünger, der zum Verkaufe beſtimmt 
iſt, namentlich über die Zuläſſigkeit der Beimengung 
von ſchwefelſaurem Ammoniak, Natrium-Ammonium⸗ 
ſulfat und phosphorſäurehaltigen Düngemitteln. 87 
verbietet die fabrikmäßige Herſtellung von Kunſtdünger⸗ 
miſchungen zu Verkaufszwecken in Betrieben, in denen 
ſie nicht ſchon vor dem 1. Aug. 1914 erfolgt iſt. 8 8 
ſchreibt vor, daß Knochen, Knochen- und Lederabfälle, 
Wollſtaub und alle ähnlichen tieriſchen Abfälle vor 
weiterer gewerblicher Verarbeitung zu Düngezwecken 
ſo weit entfettet werden, daß nicht mehr als 1% Fett 
darin bleibt. Zuwiderhandlungen gegen die 88 6, 7 
und 8 werden nach 8 11 beſtraft. Aus Anlaß dieſer 
VO. wurde die BD. über Höchſtpreiſe für ſchwefel⸗ 
ſaures Ammoniak vom 27. Mai 1915 (RGBl. S. 316) 


80 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 4 u. 5. — u 


durch die Bek. des Reichskanzlers vom 21. Jan. 1916 | erfolgten durch die VO. vom 17. Jan. 1916 (NGBT. 
(RGBl. S. 53) außer Kraft geſetzt. S. 8 eine Aenderung der BO. über den Verkehr 

Ergänzt wird die VO. über künſtliche Düngemittel mit Gerſte vom 28. Juni 1915 (RGBl. S. 384) durch 
vom 11. Jan. 1916 durch die VO., betr. die Einfuhr die VO. vom 27. Jan. 1916 (RGBl. S. 65). 


von Futtermitteln, Hilfsſtoffen und Kunſtdünger vom Durch die VO. über die Herabſetzung der Malz⸗ 
28. Jan. 1916 (RG Bl. S. 67), wonach die in einer bei⸗ und Gerſtenkontingente der gewerblichen Bierbransreiin 
gefügten Lifte aufgeführten Futtermittel. Hilisftoffe | vom 31. Jan. 1916 (REBL. S. 77) wurden die auf 
und Düngemittel, die allein oder in Miſchung mit Grund des 8 20 der BO. über den Verkehr mit Gerſte 
anderen Erzeugniſſen aus dem Ausland eingeführt vom 28. Juni 1915 für die gewerblichen Bierbrauereien 
werden, an die vom Reichskanzler zu beſtimmenden feſtgeſetzten Gerſtenkontingente und die auf Grund der 
Stellen zu liefern find, und durch die auf Grund der O., betr. Einſchränkung der Malzverwendung in den 
Ermächtigung in 53 dieſer BO. zu ihr erlaſſenen Aus⸗ Bierbrauereien vom 15. Febr. 1915 (RG Bl. S. 97), 
e des Reichskanzlers vom 31. Jan. auf das 4. Vierteljahr 1915, die drei erſten Viertel⸗ 
1916 (RG Bl. S. 71). Nach letzteren hat, wer aus dem jahre des Jahres 1916 und den Okt. 1916 entfallenden 
Ausland Futtermittel, Hilfsftoffe und Düngemittel ein⸗ Malzkontingente der gewerblichen Bierbrauereien je 
führt, die in der der BO. vom 28. Jan. 1916 angefügten um ein Fünftel herabgeſetzt. Die Erlaſſung der er⸗ 
Lifte aufgeführt find, ihren Eingang, falls er über die forderlichen Ausführungsvorſchriften iſt teils den Lan⸗ 
Grenze des Deutſchen Reichs gegen Oeſterreich⸗Ungarn deszentralbehörden, teils dem Reichskanzler übertragen. 
und die Schweiz erfolgt, der Zentraleinkaufsgeſellſchaft Der Reichskanzler iſt auch ermächtigt, zur Durchführung 
m. b. H. in Berlin, ſonſt der Bezugs vereinigung der | feiner Anordnungen Strafen anzudrohen. 

deutſchen Landwirte G. m. b. H. in Berlin unverzüglich Auch die Vorſchriften über den Verkehr mit Kar⸗ 
anzuzeigen und die Futtermittel, Hilfsſtoffe oder Dünge⸗ toffeln haben Aenderungen erfahren. Neben zwei BO vom 


mittel an die Geſellſchaft, der die Anzeige zu erjtutten 
war, zu liefern, ſie auch bis zur Abnahme durch die 27. Jan. 1916 (RG Bl. S. 66), e nn 8 1 10 5 555 


berechtigte Geſellſchaft mit der Sorgfalt eines ordent⸗ über die Kartoffelverſorgung vom, Orr 1910 hn 8 711 
lichen Kaufmanns zu behandeln, in handelsüblicher geſtrichen und in die BO. über die Regelung Dee Bar 
Weiſe zu verſichern und auf Abruf zu verladen ſowie koffelpreiſe vom 28. Okt. 1915 (RGBl. S. 711) die Be⸗ 
auf Verlangen der berechtigten Geſellſchaft ihr Mufter ſtimmung eingeſetzt wurde, daß die Heeresverwaltungen 
zu überſenden und die Futtermittel, Hilfsſtoffe oder und die Marineverwaltung, die Reichskartoffelſtelle und 
Düngemittel an einem von ihr zu beſtimmenden Orte die von ihr ermächtigten Stellen und Perſonen an die 
zur Veſichtigung zu ſtellen. Verletzung dieſer Pflichten Höchſtpreiſe nicht gebunden find, kommt vor allem die 
zieht Beſtrafung nach $ 11 nach ſich. VO. betr. Saatkartoffeln vom 6. Jan. 1916 (RGBl. 
S. 5) in Betracht. Nach 8 1 gelten die Höchſtpreiſe 
für Kartoffeln bis zum 15. Mai 1916 nicht für Kar⸗ 
toffeln, die 

1. vom Erzeuger unmittelbar an Landwirte als 
Saatkartoffeln zur Ausſaat verkauft, 

2. von Händlern, die von der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde die Erlaubnis zum Handel mit Saatkartoffeln 
erhalten haben, als Saatkartoffeln gekauft, 

3. von zugelaſſenen Händlern (Nr. 2) als Saatkar⸗ 
toffeln an andere zugelaſſene Händler, an Landwirte 
oder an ſolche Perſonen verkauft werden, die durch 
eine Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde den Nach: 
weis erbringen, daß ſie in der Lage ſind, die anzu⸗ 
kaufenden Kartoffeln unmittelbar zu Saatzwecken zu 
verwenden. 

Die zugelaſſenen Händler haben nach §3 beſondere 
Bücher über ihre Geſchäftsabſchlüſſe in Saatkartoffeln 
zu führen, darin den Namen des Vertragsgegners, 
die Menge und den Preis erſichtlich zu machen und 
anzugeben, ob der Vertragsgegner Landwirt, Händler 
oder eine nach 8 1 Nr. 3 ſonſt zugelaſſene Perſon iſt; 
zu ſolcher Buchführung ſind auch Landwirte verpflichtet, 
die gewerbsmäßig Saatkartoffeln züchten und verkaufen. 
Die hiernach zu führenden Bücher ſind der zuſtändigen 
Behörde auf Verlangen jederzeit vorzulegen. Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſe Vorſchriften über die Buch— 
führung und die Ausführungsbeſtimmungen, welche 
die Landeszentralbehörden dazu erlaſſen, werden nach 
8 6 beſtraft. ü 


In dieſem Zuſammenhang feien noch die VO., 
betr. Ergänzung der Bek. vom 19. Auguſt 1915 über 
die Preiſe und ſonſtigen Vergütungen für Kraftfutter⸗ 
mittel (RG Bl. S. 504) vom 6. Jan. 1916 (RGBl. S. 2), 
die für weitere Kraftfuttermittel Höchſtpreiſe feſtſetzt 
und die VO. über Höchſtpreiſe für Heu vom 3. Febr. 
1916 (RGBl. S. 79) erwähnt. 

Durch mehrere BO. wurden die Vorſchriften über 
den Verkehr mit Getreide, namentlich die Vorſchriften 
für Saatgetreide geändert. Die VO. über Saatgetreide 
vom 13. Jan. 1916 (RGBl. S. 36) erklärt alles im 
Reiche vorhandene Saatgetreide, ſoweit es aus der 
Beſchlagnahme nach der VO. über den Verkehr mit 
Brotgetreide und Mehl vom 28. Juni 1915 (RG Bl. 
S. 363) freigeworden iſt, ſür beſchlagnahmt zugunſten 
desjenigen Kommunalverbandes, in deſſen Bezirk es 
ſich befindet, und unterſtellt das hiernach beſchlag⸗ 
nahmte Saatgetreide den Vorſchriften der gen. VO. 
vom 28. Juni 1915. Wer mit Beginn des 15. Jan. 
1916 ſolches Saatgetreide in Gewahrſam hatte, mußte 
es getrennt nach Arten und Eigentümern bis zum 
20. Januar 1916 dem Kommunalverbande des La— 
gerungsortes anzeigen. Die gleiche Anzeigepflicht lag 
bei Saatgetreide der genannten Art, das ſich mit Be⸗ 
ginn des 15. Jan. 1916 auf dem Transporte befand, dem 
Empfänger unverzüglich nach dem Empfange ob. Ver⸗ 
ſäumung der Anzeige ſowie wiſſentlich unrichtige oder 
unvollſtändige Angaben machten nach Art. 1 Abſ. 4 
ſtrafbar. Die infolge dieſer neuen Vorſchriften für 
Saatgetreide erforderlichen Aenderungen der VO. über 
den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl vom 28. Juni Zum Schluſſe ift noch auf die Bek. des Reichs⸗ 
1915 enthält Art. II der VO. vom 13. Jan. 1916. Neue kanzlers über die Feſtſetzung von Preiſen für Ge— 
Anordnungen hinſichtlich des Brotgetreides enthalten | müje, Zwiebeln und Sauerkraut vom 25. Jan. 1916 
noch die VO., betr. Aenderung der VO. vom 23. Juli | (RGBl. S. 63) zu verweiſen, wodurch die Nummern I 
1915 über die Höchſtpreiſe für Brotgetreide (R Bl. und II der Bek. vom 4. Dez. 1915 (RG Bl. S. 803) 
S. 458), vom 17. Jan. 1916 (RGBl. S. 43) und die neu gefaßt wurden. 
ne Brotgetreide vom 17. Jan. 1916 (RGBl. 


S. 44). !. — — 
Aenderungen der VO. über die Regelung des Vers Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, Lands 
kehrs mit Hafer vom 28. Juni 1915 (RGBl. S. 393) gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz. 
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„Gegenvorſtellung“ gegen unaufechtbare 
Errichtsbeſchlüſſe. 
Von Landgerichtspräſident reß in Straubing. 


Die Strafkammer Augsburg hat — entgegen 
Löwe, StPO. Anm. 5b zu $ 348 — eine ſolche 
„Gegenvorſtellung“ als unzuläſſig zurückgewieſen, 
weil nicht erſichtlich jei, warum der Geſetzgeber, 
der eine weitere Beſchwerde ausſchloß (§ 352), es 
zugelaſſen haben ſollte, die endgültige Rechtswirk⸗ 
ſamkeit eines Beſchluſſes dadurch auf unabſehbare 
Zeit hinauszuziehen, daß er dem Beſchwerdegericht 
die Befugnis eingeräumt hätte, ſeine Beſchlüſſe 
immer wieder auf „Gegenvorſtellung“ abzuändern 
(BayziR. 1916 S. 50). 

Dieſe Entſcheidung iſt nur zu billigen und 
zwar nicht bloß aus den angeführten „Zweck⸗— 
mäßigkeits⸗“, ſondern auch aus folgenden Rechts⸗ 
gründen: 

Die gleichlautende Beſtimmung im Straf: 
(8 348 Abſ. 2) und Zivilprozeſſe (§ 571), wonach 
das Gericht, deſſen Entſcheidung angefochten wird, 
der von ihm für begründet erachteten Beſchwerde 
abzuhelfen hat, deckt ſich in der Sache mit der 
„Remonſtration“ des gemeinen Prozeſſes, das 
iſt der Gegenvorſtellung gegen einfache, der Rechts 
kraft nicht fähige richterliche Dekrete. Erſt gegen 
das auf „Remonſtration“ hin erlaſſene deziſive 
Dekret war die an eine beſtimmte Friſt gebundene 
Appellation das zuläſſige Rechtsmittel (Bayer, 
Vortr. [9] S. 1074 f.; Wetzel, Syſtem [2] S. 604, 
611, 666; Seuffert, Komm. ü. d. bayr. Ger O. [2] 
Bd. 3 S. 431, Bd. 4 S. 13). Unſere Prozeß⸗ 
ordnungen haben nun lediglich den gemeinrecht⸗ 
lichen Zwang, vor der Beſchwerde Abhilfe durch 
eine beſondere Gegenvorſtellung zu ſuchen, be: 
ſeitigt und zu dieſem Zweck beſtimmt, daß die 
Beſchwerde zugleich die Gegenvorſtellung umfaſſe, 
daß alſo der Richter ſeine, von einer Partei an⸗ 
gefochtene Entſcheidung ſofort ſelbſt abändern oder 


. 
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aufheben dürfe. Vgl. Hahn, Mat. III S. 375. 
Im übrigen aber blieb die Gegenvorſtellung, was 
ſie war: Der Rechtsbehelf gegenüber der mittels 
eines ordentlichen Rechtsmittels anfechtbaren und 
angefochtenen Entſcheidung, der geeignet war, die 
Durchführung des Rechtsmittels zu erübrigen. 
Der Satz: „Ohne Rechtsmittel — keine Gegen: 
vorſtellung“, gilt fort, muß fortgelten, weil er nur 
eine logiſche Wahrheit ausſpricht. Nach $ 352 
StPO. findet — mit einer einzigen Ausnahme — 
eine weitere Anfechtung der von dem Landgericht 
in der Beſchwerdeinſtanz ergangenen Entſcheidungen 
nicht Statt. Damit iſt, wie dargetan, jede „Gegen⸗ 
vorſtellung“ begrifflich ausgeſchloſſen. 

Man wende hiegegen nicht ein, daß das Ge⸗ 
richt auch gegenüber einer eingelegten unzuläſſigen 
Beſchwerde gegebenenfalls zur Abänderung ſeiner 
Entſcheidung verpflichtet ſei (Löwe Anm. 6 zu 
8 348; Stein, ZPO. Anm. 1 zu § 571). Ab⸗ 
geſehen davon, daß dieſer Satz keineswegs un⸗ 
beſtritten iſt (RG. i. IW. 1904 S. 117), bezieht 
er ſich nur auf jene Fälle, in denen eine Be⸗ 
ſchwerde wenigſtens in abstracto zuläſſig iſt. Um 
ſolche Fälle handelte es ſich auch bei den ſämt⸗ 
lichen Erkenntniſſen, die bei Stein a. a. O. zum 
Belege angeführt ſind. Die Entſcheidungen des 
RG. (E. Bd. 33 S. 377 und Bd. 37 S. 385) 
betrafen Streitwertfeſtſetzungen, bei denen die weitere 
Beſchwerde wohl an ſich, gegebenenfalls aber 
mangels eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerde— 
grundes nicht zuläſſig war. Gegenſtand der ober— 
landesgerichtlichen Entſcheidungen (OL G. Bd. 2 
S. 308 und Bd. 3 S. 214) waren Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungen, die an ſich ebenfalls der Beſchwerde 
unterlagen. Auch das Erkenntnis des OLG. Bred- 
lau (Recht 1903 S. 107 Nr. 547) betraf einen 
Fall der an ſich zuläſſigen und nur nach der ge— 
gebenen Sachlage bei dem Mangel eines neuen 
ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes unzuläſſigen Bes 
ſchwerde (§S 568 Abſ. 2 ZPO.). Es iſt dies auch 
natürlich; die — nicht immer einfache — Ent: 
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ſcheidung der Frage, ob eine an ſich zuläſſige 
Beſchwerde nach den Umſtänden des gegebenen 
Falles — wegen Mangels der Beſchwerdeſumme, 
eines neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrundes u. a. 
— unzuläſſig ſei, muß dem judex ad quem vor⸗ 
behalten bleiben. Tritt dieſer aber in Tatigkeit, 
iſt die Verbeſcheidung der Beſchwerde ſeine Sache, 
dann tritt auch wieder die Pflicht des judex a 
quo ein, auf Grund nochmaliger Prüfung der Sach⸗ 
lage ſeine Entſcheidung zu ändern und dadurch 
die Durchführung der Beſchwerde zu erübrigen. 
Ganz anders liegt aber die Sache in unſerem Fall. 
Nach 8 352 StPO. find die in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz ergangenen Beſchlüſſe der Strafkammer 
ſchlechthin jeder Anfechtung entzogen. Das Ober⸗ 
gericht kann gar nicht in die Lage kommen, über 
eine gegen dieſe Beſchlüſſe gerichtete Beſchwerde 
zu entſcheiden; folglich iſt auch für eine „Gegen⸗ 
vorſtellung“ kein Raum, da eine ſolche eine wenig⸗ 
ſtens in abstracto zuläſſige „Beſchwerde“ zur 
Vorausſetzung hat. Siehe auch 8 567 Abſ. 2 
O 


Man könnte ſchließlich noch einwenden, daß 
das Gericht wohl an ſeine Urteile, nicht dagegen 
an ſeine Beſchlüſſe gebunden ſei. Dieſer Satz 
wurde für den Zivilprozeß hauptſächlich deshalb 
aufgeſtellt, weil dort (8 318) nur bezüglich der 
Urteile die Bindung ausgeſprochen ſei (Stein 
a. a. O. Anm. I zu 8 329). Allein, ganz abgeſehen 
davon, daß die StPO. eine derartige Beſtimmung 
nicht enthält, findet fie an den Grundſaͤtzen der 
Rechtskraft und des Inſtanzenzugs ihre Schranke. 
Der Grundſatz der formellen Rechtskraft gilt auch 
für die mittels einfacher Beſchwerde anfechtbaren 
Entſcheidungen; iſt der Inſtanzenzug erſchöpft, ſo 
ſind ſie nicht weiter anfechtbar. Dies wird auch 
allgemein anerkannt (Stein a. a. O. Anm. IV3 
zu $ 567, III zu $ 577, II letzter Abſ. zu 8 329). 
Allein trotzdem ſoll in ſolchen Fällen der oberſte 
Richter die Befugnis haben, ſeine im Inſtanzen⸗ 
zuge nicht weiter anfechtbare Entſcheidung auf 
eingelegte Beſchwerde oder Gegenvorſtellung ſelbſt 
aufzuheben oder abzuändern; denn dies folge eben 
aus der im Gegenſatze zu den Urteilen hinſicht⸗ 
lich der Beſchlüſſe beſtehenden freien Abaͤnderlich⸗ 
keit (Stein a. a. O. Anm. II zu § 329, IV 3 
zu § 567). Nur bezüglich der mittels ſofortiger 
Beſchwerde anfechtbaren und der im Entmündi⸗ 
gungsverfahren ergehenden Beſchlüſſe ſoll eine 
Ausnahme gelten (Stein a. a. O.). 

Daß dieſe Auffaſſung auf die dafür angezogenen 
reichs- und oberlandesgerichtlichen Urteile nicht ge: 
ſtützt werden kann, weil dieſe ſämtlich Fälle der 
an ſich zuläſſigen und nur in concreto audge: 
ſchloſſenen Beſchwerde betreffen, wurde bereits dar— 
gelegt. Nichts beweiſt für die freie Abänderlichkeit 
auch die weiter bei Stein a. a. O. angeführte 
RGE. vom 15. März 1902 in JW. S. 250; 
denn fie betraf lediglich eine prozeßleitende Mer: 
fügung, hinſichtlich deren das richterliche Ermeſſen 
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entſcheidend und damit auch die Möglichkeit der 
Abänderung gegeben war. Ebenſo haben die von 
Stein a. a. O. für die von ihm verfochtene Lehre von 
der freien Abänderlichkeit der Beſchlüſſe verwerteten 
oberlandesgerichtlichen Entſcheidungen (OLG. Bd. 9 
S. 102 und 10 S. 348) nur Fragen der Prozeß⸗ 
leitung zum Gegenſtande. In dem erſteren Beſchluſſe 
hatte das Gericht ſeine Anordnung, daß zur Haupt⸗ 
ſache zu verhandeln ſei, mit Rückſicht auf die ge⸗ 
änderte Sachlage wieder aufgehoben (8 275 Abſ. 2 
ZPO.); in dem anderen Falle wurde die An⸗ 
ordnung einer Beweisaufnahme, bevor dieſe noch 
begonnen hatte, wieder aufgehoben. Zutreffend 
führte das Gericht aus: „Vorliegend handelt es 
ſich um keine ſachliche Entſcheidung, die im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit unab— 
aͤnderlich ſein ſoll, ſondern um die bloße 
Anordnung einer Beweisaufnahme, deren Zurüd: 
nahme bis zu ihrer Ausführung an ſich kein 
Hindernis entgegenſteht.“ 

In dieſem Satze liegt auch der Schlüſſel zur 
Löſung der ganzen Frage. Die Rechtsſicher⸗ 
heit gebietet die abſolute Unabänderlichkeit aller 
ſachlichen, in letzter Inſtanz ergangenen Enk⸗ 
ſcheidungen — gleichgültig, ob ſie auf einfache 
oder ſofortige Beſchwerde hin erlaſſen ſind; es 
ſind daher alle, auf die Abänderung ſolcher Be⸗ 
ſchlüſſe abzielenden Verſuche, mögen ſie als „Be⸗ 
ſchwerde“, „Gegenvorſtellung“ oder unter welchem 
Gewande immer auftreten, a limine abzuweiſen. 
Hat die letzte Inſtanz geſprochen, dann — causa 
finita. Daran muß feſtgehalten werden. Mit 
Recht hat es deshalb das OLG. Colmar (OLG. 
Bd. 12 S. 192) für unzuläſſig erklärt, daß das 
Landgericht ſeinen, die Ablehnung eines Sach⸗ 
verſtändigen für begründet erklärenden, nach aus⸗ 
drücklicher Vorſchrift (8 406 Abſ. 5 ZPO.) un⸗ 
anfechtbaren Beſchluß auf Antrag des Gegners ein⸗ 
fach wieder aufhob. Mit Recht erwog das OLG.: 
„Wenn eine derartige Entſcheidung nicht einmal 
durch das Beſchwerdegericht abgeändert werden 
kann, ſo kann ſie um ſo weniger auf einen bloßen 
in der mündlichen Verhandlung vom Gegner des 
Geſuchſtellers geſtellten Antrag durch den judex 
a quo abgeändert werden, ſelbſt wenn er über⸗ 
haupt ſeine Beſchlüſſe, ſolange er mit der Sache 
befaßt iſt, vor Eingang einer Beſchwerde ſollte 
abändern können.“ Das KG. (OLG. Bd. 12 S. 196) 
hält daran feſt, daß das OLG. auch auf dem Ge⸗ 
biete der freiw. Rechtspflege ſeine auf das letzte 
zuläſſige Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde 
ergangene Verfügung nicht abändern dürſe, da 
eine derartige Auslegung des $ 18 FGG. in Sachen 
der freiw. Gerichtsbarkeit die erforderliche Sicher⸗ 
heit einer dauernden endgültigen Erledigung aus— 
ſchließen würde, was ſicher nicht die Meinung 
des Geſetzes ſein könne. Nach einem weiteren 
Beſchluſſe des OCG. Colmar (OLG. Bd. 15 S. 271) 
widerſpräche es den allgemeinen Grundſätzen über 
das Weſen der Rechtsmittel, wenn eine nach Prü⸗ 
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fung der Sache zurückgewieſene Beſchwerde be⸗ nicht als erfreulich bezeichnen; aber ſie iſt da und 


liebig erneuert und hierdurch das Beſchwerde⸗ 
gericht zu einer wiederholten Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung über die bereits geprüfte Beſchwerde ge- 
nötigt werden könnte. Sobald die oberſte Inſtanz, 
ſei es in der Sache ſelbſt, ſei es darüber ent⸗ 
ſchieden habe, daß dem Beſchwerdeführer das 
Rechtsmittel nicht oder nicht mehr zuſtehe, könne 
das als unbegründet zurückgewieſene oder als un⸗ 
zuläſſig verworfene Rechtsmittel nicht nochmals 
eingelegt werden. 

Nichts Gegenteiliges iſt den Erk. des RG. in 
ESt. Bd. 37 S. 112 und 43 S. 225 zu ent⸗ 
nehmen; denn die Beſchlüſſe, deren Abänderung 
durch das Gericht, das ſie erlaſſen hatte, für zu⸗ 
läſſig erklärt wurde, waren anfechtbar, die letzte 
Inſtanz hatte noch nicht geſprochen. Weitere Er⸗ 
kenntniſſe, die ſich mit der hier behandelten Frage 
befaſſen, ſind mir nicht bekannt geworden. 

Eine Ausnahme ift — von den lediglich 
prozeßleitenden Beſchlüſſen (ſiehe oben)! abgeſehen 
— allerdings noch zu machen: Eine bloß wegen 
Formfehlers zurückgewieſene Beſchwerde kann nach 
Verbeſſerung des Fehlers wiederholt werden. Vgl. 
auch RGE. im Recht 1906 S. 1187 und Colmar 
in OLG. Bd. 15 S. 271. 

Selbſtverſtändlich können in analoger An⸗ 
wendung des 8319 ZPO. (Seuff Arch. 48 Nr. 291) 
offenbare Unrichtigkeiten der dort bezeichneten 
Art, auch wenn ſie in Beſchlüſſen vorkommen, 
berichtigt Be (Vgl. hierüber auch OLG. 
Bd. 4 S. 340). 

Ergebnis: Letztinſtanzielle Beſchlüſſe können 
— von obigen 2 Ausnahmen abgeſehen — nie⸗ 
mals mehr abgeaͤndert werden. 


Nießbrauch an Grundſtücken, Mietzins⸗ 
abtretung, Nietzinspfändung, Zwangs- 
verwaltung. 

Bon Amtsrichter Hans Dittrich in München. 


Die Verfaſſer des Bürgerl. Geſetzbuchs haben 
ſich bei der Bearbeitung des 2. Titels des Sachen⸗ 
rechts wohl kaum träumen laſſen, in welchem Um⸗ 
fang das Verkehrsleben von der Einrichtung des 
Nießbrauchs ſchon kurz nach Einführung des BGB. 
Gebrauch machen würde. Auch in den Verhand⸗ 
lungen des Reichstags wurde zum Ausdruck ge 
bracht, daß der Nießbrauch nach ſeinem Weſen 
zum Verkehrsgegenſtand und zur Kreditunterlage 
nicht geeignet ſei und vielmehr ein familiäres 
Gepräge trage. Trotzdem ſehen wir ſeit Anfang 
dieſes Jahrhunderts bei ſtaͤdtiſchen Miethäuſern 
in ſteigendem Maße die Verwendung des Nieß— 
brauchs als Mittel zur Sicherung nachſtelliger 
Hypothekkapitalien. Ich möchte dieſe Erſcheinung 
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läßt ſich in ihrer Häufigkeit wohl nur dann etwas 
eindämmen, wenn man auf die verſchiedenen 
Schwächen hinweiſt, mit denen ſie behaftet iſt; 
die nachfolgenden Ausführungen ſollen dieſem 
Zwecke dienen; gleichzeitig ſollen ſie aber auch ein⸗ 
mal die mannigfachen, rechtlich überaus ſchwierigen 
Wechſelbeziehungen zwiſchen Nießbrauch, Mietzins⸗ 
abtretung, Mietzinspfändung und darnach an⸗ 
geordneter Zwangsverwaltung einigermaßen be⸗ 
leuchten. 

1. Nach den zwingenden Vorſchriften der 
88 1059 und 1061 BGB. iſt der Nießbrauch weder 
übertragbar noch vererblich. Hieraus ergibt ſich 
die Folge, daß dieſes Sicherungsmittel bei jedem 
Wechſel des Hypothekberechtigten wegfällt; wenn 
der Hypothekberechtigte ſtirbt und die Hypothek 
auf ſeine Erben übergeht, ſo iſt dies nach dem 
klaren Wortlaut des 9 1061 ſelbſtverſtändlich; 
tritt er die Hypothek an einen anderen ab, ſo 
kann er zum mindeſten nicht auch den Nießbrauch 
an den neuen Berechtigten abtreten, und das 
Kammergericht wird in ſeiner Entſcheidung vom 
28. Februar 1907 (OLG. XV, 370) wohl das 
Richtige getroffen haben, wenn es ausgeſprochen 
hat, daß ein lediglich zur vermehrten Sicherheit 
eines Hypothekgläubigers dieſem beſtellter Nieß⸗ 
brauch im Falle der Abtretung der Hypothek ohne 
weiteres überhaupt erliſcht. Hienach iſt der Nieß⸗ 
brauch als Sicherungsmittel von aͤußerſt zweifel⸗ 
haftem Wert, wenn der Hppothekgläubiger eine 
natürliche Perſon iſt, zumal dann, wenn der 
Gläubiger die Hypothek nicht dauernd beſitzen, 
ſondern, wie es bei nachſtelligen Hypothekgläubigern 
heute häufig der Fall iſt, fie bei erſter Gelegen⸗ 
heit wieder zu Geld machen will. Dagegen fallen 
die geſchilderten Nachteile allerdings weg, wenn 
der Hypothekgläubiger eine juriſtiſche Perſon 
iſt und die Hypothek dauernd behalten will. 
Immerhin kann man aber gelegentlich bemerken, 
daß auch hier an die Beſtellung des Nießbrauchs 
Erwartungen geknüpft werden, die ſich im Ernſt⸗ 
fall nicht erfüllen. Vor allem werden 

2. die Nießbrauchsbeſtellungen häufig in einer 
Form vorgenommen, die rechtlich nicht bedenken⸗ 
frei iſt. Faſt alle Nießbrauchsverträge, die zu 
Sicherungszwecken geſchloſſen werden, laſſen mehr 
oder minder deutlich erkennen, daß den Beteiligten 
die Nießbrauchsbeſtellung als ſolche herzlich Neben⸗ 
ſache und nur eine leere Form für Zwecke ganz 
anderer Art iſt. Von da bis zur Rechtsunwirk— 
ſamkeit des Vertrags iſt nur ein Schritt; gar 
leicht wird eben über der Sache die notwendige 
Form in dem einen oder anderen Punkt ver— 
geſſen. So z. B. ſind nicht ſelten: Verträge, nach 
denen der Gläubiger die Nutzungen nicht kraft 
eigenen Rechts, ſondern als Verwalter oder Beauf— 
tragter des Eigentümers zu ziehen hätte (Verſtoß 
gegen S 1030 BGB.); ferner Verträge, in denen 
auf die Lebensdauer des Berechtigten, bei juri⸗ 
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ſtiſchen Perſonen auf die Dauer ihres Beſtandes, 
keine genügende Rückſicht genommen iſt; alſo z. B. 
Beſtellung auf beſtimmte Zeit oder bis zur Til⸗ 
gung der geficherten Forderung, ohne daß aus 
dem Vertragsinhalt der ſtillſchweigende oder aus⸗ 
drückliche Wille erkennbar iſt, daß als weiterer 
Erlöſchungsgrund der Tod des Berechtigten gelten 
ſoll (Verſtoß gegen 8 1061 BGB.); Verträge dieſer 
Art ſind, wenigſtens ſoweit ſie unter dem Geſichts⸗ 
punkt des Nießbrauchs betrachtet werden, rechts⸗ 
unwirkſam. Es kommt hinzu, daß die Rechtslehre 
darüber, welche Vorſchriften des Nießbrauchsrechts 
zwingender Natur und welche der Parteiabrede 
unterworfen ſind, etwas unſicher iſt; deshalb muß 
auch bei abweichenden Parteivereinbarungen 
ſonſtiger Art, die bei dem Sicherungsnießbrauch 
ſehr häufig vorkommen, mit der Möglichkeit ge⸗ 
rechnet werden, daß ſich im Streitſall das Gericht 
gegen die Rechtsunwirkſamkeit der Nießbrauchs⸗ 
ſtellung entſcheidet. 

3. Nicht ſelten kann man die Beobachtung 
machen, daß der Berechtigte ſein Nießbrauchsrecht 
als ein Schutzmittel gegen Maßregeln der Zwangs⸗ 
vollſtreckung betrachtet, welche Eigenſchaft ihm aber 
nur in beſchränktem Maße zukommt. Darüber, 
daß ſein Nießbrauch kein Schutz gegen die Be⸗ 
ſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung 
iſt, dürfte ſich wohl jeder Nießbrauchsberechtigte 
klar ſein; weniger bekannt aber iſt in Laienkreiſen, 
daß der Nießbrauch auch gegen Mietzinspfändungen 
und gegen die Anordnung der Zwangsverwaltung 
wenigſtens dann keinen Schutz bietet, wenn der 
Antrag von einem dem Nießbraucher im Range 
vor gehenden Hypothekgläubiger geſtellt wird, gegen 
die Anordnung der Zwangsverwaltung nach einem 
Teil der Rechtslehre und Rechtſprechung auch dann 
nicht, wenn der Antrag von einem dem Nieß⸗ 
braucher nachſtehenden Gläubiger ausgeht. 

a) Was zunächſt die Mietzinspfändung 
betrifft, ſo iſt folgendes zu jagen: Nach 88 1123, 
1124 BGB. erſtreckt ſich die Hypothek auf die 
Miet: oder Pachtzinsforderungen mit der Maß— 
gabe, daß der Hypothekgläubiger die Möglichkeit 
hat, ſie auf Grund ſeines dinglichen Titels in 
Beſchlag zu nehmen; die Beſchlagnahme im Sinne 
dieſer Vorſchrift iſt möglich nicht nur in der Form 
der Zwangsverwaltung, ſondern auch in der Form 
der Mietzinspfändung auf Grund des dinglichen 
Titels; vgl. RG. v. 21. Dez. 1912 (Bd. 81 Nr. 32). 
Die Beſtimmung des $ 1123 gilt, gleichviel, wem 
die Mietzinsforderung zuſteht, und gleichviel, wer 
das Grundſtück vermietet hat; ſie richtet ſich alſo 
nicht nur gegen den Eigentümer, ſondern beiſpiels— 
weiſe auch gegen den Zeſſionar!) und gegen den 


1) Desgleichen gegen Gläubiger des Eigentümers, 
die das Recht auf die Mietzinſen im Wege der Pfän— 
dung und Ueberweiſung erworben haben, wenn nicht 
dieſe Gläubiger etwa ſelbſt Hypothekgläubiger beſſeren 
Ranges ſind und die Pfändung ebenſalls auf Grund 
ihres dinglichen Titels bewirkt haben. 
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dem Hypothekgläubiger im Range nach gehenden 
Nießbraucher. 

Daß ſie ſich gegen den Zeſſionar richtet, 
ergibt ſich aus $ 1124; fie äußert hier ihre 
Wirkung in der Weiſe, daß gegenüber dem auf 
Grund ſeines dinglichen Titels pfaͤndenden Hypo: 
thefgläubiger die in der Zeſſion liegende Der: 
fügung über den Mietzins von einem gewiſſen, 
in 8 1124 Abſ. 2 näher geregelten Zeitpunkt an 
unwirkſam, alſo dem Hypothekgläubiger gegenüber 
als nicht vorhanden zu betrachten iſt. 

Daß 8 1123 auch gegenüber dem Nieß⸗ 
braucher gilt, ergibt ſich aus der Natur des 
Nießbrauchs; und dieſe Natur bringt es mit ſich, 
daß der Nießbraucher gegenüber dem pfaͤn⸗ 
denden Hypothekglaubiger ſogar ſchlechter geſtellt 
iſt wie der Zeſſionar; während nämlich der 
Zeſſionar trotz der auf Grund des dinglichen 
Titels erfolgenden Mietzinspfändung nach § 1124 
immer noch für eine gewiſſe Spanne Zeit auf 
die ihm abgetretenen Mietzinſen Anſpruch hat, 
muß der Nießbraucher dem ihm im Range vor⸗ 
gehenden auf Grund ſeines dinglichen Titels 
pfändenden Hypothekgläubiger ſchon vom Augen: 
blicke der Pfändung an unbedingt weichen. Denn 
die Beſtellung des Nießbrauchs enthält im Gegen— 
ſatze zur Mietzinsabtretung nicht eine Verfügung 
über die Mietzinſen, ſondern nur eine Verfügung 
über das Grundſtück ſelbſt; der Rechtsvorgang, 
der ſich bei der Nießbrauchbeſtellung hinſichtlich 
der Mietzinſen abſpielt, iſt etwa der gleiche wie 
beim Eigentumsübergang, d. h. der Uebergang der 
Mietforderungen auf den Nießbraucher vollzieht 
ſich in der Weiſe, daß die einzelnen Mietforde⸗ 
rungen neu in der Perſon des Nießbrauchers 
entſtehen; das ergibt ſich aus der Natur des Nieß⸗ 
brauchs und aus der bei Einräumung und Be— 
endigung des Nießbrauchs durch § 577 und 3 1056 
BGB. ausdrücklich angeordneten entſprechenden 
Anwendung der für den Eigentumsübergang 
geltenden Vorſchriften der 88 571 —576 BGB.“) 
Die dem Nießbraucher geſchuldeten Mietzinſen 
werden von der hypothekariſchen Haftung (mit 
der aus §S 1124 BGB. ſich ergebenden zeitlichen 
Einſchränkung) nur frei, wenn und ſoweit der 
Nießbraucher ſelbſt ſie eingezogen oder in ſonſtiger 
Weiſe über ſie verfügt hat; vgl. Staudinger zu 
§ 1124 BGB.; KG. vom 15. Februar 1907 
(OLG. XIV, 129); RG. vom 22. Januar 1908 
(Bd. 68 Nr. 3). 

Ein kleiner formaler Umſtand iſt allerdings 
mit einer Mietzinspfändung, die bei beſtehendem 
Nießbrauch beantragt wird, verbunden; die Rechts— 


2) 8577 hebt allerdings nur den Uebergang der 
Vermieterpflichten auf den Nießbraucher hervor; 
daß damit aber der Uebergang der Vermieter rechte 
nicht ausgeſchloſſen werden ſollte, ergibt ein Vergleich 
mit 8 1056 und iſt in der Rechtslehre auch im allge— 
meinen unbeſtritten. 
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lage iſt hier anders, als wenn die Mietzinsforde⸗ 
rungen abgetreten ſind; während die Mietzins⸗ 
abtretung nach 8 1124 Abi. 2 BGB. von 
einem gewiſſen Zeitpunkt an dem pfändenden 
Hypothekgläubiger gegenüber unwirkſam iſt, alſo 
als nicht vorhanden gilt, muß der pfändende 
Hypothekgläubiger auf die Tatſache des beſtehenden 
Nießbrauchs in ähnlicher Weiſe Rückſicht 
nehmen, wie er Rückſicht nehmen müßte auf einen 
Wechſel im Eigentum des Grundſtücks; während 
alſo bei beſtehender Mietzingabtretung der 
Hypothekgläubiger den von einem gewiſſen Zeit- 
punkt ab laufenden Mietzins auf Grund einer 
gegen den Grundſtückseigentümer gerichteten Miet⸗ 
zinspfändung beanſpruchen kann, wird er bei be⸗ 
ſtehendem Nießbrauch mit einer gegen den 
Grundſtückseigentümer gerichteten Mietzins⸗ 
pfändung nicht recht viel erreichen, da bei be⸗ 
ſtehendem Nießbrauch Mietzinsforderungen, die 
dem Grundſtückseigentümer zuſtehen, in der Regel“) 
nicht vorhanden ſind; will der Hypothekgläubiger 
zu ſeinem Geld kommen, ſo wird ihm alſo nichts 
anderes übrig bleiben, als die dem Nießbraucher 
zuſtehenden Mietzinsforderungen zu pfänden; das 
kann er aber, da es ſich in dieſem Fall um Boll: 
ſtreckung gegen den Nießbraucher handelt, nur 
auf Grund eines gegen den Nießbraucher gerich⸗ 
teten Vollſtreckungstitels. Die oben erwähnte Ent⸗ 
ſcheidung des RG. vom 21. Dezember 1912 ſcheint 
dieſer Meinung allerdings entgegenzuſtehen, indem 
ſie ſagt: „Es wäre ein ungerechtfertigter und un⸗ 
nötiger Umweg, den Hypothekgläubiger, wenn er 
ſein Recht auf die Mietzinſen im Wege der Pfän⸗ 
dung der Mietzinsforderung verwirklichen will, 
auf die vorgängige Erwirkung eines Duldungs⸗ 
titels gegen den |päter, als er, eingetragenen Nieß⸗ 
braucher zu verweiſen“; allein damals handelte 
es ſich darum, ob der nachſtehende Nießbraucher 
eine (ohne gegen den Nießbraucher gerichteten 
Duldungstitel) gegen den Grundſtückseigentümer 
erfolgte Mietzinspfändung im Wege der Voll⸗ 
ſtreckungs⸗Widerſpruchsklage anfechten kaun; es iſt 
deshalb zweifelhaſt, ob das RG. bei ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung die hier zur Erörterung ſtehende Frage 
überhaupt in den Bereich ſeiner Erwägungen ge⸗ 
zogen hat; ſollte dies der Fall ſein, ſo wäre nach 
dem oben Geſagten nicht zu verkennen, daß das 
RG. zwar formal -⸗juriſtiſch den richtigen Stand: 
punkt vertreten, dabei aber doch den tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen nicht genügend Rechnung 
getragen hat; ohne Duldungstitel gegen den 
Nießbraucher können eben nur die dem Eigen⸗ 
tümer zuſtehenden Mietzinsforderungen gepfändet 


) Eine Ausnahme gilt hinſichtlich ſolcher Miet- 
zinſen, die auf die Zeit vor Beſtellung des Nießbrauchs 
entfallen; entſprechende Anwendung des 8 571 BGB.: 

„Der Erwerber (Nießbraucher) tritt an Stelle des Vers 
mieters in die ſich während der Dauer ſeines 
Eigentums (ſeiner Berechtigung) aus dem 
Mietverhältnis ergebenden Rechte und Verpflich— 
tungen ein.“ 
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werden, womit dem pfändenden Hypothekgläubiger, 
nachdem Mietzins forderungen des Eigentümers in 
der Regel!) nicht beſtehen, nichts gedient iſt. Be⸗ 
ſondere Schwierigkeiten dürften aus der Notwendig⸗ 
keit eines gegen den Nießbraucher gerichteten Dul⸗ 
dungstitels nicht entſtehen; hat ſich nämlich, wie 
faſt immer, der die Hypothek beſtellende Grund⸗ 
ſtückseigentümer in Anſehung der Hypothek der 
ſofortigen Zwangsvollſtreckung in der Weiſe unter⸗ 
worfen, daß die Zwangsvollſtreckung aus der Ur⸗ 
kunde gegen den jeweiligen Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks zuläffig iſt, und iſt die Tatſache dieſer Unter: 
werfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung, 
wie faſt immer, im Grundbuch eingetragen, fo 
kann gegen den im Grundbuch eingetragenen Nieß⸗ 
braucher auf Grund der 88 800, 727 3 PO. jeder⸗ 
zeit eine Vollſtreckungsklauſel erwirkt werden; ein 
Bedenken gegen die Anwendung des $ 800 BIO. 
auch gegen den Nießbraucher dürfte kaum beftehen, 
weil der Nießbrauch eine Art Nutzeigentum, d. h. 
ein eigentumsähnliches Recht iſt, deſſen Befugniſſe 
eben nur einen Teil des wirklichen Eigentums 
umfaſſen; ſo auch Neumiller (zu 8 800 ZPO.) 
und Steiner (zu 8 146 3VG.), jedoch beide ohne 
nähere Begründung. Die Vollſtreckungsklaufel 
hätte etwa folgendermaßen zu lauten: „Vorſtehende 
Ausfertigung wird dem N. N. nunmehr in An⸗ 
ſehung ſeiner Hypothek auch gegen den im Grund⸗ 
buch eingetragenen Nießbraucher X. zum Zwecke 
der Zwangsvollſtreckung erteilt“; auf Grund dieſes 
ſchnell und billig zu erlangenden Titels können 
dann in der Richtung gegen den Nießbraucher 
die dieſem zuſtehenden Mietzinsforderungen ge⸗ 
pfändet werden. 

b) Während alſo der dem Nießbrauch im 
Range vorgehende Hypothefgläubiger einen kleinen 
Umweg machen muß, wenn er die Mietzinſen im 
Wege der Forderungspfändung an ſich ziehen will, 
bleibt ihm dieſer Umweg erſpart, wenn er die 
Mietzinsbeſchlagnahme im Wege der Zwangs- 
verwaltung herbeiführen will. Die Zwangs⸗ 
verwaltung, durch deren Anordnung die Miet⸗ 
zinſen, gleichviel wem ſie zuſtehen, ohne weiteres 
ergriffen werden, iſt Vollſtreckung in das Grund⸗ 
ſtück ſelbſt, und, da dieſes auch bei beſtehendem 
Nießbrauch im Eigentum des Grundſtückseigen⸗ 
tümers geblieben iſt, genügt hier zur Vollſtreckung 
in der Regel der unveränderte, gegen den Grund⸗ 
ſtückseigentümer gerichtete Vollſtreckungstitel. 

Unter Umſtänden kann ſich allerdings auch 
hier die Notwendigkeit ergeben, daß ſich der Gläu⸗ 
biger in den Beſitz auch einer gegen den Nieß⸗ 
braucher gerichteten Vollſtreckungsklauſel ſetzt; das 
kann aber nur dann in Frage kommen, wenn 
der Nießbraucher ſich im (unmittelbaren) Beſitz 
des Grundſtücks befindet und deſſen Herausgabe 
an den Zwangsverwalter verweigert. Beim 
ſtädtiſchen Miethaus iſt dieſer Fall kaum denkbar 
und mir auch tatſächlich in ſechsjähriger Voll— 
ſtreckungsrichtertätigkeit noch nie vorgekommen; denn 
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auch wenn der Nießbraucher ſelbſt in dem be⸗ 
laſteten Anweſen wohnt, was übrigens ziemlich 
ſelten der Fall zu ſein ſcheint, iſt er doch nach 
der Natur der Sache darauf angewieſen, ſich auf 
eine Wohnung zu beſchränken und die übrigen 
Wohnungen zu vermieten; er iſt dann unmittel⸗ 
barer Beſitzer nur hinſichtlich eines verhältnis: 
mäßig kleinen (unter Umſtänden auch größeren) 
Teiles des Gebäudes, wahrend er ſich hinſichtlich 
der übrigen Teile, der Zweckbeſtimmung des 
Grundſtücks entſprechend, mit dem mittelbaren 
Beſitz begnügen muß. Ein ſolcher teilweiſer un⸗ 
mittelbarer Beſitz des Nießbrauchers ſteht der 
Durchführung der Zwangsverwaltung in der Regel 
nicht im Wege; denn die Mietzinfen der vermieteten 
Wohnungen fließen ja trotz des Nießbrauchs in 
die Zwangsverwaltungsmaſſe; allerdings: wollte 
der Zwangsverwalter den Nießbraucher des un⸗ 
mittelbaren Beſitzes der von dieſem ſelbſt inne: 
gehabten Räume entſetzen, um auch dieſe Raͤum⸗ 
lichkeiten einer den Zwecken der Zwangsverwaltung 
entſprechenden Nutzung 1 ſo müßte 
der Beſchlagnahmegläubiger zunächſt eine Klauſel 
gegen den Nießbraucher und auf Grund dieſer 
Klauſel eine Beſchlagnahmeanordnung auch gegen 
den Nießbraucher erwirken; er wird aber hieran 
in der Regel kein Intereſſe haben, da ja gemäß 
8 149 3G. dem zur Zeit der Beſchlagnahme 
auf dem Grundſtück wohnenden Schuldner (und 
das waͤre bei einer Vollſtreckung gegen den Nieß⸗ 
braucher eben der Nieß braucher) die für feinen 
Hausſtand unentbehrlichen Räume zu belaſſen ſind.“) 

Anders liegt die Sache, wenn das beſchlag⸗ 
nahmte und mit dem Nießbrauch belaſtete Grund— 
ſtück nicht ein Miethaus, ſondern beiſpielsweiſe 
ein gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Zwecken 
dienendes Anweſen iſt; hier iſt Nießbrauchsnutzung 
mittels vollſtändiger unmittelbarer Beſitzausübung 
ſehr wohl denkbar; und hier kann die Frage 
praktiſch werden, ob die Anordnung und Durch⸗ 
führung der Zwangsverwaltung ohne einen Voll⸗ 
ſtreckungstitel möglich iſt, der ſich gegen den un⸗ 
mittelbar beſitzenden Nießbraucher richtet. Rechts⸗ 
lehre und Rechtſprechung ſind ſich in dieſer Frage 
nicht ganz einig; die Zuläͤſſigkeit der Anord: 
nung der Zwangsverwaltung wird im allgemeinen 
zugeſtanden; Uneinigkeit aber beſteht hinſichtlich 
der Frage, ob auch die weitere Durchführung 
zuläſſig iſt. Im allgemeinen wird verlangt, daß 
das Vollſtreckungsgericht dem Gläubiger bei Be— 
kanntwerden der Nießbrauchsverhältniſſe gemäß 
8 28 3 WG. eine Friſt beſtimmt, binnen welcher 
er einen gegen den Nießbraucher gerichteten Titel 
vorzulegen hat; während aber beiſpielsweiſe Steiner 
bei fruchtloſem Friſtablauf das Verfahren an: 


) Schwierig wird die Anwendung des 8 149, 
wenn ſowohl der Eigentümer als auch der Nießbraucher 
auf dem Grundſtück wohnen; die Frage, welcher von 
beiden in dieſem Falle wohnen bleiben darf, wird wohl 
nur von Fall zu Fall entſchieden werden können. 


ſcheinend aufheben will, will Jäckel⸗Güthe in 
dieſem Fall (wie in dem weiter unten zu be⸗ 
ſprechenden Fall einer Beſchlagnahme durch einen 
Nach hypothekgläubiger) eine „beſchränkte Zwangs⸗ 
verwaltung“ zulaſſen; und das ſcheint mir hier 
das Richtige zu ſein. Sicher iſt ja, daß eine 
Zwangsverwaltung in ſolchen Fällen ihren Zweck, 
die Befriedigung der Beſchlagnahmeforderung, nicht 
wird erfüllen können; berückſichtigt man aber 
andererſeits, daß der vorgehende Hypothekgläubiger 
in der Regel jederzeit in der Lage fein wird, ſich 
auf die am Ende von Buchſtabe a) geſchilderte 
einfache Weiſe in den Beſitz einer gegen den Nieß⸗ 
braucher gerichteten Vollſtreckungsklauſel zu ſetzen, 
und daß auch ohne ſolche Klauſel wenigſtens 
theoretiſch die Möglichkeit einer Befriedigung 
der Beſchlagnahmeforderung beſteht (der Nieß⸗ 
braucher könnte ja vielleicht dazu übergehen, ſeine 
Nutzungen nicht mehr durch perſönliche Rechts⸗ 
ausübung, ſondern durch Verpachtung zu ziehen), 
ſo wird man ſagen müſſen, daß hier die Durch⸗ 
führung der Zwangsverwaltung nicht ſchlechthin 
unzuläſſig iſt. 

Die Wirkung der Anordnung der Zwangs⸗ 
verwaltung zugunſten eines dem Nießbraucher 


im Range vorgehenden Hppothekgläubigers tritt 


hinſichtlich der Mietzinsforderungen, wie die von 
einem vorgehenden Hypothekgläubiger ausgehende 
Mietzinspfändung, gegenüber dem Nießbraucher 
ſofort mit der Anordnung der Beſchlagnahme ein; 
auch hier iſt alſo der Nießbraucher ſchlechter ge⸗ 
ſtellt wie der Mietzinszeſſionar, gegen den die 
Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverwaltung 
erſt mit dem in § 1124 Abſ. 2 BGB. näher ge: 
regelten Zeitpunkt Wirkung aͤußert. Bei beſtehen⸗ 
dem Nießbrauch ſpielt dieſer Zeitpunkt nur dann 
eine Rolle, wenn etwa der Nießbraucher ſelbſt vor 
Anordnung der Zwangsverwaltung im Wege der 
Abtretung oder ſonſtwie über die Mietzins⸗ 
forderungen verfügt hat. Eine Verfügung über 
die Mietzinſen, die der Nießbraucher erſt nach 
der für einen vorgehenden Hypothekgläubiger an⸗ 
geordneten Verwaltungsbeſchlagnahme trifft, iſt 
dem Beſchlagnahmegläubiger gegenüber unwirkſam. 
Dies gilt auch dann, wenn die Verwaltung nur 
auf Grund eines gegen den Grundſtückseigen⸗ 
tümer lautenden Vollſtreckungstitels angeordnet 
wurde; die in einer Entſcheidung des RG. vom 
18. Febr. 1914 (Bd. 84 Nr. 35) zum Ausdruck 
gekommene Anſicht, daß der Nießbraucher in dieſem 
Fall nicht gehindert ſei, die Mietzinſen mit Wir⸗ 
kung gegen den Beſchlagnahmegläubiger zu ver⸗ 
äußern, dürfte auf einer Verkennung der Rechts⸗ 
lage beruhen. 

Einigermaßen ſchwierig geſtaltet ſich die Frage, 
wie bei beſtehendem Nießbrauch der im Zwangs— 
verwaltungsverfahren aufzuſtellende Teilungs⸗ 
plan auszuſehen hat; die Frage hat mehr theo⸗ 
retiſche wie praktiſche Bedeutung, weil der Nieß⸗ 
brauch meiſt nicht ſo guten Rang hat, daß die 


verfügbare Maſſe zu feiner Berückſichtigung aus: 
reicht; immerhin ſpielt fie gelegentlich auch prak⸗ 
tiſch eine Rolle und ſie iſt deshalb der Erörterung 
wert; m. W. aͤußert ſich darüber keiner der Kom⸗ 
mentare. Nach 8 155 mit $ 10 3G. find aus 
den i des Grundſtücks zu beſtreiten: 
1. die Ausgaben der Verwaltung und die Koſten 
des Verfahrens, 2. die erſtattungsfähigen Ver⸗ 
wendungen des Beſchlagnahmegläubigers, 3. die 
laufenden Lidlöhne, 4. die laufenden öffentlichen 
Laſten, 5. die laufenden wiederkehrenden Leiſtungen 
(Zinſen, Annuitäten u. dgl.) aus den auf dem 
Grundſtücke laſtenden dinglichen Rechten, 6. der 
Beſchlagnahmeanſpruch. Wie iſt der Teilungs⸗ 
plan hinſichtlich Ziff. 5 u. 6 zu geſtalten in folgen⸗ 
dem Fall? Auf dem Grundſtück ſeien eingetragen: 
an 1. Stelle eine verzinsliche Hypothek des A, 
an 2. Stelle ein Nießbrauch des B, an 3. Stelle 
eine verzinsliche Hypothek des C; A betreibe die 
Zwangsverwaltung wegen rückſtändiger Hypothek⸗ 
zinſen. In dieſem Falle gibt es 3 Möglichkeiten: 

1. Möglichkeit: nach Befriedigung der laufen: 
den Zinſen des A werden die weiteren Erträg⸗ 
niſſe dem B auf Grund ſeines Nießbrauchs zu⸗ 
gewieſen. Das würde ich für falſch halten, weil 
aus den eingetragenen Rechten nur die laufenden 
wiederkehrenden Leiſtungen zu berüdfichtigen find 
und aus einem Nießbrauch „Leiſtungen“ im Sinne 
des § 10 Nr. 4 3G. überhaupt nicht geſchuldet 
werden, ſondern der Nießbraucher kraft eigenen 
Rechts die Nutzungen des Grundſtücks ziehen darf. 
Vgl. den verſchiedenen Wortlaut von 8 1030 BGB. 
einerſeits und 88 1105, 1113, 1191, 1199 anderer: 
ſeits. Uebrigens ergibt ſich die Unmöglichkeit einer 
ſolchen Verteilung ſchon daraus, daß auf dieſe 
Weiſe die Befriedigung des Beſchlagnahmeanſpruchs 
ſchlechthin unmöglich gemacht würde. 

2. Möglichkeit: nach Befriedigung der laufen⸗ 
den Zinſen des A werden zunächſt die laufenden 
Zinſen des C und ſodann der Beſchlagnahmean⸗ 
ſpruch gedeckt. Auch gegen dieſe Regelung bätte 
ich Bedenken; ich glaube, daß B einer ſolchen 
Maſſenverteilung erfolgreich widerſprechen könnte: 
nach dem oben Geſagten muß der Nießbrauch 
des B für die Dauer der Zwangsverwaltung ge⸗ 
wiſſermaßen, je nachdem ganz oder teilweiſe, ruhen; 
B hat alſo ein berechtigtes Intereſſe daran, daß 
die Zwangsverwaltung möglichſt ſchnell ihr Ende 
findet, d. h., daß der Beſchlagnahmeanſpruch mög: 
lichſt bald befriedigt wird oder mit anderen Worten: 
daß dem Beſchlagnahmeanſpruch möglichſt wenige 
ſonſtige Anſprüche vorausgehen; er hat alſo ein 
Intereſſe daran, daß die Befriedigung der laufen⸗ 
den Zinſen des C unterbleibt; er dürfte auch be⸗ 
rechtigt ſein, dies zu verlangen, da er ja auch bei 
Ausübung ſeines Nießbrauchs auf die Befriedigung 
der Zinſen des C keine Rückſicht zu nehmen bräuchte 
(8 1047 BGB.). 

3. Möglichkeit: nach Befriedigung der laufen: 
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des A gedeckt. Dieſes Verfahren dürfte das rich⸗ 
tige fein. Würde C einer ſolchen Verteilung 
widerſprechen, jo wären als am Widerſpruch be⸗ 
teiligte Gläubiger wohl nicht nur A, ſondern 
auch B zu betrachten; die Zuſtimmung des A zur 
Berückſichtigung der Anſprüche des C würde des⸗ 
halb zu einer Aenderung des Planes nicht ge⸗ 
nügen; eine von C gegen B gerichtete Wider: 
ſpruchsklage müßte an deſſen beſſeren Rechten 
ſcheitern. 

c) Bisher haben wir von der Zwangsverwal⸗ 
tung geſprochen, die auf Antrag eines dem Nieß⸗ 
brauch im Range vor gehenden Hypothekgläubigers 
angeordnet wird. Wie oben bereits erwähnt, 
ſtehen Rechtslehre und Rechtſprechung teilweiſe 
auf dem Standpunkt, daß auch der dem Nieß⸗ 
braucher im Range nach gehende Hypothekglaͤu⸗ 
biger die Zwangsverwaltung beantragen kann; 
vgl. Jäckel Güthe, 4. Aufl. S. 579 und die dort 
für und wider angegebene Literatur. Gelingt es 
dem nachſtehenden Hypothekgläubiger im Wege 
der Anfechtung des Nießbrauchs einen Duldungs⸗ 
titel gegen den Nießbraucher zu erlangen, ſo kann 
über die Zuläſſigkeit der Zwangsverwaltung ſelbſt⸗ 
verſtändlich kein Zweifel beſtehen; gelingt aber die 
Anfechtung nicht, ſo beſteht für den nachſtehenden 
Hypothekgläͤubiger keine Möglichkeit, gegen den 
Nießbraucher einen Titel zu bekommen; und das 
find die Fälle, in denen die Zuläſſigkeit der 
Zwangsverwaltung ohne Zuſtimmung des Nieß⸗ 
brauchers zum mindeſten höchſt zweifelhaft iſt. 
Jäckel⸗Güthe will auch hier eine „beſchränkte 
Zwangsverwaltung“ zulaſſen; die Sache liegt 
aber hier weſentlich anders wie in dem oben be⸗ 
handelten Fall, daß die Zwangsverwaltung nur 
beſchränkt durchgeführt werden kann, weil ſich der 
Nießbraucher bei der auf Antrag eines vor⸗ 
gehenden Hypothekgläubigers angeordneten Zwangs⸗ 
verwaltung im unmittelbaren Beſitz des Grund⸗ 
ſtücks befindet und desſelben mangels der Vorlage 
eines gegen den Nießbraucher lautenden Titels 
nicht entſetzt werden kann: in jenem Fall wird 
ſich bei Bedarf jederzeit eine Klauſel gegen den 
Nießbraucher erwirken laſſen und beſteht auch 
ohne Klauſel gegen den Nießbraucher wenigſtens 
theoretiſch die Möglichkeit, daß letwa infolge 
ſpäterer Verpachtung des Nutzungsgrundſtücks) 
eine verteilbare Verwaltungsmaſſe anfällt; hier 
aber, wo es ſich um Beſchlagnahme zugunſten 
eines nachſtehenden Hypothekgläubigers handelt, 
iſt die ſpätere Erwirkung einer Klauſel gegen 
den Nießbraucher in der Regel unmöglich und 
gebühren etwaige Miet- und Pachtzinsforderungen 
nicht der Zwangsverwaltungsmaſſe, ſondern dem 
Nießbraucher; die Befugniſſe des Zwangsverwalters 
können alſo von vorneherein und dauernd nur 
ganz beſchränkt ſein und im weſentlichen nur in 
der Ueberwachung der Nießbrauchsausübung und 


der Abhaltung von Beſitzſtörungen beſtehen; an 


den Zinſen des A wird der Beſchlagnahmeanſpruch ] Maſſeeinnahmen und an die Möglichkeit einer 


88 


Befriedigung des Beſchlagnahmeanſpruchs iſt, auch 
theoretiſch, nicht zu denken; die Zwangsverwaltung 
verliert alſo vollſtändig ihren geſetzlichen Zweck, 
der (nach ihrer Einreihung in den 2. Titel des 
ausſchließlich von der „Zwangsvollſtreckung wegen 
Geldforderungen“ handelnden 2. Abſchnittes des 
8. Buches der ZPO. zu ſchließen) nur auf die 
Beitreibung der Beſchlagnahmeforderung gerichtet 
ſein kann. Hienach dürfte die Anordnung der 
Zwangsverwaltung zugunſten eines dem Nieß⸗ 
brauche nach ſtehenden Hypothekgläubigers ohne 
Zuſtimmung des Nießbrauchers ein Unding und ge⸗ 
ſetlic unzuläſſig ſein; jo auch Steiner zu 8 146 3G. 

d) Wir haben unter a) und b) geſehen, daß 
der Nießbrauch keinerlei Schutz gegen die von 
einem vor gehenden Hypothekgläubiger ausgehende 
Mietzinspfändung oder Zwangsverwaltung bietet, 
und daß der Nießbraucher dieſen Rechtshandlungen 
gegenüber ſogar ſchlechter geſtellt iſt wie ein ge⸗ 
wöhnlicher Mietzinszeſſionar. Es konnte nicht 
ausbleiben, daß ein Teil der mit Nießbrauchs⸗ 
beſtellungen arbeitenden Geldgeber in dieſer Be⸗ 
ziehung Erfahrungen machte; da ſie aber gleich⸗ 
wohl auf den Nießbrauch nicht verzichten wollten 
(offenbar weil er im Gegenſatz zur Mietzins⸗ 
abtretung dingliche Wirkung äußert, alſo ohne 
weiteres auch gegen etwaige Eigentumsnachfolger 
wirkt und ſich ohne weiteres auch auf die Miet⸗ 
forderungen aus erſt künftig abzuſchließenden 
Mietverträgen erſtreckt), handelten ſie nach dem 
Grundſatz: „doppelt genäht hält beſſer“!: fie 
ließen ſich nicht nur den Nießbrauch beſtellen, 
ſondern die Mietzinſen auch abtreten; auf dieſe 
Weiſe gedachten ſie ſich die Vorzüge des Nieß⸗ 
brauchs wie der Mietzinsabtretung gleichzeitig 
ſichern zu können. Sie haben diefen Erfolg nicht 
erreicht: mit Recht hat das RG. in der Ent⸗ 
ſcheidung v. 2. Nov. 1912 (Bd. 80 Nr. 71) ausge⸗ 
ſprochen, daß eine ſolche Mietzinsabtretung auf 
einen unmöglichen Erfolg gerichtet ſei, weil ja in⸗ 
folge des Nießbrauchs die Mietzinsforderungen im 
allgemeinen überhaupt nicht mehr dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer, ſondern dem Nießbraucher ſelbſt 
zuſtehen. Dem gegenüber hat allerdings eine 
Entſcheidung des RG. vom 5. Dez. 1906 (Bd. 64 
S. 420) eine Verſtärkung des Nießbrauchsrechts 
durch Pfändung und Ueberweiſung der Mietzins⸗ 
forderungen zugunſten des Nießbrauchers für 
zuläſſig erklärt; die vorgenannte Entſcheidung vom 
2. Nov. 1912 erklärt aber dieſe Entſcheidung vom 
5. Dez. 1906 mit Recht für nicht bedenkenfrei; 
im übrigen wäre nach dem oben unter a) Ge⸗ 
ſagten eine ſolche Pfändung unter allen Umſtänden 
ein Schlag ins Waſſer, weil ja Mietzinſen, die 
in der Richtung gegen den Grundſtückseigentümer 
gepfändet werden könnten, bei beſtehendem Nieß— 
brauch in der Regel gar nicht mehr vorhanden ſind. 

Denkbar wäre es, daß ein ganz Schlauer ſich 
zuerſt die Mietzinsforderungen abtreten und dann 
erſt den Nießbrauch beſtellen ließe. Ich glaube, 
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daß ihm das nicht viel helfen würde, da ſich ja 
der Uebergang der Mietforderungen auf den Nieß⸗ 
braucher kraft zwingenden Rechts in der Weiſe 
vollzieht, daß die einzelnen Mietforderungen neu 
in der Perſon des Nießbrauchers entſtehen. Eine 


vor der Nießbrauchsbeſtellung erfolgte Mietzins⸗ 


abtretung muß hienach im Augenblicke des Be⸗ 
ginnes des Nießbrauchs von ſelbſt ihre Wirkung 
verlieren. Ausg 573 BGB., der auf die Belaſtung 
mit einem Nießbrauch entſprechend anwendbar iſt, 
kann nichts Gegenteiliges gefolgert werden; dieſe 
Beſtimmung bildet allerdings eine wichtige Aus⸗ 
nahme von der allgemeinen Regel; ſie kann aber 
nach Inhalt und Zweck nur dann gelten, wenn 
derjenige, zu deſſen Gunſten vor der Nießbrauchs⸗ 
beſtellung über den auf die Zeit der Berechtigung 
des Nießbrauchers entfallenden Mietzins verfügt 
wurde, ein Dritter iſt. 


Kleine Mitteilungen. 


Hinterlegungsſcheine als Wertpapiere im Sinne der 
Hinterlegungsorduung ohne Nückſicht auf die Art ihrer 
Verwahrung. Znſtändigkeit der Oberlandesgerichte zur 
Eutſcheidung über Erinnerungen gegen den Anſatz von 
Hinterlegungsgebühren. Auſhebung der Entſcheidung 
einer unzuſtändigen Behörde durch die ihr im Imſtanzen⸗ 
zug übergeordnete Behörde, nicht durch die zuſtändige 
Behörde. Bei der Sicherung eines Nachlaſſes nahm 
der Gerichtsſchreiber des AG. den Hinterlegungsſchein 
einer Privatbank über Wertpapiere zu Amtshanden. 
Der zweite Hinterlegungsbeamte vereinnahmte den 
Schein zu Urkundenverzeichnis und gab ihn ſpäter an 
den Teſtamentsvollſtrecker hinaus. Für die Aufbe⸗ 
wahrung des Scheines forderte der Gerichtsſchreiber 
des AG. von einer Miterbin die Hinterlegungsgebühr. 
Gegen ihren Anſatz erhob die Schuldnerin Erinne⸗ 
rungen; das AG. erklärte den Gebührenanſatz für 
nicht gerechtfertigt. Gegen dieſen Beſchluß legte die 
Regierung, Kammer der Finanzen, beim AG. Be⸗ 
ſchwerde zum OLG. ein mit dem Antrag auf Auf⸗ 
hebung des Beſchluſſes wegen Unzuſtändigkeit des 
AG. Dieſes legte die Beſchwerde dem OLG. vor. 
Die rechtliche Würdigung dieſes einfachen, aber nicht 
gewöhnlichen Sachverhalts führt zu folgenden Er⸗ 
gebniſſen: 

Nach Art. 45 des Bayr. KG. vom 21. Auguſt 1914 
entſcheidet allerdings das Gericht über Erinnerungen 
des Zahlungspflichtigen gegen die bei dem Gericht 
angeſetzten Gebühren. Allein dieſe für die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit getroffene Vor⸗ 
ſchrift (TV. Abteilung des KG.) gilt nicht für die dem 
Gebiete der Juſtizverwaltung angehörige Hinterlegung 
(V. Abteilung des KG.). Für die Entſcheidung über 
die Pflicht zur Entrichtung der Hinterlegungsgebühr 
oder über deren Höhe ſind für den Fall, daß die 
Gebühr bei einem Notar angefallen iſt, die Vorſchriften 


der Art 48-51, im übrigen die Vorſchriften des 


Art. 183 KG. anzuwenden (Art. 162 KG. in Verbin⸗ 
dung mit Art. 1 11 des Geſetzes vom 21. Auguſt 1914 
über Aenderungen im Gebührenweſen; 8 13 VO. vom 
25. Dezember 1899 über die Erhebung von Hinter⸗ 
legungsgebühren [GVBl. 1899, 1235]; v. Schmidt, 


Die Bayr. Koſten⸗ und Stempelgeſetzgebung, S. 169 
Anm. 3 zu Art. 183 KG.). Nach Art. 183 II, 154, 
155 KG. und 8 11 JI VO. vom 28. Dezember 1914 
zum Vollzuge des RGKG. und des KG. [GVBl. 
1914, 677! hat das OLG. als „Mittelſtelle“ in 
erſter Inſtanz über die Erinnerungen gegen den beim 
AG. verfügten Anſatz der Hinterlegungsgebühr zu 
entſcheiden. Das AG. war hiernach zur Beſchluß⸗ 
faſſung über die Erinnerungen nicht zuſtändig. 

Allein der Beſchluß dieſes Gerichts iſt einmal 
erlaſſen worden und muß erſt beſeitigt werden. Die 
Nichtigkeit des Beſchluſſes, der ſich äußerlich als Ent⸗ 
ſcheidung eines gerichtsverfaſſungsmäßig anerkannten 
Gerichts darſtellt, kann in dem Sinne, daß er als 
nicht vorhanden betrachtet werden dürfte, nicht ohne 
weiteres angenommen werden. Die Bedeutung des 
gerichtlichen Beſchluſſes als autoritativen Staatsaktes 
erheiſcht es, daß er zunächſt beachtet wird, gleichviel 
welche Mängel der Form oder des Inhalts ihm an⸗ 
haften und ob dieſe Mängel auf einer Verletzung des 
Geſetzes beruhen oder ſich aus Erwägungen der 
Billigkeit ergeben. Es bedarf einer Anfechtung des 
Beſchluſſes durch eine Partei und ſeiner Aufhebung 
durch das Gericht, um den Mangel zur Geltung zu 
bringen (vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. [11] Bd. 2 S. 152 ff., 
Vorbem. I und V vor 8 578). Die Aufhebung eines 
Beſchluſſes kann aber nur durch dasjenige Gericht 
erfolgen, das gerade hierfür nach dem Geſetze zu⸗ 
ſtändig iſt. Das zur ſachlichen Entſcheidung berufene 
OLG. kann den angefochtenen Beſchluß weder als 
nichtig behandeln noch aufheben; erſteres ift, wie dar⸗ 
gelegt, überhaupt unzuläſſig und zur Aufhebung iſt 
nicht das OL G., ſondern das LG. zuſtändig. Denn 
nachdem einmal das AG. über die Erinnerungen nach 
Art. 45 KG. entſchieden hat, iſt hiegegen auch die 
für dieſes Verfahren vorgeſchriebene Beſchwerde nach 
Art. 47 KG. zuläſſig und hierüber entſcheidet das 
LG. als das im Inſtanzenzuge zunächſt höhere Gericht. 
Die Beſchwerde der Regierung iſt nach Art. 49 KG. 
in der geſetzlichen Form eingelegt, da die Beſchwerde⸗ 
ſchrift zwar an das OLG. gerichtet, aber doch bei 
dem AG., deſſen Entſcheidung angefochten wird, ein⸗ 
gereicht worden iſt. Erſt wenn das LG. den Beſchluß 
des AG. wegen Unzuſtändigkeit aufgehoben und da⸗ 
mit beſeitigt hat, kann das OLG. als erfte Inſtanz 
über die Erinnerungen entſcheiden. 

Dieſe ſind als unbegründet zurückzuweiſen. Der 
Hinterlegungs⸗(, Depoſiten“⸗-)ſchein der Bank über die 
Verwahrung der Wertpapiere iſt ſelbſt als Wertpapier 
i. S. der Hinterlegungsordnung anzuſehen (v. Schmidt 
a. a. O. S. 148 Anm 3 zu Art. 162 KG.). Der Um⸗ 
ſtand, daß beim AG. nicht eine förmliche, von beiden 
Hinterlegungsbeamten ausgeführte Hinterlegung des 
Scheines, ſondern nur eine regiſtraturmäßige Ver⸗ 
wahrung durch den zweiten Hinterlegungsbeamten 
ſtattgefunden hat, iſt ohne Belang für die Frage, ob 
die Hinterlegungsgebühr angeſetzt werden darf oder 
nicht. Es iſt gleichgültig, in welches Verzeichnis oder 
Buch der Schein eingetragen und ob er im Kaſſen⸗ 
ſchranke der Hinterlegungsſtelle oder nur in den Akten 
aufbewahrt worden iſt. Entſcheidend iſt vielmehr nur, 
ob der Schein ein Wertpapier iſt oder nicht. Iſt er 
ein Wertpapier, ſo iſt die Hinterlegungsgebühr auch 
dann geſchuldet, wenn er unzutreffenderweiſe nicht in 
das Tagebuch und das Hauptbuch, ſondern nur in 
das Urkundenverzeichnis eingetragen und wenn er 
nicht im Kaſſenſchranke verwahrt worden iſt (88 2 ff. 
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VO. vom 18. Dezember 1899 über das gerichtliche 
Hinterlegungsweſen [Hinterlegungsordnung]), GVBl. 
1899, 1033; vgl. Entſchl. des StM. der Juſtiz vom 
22. Februar 1906 Nr. 7705). Die Hinterlegungsgebühr 
iſt mit Recht angeſetzt worden, die Erinnerungen 
hiergegen find gebührenfrei (Art. 183 V KG.) zurück⸗ 
zuweiſen. 
Oberlandesgerichtsrat N. Bauer in Nürnberg. 


Fällt die Gebühr des 8 69 Abſ. 3 Gg. auch daun 
an, wenn der beleidigte Beamte und fein amtlicher Bor⸗ 
geſetzter Strafantrag geſtellt und beide ihn zurückge⸗ 
nommen haben? In einem Beſchluß des Landgerichtes 
Augsburg vom 25. November 1915 (Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 169/15) finden ſich folgende Ausführungen: 

„Erfolgt eine Einſtellung des Verfahrens wegen 
Zurücknahme desjenigen Antrages, durch welchen das⸗ 
ſelbe bedingt war, ſo hat der Antragſteller die Koſten 
zu tragen (8 502 StPO.). Dabei wird kein Unterſchied 
gemacht, ob der Antrag von einer Privatperſon oder 
von einer Behörde, einem Beamten, einem Religions⸗ 
diener oder einem Mitglied der bewaffneten Macht 
oder ob er von dem amtlichen Vorgeſetzten des Be⸗ 
troffenen geſtellt iſt. Die Vorſchrift des 8 502 StPO. 
trifft vielmehr auf alle dieſe Fälle zu. Eine ſchein⸗ 
bare Ausnahme tritt nur in dem Falle des 8 196 
StGB. ein, wenn der amtliche Vorgeſetzte den Antrag 
geſtellt und zurückgenommen hat. In dieſem Falle 
treffen nämlich die Koſten den Staat und nicht den 
amtlichen Vorgefetzten. Aber wie geſagt, iſt dies nur 
eine ſchein bare Ausnahme, denn der amtliche Vor⸗ 
geſetzte handelt hier nicht als Privatperſon, ſondern 
im öffentlichen ſtaatlichen Intereſſe; er übt eine in 
dieſem Intereſſe liegende ſtaatliche Funktion aus, fo 
daß in Wirklichkeit der Staat und nicht die Perſon des 
amtlichen Vorgeſetzten als Antragſteller erſcheint. In 
dieſem Falle müſſen daher die Koſten dem Staate über⸗ 
bürdet werden (Bay Ob“ G. StrS. Bd. III S. 262). Die 
Koſtenpflicht des Staates ſtützt ſich alſo gleichfalls auf 
8502 StPO.; er hat die Koſten zu tragen, weil er 
Antragſteller im Sinne des Paragraphen iſt; denn 
er bat den Antrag — durch eines feiner Organe, den 
amtlichen Vorgeſetzten — geſtellt und zurückgezogen. 

Es iſt weiter zu prüfen, wie es zu halten iſt, 
wenn zwei oder mehrere Perſonen den Antrag geſtellt 
und wieder zurückgenommen haben. Unbedenklich 
haften ſie alle für die Koſten und zwar, da die 
StPO. eine Verteilung der Koſten nach Kopfteilen 
nicht kennt, als Geſamtſchuldner. Aus dem Geſagten 
ergibt ſich, daß, wenn ein oder mehrere verletzte Be⸗ 
amte perſönlich und zugleich ihr amtlicher Vor⸗ 
geſetzter — als Organ des Staates — den Antrag 
ſtellen und wieder zurücknehmen, der oder die Be⸗ 
amten und der Staat als Geſamtſchuldner für die 
Koſten nach 8502 StPO. haften, weil fie eben alle 
Antragſteller ſind. Dabei iſt es gleichgültig, daß ſich 
oft nicht direkt feſtſtellen laſſen wird, durch welchen 
der mehreren Strafanträge das Verfahren „bedingt“ 
geweſen iſt. Denn durch die Faſſung: „desjenigen 
Antrages, durch welchen das Verfahren bedingt war“, 
ſoll nur klargeſtellt werden, daß die Beſtimmung nur 
dann Anwendung findet, wenn gerade für diejenige 
ſtrafbare Handlung, die den Gegenſtand des Vers 
ſahrens bildet, ein Strafantrag geſtellt war (OLG. 
Hamm, Goltdammer Bd. 60 S. 154). Andernfalls 
käme man zu ſonderbaren Ergebniſſen; es müßten 
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z. B. in allen Fällen, in welchen zwei oder mehrere 
Perſonen wegen derſelben ſtrafbaren Handlung Straf⸗ 
antrag geſtellt und ihn wieder zurückgenommen haben, 
die Koſten der Staatskaſſe auferlegt werden, weil 
ſich eben wegen der Mehrheit der Strafanträge 
nicht direkt feſtſtellen läßt, durch welchen das Ver⸗ 
fahren bedingt war. Das kann aber von dem Geſetz⸗ 
geber nicht gewollt ſein, denn er hat ja die Beſtim⸗ 
mung des 8 502 gerade deshalb geſchaffen, um einen 
Schutz gegen leichtfertige oder gar auf unerlaubten 
Gewinn berechnete Strafanträge zu ſchaffen und die 
Staatskaſſe vor frivol veranlaßten Koſten zu bewahren 
(ſ. Motive, abgedruckt in RGStS. Bd. 23 S. 197). 

Dazu beſtimmt nun 8 69 Ab. 3 GKG., daß die 
Hälfte der Gebühren des Abſ. 1 zu erheben iſt, wenn 
nach eröffnetem Hauptverfahren die Einſtellung des 
Verfahrens wegen Zurücknahme desjenigen Antrags 
erfolgt, durch welchen das ſelbe bedingt iſt. 8 502 StPO. 
und 8 69 Abſ. 3 GKG. haben den ganz gleichen Wort⸗ 
laut, ſodaß man unbedenklich annehmen kann: „Liegen 
die Vorausſetzungen des 8 502 StPO. vor, dann iſt 
auch die Gebühr des $ 69 Abſ. 3 GKG. anzuſetzen und 
ebenſo wie mehrere Antragſteller die Koſten nach 8 502 
StPO. geſamtſchuldneriſch zu tragen haben, fo haften 
fie auch für die Gebühr des § 69 Abi. 3 GKG. als 
Geſamtſchuldner.“ 

Dazu ſei folgendes bemerkt: Im vorſtehenden 
Falle hatten zwei Richter eines Amtsgerichtes und 
der Präſident des vorgeſetzten Landgerichtes — als 
amtlicher Vorgeſetzter — Strafantrag geſtellt. Sie 
haben ihn zurückgenommen, nachdem die Angeklagten 
eine Buße bezahlt, ſich zur Tragung ſämtlicher Koſten 
verpflichtet und Sicherheit dafür geleiſtet hatten. 

Anders dürfte die Sache dagegen liegen, wenn 
der oder die beleidigten Beamten und der amtliche 
Vorgeſetzte den Strafantrag geſtellt und dann wegen 
Ausſichtsloſigkeit — z. B. mit Rückſicht auf 8 193 
StGB. — zurückgezogen haben. Oder der Angeklagte 
übernimmt zwar die Koſten, kann ſie aber nicht be⸗ 
zahlen. In allen dieſen Fällen müſſen die Koſten den 
Antragſtellern — das ſind die Beamten und der 
Staat — auferlegt werden. Das Gericht iſt nicht 
befugt — auch bei Uebernahme der Koſten durch den 
Angeklagten — auf Grund ſeiner Erklärung ihm die 
Koſten aufzuerlegen. Es haften demnach für die Koſten 
und die Gebühr des 8 69 Abſ. 3 GKG. die Antrag 
ſteller, alſo die Beamten und der Staat und zwar 
geſamtſchuldneriſch. Da aber die Geſamtſchuldner im 
Verhältnis zu einander zu gleichen Anteilen 
verpflichtet find — BGB. 8 426 — fo kann von dem 
beteiligten Beamten nur der ihn treffende Anteil an 
der Gebühr des 8 69 Abſ. 3 GKG. verlangt werden. 
Sind demnach ein Beamter und fein amtlicher Bor 
geſetzter beteiligt, ſo haftet der Beamte nur für die 
Hälfte der Gebühr, d. i. für 12.50 M. Bei Beteiligung 
mehrerer Beamter trifft jeden nur der entſprechende 
Anteil. Könnte ein Beamter ſeinen Anteil nicht be— 
zahlen, fo müßte Verteilung nach 8 426 Abſ. 1 BGB. 
Platz greifen. 

Oberlandesgerichtsrat Hagen in Augsburg. 


Unerfrenliche Ergebniſſe bei der Anwendung von 
5 118 Abſ. II ZPO. Die Vorlegung eines Armuts⸗ 
zeugniſſes beim Geſuch um Bewilligung des Armen— 
rechts iſt in 8 118 Abſ. II ZPO. durch den Geſetzes⸗ 
wortlaut zwingend vorgeſchrieben. Darüber be⸗ 


ſteht in Rechtslehre und Rechtſprechung faſt völlige 
Uebereinſtimmung. So heißt es in der Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung vom 14. April 1894 (Seuff Arch. Bd. 49 
Nr. 278): „Wird ein ſolches Zeugnis, einerlei aus 
welchem Grunde, nicht beigebracht, dann iſt die Be⸗ 
willigung des Armenrechts zu verſagen, weil dafür 
die geſetzliche Grundlage fehlt.“ 

Zu welch unerfreulichen Ergebniſſen dieſe ſtarre 
Beſtimmung führen kann, zeigt folgender Fall. Ein 
akademiſch gebildeter Mann war wegen Untreue zu 
einer Gefängnisſtrafe verurteilt worden. Nach ver⸗ 
büßter Strafe hatte er mit vieler Mühe eine An⸗ 
ſtellung mit 144 M Monatsgehalt gefunden. Nun 
wurde von einer Firma eine Klage auf Zahlung von 
7000 M gegen ihn erhoben und er ſuchte um Bewilligung 
des Armenrechts nach. Ein Armutszeugnis brachte 
er trotz Aufforderung nicht bei mit der glaubhaften 
Begründung, daß durch deſſen Ausſtellung ſeine frühere 
Verfehlung offenbar werde und er ſeine Stellung ver⸗ 
liere. Obwohl bei der Höhe der Streitſumme und 
den teuren Lebensverhältniſſen am jetzigen Aufent⸗ 
haltsorte des Geſuchſtellers klar war, daß er außer⸗ 
ſtande ſei, ohne Beeinträchtigung des für ihn und 
ſeine Familie notwendigen Unterhalts die Koſten eines 
derartigen Prozeſſes zu beſtreiten, mußte doch das 
Armenrecht verweigert werden, nur weil die Form⸗ 
vorſchrift des 8 118 Abſ. II ZPO. nicht erfüllt war. 

In der Regel wird das von der Verwaltungs⸗ 
behörde ausgeſtellte Zeugnis durchaus zweckdienlich 
ſein. In manchen Ausnahmefällen aber wie dem oben 
dargelegten iſt die Vorlegung des Zeugniſſes über⸗ 
flüſſig und kann zudem den Geſuchſteller ſchwer ſchä⸗ 
digen. In ſolchen Fällen könnte das Gericht ſelbſt 
ohne Mitwirkung der Verwaltungsbehörde die Armut 
des Geſuchſtellers feſtſtellen. Auch 8 28 BVO. vom 
9. September 1915 zur Entlaſtung der Gerichte (RGBl. 
S. 567) läßt dieſes Zeugnis bei den Vaterſchaftsklagen 
unehelicher Kinder wohl nur deswegen wegfallen, weil 
eben tatſächlich die Vermögensloſigkeit dieſer Klage⸗ 
parteien an ſich ſchon klar iſt und einer Feſtſtellung 
durch die Verwaltungsbehörde nicht bedarf. Die An⸗ 
ſicht, die das Reichsgericht in der Entſcheidung vom 
6. November 1897 (JW. 1897 S. 627) vertritt, daß 
nämlich der Richter die Frage, ob ein Geſuchſteller 
um das Armenrecht nach ſeinem Vermögen zur Be⸗ 
ſtreitung der Koſten des jeweiligen Prozeſſes in der 
Lage ſei, tatſächlich gar nicht prüfen könne, iſt 
ſicher nicht zutreffend. Der Richter wird doch, nament⸗ 
lich jetzt wieder durch die Kriegsgeſetze, bei viel wich⸗ 
tigeren tatſächlichen Verhältniſſen zur Entſcheidung 
berufen, z. B. zur Abwägung der Intereſſen des 
Gläubigers und Schuldners in den Fällen richter⸗ 
licher Stundung. . 

Es dürfte ſich ſonach eine Abänderung des 8 118 
Abſ. II ZPO. in der Richtung empfehlen, daß es in 
das pflichtgemäße Ermeſſen des Gerichts geſtellt wird, 
unter beſonderen Umſtänden von der Vorlegung des 
Zeugniſſes abzuſehen, wenn nach der Sachlage es dem 
Gericht ſelber möglich iſt, das Vorhandenſein der 
ſonſt durch das Zeugnis nachzuweiſenden Voraus⸗ 
ſetzung für die Gewährung des Armenrechts zu be⸗ 
jahen. 

Auf den gleichen Standpunkt ſtellt ſich Neumiller 
S. 314 unter Ziff. 2 a. E. im Jahrgang 1915 dieſer 
Zeitſchrift. 

Rechtspraktikant Otto Lindner in Traunſtein. 
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Aus der Kechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 

Ergänzung eines Vertrages nach Tren und Glauben; 
Proviſion des Bezirklagenten bei Betriebsänderung in- 
folge des Krieges. Aus den Gründen: Das BG. 
legt den Agenturvertrag dahin aus, daß der Kläger 
Proviſion für Geſchäfte über Militärtuche nicht be» 
anſpruchen könne, da dieſe nicht zu den Herrenſtoff⸗ 
artikeln im Sinne des Vertrages zu rechnen ſeien. 
Unter letzteren würden ganz allgemein, namentlich auch 
im kaufmänniſchen Verkehr, nur Stoffe verſtanden, die zur 
männlichen bürgerlichen Kleidung verwendet würden; 
da die Bekl. vor dem Kriege Militärtuche nicht geführt 
habe, müſſe als übereinſtimmender Wille der Parteien 
bei dem Vertragsſchluß angeſehen werden, daß ſich die 
Agenturvertretung des Klägers nur auf Herrenſtoffe 
mit Ausnahme von Militäͤͤrtuchen beziehen ſolle. Das 
BG. erklärt es für unerheblich, ob im Handel mit Web» 
ſtoffen jetzt, nach dem Kriegsbeginne, die Anſchauung 
herrſche, daß ein für Herrenſtoffe mit Proviſionsberech⸗ 
tigung für alle unmittelbaren und mittelbaren Ge⸗ 
ſchäfte angeſtellter Bezirksagent auch dann proviſions⸗ 
berechtigt ſei, wenn der Geſchäftsherr nach dem Aus⸗ 
bruche des Krieges die Anfertigung von Militärſtoffen 
aufgenommen habe und dieſe in den Bezirk liefere, 
weil dieſer Handelsgegenſtand mit dem früher ver⸗ 
triebenen eine innere Verwandtſchaft beſitze. Hierbei 
hebt das BG. hervor, der Kl. habe ſelbſt nicht bes 
hauptet, daß ſich ein Handelsgebrauch dieſes Inhalts 
gebildet und insbeſondere ſchon zur Zeit des Abſchluſſes 
des Agenturvertrags zwiſchen den Parteien beſtanden 
habe. Dieſen Ausführungen kann nicht beigepflichtet 
werden. Daß die Vertragsteile bei dem Abſchluſſe des 
Vertrages nur den Handel mit Herrenſtoffen in dem 
die Militärtuche nicht umfaſſenden, engeren und ges 
wöhnlichen Sinn im Auge gehabt haben, ſchließt eine 
dem Kl. günſtige Auslegung der Vertrages nicht aus, 
da die Bertragſchließenden an die Möglichkeit eines 
Krieges und die dadurch verurſachte Aenderung in dem 
Gegenſtande des Handelsbetriebs der Bekl. nicht ge⸗ 
dacht haben. Denn der Richter iſt befugt, etwaige 
Lücken in dem Vertrag auszufüllen, den Vertrags» 
ficht a nach dem, was Treu und Glauben mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verlehrsſitte erfordern, zu ergänzen und 
ſo zu entſcheiden, ob ſich das Proviſionsverſprechen 
nach ſeinem Inhalt und Zweck auch auf den jetzt ge⸗ 
gebenen, damals nicht vorhergeſehenen Fall erſtreckt. 
Bei der Beantwortung der Frage, was Treu und 
Slauben erfordern, iſt auch eine Verkehrsanſchauung 
von Bedeutung, die ſich nicht zu einer Verkehrsſitte 
oder zu einem Handelsgebrauch entwickelt und ſich erſt 
nach dem Vertragsſchluſſe gebildet hat. Denn grund⸗ 
ſätzlich iſt einem Vertrage, ſoweit ſein Inhalt nicht 
von den Parteien beſtimmt iſt, der Inhalt zu geben, 
der ſich aus der Auffaſſung des redlichen Verkehrs 
ergibt, und eine ſolche Auffaſſung kann ſich, ſoweit 
es ſich um die Beurteilung unvorhergeſehener Ereig— 
niſſe handelt, vielfach erſt nach dem Vertragsſchluſſe 
bilden. Deshalb iſt jene Behauptung des Kl. erheblich. 
Sollte wirklich jetzt im Handelsverkehr, und zwar nicht 
etwa nur im Kreiſe der Agenten, ſondern auch bei der 
überwiegenden Mehrheit der beteiligten Geſchäfts⸗ 
inhaber (RG. 69, 121, 153) die Anſchauung herrſchen, 
daß wegen der inneren Verwandſchaft zwiſchen Herren⸗ 
ſtoffen und Militärtuchen ein über die erſteren ge⸗ 
ſchloſſener Bezirksagenturvertrag, der dem Agenten 
für alle mit ſeiner Mitwirkung oder ohne ſie ge— 
ſchloſſenen Geſchäfte aus ſeinem Bezirke Proviſion ge— 
währt, ſich auch auf Militärtuche erſtrecke, deren Ver⸗ 
trieb der Geſchäftsherr unter dem Einfluſſe des Krieges 
begonnen hat, ſo würde die Vertragsauslegung des 
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BG. mit ihrer bisherigen Begründung mit dem Grund» 
ſatze von Treu und Glauben (5 157 BGB.) nicht im 
Einklange ſtehen. (Urt. des III. 38S. vom 28. Januar 
1916, III 295/15). 


— 4 — 
3801 
II. 
Schadenserſatzpflicht — die Tötung von Bienen 
durch das Eutweichenlaſſen der giftigen Gaſe eines 


Hüttenwerks. Die . en, von denen die Ber- 
waltungsbehörde um der 8850 oder der Allgemein⸗ 
heit willen die Genehmigung eines Gewerbebetriebs 
nach 8 16 fl. GewO. abhängig macht, find ein Schutz⸗ 
geſetz i. S. des 3 823 Abſ. 2 BGB. Der Unternehmer, 
der dieſe Bedingungen nicht erfüllt, kann ſich nicht durch 
den Beweis entlaſten, daß er den dadurch verurſachten 
Schaden nicht habe vorausſehen können. Aus den 
Gründen: Es iſt davon auszugehen, daß die Bienen 
des Klägers die für ſie tödlichen arſenhaltigen, von 
der Hütte der Beklagten ausgehenden Gaſe auf dem 
Grundſtücke der Beklagten oder auf dem des Klägers 
oder auch irgendwo anders eingeatmet haben können. 
Da nach Lage der Sache dem Kläger der Nachweis 
kaum gelingen kann, wo die verderbliche Einatmung 
erfolgt iſt, ſo kann er nur obſiegen, wenn die Schadens⸗ 
erſatzpflicht unabhängig von der Oertlichkeit des Ein⸗ 
atmens beſteht. Mit Recht fordert das BG. den Nach⸗ 
weis einer widerrechtlichen und ſchuldhaften Eigen⸗ 
tumsverletzung und zwar (ſoweit es ſich um Schaden 
aus dem Jahre 1899 handelt) nach gemeinem Rechte 
wie auch (für die ſpätere Zeit) nach dem Rechte des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. Hierbei iſt für die Anwen⸗ 
dung der Lex Aquilia zu bemerken, daß es, wenn in 
der den Schaden verurſachenden Handlung ſelbſt ſich 
ein Mangel an Vorſicht offenbart, der Nachweis eines 
beſonderen Verſchuldens nicht erforderlich iſt, vielmehr 
der Beklagte dann ſeine Schuldloſigkeit darzutun hat 
(RG. Bd. 12 S. 191). Ebenſo darf hier gleich ange⸗ 
fügt werden, daß, wenn die Schadenserſatzpflicht zu 
begründen iſt aus dem Verſtoße gegen ein den Schutz 
eines anderen bezweckendes Geſetz i. S. des § 823 Abſ. 2 
BGB., das bewußte Unterlaſſen der gebotenen oder 
die Ausführung der verbotenen Handlung zunächſt 
regelmäßig die tatſächliche Folgerung eines Ver⸗ 
ſchuldens begründet, ſo daß dem Beklagten der Ent⸗ 
laſtungsbeweis obliegt (Warneyer Erg.⸗Bd. 1910 
Nr. 329; 1912 Nr. 21). Der Kläger hatte behauptet, 
daß der Beklagten die Konzeſſion ihres Betriebes zur 
beſonderen Pflicht mache, das Entweichen giftiger 
Gaſe aus den Schornſteinen zu verhindern, wogegen 
die Beklagte im zweiten Rechtszuge behauptet hatte, 
daß ſie ſich bei ihrem Betrieb im Rahmen der ihr 
erteilten Konzeſſion halte, das zeitweilige gelegentliche 
Entweichen giftiger Dämpfe aber zum Hüttenbetrieb 
gehöre. Die die Konzeſſion betreffende Behauptung 
des Klägers ſei in ihrer Allgemeinheit unrichtig. Die 
in der Genehmigungsurkunde getroffene Anordnung, 
ſoweit und wenn ſie eine Beſtimmung wie die vom 
Kläger behauptete enthält, iſt als ein den Schutz 
anderer bezweckendes Geſetz anzuſehen; ſie gibt dem 
Empfänger das Recht, das Gewerbe ſo zu betreiben, 
wie die Genehmigungsbedingungen es geſtatten, die, 
wenn die Behauptung des Klägers richtig iſt, zum 
Schutze der Verkehrsſicherheit, alſo auch des einzelnen, 
aufgeſtellt worden und daher nicht etwa bloße Ord— 
nungsvorſchriften (RG. Bd. 79 S. 92) ſind. Wenn 
§ 823 Abſ. 2 BGB. von Geſetzen ſpricht, ſo ſind 
darunter jegliche Rechtsnormen zu verſtehen (EG. 
BGB. Art. 2). Eine von der zuſtändigen Verwaltungs- 
behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit 
ordnungsmäßig erteilte Genehmigung zu einem Ge— 
werbebetrieb iſt aber eine ſolche Rechtsverordnung: 
fie hat rechtserzeugende Kraft (IWSchr. 1912 S. 652 
Nr. 30); ſie fußt auf den SS 16 ff. Gew O., aus denen ſich 
auch ergibt (ſiehe auch $ 147 RGewo .), daß fie ein 
Schutzgeſetz i. S. des 8 823 Abſ. 2 BGB. iſt. Denn 
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§ 16 fordert die Genehmigung der nach den Qanbes- 
geſetzen zuſtändigen Behörden zur Errichtung von 
Anlagen, die durch die örtliche Lage oder die Be⸗ 
ſchaffenheit der Betriebsſtätte für die Beſitzer oder 
Bewohner der benachbarten Grundſtücke oder für das 
Publikum überhaupt erhebliche Nachteile oder Be⸗ 
läſtigungen herbeiführen können. Und aus $ 18 ergibt 
ch, daß die vorgeſchriebene Prüfung ſich zugleich auf 
die Beachtung der beſtehenden bau⸗, feuer⸗ und ge⸗ 
ſundheitspolizeilichen Vorſchriften zu erſtrecken hat. 
Enthält die der Beklagten erteilte Genehmigung eine 
Anordnung, wie ſie vom Kläger behauptet iſt, ſo 
würde auch die Beklagte gemäß § 823 Abſ. 2 BGB. 
zum Schadenserſatz verpflichtet ſein, den Nachweis 
vorausgeſetzt, daß die Bienen des Klägers durch Ein⸗ 
atmen arſenhaltiger, aus der Hütte der Beklagten 
herrührender Gaſe verendet ſind. Denn die Beklagte 
hat zugegeben, gegen eine Anordnung, wie ſie der 
Kläger behauptet, verſtoßen zu haben. Daraus würde 
10 die ſowohl nach gemeinem Rechte wie nach 8 823 
Abſ. 2 BGB. erforderliche Widerrechtlichkeit ergeben, 
die ohne den von der Beklagten zu erbringenden 
Nachweis ihrer Nichtſchuld ihre Haftpflicht begründen 
würde, einerlei wo die Einatmung erfolgt wäre. 
Einen Entlaſtungsbeweis hat ſie angetreten, und das 
BG. hat ihn für erbracht angeſehen. Hiergegen wendet 
ſich die Reviſion mit Recht, wenn auch mit nicht zu 
billigender Begründung. Denn, während das Urteil 
verneint, daß die Beklagte die Vergiftung der Bienen 
als Folge des Ausſtrömens arſenhaltiger Dämpfe 
habe vorausſehen müſſen, bekämpft die Reviſion die 
Richtigkeit und Zuläſſigkeit dieſer verneinenden Feſt⸗ 
ſtellung aus gewiſſen Erfahrungstatſachen entnommenen 
Gründen. Urteil wie Reviſion verkennen hier jedoch 
die dem Entlaſtungsbeweis des § 823 Abſ. 2 BGB. 
gezogenen engen Grenzen. Da der Tatbeſtand der 
rechtswidrigen Handlung in dem Verſtoße gegen die 
im Schutzgeſetz enthaltene Anordnung erſchöpft N fo 
fann das 1 ſich auch nur auf dieſen Tat⸗ 
beſtand beziehen. Das rechtswidrige Verhalten iſt 
daher ſchon dann ſchuldhaft, wenn der Uebertreter 
bewußtermaßen die gebotene Handlung unterließ oder 
die verbotene ausführte (RGRKomm. $ 823 Nr. 16 
und die dort angeführten Urteile). Dies muß aus 
gleichem Grunde für das gemeine Recht gelten. Da 
die Beklagte gar nicht beſtreitet gegen die vom Kläger 
behauptete — von ihr beſtrittene — in der Geneh- 
migungsurkunde angeblich enthaltene Anordnung ge= 
handelt zu haben, ſo war ihr damit jeglicher Ent⸗ 
laſtungsbeweis verſchloſſen, und ſie durfte mit dem 
angetretenen, ſich gegen die Vorausſehbarkeit des ein⸗ 
getretenen Erfolges richtenden Beweis oder ihren da= 
hingehenden Ausführungen nicht gehört werden. Das 
Urteil beruht darauf, daß es eine der Art nach nicht 
zuläſſige Entlaſtung der Beklagten angenommen hat, 
und iſt infolgedeſſen auf den Kernpunkt für die Ent» 
ſcheidung, den Inhalt der Genehmigungsurkunde, nicht 
eingegangen; es mußte das Urteil aufgehoben und 
die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen 
werden. Erweiſt ſich die Behauptung des Klägers 
dagegen nicht als richtig, ſo iſt die völlige Abweiſung 
der Klage gerechtfertigt. Liegt eine ſolche Uebertretung 
nicht vor, ſo fällt jeder Erſatzanſpruch fort, da der Kläger 
die Behauptung weder aufgeſtellt hat noch, wie anzu— 
nehmen iſt, aufſtellen kann, daß das Einatmen der Gaſe 
nicht auf dem Grundſtücke der Beklagten geſchehen iſt. 
Es beſteht alſo die Möglichkeit, daß das Einatmen 
auf dieſem Grundſtück ſtattgefunden hat. Für dieſen 
Fall leugnet das BG. eine Erſatzpflicht, und zwar, 
wenn eine Uebertretung des Schutzgeſetzes nicht nach— 
gewieſen wird, mit Recht. Die Frage, ob ein Grund— 
ſtückseigentümer das Recht hat, auf ſeinem Grundſtücke 
Giftpflanzen oder Bienenſchadlinge einzupflanzen oder 
vergifteten Honig aufzuſtellen, um zu ihm herüber⸗ 
geflogene Bienen anderer zu vernichten (Strauß in 
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DJ Z. 1903 S. 306, Friedrichs ebenda 1904 S. 688), 
bedarf hier keiner Erörterung, da nach Lage der Sache 
keine Rede davon ſein kann, daß das Entweichenlaſſen 
giftiger Gaſe bei dem Hüttenbetrieb nur den Zweck 
haben könne, einem anderen Schaden zuzufügen (8 226 
BGB.), oder überhaupt zu dieſem Zwecke geſchehe. 
Nach § 903 BGB. kann aber der Eigentümer einer 
Sache, ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte Dritter 
entgegenſtehen, mit ihr nach Belieben verfahren, und 
dieſes Recht erſtreckt ſich auch auf den hier etwa in 
Frage kommenden Luftraum. Daß etwa dem Kläger 
aus beſonderen Beſtimmungen betr. das Bienenrecht 
ein die Beklagte zum Schadenserſatz verpflichtendes 
Recht zur Seite ſtehe, iſt weder von ihm behauptet 
noch ſonſt erſichtlich. Die Vorausſetzungen des $ 226 
BGB. liegen, wie bereits erwähnt, nicht vor; man 
kann auch nicht ſagen, daß ein Grundeigentümer, der 
auf ſeinem Grundſtück in behördlich genehmigter Weiſe 
ein Gewerbe treibt, dadurch ſein Recht in einer gegen 
die guten Sitten verſtoßenden Weiſe zum Schaden 
anderer mißbrauche (RG. Bd. 50 S. 227, Bd. 57 S. 241), 
ſelbſt wenn ein anderer dadurch Schaden erleidet; es 
beſteht alſo kein Grund für eine Haftbarkeit der Be⸗ 
klagten, falls die Bienen das Gift auf deren Grund⸗ 
ſtück eingeatmet haben. Dieſe Möglichkeit müßte aber 
unter allen Umſtänden zur vollen Abweiſung der 
Klage 15155 (Urteil des V. ZS. vom 23. Oktober a 
V 203/1915). 
3791 


III. 


Der Lauf der Notwegrente beginnt zugleich mit der 
Duldungs pflicht, nicht erſt mit der tatſächlichen Be⸗ 
nützung des Notwegs. Aus den Gründen: Die 
Beſtimmung des Beginnes des Nentenlaufs erſt mit 
dem Anfange der Wegeherſtellungsarbeiten iſt nicht 
zu billigen. Im Kommentar von Reichsgerichtsräten 
§ 917 BGB. Nr. 13 wird die Anſicht vertreten, daß 
die Rentenpflicht mit der Duldungspflicht beginne, 
und nicht erſt, wenn der Notwegberechtigte tatſächlich 
den Weg benutzt hat. Dieſer Anſicht iſt der Vorzug 
zu geben vor der des OLG. Dieſes irrt, wenn es 
erklärt, es ſei hier doch augenſcheinlich der Fall vor⸗ 
ausgeſetzt, daß es keiner beſonderen Anlegung des 
Weges bedürfe. Wenn aber, wie hier, beſondere Her⸗ 
ſtellungsarbeiten erforderlich ſeien, ſo müßten die 
Rentenzahlungen wie beim Ueberbau, auf den 8 917 
BGB. verweiſt, mit dem Beginne des Baues anfangen. 
Die Bezugnahme im Urteil auf Staudinger $ 913 Nr. 4 
geht fehl, da dort nur vom Ueberbau geſprochen 
wird. Wenn nach 8 917 Abſ. 2 BGB. die Vorſchrift 
des 8 912 Abſ. 2 Satz 2 entſprechend anzuwenden iſt, 
ſo iſt zu bemerken, daß danach für die Höhe der Rente 
die Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend ſein ſoll. 
Während bei einem Bau über die Grenze dieſe Zeit⸗ 
beſtimmung naturgemäß iſt, trifft dies bei dem Not- 
weg nicht zu. Durchaus folgerichtig erklärt der 
Kommentar von Reichsgerichtsräten, die entſprechende 
Anwendung des 8 912 Abſ. 2 Satz 2 ergebe, daß für 
die Höhe der Rente der Zeitpunkt entſcheidend ſei, in 
dem die Duldungspflicht entſtanden, d. h. die Notlage 
vorhanden und das Verlangen geſtellt ſei. Da mit 
dieſem Augenblick die Wertverminderung des Grund— 
ſtücks inſofern eintritt, als nunmehr die geſetzliche 
Eigentumsbeſchränkung in die Tat umgeſetzt wird, 
der Eigentümer z. B., der verkaufen will, infolge der 
dem Kaufluſtigen mitzuteilenden Geltendmachung des 
Notweganſpruchs ſich mit einem geringeren Kauf— 
preis begnügen muß, ſo iſt das Verlangen gerecht— 
fertigt, den Rentenlauf ſpäteſtens mit der Rechtskraft 
des Urteils beginnen zu laſſen, mag man nun dem 
Urteil rechtsbegründende oder nur rechtserklärende 
Kraft beimeſſen. (Urteil des V. ZS. vom 22. De: 
zember 1915, V 263/15). 
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Inläſſigkeit der Inzidentfeſtſtellungsklage. Aus 
den Gründen: „. . Die Zuläſſigkeit des Feſt⸗ 
ſtellungsantrages des Klägers verneint das BG. aus 
dem Grunde, weil es bei dem Verzichte der Beklagten 
auf die Geltendmachung eines den Betrag von 5000 M 
uüberſteigenden Schadens an jedem Feſtſtellungsintereſſe 
für den Kläger fehle. Dabei iſt überſehen, daß der 
beſondere Nachweis eines Feſtſtellungsintereſſes nach 
8 256 ZPO. für die Inzidentfeſtſtellungsklage des 8 280 
3PO., um die es ſich hier handelt, nicht erforderlich 
iſt (RG. 29, 361; 73, 272). Vorausgeſetzt wird nur, 
daß ein Rechtsverhältnis ſtreitig geworden iſt, und 
daß von ſeinem Beſtehen oder Nichtbeſtehen die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits ganz oder zum Teil ab⸗ 
hängt. Aus den von der Reviſion geltend gemachten 
Tatſachen läßt ſich jedoch die Zuläſſigkeit des Feſt⸗ 
ſtellungsantrags nicht ableiten. Die Reviſion führt 
aus: Die Beklagte habe urſprünglich einen Schaden 
von 25 000 M behauptet, fpäter habe fie erklärt, auf 
den 5000 M überſteigenden Betrag verzichten zu wollen, 
der Kläger habe aber den Verzicht nicht angenommen, 
der Mehrbetrag werde auch nicht von der Rechtskraft 
der über Klage und Widerklage ergangenen Entſchei⸗ 
dung betroffen. Allein auf die materiellrechtliche Be⸗ 
deutung des Verzichts kommt es für die prozeſſuale 
Zuläſſigkeit des Feſtſtellungsantrags nicht an. Die 
Begrenzung der Rechtskraft ($ 322 ZPO.) läßt es als 
zuläſſig erſcheinen, gegenüber der Geltendmachung einer 
Teilforderung 1000 8 280 3P O. die Feſtſtellung des 
Nichtbeſtehens der Geſamtforderung zu beantragen. 
Vorausſetzung iſt aber, daß die betreffende Forderung 
auch wirklich als Teilforderung geltend gemacht 
worden iſt. Dies war aber, als der Kläger die In⸗ 
zidentfeſtſtellungsklage durch Vortrag in der münd⸗ 
lichen Verhandlung (88 280, 281 ZPO.) erhob, ſchon 
nicht mehr der Fall, da die Beklagte erklärt hatte, ſie 
begehre die 5000 M als Geſamtbetrag ihres Schadens. 
Daß ſie früher beabſichtigt hatte, dieſen Betrag nur 
als Teil einer größeren Forderung zu beanſpruchen, 
kann daran nichts ändern ..“ (Urt. des III. ZS. vom 
26. November 1915, III 188/15). — a — 
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Berurſachung. Aus den Gründen: Der An⸗ 
eklagte, dem die Benutzung des Jördergeſtells über 
en Bremsberg zur Beförderung von Menſchen aus⸗ 

drücklich verboten und die Art des Betriebs unbekannt 
war, ließ ſich durch die Bitten mehrerer Kameraden 
verleiten, fie doch auf dem Fördergeſtell hinunterzu⸗ 
bringen. Dabei brachte er durch falſche Behandlung 
des Preßluftventils das Fördergeſtell in ſo ſchnelle 
Fahrt, daß es unten mit großer Gewalt aufſchlug und 
der Schlepper B. vom Gegengewicht des Geſtells er⸗ 
ſchlagen wurde. Er behauptet, daß, hätte er ſich ge⸗ 
weigert, die anderen ſelbſt die verbotene Abfahrt auf 
dem Fördergeſtell unternommen und fo das gleiche 
Unglück herbeigeführt hätten. Allein ſelbſt die Ge⸗ 
wißheit, daß die verbotwidrige folgenſchwere Fahrt 
nicht unterblieben, ſondern ſtatt von ihm von andern 
durchgeführt worden wäre, hätte den Angeklagten in 
keiner Weiſe von der ſtrafrechtlichen Verantwortlich— 
keit für ſeine Tat entlaſtet. Sie enthob den Ange⸗ 
klagten nicht der Pflicht, die Fahrt zu verweigern, und 
ſchloß die Annahme, daß B.s Tod tatſächlich die Folge 
der pflichtwidrigen fahrläſſigen Handlung des Ange— 
klagten und als ſolche von ihm vorherzuſehen war, 
rechtlich nicht aus. (Urt. des V. 38S. vom 1. Februar 
1916, 5 D 619/1915). E. 
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Strafbare Entziehung elektriſcher Kraſt trotz Be: 
ſtehens eines Stromlieſerungsvertrags. Aus den 
Gründen: Der Angeklagte bezog früher auf Grund 
eines Stromlieferungsvertrags für ſein Anweſen 
elektriſche Kraft von dem Elektrizitätswerk W. Weil 
er eine Rechnung — vielleicht in der Meinung, ſie 
ſchon bezahlt zu haben, — zu begleichen ſich weigerte, 
ordnete das Werk gegen ihn die Sperrung des Stroms 
an und ließ durch einen Monteur den zur ordnungs⸗ 
mäßigen Entnahme der Kraft beſtimmten Leiter aus 
der Schaltanlage des Angeklagten herausnehmen. Ein 
Unbefugter brachte darauf den Leiter wieder an ſeine 
Stelle. Der Angeklagte aber hat, obwohl er wußte, 
daß die Leitung vom Werk unterbrochen und von 
einem Unbefugten wieder hergeſtellt war, gegen den 
ihm bekannten Willen des Werks mittels diefes Leiters 
weiter Kraft entnommen. Die Annahme des LG., 
daß hiernach der Angeklagte der Anlage fremde elek⸗ 
triſche Arbeit mittels eines zur ordnungsmäßigen 
Entnahme nicht beſtimmten Leiters entzogen hat und 
daß er es in der Abſicht getan hat, ſich die elektriſche 
Arbeit 1 zuzueignen, iſt nicht rechtsirrig. 
Nicht nur, wer ſelbſt unbefugt in einer fremden elek⸗ 
triſchen Anlage einen Leiter anbringt und ſich mit 
ihm gegen den Willen des Verfügungsberechtigten die 
elektriſche Arbeit zu nutze macht, entzieht der Anlage Ar⸗ 
beit mittels eines zur ordnungsmäßigen Entnahme nicht 
beſtimmten Leiters, ſondern auch jeder, der wiſſentlich 
den von einem Unbefugten angebrachten oder wieder 
angebrachten Leiter gegen den Willen des Verfügungs⸗ 
berechtigten zur Entnahme benutzt (vgl. IV. StS. Entſch. 
vom 2. November 1906 4 D 959/06 in Goltd Arch. 
Bd. 54 S. 78 und RG. Bd. 39 S. 436, 439). Aber auch 
die Annahme der Rechtswidrigkeit der Entziehung 
begegnet keinem durchgreifenden Bedenken. Zwar ſind 
nicht alle Einzelheiten des zwiſchen dem Werk und 
dem Angeklagten geſchloſſenen Stromlieferungsvertrags 
vom LG. feſtgeſtellt. Als feſtgeſtellt muß aber aus 
dem Zuſammenhange der Urteilsgründe jedenfalls er⸗ 
achtet werden, daß der Angeklagte nach dem überein⸗ 
ſtimmenden, aus dem Vertrag erkennbaren Vertrags⸗ 
willen beider Vertragſchließenden neben dem Rechte, 
während der Dauer des Vertragsverhältniſſes den 
Strom vom Werk gegen Bezahlung geliefert zu er⸗ 
halten, und neben der Befugnis, die Kraft während 
des ordnungsmäßigen Beſtehens der Leitung mittels 
des dazu beſtimmten Leiters der Anlage ſelbſt zu 
entnehmen, nicht auch noch die Befugnis haben ſollte, 
im Falle der Unterbrechung der Leitung durch das 
Werk ohne deſſen Willen und beſondere Erlaubnis 
ſich die Kraſt mittels eines nicht zur ordnungsmäßigen 
Entnahme beſtimmten Leiters anzueignen. War aber 
letzteres durch den Inhalt des Vertrags ausgeſchloſſen, 
ſo verſtieß die troßdem vorgenommene Aneignung 
gegen das vom Geſetze vorausgeſetzte ausſchließliche 
Eigenrecht des Werks an der elektriſchen Kraft. Die 
Aneignung war alſo rechtswidrig i. S. des 8 1 Gef. 
vom 9. April 1900. Daß der Angeklagte in dem Bes 
wußtſein dieſer Rechtswidrigkeit und mit dem Willen 
gehandelt hat, ſich die elektriſche Arbeit trotzdem zu— 
zueignen, iſt in dem angefochtenen Urteil ausdrücklich 
und einwandfrei feſtgeſtellt. Damit iſt aber auch dar— 
getan, daß der Angeklagte in der Abſicht gehandelt 
hat, ſich die elektriſche Arbeit rechtswidrig anzueignen. 
Da ſich all dies aus dem Inhalt des Vertrages ergibt, 
ſo war es für die Entſcheidung des Reviſionsgerichts 
nicht von Belang, ob der Angeklagte ſich mit Recht 
geweigert hat, die frühere Rechnung zu bezahlen, und 
ob er auf Grund des Stromlieferungsvertrags be— 
rechtigt war, zu verlangen, daß das Werk trotz der 
Verweigerung der Bezahlung der früheren Rechnung 
weiter liefere und die Leitung beſtehen laſſe. Von 
Belang war nur, ob die Leitung tatſächlich abge— 
brochen war, und ob der Angeklagte berechtigt war, 
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ſich gegen den Willen des Werks die elektriſche Arbeit 
des Werks durch eine von einem Unbefugten herge⸗ 
ſtellte Leitung ſelbſt anzueignen. Das aber iſt mit 
Recht verneint. (Urteil des V. StS. vom 12. Oktober 
1915, 5 D 262/1915). E. 
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Zu 88 222, 250 StPO.: Kommiſſariſche Bernehmung 
eines Zeugen, der vorausſichtlich an dem Erſcheinen in 
der Hauptverhandlung verhindert ſein wird; darf ſeine 
Ausſage verleſen werden, wenn z. Zt. der Hanptverhand⸗ 
lung das erwartete Hindernis nicht befteht, der Zenge 
aber zur Verhandlung nicht erſchienen iſt und bei Aus: 
ſetzung der Verhandlung für den nenen Termin mit 
demſelben Hindernis wie bei der Anordnung der kom⸗ 
miflarifchen Vernehmung zu rechnen wäre? Aus den 
Gründen: Nach Eröffnung des Hauptverfahrens hat 
die Strͤ. auf Grund des § 222 StPO. die kommiſſariſche 
Vernehmung des Zeugen S., der damals Soldat beim 
Erſatzbataillon des am Gerichtsſitze garniſonierenden 
Jägerbat.s war, durch den beauftragten Richter an⸗ 
geordnet, weil der Zeuge zu jeder Zeit ins Feld rücken 
könne. Die eidliche Vernehmung des Zeugen hat im 
Termin vom 23. März 1915 ftattgehabt, von dem der 
Angeklagte benachrichtigt war. In der Hauptverhand⸗ 
lung vom 23. April 1915 wurde feſtgeſtellt, daß der 
zu dieſer nicht geladene Zeuge noch am Orte des Ge⸗ 
richts anweſend war. Die Hauptverhandlung wurde 
bis 4 Uhr nachmittags ausgeſetzt, um den Zeugen 
vor Gericht erſcheinen zu laſſen. Er iſt nicht er⸗ 
ſchienen; ein anderer Zeuge hat mitgeteilt, daß S. im 
Lazarett krank darniederliege, aber die Abſicht habe, 
vor Gericht zu erſcheinen. Als der Zeuge S. bis 
4 Uhr 15 Min. nicht erſchienen war, verkündete das 
Gericht den Beſchluß, die eidliche vor dem beauftragten 
Richter abgegebene Ausſage zu verleſen, weil der 
Zeuge am Erſcheinen durch Krankheit verhindert ſei. 
Die Reviſion rügt Verletzung der S8 250, 222 StPO.; 
die Rüge iſt begründet. Nach 8222 kann das Gericht 
die Vernehmung eines Zeugen durch einen beauftragten 
Richter anordnen, wenn dem Erſcheinen in der Haupt» 
verhandlung für eine längere oder ungewiſſe Zeit 
Krankheit oder andere nicht zu beſeitigende Hinderniſſe 
entgegenſtehen. Bei der Anordnung der Vernehmung 
des Zeugen Stand deſſen Erſcheinen in der Hauptver⸗— 
handlung Krankheit nicht entgegen; es beſtand damals 
nur die Möglichkeit, daß ſeinem Erſcheinen auf längere 
Zeit das Hindernis entgegenſtehen werde, daß er ins 
Feld rücken mußte. In der Hauptverhandlung ſtand 
feſt, daß dieſe Möglichkeit nicht eingetreten war, der 
Zeuge vielmehr ſich noch am Gerichtsorte befand. 
Nach § 250 StPO. durfte daher die Ausſage des Zeugen 
auch nur verleſen werden, wenn andere Vorausſetzungen 
des 8 222 StPO. damals etwa gegeben waren. Das 
Vorliegen ſolcher Vorausſetzungen mußte das Gericht 
feſtſtellen, ehe es die Ausſage verlas. Das hat die 
Str. unterlaſſen. Sie ſtellt nur feſt, daß der Zeuge 
am genannten Tage durch Krankheit am Erſcheinen 
verhindert war, während ſie hätte feſtſtellen müſſen, 
daß er wegen Krankheit auf eine längere oder un— 
gewiſſe Zeit nicht zur Hauptverhandlung erſcheinen 
könne, oder daß bei einer Vertagung der Sache mit 
der Möglichkeit des Erſcheinens nach wie vor des— 
halb nicht zu rechnen ſei, weil der Zeuge wahr— 
ſcheinlich vor dem weiteren Termin werde ins Feld 
rücken müſſen. Eine Feſtſtellung in dieſem Sinn hat 
die Str. nicht getroffen. Ein Ausnahmefall des $ 250, 
der von der in 8 249 vorgeſchriebenen Vernehmung 
des Zeugen in der Hauptverhandlung abzuſehen be— 
rechtigte und die Verleſung der Ausſage geſtattete, lag 
daher nicht vor. (Urt. vom 23. Sept. 1915, 10 439/1915). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


„Die bei der Berufung der Mitgliederverſammlung 
eines Bereins erfolgte Bekanntgabe, daß „Anträge“ 
Gegenſtand der Beſchlußfaſſung ſein ſollen, genügt nicht 
der Beſtimmung des 8 32 B6B.; es muß der Gegen⸗ 
ſtand der Anträge bezeichnet werden. Aenderung der 
geſetzlichen Vorſchrift durch die Satzung. Der Antrag 
des Vorſtandes eines eingetr. Vereins, eine in der 
Mitgliederverſammlung beſchloſſene Satzungsänderung 
in das Vereinsregiſter einzutragen, wurde vom Re⸗ 
giſtergericht zurückgewieſen, weil bei der Berufung 
der Verſammlung eine Satzungsänderung nicht als 
Gegenſtand der Beſchlußfaſſung angekündigt geweſen 
ſei und ſohin hierüber nach den 88 32, 40 BGB., 8 16 
der Satzung ein gültiger Beſchluß nicht habe gefaßt 
werden können. Die einſchlägigen Beſtimmungen der 
Satzung lauten: „Die Einladung hat mindeſtens 14 Tage 
vorher durch Rundſchreiben oder Veröffentlichung im 
Vereinsorgan zu erfolgen. Sie muß die Tagesordnung, 
ſowie die Aufforderung enthalten, ſchriftliche Anträge 
bis ſpäteſtens 8 Tage vor der Mitgliederverſammlung 
bei der Vorſtandſchaft einzureichen. Die Einbringung 
mündlicher Anträge am Abend der Mitgliederver- 
ſammlung iſt nur zuläſſig, wenn jeder einzelne von 
mindeſtens 15 Mitgliedern unterſtützt iſt und keine 
Satzungsänderung verlangt.“ Die Beſchwerde des 
Vereins wurde zurückgewieſen. Das LG. hat ange⸗ 
nommen, daß durch den § 16 der Satzung die Bes 
ſtimmung des 8 32 BGB., wonach zur Gültigkeit eines 
Beſchluſſes der Mitgliederverſammlung die Bezeichnung 
des Gegenſtandes bei der Berufung erforderlich iſt, 
nicht ausgeſchloſſen worden ſei und daß unter den 
in § 16 der Satzung erwähnten „Anträgen“ nur ſolche 
zu der in der Einladung bekannt gemachten Tages⸗ 
ordnung zu verſtehen ſeien. Auf die weitere Beſchwerde 
des Vereins hin wurde die Sache unter Aufhebung 
beider Beſchlüſſe an das Amtsgericht zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: Soweit der Tatbeſtand 
erkennen läßt, waren in der den Mitgliedern be⸗ 
kannt gegebenen Tagesordnung u. a. „Anträge“ als 
Gegenſtand der Beratung und Beſchlußfaſſung be⸗ 
zeichnet. Die Anſicht des Beſchwerdeführers, damit 
ſei der Vorſchrift des 8 32 BGB. hinſichtlich aller 
etwa geſtellten Anträge genügt, iſt ohne Zweifel 
unrichtig. Wenn § 32 BGB. zur Gültigkeit eines 
Beſchluſſes fordert, daß der Gegenſtand bei der Be⸗ 
rufung der Mitgliederverſammlung bezeichnet wird, 
ſo hat das den Zweck, die Mitglieder in den Stand 
zu ſetzen, ſich auf den Stoff der Tagesordnung ge⸗ 
hörig vorzubereiten und ſich gegen Ueberrumpelung 
durch Beſchlüſſe, von deren Inausſichtſtehen ſie keine 
Kenntnis hatten, zu ſchützen. Dieſer Zweck kann nur 
erreicht werden, wenn die Tagesordnung erſehen läßt, 
welche Gegenſtände zur Beratung und Beſchlußfaſſung 
gelangen ſollen. Es muß alſo in der Tagesordnung 
ſelbſt angegeben werden, über welche Gegenſtände 
Beſchluß gefaßt werden ſoll, alſo auch, wenn es ſich 
um „Anträge“ handelt, welche Gegenſtände dieſe be— 
treffen. Die bloße Angabe „Anträge“ genügt nicht; 
denn ſolche können alle denkbaren Gegenſtände be— 
treffen und es iſt daher aus einer ſo allgemein ge— 
faßten Ankündigung nicht zu erſehen, was etwa als 
Gegenſtand der Beſchlußfaſſung in Betracht kommt 
(vgl Obs. Bd. 3 S. 430, Warneyer 1909 S. 1). Aber 
auch der Anſicht des LG. kann nicht beigetreten 
werden. Für deſſen enge Auslegung des Begriffs 
„Anträge“ bietet weder der Wortlaut, noch der Sinn 
und Zweck der fraglichen Satzungsbeſtimmung irgend 
einen Anhaltspunkt. In 8 16 der Satzung wird ganz 
allgemein von „Anträgen“ geſprochen und es deutet 
nichts in der Wortfaſſung darauf hin, daß darunter 


nur Anträge zur Tagesordnung gemeint fein follen. 
Es müßten alſo ganz zwingende innere Gründe vor» 
liegen, wenn eine ſolch einſchränkende Auslegung 
gerechtfertigt ſein ſollte. Es liegen nun aber nicht 
nur derartige Gründe nicht vor, ſondern es ergibt 
ſich vielmehr aus der Satzungsbeſtimmung ſelbſt mit 
Notwendigkeit, daß ſie nicht in dem von dem LG. an⸗ 
genommenen Sinn gemeint ſein kann. Die Beſtimmung, 
daß ſchriftliche Anträge ſpäteſtens 8 Tage vor der 
Mitgliederverſammlung bei der Vorſtandſchaft einzu⸗ 
reichen find, wäre, falls die Anſicht des LG. richtig 
wäre, vollſtändig zwecklos und unverſtändlich; denn 
daß Anträge zur Tagesordnung nicht nur ſpäteſtens 
8 Tage vor der Verſammlung, ſondern jeder Zeit 
und noch in der Verſammlung ſelbſt müſſen geſtellt 
werden können, iſt ganz ſelbſtverſtändlich. Aus dem 
gleichen Grunde wäre noch unverſtändlicher die weitere 
Beſtimmung. daß noch in der Verſammlung ſelbſt 
Anträge geſtellt werden können, ſoferne ſie von 15 Mit⸗ 
gliedern unterſtützt werden und keine Satzungsänderung 
verlangen. Wäre die Anſicht des LG. richtig, ſo 
hätte die fragliche Satzungsbeſtimmung Folgen, die 
einfach unannehmbar ſind. Es könnte zu einem auf 
der Tagesordnung ſtehenden Antrag in der Ver⸗ 
ſammlung ſelbſt ein einſchränkender oder erweiternder 
Gegenantrag nur geſtellt werden, wenn er von 15 Mit⸗ 
gliedern unterſtützt wird, und zu einem auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehenden, eine Satzungsänderung bezweckenden 
Antrag könnten in der Verſammlung ſelbſt Gegen⸗ 
anträge überhaupt nicht geſtellt werden, ſoweit ſie 
gleichfalls eine Aenderung der Satzung verlangen, 
und zwar auch dann nicht, wenn ſie ſich auf die 
gleichen Satzungsbeſtimmungen beziehen und ſich in 
engeren Grenzen bewegen als der auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehende Antrag. Da ſich Gelegenheit und 
Anlaß zu Gegenanträgen in den meiſten Fällen erſt 
aus dem Gang der Verhandlungen ergeben wird und 
ſohin derartige Anträge überhaupt ſelten im voraus 
geſtellt werden können, würde ſich aus der Auffaſſung 
des LG. eine Bewegungsunfreiheit der Mitgliederver- 
ſammlung ergeben, die unmöglich gewollt ſein kann. 
Der 8 16 der Satzung muß alſo dahin ausgelegt 
werden, daß unter den dort aufgeführten „Anträgen“ 
nicht nur ſolche zur Tagesordnung, ſondern ſolche 
irgendwelcher Art zu verſtehen ſind, daß mithin durch 
816 die geſetzliche Beſtimmung des § 32 BGB. ge⸗ 
ändert iſt. Nach 8 16 der Satzung kann alſo in güls 
tiger Weiſe beſchloſſen werden: 1. über Gegenſtände, 
die auf der Tagesordnung bezeichnet ſind, 2. über 
Anträge, die mindeſtens 8 Tage vor der Verſammlung 
ſchriftlich bei der Vorſtandſchaft eingereicht werden; 
3. über Anträge, die in der Verſammlung ſelbſt ges 
ſtellt werden, ſofern ſie von 15 Mitgliedern unter⸗ 
ſtützt werden und keine Satzungsänderung verlangen. 
Bon einer Gefährdung der Mitglieder durch Ueber- 
rumpelung mit Beſchlüſſen, auf die fie nach der Tages- 
ordnung na gefaßt fein konnten, kann mit Grund 
nicht geſprochen werden. In der Friſt von 8 Tagen, 
die zwiſchen dem Schlußtermin für die Einreichung 
von Anträgen und der Mitgliederverſammlung liegen 
muß, hat jedes Mitglied, das ſich für die Angelegen⸗ 
heiten des Vereins intereſſiert, hinreichend Zeit, ſich 
zu erkundigen, welche Anträge vorliegen. Die Mit⸗ 
glieder alſo, die an dem Leben des Vereins tätig 
teilnehmen, ſind gegen Ueberrumpelungen hinreichend 
geſchützt, die anderen aber, die ihm gleichgültig gegen— 
überſtehen, bedürfen überhaupt keines beſonderen 
Schutzes. Von der Notwendigkeit eines Schutzes gegen 
Anträge, die erſt in der Verſammlung geſtellt werden, 
kann überhaupt nicht geſprochen werden, da ſolche 
nur in minder wichtigen Angelegenheiten geſtellt 
werden können. (Beſchluß des I. ZS. vom 17. De⸗ 
zember 1915, Reg. III Nr. 73/1915). M. 
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II. 

Zum Umtauſch von mündelſicheren Wertpapieren 
gegen andere mündelſichere Wertpapiere iſt die Ge⸗ 
nehmigung des Fideikommißgerichts erforderlih. Aus 
den Gründen: Richtig 18 daß nach 8 44 Fided. 
dem Fideikommißbeſitzer die Verwaltung und der Ge⸗ 
nuß des Fideikommiſſes gebührt, aber der beabſich⸗ 
tigte Umtauſch geht über den Rahmen einer bloßen 
Verwaltungsmaßregel weit hinaus und enthält eine 
Veränderung an der Subſtanz des Fideikommiſſes. 
Daß durch die Verwendung von Fideikommißkapitalien 
zum Ankauf eines Gutes die Subſtanz des Fideikommiß⸗ 
vermögens verändert wird, iſt im Geſetz (8 49 FE.) 
ausdrücklich ausgeſprochen; iſt aber die Veräußerung 
von Kapitalien, um aus dem Erlös ein Grundſtück zu 
erwerben, eine genehmigungsbedürftige Aenderung, ſo 
iſt nicht abzuſehen, warum das gleiche nicht auch gelten 
ſollte, wenn nicht Immobilien ſondern Mobilien, in⸗ 
ſonderheit Wertpapiere den Gegenſtand des Erwerbs 
bilden. In einem Erkenntnis des fräheren Oberappel⸗ 
lationsgerichts vom 24. Juli 1858 (BIfRA. Bd. 23 
S. 278) iſt zur vorliegenden Frage ausgeſprochen, jeder 
Tauſch ſei eine Art Veräußerung, wodurch die Sub⸗ 
ſtanz, wenn auch nicht quantitativ doch qualitativ ver⸗ 
ändert werde. Daß über die zum Fideikommiß ge⸗ 
hörigen Schuldbriefe nicht nach bloßer Willkür des 
Fideikommißbeſitzers verfügt werden dürfe, ergebe ſich 
ſchon daraus, daß nach § 43 Nr. 2 FE. die zur Nach⸗ 
folge Berechtigten verlangen können, daß die Schuld⸗ 
briefe über die zum Fideikommiß gehörigen Kapitalien 
auf den Namen des Fideikommiſſes als Gläubiger 
geſtellt und bei Gericht zur Verwahrung hinterlegt 
werden. Das Oberappellationsgericht hat daher damals 
den Umtauſch zu einem Fideikommiß gehöriger Schuld⸗ 
verſchreibungen gegen andere Schuldbriefe für ge⸗ 
nehmigungsbedürftig erklärt. An dieſer Rechtsan⸗ 
ſchauung iſt, wenn auch der Verkehr mit Wertpapieren 
in der Zwiſchenzeit eine ganz andere Bedeutung er⸗ 
langt hat als früher, für das Gebiet des bayeriſchen 
Fideikommißrechts auch jetzt noch feſtzuhalten. Es 
kann dabei vielleicht auch noch auf die Beſtimmung 
des 8 16 FE. hingewieſen werden, wonach die vom 
Fideikommißgericht zu führende Matrikel eine voll⸗ 
ſtändige Anzeige des zum Fideikommiß gehörigen, 
ſowohl Grund- als anderen Vermögens, deſſen Zus 
und Abgänge enthalten muß. Auch hieraus iſt zu 
entnehmen, daß das Fideikommißvermögen grundſätzlich 
eine feſte, der Aenderung durch den Fideikommißbeſitzer 
entrückte Maſſe bildet und daß der Fideikommißbeſitzer, 
von ganz beſtimmten Ausnahmefällen abgeſehen, kraft 
ſeines Verwaltungsrechts wie die zum Fideikommiß 
gehörenden Grundſtücke ſo auch die ſonſtigen Beſtand— 
teile des Fideikommiſſes insbeſondere die in Werts» 
papieren angelegten Kapitalien nicht beliebig zu ver⸗ 
äußern oder ſonſt zu verändern befugt iſt. Dies gilt 
auch für die Schul dverſchreibungen auf den Inhaber. 
Der Beſchwerdeführer meint allerdings, daß, wenn In⸗ 
haberpapiere zum Beſtande des Fideikommiſſes gehören, 
die Subſtanz des Fideikommißvermögens nicht in den 
hinterlegten Schuldverſchreibungen ſondern in dem 
wirklichen d. h. dem jeweiligen Verkaufswerte der 
Papiere beſtehe, doch dieſer Anſchauung kann nicht 
beigepflichtet werden. Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber, zu denen auch die hier umzutauſchenden Pfand— 
briefe gehören, ſind keine vertretbaren Sachen, die im 
Verkehr nach Zahl, Maß und Gewicht beſtimmt zu 
werden pflegen. Bei ſolchen mag die Erſetzung der 
einen Menge durch eine gleiche andere im allgemeinen 
zuläſſig ſein; bei Schuldverſchreibungen auf den In— 
haber iſt das nicht der Fall. Hier iſt zwar der aus 
der Schuldverſchreibung Berechtigte unbeſtimmt und 
kann wechſeln, der Verpflichtete aber iſt beſtimmt und 
kann nicht willkürlich durch eine andere Perſon be— 
ſtimmt werden (§S 793 BGB.). Daß der Fideikommiß— 
beſitzer ein gewöhnliches Darlehen nicht ohne Not und 
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eigenmächtig künden und daß er nicht einen Darlehens⸗ 
vertrag mit einem anderen Schuldner abſchließen kann, 
wird kaum einem Zweifel unterliegen; denn die Be⸗ 
Tannen ae des Darlehens iſt weſentlich von der Perſon 
es Darlehensnehmer abhängig. Nicht anders aber 
liegt die Sache bei Darlehensverträgen, über die Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber ausgeſtellt ſind; auch 
hier iſt es nicht gleichgültig, von welchem Staat oder 
Geldinſtitut das Inhaberpapier herrührt. Der Be⸗ 
ſchwerdeführer glaubt nun aber, daß eine andere Auf⸗ 
faſſung mindeſtens dann Platz greifen müſſe, wenn es 
ſich um den Austauſch mündelſicherer Wertpapiere gegen 
andere handelt. Daß die vom Reich jetzt aufgenommene 
Kriegsanleihe zu denjenigen verbrieften Forderungen 
gehört, in denen Mündelgeld verzinslich angelegt werden 
darf, iſt im Hinblick auf 8 1807 Abſ. 1 Ziff. 2 BGB. 
außer Zweifel. Aber der innere Wert iſt bei der 
Frage, ob eine Veränderung der Subſtanz vorliege, 
nicht das Entſcheidende. Die Erwägung, daß ein Wert⸗ 
papier ebenſo mündelſicher ſei als ein anderes, kann 
vielmehr erſt bei der Frage der Genehmigung eines 
beantragten Umtauſches als erheblich in Betracht 
kommen. Wenn der Beſchwerdeführer ſchließlich noch 
darauf hinweiſt, daß es dem Fideikommißbeſfitzer kraft 
ſeines Verwaltungsrechts doch geſtattet ſein müſſe, aus⸗ 
geloſte Pfandbriefe durch andere zu erſetzen und dabei, 
wenn er es für gut findet, ſtatt der Pfandbrieſe des 
einen Bankinſtituts N einer anderen, gleich⸗ 
falls die Mündelſicherheit bietenden Bank zu erwerben, 
ſo kann die Frage, ob eine derartige Erſetzung zu⸗ 
läſſig ſei, hier dahingeſtellt bleiben; auf alle Fälle iſt 
bei dieſem Hinweis überſehen, daß es ſich bei dem 
Umtauſch ausgeloſter oder gekündeter Wertpapiere nicht 
um eine willkürliche „eigenmächtige“ Tätigkeit des 
Fideikommißbeſitzers handelt, ſondern um eine Maß⸗ 
regel, die beim Erwerbe verlosbarer oder kündbarer 
Pfandbriefe von vornherein in Ausſicht genommen 
werden muß und der ſich der Fideikommißbeſitzer gar 
nicht entziehen kann, will er nicht ernſtlich ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zuwiderhandeln, die Verwaltung mit dem 
Fleiß eines guten Hausvaters zu führen. Mit Recht 
ſagt daher Hofmann (Adelsrecht S. 23): „Als Regel 
gilt, daß der Fideikommißinhaber das Fideikommiß 
weder ganz noch teilweiſe einſeitig veräußern darf; 
es erſtreckt ſich dieſes Verbot auf alle freiwilligen Be⸗ 
laſtungen und Veräußerungen, daher auch auf die 
Veräußerung der Subſtanz durch irgend ein Rechts⸗ 
geſchäft“. Wenn Lewis (das Recht des Fideikommiſſes 
8 14 S. 207) meint, bei Kapitalien laſſe ſich das Ver⸗ 
bot einer Veränderung der Subſtanz gar nicht denken 
weil hier nicht die Individuen, die einzelnen Geldſtücke, 
ſondern der Wert, die Summe, Gegenſtand des Fidei⸗ 
kommiſſes ſeien, der Fideikommißbeſitzer genüge ſeiner 
Erſtattungspflicht, wenn er ſeinem Nachfolger ein gleich 
großes und dieſelbe Sicherheit bietendes Kapital hinter⸗ 
laſſe, es komme nicht darauf an, daß es bei demſelben 
Schuldner ſtehe, ſo mag dies für das gemeine Fidei⸗ 
kommißrecht vielleicht Geltung haben; das bayerifche 
Fideikommißrecht hat aber ebenſo wie das preußiſche 
(ALR. II, 4 SS 127, 128) andere und ſtrengere Be⸗ 
ſtimmungen. (Beſchluß des I. ZS. vom 28. Januar 1916, 
Reg. III Nr. 3/1916). M. 
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B. Strafſachen. 
I. 

Iſt ein Privatklageverfahren gegen einen Kriegs⸗ 
teilnehmer durch den Allerh. Gnadenerlaß vom 7. Jannar 
ds. Js. niedergeſchlagen worden, fo iſt es durch Be⸗ 
ſchluß einzuſtellen; mit Ausnahme der niederzuſchlagen⸗ 
den Gerichtskoſten find die Koſten des Verfahrens und 
zwar auch die notwendigen Auslagen des Angeklagten 
dem Privatkläger aufzuerlegen. Aus den Gründen: 
In der Privatklageſache des A gegen B wurde B vom 
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Schöffengerichte am 22. Februar 1915 wegen eines im 
Sommer 1914 verübten Vergehens der Beleidigung 
verurteilt; er legte Berufung ein. Da er ſeit 5. Mat 
1915 zum Heer eingezogen iſt, hob die Str. auf Grund 
des Allerh. Gnadenerlaſſes vom 7. Januar 1916 betr. 
die Niederſchlagung von Strafverfahren gegen Kriegs⸗ 
teilnehmer durch Beſchluß vom 20. Januar 1916 das 
ſchöffengerichtliche Urteil auf, ſtellte das Verfahren ein 
und verfügte die Niederſchlagung der Gerichtskoſten 
einſchließlich der Auslagen. B legte Beſchwerde ein 
und beantragte, die Koſten des Verfahrens ſowie ſeine 
Auslagen ausſchließlich der durch den Beſchluß vom 
20. Januar 1916 niedergeſchlagenen Koſten dem Privat⸗ 
klaͤger aufzuerlegen. Die Strͤ. half der Beſchwerde 
nicht ab, weil die in dem angefochtenen Beſchluß aus⸗ 
geſprochene Einſtellung des Verfahrens keine Einſtellung 
i. S. der StPO. und daher die Vorſchrift des § 503 
Abſ. 2 StPO. nicht anwendbar ſei. Die Beſchwerde 
iſt zuläſſig und begründet. Einſtellung eines Straf⸗ 
verfahrens durch Beſchluß iſt in allen Fällen geboten, 
in denen die weitere Strafverfolgung durch ein der 
Strafklage entgegengetretenes Hindernis unmöglich ge⸗ 
macht iſt. Der Mangel der Prozeß vorausſetzungen bes 
endet das Verfahren und erfordert einen Ausſpruch 
darüber. Hierher gehört auch der Fall der gnaden⸗ 
weiſen Niederſchlagung eines anhängigen Strafver⸗ 
fahrens (vgl. Löwe⸗Roſenberg Note Za zum 5. Ab⸗ 
ſchnitt des 2. Buches der StPO.). Die Einſtellung eines 
Privatklageverfahrens hat nach 8 503 Abi. 2 StPO. 
zur Folge, daß dem Privatkläger die Koſten des Ver⸗ 
fahrens ſowie die notwendigen Auslagen des Gegners 
zur Laſt fallen (Löwe⸗Roſenberg Note 6a zu 8 503). 
Das Gericht, das die Einſtellung verfügt, muß nach 
8 496 Abſ. 1 StPO. über die Koſten des Verfahrens 
entſcheiden. Daher war der Einſtellungsbeſchluß der 
Str., der mit Recht die Gerichtskoſten niederfchlägt, 
dahin zu ergänzen, daß A die Koſten des Verfahrens 
zu tragen hat und zwar einſchließlich der notwendigen 
Auslagen des B (RGSt. Bd. 10 S. 113). Die Koſten 
des Rechtsmittels fallen dem A zur Laſt (88 505 Abſ. 1, 
499 Abſ. 1 StPO.); die entſtandenen Gerichtsgebühren 
wurden nach $ 6 GKG. i (Beſchl. vom 
29. Januar 1916, Beſchw.⸗Reg. 30/1916). Ed. 
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Nach der Erlaſſung eines Straſbeſcheides der Ber: 
waltungsbehörde iſt die Eröffnung einer Borunter⸗ 
ſuchung i. ©. der 3 176 ff. StPO. nicht zuläſſig; das 
Gericht kann jedoch zur beſſeren Aufklärung vor der 
Hauptverhandlung Ermittelungen anftellen laſſen. Aus 
den Gründen: Die Strafbeſcheide der Verwaltungs⸗ 
behörden (88 459 ff. StPO.) find * in 
der Sache ſelbſt. Sie treten in dem hier geregelten 
Verfahren an die Stelle des Eröffnungsbeſchluſſes, das 
Verfahren wird nicht erſt durch das Gericht eröffnet. 
Der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung ſteht einem 
Rechtsmittel gleich, das dem Beſchuldigten gegen den 
Strafbeſcheid der Verwaltungsbehörde zuſteht. In⸗ 
folge des rechtswirkſam geſtellten Antrags wird das 
Gericht derart mit der Sache befaßt, daß es nicht 
mehr zu prüfen hat, ob das Hauptverfahren zu er⸗ 
öffnen iſt, ſondern eine Entſcheidung darüber treffen 
muß, ob der Beſchuldigte wegen der im Strafbeſcheide 
bezeichneten Handlungen zu beſtrafen iſt oder nicht. 
Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß nach der Er⸗ 
laſſung eines Strafbeſcheids durch die Verwaltungs⸗ 
behörde für eine gerichtliche Vorunterſuchung zur Vor— 
bereitung der Entſcheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens (88 176 ff. StPO.) in dieſem Ver⸗ 
fahren kein Raum mehr iſt. Der Antrag des Staats⸗ 


1) Gegen die Unbilligkeit, zu der biernach die Niederſchlagung 
des Privalklageverfabrens für den Privatkläger führen muß, iſt Ab⸗ 
hilfe vorgeſeben in Ziff. VII Abſ. 2 mit IX der IM Bek. vom 7. Ja⸗ 
nuar 1916 (JMBl. S. 2). Anmerkung des Herausgeders. 


anwalts an den Unterſuchungsrichter, eine Vorunter⸗ 
ſuchung zu eröffnen und durchzuführen, entbehrt daher 
der geſetzlichen Unterlage. Eine andere Frage iſt, ob 
das infolge des Antrags auf gerichtliche Entſcheidung 
mit der Sache befaßte Gericht ſchon vor der Haupt⸗ 
verhandlung eine als notwendig erachtete Ergänzung 
der Ermittelungen anordnen kann, namentlich wenn 
dieſe im Rahmen der Hauptverhandlung ſelbſt un⸗ 
durchführbar iſt, oder ob eine ſolche Anordnung nur 
auf Grund des Ergebniſſes der Hauptverhandlung 
ſelbſt getroffen werden kann. Die Frage iſt ſtreitig 
(vgl. Löwe⸗Roſenberg, StPO. 8 462 Anm. 3). Die 
Anſchauung, daß ihrer Bejahung i. S. des erſten Teils 
der Wortlaut des 5 462 StPO. entgegenſtehe, iſt ſchon 
durch Voitus in Goltd Arch. 29, 93 widerlegt. Für 
die Bejahung hat ſich auch das Reichsgericht in dem 
Urteile vom 23. Februar 1888 (Entſch. 17, 249 [254 ff. ]) 
unter eingehender Begründung ausgeſprochen. Dieſer 
Auffaſſung ſchließt ſich der Senat an. Iſt nun auch 
die Eröffnung einer Vorunterſuchung im Sinne der 
88 176 ff. StPO. nicht zuläſſig, kann es dem Gerichte 
doch nicht 1 ſein, die Ermittelungen anzu⸗ 
ordnen, die zur Erfüllung ſeiner vornehmſten Auf⸗ 
gabe, die Wahrheit zu erforſchen und feſtzuſtellen, un⸗ 
erläßlich find (vgl. Löwe⸗Roſenberg, StPO. 8 243 
Anm. 7a), und mit dieſen Erhebungen, falls es die 
Sachlage erfordert, ein Gerichtsmitglied zu beauf⸗ 
tragen. Das Ergebnis diefer Ermittelungen kann 
freilich an der Notwendigkeit, über die Anklage auf 
Grund einer Hauptverhandlung zu entſcheiden, ebenſo⸗ 
wenig etwas ändern, wie das Ergebnis der vom er⸗ 
kennenden Gerichte nach SS 222, 224 StPO. oder in 
der Hauptverhandlung ſelbſt (8 243 Abſ. 3 StPO.) 
angeordneten Ermittelungen. Das folgt aus 8 462 
StPO. (Beſchluß vom 4. Auguſt 1915, Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 365/1915). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Dan des Notars wegen verzögerter Urkunden 
vorlegung (Art. 126 Bay Not., 66 559, 562 GBꝰDA.); 
Bedentung der Verwaltungserhebungen nach Art. 2 
AG. 3p O. für das Armenrechtsverfahren. Am 10. März 
1913 kaufte die Köchin Viktoria N. dem Krämer 
Johann M. in R. zu Urkunde des K. Notariats L. 
deſſen Anweſen in R. um 13 000 M ab; 3000 M wurden 
ſofort bar bezahlt, 4000 M durch Hypothekübernahme 
gutgemacht, für den Reit wurde dem Verkäufer Hypo⸗ 
thek beſtellt. Am 14. März 1913 wurde die am 
gleichen Tag eingereichte Urkunde im Grundbuch voll- 
zogen. Da zwiſchen Verbriefung und Vollzug aber 
auf Betreiben der getrennt lebenden Ehefrau des Ver— 
käufers M. eine Sicherungshypothek zu 11000 M vor⸗ 
gemerkt worden war, verlangt die Käuferin vom 
Fiskus Beſeitigung dieſer Hypothek oder Zahlung 
von 11000 M, weil die Urkunde trotz rechtzeitiger War— 
nung nicht vorſchriftsgemäß „ſofort“ vorgelegt worden 
ſei. Das Armenrecht wurde verweigert und die Be— 
ſchwerde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Der Erſtrichter hat den 
Prozeß mit Recht für ausſichtslos erklärt. Wäre es 
freilich richtig, daß RA. D. bereits am 10. März 1913 
— alſo noch am Tage der Beurkundung — mittels 
Fernſprechers ſchleunige Vorlegung der Urkunde wegen 
Gefahr auf Verzug begehrt hatte, gleichwohl aber 
die Urkunde erſt am Nachmittag des 13. März 1913 
vorgelegt wurde, ſo würde kein Zweifel über ein vom 
Staat zu vertretendes grobes Verſchulden des Notars 
möglich ſein. Dieſe in den Prozeßſchriften der Klägerin 
immer wiederholte Behauptung iſt aber nach den im 
Abhilfeverfahren nach Art. 2 AG. 3PO. gepflogenen, 
von dem Beklagten in Urſchrift vorgelegten Erhebungen 
unwahr; denn gelegentlich dieſer Erhebungen hat 
RA. D. dem LG. Präſidenten unter Vorweiſung feiner 
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Ferngeſprächsrechnung ausdrücklich angegeben, daß 
ſeine telephoniſche Mitteilung an das Notariat L. erſt 
am Spätnachmittag des 13. März 1913 geſchehen iſt. 
Daraufhin hat dann offenbar der Notar ſofort noch 
am gleichen Nachmittag (5 Uhr 55 Min.) die Urſchrift 
ohne Abſchrift zur Wahrung des Rangs beim Grund⸗ 
buchamt eingereicht; der Antrag auf Vormerkung der 
Sicherungshypothek war aber bereits um 4 Uhr 50 Min. 
dort eingelangt. Für die Beurteilung des Armen⸗ 
rechtsgeſuchs können dieſe amtlichen Erhebungen um 
ſo mehr herangezogen werden, als in dem vom Kläger 
vorgelegten Briefe des RA. D. vom 2. Juli 1913 
keineswegs behauptet iſt, daß das Ferngeſpräch bereits 
am 10. März 1913 ſtattgefunden habe. Nach den Er⸗ 
hebungen des Präſidenten beſteht nicht einmal mehr 
ein begründeter Anhalt dafür, daß dieſes Ferngeſpräch 
überhaupt noch vor dem Einlauf des Hypothekantrags 
der Ehefrau M. ſtattgefunden hat. Hatte aber der 
Notar bis zum Spätnachmittag des 13. März keinerlei 
Kenntnis davon, daß es ſich um Gefahr auf Verzug 
handelte (und eine andere Mitteilung als das eben 
erörterte Ferngeſpräch kann die Klägerin ſelbſt nicht 
behaupten), fo liegt keine ſchuldhafte Verzögerung der 
Vorlegung und damit auch keine Amtspflichtverletzung 
i. S. der 88 839, 276 BGB. mit Art. 60 AG. BGB., 
126 Not. vor. Allerdings ſoll die Vorlegung gemäß 
88 559, 562 GBDA. mangels gegenteiligen Partei⸗ 
auftrags „ſofort“ geſchehen, womit das gleiche ge⸗ 
meint iſt, wie mit „unverzüglich“ in der IME. vom 
26. Juli 1864 (JMBl. S. 210), nämlich ohne ſchuld⸗ 
haftes Zögern, z B. durch eigenmächtiges Aufſammeln 
vereinzelter Urkunden und ſchubweiſes Vorlegen. „Sos 
fort“ im engſten Wortſinn kann feine Urkunde vor⸗ 
gelegt werden, weil ſie mindeſtens in drei Regiſter 
eingetragen werden muß und ihr außerdem ein be⸗ 
glaubigter Auszug für die Grundbuchbeilagen (8 568 
BDA.) beizufügen iſt. Des weiteren aber bringt es 
die Geſchäftslaſt und der Perſonalſtand der meiſten 
Notariate mit ſich, daß gleichzeitig mehrere Urkunden 
zum Vollzug reif zu machen ſind und daß ſie deshalb nach 
Maßgabe der verfügbaren Zeit und der Arbeitskräfte 
der Reihenfolge nach unter Bevorzugung der offen⸗ 
ſichtlich dringlichen Sachen fertig gemacht werden, mag 
ſich die Vorlegung dadurch über den Beurkundungs— 
tag hinaus verſchieben. Hier beruft ſich mit Recht 
der Notar darauf, daß er ausweislich ſeines Geſchäfts⸗ 
regiſters vom 5.— 10. März 1913 insgeſamt 79 Ur⸗ 
kunden aufgenommen hatte, daß der 8. März ein Sams- 
tag und als Markttag mit ſtarkem Parteiverkehr be⸗ 
laſtet, der Sonntag aber ein für das Amt geſchloſſener 
Tag war und daß aus dem Inhalte der Urkunde und 
dem Verhalten der Parteien keinerlei Grund für die 
Dringlichkeit zu entnehmen war. (Beſchl. des I. 38. 
vom 13. Dezember 1915, Beſchw.⸗Reg. Nr. 515/15 J). 
3803 N. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Pfändung von Pferdegeld forderungen gegen die 
Kriegskaſſe. Anwendung der Grundſätze über die Pfän⸗ 
dung einer Briefhypothek. Wegnahme der Auerkenntnis⸗ 
urkunde für unr einen von mehreren Pfändungsglän⸗ 
bigern (8 1 BRBek. vom 12. Auguſt 1914 betr. die Ab⸗ 
tretung und Pfändung der Forderungen an die Kriegs— 
kaſſe aus der Ueberlaſſung von Pferden u. a. — RGBl. 
1914, 370 —; S5 830, 833, 753, 754, 809, 854 3 O.). 

Aus den Gründen: Zur Pfändung der For— 
derung eines Pferdebeſitzers für die Ueberlaſſung eines 
Pferdes an die Militärbehörde, für die eine Aner— 
kenntnisurkunde ausgeſtellt iſt, wird nach § 1 der vor— 
genannten BRBek., die auf Grund des 83 RG. vom 
4. Auguſt 1914 betr. die Ermächtigung des Bundesrats 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen erlaſſen iſt, außer dem 
Pfändungsbeſchluſſe die Uebergabe der Urkunde an den 
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Gläubiger gefordert; wird die Uebergabe im Wege der 
Zwangsvollſtreckung erwirkt, ſo gilt ſie als erfolgt, 
wenn der Gerichtsvollzieher die Urkunde zum Zwecke 
der Ablieferung an den Gläubiger wegnimmt. Im 
gegebenen Fall haben nun alle ſechs Gläubiger des 
Pferdebeſitzers Pfändungsbeſchlüſſe erwirkt und ord⸗ 
nungsgemäß zuſtellen laſſen. Dieſen Pfändungen nach⸗ 
gängig hat aber nur der Kläger Schritte zur Erlangung 
des Beſitzes der Anerkenntnisurkunde getan; in ſeinem 
Auftrag hat der Gerichtsvollzieher auf Grund des 
Pfändungsbeſchluſſes des Klägers die Urkunde nur 
für ihn beim Rentamte, das als Drittſchuldner zur 
Herausgabe bereit war, in Empfang genommen. Die 
Empfangnahme durch den Gerichtsvollzieher iſt auch 
nicht etwa auf Grund geſetzlicher Vorſchrift für alle 
Gläubiger erfolgt, die zuvor die erſte Vorausſetzung 
einer wirkſamen Pfändung, die Zuſtellung von Pfän⸗ 
dungsbeſchlüſſen, erfüllt hatten. Die Betreibung der 
weiteren Vollſtreckungshandlung, die zur Erlangung 
des Beſitzes der Urkunde führen ſoll, iſt Sache des 
Gläubigers, der durch den Pfändungsbeſchluß — gleich⸗ 
gültig, ob dieſer das Gebot der Herausgabe enthält 
oder nicht — einen nach § 883 ZPO. vollſtreckbaren 
Herausgabeanſpruch erhält. Die Zubehöreigenſchaft 
des Schuldſcheins i. S. des 8 952 BGB. ſpielt dabei 
keine Rolle. Sache des Gläubigers iſt es, falls er 
nicht durch freiwillige Uebergabe den Beſitz erlangt, 
einen Gerichtsvollzieher mit der Wegnahme der An⸗ 
erkenntnisurkunde gemäß SS 753, 754, 883 ZPO. zu 
beauftragen, die auch bei einem zur Herausgabe be⸗ 
reiten Dritten erfolgen kann ($ 809 ZPO.), aber nur 
für den Auftraggeber wirkt, wie ſich ſchon aus dem 
Zwange zur Ablieferung an dieſen nach 8 883 ZPO. 
ergibt. Anders könnte der Fall liegen, wenn noch 
andere Gläubiger vor der Wegnahme die Gerichts⸗ 
vollzieherei hiemit beauftragt hätten oder wenn der 
Anſpruch des Pfändungsſchuldners auf Herausgabe 
gegen einen Dritten von mehreren Gläubigern ge⸗ 
pfändet worden wäre und wenn fodann der Dritt⸗ 
ſchuldner nach dem — allenfalls entſprechend anwend— 
baren — 8 854 ZPO. auf Verlangen eines Gläubigers 
oder von ſelbſt zur Sicherung der Erfüllung gegen⸗ 
über dem Berechtigten die Urkunde einem Gerichts⸗ 
vollzieher übergeben hätte, der ſie kraft beſonderer 
geſetzlicher Vorſchrift für alle Berechtigten in Empfang 
zu nehmen und zu verwahren hätte. Einen ſolchen 
Fall behandelt die Entſcheidung in OL GRechtſpr. 11, 
111 und ſolche Fälle ſind es offenbar, welche die Er⸗ 
läuterungen zu 8830 ZPO. — mit einer inhaltlich 
gleichen Beſtimmung für die Briefhypothek — im Auge 
haben (Gaupp⸗Stein, Anm. 8 Abſ. 2; Seuffert, Anm. 2a; 
Peterſen, Anm. 2a; Falkmann, Zwangsvollſtreckung 
854 S. 655). Im gegebenen Falle trat jedoch die 
Pfändung der Pferdegeldforderung zuerſt und nur für 
den Kläger durch die für ihn ausgeübte Beſitzhandlung 
des Gerichtsvollziehers an der Anerkenntnisurkunde in 
Wirkſamkeit; der Kläger hat alſo gegenüber den Be— 
klagten, die zwar ihre Pfändungsbeſchlüſſe früher er— 
wirkt, aber die Wegnahme der Urkunde nicht betrieben 
haben, den Vorrang bei der Verteilung der Pferde— 
geldforderung des Schuldners. (Urt. des II. ZS. vom 
1. Februar 1916, L 170/15). Br. 
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Pücheranzeigen. 


Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen. 

A. Zivil⸗, Handels⸗ und Prozeßrecht. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Otto Warneyer, Oberlandesgerichts— 
rat in Dresden. 14. Jahrgang. XXII und 491 S. 

B. Strafrecht und Strafprozeß. Bearbeitet von 
Georg Noſenmüller, Landgerichtsdirektor in Plauen 


i. V. 10. Jahrgang. XIX und 186 S. Leipzig 1916, 
Roßbergſche Verlagsbuchhandlung, Arthur Roßberg. 
Preis 11.— Mk. u. 7.— Mk. 


Der neue Jahrgang des beliebten Jahrbuchs liegt 
in zwei ſtattlichen Bänden vor. Der Band A berück⸗ 
ſichtigt Schrifttum und Rechtſprechung vom Herbſt 1914 
bis Herbſt 1915 zum BGB., HGB., WO., ZPO. KO., 
GVG., JGG., ZIG. EBO. und zu 105 anderen 
Reichsgeſetzen, ſowie zu 122 Landesgeſetzen; Kriegs⸗ 
ſchrifttum und Kriegsentſcheidungen hat der Heraus⸗ 
geber in das Friedensrecht hineingearbeitet, um eine 
brauchbare Grundlage zu ſchaffen für den weiteren 
Ausbau der durch den Krieg ausgelöſten, gleichzeitig 
aber für die Fortentwicklung des Rechts in der Friedens⸗ 
zeit verwertbaren Rechtsſätze und Rechtsmeinungen. Der 
Band B iſt dem Schrifttum und der Rechtſprechung des 
Jahres 1915 zu St., StPO., GewO., MSt GB., 
MStGO. ſowie 58 anderen Reichs⸗ und 52 Landes⸗ 
geſetzen gewidmet; das Kriegsrecht berückſichtigt er in 
einem beſonderen Anhang. Neben den Verweiſungen 
enthält er auch den Text einer Reihe noch nicht ver⸗ 
öffentlichter reichsgerichtlicher Entſcheidungen. E. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Neue Bundesratsvererduungen bürgerlichrechtlichen 
Inhalts. Den Schutz von Angehörigen immo⸗ 
biler Truppenteile bezweckt eine BRVO. vom 
20. Januar ds. Is. Zu ihren Gunſten griff bis zur 
Erlaſſung dieſer Verordnung nur die Beſtimmung in 
8247 3PO. Platz. Die Beſtimmungen des Geſetzes 
zum Schutze der Kriegsteilnehmer vom 4. Auguſt 1914 
und der BRBO. vom 14. Januar 1915 über die Ver⸗ 
tretung der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten find bekanntlich nur auf einen Teil der 
zu den Fahnen einberufenen Perſonen anwendbar, 
nämlich auf die Angehörigen mobiler oder gegen den 
Feind verwendeter Teile der Land⸗ oder Seemacht 
oder der Beſatzung einer armierten oder in der Ar⸗ 
mierung begriffenen Feſtung. Dabei iſt über die Be⸗ 
griffe „mobil“ und „gegen den Feind verwendet“ mehr⸗ 
fach Meinungsverſchiedenheit entſtanden, zumal in vielen 
Fällen die Angehörigen immobiler Truppenteile durch 
ihre militäriſche Tätigkeit z. B. durch anſtrengenden 
Lazarettdienſt in der Wahrnehmung ihrer Rechte ähn⸗ 
lich behindert waren wie im Felde ſtehende Soldaten, 
ſo daß eine verſchiedene rechtliche Behandlung oft als 
Unbilligkeit erſcheinen mußte. Eine vollſtändige Gleich⸗ 
ſtellung mit den mobilen Militärperſonen hat indeſſen 
auf die VO. vom 20. Januar ds. Js. nicht gebracht 
und nicht bringen wollen; ſie würde über das Ziel 
hinausſchießen und der Tatſache nicht gerecht werden, 
daß die Verhältniſſe bei den immobilen Truppen fehr 
verſchieden liegen und für den hier verwendeten Mann 
eine Behinderung an der Wahrnehmung ſeiner Rechte 
keineswegs als die Regel angeſehen werden kann. 
Nur wo eine ſolche Behinderung tatſächlich vorliegt, 
muß das Verfahren ausgeſetzt werden, jedoch nur auf 
Antrag der behinderten Partei (8 1 Abſ. 1). Der An⸗ 
trag iſt abzulehnen, wenn die Ausſetzung nach den 
Umſtänden des Falles offenbar unbillig tft (8 1 Abſ. 2); 
das entſpricht dem Grundgedanken der ſchon für die 
mobilen Kriegsteilnehmer getroffenen Regelung (vgl. 
die VO. vom 14. Januar 1915); auf den Begriff der 
offenbaren Unbilligkeit braucht darum hier nicht ein» 
gegangen zu werden. Offenbar unbillig kann unter 
Umſtänden eine Ausſetzung nachträglich werden, die 
es anfangs nicht geweſen iſt. In dieſem Fall hat 
das Gericht ſie auf Antrag des Gegners wieder auf— 
zuheben und das gleiche gilt, wenn die Vorausſetzungen 
der Ausſetzung weggefallen ſind, ſei es, daß die Partei 
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aufgehört hat der bewaffneten Macht anzugehören 
oder infolge einer Aenderung in ihrer Verwendung 
nicht mehr behindert iſt ihre Rechte wahrzunehmen 
(S 2). — Für den Antrag 9 Ausſetzung gilt 8 248 
3PO.; er unterliegt alſo auch im Anwaltsprozeß nicht 
dem Anwaltszwang, ebenſowenig die Erklärung, welche 
die in 81 bezeichnete Partei auf den Antrag des Gegners 
die Ausſetzung aufzuheben abgibt (8 2 Satz 3), wohl 
aber dieſer Antrag des Gegners. Weder für den An⸗ 
trag nach 8 1 noch für den nach 8 2 iſt eine Glaub⸗ 
haftmachung der zu ſeiner Begründung behaupteten 
Tatſachen vorgeſchrieben. Es iſt aber klar, daß das 
Gericht ſich nicht auf das Vorbringen der Antragſteller 
verlaſſen muß, ſondern von Amts wegen Ermittelungen 
anſtellen wird, wo ihm das geboten erſcheint. und daß 
es fi) darum für die Antragſteller empfiehlt ihre Be⸗ 
hauptungen glaubhaft zu machen. Ob eine Behinde⸗ 
rung vorliegt, entſcheidet das Gericht nach freiem Er⸗ 
meſſen. Sie kann vorliegen, auch wenn die Partei 
einen Prozeß bevollmächtigten hat, wenn ihr z. B. die 
Möglichkeit fehlt ihn zu unterrichten; anderſeits wird 
die Behinderung nicht ſchon deshalb zu bejahen ſein, 
weil die Partei nicht jederzeit perſönlich vor Gericht 
ihre Sache vertreten kann, ſoferne ſie ihre Sache auch 
durch einen Bevollmächtigten führen laſſen könnte. 
Die Beſtellung eines Vertreters nach der BO. vom 
14. Januar 1915 findet nicht ſtatt. Sie iſt dort für 
den Fall vorgeſehen, daß ſie zur Verhütung . 
Unbilligkeiten erforderlich iſt. Allein, wo dieſe Voraus⸗ 
ſetzung zuträfe, wird nach 8 1 Abſ. 2 der BO. vom 
20. Januar ds. Is. die Ausſetzung nicht bewilligt. 
Der Beſchluß nach § 1 wie der nach 82 kann ohne 
mündliche Verhandlung ergehen; in dieſem Falle wird 
er von Amts wegen zugeſtellt, andernfalls verkündet. 
Der Beſchluß, der die Ausſetzung ablehnt, oder der 
ſie wieder aufhebt, iſt mit ſofortiger Beſchwerde an⸗ 
fechtbar, die Anordnung der Ausſetzung oder die Ab⸗ 
lehnung des Aufhebungsantrags mit der einfachen 
Beſchwerde (vgl. § 252 ZPO.) In allen Fällen iſt 
der Beſchluß nach 8 47 Abſ. 1 Nr. 1 GKG. gebühren- 
frei, da er die Prozeß⸗ oder Sachleitung betrifft. Stellt 
ein Anwalt als Prozeßbevollmächtigter den Antrag 
nach 8 1 oder den nach 82, fo kann er hiefür nicht 
noch eine beſondere Gebühr neben der Prozeßgebühr 
beanſpruchen. — Für die Anwendung des 8 250 ZPO. 
it im Falle des § 2 VO. kein Raum; mit der Be⸗ 
kanntmachung des die Ausſetzung aufhebenden Ge⸗ 
richtsbeſchluſſes geht das Verfahren weiter; je nach 
der Lage des Verfahrens wird zur mündlichen Ver⸗ 
handlung zu laden, Zahlbefehl ader Vollſtreckungs⸗ 
befehl zu erlaſſen ſein uſw. Die Rechtswohltaten, die 
nach den 88 5—8 Kr Schutz Z. den Angehörigen der 
mobilen oder gegen den Feind verwendeten Truppen 
hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung, des Konkurs⸗ 
verfahrens, der Verjährung uſw. zukommen, ſind den 
Angehörigen der immobilen Truppenteile nicht zus 
geſtanden. Eine dem 89 Abſ. 1 dieſes Geſetzes ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung findet ih in §3 VO.; dagegen 
hat man von einer dem 8 9 Abſ. 2 entſprechenden Be: 
ſtimmung abgeſehen. Ein Unterſchied äußerlicher Art 
gegenüber dem Kr Schutz G. iſt es, daß dieſes in 8 2 
ausdrücklich von bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſpricht, 
die bei den ordentlichen Gerichten anhängig ſind oder 
anhängig werden und in Abſ. 2 daſelbſt die Beſtim⸗ 
mung des Abſ. 1 für anwendbar erklärt auf die bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten vor den Gewerbe⸗ und den 
Kaufmannsgerichten, während 81 VO. ſchlechthin von 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ſpricht. Ein ſachlicher 
Unterſchied iſt mit dieſer kürzeren Faſſung nicht be⸗ 
zweckt. Um einem Mißverſtändnis vorzubeugen iſt 
endlich in 8 4 noch hervorgehoben, daß die Befugnis 
des Gerichts, auch von Amts wegen das Verfahren aus— 
zuſetzen, durch die Verordnung nicht berührt worden iſt. 

Auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechtsſtreits 
iſt ferner von Bedeutung eine Bekanntmachung, die 


der Reichskanzler am 18. Februar ds. Is. zu der 
Bek. vom 7. Auguſt 1914 über die Geltendmachung 
von Anſprüchen von Perſonen, die im Ausland ihren 
Wohnſitz haben, erlaſſen hat. Sie betrifft die Vol l⸗ 
ſtreckung von Koſtenentſcheidungen aus⸗ 
ländiſcher Gerichte. Nach Art. 18 des Haager 
Abkommens über den Zivilprozeß iſt eine in einem 
der Vertragsſtaaten erſolgte Verurteilung eines Klägers 
oder Intervenienten in die Koſten unter beſtimmten 
Vorausſetzungen in jedem anderen Vertragsſtaate für 
vollſtreckbar zu erklären. Nun haben ſich bei der 
Auslegung des ſog. Gegenmoratoriums Zweifel darüber 
ergeben, ob es nur der Geltendmachung des Haupt⸗ 
ſacheanſpruchs entgegenſtehe oder auch der Geltend⸗ 
machung des Koſtenerſtattungsanſpruchs, ob als Geltend⸗ 
machung vor inländiſchen Gerichten und deshalb als 
unzuläffig auch die Geltendmachung im Wege der 
ſſch fegen wis fiche anzuſehen ſei, und endlich konnte 

ch fragen, wie ſich denn die Bek. vom 7. Auguſt 1914, 
das in deren 8 1 enthaltene Verbot der Geltendmachung, 
zu der in Art. 18 des genannten Abkommens über⸗ 
nommenen Verpflichtung verhält, zur Vollſtreckung 
ausländiſcher Koſtenentſcheidungen mitzuwirken. „Zur 
Beſeitigung obwaltender Zweifel“ löſt der Reichs⸗ 
kanzler dieſe Frage in der Weiſe, daß er von ſeiner 
Befugnis Gebrauch macht, Ausnahmen von dem Gegen⸗ 
moratorium zuzulaſſen (8 1 Abſ. 2 Satz 1 Bek. vom 
7. Auguſt 1914); er gibt alſo eigentlich zu erkennen, 
daß an und für ſich das Gegenmoratorium anwend⸗ 
bar wäre, aber er nimmt von ſeiner Geltung aus 
und läßt zu die Vollſtreckbarkeitserklärung ſowohl 
wie die Vollſtreckung der in Art. 18 a. a. O. bezeichneten 
ausländiſchen Entſcheidungen, ſoferne ſie von Gerichten 
nichtfeindlicher Staaten erlaſſen ſind. 

Dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit ge⸗ 
hört die B RBO. vom 20. Januar 1916 an 
über die Beglaubigung von Unterſchriften 
und die Legaliſation von Urkunden in den 
beſetzten Gebieten (RG Bl. S. 48). Ausländiſche 
öffentliche Urkunden bedürfen im inländiſchen Rechts⸗ 
verkehr des Nachweiſes der Echtheit. Zu dieſem Nach⸗ 
weiſe genügt die Beglaubigung NE durch 
einen Geſandten oder Konſul des Reichs (8 438 ZPO., 
82 Gef. vom 1. Mai 1878, RGBl. S. 89). Da in den 
beſetzten feindlichen Gebieten keine deutſche diplomatiſche 
oder konſulariſche Vertretung beſteht, iſt dort eine Be⸗ 
glaubigung zurzeit nicht möglich. Ferner iſt in den 
Ländern des franzöſiſchen Rechts die öffentliche Be⸗ 
glaubigung einer Privatunterſchrift (8 129 8.), 
wie ſie die deutſche Geſetzgebung vielfach vorſieht, un⸗ 
bekannt. Wer daher nicht von der Zuſtändigkeit der 
Kriegsgerichtsräte und Oberkriegsgerichtsräte oder der 
militäriſchen Diſziplinarvorgeſetzten, der vorgeſetzten 
Beamten oder der Gerichtsoffiziere zur Beglaubigung 
feiner Unterſchrift Gebrauch machen kann (8 1 JGG. 
für Heer und Marine vom 28. Mai 1901, 8 3 BO. 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit in Heer und Marine 
vom 14. Januar 1915, RGBl. S. 18), ſieht ſich ge⸗ 
gebenenfalls in die Notwendigkeit verſetzt, die Form 
der öffentlichen Beurkundung zu wählen (88 128, 129 
Abſ. 2 BGB.). Das iſt koſtſpieliger und nur dort 
möglich, wo, wie in Belgien, das Notariat im all⸗ 
gemeinen in Tätigkeit geblieben iſt. Bei dem großen 
Umfang, in dem die öffentlich beglaubigte Urkunde 
im deutſchen Rechtsverkehr, insbeſondere in Grund⸗ 
buchſachen zugelaſſen iſt und der zunehmenden Be⸗ 
lebung der wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den 
beſetzten Gebieten und dem Inland hat ſich immer 
mehr das Bedürfnis geltend gemacht, hier einen Er⸗ 
ſatz für die Beglaubigungsbefugnis zu ſchaffen, die 
ſonſt den Konſuln vermöge des ihnen übertragenen 
Rechtes der Notare zuſteht (8 16 Geſ. vom 8. No⸗ 
vember 1867, betr. die Organiſation der Bundeskon⸗ 
ſulate). Dieſen Unzuträglichkeiten, die ſich auch im 
wirtſchaftlichen Verkehre ſchon fühlbar gemacht haben 
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(8 3 Ermädtigungs®.!), Hilft der Bundesrat mit der 
BD. vom 20. Januar ds. Is. ab und zwar zunächſt 
ſür die beſetzten Gebiete Belgiens und Frankreichs, 
ſoweit fie unter der Verwaltung des Kaiſerl. General⸗ 
gouverneurs in Brüſſel ſtehen; die Ausdehnung der 
Vorſchriften auf andere beſetzte Gebiete iſt im 8 3 dem 
Reichskanzler vorbehalten. Die Befugnis zur Be⸗ 
glaubigung einer Privatunterſchrift oder eines Hand⸗ 
zeichens überträgt § 1 den in jeder Provinz beſtellten 
Präſidenten der Zivilverwaltung; der Reichskanzler 
kann auch anderen Dienſtſtellen der Zivilverwaltung 
dieſe Befugnis verleihen. Für die Beglaubigung gelten 
die Vorſchriften des 8 183 888. Nur die Präſidenten 
der Zivilverwaltung find nach 8 2 VO. befugt, Ur⸗ 
kunden, die an ſich ſchon mit öffentlichem Glauben 
verſehen find, zu legalifieren und ihnen dadurch über 
das Gebiet des Heimatſtaates hinaus auch für den 
deutſchen Rechtsverkehr öffentlichen Glauben zu ver⸗ 
ſchaffen, wie dies ſonſt nach 8 14 KonſG. durch die 
Konſuln geſchieht. 

Von den das materielle Recht berührenden zahl⸗ 
reichen neuen Anordnungen beſonders auf dem Gebiete 
der Lebensmittelverſorgung können wir nur auf ein⸗ 
zelne einen kurzen Blick werfen. An erſter Stelle ſei 
die VO. vom 31. Januar 1916 über die Herabſetzung 
der Malz⸗ und Gerſtenkontingente der gewerblichen 
Bierbrauereien für die Zeit vom 1. Oktober 1915 bis 
31. Oktober 1916 erwähnt, zu deren Ausführung am 
11. Februar noch eine Bek. des Reichskanzlers ergangen 
it (RED. S. 77 und 95). Für die in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift wiederholt erörterte Frage der Uebertragung 
der Kontingente und der Zwangsvollſtreckung in ſie 
(vgl. S. 383 des vorigen und S. 66 des laufenden 
Jahrgangs) iſt die Beſtimmung in 8 1 Abſ. 1 RKBek. 
von Bedeutung, daß die Kürzung übertragener Kon⸗ 
tingente und Kontingentsteile beim Erwerber erfolgt. 
Wichtiger noch für Bayern iſt, daß die ſtellvertretenden 
Generalkommandos der drei bayer. Armeekorps durch 
einen Erlaß vom 31. Januar ds. Js. ihre Bek. vom 
11. Dezember v. Js. aufgehoben haben, die den Handel 
mit Malzkontingenten unterſagte und bis dahin ab⸗ 
geſchloſſene, noch nicht erfüllte Verträge für nichtig 
erklärte. Zur Regelung des Verkehrs mit Malzkontin⸗ 
genten errichtet die neue Bek. die „Bayeriſche Ver⸗ 
teilungsſtelle für Malzkontingente in München“, deren 
geſchäftliche Aufgaben für ganz Bayern, die Gerſten⸗ 
verwertungs⸗Geſellſchaft m. b. H., Zweigniederlaſſung 
für Bayern r. d. Rh. durchzuführen hat. Nur durch 
die Vermittelung der Verteilungsſtelle iſt der Erwerb 
von Malzkontingenten zuläſſig. Wer ein ſolches ver⸗ 
äußern will, hat es der Gerſtenverwertungsgeſellſchaft 
anzubieten. Jeder Handel mit Braumalz iſt ver⸗ 
boten uſw. 


Von der BR VO. vom 20. Januar 1916 
über den Handel mit ausländiſchen Zah⸗ 
lungsmitteln (RG Bl. S. 49) iſt in den Tages⸗ 
zeitungen ſoviel zu leſen geweſen, daß es hier genügen 
wird, auf die aus 8 134 BGB. ſich ergebende Nichtig⸗ 
keit der Verfügungen hinzuweiſen, die im Widerſpruch 
mit dem 81 der VO. getroffen werden. Einſchrän⸗ 
kungen der Freiheit des Eigentums und der Vertrags⸗ 
freiheit enthalten ferner u. a. die VO. vom 14. Fe⸗ 
bruar 1916 zur Regelung der Preiſe für Schlacht— 
ſchweine und Schweinefleiſch und die VO. vom 24. Fe⸗ 
bruar 1916 über den Verkehr mit Leimleder 
(RG Bl. S. 113) d. i. über den Verkehr mit allen 
bei der Bearbeitung von Rohhaut entſtehenden Ab— 
fällen mit Ausnahme von Haaren, Hufen und Hörnern 
(vgl. 8$ 3, 4 und 8). 

Sehr eigenartig iſt die Preiserhöhung, die in der 
VO. vom 3. Februar 1916 betr. die Preiſe 
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für Rohzucker und Zuckerrüben im Betriebs⸗ 
jahr 1916/7 (RG Bl. S. 80) für Rohzucker mit der 
Beſtimmung vorgeſchrieben iſt, daß der Mehrbetrag 
des Preiſes ausſchließlich zur Erhöhung der Rüben⸗ 
preiſe zu verwenden iſt; Hand in Hand damit geht 
die Feſtſetzung eines — Mindeſtpreiſes für Zuckerrüben 
mit rückwirkender Kraft für laufende Lieferungsver⸗ 
träge, ſoweit im Betriebsjahre 1916/17 zu lieſern iſt. 
Kaufverträge über Rohzucker aus dem Betriebsjahre 
1916/17 dürfen nicht abgeſchloſſen werden. Verträge, 
die vor dem Inkrafttreten der VO. geſchloſſen ſind, 
ſind nichtig. Wie eine Menge anderer Verordnungen 
des Bundesrats, ſo überträgt auch dieſe die Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde. „Die Entſcheidung iſt endgültig und für die 
Gerichte bindend“ (8 3). Für die Verhängung von 
Strafen ſind die Gerichte gut genug. Das aber, was 
recht eigentlich ihres Amtes und eine wirklich dankbare 
Aufgabe iſt, die Ausgleichung widerſtreitender In⸗ 
tereſſen, wird ihnen entzogen und den Verwaltungs⸗ 
behörden übertragen, als ob der Richter, wenn er von 
den ſpaniſchen Stiefeln der Prozeßgeſetze befreit iſt, in 
dieſen Dingen nicht ebenſo raſch zum Ziele kommen 
könnte und ebenſo ſicher das Richtige zu treffen wüßte 
wie der Verwaltungsjuriſt! 
3811 


Sprachecke des Allgemeinen Deutſchen Sprach⸗ 
vereins. 


Zivil. Dies Wort iſt ein rechtes Muſterbeiſpiel 
für die Verſchwommenheit des Fremdworts. Schreiben 
wir es mit großem Anfangsbuchſtaben, dann kann es 
entweder auf Perſonen bezogen werden und den Bürger⸗ 
ſtand bezeichnen oder von dem Anzug verſtanden werden 
und die bürgerliche Kleidung bedeuten. Schreiben wir 
es mit kleinem Anfangsbuchſtaben, dann iſt es ſoviel 
wie bürgerlich oder ſtandes amtlich, oder, von Preiſen 
gebraucht, angemeſſen, niedrig. Zu dieſen Unklarheiten 
kommen noch größere, wenn wir die Ableitungen des 
Wortes betrachten. Was iſt ein Ziviliſt? Im Gegenſatz 
zum Soldaten ein Bürger, im Gegenſatz zu den übrigen 
Lehrern der Rechts- und Staatswiſſenſchaft ein Hoch⸗ 
ſchullehrer des bürgerlichen Rechts. Die Zuſammen⸗ 
ſetzungen zeigen noch mehr Verſchwommenheiten. Bei 
Zivilliſte hat man an die Throngelder oder das Kron⸗ 
gedinge oder den Haushalt eines Fürſten zu denken, 
bei Zivilverſorgungsſchein jedoch an den Anſtellungs⸗ 
ſchein eines Unteroffiziers. Noch auffälliger wird die 
Unklarheit des Begriffs in der Rechtsſprache. Zivil⸗ 
prozeß heißt bürgerliche Rechtsſache, Zivilſache bürger⸗ 
liche Streitſache, Zivilrecht bürgerliches Recht, ein Zivil⸗ 
gefangener iſt ein Schuldgefangner. Und was bedeutet 
Zivil nicht alles im gewöhnlichen Leben! Der Zivil⸗ 
anwärter iſt ein Amtsanwärter, die Ziviltrauung bes 
deutet bürgerliche Eheſchließung, Zivilſtandsregiſter 
aber Standesregiſter oder Perſonenſtandsbuch, Zivil⸗ 
ſtand iſt bald bürgerlicher Stand bald Familienſtand 
bald Perſonenſtand. Was ſehen wir? Das Fremdwort 
iſt ganz eintönig und wird völlig unterſchiedslos für 
22 verſchiedene Begriffe gebraucht. Jedes deutſche Erſatz⸗ 
wort dagegen iſt etwas Beſonderes für ſich, ein klarer 
Begriff und eine ſcharfe Anſchauung. Darum: Deutſcher, 
brauche das deutſche Wort! Teſch (Köln). 
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die Auskunfterteilung der Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
behörden in ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen, 
unter Verückſichtigung einiger verwandter Fragen. 


Bon Dr. H. Hellmuth, Poſtaſſeſſor in Speyer a. Rh., 
z. Z. Feldpoſtmeiſter des II. bay. A. K. 


Die praktiſch höchſt wichtige Frage, ob und 
inwieweit die Poſt⸗ und Telegraphenbehörden in 
ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen den Anträgen 
der Gerichte und Staatsanwaltſchaften 
auf Auskunfterteilung über Poſtſendungen, 
Telegramme, Telephongeſpraͤche ufw., die mit einem 
Beſchuldigten in Verbindung ſtehen, ſtattzugeben 
haben, ſteht im engſten Zuſammenhange mit der 
Lehre vom Poſtgeheimnis und den bei ſtrafgericht⸗ 
lichen Unterſuchungen vorgeſehenen Ausnahmen von 
dieſem Gebote. Trotzdem die geſetzliche Grundlage 
des Poſtgeheimniſſes, das Geſetz über das Poſt⸗ 
weſen des Deutſchen Reichs (S R.), bereits im 
Jahre 1871 geſchaffen wurde (RGBl. 347 ff.), 
begegnet man heute noch gewiſſen Lücken und 
Mängeln im rechtlichen Ausbau dieſes notwendigen 
Verkehrsinſtituts, beſonders einer direkt gegenſäͤtz⸗ 
lichen Auffaſſung eines Teiles der Theorie gegen⸗ 
über der Praxis, ſoweit es ſich um die Frage 
handelt, ob die Auskunfterteilung im gedachten 
Sinne unter die rechtlich zuläſſigen Ausnahmen 
vom Poſtgeheimniſſe fällt. Die Praxis der be⸗ 
teiligten Poſtverwaltungen bejaht dieſe Frage prin⸗ 
zipiell und gibt den diesbezüglichen Anträgen der 
Gerichte und Staatsanwaltſchaften ſtatt. In der 


) Literatur: Dambach⸗ von Grimm, Geſetz über das 
Poſtweſen des Deutſchen Reichs, Berlin 1901, 6. Auflage. 
— Aſchenborn, Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen 
Reichs, Berlin 1908. — Wolcke, Poſtrecht, Leipzig 1909, 
Sammlung Göſchen. — Nawiasky, Deutſches und öſter⸗ 
reichiſches Poſtrecht. Der Sachverkehr. Erſter Teil: Die 
allgemeine Rechtsſtellung der Poſt. Wien 1909. — Niggl, 
Das Poſtrecht, Berlin⸗Stuttgart⸗Leipzig 1913. — Löwe, 
Die Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich, Berlin 
1913, 13. Auflage. 


Theorie wird von einem Teile der auch heute 
noch maßgebenden Schriftſteller dieſe Praxis, wenn 
auch ohne beſondere Begründung für ihre Billi⸗ 
gung, gutgeheißen, ein anderer Teil aber gelangt 
nach (teilweiſe) eingehender Ueberprüfung der ein⸗ 
ſchlägigen Rechtsverhältniſſe zur entſchiedenen 
Verneinung jener Frage. Bietet dieſer Zwieſpalt 
auch kein erfreuliches Bild, ſo muß man ſich doch 
mit Nawiasky (a. a. O. S. 196) vor Augen halten, 
daß das Poſtgeheimnis „in dem fruchtbaren Boden 
des Rechtes der öffentlichen Anſtalten wurzelt, 
deſſen Erſchließung erſt in der jüngſten Ver⸗ 
gangenheit begonnen hat“ — bei der langen 
Geltungsdauer des Reichspoſtgeſetzes allerdings kein 
Vorteil für dieſes. Um ſo nutzbringender für die 
obengenannte Entwicklung des Rechtes der öffent⸗ 
lichen Anſtalten wirkt die gegenſaͤtzliche Stellung⸗ 
nahme jener neueren Schriftſteller zu dieſer Seite 
des Poſtgeheimniſſes; denn ſie fördert die Klarheit 
über die einſchlägigen Begriffe und Grundſätze 
jenes Inſtituts und vertritt mit Konſequenz und 
überzeugender Begründung, beſonders ohne 
Rückſicht auf die weittragenden Folgen, welche 
daraus für die Praxis erwachſen müſſen, das Er⸗ 
gebnis dieſer rechtlichen Unterſuchungen. 

Ohne daß auf alle einſchlägigen Geſichtspunkte bei 
der Erörterung der Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit 
der beſagten Auskunfterteilung eingegangen werden 
ſoll, dürften es hauptſächlich folgende Momente ſein, 
deren Erfaſſen das Verſtändnis vom Weſen des 
Poſtgeheimniſſes erleichtert und zur Gewinnung 
einer haltbaren Auffaſſung über die Zuläͤſſigkeit 
ſeiner Durchbrechung in Form einer Aufſchluß⸗ 
gewährung beiträgt. 


I. 


Der Grundſatz des Poſtgeheimniſſes 
hat eine geſchichtliche Entwicklung aufzuweiſen, auf 
die hier nicht näher einzugehen iſt; vgl. hiezu 
Aſchenborn a. a. O. Anm. 2 zu 8 5 RꝗqG., 
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Nawiasky a. a. O. S. 150 Ziff. 2. — Seine 
gegenwärtig geltende geſetzliche Grundlage findet 
er in 85 RPG. vom 28. Oktober 1871 (RGBl. 
S. 347 ff.), der beſtimmt: 

„Das Briefgeheimnis ift unverletzlich. Die 
bei ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen ... notwendigen 
Ausnahmen ſind durch ein Reichsgeſetz ſeſtzuſtellen. 
Bis zu dem Erlaß eines Reichsgeſetzes werden jene 
Ausnahmen durch die Landesgeſetze beſtimmt“.— 

Ergänzend hiezu hat das Reichsgeſetz vom 
6. April 1892 über das Telegraphenweſen des 
Deutſchen Reichs (RGBl. S. 467 ff.) in feinem 8 8 
erklärt: 

„Das Telegraphengeheimnis iſt um 
verletzlich, vorbehaltlich der geſetzlich für ſtrafgericht⸗ 
liche Unterſuchungen ... feſtgeſtellten Ausnahmen. 
Dasſelbe erſtreckt ſich auch darauf, ob und zwiſchen 
welchen Perfonen telegraphiſche Mitteilungen ſtatt⸗ 
gefunden haben“. 

Dieſer Geſetzesvorſchrift über die Beobachtung 
des Telegraphengeheimniſſes unterſteht auch das 
„Telephongeheimnis“, wenn man es ſo nennen 
will. 51 des letztangeführten Geſetzes begreift aus⸗ 
drücklich unter Telegraphenanlagen auch die Fern⸗ 
ſprechanlagen und unterſtellt damit deren Be⸗ 
nutzung gleichfalls dem in ſeinem 8 8 feſtgelegten 
Grundfatze der Geheimhaltung. 

1. Während die Bezeichnung „Telegraphen⸗ 
geheimnis“ bei Beachtung ſeiner Gültigkeit auch 
für Telephongeſpraͤche und die damit zuſammen⸗ 
hängenden Tatumſtände offenkundig den Gegen⸗ 
ſtand feines Schutzes erkennen läßt, muß man beim 
Briefgeheimnis einen weiteren und einen engeren 
Sinn auseinanderhalten. In dieſem doppelten 
Sinne gebraucht namentlich 85 RPG. den Aus: 
druck „Briefgeheimnis“; nach dieſer Zweiteilung 
ſind auch die hier einſetzenden Strafbeſtimmungen 
der 88 299, 354 RStGB. zu beurteilen. Letztere 
unterſcheiden ſich von einander nach den Rechts⸗ 
gütern, die fie ſchützen. Während § 299 a. a. O. 
verſchloſſene Briefe (wie auch andere verſchloſſene 
Urkunden) ganz allgemein gegen vorſätzliche, un⸗ 
befugte Eröffnung ſchützt und ſo ohne Rückſicht 
auf die Situation dieſer geſchützten Gegenſtände 
gegen jedermann das Verbot erläßt, in fremde 
verſchloſſene Schriften einzudringen, richtet $ 354 
a. a. O. ſeine Strafbeſtimmung ausſchließlich gegen 
Poſtbeamte, welche die der Poſt anvertrauten 
Briefe (gleichviel ob verſchloſſen oder nicht) oder 
Pakete in anderen als den im Geſetze vorgeſehenen 
Fällen eröffnen oder unterdrücken oder einem 
anderen wiſſentlich eine ſolche Handlung geſtatten 
oder ihm dabei wiſſentlich Hilfe leiſten. Geſchützt 
werden hier ſomit nur Gegenſtände, die in dem 
Verwahre der Poſtanſtalt ſich befinden, und zwar 
für die Dauer dieſes Verwahrs. Dem $ 354 
a. a. O. ähnlich iſt der Schutz des Telegraphen— 
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der brieflichen Mitteilungen vor Eingriffen Unbe⸗ 
fugter (außerhalb des Bereiches der Poſtverwaltung J 
tritt das Briefgeheimnis im weiteren 
Sinne am deutlichſten in die Erſcheinung; 8 299 
a. a. O. bezweckt den Schutz des Briefgeheimniſſes 
im weiteren Sinne oder ſchlechthin („allgemeine 
Sicherung der individuellen Geheimſphaͤre“ — 
Nawiasky a. a. O. S. 162); vgl. auch Niggl 
a. a. O., Erläuterung 1 zu 8 5 RPG. — Stellt 
ſomit dieſes Briefgeheimnis im weiteren Sinne 
ein allgemeines Gebot dar, deſſen i die 
Strafvorſchrift des § 299 a. a. O. bildet, ſo er: 
gibt ſich aus dem Zuſammenhalt von 8 5 RPG. 
mit 8 354 a. a. O. eine weitere, ſelbſtändig ge⸗ 
artete Schutzvorſchrift, welche, wie geſagt, die Siche⸗ 
rung aller der Poſt anvertrauten Sendungen 
vor Vertrauensbruch durch die Poſtanſtalt und 
ihre Angeſtellten zum Gegenſtand hat; vgl. Niggl 
a. a. O. In dieſer Bedeutung führt das Rechts⸗ 
gebilde den Namen Briefgeheimnis im engeren 
Sinne oder „Poſtgeheimnis“, und nur als 
Poſt geheimnis vermag hier das Briefgeheimnis 
zu intereſſieren, da es nur in dieſer beſonderen 
Bedeutung bei der Poſtverwaltung Erſcheinung 
gewinnt, Gebote und Verbote aufſtellt und den 
ſtrafrechtlichen Schutz des § 354 R StGB. bean⸗ 
ſpruchen kann. Dieſe Eigenſchaft als Poſt⸗ 
geheimnis iſt daher auch ſtets gemeint, wenn 
im Zuſammenhange mit dem Poſtbetrieb und in 
bezug auf die Poſtanſtalten von „Briefgeheimnis“ 
geſprochen wird; vgl. z. B. die Darlegungen bei 
Löwe a. a. O. zu 8 99 StPO.; ſ. im übrigen 
Niggl a. a. O. 

2. Die Zuläſſigkeit einer Ausnahme 
vom Poſtgeheimnis, etwa in Form der mehr⸗ 
fach erwähnten Auskunfterteilung, läßt ſich mit 
gutem Grunde nur dann bejahen oder verneinen, 
wenn über die hiefür nötigen Grundlagen (wie 
rechtliche Natur, Gegenitand, Zweck, Beginn und 
Ende des Poſtgeheimniſſes) Klarheit herrſcht. Die 
bisher vielfach unrichtige Beurteilung von Gegen⸗ 
ſtand und Art der geſetzlich erlaubten Ausnahmen 
vom Poſtgeheimnis iſt großenteils auf unzutreffende 
Vorſtellungen über die vorgenannten Begriffe zurück⸗ 
zuführen geweſen (oder noch zurückzuführen). 

Wie bereits bemerkt, ſoll ſich im Poſtgeheim⸗ 
niſſe eine Gewähr für alle der Poſt anvertrauten 
Sendungen gegen Vertrauensbruch durch die Poſt⸗ 
anſtalt und ihre Angeſtellten bieten; ſo beſonders 
Niggl Anm. 1 zu § 5 RPS. Nach herrſchender 
Meinung umfaßt dieſe Geheimhaltung alle Tat⸗ 
ſachen, welche die Poſtbeamten (denn nur ſie 
kommen als ausführende Organe der Poſtver— 
waltung in Betracht) durch einen Poſtverkehr 
amtlich erfahren haben; vgl. z. B. die Bayeriſche 
Boit: und Telegraphen⸗Dienſtanweiſung Abſchn. II 
Abt. 1, Ausf Beſt. 1 zu S 5 RPG. Im Sn: 


geheimniſſes in § 355 a. a. O. unter ſtrafgeſetz⸗ tereſſe der Erhaltung des Vertrauens zur Poſt⸗ 


liche Sicherung geſtellt. In dem von § 299 a. a. O. 
allgemein vorgeſehenen ſtrafrechtlichen Schutz 


anſtalt kann ſich der im Poſtgeheimniſſe gewähr⸗ 
leiſtete Schutz der Verſchwiegenheit nicht bloß 
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auf den Inhalt von verſchloſſenen Mit⸗ 
teilungen, wie ihn die Strafbeſtimmung nach 
§ 299 RStGB. allgemein ſichert, erſtrecken, ihm 
müffen vielmehr auch alle Aeußerlichkeiten unter⸗ 
ſtehen, wie fie die Aufgabe, Beförderung und 
Zuſtellung einer Sendung bei der Poſt mit ſich 
bringen, ſo u. a. der Inhalt der auf der Außen⸗ 
ſeite einer Sendung angebrachten Angaben, der 
Begleitpapiere, welche bei poſtordnungsgemäßer Auf⸗ 
lieferung einer Sendung beigegeben werden müſſen 
(3. B. Poſtanweiſungen, Pakeiadreſſen, Zollinhalts⸗ 
erklärungen, Frankozettel u. a. m.). Auch alle ſon⸗ 
ſtigen, verſchloſſen wie offen zur Poſt gegebenen 
Gegenſtände, die ſich zur Beförderung durch die 
Poſt eignen, werden vom Poſtgeheimnis erfaßt. 
Kurz geſagt, im Poſtgeheimnis liegt der Schutz 
für die Geheimhaltung der Tatſache der 
1 in allen ihren Be⸗ 
ziehungen, dieſer Schutz erſtreckt ſich auf alles, 
was in den Anſtaltsbereich aufgenommen wird, und 
ſolange es im Verwahre der Poſtanſtalt verbleibt; 
vgl. Nawiasky a. a. O. 149. Infolgedeſſen unter: 
ſtehen dieſer Geheimhaltung auch alle Tatumftände, 
die über die Beziehung einer dem Poſtver⸗ 
wahr anvertrauten Sendung zu beſtimmten Per⸗ 
ſonen zutage treten. Geheim zu halten gegen⸗ 
über allen unbeteiligten dritten Perſonen find fo: 
mit ſchon die (äußerlichen) Tatſachen, daß eine be⸗ 
ſtimmte Sendung oder aber überhaupt eine 
Sendung von A zur Poſt aufgeliefert wurde, daß 
ſie ſich im Verwahre der Poſt befindet oder daß 
ſie an B ausgehändigt wurde; vgl. Nawiasky 
a. a. O. S. 169. — Einſchränkende Vorbedingungen 
für die Wirkſamkeit des Poſtgeheimniſſes beſtehen 
nach dem Geſagten lediglich inſofern, als einmal 
dieſes Gebot nur an beſtimmte Tatſachen anknüpft, 
für ſein Eingreifen einen beſtimmten Beförderungs⸗ 
akt der beſchriebenen Art vorausſetzt, dann aber 
auch inſofern, als Beginn und Ende des Poſt⸗ 
geheimniſſes mit dem Beginn und Ende dieſer An⸗ 
ſtaltsbenützung zuſammenfallen. Gelangt eine Sen⸗ 
dung aus dem Verwahre der Poſtanſtalt, ſo endigt 
damit auch die Fürſorgepflicht und das Gebot der 
Geheimhaltung für den ferneren Verbleib der 
Sendung. Soweit natürlich die aus der An⸗ 
ſtaltsbenützung erwachſenen Tatumſtände in 
Frage kommen, bleibt die Poſtverwaltung auch 
nach der Hinausgabe einer Sendung zur Geheim⸗ 
haltung im besprochenen Maße verbunden. Was 
einmal vom Poſtgeheimnis erfaßt wurde, bleibt 
für immer ſeines Schutzes ſicher, gleichgültig wann 
die betreffende Sendung den Bereich der Poſt⸗ 
verwaltung verlaſſen hat, gleichviel welche Zeit ſeit 
der Beendigung des Poſtverwahrs verſtrichen iſt. 
Wollte man dieſe Wirkung des Poſtgeheimniſſes 
nicht anerkennen, ſo würde der ganze Zweck dieſes 
Inſtituts verfehlt werden, da mit dem Ende des 
Beförderungsaktes, alſo in der Regel nach einem 
ſehr knappen Zeitraum, auch Zweck und Wirkung 
der Geheimhaltung vereitelt werden könnten. 


— — 


Die Begründetheit der dargeſtellten Auffaſſung 
von der weitgreifenden Wirkung des Poſtgeheim⸗ 
niſſes laßt ſich am erſten aus dem bereits mit- 
geteilten 8 8 Tel. erſehen, woſelbſt das dem 
Poſtgeheimnis nach Gegenſtand und Zweck weſens⸗ 
verwandte Telegraphengeheimnis als un⸗ 
verletzlich erklärt wurde mit dem wichtigen Zuſatze, 
daß ſich das Telegraphengeheimnis auch darauf er⸗ 
ſtrecke, ob und zwiſchen welchen Perſonen 
telegraphiſche Mitteilungen ſtattgefun⸗ 
den haben. Bei der Gleichartigkeit der ge⸗ 
ſchützten Rechtsgüter müſſen die beiden Gefetzes⸗ 
vorſchriften miteinander in Einklang gebracht 
werden. Ihr Inhalt erganzt ſich gegenſeitig bei 
dem ihnen innewohnenden gemeinſamen Zweck, der 
Wahrung des Vertrauens zur Poſt⸗ und Tele 
graphenanſtalt. Demnach erſtreckt ſich das Tele⸗ 
graphengeheimnis auf alle Tatſachen, welche Be⸗ 
amte und Bedienſtete der Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung durch eine telegraphiſche Korreſpon⸗ 
denz oder — ſoweit der im Telegraphengeheimnis 
mitenthaltene Schutz des telephoniſchen 
Verkehrs in Frage kommt — durch ein 
telephoniſches Geſpräch amtlich erfahren haben; 
vgl. z. B. die Bayeriſche Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
Dienſtanweiſung, Abſchn. IV Abt. 1, AusfBeſt. 
zu 8 8 a. a. O. — Nach der angeführten Dienft: 
anweiſung, Abſchn. VI Abt. 2 (Telephonbetriebs⸗ 
dienſt) $ 8 erfaßt im letztgenannten Falle die 
Geheimhaltung ſowohl den den Umſchalte⸗ 
beamten dienſtlich bekannt gewordenen Inhalt der 
telephoniſchen Geſpräche, der telephoniſch aufge⸗ 
gebenen und zugeſtellten Telegramme und der 
Telephonnachrichten als auch alle Tatſachen, welche 
zum telephoniſchen Verkehre zwiſchen zwei Perſonen 
oder zur telephoniſchen Aufgabe und Zuſtellung 
von Telegrammen und Aufgabe von Telephon⸗ 
nachrichten in Beziehung ſtehen. 


II. 


1. Das Poſtgeheimnis iſt grundſätzlich un⸗ 
beſchränkt. Ausnahmen bedürfen ausdrück⸗ 
licher rechtlicher Vorſchrift (vgl. 85 RPG.: 
„Die bei ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen ... not: 
wendigen Ausnahmen ſind durch ein Reichsgeſetz 
ſeſtzuſtellen“; vgl. auch 8 8 des bereits mehr⸗ 
erwähnten Telegraphengeſetzes, durch den die Un⸗ 
verletzlichkeit des Telegraphengeheimniſſes ausge⸗ 
ſprochen wurde, „vorbehaltlich der geſetzlich für 
ſtrafgerichtliche Unterſuchungen .. . . feſtgeſtellten 
Ausnahmen“). Das vorgeſehene beſondere Reichs⸗ 
geſetz iſt nicht erſchienen, Ausnahmen vom Poſt⸗ 
geheimnis und Telegraphengeheimnis find daher 
nur inſoweit zuläſſig, als ſich in den ſonſtigen 
Reichsgeſetzen Beſtimmungen finden. Das 
iſt für ſtrafgerichtliche Unterſuchungen nur in 
einigen Vorſchriſten der Strafprozeßordnung für 
das Deutſche Reich (= RStpO.) der Fall. Außer 
dieſen Normen findet ſich keine geſetzliche Grund— 
lage, auf die ſich eine Beſchränkung des Poſt— 
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geheimniſſes bei ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen 
ohne Geſetzesverletzung ſtützen könnte. Durch Poſt⸗ 
ordnungen, ſonſtige Reglements oder durch Landes⸗ 
pelehe können Ausnahmen nicht zugelaſſen werden, 
da dieſen die Eigenſchaſt eines (Reichs-) Geſetzes 
fehlt. Wenn gleichwohl die Poſtordnungen eine 
Anzahl von Fällen kennen, wo auch andere Per⸗ 
ſonen als der Abſender und der Adreſſat von einer 
Poſtſendung Kenntnis, in ſie Einblick erhalten, ſo 
können dieſe Fälle nach h. M. und geltender Praxis 
doch nicht als Ausnahmen vom Poſtgeheimnis an⸗ 
geſprochen werden, vielmehr ſind das Einſchrän⸗ 
kungen des Poſtgeheimniſſes aus Betriebsgründen 
(Nigel a. a. O. Erl. 1 zu 8 5 RPES.) ohne die 
ein geordneter Poſtverkehr nicht durchführbar wäre, 
mit denen alſo jeder Anſtaltsbenützer und jeder 
ſonſt an einer Poſtſendung Intereſſierte rechnen 
muß. Zu denken iſt hier namentlich an die Fälle 
der Verſchlußlöſung bei einer Sendung während 
ihrer Beförderung mit der Poſt, ſodann an den 
Fall der Unbeſtellbarkeit einer verſchloſſenen Poſt⸗ 
ſendung, weiter an die Aushändigung einer ge⸗ 
gewöhnlichen Briefſendung an Familienangehörige, 
Dienſtboten, u. U. an den Hauswirt des Adreſſaten, 
an die vorgeſehenen Möglichkeiten der Uebergabe 
von Briefen mit Zuſtellungsurkunde, wenn der 
in der Adreſſe angegebene Empfänger nicht an⸗ 
getroffen wird. Auf ſolche Art kann es zu einer 
weitgehenden Durchbrechung des Poſtgeheimniſſes 
kommen; mit gutem Grunde bezeichnet es daher 
Niggl a. a. O. als zweifelhaft, ob — bei dem be⸗ 
ſprochenen Vorbehalt geſetzlicher Regelung der 
Ausnahmen von dieſem Rechtsſchutze — „nicht 
dieſe Einſchränkungen (aus Betriebsgründen) arg. 
e contr. Art. 48 Abſ. 2 RV. geſetzlich zu regeln 
wären“. Dieſe Maßnahme hätte natürlich zur 
Vorausſetzung, daß die behandelten Eingriffe ins 
Poſtgeheimnis aus betriebstechniſchen Zwecken als 
Ausnahmen von dem gebotenen Schutze dieſes 
Rechtsgutes erklärt würden. 

2. Die vorerwähnten reichsgeſetzlichen Aus⸗ 
nahmen vom Poſt⸗ und Telegraphengeheimnis bei 
ſtrafgerichtlichen (Gegenſatz: verwaltungsſtrafrecht⸗ 
lichen, ehrengerichtlichen, dienſtſtrafrechtlichen) Unter⸗ 
ſuchungen find in den 88 99— 101 R StPO. ent: 
halten. Sie haben ihren Rechtsgrund „in der 
Höherſtellung des öffentlichen Intereſſes über das 
private“; Niggl a. a. O. Erl. 3; Nawiasky a. a. O. 
S. 177. Inhaltlich beſtehen dieſe Ausnahmen 
darin, daß bei ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen 
die Beſchlagnahme von im Bereiche der Poſt⸗ 
anſtalt befindlichen Sendungen, die in einem 
näheren Zuſammenhang zum Beſchuldigten ſtehen, 
unter gewiſſen Vorausſetzungen geſtattet iſt. Der 
a Inhalt des einſchlägigen $ II RSEBO. 
autet: 

„Zuläſſig ift die Beſchlagnahme der an 
den Beſchuldigten gerichteten Briefe und Sendungen 
auf der Poſt ſowie der an ihn gerichteten Tele⸗ 
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iſt zuläſſig an den bezeichneten Orten die Beſchlag⸗ 
nahme ſolcher Briefe, Sendungen und Telegramme, 
in betreff derer Tatſachen vorliegen, aus welchen 
zu ſchließen iſt, daß ſie von dem Beſchuldigten 
herrühren oder für ihn beſtimmt find und daß 
ihr Inhalt für die Unterſuchung Bedeutung habe“. — 
Anſchließend regeln die 88 100 und 101 a. a. O. 
die Befugnis zur Beſchlagnahme und gewiſſe Ver⸗ 
fahrensgrundſätze. 

Im Rahmen der gegenwärtigen Erörterung 
ſoll auf Begriff, Zulaͤſſigkeit und Gegenſtand der 
ſtrafgerichtlichen Beſchlagnahme nur inſoweit kurz 
eingegangen werden, als aus dieſer Ausnahme 
von der gebotenen Wahrung des Poft- und Tele⸗ 
graphengeheimniſſes etwa gewiſſe Beziehungen 
zur fraglichen Auskunfterteilung abge⸗ 
leitet werden könnten, die für letztere eine Be⸗ 
jahung ihrer geſetzlichen Zulaͤſſigkeit bei ſtrafgericht⸗ 
lichen Unterſuchungen zu rechtfertigen vermochten. 

Wie bekannt, verſteht man unter Beſchlag⸗ 
nahme im gegenwärtigen Sinne die ausdrückliche, 
regelmäßig nur dem Richter zuſtehende Anordnung, 
daß ein Gegenſtand in amtliche Verwahrung zu 
nehmen oder ſonſt ficherzuſtellen ſei. Nach Löwe 
a. a. O. Erl. 1 zu 8 99 RStPO. liegt der Fall 
der Beſchlagnahme i. S. des 8 99 überall da 
vor, wo mit einer Poſtſendung, und zwar ohne 
daß zwiſchen Briefen, Karten, Paketen uſw. unter: 
ſchieden wird, oder mit einem Telegramm auf 
Erſuchen des Gerichts oder der Staatsanwaliſchaft 
(8 100 RStpO.) irgend etwas geſchehen ſoll, was 
entweder in das Brief- (gemeint iſt Poſt⸗)geheim⸗ 
nis oder Telegraphengeheimnis oder in die poſt⸗ 
mäßige Beförderung der Sendung eingreift; ein 
ſolcher Eingriff könne eben nicht anders als im 
Wege der in den 88 99— 101 geregelten Beſchlag⸗ 
nahme ſtattfinden. — Ob die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Beſchlagnahme gegeben find, unter⸗ 
liegt nur der Prüfung des Gerichts oder Staats⸗ 
anwalts, denen es aber auferlegt iſt, die Beſchlag⸗ 
nahmeverfügung in beſtimmter, zweifelsfreier Form 
abzugeben. Der Vollzug der Beſchlag⸗ 
nahme, die Vornahme jener Maßregeln, welche 
die regelmäßige Poſtbeförderung einer Sendung 
zum Zwecke der äußeren oder inneren Beſichtigung 
durch die Verfolgungsbehörden hemmen, alſo ins⸗ 
beſondere die Hinausgabe einer Sendung an die 
letztgenannten Behörden ſteht nur der Poft- und 
Telegraphenverwaltung zu; vgl. Niggl a. a. O. 
Erl. 3, 1 zu 85 RPG. — Unter den Begriff 
„Beſchlagnahme“ fällt nach h. M. auch das Ver⸗ 
langen einer Verfolgungsbehörde nach Vorzeigung 
einer Poſtſendung oder eines Telegrammes zum 
Zweck der äußeren Beſichtigung. Nicht unter die 
Beſchlagnahme zu rechnen iſt, was ihr vorausgeht, 
z. B. das Erſuchen um Anhalten einer Sendung, 
nicht darunter fällt auch, was nachfolgt, z. B. 
die äußere Beſichtigung oder das Eröffnen einer 
Poſtſendung durch die Verfolgungsbehörde, der 


gramme auf den Telegraphenanſtalten; desgleichen die betreffende Sendung im Wege der Beſchlag⸗ 
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nahme ausgehändigt worden war; vgl. Nawiasky 
S. 180, Niggl Erl. 3, I a. a. O., teilw. a. A. 
Löwe a. a. O. 

Den Gegenſtand der in 8 99 RStpoO. 
vorgeſehenen Beſchlagnahme bilden, wie geſagt, 
alle im Bereiche der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenanſtalt befindlichen Poſtſendungen 
jeder Art, ſowie die Telegramme, ſofern dieſe Gegen⸗ 
ſtände in einem näheren Zuſammenhang zum Be⸗ 
ſchuldigten ſtehen, ſei es, daß ſie an ihn gerichtet, 
für ihn beſtimmt ſind oder von ihm herrühren. 
Die Zulaͤſſigkeit der in 8 99 a. a. O. vorgeſehenen 
Durchbrechung des Poſt⸗ und Telegraphengeheim⸗ 
niſſes hängt dabei davon ab, daß ſich die zu be⸗ 
ſchlagnahmenden Sendungen noch im Beſitze 
der angegangenen Poft: und Telegraphen⸗ 
anſtalt befinden, gleichviel ob dieſe Aufgabe⸗, 
Ausgabe⸗ oder Durchgangsſtation bildet; vgl. Nawi⸗ 
asky a. a. O. S. 179, Löwe Erl. 2a zu 8 99 
RStpo0O., Niggl, Erl. 3, I zu 8 5 RPG. („Be 
ſchlagnahme iſt nur auf der Poſt, d. h. ſo⸗ 
lange zuläſſig, als ſich eine Sendung im Macht⸗ 
bereiche der Poſtanſtalt, etwa in Händen des 
Sortier⸗ oder Beſtellperſonals befindet“). Aus dem 
Geſagten ergibt ſich die praktiſch wichtige, nament⸗ 
lich auch für die Frage der Zuläͤſſigkeit einer Aus⸗ 
kunfterteilung bedeutſame Folge, daß alle anlaß 
lich einer Poſt⸗ oder Telegrammbeſörderung er: 
wachſenden amtlichen Schriftſtücke, die weder an 
den Beſchuldigten gerichtet ſind (ihm daher auch 
nicht auszuhaͤndigen wären), noch von ihm Her: 
zurühren oder für ihn beſtimmt zu ſein vermögen, 
der gedachten Beſchlagnahme nicht unterliegen können. 
Zu denken wäre hier an alle inneramtlichen 
Schrift⸗ und Aktenſtücke, deren Entſtehung 
zwar auf die Aufgabe und Beförderung einer 
Sendung oder eines Telegramms zurückzuführen 
find, die aber einer direkten Beziehung zum Ab⸗ 
ſender oder Empfänger entbehren und lediglich 
für den inneramtlichen Verkehr der beteiligten 
Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten beſtimmt bleiben, 
3. B. Geſprächsvormerkzettel im Telephonverkehr, 
ſog. Durchgangsblätter im Telegrammverkehr, der 
ganze amtliche Schriftenwechſel, der bei Nachforſchung 
nach einer fehlenden, beſchädigten oder beraubten 
Poſtſendung entſtehen kann u. a. mehr. Dieſes 
Ergebnis muß aus dem Zweck und Wortlaut des 
8 99 RSIPBO. gewonnen werden; denn die hier 
vorgeſehene Durchbrechung des Poſtgeheimniſſes 
iſt keine allgemeine, ſchrankenloſe, ſondern kann 
ſich nur in den von $ 99 a. a. O. ſelbſt vor: 
gezeichneten Bahnen bewegen, iſt alſo gegenſtänd— 
lich auf ſolche Sendungen begrenzt, die in einem 
näheren Zuſammenhange zum Beſchuldigten ſtehen. 
Ein ſolcher Zuſammenhang liegt aber bei jenen 
inneramtlichen Dienſtpapieren und Aktenſtücken 
nicht vor. 

3. Bei dem Kernpunkt der ganzen Erörterung, 
der in der Frage beſteht, ob eine Auskunft⸗ 
erteilung über Poſtſendungen und Tele: 
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gramme beſonders gegenüber Behörden 
als Ausnahme vom Poſt und Telegraphengeheim⸗ 
nis geſetzlich vorgeſehen ſei, iſt zunächſt wieder auf 
das oben dargeſtellte Weſen des fraglichen Ge⸗ 
heimniſſes zurückzugreifen. Darnach erſtreckt ſich 
der Schutz der Geheimhaltung bei den erwähnten 
Gegenſtänden abgeſehen von ihrem Inhalte auch 
auf alle anläßlich einer derartigen Anſtaltsbenützung 
vorkommenden äußerlich wahrnehmbaren Vorgänge 
und Tatſachen, die daher jedem Unbeteiligten ver⸗ 
ſchwiegen werden müſſen. Da das Bolt: und 
Telegraphengeheimnis bei ſeiner Aufgabe und dem 
geſchützten Rechtsgut ausnahmslos und ohne Rück⸗ 
ficht auf die Perſon oder Stelle eine begehrte 
Auskunft irgendwelcher Art als unzuläffig er: 
ſcheinen laſſen muß, kann zunächſt von einer ſolchen 
Mitteilung an eine andere Behörde unter 
dem Siegel des Amtsgeheimniſſes nicht die 
Rede ſein. Die Rechtsnatur und der ganze Zweck 
des Poſtgeheimniſſes können den übrigen Behörden 
keinen Einblick in konkrete Anſtaltsbenützungsver⸗ 
hältniſſe geſtatten, was bei Anwendung des Amts⸗ 
geheimniſſes durchführbar wäre. Eine dahingehende, 
vormals aufgetretene Meinung, die dem Schutze 
des Poſtgeheimniſſes nur den Inhalt ver⸗ 
ſchloſſener Sendungen unterſtellen wollte, alle 
anderen Mitteilungen über Poſtſendungen uſw. 
unter das Amtsgeheimnis verwies, iſt laͤngſt über: 
wunden; vgl. Dambach a. a. O. S. 60, der auf 
das in höchſtem Grad Bedenkliche dieſer Meinung 
hinweiſt, nach der Mitteilungen über unverſchloſſene 
Poſtſendungen an Behörden auch in anderen als 
den im 8 5 RPG. erwähnten Ausnahmefällen zu⸗ 
läjfig geweſen wären, ſolange nur nicht dadurch 
das Amtsgeheimnis verletzt worden waͤre. 

Die herrſchende Praxis geht ſomit auch dahin, 
daß den Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten die grund⸗ 
ſätzliche Pflicht obliegt, die ihnen anvertrauten 
Sendungen und Telegramme einer anderen Be⸗ 
hörde oder deren Organen weder vorzuweiſen noch 
irgend eine Auskunft darüber zu erteilen, ſofern 
nicht durch poſitive Rechtsnorm eine 
Ausnahme in dieſer Richtung vorgeſehen 
iſt; vgl. Nawiasky a. a. O. S. 173, 163 (Ver⸗ 
waltungspraxis in Oeſterreich). Das Poſtgeheimnis 
iſt ſtrenger als das Amtsgeheimnis, es macht auch 
nicht vor den ſtaatlichen Behörden halt. Beſonders 
eingehend beſtimmt hier u. a. die Bayeriſche Poſt⸗ 
und Telegraphen-Dienſtanweiſung, Abſchn. VI 
Abt. 2 in 8 8 über die Wahrung des Tele⸗ 
graphengeheimniſſes beim Telephonbetriebsdienſt: 
„Mit Rückſicht auf das Telephongeheimnis iſt es 
daher beiſpielsweiſe verboten, dritten Perſonen 
gegenüber — gleichviel ob Privaten oder 
Behörden — irgendwelche Mitteilungen über 
den Inhalt von telephoniſchen Geſprächen, tele— 
phoniſch aufgegebenen oder zugeſtellten Telegrammen 
oder Telephonnachrichten zu machen oder die 
Kenntnisnahme dieſes Inhalts, z. B. durch Mit: 
hörenlaſſen, zu geſtatten .. Auch darf dritten 
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Perſonen — gleichviel ob Privaten oder Be⸗ 
hörden — keinerlei Aufſchluß darüber erteilt werden, 
1. ob, wann und zwiſchen welchen Perſonen 
telephoniſche Geſpräche ſtattgefunden haben; 

2. ob, wann und von welchen Perſonen Tele⸗ 
gramme oder Nachrichten telephoniſch auf⸗ 
gegeben, 

3. ob, wann oder an welche Perſonen Tele⸗ 
gramme telephoniſch zugeſtellt oder Nachrichten 
telephoniſch aufgegeben worden find“. 

Das Poſtgeheimnis muß ſomit allen Perſonen 
und den ſtaatlichen Behörden gegenüber gewahrt 
bleiben, mit Ausnah me des daran intereſſierten 
Subjekts, d. i. vor allem des Abſenders und des 
Empfängers. Wenn daher eine dieſer ſchutzberech⸗ 
tigten Perſonen in einem beſtimmten Falle auf 
die Wahrung des Poſt⸗ oder Telegraphengeheim⸗ 
niſſes verzichtet und die Poſt⸗ oder Telegraphen⸗ 
behörde von der Pflicht zur Geheimhaltung ent⸗ 
bindet, ſo ſteht einer Auskunfterteilung über die 
betreffende Sendung oder das Telegramm an dritte 
Perſonen, insbeſondere an Behörden kein Hindernis 
im Wege. Inſofern kann von einer Ausnahme 
im eigentlichen Sinne nicht die Rede ſein; denn 
eine ſolche iſt als vom Willen des berechtigten 
Subjekts unabhängig gedacht. 

Letztgenannter Umſtand fällt bei ſtrafgericht⸗ 
lichen Unterſuchungen praktiſch wohl am 
meiſten ins Gewicht. Hier ſteht das Intereſſe des 
in eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung verwickelten 
Anſtaltsbenützers an der genauen Beobachtung des 
Poſt⸗ und Telegraphengeheimniſſes meiſtens in 
einem ſehr entſchiedenen Gegenſatze zum Intereſſe 
der ſtaatlichen Unterſuchungsbehörde an einer Auf⸗ 
deckung und Klarlegung des zur Unterſuchung 
ſtehenden Sachverhaltes, die durch eine Auskunft⸗ 
erteilung der beteiligten Poſt⸗ oder Telegraphen⸗ 
anſtalt gefördert zu werden verſpricht. Es bedarf 
alſo in ſolchen ſtrafgerichtlichen Unterſuchungsfällen 
erhöhter Sorgfalt bei Prüfung der Frage, ob ge⸗ 
ſetzliche Ausnahmen vorgeſehen ſind, die das in 
ſolchen Situationen vermehrte Intereſſe an der 
ſtrengen Wahrung des beſprochenen Geheimniſſes 
zugunſten des ſtaatlichen Intereſſes an der Auf⸗ 
deckung einer ſtrafbaren Handlung unberückſichtigt 
laſſen und unterdrücken. 

Man kann von drei Meinungen über dieſe 
Frage ſprechen, deren zwei ſich ausdrücklich ent⸗ 
gegenſtehen, während die dritte Anſicht einen, wenn 
man es ſo nennen will, vermittelnden Standpunkt 
einnimmt. 

Die erſte Meinung geht dahin, daß in ſtraf— 
gerichtlichen Unterſuchungen der Richter und die 
Staatsanwaltſchaft neben der Verfügung einer Be— 
ſchlagnahme auch befugt ſeien, jede Auskunft 
über Poſtſendungen von der Poſt zu ver- 
langen; vgl. Dambach a. a. O. S. 61, Aſchen⸗ 
born a. a. O. S. 67. Auch die Reichspoſtver⸗ 
waltung vertritt den Grundſatz, daß „in ſtraf— 
gerichtlichen Unterſuchungen den Anträgen der 
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Gerichte und Staatsanwaltſchaften wegen Aus⸗ 
kunfterteilung über Poſtſendungen und Telegramme 
ſtattzugeben ſei“. Dementſprechend find auch die 
Poſt⸗ und Telegraphenbehörden der Reichspoſt⸗ 
verwaltung angewieſen; vgl. Allg DAnw. f. Poſt 
und Telegraphie Abſchn. II, 1 Anl. 1. 

Eine weitere, vermittelnde Anſicht ſpricht ſich 
dahin aus, daß Richter und Staatsanwaltſchaft 
nicht befugt ſeien, über die gelegentlich einer An: 
ſtaltsbenützung von den Poſtbeamten amtlich in 
Erfahrung gebrachten Tatſachen in Gemaäßheit 
der allgemeinen Vorſchriften der Strafprozeß⸗ 
ordnung, vgl. die 88 96, 159, 53, Auskunft zu 
verlangen und von den die Poſtſendungen be⸗ 
treffenden Eintragungen in die amtlichen Bücher 
Kenntnis zu nehmen, ſondern daß ein hierauf be⸗ 
zügliches Erſuchen lediglich nach den die Beſchlag⸗ 
nahme behandelnden 88 99—101 RStpO. zu 
beurteilen ſei; vgl. Löwe a. a. O. Erl. 1 zu 8 99 
RStpoO. — Den gleichen Standpunkt ſcheint 
auch die Bayeriſche Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 
waltung einzunehmen, da fie die dafür zuftändigen 
Stellen anweiſt, den Anträgen der Gerichte 
und Staatsanwaltſchaften wegen Auskunft⸗ 
erteilung über Poſtſendungen uſw. an Be⸗ 
ſchuldigte oder von ihnen zu entſprechen, wenn 
die Vorausſetzungen für die Beſchlag⸗ 
nahme der Sendungen vorliegen; ſo die 
Bayeriſche Poſt⸗ und Telegraphen⸗Dienſtanweiſung 
Abſchn. II Abt. 1, Ausführungsbeſtimmungen 2, I 
g. E. zu § 5 RG. 

Endlich beſteht noch eine dritte Stellungnahme 
zu dieſer Frage, die ſich dahin äußert, daß die 
Poſt⸗ und Telegraphenbehörden zu einer Aus⸗ 
kunfterteilung über Poſtſendungen und 
Telegramme dem Richter oder der Staats⸗ 
anwaltſchaft gegenüber in keinem Falle berech⸗ 
tigt oder verpflichtet ſind. Am entſchieden⸗ 
ſten iſt dieſe Meinung bei Niggl a. a. O. Erl. 3,1 
zu 8 5 RG. vertreten. Dort heißt es: „Ein 
Recht auf Auskunft über Poſtſendungen 
durch mündliche oder ſchriftliche Erklärungen, Vor⸗ 
lage von Poſtakten uſw. beſteht nach $ 99 
(RStpPO.) auch dann nicht, wenn die Bor: 
ausſetzungen für die Beſchlagnahme vor: 
liegen. Auch aus 88 53, 76 Abf. 2, 96, 159 
StPO. läßt ſich ein ſolches Recht nicht 
folgern, weil dort nirgends ausdrück— 
lich auf die Poſt Bezug genommen wird. 
Verſtöße können Reviſionsgrund nach $ 376 StPO. 
bilden. — Zu dem gleichen Standpunkt bekennt 
ih auch Nawiasky a. a. O. S. 183, der ins⸗ 
beſondere gegenüber der geäußerten Meinung, 
unter den Vorausſetzungen, unter denen die Be⸗ 
ſchlagnahme zulaͤſſig ſei, müſſe auch die Auskunft⸗ 
erteilung argumento a majore ad minus für 
geſtattet erachtet werden, hervorhebt, daß die Aus⸗ 
kunfterteilung auch das majus fein könne, beiſpiels⸗ 
weiſe wenn die Sendung ſich nicht mehr im An— 
ſtaltsbereiche befinde. 
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Bei einem näheren Eingehen auf dieſe drei 
Meinungen muß unbedingt daran feſtgehalten 
werden, daß ſich eine Bejahung der Zuläſſigkeit 
einer Auskunfterteilung nur auf eine ausdrück⸗ 
liche geſetzliche Vorſchriſt ſtützen kann. Dieſe 
ſtrenge Forderung wird in 8 5 RPG. und in 88 
Tel®. ſelbſt wortdeutlich erhoben. Als bedenklich 
müßte ein Verfahren erachtet werden, das dieſen 
theoretiſch notwendig zu berückſichtigenden Punkt 
in der Erwägung außer acht ließe, daß das Inter⸗ 
eſſe des Einzelnen an der Wahrung des Poſt⸗ und 
Telegraphengeheimniſſes dem öffentlichen Intereſſe 
und Staatswohle weichen müſſe. So ſehr dieſe 
Erwägung anzuerkennen iſt, darf ſie doch niemals 
dazu verleiten, den Wunſch nach einer geeigneten 
geſetzlichen Grundlage als ausſchlaggebend für eine 
Geſetzesinterpretation anzuſehen und dementſprechend 
zu folge rn: weil ein erhebliches praktiſches Be⸗ 
dürfnis nach Zuläffigkeit dieſer Auskunfterteilung 
beſteht, muß ſich auch um jeden Preis eine paſſende 
Geſetzesvorſchriſt dafür finden laſſen. — Wo viel⸗ 
mehr eine ſolche fehlt, kann es nicht ſo ſehr Auf⸗ 
gabe der Geſetzesinterpretation als des Geſetzgebers 
ſein, dem zweifellos vorhandenen Bedürſnis nach 
Bewegungsfreiheit bei ſtrafgerichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen abzuhelfen. — Ein Erſatz für einen 
feſtgeſtellten und anerkannten geſetzlichen Mangel 
hinfichtlich der Erlaubtheit der Auskunfterteilung 
vermag natürlich auch nicht durch ein freiwilliges 
Entgegenkommen der betreffenden oberſten Poſt⸗ 
behörde geſchaffen zu werden. Das erſchiene, wie 
mehrfach ausgeführt, unvereinbar mit dem Weſen 
des Poſtgeheimniſſes, dem die oberſte Poſtbehörde 
ſelbſt ſo gut wie ihre untergeordneten Stellen und 
einzelnen Beamten unterſtellt iſt. Eine Entbindung 
vom Amtsgeheimnis kann dieſe Behörde 
gegenüber ihren Beamten in einzelnen Fällen wohl 
verfügen, niemals aber eine Entbindung vom Poſt⸗ 
geheimnis, das ſich jeder Einwirkung entzieht und 
nur eine geſetzlich beſtimmte Ausnahme anerkennt. 

Die erſtgenannte Anſicht bringt zu ihrer Recht⸗ 
fertigung keine Gründe, namentlich keine geſetzlichen 
Belege. Entſcheidend iſt hier in der Hauptſache 
das praktiſche (höhere, ſtaatliche) Intereſſe. Dieſe 
Meinung kann wohl kaum als ausreichend geſetzlich 
gerechtfertigt erachtet werden. Eine Ueberprüfung 
geſetzlicher Beſtimmungen, an denen dieſe Anſicht 
einen Halt gewinnen könnte, iſt alsbald in anderem 
Zuſammenhange vorzunehmen. 

Bei der zweiten Anſicht erſcheint maßgebend 
die aufgeſtellte Regel, daß eine Auskunfterteilung 
im gedachten Sinne zuläſſig ſei, wenn die 
Vorausſetzungen für eine Beſchlagnahme 
vorlägen; das Erſuchen um Auskunfterteilung 
ſei daher nach den für die Beſchlagnahme geltenden 
Srundfäßen zu beurteilen. Als geſetzliche Grund: 
lage für die Erteilung von Auskünften in dem 
gedachten Sinne werden ſomit die SS 99 —101 
RStpO. betrachtet. Dieſer Konſtruktion einer 
gleichartigen geſetzlichen Grundlage, die neben der 
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Beſchlagnahme auch die Auskunfterteilung als zu⸗ 
laͤſfige Ausnahme vom Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
geheimnis enthalten ſoll, ſtehen bemerkenswerte Be⸗ 
denken entgegen. Zunäaͤchſt ſpricht der maßgebende 
§ 99 RStpO. nur von Beſchlagnahme, nicht von 
Auskunft. Bei der hier gebotenen ſtrengen Aus⸗ 
legung der Ausnahmen vom Poſt-⸗ und Tele⸗ 
graphengeheimnis kann an dieſem formellen Um⸗ 
ſtande nicht vorübergegangen werden. Wenn des 
ferneren die Auskunfterteilung nur nach den 
Vorausſetzungen für eine Beſchlagnahme erfolgen 
dürfte und das Erſuchen des Richters oder der 
Staatsanwaltſchaft um eine das genannte Ge⸗ 
heimnis verletzende Auskunft lediglich nach den 
88 99 —101 RStpO zu behandeln wäre, müßte 
auch der Gegenſtand der Auskunfterteilung not⸗ 
wendig der gleiche ſein wie bei der Beſchlagnahme: 
die Poſtſendungen und Telegramme von dem Be⸗ 
ſchuldigten oder an ihn, nicht aber der oben 
erwähnte inneramtliche Schriftwechſel, 
Zettel, Belege, Einträge, Notizen, Akten u. dgl. 
mehr, alles Dinge, die anlaͤßlich einer Anſtalts⸗ 
benützung erwachſen können, ohne in unmittelbare 
perſönliche Beziehung zum Abſender oder Emp⸗ 
fänger zu treten. Dieſe ſämtlichen Behelfe und 
Belege bleiben daher bei dieſer Anſicht der Aus⸗ 
kunfterholung der genannten Staatsbehörden ent⸗ 
rückt, unzugänglich, wenigſtens bei folgerichtiger 
Feſthaltung des einmal eingenommenen Stand⸗ 
punktes. Aber gerade dieſe inneramtlichen Vor⸗ 
gänge ſollten im Wege der Auskunfterholung er⸗ 
forſcht werden können, da ſie auf dem Wege der 
Beſchlagnahme nicht erreicht zu werden vermögen! 
Erſcheint ſolches aber nach beſagter Meinung nicht 
zuläſſig, ſo iſt die Auskunfterteilung nur eine an: 
dere Form, um in der von § II RStpO. an⸗ 
gegebenen Weile das Poſt⸗ und Telegraphenge⸗ 
heimnis zu durchbrechen, wie es ebenſogut, ja zweck⸗ 
entſprechender und gründlicher mittels der Beſchlag⸗ 
nahme zu geſchehen vermag, bei der zudem kein 
Bedenken der obenerwähnten formellen Natur auf⸗ 
tauchen kann. 

Völlig einwandfrei und wohlbegründet erſcheint 
allein die dritte Auslegung dieſer Zweifelsfrage. 
Sie beachtet nicht nur die ſtrengen Regeln des 
erörterten Geheimniſſes, ſondern befindet ſich auch 
auf dem Boden ſtrikter Geſetzesanwendung und 
Geſetzesauslegung. Es iſt nicht mehr als logiſch, 
zu ſagen: will die Auskunſterteilung als geſetzliche 
Ausnahme von dem beſprochenen Geheimnis gelten, 
ſo muß ſie die vom Geſetze verlangte ausdrück— 
liche Ermächtigung dazu aufweiſen können; ver⸗ 
mag ſie das nicht, ſo iſt ſie als ſolche unzuläſſig, 
ihre Behandlung als Ausnahme wäre ungeſetzlich. 
Die bereits genannten allgemeinen Vorſchriften der 
R StPO. über Auskunfterholung bei anderen Be: 
hörden erſcheinen deshalb auf die Erklärungspflicht 
der Poſt- und Telegraphenverwaltung nicht an— 
wendbar, weil ihnen der gebotene Hinweis auf die 
beſonderen Verhaͤltniſſe der letztgenannten Behörden 
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und deren Pflicht, in dem jeweils von der RStPO. 
vorgeſehenen Verfahren Auskunft auf Verlangen zu 
erteilen, fehlt. Daher würde bei den SS 53 und 
76 RStpPO. die Vernehmung eines Poſtbeamten 
als Zeugen oder Sachverſtändigen von der vor⸗ 
gelegten Dienſtbehörde verhindert werden müſſen, 
ſobald eine Verletzung des Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
geheimniſſes zu befürchten ſtünde. — Aus dem 
gleichen Grunde müßte die Vorlegung oder Aus⸗ 
lieferung von Akten oder anderen in amtlicher 
Verwahrung befindlichen Schriftſtücken (8 96 
RStpO.) von der Poſtverwaltung verweigert 
werden. Wie Löwe a. a. O. Erl. 1 zu 8 96 R StPO. 
zutreffend ausführt, wird auch die fernere Frage: 
ob und unter welchen Vorausſetzungen Behörden 
und Beamte verpflichtet ſeien, dem Richter auf 
Grund ihrer Akten oder ihrer ſonſtigen amtlichen 
Kenntnis ſchriftliche Erklärungen (Auskünfte, Zeug⸗ 
niſſe) über Tatſachen, Einrichtungen uſw. zu er⸗ 
teilen, von der RStPO. nicht berührt; die letztere 
begründet eine ſolche Verpflichtung nicht, es ent⸗ 
ſcheiden hierüber vielmehr die für die einzelnen 
Behörden beſtehenden organiſchen Vorſchriften. An⸗ 
gewendet auf die Poſtbehörden verbietet ſich dieſe 
Art der Auskunſterteilung durch die erſte organiſche 
Vorſchrift, das RPG. und den dortſelbſt den 
Anſtaltsbenützern gewährleiſteten Vertrauensſchutz. 
Endlich bietet auch 8 159 R StPO. die gewünſchte 
Grundlage nicht; denn dort wird die Verpflich⸗ 
tung einer Behörde, dem Richter Auskunft zu er⸗ 
teilen, als begründet vorausgeſetzt und, ſoweit 
dieſe Verpflichtung beſteht, beſtimmt, daß 
die Staatsanwaltſchaft die betreffende Auskunft 
direkt fordern darf. Solches kann aber gegenüber 
der Poſtbehörde nicht geſchehen, ſobald eine Ge— 
fährdung des Poſt⸗ oder Telegraphengeheimniſſes 
zu befürchten wäre; denn in ſolchem Falle könnte 
auch dem Richter — wenigſtens nach der ſoeben 
behandelten Auffaſſung — der Anſpruch auf eine 
Auskunfterteilung nicht zugebilligt werden. 

Von dem letzterörterten Standpunkte aus er⸗ 
ſcheint es nur ſelbſtverſtändlich, wenn — mangels 
ausdrücklicher Vorſchrift — eine Anzeigepflicht der 
Poſt⸗ und Telegraphenbeamten nach 8 189 RStGB. 
beſtritten wird; Niggl a. a. O. Erl. 3 g. E.; 
Nawiasky a. a. O. S. 168. 


Kleine Mitteilungen. 


Kann ſich ein Mißverhältunis der Leiſtungen im 
Sinne des § 138 Abf. II BG. auch aus Umſtänden 
ergeben, die der Eingehung des Geſchäfts nachgefolgt 
find? (Eine Beſprechung des RG.⸗Urteils vom 4. März 
1915, RG3Z. LXXXVI Nr. 72 S. 296-300.) I. Das 
zu beſprechende Urteil. „Das, wie behauptet, 
wucheriſche Geſchäft wurde im April 1908 vorge— 
nommen, indem Franz Z. eine hypothekariſch geſicherte 
Kaufpreis forderung, die ihm in Höhe von reſtlich 
32 500 M nebſt 1300 M Zins an Alois Kr. zuſtand, 
der Klägerin um 27 000 M abtrat. Die Klägerin 
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wurde hierbei durch ihren Sohn Moſes K. als Be⸗ 
vollmächtigten vertreten. Die Forderung war zu 4% 
verzinslich, zahlbar in fünf Jahresraten zu je 6500 M 
auf 1. Juli 1908 bis 1912 und rührte her aus einem 
Kaufe zweier Grundſtücke vom 1. Juni 1906, auf die 
dafür eine Sicherungshypothek in Höhe von 39 000 M 
eingetragen war Der Abtretungspreis 
(27 000 M) ift bezahlt. Ueber die Abtretung der Z.ſchen 
Forderung an die Klägerin wurden zwei Urkunden 
errichtet, die erſte am 12. April 1908, die zweite am 
13. April 1908; auf der zweiten Urkunde iſt die Unter⸗ 
ſchrift 3.8 notariell als echt beglaubigt. Die Echtheit 
beider Urkunden ſteht außer Streit. Inhaltlich unters 
ſcheiden ſie ſich dadurch, daß, während die erſte von 
einer beſonderen Haftung Z.s für die abgetretene 
Forderung nichts enthält, die zweite beſagt: ‚Für 
die Güte und Beibringlichkeit der zedierten Forderung 
übernehme ich die Haftbarkeit als Bürge und Selbſt⸗ 
ſchuldner bis zum vollſtändigen Eingange der zedierten 
Forderung in Haupt⸗ und Nebenſachen.“ 

Bei der Beurteilung der Frage, ob durch den 
rund 20% ꝓausmachenden „Nachlaß“ an der abge⸗ 
tretenen Forderung ein auffälliges Mißverhältnis der 
beiderſeitigen Leiſtungen im Sinne des 8 138 Ubf. II 
BGB. geſchaffen werde, folgt das Berufungsgericht 
in allem weſentlichen dem von ihm erhobenen Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen D. Der von Kr. im 
Kaufvertrage vom 1. Juni 1906 bewilligte Kaufpreis 
von 45 000 M ſtellte danach nicht den Verkehrswert 
der gekauften Grundſtücke zu jener Zeit dar, ſondern 
überſtieg ihn bedeutend. Das Berufungsgericht nimmt 
an, daß der Verkehrswert der beiden Grundſtücke über 
19 000 M nicht hinausging und deshalb die darauf 
eingetragene Hypothek eine Sicherung der Kaufpreis⸗ 
forderung nach den bei Hypothekenbanken, Sparkaſſen 
und ähnlichen Geldinſtituten beſtehenden Anſchauungen 
höchſtens bis zur Höhe von 9500 M darſtellte. Zu 
dem erheblich größeren Teile habe mithin der Wert 
der abgetretenen Forderung auf der perſönlichen 
Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit des Schuld⸗ 
ners Kr. beruht. Dieſer habe damals ziemlich ſtark 
in Gelände ſpekuliert unter Feſtlegung ſeiner Bar⸗ 
mittel, habe flüſſige Mittel wenigſtens nicht in größeren 
Beträgen zur Verfügung gehabt, und anderſeits ſei 
der Kaufpreis nur in fünf Raten fällig, alſo minde⸗ 
deſtens für die Zukunft nicht völlig ſicher geweſen. 
Mit Rückſicht endlich auf den Zinsfuß von nur 4% 
und den im April 1908 immer noch geſpannten Geld⸗ 
markt ſei daher in dem Abzuge von 20 %ñ beim For⸗ 
derungskauf ein auffälliges Mißverhältnis der Lei⸗ 
ſtungen mit dem Sachverſtändigen dann nicht zu finden, 
wenn für die Forderung außer dem Grundſtückswert 
und der perſönlichen Zahlungsfähigkeit des Kr. keine 
weitere Garantie beſtand. Anderenfalls, im beſonderen 
für den Fall, daß bei der Vereinbarung des Kauf⸗ 
preiſes für die Forderung von dem Verkäufer Z., der 
damals zweifelsohne in ganz guten Vermögensver⸗ 
hältniſſen gelebt habe, Bürgſchaft für die abgetretene 
Forderung geleiſtet ſein ſollte, nimmt das Gutachten 
an, daß das mit dem Forderungskaufe verbundene 
Riſiko ein minimales geweſen ſei, und ein Abzug von 
nur 10% der Sachlage entſprochen haben würde. 

Was die in der Urkunde vom 13. April 1908 ent» 
haltene Bürgſchaftsleiſtung 3.8 für die Güte und 
Einbringlichkeit der abgetretenen Forderung anlangt, 
ſo ſtellt das Berufungsgericht darauf ab, daß eine 
ſolche Haftung in der Urkunde vom 12. April 1908 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 7. 


nicht enthalten und auch nach der inſoweit für glaub⸗ 
haft erklärten Darſtellung des unbeeidigten Zeugen 
Moſes K. erſt nachträglich in die tags darauf zur 
Vorlegung bei dem Notar gefertigte Urkunde vom 
13. April 1908 aufgenommen worden ſei. Die Bürg⸗ 
ſchafts⸗ und Garantiezuſage Z.s ſei alſo bei dem Ab» 
ſchluſſe des Kaufvertrags noch nicht geleiſtet und für 
die Vereinbarung des Preiſes von 27 000 M deshalb 
auch nicht mitbeſtimmend geweſen, weil ſie weder aus⸗ 
bedungen noch übernommen worden ſei. Die Frage, 
ob ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen den beider⸗ 
ſeitigen Leiſtungen im Sinne des 8 138 Abſ. II BGB. 
beſtehe, ſei nur nach den Umſtänden zu beur⸗ 
teilen, die zur Zeit der Eingehung des 
Geſchäftes beſtänden. 

Dieſe Ausführungen, auch von der Reviſion be⸗ 
anſtandet, find rechtlich nicht bedenkenfrei. Allerdings 
kann eine erſt nach Geſchäftsabſchluß eintretende Ver⸗ 
änderung der Dinge, derzufolge ſich das Wertverhält⸗ 
nis der Leiſtungen ändert, nicht ohne weiteres Be⸗ 
deutung erlangen. Der Wucherer z. B., der infolge 
nachträglicher, unvorhergeſehener Wertminderung der 
erlangten Vermögensſtücke inne wird, daß er nun 
ſelbſt zu Schaden kommt, kann die ſeinerzeit begangene 
Bewucherung damit nicht ungeſchehen machen. Ander⸗ 
ſeits kann der Geſchäftsgegner den Einwand des 
Wuchers nicht daraus herleiten, daß nachträglich die 
von ihm hingegebenen Vermögensſtücke eine uner⸗ 
wartete Wertſteigerung erfahren. Anders aber dann, 
wenn die dem Geſchäftsabſchluſſe nachfolgende Ver⸗ 
änderung des Wertsverhältniſſes der beiderſeitigen 
Leiſtungen gerade darauf zurückzuführen iſt, daß der 
eine Teil dem andern neue weitere Sicherungen, Vor⸗ 
teile, Leiſtungen verſpricht oder gewährt, die nunmehr 
ein Mißverhältnis der Leiſtungen ergeben. Geſchieht 
dieſes nachträgliche Verſprechen oder Gewähren unter 
dem Drucke der Ausbeutung einer Notlage, des Leicht⸗ 
ſinns oder der Unerfahrenheit, ſo iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, warum dieſes Verhalten des Ver⸗ 
ſprechens⸗ oder Leiſtungsempfängers in 
Verbindung mit dem nunmehr gegebenen 
Mißver hältnis der Leiſtungen nicht zur 
Annahme einer Bewuche rung im Sinne des 
8 138 Abſ. II BGB. führen könnte. 

Der Umſtand allein, daß dem Bewucherten aus 
dem urſprünglichen Geſchäftsabſchluſſe, z. B. einer 
Darlehenszuſage, ein Rechtsanſpruch auf Leiſtung zu 
nichtwucheriſchen Geſchäftsbedingungen zuſteht, wird 
häufig nicht genügen, die Notlage als ſolche zu be⸗ 
ſeitigen oder auszuſchließen: gerade die Ausſührung 
des Geſchäfts, z. B. die Auszahlung der Darlehens⸗ 
ſumme wird unter Umſtänden die Gelegenheit er⸗ 
geben, neue erſchwerende Geſchäftsbedingungen feſt⸗ 
zuſetzen und den Geſchäftsgegner zu zwingen, auf die 
urſprünglichen, günſtigeren Feſtſetzungen zu verzichten. 
Ob dem Bewucherten auf Grund dieſer Feſtſetzungen 
ein Rechtsanſpruch verbleibt, wenn das in der 
Folge wucheriſch aus⸗ und neugeſtaltete 
Geſchäft, weil nach 8138 Abſ. II BGB. nich⸗ 
tig, hinfällt, braucht hier im allgemeinen nicht 
unterſucht zu werden. Im vorliegenden Falle hat 
ſich das Verufungsgericht nicht ausdrücklich darüber 
geäußert, ob es annimmt, daß Z. am 13. April 1908, 
als er die Bürgſchaft übernahm, nicht mehr in einer 
Notlage war, ob er ohne ſolche aus freien Stücken 
auf die für ihn günſtigeren Abmachungen vom 12. April 
1908 verzichtet und dem Abtretungsempfänger den 
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weiteren Vermögensvorteil ſeiner Bürgſchaft zuge⸗ 
wendet hat. Sollte etwa B., wie ſich denken ließe, 
zu einer ſolchen freiwilligen Leiſtung auf Grund der 
rechtsirrigen Annahme, dazu verpflichtet zu ſein, oder 
etwa in der Erwartung gelangt ſein, es ſei für ihn 
völlig ungefährlich, ſich für die Schuld des Kr. zu 
verbürgen, ſo konnte ſich weiter die Frage erheben, 
ob nicht hierin nach der Sachlage Leichtſinn oder Un⸗ 
erfahrenheit zutage trete und demgegenüber Aus⸗ 
beutung ſeitens des Abtretungsempfängers anzu⸗ 
nehmen ſ uoueeirnn nen 1 


II. Beſprechung des Urteils. 


I. Am 12. April 1908 iſt — wie auch das RG. 
annimmt — zwiſchen Z. und der Klägerin ein (Kauf⸗) 
Vertrag zuſtande gekommen. Es handelte ſich nicht 
bloß um Vorverhandlungen. Der am 12. April 
1908 abgeſchloſſene Kaufvertrag war — wird weiter⸗ 
hin auf Grund des Sachverſtändigen⸗Gutachtens aus⸗ 
geführt — kein wucheriſches, ſondern ein wirk⸗ 
ſames Geſchäft. Folglich entſtand im Augenblicke 
feines Abſchluſſes ein wirkſames (Kauf⸗)Schuld⸗ 
verhältnis zwiſchen der Klägerin und 8. 

II. Bei der Beantwortung der Frage: „ob ſich 
ein Mißverhältnis der Leiſtungen im Sinne des 8 138 
Abſ. II BGB. auch aus Umſtänden ) ergeben könne, 
die der Eingehung des Geſchäfts er ſt nachgefolgt 
ſind?“,) verwechſelt das RG. den das Schuldver⸗ 
bältnis begründenden Vertrag mit dem aus dieſem 
Vertrage entſpringenden Schuldverhältnis.) — Die 
Würdigung des am 13. April abgeſchloſſenen Vertrages 
kann m. E. nur zu folgendem Ergebnis führen: 

a) Erſte Möglichkeit: Auf Grundlage des 
wirkſamen Kaufvertrages vom 12. April iſt ein wirk⸗ 
ſames Kaufſchuldverhältnis zwiſchen Z. und der 
Klägerin zuſtande gekommen. Am 13. April wurde 
ein ſchuldabändernder Vertrag (Erweiterung 
der Verpflichtung 8.8) zwiſchen Z. und der Klägerin 
abgeſchloſſen. Dieſer Schuldabänderungsvertrag iſt 
— weil wucheriſch — nach 8 138 II BGB. nichtig und 
wirkt demgemäß nicht ſchuldabändernd. Das auf dem 
wirkſamen Vertrage vom 12. April beruhende (Kaufe) 
Schuldverhältnis bleibt unverändert fortbe⸗ 
ſtehen. 

Daß ein nichtiger Schuldabänderungsvertrag nie⸗ 
mals die Wirkſamkeit des der Vergangenheit ange⸗ 
hörenden, das Schuldverhältnis begründenden 
Vertrages vom 12 April 1908 berühren kann, be⸗ 
darf keines weiteren Beweiſes.“ 

b) Zweite Möglichkeit: Durch den in der 
am 13. April errichteten Urkunde abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trag ſollte das am 12. April begründete 
Schuldverhältnis aufgehoben und an ſeine 
Stelle ein neues mit den im Vertrage vom 
13. April vorgeſehenen Rechtswirkungen 
geſetzt werden. Der Vertrag vom 13. April war 


1) Die weiteren Ausführungen des RG. inter⸗ 
eſſieren hier nicht. 

2) Gemeint iſt die Bürgſchafts⸗ und Garantie⸗ 
zuſage 3.8 und deren Annahme im Vertrage vom 
13. April 1908. 

2) Vgl. hierzu Planck, Komm. zum BGB. Bd. I 
4. Aufl. (Flad) zu 8 138 Note III Ia S. 368. 

) Vgl. auch Enneccerus, Kipp und Wolff 911, 
Lehrbuch des bürgerlichen Rechts, I 2 S. 117; Klein, 
Vertragliche Aenderung des Inhalts eines Schuldvers 
hältniſſes (1907), 51. 
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— weil wucheriſch — nichtig, wirkte alfo weder 
Aufhebung des am 12. April entſtandenen 
noch Begründung eines neuen Schuldver⸗ 
hältnifſes. Auch in dieſem Falle bleibt alſo das 
Schuldverhältnis auf Grundlage des Vertrages vom 
12. Mar nn beſtehen. 

„Daß nur dieſes Ergebnis befriedigt, liegt 
auf der Hand. Der Bewucherte iſt vollſtändig geschützt. 

Dr. jur. Peter Klein, Privatdozent 
an der Univerfität Königsberg. 


Soldatenteſtament. Im Sprechſaale der Deutſchen 
Juriſtenzeitung iſt in Spalte 329 f. des laufenden Jahr⸗ 
gongs der Meinung Ausdruck gegeben, ein Soldaten⸗ 
teſtament, das, ohne den Ort der Errichtung näher 
anzugeben, als Datum nur den Vermerk trage „Ge⸗ 
ſchrieben im Felde ....“ ſei ungültig, weil es der 
Vorſchrift des 8 2231 Nr. 2 BGB. nicht entſpreche. 
Es genügt wohl demgegenüber auf 8 44 Ziff. 20 
R Milch. zu verweiſen, wonach privilegierte militäriſche 
letztwillige Verfügungen gültig errichtet ſind, wenn 
der Erblaſſer fie eigenhändig geſchrieben und unter⸗ 
1 N 1 5 5 EG. BGB., der die Be⸗ 

immungen de 44 il G. auf die iſerli 
Marine ausdehnt. a nee 
Oberamtsrichter A. Weber in Staffelſtein. 


unterbricht die Verfügung des Amtsrichters, mit 
der er den Strafbefehl nach erhobenem Einſpruch dem 
Amtöanwalt zuleitet, die Verjährung? Der 8 68 StGB. 
iſt wohl einer der Paragraphen des Strafgeſetzbuches, 
der trotz umfangreicher Rechtſprechung in der Praxis 
mit am meiſten Schwierigkeiten bereitet. Er verleiht 
jeder Handlung des Richters die Kraft, die Ver⸗ 
jährung zu unterbrechen, wenn ſie nur wegen der 
begangenen Tat erlaſſen und gegen den Täter ge⸗ 
richtet iſt. Nach berrſchender Lehre genügt dieſen 
Vorausſetzungen die richterliche Handlung allerdings 
nur dann, wenn ſie in der Abſicht vorgenommen 
wird, den Täter durch Einleitung oder Fortführung 
des Strafverfahrens zur Verantwortung zu ziehen. 
Vgl. Olshauſen StGB. 9. Aufl. 8 68 Anm. 9: Frank 
StGB. 11.— 14. Aufl. 8 68 Anm. II 2 c. Es find da⸗ 
her bloße Wiedervorlageverfügungen des Richters 
oder die Vorladung und Vernehmung des Täters als 
a. nicht geeignet, die Verjährung zu unterbrechen. 

Bei Beantwortung der eingangs geſtellten Frage 
iſt deshalb zunächſt der Charakter der 1 
Zuleitungsver fügung zu unterſuchen. Er geht aus 
dem 8 32 der Schöffengerichtsanweiſung vom 29. No⸗ 
vember 1913 hervor. Sie beſtimmt: „Wird recht⸗ 
zeitig Einſpruch erhoben, ſo legt der Gerichtsſchreiber 
die Alten dem Amtsrichter vor. Dieſer benachrichtigt 
den Amtsanwalt: der Amtsanwalt ſtellt die etwa 
notwendigen Ermittelungen an und macht ſich ſchlüſſig, 
ob er die Klage fallen laſſen oder Termin zur Haupt⸗ 
verhandlung beantragen will“ uſw. Die im Formular 
borgedrudte Verfügung ſelbſt lautet: „An den Herrn 
Amtsanwalt zur weiteren Veranlaſſung.“ (Es kommt 
natürlich dabei nicht gerade auf dieſen Wortlaut an. 
Die Verſügung könnte ſich auch anders ausdrücken, 
immerhin aber iſt der gewählte Wortlaut ſehr be 
zeichnend). 
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Die Zuleitungsverfügung iſt alſo eine zunächſt 
auf den inneren Geſchäftsbetrieb beſchränkte richter⸗ 
liche Willensäußerung, die den Beſchuldigten in ſeiner 
Tat treffen will, indem ſie die Fortſetzung des einge⸗ 
leiteten ſtrafrechtlichen Verfahrens bewirken und in 
die geſetzlichen Wege leiten will. Das geht klar aus 
der Zweckbeſtimmung des 8 32 IMBek. und dem Vor: 
druck der Verfügung, zur weiteren Veranlaſſung“ hervor. 

Iſt das aber der Fall, dann iſt ſie nach der Recht⸗ 
ſprechung auch geeignet, die Verjährung zu unter⸗ 
brechen. Sie ſteht dann auf einer Stufe mit der 
Verfügung des Strafkammervorſitzenden, mit der er 
die Zuſtellung von Urteil und Reviſionsſchrift an den 
Angeklagten und die Abgabe der Akten an die 
Staatsanwaltſchaft anordnet (Obe GSt. 5, 104) oder 
der Verfügung, mit der das Amtsgericht den 
Amtsanwalt von der Unzuſtellbarkeit des Strafbeſehls 
in Kenntnis ſetzt (Obe GSt. 5, 324). Der Umſtand, 
daß die richterliche Verfügung nach außen nicht in 
Wirkung tritt, ſteht nach allgemeiner Rechtſprechung 
nicht entgegen. Es ſei hierwegen auf die beiden oben 
zitierten Stellen oder auf RG. 30, 309 verwieſen. 

Amtsrichter Georg Renner in Pirmaſens. 


Aus der Vechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Sanierungsvertrag. Berſtötzt ein folder Vertrag 
gegen die guten Sitten, wenn dem Kreditgeber ſämt⸗ 
liche Anßzenſtände abgeireten werden? Können die 
Außzenſtände ohne Benachrichtigung der Schuldner da⸗ 
durch abgetreten werden, daß die Poſt angewieſen wird, 
die für den Gläubiger eingehenden Geldbeträge an den 
Kreditgeber abzuführen? Die in Konkurs geratene 
Firma M. war der Klägerin aus Bankverkehr über 
100 000 M ſchuldig geworden. Zur Deckung dieſer 
Forderung und weiteren Kredits kam die Gemein⸗ 
ſchuldnerin mit der Klägerin überein, ihr die ganzen 
Außenſtände ſofort und fortlaufend die täglichen 
Rechnungsbeträge abzutreten, ſowie ihr das geſamte 
Inventar zu verpfänden. Ueber die durch die Poſt 
an die Gemeinſchuldnerin erſt künftighin eingehenden 
Außenſtände aus Warenlieferungen wurde vereinbart, 
es ſolle die Gemeinſchuldnerin täglich ein Verzeichnis 
der durch den Tagesverſand entſtandenen Außenſtände 
überſenden und zwar verſehen mit einem auf die 
Klägerin lautenden Abtretungsvermerk und dem Zu⸗ 
ſatze, daß der Gegenwert zur Bezahlung der Ver⸗ 
pflichtungen der Gemeinſchuldnerin dienen ſolle. Die 
Kunden der Gemeinſchuldnerin wurden nicht benach⸗ 
richtigt, um deren Kredit nicht zu ſchädigen. Vielmehr 
wurde mit der Poſt vereinbart, es ſollten die täglich 
an die Gemeinſchuldnerin gerichteten Geldbeträge auf 
das Reichsbankgirokonto der Klägerin übermittelt 
werden. Das RG. erklärte dieſes Abkommen für gültig. 

Aus den Gründen: Allerdings iſt ein Ver⸗ 
trag eines Gläubigers mit ſeinem Schuldner ſitten⸗ 
widrig und nach § 138 BGB. nichtig, wenn dadurch 
dem Geſchäfte des Schuldners nur der äußere Schein 
der Selbſtändigkeit belaſſen, ihm aber in Wahrheit 
alle Aktiva ſchon im voraus entzogen werden, damit 
ſie zum Nachteil aller übrigen Gläubiger nur zur Be⸗ 
friedigung oder Sicherung eines einzigen Gläubigers 
verwendet werden. Ob aber ein ſolcher ſittenwidriger 
Knebelvertrag vorliegt, kann regelmäßig nur nach 
Prüfung der Umſtände des Einzelfalles beantwortet 
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werden. Hier handelt es ih um ein ernſtliches „Sa⸗ 
nierungsprogramm“, um das ſonſt dem Zuſammen⸗ 
bruche verfallene Unternehmen zu halten. Dazu ſollte 
die Klägerin fortlaufenden Kredit gewähren, die 
aus dem Weiterbetriebe entſtehenden Schulden und 
Betriebskoſten aus den ihr zufließenden Außenſtänden 
begleichen und im weſentlichen nur den Ueberſchuß 
jener eingezogenen Außenſtände für ſich behalten. Der 
Zweck eines ſolchen Abkommens kann nicht als ſitten⸗ 
widrig getadelt werden; es zielte darauf ab, ein ſchwach 
gewordenes Unternehmen mittels Vankkredits, wenn 
auch gegen ſtarke Bankſicherung, durch die letzten Mittel 
und Kräfte der Gemeinſchuldnerin zu ſtützen und be⸗ 
triebfähig zu erhalten. Daran ändert auch nichts, daß 
die Ausſicht, die hohe Forderung der Klägerin von 
über 100 000 M allmählich abzutragen, in weiter Ferne 
lag und daß die Durchführung des Abkommens mit 
Mißerfolg endigte. Auch kann nicht zugegeben werden, 
daß der Gemeinſchuldnerin in ſittenwidriger Weiſe jede 
wirtſchaftliche Selbſtändigkeit entzogen worden iſt. 
Sie konnte nach wie vor ihr Unternehmen weiterbe⸗ 
treiben und die hieraus entſtehenden Verbindlichkeiten 
begleichen, allerdings nur mittels des durch die Ab⸗ 
tretung der Außenſtände erzielten Bankkredits der 
Klägerin. Indem ihr aber das Recht verblieb, von der 
Klägerin zu verlangen, daß dieſe die Außenſtände zur 
fortlaufenden Begleichung der Geſchäftsſchulden mit⸗ 
verwende, blieb auch im Innenverhältniſſe zwiſchen 
ihr und der Klägerin die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit 
ausreichend gewahrt, fo daß von einer ſitten widrigen 
Knebelung keine Rede ſein kann. Dazu kommt, daß 
es der Gemeinſchuldnerin vom Mai 1907 ab jederzeit 
zuſtand, ſich auch tatſächlich von dem zunächſt nur bis 
April 1907 geſchloſſenen Abkommen loszuſagen. 

Allerdings iſt das Abkommen den Kunden der 
Gemeinſchuldnerin nicht mitgeteilt worden, auch nicht 
die daraufhin vorgenommenen Abtretungen der Außen⸗ 
ſtände. Aber hieraus kann kein Vorwurf gegen die 
Klägerin erhoben werden. Denn dieſe Maßregel hatte 
ihren guten rund darin, den Kredit der Gemein⸗ 
ſchuldnerin nicht zu gefährden, und zielte nicht darauf 
hin, die ſämtlichen Außenſtände nur der Klägerin zu 
deren alleinigen Befriedigung zufließen zu laſſen und 
dadurch die 1 Gläubiger zu benachteiligen. Viel⸗ 
mehr war die Klägerin verpflichtet, die eingezogenen 
Außenſtände auch zur Befriedigung der übrigen Gläu⸗ 
biger zu verwenden. Inſofern kann in der Art, wie 
die Außenſtände mittels der Poſtüberweiſungen ohne 
Kenntnis der zahlenden Schuldner an die Klägerin 
übermittelt wurden, weder eine ſittenwidrige Ver⸗ 
ſchleierung der Geſchäftslage der Gemeinſchuldnerin 
un eine ſittenwidrige Vermögensſchiebung gefunden 
werden. 

Weiter rügt die Reviſion Verletzung des § 398 BGB. 
und führt aus, es ſei zweifelhaft, ob überhaupt die 
einzelnen Außenſtände wirkſam abgetreten worden ſeien, 
da die Schuldner, denen die Abtretung nicht angezeigt 
wurde, in dem Glauben bleiben ſollten, daß die Gemein⸗ 
ſchuldnerin nach wie vor ihre Gläubigerin geblieben 
ſei; auch habe die mittels des Poſtüberweiſungsver⸗ 
kehrs hergeſtellte Verfügungsmacht der Klägerin gleich⸗ 
wohl der Gemeinſchuldnerin nach außen die Berechti⸗ 
gung gelaſſen, die abgetretenen Forderungen unmittel⸗ 
bar einzuziehen. Die Rüge iſt haltlos. — Das Abs 
kommen, die Außenſtände mittels des Poſtüberweiſungs⸗ 
verkehrs der Klägerin zufließen zu laſſen, hatte keines⸗ 
wegs die Bedeutung, daß der Gemeinſchuldnerin trotz 
der Abtretung wenigſtens nach außen hin die Verfü⸗ 
gungsmacht über die Forderungen bleiben ſollte, in 
welchem Falle allerdings die Gültigkeit des Abkommens 
zweifelhaft ſein würde. Vielmehr waren ſowohl das 
Abkommen als auch die auf ihm beruhenden Einzel⸗ 
abtretungen der Außenſtände ernſtlich in dem Sinne 
vorgenommen, daß die Gemeinſchuldnerin, auch wenn 
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dulden mußte, daß nur die Klägerin ſich die Außen⸗ 
ſtände durch die Poſt überweiſen ließ. Die Gemein⸗ 
ſchuldnerin hätte ſich daher geradezu vertragswidrig 
eine Verfügungsmacht über die Forderungen angemaßt, 
wenn ſie auf den äußeren Schein einer Gläubigerin hin die 
Forderungen unmittelbar für ſich eingezogen hätte. (Urt. 
d. IV. ZS. vom 17. Jan. 1916, IV 291/155. — —n. 
9806 


II 


Treppenbeleuchtungspflicht des Vermieters. Aus 
den Gründen: Das BG. begründet die Abweiſung 
der Klage damit, der beklagte Vermieter ſei feiner Bes 
leuchtungspflicht in dem erforderlichen Umfange nach⸗ 
gekommen, zu einem Mehr ſei er weder auf Grund 
des Mietvertrages noch auf Grund der geſetzlichen 
A für die Verkehrsſicherheit in ſeinem zum Ver⸗ 
mieten an Badegaͤſte dienenden Haufe zu forgen, vers 
pflichtet geweſen. Vertraglich habe ihm die Beleuch⸗ 
tungspflicht nur in dem Umfang obgelegen, wie er 
ſie übernommen habe, nämlich — ſeiner jahrelangen 
Gepflogenheit gemäß — durch Aufftellen einer Küchen⸗ 
lampe ohne Glocke vor dem Flurſenſter des erſten 
Stockwerks; dieſe Beleuchtungsart habe die Klägerin 
ohne Rüge angenommen. Die hiergegen gerichteten 
Ausführungen der Reviſion find zutreffend. Bei dem 
Abſchluſſe des Mietvertrages iſt von der Beleuchtung 
keine Rede geweſen; der Beklagte hat ſie nach der Feſt⸗ 
ſtellung des BG. ſtillſchweigend übernommen. In einem 
ſolchen Falle beſtimmt ſich der Umfang der Pflicht des 
Vermieters nicht nach der den Mietern unbekannten 
bisherigen Gepflogenheit des Vermieters, ſondern ge⸗ 
mäß 8 242 BGB. nach dem, was Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfordern, und das 
0 eine derartige Beleuchtung, wie fie unter Berückſich⸗ 

gung der örtlichen Verkehrsverhältniſſe im Intereſſe 
der Verkehrsſicherheit erforderlich iſt. An dieſer Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten ändert auch die Tatſache 
nichts, daß die Klägerin in den 9 Tagen, während 
deren ſie vor dem Unfall bei ihm gewohnt hatte, keine 
andere Beleuchtung verlangt hatte. Der § 539 B. 
kommt hier nicht in Betracht, weil es ſich nicht um 
einen Mangel der Mietſache, um die Annahme einer 
mangelhaften Sache in Kenntnis des Mangels handelt, 
und ein Verzicht der Klägerin auf ihren Anſpruch 
auf ausreichende Beleuchtung iſt in ihrem Schweigen 
nicht zu finden.“ (Es wird dann noch ausgeführt, 
daß die Beleuchtung ungenügend geweſen und daß der 
Mangel Schadensurſache geworden ſei). (Urt. des 
III. ZS. vom 14. Dezember 1915, III 248/15). — a — 
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III. 


Der Eigentümer kann auch dem Pfandglänbiger 
einer Grundſchuld die Einrede eutgegenſetzen, 1 die 
Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung beſtellt, 
die Forderung aber nicht entſtanden ſei. Aus den 
Gründen: Wenn eine Hypothek von dem bisherigen 
Gläubiger an einen neuen Gläubiger übertragen worden 
iſt, kann nach §§ 1157, 892 BGB. eine Einrede, die 
dem Grundſtückseigentümer auf Grund eines zwiſchen 
ihm und dem bisherigen Gläubiger beſtehenden Rechts- 
verhältniſſes gegen die Hypothek zuſteht, auch dem 
neuen Gläubiger entgegengeſetzt werden, ſofern ihm 
der gute Glaube des Grundbuchs nicht zur Seite 
ſteht, er insbeſondere von den die Einrede begründenden 
Tatſachen beim Erwerbe der Hypothek Kenntnis ge— 
habt hat. Dieſe Vorſchrift findet gemäß $ 1192 BGB. 
auch auf die Grundſchuld Anwendung. Zu ſolchen 
Einreden gehört bei einer Grundſchuld auch die Einrede, 
daß die Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung 
beſtellt und die Forderung nicht entſtanden ſei (RG. in 
Warneyer Rechtſpr. 1908 Nr. 454). Wenn ein Recht, 


1. fe äußerlich Gläubigerin geblieben ſchien, vertraglich kraft deſſen eine Leiſtung gefordert werden kann, Gegen⸗ 
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ſtand eines Pfandrechts iſt, find nach 8 1275 BG. 
auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Pfandgläubiger 
und dem Verpflichteten die Vorſchriften entſprechend 
anzuwenden, die im Falle der Uebertragung des 
Rechtes für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Er⸗ 
werber und dem Verpflichteten gelten. Im Falle 
der Verpfändung eines ſolchen Rechtes hat alſo der 
Pfandgläubiger hinſichtlich der Einwendungen des ver⸗ 
pflichteten Dritten dieſelbe Rechtsſtellung, wie wenn 
ihm das Recht übertragen worden wäre. Ein Recht, 
kraſt deſſen eine Leiſtung gefordert werden kann, iſt 
auch eine Grundſchuld. Wenn der Pfandglaäubiger 
eine ihm verpfändete Grundſchuld auf Grund des ihm 
nach 88 1282, 1291, 1228 Abſ. 2 BGB. zuſtehenden 
Einziehungsrechtes gegen den Grundſtückseigentümer 
geltend macht, ſo kann alſo dieſer ihm gegebenenfalls 
die Einrede entgegenſetzen, daß die Grundſchuld zur 
Sicherung einer Forderung beſtellt worden, die Forde⸗ 
rung nicht entſtanden und dies ihm beim Erwerbe 
des Pfandrechts bekannt geweſen ſei. Der Eigentümer 
braucht aber auch nicht abzuwarten, bis der Pfand⸗ 
gläubiger auf Grund ſeines Pfandrechts zur Geltend⸗ 
machung der Grundſchuld berechtigt wird und ſie gegen 
ihn geltend macht. Im Falle der Uebertragung der 
Grundſchuld könnte der Eigentümer gemäß 88 1169, 
1192 BGB. Verzicht auf die Grundſchuld verlangen, 
wenn ihm die fragliche Einrede gegen den neuen 
Gläubiger zuſtände. Ein ſolcher Anſpruch kann für 
ihn allerdings im Falle der Verpfändung nicht gegen 
den Pfandgläubiger gegeben fein, da dieſem die Grund⸗ 
ſchuld nicht gehört, ihm vielmehr nur in Höhe der 
Forderung ein Einziehungsrecht zuſteht, wenn die ge⸗ 
ſicherte Forderung fällig iſt. 8 1169 iſt aber gemäß 
8 1275 BGB. entſprechend anzuwenden. Dieſe An⸗ 
wendung führt dazu, daß der Eigentümer verlangen 
kann, daß der Pfandgläubiger auf fein Pfandrecht an 
der Grundſchuld verzichtet. (Urt. des V. 3S. vom 
4. Dezember 1915, V 239/15). — — —ı. 
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IV 


Für die Unterhaltsauſprüche einer Fran gegen die 
Eltern find neben dem Stande des Mannes anch die 
geſellſchaftliche Stellung und die Vermögensverhältnuiſſe 
der Eltern maßgebend. Aus den Gründen: Das 
LG. führt aus: Die Klägerin ſei die Ehefrau eines 
Rittmeiſters der Reſerve, deſſen Tätigkeit ſich in der 
Verwaltung ſeines Hausgrundſtücks erſchöpfe. Eine 
geſellſchafiliche Pflicht liege ihr nicht ob. Es könne 
ihr auch nicht darin beigetreten werden, daß für die 
Bemeſſung des Unterhalts die Zuſtände ihres Eltern⸗ 
hauſes, die Art ihrer Erziehung und die Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Beklagten einerſeits, ſowie ihre eigenen 
zukünftigen Vermögensverhältniſſe andererſeits mit zu 
berückſichtigen ſeien. Die Lebensſtellung der Ehefrau 
richte ſich nach der des Mannes, ſie teile deſſen geſell⸗ 
ſchaftliche Stellung, nicht die des Vaters. Es müſſe 
daher der gegenwärtige Zuſtand für die Bemeſſung 
des Unterhalts ausſchlaggebend ſein, nicht der ver⸗ 
gangene oder gar der künftige. Dieſe Ausführungen 
ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Richtig iſt, daß 
ſich der geſellſchaftliche Stand einer Ehefrau nach 
dem des Mannes richtet, für die Lebensſtellung kommen 
aber neben dem Stande auch die Vermögens- und 
Einkommensverhältniſſe in Betracht, wobei auch 
ſolche künftige Veränderungen nicht außer Betracht 
bleiben dürfen, die nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge mit Sicherheit voraus zuſehen find. Auch die Ber: 
mögensverhältniſſe der Eltern können auf die Lebens— 
ſtellung der Ehegatten von Einfluß ſein und ſind es hier 
inſofern geweſen, als die Mutter des Ehemanns dieſem 
zur Beſtreitung der Laſten der Ehe ein Kapital von 
140 000 M übereignet und der Vater der Kl. einen jähr⸗ 
lichen Zuſchuß gezahlt hat. Die Lebensſtellung der Kl. 
nach der Eheſchließung wurde zwar geändert. Der 
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Ehemann iſt aus dem Dienft als aktiver Rittmeiſter 
in einem Kavallerieregiment ausgeſchieden und bezieht 
ſeitdem an Stelle ſeines Dienſteinkommens, das zuletzt 
5000 M betragen haben ſoll, nur ein Ruhegehalt von 
angeblich 2000 ; fein Vermögen iſt in einem Haus⸗ 
grundſtück angelegt, das nach der Behauptung der Kl. 
keine Ueberſchüſſe abwirft, vielmehr noch Zuſchüſſe er⸗ 
fordern fol. Das Ausſcheiden des Ehemanns der Kl. 
aus dem aktiven Dienſte kommt für die Bemeſſung des 
Unterhalts der Kl. inſofern in Betracht, als damit die 
mit der Dienſtſtellung des Mannes verbundenen geſell⸗ 
ſchaftlichen Verpflichtungen weggefallen ſind. Indeſſen 
kann auf die Verſchlechterung der Vermögens⸗ und Ein⸗ 
kommensverhältniſſe des Ehemanns der Kl. kein derart 
ausſchlaggebendes Gewicht gelegt werden, daß die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe ihres Vaters für die Bemeſſung 
ihres ſtandesmäßigen Unterhalts ganz außer Betracht zu 
bleiben hätten. Für die Beurteilung der Lebensſtellung 
der Kl. iſt vielmehr auf die geſamten Verhältniſſe der 
Familie mit Rückſicht zu nehmen, insbeſondere auf die 
geſellſchaftliche Stellung und die Vermögensverhältniſſe 
ihrer und ihres Ehemanns Eltern, die dauernd ihren 
Einfluß auf die Stellung der Kl. und ihres Mannes be⸗ 
halten. Insbeſondere iſt nicht ohne Belang, daß der 
Kl. von ihrem Vater für den Fall ſeines Todes durch 
Erbvertrag ein Kapital von 200 000 M und der Zins⸗ 
genuß an weiteren 300 000 M ausgeſetzt find. Die Bes 
rückſichtigung dieſer vermögensrechtlichen Verhältniſſe 
kann nicht dahin führen, daß ihr ohne weiteres Bes 
träge in annähernd gleicher Höhe zu gewähren ſind, 
wie ſie während ihres Lebens im Elternhauſe für ſie 
aufgewendet worden ſind, oder wie ſich ihr Ein⸗ 
kommen nach dem Tode ihres Vaters auf Grund des 
Erbvertrags ſtellen wird; dieſe Verhältniſſe kommen 
aber inſofern in Betracht, als die Kl. eine Frau aus 
einem ſehr wohlhabenden Hauſe iſt, die auch als Frau 
eines penſionierten Rittmeiſters an ihren Unterhalt 
höhere Anſprüche ſtellen darf, wie es bei einer aus 
einfacheren Verhältniſſen ſtammenden Frau der Fall 
fein würde. (Urt. des IV. 35. vom 5. Januar 1916, 
IV 189/15). — = n. 
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B. Strafſachen. 
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Die Beſtimmungen in 846 BRB. vom 13. Februar 
1915 über die Regelung des Verkehrs mit Hafer und in 
3 1 Abſ. 2 BR. vom gleichen Tag über die Höchſt⸗ 
preiſe für Hafer laſſen es zu, daß Hafer als Saathafer 
um einen den Höchſtpreis für Hafer überſteigenden Preis 
auch an Zwiſchenhändler veränßert wird. Aus den 
ründen: Der Angeklagte hat im März und April 
1915 mehrere Zentner Saathafer aus landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben bezogen, die ſich in den letzten zwei 
Jahren mit dem Verkauf von Saathafer befaßt haben. 
Er hat dieſen Saathafer an den Konſumverein in B. 
weiterverkauft und zwar für einen den für Hafer im 
allgemeinen feſtgeſetzten Höchſtpreis überſteigenden 
Preis von 40 M und mit der ausdrücklichen Bezeich⸗ 
nung der gekauften Ware als Saathafer. Der Kon— 
fumverein hat den Hafer alsdann an Leute weiters 
verkauft, die ihn nun ausgeſät haben. Die Annahme 
des LG., daß in dieſem Verhalten des Angeklagten 
eine ſtrafbare Zuwiderhandlung weder gegen die 
BR Bek. vom 13. Februar 1915 über die Regelung des 
Verkehrs mit Hafer noch gegen das Höchſtpreisgeſetz 
zu erblicken ſei, iſt zutreffend. Das ergibt ſich aus 
§S 4 der erwähnten Bekanntmachung und aus 81 
Abſ. 2 der am gleichen Tage ergangenen BRBek. über 
die Höchſtpreiſe für Hafer. Die Auffaſſung des Staats— 
anwalts, daß unter einem „Verkauf zu Saatzwecken“ 
i. S. § 4 l. c. nur ein folder Verkauf zu verſtehen ſei, 
der an den Erwerber zum Ausſäen durch dieſen ſelbſt 
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erfolgt, findet weder im Wortlaut noch im Zweck des 
Geſetzes eine Stütze. Das Geſetz will durch die Straf⸗ 
vorſchrift des 87 Abſ. 2 nur verhüten, daß der Saat⸗ 
hafer zu anderen Zwecken verbraucht werde, als zu 
dem, für den er beſtimmt iſt. Eine rechtsgeſchaͤftliche 
Verfügung über Saathafer, die feinen tatſächlichen 
Verwendungszweck als ſolchen nicht beeinträchtigt, 
kann daher als eine Verwendung „zu anderen Zwecken“ 
im Sinne 8 7 Abſ. 2 nicht angeſehen werden. Auch 
die Preuß. Ausführungsanweiſung vom 16. Februar 
1915 Ml. f. H. uſw. IIb 2402, die zu der hier in 
Frage kommenden Bekanntmachung des Bundesrats 
ergangen iſt, ſetzt die Zuläſſigkeit des Verkaufs von 
Saathafer zum Weiterverkauf als ſelbſtverſtändlich 
voraus. Denn fie beſtimmt zu 8 4 Abſ. 36: „Händlern, 
die Saathafer zum Zwecke des Weiterverkaufs beziehen, 
iſt derſelbe von den Saatgutwirtſchaften oder Land» 
wirten in plombierten Säcken zu liefern. Er iſt mit 
dieſem Verſchluß weiterzugeben. Saatgutwirtſchaften, 
Händler und Landwirte Jaber den Verbleib des ge⸗ 
kauften Saathafers der zuſtändigen Behörde unter 
Bezeichnung des Erwerbers nachzuweiſen.“ Damit er⸗ 
ledigt ſich zugleich das Bedenken des Staatsanwalts, 
daß bei der Geſtattung des Verkaufs zum Wiederver⸗ 
kauf eine Ueberwachung der tatſächlichen Verwendung 
des Saathafers nicht möglich ſei. Auch eine Verfehlung 
gegen 8 7 Abſ. 1 der Bekanntmachung kann nicht in 
Frage kommen. Die enge Auslegung, welche der 
Oberreichsanwalt der Beſtimmung des 8 4 Abſ. 3e 
dahin gibt, daß nur ein Verkauf aus den zur Zeit 
der Beſchlagnahme (16. Februar 1915) bei dem Ver⸗ 
käufer vorhandenen Beſtänden an Saathafer zuläſſig 
ſein ſoll, läßt ſich mit dem Wortlaut der Beſtimmung 
kaum vereinigen und iſt auch durch den Zweck des 
Geſetzes keineswegs geboten, würde ihm vielmehr 
wenig gerecht werden. Wie das in eine mißbräuchliche 
Berwendung des Saathafers verhüten will, fo will es 
andererſeits ſeine ordnungsmäßige Verwendung um der 
Landwirtſchaft willen ſicherſtellen und fördern. Dieſem 
weck würde aber mit einem völligen Verbote des 
wiſchenhandels mit Saathafer offenſichtlich nicht ge⸗ 
dient werden. — Im übrigen iſt auch hier auf die 
oben erwähnte Ausführungsanweiſung der Preußiſchen 
Zentralbehörden hinzuweiſen, welche die Zuläſſigkeit 
des Zwiſchenhandels mit Saathafer auch nach der 
Beſchlagnahme als ſelbſtverſtändlich vorausſetzt. (Urt. 
des V. StS. vom 12. Auguſt 1915, 5D 251/1915). 
2816 E. 


II. 


In einem Strafverfahren wegen Zuwiderhandlung 
gegen eine Borſchrift des Militärbefehlshabers (preuß. 
Bel gust. 6 9d, bay. Kr Zuſt GS. Art. 4 Ziff. 2) iſt als 
der Teilnahme verdächtig nach § 56 Nr. 3 StpoO. nu: 
beeidigt zu vernehmen, auch wer nur verdächtig iſt, den 
Angeklagten zu der Zuwiderhandlung aufgefordert oder 
angereizt zu haben. Aus den Gründen: Nach vor⸗ 
läufig uneidlicher Vernehmung der Zeugen M. und 
K. hat der Vorſitzende verkündet: „Die Zeugen bleiben 
unbeeidigt, weil ſie der Anreizung zu der in Frage 
ſtehenden Straftat i. S. des § Ib des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 verdächtig find.” Dieſe Begründung ent⸗ 
ſpricht allerdings nicht dem Wortlaute des 8 56 Nr. 3 
StPO. Es kann indes der Reviſion nicht eingeräumt 
werden, daß ſie einen prozeſſualen Verſtoß darſtelle. 
Das Wort „Anreizung“ iſt vom Vorſitzenden gebraucht, 
weil 8 9b des Geſetzes nicht nur die Uebertretung des 
Verbots des Militärbefehlshabers, ſondern neben dem 
Uebertreter auch den beſtraft, der zu ſolcher Ueber⸗ 
tretung auffordert oder „anreizt“. Wurden die Zeugen 
aber als ſolche gekennzeichnet, die den Angeklagten 
zur Uebertretung „angereizt“ haben, ſo iſt in dieſer 
Kennzeichnung als Grund der Nichtvereidigung aus— 
geſprochen, daß ſie der Teilnahme an der Tat des 
Angeklagten verdächtig ſind. Denn nach der ſtändigen 


Rechtſprechung des Reichsgerichts bedeutet „Tat“ i. S. 
des 8 56 Nr. 3 StPO. nicht nur den geſetzlichen Tat⸗ 
beſtand des dem Angeklagten zur Laſt gelegten Ver⸗ 
gehens, ſondern den ganzen Vorgang, innerhalb deſſen 
der Tatbeſtand verwirklicht wurde, und der ſich aus 
einer Mehrheit von Handlungen zuſammenſetzen und 
die Tatbeſtände verſchiedener Vergehen umfaſſen kann. 
Teilnehmer an dieſer Tat iſt auch nicht nur der, 
deſſen Tun im Verhältnis zu dem des Angeklagten 
unter die 58 47 ff. StGB. fällt, ſondern jeder, der in 
ſtrafbarer Weiſe bei dem Vorgang und in derſelben 
Richtung wie der Angeklagte mitgewirkt hat. Die 
Gleichwertigkeit des von dem Angeklagten und Zeugen 
begangenen Vergehens wird nicht gefordert. Hiernach 
iſt nach dem Ausſpruche des Vorſitzenden die Ver⸗ 
eidigung der Zeugen unterblieben, weil ſie den Verkauf 
des Branntweins in einer gegen das Verbot des Mi⸗ 
litärbeſehlshabers verſtoßenden Weiſe verlangten, da⸗ 
durch den Angeklagten zur Uebertretung des Verbots 
anreizten und ſich damit der Teilnahme an deſſen 
Tat“ verdächtig machten. (Urteil des V. StS. vo 

5. Oktober 1915, 5 D 276/1915). E. 

8785 


III. 


Wie iſt es rechtlich zu beurteilen, wenn der Au⸗ 
ſtifter zu einem fortgeſetzten Berbrechen oder Vergehen 
des Diebſtahls ſich ſelbſt an der an einer zu 
dieſem Verbrechen oder Vergehen gehörigen Einzel⸗ 
handlung beteiligt, die für ſich allein betrachtet unter 
8 370 Nr. 5 StGB. fallen würde? Aus den Grün⸗ 
den: Die Verurteilung des Beſchwerdeführers wegen 
eines gemeinſchaftlich mit den Mitangeklagten zum 
Nachteil von L. verübten ſchweren Diebſtahls beruht 
auf Rechtsirrtum. Die tatſächliche Grundlage für dieſe 
Verurteilung gibt die Feſtſtellung ab, daß die beiden 
Mitangeklagten auf Anſtiften des Beſchwerdeführers 
fortgeſetzt Holz entwendet haben, deſſen Geſamtmenge 
nicht als gering, deſſen Geſamtwert nicht als unbe⸗ 
deutend gelten könne, und daß der Angeklagte bei 
einer einzelnen Entwendung ſich an der Ausführung 
beteiligt habe. Dieſe Feſtſtellung rechtfertigt unbedenk⸗ 
lich die Verurteilung der beiden Mitangeklagten wegen 
Diebſtahls und im Hinblick auf die Art der Ausfüh⸗ 
rung namentlich auch die wegen ſchweren Diebſtahls. 
Auch die Berurteilung des Beſchwerdeführers wegen 
Anſtiftung zu dieſem Verbrechen wäre nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Sie iſt unterblieben, offenbar in der Erwä⸗ 
gung, daß die Beteiligung des Beſchwerdeführers an 
der Begehung des Verbrechens dieſen nach $ 47 StB. 
ſtrafbar erſcheinen laſſe und daneben Beſtrafung wegen 
Anſtiftung zu demſelben Verbrechen nicht zuläſſig ſei. 
Indes iſt dem Angeklagten eine Beteiligung an der 
Ausführung nur hinſichtlich der Wegnahme eines Teils 
des Holzes nachgewieſen und es iſt nach Lage der 
Sache und in Ermangelung einer gegenteiligen Urteils- 
feſtſtellung anzunehmen, daß Gegenſtand der Einzeltat, 
die er erkennbar (eine ausdrückliche Feſtſtellung fehlt) 
als Mittäter ausführen half, nur eine geringe Menge 
Holz von unbedeutendem Wert war. Iſt das aber 
der Fall, ſo war der Angeklagte nicht Mittäter an 
einem Diebſtahlsverbrechen. Wenn den übrigen Mit— 
tätern zufolge ihres auf die diebiſche Wegnahme einer 
nicht geringen Geſamtmenge von nicht unbedeutendem 
Wert gerichteten und durch weitere vorher oder nach— 
her begangene Einzelhandlungen verwirklichten Vor— 
ſatzes die Tat, an der ſich der Beſchwerdeführer be— 
teiligte, als ein unſelbſtändiger Beſtandteil einer 
fortgeſetzten Handlung zuzurechnen und dieſe feſtge— 
ſetzte Handlung als ſchwerer Diebſtahl zu beſtrafen 
war, ſo gilt das nicht auch für den Beſchwerdeführer. 
Für dieſen kommt die Einzelhandlung nur losgelöſt 
aus ihrem Zuſammenhang mit den übrigen, den Mit— 
tätern zur Laſt fallenden weiteren Handlungen in Bes 
tracht; bei ihm handelt es ſich um eine ſelbſtändige 
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Tat, denn fein Vorſatz erftredt ſich im Gegenſatze zu 
dem, in deſſen Ausführung die Mittäter begriffen 
waren, nicht weiter als auf dieſe einzelne Tat und 
nicht weiter als dieſe reichte, war er an der Ausfüh⸗ 
rung beteiligt. Das iſt im Urteil erſichtlich verkannt 
und dieſer Rechtsirrtum kann in bezug auf den Bes 
ſchwerdeführer die ſtrafrechtliche Würdigung der Tat 
beeinflußt haben, die möglicherweiſe nur aus 8 370 
Nr. 5 StGB. zu beurteilen fein kann, wenn ſich bei 
Ermittlung der Menge und des Werts des unter Mit⸗ 
wirkung des Beſchwerdeführers entwendeten Holzes 
ergibt, daß dieſe gering waren und daß das Holz zum 
alsbaldigen Verbrauch entwendet wurde. Die Tätig⸗ 
keit des Beſchwerdeführers, die ſich rechtlich als An⸗ 
ſtiftung der Mitangeklagten zur Begehung des in 
foxtgeſetzter verbrecheriſcher Tätigkeit begangenen 
ſchweren Diebſtahls erweiſt, bleibt ſtrafbar und zwar 
neben der Beteiligung an der Ausführung der Einzel⸗ 
tat, gleichviel ob ſich dieſe als Uebertretung gegen 
370 Nr. 5 oder als Vergehen oder Verbrechen des 
Diebſtahls erweiſt; es iſt bei der Bemeſſung der wegen 
uns verwirkten Strafe nur darauf zu achten, 
daß diejenige Einzeltat als Ergebnis der Anſtifter⸗ 
tätigkeit auszuſcheiden hat, die der Angeklagte mit⸗ 
ausgeführt und deshalb weitergehend als Täter zu 
verantworten hat. Die Täterſchaft am Einzelvergehen 
und die Anſtiftung zu dem Fortſetzungsverbrechen 
werden dabei — nach der im Urteil feſtgeſtellten 
Sachlage — im rechtlichen Zuſammenhang zueinander 
ſtehen und demgemäß zu beurteilen ſein. (Urt. des 
I. StS. vom 7. Oktober 1915, 1 D 508/15). E. 
3821 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


u 58 268, 1150, 772, 774 58 8., Art. 189 68. 888. 
Die Wirkungen der nach dem 1. Januar 1900 erfolgten 
5 des Ablöſungsrechts find nach dem 
Rechte des BG. zu beurteilen, auch wenn das Schuld⸗ 
verhältnis ſelbſt vorher entſtanden iſt. Nur einem 
Neſtbetrag der abgelöſten Forderung ſteht der Vorrang 
vor der auf den Ablöſenden übergegangenen Forderung 
zu, nicht auch einer anderen ſelbſtändigen Foerderung 
desſelben Glänbigers. Durch die Eintragung einer Ber⸗ 
fügung des Eigentümers über eine Cigentümerhypothek, 
hinſichtlich deren nach $ 1179 B88. eine Vormerkung 
eingetragen iſt, wird das Grund buch nicht unrichtig. 
Für eine Bank ſind im Grundbuch ſeit dem Jahre 
1895 zwei Hypotheken eingetragen und zwar an erſter 
Rangſtelle ein Annuitätendarlehen von 42 000 M nebſt 
4200 M Kaution, an zweiter Rangſtelle ein Darlehen 
von 8000 M nebſt 800 M Kaution. Für den Fall 
der ganzen oder teilweiſen Löſchungsreife der erſten 
Hypothek hat der Eigentümer zugunſten der an zweiter 
Rangſtelle eingetragenen Hypothek auf das Recht der 
Rangeinräumung verzichtet; dieſer Verzicht wurde im 
Hypothekenbuch in der zweiten Rubrik vermerkt. An 
dritter Rangſtelle ſteht ſeit dem 14. November 1911 
eine Hypothek ohne Brief für 9600 & Darlehen des 
Rentiers J. H. Am 26. Februar 1914 wurde auf das 
Betreiben der Bank die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks angeordnet. Am 22. Juli 1915 zahlte 
J. H. die verfallenen Annuitäten des an erſter Rang— 
ſtelle eingetragenen Annuitätenkapitals nebſt Verzugs— 
zinſen und Koſten, wodurch am Kapital der Geſamt— 
betrag von M 432.66 getilgt wurde. Die Bank er— 
klärte am 10. November 1915 in notariell beglaubigter 
Form, daß an dem erſtſtelligen Bankkapitale zu 42000 M 
durch die geleiſteten Annuitätenzahlungen im ganzen 
M 5459.43 und zwar bis zum Inkrafttreten des Grund— 
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den ſeien, quittierte hierüber und bewilligte die Löſchung 
des bezahlten Kapitalsteiles, nicht aber mit Rückſicht 
auf den im Grundbuch eingetragenen Rangeinräu⸗ 
mungsverzicht, dem die Wirkung einer Vormerkung 
nach 8 1179 BGB. zukomme, die ſonſtige Berichti⸗ 
ung des Grundbuchs. Das Grundbuchamt trug 
ierauf dem von J. H. geſtellten Antrag entſprechend 
im Grundbuch ein, daß von der Hypothekenforderung 
zu 42000 M ein Teilbetrag von M 432.66 im Rang 
nach dem Reſtkapital und der Kaution zu 4200 M 
auf den Rentier J. H. übergegangen iſt. Demgegen⸗ 
über beantragte die Bank auf Grund des $ 54 G80. 
einen auf die Unrichtigkeit des eingetragenen Rang⸗ 
verhältniſſes hinweiſenden Widerſpruch einzutragen, 
da entgegen der Vorſchrift der 88 268, 1150 BGB. 
das von J. H. abgelöfte Kapital im Rang vor der 
weiteren Hypothek derſelben Gläubigerin eingetragen 
worden ſei. Das Grundbuchamt wies dieſen Antrag 
zurück, da der Uebergang der Hypothek auf H. mit 
dem Rang nach dem Reſt der erſten Hypothek eine 
geſetzliche Folge der Zahlung des H. ſei. Die Be⸗ 
ſchwerde und die weitere Beſchwerde der Bank wurden 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nach 8 268 EBD. iſt, 
wenn der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in einen 
dem Schuldner gehörenden Gegenſtand betreibt, jeder, 
der Gefahr läuft, durch die Zwangsvollſtreckung ein 
Recht an dem Gegenſtande zu verlieren, berechtigt 
den Gläubiger zu befriedigen. Soweit der Dritte 
den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung auf ihn 
über. Der Uebergang darf aber nicht zum Nachteile 
des Gläubigers geltend gemacht werden. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift findet auf das Pfandrecht an Grundſtücken ent⸗ 
ſprechend Anwendung. Sie iſt hier noch inſofern er⸗ 
weitert, als das Eintrittsrecht des gefährdeten Dritten 
ſchon dann ſtattfindet, wenn der Gläubiger, ſei es 
gerichtlich, ſei es außergerichtlich, Befriedigung aus 
dem Grundſtück verlangt (8 1150 BGB.). Auf Grund 
dieſer Vorſchriften hat das Grundbuchamt von der 
Hypothekforderung zu 42000 M den Teilbetrag von 
M 432.66 im Rang nach dem Reſtkapital und der 
Kaution auf den Rentier J. H. umgeſchrieben; die 
weitere Hypothek der Bank behielt nach dieſem Ein⸗ 
trag ihre bisherige Rangſtelle. Das Beſchwerdegericht 
hat, ohne jedoch dieſe Rechtsauffaſſung näher zu be⸗ 
gründen, die Beſtimmungen des jetzt geltenden Rechts 
ſeiner Entſcheidung zugrunde gelegt. Die Anwend⸗ 
barkeit des neuen Rechts in einem Falle wie hier iſt 
nicht unbeſtritten; der erkennende Senat nimmt in⸗ 
deſſen in Uebereinſtimmung mit Planck, 3. Aufl. Art. 170 
EG. BGB. Anm. 12 c, Staudinger, 7./8. Aufl. § 268 
Anm. 5, Habicht, S. 188 (a. M. Affolter, Syſtem des 
Deutſchen Bürgerlichen Uebergangsrechts 8 72 S. 310) 
Obs G. Bd. 4 S. 114, Bd. 9 S. 226 an, daß 8 268 
BGB. auch dann anzuwenden iſt, wenn das Schuld⸗ 
verhältnis, um deſſen Ablöſung es ſich handelt, ſchon 
vor dem Jahre 1900 entſtanden iſt und daß auch 
Art. 189 EG. BGB. nicht entgegenſteht. Bei Geltend⸗ 
machung des Ablöfungs- oder Eintrittsrechts (jus 
offerendi) handelt es ſich um einen an das Schuld⸗ 
verhältnis neu herantretenden Tatbeſtand, der auf 
die Umwandlung oder Ablöſung des bisherigen Schuld» 
verhältniſſes abzielt, und dieſer iſt unter allen Um- 
ſtänden nach dem jetzigen Rechte zu beurteilen. Nicht 
der Inhalt des früher entſtandenen Schuldverhälts 
niſſes kommt in Frage, ſondern der Inhalt eines 
neuen Rechtsgeſchäfts, das unter der Herrſchaft des 
jetzigen Rechts vorzunehmen war und durch das das 
frühere Schuldverhältnis teilweiſe beſeitigt wurde. 
Daß 8 268 ſich im 2. Buch 1. Abſchnitt des BGB. 
findet, tut nichts zur Sache; denn auch andere Vor— 
gänge, die ſich zweifelsohne nach den Vorſchriften des 
jetzigen Rechts richten wie z. B. Leiſtung durch einen 
Dritten, Zurückbehaltungsrecht uſw. ſind hier geregelt 


buchrechts M 2398.28, nachher M 3061.15 bezahlt wor⸗ (Niedner, EG. Art 170 Anm. 3, Habicht a. a. O. S. 232, 
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auch RG. 52, 263; 56, 303). Sind aber 88 268, 1150 
BGB. anwendbar, fo iſt auch im Anſchluß an die 
Entſcheidung des RG.s vom 2. April 1913 und in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der jetzt überwiegenden Mehrheit der 
Kommentatoren und Rechtslehrer (ſ. insbeſ. Planck, 
4. Aufl. 8 268 Erl. 8a, Staudinger, 7./ 8. Aufl. 8 268 
Anm. 4, RGRRtomm. 2. Aufl. 8 268 Anm. 4, Oertmann, 
3./4. Aufl. 8 268 Anm. 7, Emmerich, Pfandrechtskon⸗ 
kurrenzen S. 487, dagegen u. a. Enneccerus 3. Aufl. 
§ 246 113) anzunehmen, daß bei Geltendmachung des 
Ablöſungsrechts nur einem etwaigen Reſtbetrag der 
bezahlten Forderung der Vorrang vor dem auf den 
ablöſenden Dritten übergegangenen Teilbetrag zu⸗ 
kommen kann, daß dagegen dasſelbe Vorrecht einer 
weiteren ſelbſtändigen Forderung desſelben Gläubigers 
nicht zuſteht; denn durch die Ablöſung wird die Rechts⸗ 
lage des abgelöſten Gläubigers nicht zu ſeinen Un⸗ 
gunſten verändert, deſſen nachſtehende Hypothek behält 
ihre Rangſtelle wie bisher; durch den Verzicht oder 
die Zahlung erliſcht das dingliche Recht regelmäßig 
nicht, es beſteht vielmehr fort, auch wenn der 
Schuldner ſelbſt zahlt, . daß von einem Aufrücken 
des nachfolgenden Hypothekgläubigers keine Rede ſein 
kann. Die Berufung auf 8 772 Abſ. 2 Satz 2 und 
8 774 Abſ. 1 Satz 2 BGB. geht fehl; denn wenn 
dieſe Beſtimmungen auch für das Mobiliarpfandrecht 
die von der Beſchwerdeführerin gewollte Wirkung 
haben mögen, was übrigens für das Gebiet des 
ee vom Reichsgericht verneint iſt (RG. 
76, 195), ſo ſind ſie doch nicht in gleicher Weiſe für 
das Liegenſchaftsrecht anwendbar, da hier im Falle 
der Ablöſung die Hypothek regelmäßig nicht erliſcht. 
Das wird von der Beſchwerdeführerin auch zugegeben; 
ſie meint aber, hier könne der ablöſende Gläubiger 
den Vorrang vor ihrer zweiten nachfolgenden Hypo⸗ 
thek nicht beanſpruchen, weil ihr durch den Rang⸗ 
einräumungsverzicht des Eigentümers, dem nach Art. 59 
UVe®. von dem Zeitpunkte der Geltung des Grund buch⸗ 
rechts ab die Bedeutung einer Vormerkung nach 8 1179 
BGB. zukomme, die Gewähr gegeben ſei, daß ihre 
weitere Hypothek nachrücken werde, wenn und inſoweit 
die vorausgehende Hypothek ſich mit dem Eigentum in 
einer Perſon vereinigt. — Ob dieſe Folgerung zutrifft, 
kann dahingeſtellt bleiben. Dafür haben ſich insbeſondere 
ausgeſprochen: Zeitlmann, BlfRA. 1909 S. 77. Güthe, 
GBO. 8 22 Note 22 (vgl. auch RG. v. 17. Juni 1914 
in JW. 1914 S. 916 / 3). Der Forderung der Bes 
ſchwerdeführerin ſteht auf alle Fälle der Umſtand ent⸗ 
gegen, daß die hier ſtrittige Frage nicht im Grund⸗ 
buchverfahren ausgetragen werden kann, ſondern dem 
ordentlichen Streitverfahren vorzubehalten iſt. Die 
Beſtimmung des 8 1179 BGB. hat nicht die Bedeutung, 
daß durch die in Ausſicht geſtellte Vorrückung ein 
dingliches Recht des nachfolgenden Gläubigers ges 
ſchaffen wird. Durch die Vormerkung wird der Ueber⸗ 
gang der Hypothek auf den Eigentümer, wenn ſonſt 
die Vorausſetzungen gegeben ſind, nicht gehindert; der 
Eigentümer kann trotz der Vormerkung die auf ihn über⸗ 
gegangene Hypothek auf ſeinen Namen umſchreiben 
laſſen und auf einen Dritten übertragen oder mit 
einem Pfandrecht belaſten. Der, zu deſſen Gunſten 
die Vormerkung eingetragen iſt, iſt nur durch die 
Vorſchrift des 8 883 Abi. 2 BGB. geſchützt, nach 
der Verfügungen, die nach der Eintragung der Vor— 
merkung über die Eigentümerhypothek getroffen werden, 
inſoweit unwirkſam ſind, als ſie den Löſchungsanſpruch 
vereiteln oder beeinträchtigen würden. Der Grund— 
buchrichter darf aber deshalb die Eintragung der Ber: 
fügung nicht ablehnen, denn es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß der aus der Vormerkung Berechtigte nachträglich 
zuſtimmt und ſo die Verfügung allgemeine Wirkſamkeit 
erlangt. Die Frage, ob und inwieweit die Verfügung 
des Inhabers der Eigentümergrundſchuld, die nicht 
eine Löſchung iſt, rechtswirkſam iſt, liegt auf dem 
Gebiete des materiellen Rechts; der Grundbuchrichter 
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hat darüber nicht zu entſcheiden. Nach formellem 
Grundbuchrecht hat er jede Eintragung vorzunehmen, 
bei der auch nur die Möglichkeit der materiellen 
Rechtsgültigkeit beſteht. Genehmigt der Vormerkungs⸗ 
gläubiger die vom Eigentümer getroffene Verfügung 
nicht, ſo kann er von dem Eigentümer oder von dem, 
der durch Abtretung oder Belaſtung ein Recht an 
der Hypothek erlangt hat, die Zuſtimmung zu der 
Löſchung verlangen (8 888 BGB.); dieſes Recht fit 
im Beſtreitungsfall aber nicht beim Grundbuchamt 
ſondern im Prozeßwege zu betreiben. Eine unter 
Verletzung geſetzlicher Vorſchriften erfolgte unrichtige 
Eintragung liegt nicht vor; es kann daher auch von 
der Eintragung eines Widerſpruchs keine Rede ſein 
(RGRKomm. 8 1179 Nr. 7, RIA. Bd. 8 S. 154, 
KGJ. Bd. 22 S. 129, RGE. 57, 211, 81805 Bd. 12 
S. 311, Goldmann⸗Lilienthal, BGB. § 80 S. 590). 
Was von der rechtsgeſchäftlichen Verfügung des 
Eigentümers gilt, muß in gleicher Weiſe auch von 
der geſetzlichen Nachfolge im Falle der 88 268, 1150 
BGB. gelten; denn damit iſt der Ablöſende in 
die Rechtsſtellung des Eigentümers eingetreten; auch 
ſeine Verpflichtung zur Löſchung iſt nur eine obli⸗ 
gatoriſche und der Grundbuchrichter iſt dadurch nicht 
gehindert, die Umſchreibung der Hypothek auf den 
Ablöſenden zu bewirken. (Beſchluß des I. 38S. vom 
21. Januar 1916, Reg. III Nr. 74/1915). M. 

8814 


II. 


Zur Auslegung des 3 2065 888: Die Einſetzung 
eines Nacherben unter der Bedingung, daß der Borerbe 
nicht anderweit über den Nachlaß verfügt, iſt zuläſſig. 
Die Eheleute J. und K. St. haben am 28. Mai 189 
ein gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, in dem ſie 
ſich gegenſeitig zu Erben und die Verwandten der Frau 
als Nacherben bezüglich der einen Hälfte des gemein⸗ 
ſchaftlichen Vermögens eingeſetzt haben. Ferner be⸗ 
ſtimmten fie: „Bezüglich der anderen Bermögenshälfte 
behalten wir uns freies Verfügungsrecht vor; fie ſoll 
meinen, des J. St., geſetzlichen Inteſtaterben zufallen, 
wenn nicht nachträglich durch Teſtament anderweit ver⸗ 
fügt wird.“ Nachdem J. St. am 5. April 1912 ge⸗ 
ſtorben war, errichtete K. St. am 29. April 1912 ein 
Teſtament, in dem ſie ihre bereits als Erben der einen 
Vermögenshälfte eingeſetzten Verwandten als Erben 
auch der anderen Vermögenshälfte einſetzte. Der nach 
dem Tode der K. St. von dem geſetzlichen Erben des 
J. St. geſtellte Antrag ihm einen Erbſchein des In⸗ 
halts zu erteilen, daß er Erbe bezüglich der einen 
Vermögenshälfte geworden ſei, wurde abgewieſen; 
Beſchwerde und weitere Beſchwerde waren erfolglos. 

Aus den Gründen: Da die Wirkſamkeit der 
Beſtimmungen des gemeinſchaftlichen Teſtaments vom 
28. Mai 1897, wie die Vorinſtanzen im Anſchluß an 
die Entſcheidung des RG. in Bd. 79 S. 32 zutreffend 
angenommen haben, nach dem Rechte des zur Zeit des 
Ablebens der Erblaſſer geltenden BGB. zu beurteilen 
iſt, hängt die Entſcheidung über die Beſchwerde aus⸗ 
ſchließlich von der Beantwortung der Frage ab, ob 
K. St. durch die Beſtimmungen des § 2065 BGB. ges 
hindert war, über die zweite, hier allein in Betracht 
kommende Vermögenshälfte auf Grund des in dem 
gemeinſchaftlichen Teſtament gemachten Vorbehaltes 
letztwillig zu verfügen. Der Beſchwerdeführer iſt der 
Anſchauung, daß der in dem gemeinſchaftlichen Teſtament 
gemachte Vorbehalt nach § 2065 BGB. nichtig iſt, und 
beruft ſich hiefür auf das Urteil in Bd. 79 S. 32 RG38. 
Allein dieſem Urteil kommt hier eine maßgebende Bes 
deutung nicht zu, da ihm ein weſentlich anderer Tat⸗ 
beſtand zugrunde lag. In jenem Fall hatten die Erb— 
laſſer in ihrem gemeinſchaftlichen Teſtamente genau 
beſtimmt, wie mit ihrem Rücklaß verfahren werden 
ſoll; die Verfügungen ſollten in Kraft treten, „ſoferne 
der Ueberlebende, wozu er berechtigt ſein ſoll, keine 
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Aenderungen vornimmt“. Es handelt ſich alſo darum, 
daß dem Ueberlebenden das Recht eingeräumt wurde, 
Verfügungen, die bedingungslos in dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtament getroffen worden waren, nach dem 
Tode des anderen Eheteils nach freiem Belieben zu 
ändern. Dort konnte von der Einräumung der Bes 
fugnis einer Willensvertretung für den Verſtorbenen, 
die nach 8 2065 BGB. unterſagt tft, geſprochen werden. 
Anders im gegenwärtigen Fall. Hier wurde nicht 
endgültig über die zweite Vermögenshälfte verfügt 
und dem Ueberlebenden vorbehalten, dieſe Ver⸗ 
fügung nachträglich zu ändern; die teſtierenden Ehe⸗ 
leute haben ſich vielmehr das Recht vorbehalten, über 
die zweite Vermögenshälfte letztwillig zu verfügen 
und nur für den Fall, daß von dieſem Vorbehalt kein 
Gebrauch gemacht würde, haben ſie zugunſten der 
geſetzlichen Erben des J. St. über ſie verfügt. Daß der 
fragliche Vorbehalt, wie das LG. und auch der Be⸗ 
ſchwerdeführer annehmen, dahin zu verſtehen iſt, daß 
dem Ueberlebenden das Recht vorbehalten werden ſollte, 
letztwillig zu verfügen, kann keinem Zweifel unter⸗ 
liegen; denn daß beide Eheleute gemeinſchaftlich jeder⸗ 
zeit anderweit verfügen konnten, verſtand ſich ohnehin 
von ſelbſt, dazu bedurfte es keines Vorbehaltes. In 
dem gemeinſchaftlichen Teſtamente waren alſo die geſetz⸗ 
lichen Erben des J. St. nur bedingt, nämlich unter der 
auflöſenden Bedingung, daß der Ueberlebende nicht 
anderweit letztwillig verfügen würde, als Erben auf 
die zweite Vermögenshälfte eingeſetzt, eine Bedingung 
die unbeſtritten eingetreten iſt. Daß eine bedingte Erb⸗ 
einſetzung, auch eine ſolche eines Nacherben, zuläſſig 
iſt, ergibt ſich aus den SS 2074, 2075, 2108 BGB.; es 
kann aber auch nicht davon geſprochen werden, daß 
die hier geſetzte Bedingung gegen 8 2065 BGB. verſtößt. 
Es war dem Ueberlebenden nicht überlaſſen, an Stelle 
eines eingeſetzten Nacherben einen anderen Nacherben zu 
berufen und dadurch über die Gültigkeit oder Ungültigkeit 
der Nacherbeneinſetzung zu entſcheiden. Dieſe Einſetzung 
war viel mehr nur bedingt erfolgt, in erſter Linie ſollte die 
Verfügung maßgebend ſein, die der Ueberlebende treffen 
würde, und nur für den Fall, daß eine ſolche nicht 
getroffen würde, wurden die geſetzlichen Erben des 
J. St. als Nacherben eingeſetzt. Eine derartige Be⸗ 
ſtimmung verſtößt nicht gegen 8 2065 BGB.; denn die 
Erbeinſetzung ſoll allerdings auf dem eigenen, vom 
Erblaſſer ſelbſt erklärten Willen beruhen und darf, 
wenn einmal erklärt, von Dritten nicht willkürlich um⸗ 
geſtoßen werden; dem widerſpricht aber nicht, daß der 
Erblaſſer, wenn er einen Nacherben nur bedingt ein⸗ 
ſetzt, für den Fall des Nichteintritts der aufſchiebenden 
oder des Eintritts der auflöſenden Bedingung die Ver⸗ 
fügung über den Nachlaß dem Vorerben überläßt. Der 
Fall iſt der gleiche, wie der vom Reichsgericht in gleicher 
Weiſe am 16. Juni 1910 entſchiedene (vgl. JW. 1910 
S. 820). Gleicher Anſicht find: RGR Komm., der die 
Einſetzung eines Nacherben unter der Bedingung, daß 
der Vorerbe nicht anderweit über den Nachlaß ver⸗ 
fügt, für zuläſſig erklärt, Staudinger Anm. 2 zu 8 2065, 
Henle⸗Fiſcher, Kretzſchmar in JW. 1906 S. 1351, Hachen⸗ 
burg, DNotR. 1906 S. 321 ff. AM.: Leonhardt, Erbrecht 
S. 41 (Beſchluß des I. 38S. vom 4. Februar 1916 
Reg. III Nr. 9/1916). M. 
3800 


B. Strafſachen. 


Eine in eine aufgehobene Geſamtſtraſe einbezogen 
geweſene, rechtskräftig gewordene Einzelſtrafe iſt ſelb⸗ 
ſtändig vollſtreckbar, auch wenn ſie nicht im Urteils⸗ 
tenor ausgeſprochen, ſondern nur in den Gründen feſt⸗ 
geſetzt iſt. A. wurde zu einer Geſamtſtrafe von 10 Mo— 
naten Gefängnis verurteilt, die nach den Ent— 
ſcheidungsgründen gebildet wurde aus 5 Monaten 
Gefängnis wegen Unterſchlagung und aus 8 Mo— 
naten wegen Betrugs. Das RG. verwarf die Re— 
viſion des A. bezüglich der Verurteilung wegen Unter— 


ſchlagung, hob im übrigen das Urteil, auch hinſichtlich 
der Geſamtſtrafe, auf und verwies die Sache in dieſem 
Umfang an die Vorinſtanz zurück. Das neuerliche 
Verfahren vor der Str. ruht. Der Vorſitzende der 
Str. lehnte das Erſuchen des Staatsanwalts, den 
Gerichtsſchreiber zur Erteilung einer vollſtreckbaren 
Ausfertigung hinſichtlich der rechtskräftigen Strafe 
von 5 Monaten anzuweiſen unter Bezugnahme auf 
die Entſcheidung des Obs G. Bd. 10 S. 70 ab, ebenſo 
die vom StA. um gerichtliche Entſcheidung ange⸗ 
gangene Strf., weil die Einzelſtrafe von 5 Monaten 
durch die Beſeitigung der Geſamtſtrafe nicht die Eigen⸗ 
ſchaft eines ſelbſtändigen Strafausſpruchs erlangt habe, 
ſondern nur ein Element des neuerdings zu erlaſſenden 
Urteils bilde. Das Obs. bezeichnet dieſe Anſicht als 
rechtsirrtümlich und entſchied im Anſchluß an die 
überwiegend vertretene Meinung (vgl. Löwe⸗Roſen⸗ 
berg, 14. Aufl., Anm. bc zu 8 481), daß die Vollſtreckung 
der Gefängnisſtrafe von 5 Monaten zuläſſig ſei und 
der Gerichtsſchreiber inſoweit eine mit der Beſcheini⸗ 
gung der Rechtskraft verſehene beglaubigte Abſchrift 
der Urteilsformel zu erteilen habe. 

Aus den Gründen: Die Verhängung der Ein⸗ 
zelſtrafe iſt eine ſelbſtändige richterliche entſcheidung, 
die der i fähig iſt; die Feſtſetzung der Ge⸗ 
ſamtſtrafe ſtellt einen zweiten richterlichen Ausſpruch 
über die Art der Vollſtreckung der erkannten Einzel⸗ 
ſtrafen dar (RGSt. Bd. 25 S. 297, Bd. 26 S. 167). 
Die Verurteilung des A. wegen Unterſchlagung und die 
hierwegen erkannte Einzel ſtrafe iſt durch die teilweiſe 
Verwerfung der Reviſion mit der Erlaſſung des reichs⸗ 
gerichtlichen Urteils rechtskräftig geworden. Damit 
iſt das Hindernis weggefallen, das bisher der Voll⸗ 
ſtreckung dieſes Teiles der erſtrichterlichen Entſcheidung 
nach 8 481 StPO. entgegenſtand und die Vollſtreckung 
ſtatthaft geworden. Würde man ſich auf den Stand⸗ 
punkt der Strf. ſtellen, fo könnte folgerichtig ein Ur⸗ 
teil, in dem eine Geſamtſtrafe ausgeſprochen iſt, nie 
vollſtreckt werden, wenn der Angeklagte Reviſion ein⸗ 
legt und entweder das Reviſionsgericht ſelbſt oder 
hinterher das Inſtanzgericht auf Freiſprechung wegen 
eines Teiles der zur Aburteilung ſtehenden ſachlich 
zuſammentreffenden ſtrafbaren Handlungen erkennt. 
Daß das Geſetz ein ſolches Ergebnis gewollt haben 
kann, iſt nicht anzunehmen. Auch aus der Vorſchrift 
des 8 483 Abſ. 1 StPO. kann kein Bedenken abgeleitet 
werden. Hier iſt beſtimmt, daß die Strafvollſtreckung 
auf Grund einer von dem Gerichtsſchreiber zu erteilenden 
beglaubigten Abſchrift der Urteilsformel erfolgt; ſtrenge 
genommen wäre darnach die Vollſtreckung eines Ur⸗ 
teils ausgeſchloſſen, wenn die zu vollſtreckende Strafe 
in die Formel nicht aufgenommen iſt. Allein das 
Geſetz hatte offenſichtlich den regelmäßigen Fall im 
Auge, daß die Strafe in der Urteilsformel enthalten 
iſt. Wörtlich ausgelegt würde die Vorſchrift eine 
Einſchränkung des in 8 481 StPO. ausgeſprochenen 
Grundſatzes bedeuten, daß Strafurteile vollſtreckbar 
ſind, ſobald ſie die Rechtskraft beſchritten haben. Dieſe 
Auslegung iſt abzulehnen, denn kein Anzeichen ſpricht 
dafür, daß von der Vorſchrift, die in $ 481 an die 
Spitze des Abſchnittes über die Strafvollſtreckung ge⸗ 
ſtellt iſt, irgendwelche Ausnahme gemacht werden darf. 
Der Umſtand, daß die Urteilsformel nur die Geſamt⸗ 
ſtrafe enthält, hindert die Erteilung einer vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung hinſichtlich der aus den Entſchei⸗ 
dungsgründen erſichtlichen rechtskräftigen Einzelſtrafen 
nicht. Darum hat auch die Kommiſſion für die Reform 
des Strafprozeſſes den Antrag abgelehnt, den 8 266 
StPO. durch die Vorſchrift zu ergänzen, daß bei der 
Verurteilung des Angeklagten zu einer Geſamtſtrafe 
in die Urteilsformel die für jede Straftat feſtgeſetzte 
Einzelſtrafe aufgenommen werden muß (Protokolle 
Bd. J S. 267, Bd. II S. 138). (Beſchl. vom 11. Des 
zember 1915, Beſchw.⸗Reg. 571/1915). Ed. 
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Landgericht Zweibrücken. 


Zur Frage der Gültigkeit eines Nauchverbets für 
Ingend liche. „Um der zunehmenden Verrohung und 
Verwilderung "der Jugend zu ſteuern und fie vor ge⸗ 
. Schäden zu bewahren“ hat das Bezirks⸗ 

u „auf Grund des 8 366 Nr. 10 RStEB., Art. 56 
und 67 Abf.2 PSIGB., ſowie als Diſtriktsſchulbehörde 
im Benehmen mit den K. Diſtriktsſchulinſpektionen zu⸗ 
näͤchſt auf Kriegsdauer“ diſtriktspolizeiliche Vorſchriften 
erlaſſen, in denen es u. a. anordnet: „Jugendlichen 
Perſonen unter 17 Jahren iſt verboten: auf öffentlichen 
Wegen, Straßen, Platzen oder an andern öffentlichen 
Orten Zigarren, Zigaretten oder Tabak zu rauchen“. 
Das AG. hat die Erlaſſung eines Strafbefehls wegen 
einer Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchrift abgelehnt 
und das LG. dies auf die Beſchwerde des Amtsanwalts 
gebilligt. 

Aus den Gründen: Es iſt davon außaugeben, 
daß das Rauchverbot nur auf Grund des Art. 67 Abf. 2 
P StGB. ergangen fein kann „um die Jugendlichen 
vor geſundheitlichen Schäden zu bewahren“. Denn 
das Rauchen für ſich allein ſchließt noch teine „Ver⸗ 
rohung und Verwilderung“ in ſich und läßt ſie auch 
nicht befürchten. Der weiter angeführte Art. 56 PStGB. 
ſteht ſeiner Natur nach außer jedem Zuſammenhang 
mit der Anordnung und ſoll wie § 366 Nr. 10 StGB. 
ſichtlich die anderen Anordnungen der diſtriktspolizei⸗ 
0 en Vorſchrift decken. Letztere Geſetzesſtelle iſt näm⸗ 

auch keineswegs geeignet das Rauchverbot zu tragen, 
ſchon um deswillen nicht, wie der angefochtene Beſchluß 
zutreffend ausführt, weil ſie nur Anordnungen im 
Intereſſe des Verkehrs auf den Straßen uſw. betrifft, 
eur ein Schutzgeſetz für Dritte darſtellt, während das 

auchverbot ausſchließlich das Wohl der davon be⸗ 
troffenen Jugendlichen im Auge hat, wie der Eingang 
der Anordnung klar zum Ausdruck bringt. Eine andere 
Beſtimmung, die ungenannt die geſetzliche Grund⸗ 
lage für das Verbot abgeben könnte, gibt es nicht. 
Der Staatsanwalt hat denn auch unter Fallenlaſſen 
des beim Strafbefehlsantrag ebenfalls in Bezug ge⸗ 
nommenen 8 366 Nr. 10 feine Beſchwerde nur auf 
Art. 67 Abſ. 2 PStGB. geſtützt und das K. Bezirks⸗ 
amt Z. hat auf eine Anfrage erklärt, daß das Rauch⸗ 
verbot „in erſter Linie auf Art. 67 Abſ. 2 PStGB. 
geftüßt wurde, da loſe verkaufte Zigarren und Zigaretten, 
die von i eee Perſonen ausgeleſen und ver⸗ 
kauft werden, leicht die Tuberkuloſe übertragen können, 
wenn ſie ohne Benützung einer Spitze geraucht werden“ 
und daß $ 366 Nr. 10 StGB. erſt in 2. Linie in Be⸗ 
tracht komme. Letztere Geſetzesſtelle kann aber, wie 
ſchon ausgeführt, überhaupt nicht in Betracht kommen 
(vgl. auch Bay ZfR. 1915 S. 365 ff.). Es fragt ſich 
deshalb nur noch, ob das Rauchverbot ſich auch inner⸗ 
halb der vom Bezirksamt durch Art. 67 Abſ. 2 ge⸗ 
zogenen Grenzen hält, demnach ob es „zum Schutze 
gegen den Eintritt oder die Verbreitung unſteckender 
oder epidemiſch auftretender Krankheiten“ ergangen iſt. 
In dieſer Hinſicht erregt die Bemerkung im Eingang 
der Anordnung, daß ſie die jugendlichen Perſonen „vor 
geſundheitlichem Schaden zu bewahren“ beſtimmt ſei, 
das Bedenken, als habe das K. Bezirksamt in irriger 
Auslegung des Art. 67 Abſ. 2 ſeine Befugnis über den 
geſetzlichen Rahmen hinaus ausgedehnt. Iſt darin 
doch keineswegs die Ermächtigung erteilt, zur Hint⸗ 
anhaltung jeder beliebigen Krankheit und zur Be⸗ 
wahrung vor geſundheitlichen Schäden jeder Art An⸗ 
ordnungen zu erlaſſen, ſondern nur zum Schutze vor 
anſteckenden oder epidemiſch auftretenden Krankheiten. 
Soll deshalb eine diſtrikts polizeiliche Vorſchrift dem 
Art. 67 Abſ. 2 genügen und den eben gekennzeichneten 
Verdacht der irrigen Auslegung des Art. 67 Abſ. 2 
ausſchließen, ſo muß ſie notwendig die anſteckende oder 
epidemiſch auftretende Krankheit, vor deren Eintritt 
oder Verbreitung die Jugend geſchützt werden ſoll, 
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ausdrücklich nennen oder zum Mindeſten doch ſo kenn⸗ 
zeichnen, daß kein Zweifel darüber auftauchen kann, 
ob die Anordnung nicht die 9815 N 1 
überſchreitet (Obs. Bd. 1 8 ff.). die be⸗ 
zirksamtliche Anordnung vom 2. e 1915 nun 
weder eine anſteckende oder epidemiſch auftretende 
Krankheit, gegen die das Rauchverbot die Jugend ſchützen 
ſoll, namentlich angibt, noch Kennzeichen nennt, die 
auf eine zu bekämpfende beſtimmte Krankheit bezeichneter 
Natur hinweiſen, ſich vielmehr mit der allgemeinen 
Redewendung, „um vor geſundheitlichen Schäden zu 
bewahren“ zur Kennzeichnung des Zwecks der Anord⸗ 

nung begnügt und ſo Zweifel zuläßt, ob man bei 
ihrer Erlaſſung überhaupt an eine anſteckende oder 
epidemiſch auftretende Krankheit dachte, iſt das Rauch⸗ 
verbot nicht rechtswirkſam erlaſſen. Der Erſtrichter 
kam in Anſehung des Rauchverbots zu dem gleichen 
Ergebnis, weil, wie er ſagt, die Gefahr der Entſtehung 
einer anſteckenden Krankheit bei den Handlungen, gegen 
welche die polizeiliche Anordnung ſich wende, doch 
immerhin eine naheliegende ſein müſſe, von einer ſolchen 
Gefahr aber (das Bezirksamt denke wohl an Tuber⸗ 
kuloſe) bei dem Rauchen jugendlicher Perſonen, ins⸗ 
beſondere, wenn es in freier Luft geſchehe, wohl nicht 
die Rede ſein könne. Dieſe Begründung geht fehl. 
Denn der Strafrichter darf nicht, wie es hier geſchieht, 
nachprüfen, ob ein die Anordnung 5 
Anlaß vorlag oder ob die Anordnung zur Erreichung 
des beabſichtigten Zweckes wirkſam iſt. Vielmehr 
müßte er, wenn die Anordnung vom 2. November 1915 
dem gekennzeichneten Erfordernis genügen würde, ſie 
ſelbſt dann als rechtswirkſam anerkennen und anwenden, 
wenn das Bezirksamt irrigerweiſe das Vorhandenſein 
tatſächlicher Vorausſetzungen für ſeine Anordnung an⸗ 
genommen hätte. (Beſchl. vom 9. Jebruar 1916 in 
der Strafſache gegen den Schmiedlehrling A. Str.). 

3819 Landgerichtsrat D. in Z. 


Nachſchrift des Herausgebers. Der Bes 
119 0 chluß des LG. verneint im Gegenſatze zu dem des AG. 
ie Gültigkeit eines Rauchverbots allerdings nicht 
ſchlechthin, ſondern nur für den vorliegenden Fall 
wegen eines beſtimmten hier gegebenen Mangels: die 
Vorſchrift läßt die Krankheit nicht erkennen, deren Be⸗ 
kämpfung ſie dienen will. Aber der Fall zeigt doch 
zuſammen mit den Bedenken und Schwierigkeiten, die 
ſich bei dem Verſuch ergeben, den Beſuch von Licht⸗ 
ſpielſchauſtellungen durch Jugendliche auf Grund unſeres 
geltenden Polizeirechts einzuſchränken, wie ſehr ſich die 
Erlaſſung von Vorſchriften auf der einwandfreien Grund⸗ 
lage des Kriegszuſtandsgeſetzes nach dem von dem 
ſtellv. Generalkommando des I. Armeekorps gegebenen 
Vorbild empfiehlt. 


Vücheranzeigen. 


Reichel, Dr. Hans, Profeſſor in Zürich. Geſetz und 
Richterſpruch. Zur Orientierung über Rechts⸗ 
quellen⸗ und Rechtsanwendungslehre der Gegenwart. 
Zürich 1915, Art. Inſtitut Orell Füßli. 155 S. 
Broſch. 5 Mk. Geb. 6 Mk. 


Ueber den Inhalt und den Zweck des vorliegenden 
Buches unterrichtet uns am beſten der Verfaſſer ſelbſt, 
wenn er im Vorwort ſagt: „Die Stellung des Richters 
zum Geſetz, d. h. Inhalt und Grenze feiner Gebunden— 
heit an dieſes, iſt in letzter Zeit zu einer vielbehan⸗ 
delten Frage geworden. Unterſuchungen und Kund— 
gebungen zur Theorie der Rechtsquellen und zur Me— 
thodik der Rechtsanwendung nehmen in den juriſtiſchen 
Erörterungen der Gegenwart einen breiten Raum ein. 
Die ſogenannte Freirechtsbewegung iſt nur eine Teil— 
erſcheinung innerhalb eines viel größeren und um— 
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faffenderen Komplexes geiftiger Strömungen. Will 
man wu Strömungen richtig verſtehen, zu ihnen 
richtig abwägend Stellung nehmen, ſo iſt zu allererſt 
eine Würdigung des geſchichtlichen Herganges dieſer 
Dinge vonnöten. Es handelt ſich in der Tat um 
ein Stück Kulturgeſchichte. Erſt nachdem icht e⸗ 
ſchichtlicher Rückblick genommen, ſolch geſchichtlicher 
Ueberblick gewonnen iſt, ſchauen wir frei und weit 
genug aus, um in dem Gewoge des Meinungskampfes 
feſten Fuß faſſen und zur Bildung einer eigenen Ueber⸗ 
zeugung den Grund legen zu können. Hiezu ein 
wenig behilflich zu ſein, iſt die Abſicht nachſtehender 
Ausführungen. Ihre Zweiteilung in einen hiſtoriſchen 
und dogmatiſchen Hauptabſchnitt verſteht ſich nach dem 
Geſagten von ſelbſt. — Die Abhandlung iſt aus einem 
vor Praktikern gehaltenen Vortrag herausgewachſen. 
Sie wendet ſich demgemäß zunächſt an Praktiker.“ 
Wir meinen, daß die Schrift dieſem Zwecke, dem ſie 
durch eine möglichſt umfaſſende Anführung von Bei⸗ 
ſpielen Rechnung zu tragen ſucht, vollauf gerecht wird, 
und möchten herzlich wünſchen, daß alle die Praktiker, 
die bisher aus Scheu vor grauer Theorie ſich mit 
den in dem Buche behandelten Fragen nicht befaſſen 
mochten, dieſes Buch zur Hand nehmen und leſen; 
ihre Praxis, „des Lebens goldener Baum“, wird 
gewiß gute Früchte davon tragen. —t. 


Ssergel, Dr. 98. Th., Rechtſprechung 1915 zum 
geſamten Zivil-, Handels⸗ und Prozeß⸗ 
recht des Reiches und der Bundesſtaaten. 
16. Jahrg. 8°. XVI und 1116 S. Geb. Mk. 10.60 
(Stuttgart, Deutſche Verlags⸗Anſtalt). 


Der neue Jahrgang berichtet in allbekannter Weiſe 
über die im Jahre 1915 zu 341 Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetzen ergangenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
und der Oberlandesgerichte. Die Bearbeitung des 
kriegsrechtlichen Teils iſt in einen Sonderband unter 
dem Titel „Kriegsrechtſprechung und Kriegsrechtslehre“ 
verwieſen. t 


Hamburger, Dr. jur. Georg, Das Recht aus der 
Haftung und die Unmöglichkeit der 
Leiſtung. Berlin, Franz Vahlen. k. 4.80. 


Trotzdem ſich die Verfaſſer des BGB. des aus 
dem deutſchen Rechte ſtammenden Unterſchiedes zwiſchen 
Schuld und Haftung überhaupt nicht bewußt waren, 
hat das BGB. die beiden Rechtsinſtitute nicht be⸗ 
ſeitigt, es kennt ſogar Fälle, wo Schuld und Haftung 
geſondert auftreten. Wie ſehr dieſe bedeutſame be⸗ 
griffliche Unterſcheidung unſere Rechtsgelehrten anzu⸗ 
ziehen vermag, zeigt ſchon die Tatſache, daß auf 
Gierkes jüngſtes, monumentales Werk („Schuld und 
Haftung im älteſten deutſchen Recht“, Heft 100 ſeiner 
„Unterſuchungen zur deutſchen Staats- und Rechts⸗ 
geſchichte“) jetzt faſt gleichzeitig die Monographien 
von Schreiber und von Hamburger folgen. 
Dabei beſteht ſchon über den Begriff der Haftung 
keine Einigkeit. Vorwiegend im Anſchluß an von 
Thur verſteht Hamburger unter Schuld das 
Leiſtenſollen, unter Haftung das Unterworfenſein des 
Schuldners unter die Zwangsvollſtreckung, falls er 
nicht freiwillig erfüllt. Den Begriff erweiternd, be⸗ 
zeichnet er als Haftung die Erzwingbarkeit der Schuld 
überhaupt, ſchließt alſo auch alle Fälle ein, bei denen 
der Gläubiger ſich ohne Hilfe des Schuldners be— 
friedigen kann: außer der Vollſtreckung insbeſondere 
noch die Aufrechnung. Im Obligationen- wie auch im 
Sachenrecht können die Subjekte der Schuld und der 
Haftung auseinander fallen. 

H. unterſucht nur die Haftung für Schulden auf 
Herausgabe von Vermögensſtücken (bewegliche und 
unbewegliche Sachen, namentlich Geld und Rechte), 
nicht die Anſprüche auf Vornahme einer Handlung 
oder Unterlaſſung, die nach 88 887-890 3PO. voll- 
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ſtreckt werden. Im zweiten Teile erörtert er die 
Rechte aus der Haftung insbeſondere für die Fälle 
der W der Leiſtung, für das Unvermögen 
und die Nichtzumutbarkeit. Leider fehlt der ſcharf⸗ 
ſinnigen und gründlichen Unterſuchung ein Sach⸗ und 
ee 


ena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Kraemer, Dr. Wilhelm, Rechtsanwalt und Notar. 
Z8wangsvollſtreckung und eheliches Güter⸗ 
15 t. 9 Seiten. Berlin 1914, Franz Vahlen. 

Die Schrift gibt einen Vortrag wieder, den der 
durch feine Mitarbeit an dem Kommentar zur ZPO. 
von Skonietzki⸗Gelpcke bekannte Verfaſſer im Berliner 

Anwaltsverein gehalten hat. Er erörtert nur den 

Einfluß, den das eheliche Güterrecht auf die Zwangs⸗ 

vollſtreckung wegen Schulden der Ehefrau ausübt, 

nicht die Fragen, die auf der Gläubigerfeite ent⸗ 
ſtehen. Weiter legt er nur den geſetzlichen Güterſtand 
zugrunde und betrachtet auch nur den Fall, daß die 

Schuld während der Ehe begründet wurde. Bei der 

Reichhaltigkeit der Streitfragen ſelbſt auf dieſem eng⸗ 

begrenzten Gebiete ſind Vortrag wie Schrift beifall⸗ 


würdig. 
N 


Rechtsanwalt Dr. Böckel. 

Nomen, Dr. jur. A., Wirkl. Geh. Kriegsrat und Dr. jur. 
Karl Niſſom, Kriegsgerichtsrat, Waffengebrauch 
und Feſtnahmerecht des Militärs. 12. 
201 S. Berlin 1914, J. Guttentag, Verlagsbuch⸗ 
handlung, G. m. b. H. Geb. Mk. 2.—. 


Wie fern liegt uns heute der Zaberner Zuſammen⸗ 
toß, dem dieſes Werk ſeine Entſtehung dankt, und 
ie Streitfragen, die damals allenthalben, nur zu 
oft cum ira et studio, erörtert wurden! In An⸗ 
lehnung an die Dienſtvorſchrift für das preußiſche Heer 
vom 19. März 1914 wird zunächſt das Eintreten des 
Militärs für die Aufrechterhaltung der militärifchen 
und ſtaatlichen Ordnung in ordentlichen Friedens⸗ 
verhältniſſen behandelt. Es folgt ſodann die Dar⸗ 
ſtellung des Kriegs- und Belagerungszuſtandes, der 
eine erhöhte Gewalt und eine erweiterte Tatigkeit der 
militäriſchen Macht mit ſich bringt. Auch die ver⸗ 
mögensrechtliche Haftung iſt erörtert. Den Waffen⸗ 
gebrauch im Kriege darzuſtellen, ſchien den Herren, 
denen wir ſchon die Bearbeitung des Militärſtrafgeſetz⸗ 
buches in der Guttentagſchen Sammlung verdanken, 
im Mai 1914 noch kein Bedürfnis! Nur auf den letzten 
4 Seiten find einige dieſes Gebiet betreffende Be⸗ 
ſtimmungen „als Grundlage einer ſpäteren eingehenden 
Darſtellung“ angeführt. 


Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsvererdunngen ſtrafrechtlichen Inhalts 
(Zeitraum vom 8. Febr. bis 15. März 1916) ). Einen 
neuen Verſuch zur Löſung der ſchwierigen Frage der 
Verſorgung der Bevölkerung mit Kartoffeln unter⸗ 
nimmt die VO. über die Speiſekartoffelverſorgung im 
Frühjahr und Sommer 1916 vom 7. Febr. 1916 
(RGBl. S. 86) nebſt der auf Grund der Ermächtigung 
in 84 Abſ. 2 der VO. dazu ergangenen Reichskanzler⸗ 
bekanntmachung über die Verpflichtung zur Abgabe 
von Kartoffeln vom 26. Febr. 1916 (RG Bl. S. 123). 
Danach ſind die Kommunalverbände verpflichtet, die 
für die Ernährung der Bevölkerung bis zur nächſten 
Ernte erforderlichen Mengen an Speiſekartoffeln zu 
beſchaffen, ſoweit der Bedarf nicht aus den in ihren 


1) Letzter Bericht S. 78 dleſer Zeltſchrift. 
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Bezirken verfügbaren Vorräten gedeckt werden kann, 
und die Verſorgung der Bevölkerung mit Speiſe⸗ 
kartoffeln nach der VO. vom 4. Nov. 1915 (RG Bl. 
S. 728) zu regeln. Die Regelung der Verſorgung 
können ſie den Gemeinden für deren Bezirk übertragen. 
Die Anordnungen, die ein Kommunal verband oder eine 
Gemeinde erläßt, der die Regelung der Verſorgung über⸗ 
tragen iſt, find in § 10 der BO. unter ſtrafrechtlichen 
Schutz geſtellt. 8 12 der BO. ſetzt die Abſchnitte II, 
III und IV der BO. über die Kartoffel verſorgung vom 
9. Okt. 1915 (RGBl. S. 647) außer Kraft. Auch die 
Preiſe für die Kartoffeln find neu geregelt worden 
durch die BO. vom 2. März 1916 über die Preis⸗ 
feſtſezung bei Enteignung von Kartoffeln (RGBl. 
S. 140) und die Bek. des Reichskanzlers vom gleichen 
Tage über die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Kartoffeln 
und die Preisſtellung für den Weiterverkauf (RGBl. 
S. 140). Kartoffeln, die aus dem Ausland eingeführt 
werden, find nach der BO. betr. die Einfuhr von 
Kartoffeln vom 7. Febr. 1916 (RGBl. S. 85) künftig 
an die Reichskartoffelſtelle in Berlin zu liefern. Die 
Erlaſſung der näheren Vorſchriften eiuſchließlich der 
Strafbeſtimmungen iſt dem Reichskanzler übertragen. 
Erwähnt ſeien hier noch eine Ergänzung der BO. über 
die Höchſtpreiſe für Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei 
ſowie der Kartoffelſtärkefabrikation vom 16. Sept. 1915 
(RGBl. S. 588) durch die BO. vom 24. Febr. 1916 
(RGBl. S. 118), die auf Grund dieſer BO. er⸗ 
laſſene Bek. des Reichskanzlers über Aenderung der 
Höchſtpreiſe für Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei ſo⸗ 
wie der Kartoffelſtärkefabrikation vom 29. Febr. 1916 
(RGBl. S. 135) und die Ergänzung der VO. über 
die Regelung des Abſatzes von Erzeugniſſen der Kar⸗ 
toffeltrocknerei und der Kartoffel ſtärkefabrikation vom 
16. Sept. 1915 (RG Bl. S. 585) 

25. Nov. 1915 (RGBl. S. 778) 

Auf eine ganz neue Grundlage wurde auch die 
Regelung der Preiſe für Schlachtſchweine und für 
Schweinefleiſch geſtellt. Die VO. vom 14. Febr. 1916 
(KGBl. S. 99), welche die VO. vom 4. Nov. 1915 
nebſt deren Aenderung vom 29. Nov. 1915 (RGBl. 
S. 725 und 788) aufhob, ſetzt in 8 1 Höchſtpreiſe nur 
für den Verkauf von Schlachtſchweinen durch den Vieh⸗ 
halter außerhalb des Marktes feſt und überträgt in 
§ 3 die Regelung der Preiſe für den Verkauf von 
Schlachtſchweinen, der durch den Viehhalter auf dem 
Markte erfolgt, ſowie für den Handel den Landes⸗ 
zentral behörden und den von ihnen beſtimmten Stellen. 
Den Gemeinden aber legt §7 die Verpflichtung auf, 
Höchſtpreiſe für die einzelnen Sorten (Stücke) des 
friſchen (rohen) Schweinefleiſchs, für zubereitetes, ins⸗ 
beſondere gepökeltes oder geräuchertes Schweinefleiſch, 
für friſches (rohes) und für ausgelaſſenes Schweine- 
fett, für geſalzenen und geräucherten Speck ſowie für 
Wurſtwaren bei deren Abgabe an den Verbraucher 
feſtzuſezen. Der Verkauf von Schlachtſchweinen darf 
nach 8 4 vorbehaltlich etwaiger von den Landes: 
zentralbehörden oder den ihrerſeits beſtimmten Stellen 
zugelaſſener Ausnahmen nur nach Lebendgewicht er: 
folgen. Bei Schweinen, die auf die Schlachtviehmärkte 
aufgetrieben werden, iſt nach 8 5 der Vorkauf, das 
Vorzeichnen und das Zurückſtellen von Schweinen auf 
Beſtellung verboten; auch können Beſtimmungen über 
die Zul aſſung der Käufer auf den Schlachtviehmärkten 
und die Verteilung der Schweine an ſie erlaſſen werden. 
Nach 8 6 kann beſtimmt werden, daß friſches Schweine: 
fleiſch, das aus anderen inländiſchen Orten eingeführt 
wird, nur an beſtimmten Stellen verkauft werden 
darf, nach 8 9 die entgeltliche Abgabe von Fleiſch 
aus Hausſchlachtungen an Dritte beſchränkt oder ver- 
boten werden. Die Gemeinden find nach 87 vers 
pflichtet, zu beſtimmen, wieviel mindeſtens vom Schlacht— 
gewichte des Schweines oder welche Teile bei gewerb— 
lichen Schlachtungen friſch verkauft werden müſſen. 
Nach 89 Abſ. 2 find fie und die Kommunalverbände 
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berechtigt, auf Anordnung der Landeszentralbehörden 
auch verpflichtet, die gewerblichen Schlachtungen von 
Schweinen außerhalb der öffentlichen Schlachthäuſer 
zu beſchränken oder zu verbieten. 8 11 ermächtigt 
den Reichskanzler, Beſtimmungen über die Herſtellung 
von Wurſtwaren zu treffen. Nach 812 finden die 
Vorſchriften der BO. auf Schweine, Schweinefleiſch, 
Fett, Wurſtwaren und Speck, die aus dem Ausland 
eingeführt ſind, keine Anwendung; deren gewerbs⸗ 
mäßige Abgabe zu höheren Preiſen als den in der BO. 
vorgeſehenen Höchſtpreiſen darf aber nicht in Verkaufs⸗ 
ſtellen erſolgen, in denen inländiſche Waren ſolcher 
Art abgegeben werden; auch haben über ihren Ver⸗ 
trieb und ihre Preisſtellung die Gemeinden Beſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen. Die in der BO. und auf Grund 
derſelben feſtgeſetzten Preiſe ſind nach 8 8 Höchſtpreiſe 
im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes vom aut 1914 


17. Dezbr. 1914 
(RGBl. S. 516). Soweit hiernach nicht das Höchſt⸗ 
preisgeſetz Anwendung findet, ſind Zuwiderhandlungen 
gegen die erwähnten 1 und gegen die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen der Landeszentralbehörden 


nach 8 13 der VO. ſtrafbar. 
Nur kleine Aenderungen erfuhren: 


1. die VO., betr. die zwangsweiſe Verwaltung 
franzöſiſcher Unternehmungen vom 26. Nov. 1914 
(RG Bl. S. 487) durch die BO. vom 10. Febr. 1916 
(RGBl. S. 89) (Ergänzung des 8 7), 

2. die VO. über Veräußerung von Kauffahrtei⸗ 
ſchiffen an Nichtreichsangehörige vom 21. Okt. 1915 
(RGBl. S. 685) durch die VO. vom 17. Febr. 1916 
(RGBl. S. 107) (Aenderung des Abſ. 2 des 81 und 
Einfügung eines dritten Abſatzes in 8 1), 

3. die VO. über die 5 der Preiſe für Ge⸗ 
müfe und Obſt vom 11. Nov. 1915 (RGBl. S. 752) 
durch die VO. vom 24. Febr. 1916 (RGBl. S. 120) 
(Aenderung des 8 2 Abſ. 1), 

4. die VO. über die Herſtellung von Süßigkeiten 
und Schokolade vom 16. Dez. 1915 (RGBl. S. 821) 
durch die VO. vom 28. Febr. 1916 (RGBl. S. 125) 
(Aenderung des § 1 Abſ. 1), 

5. die VO., betr. die Einfuhr von Getreide, Hülſen⸗ 
früchten, Mehl und Futtermitteln vom 11. Sept. 1915 
(RGBl. S. 569) durch die VO. vom 4. März 1916 
(RGBl. S. 147) (Aenderung des 8 1 Abſ. 1). 

Durch verſchiedene VO. wurde der freie Verkehr 
mit aus dem Ausland eingeführten Waren weiter ein⸗ 
geſchränkt.)) Nach 8 1 der BO. über die Einfuhr von 
Kakao vom 3. März 1916 (RGBl. S. 145) darf Kakao, 
der aus dem Ausland eingeführt wird. nur noch durch 
die Kriegskakaogeſellſchaft m. b. H. in Hamburg in den 
Verkehr gebracht werden. Wer aus dem Ausland 
Kakao einführt, iſt nach § 2 verpflichtet, den Eingang 
der Ware im Inland der Kriegskakaogeſellſchaft unter 
Angabe der Menge, des Einkaufspreiſes und des Auf⸗ 
bewahrungsorts unverzüglich anzuzeigen. Er hat nach 
8 3 den Kakao an die Kriegskakaogeſellſchaft zu liefern, 
ihn bis zur Abnahme durch die Geſellſchaft mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu behandeln, 
in handelsüblicher Weiſe zu verſichern und auf Abruf 
zu verladen ſowie ihn auf Verlangen der Geſellſchaft 
an einem von ihr zu beſtimmenden Orte zur Beſichti— 
gung zu ſtellen. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vor— 
ſchriften werden nach $ 10 beſtraft. 

Pflanzliche und tieriſche Oele und Fette jeder Art 
— mit Ausnahme von Butter, Margarine und Schmalz — 
ſowie Seifen, die aus dem Ausland eingeführt werden, 
find nach $1 der BD. vom 4. März 1916 (RGBl. 
S. 118) an den Kriegsausſchuß für pflanzliche und 
tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. in Berlin zu 
liefern. Wer ſolche Waren aus dem Ausland ein— 
führt, iſt nach den SS 1 und 2 der Bek. des Reichs⸗ 


2) Val. auch dle ſchon erwähnte VO. betr. dle Einfuhr von 
Kartoffeln von 7. Febr. 1916 (GBl. S. 55). 
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kanzlers vom 8. März 1916 (RG Bl. S. 151) verpflichtet, 
ihren Eingang im Inland dem Kriegsausſchuß für 
pflanzliche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. 
in Berlin unverzüglich anzuzeigen, ſie an den Kriegs⸗ 
ausſchuß zu liefern, bis zur Abnahme durch den Kriegs⸗ 
ausſchuß mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf⸗ 
manns zu behandeln, in handelsüblicher Weiſe zu ver⸗ 
chern und auf Abruf zu verladen, auch auf ea U 
es Kriegsausſchuſſes fie an einem von ihm zu be⸗ 
ſtimmenden Orte zur Beſichtigung zu ſtellen oder 
Proben einzuſenden. I Strafſchug für dieſe Vor⸗ 
ſchriften enthält § 9 der Bek. 
Schmalz (Schweineſchmalz, das aus dem Ausland 


eing 135 wird, darf nach der VO. vom 4. März 1916 
(RG Bl. S. . 148) nur durch die Zentral⸗Einkaufsgeſell⸗ 
ſchaft m. b. H. in Berlin in den Verkehr gebracht 


werden. Wer aus dem Ausland Schmalz einführt, 
hat es an die Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft zu verkaufen 
und zu liefern. Er iſt verpflichtet, ihr unverzüglich 
nach der im Ausland erfolgten Verladung Anzeige zu 
erſtatten und an ſie alle handelsüblichen Mitteilungen 
weiter zu leiten, ferner ihr den Eingang des Schmalzes 
und deſſen Aufbewahrungsort unverzüglich anzuzeigen. 
Auch hat er das Schmalz bis zur Abnahme durch die 
Geſellſchaft mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf⸗ 
manns aufzubewahren, zu behandeln und auf Ver⸗ 
langen der Geſellſchaft an einem von ihr zu be⸗ 
zeichnenden Orte zur Beſichtigung zu ſtellen (88 1— 3 
der BO.). Verfehlungen gegen dieſe Vorſchriften find 
nach 8 10 ſtrafbar. 

Aehnliche Vorſchriften trifft für Käſe, der aus dem 
Ausland eingeführt wird, die auf Grund des 8 6 
Abſ. 2 der VO. über Käſe vom 13. Jan. 1916 (RGBl. 
S. 31) erlaſſene Bek. des Reichskanzlers vom 11. März 
1916 (RGBI. S. 159) in den 88 1-3. Nach 8 11 hat, 
wer im Ausland hergeſtellten Käſe zu 10 in 
als den in der VO. über Käſe vom 13. Jan. 1916 feſt⸗ 
geſetzten Höchſtpreiſen verkauft, ihn äußerlich erkennbar 
durch die Bezeichnung „Auslandskäſe“ zu kennzeichnen. 
Die Ausführungsbeſtimmungen hierzu erlaſſen die 
Landeszentralbehörden; ſie können auch Vorſchriften 
treffen, um ſicher zu ſtellen, daß im Großhandel in⸗ 
ländiſcher Käſe nicht als ausländiſcher Käſe in den 
Verkehr gebracht wird. Zuwiderhandlungen gegen 
die 88 1—3, den $ 11 und die auf Grund des 8 11 er⸗ 
laſſenen Anordnungen ziehen Beſtrafung aus $ 12 


ach ſich. 

Neue Gebiete des Wirtſchaftslebens werden durch 
folgende BO. geregelt: 

1. Die BO. über den Verkehr mit Leimleder vom 
24. Febr. 1916 (RGBl. S. 113) verpflichtet zur An⸗ 
zeige an den Kriegsausſchuß für Erſatzfutter G. m. b. H. 
in Berlin, wer Leimleder in trockenem, naſſem, ge⸗ 
ſalzenem oder eingeäſchertem Zuſtand mit Beginn des 
26. Febr. 1916 in Gewahrſam hatte oder nach dieſem 
Tage 100 Doppelzentner naſſes oder geſalzenes oder 
10 Doppelzentner trockenes Leimleder gewinnt (8 1 
Abſ. 1 und 2). Nach 8 1 Abſ. 3 hatten die Leimleder 
verarbeitenden Betriebe dem Kriegsausſchuß bis zum 
4. März 1916 anzuzeigen, welche Mengen trockenen 
und naſſen Leimleders ſie in der Zeit vom 1. Sept. 
bis 30. Nov. 1915 verſotten haben. Nach 8 3 geſtattet 
grundſätzlich den Abſatz von Leimleder nur durch den 
Kriegsausſchuß und die Verarbeitung von Leimleder 
lediglich nach feinen Angaben, erlaubt aber den Leim— 
leder verarbeitenden Betrieben, ihre Vorräte nach 
Maßgabe des Abſ. 2 ohne Zuſtimmung des Kriegs- 
ausſchuſſes zu verarbeiten; wer aber nach dieſen Aus— 
nahmevorſchriften Leimleder verſieden oder einäſchern 
will, muße die dafür nötigen Mengen bis zum 4. März 
1916 dem Kriegsausſchuß anzeigen. Nach 8 4 hat, 
wer Leimleder in Gewahrſam hat, es dem Kriegs⸗ 


ausſchuß auf Verlangen zu überlaſſen, auf Abruf zu 
verladen, bis zur Abnahme aufzubewahren und pfleg⸗ 
lich zu behandeln, dem Kriegsausſchuß auch auf Ver⸗ 
langen Probe einzuſenden. Eine Anzeigepflicht be⸗ 
. noch 8 6 Abſ. 1 Satz 2 hinſichtlich der Unter⸗ 

agen für die Berechnung des Preiſes, den der Kriegs⸗ 
ausſchuß für das von ihm übernommene Leimleder 
zu zahlen hat. Die Verarbeitung von Leimleder auf 
andere Stoffe als Gelatine, Leim und Juttermittel 
verbietet 8 14. 8 15 ermächtigt die Landeszentral⸗ 
behörden zum Erlaß der en eee 
8 16 enthält die Strafdrohungen für Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die angeführten Vorſchriften der VO. und 
jj 
Für den Verkauf des der Abſatzbeſchränkung ni 
unterliegenden Leimleders durch den Herſteller ſte ˖ 
813 in Verbindung mit 8 6 Höchſtpreiſe auf, die in 
8 19 für Höchſtpreiſe im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes 
vom 17. De, 101 (ch Bl. S. 516) erklärt ſind. 

2. Die VO. über das Verbot einer beſonderen 
Beſchleunigung des Verkaufs von Strick-, Web» und 
Wirkwaren vom 25. Febr. 1916 (RGBl. S. 121) unter⸗ 
schie in $ 1 Veranſtaltungen, die eine beſondere Bes 
chleunigung des Verkaufs von Strickwaren, von Web⸗ 
und Wirkwaren oder von Waren bezwecken, bei deren 
Herſtellung Web⸗ oder Wirkſtoffe verwendet ſind, und 
ſtellt in 83 Zuwiderhandlungen unter Strafe. 


3. Die BO. über die gewerbliche Verarbeitung von 
Rohharz vom 9. März 1916 (RG Bl. S. 157) beſtimmt 
in $ 1, daß Kiefernrohharz nur durch den Kriegsaus⸗ 
u für pflanzliche und tieriſche Oele und Fette 

m. b. H. in Berlin gewerblich verarbeitet werden 
Br Beſtraft wird nach $ 3, wer dieſer Vorſchrift 
oder den Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers 
zuwiderhandelt oder wiſſentlich Erzeugniſſe, die der 
erwähnten Vorſchrift zuwider hergeſtellt ſind, verkauft, 
feilhält oder ſonſt in Verkehr bringt. 

Eine Erhebung über die Vorräte an Heu und 
Stroh ordnet die BVO. vom 28. Febr. 1916 (RGBl. S. 127) 
für die Zeit vom 12.— 15. März 1916 an. 8 7 der BO. 
droht den Betriebsinhabern und ihren Stellvertretern 
Strafen an, wenn fie vorfätzlich oder fahrläffig die 
Angaben, zu denen ſie auf Grund der VO. und der 
Ausführungsbeſtimmungen der Landeszentralbehörden 
3 ſind, nicht oder unrichtig oder unvollſtändig 
machen 

Zum Schluſſe find noch zu erwähnen die Bekannt⸗ 
machungen des Reichskanzlers: 

1. vom 12. Febr. 1916 wegen Feſtſetzung anderer 
Preiſe im Verkehr mit Stroh und Häckſel (RG Bl. S. 93), 

2. vom 11. Febr. 1916 zur Ausführung der BO. 
über die Herabſetzung der Malz⸗ und Gerſtenkontingente 
der gewerblichen Bierbrauereien vom 31. Jan. 1916 
(RGBl. S. 96), 

3. vom 29. Febr. 1916 über das Verbot der Ver⸗ 
wendung von Leinöl zur Herſtellung von Druckfarben 
(RGBl. S. 134), 

4. vom 29. Febr. 1916 über Freigabe von Brannt⸗ 
wein zur Verſteuerung (RG Bl. S. 137), 

5. vom 14. März 1916 über das Verbot der Ver⸗ 
wendung von Oelen oder Fetten zur Herſtellung von 
Degras, von Lacken, Firniſſen und Farben (RGBl. 
S. 164), wodurch eine erſt am 1. März 1916 ergangene 
Bekanntmachung gleichen Betreffs (RGB. S. 143) über⸗ 
holt wurde. 
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Bürgerliches Necht 
aus dem 36. Bande der Entſcheidungen des 
Neichsgerichts in Zivilſachen. 
Von Juſtizrat Bendix, Rechtsanwalt in Breslau. 


A. BGB. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 


1. Der Fabrikant L. betrieb auf ſeinem Grund⸗ 
ſtück in Stuttgart eine Fabrik zur Herſtellung 
kunſtgewerblicher Möbel. Dieſes Grundſtück wurde, 
nachdem L. in Konkurs geraten war, am 6. Dez. 
1913 der Klägerin, für die darauf eine Hypothek 
von 17000 KH haftete, im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung für das Meiſtgebot von 38000 M 
zugeſchlagen. Auf dem Fabrikanweſen lagerten 
Holzvorräte des Gemeinſchuldners, die er zur Ver⸗ 
arbeitung in der Fabrik beſtimmt, der Beklagten 
aber vertragsmäßig zur Sicherung übereignet hatte. 

Die Klägerin beantragte, die Beklagte zu ver⸗ 
urteilen, ihr Eigentum an den Holzvorräten an⸗ 
zuerkennen und deren Wegnahme ihr zu geſtatten. 

Der Berufungsrichter wies die Klage ab; die 
Reviſion wurde zurückgewieſen (Nr. 80 S. 326 ff.). 

Die Klägerin hat das Eigentum an den Holz⸗ 
vorräten durch den Zuſchlagsbeſchluß vom 6. Dez. 
1913 nicht erworben. Holzvorräte ſind nicht 
Zubehör der Möbelfabrik, weil ſie nicht die 
Beſtimmung haben, dem wirtſchaftlichen Zwecke 
der Fabrik als der Hauptſache zu dienen 
(3 97 Abſ. 1 Satz 1 BGB.) !); fie ſtehen zu der 
Fabrik nicht in einem Abhängigkeitsverhältniſſe. 

Für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ſpricht 
auch die Vorſchrift des 8 98 Nr. 1 BGB.“) 

Dagegen find Fabrikzubehör z. B. die Kohlen: 
vorräte (RGZ. 77, 36), die ſog. Materialreſerve, 


8 2 59. für das frühere württemberg. Recht RG3. 
9, 28 


9 Ba. auch 8 931, 2 PrAL R. 


Leitu 


und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraße 1a, 
. 


r 30 55 für die halbgeſpaltene Petitzeile 
oder deren Raum. lederholungen Ermäßigung. Stellen⸗ 


% anzeigen 20 Pfa. Salas nach Uebereintunft. 


——.. a ... ß—. —.—— ——— 


121 


die durch Verwendung zur Ausbeſſerung oder zum 

Erſatz abgenützter Teile die Fabrik betriebsfähig 
erhalten ſoll (RGZ. 66, 356), Baumittelſtücke 
auf dem Baugrundftüd (RG. 84, 284). 


2. Der Kläger mietete vor Kriegsausbruch von 
dem Beklagten deſſen Zirkusgebäude in Berlin 
für das Jahr vom 1. September 1914 bis zum 
31. Auguſt 1915. Er glaubt infolge des Krieges 
an dieſen Vertrag nicht gebunden zu ſein und 
begehrt die Feſtſtellung, daß der von ihm erklärte 
Rücktritt berechtigt ſei. 

Die Klage wurde in allen 3 Inſtanzen abgewieſen 
(Nr. 97 S. 397ff.). Ein Rücktrittsrecht wegen 
veränderter Umſtände kann nur dann aner⸗ 
kannt werden, wenn es als ſtillſchweigend verein⸗ 
bart anzuſehen iſt.) Aus dem Mietvertrage kann 
aber nicht entnommen werden, daß der Kläger 
zurücktreten dürfe, wenn er wegen eines Krieges 
das Zirkusgebäude nicht mehr mit Gewinn be⸗ 
nutzen könne. Treu und Glauben und die Ver⸗ 
kehrsſitte (SS 133, 157 BGB.) rechtfertigen keines⸗ 
wegs die Abwälzung dieſes Schadens auf den 
Beklagten. 

Die Klagebegründung aus 8552 BGB. ſcheitert 
— abgeſehen von ſonſtigen Bedenken — ſchon 
an der tatſächlichen Feſtſtellung, daß der Betrieb 
des Zirkus durch den Krieg nicht unmöglich ge⸗ 
worden iſt. 

ſie 


3. Beide Parteien ſind Großkaufleute; 
haben im Frühjahr 1910 einen Frachtvertrag über 
den Transport von 24000 cbm Rundweichholz 
von Galatz nach Rotterdam abgeſchloſſen. Die 
Klägerin hat als Frachtführerin von der Be: 
klagten Schadenerſatz wegen Nichterfüllung ver⸗ 
langt, die Beklagte die Einrede der Verjährung 
nach $ 196 Abſ. 1 Nr. 3 BGB. erhoben. 

Die Einrede hatte Erfolg (Nr. 104 S. 422 ff.). 

2) Vgl. RG. 50, 255; 60, 56; 62, 268; JW. 1908, 
711; 1913, 199; 1914, 296. Dazu Cohen, JW. 1916, 109. 
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Der 8 196 Abſ. 1 Nr. 3 a. a. O. betrifft nicht 
nur die Anſprüche kleiner Gewerbetreibender, ſon⸗ 
dern wie die der Eiſenbahnunternehmungen auch 
dieanderer Transportanſtalten. Der Anſpruch wegen 
Nichterfüllung des Frachtvertrages iſt im Sinne 
dieſer Vorſchrift ein Anſpruch wegen der Fracht. 

Ob es ſich um einen Land: oder Seetrans⸗ 
port oder Land⸗ und Seetransport handelt, macht 
keinen Unterſchied. Der 8 196 Abſ. 1 Nr. 1 und 
Abſ. 2 finden hier keine Anwendung, weil die beſon⸗ 
deren Anſprüche der Nr. 3 aus der allgemeinen 
Vorſchrift der Nr. 1 heraus gehoben ſind.“) 


II. Recht der Schuldverhäͤltniſſe. 


1. Laut Vertrags vom 29. Dezember 1904 
gab der Beklagte dem Kläger, der in G. eine 
Fabrik betrieb, zum Zwecke der Auszahlung aus⸗ 
ſcheidender Geſellſchafter 110000 M in das Ge: 
ſchäft. In der Urkunde iſt das Rechtsverhältnis 
als Darlehen bezeichnet. Als Sicherheit hierfür 
wurde auf dem Fabrikgrundſtück eine Grundſchuld 
eingetragen und ferner außer dem Zindſatz von 
5 °/o Zinſen jährlich als weiteres Entgelt ein 
Anteil am Reingewinn vereinbart. Der nach be⸗ 
ſtimmten Grundſätzen zu berechnende Nettogewinn 
ſollte zwiſchen den Parteien nach Verhältnis des 
Kapitalkontos des Klägers zum „Darlehenskonto“ 
des Beklagten verteilt werden, jedoch dergeſtalt, 
daß der Kläger dem Beklagten vom Reingewinn 
mindeſtens ſo viel überlaſſen mußte, daß dieſer 
im us eine Verzinſung ſeines Kapitals von 
10 erhielt. Nach 8 4 des Vertrages, der auf 
20 Jahre ſeſt geſchloſſen wurde, hatte der Be⸗ 
klagte in ſeinem Verhältnis zum Fabrikbetriebe 
des Klägers die Rechte eines Kommanditiſten. 
Die Fabrik arbeitete mit Gewinn, ſo daß der 
Beklagte in der ganzen Zeit mehr als 6 °/o feines 
Kapitals bezog. 

Der Kläger hat deshalb auf Grund des 
8 247 BGB. das Vertragsverhältnis aufgekündigt 
und, da der Beklagte der Kündigung widerſprochen 
hat, die Feſtſtellung begehrt, daß der Vertrag mit 
dem Ablaufe des Jahres 1913 fein Ende er: 
reicht habe. 

Die Kammer für Handelsſachen hat abge⸗ 
wieſen, das OLG. nach dem Klagantrage ver⸗ 
urteilt, das Reichsgericht das erſte Urteil wieder 
hergeſtellt (Nr. 98 S. 399 ff.). 
| Es kommt für die Entſcheidung nicht darauf 

an, ob der vorliegende Vertrag als Geſellſchafts— 
vertrag oder als Darlehen aufzufaſſen iſt. 

Der Inhalt des §8 247 BGB. entſpricht 
ſeinem Wortlaut; er bezieht ſich auf Zinſen im 
juriſtiſchen Sinne des Begriffs. Ein 
höherer Zinsſatz als 6 v. H. für das Jahr iſt 
demnach nicht vereinbart; an dieſem Tatbeſtands— 
merkmal fehlt es alſo. 

) Vgl. RG. 61, 390; 64, 287. Dazu Staub 
8 439 Anm. 2, Düringer⸗ Hachenburg 8 439 Anm. 2. 
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Was dem Beklagten über 5 v. H. zukommen 

ſoll, ſind nicht Zinſen, ſondern ein nicht garan⸗ 
tierter Gewinnanteil; die höhere Vergütung iſt 
nicht feſt beſtimmt, ſondern von dem Geſchaͤfts⸗ 
ergebnis abhängig. 
2. Der Klaͤger, der durch ſeinen Pfleger ver⸗ 
treten iſt, hat von dem Beklagten ein Grundſtück 
gekauft und es an K. weiterverkauft; der Beklagte 
hat es unmittelbar an X. aufgelaſſen. Der Kläger 
war zur Zeit beider Vertragsſchlüſſe gemäß 8 104 
Nr. 2 BGB. geſchäftsunfähig. Er verlangt wegen 
Nichtigkeit des Kaufvertrags die Herauszahlung 
eines Betrags von 17000 M, den der Beklagte 
von ihm als Anzahlung auf den Kaufpreis in 
Höhe von 7000 M bar, in Höhe von 10 000 M 
durch Abtretung einer Hypothek erlangt hat. 


Das Berufungsgericht hat den Anſpruch für 

dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt, das Reichs⸗ 

gericht 0 aufgehoben und zurückverwieſen (Nr. 85 
343 ff.). 


a) Eine Bereicherung iſt nur inſoweit vorhanden, 
als durch die Vermögensverſchiebung, alſo unter 
Berückſichtigung des im Zuſammenhange mit dem 
Erlangten Aufgeopferten, eine Erhöhung des 
Geſamtvermögens des Empfaͤngers der 
Leiſtungen eingetreten iſt, indem die durch die 
Aufopferung entſtandene Vermögensverminderung 
von der durch das Erlangte entſtandenen Ver⸗ 
mögensvermehrung überwogen wird. Der 
„Einrede“ im Sinne der Ausübung eines Zurück⸗ 
behaltungsrechts an der Gegenleiſtung bedarf es 
hiernach nicht. Vgl. RGZ. 54, 137; 72, 1; 
JW. 1909 S. 274 und 7; Gruchot 55, 963; 
ferner RG. IV 513/09 und V 458/02. 


b) Der Bereicherungsanſpruch ſcheitert nicht 
daran, daß der Fordernde nicht in der Lage iſt, 
das von dem anderen Teile Geleiſtete in Natur 
zurückzugeben. Der letztere muß ſich damit be⸗ 
gnügen, daß ihm der Wert des von ihm Ge⸗ 
leiſteten dei Bemeſſung ſeiner Bereicherung an⸗ 
gerechnet wird. Der Beklagte kann alſo im vor⸗ 
liegenden Falle nicht darauf beſtehen, daß ihm 
der Kläger das weiterveraͤußerte Grundſtück in 
Natur zurückgewährt. 

c) Ein an Stelle einer Vermögens auf⸗ 
opferung getretener Bereicherung s anſpruch 
gegenüber einem Dritten kann nicht ohne weiteres 
als ein hinreichender Ausgleich für den aufge⸗ 
opferten Gegenſtand angeſehen werden. Die Ver⸗ 
mögensverminderung des Beklagten, die durch die 
Hingabe ſeines Grundſtücks entſtanden iſt, kann 
alſo durch den ihm dafür gegen X. eiwa erwach⸗ 
ſenen Bereicherungsanſpruch in der angenommenen 
Höhe dieſes Anſpruchs nicht als beſeitigt gelten. 
Der Beklagte hat nur dieſen Anſpruch — und 
zwar ohne Gewähr für das Beſtehen — an den 
Kläger Zwecks Ausgleichung abzutreten.“) 


e) Bgl. RG. VII 454/06, II 166/10; RG. 72, 4. 
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3. Der Beklagte hat als Verſteigerungsrichter 
im Jahre 1907 dem Kläger eine falſche Rechts⸗ 
belehrung erteilt und ihn dadurch zur Abgabe 
des Meiſtgebots veranlaßt. Der Kläger verlangt 
von ihm Schadenerſatz, nachdem er aus Geſetzes⸗ 
unkenntnis es verabſaͤumt hat, den Staat, der 
auf Grund des Art. 1384 Code civil für ein 
Verſchulden des Vollſtreckungsrichters haftet,“) in 
Anſpruch zu nehmen. 

Die Klage wurde in den Vorinſtanzen abge⸗ 
wieſen; das Revifionsgeriht hat aufgehoben und 
zurückverwieſen (Nr. 68, 286 ff.). 

a) Die Haftung des er ao die des 
ſchuldigen Beamten gemäß f 9 Abſ. 1 S. 2 
BGB. aus (vgl. RG. III 244/11, Je. 1912, 639 
und 11; III 244/14; a R3. 74, 253, 
JW. 1911, 366 = 19, Gruchot 55, 832 und 
1005). 

b) Der nur fahrläſſig handelnde Beamte kann 
nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn 
der Verletzte ohne ſein Verſchulden nicht auf 
andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag, ſo daß 
es alſo zur Klagebegründung?) nicht ausreicht, 
wenn der Verletzte die jetzige Unmöglichkeit eines 
anderweitigen Erſatzes behauptet, ſondern auch 
darzutun ift,?) daß er eine früher vorhandene 
Erſatzmöglichkeit nicht ſchuldhaft verſäumt 
hatte. Eine Verſäumung ohne Verſchulden be⸗ 
ſeitigt den Erſatzanſpruch des Verletzten gegen den 
Beamten nicht; eine ſchuldhafte beſeitigt ihn ohne 
weiteres. 

c) En tſchuldbarer Rechts irrtum ſchließt 
das Verſchulden im Sinne des 8 276 BGB. aus 
(RG. 73, 337 und 76, 61; JW. 1907, 251 
und 12, 1912, 26 und 6; Gruchot 55, 360; 
dagegen RGZ3. 67, 145). (Schluß folgt). 


Der vorbehaltene Rücktritt vom Erbvertrag. 


Von Notariatspraktikant Dr. Hermann Wein 
in München. 


Die Bindung, die der Erbvertrag erzeugt, kann 
unter Umſtänden zur läftigen Feſſel werden und 
zu unbilligen Ergebniſſen führen. Zur Vermei⸗ 
dung dieſer Folge gewährt das BGB. für die be⸗ 
ſonders einſchneidenden Fälle der 88 2294 und 
2295 ein geſetzliches Rücktrittsrecht und über⸗ 
läßt es im übrigen dem Erblaſſer, ſich durch 
Vereinbarung eines Rücktritts vorbehalts die 
Möglichkeit zu ſichern, von der vertraglichen Feſt⸗ 
legung wieder frei zu werden und ſeinen letzten 
Willen durchzuführen. So ſehr das Bedürfnis 
für eine ſolche vertragsmäßige Rücktrittsmög⸗ 
lichkeit beſteht, in Sonderheit, wenn mit einer 
Aenderung der Verhältniſſe zu rechnen iſt, und 


) Bol. RE. III 562/12; Gruchot 57, 1178. 
Y Vgl. RG. 81, 430; Gruchot 58, 6610. 
„ gl. noch RG. 79, 12; 80, 255 ff. 
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ſo verbreitet daher auch die praktiſche Anwen⸗ 
dung des Rücktrittsvorbehalts iſt, ſo ſtrittig iſt 
in vielen Punkten ſein rechtlicher Ausbau. Zur 
überfichtlicheren Darſtellung empfiehlt es ſich, zu 
unterſcheiden zwiſchen dem Rücktrittsvorbehalt im 
einſeitigen Erbvertrag (d. i. jenem Vertrag, in 
welchem nur ein Teil als Erblaſſer und der andere 
lediglich als Annehmender auftritt) und dem Rück⸗ 
trittsvorbehalt im zweiſeitigen Erbvertrag (d. i. 
jenem Vertrag, in welchem beide Parteien vertrags⸗ 
mäßige Verfügungen von Todes wegen treffen). 


1. Der Nücktrittsvorbehalt im einſeitigen Erbvertrag. 


1. Alleinige Rechtsquelle hiefür find die erb⸗ 
rechtlichen Sonderbeſtimmungen in den 88 2293, 
2296, 2297, 2299 III BGB. Ausgeſchloſſen iſt 
ſowohl eine unmittelbare, wie auch eine nur ent⸗ 
ſprechende Anwendung der Rücktrittsvorſchriften in 
den 88 346 - 356 BGB; denn dieſe gelten nur 
für ſchuldrechtliche Verhältniſſe. 

Berechtigt zum Rücktrittsvorbehalt iſt 
laut 8 2293 nur der Erblaſſer. Nicht deſſen 
Erben, da die Rücktrittserklärung eine höchſtper⸗ 
ſönliche und daher unvererbliche Verfügung über 
die Erbfolge in ſich ſchließt (Mot. V S. 344). 
Ebenſowenig iſt der nur annehmende Vertragsteil 
befugt, ſich den Rücktritt vom Erbvertrag vorzu⸗ 
behalten (Staudinger 7./ 8. Aufl. 8 2293, Leon⸗ 
hard 8 2293 Anm. IV; a. M. Mot. V ©. 342, 
RGSRaKomm. 2. Aufl. 8 2293 Anm. 1). Eine ſolche 
Befugnis zu ſchaffen, beſtand auch keine geſetz⸗ 
geberiſche Notwendigkeit; denn, wenn auch der An⸗ 
nehmende durch den Vertrag eine Bindung erleidet 
und daher, falls er ſelbſt als Erbe eingeſetzt wurde, 
gehalten iſt, Erbe zu werden, ſo braucht er doch 
ebenſowenig wie ein eingeſetzter Dritter Erbe zu 
bleiben. Steht doch auch dem durch Erbvertrag 
berufenen Erben das Recht zu, die Erbſchaft aus⸗ 
zuſchlagen ($ 1942 BGB.); er hat alſo auf dieſem 
Wege die Möglichkeit, ſich von der ihm im Erb⸗ 
vertrag zugedachten Erbeinſetzung los zu machen. 
Dieſes Ausſchlagungsrecht ging für den annehmen⸗ 
den Vertragsteil auch nicht etwa dadurch verloren, 
daß er die Erbeinſetzung im Vertrag annahm; 
denn dieſe Vertragsannahmeerklärung iſt nicht gleich⸗ 
bedeutend mit der Erbſchaftsannahmeerklärung, 
die gemäß 8 1943 BGB. das Ausſchlagungsrecht 
aufhebt. Und übrigens könnte eine Erbſchafts⸗ 
annahme mit dieſer Ausſchlußfolge erſt nach 
Eintritt des Erbfalls wirkſam erklaͤrt werden 
($ 1946 BGB.). Das Beſtehen dieſes Aus⸗ 
ſchlagungsrechts macht es verſtändlich, daß das 
Geſetz daneben nicht noch ein Rücktrittsrecht vom 
Erbvertrag für den Annehmenden ſchuf. Jedoch 
iſt zu beachten: nur der Vorbehalt des Rücktritts 
vom Erbvertrag iſt ihm nicht geſtattet; hin⸗ 
gegen ſteht ihm der Vorbehalt des Rücktritts von 
einer für die Erbeinſetzung übernommenen Gegen⸗ 
leiſtung nach den allgemeinen ſchuldrechtlichen 
Rücktrittsvorſchriften offen. Macht er von einem 
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ſolchen Vorbehalt Gebrauch, ſo pflegt angenommen 
zu werden, daß der Erblaſſer zur Anfechtung 
ſeiner erbvertraglichen Zuwendung befugt iſt (Kretzſch⸗ 
mar, Erbrecht S. 355 Fußnote 32, Leonhard 
8 2293 Anm. IV). Allein das Beſtehen eines 
Anfechtungsrechts erſcheint mir nicht für alle Fälle 
ſicher. Als Anfechtungsgrund kann nur in Frage 
kommen, daß der Erblaſſer zu ſeiner Verfügung 
durch die irrige Erwartung der Gegenleiſtung be⸗ 
ſtimmt worden ift (88 2281 J, 2078 II). Wenn 
nun die Verpflichtung zur Gegenleiſtung ſchon von 
vorneherein mit einem Beſeitigungsvorbehalt behaftet 
war, konnte der Erblaſſer dieſe nicht beſtimmt er⸗ 
warten. Legte er gleichwohl unbedingt und vor⸗ 
behaltslos ſeine Erbeinſetzung feſt, ſo wird ſein 
ſpaͤteres Anfechtungsvorbringen, die Erwartung der 
— auf ſo ſchwachen Füßen ſtehenden — Gegen⸗ 
leiſtung ſei für ſeine Verfügung beſtimmend geweſen, 
unter Umſtänden nicht als berechtigt angeſehen 
werden können. In einem Fall der vorgedachten 
Art wird es ſich entſchieden empfehlen, daß ſich 
der Erblaſſer den Rücktritt für den Fall vorbehält, 
daß der andere Vertragsteil die Gegenleiſtungs⸗ 
verpflichtung rückgaͤngig macht. 

An Stelle des dem Annehmenden verſagten 
Vorbehalts eines Rücktritts vom Erbvertrag kann 
übrigens ein ahnlicher Erfolg dadurch erzielt werden, 
daß der Annehmende den Erbvertrag nur unter 
beſtimmten Bedingungen eingeht, was rechtlich 
zweifellos zuläſſig iſt. Mit Eintritt der Be⸗ 
dingung wird der Erbvertrag gegenſtandslos und 
der Annehmende frei, ohne daß er eine Erklärung 
irgendwelcher Art oder in irgendwelcher Form ab⸗ 
zugeben braucht. 

3. Die Form des Rücktritts vorbehalts. 
Der Vorbehalt muß im Erbvertrag enthalten 
ſein (8 2293). Dies ſchließt natürlich nicht aus, 
daß der Vorbehalt erſt bei einer Nachtrags⸗ 
beurkundung aufgenommen wird lebenſo Planck 
8 2293 Anm. 2, Leonhard 8 2293 Anm. II A, 
Kretzſchmar S. 353, a. M. Müller ⸗Meikel, 2. Aufl. 
II S. 518). Der Nachtrag muß jedoch in Erb⸗ 
vertragsform (8 2290) errichtet ſein; nicht ges 
nügend waͤre es, falls bei einer nachträglichen 
Abänderung des Erbvertrags im Wege des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments (8 2292) der Vor⸗ 
behalt ausbedungen würde. 

Für die Faſſung, durch welche der Rück⸗ 
trittsvorbehalt erklärt wird, iſt ſelbſtverſtändlich 
ein beſtimmter Wortlaut nicht vorgeſchrieben, ins⸗ 
beſondere brauchen weder die Ausdrücke „Bor: 
behalt“ noch „Rücktritt“ gebraucht zu werden; 
es genügt jede Bezeichnungsweiſe, die den Vor⸗ 
behaltswillen kundtut ($ 133 BGB.). 

4. Der Inhalt des Rücktrittsvor⸗ 
vorbehalts. 

a) Unter „Rücktritt“ iſt jedes Abweichen 
von der urſprünglichen Vereinbarung zu verſtehen, 
alſo nicht nur das Beſeitigen einer getroffenen 
Beſtimmung — actus contrarius —, ſondern 
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auch jedes Abändern, Einſchraͤnken einer ſolchen, 
auch z. B. die nachträgliche Anordnung einer Te⸗ 
ſtamentsvollſtreckung hinſichtlich einer im übrigen 
beſtehen bleibenden Verfügung (vgl. JW. 1912 
S. 721), ſowie das Aufheben des bindenden 
Charakters einer Anordnung, ohne die Anordnung 
ſelbſt aufzuheben (Crome V S. 157 Fußnote 49). 
Die herrſchende Meinung (Kretzſchmar S. 354, 
RGRKomm. $ 2293 Anm. 1, Leonhard § 2289 
Anm. III C, Planck $ 2293 Anm. 2, Staudinger 
7.18. Aufl. 8 2296 Anm. 1) faßt allerdings den 
Begriff „Rücktritt“ enger. Als nicht unter „Rück⸗ 
trittsvorbehalt“ fallend nimmt ſie die Fälle aus, 
daß fich der Erblaſſer — unter Aufrechterhaltung 
der vertraglichen Erbeinſetzung — nur die Befugnis 
vorbehält, den eingeſetzten Erben nachträglich durch 
m. Anordnungen zu beſchweren oder zu 
beſchränken. Dieſe Meinung iſt m. E. nicht zu⸗ 
treffend. Grundſätzlich ſchließt die erbvertragliche 
Bindung ſpätere Verfügungen des Erblaſſers von 
Todes wegen aus. Dieſen Ausſchluß einſeitig aus 
dem Weg zu räumen, ſchuf das Geſetz — ab- 
geſehen von der Anfechtung — nur den Rück⸗ 
tritts vorbehalt des 8 2293, nicht aber einen 
beſonders gearteten und beſonders zu behandelnden 
Beſchwerungs⸗ oder Einſchränkungsvorbehalt. Ohne 
daß das Geſetz aber ein ſolches Gebilde ausdrücklich 
zuließ, kann nach dem geſchloſſenen Aufbau unſeres 
Erbrechts nicht angenommen werden, daß es der 
Parteiverfügung frei überlaſſen iſt, ſolche eigene 
Wege zu wandeln. Und wollte man wirklich an⸗ 
nehmen, daß ſolch ein Belaſtungsvorbehalt nicht 
unter den Rücktrittsvorbehalt des § 2293 falle, 
was ſoll dann rechtens ſein? Kann dieſer be⸗ 
ſondere Vorbehalt formlos ausbedungen, kann 
formlos von ihm Gebrauch gemacht werden? Auch 
ohne Verſtändigung des andern Vertragsteils? 
Für alle Antworten auf dieſe Fragen würde jeg⸗ 
licher Rechtsboden fehlen. 

b) Dem Umfang nach kann ſich der Rück⸗ 
trittsvorbehalt des 8 2293 ſowohl auf den ganzen 
Erbvertrag, als auch auf nur einzelne vertragliche 
Verfügungen, ja ſoweit dieſe teilbar ſind, auch 
auf Teile von ſolchen (3. B. Minderung eines 
Erbanteils, Herabſetzung eines teilbaren Vermächt⸗ 
niſſes) beziehen. (Dernburg V S. 288 Fußnote 1 
nimmt hingegen an, daß § 2293 nur den Rüde 
tritt vom ganzen Erbvertrag behandelt). Erſtreckt 
ſich der Vorbehalt auf die Geſamtheit der Ver⸗ 
fügungen, ſo zieht Kretzſchmar S. 357 Fußnote 36 
in Frage, ob überhaupt noch ein Erbvertrag oder 
nur ein Teſtament vorliege. Natürlich bedeutet 
ein ſo weiter Vorbehalt tatſächlich eine erheb⸗ 
liche Abſchwächung der Erbausſichten des Bedachten, 
aber trotzdem liegt rechtlich ein Erbvertrag vor 
mit den Wirkungen der SS 2287 2289 BGB.; 
ein Erbvertrag wird nämlich durch die Beifügung 
eines Rücktrittsvorbehalts ebenſowenig des Ver⸗ 
tragscharakters entkleidet, als ein obligatoriſcher 
Vertrag durch die Aufnahme eines Vorbehalts nach 
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85 346 ff. BGB. (ebenſo Planck 8 2293 Anm. 1, 
vgl. auch Mot. V S. 342, Dernburg V S. 288 
Fußnote 4, anders anſcheinend Crome V S. 157 
Fußnote 51). Die Frage, ob in einem ſolchen 
Falle Teſtament oder Erbvertrag anzunehmen iſt, 
iſt keineswegs müßig. Ihre Entſcheidung iſt zu⸗ 
näͤächſt von Wichtigkeit für die Form der Ver⸗ 
fügung von Todes wegen. Stellt ſich dieſe nämlich 
als Erbvertrag dar, ſo kann im Falle des § 2276 
BGB. bei Verbindung mit einem Ehevertrag von 
der Zuziehung von Zeugen abgefehen werden; iſt 
fie hingegen Teſtament, jo find Zeugen für alle 
Fälle unentbehrlich; ferner ift die Frage von Be: 
deutung für die Verbindung mit anderen Rechts⸗ 
geſchäften; ein Erbvertrag kann ſehr wohl mit 
einem andern Vertrag (3. B. Ehe⸗, Uebergabs⸗, 
Abnährungsvertrag) verbunden und verwahrt 
werden (8 2277 I Satz 2 BGB.); dagegen ver⸗ 
bietet ſich eine ſolche Zuſammenfaſſung für das 
Teſtament infolge der hiefür geltenden beſonderen 
Verſchließungsvorſchriften (8 2246 BGB.; 8 264ff. 
NotGeſcho., — Ausnahme 8 2299 I BGB.). 
Von der Beantwortung der aufgeworfenen Frage 
hängt es auch ab, ob der Erblaſſer bei Lebzeiten 
des anderen Vertragsteils nur durch dieſem gegen⸗ 
über abzugebende gerichtlich oder notariell beur⸗ 
kundete Erklärung (8 2296 II Satz 1, 2) oder 
auch hinter deſſen Rücken durch — ev. privat⸗ 
ſchriftlichen — Teſtamentswiderruf (§ 2254) ſeine 
Verfügungen außer Kraft ſetzen kann. 


c) Der Rücktrittsvorbehalt kann ſowohl un⸗ 
bedingt als auch für gewiſſe Fälle bedingt 
erklärt werden. Er verträgt ſehr wohl auch das 
Abhängigmachen von einer Poteſtativbedingung. 

d) Der Rücktrittsvorbehalt kann auch be⸗ 
friſtet werden und zwar mit beliebig vereinbartem 
Anfangs⸗ oder Endtermin. Eine natürliche Schranke 
ergibt ſich nur inſoferne, als die Rücktrittsbefugnis 
nicht über den Tod des Berechtigten hinaus aus⸗ 
gedehnt werden lann, da ſie, wie erwähnt, un⸗ 
vererblich iſt. Iſt eine Friſt für die Ausübung 
des Rücktritts nicht beſtimmt, ſo erliſcht das Rück⸗ 
trittsrecht mit dem Ableben des Rücktrittsberech⸗ 
tigten; es erliſcht dagegen nicht durch den Tod 
des andern Vertragsteils.!) Nach dem Tode des 
Vertragsgegners iſt das Rücktrittsrecht allerdings 
nur dann von Bedeutung, wenn nicht dieſer ſelbſt, 
ſondern ein Dritter als Erbe oder Vermächtnis⸗ 
nehmer bedacht oder wenn eine Auflage angeordnet 
iſt (83 1923 J, 2160 BGB.). 

Eine Friſtſetzung durch den Vertragsgegner für 
die Ausübung des Rücktrittsrechts, wie fie $ 355 
BGB. für die obligatoriſchen Verträge vorſieht, 
iſt wegen der erwähnten Unanwendbarkeit dieſer 
ſchuldrechtlichen Vorſchriften auf den erbvertrag: 
lichen Rücktritt undenkbar. 


1) Doch ändert ſich hier die Form der Aus⸗ 
übung (ſ. u.). 


5. Der Rücktritt kann vom Erblaſſer 
nur in Perſon, nicht durch einen Vertreter er⸗ 
klärt werden (8 2296 J). Die Uebermittelung 
der Erklärung durch einen Boten iſt hiedurch 
natürlich nicht ausgeſchloſſen. Iſt der Erblaſſer 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchraͤnkt, jo bedarf er 
nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters“ 
(§S 2296 I Satz 2); wann die Beſchränkung in der 
Geſchäftsfähigkeit eingetreten, ob erſt nach Abſchluß 
des Erbvertrags oder ob ſie ſchon vorher beſtand, 
iſt gleichgültig. Iſt der Erblaſſer geſchäftsunfähig, 
ſo iſt eine Rücktrittserklärung ausgeſchloſſen; wegen 
der beſprochenen höchſtperſönlichen Natur des Rechts⸗ 
geſchäfts könnte fie nicht durch einen Vertreter er: 
Härt werden (ebenſo Kretzſchmar S. 356; a. M. 
Leonhard 8 2296 J). 

Was die Form der Rücktrittserklärung an⸗ 
langt, iſt zu unterſcheiden, ob der Vertragsgegner 
noch lebt oder bereits geſtorben iſt: 

a) Erſterenfalls bedarf die Rücktrittserklärung 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
(S 2296 II Satz 2) und iſt dem andern Vertrags⸗ 
teil gegenüber — dieſem nicht notwendig in Per⸗ 
ſon — abzugeben. Für die Uebermittelung der Er⸗ 
klärung iſt ein beſtimmter Weg nicht vorgeſchrieben; 
Zuſtellung durch den Gerichtsvollzieher (8 132 
BGB.) iſt jedoch üblich und zweckdienlich. 

b) Iſt der Vertragsgegner bereits geſtorben, ſo 
erfolgt die Rücktrittserklärung nicht etwa gegenüber 
deſſen Erben (ſo mit Unrecht Schiffner S. 189), 
auch nicht gegenüber einem bedachten Dritten, 
ſondern ſie geſchieht — gleichviel ob der Grund 
zum Rücktritt vor oder nach dem Ableben des 
anderen Teils eintrat — durch Teſtament. Der 
Rücktrittsweg wird alſo ein anderer; auch die geſel⸗ 
liche Ausdrucksweiſe ändert ſich: ſtatt „Rücktritt“ 
heißt es nunmehr „Aufheben“; der Inhalt des 
Rechts aber bleibt der gleiche. Als Aufhebungs⸗ 
mittel nennt das Geſetz nur das „Teſtament“. 
Allein, wie eine letztwillige Verfügung nicht nur 
durch Teſtament ($ 2254 BGB.), ſondern auch 
durch einen mit jener Verfügung in Widerſpruch 
ſtehenden Erbvertrag (§S 2289 I BGB.) aufgehoben 
werden kann, ſo wird auch die mit dem Rücktritts⸗ 
vorbehalt ausgeſtattete erbvertragliche Verfügung 
nicht nur durch Teſtament, ſondern ebenfalls auch 
durch eine ſonſtige, die aufzuhebende Beſtimmung 
durchkreuzende Verfügung von Todes wegen be— 
ſeitigt werden können (a. M. Fiſcher-Henle § 22971, 
Staudinger § 2297 J). § 2299 11 Satz 2 liefert 
keinen Gegenbeweis; denn dieſe den § 2289 I ein⸗ 


) Der beſchränkt Geſchäftsfähige kann alſo zwar 
den Rücktritt ohne weiteres erklären, aber auch nur 
den Rücktritt allein; bei Rücktrittsausübung durch Te— 
ſtament (§ 2297 Satz 1) könnte er mit feiner Erb— 
vertrags-Aufhebungserklärung nicht eine andere letzt— 
willige Verfügung verbinden (§ 2229 III BGB.), es ſei 
denn, daß der Grund der Geſchäftsfähigkeitsbeſchrän— 
kung nur Minderjährigkeit iſt ($ 2229 II) und das Te— 
ſtament in öffentlicher Form errichtet wird ($ 2247 
BGB.). 
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ſchränkende Beſtimmung iſt nur für den Sonder: 
fall des 8 2299 BGB. gegeben. 

Der Grund des Rücktritts braucht weder in 
der Rücktrittserklärung des $ 2296 noch bei der 
Aufhebung durch Verfügung von Todes wegen 
($ 2297) angegeben zu werden (a. M. Strohal 1846 
Anm. 468; anders auch beim geſetzlichen Rück⸗ 
trittsrecht des 8 2297 Satz 2). 

6. Die Wirkung der Rücktrittser⸗ 
klärung ſowie der Aufhebung nach § 2297 
kann verſchieden ſein: Erſtrecken ſich der Vorbehalt 
und auch der Rücktritt (Aufhebung) auf den ganzen 
Erbvertrag, fo wird dieſer damit vollſtändig außer 
Kraft geſetzt. Hatte ſich der Vorbehalt nur auf 
einzelne Teile beſchränkt, ſo wird der innerhalb 
dieſes Rahmens betätigte Rücktritt (Aufhebung) 
regelmäßig die Wirkſamkeit der übrigen, beſtehen 
bleibenden Verfügungen nicht berühren; denn wer 
fh nur für gewiſſe Punkte eine Abänderungs⸗ 
befugnis vorbehielt, wollte die ſonſtigen als für 
alle Fälle fortbeſtehend gelten laſſen. Vorkommen 
kann aber auch, daß ſich der Rücktrittsvorbehalt 
zwar auf den ganzen Vertrag bezog, daß der Erb: 
laſſer aber ſich ſchließlich nur in beſchränktem 
Maße von den vertraglichen Beſtimmungen los⸗ 
macht. Zuläſſig muß dies an und für ſich ſein; 
denn wem das majus geſtattet, wird das minus 
nicht verwehrt ſein. In einem ſolchen Falle be⸗ 
urteilt ſich die Wirkſamkeit der übrigbleibenden 
Beſtimmungen nach 88 2279, 2085 BGB. Da 
es nach 8 2085 auf den Willen ankommt, den 
der Erblaſſer zur Zeit der Errichtung der 
Verfügung von Todes wegen hatte, könnte der Hin⸗ 
weis, der Erblaſſer habe gerade durch ſeinen nur 
teilweiſen Rücktritt (Aufhebung) bekundet, daß er 
die ſonſtigen Anordnungen nicht umſtoßen wolle, 
nicht als ausſchlaggebend angeſehen werden; denn 
dieſe Bekundung beweiſt nur ſeinen Willen im 
Zeitpunkt des Rücktritts und kann nur unter Um⸗ 
ſtänden als Hilfsmittel für die Erforſchung des 
Willens zur Zeit der Vertragserrichtung verwendet 
werden. 

Steht feſt, daß der Erblaſſer bei Eingehung 
des Erbvertrags keine Beſtimmung ohne die anderen 
getroffen haben wollte und will er nun nachträg⸗ 
lich doch nur von einer einzelnen zurücktreten, ſo 
wird nichts übrig bleiben als der umſtändliche 
Weg: Totalrücktritt und Neuerrichtung einer Ver⸗ 
fügung von Todes wegen mit dem eingeſchränkten, 
aufrecht zu erhaltenden Inhalt. 

Im vorſtehenden war nur von der Rücktritts⸗ 
wirkung auf die erbvertraglichen Beſtimmungen 
die Rede. Iſt mit dieſen — was nach $ 22991 
BGB. zuläſſig iſt — eine einſeitige, teſtamentariſche 
Anordnung des Erblaſſers oder des Annehmenden 
verbunden, ſo ſetzt der Rücktritt vom Erbvertrag 
auch die einſeitige, teſtamentariſche Beſtimmung 
außer Wirkſamkeit ($ 2299 III), ſofern nicht der 
Erblaſſer (nicht beide Vertragsteile!) beim Treffen 
der Anordnung etwas anderes gewollt hat. Er: 
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folgt der Rücktritt nur von einzelnen erbvertrag⸗ 
lichen Verfügungen, ſo kommt es gleichfalls auf 
den Willen des Teſtierenden zur Zeit der Ver⸗ 
fügungserrichtung an, ob unter den geänderten 
Verhaͤltniſſen die Teſtamentsanordnung in Kraft 
bleiben ſoll oder nicht. 

7. a) Die i des 8 2296 iſt 
unwiderruflich (a. M. Schiffner S. 170). 
Dies ergibt ſich aus dem allgemeinen Grundſatz, 
daß empfangsbedürftige Willenserklärungen nach 
ihrem Zugehen nicht widerruflich find (Ausnahme 
für $ 183 Satz 1 und für Verweigerung ber Ein: 
willigung). Auch durch Parteivereinbarung könnte 
nicht ein widerrufliches Rücktrittsrecht konſtruiert 
werden. Will wirklich nach erfolgtem Rücktritt 
der frühere Zuſtand wiederhergeſtellt werden, ſo 
bleibt nichts übrig als Eingehung eines neuen 
Erbvertrags (RGRKomm. 2. Aufl. §8 2296 Anm. 2); 
eine Bezugnahme auf den früheren Vertrag er⸗ 
ſcheint dabei nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen (vgl. 
RG. 77 S. 415), dürfte ſich jedoch i. A. nicht 
empfehlen. 

b) Im Gegenſatz zur Rücktrittserklärung des 
92296 iſt die Aufhebung durch Teſtament (8 2297) 
widerruflich. Der Widerruf ſtellt gemäß 82257 
BGB. die urſprüngliche Verfügung wieder ber. 

8. Das Recht vom Erbvertrag zurückzutreten 
oder ihn nach $ 2297 aufzuheben unterliegt nicht 
der Verjährung, da es ſich bei dieſem Rechte 
nicht um einen Anſpruch, d. i. die Befugnis, von 
einem andern ein Tun oder Unterlaſſen zu ver⸗ 
langen, handelt ($ 194 BGB.). 


II. Der Nücktrittsverbehalt im zweiſeitigen Erbvertrag. 


Vorauszuſchicken iſt, daß für den Begriff des 
zweiſeitigen Erbvertrags keineswegs erſorderlich iſt, 
daß die beiden Vertragsteile ſich ſelbſt oder ihre 
Angehörigen gegenſeitig bedenken (anders 8 2270 II 
BGB.). Es genügt, daß von beiden Teilen ver: 
tragsmäßige Verfügungen getroffen werden, gleich: 
viel zu weſſen Gunſten ſie erfolgen. Der laut 
9 2298 II auch für den zweiſeitigen Erbvertrag 
zulaͤſſige Rücktrittsvorbehalt kann daher ſowohl im 
korreſpektiven, als auch im nichtkorreſpektiven beider⸗ 
ſeitigen Erbvertrage vorkommen. Iſt demnach die 
Frage der Korreſpektivität zwar nicht von unter⸗ 
ſchiedlicher Bedeutung für die Zuläſſigkeit des 
Rücktrittsvorbehalts, jo iſt fie doch von großem 
Belang für die Folgen des Rücktritts (f. u.). 

1. . find ausſchließlich 88 229811, 
III, 2299 I 

2. Im 1 zum einſeitigen Erbvertrag 
kann ſich im zweiſeitigen, ſowohl der eine, als 
auch der andere Vertragsteil den Rücktritt vor⸗ 
behalten; natürlich können auch beide gleich⸗ 
zeitig ſich dieſe Befugnis ausbedingen. 

3. Bezüglich der Form des Vorbehalts, des 
Begriffs des Rücktritts, des Umfangs des 
Rücktrittvorbehalts und der Beiſetzung von Be⸗ 
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dingungen gilt das gleiche wie beim einſeitigen 
Erbvertrag. 

4. Ueber die zeitliche Begrenzung des 
Rücktrittrechts iſt folgendes zu bemerken:“) 

Beim zweiſeitigen Erbvertrag erliſcht nach dem 
Geſetze (8 2298 II Satz 2) das Rücktrittsrecht mit 
dem Tode des andern Vertragsteils. Allein dieſe 
Vorſchrift iſt, wie ſich aus 8 2298 III ergibt, ohne 
Zweifel dispoſitiv. Die Vertragsteile können da⸗ 
her ſehr wohl die geſetzliche Regelung durch Partei⸗ 
vereinbarung abändern und die Ausübung des 
Rücktrittrechts unter Beſtimmung eines beliebigen“) 
Anfangs⸗ und Endtermins befriſten; in Sonderheit 
können fie beſtimmen, daß das Rücktrittsrecht durch 
den Tod des Erſtverſterbenden nicht wegfällt, 
daß der Ueberlebende alſo auch nach dem Ableben 
des andern Teiles zurücktreten kann und zwar 
ohne weiteres, vor allem auch ohne deswegen 
das ihm durch den Vertrag Zugewandte ausſchlagen 
zu müfſſen. 

Aus 8 2298 II Satz 3, welcher beſagt: 
Ueberlebende kann, wenn er das ihm durch den 


der 


Vertrag Zugewandte ausſchlägt, ſeine Verfügung 
durch Teſtament aufheben, darf keineswegs ein 
gegenteiliger Schluß gezogen werden. Zwar i 
der eben aufgeführte Rechtsſatz zwingendes Recht 
(a. M. Kretzſchmar S. 358, RGR Komm. 5 2298 
Anm. 5. Planck 8 2298 Anm. 4, Leonhard $ 2298 
Anm. V; Endemann Bd. III S. 261 Fußnote 37 
nimmt dagegen ius cogens an, aber in anderm 
Sinne wie hier unten); denn 8 2298 III legt 
ausdrücklich nur dem Satz 1 und 2 von $ 2298 II 
dispoſitiven Charakter bei, nicht aber dem hier in 
Frage ſtehenden Satz 3. Bei der vom Geſetz ge⸗ 
wählten Ausdrucksweiſe (ausdrückliche Aufführung 
von Abſ. II Satz 1 u. 2) erſcheint es ausgeſchloſſen, 
daß Satz 3 nur infolge eines — aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte herrührenden — redaktionellen 
Verſehens nicht im Abſ. III mitbenannt wurde. 
Iſt er aber vom Geſetzgeber mit Abſicht nicht 
unter die als nachgiebiges Recht aufzufaſſenden 
Rechtsſätze gereiht und damit in einen Gegenſatz 
zu dieſen geſtellt worden, ſo wollte ihm damit 
offenbar der Stempel zwingenden Rechts auf⸗ 
gedrückt werden. Der unabänderbare Rechtsgehalt 
des $ 2298 II Satz 3 iſt nun aber nicht etwa 
der, daß der Ueberlebende nur, wenn er das 
ihm Zugewandte ausſchlägt, feine Verfügung auf⸗ 
heben kann; ſondern die geſetzliche Bindung geht 
dahin, daß, wer das Opfer der Ausſchlagung 
bringt, für alle Fälle feine Verfügungsfreiheit 
muß wiedergewinnen können; dieſe Befugnis 

wird ihm als unentziehbares, durch keine Partei: 


2) Für die Frage der zeitlichen Begrenzung iſt die 
SE ob der Rücktrittsvorbehalt ſich nur auf einzelne 
oder ſämtliche Verfügungen bezieht, gleichgültig (a. M. 
RG RKomm. § 2298 Anm. 3 gegen Planck 82298 Anm. 3 b). 

) Abgeſehen von der natürlichen Schranke der 
Unvererblichkeit, wie oben beim einſeitigen Erbvertrag 
hervorgehoben. 
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abrede ausſchließbares geſetzliches Rücktrittsrecht 
garantiert (a. M. die herrſchende Lehre |. o.). 

Iſt aber § 2298 II 3 in dieſem Sinne zu 
verſtehen, ſo iſt außer Zweifel geſtellt, daß der 
Ueberlebende grundſaͤtzlich ſich die Möglichkeit vor⸗ 
behalten kann, nach dem Tode des erſtverſterbenden 

Vertragsteils ohne weiteres vom Vertrag frei zu 
werden. Doch fragt es ſich, ob dieſer Vorbehalt 
zu ſpäteren Aenderungen nicht etwa aus einem 
andern Geſichtspunkt, nämlich zufolge 8 2065 BGB. 
eine Einſchränkung zu erfahren habe. $ 2065 iſt 
zwar zunachſt nur für Teſtamente getroffen, gilt 
aber gemäß 8 2279 1 BGB. auch für Erbverträge; 
nach ihm iſt verboten, einem anderen die Be⸗ 


) An 8 2298 II Satz 3 knüpft ſich noch eine Reihe 
anderer Streitfragen, von welchen folgende kurz be⸗ 
rührt ſeien, wenn ſie auch mit dem Thema nicht im 
unmittelbaren Zuſammenhang ſtehen: a) Genügt es, 
wenn der Ueberlebende das ihm vertragli Zu⸗ 
gewandte ausſchlägt oder muß er auch das ihm allen⸗ 
falls nebenher durch Teſtament Zugewandte aus⸗ 
ſchlagen? M. E. iſt die zweite 9 tive zu bejahen 
92296 „ander 8 2298 Anm. IV A 2a, a. M. Plan 
5 Nur dies entſpricht der Billigkeit; dend 
85 5 em ganzen Vertrag frei werden will, muß 
auch auf den ganzen Gegenwert verzichten. Auch die 
Vorſchriften der SS 2299 II Satz 2 u. III ſprechen da⸗ 
ür, daß der Erbvertrag und eine damit verbundene 
teſtamentariſche Beſtimmung zuſammengehören und 
nicht als eine rein zufällige, voneinander gänzlich 
unabhängige Zuſammenſtellung anzuſehen find. Vor⸗ 
ſtehende Auffaſſung ſcheint mir auch mit dem Wort⸗ 
laute des Geſetzes verträglich. Unter dem „durch den 
Vertrag Zugewandten“ muß nicht notwendig nur das 
„vertraglich“ Zugewandte, ſondern kann wohl auch 
das Sonſtige im Vertrage, d. i. in der ganzen Ur⸗ 
au Zugewandte verſtanden werden (vgl. Planck II 
Bd. V S. 421 Mot. V 8 1961). Eine außerhalb dieſes 
Beurkundungsaktes, bei irgend einer andern Gelegen⸗ 
de getroffene teſtamentariſche Beſtimmung brauchte 
iegegen nicht ausgeſchlagen zu werden. d) Durch die 
Ausſchlagung des im Erbvertrag Zugewandten werden 
aber die Verfügungen des Ueberlebenden noch nicht 
außer Wirkſamkeit geſetzt; vielmehr bekommt der Ueber⸗ 
lebende durch die Ausſchlagung nur die Möglich⸗ 
keit, nunmehr ſeine vertraglichen Anordnungen durch 
Verfügung von Todes wegen aufzuheben; dieſe Ver⸗ 
fügung kann ſowohl vor als auch nach der Aus⸗ 
chlagung getroffen werden (a. M. Müller⸗Meikel 
. Aufl. II S. 522), erhält aber die Aufhebungswirkung 
erſt mit Erfüllung der Vorbedingung d. i. der Aus⸗ 
ſchlagung (ebenſo Planck § 2298 3c). c) Eine weitere 
Streitfrage iſt, wer auszuſchlagen hat, wenn nicht an 
den Ueberlebenden, ſondern an einen Dritten oder 
wenn außer an den Ueberlebenden auch an einen Dritten 
Zuwendungen gemacht wurden. An dieſe beſonderen 
Fälle wurde bei Schaffung des Geſetzes wohl nicht ge— 
dacht. Man wird aber, als der Gerechtigkeit ent⸗ 
ſprechend, annehmen dürfen, daß, falls die Verfügungen 
des Erſtverſterbenden infolge Ausſchlagung nicht zum 
Vollzuge kommen, auch der Ueberlebende ſeine Ver— 
fügungen nicht ſoll zu vollziehen brauchen. Infolgedeſſen 
kommt es wohl nur darauf an, daß die Zuwendungen 
des Erſtverſtorbenen wirkſam ausgeſchlagen werden; 
iſt ein Dritter bedacht, müßte alſo dieſer ausſchlagen, 
damit der Ueberlebende feine Handlungsfreiheit wieder— 
erlangt; iſt einem Dritten neben dem Ueberlebenden 
etwas zugewandt, fo hätten beide auszuſchlagen (ſehr 
ftrittig vgl. Planck 8 2298 3 ce, Leonhard 8 2298 
Anm. IV A 2b, Kretzſchmar S. 358 und die dortigen 
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ſtimmung über die Gültigkeit oder Nichtgültigkeit 
einer Verfügung von Todes wegen oder über die 
Perſon des Erben uſw. zu überlaſſen. An eine 
ſolche verbotene Beſtimmungsüberlaſſung könnte 
man unter Umſtänden bei inhaltlich übereinſtim⸗ 
menden Erbverträgen unter Ehegatten denken, in 
welchen ſich dieſe gegenſeitig als Erben einſetzen, 
ferner beſtimmen, daß nach dem Tode des Ueber⸗ 
lebenden der beiderſeitige Nachlaß an einen be⸗ 
ſtimmten Dritten fallen ſoll, und dem Ueber⸗ 
lebenden das Recht vorbehalten, nach dem Tode 
des Erſtverſtorbenen von der angeordneten Erb⸗ 
einſetzung des Dritten zurückzutreten; denn auf 
dieſe Weiſe ſcheint auf den erſten Blick dem Ueber⸗ 
lebenden überlaſſen zu ſein, eine Anordnung des 
Erſtverſterbenden außer Wirkſamkeit zu ſetzen. Allein 
dieſes Bedenken wäre nicht begründet. Im vor⸗ 
gedachten Fall gilt der Dritte gemäß 88 2280, 
2269 BGB. im Zweifel als Erbe des Weber: 
lebenden; die beiderſeitige Einſetzung des Dritten 
iſt ſo zu verſtehen, daß jeder der beiden Ver⸗ 
tragsſchließenden für den Fall, daß er der Ueber⸗ 
lebende iſt, den Dritten bedachte. Mit dem Tode 
des Erſtverſterbenden fällt deſſen vorerwähnte — 
bedingte — Erbeinſetzung des Dritten aus; vom 
Vorverſtorbenen iſt deshalb eine wirkſame An⸗ 
ordnung für die Zeit nach dem Tode des Zweit⸗ 
verſterbenden nicht mehr vorhanden; mangels einer 
ſolchen Verfügung kann natürlich auch ein nach 
§ 2065 BGB. verbotenes Eingreifen in den höͤchſt⸗ 
perſöulichen Willensbereich eines andern nicht in 
Frage kommen. Zurecht beſteht nurmehr die 
vom Ueberlebenden getroffene, gleichinhaltliche 
Anordnung über die Beerbung in ſeinen eigenen 
(allerdings durch die Beerbung des Vorverſtorbenen 
regelmäßig vermehrten) Nachlaß; auf dieſem Ge⸗ 
biet aber kann ſich der überlebende Vertragsteil 
ohne Frage freie Hand wahren. 

Anders läge die Sache, wenn in einem Ver⸗ 
trag der vorgedachten Art ausnahmsweiſe ent⸗ 
gegen der geſetzlichen Vermutung der 88 2280 
2269 BGB. der Dritte nicht als Erbe des über⸗ 
lebenden Ehegatten, ſondern als Nacherbe des Erſt⸗ 
verſterbenden aufzufaſſen wäre. Hier iſt die Ver⸗ 
fügung des letzteren, wonach der Dritte Nacherbe 
werden ſoll, nicht durch ſeinen (des Erſtverſtorbenen) 
Tod außer Kraft getreten, weil ſie nicht wie oben 


Zitate). Geht das n en EL. 
des zunächſt Bedachten nach $ 2069 BGB. auf deſſen 
Abkömmlinge über, ſo müßten 15 dieſe ausſchlagen; 
ſonſt könnte die Verfügung des Erſtverſtorbenen kaum 
als ſchlechthin unvollzogen angeſehen werden. d) Hat 
der Ueberlebende auf Grund wirkſamer Ausſchlagung 
ſeine Verfügungen durch Teſtament aufgehoben und 
widerruft er dieſes Teſtament, fo leben ſeine Ver— 
fügungen wieder auf, nicht dagegen jene des Erſt— 
verſtorbenen; denn dieſe find infolge der Ausſchlagung 
gegenſtandslos und durch die geſetzliche Erbfolge end— 
gültig erſetzt worden; von einem unſichern Hin- und 
Herſchwanken der Wirkſamkeit der Anordnungen des 
Vorverſtorbenen iſt alſo keine Rede (vgl. Leonhard 
§ 2298 Anm. IV A 20). 


auſſchiebend bedingt durch den Ueberlebensfall war. 
Dieſe alſo fortwirkende Anordnung des erſtver⸗ 
ſterbenden Vertragsteils könnte durch keinen Vor⸗ 
behalt vom Ueberlebenden geändert oder aufgehoben 
werden. Hier läge nicht mehr ein Rücktritt von 
einer eigenen Verfügung, ſondern das Aufheben 
eines fremden Willens vor. Doch ließe ſich auch 
in einem ſolchen Fall an Stelle des ausgeſchloſſenen 
Rücktrittsvorbehalts auf einem andern Weg ein 
ähnlicher Erfolg erreichen: Jeder Vertragsteil könnte 
für den Fall, daß er der Erſtverſterbende iſt, be⸗ 
ſtimmen, daß der Dritte nicht unbedingt als ſein 
Nacherbe berufen ſein ſoll, ſondern nur, wenn der 
Ueberlebende keine anderweitige Verfügung über 
den zunächſt in ſeiner Hand vereinigten Nachlaß 
trifft. Eine ſolche e gilt als zulaͤſſig 
(RGSR Komm. 8 2065 Anm. 2). 


5. Für die Art und Weiſe der Ausübung 
des Rücktritts, insbeſondere deſſen Form gilt 
das beim einſeitigen Erbvertrag Ausgeführte; 
denn die Beſtimmungen der 88 2296 und 2297 
Satz! ſind allgemeiner Natur für alle Rücktrittsfälle. 


6. Die Wirkung der Rücktrittserklärung (Auf⸗ 
hebung) kann wiederum eine verſchiedene ſein: 
Tritt ein Vertragsteil auf Grund Vorbehalts von 
ſeinen ſämtlichen Verfügungen zurück, ſo wird der 
ganze Vertrag aufgehoben; es werden alſo auch 
die Verfügungen des andern Vertragsteils hin⸗ 
fällig (2298 II Satz 1). Dieſe geſetzliche Regel kann 
allerdings durch Parteiwillen geändert, auch in ihr 
Gegenteil verwandelt werden ($ 2298 III). Umfaßt 
der Rücktritt (Aufhebung) eines Vertragsteils nur 
einzelne ſeiner Verfügungen — ſei es weil er ſich 
nur für dieſe den Rücktritt offen hielt, ſei es weil 
er innerhalb eines an und für ſich weiteren Rück⸗ 
trittsrahmens von der Rücktritts möglichkeit nur 
teilweiſen Gebrauch macht —, ſo läßt ſich allgemein 
weder ſagen, daß für einen ſolchen Teilrücktritt 
ſchlechthin auch der Grundſatz des § 2298 JI Satz 1 
gelte, noch andrerſeits behaupten, daß dieſer hie⸗ 
für nicht Anwendung finde (Staudinger 3 2298 
Anm. 7, Fiſcher⸗Henle $ 2298 Anm. 2). Biel: 
mehr kann die Frage immer nur von Fall zu 
Fall gelöſt werden. Alles entſcheidet der Wille 
der Parteien (beider Zeile!) (§S 2298 III). Dieſer 
Wille braucht nun nicht gerade im Erbvertrag 
ſelbſt Ausdruck gefunden zu haben (RGRKomm. 
2. Aufl. 8 2298 Anm. 5); auch außerhalb des⸗ 
ſelben liegende Geſichtspunkte können zu ſeiner 
Ermittelung herangezogen werden. Maßgebend iſt 
auch hier die Willenseinigung zur Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes, nicht etwa die Auffaſſung zur Zeit 
der Rücktrittsausübung. Die Feſtſtellung des 
Parteiwillens, namentlich unter Rückbeziehung auf 
die Zeit der Vertragserrichtung mag tatſächlich oft 
erheblichen Schwierigkeiten begegnen; unmöglich 
aber iſt fie ebenſowenig, wie im Falle des § 2085 


e) S. auch Obs G. 4. Februar 1916 S. 115 des lau⸗ 
fenden Jahrgangs dieſer Zeitſchrift. 
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BGB. Bei Erforſchung des Willens der Vertrags⸗ 
teile ſpielt die Frage die Hauptrolle, ob und in⸗ 
wieweit die Verfügungen der Vertragſchließenden 
im Verhältnis der Korreſpektivität ſtehen. Von 
dieſem Verhältnis hängt es regelmäßig ab, in⸗ 
wieweit die Beſeitigung oder Aenderung der An⸗ 
ordnungen eines Teiles die Beſeitigung der Ver⸗ 
fügungen der Gegenpartei nach ſich zieht. Eine 
vorliegende Korreſpektivität braucht ſich übrigens 
nicht notwendig auf alle Beſtimmungen der Ver⸗ 
tragsteile zu erſtrecken; es iſt auch denkbar, daß nur 
zwiſchen einer Verfügung des einen Teiles und 
einer Verfügung des anderen dieſe Wechſelbeziehung 
beſteht. Diesfalls würde ein ganzer oder teilweiſer 
Rücktritt der einen Partei regelmäßig nur die Auf⸗ 
hebung der einen korreſpektiven Anordnung der 
andern Partei zur Folge haben. 

Hinſichtlich der Wirkung des Rücktritts (Auf⸗ 
hebung) auf teſtamentariſche, mit dem Erbvertrag 
verbundene Verfügungen (3 2299 I) gilt das oben 
beim einſeitigen Erbvertrag Geſagte. 


III. Was vorſtehend für Erbverträge aus⸗ 
geführt wurde, findet auch Anwendung auf Ver⸗ 
mächtnisverträge. 

IV. Für die i beſtimmt 
Art. 214 II EG. BGB., daß ſich die Bindung 
des Erblaſſers und damit auch die Möglichkeit der 
Befreiung von einer ſolchen nach den bisherigen 
Geſetzen beurteilt. Für Bayern vgl. hiezu Roth, 
Bayr. Zivilrecht III 1 S. 438f. 


Kleine Mitteilungen. 


Gebühr für auzßzergerichtliche Vergleiche in Privat. 
klageſachen. Der Kläger ft Rechtsanwalt. Den 
Sühnetermin nahm für ihn ein Rechtspraktikant wahr. 
Es wurde folgender Vergleich geſchloſſen: 1... 2. Be⸗ 
klagter übernimmt die dem Kläger erwachſenen Uns 
waltskoſten. 3. Kläger ſieht bei Erfüllung der Be⸗ 
dingung unter 2. von einer Klage ab, wenn binnen 
14 Tagen dieſe Bedingung erfüllt wird. 

Der Beſchuldigte hat dem Kläger den Betrag 
von 14 M Anwaltskoſten angeboten. Der Kläger hat 
aber die Annahme des Betrages mit der Begründung 
verweigert, daß die Anwaltskoſten 22 M betrügen. 
Der Beſchuldigte hat die Bezahlung dieſes Betrages 
verweigert und daraufhin hat der Kläger Privatklage 
erhoben. | 
Das Amtsgericht München hat die Privatklage 
zurückgewieſen. Der Beſchluß iſt rechtskräftig ge⸗ 
worden, da Beſchwerde nicht eingelegt wurde. 

Gründe: Der Kläger behauptet, die Anwalts⸗ 
gebühren betrügen 

6 M für die Verteidigung im Vorverfahren nach 
8 67 RAG O. 

12 für den Abſchluß des Vergleichs. Eine 
geſetzliche Beſtimmung, auf welche er dieſe Gebühr 
e gibt er nicht an. 

M als Schreibgebührenpauſchale. Auch bier 
gibt 5 nicht an, wie er dieſe Gebühr berechnet. 
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867 RAG. iſt hier ſchon deshalb nicht an⸗ 
wendbar, wenigſtens nicht unmittelbar, weil der Kläger 
nicht als Verteidiger, ſondern als Kläger tätig war. 
In Betracht käme nur die Beſtimmung des 8 71. 
Danach begründet die Anfertigung einer Privatklage 
die im 8 67 Abſ. 1 beſtimmte Gebühr. 


Unter „Anfertigung der Klage“ iſt aber nicht 
ſchon die Herſtellung eines Entwurfes zu verſtehen, 
ſondern die Gebühr erwächſt erſt mit der Einreichung 
der Klage. Und ſelbſt, wenn die Gebühr ſchon mit 
der Herſtellung eines einreichungsfähigen Entwurfes 
entſtehen würde, ſo würde in den Fällen, in denen 
nach 8 420 StPO. eine Sühneverſuch notwendig iſt, 
die Gebühr erſt nach dem Sühnetermin entſtehen 
können; denn vorher iſt die Erhebung der Privat⸗ 
klage nicht zuläſſig und für geſetzlich unzuläſſige 
Handlungen kann niemals eine Gebühr beanſprucht 
werden. 

Der Kläger war in dem Sühnetermin durch den 
Rechtspraktikanten N. vertreten. Bei den Vergleichs⸗ 
verhandlungen wurde davon geſprochen, daß die An⸗ 
waltskoſten etwa 14 M betragen würden. Nach der 
Erklärung des Gewerberichters, der die Vergleichs⸗ 
verhandlungen leitete, nahmen dieſer und der Beklagte 
an, daß die Anwaltskoſten ſich in der Höhe von 14 
bewegen würden und daß abgeſehen von der Pauſch⸗ 
gebühr keine höheren Beträge als 6 M für das Vor⸗ 
verfahren und 6 M Vergleichsgebühr angeſetzt würden. 

Es mag dahingeſtellt ſein, ob Rechtspraktikant N. 
über die Höhe der Koſten Erklärungen abgegeben 
hat, die der Kläger als für ihn bindend anerkennen 
müßte, da Rechtspraktikant N. als ſein Bevollmäch⸗ 
tigter handelte; denn die Gebührenforderung des 
Klägers iſt auch in der Höhe von 14 M nicht begründet. 


Vor allem iſt zu beachten, daß der Kläger Rechts⸗ 
anwalt iſt, daß er aber nicht ſelbſt den Sühnetermin 
wahrgenommen hat, ſondern ſich durch einen Rechts⸗ 
praktikanten hat vertreten laſſen. 

Auf das im 8 420 StPO. angeordnete Sühne⸗ 
verfahren findet die Reichs RAG O. keine Anwendung; 
denn dieſe regelt bloß die Gebühren für die Be⸗ 
rufstätigkeit der Rechtsanwälte in Verfahren vor den 
ordentlichen Gerichten, auf welche die ZPO., die 
StPO. oder die KO. Anwendung findet (S. 1 RAGO.). 
Das in $ 420 StPO. vorgeſchriebene Verfahren findet 
aber nicht vor den ordentlichen Gerichten, ſondern 
vor einer Verwaltungsbehörde ſtatt. Ferner gelten 
für dieſes Verfahren nicht die Vorſchriften der er⸗ 
wähnten Geſetze, ſondern die Vorſchriften der Landes⸗ 
geſetze. In Bayern beruht dasſelbe auf Art. 80 AUG. 
GWG. und der Bek. der Staatsminiſterien der Juſtiz 
und des Innern vom 5. Auguſt 1879 (JM Bl. S. 369). 

Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ergibt ſich auch 
aus folgender Erwägung: Das Reichs GKG. regelt 
die Gebühren der Gerichte für das gleiche Gebiet, für 
welches die RAGO. die Vergütung der Berufstätig⸗ 
keit der Rechtsanwälte regelt. Es iſt ebenſo wie die 
RAG. auf die vor die ordentlichen Gerichte ges 
hörenden Rechtsſachen beſchränkt, auf welche die ZPO., 
die StPO. oder die KO. Anwendung findet; daher 
iſt auch das GKG. auf das Sühneverfahren nicht 
anwendbar und deshalb iſt in der landesrechtlichen 
Vorſchrift der Bek. vom 5. Auguſt 1879 in Nr.7 aus⸗ 
drücklich beſtimmt, daß die Verhandlungen und Aus⸗ 
un vor der Vergleichsbehörde gebührenfrei 
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Da alſo die RAGO. nicht anwendbar ift, fo ift 
auch weder ihre Vorſchrift des 8 7, wonach der Rechts⸗ 
anwalt bei dem Betriebe eigener Rechtsangelegen⸗ 
heiten vom Gegner die Erſtattung der einem Anwalt 
geſchuldeten Gebühren verlangen kann, noch ihre Vor⸗ 
ſchrift des 8 89 anwendbar, wonach der Anwalt eine 
unter entſprechender Anwendung der Beſtimmungen 
der RAG. zu bemeſſende Gebühr erhält, wenn für 
das dem Anwalt übertragene Geſchäft eine Gebühr 
nicht beſtimmt iſt. 

Auch die VO. vom 26. März 1902, die Gebühren 
der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten der Rechts⸗ 
pflege betr., (GVBl. S. 133) findet keine Anwen⸗ 
dung; denn ſie gilt bloß für die Berufstätigkeit 
der Rechtsanwälte in folgenden Verfahren: 

a) in gewiſſen vor die ordentlichen Gerichte za 
8 f. B. bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (Art. 1 

i 

b) in den vor beſondere Gerichte gehörenden 
Rechtsſtreitigkeiten, 1 welche die ZPO. Anwendung 
findet (Art. 1 Ziff. 2 

Ziff. 1 und 2 fad daher nicht anwendbar. 

c) in den vor die ordentlichen Gerichte gehören⸗ 
den Strafſachen, auch ſoweit das Verfahren landes⸗ 
geſetzlich geregelt iſt (Art. 1 Ziff. 3). Wie bereits be⸗ 
merkt, ſpielt ſich das Sühneverfahren nicht vor den 
ordentlichen Gerichten, ſondern vor einer Verwaltungs⸗ 
behörde ab. Infolgedeſſen ift auch Ziff. 3 nicht an⸗ 
wendbar. 

d) in den vor beſondere Gerichte gehörenden 
Rechtsſtreitigkeiten, auf welche die StPO. Anwen⸗ 
dung findet (Art. 1 Ziff. 4). Nun iſt zwar das Sühne⸗ 
verfahren durch die StPO. vorgefchrieben; aber auf 
das Verfahren ſind nicht ihre Vorſchriften, ſondern 
die oben erwähnten landesgeſetzlichen Vorſchriften an⸗ 
zuwenden. Ferner iſt Ziff. 4 auch deshalb nicht an⸗ 
wendbar, weil die Gemeindebehörde bei dem Sühne⸗ 
verfahren nicht als „Gericht“, ſondern als Vermitte⸗ 
lungsbehörde tätig iſt. 

Art. 2 und 3 betreffen die Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts im Dienſtſtrafverfahren vor den Juſtiz⸗ 
behörden und im Verfahren vor dem Gerichtshof für 
Kompetenzkonflikte, gelten alſo ebenfalls nicht für das 
Sühneverfahren nach 8 420 StPO. 

Es fragt ſich noch, ob nicht Art. 4 Anwendung 
findet; dieſe Vorſchrift lautet: „In allen anderen 
Angelegenheiten, für welche die Vergütung der Be⸗ 
rufstätigkeit des Rechtsanwalts landesgeſetzlich zu 
regeln iſt, ſind ausſchließlich folgende Vorſchriften 
maßgebend.“ Da keine der im Abſ. 2 vorgeſehenen 
un vorliegt, jo ſcheint Art. 4 anwendbar zu 
ein. 

Allein gegen die Anwendbarkeit ſpricht die Er⸗ 
wägung, daß die im Art. 5ff. vorgeſehenen Gebühren 
Wertklaſſengebühren find (vgl. Art. 5, 15). Nun iſt 
es wohl richtig, daß Art. 15 Abſ. 3 auch den Fall 
vorſieht, daß der Gegenſtand einer Schätzung in Geld 
nicht fähig iſt, und beſtimmt, daß in dieſem Fall ein 
Wert von 200 — 50 000 M und ausnahmsweiſe ein 
Wert bis 100 000 % anzunehmen iſt. Danach wäre 
die niedrigſte Wertſtufe 200 . Da nach Art. 11 der 
Rechtsanwalt für die Mitwirkung beim Abſchluß eines 
Vergleiches die volle Gebühr erhält, ſo betrüge auf 
Grund des Art. 5 BO, 89 RAG. die Mindeſt⸗ 
gebühr des Anwalts für ſeine Mitwirkung bei dem 
1 eines Vergleichs vor dem Vermittelungsamt 
10 / 


2 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 8. 


Auch wenn aus der bereits erwähnten Ziff. 7 
Bek. vom 5. Auguſt 1879 die Abſicht des Geſetzgebers, 
den Abſchluß des Vergleichs durch Gebührenfreiheit 
der Verhandlungen und Ausfertigungen nach jeder 
Richtung zu erleichtern, nicht klar hervorginge, könnte 
es von ihm unmöglich gewollt fein, daß der Anwalt, 
der für die Anfertigung der Privatklage ſelbſt eine 
Einheitsgebühr von nur 6 M erhält, ja deſſen Ge⸗ 
bühr für ſeine Tätigkeit in der Hauptverhandlung 
niemals mehr und niemals weniger als 12 M und, 
wenn eine Beweisaufnahme ſtattgefunden hat, als 
18 M beträgt, für feine Tätigkeit bei dem Vermitte⸗ 
lungsamt eine Gebühr erhalten ſoll, deren Höhe von 
der Bedeutung der Privatklage für ſeinen Auftrag⸗ 
geber abhängig und niemals geringer als 10 M, alfo 
unter allen Umſtänden höher als die Gebühr für die 
Anfertigung der Privatklage oder die Verteidigung 
im Vorverfahren wäre. 

Freilich beſtimmt noch Art. 26 VO.: „Iſt für 
das dem Rechtsanwalt übertragene Geſchäft eine Ge⸗ 
bühr nicht beſtimmt, ſo erhält er eine unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften der RAGO. 
und dieſer Verordnung entſprechende Gebühr“. Wenn 
man aber die Tendenz des Geſetzgebers, durch Ge⸗ 
bührenfreiheit der Verhandlungen vor dem Vermitte⸗ 
lungsamt den Abſchluß von Vergleichen zu erleichtern, 
berückſichtigt und dabei bedenkt, daß Sühneverſuche 
vor der Vermittelungsbehörde eine ziemliche Belaſtung 
der Verwaltungsbehörde bilden, ſo kann man ſehr 
wohl zu dem Schluſſe kommen, daß hier kein Ueber⸗ 
ſehen des Geſetzgebers vorliegt, ſondern daß er 
abſichtlich dem Anwalt eine Gebühr nicht zubilligte, 
um den Abſchluß eines Vergleiches durch die Gebühren 
des Anwalts, zu denen in ländlichen Gemeinden noch 
deſſen hohe Reiſekoſten kämen, nicht zu erſchweren, 
und daß aus dieſem Grunde die Art. 4 und 26 VO. 
nicht anwendbar ſind. 

Aber auch dann, wenn man Art. 26 VO. für 
anwendbar hielte, ſo wäre der vom Kläger verlangte, 
ja ſelbſt noch der vom Beſchuldigten angebotene Be⸗ 
trag zu hoch. 

Auf Grund der nach Art. 26 entſprechenden An⸗ 
wendung des 8 69 RAG. wäre für den Antrag 
auf Anberaumung eines Sühnetermins ein Betrag 
von 2 M angemeſſen. 

Ferner würde der Kläger, obwohl er nicht per⸗ 
ſönlich den Sühnetermin wahrgenommen hat — die 
Frage, ob er die Unmöglichkeit ſeines Erſcheinens im 
Sühnetermin nachgewieſen hat, hat nicht das Gericht, 
ſondern der Vermittelungsbeamte, der das Zeugnis 
über die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs ausſtellt, 
zu prüfen — auf Grund entſprechender Anwendbar⸗ 
keit des 8 37 RAG. dieſelben Gebühren wie ein 
Rechtsanwalt verlangen können, da er ſich durch einen 
Rechtspraktikanten hat vertreten laſſen. 

Die RAG. enthält über die Gebühr, die einem 
Anwalte zukommt, der in einer Privatklageſache bei 
dem Abſchluſſe eines Vergleichs mitwirkt, keine Be⸗ 
ſtimmung. Die Gerichtspraxis billigt aber dem An⸗ 
walt, der in der Hauptverhandlung beim Abſchluſſe 
eines Vergleichs mitwirkt, keine beſondere Vergleichs⸗ 
gebühr zu, ſondern dieſe Tätigkeit des Anwalts wird 
durch die Hauptverhandlungsgebühr mit abgegolten. 
Nur dann, wenn in öffentlicher Sitzung, aber vor 
dem Eintritt in die Hauptverhandlung ein Vergleich 
zuſtande kommt, billigt ſie dem Anwalt auf Grund 
des 8 89 RAG. die Hauptverhandlungsgebühr als 
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Vergleichsgebühr zu. Ebenſo wird dem Anwalt, der 
ſchon im Vorverfahren bei dem Abſchluſſe eines Ver⸗ 
gleichs mitwirkt, die Vorverfahrensgebühr zuzubilligen 
ſein, wenn er dieſe, ſei es für die Erhebung der 
Privatklage oder für die Abgabe eines Verteidigungs⸗ 
ſchriftſatzes nicht ohnedies ſchon erhält. 

Ebenſo dürfte der Kläger noch das ſog. Schreib⸗ 
gebührenpauſchale von 20% aus 8 M auf Grund ent⸗ 
ſprechender Anwendung des 8 76 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 1. Juni 1909 (RGBl. S. 497) bean⸗ 
ſpruchen können. 

Der Kläger hätte alſo, wenn er überhaupt eine 
Gebühr beanſpruchen könnte, höchſtens 2 T 6 ＋ 1.80 M 
= 9,80 M verlangen dürfen. Der Beklagte hat ihm 
aber nicht bloß dieſen Betrag, ſondern ſogar 14 M 
in bar angeboten; er hat alſo alles getan, was an 
ihm lag, um die Bedingung zu erfüllen, an welche 
die Rechtswirkſamkeit des Vergleiches geknüpft war. 
Dadurch, daß der Kläger den ihm angebotenen Betrag 
nicht angenommen bat, ift er in Verzug gekommen 
und hat damit ſein Privatklagerecht verloren. 

Oberamtsrichter Meikel in München. 


Nachſchrift: Bei einer geſetzlichen Regelung 
dürfte es ſich empfehlen, dem Anwalt die Hauptver⸗ 
handlungsgebühr als Vergleichsgebühr auch für den 
Fall zuzubilligen, daß der Vergleich außergerichtlich 
geſchloſſen wird. Das wäre ein Anſporn für eine 
außergerichtliche Regelung. Die Mehrkoſten, welche 
nach dieſem Vorſchlag die Parteien dem Anwalt zu 
zahlen hätten, würden durch die Erſparungen an 
Gerichtskoſten und Zeugengebühren reichlich wieder 
aufgewogen. 


Die Ausdehnung des unpfändbaren Gehalts aut 
2000 M. Der Bundesrat hat unterm 17. Mai 1915 
(NRGBl. S. 285) über die Einſchränkung der Pfänd⸗ 
barkeit von Lohn⸗, Gehalts- und ähnlichen Anſprüchen 
folgende Bekanntmachung erlaſſen: 


8 1. 

An die Stelle der im 8 850 Ubi. 2, 3 38 PO. und 
im 8 4 Nr. 4 des Geſetzes vom 21. Juni 1869 vor⸗ 
geſebenen Summe von 1500 M tritt bis auf weiteres 
die Summe von 2000 M. 

8 2. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver⸗ 
kündung in Kraft. Den Zeitpunkt des Außerkraft⸗ 
tretens beſtimmt der Reichskanzler. 

Iſt ein Anſpruch der im 8 850 Abſ. 1 Nr. 1, 7, 8, 
Abi. 3 ZPO. bezeichneten Art vor dem Inkrafttreten 
dieſer Verordnung gepfändet, ſo verliert die Pfändung 
hinſichtlich ſpäter fällig werdender Bezüge ihre Wirk⸗ 
ſamkeit, ſoweit ſie bei Anwendung des 8 1 unzuläſſig 
ſein würde. Dies gilt entſprechend für eine vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung erfolgte Aufrechnung, 
Abtretung oder Verpfändung. 

In der DIEB. 1915 S. 813 wird nun die An⸗ 
ſchauung vertreten, ein vor Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung erlaſſener Pfändungsbeſchluß werde, ſoweit 
er die 2000 .- Grenze verletze, auf Grund des 8 2 
Abſ. 2 der VO. nicht von ſelbſt unwirkſam und der 
Schutz des erhöhten Exiſtenzminimums müſſe erſt durch 
Erinnerung nach 8 766 ZPO. geltend gemacht werden. 
Zur Begründung wird angeführt, die Beſeitigung 
einer 8 850 ZPO. verletzenden Pfändung ſei nur im 
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Wege der Erinnerung möglich, wobei für die Frage, 
ob eine Forderung und in welcher Höhe ſie pfändbar 
ſei, der Zeitpunkt der Pfändung entſcheide. Sofern 
es ſich aber um fortlaufende Bezüge handle, ſei ſpäteren 
Aenderungen durch Nachpfändung oder Beſchränkung 
der Pfändung durch Erinnerung nach 8 766 ZPO. 
Rechnung zu tragen. Die BO. vom 17. Mai 1915 
mache Forderungen, die bei Erlaß des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes pfündbar waren, unpfändbar, es liege daher 
eine „ſpätere Aenderung“ vor, die im Wege der Er⸗ 
innerung nach 8 766 ZPO. geltend zu machen ſei. 

Dieſer Standpunkt dürfte nicht haltbar ſein. Zu⸗ 
treffend iſt, daß 8 1 obiger VO. eine „ſpätere Aen⸗ 
derung“ in den ſachlichen Vorausſetzungen der Pfän⸗ 
dung bildet. 8 1 war notwendig und wäre aber auch 
hinreichend geweſen, um bei früheren Pfändungen 
durch Erinnerung nach 8 766 ZPO. eine Aenderung 
des Pfändungsbeſchluſſes i. S. obiger VO. zu er⸗ 
reichen. Der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 2 Abſ. II 
hätte es alſo für dieſen Fall gar nicht bedurft. Da 
aber nicht anzunehmen iſt, daß in einem Geſetze in 
zwei aufeinander folgenden Paragraphen das gleiche 
geſagt werden will, kann 8 2 Abſ. II der VO. nur 
dahin ausgelegt werden, daß bei früheren Pfändungen 
gerade das umſtändliche Erinnerungsverfahren nach 
8 766 ZPO. ausgeſchloſſen fein fol. 8 2 Abſ. II der 
VO. bezweckt ſonach die Abänderung eines Staats⸗ 
aktes, nämlich der früheren Pfändungsbeſchlüſſe, durch 
ein ſpäteres Geſetz. Alle dieſe früheren Pfändungs⸗ 
beſchlüſſe haben bis auf weiteres durch die obige VO. 
als dahin abgeändert zu gelten, als wäre in ihnen 
als Exiſtenzminimum der Betrag von 2000 M ſtatt 
1500 M benannt. 

Aber ganz abgeſehen von dieſem rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte widerſprechen auch rein praktiſche Er⸗ 
wägungen dem in der DSB. vertretenen Standpunkt. 
Die BD. vom 17. Mai 1915 bezweckt, wie die meiſten 
Kriegsgeſetze, den Schutz der ſozial Schwächeren und 
insbeſondere der Kriegsteilnehmer. Schuldner, die 
an der Front ſtehen, ſind kaum in der Lage, gegen 
derartige frühere Pfändungsbeſchlüſſe auf dem Weg 
der Erinnerung nach 8 766 ZPO. vorzugehen und die 
Drittſchuldner haben, wie der Aufſatz in der DIZ. 
ſelbſt zugibt, wohl das Recht aber in den wenigſten 
Fällen das Intereſſe oder die notwendige Erfahrung, 
um für den Schuldner Erinnerungen zu erheben. Ge⸗ 
rade dieſen Nachteil des Schuldners an der Front 
gegenüber dem Schuldner in der Heimat will 8 2 
Abſ. II der VO. ausgleichen. 

Schließlich könnte gegen die in der DIZ. vers 
tretene Anſicht noch angeführt werden, daß nach Auf⸗ 
hebung der VO. vom 17. Mai 1915 wieder der Gläu⸗ 
biger im Wege der Erinnerung nach 8 766 ZPO. eine 
neuerliche Abänderung des abgeänderten Pfändungs⸗ 
beſchluſſes herbeiführen müßte. 

In wörtlicher Auslegung der VO. wird daher 
anzunehmen ſein, daß ein früher erlaſſener Pfändungs⸗ 
beſchluß, ſoweit er die 2000 M-Grenze verletzt, derart 
unwirkſam wird, daß der Schuldner vom Drittſchuldner 
ohne weiteres die Ausbezahlung der Differenzbeträge 
verlangen kann und der Drittſchuldner dem Gläubiger 
nur den die Summe von 2000 M überſteigenden Bes 
trag zu zahlen hat. 

Finanzaſſeſſor Dr. Schneider in Würzburg. 
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Aus der Rechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Wann iſt eine Feſtſtellungsklage über ein zwiſchen 
dem Beklagten und einem Dritten beſtehendes Vertrags- 
verhältnis zuläſſig? Aus den Gründen: Das BG. 
hat mit Unrecht die Vorausſetzungen des § 256 ZPO. 
für gegeben erachtet. Der klagende Arzteverein ver⸗ 
tritt, wie der Klageantrag und die Ausführungen zur 
Darlegung der Klagbefugnis erkennen laſſen, nicht die 
Auffaſſung, daß er ſelbſt in vertragliche Beziehungen 
zu der beklagten Ortskrankenkaſſe getreten ſei, ſondern 
er ſieht nur die Arzte des Kreiſes O. als die Ver⸗ 
tragsgenoſſen der Kaſſe an. Die gerichtliche Feſt⸗ 
ſtellung des ihm hiernach fremden Vertragsverhält⸗ 
niſſes vermag er nicht zu betreiben. Allerdings iſt 
die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage nicht unter allen 
Umſtänden davon abhängig, daß das feſtzuſtellende 
Rechtsverhältnis auf unmittelbaren rechtlichen Be⸗ 
ziehungen der Prozeßparteien beruht. Ergibt ſich je⸗ 
doch aus dem Mangel ſolcher Beziehungen zugleich 
das Fehlen eines rechtlichen Intereſſes des Klägers 
an der Feſtſtellung, ſo kann die Klage nicht zugelaſſen 
werden. Die Feſtſtellungsklage iſt deshalb trotz jenes 
Mangels zwar ſtatthaft, wenn der Kläger behauptet, 
daß der Beklagte durch Anmaßung von Rechten in 
ſeinen Rechtskreis eingegriffen, z. B. ein ihm, dem Kl., 
zuſtehendes Forderungsrecht oder ein dem dinglichen 
Rechte des Klägers an einer fremden Sache wider⸗ 
ſtreitendes dingliches Recht an derſelben Sache mit 
Unrecht in Anſpruch genommen habe (RG. 41, 345; 
Seuff A. 59, 114). Eine ſolche Sachgeſtaltung liegt 
jedoch hier nicht vor. Während der Kläger in Fällen 
der vorbezeichneten Art durch die Erſtreitung eines 
der Klage ſtattgebenden Urteils und den Hinzutritt 
der Rechtskraft die Wirkung erzielt, daß ſein Recht 
außer Frage geſtellt und die Rechtswidrigkeit des 
Vorgehens des Bekl. außer Zweifel geſetzt wird, kann 
der klagende Verein mit der gegenwärtigen, von ihm 
in eigenem Namen erhobenen Klage den gleichen Er— 
folg nicht erreichen. Die Bekl. würde auch nach rechts⸗ 
kräftiger Feſtſtellung des Beſtehens des Vertrags 
ihre Gebundenheit an dieſen dem einzelnen Arzt und 
insbeſondere auch den Mitgliedern des Vereins gegen⸗ 
über noch beſtreiten können. (Urt. des III. ZS. vom 
7. Dezember 1915, III 209/15). — a — 
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Fehlerhafte Pfändung von Teilen eines Getreide⸗ 
vorrats; urſächlicher Zuſammenhang mit einer Schädi⸗ 
gung des Gläubigers. Aus den Gründen: „Die 
Pfändung war unwirkſam und nicht geeignet, ein 
Pfandrecht zu begründen. Zwar nicht deshalb, weil 
es an genügender Erkennbarmachung der Pfändung ge— 
fehlt hätte, die Anheftung der Pfandanzeige entſprach 
den Erforderniſſen des 8 808 Abſ. 2 3PO. Aber ein 
Pfandrecht iſt um deswillen nicht entſtanden, weil der 
Gerichtsvollzieher die gepfändete Sache nicht in Beſitz 
genommen hat (8 808 Abſ. 1 3PO.). Von dem vors 
handenen Getreide waren ſchon größere Mengen Mais 
und Hafer vorher für andere Gläubiger gepfändet worden, 
ohne daß ſie aus der Geſamtmenge ausgeſchieden worden 
wären. Für die Klägerin pfändete der Gerichtsvoll— 
zieher weiterhin etwa 75 Zentner Hafer und etwa 
200 Zentner Mais, ebenfalls ohne dieſe Mengen aus— 
zuſcheiden. Infolge dieſer mangelnden Ausſonderung 
war eine zu pfändende „Sache“, die der Gerichtsvoll— 
zieher hätte in Beſitz nehmen können, überhaupt nicht 
vorhanden. Die geſamten Hafer» und Maisvorräte 
wollte er nicht, jedenfalls nicht für die Klägerin, in 


Beſitz nehmen. Die gepfändeten „etwa“ 200 und „etwa“ 
75 Zentner der im Speicher lagernden weit größeren 
Menge ſtellen keine nach Einzelmerkmalen beſtimmte 
Sache dar, die der Beſitznahme zugänglich geweſen wäre, 
über die der Gerichtsvollzieher die tatſächliche Gewalt 
(8 854 BGB.) hätte erlangen und die er damit der 
Schuldnerin hätte entziehen können. Ob die fehler⸗ 
hafte Pfändung dem Gerichtsvollzieher zum Verſchulden 
gereicht, braucht nicht erörtert zu werden; denn dem 
G. iſt darin beizupflichten, daß ein urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem etwaigen Verſchulden und 
dem eingetretenen Schaden nicht beſteht. Der Schaden 
iſt nicht entſtanden durch das Fehlen eines wirkſamen 
Pfandrechts, ſondern dadurch, daß die Getreidemengen 
nach der Pfändungshandlung beiſeite geſchafft und ver⸗ 
äußert wurden. So wenig wie die Beiſeiteſchaffung erſt 
durch die Mängel der Pfändung ermöglicht war, würde 
ſie nach der Feſtſtellung des BG. durch eine ordnungs⸗ 
mäßige Pfändung verhindert worden ſein. Ordnungs⸗ 
mäßige Pfändung würde allerdings ein wirkſames 
Pfandrecht begründet, die Beiſeiteſchaffung zum Pfand⸗ 
bruch geſtempelt und gegen die Pfandbrecher einen An⸗ 
ſpruch aus S$ 823, 826 BGB. geſchaffen haben. Aber 
vor dem wirklich beſtehenden Pfandrechte würden 
nach der, auch durch $ 287 ZPO. gedeckten Annahme 
des BG. die Inhaberin der Schuldnerfirma und ihr 
Sohn, denen die Beiſeiteſchaffung zur Laſt fällt, eben⸗ 
ſowenig Halt gemacht haben, wie ſie vor dem von 
ihnen für wirklich beſtehend gehaltenen Pfandrechte 
zurückgeſchreckt ſind. Das BG. führt aus, bei der 
dargelegten Sachlage müſſe angenommen werden,, daß 
der Pfandbruch in der gleichen Weiſe geſchehen wäre, 
auch wenn die Pfändung von dem Gerichtsvollzieher in 
gültiger Weiſe vorgenommen worden wäre“, das heißt 
nach dem Zuſammenhange der Erörterungen des Ur» 
teils: auch wenn der Gerichtsvollzieher die für die 
Klägerin gepfändete Menge aus der Geſamtmenge 
ausgeſchieden hätte. Die tatſächliche Schlußfolgerung 
des OLG. geht alſo dahin, daß die Pfandbrecher ſich 
ebenſo wie jetzt an der vorhandenen Getreidemenge ſo 
bei ordnungsmäßiger Ausſonderung an der für die 
Klägerin ausgeſchiedenen Menge vergriffen hätten, und 
daß es danach zu einer Befriedigung der Klägerin ebenſo⸗ 
wenig gekommen wäre. Unter dieſen Umſtänden bedurfte 
es einer Ermittlung der beiſeitegeſchafften wie der ver⸗ 
ſteigerten Mengen oder der Höhe des Verſteigerungs⸗ 
erlöſes nicht, die Herbeiführung entfprechender Angaben 
durch Ausübung des Fragerechts war nicht erforderlich. 
Ein urſächlicher Zuſammenhang würde dann zu bejahen 
ſein, wenn die mangelhafte Pfändung den Nachteil 
bereits erzeugt gehabt hätte, als die Vorräte beiſeite⸗ 
geſchafft wurden. In dieſem Sinne hat der Senat 
ſchon oftmals den urſächlichen Zuſammenhang als 
gegeben erachtet. Hier hatte aber die fehlerhafte 
Pfändung den Schaden noch gar nicht hervorgerufen. 
Allerdings hatte infolge des Fehlers die Klägerin ein 
Pfandrecht nicht erlangt. Aber nach der beſonderen 
Sachlage bedeutete das, wie dargelegt, noch keinen 
Nachteil: Schuldnerin und Gerichtsvollzieher hielten 
die Pfändung für wirkſam; das Getreide würde ver- 


ſteigert, der Erlös an die Klägerin abgeliefert worden 


ſein, wenn die Beiſeiteſchaffung nicht dazwiſchen ge⸗ 
treten wäre. Davon, daß andere Gläubiger Einſpruch 
erhoben haben würden oder hätten erheben können, 
iſt nichts feſtgeſtellt. Den Nachteil hat nicht der 
Pfändungsfehler, ſondern erſt die Beiſeiteſchaffung 
erzeugt.“ (Urt. des III. 35. vom 22. Oktober 1915, 
III 109/15). 1 
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III. 

Erwerb der Frau durch Tätigkeit im öffentlichen 

Dienſte iſt „Erwerb durch Arbeit“ i. S. des 5 1578 


BGB. Aus den Gründen: Die Reviſion behauptet 
u. a., der Erwerb einer geſchiedenen Frau als Lehrerin 
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ſei 1 kein „Arbeitsverdienſt“, ſondern ein 
ehrenvolles Staatsamt; ſie gleiche einem honorierten 
Reichstagsabgeordneten. Solches habe 8 1578 BGB. 
überhaupt nicht im Sinne, das ſei kein Erwerb durch 
Arbeit i. S. des Geſetzes. Was die Reviſion aus⸗ 
führt, könnte nur dann als begründet angeſehen 
werden, wenn $ 1578 nur von körperlicher Arbeit 
ſpräche, und dieſen Standpunkt ſcheint die Reviſion 
auch vertreten zu wollen. Aber aus der Faſſung der 
Vorſchrift iſt etwas Derartiges nicht zu entnehmen, 
und das Gegenteil ergibt ſich aus ihrer Entſtehungs⸗ 
geſchichte. Im 1. Entwurf des BGB. und bei den 
Verhandlungen darüber war von Erwerbsunfaähigkeit 
der Frau, von Ausübung einer Erwerbstätigkeit die 
Rede; an die Stelle dieſer Ausdrücke wurden dann 
die Worte Erwerb durch Arbeit geſetzt, ohne daß dabei 
eine ſachliche Aenderung beabſichtigt war. Danach 
bedeutet das Wort Arbeit in 8 1578 jede auf Erwerb 
abzielende Tätigkeit. Es mag hierzu noch auf eine 
Stelle in den Motiven z. Entw. des BGB. Bd. 4 S. 174 
(zu $ 1367 des Geſetzes) hingewieſen fein, wo die 
Tätigkeit einer Frau als Lehrerin oder als Angeſtellte 
im öffentlichen Dienſt ausdrücklich in dieſem Sinne 
erwähnt iſt. Der Verdienſt, den die Klägerin durch 
Erteilung von Unterricht erzielt, bildet danach un⸗ 
bedenklich einen Erwerb durch Arbeit i. S. des 8 1578 
und der oben erwähnten Urteile. (Urt. des IV. 388. 
vom 20. Januar 1916, IV 250/15). — n. 
8805 


IV 


Wenn mehrere letztwillige Berſügungen vorhanden 
find, fo ſpricht keine Vermutung dafür, daß gerade die 
ältere den Willen des Erblaſſers ausdrückt, und den Be: 
teiligten kaun nicht die Beweislaſt dafür auferlegt 
werden, daß eine frühere Erbeinſetzung durch eine ſpätere 
Verfügung widerruſen ſei. Aus den Gründen: 
Anrichtig iſt ſchon der Ausgangspunkt des B., daß 
gegenüber der in dem notariellen Teſtament vom 9. Juni 
1903 enthaltenen Erbeinſetzung die Kläger die Beweis⸗ 
laſt hätten, daß dieſe Erbeinſetzung in einem ſpäteren 
Teſtament widerrufen ſei. Dieſe Auffaſſung würde 
zutreffend ſein, wenn die Erbeinſetzung der Beklagten 
in dem Teſtament vom 9. Juni 1903 mit der Errichtung 
dieſes Teſtaments Rechte für die Beklagten begründet 
hätte, und es ſich nur darum handelte, ob dieſe Rechts⸗ 
ſtellung ſpäter geändert oder aufgehoben worden iſt, 
wie es z. B. bei dem Vorliegen mehrerer zeitlich auf⸗ 
einanderfolgender Verträge der Fall ſein könnte. So 
iſt aber die Rechtslage hier nicht. Die letztwilligen 
Anordnungen äußern erſt mit dem Tode des Erblaſſers 
rechtliche Wirkungen, erſt in dieſem Zeitpunkt entſtehen 
die auf dem Willen des Erblaſſers beruhenden Rechte 
der Erben und Vermächtnisnehmer. Iſt aber für die 
Geſtaltung der Rechtslage in Anſehung des Nachlaſſes 
der letzte Wille des Erblaſſers maßgebend, wie er zur 
Zeit deſſen Todes vorliegt, ſo läßt ſich bei dem Vor⸗ 
handenſein mehrerer Teſtamente nur auf Grund ſämt⸗ 
licher Teſtamente die Frage beurteilen, ob und welche 
Rechte beſtimmten Perſonen auf Grund letztwilliger 
Anordnung am Nachlaß zuſtehen. Die Erbeigenſchaft 
der in einem älteren Teſtament eingeſetzten Perſon 
kann daher erſt als nachgewieſen gelten, wenn feſt⸗ 
ſteht, daß dieſe Anordnung in den ſpäteren nicht wider⸗ 
rufen iſt. Solange hierüber noch Zweifel beſtehen, 
bildet die in dem älteren Teſtament enthaltene Erb» 
einſetzung keine ausreichende Grundlage für die An⸗ 
erkennung des Erbrechts der darin genannten Perſonen. 
Es geht daher nicht an, hier von der Annahme einer 
Erbeinſetzung der Beklagten auszugehen, deren Wider— 
legung durch den Nachweis eines ſpäteren Widerrufs 
Sache der Kläger ſei. Allerdings haben die Kläger 
das von ihnen in Anſpruch genommene Recht als 
Alleinerben darzutun. Dieſer Darlegungspflicht ges 
nügen ſie aber bis auf weiteres durch die Vorlegung 
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der Teſtamente der Erblaſſerin, auf deren Geſamt⸗ 
inhalt fie ihr behauptetes Recht gründen. Aufgabe 
des Gerichts iſt es im Wege der Auslegung dieſer 
Urkunden den Willen der Erblaſſerin zu ermitteln 
und danach zu entſcheiden, ob die Kläger in dem be⸗ 
haupteten Umfang Erben ſind, ob alſo die Berufung 
der a zu Miterben in dem Teſtament vom 
9. Juni 1903 in den ſpäteren Teſtamenten widerrufen 
iſt. Von einer Beweislaſt der Parteien kann hiebei 
nur inſofern die Rede ſein, als die Parteien Tatſachen 
beweiſen müſſen, die außerhalb der Teſtamente liegen 
und von ihnen zur Unterſtützung ihrer Auffaſſung von 
dem Willen der Erblaſſerin vorgebracht ans ſofern 
ſie nach dem et des Gerichts für die Erforſchung 
des Willens der Erblaſſerin erheblich ſind. Es iſt 
daher irrig, wenn das B®. den Klägern die Beweis⸗ 
laſt dafür auferlegt, daß die das Erbrecht der Be⸗ 
klagten begründende Erbeinſetzung in den notariellen 
Teſtamenten durch das Teſtament vom 8. Mai 1904 
beſeitigt 5 (Urt. d. IV. ZS. vom 26. Dezember 1915, 
IV 199/15). 
8804 
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B. Strafſachen. 


1 


Zu 8 370 Nr. 5 Sts.: Eine Entwendung zum 
alsbaldigen Verbrauch kann auch daun vorliegen, wenn 
der Dieb Waren ſtiehlt, um das ihm für deren Einkauf 
von einem Dritten übergebene Geld für ſich behalten zu 
kennen. Aus den Gründen: Der Angeklagte hat 
Briketts im Werte von 1 M und Holz im Werte von 
50 Pf aus einem Gebäude mittels Erbrechens von Be⸗ 
hältniſſen in der Abſicht rechtswidriger Zueignung weg⸗ 
genommen. Briketts und Holz ſind zweifellos Gegen⸗ 
ſtände des hauswirtſchaftlichen Verbrauchs. Auch be⸗ 
teht kein rechtliches Bedenken, die entwendeten Sachen, 

eren Geſamtwert 1 M 50 Pf beträgt, als Gegenſtände 
von unbedeutendem Werte anzuſehen. Gleichwohl hat 
die StR. die Anwendung des 8 370 Nr. 5 StGB. mit 
der Begründung abgelehnt, „der Angeklagte habe nicht 
geſtohlen, um die entwendeten Gegenſtände alsbald zu 
verbrauchen, ſondern um ſie einem anderen — ſeiner 
Schweſter — zu überbringen und die ihm von dieſer 
zum Einkauf von Briketts übergebene Mark zu unter⸗ 
ke Dieſe Begründung läßt erkennen, daß die St N. 
en 8 370 Nr. 5 infolge eines Rechtsirrtums nicht ange⸗ 
wendet hat. Eine Entwendung „zum alsbaldigen Ver⸗ 
brauch“ iſt nicht bloß dann gegeben, wenn der Täter 
bei der Wegnahme den Zweck verfolgt, die weggenom⸗ 
menen Sachen für ſich perſönlich zu verbrauchen. Sie 
kann vielmehr auch dann vorliegen, wenn der Täter 
bei der Wegnahme den Zweck verfolgt, daß ein An⸗ 
gehöriger, der mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft 
lebt, die weggenommene Sache in der gemeinſamen 
Haushaltung verbrauchen ſoll. (Vgl. die noch weiter⸗ 
gehende Entſcheidung in RGSt. Bd. 13 S. 371 ff.). 
Ferner ſchließt der Zweck, eine Unterſchlagung zu be⸗ 
gehen oder zu verdecken, nicht aus, daß der Täter 
noch andere Zwecke verfolgt. (Urt. des I. StS. vom 
4. November / 2. Dezember 1915, 1 D 603/15). E. 

8825 


II. . 


Teilnahme au verbotener Warenausſuhr durch Verkauf 
der Ware an den Ausführenden. Aus den Gründen: 
Die Angeklagten haben erhebliche Mengen von Zucker 
und Mehl an Käufer aus Böhmen abgeſetzt; die Käufer 
haben die Waren über die Grenze nach Böhmen ver— 
bracht. Es iſt ſonach zu einer vollendeten Ausfuhr 
der Waren gekommen, die dem Verbote der VO. vom 
31. Juli 1914 (RGBl. S. 260) und der darin vorges 
ſehenen RR Bek. vom 5. September 1914 zuwiderläuft 
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und daher den Tatbeſtand des 8 134 VG. erfüllt. 
Hiernach iſt nur zu entſcheiden, ob das Urteil mit 
Recht annimmt, daß auch der vollendeten Straftat 
gegenüber als Teilnahmehandlungen ausſchließlich 
ſolche gelten können, die zeitlich nach Beginn der 
eigentlichen Ausführungstätigkeit erfolgt find. Das 
iſt aber nicht der Fall. Für die Möglichkeit der Bei⸗ 
hilfe ſteht das Gegenteil ganz außer Frage. Denn 
„zur“ Begehung einer Straftat wird Hilfe geleiſtet; 
es iſt nicht erforderlich, daß die Beihilfe „bei“ der 
Begehung, alſo während der Ausführung erfolgt. 
Auch vor Beginn der Ausführung kann der Gehilfe 
zur Förderung der verbrecheriſchen Handlung eines 
anderen tätig werden und hat dieſe Förderung ſtraf⸗ 
rechtlich zu verantworten, ſobald es demnächſt zum 
Verſuch oder zur Vollendung der Tat kommt, auch 
wenn ſeine Hilfeleiſtung lediglich der Vorbereitung 
der Tat diente (Entſch. 16, 350; 28, 287). Auch für 
die Mittäterſchaft kommt die Kechtſprechung zu dem 
gleichen Ergebnis; die Faſſung des 8 47 StG. fteht 
nur ſcheinbar entgegen. Die Stͤ. hat daher zu Uns 
recht die geſamte Tätigkeit der Angeklagten um des⸗ 
willen als ſtraflos erachtet, weil ſie vor den Beginn 
der durch andere erfolgten Ausführung falle und daher 
keinen Teil des Ausfuhrunternehmens bilden könne, 
das erſt eingeſetzt habe, als die Käufer im Beſitz der 
Ware dieſe in der Richtung der Grenze und über 
dieſe nach Böhmen fortbrachten. Je nach der Geſtal⸗ 
tung des Vorſatzes der Angeklagten kann unter Um⸗ 
tänden Verkauf und Uebergabe der Bannware an 
ie Schmuggler als Mittäterſchaft an dem demnächſt 
erfolgreich von dem Käufer weiter⸗ und durchgeführten 
Unternehmen oder als Beihilfe zu dieſer Straftat in 
Betracht kommen, ohne daß dem der Umſtand ent⸗ 
gegenſteht, daß erſt nach der Uebergabe die eigent⸗ 
liche Ausfuhr beginnen konnte. Denn ſelbſt wenn 
nicht in der Verabreichung und Uebergabe der Ware 
an den zur Ausfuhr der Ware Entſchloſſenen ſchon 
die erſte Bewegung der Ware, der erſte Schritt nach 
der Grenze zu, ſollte gefunden werden können und 
daher nicht die Uebergabe den Beginn der Ausfüh⸗ 
rung des verbotenen Unternehmens darſtellen, dieſes 
vielmehr erſt mit der Entfernung des Käufers be⸗ 
ginnen ſollte, ſo würde doch Verabfolgung und Ueber⸗ 
gabe der Bannware immerhin die Ausfuhr erſt er⸗ 
möglichen und einleiten; dann können aber auch dieſe 
Handlungen zur Förderung der künftigen Ausfuhr 
beſtimmt geweſen ſein und gedient haben. Dieſe An⸗ 
nahme liegt hier nahe, inſofern nach den Urteils⸗ 
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feſtſtellungen der Geſchäftsbetrieb grade für den Ver⸗ 


kauf über die Grenze eingerichtet war, ſich anſcheinend 
auf ganz un verhältnismäßig große Mengen von Zucker 
und Mehl erſtreckte und daher jedenfalls dem äußeren 
Erfolg nach die Angeklagten dazu mitgewirkt haben, 
daß die Waren, die mittels des Ausfuhrverbots dem 
Reich für die Volksernährung und den Heeresbedarf 
erhalten und geſichert werden ſollten, den Bewohnern 
des Grenzgebiets — über die Bedürfniſſe des kleinen 
Grenzverkehrs hinaus — zugeführt wurden. Haben 
aber die Angeklagten bei ihren Anſchaffungen und 
bei Bereitſtellung der Bannware oder bei deren Ver— 
abfolgung zur Ausfuhr dieſen Erfolg gekannt und 
bewußt gefördert, ſo können ſie an dem Unternehmen 
der Ausfuhr, auch wenn dieſe unmittelbar ausſchließ⸗ 
lich den Käufern zufiel, doch — je nach der Geſtaltung 
ihrer Tätigkeit und ihres Vorſatzes — in jeder Form 
ſtrafrechtlicher Teilnahme ſich beteiligt haben. Selbſt 
wenn ſie ſich hierbei nur auf die Tätigkeit des Ver— 
kaufens beſchränkt haben, ſo kann auch ſchon hierin 
allein, ſofern ihr Wille auf die Förderung der ver— 
botenen Ausfuhr gerichtet war, eine Beteiligung an 
der letzteren gefunden werden. So iſt in der Entſchei⸗ 
dung des erk. Senats 1D 1259/06 g. S. vom 2. Mai 
1907 ausgeſprochen, daß der Verkäufer der Bannware 
unter Umſtänden Teilnehmer an der Konterbande fein 


kann, und die in Bd. 41 S. 70 abgedruckte Entſcheidung 
nimmt für die ähnlich geſtalteten Fälle des 8 297 StG. 
das gleiche an. Neuerdings iſt weiter von dem erk. Senat 
in mehreren Entſcheidungen ausgeſprochen worden, daß 
der Verkauf und die Uebergabe von Pferden, deren 
Ausfuhr aus beſtimmten Bezirken durch militäriſche 
Anordnungen unterſagt iſt (Art. 4 Nr. 2 bayr. KZ.), 
Teilnahme an der Ausfuhr ſein kann, wenn dem Ver⸗ 
käufer bekannt iſt, daß der Käufer die Ausfuhr beab⸗ 
ſichtigt und daß Verkauf und Uebergabe dieſes ver⸗ 
botene Unternehmen erſt ermöglichen oder fördern; 
dieſe Rechtsanſicht iſt auch in der Entſcheidung des 
4. StS. 4D 549/15 vom 15. Oktober 1915 vertreten. 
Können aber Verkauf und Uebergabe begrifflich zu der 
daran anſchließenden Ausfuhr in das Verhältnis der 
Teilnahme in irgendeiner Form überhaupt gebracht 
werden, ſo hängt es, wie ausgeführt, im weſentlichen 
von der Beſchaffenheit und Geſtaltung des Willens 
des Verkäufers ab, ob er als Gehilfe, als Anſtifter, 
als Mittäter oder als mittelbarer Täter anzuſehen 
iſt; denkbar ſind alle dieſe Möglichkeiten. (Urt. des 
I. StS. vom 20. Dezember 1915, 1D 795/15). E. 
8828 


III. 


Wer u als Saatlartoffeln um den für ſolche 
beſtehenden, den Preis für Speiſekartoffeln überſteigenden 
Preis gekauft hat, darf bei der Weiterveränßerung den 
Höchſtpreis für Speiſekartsſſeln nicht überſchreiten, wenn 
er die Ware nicht zu Saatzwecken veräußern kann. Aus 
den Gründen: Die Strf. unterſtellt, daß die Ans 
geklagten die der Zeugin K. im Juni 1915 verkauften 
Kartoffeln ſeinerzeit als Saatkartoffeln angekauft und 
den für ſolche beſtehenden, den Preis von Speiſekar⸗ 
toffeln überſteigenden Preis für ſie aufgewendet haben, 
daß ſie keine Gelegenheit gehabt haben, die Kartoffeln 
während der Pflanzzeit zu Saatzwecken zu verwerten 
und ſie demzufolge, wenn ſie ſie nicht untergehen laſſen 
wollten, zu anderen als Saatzwecken veräußern mußten. 
Ohne Rechtsirrtum konnte aus dieſen Tatſachen die 
Str. entnehmen, daß die Kartoffeln zur 1 ihres 
Verkaufs an die K. Saatkartoffeln nicht mehr waren, 
und daß, wenn ſie zu Speiſezwecken verkauft wurden, 
ihr Verkauf unter die Höchſtpreisfeſtſetzung fiel; fie 
konnte demzufolge auch die Angeklagten wegen Vergehens 
gegen das Geſetz über die Höchſtpreiſe verurteilen, ſofern 
ſie ſich nicht in einem entſchuldbaren Irrtum über die 
Bedeutung der Verordnung des Magiſtrats und deren 
Erſtreckung auf die von ihnen verkauften Kartoffeln 
befanden ($ 59 StGB.). Nach der Feſtſtellung der 
StrͤK. haben ſich aber die Angeklagten in einem ſolchen 
Irrtum nicht befunden, ſie haben ſowohl die Verord⸗ 
nung und deren Inhalt gekannt als auch gewußt, daß 
Kartoffeln nach Ablauf der Pflanzzeit, die ſie als Speiſe⸗ 
kartoffeln zu Speiſezwecken verkauften, Saatkartoffeln 
nicht mehr waren und ſein konnten. (Urt. des V. StS. 
vom 30. November 1915, 5 D 566/1915). E. 
3815 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


„Auslegung einer vor dem Inkrafttreten des BGB. 
errichteten letztwilligen Verfügung. Zuwendung eines Ber: 
mächtuiſſes oder Berufung als Nacherbe? (8 2087 a 
Am 21. April 1900 ſtarb die Lebküchnerswitwe K. A. mit 
Hinterlaſſung eines Teſtaments; in dem ſie ihren Enkel 
E. Z. zum Alleinerben ernannt hat. In §3 des Teſtaments 
legt ſie ihm die Verpflichtung auf, den vier Kindern einer 
Enkelin A. ein Legat von je 1000 M auszuzahlen. In 
§ 5 iſt beſtimmt: „Endlich hat mein Univerſalerbe 
E. Z. die Verpflichtung, falls er unverehelicht oder als 
finderlofer Witwer verſterben follte, den von mir er⸗ 


erbten Nachlaß, ſoweit er feinen Pflichtteil überſteigt, 
den obengenannten vier A.ſchen Kindern als hiemit 
für dieſen Fall weiter zugedachtes Legat zu hinterlaſſen. 
Zur Sicherheit dieſer eventuellen Legatanſprüche der 
vier A.ſchen Kinder hat er entſprechende Kaution zu 
leiſten, da ich nicht haben will, daß von meinem Nach⸗ 
laß etwas an ſeine Geſchwiſter und deren Nachkommen 
erbweiſe fällt, vielmehr die A.ſche Verwandtſchaft hienach 
bevorzugt wiſſen will.“ E. Z. hat die Erbſchaft an⸗ 
genommen. Sein Vormund hat Ausſtellung eines 
Erbſcheins beantragt, der vom Nachlaßgericht mit dem 
Inhalt erteilt wurde, daß K. A. auf Grund Teſtaments 
von E. Z. allein beerbt worden iſt, daß die Erblaſſerin 
bezüglich des den Pflichtteil des E. Z. überſteigenden 
Nachlaſſes unter der Vorausſetzung, daß E. Z. unverehe⸗ 
licht oder als kinderloſer Witwer ſtirbt, eine Nacherbfolge 
angeordnet hat und daß Nacherben die vier A. ſchen 
Kinder ſind. Der Vormund beantragte den Erbſchein 
einzuziehen und einen neuen auszuſtellen, in dem ledig⸗ 
lich bezeugt wird, daß E. Z. die K. A. allein beerbt 
hat, während der Vermerk über eine Nacherbfolge weg⸗ 
zufallen habe. Der Antrag wurde vom Amtsgericht 
abgewieſen; Beſchwerde und weitere Beſchwerde hatten 
keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Vorinſtanzen nehmen 
zutreffend an, daß das Teſtament vom 23. Februar 
1897, da die Erblaſſerin nach dem Inkrafttreten des 
BGB. geſtorben tft, abgeſehen von feiner Errichtung, 
die ſich gemäß Art. 214 EG. BGB. nach dem früheren 
Rechte richtet, hinſichtlich des Inhaltes und der Wirk⸗ 
„ nach den Vorſchriften des BGB. zu beurteilen 
ſt (Art. 213 EG. BGB.), daß aber das frühere Recht 
bei der Frage zu berückſichtigen iſt, was nach der vor⸗ 
liegenden Erklärung als der Wille der Erblafjerin 
anzuſehen iſt, alſo bei der Auslegung der Verfügung; 
(vgl. Staudinger, BGB. 7./ 8. Aufl. Vorbemerkungen V 
zu 88 2066 — 2076). Die Vorſchriften des hier in Betracht 
kommenden früheren Rechts, des allg. preuß. Landrechts, 
und die des BGB. über Erben und Vermächtnisnehmer 
ſtimmen im weſentlichen überein (§8 2087 Abſ. 1 und 2, 
1939 B.; 88 4 und 6 Teil I Tit. 12 des AL R.), und 
der Begriff der Nacherbſchaft nach $ 2100 BGB. iſt 
im weſentlichen derſelbe wie der der fideikommiſſariſchen 
Subſtitution nach 88 53, 259 Teil 1 Tit. 12 des ALR. 
Auch nach preuß. Landrecht war es anerkannter Grund⸗ 
ſatz, daß zur Erbeinſetzung (auch für die Nacherbfolge) 
jede Faſſung einer letztwilligen Verfügung genügt, aus 
welcher die Abſicht des Erblaſſers erhellt, über den 
Inbegriff ſeines Nachlaſſes verfügen zu wollen, daß 
die Bezeichnung „Erbe“ zur Erbeinſetzung nicht er⸗ 
forderlich iſt, vielmehr jede Erklärung des Teſtaments, 
aus der hervorgeht, daß er den Inbegriff des Nach⸗ 
laſſes einer oder mehreren Perſonen zuwenden wolle, 
für eine Erbeinſetzung zu erachten iſt, ſelbſt wenn er 
die Anteile als Legate bezeichnet (Koch, Allg. Preuß. 
Landrecht 8. Aufl. Bd. II S. 4). Der 8 2087 Abſ. 1 
BGB. beſtimmt, daß, wenn der Erblaſſer fein Ver⸗ 
mögen oder einen Bruchteil ſeines Vermögens dem 
Bedachten zuwendet, die Verfügung als Erbeinſetzung 
anzuſehen iſt, auch wenn der Bedachte nicht als Erbe 
bezeichnet iſt. Es kommt alſo auf den Inhalt der 
Verfügung an, auf den Willen des Erblaſſers, wie er 
ſich aus dem Zuſammenhang ergibt. Ohne Rechts⸗ 
irrtum nehmen die Vorinſtanzen an, daß die Erb⸗ 
laſſerin durch die Beſtimmung des 8 5 des Teſtaments 
vom 23. Februar 1897, der Erbe E. Z. habe die Ver⸗ 
pflichtung, falls er unverehelicht oder als kinderloſer 
Witwer verſtirbt, den von ihr (der Erblaſſerin) ers 
erbten Nachlaß, ſoweit er ſeinen Pflichtteil überſteigt, 
den vier A. ſchen Kindern zu hinterlaſſen, dieſen Kindern 
nicht eine beſtimmte Summe zugewendet, ſondern eine 
Geſamtnachfolge in den den Pflichtteil überſteigenden 
Nachlaß angeordnet hat, die dem Begriffe der Erb— 
folge nach 88 1922, 2087 Abſ. 1 BGB. entſpricht. Sie 
folgern mit Recht, insbeſondere aus dem Schlußſatze 
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des § 5 des Teſtaments, worin die Erblaſſerin erklärt, 
daß ſie nicht haben wolle, daß von ihrem Nachlaß 
etwas auf die Z.ſchen Geſchwiſter und deren Nach⸗ 
kommen erbweiſe falle, vielmehr die A.fche Verwandt⸗ 
ſchaft bevorzugt wiſſen wolle, es ſei der Wille der 
Erblaſſerin geweſen, daß die A.ſchen Kinder nicht nur 
einen obligatoriſchen Vermächtnisanſpruch, ſondern 
bereits mit dem Tode der Erblaſſerin ein einen Be⸗ 
ſtandteil ihres Vermögens bildendes und nur von be⸗ 
ſtimmten Bedingungen abhängiges Recht auf den 
ſpäteren Anfall der Erbſchaft haben ſollten, daß ſohin 
eine Nacherbfolge i. S. der 85 2100 ff. BGB. an⸗ 
geordnet iſt. Gerade der Umſtand, worauf die Be⸗ 
ſchwerde Gewicht legt, daß der Pflichtteil nach dem 
BGB. wie auch nach dem preußiſchen Landrecht nicht 
einen Bruchteil des Nachlaſſes, ſondern nur einen als 
Quote des reinen Nachlaſſes zu berechnenden Wert⸗ 
betrag aus dem Nachlaß darſtellt, ſpricht auch dafür, 
daß der Inbegriff des Nachlaſſes, aus dem der Pflicht⸗ 
teil zu entrichten iſt, auf die A.ſchen Kinder übergehen 
fol. (Beſchluß des I. ZS. vom 11. Februar 1916, 
Reg. III Nr. 6/1916). M. 
8820 


B. Strafſachen. | 


Wer ift für Uebertretungen nach Art. 120 Ziff. 1 
St. ſtraſrechtlich verantwortlich? hrläſſiges 
erſchulden. In der durch ortspolizeiliches Verbot 

bezeichneten Zeit liefen die Hühner der Fabrikbeſitzers⸗ 
frau A. aus deren Beſitztum auf den benachbarten, 
mit Sommerroggen beſtellten Acker des W. und hielten 
ſich dort in der Saat auf. Frau A. wurde nach Art. 120 
ae PSIEB. verurteilt; ihre Reviſion wurde ver⸗ 
worfen. 

Aus den Gründen: Art. 120 Ziff. 1 PStS8. 
bedroht den mit Strafe, der Hausgeflügel während 
der verbotenen Zeit auf die Felder auslaufen läßt. 
Die Vorſchrift richtet ſich alſo keineswegs nur gegen 
den Eigentümer der Tiere, wie die Reviſion behauptet. 
Seine Verantwortlichkeit wird ſogar regelmäßig dann 
ausſcheiden, wenn er für die ihm obliegenden Maß⸗ 
nahmen einen geeigneten Vertreter beſtellt und dieſen 
erforderlichenfalls überwacht hat. Ob hier der Ehe⸗ 
mann der A. als Eigentümer der Hühner ſtrafrechtlich 
verantwortlich gemacht werden kann, war nicht zu 
prüfen, da nur eine Verfehlung der Frau A. in Frage 
ſteht. Sein Verſchulden würde auch an dem Ergebnis 
nichts ändern, da für einen fahrläſſig herbeigeführten 
geſetzwidrigen Erfolg mehrere Perſonen nebeneinander 
verantwortlich gemacht werden können. Die Str. hat 
die tatſächlichen Verhältniſſe würdigend angenommen, 
daß die A. gegenüber ihrem in der Fabrik beſchäftigten 
Manne durch ausdrückliches oder ſtillſchweigendes 
Uebereinkommen die Bewachung und Beaufſichtigung 
der Hühner übernommen und auch tatſächlich aus⸗ 
geführt hat. Von einer vertragsmäßigen Uebernahme 
der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit — wie die Reviſion 
meint — kann dabei keine Rede ſein. Würde die Haftung 
der A. aus einer tatſächlichen Uebung, die in der Urteils- 
begründung gleichfalls hervorgehoben iſt, abgeleitet 
werden, weil fie eben ſeit geraumer Zeit das Haus— 
geflügel pflegte und beauflichtigte, fo könnte dies recht⸗ 
lich nicht als verfehlt erachtet werden. Dieſe Uebung 
würde auch der geſetzlichen Unterlage nicht entbehren; 
denn die Frau iſt nach 8 1356 BGB. verpflichtet, das 
gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten und die üblichen 
Arbeiten im Hausweſen vorzunehmen; Hausgeflügel, 
das in geringerer Zahl gehalten wird, gehört gemein— 
kundig zur Hauswirtſchaft, deren Beſorgung der Frau 
zumal dann obliegt, wenn der Mann, wie hier, an— 
dauernd außerhalb des Hauſes beſchäftigt iſt. Die A. 
konnte demnach ohne Rechtsirrtum als die Geflügel: 
halterin erachtet werden und war dann ſtrafrechtlich 
verantwortlich. Die Strͤ. hat den Begriff der Fahr— 
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läſſigkeit, auf die das Verſchulden geſtützt wird, nicht 
verkannt. Die Angeklagte ließ es an der ſtändigen 
Beaufſichtigung der Hühner und an geeigneten Vor⸗ 
kehrungen zur Verhinderung des Auslaufens fehlen. 
Die Ausführungen der Reviſion vermögen die Feſt⸗ 
ſtellungen nicht zu erſchüttern. Wollte oder konnte die 
A. die Abſperrungsmaßnahmen — wozu wohl eine 
einfache Verdichtung der Einfriedung genügt hatte — 
nicht ſelbſt treffen, ſo war ſie verpflichtet, dieſe bei 
ihrem Mann anzuregen und durch ihn beſorgen zu 
laſſen. Sie hat aber in den Vorinſtanzen nicht geltend 
gemacht, daß ſie in dieſer Hinſicht Schritte tat und 
daß dieſe nutzlos waren. Die Tatrichter waren daher 
auch nicht in der Lage, zu prüfen, ob etwa hierdurch 
ihr fahrläſſiges Verſchulden ausgeſchloſſen war. (Urt. 
vom 16. November 1915, Rev.⸗Reg. Nr. m 
3818 A 


Oberlandesgericht Bamberg. 


Pflichten des Vorſtandes einer eingetr. Genoſfen⸗ 
fhalt m. b. H. Berluft des Gehaltsanſpruchs durch 
Nichterfüllung (88 33 f., 24 Gen.). Die beiden Kläger 
bildeten den Vorſtand einer als eingetr. G. m. b. H. 
betriebenen Brauerei. Ueber das Vermögen der Ge⸗ 
noſſenſchaft wurde das Konkursverfahren eröffnet. Die 
Kläger meldeten rückſtändiges Gehalt mit dem Vorrecht 
nach 8 61 Nr. 1 KO. an und ſtellten auf Beſtreiten des 
Konkursverwalters hin Klage auf Feſtſtellung ſowie 
auf Zahlung einer als Maſſenſchuld geforderten Ge⸗ 
haltsrate. Die Klage wurde abgewieſen und die Be⸗ 
rufung verworfen. 


Aus den Gründen: Nach 8 33 Gens. iſt der 
Vorſtand verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß die erforder⸗ 
lichen Bücher der Genoſſenſchaft geführt werden. Dazu 
iſt in § 34 Gen. vorgeſchrieben, daß die Mitglieder des 
Vorſtandes die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchaͤfts⸗ 
mannes anzuwenden haben. Ueber dieſe Dienſtpflicht 
der Vorſtandsmitglieder iſt in 8 20 Abſ. 3 der 
Satzungen der Genoſſenſchaft noch beſtimmt: „Der Vor⸗ 
ſtand hat insbeſondere für vollftändige und überſicht⸗ 
liche Buchführung, Aufſtellung der Jahresrechnung, 
ſowie für die ſichere Aufbewahrung der Kaſſenbeſtände 
und Dokumente Sorge zu tragen.“ Dieſe Obliegen⸗ 
heiten bildeten einen weſentlichen Beſtandteil der von 
den Vorſtandsmitgliedern zu leiſtenden Dienſte. Damit 
dieſe Obliegenheiten erfüllt würden, wurde gerade die 
Vorſtandſchaft gewählt. Ihre durch die Satzung be⸗ 
ſtimmten und durch die Annahme der auf ſie gefalle⸗ 
nen Wahl zu . auch verſprochenen 
Dienſte haben die Kläger aber nicht geleiſtet. Faſt ein 
Jahr lang wurde weder ein Kaſſenbuch noch ſonſt eines 
der Grundbücher geführt. Kaſſeneinnahmen ſind über⸗ 
haupt nicht gebucht, ſondern nur einige Ausgabepoſten. 
Nach dem § 20 der Satzungen hatte der Vorſtand weiter 
die gebotenen Veröffentlichungen zu bewirken. Zu ver⸗ 
öffentlichen iſt nach $ 33 Abſ. 2 Genc. vor allem die 
Bilanz binnen 6 Monaten nach Ablauf jedes e 
jahres. Auch dieſe Verpflichtung haben die Kläger nicht 
erfüllt. Die Kläger haben geltend gemacht, daß ſie von 
der Buchführung nichts verſtanden hätten. Die Kläger 
hätten dann aber die ihnen übertragenen Stellen und 
Dienſtleiſtungen nicht übernehmen dürfen. Die Stellung 
eines Vorſtandsmitgliedes bei einer Erwerbs- und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaft iſt eine Vertrauensſtellung, weil 
die Genoſſenſchaftsmitglieder dem Vorſtande die Ver— 
tretung und Verwaltung der ganzen genoſſenſchaftlichen 
Vereinigung übertragen ($ 24 GenG.). Das Verhält⸗ 
nis der Vorſtandsmitglieder zu der Genoſſenſchaft, 
ihre Verpflichtung zur Dienſtleiſtung und ihr Anſpruch 
auf die Vergütung dafür iſt nach den Beſtimmungen 
über den Dienſtvertrag SS 611 ff. BGB. zu beurteilen 
(Pariſius⸗Crüger Anm. 20 zu 8 24 Gen.). Der Dienſt⸗ 


berechtigte darf nach 8 611 a. a. O. (Staudinger Anm. IVa 
hiezu) bei dem Dienſtverpflichteten die Kenntniſſe und 
Fähigkeiten vorausſetzen, die man auf dem betreffenden 
Gebiete bei gewöhnlichem Fleiß und gewöhnlicher Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit zu erwarten imſtande iſt. Hinſichtlich 
der Art und des Umfanges der zu leiſtenden Dienſte 
ſind, wie Goldmann und Lilienthal in ihrer Darſtel⸗ 
lung des BGB. Bd. 18 169 ausführen, die ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Vereinbarung ſowie der Grundſatz 
des 8 242 BOB. maßgebend. Hienach iſt insbeſondere 
anzunehmen, daß wer ſich zur Leiſtung von Dienften 
verpflichtet, die eine beſondere Sachkenntnis erfordern, 
die Gewähr dafür übernimmt, daß er dieſe beſonderen 
Eigenſchaften beſitzt. Dieſer Grundſatz ſteht in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Motiven 3.808. Bd. II S. 459 
und mit der Rechtſprechung (ſ. OS GSRſpr. Bd. 6 S. 83). 
Der Dienſtverpflichtete erhält aber keine Vergütung, 
wenn er eine Arbeit überhaupt nicht oder doch keine 
Arbeit der vereinbarten Art geleiſtet hat (Oertmann, 
Recht der Schuldverh. Anm. 4 II zu 8 612 BGB., Coſack, 
Lehrb. d. B. R. Bd. 1 8 144 Nr. 8). Dies trifft bei den 
Klägern zu. Sie haben die Dienſte der vereinbarten 
Art nicht geleiſtet. Vor allem haben ſie die in 8 20 
der Satzungen ihnen beſonders auferlegte vollſtändige 
und überſichtliche Buchführung, Aufſtellung der Jahres⸗ 
rechnung, ſichere Aufbewahrung der Kaſſenbeſtände und 
die gebotenen Veröffentlichungen nicht betätigt. Die 
Buchführung, die Jahresrechnung und die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Einnahmen und Ausgaben mit deren Ab⸗ 
gleichung ſind bei der Leitung einer Genoſſenſchaft 
weſentlich. Werden ſie unterlaſſen, ſo wird die Ueber⸗ 
ſicht über den Vermöͤgensſtand verſchleiert und die 
Prüfung der Leiſtungs⸗ und Zahlungsfähigkeit un⸗ 
möglich gemacht. Es kann dann nicht mehr richtig 
beurteilt werden, ob die Genoſſenſchaft ſich auf weitere 
Unternehmungen einlaſſen kann, und es iſt auch eine 
Prüfung der Kaſſenbeſtände ausgeſchloſſen. Die Kläger 
aben denn auch die Kaſſaführung vollſtändig dem Buch⸗ 
alter überlaſſen, ohne ſie jemals zu prüfen. Daß aber 
die Einnahmen der Genoſſenſchaft nicht richtig ver⸗ 
waltet wurden, ergeben die bereits von dem LG. ge⸗ 
troffenen Feſtſtellungen. Dazu kommt, daß die Kläger, 
obwohl ſie wußten, daß ſie die ihnen auferlegten Dienſte 
nicht leiſteten, ihre Stellung nicht aufgegeben, ſondern 
die Genoſſenſchaft geradezu gehindert haben, die von 
ihnen innegehabten Stellen mit tauglichen Perſonen 
zu befetzen. Es iſt erwieſen, daß die Kläger, als ſie 
von der Generalverſammlung ihrer Stelle enthoben 
werden ſollten, Mitglieder, die ohne Intereſſe für das 
Wirtſchaftsgewerbe waren, in der ausgeſprochenen Ab⸗ 
ſicht warben, mit deren Hilfe ihre Gegner niederzu⸗ 
ſtimmen. Auf dieſe Weiſe erhielten die Kläger ſich in 
ihren Stellen und machten es dadurch möglich, in der 
bisherigen Art weiter zu wirtſchaften, ohne die von ihnen 
übernommenen Dienſte zu leiſten. Aus all dieſen Grün⸗ 
den ſchon iſt die Forderung der Kläger auf Zubilligung 
der ihnen verſprochenen Vergütung für angebliche Dienſt⸗ 
leiſtungen unbegründet und es kommt auf die des wei⸗ 
teren angebotenen Beweiſe nicht an. (Urt. des II. Sen. 
vom 30. November 1915, L 117/15). 
3836 


— rr. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Beſchwerde gegen eine nur in der Formel des Be⸗ 
ſchluſſes überſehene Entſcheidung; Zuſtändigkeit zur 
Ausſetzung eines gerichtlichen Verfahrens über eidliche 
Zeugenveruehmung in einem ſchiedsrichterlichen Ver⸗ 
fahren; Unzuläſſigkeit der Ausſetzung des ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahrens wegen Kriegsteilnahme einer Partei 
(SS 567 ff., 1045, 1036, 239 ff., 252, 355 ff. ZBO.; 
SS 12 ff., 157 GG.; 8$ 2 und 3 KTG. vom 4. Auguſt 
1914). In einem in B. anhängigen ſchiedsrichterlichen 
Verfahren ordnete das AG. N. auf Antrag des Klägers 


die eidliche Vernehmung eines Zeugen durch das AG. 
eier Aufenthaltsortes an und erwähnte in den Grün⸗ 
en ſeines Beſchluſſes, der Antrag der Beklagten, einer 
offenen Handelsgeſellſchaft, von deren zwei Teilhabern 
einer im Felde ſteht, auf Ausſetzung des Verfahrens könne 
wegen der Möglichkeit der Vertretung durch den anderen 
Teilhaber nicht berückſichtigt werden. Die ſofortige 
Beſchwerde der Bekl. gegen letzteren un wurde 
vom LG. als unzuläſſig verworfen, da ein förmlicher 
Beſchluß des AG. auf Zurückweiſung des Ausſetzungs⸗ 
antrags nicht vorliege. Auf die weitere ſofortige Bes 
ſchwerde der Bekl. wurde deren Beſchwerde gegen den 
amtsgerichtlichen Beſchluß unter Aufhebung des Be⸗ 
ſchluſſes des LG. als unbegründet zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Das AG. hat es zwar 
unterlaſſen, im entſcheidenden Teile ſeines Beſchluſſes 
den Ausſetzungsantrag der Bekl. ausdrücklich abzu⸗ 
lehnen, aber in den Gründen hat es erklärt, der An⸗ 
trag könne nicht berückſichtigt werden; es hat ihn alſo 
abgelehnt und die Erwägungen hiefür angegeben. 
Darin iſt eine ſachliche Würdigung und Berbefcheidung 
des Antrags zu erblicken. Die ſofortige Beſchwerde 
der Bekl. gegen den amtsgerichtlichen Beſchluß iſt 
ſohin zuläſſig (8$ 252, 577 ZPO.) und der landgericht⸗ 
liche Beſchluß war auf die weitere Beſchwerde der 
Bekl. aufzuheben (8 568 Abſ. 2 ZPO.). Allein der 
Antrag der Bekl. iſt ſachlich unbegründet. Die Frage, 
ob in einem ſchiedsrichterlichen Verfahren ein Aus- 
ſetzungsantrag nur beim Schiedsgerichte ſelbſt geſtellt 
und von dieſem verbeſchieden werden kann oder ob 
bei einem Verfahren nach 88 1036, 1045 ZPO. das 
von einer Partei angegangene Gericht in eigener Zu⸗ 
ſtändigkeit über einen bei ihm geſtellten Ausſetzungs⸗ 
antrag für dieſes Verfahren entſcheiden kann, iſt in 
letzterem Sinne zu beantworten. Denn das angegangene 
Gericht handelt hier nicht als erſuchter Richter i. S 
der §8 355 ff. ZPO. und des 8 157 GVG. Das zu 
ſtändige Gericht, das je nach den Umſtänden des Falles 
auch ein Landgericht fein kann (8 1045 ZPO.), iſt um 
ſeine Tätigkeit nicht von dem Schiedsgerichte, das den 
Beweisbeſchluß erlaſſen hat, ſondern von einer Partei 
anzugehen und hat die Zuläſſigkeit der von ihm ver⸗ 
langten richterlichen Handlungen zu prüfen (§ 1036 
3PO.). Es handelt ſich alſo um ein beſonderes Ver⸗ 
fahren, bei dem inmitten des ſchiedsrichterlichen Vers 
fahrens ein ſtaatliches Gericht beſtimmte prozeſſuale An⸗ 
ordnungen und Handlungen zur Durchführung einer 
Beweisaufnahme zu treffen und vorzunehmen hat 
(Reincke, ZPO. 6. Aufl. Nr. 2 zu §§ 1035 - 1037). 
Das A. N. konnte daher den Ausſetzungsantrag der 
Bekl. verbeſcheiden. Dieſer Antrag iſt mit Recht ab— 
gelehnt worden. Die Frage, ob das KTG. vom 
4. Auguſt 1914 auch auf das ſchiedsrichterliche Vers 
fahren anwendbar iſt, iſt beſtritten. Das Beſchwerde— 
gericht verneint deſſen Anwendbarkeit für das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren in ſeiner Geſamtheit, alſo nicht 
nur inſoweit, als das Verfahren vor dem Schieds— 
gerichte ſelbſt in Betracht kommt, ſondern auch für das 
hier in Frage ſtehende Verfahren nach SS 1036, 1045 
ZPO. Denn nach 8 2 im Zuſammenhalt mit § 3 des 
erwähnten Geſetzes tritt unter den dort beſtimmten 
Vorausſetzungen die Unterbrechung oder die Ausſetzung 
des Verfahrens ein in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
welche bei den ordentlichen Gerichten anhängig ſind 
oder werden. Nach 8 12 GVG. wird die ordentliche 
ſtreitige Gerichtsbarkeit durch die ſtaatlichen Gerichte 
ausgeübt. Die Schiedsgerichte haben zwar über bürger— 
liche Rechtsſtreitigkeiten i. S. des 8 13 GVG. zu ent⸗ 
ſcheiden (8 1025 ZPO.), find aber nicht ordentliche 
Gerichte, ſondern entſcheiden an Stelle dieſer. Sie ſind 
auch nicht in den übrigen Vorſchriften des KTG. er⸗ 
wähnt, während deſſen Beſtimmungen auf die Ge— 
werbe⸗ und die Kaufmannsgerichte und die im § 14 
GBG. zugelaſſenen beſonderen Gerichte für anwendbar 
erklärt worden find (88 2 Abſ. 2 und 10 KT.). Mit 
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Rückſicht hierauf iſt eine ausdehnende Auslegun 
unzuläſſig. Bei dem Verfahren nach 58 1036, 104 
ZPO. handelt es ſich auch nicht um ein Verfahren zur 
Erledigung eines bei einem ordentlichen Gericht an⸗ 
hängigen Rechtsſtreits, ſondern, wie erwähnt, um ein 
beſonderes Verfahren innerhalb eines ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahrens. Für den ablehnenden Standpunkt 
iſt ſchließlich noch die Erwägung maßgebend, daß 
mangels einer — hier nicht behaupteten — Partei⸗ 
vereinbarung über die Anwendung der Vorſchriften 
der ZPO. auf ein ſchiedsrichterliches Verfahren auch 
die Vorſchriften der SS 239 ff. ZPO. über die Unter 
brechung und die Ausſetzung des Verfahrens im ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahren unanwendbar find, weil ſie ſich 
mit deſſen Formfreiheit nicht vereinbaren laſſen (RG. 
62, 24). Die Beſchwerde der Bekl. gegen den amts⸗ 
gerichtlichen on iſt hienach unbegründet. (Beſchl. 


des 35. vom 10. Februar 1916, Beſchw. N 
Nr. 27/10 B — 
3795 2 


Landgericht Münden II. 


Zu 3 1960 BB. Necht auf Nachlaßſicherung ? 
Beſchwerderecht. 1. Wenn die Aufgabe der Nachlaß⸗ 
ſicherung auch dem Nachlaßgericht von Amts wegen 
unabhängig von den Anträgen der Beteiligten obliegt, 
fo iſt dem zur Erbſchaft Berufenen, deſſen Geſuch um 
Einleitung von Sicherungsmaßnahmen abgelehnt 
wurde, die formelle Beſchwerdeberechtigung nach $ 20 
FGG. doch nicht abzuſprechen, da er unter allen Um⸗ 
ſtänden ein on W Recht betreibt. 

2. Nach 8 1960 Abſ. 1 BGB. iſt die Nachlaß⸗ 
ſicherung Fa PER geboten, wenn der Erbe un» 
bekannt, oder wenn ungewiß iſt, ob er die Erbſchaft 
angenommen hat, oder wenn ein Schwebezuſtand be⸗ 
züglich der Annahme beſteht. Gegenüber einem orts⸗ 
anweſenden Erben kann regelmäßig nur dieſe letzte 
Vorausſetzung in Betracht kommen. Um fie zu be⸗ 
gründen, muß er, wenn er das Nachlaßgericht um 
Sicherungsmaßnahmen angeht, zu erkennen geben, daß 
er über die Annahme der Erbſchaft noch nicht ſchlüſſig 
ſei (noch „deliberiere“). Folgt aber aus feinen Er⸗ 
klärungen die Annahme der Erbſchaft, ſo iſt die Nach⸗ 


laßſicherung für feinen Erbteil auch dann nicht zu⸗ 


läſſig, wenn ein Bedürfnis für fie i. S. des 8 1960 
aus dem Verhalten eines Miterben abgeleitet werden 
kann. Denn das Nachlaßgericht hat weder die Pflicht 
noch ſelbſt die Befugnis, einem annahmebereiten Mit⸗ 
erben in der Behütung des Nachlaſſes zu Hilfe zu 
kommen. Hieran ändert nichts das Beſtehen von 
Streitigkeiten zwiſchen Miterben. Wegen ſolcher ein» 
zugreifen, iſt nicht Aufgabe der Nachlaßſicherung. 
Hat die Rechtſprechung doch ſogar in dem Verhältnis 
zwiſchen mehreren Erbſchaftsprätendenten, die einander 
ausſchließen, das Obwalten eines Grundes zur Nach— 
laßſicherung nicht erblickt (RJ A. Bd. 8 S. 95). 

3. Gläubiger haben ein Recht auf Nachlaßſicherung 
nur nach 8 1961 BGB., wenn ſie die Beſtellung eines 
Pflegers zum Zwecke der gerichtlichen Geltendmachung 
eines Anſpruchs, der ſich gegen den Nachlaß richtet, 
beantragen. Gegen Ablehnung eines ſolchen Antrags 
läuft auch die Beſchwerde nach §8 75, 57 Nr. 3 FG. 
Im übrigen aber ſteht dem Nachlaßgläubiger unter 
keinem Geſichtspunkt ein Recht auf Nachlaßſicherung 
zu. Ob ein Fürſorgebedürfnis nach 8 1960 BGB. bes 
ſteht, bemißt ſich vielmehr ausſchließlich nach den In⸗ 
tereſſen des Nachlaſſes als ſolchen bis zum Eingreifen 
des Erben. Durch eine Verfügung, welche die Ein— 
leitung der Nachlaßſicherung nach § 1960 ablehnt, 
wird alſo kein Recht des Gläubigers berührt und ſeine 
Beſchwerde hiegegen iſt nach 8 20 FGG. unzuläſſig 
(vgl. RJ A. Bd. 2 S. 120). (Beſchl. vom 22. i 
1916, Beſchw.⸗Reg. 6/162). Dr. U. 
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Landgericht Straubing. 


Erſtattung von Neifeksſten für an demſelben Tage 
ausgeführte Geſchäſte eines auswärtigen Nechtsanwaltes. 
Aus den Gründen: . . Die Erſtattung von Reiſekoſten 
für an demſelben Tage ausgeführte Geſchäfte eines aus⸗ 
wärtigen Rechtsanwaltes iſt eine beſtrittene Rechtsfrage. 
(Vgl. Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren 7. Aufl. 
S. 46, anders in der 8. Aufl. S. 50, 277, ferner JW. 1912 
S. 116). Das Beſchwerdegericht hat keinen Anlaß, von 
8 bisherigen Rechtſprechung abzugehen, wonach, 
m Hinblick auf ſehr beachtenswerte Intereſſen des 
rechtſuchenden Publikums, in derartigen Fällen ſich 
die Reiſekoſten des Anwaltes auf die einzelnen Ge⸗ 
ſchäfte, in welchen er tätig geweſen iſt, nach ihrer 
Zahl verteilen. Rechtsanwalt S. iſt nach den Gerichts⸗ 
akten und ſeinen Handakten am 15. April 1915 in 
der nämlichen Sitzung des Amtsgerichts B. außer in 
der gegenwärtigen Sache noch in der Streitſache M. 
gegen K. wegen Forderung als Anwalt des mit ihm 
erſchienenen Klägers M. tätig geweſen. Nach ſtreitiger 
Verhandlung kam es auch in dieſer Sache, in welcher 
es ih um den Kaufpreisreſt von 7 M 10 Pf für ge 
lieferte Schuhmacherarbeiten handelte, zu einem Ber- 

leich. Der Anſicht des Beſchwerdeführers, daß dieſer 
all wegen der Ba Höhe der Streitfumme außer 
Betracht zu bleiben habe, kann, da eben lediglich die 
Zahl der verhandelten Fälle entſcheidend iſt, nicht 
beigepflichtet werden. Dagegen ſcheidet hier der dritte 
all (F. gegen L.), welchen der Beſchwerdegegner hie⸗ 
er einbezogen wiſſen will, aus. Denn Rechtsanwalt S. 
at in dieſer Sache, in welcher ſonſt niemand aufge⸗ 
treten iſt, lediglich vertagen laſſen. Ausweislich ſeiner 
Handakten erkannten die beiden Beklagten (Eheleute L.) 
die eingeklagte Schuld an und trugen ſie unter Nach⸗ 
ſicht des Klägers in Raten ab, ſo zwar, daß äußerſten 
Falles mit einem Verſäumnisurteil zu rechnen war. 
Es darf angenommen werden, daß Rechtsanwalt S. 
wegen dieſer dritten Streitſache allein nicht nach B. 
gereiſt wäre und nur deshalb ſelbſt vertagen ließ, weil 
er in den beiden anderen Streitfällen gerade beim 
Amtsgericht B. tätig war. Hienach iſt in der gegen⸗ 
wärtigen Streitſache von den Reiſekoſten des Rechts⸗ 
anwaltes nur die Hälfte zu 10 M 30 Pf anzuſetzen. 
(Beſchluß vom 28. Mai 1915, BeſchwReg. Nr. 39/15). 
8888 Oberlandesgerichtsrat Dr. St. 


Vücheranzeigen. 


Jünger, Dr. 8. u in Wiesbaden. Die Kriegs⸗ 
geſetze. Nachtrag II. Veröffentlichungen von Juni 
bis September 1915. IX und 151 S. Hannover, im 
Oktober 1915, Helwingſche Verlagsbuchhandlung. 
Geheftet Mk. 2.—. 


Wir verweiſen auf die Anzeige der Hauptſchrift, 
der bereits der Nachtrag I beigegeben war, auf S. 339 
des vorigen Jahrgangs dieſer Zeitſchrift. Alle Viertel⸗ 
jahre etwa ſoll ein neuer Nachtrag erſcheinen. Wir 
möchten auch hier wieder den guten Ueberblick über 
die Menge der Vorſchriften hervorheben, den die Zu⸗ 
ſammenſtellung durch die Ordnung des Stoffes bietet. 

E 


Schmeißer, Dr. Herbert. Der Einfluß des Krieges 
auf die Hauptverträge des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. VIII, 80 Seiten. Berlin 1915, J. 
ne Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. Broſch. 

. 1.50. 

Die Arbeit behandelt eine Menge von Zweifels⸗ 
fragen, die der Krieg bei den verſchiedenſten Rechts⸗ 
verhältniſſen aufgeworfen hat. Darin beruht der Wert. 
Aus der Menge von Einzelheiten kann hier nur die 
eine erwähnt werden: Schm. läßt im Gegenſatz zu der 
herrſchenden Meinung die friſtloſe Entlaſſung von 
Angeſtellten zu, weil ſie einem mit uns im Kriege 
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liegenden Staate angehören. Für eine neue Auflage 

iſt ein Sachregiſter zu wünſchen, übrigens auch die 

Berückſichtigung der benutzten Literatur ſtets nur in 

den neueſten Auflagen. 
Jena. 


Knapp, Dr. Hermann. Das Rechtsbuch Ruprechts 
von Freiſing (1328) in ſeiner Bedeutung 
als ſtrafrechtliche Quelle des Mittel⸗ 
alters. 57 S. Berlin 1914, R. v. Deckers Verlag 
(G. Schenk). Mk. 1.—. 

Der Verfaſſer gibt in der Einleitung eine gute 
Ueberſicht über die Entſtehungsgeſchichte, die Quellen 
und die Syſtematik des Rechtsbuchs, das er als ſchlichte 
Privatarbeit charakteriſiert. Er zeigt den Fortſchritt 
gegenüber dem Schwabenſpiegel und weiſt die Anſicht 
zurück, nach der das Rechtsbuch im wefentlichen ein 
Exzerpt aus dieſem ſei. Auch die Frage, ob und in 
wie weit das Rechtsbuch auf das oberbayeriſche Land⸗ 
recht und auf das fpätere Freiſinger Stadtrecht Ein⸗ 
fluß geübt hat, findet nähere Prüfung. 

Der Inhalt des Rechtsbuchs wird in überſichtlicher 
Syſtematik mitgeteilt, zuerſt der allgemeine, dann der 
beſondere Teil, ſchließlich das Strafverfahren. An der 
Reichhaltigkeit der hervorgehobenen Probleme merkt 
man den kundigen Blick des Forſchers in mittelalter⸗ 
lichen ſüddeutſchen Quellen, der uns ſchon manche unter 
ihnen in dankenswerter Weiſe erſchloſſen hat. Leider 
fehlt ein Sachregiſter. Dies hängt wohl damit zu⸗ 
ſammen, daß die Arbeit urſprünglich als Aufſatz in 
einer Zeitſchrift (Archiv für Strafrecht Bd. 61) er⸗ 
ſchienen war. Auch ohne das Regiſter gewinnt der 
Leſer einen wertvollen, gründlich einführenden Einblick 
in ein geſchloſſenes Stück mittelalterlichen Strafrechts. 
Eine erſchöpfende Darſtellung war nicht beabſichtigt. 
Zitiert wird nach der Ausgabe des Rechtsbuchs von 
Weſtenrieder, 1803 (Handſchrift von 1328). Die Brauch⸗ 
barkeit der Schrift für das breitere Publikum würde 
noch erhöht, wenn auch die ſehr verbreitete Ausgabe 
von Maurer, 1839, zitiert wäre, welche abſichtlich die 
viel ſpätere Handſchrift von 1473 zugrunde gelegt 
hat. — Möge die große Mühe des Verfaſſers ſich 
dadurch lohnen, daß fie das Intereſſe und das Ber- 
ſtändnis für mittelalterlich⸗deutſches Strafrecht belebt 


und zu weiteren Publikationen anregt. 
Jena. A. Köhler. 


Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Neue Bundesratsvererduungen bürgerlichrechtlichen 
Inhalts. Der enge Zuſammenhang zwiſchen Recht 
oder Rechtspflege und Wirtſchaft iſt von amtlicher 
Seite wohl ſelten noch ſo betont worden, als es jetzt 
während des Krieges durch den Bundesrat geſchieht. 
Immer wieder erläßt er auf Grund ſeiner Er⸗ 
mächtigung, zur Abhilfe gegen wirtſchaftliche Schä⸗ 
digungen geſetzliche Maßnahmen anzuordnen, Vor⸗ 
ſchriften zur Behebung von Schwierigkeiten, die 
eine Gefahr für die Sicherheit der Rechtspflege und 
damit zugleich für den geordneten Gang des Wirt⸗ 
ſchaftslebens in ſich ſchließen. Eine ſolche Gefahr hat 
ſich infolge der Einſtellung zahlreicher Anwälte in 
das Heer auch bei der Anwendung einzelner Vor⸗ 
ſchriften der Rechtsanwaltsordnung ergeben. Eine 
nach 825 RAO. eingerichtete Stellvertretung eines 
Rechtsanwalts endigt, wie durchweg angenommen 
wird, mit dem Tode des vertretenen Anwalts. Dieſe 
Annahme bedeutet für den Stellvertreter eines im 
Felde ſtehenden Anwalts, wenn ſichere Nachrichten 
längere Zeit ausbleiben, eine ſtete Ungewißheit dar⸗ 
über, ob die von ihm oder die ihm gegenüber vor— 
genommenen Handlungen wirkſam ſind. Um die Un— 
zuträglichkeiten auszuſchließen, die ſich hieraus ergeben, 
ſieht die BRV O. vom 9. März 1916 betr. die Stell⸗ 
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vertretung von Rechtsanwälten und die Be⸗ 
ſchlußfähigkeit der Vorſtände der Anwalts⸗ 
kammern in 81 Abſ. 1 eine Fortdauer der Vertretungs- 
macht des Stellvertreters über den Tod des vertretenen 
Rechtsanwalts hinaus in der Weiſe vor, daß Rechtshand⸗ 
lungen, die von ihm oder ihm gegenüber vor Löſchung 
des verſtorbenen Rechtsanwalts vorgenommen worden 
find, nicht deshalb unwirkſam fein ſollen, weil der 
Vertretene bei der Beſtellung des Vertreters oder zur 
Zeit der Rechtshandlung nicht mehr gelebt hat. Erſt 
mit dem Zeitpunkte der Löſchung ſoll in dieſem Falle 
die in 8 244 ZBO. vorgeſehene Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens eintreten, vorausgeſetzt, daß eine ſolche an 
und für ſich durch den Tod des Anwalts eintreten 
würde, alſo nur im Anwaltsprozeß und auch da nicht, 
wenn mehrere Anwälte derſelben Inſtanz beſtellt 
find und nur der eine oder andere von ihnen wegen 
Todes gelöſcht worden iſt (Gaupp⸗Stein Bem. 1 zu 
§ 244 ZBO.). Der Zeitpunkt der Löſchung entſcheidet, 
nicht etwa der Zeitpunkt, in dem fie nach 8 2 Abſ. 2 
RAD. durch den deutſchen Reichsanzeiger bekannt ge⸗ 
macht wird. Tatſächlich hat die bisherige Rechtslage 
weſentliche Unzuträglichkeiten noch nicht zur Folge 
gehabt; man hat offenbar ſeither die Rechtshand⸗ 
lungen, die bis zum Eintreffen ſicherer Nachrichten 
von dem Ubleben des Rechtsanwaltes vorgenommen 
worden waren, trotz der eigentlich gegebenen recht⸗ 
lichen Bedenken, ohne weiteres als gültig behandelt. 
Um dieſe tatſächliche Uebung auf eine ſichere rechtliche 
Grundlage zu ſtellen, verleihen Abſ. 2 und 3 des 81 
BO. der Vorſchrift in Abſ. 1 rückwirkende Kraft für 
die Zeit nach dem 31. Juli 1914. Es kommen hier 
die gleichen Geſichtspunkte in Betracht wie für 8 1 
Abſ. 2 BO. vom 22. Dezember 1915 betr. das Ver⸗ 
fahren bei Zuſtellungen (RG Bl. S. 833) — vgl. S. 51 
dieſes Jahrgangs. — Die Beſtimmung des 82 BO. 
betrifft ein ganz anderes Gebiet, iſt aber auch durch 
die zahlreichen Einziehungen von Anwälten veranlaßt. 
Die Borftände der Anwaltskammern ſind beſchluß⸗ 
fähig nur, wenn die Mehrheit der Mitglieder an der 
Beſchlußfaſſung teilnimmt (8 55 RA.). Mitglieder, 
die hieran „infolge des gegenwärtigen Krieges“ — 
alſo nicht bloß durch Kriegsteilnehmerſchaft — ver⸗ 
9 find, ſollen nach 8 2 BO. bei Feſtſtellung der 
eſchlußfähigkeit nicht mitgezählt werden; jedoch iſt 
zur Beſchlußfähigkeit die Teilnahme eines Drittels 
der Mitglieder erforderlich. Die Vorſchrift gilt für 
die mündliche Beſchlußfaſſung wie für die ſchriftliche 
Abſtimmung nach § 55 Abſ. 2 RAO. — Die BD. iſt 
nach 83 mit der Verkündung in Kraft getreten. 
Wann ſie außer Kraft tritt, beſtimmt der Reichs⸗ 
kanzler. Man wird aber wohl nicht ſehlgehen, wenn man 
die Beſtimmung in 81 zu denen zählt, die ſich zur Ueber⸗ 
nahme aus dem Kriegsrecht in das Friedensrecht eignen. 
Wir haben auf S. 376 des vorigen Jahrgangs 
über eine BRBO. vom 7. Oktober 1915 über die Ans 
meldung des im Inlande befindlichen Vermögens von 
Angehörigen feindlicher Staaten (RG Bl. S. 633) be⸗ 
richtet. Die Vorſchriften dieſer Verordnung werden 
nun für entſprechend anwendbar erklärt auf das Ver⸗ 
mögen von Perſonen, die auf Grund des $ 27 Abſ. 1 
StAng®. der deutſchen Staatsangehörigkeit u 
erklärt worden find (Bek. vom 23. März 191 
betr. Sperre und Anmeldung des Vermögens 
von landesflüchtigen Perſonen, RG Bl. 
S. 185). Nach der angeführten Beſtimmung des 
StAngG.s kann ein Deutſcher, der ſich im Ausland 


aufhält, ſeiner Staatsangehörigkeit verluſtig erklärt 


werden, wenn er im Fall eines Krieges eine Auf⸗ 
forderung des Kaiſers zurückzukehren nicht befolgt. 
Eine ſolche Aufforderung hat der Kaiſer am 1. Fe⸗ 
bruar d. Js. erlaſſen (RG Bl. S. 83). Seitdem haben 
die zur Rückkehr aufgeforderten Perſonen ſich eifrig 
bemüht angeſichts der bevorſtehenden Ausbürgerung 
und vor Einleitung eines Strafverfahrens ihr in⸗ 
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ländiſches Bermögen nach dem Ausland in Sicherheit 
zu bringen. Dem will die VO. vom 23. März einen 
Riegel vorſchieben. Der Erlaß der Vorſchriften über 
die Anmeldung iſt hier den Landeszentralbehörden 
zugewieſen und zwar der unter ihnen, die die Aus⸗ 
bürgerung vornimmt. Nicht alle Beſtimmungen der 
BO. vom 7. Oktober 1915 leiden eine Anwendung 
auf die von der BO. vom 23. März getroffenen Fälle, 
ſo z. B. nicht die 0 4, 5 und 7, wohl aber die für 
das bürgerliche Recht am meiſten Bedeutung bean⸗ 
ſpruchende Vorſchrift, das Verfügungsverbot in 88. 
Die Vorſchrift im erſten Abſatze des Art. 1 der neuen 
VO. greift erſt Platz, wenn die Ausbürgerung erfolgt 
iſt. Bis dahin kann der Landesflüchtige ſeine Schäfchen 
im Trockenen haben. Der Abſ. 2 gibt deshalb der 
Landeszentralbehörde des Staates, deſſen Staats⸗ 
angehörigkeit aberkannt werden ſoll, die Befugnis, 
ſchon vorher von Fall zu Fall die Vorſchriften des 
Abſ. 1 mit verbindlicher Kraft für das Reichsgebiet 
auf das Vermögen ſolcher Deutſcher für anwendbar 
zu erklären, die ſich im Ausland aufhalten und eine 
Aufforderung des Kaiſers zur Rückkehr nicht befolgt 
haben. Der Abſ. 1 handelt ſomit von Perſonen, die 
der deutſchen Staatsangehörigkeit ſchon verluſtig er⸗ 
klärt find, der Abſ. 2 von Deutſchen, gegen die ein 
Verfahren wegen Verluſtigerklärung ſchwebt. 

Von den das wirtſchaftliche Gebiet unmittelbar 
betreffenden Maßnahmen ſei zunächſt im Anſchluß an 
den letzten Bericht (ſ. S. 100) auf die VO. vom 
16. März 1916 betr. Uebertragung von Malz⸗ 
kontingenten hingewieſen (RGBl. S. 170). Nicht 
bloß in dem „Bierlande“ Bayern hat die Herabſetzung 
der Malzkontingente als unerwünſchte Nebenwirkung 
einen verſtärkten Handel mit Malzkontingenten zur 
Folge gehabt. Namentlich die Großbrauereien haben 
ſich bemüht fremde Kontingente aufzukaufen um ihre 
Betriebe voll auszunützen und der ſtarken Nachfrage 
der Heeresverwaltung und der anderen Kundſchaft 
nachkommen zu können. Infolgedeſſen ſind die Preiſe 
für Malzkontingente in einer Weiſe in die Höhe ge⸗ 
gangen, die eine weitere — zumal für den Sommer — 
höchſt unerwünſchte Steigerung des Bierpreifes be⸗ 
fürchten ließ. Es war deshalb geboten einen Höchſt⸗ 
preis für Malzkontingente feſtzuſetzen, der nach 8 2 
Abſ. 1 der VO. 25 M für den Doppelzentner Malz 
— oder genauer für das Recht einen Doppelzentner 
Malz auszubrauen — beträgt. Zur Verhütung von 
Umgehungen des Höchſtpreiſes ſind im zweiten Abſatze 
des 8 2 auch Beſtimmungen über den Preis der mit 
dem Kontingent veräußerten Gerſten⸗ oder Malzmengen 
getroffen und dem gleichen Zwecke dient der $1: er 
ſchaltet für die Uebertragung der Kontingente den un⸗ 
mittelbaren Verkehr zwiſchen Veräußerer und Erwerber, 
wobei die Umgehung leicht durch Nebenabmachungen 
erfolgen könnte — teilweiſe mit rückwirkender Kraft 
(f. Abſ. 2) — einfach aus und ſchreibt die Abſchließung 
der Verträge durch eine Vermittelungsſtelle vor. Die 
Beſtimmungen der BO. find nicht mit gleicher Wirkung 
für das ganze Reich erlaſſen; ſie laſſen für die nicht 
zum Gebiete der Nordd. Brauſteuergemeinſchaft ge⸗ 
hörigen Brauſteuergebiete eine Regelung zu, wie ſie in 
Bayern ſchon vorher erfolgt iſt und für die Verord- 
nung des Bundesrats als Vorbild gedient hat. 

Für eine Reihe aus dem Auslande ein⸗ 
geführter Waren ſind neuerdings Vorſchriften 
zur Regelung des Verkehrs erlaſſen worden, die wie 
frühere Verordnungen eine Verpflichtung zur Anzeige— 
erſtattung, zur Lieferung an irgend eine Zentralſtelle 
und eine Verwahrungspflicht, ſowie die Möglichkeit 
einer Enteignung vorſehen, fo für Kakao (BO. vom 
3. März 1916, RG BBl. S. 145), für Schweineſchmalz 
(BO. vom 4. März, RGBl. S. 149), für pflanzliche 
und tieriſche Oele und Fette ſowie Seifen 
(VO. vom 4. März mit Ausführungsbeſtimmungen 
vom 8. desſ. Mts., RG Bl. S. 148, 151), für Käſe (BD. 
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vom 11. März, RGBl. S. 159) und für Vieh und 
Fleiſch, ſowie Fleiſchwaren (VO. vom 18. März 
mit Ausführungsbeſtimmungen vom 22. März, RGBl. 
S. 175, 179). Wichtige Einſchränkungen der Vertrags⸗ 
freiheit bringt ferner die VO. vom 27. März 1916 
über die Fleiſchverſorgung (RGBl. S. 199). 

Iſt man bisher ungerechtfertigten Preisſteige⸗ 
rungen in der Hauptſache mit ſtrafrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen begegnet (vgl. die Bek. gegen übermäßige 
Preisſteigerung vom 23. Juli 1915 (RGBl. S. 467), die 
VO. vom 23. September 1915 betr. Fernhaltung unzuver⸗ 
läſſiger Perſonen vom Handel (RG Bl. S. 603) und die 
Bek. vom 25. Sept. und 4. Nov. 1915 (ROG Bl. S. 607, 728) 
über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die 
Verſorgungsregelung, dazu das Höchſtpreisgeſetz), ſo 
bietet jetzt eine neue Bekanntmachung einen eigenartigen 
bürgerlich⸗rechtlichen Schutz dar. Die Beſchlagnahme 
von Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren durch die Militär⸗ 
behörden machte es nötig, ſprunghaften Preisſteige⸗ 
rungen für dieſe Waren vorzubeugen. Das iſt zu⸗ 
nächſt durch Anordnungen der Generalkommandos, 
jetzt aber durch die BRVBO. vom 30. März d. As. über 
Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von Web⸗, Wirk⸗ 
und Strikwaren geſchehen (RGBl. S. 214). Die BO. 
geht davon aus, daß eine Knappheit an ſolchen Waren 
und daraus gefertigten Erzeugniſſen nicht zu unbe⸗ 
rechtigter, preistreiberiſcher oder gar wucheriſcher 
Ueberteuerung ausgenutzt werden darf. Dieſer Grund⸗ 
ſatz ſindet in der Beibehaltung des vor dem Stichtag 
erzielten (und billigerweiſe auch des nachweislich feſt⸗ 
geſetzten) Preiſes als Grundlage der Regelung ſeinen 
Ausdruck. Damit ſteht eine entſprechende Berückſichti⸗ 
gung der tatſächlich und nachweislich geſtiegenen Ge⸗ 
ſtehungskoſten, wie ſie daneben zugelaſſen iſt, nicht in 
Widerſpruch. Auch der Zuſchlag eines angemeſſenen 
Gewinns iſt nicht verwehrt; der Rückſicht auf den 
Verbraucher ſteht die Notwendigkeit gegenüber eine 
volkswirtſchaftlich bedenkliche Schädigung der gewerb⸗ 
lichen Kreiſe und der von ihnen abhängigen Perſonen 
zu vermeiden. Der Käufer kann nach 8 2 binnen 
zwei Wochen nach Abſchluß des Kaufvertrags Feſt⸗ 
ſtellung des Preiſes durch ein Schiedsgericht bean— 
tragen, wenn er glaubt, daß der vereinbarte Preis 
die Grenzen des 8 1 Abſ. 1 überſchreitet oder, obwohl 
er ſich in dieſen Grenzen hält, unangemeſſen hoch iſt. 
Das Schiedsgericht ſetzt unter Ausſchluß des Rechts— 
wegs den angemeſſenen Preis feſt; ſeine Entſcheidung 
iſt endgültig; ſie erfolgt gebühren- und ſtempelfrei. 
Die Zulaſſung des ordentlichen Rechtswegs hielt man 
„in Anbetracht der bei der Entſcheidung zu berück— 
ſichtigenden vielgeſtaltigen Handelsgebräuche“ nicht für 
zweckmäßig, obwohl wir Kammern für Handelsſachen 
und Handelsrichter haben, aber auch nicht für er— 
forderlich. Die näheren Beſtimmungen über das 
Schiedsgericht und über das Verfahren hat auf Grund 
des §4 der VO. der Reichskanzler erlaſſen (Bek. vom 
30. März 1916, RGBl. S. 216). In der Regel wird 
bei jeder amtlichen Handelsvertretung für deren Be— 
zirk ein Schiedsgericht gebildet. Es entſcheidet in einer 
Beſetzung von einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern; 
zwei Beiſitzer ſollen Käuferkreiſen angehören. Die Vor— 
ſchriften über das Verfahren ſind freilich von idealer 
Einfachheit gegenüber dem „ordentlichen Rechtsweg“. 
Die Anrufung dieſer Schiedsgerichte iſt ungemein leicht 
gemacht. Auf den Erfolg ihrer Tätigkeit darf man 
geſpannt ſein. 


Die Entſchädigung der Beamten für auswärtige 
Geſchäftsaushilfen oder Stell vertretungen iſt in der 
letzten Zeit bekanntlich viel erörtert worden!) und die 
Regelung der Frage hat viel Unzufriedenheit hervor— 


1) Vgl. auch dleſe Zeitſchr. 1910 S. 303, 384. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
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gerufen. Die Bekanntmachung vom 3. Auguſt 1914, 
die Einſchränkung der Staatsausgaben während des 
Krieges betreffend (GVBl. S. 339), — kurz Spar⸗ 
erlaß genannt — beſtimmte wie bekannt, daß den zu 
Geſchäftsaushilfen oder Stellvertretungen abgeordneten 
Beamten nur die Auslagen für die Hin⸗ und für die 
Rückreiſe und für eine etwa notwendige doppelte 
Wohnung zu vergüten find. Nur verheirateten Bes 
amten oder ledigen und verwitweten Beamten mit 
eigenem Haushalte durfte — neben dem Erſatze der 
Reiſeauslagen für ihre Perſon — noch eine weitere 
Entſchädigung gewährt werden und zwar bloß in der 
Höhe des durch die Abordnung bedingten Mehrauf⸗ 
wandes, keinesfalls aber mehr als die Hälfte des 
regelmäßigen Taggeldes. Die Bekanntmachung vom 
27. März 1916 wegen der Gewährung einer Ent⸗ 
ſchädigung für auswärtige Geſchäftsaushilfen oder 
Stellvertretungen während des Kriegs (GVBl. S. 47) 
bringt in dieſen Rechtszuſtand eine Aenderung, aber 

1. nur für die Dauer des Kriegs und zwar mit 
Wirkung vom 1. März d. Js. an und 

2. nur für die verheirateten Beamten und für 
die ledigen oder verwitweten Beamten mit eigenem 
1 Dieſe erhalten — neben den Reiſekoſten 
für ihre Perſon — für die ganze Dauer des aus 
wärtigen Aufenthalts ½0 der in 8 7 BO. vom 17. Juli 
1915 (GVBl. S. 565) beſtimmten Aufwandsentſchadi⸗ 
gung, jedoch nicht unter 2 M Tagegeld und 1.50 M 
Uebernachtungsgeld. — Für die ledigen und ver⸗ 
witweten Beamten ohne eigenen Haushalt bleibt es 
alſo beim Sparerlaß; ſie werden ſauer dazu ſehen 
und ſich damit tröſten müſſen, daß ihre Amtsgenoſſen 
im Felde dem Vaterland ſchwerere Opfer zu bringen 
haben. Eine andere Frage iſt, ob nicht auch der 
Dienſt darunter zu leiden hat, daß durch die Regelung 
der Entſchädigung die Abordnung zu Geſchäftsaus⸗ 
hilfen und Vertretungen entſchieden erſchwert wird. 


Wer iſt Kriegsteilnehmer im Sinne des Kr Schutzs. 
vom 4. Anguſt 19147 Auf dieſe Frage haben unſere 
Gerichte recht verſchieden geantwortet; man vergleiche 
nur die Menge widerſtreitender Anſichten, die in dem 
Kriegsbuch von Güthe-Schlegelberger unter VI 1 zu 
82 Kr Schutz. aufgeführt find. Zur Behebung von 

weifeln über dieſe Frage bringt eine JM Bek. vom 
5. März d. Js. (JM Bl. Beibl. S. 163) in ihrem zweiten 
Teil erläuternde Bemerkungen darüber, welche Truppen 
i. S. der angeführten Geſetzesbeſtimmung als gegen 
den Feind verwendet oder als zur Beſatzung einer 
armierten oder in der Armierung begriffenen Feſtung 
gehörig anzuſehen ſind. Daß Truppenteile, die zur 
Bewachung Kriegsgefangener verwendet werden, um 
deswillen als „gegen den Feind verwendet“ gelten 
können, wird ausdrücklich verneint. Wenn anderer⸗ 
ſeits poſitiv als gegen den Feind verwendet u. a. 
alle in einer für bedroht erklärten Feſtung 
befindlichen Formationen bezeichnet werden und als 
zur Beſatzung einer armierten oder in der Ar: 
mierung begriffenen Feſtung gehörig die als Kriegs- 
beſatzung bezeichneten Formationen gelten ſollen 
einſchließlich der Rekrutendepots der Erſatzbataillone 
der Fußartillerie, ſo tritt hier beſonders deutlich her— 
vor, daß die Gerichte die Frage, wer Kriegsteilnehmer 
iſt, in ſehr vielen Fällen nur durch Anfragen bei den 
militäriſchen Dienſtſtellen löſen können. Einem Wunſche 
der Heeresverwaltung entſprechend beſtimmt die Be— 
kanntmachung in ihrem erſten Teile, daß ſolche Fragen 
an die ſtellvertretenden Generalkommandos zu richten 
find und zwar an dasjenige, in deſſen Bezirk das Ge— 
richt ſeinen Sitz hat. 
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Völkerrecht und Krieg, Theorie und Praxis. 
Bon Oberamtsrichter 8. Meikel in München. 


Schon lange vor dem Ausbruche dieſes Krieges 
hat ſich die Rechtswiſſenſchaft mit der Frage be: 
faßt, welchen Einfluß der Krieg auf völkerrecht⸗ 
liche Verträge unter den kriegführenden Staaten 
äußert. Der Ausbruch des Krieges hat nun auch 
die Praxis gezwungen, zu dieſer Frage nicht mehr 
bloß im allgemeinen Stellung zu nehmen, ſondern 
ſich darüber ſchlüſſig zu machen, ob dieſer oder 
jener Vertrag unter den kriegführenden Staaten 
trotz des Kriegszuſtandes gelte. 

Die Meinungen in der Theorie find ſehr ge: 
teilt. Einigkeit beſteht darüber, daß man zwiſchen 
der internationalen Verbindlichkeit und der inner⸗ 
ſtaatlichen Wirkſamkeit internationaler Verträge 
zu unterſcheiden habe und daß beide nicht un⸗ 
bedingt von einander abhängig ſind.“) Einigkeit 
beſteht ferner darüber, daß diejenigen völkerrecht⸗ 
lichen Verträge, die bloß für den Fall des Krieges 
geſchloſſen find, im Falle des Krieges in Kraft 
bleiben. Im übrigen gehen die Meinungen weit 
auseinander. Von der einen Anſicht,“) daß der 
Krieg, insbeſondere wenn er mit der ausgeſpro⸗ 
chenen Abſicht geführt wird, den Gegner auch wirt⸗ 
ſchaftlich zu vernichten, den Abbruch aller fried⸗ 
lichen Beziehungen bringe und deshalb alle Staats⸗ 
verträge vernichte, ſoweit ſie nicht für den Fall 
des Krieges geſchloſſen ſeien, bis zu der anderen 
Anſicht,) daß die Wirkſamkeit der Verträge durch 
den Krieg nur inſoweit gehemmt werde, als die 
Kriegführung damit unvereinbar ſei, ſind alle 
möglichen Schattierungen) vertreten. 


1) RG. vom 26. Oktober 1914 (Entſch. Bd. 85 S. 374, 
JW. 1914 S. 145 Nr. 10; Leip 3. 1915 S. 43). 

7) Junck in LZ. 1915 S. 330. 

) Bluntſchli, Völkerrecht 3. Aufl. § 538. 

) Pgl. z. B. Beer in Niemeyers Zeitſchr. f. intern. 
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Manche behaupten, daß der juriſtiſche Beſtand 
der Verträge durch den Krieg nicht berührt werde, 
daß ſie aber infolge des Kriegszuſtandes praktiſch 
außer Wirkſamkeit ſein können. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich im Ergebniſſe ganz gleichgültig, ob man 
annimmt, daß ein Vertrag durch den Krieg auf⸗ 
gehoben, oder daß er zwar juriſtiſch in Geltung, 
aber wegen des Kriegszuſtandes tatlählih außer 
Wirkſamkeit geſetzt ſei. Dieſe Frage iſt lediglich 
für die Zeit nach dem Kriege von Bedeutung; 
denn in dem einen Falle werden die Verträge mit 
dem Aufhören des Kriegszuſtandes von ſelbſt wieder 
wirkſam; im anderen Falle dagegen iſt es zweifel⸗ 
haft, ob es bei den internationalen Abkommen 
genügt, daß die kriegführenden Staaten entſpre⸗ 
chende Erklärungen in die Friedensbedingungen 
aufnehmen, oder ob, damit die Verträge wieder 
wirkſam werden, die Vorſchriften des Abkommens 
über den Beitritt bisher unbeteiligter Staaten be⸗ 
achtet werden müſſen. Allein das iſt eine bloße 
Doktorfrage; denn bei der Beſtrittenheit der Mei⸗ 
nungen werden unſere Diplomaten doch eine nach 
beiden Meinungen nicht anfechtbare Formel finden 
müſſen und auch finden. 

Die beiden einzigen Rechtsquellen des Völker⸗ 
rechts ſind Gewohnheit und Vereinbarung. Eine 
völkerrechtliche oe kann ſich aber nur durch 
die Praxis der Sfuaten bilden. Unbeſtreit⸗ 
bar iſt, daß nach der früheren Staatenpraxis der 
Krieg alle völkerrechtlichen Verträge vernichtete, 


fel le rg a. O. S. 383, Kohler in Ge Ir A Völker⸗ 
recht 1914 S. 646; Rathenau a. a. O. 5 S. 63 
und in Recht und Wirtſchaft 1914 S. 242, Diterrieth 
in 2.33.1914 Sp. 1073, Niemeyer in JW. 1914 
Menner in 
JW. 1915 S. 57, Cahn in Bay gf. 1915 S. 157, 
Liszt in Birkmeyers Enzyklopädie 2. Aufl. S. 1378; 
Dr. Kleintjes in Weckblad van het recht vom 11. No⸗ 
vember 1914 Nr. 9695, Despargnet, Cours de droit 
international public, Paris 1910 S. 827, Bonfils⸗ 
ille, Manuel du droit intern. 1912 S. 643, 


R. Bd. 25 S. 326, Strupp a. a. O. S. 354, Klein⸗ Oppenheim, International Law 1912, 2. Aufl. S. 130. 
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ſoweit fie nicht eigens für den Fall des Krieges 
geſchloſſen waren. Es fragt ſich daher, ob die 
neuere Staatenpraxis das frühere Gewohnheits⸗ 
recht aufgegeben und ein neueres Gewohnheitsrecht 
gebildet hat, daß alle völkerrechtlichen Verträge 
oder wenigſtens gewiſſe Arten derſelben trotz des 
Krieges weitergelten. Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Fleiſchmann behauptet in ſeinem Wörterbuch 
des Deutſchen Staats: und Verwaltungsrechts 
Bd. 3 S. 516, 1866 ſei trotz des Krieges der 
Jollvereinsvertrag gehandhabt worden. Dagegen 
erklären Beer?) und Junck “), für dieſe Behauptung 
kein Beweismaterial finden zu können. 

Nach Beer a. a. O. ſoll die Beibehaltung der 
Poſtverträge 1 180 des Deutſch⸗franzö⸗ 
ſiſchen Krieges 1870/71 feſtſtehen. Ob dies 
richtig iſt, kann ich nicht nachprüfen. Jedenfalls 
aber achtet im gegenwaͤrtigen Kriege England 
nicht einmal die Rechte der Neutralen. Nach 
Art. 4 Ziff. 1 des Weltpoſtvertrages (RGBl. 1898 
S. 1081) iſt die Freiheit des Tranſits im ge⸗ 
ſamten Gebiete des Vereins gewährleiſtet. Nach 
einer Reutermitteilung der Neuen Züricher Zeitung 
vom 13. Oktober 1915 hat Grey in Beantwortung 
einer Anfrage wegen der Verzögerung in der Be⸗ 
förderung von Briefen, Zeitungen und Poſtpaketen 
nach den neutralen Staaten während ihres Durch⸗ 
ganges durch die Länder der kriegführenden Staaten 
ausgeführt, die Frage ſei im Laufe des gegen⸗ 
wärtigen Krieges wie im Laufe des ſüdafrika⸗ 
niſchen Krieges aufmerkſam geprüft worden; 
die Regierung ſei der Anſicht. bab der Kriegs⸗ 
zuſtand die Anwendung des Art. 4 Ziff. 1 des 
Weltpoſtvertrags aufhebe; es ſei klar, daß dieſes 
Abkommen zu denen gehöre, welche in ihrem 
ganzen Umfange nur in Friedenszeiten ausgeführt 
werden könnten; es ſei der Regierung unmöglich, 
die Beſtimmungen des Abkommens dahin aus⸗ 
zulegen, daß die Kriegführenden verpflichtet ſind, 
ſich als Vermittler von Mitteilungen benutzen zu 
laſſen, die dazu beſtimmt ſind, ihre eigenen mili⸗ 
täriſchen Maßnahmen unwirkſam zu machen. 

„Unter dieſen Umſtänden fühlt ſich die Regierung 
gezwungen, in gewiſſen Fallen ihr Recht zur Unter: 
ſuchung der Poſt, welche durch ihr Gebiet von 
einem neutralen Land ins andre geht, auszuüben“. “ 

Aus Art. 11 des Frankfurter Friedens⸗ 
vertrags (RGBl. 1871 S. 231) werden die ver: 
1 Schlüſſe gezogen. Er lautet: „Da 
die Handelsverträge mit den verſchiedenen 
Staaten Deutſchlands durch den Krieg aufgehoben 
ſind, ſo werden die deutſche Regierung und die 


) Niemeyers N f. intern. R. Bd. 25 S. 328. 

6) 23.1915 S. 3 

) Vgl. hierzu u „Die franzöſiſche Poſtſperre 
A der Schweiz“ in der Neuen Züricher Zeitung 


vom 19. und 23. Nov. 1915, Nr. 1561 und 1581 und 


insbeſondere die Ausſage des ſchweizer Oberſtkorps⸗ 
kommandanten Sprecher von Bernegg in dem ſog. 
Oberſtenprozeß. 
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franzöſiſche Regierung den Grundſatz der gegen⸗ 
ſeitigen Behandlung auf dem Fuße der meiſt⸗ 
begünſtigten Nation ihren Handelsbeziehungen zu⸗ 
grunde legen“ und im Abſ. 4: „Die Schiffahrts⸗ 
verträge und die Uebereinkunft betreffend die 
Zollabfertigung des internationalen Verkehrs 
auf den Eiſenbahnen ſowie die Uebereinkunft wegen 
des gegenſeitigen Schutzes der Rechte an liter a⸗ 
riſchen Erzeugniſſen und an Werken der 
bildenden Kunſt ſollen wieder in Kraft treten“. 
Oſterrieth') bemerkt hierzu: „Hieraus iſt zu er⸗ 
ſehen, daß 1870 die beſtehenden Urheberrechtsver⸗ 
träge durch den deutſch⸗franzöſiſchen Krieg außer 
Kraft geſetzt waren. Ebenſo verhielt es ſich mit 
| den Markenſchutzbeſtimmungen der damals bes 
ſtehenden Handelsvertraͤge“. Nach Fuld?) ging 
der Frankfurter Friedensvertrag von der Auffaſſung 
aus, „daß alle Verträge zwiſchen den Krieg⸗ 
führenden durch den Krieg aufgehoben worden 
ſeien, die Literaturverträge ebenſowohl wie die 
Handels- und Schiffahrtsverträge“. Dagegen iſt 
nach Beer !“) a. a. O. S. 331 der Zuſammenhang 
zwiſchen Handelsverträgen und Urheberſchutz hiſto⸗ 
riſch zu erklaren. „Erſt in den letzten Jahrzehnten 
erkannte man die Selbſtändigkeit der Rechtsſchutz⸗ 
verträge neben den wirtſchaftspolitiſchen Handels⸗ 
vertragen. Daher denn auch damals im Frank⸗ 
furter Frieden die Gleichſtellung. Aber die Zu⸗ 
ſatzbeſtimmungen vom 11. Dezember 1871 ließen 
kaum einen Zweifel an dem Fortbeſtand aller 
anderen Verträge.“ Gegenüber dieſer Behauptung 
mag doch auf Art. 18 dieſer Zuſatzbeſtimmungen 
(RGBl. 1872 S. 19) hingewieſen werden: „Ab⸗ 
geſehen von den internationalen Vereinbarungen, 
die der Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 er⸗ 
wähnt, ſind die hohen vertragenden Teile überein⸗ 
gekommen, die verſ chiedenen Vertraͤge und 
Konventionen wieder in Kraft zu ſetzen, 
welche vor dem Kriege zwiſchen den deutſchen 
Staaten und Frankreich beſtanden haben, alles 
unter Vorbehalt der Zuſtimmungserklärungen der 
betreffenden Regierungen, welche uſw.“. War denn 
eine ſolche Beſtimmung notwendig, wenn man von 
der Annahme ausging, daß die Verträge durch den 
über ein halbes Jahr vorher erfolgten Friedensſchluß 
ganz von ſelbſt wieder voll wirkſam geworden ſind? 
Und wenn jemand daran zweifeln ſollte, was das 
„wieder in Kraft ſetzen“ bedeutet, ſo geben ihm der 
oben erwähnte Art. 11 des Friedensvertrags und 
Art. 17 Abſ. 2 der Zuſatzbeſtimmungen darüber 
Aufſchluß. Art. 17 Abſ. 2 der Zuſatzbeſtimmungen 
lautet: „Der Art. 23 des Handelsvertrags . 
tritt für die im Art. 32 desſelben Vertrages feſt⸗ 
geſetzte Zeitdauer wieder in Kraft“ Hier iſt 
alſo die Rede von dem Wiederinkrafttreten einer 
Beſtimmung des Handelsvertrags und nach Art. 11 


) DIZ. 1914 S. 1073. 

) Recht 1915 Sp. 34. 

10 Aehnlich Kleinfeller in Niemeyer, Zeitſchr. f. 
intern. R. Bd. 25 S. 386. 
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des Friedensvertrags find Handelsverträge durch 
den Krieg aufgehoben worden. Es iſt doch wohl 
anzunehmen, daß der Ausdruck „Wieder in Kraft 
treten“ in Art. 11 Abſ. 4 des Friedensvertrags 
und in den Art. 17 und 18 der Zuſatzbeſtim⸗ 
mungen in dem nämlichen Sinne gebraucht wird, 
der noch dazu der landläufige iſt. Und wenn 
trotzdem noch ein Zweifel beſtände, jo würde er 
durch die Deklaration vom 8. Oktober 1873 
(RGBl. S. 365) 1!) gelöſt: „Nachdem Zweifel 
über die Tragweite des Art. 11 der zuſätzlichen 
Uebereinkunft vom 12. Oktober 1871 zu dem 
Friedensvertrage zwiſchen Deutſchland und Frank⸗ 
reich vom 10. Mai 1871 hervorgetreten find, haben 
die Unterzeichneten ... ſich über Folgendes ver- 
ſtändigt: Man iſt einverſtanden, daß alle Be⸗ 
ſtimmungen, welche in den vor dem Kriege zwiſchen 
einem oder mehreren deutſchen Staaten einerſeits 
und Frankreich andererſeits abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trägen über den Schutz der Fabrik⸗ und Handels⸗ 
zeichen getroffen find, durch Art. 11 der genannten 
Uebereinkunft wieder in Kraft geſetzt worden find.“ 
Wenn ſich Zweifel ſo lange hinziehen und wenn 
zu ihrer Beſeitigung Deulſchland und Frankreich 
eine eigene Deklaration vereinbaren, ſo kann wohl 
von dem Vorhandenſein eines Gewohnheitsrechtes, 
daß Verträge privatrechtlichen Inhalts oder privat⸗ 
rechtliche Beſtimmungen völferrechtlicher Verträge 
mit dem Friedensſchluß automatiſch wieder in 
Kraft treten, nicht geſprochen werden. 

Daß aber trotz der Unterſcheidung der modernen 
Theorie zwiſchen den wirtſchaftspolitiſchen Handels⸗ 
verträgen und den Rechtsſchutzverträgen die Staaten⸗ 
praxis immer noch den Urheberſchutz in den Han⸗ 
delsverträgen regelt, beweiſt Art. XVII des Han⸗ 
dels⸗ und Schiffahrtsvertrags zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und Japan (RGBl. 1896 S. 715; ſ. auch 
Zuſatzprotokoll zu Art. XVII, RGBl. 1896 S. 725). 
Da die Bundesratsverordnung vom 10. Auguſt 
1914 (RGBl. S. 367) von der „infolge des 
Krieges eingetretenen Aufhebung der Handelsver⸗ 
traͤge mit den gegen das Deutſche Reich krieg⸗ 
führenden Staaten“ ſpricht, ſo würde es ſich auch 
hier wieder fragen, ob, wie 1870 zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Frankreich, ſo jetzt zwiſchen Deutſchland 
und Japan der ganze Handelsvertrag infolge des 
Kriegszuſtandes aufgehoben worden iſt oder ob 
nicht wenigſtens Art. XVII in Kraft geblieben iſt. 
Dieſe Frage iſt hier aber dadurch gegenſtandslos 
geworden, daß Japan der Pariſer Union (RG Bl. 
1913 S. 214) und der im Zuſatzprotokoll zu 
Art. XVII übernommenen Verpflichtung ent⸗ 
ſprechend der Berner Union (RGBl. 1910 S. 965) 
beigetreten iſt. Dagegen wäre die Frage, ob inter⸗ 
nationale Abkommen anders zu beurteilen ſind als 
Verträge zwiſchen bloß zwei Staaten für unſer Ver: 
hältnis e Rußland von Belang; denn dieſes iſt 


DD Seth 90). RG. vom 20. November 1906 (Entſch. 
55. 61 S 
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den erwähnten Unionsverträgen nicht beigetreten, 
hat aber mit Deutſchland eine beſondere Ueberein⸗ 
kunft zum Schutze der Warenbezeichnungen (RGBl. 
1873 S. 337; 1894 S. 521) und von Werken 
der Literatur und der Kunſt (RGBl. 1913 S. 301) 
geſchloſſen. 

Die Frage wurde wieder erörtert bei dem 
Friedensſchluſſe nach dem griechiſch⸗türkiſchen 
Krieg im Jahre 1897. Nach Beer S. 331 
„hatte die Türkei politiſche Gründe, die ſie ver⸗ 
anlaßten, bei den Friedensverhandlungen in einer 
Note von der Aufhebung aller vor dem Kriege 
beſtehenden Verträge auszugehen; auf dieſe Art 
hoffte ſie, ſich bei den Friedensunterhandlungen 
einen Vorſprung zu ſichern, vermittels deſſen fie 
die zugunſten des Rechtsſchutzes griechiſcher Staats⸗ 
angehöriger geſchloſſenen Kapitulationen beſeitigen 
könne; darin lag alſo nicht eine Berufung auf 
einen anerkannten Rechtsſatz, ſondern ein Bluff, 
dem allerdings der beabſichtigte Erfolg nicht be⸗ 
ſchieden war“. Nach Strupp S. 354 „haben die 
Delegierten der Türkei und Griechenlands bei der 
Unterzeichnung des Friedens ausdrücklich die Er: 
klärung abgegeben, daß alle vor Kriegsausbruch 
in Kraft geweſenen Verträge und Abkommen, 
qui avaient et& suspend us pendant la guerre, 
wieder in Kraft treten ſollten, und weiter habe der 
Geſandte Profeſſor Dr. Streit bei dieſer Gelegen⸗ 
heit ausdrücklich betont, daß suivant les principes 
de la jurisprudence internationale les traités 
en vigueur avant la guerre n'avaient été 
suspendus que pour les cours de la guerre“. 
Es mag hier immerhin gefragt werden, ob die 
Delegierten dieſe Erklärungen im Namen ihrer 
Regierung abgegeben oder bloß ihrer eigenen An⸗ 
ſchauung Ausdruck verliehen haben. Man wird 
wohl auch nicht fehlgehen, wenn man annimmt, 
daß ſie doch vielleicht einige Zweifel hatten, ob 
die Staatenpraxis und die hier behauptete Anſicht 
der internationalen Jurisprudenz in dieſer Frage 
übereinſtimmen; denn ſonſt enthielte Art. XII des 
Friedensvertrages nur etwas ohnehin Selbjtveritänd- 
liches. Ich habe auch nicht den geringſten Zweifel 
daran, daß die Türkei nicht deshalb nachgab, weil 
ſie ſich von der Unrichtigkeit ihrer Rechtsanſchauung 
überzeugt hatte, ſondern deshalb, weil ſie zu ſchwach 
war, ihre Meinung durchzuſetzen, und deshalb nach⸗ 
geben mußte. Wäre es umgekehrt geweſen, dann 
hätte die Türkei ihre Anſicht durchgedrückt, gleich- 
viel ob fie richtig oder falſch war. Bei Friedens- 
unterhandlungen wird nicht über Rechtsanſchau⸗ 
ungen geſtritten, ſondern werden Machtfragen ent- 
ſchieden. Bevor die Türkei in den gegenwärtigen 
Weltkrieg eintrat, hat ſie zwar unter Zuſtimmung 
der Mittelmächte, aber trotz des Proteſtes der 
Ententemächte und anderer Staaten die nämlichen 
Kapitulationen aufgehoben und ihren Willen durch— 
geſetzt, weil ihr jetzt die Verhältniſſe die Macht 
dazu gaben. Oder glaubt jemand im Ernſte, daß 
ein Staat, der ſeinen Gegner vollſtändig nieder— 
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gerungen hat, der juriſtiſchen Konſtruktion zuliebe 
einen ihm läſtigen Vertrag erſt noch lange ord⸗ 
nungsmäßig kündigt, wenn dieſer gegenüber dem 
Verlangen auf Aufhebung das Fortbeſtehen des 
Vertrags geltend macht? Die Aufhebung des Ver⸗ 
trags wird eben eine der Friedensbedingungen, 
mit denen der Beſiegte einverſtanden iſt, weil er 
einverſtanden ſein muß. Von ihm heißt es coactus 
voluit. Aus dieſem Grunde kann aus gelegent⸗ 
lichen Aeußerungen bei Friedensſchlüſſen kein 
zwingender Schluß auf die Rechtsüberzeugung der 
Parteien gezogen werden und darauf kommt es 
doch an, wenn man die Aenderung eines früher 
beſtandenen Gewohnheitsrechtes behaupten will. 
Deshalb iſt es auch gleichgültig, wenn Art. XII 
des ruſſiſch⸗japaniſchen Friedens von 
Portsmouth, deſſen Wortlaut ich nicht nachprüfen 
kann, nach Beer S. 332 nur von der Aufhebung 
der Handels⸗ und Schiffahrtsverträge ſpricht und 
alle anderen Verträge in Kraft laßt; denn dem: 
gegenüber ſteht wieder Art. 1 des ſpaniſchen 
Dekretes vom 24. April 1898: ... „que l'état 
de guerre existant entre l' Espagne et les Etats 
Unis amene la caducité des traites.. ..“) 
Wenn Art. XII des italieniſch⸗türkiſchen 
Friedens vom 18. Oktober 1912 ſagt: „Alle 
Verträge, die vor der Kriegserklärung geſchloſſen 
oder in Geltung waren, werden unverzüglich wieder 
in Kraft geſetzt“, jo iſt dies offenbar der näm: 
liche Standpunkt wie beim Frankfurter Frieden; 
es wollte damit ſicherlich nicht zu einer juri⸗ 
ſtiſchen Streitfrage Stellung genommen, ſondern 
zum Ausdrucke gebracht worden, daß der Krieg 
auf den in Frage kommenden Gebieten eine Ver⸗ 
ſchiebung der Intereſſen nicht gebracht habe und 
daß aus dieſem Grunde alle vorher geſchloſſenen 
oder in Geltung geweſenen Verträge wieder in 
Kraft treten ſollten. 


Und welches iſt der Standpunkt der Praxis 
im gegenwärtigen Krieg? Ich kann natür⸗ 
lich nur die mir bekannten Fälle anführen und 
muß deshalb darauf verzichten, eine erſchöpfende 
Darſtellung zu geben. 

Daß die Handelsverträge als durch den 
Krieg aufgehoben erachtet werden, geht aus der 
Bekanntmachung vom 10. Auguſt 1914 (RGBl. 
S. 367) hervor. Ferner hat die bayeriſche Staats⸗ 
regierung in der 8. Sitzung des Finanzausſchuſſes 
vom 16. Oktober 1915 erklärt, daß Bayern auf 
die Wiederherſtellung des ſeit 1869 beſtehenden, 
durch den Krieg von ſelbſt aufgehobenen Aus- 
lieferungsvertrages mit Rußland keinen 
Wert lege. Auch die deutſch⸗ruſſiſche Nachlaß: 
konvention von 1874 (RGBl. 1875 S. 136) 
wird als durch den Krieg aufgehoben behandelt.“) 
Das Gleiche gilt von dem Haager Abkommen 


12) Rathenau, Zeitſchr. f. Völkerrecht Bd. 9 S. 81. 
18) Menner in JW. 1915 S. 1308; a. M. Nies 
meyer in JW. 1944 S. 802. 


über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1915 
(RGBl. 1909 S. 409).!“) Das RG. hat in dem 
bereits oben ) erwähnten Urteile vom 26. Oktober 
1914 die Frage unentſchieden gelaſſen, ob die 
Pariſer Union zum Schutze des gewerblichen 
Eigentums durch den Krieg aufgehoben wurde 
oder nicht. Nach der Entſcheidung des OLG. Dresden 
vom 31. März 1915) ift „mit dem Ausbruch des 
gegenwärtigen Krieges und mit den feindſeligen 
Maßnahmen Großbritanniens gegen Angehörige 
des Deutſchen Reiches in dem ausgeſprochenen Be⸗ 
ſtreben, letztere mit jedem Mittel wirtſchaftlich zu 
ſchädigen und Deutſchlands Handel zu vernichten, 
die Gegenſeitigkeit des Warenzeichenſchutzes mit 
Großbritannien von ſelbſt in Frage geſtellt; damit 
iſt die weſentliche Grundlage, auf der die Bekannt⸗ 
machung des Beitritts Großbritanniens zu dem 
Unionsvertrage beruht, beſeitigt und dieſe Bekannt⸗ 
machung auch ohne formelle Aufhebung außer Kraft 
getreten“; „hierbei bleibt die Frage der Gegenſeitig⸗ 
keit außer Betracht“. Nach der Entſcheidung des 
LG. Leipzig vom 18. Mai 19151) iſt der Unions⸗ 
vertrag „durch den Kriegsausbruch“ gegen⸗ 
über feindlichen Staaten weggefallen. Daß ſich 
Frankreich durch den Unionsvertrag gegenüber 
Deutſchland nicht für gebunden erachtet, geht aus 
dem Geſetz vom 27. Mai 1915) klar hervor. 
Dieſes Geſetz ordnet nicht etwa Vergeltungsmaß⸗ 
regeln an, ſondern „mit Rückſicht auf den Kriegs⸗ 
zuſtand und im Intereſſe der nationalen Ver⸗ 
teidigung“ verbietet es im Art. 1 die Ausnutzung 
jeder patentierten Erfindung und den Gebrauch 
jeder Fabrikmarke durch Untertanen oder Ange⸗ 
hörige des Deutſchen Reiches und Oeſterreichs; durch 
Art. 7 Abſ. 1 „werden die durch Art. 4 des Unions⸗ 
vertrages vorgeſehenen Prioritaͤtsfriſten für die 


4) LG. Cöln vom 15. Oktober 1914 (JW. 1915 
S. 110, Recht 1915 Sp. 57 Nr. 186); LG. I Berlin vom 
30. Oktober 1914 (Mitt. des Verb. D. Pat.⸗Anw. 1914 
S. 159); vom 6. November 1914 (KGBl. 1915 S. 36, 
Recht 1915 Sp. 292 Nr. 543); KG. vom 28. Januar 
1915 (KGBl. 1915 S. 36, DIZ. 1915 Sp. 317, JW. 
1915 S. 317); vom 26. Febr. 1915 (KG Bl. 1915 S. 49, 
DIZ. 1915 Sp. 616, OLG. Rſpr. Bd. 30 S 239, Recht 1915 
Sp. 291 Nr. 534); vom 6. März 1915 (OLG. Rſpr. Bd. 30 
S. 240); LG. Leipzig vom 20. März 1915 (JW. 1915 
S. 418, Recht 1915 Sp. 291 Nr. 535); OLG. Hamm 
vom 12. Mai 1915 (JW. 1915 S. 602); OLG. Dresden 
vom 26. Mai 1915 (LZ. 1915 S. 1172, DRA. 1915 
S. 219, IW. 1915 S. 1293); OLG. Hamburg vom 
11. Juni 1915 (OL GRſpr. Bd. 31 S. 32, JW. 1915 
S. 1127, DIZ. 1915 S. 1041, Gew. Rechtsſchutz 20. Jahrg. 
S. 270); Meikel in DYZ. 1914 Sp. 1201, 1296; Menner 
in IW. 1915 S. 57 Nr. 186; Seligſohn in DIZ. 1915 
S. 66; a. M. LG. Leipzig vom 29. Mai 1915 (JW. 1915 
S. 732); OLG. Hamburg vom 2. Juni 1915 (OLG. 
Rſpr. Bd. 31 S. 31); Niemeyer in JW. 1914 S. 801; 
Harden in JW. 1915 S. 289; Strupp in Niemeyers 
Zeitſchr. f. intern. R. Bd. 25 S. 355; Kleinfeller ebenda 
S. 394. 


15) S. Fußnote 1. 

16) Gew. Rechtsſchutz Jahrg. 20 S. 269. 
17) Gew. Rechtsſchutz Jahrg. 20 S. 270. 
18) Gew. Rechtsſchutz Jahrg. 20 S. 286. 
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Dauer der Feindſeligkeiten aufgehoben“, und zwar 
nicht bloß gegenüber den Feinden, ſondern ſchlecht⸗ 
hin; Abſ. 2 macht unter der Vorausſetzung der 
Gegenſeitigkeit Ausnahmen. Auch aus den Bekannt⸗ 
machungen der deutſchen Regierung kann nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß ſie ſich durch den Unions⸗ 
vertrag gegenüber unſeren Feinden für gebunden 
erachtet.“) Durch die Bekanntmachung vom 10. Sep⸗ 
tember 1914 (RGBl. S. 403) wurden vorüber⸗ 
gehende Erleichterungen auf dem Gebiete des 
Patent⸗, Gebrauchsmuſter⸗ und Warenzeichenrechts 
gewährt; nach § 3 find dieſe Vorſchriften zu⸗ 
gunſten von Angehörigen ausländiſcher Staaten 
nur dann anwendbar, wenn in dieſen Staaten 
nach einer im RGBl. enthaltenen Bekanntmachung 
den deutſchen Reichsangehörigen gleichartige Er⸗ 
leichterungen gewährt werden. In der Bekannt⸗ 
machung vom 20. Februar 1915 (RGBl. S. 107) 
iſt neben anderen ſolchen Staaten auch Frankreich 
genannt. Die Bekannkmachung vom 10. Sep⸗ 
tember 1914 hat das Beſtehen des Pariſer Ab⸗ 
kommens nicht zur Vorausſetzung; aber ſelbſt wenn 
ſie in Betracht käme, ſo würde es ſich immer 
nur um Vergünſtigungen handeln und hier hat 
natürlich jeder Staat freie Hand, wem er 
ſie zukommen laſſen will, und unter der Vor⸗ 
ausſetzung der Gegenſeitigkeit ſteht natürlich 
nichts im Wege, ſie auch Angehörigen feind⸗ 
licher Staaten zukommen zu laſſen. Der gleiche 
Gefichtspunkt gilt für die Bekanntmachung vom 
7. Mai 1915 (RGBl. S. 292) betr. die Verlänge⸗ 
rung der im Art. 4 der revidierten Pariſer Ueber⸗ 
einkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums 
vorgeſchlagenen Prioritätsfriſten. Da nach der 
dazu erlaſſenen Bekanntmachung vom 28. Juni 
1915 (RGBl. S. 411) Frankreich deutſchen Reichs⸗ 
angehörigen denſelben Vorteil gewährt, ſo wurden 
auch von Deutſchland für die franzöſiſchen An⸗ 
gehörigen die Prioritätsfriſten verlängert. Damit 
iſt ſelbſtverſtändlich zugleich geſagt, daß die Pariſer 
Uebereinkunft für franzöſiſche Untertanen in Deutſch⸗ 
land und für Deutſche in Frankreich gilt, aber 
nicht, daß Deutſchland und Frankreich ſie an⸗ 
erkennen, weil ſie ſich für vertraglich gebunden 
erachten, und noch weniger, daß die Uebereinkunft, 
wenn auch ohne Friſtverlängerung, für die An⸗ 
gehörigen der übrigen feindlichen Länder gelte. 
Die Sache liegt hier nicht viel auders als bei 
der Bekanntmachung vom 25. Februar, 1. Juli 
und 25. November 1915, betr. die Anwendung 
der Vertragszollſätze während des Krieges (RG Bl. 
S. 123, 416, 781): Obwohl die Zollverträge mit 
den feindlichen Staaten durch den Krieg außer 
Kraft getreten find, kann der Reichskanzler be: 
ſtimmen, daß gewiſſe Waren aus den beſetzten 
Gebieten trotzdem zu den Vertragſätzen eingeführt 
werden können. Hier wie dort werden alſo die 
Vertragsbeſtimmungen angewendet, obwohl der 


10) A. M. Cahn in Gew. Rechtsſchutz Bd. 20 S. 258. 
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Vertrag aufgehoben iſt und infolgedeſſen eine ver⸗ 
tragliche Verpflichtung nicht beſteht. Auch aus 
der Bekanntmachung über gewerbliche Schutzrechte 
feindlicher Staatsangehöriger vom 1. Juli 1915 
(RGBl. S. 414) kann nicht geſchloſſen werden, 
daß ſich die Reichsregierung an die Pariſer Union 
für völkerrechtlich gebunden erachtet. Hier find 
Vergeltungsmaßregeln gegen die Angehörigen von 
England, Frankreich und Rußland angeordnet; 
Belgien, Serbien, Montenegro und Japan find 
nicht genannt. Soweit die Vergeltungsmaßregeln 
beſtehende Patente uſw. (88 1, 6) betreffen, richten 
ſie ſich gegen wohlerworbene Rechte; dieſe werden 
aber, wie das RG. im Urteile vom 26. Oktober 1914 
mit Recht betont, durch das Außerkrafttreten der 
Uebereinkunft nicht berührt; infolgedeſſen kann 
natürlich auch daraus, daß hier Rechte als fort⸗ 
beſtehend anerkannt werden, nicht auf das Fort⸗ 
beſtehen der Uebereinkunft geſchloſſen werden. 
8 2 beſtimmt: „Auf Anmeldungen von Ange: 
hörigen feindlicher Staaten werden Patente nicht 
erteilt, Gebrauchs⸗ oder Warenzeichen nicht ein⸗ 
getragen. Im übrigen kann das Patentamt, ſo⸗ 
weit Angehörige feindlicher Staaten in Betracht 
kommen, Amtshandlungen, die ihm nach den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften obliegen, ausſetzen und das 
Verfahren vorläufig einſtellen“. Auch aus dieſer 
Beſtimmung kann nicht gefolgert werden, daß die 
Reichsregierung das völkerrechtliche Fortbeſtehen 
der Pariſer Union anerkannt hat; denn die Be⸗ 
kanntmachung ſagt über dieſen Punkt überhaupt 
91 0 ſondern enthält lediglich Anweiſungen an 
das Patentamt über die Anwendung des Patent-, 
Gebrauchsmuſter⸗ und Warenzeichengeſetzes. Sie 
betrifft alſo höchſtens die innerſtaatliche Fort⸗ 

geltung der Union. 

Als Ergebnis der Betrachtung wird man an⸗ 
nehmen dürfen, daß die neuere Staatenpraxis von 
dem Einfluſſe des Krieges auf völkerrechtliche Ver⸗ 
träge die gleiche Auffaſſung hat wie früher. Zum 
Schluſſe mag auch noch darauf hingewieſen werden, 
daß das Institut de droit international im 
Jahre 1912 zu Chriſtiania den Staaten die An⸗ 
nahme folgenden Entwurfs empfohlen hat: 

Art. 1: L'ouverture et la poursuite des 
hostilites ne portent pas atteinte à l'exi- 
stence des traites, conventions et accords, 
quels qu’en soient le titre et l'objet, conclus 
entre eux par les Etats belligerants. Il 
en est de méme des obligations spéciales 
nées des dits traites, convention et accords. 

Art. 2: Toutefois la guerre met de plein 
droit fin: 1. aux pactes d' associations inter- 
nationales, aux traites de protectorat, de 
contröle, d’alliance, de garantie, de sub- 
sides, aux traites Etablissant un droit de 
gage ou une sphere d'influence et généra- 
lement aux traites de nature politique; 
2. à tout traité, dont l’application ou l'inter- 
pretation aura été la cause directe de la 
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guerre, suivant les actes officiels &man&s 

de l'un des gouvernements avant l’ouver- 

ture des hostilites. 

Die Regierungen haben aber bisher ein ent: 
ſprechendes Abkommen nicht getroffen. Im Gegen⸗ 
teil, man hat gerade in dieſem Kriege geſehen, 
wie man ſich, insbeſondere England, ſelbſt über 
die für den Kriegsfall geſchloſſenen Verträge, ja 
ſogar gegenüber neutralen Staaten hinwegſetzte, 
und hat deshalb geſagt, das Völkerrecht ſei nichts 
als ein Wiſch Papier. Es iſt richtig, daß es 
gerade da, wo es am wichtigſten geweſen 
wäre, im Kriege, nicht ſtandgehalten hat. Aber, 
wenn mir die Naturgewalten mein Haus zerſtört 
haben, ſoll ich deswegen unterlaſſen, es wieder 
neu aufzubauen, wo es mir doch in normalen 
Zeiten immer Schutz und Annehmlichkeit geboten 
hat und auch wieder bieten wird?“) 


Bürgerliches Hecht 
aus dem 86. Bande der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Zivilſachen. 
Von Juſtizrat Bendix, Rechtsanwalt in Breslau. 
(Schluß). 
III. Sachenrecht. 

Der Klägerin ſtand an dem Grundſtück eines 
Kaufmanns J. R. eine Sicherungshypothek zum 
Höchſtbetrage von 8000 M zu, die volle Sicher⸗ 
heit bot. Sie verlangte von ihm die Tilgung 
ihrer geſicherten Forderung von gleicher Höhe 
und vereinbarte mit ihm, daß ſie gegen Zahlung 
von 8000 M die Löſchung oder Abtretung der 
Hypothek bewilligen werde. Die Klägerin ſtellte 
darauf ein notariell beglaubigtes Anerkenntnis, 
wegen ihrer Forderung nebſt Zinſen von dem 
Eigentümer voll befriedigt zu ſein, nebſt Löſchungs⸗ 
bewilligung aus und überſandte dieſe Urkunde 
mit einer anderen Löſchungsbewilligung dem Be⸗ 
klagten mit folgenden Begleitſchreiben: 

„In der Anlage überreichen wir Ihnen zu 
getreuen Händen in Sachen J. R. .... zwei 
löſchungsfähige Quittungen über je 8000 M. . .. 
Herr R. wird bei Ihnen vorkommen, und ſollen 
die Poſten an die Kreditbank e. G. m. b. H. 
hier abgetreten werden. Wir bitten Sie, das 
Erforderliche zu veranlaſſen. Die Akten ſind 
jedoch nach Vollziehung wieder an uns zurück— 
zuſenden.“ 

Der Beklagte beglaubigte die Erklärung des 
R., daß er die zur Eigentümergrundſchuld ge— 
wordene Hypothek für ein ihm von der Kredit⸗ 


1) Im Anſchluß an die vorſtehenden Ausführungen 
werden die nächſten Nummern zwei kleinere Aufſätze 
desſelben Verfaſſers bringen über „Internationales 
Privatrecht und der Krieg“ und „die innerſtaatliche Gel— 
tung internationaler Abkommen und der Krieg“. 
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an die 
Kreditbank abtrete und die Eintragung der Um⸗ 
wandelung und Abtretung ſowie die Aushändigung 
des jetzt zu bildenden Hypothekenbriefs bewillige 
und beantrage. Der Beklagte ſandte jedoch die 
Urkunde nicht an die Klägerin zurück, ſondern 
händigte ſie — wozu er nicht ermächtigt war — 
an die Kreditbank aus, die ſie dem Grundbuch⸗ 
amt einreichte und folgende Eintragung im Grund⸗ 
buch erwirkte: 

„2000 M abgetreten an die Kreditbank 
e. G. m. b. H. in B. unter Umwandelung der 
zunächſt als Grundſchuld auf den Eigentümer 
übergegangenen Hypothek in eine Hypothek für 
eine Forderung aus einem Darlehen in Höhe 
von 8000 & verzinslich ... (uſw.). 

Der Hypothekenbrief wurde von dem Grund⸗ 
buchamte der Kreditbank ausgehändigt. Dieſe 
19 die Hypothek noch nicht weiter übertragen. 
R. iſt in Konkurs geraten und Zahlung von 
ihm Ac zu erlangen. 

Trotzdem wurde in allen drei Rechtszügen 
die auf 78000 M 1 gerichtete Klage 
abgewieſen (Nr. 87 S. 353 fl.). 

Die en bat ihr Hypothekenrecht gar 
nicht verloren. 

a) Die durch die Höchſtbetragshypothek ge⸗ 
ſicherte Forderung der Klägerin iſt durch das 
in Erwartung der Zahlung ausgeſtellte 
Empfangsbekenntnis nebſt Löſchungsbewilligung 
nicht getilgt; die Hypothek iſt infolgedeſſen 
nicht zur Eigentümergrundſchuld geworden. 

b) Die Kreditbank kann ſich auch nicht auf 
den öffentlichen Glauben des Grund: 
buchs ſtützen. J. R. war weder zur Zeit der 
Einigung über die Abtretung der Hypothek an 
ſie noch auch ſpäter als Gläubiger eingetragen. 
Nach der Vorſchrift des 8 892 BGB., der hier 
in Betracht kommt, gilt nur „der Inhalt des 
Grundbuchs“ als richtig.“) 


IV. Familienrecht. 

Die Ehe der Parteien wurde durch das Urteil 
vom 14. Oktober 1909 aus beiderſeitigem Ver⸗ 
ſchulden geſchieden. Nach Eintritt der Rechtskraft 
dieſes Urteils ſchloſſen die Parteien einen nota⸗ 
riellen Vertrag, der unter anderem beſagte, daß 
die Frau, falls der Mann wieder heiraten ſollte, 
verpflichtet ware, den Familiennamen des Mannes 
aufzugeben und ihren eigenen Familiennamen 
wieder anzunehmen, auch die dazu erforderlichen 
Erklärungen vor der zuſtändigen Behörde abzu⸗ 
geben. Der Mann hat wieder geheiratet und gegen 
ſeine geſchiedene Frau Klage auf Abgabe dieſer Er- 
klaͤrungen in öffentlich beglaubigter Form erhoben. 


bank gewährtes Darlehen umwandele, 


) Aufgegeben iſt hier ausdrücklich die in RGZ. 
61, 195 vertretene Anſicht, wonach die Vorſchrift des 
8 892 erfordere, daß der Erwerber des Grundſtücks⸗ 
rechts feinen Erwerb im Vertrauen auf den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs gemacht habe. 
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Im Gegenſatze zu dem Landgericht hat das 
OLG. die Rechtswirkſamkeit der Verpflichtung be⸗ 
jaht, das Reichsgericht die Revifion der Beklagten 
zurückgewieſen (Nr. 29 S. 114 ff.). 

Aus den Abſätzen 2 und 3 des $ 1577 BGB. 
iſt zu entnehmen, daß das Wahlrecht der Frau 
unter den drei in Betracht kommenden Namen 
ihr lediglich in ihrem eigenen Intereſſe gegeben 
iſt. Im Rahmen dieſer den geſchiedenen Ehe⸗ 
leuten geſetzlich gewährten Freiheit können fie fi 
auch vertragsmäßig binden. Solche Abmachungen 
brauchen im einzelnen Falle nicht gegen die guten 
Sitten zu verſtoßen. Ebenſowenig mangelt es 
an einem ſchutzbedürftigen Intereſſe. 


V. Erbrecht. 


Am 24. Juni 1913 verſtarb in Potsdam der 
Kaufmann F. M. Er hinterließ drei zu nota⸗ 
riellem Protokoll errichtete letztwillige Verfügungen 
vom 9. Januar 1909, 18. Juli 1911 und 14. 
April 1913. 

Im Eingang aller drei notariellen Protokolle 
heißt es, nachdem M. als erſchienen aufgeführt 
iſt: „Herr M. iſt blind und erklärte auch blind 
zu ſein“. Daran ſchließt ſich in dem erſten 
Teſtamente der Satz: „Zu der Verhandlung 
wurden als Zeugen zugezogen“. ... Es folgen die 
Namen der Zeugen. Im zweiten und dritten 
Teſtamente hat der Satz folgende Faſſung: „Zu 
der Verhandlung wurden deshalb als Zeugen zu⸗ 
gezogen“. Keines der Teſtamente iſt vom 
Erblaſſer unterfchrieben. Im erſten Teſtamente 
findet ſich vor der Unterſchrift der mitwirkenden 
Perſonen der Vermerk: „Herr M. unterſchrieb 
mit Rückſicht auf die Blindheit nicht“. 

Die in dem Teſtamente nur mit Vermächt⸗ 
niſſen bedachten Söhne des Erblaſſers haben auf 
Feſtſtellung der Nichtigkeit der drei Teſtamente 
und auf Feſtſtellung ihres Miterbrechts Klage 
erhoben. 

Die beiden erſten Inſtanzen haben demgemäß 
erkannt, das Reichsgericht hat der Reviſion ſtatt⸗ 
gegeben (Nr. 94 S. 385 ff.). 

a) Das Blindenteſtament unterliegt den 
allgemeinen Teſtamentsformen. Daraus er⸗ 
gibt ſich einerſeits, daß Blinde, da ſie Geſchrie⸗ 
benes nicht leſen können, nur in der Form der 
mündlichen Erklärung vor Gericht oder Notar ein 
Teſtament errichten können (88 2238 Abſ. 2, 
2247 BGB.), und anderſeits, daß das Teſtament 
des Blinden entweder von ihm eigenhändig unter⸗ 
ſchrieben “) werden oder die Feſtſtellung feiner Er: 
klaͤrung enthalten muß, daß er nicht ſchreiben 
könne ($ 2242 BGB.). 

b) Umſtände, die außerhalb der über eine 
letztwillige Verfügung aufgenommenen Urkunde 
liegen oder mit der Errichtung nicht im un⸗ 


10) Blinde können an und für ſich rechtsgültig 
eine 1 man: Vgl. dagegen PrALH. 1 5 
88 171 ff., 112 88 113 ff. 


mittelbaren Zuſammenhange ſtehen, dürfen 
nicht in Betracht gezogen werden und zwar eben⸗ 
ſowenig behufs Aufrechterhaltung der Wirkſamkeit 
einer in ſich formell mangelhaften Urkunde (RG3. 
81, 95; 84, 103) wie behufs Ermittlung der 
Bedeutung protokollariſcher Feſtſtellungen, die an 
und für ſich ſchon geeignet ſind, dem geſetzlichen 
Formerfordernis zu genügen. 

c) Die an ſich unwirkſame, weil nicht 
erſichtlich vom Erblaſſer ſelbſt abgegebene Er⸗ 
klaͤrung im Schlußvermerk des erſten Teſtaments 
läßt ſich zur Erläuterung der formell dem 
Geſetz entſprechenden, aber inhaltlich unvollitän: 
digen Feſtſtellung: „Der Erblaſſer ſei blind, und 
habe erklärt, blind zu ſein“ heranziehen. Die 
Annahme läßt ſich rechtfertigen, daß aus dieſer 
Feſtſtellung in Verbindung mit der katſaͤchlich 
unterbliebenen Unterzeichnung die Unterlafjung 
der Unterſchrift begründet werden ſollte. 

d) Unerheblich iſt es, ob die Erklärung nicht 
ſchreiben zu können, der wahren Sachlage ent⸗ 
ſpricht oder nicht, ob alſo etwa der Erblaſſer 
glaubte, ſchon wegen ſeiner Blindheit im Sinne 
des Geſetzes ſchreibensunfähig zu fein. 


B. DGB. 


1. Im September 1912 wurde die klagende 
Pr. Gewebe ⸗Aktiengeſellſchaft mit einem Grund: 
kapital von 1 500 000 M gegründet; im November 
darauf erfolgte die Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter. Die 1500 Aktien zu je 1000 M, über 
welche man Aktienurkunden oder Interimsſcheine 
einftweilen nicht ausgab, wurden von fünf Gründern 
übernommen. Der eine davon, Techniker Pr., 
ſollte künftig die Aktienurkunden Nr. 1 bis 900 
erhalten. Der Reſt ſollte unter die vier anderen 
Gründer verteilt werden. 

Der Beklagte, der nicht zu den Gründern ge⸗ 
hörte, hatte vor der Gründung von Pr. Bezugs⸗ 
rechte auf 8 Aktien erworben, und zwar unter 
Angabe von Nummern, die auf die von den vier 
anderen Gründern übernommenen Aktien hin⸗ 
wieſen. Nach der Gründung wurde er mit ſeiner 
eigenen Zuſtimmung und mit der des Vorſtandes 
in das Aktienbuch eingetragen. Der Vorſtand 
zog ihn darauf zur Entrichtung der aufgerufenen 
Einlageteilzahlungen heran. Nachdem er 30 Jo ger 
geleiſtet hatte, verweigerte er die Zahlung des Reſtes, 
weil eine Abtretung der Aktien durch die Gründer 
an ihn nicht erfolgt, er alſo nicht Aktionär ge⸗ 
worden ſei. 

Er wurde in allen Inſtanzen zur Zahlung 
der ſtreitigen 5600 M verurteilt (Nr. 39, 15 4ff.). 

a) Auch Aktien, über welche Aktien urkunden 
nicht ausgeſtellt ſind, können veräußert werden 
(vgl. RG3. 34, 115; 52, 423). 

b) Originär kann Aktienrecht nur von 
den Perſonen erworben werden, die im Augen— 
blicke der Entſtehung der Geſellſchaft Aktionäre 
ſind oder dieſe Eigenſchaft bei Erhöhung des 


148 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 9. 


Grundkapitals durch Uebernahme noch nicht über⸗ 
nommener Aktien erlangen. — 

Jeder Erwerb ſchon beſtehenden Aktienrechts 
iſt abgeleiteter Erwerb. 

c) Der Erwerb des Aktienrechts, der einen Wechſel 
der Mitgliedſchaft enthält, geſchieht durch Indoſſa⸗ 
ment oder Abtretung, verbunden mit der Ueber⸗ 
gabe der etwa ausgeſtellten Aktienurkunde, wo dieſe 
fehlt, durch bloße Abtretung, nicht durch Ein⸗ 
tragung in das Aktien buch (88 222, 223 
HGB.). 

d) Im Verhältnis zur Geſellfchaft 
wird der im Aktienbuch Eingetragene als Aktionär 
behandelt, ohne daß es auf ſeine Berechtigung 
ankommt. Er kann alſo der Geſellſchaft gegen⸗ 
über nicht geltend machen, er ſei nicht mehr 
Aktionär oder ſei es nie geweſen.“) Er kann 
aber einwenden, daß er der Eintragung nicht zu⸗ 
geſtimmt habe oder die Zuſtimmung nichtig ſei 
(vgl. RG. bei Bolze 10 Nr. 543; RG. in JW. 
1906, 433). 

e) Der Geſellſchaft ſteht das Recht zu, 
einem eingetragenen Nichtberechtigten die Aner⸗ 
kennung als Aktionär zu verfagen. '?) 

2. Der 8 378 HGB., welcher die in 8 377 
wegen Mängel der Sache geregelte Rügepflicht 
auf die Fälle der Lieferung einer anderen 
Ware (oder anderen Warenmenge) als der be⸗ 
dungenen ausdehnt, hat noch die weitere Be⸗ 
deutung, daß auch in dieſen Fällen die Vor⸗ 
ſchriften über Gewährs mangel, insbeſondere 
§ 480 BGB., alſo nicht die Verzugsvorſchriften, 
a 8326 BGB., anzuwenden find (Nr. 20 

90 ff.). 


C. 386. u. Berſ 8. 


Der Eigentümer eines in B. belegenen Theater⸗ 
grundſtücks hatte wegen der darauf befindlichen 
Gebäude mit den beiden Klägerinnen auf die 
Zeit vom 18. Auguſt 1912 bis zum 15. Februar 
1918 Feuerverſicherungsverträge abgeſchloſſen. 
Das Grundſtück kam zur Zwangaverſteigerung; 
die Beklagte erhielt am 18. April 1913 den 
Zuſchlag als Erſteherin. Gleichzeitig wurde auf 
Antrag mehrerer Gläubiger die Verwaltung für 
Rechnung des Erſtehers auf Grund des 8 94 
3G. angeordnet und dem Verwalter 3. über⸗ 
tragen. Nachdem die Beklagte am 13. Juni 1913 
ihrer Zahlungspflicht genügt hatte, wurde durch 
Gerichtsbeſchluß vom gleichen Tage die Verwal: 
tung aufgehoben. 

Die Beklagte hat den Klägerinnen die Ber: 
ſicherungsverträge am 7. Juli 1913 gekündigt. 
Die Klägerinnen erklären die Kündigung für ver— 
ſpätet und verlangen von der Beklagten Zahlung 
der Prämie. 

Die Klage wurde in erſter Inſtanz abgewieſen, 


11) Vgl. RG. 72, 295; 77, 276; 41, 16. 
12) Vgl. RG. 86 S. 160 ff. Nr. 40. 


das OLG. wies die Berufung zurück, das Reichs⸗ 
gericht hob auf (Nr. 46 S. 187 ff.). 

Der gemäß § 94 3G. beſtellte Verwalter 
iſt kraft des ihm übertragenen Amtes insbeſon⸗ 
dere auch zur Ausübung der auf das Verſicherungs⸗ 
verhältnis bezüglichen Befugniſſe, namentlich des 
Kündigungsrechts, berufen. Die einmonatige 
Kündigungsfriſt aus 8 70/73 VerſVG. läuft des⸗ 
halb trotz der Anordnung der Verwal⸗ 
tung von dem Zeitpunkte des Zuſchlags ab. 


D. KO. 
Nr. 60 S. 247 ff. entſcheidet folgende Fragen: 


a) Die Erklärung des Konkursverwalters, den 
Vertrag nicht (weiter) erfüllen zu wollen (8 17 
DO.), löſt den Vertrag weder auf, noch ge: 
währt ſie dem anderen Teil ein Rücktritts⸗ 
recht; dieſer kann vielmehr wegen der Nicht⸗ 
erfüllung nur einen Schadendserſatzanſpruch im 
Konkurſe geltend machen (8 26 a. a. O.), und 
zwar ſelbſt dann, wenn der Gemeinſchuldner mit 
der Erfüllung der fraglichen Verbindlichkeit ſchon 
vor der Konkurseröffnung im Verzuge war.““) 

b) Der Abſonderungsberechtigte, z. B. ein 
Hypothekengläubiger, deſſen Forderung betagt iſt, 
kann ſich bei Geltendmachung des Abſonderungs⸗ 
rechts nach Einleitung des Konkurſes auf die 
Fälligkeitsvorſchrift des 8 65 KO. nicht berufen.“) 


E. GmbgG. 


Die G. m. b. H. Hartſteinwerke hat am 12. Aug. 
1904 ihr Stammkapital von 100 000 M auf 
220 000 M erhöht. Von den neuen Stammein⸗ 
lagen von 120 000 M hat der Geſellſchafter W. 
50 000 M übernommen, davon jedoch 25000 M 
wegen Zahlungsunfähigkeit nicht bezahlt. Im 
Jahre 1906 iſt eine weitere Erhöhung des Stamm- 
kapitals von 220 000 M auf 390000 M be: 
ſchloſſen und ausgeführt worden. Die Beklagten 
haben auf Grund dieſes Beſchluſſes ihre Stamm⸗ 
einlagen übernommen und ſind dadurch Geſell⸗ 
ſchafter geworden. “) Die Klägerin, eine Gläubi⸗ 
gerin der G. m. b. H., verlangt von ihnen auf 
Grund von Pfändungs- und Ueberweiſungsbe⸗ 
ſchlüſſen die Zahlung der 25000 M, obwohl ein 
Ausſchließungsverfahren gegen W. gemäß $ 21 
GmbHG. nicht ſtattgefunden hat. 

Das Kammergericht hat die Klage abgewieſen, 


18) Vgl. RG. 17, 78 ff. 

14) Ebenſo von Wilmowski-Kurlbaum⸗Kühne Anm. 2 
zu 865 a. a. O.; dagegen Jaeger 3./ 4. Aufl. Anm. 3 
und 4 zu 8 65 a. a. O. 

15) Der Kapitalerhöhungsbeſchluß iſt auf Klage 
eines anderen Geſellſchafters für nichtig erklärt worden. 
Dem Urteil muß auch zugunſten der Beklagten Wirkung 
beigelegt werden. Aber die Eintragung und öffentliche 
Bekanntmachung der vollzogenen Kapitalerhöhung hat 
die Bedeutung, daß die Verbindlichkeit der Geſellſchafter 
in den Grenzen des § 73 Abſ. 3 GmbH. auch in 
ſolchem Falle der Nichtigkeit der Kapitalerhöhung nicht 
aufgehoben wird (RG. 85, 311 ff.). 
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die Reviſion wurde zurückgewieſen (Nr. 103 
S. 419ff.). 

a) Die Uebernehmer von Stammeinlagen einer 
Kapitalerhöhung haften auch für Fehlbetraͤge des 
ſchon vorhandenen Stammkapitals.) 

b) Die Geſellſchaft kann nicht dazu gezwungen 
werden, den ſäumigen Geſellſchafter ſeines Geſchäfts⸗ 
anteils verluſtig zu erklären. 

c) Die Ausſchließung des Säumigen iſt 
die Vorausſetzung jedes Vorgehens nicht nur 
gegen die Rechtsvorgaͤnger, ſondern auch gegen 
die in dritter Linie haftpflichtigen Geſellſchafter. 


Kleine Mitteilungen. 


Findet 5 19 Ziff. 2 BRS. vom 9. September 1915, 
betr. die Entlafinng der Gerichte (RG Bl. S. 562) auch 
auf die Koften der Nebenklage Anwendung? Ueber 
dieſe Frage äußert ſich ein vom Beſchwerdegericht be⸗ 
ſtätigter Beſchluß eines Amtsgerichts folgendermaßen: 

Nach 8 437 RStpPO. hat der Nebenkläger nach 
erfolgtem Anſchluß die Rechte des Privatklägers; es 
finden daher auf ihn von dieſem Augenblicke an die 
Beſtimmungen Anwendung, welche für den Privat⸗ 
kläger gelten, ſoweit nicht in 8 437 R StPO. Ab⸗ 
weichungen getroffen ſind. 

Da keine Ausnahme für die Koſtenerſtattung ge⸗ 
macht iſt, im Gegenteil für dieſe gleichfalls eine Be⸗ 
ſtimmung über das Privatklageverfahren, nämlich 
8 503 RSt PO. die Unterlage bildet, finden auf den 
Nebenkläger nach erfolgtem Anſchluß auch die ein⸗ 
ſchränkenden Beſtimmungen in 8 19 Ziff. 2 der Bek. 
vom 9. September 1915 betr. die Entlaſtung der Ge⸗ 
richte Anwendung. 

Der Zweck der Beſtimmung, unnötige Koſten zu 
vermeiden, trifft vielfach noch weit mehr für die Neben⸗ 
klage als für die Privatklage zu. 

Es unterliegt daher keinem Bedenken die Reiſe⸗ 
koſten, Verteidigungskoſten und Pauſchſätze für Ver⸗ 
tretung des Nebenklägers in dem Verhandlungstermin 
auf ihre Notwendigkeit zu prüfen. 

Amtsgerichtsrat de l' Eſpine in Münnerſtadt. 


Zur Anwendung des % 19 Ziff. 1 BR BO. vom 
9. September 1915. Seite 65 dieſer Zeitſchrift wird 
auf Grund 87 RAGeboO. und 8 19 Ziff. 1 BRVO. 
vom 9. Sept. 1915 gegenüber meinen Ausführungen 
Seite 30 dieſer Beitfchrift eingewendet, daß in Fällen, 
in denen ein Anwalt eigene Sachen bis zu 50 M be» 
treibt, der unterlegene Gegner nicht immer, ſondern 
nur dann koſtenerſtattungspflichtig ſei, wenn im gleichen 
Falle auch für einen Dritten die Zuziehung eines An⸗ 
walts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder 
verteidigung notwendig wäre. Praktiſch wäre es alſo, 
wenn ich die dortigen Ausführungen recht verſtehe, 
erforderlich, daß der mit der Koſtenfeſtſetzung befaßte 
Richter oder Gerichtsſchreiber in jedem einzelnen der⸗ 
artigen Falle überlegt, ob dieſelbe Sache von einem 
Dritten ohne Anwalt zweckentſprechend hätte durch— 
geführt werden können. Z. B. ein vom Gericht zum 
Konkursverwalter beſtellter Anwalt klagt eine zur 


0) Pgl. RG. 82, 116 ff. 
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Maſſe gebörige Kaufpreisforderung unter 50 M ein, 
oder ein Anwalt klagt eine Honorarforderung unter 
50 M gegen ſeine Partei ein. Denkt man ſich hier 
die Anwälte weg und ſetzt an ihre Stelle als Forde⸗ 
rungsinhaber irgendwelche Dritte, ſo läßt ſich ja wohl 
die Ueberlegung anſtellen, ob die in der ſtreitigen 
Sache ſelbſt gelegenen Schwierigkeiten die Zuziehung 
von Anwälten für dieſe dritten Perſonen notwendig 
gemacht hätten. Aber die Beſchränkung dieſer Ueber⸗ 
legung auf die Schwierigkeiten der Sache wird dem 
8 19 Ziff. 1 a. a. O. nicht gerecht. Denn auch Schwierig⸗ 
keiten, die in der Per ſon gelegen find, find geeignet, 
die Zuziehung eines Anwalts zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung oder »verteidigung notwendig zu 
machen. Z. B. die Partei ift wegen militäriſcher 
Einberufung oder wegen Krankheit außerſtande, den 
Termin wahrzunehmen, oder der Wohnſitz der Partei 
ift zu ferne vom Gerichtsſitz ufſw. Gerade nun in 
den oben genannten zwei Fällen eigener anwaltſchaft⸗ 
licher Angelegenheiten iſt es den betreffenden An⸗ 
wälten perſönlich unmöglich, ihre Rechtsſtreite 
„ohne Anwalt“ zu führen. Die durch 8 19 Ziff. 1 
vorgeſchriebene Berückſichtigung auch der perſön⸗ 
lichen Schwierigkeiten macht die Berückſichtigung der 
konkreten Umſtände des Einzelfalls zur 
begrifflichen Notwendigkeit, verbietet alſo praktiſch ge⸗ 
radezu die Gleichſetzung der ſtreitenden Perſon (hier 
des Anwalts) mit irgendwelcher abſtrakter dritter 
Perſon. 
richtsorgan würde daher, wenn es jene praktiſche 
Ueberlegung anſtellen ſollte, jedesmal notwendig in 
eine Sackgaſſe geraten. — Die praktiſche Undurchführ⸗ 
barkeit des Seite 65 auſgeſtellten theoretiſchen Lehr⸗ 
ſatzes legt die Vermutung nahe, daß in dieſem ſchein⸗ 
bar ſo einleuchtenden Lehrſatz ſelbſt ein Fehler ſteckt. 
Dem iſt in der Tat ſo. Für den Fall, wo ein An⸗ 
walt eigene Angelegenheiten betreibt, fingiert 8 7 
RAGeb O. ein Vertragsverhältnis zwiſchen dem be⸗ 
treffenden Anwalt und einem Auftraggeber, um einen 
rechtlichen Anhaltspunkt für die 5 der Ge⸗ 
bühren in derartigen Fällen zu ſchaffen. Darauf deutet 
auch der Wortlaut hin: bis zu dem Be⸗ 
trag fordern, in welchem er „. 8 7 fingiert 
nicht einen Dritten an die Stelle des Anwalts, ſon⸗ 
dern einen Dritten als Auftraggeber des Anwalts. 
Während alſo 87 in den Fällen der Betreibung 
eigener Angelegenheiten durch den Anwalt einen 
Dritten, der nicht vorhanden iſt, als vorhanden fingiert, 
fingiert 8 19 Ziff. 1 bei Prozeſſen, die ein Dritter 
durch einen Anwalt geführt hat, den Anwalt, der vor⸗ 
handen iſt, als nicht vorhanden und behandelt den 
Dritten ſo, als hätte er ſeine Sache ſelbſt geführt. 
Dieſe beiden geſetzlichen Fiktionen ſind untereinander 
logiſch unvereinbar. Ich kann mir nicht den rein fik⸗ 
tiven Dritten des 8 7 RAGeb O. der eine bloße Hilfs⸗ 
vorſtellung iſt, ohne Anwalt im Sinne des 8 19 BRVO. 
ſtreitend vorſtellen. Damit dürfte ſowohl praktiſch 
wie logiſch feſtſtehen, daß 819 auf die Fälle der 
Betreibung eigener Angelegenheiten durch Anwälte un⸗ 
anwendbar iſt. — Zu demſelben Ergebnis kommt 
man, wenn man den Sinn des 8 19 berückſichtigt, 
worauf ſchon Seite 30 hingewieſen wurde. Die Kon— 
kursmaſſe z. B. müßte trotz Obſiegens ihre eigenen 
Anwaltskoſten tragen, ohne überhaupt die Möglichkeit 
gehabt zu haben, ohne Anwalt zu ſtreiten. 


Rechtsanwalt Dr. Sigbert Feuchtwanger II, München. 


Das mit der Koſtenfeſtſetzung befaßte Ge⸗ 
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Die Glaubhaftmachung des die Veräußerung hin⸗ 
dernden Nechts vor Erhebung der Widerſpruchsklage 
nach 8771 ZPO. Koſten der Glaubhaftmachung. Ver⸗ 
hältnismäßig zahlreich ſind die Widerſpruchsklagen 
nach 8 771 ZPO. Nicht ſelten iſt die Erledigung der 
Streitfälle ohne Entſcheidung in der Hauptſache in⸗ 
folge freiwilligen Verzichts des Beklagten auf das 
Pfandrecht unter Anerkennung des Rechts des Klägers 
an der im Streit befangenen Sache. Dagegen muß 
vielſach mangels Einigung der Parteien eine Ent⸗ 
ſcheidung im Koſtenpunkte getroffen werden. Sie 
fällt regelmäßig zuungunſten des Widerſpruchsklägers 
aus, falls er es unterlaſſen hat, vor der Klagerhebung 
dem beklagten Pfandgläubiger das die Veräußerung 
hindernde Recht (Eigentum, dingliches Recht uſw.) 
glaubhaft zu machen. 

Das iſt heute im allgemeinen unbeſtritten. Vgl. 
n Stein, Komm. zur ZPO. 10. Aufl. 8 771 


nm. V. 

Ueber die Art und Weiſe der Glaubhaftmachung 
bemerkt Stein a. a. O., daß ſie, weil außerprozeſſuales 
Beweismittel, nicht allen Erforderniſſen des 8 294 
ZPO. entſprechen müſſe, daß vielmehr die Verkehrs⸗ 
ſitte über das Maß des Erforderlichen entſcheide. 

Im einzelnen verlangt Stein regelmäßig die Vor⸗ 
legung einer Urkunde in Urſchrift oder beglaubigter 
Abſchriſt. Die Verweiſung des Pfandgläubigers auf 
die eigene Einſichtnahme als Mittel der Glaubhaft⸗ 
machung will Stein auf den Fall beſchränkt wiſſen, 
daß „die Urkunden nicht vorgelegt werden können, 
ſich aber in gerichtlichen Akten am ſelben Orte be⸗ 
finden, fo daß fie ohne weiteres zugänglich find“. 

Unter Berufung auf letztere Ausführung Steins 
hat die I. Zivilkammer des K. Landgerichts Frankfurt 
a. M. in einem durch ſofortige Beſchwerde nach 8 99 III 
PO. veranlaßten Beſchluſſe vom 23. November 1915 
zuungunſten einer Widerſpruchsklägerin angenommen, 
daß die Verweiſung des in Kirchheimbolanden (Pfalz) 
wohnenden Beklagten auf das Güterrechtsregiſter des 
Amtsgerichts Homburg v. d. H. und den ihm anliegenden 
Ebegütervertrag nebſt etwa beigefügtem Verzeichnis 
der von der Klägerin in die Ehe eingebrachten Sachen 
als Glaubhaftmachung nicht anzuſehen ſei. Man dürfe 
dem Beklagten nicht zumuten, von Kirchheimbolanden 
ſich nach Homburg v. d. H. zu begeben oder in Hom⸗ 
burg einen Vertreter zur Einſichtnahme aufzuſtellen. 

Den Ausführungen Steins und des Landgerichts 
Frankfurt a. M. kann ich nicht uneingeſchränkt beitreten. 

Es kann m. E. ſehr wohl eine Hinweiſung auf 
eigene Einſichtnahme oder, beſſer geſagt, auf eigene 
Kenntnisverſchaffung des Pfandgläubigers zur Glaub⸗ 
baftmachung des Rechts des Dritten genügen. Ich 
habe als Gerichtsſchreiber in zahlreichen Fällen Per⸗ 
ſonen, welche die Widerſpruchsklage zu erheben be⸗ 
abſichtigten und zu dieſem Zweck ſich bei mir Aus⸗ 
kunft erholten, den Rat gegeben, den Pfandgläubiger 
zunächſt unter Setzung einer nicht zu knapp bemeſſenen 
Friſt zur Pfandfreigabe aufzufordern und ihn — in 
ein und demſelben eingeſchriebenen Brief — auf 
die Hinterlegung der zumeiſt mitgebrachten Urkunden 
— Rechnungen oder Quittungen von Lieſerern der 
gepfändeten Gegenſtände, Ehegüterverträge, Siche- 
rungsübereignungsverträge uſw. — beim Gerichts— 
ſchreiber hinzuweiſen. 

Der Gerichtsſchreiber wie auch der mit der 
Zwangsvollſtreckung beauftragte Gerichtsvollzieher, 
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welch letzterer ja in mancherlei Beziehung als Ver⸗ 
treter des betreibenden Gläubigers anzuſehen iſt (vgl. 
8 819 ZPO.) werden ſich auch ohne beſondere Ver⸗ 
pflichtung gerne zur Vermittlung und Auskunftertei⸗ 
lung gegenüber dem Pfandgläubiger bereit finden laſſen. 
In dieſen Fällen, in welchen der Dritte den Pfand⸗ 
gläubiger auffordert, die beim Gerichtsſchreiber oder 
Gerichtsvollzieher hinterlegten Mittel der Glaubhaft⸗ 
machung einzuſehen oder ſich von den genannten Be⸗ 
amten die Richtigkeit ſeiner Angaben beſtätigen zu 
laſſen, wird der Gläubiger zunächſt verſuchen müſſen, 
ſich auf die angegebene Art über die Sachlage zu 
unterrichten, ein Verfahren, das, wenn auch nicht immer, 
ſo doch in zahlreichen Fällen zum Ziele führen wird. 
Hiebei darf nicht außer Betracht gelaſſen werden, 
daß der Dritte Originalurkunden mit Rückſicht auf 
die Gefahr des Verluſtes oder einer unredlichen Hand⸗ 
lung des Pfandgläubigers mit Recht ungern aus der 
Hand geben wird und andrerſeits auch der Pfand⸗ 
gläubiger ſich nicht vollſtändig paſſiv verhalten darf, 
vielmehr die ihm vom Dritten geſchaffene Möglichkeit 
der Erkennung der wahren Sachlage benützen muß. 
Den beiderſeitigen Rechten und Pflichten entſpricht 
ein Zuſammenwirken beider Teile. 
Selbſtverſtändlich wird dabei nicht an die Not⸗ 
wendigkeit gedacht, daß der Pfandgläubiger ausgedehnte 
Reiſen zu unternehmen, auswärtige Bevollmächtigte 


aufzuſtellen oder ähnliche koſtſpielige Schritte vor⸗ ö 


zunehmen habe. 

Kurze ſchriftliche, in vielen Fällen telephoniſche 
Anfragen und ebenſolche Beantwortung durch den 
Gerichtsſchreiber oder Gerichtsvollzieher dürften ge⸗ 
nügen. Erſt wenn ſich der hier als gangbar be⸗ 
zeichnete Weg im Einzelfall als ungeeignet erweiſen 
ſollte, wird der Pfandgläubiger den Dritten mit Recht 
auf die Mittel der Glaubhaftmachung, wie ſie Stein 
für den Regelfall verlangt, verweiſen dürfen, iſt doch 
Stein ſelbſt, wie erwähnt, der Anſicht, daß die hier 
fragliche Glaubhaftmachung nicht ſoweit zu gehen hat 
wie jene nach 8 294 ZPO. (Vorlegung von Urkunden 
in Urſchrift oder begl. Abſchrift). — 

In zweifelhaften Fällen können dem betreibenden 
Gläubiger zur Feſiſtellung der wirklichen Sach⸗ und 
Rechtslage und damit auch zur Vermeidung von 
Widerſpruchsprozeſſen, insbeſondere zur Orientierung, 
ob der zu pfändende Gegenſtand Eigentum des Schuld⸗ 
ners ſei, Koſten erwachſen, Zeitverſäumnis, Porto⸗ 
auslagen uſw. 

Wem fallen fie zur Laft? 

Ihrer Natur nach ſind ſie Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtreckung i. S. des 8 788 ZPO. „Aufwendungen, 
die unmittelbar zum Zwecke .... des Betriebes der 
Voll ſtreckung gemacht find”. Stein 8 788 10. Aufl. I, 2. 
Mithin kann ſie der Gläubiger auf Grund der an⸗ 
gezogenen Beſtimmung auf den Schuldner überwälzen. 

Soweit ſie notwendig waren; insbeſondere alſo 
dann nicht, wenn der Schuldner ſeinerſeits für recht⸗ 
zeitige und einwandfreie Aufklärung des Gläubigers 
ſorgte, der letztere dies aber unbeachtet ließ. In 
dieſem Falle trägt der Gläubiger Koſten und 
Auslagen nach 8 788 ZPO. arg. e contr. 

Sekretär Dr. L. Niedhammer in Kirchheimbolanden. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 9. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivil ſachen. 
1 


95 9 426 888. Schtes Geſamtſchuld verhältnis. 
Ansgleichungsyficht zwiſchen Mieter und Bermieter 
bei der Inauſpruchnahme für einen Unfall, die dem 
erſteren gegenüber auf (Dienſt⸗ oder Werk⸗) Bertrag, 
dem letzteren gegenüber auf feine Sigenſchaſt als Sigen⸗ 
tümer und Vermieter geſtützt wird. Am 21. Dezember 
1908 trug der Fuhrmann J. ein ſchweres Stück Fleiſch 
in den vom Schlächtermeiſter A. im Hauſe der Be⸗ 
klagten mietweiſe benutzten Schlachtkeller. Er kam 
dabei auf der zum Keller führenden baulich fehler⸗ 
haften und unſauberen Treppe zu Fall und verletzte 
ſich beträchtlich. A. wurde zum Schadenserſatz rechts⸗ 
kräftig verurteilt. Die ihm auf Grund Verſicherungs⸗ 
vertrages erſtattungspflichtige Verſicherungsgeſellſchaft 
erhob gegen die Beklagten als Hauseigentümer und 
Bermieter Klage auf Erſatz ihrer Aufwendungen. Sie 
machte geltend, der Unfall ſei nur durch den zu nied⸗ 
rigen Kellerhals verurſacht, A. habe davon bei Ab⸗ 
ſchluß des Mietvertrags keine Kenntnis 89 5 ſeine 
Unkenntnis beruhe auch nicht auf grober Ya tas, 
keit. Die Beklagten treffe in ihrer Eigenſchaft als 
Vermieter die Haftung, fie hätten dem J. auch aus 
unerlaubter Handlung gehaftet, ſein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch ſei auf A. und von dieſem auf die Klägerin 
übergegangen. Die Beklagten widerſprachen dem 
Klagvorbringen und beriefen ſich gegenüber dem An⸗ 
ſpruch aus unerlaubter Handlung auf Verjährung. 

Aus den Gründen: Es kann ſich nur darum 
handeln, ob die Beklagten dem J. aus unerlaubter 
Handlung hafteten, und ob der Klägerin aus dieſem 
Grund irgendein Anſpruch zuſteht. Nicht in Betracht 
kommt der Anſpruch des Verletzten J. aus 8 823 BG8.; 
denn mit Recht haben ſich ihm gegenüber die Be⸗ 
klagten auf Verjährung berufen (8 852 868.) Die 
Berjährung ſteht dem Anſpruch auch inſoweit ent⸗ 
gegen, als er von A. und ſeiner Rechtsnachfolgerin, 
der Klägerin, auf Grund der geſetzlichen Abtretung 
nach 8 426 Abſ. 2 BG. geltend gemacht wird. Es 
kommt vielmehr allein darauf an, ob die Klägerin 
einen Ausgleichungsanſpruch gemäß 8 426 Abſ. 1 
BGB. gegen die Beklagten erheben kann. Dieſer Aus⸗ 
gleichungsanſpruch iſt kein Anſpruch aus unerlaubter 
Handlung, er unterliegt einer ſelbſtändigen und zwar 
der braißiglührigen Verjährung (RG. 69, 426; 84 
421). Die Sachbefugnis der Klägerin zur Erhebung 
des Ausgleichungsanſpruchs hat das OLG. mit Recht 
angenommen. A. haftete dem Verletzten J. aus dem 
Bertrags⸗(Dienſt⸗ oder Werkvertrags⸗) Verhältnis (RG. 
8, 137); die Beklagten werden wegen unerlaubter 
Handlung haftbar gemacht. Läge ein fog. unechtes 
Geſamtſchuldverhältnis vor, jo würde der 8 426 Abſ. 1 
keine 5 finden (RG. 77, 323; 79, 290; Oert⸗ 
mann Vorbem. dc vor 8 420 BGB.). Allein es bes 
ſteht ein echtes Geſamtſchuldverhältnis. Daß der 
eine Schuldner aus Vertrag, die anderen aus uner⸗ 
laubter Handlung haften ſollen, ſteht nicht entgegen 
(RG. 77, 323). Die Sache liegt auch nicht ſo, daß A. 
und die Beklagten lediglich zufällig und ohne inneren 
Zuſammenhang dem Verletzten in der Weiſe Schadens⸗ 
erſatz zu leiſten hätten, „daß der wirtſchaftliche Zweck 
der Schuldverpflichtungen durch einmalige Leiſtung 
an den Gläubiger erreicht wird“. Es beſteht eine 
Rechtsgemeinſchaft zwiſchen A. und den Beklagten, 
die ſich aus den Beziehungen beider zu der Sache er⸗ 
gibt, deren Mängel den Schaden verurſacht haben, aus 
der gemeinſchaftlichen Verantwortlichkeit beider für 
dieſe Mängel, die den A. trifft auf Grund ſeines Ver⸗ 
trags mit dem Verletzten und die Beklagten treffen 
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oll, weil fie den Verkehr in dem Raume und über 
ie gefährliche Treppe eröffnet hätten. Nach 8 426 
Abſ. 1 BGB. find die Geſamtſchuldner im Verhältniſſe 
5 zu gleichen Anteilen verpflichtet. Aber das 
ſt nur eine „Hilfsregel“, die verſchiedene Beteiligung 
der mehreren Geſamtſchuldner an der Verurſachung 
des Schadens kann einen anderen Maßſtab der 
Schadensverteilung unter entſprechender Anwendung 
des 8 254 BB. ergeben (RG. 75, 256; 84, 430). 
Hier gehen Klage und Reviſion davon aus, das Ber- 
ſchulden der Beklagten überwiege ſo als Schadens⸗ 
urſache, daß fie allein haften müßten und der Aus» 
aleichungsanſpruch auf Erſtattung des geſamten dem 
Verletzten gleiſteten Schadenserſatzes gehe. Ob das 
zutrifft, kann auf ſich beruhen; denn es beſteht über⸗ 
haupt kein Ausgleichungsanſpruch nach der = Vertrags⸗ 
auslegung geſtützten Annahme des B88. Die Geſamt⸗ 
ſchuldner find im Verhältniſſe zueinander zu gleichen 
Anteilen nur verpflichtet, ſoweit nicht ein anderes 
beſtimmt iſt. Ein anderes iſt beſtimmt, wenn „ent- 
weder durch Geſetz oder durch ein zwiſchen den Ge⸗ 
ſamtſchuldnern beſtehendes Vertragsverhältnis eine 
andere Regelung gegeben iſt“ (RG. 75, 256). Dies 
Vertragsverhältnis iſt hier der zwiſchen A. und den 
Beklagten beſtehende Mietvertrag, und die anderweite 
Regelung iſt in 84 des ſchriftlichen Vertrages erfolgt, 
wo der Unterlaſſung der Mängelanzeige die Wirkung 
zugeſchrieben iſt, daß der Mieter nicht berechtigt ſein 
ſolle, den „Vermieter für dieſe Mängel verantwort⸗ 
lich zu machen“. Der Reviſion mag zugegeben werden, 
daß dieſe Vertragsbeſtimmung nicht die Uebernahme 
der Verpflichtung für den Mieter bedeuten kann, „den 
Vermieter von Anſprüchen Dritter aus unerlaubter 
Handlung freizuhalten“. Aber jedenfalls iſt die Aus⸗ 
legung des BG. möglich und nicht rechtsirrig, daß 
der Mieter keinerlei Anſprüche — auch keine Aus⸗ 
leichungsanſprüche — gegen die Vermieter ſolle er⸗ 
heben dürfen, die ihren Urſprung in irgendwelchen 
durch Mängel der Mietſache verurſachten Schäden 
haben. Iſt ſchon aus dieſen Gründen der Aus⸗ 
gleichungsanſpruch der Klägerin zu verſagen, ſo 
kommt es auf ſeine weitere Vorausſetzung, daß näm⸗ 
lich dem Verletzten überhaupt ein Anſpruch aus un⸗ 
erlaubter Handlung gegen die Beklagten zugeſtanden 
hr würde, inbeſondere auf die Frage, ob dieſe ein 
erſchulden trifft, nicht an. (Urt. des III. ZS. vom 
28. Januar 1916, III 293/1915). 
3831 
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II. 


Ein Angebet zum Berkauf eines Srundſtücks kaun 
auch an eine Perſon gerichtet werden, die noch von einem 
Anderen zu benennen iſt. Der Berkänfer braucht aber 
nicht jede beliebige Perſon als Käufer anzunehmen, die 
ihm benannt wird. Aus den Gründen: Die Ne: 
viſion bekämpft zunächſt die Auffaſſung des BG., daß 
die nicht beſtimmte Bezeichnung deſſen, der zur An⸗ 
nahme berechtigt ſein ſoll, in einem Verkaufsangebot 
über ein Grundſtück der Rechtswirkſamkeit dieſes An⸗ 
gebots nicht entgegenſtehe. Der Senat hat aber ſchon 
in dem Urteile vom 10. Jan. 1914 V. 451/13 (JW. 
1914 S. 350*) dieſe Auffaſſung gebilligt. Die Bedenken 
der Reviſion geben keine Veranlaſſung zu einer ab- 
weichenden Entſcheidung. Insbeſondere ſteht die Bor: 
. des 8 313 BGB. nicht entgegen. $ 313 fordert, 

aß dasjenige, was vereinbart wird, in der vorge— 
ſchriebenen Form beurkundet werde, beſtimmt aber 
nichts darüber, welchen Inhalt ein Vertrag oder ein 
Angebot haben muß, das zu einem ſolchen führen ſoll. 
Dieſer Inhalt beſtimmt ſich nach dem im BGB. auf 
dem Gebiete des Schuldrechts herrſchenden Grundſatze 
der Vertragsfreiheit. Auch aus dem Zwecke des 8 313, 
den Grundeigentümer vor Uebereilung zu ſchützen, 
kann nicht gefolgert werden, daß er nicht nur hin⸗ 
ſichtlich der Form, ſondern auch hinſichtlich des Inhalts 
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beſchränkt werden ſollte. Die Rechtswirkſamkeit von 
gehörig beurkundeten Verträgen, durch welche ſich der 
Grundſtückseigentümer zur Veräußerung an eine von 
dem anderen Vertragsteile zu benennende dritte Perſon 
verpflichtet, iſt übrigens auch in den Urteilen des 
Reichsgerichts, RG. 50, 163 und 81, 48 (50), aner⸗ 
kannt; der Umſtand, daß dort der andere Vertragsteil 
zugleich bevollmächtigt war, den Veräußerungs vertrag 
mit dem Dritten im Namen des Veräußerers abzu⸗ 
ſchließen, begründet keinen weſentlichen Unterſchied von 
dem hier zu entſcheidenden Falle; denn es handelte 
ſich um eine unwiderrufliche Vollmacht, die einen Be⸗ 
. des Verpflichtungsgeſchäfts bildete und daher 
er gleichen Formvorſchrift unterlag wie dieſes. Die 
Reviſion hebt hervor, daß die Zulaſſung ſolcher An⸗ 
gebote geeignet ſei, das Zuſtandekommen unſolider 
Spekulationsgeſchäfte zu fördern. Dieſe Erwägung 
kann nicht zu einer im Geſetze nicht begründeten Ein⸗ 
ſchraͤnkung der Vertragsfreiheit führen. Ein Vertrags- 
angebot allerdings, das den Inhalt haben würde, daß 
der Vertrag, ohne Rückſicht auf ſein Weſen und ſeinen 
Zweck, mit jedem beliebigen von dem Angebotsempfänger 
zu benennenden Dritten zuſtande kommen ſolle, wäre 
nicht rechtswirkſam, da eine ſolche Bindung den guten 
Sitten widerſprechen würde (8 138 B.). In der 
Regel wird aber eine Auslegung des Vertragsangebots 
unter Berückſichtigung von Treu und Glauben (88 133, 
157 BGB.) dazu führen, daß als Vertragsgegner nur 
eine Perſon angenommen zu werden braucht, die nach 
dem Weſen und Zwecke des Vertrags dafür in Betracht 
kommen kann. 

Der Beklagte glaubt, daß er die Klägerin wegen 
der unzuverläſſigen Perſönlichkeit ihres Geſchäftsführers 
G. nicht als Vertragsgegnerin anzunehmen brauche. 
Das BG. ſtellt hier den Satz auf, der Beklagte habe 
überhaupt keinen vertragsmäßigen Anſpruch auf irgend⸗ 
welche Eigenſchaften der Perſon des Käufers oder ſeines 
Geſchäftsführers, wie Zuverläſſigkeit, Ehrlichkeit uſw. 
Dieſen Satz begründet es mit dem Hinweiſe darauf, 
daß er ſich etwas derartiges nicht ausbedungen habe. 
Es legt ſonach erſichtlich entſcheidenden Wert darauf, 
daß in dem Vertragsangebote keine ausdrückliche Klauſel 
dieſes Inhalts enthalten iſt. Dadurch verletzt es den 
$ 133 BGB., der vorſchreibt, daß bei der Auslegung 
der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem 
buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften ſei. Das 
BG. hätte vielmehr prüfen müſſen, ob nach dem Sinne 
und Zwecke des Vertragsangebots mit Rückſicht auf 
Treu und Glauben (8 157 BGB.) dem Beklagten zu⸗ 
gemutet werden kann, den Vertrag mit einer Geſell⸗ 
ſchaft zu ſchließen, deren Geſchäftsführer eine unzuver⸗ 
laͤſſige oder nicht ehrenhafte Perſönlichkeit iſt. Dabei 
kann unerörtert bleiben, ob die Beweislaſt für den 
Mangel an Zuverläſſigkeit oder Ehrenhaftigkeit den 
Beklagten treffen würde; denn der Beklagte hatte um⸗ 
fangreiche Beweiſe in dieſer Richtung angetreten, die 
nur teilweiſe erhoben find. Der Berufungsrichter 
unterſtellt auch, daß der Nachweis geführt worden ſei, 
daß G. ſich „mitunter zweifelhaft benommen und es 
gelegentlich einmal an der Redlichkeit habe fehlen 
laſſen“; er meint aber, daß das nicht genüge und daß 
der Nachweis erforderlich ſei, daß G. ein gewiſſenloſer 
Schwindler und Betrüger ſei, von dem von vornherein 
angenommen werden müſſe, daß er darauf ausgehe, 
den Beklagten auszubeuten. Dieſer Standpunkt ent— 
hält keine hinreichende Berückſichtigung deſſen, was 
Treu und Glauben in einem Vertragsverhältniſſe 
fordern, wie es hier zuſtande kommen ſollte, wo es 
ſich nicht um ein durch einmalige Zahlung zu er— 
ledigendes Kaufgeſchäft, ſondern um die Durchführung 
eines großen Unternehmens handelte, für welche ein 
auf Jahre hinaus berechnetes Zuſammenwirken des 
Beklagten mit dem Geſchäftsführer der Klägerin er— 
forderlich war. Für ein ſolches Verhältnis kann es 
nicht ohne Bedeutung ſein, wenn der Geſchäftsführer 


der Klägerin, der das Unternehmen zu leiten haben 
N ſich früher bereits, wenn auch nur ſoweit er 
azu „Gelegenheit“ hatte, zweifelhaft benommen oder 
ſich unredlich gezeigt hatte, insbeſondere wenn er von 
Handwerkern Schmiergelder angenommen und in den 
beteiligten Kreiſen Mißſtimmung und Mißtrauen gegen 
ſich erregt hatte. (Urt. d. V. ZS. vom 22. Jan. 1916, 
V 223/15). — — —ı 
3823 N 
III. 

Gegenüber einer auf $ 1568 868. geſtätzten 
Klage auf Eheſcheidung können trotz einer dazwiſchen⸗ 
liegenden Verzeihung frühere Berfeblungen des klagenden 
Teils dazu beuntzt werden, darzutnn, daß die eigenen 
Verfehlungen des beklagten Teils milder zu beur⸗ 
teilen ſind. Aus den Gründen: Wie Tatſachen, 
auf die wegen Verzeihung eine Scheidungsklage 
nicht mehr gegründet werden kann, vom Kläger immer 
noch zur Unterſtützung einer auf andere Tatſachen ge⸗ 
gründeten Scheidungsklage geltend gemacht werden 
können (§ 1573 BGB.) und wie dasſelbe gilt, wenn 
der Beklagte eine Widerklage auf Scheidung erhebt 
oder einen Antrag ſtellt, den Kläger für mitſchuldig 
zu erklären (8 1574 Abſ. 2 und 3), fo kann es dem 
Beklagten grundſätzlich auch nicht verwehrt werden, 
ſich der Klage gegenüber zur Entſchuldigung ſeines 
Verhaltens ebenfalls auf Vorkommniſſe zu beziehen 
oder doch mitzubeziehen, die vor der Verzeihung liegen. 
(Urt. des IV. 35. vom 26. Jan. 1916, IV Ba) 

3844 ch. 


IV. 


Gin Erbe kann nicht nr weiteres gegen den Mit: 
erben auf die Feſtſtellung klagen, daß der Erblaſſer eine 
Schenkung vorgenommen habe. Aus den Gründen: 
Die Frage, ob die Begründung der Widerklage den 
Anforderungen des §S 256 ZPO. entſpricht, hat das 
BG. nicht erörtert. Es iſt keineswegs richtig, daß ein 
Erbe gegen den anderen ohne weiteres klagend die 
Feſtſtellung verlangen kann, der Erblaſſer habe eine 
beſtimmte Schenkung vorgenommen, gleichviel an wen. 
Denn aus der Schenkung allein ergibt ſich für den 
Erben noch kein Recht, auch wenn er pflichtteilsberech⸗ 
tigt iſt, und es beſteht weder zwiſchen ihm und ſeinen 
Miterben noch auch zwiſchen ihm und dem Geſchenk⸗ 
nehmer nur um einer ſolchen Schenkung willen ein 
Rechtsverhältnis, das auf Grund des § 256 Gegenſtand 
einer Feſtſtellung ſein könnte. Die ſich aus der Schenkung 
ergebenden rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem einen 
Erben und ſeinen Miterben oder zwiſchen ihm und 
dem Beſchenkten entſtehen vielmehr erſt dann, wenn 
nach der beim Eintritt des Erbfalls vorhandenen Rechts⸗ 
lage die Vorausſetzungen eines Pflichtteilsergänzungs⸗ 
anſpruchs entweder gemäß SS 2325 ff. BGB. gegen den 
Miterben oder gemäß $ 2329 daſelbſt gegen den Be⸗ 
ſchenkten gegeben ſind. Zur Begründung einer einen 
ſolchen Anſpruch vorbereitenden Feſtſtellungsklage ges 
nügt daher nicht der Nachweis irgend einer Schenkung, 
ſondern es bedarf ebenſo einer Darlegung der Geſamt— 
lage beim Ableben des Erblaſſers, aus der ſich das 
Vorhandenſein eines Rechts auf Pflichtteilsergänzung er⸗ 
kennen läßt, mag auch die endgültige Betragsberechnung 
etwa mit Rückſicht auf andere unausgetragene Streit- 
punkte noch nicht möglich fein. Wie wenig die Be⸗ 
gründung der Widerklage dieſer Anforderung entſpricht, 
ergibt ſich ſchon daraus, daß es an jeder Angabe dar— 
über fehlt, was die Erblaſſerin hinterlaſſen hat und 
wieviel der Nachlaß wert iſt. Es iſt verfehlt, wenn 
der Erſtrichter annimmt, auf alle das Vorhandenſein 
des Pflichtteilsergänzungsanſpruchs betreffenden Fragen 
komme es überhaupt nicht an, vorerſt genüge vielmehr 
der Nachweis der Schenkung. Dieſer Beweis allein 
entbehrt der Rechtserheblichkeit. Ein für die Feſtſtellung 
nach § 256 geeignetes Rechtsverhältnis und ebenfo ein 
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Intereſſe des Klägers an der Feſtſtellung tritt erſt 
dann in Erſcheinung, wenn unter Zugrundelegung 
des klägeriſchen Geſamtvorbringens und unter Mit⸗ 
berückſichtigung der Verteidigung des Beklagten, auch 
ſoweit fie auf 88 2327, 2328, 2329 Abſ. 3 BGB. geſtützt 
iſt, erſichtlich wird, daß ſich aus der Durchführung der 
Erbauseinanderſetzung gegen den Beſchenkten ein An⸗ 
ſpruch aus 8 2329 oder in der Erbauseinanderſetzung 
gegen den Miterben ein Anſpruch aus 88 2325 ff. er⸗ 
geben kann. (Urt. d. IV. 35. vom 14. Februar 1916, 
IV 272/15). 
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B. Strafſachen. 
I 


Die Berpflihtung, den Ausbruch einer Biehſenche 
anzuzeigen, kaun anch ſolche Perſonen treffen, die bei 
dem Ausbruch der Seuche noch nicht in einem die An⸗ 

igepflicht begründenden Verhältnis zu den Tieren ge⸗ 
anden find. (8 9 Vieh... Aus den Gründen: 
Die StR. hat den Angeklagten, obwohl fie anſcheinend 
die in 8 9 Abſ. 2 Viebf®. aufgeſtellten Vorausſetzungen 
für die Anzeigepflicht als gegeben erachtet, aus dem 
runde freigeſprochen, weil das Geſetz den Hirten nur 
„bei Ausbruch der Seuche“ oder „bei Verdacht des Aus⸗ 
bruchs“ zur Anzeige verpflichte, und die in dieſem 
Zeitpunkt des „Ausbruchs“ Anzeigepflichtigen zur Er⸗ 
ſtattung der Anzeige fortdauernd verpflichtet bleiben, 
nicht aber auch ſolche Perſonen Anzeige zu erſtatten 
hätten, die erſt zeitlich „nach Ausbruch der Seuche“ 
in ein Verhältnis treten, das zur Anzeige des Seuchen⸗ 
ausbruchs verpflichtet. Da der Angeklagte aber die 
Herde erſt übernommen habe, nachdem bereits längere 
Zeit die Räude (8 10 Nr. 8) ausgebrochen und zahl⸗ 
reiche Tiere erkrankt waren, ſei er hiernach nicht mehr 
zur Erſtattung der Anzeige verpflichtet geweſen; nur 
den Eigentümer der Herde habe fortdauernd die An⸗ 
zeigepflicht getroffen, nicht aber den Angeklagten, der 
keine Kenntnis davon gehabt habe, daß die bereits 
früher zu erſtattende Anzeige bis dahin unterblieben 
ſei. Das iſt rechtsirrig. Nach Zweck und Sinn des 
Geſetzes ſollen der Seuchenausbruch und ſelbſt ver⸗ 
dächtige Erſcheinungen unverzüglich angezeigt werden, 
um die Anordnung der Aufſichts⸗ und Abſperrungs⸗ 
maßnahmen zu ſichern, die das Geſetz zur Bekämpfung 
und Unterdrückung der Seuchen zuläßt. Solange dieſe 
Anordnungen möglich und geboten ſind, beſteht auch 
Anlaß, die Behörden von dem Ausbruch einer Seuche 
zu unterrichten, gleichviel ob dieſe überhaupt erſt in 
die Erſcheinung getreten iſt oder ſchon länger beſteht. 
Iſt daher eine Anzeige über einen Seuchenausbruch 
nicht erſtattet, ſo beſteht ſortdauernd um ihres Zweckes 
willen die Verpflichtung zur Anzeige für alle die, denen 
das Geſetz fie zuweiſt, nicht etwa ausſchließlich für den 
Pflichtigen, der den Ausbruch ſchon früher bemerkt hat 
und gehalten war, ihn anzuzeigen. Jeder Anzeige⸗ 
pflichtige, der beobachtet, daß eine Seuche ausgebrochen 
iſt, mag es ſich dabei um neue oder zeitlich bereits 
länger beſtehende Erkrankungen des Viehs handeln, 
iſt an ſich gehalten, hiervon unverzüglich die Anzeige 
zu erſtatten. Wenn das Geſetz ſagt: „bricht die Seuche 
aus“ (im Gegenſatz zu dem Auftreten verdächtiger Er⸗ 
ſcheinungen), ſo iſt darunter weder nach allgemeinem 
Sprachgebrauch, noch auch nach der Abſicht des Ge⸗ 
ſetzes verſtanden, daß nur durch die erſten Fälle des 
Auftretens der Seuche die Anzeigepflicht begründet 
werde und nunmehr ausſchließlich dem verbleibe, der 
dieſe erſten Fälle entdeckt und wahrgenommen hat 
und deshalb zu ihrer unverzüglichen Anzeige vers 
pflichtet war. Es iſt vielmehr auch dem Wortlaut 
nach hinreichend deutlich geſagt, daß jeder Anzeige 
zu erſtatten hat, der in einem Zeitpunkt, in dem ihn 
die Anzeigepflicht trifft, Wahrnehmungen macht, wo— 
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an einer Seuche annimmt. Wäre der Auffaſſung der 
Strafkammer beizutreten, ſo würde die Wahrnehmung 
des Anzeigepflichtigen von dem Ausbruch der Seuche 
der Natur der Sache nach ſtets nach bereits erſolgtem 
Ausbruch, nicht „wenn die Seuche ausbricht“, erfolgen 
und er wäre von der Anzeigepflicht befreit, wenn das 
Ausbrechen, das erſte Auftreten der Seuche, in einen 
Zeitpunkt zu verlegen wäre, in dem nicht er, ſondern 
eine andere Perſon anzeigepflichtig geweſen wäre. Aus 
der Faſſung der Strafbeſtimmung in 8 74 des Biehi®. 
ergibt ſich denn auch klar, daß jeder nach dem Geſetz 
zur Anzeige Verpflichtete die von ihm ſelbſt wahrge⸗ 
nommenen, für den Seuchenausbruch erheblichen Tat⸗ 
ſachen anzuzeigen hat und daß die Unterlaſſung der 
Anzeige nur dann nicht beſtraft wird, wenn durch die 
vorgängige rechtzeitige Anzeige eines anderen Ver⸗ 
pflichteten der Zweck, den das Geſetz durch Aufſtellung 
der ange Berg verfolgt, bereits erreicht oder ge- 
ſichert und ſo die Befreiung aller Anzeigepflichtigen 
eingetreten iſt; iſt die Anzeige aber nicht erſtattet, ſo 
trifft jeden, ohne Rückſicht auf das Verhalten anderer 
Anzeigepflichtiger, fortdauernd die Verbindlichkeit, die 
von ihm wahrgenommenen Erkrankungen an der Seuche 
unverzüglich anzuzeigen. (Urt. des I. StS. vom 15. Ro⸗ 
vember 1915, 1 D 758/15). E. 
8826 


II. 


Zum Begriffe der Tanzluſtbarkeit. Aus den 
Gründen: Der Auffaſſung der Strͤ. iſt beizutreten, 
daß der Militärbefehlshaber nicht allein die öffentlichen 
Tanzluſtbarkeiten, ſondern auch diejenigen privaten ver⸗ 
boten hat, die von geſchloſſenen Geſellſchaften, Vereinen 
oder einzelnen Perſonen in öffentlichen Räumen ver⸗ 
anſtaltet werden. Wollte man die letzteren von dem 
Verbot ausnehmen, ſo würde damit die Umgehung 
des Verbots an die Hand gegeben und ſein Zweck 
vereitelt werden. Der Wortlaut der Verordnung ſteht 
der Auffaſſung der Strf., wie ſich aus ihren Dar⸗ 
legungen ergibt, nicht entgegen. Zu billigen iſt aber 
auch die weitere Annahme, daß es ſich hier nicht um 
eine Tanzluſtbarkeit i. S. der Verordnung gehandelt 
hat. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob von dem Ver⸗ 
anſtalten einer Tanzluſtbarkeit überhaupt die Rede 
ſein kann, wenn bei einer geſelligen Unternehmung, 
die nicht zum Zweck des Tanzens, ſondern aus anderem 
Anlaß ſtattfindet, gelegentlich nach Muſik getanzt wird. 
Entſcheidend wird die Geſtaltung im einzelnen Falle 
ſein. Nimmt das Tanzen nach Zeit und Raum einen 
ſolchen Umfang an, daß es die einzige oder die über⸗ 
wiegende Unterhaltung bildet, ſo kann aus dem ge⸗ 
legentlichen Tanzen eine Tanzluſtbarkeit werden. Zum 
Begriff einer ſolchen 1 aber mindeſtens, daß der 
Tanz in geordneter Weiſe eine gewiſſe Zeit hindurch 
fortgeſetzt wird. An der Erfüllung dieſer Begriffs⸗ 
merkmale fehlt es; denn nach den Feſtſtellungen der 
Str. hat es ſich um eine Familienfeier zu Ehren aus 
dem Felde heimgekehrter Krieger gehandelt, bei der 
nach Spiel und Geſang einige Damen, etwa drei bis 
vier Paare, ſich umgefaßt und nach dem Klavierſpiel 
eines zehnjährigen Kindes in einem von der gemein— 
ſamen Tafel nicht ausgefüllten Teil des Zimmers ſich 
einige Minuten lang im Tanzſchritt herumbewegt haben. 
Darin kann das Veranſtalten einer Tanzluſtbarkeit 
nicht gefunden werden. Die Auffaſſung der Reviſion, 
daß jedes Tanzen, welches aus Luſt am Tanzen ge— 
ſchieht, eine Tanzluſtbarkeit darſtellt, geht fehl. (Urt. 
des V. StS. vom 21. Dezember 1915, 5 D 570/1915). 
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III. 
Iſt es zuläſſig, Beweisanträge abzulehnen, durch die 


Tatſachen bewieſen werden ſollen, die nach der Meinung 
des Angeklagten für das Zuſtandekommen eines Sach⸗ 


nach er, für ſeine Perſon, die Erkrankung von Vieh verſtäudigengutachtens erheblich find? Der Verteidiger 
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wollte dartun, daß der Angeklagte bei der Abfaſſung 
von drei Schreiben, durch die er eine Beleidigung be⸗ 
ging, an hochgradiger Nervoſität, an Epilepſie und 
Querulantenwahn gelitten und demzufolge ſich in einem 
Zuſtande krankhafter, ſeine freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließender Störung der Geiſtestätigkeit befunden habe, 
und beantragte deshalb a) außer den bereits verleſenen 
auch noch alle anderen Eingaben des Angeklagten in 
den Akten zu verleſen, und bd) nachdem der über 
den Geiſteszuſtand vernommene Sachverſtändige ſein 
Gutachten erſtattet hatte, ſämtliche aus dem Straf: 
regiſterauszug erſichtlichen, gegen den Angeklagten 
wegen Beleidigung ergangenen Akten „beizufügen“ 
und dem Sachverſtändigen vorzulegen, da zu ver⸗ 
muten ſei, daß er daraufhin zu einer anderen 
Beurteilung des Geiſteszuſtandes des Angeklagten 
kommen werde. Das LG. lehnte den Antrag ab und 
zwar zu a), weil der Sachverſtändige die Verleſung 
der Schriftſtücke zur Bildung ſeines Gutachtens über 
den Geiſteszuſtand des Angeklagten nicht ſür erforderlich 
erachte, und zu b), weil der Sachverſtändige erklärt 
habe, daß er auch dann nicht zu einem anderen Gut⸗ 
achten als dem erſtatteten gelangen würde, wenn ſich 
aus den herbeizuziehenden Akten ergäbe, daß der An⸗ 
geklagte darin ähnliche Eingaben wie die unter Anklage 
ſtehenden gemacht habe und daß auch dieſen Eingaben 
Vorfälle zu Grunde lägen, bei denen ſich der Angeklagte 
unrichtig behandelt glaubte. Die hiergegen erhobene 
Rüge der Beſchränkung der Verteidigung war nicht 
begründet. 

Aus den Gründen: Werden Schriften, Zeugen⸗ 
ausſagen oder andere Beweismittel von einem Sach⸗ 
verſtändigen als belanglos für das von ihm verlangte 
Gutachten bezeichnet, ſo berechtigt das allein aller⸗ 
dings das erkennende Gericht noch nicht, einen auf 
Erhebung dieſer Beweiſe abzielenden Antrag eines 
Prozeßbeteiligten abzulehnen. Denn der Sachverſtän⸗ 
dige iſt bloß Gehilfe des Richters und es liegt dem 
Richter ob, ſelbſt unter eigener Verantwortlichkeit zu 
prüfen, ob das benannte Beweismittel im Falle ſeiner 
Vorführung geeignet fein könnte, auf die gutacht⸗ 
liche Aeußerung des Sachverſtändigen irgendwie ein⸗ 
zuwirken. So liegt indeſſen die Sache hier nicht. 
Wenn das LG. die Ablehnung der Beweisanträge mit 
der nämlichen tatſächlichen Erwägung rechtfertigt, die 
der Sachverſtändige zur Unterſtützung ſeiner Anſicht 
angeführt hat, ſo hat dies erkennbar die Bedeutung, 
daß es jene bi igt und zu der ſeinigen macht. Wie 
es rechtsgrundſätzlich dem Gericht freiſteht, nach ſeinem 
Ermeſſen darüber zu befinden, ob und welche Punkte 
einem Sachverſtändigenbeweiſe zu unterwerfen ſeien, 
mithin auch, ob über den Geiſteszuſtand des Angeklagten 
ein ſolcher Beweis überhaupt erhoben werden ſoll oder 
nicht, muß es ihm gleichermaßen unverwehrt ſein, 
Umſtände, die nach der Meinung des Angeklagten für 
das Zuſtandekommen des Gutachtens von Erheblichkeit 
ſind, ſeinerſeits als unerheblich hierfür und damit zu⸗ 
gleich für die Gewinnung der richterlichen Ueberzeugung 
von der Schuld oder Unſchuld des Angeklagten zu er— 
achten. Stimmte es dabei mit dem Sachverſtändigen 
überein, ſo erledigte ſich um ſo gewiſſer die Aufgabe, 
Beweiſe zu erheben, die auch von ſeinem Standpunkte, 
mithin vom Standpunkte der über das Gutachten als 
Urteilsunterlage frei verfügenden Stelle, als über— 
flüſſig erſchienen. Ein Rechtsverſtoß bei Ausübung 
des richterlichen Ermeſſens in dieſer Frage iſt hier nicht 
erfindlich. (Urt. des V. StS. vom 8. Februar 1916, 
5 D, 733/1915). Schie 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 

Durch die Anerdunng der Zwangsverwaltung eines 
Grundſtückb nach den BR BO. en vom 26. November 1914 
(4. März 1915) betr. die zwangsweiſe Verwaltung fran⸗ 
zöſiſcher (ruſſiſcher) Unternehmungen wird die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück nicht ausgeſchloſſen. 
Notwendigkeit eines gegen den Zwangs verwalter lau» 
tenden Vollſtreckungstitels. Auf Grund der BRVO.en 
vom 26. November 1914 und vom 4. März 1915 wurde 
durch Entſchließung des StM.s des Innern vom 3. Juli 
1915 ein einem ruſſiſchen Staatsangehörigen gehöriges 
Anweſen unter Ai ee geſtellt. Auf dem 
Anweſen wurde am 1. Februar 1916 auf Grund eines 
Anerkenntnisurteils vom 14. Dezember 1915 eine Siche⸗ 
rungshypothek im Grundbuch eingetragen. Gegen 
dieſen Eintrag hat der Zwangsverwalter Beſchwerde 
eingelegt, da ohne ſeine Zuſtimmung eine Belaſtung 
des Anweſens nicht erfolgen könne. Das LG. hat 
die Beſchwerde in der Hauptſache verworſen, jedoch 
das Grundbuchamt angewieſen, einen Widerſpru 
gegen die Eintragung einzutragen. Es handle ſi 
zwar um eine Maßna on der Zwangvollſtreckung, die 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde ſei aber nicht nach der 

O., ſondern 1 der GO. zu beurteilen. Nach 
deren 8 71 Abſ. 2 Satz 1 ſei eine Beſchwerde gegen 
eine Eintragung unzuräfig, weshalb fie in der Haupt⸗ 
ſache zu verwerfen ſei. Es ſei jedoch anzunehmen, 
daß der Beſchwerdeführer wenigſtens die Eintragung 
eines Widerſpruchs habe erreichen wollen. Die Voraus⸗ 
ſetzungen hiezu ſeien gegeben. Aus der rechtlichen 
Stellung des Zwangsverwalters ergebe ſich, daß 
Zwangsvollſtreckungen in das Grundſtück nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſeien, da ſolche eine mitwirkende Rechts⸗ 
handlung des Schuldners nicht vorausſetzten; der 
Zwangsverwalter ſei jedoch nicht ſchlechthin geſetz⸗ 
licher Vertreter der Perſon, deren Vermögen er zu 
verwalten habe, er ſtehe ihr vielmehr, da er eigene 
Rechte wahrzunehmen habe, als Dritter gegenüber 
und es ſei deshalb zur Zwangsvollſtreckung in das 
ſeiner Verwaltung unterſtellte Vermögen ein gegen 
ihn lautender Vollſtreckungstitel oder die Umſtellung 
der Vollſtreckungsklauſel auf ihn erforderlich. Die 
Eintragung auf Grund des nur gegen die Schuldnerin 
lautenden Vollſtreckungstitels ſei demnach unter Ver⸗ 
letzung geſetzlicher Vorſchriften erfolgt, es ſei aber 
durch ſie auch das Grundbuch unrichtig geworden, da 
eine nicht zu Recht beſtehende Hypothek eingetragen 
worden ſei. Sonach ſeien die Vorausſetzungen des 
§ 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. gegeben. Die weitere Bes 
ſchwerde des Zwangsverwalters wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nach 8 71 Abſ. 2 Satz 1 
GBO. iſt gegen eine im Grundbuch erfolgte Ein⸗ 
tragung keine Beſchwerde zuläſſig; zum Schutze gegen 
die Wirkungen einer unrichtigen Eintragung ver⸗ 
weiſt das Geſetz den durch eine ſolche Beeinträchtigten 
auf den 155 der Erwirkung eines Widerſpruchs. Bon 
dem in 8 71 Abſ. 2 Satz 1 GBO. aufgeſtellten Grund⸗ 
ſatz gibt es nur eine Ausnahme: Soweit das Grund- 
buchamt berechtigt iſt, einen Eintrag von Amts wegen 
zu löſchen, alſo im Fall des § 54 Abſ. 1 Satz 2 
GBO., kann die Löſchung auch im Beſchwerdeweg 
herbeigeführt werden. Allein um einen Fall des 8 54 
Abſ. 1 Satz 2, alſo um eine ihrem Inhalte nach uns 
zuläſſige Eintragung handelt es ſich hier nicht und 
würde es ſich auch dann nicht handeln, wenn die An⸗ 
ordnung der Zwangsverwaltung, wie der Beſchwerde⸗ 
führer annimmt, die Wirkung hätte, daß Zwangs— 
vollſtreckungen in das Grundſtück ausgeſchloſſen ſind. 
Denn eine ihrem Inhalte nach unzuläſſige Eintragung 
liegt nur dann vor, wenn ſich die Unzuläſſigkeit ohne 
weiteres nach den grundbuchrechtlichen Beſtimmungen 
aus dem Inhalte des Grundbuchs ſelbſt ergibt, wie 
es z. B. bei der Eintragung eines nicht eintragungs⸗ 
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fähigen Rechts der Fall iſt. Um einen in dieſem Sinn 
unzuläſſigen Eintrag handelt es ſich hier keinesfalls, 
es läge vielmehr ein inhaltlich zuläſſiger Eintrag 
auch dann vor, wenn die Anordnung der Zwangs⸗ 
verwaltung die ihr von dem Beſchwerdeführer bei⸗ 
gelegte Wirkung hätte. Uebrigens hat das LG. im 
Anſchluß an die Entſcheidung des OsG.s Colmar 
(23.1915 S. 1175) mit Recht angenommen, daß fie 
dieſe Wirkung nicht hat. Auf Grund der Zwangs⸗ 
verwaltung verliert der Eigentümer oder ſonſt Be⸗ 
rechtigte nur die Befugnis zu rechtsgeſchäftlicher Ber: 
fügung; Zwangsvollſtreckungen in das Grundſtück 
werden durch ſie nicht ausgeſchloſſen. Es iſt gar nicht 
erſichtlich, warum der Geſetzgeber einen Inländer ver⸗ 
indern ſollte, 5 für eine zurecht beſtehende 
orderung aus dem Grundſtück des Ausländers zu 
ſuchen, und es enthalten denn auch die geſetzlichen 
Vorſchriften keinen Anhaltspunkt dafür, daß dies in 
der Abſicht des Geſetzgebers gelegen geweſen wäre. 
Wenn der Beſchwerdeführer meint, es handle ſich tat⸗ 
ſächlich um eine rechtsgeſchäftliche, in dem voraus⸗ 
gegangenen Wechſelprozeß durch das Anerkenntnis der 
eingeklagten Forderung erfolgte Verfügung der Eigen⸗ 
tümerin, ſo iſt das offenbar unrichtig. Selbſtverſtänd⸗ 
lich wäre die Eigentümerin nach Anordnung der 
Zwangsverwaltung nicht berechtigt geweſen, im Wege 
der Prozeßführung über das Grundſtück oder ein ding⸗ 
liches Recht daran zu verfügen; im übrigen aber 
blieb ſie handlungsfähig und war daher nicht ge⸗ 
hindert, den gegen ſie im Klageweg geltend gemachten 
Anſpruch anzuerkennen, der nicht das Grundſtück oder 
ein Recht daran, ſondern eine Wechſelforderung zum 
Gegenſtand hatte. Das Urteil, auf Grund deſſen die 
Eintragung erfolgt iſt, iſt alſo, wie ſchon das LG. 
bemerkt hat, formell ordnungsgemäß ergangen. Aller⸗ 
dings hätte die Eintragung der Sicherungs⸗ 
hypothek auf Grund dieſes Urteils aus den 
von dem LG. dargelegten Gründen nicht er» 
folgen ſollen; allein ſie iſt einmal ch und 
dagegen iſt nach der oben bezeichneten Geſetzſtelle 
eine Beſchwerde nicht zuläſſig. (Beſchl. des I. 38. 
vom 10. März 1916, Reg. III Nr. 16/1916). M. 
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B. Strafſachen. 


Zu Art. 19 des Geſetzes über die Fortſetzung der 
Grundentlaſtung. Ueber den Begriff Guts komplex und 
Jertrümmerung. Der Angeklagte A., ein gewerbs⸗ 
mäßiger Güterhändler, wollte im Jahre 1911 das An⸗ 
weſen des Gütlers Johann D. im ganzen kaufen und 
es alsbald weiterveräußern. Da D., angeblich um 
ſeiner Einberufung zum Heere zu entgehen, einen Teil 
zurückbehalten wollte, kaufte der A. zunächſt am 25. Sep⸗ 
tember 1911 den größeren Teil der Feld⸗ und Wald⸗ 
grundſtücke — acht Plannummern zu rund 3 ha — 
um 2400 M; fpäter, am 16. Januar 1912, erwarb er 
den Reſt, nämlich die Gebäude (Hs.⸗Nr. 20) und die 
noch übrigen Grundſtücke zu im ganzen 0,962 ha nebſt 
halbem Gemeinderecht, um 4300 ; die Auflaſſungen 
wurden am 8. Februar 1912 grundbuchamtlich voll⸗ 
zogen. Schon vorher, im Dezember 1911, hatte A. 
drei der am 25. September 1911 gekauften Grundſtücke, 
die Pl.⸗Nr. 427, 395 und 363, darunter eines, das 
mit Bodenzins belaſtet war, an zwei Teilkäufer ver⸗ 
äußert. Drei weitere dieſer Grundſtücke verkaufte er 
am 17. April 1912 ſamt dem am 16. Januar 1912 

ekauften Reſt an ein Brautpaar um 7550 H; am 
7. Auguſt 1913 endlich verkaufte er die letzten Ein⸗ 
zelgrundſtücke an zwei Teilkäufer. Eine Zertrüm⸗ 
merungsanzeige i. S. des Art. 19 Abſ. 2 Geſ. betr. die 
dat N. bel der Grundentlaſtung vom 2. Februar 1898 
at A. bei keinem dieſer Rechtsgeſchäfte erſtattet. Das 
Schöffengericht verurteilte U. wegen Unterlaſſung der 
Anzeige insbeſondere bezüglich des Verkaufs vom 
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17. April 1912 zur Geldſtrafe von 282.10 M und zur 
nachträglichen Ablöſung des Bodenzinſes mit 141.05 M. 
Die Strafkammer ſprach ihn frei. Das Urteil wurde 
aufgehoben. 

Aus den Gründen: Im verwaltungsrechtlichen 
Verfahren erklärte das Bezirksamt N. mit Beſchluß 
vom 25. Juli 1913 den A. für ablöſungspflichtig be⸗ 
züglich des ganzen Anweſens, deſſen Zertrümmerung 
er mit dem Verkaufe vom 17. April 1912 begonnen 
habe. Der Beſchluß des Verwaltungsgerichtshofs vom 
21. Dezember 1914 nahm von der Ablöſungspflicht 
die im Dezember 1911 vorweg veräußerten drei Grund⸗ 
ſtücke aus; in den Gründen wird bemerkt, es komme 
nicht auf den Zeitpunkt des grundbuchamtlichen Voll⸗ 
zuges der Kaufverträge an, da die Brundftüde bereits 
mit dem notariellen Verkauf aus dem wirtſchaftlichen 
Zuſammenhange mit dem bisherigen Grundkomplex 
ausgeſchieden ſeien; zur Zeit der Abverkäufe vom De⸗ 
zember 1911 habe jedoch A. die Gebäude Hs.⸗Nr. 20, 
alſo einen „Gutskomplex“, noch nicht beſeſſen und ſei 
deshalb für dieſe Teilzertrümmerung nicht ablöſungs⸗ 
pflichtig geweſen. Die Anzeigepflicht des gewerbs⸗ 
mäßigen Güterhändlers nach Art. 19 GC. ſetzt voraus, 
daß durch den Güterhändler ein landwirtſchaftlicher 
Gutskomplex zertrümmert und daß mit der Durch⸗ 
führung der Zertrümmerung mittels eines beſtimmten 
Rechtsaktes begonnen wird. Daß A. ein gewerbs⸗ 
mäßiger Güterhändler iſt, ſteht außer Frage. Den 
Begriff des landwirtſchaftlichen Gutskomplexes, der 
hiſtoriſch an die 88 39 ff. des bayer. . 
anknüpft, erläutert das Geſetz im Art. 19 a. a. O. ſelbſt 
durch den gleichbedeutend gebrauchten Ausdruck „An⸗ 
weſen“; es muß ſich hienach um einen Verband gemein⸗ 
ſam bewirtſchafteter landwirtſchaftlicher Grundſtücke 

andeln (vgl. Regelsberger⸗Henle, Bayer. HypRecht 
Aufl. S. 50; Henle⸗Schmitt, Grundbuchweſen S. 155, 
258; Entſch. des VGH. Bd. 24 S. 292; Obs SSt. Bd. 9 
S. 321). Dahingeſtellt kann hier bleiben, ob für den 
bezeichneten Begriff das Vorhandenſein landwirtſchaft⸗ 
licher Gebäude, das allerdings die Regel bildet, aus: 
nahmslos notwendig iſt (fo Yblagger, Grundentl.⸗ 
Geſetz S. 32; VG 4 S. 292 ff.; a. M. Wolff in 
den BlAdmpPr. Bd. 53 S. 252; vgl. noch Henle⸗Schmitt 
a. a. O.; VGH. Bd. 24 S. 190, Bd. 29 S. 74); weſent⸗ 
lich iſt jedenfalls die wirtſchaftliche Einheit, die „wirt⸗ 
ſchaftliche Individualität“ (Regelsberger), die Möglich⸗ 
keit einer ſelbſtändigen Bewirtſchaftung und zwar in 
der durch den bisherigen . gegebenen Be⸗ 
triebsart (RGSt. 39, 330). — Gegen den hier geſchil⸗ 
derten einheitlichen und ungeteilten Zuſtand richtet 
ſich nun die Tätigkeit des Zertrümmerers; ſie beſteht 
in der Zerlegung, der Zerſtückelung des bisherigen 
Ganzen im Weg einer ſtückweiſen Veräußerung (Ob. 
Bd. 12 S. 404, vgl. Bd. 9 S. 321). Eine Zertrüm⸗ 
merungshandlung bildet jede in Ausführung des Zer⸗ 
trümmerungsvorhabens erfolgende Wegveräußerung 
eines Gutsteiles (Obs G. Bd. 1 S. 77 mit den Hin⸗ 
weiſen Bd. 5 S. 247, Rev.⸗Reg. Nr. 104/09). Dem 
Grundmotiv aller gegen die Güterzertrümmerung ge— 
richteten Beſtrebungen widerſpricht es übrigens nicht, 
wenn eine vereinzelte Abtrennung von Grundſtücken, 
welche die Eigenſchaft des betreffenden Gutes als einer 
beſtimmten wirtſchaftlichen Einheit nicht weſentlich 
ändert, von dem Begriffe der Zertrümmerung aus— 
genommen wird (vgl. RG. a. a. O.). Ebenſo iſt zus 
zugeben, daß eine Anzahl ſolcher einzelner Plan— 
nummern, die aus einem früheren Komplexe land» 
wirtſchaftlicher Grundſtücke ſtammen, nicht ihrerſeits 
einen neuen derartigen Komplex zu bilden braucht 
(vgl. die von dem Angeklagten angef. Entſch. des 
BGH. bei Yblagger S. 36 Ziff. 8). — Der Zwiſchen⸗ 
ſatz in Art. 19 des Geſetzes „gleichviel ob im eigenen 
Namen oder in Vollmacht eines andern“ ſchließt ſelbſt— 
redend nicht aus, daß ein Güterhändler noch in anderer 
Weiſe an einer Zertrümmerung beteiligt iſt, ſo z. B. 
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in Form einer Gelegenheitsgeſellſchaft mit dem An⸗ 
weſensbeſitzer; es können auch die Rollen derart ver⸗ 
teilt ſein, daß der eine die Zertrümmerung beginnt, 
der andere ſie fortſetzt und durchführt; alsdann wird 
der Güterhändler auch da, wo dieſes ſukzeſſive Vor⸗ 
gehen nicht auf einer Verabredung, ſondern auf ſeinem 
nachträglichen Eintritt oder Beitritte beruht, mit dem 
erſten Akte ſeiner Tätigkeit anzeigepflichtig. Als ge⸗ 
nauerer Zeitpunkt für die Anzeigeerſtattung galt nach 
älterem Rechte jener vor der notariellen Verbriefung 
der erſten Teil veräußerung (ſ. z. B. Obs G. Bd. 5 S. 246); 
nach dem Rechte des BGB. kann, wenn auch das Eigen⸗ 
tum erſt durch den Grundbucheintrag übergeht, nach 
Anſicht des RG. (JW. 38 S. 343 Nr. 120) die Auf⸗ 
laſſung, als die Grundlage dieſes Ueberganges und 
der hiemit zu verwirklichenden Rechtsänderung, als 
entſcheidender Zeitpunkt angeſehen werden; unter Um⸗ 
ſtänden mag auch ſchon das bloße Kauſalgeſchäft für 
dieſen Zeitpunkt beſtimmend ſein. Unter dieſen recht⸗ 
lichen Geſichtspunkten ſtellen ſich die einzelnen Ver⸗ 
äußerungshandlungen hier wie folgt dar: Der Weg⸗ 
verkauf des größeren Teiles der Grundſtücke von D.s 
Anweſen an A. (am 25. September 1911) enthält eine 
von D. ausgegangene Zertrümmerung dieſes Anweſens; 
Teilnehmer hieran iſt A. noch nicht, weil die Zer⸗ 
trümmerung begriffsmäßig nur in einem Veräußerungs⸗, 
nicht in einem Erwerbsgeſchäfte beſtehen kann. Mit 
rechtlich nicht haltbaren Gründen verneint jedoch die 
Str., daß in der Zerlegung eines gegen 4 ha großen 
Anweſens in eine Grundſtücksgruppe zu etwa 3 ha 
und in ein fog. Hintergut (mit Gebäuden) von 0,962 ha 
eine Zertrümmerung liegt; gerade auf derartige Fälle 
trifft die von ihr angerübrie Reichsgerichtsentſcheidung 
vom 20. Dezember 1906 (39, 330) zu. Es war hier 
zu prüfen, ob nicht das Anweſen als ein beſtimmtes 
wirtſchaftliches Ganzes zerſtückelt und ſo ſein früherer 
Beſtand als ſolches Ganzes aufgehoben wurde, ob nicht 
die Wegveräußerung ſeinen Beſtand als geſchloſſene, 
ann Betriebseinheit derart verändert hat, daß 

ie zurückbehaltenen Gebäude und Grundſtücke wirt⸗ 
ſchaftlich nurmehr als ein Reſt des früheren Ganzen 
erachtet werden können. Die Str. verkennt den Be⸗ 
griff der Zertrümmerung, wenn ſie eine ſolche weſent⸗ 
liche Veränderung trotz des von ihr feſtgeſtellten Zahlen⸗ 
verhältniſſes, trotz der Verminderung der auf dem Reſt⸗ 
gute noch zu haltenden Viehſtücke u. dgl. verneint und 
nur darauf abſtellt, ob ſich das Reſtgut überhaupt noch 
— wenn auch als Zwergwirtſchaft — geſchloſſen be⸗ 
wirtſchaften läßt. (Vgl. hieher die reichsgerichtliche 
Begründung a. a. O. S. 332 unten). Zu dem hier ge⸗ 
kennzeichneten Tun des D. hat A. nicht nur als Ver⸗ 
tragsgegner des erſtern am 25. September 1911 mit⸗ 
gewirkt, ſondern er hat auch die Zertrümmerungs⸗ 
tätigkeit des D. im Dezember desſelben Jahres dadurch 
fortgeſetzt, daß er aus den von ihm erkauften acht 
Grundſtücken drei ausſchied und dieſe an Dritte weiter⸗ 
veräußerte. Damit hat er eine von D. begonnene 
Zertrümmerung durchgeſührt und dies iſt auch dann 
anzunehmen, wenn D. nicht von Anfang an beab— 
ſichtigt hat, auch das Reſtanweſen noch an A. zu ver⸗ 
kaufen. Von beſonderer Erheblichkeit konnte ſein, was 
A. bei dem Erwerbe jener acht Plannummern mit 
dem übrigen Anweſen im Sinne hatte. Es iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß er anfangs das Anweſen im ganzen kaufen 
und es ſodann zertrümmern wollte; es liegt nahe, 
anzunehmen, daß er dieſen Vorſatz auf D.s Weigerung 
hin nicht aufgegeben, ſondern nur die Ausführung 
verſchoben hat und es iſt Tatfrage, inwieweit aus dem 
ſpätern Hergang auf den urſprünglichen Plan geſchloſſen 
werden darf. Angeſichts der wirtſchaftlichen Einheit 
eines jeden Zertrümmerungsunternehmens (vgl. Entſch. 
des VGH. Bd. 20 S. 9) iſt ein derartiger Schluß wohl 
unbedenklich. Stellt ſich der Wegverkauf der Pl.-Nr. 
427, 395 und 363 aus der mehrerwähnten Grundſtücks— 
gruppe als eine auf die Durchführung der Zertrüm— 


merung gerichtete Handlung dar, ſo war mit deſſen 
Verlautbarung die Anzeigepflicht des A. ſofort be⸗ 
gründet. Hiemit erübrigt ſich die Unterſuchung, ob 
A. dadurch, daß er nach dem Erwerbe des Reſtanweſens 
und bei der Weiterveräußerung dieſes durch Hinzu⸗ 
ſchlagen einiger Grundſtücke aus dem erſten Kaufe 
vergrößerten Beſitzes an das Brautpaar zwei Plan⸗ 
nummern zurückbehielt, die er erſt nach Jahr und Tag 
an zwei Teilkäufer veräußerte, ebenfalls eine Zer⸗ 
trümmerungshandlung i. S. des Art. 19 GEB. vor⸗ 
genommen hat. (Urt. vom 16. Dezember 1915, Rev.⸗Reg. 
Nr. 278/1915). Ed. 
3834 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Ueber die gemeinſchaftliche Grenzmaner und den 
Ablöſungsanſpruch hiefür, mit Berückſichtigung des Nürn⸗ 
berger Rechts (59 95, 812, 912, 921, 922, 951, 741 fl. 
BGB.). Die beiden aneinander grenzenden Grund⸗ 
ſtücke Pl.⸗Nr. 1 und 2 ſtanden früher im Eigentum 
des K. Von dieſem kaufte B. das Grundſtück Pl.⸗Nr. 1 
und bebaute es 1912, entſprechend einem dem Nach⸗ 
barn K. vorgelegten und von ihm unterſchriebenen 
Plane, mit einem Haufe, wobei die Giebel mauer halb» 
ſcheidig auf die beiden Grundſtücke zu ſtehen kam. 
Das Anweſen ging ſodann durch Zwangsverſteigerung 
auf Sch. und durch Kauf auf R. über. Inzwiſchen 
bebaute Ho. das von K. im Zwangsweg auf Ha. über⸗ 
gegangene und von dieſem weiterverkaufte Grundſtück 
Pl.⸗Nr. 2 im Jahre 1914 unter Benützung der Giebel⸗ 
mauer (Brandmauer) von Pl.⸗Nr. 1 ebenfalls mit einem 
Hauſe. R., der jetzige Eigentümer von Pl.⸗Nr. 1, klagte 
gegen Ho., den Eigentümer und Bebauer von Pl.⸗Nr. 2, 
eine Anbauentſchädigung in Höhe des halben Bau⸗ 
wertes der Brandmauer ein. Das LG. wies die Klage 
ab, das OLG. erklärte den Anſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt. 

Aus den Gründen: Das LG. lehnte die An⸗ 
wendbarkeit der §8 95 Abſ. 1 und 912 Abſ. 1 BGB. 
ab und wies die Annahme des Klägers, es ſei durch 
die widerſpruchsloſe Unterzeichnung des Bauplanes 
zwiſchen B. und K. ſtillſchweigend ein auf Schaffung 
einer Grenzeinrichtung abzielender, für und gegen die 
Sonderrechtsnachfolger wirkender Vertrag zuſtande ge⸗ 
kommen, als unzutreffend zurück; es beurteilte die Eigen⸗ 
tumsverhältniſſe an der Giebel mauer fo, daß dieſe ſchon 
bei ihrer Errichtung je zur Hälfte in das Sondereigen⸗ 
tum der beiden damaligen Anweſensbeſitzer gefallen 
ſei, und zog daraus den Schluß, daß mit dem Anbau 
keine Veränderung in den Eigentumsverhältniſſen ein⸗ 
getreten und daher für einen Bereicherungsanſpruch 
des Klägers gegen den Beklagten keine Grundlage vor» 
handen ſei. Die Anſicht über die Enthebung von 
Sondereigentum mit dem Anbau iſt rechtsirrig; die 
dafür verwertete Rechtſprechung des RG. (65, 361; 
70, 200) beruht auf weſentlich anderem Tatbeſtand 
(der Erbauer der Giebelmauer war Eigentümer der 
beiden Grundſtücke); das gleiche gilt für die Entſchei⸗ 
dungen in 53, 307 und Gruch. 45, 1018. Allerdings 
haben die Urteile in JW. 1911, 211° und 366 mehr⸗ 
fach dazu geführt, eine dem Ablöſungsanſpruche des 
Eigentümers des Erſtbaugrundſtücks gegen den ans 
bauenden Nachbarn günſtige Rechtſprechung aufzugeben, 
aber auch ſie führen nicht notwendig dazu, in jedem 
Fall eine Scheidung des Mauereigentums nach der 
Grundſtücksgrenze eintreten zu laſſen. Nach erſterem 
Urteil, deſſen Tatbeſtand aus dem Auszug nicht zu 
erſehen iſt, iſt ein Gebäude weſentlicher Beſtandteil 
eines Grundſtücks nach 8 94 BGB. nur inſoweit, als 
es auf ihm ſteht, und es tritt ſelbſt bei einer Grenz⸗ 
einrichtung, insbeſondere einer Grenzmauer, nach BGB. 
nicht Miteigentum, ſondern Sondereigentum jedes Nach— 
barn an dem auf ſeinem Grundſtücke ſtehenden Teil 
ein, fo daß auch keine Gemeinſchaft nach $ 741 BGB. 
unter ihnen beſteht. Dieſe an ſich richtigen Sätze 
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können aber nur gelten unbeſchadet der Ausnahmen 
nach SS 95, 912 BGB., auf welche die Entſcheidung 
in JW. 1911, 366 ausdrücklich hinweiſt. Die Aus⸗ 
nahmevorſchrift des § 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. trifft 
hier entgegen der Annahme des LG. zu. B., der 
Rechtsvorgänger des Klägers, hat mit Zuſtimmung 
des K., des Rechtsvorgängers des Beklagten, über die 
Grenze gebaut. Verneint man auch die Anwendbar⸗ 
keit des § 912 auf dieſen Fall, ſo muß man doch zur 
Annahme eines ſervitutähnlichen Verhältniſſes gelangen 
im Falle der ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Ver⸗ 
einbarung der Nachbarn über die Errichtung einer 
Kommunmauer (RGRKomm. [2] Bd. 1, S. 91 Anm. 5 
zu § 95; Recht 1915 Nr. 2496); dies führt zur An⸗ 
wendung des 8 95 Abſ. 1 Satz 2 BGB. mit der Folge, 
daß der Erſtbauende, der in Ausübung eines Rechts 
an einem Grundſtücke den über die Grenze geſetzten 
Mauerteil mit dem Nachbargrundſtücke verbunden hat, 
Eigentümer auch des hinübergebauten Mauerteils ge⸗ 
worden iſt. Weiterhin vollzieht ſich mit dem Anbau 
des Nachbarn von ſelbſt der Eigentumsübergang des 
hinübergebauten Mauerteils, der nunmehr weſentlicher 
Beſtandteil des angebauten Gebäudes und damit des 
Nachbargrundſtücks geworden iſt, auf den anbauenden 
Nachbarn. Damit kommt man zu einem Bereicherungs⸗ 
anſpruche des Klägers, der allerdings nach 88 812, 
818 Abſ. 2 BGB. auf Erfah des Wertes des über: 
gebauten Mauerteiles, nicht auf Erſatz der halben Bau⸗ 
koſten ginge. Aber auch der Geſichtspunkt des ſtill⸗ 
ſchweigend geſchloſſenen Vertrags zwiſchen den Rechts⸗ 
vorgängern der Parteien verhilft dem Kläger zum 
Siege. Daß, wenigſtens für die Rechtsgebiete mit ge 
ſetlicher Grundlage oder ſonſtiger Uebung für die 
kommune Bauweiſe, die Kommunmauer zufolge ſtill⸗ 
ſchweigenden Vertragsſchluſſes als Grenzeinrichtung 
im Sinne des BGB. anzuſehen und daß anzunehmen 
iſt, es ſei abweichend von den geſetzlichen Beſtimmungen 
das Mitbenutzungsrecht des Nachbarn vertragsmäßig 
vom Erſatze der halben Baukoſten oder des halben 
Mauerwertes abhängig gemacht, iſt in Literatur und 
Rechtſprechung ae vertreten worden (vgl. Dr. Buh⸗ 
mann in Bay gfR. 1914, 197 und 223 ff.). Viel ums» 
ſtritten war aber die Frage, ob ein ſolcher Ablöſungs⸗ 
anſpruch beim Erbauer verbleibe oder auf deſſen Sonder⸗ 
rechtsnachfolger im Grundſtückseigentum übergehe. In 
Bay ZfR. 1914 S. 237, 260, 290 ff. hat Lieberich⸗ 
München den überzeugenden Nachweis erbracht, daß 
für das Münchner Stadtgebiet auch unter neuem Recht 
ein Ablöſungsanſpruch des jeweiligen Eigentümers 
des Erſtbaugrundſtücks gegenüber dem anbauenden 
Nachbarn anzuerkennen iſt; darnach iſt jener Anſpruch 
ein in der vertragsmäßigen Regelung des beſtehenden 
Gemeinſchaftsverhältniſſes begründeter, bis zum wirk⸗ 
lichen Anbau nur un Anſpruch, deſſen Entſtehung 
in der Perſon des jeweiligen Eigentümers davon ab- 
hängt, ob der Ablöſungsfall während ſeiner Beſitzzeit 
eintritt. Die Ausführungen Lieberichs hat das RG. 
in ſeinem Urteile vom 18. September 1915 (Recht 1915 
Nr. 2480) inzwiſchen wenigſtens dahin gebilligt, daß, 
die Anwendung der Beſtimmungen über die Gemein— 
ſchaft vorausgeſetzt, der Ablöſungsanſpruch nur dem 
zur . des Anbaues Verpflichteten zuſtehen kann, 
alſo dem Eigentümer des zuerſt erbauten Hauſes zur 
Zeit des Anbaues, nicht dem Erſterbauer, der zur Zeit 
des Anbaues nicht mehr Eigentümer dieſes Grundſtücks 
iſt. Aus der kurzen, ſeither veröffentlichten Inhalts- 
angabe jener Entſcheidung ) iſt allerdings nicht klar zu 
erſehen, daß das RG. auch Stellung zu der Frage 
enommen habe, ob zur Löſung der unter neuem Rechte 
für die Kommunmauerfrage entſtandenen Schwierig— 
keiten die Beſtimmungen über die Grenzeinrichtung 
auf Grund ſtillſchweigenden Vertragsſchluſſes der Nach- 
barn herangezogen werden können. Das BG. hält 
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die Ausführungen Lieberichs — abgeſehen von ſeiner 
Annahme von Sondereigentum der Nachbarn an den 
Mauerhälften und von einem noch zu erörternden 
Punkte — für richtig. Für das Gebiet der Stadt 
Nürnberg ſind die Verhältniſſe im weſentlichen die 
gleichen wie für die Münchner Kommunmauer. Auch 
für den Geltungsbereich der „Nürnberger Reformation“ 
von 1564 (Tit. 26 Geſetz 8) beſtand der Kommunmauer⸗ 
zwang (Roth, Bayer. ZR. II, 64); auch hier war es 
rechtens, daß der anbauende 8 dem Eigentümer 
des Erſtbaugrundſtücks im Zeitpunkte des Anbaues 
eine Ablöſungsſumme in Höhe der halben Bau» 
koſten zu zahlen verpflichtet war. Zwar ſuchten ein⸗ 
zelne, durch die unſichere neue Rechtſprechung ſtutzig 
gemacht, den Ablöſungsanſpruch durch notarielle Be⸗ 
ſtellung einer Dienſtbarkeit ſicherzuſtellen; aber nach 
der ſtändigen VBerkehrsauffaſſung wurde die durch den 
Anbau an eine Kommunmauer bedingte Ablöſungs⸗ 
pflicht als etwas Selbſt verſtändliches betrachtet und es 
beſtand, wenn in hergebrachter Weiſe das Einverſtänd⸗ 
nis der Nachbarn über Errichtung einer Kommun⸗ 
mauer durch Unterzeichnung des Bauplanes zuſtande 
kam, auch Einverſtändnis über die Ablöſungspflicht 
in alter Art. Das iſt nicht nur für das urſprüngliche 
Stadtgebiet, in dem die Nürnberger Reformation galt, 
ſondern mit der Ausdehnung der Stadt auch für die 
neuen Stadtteile anzunehmen, auf welche die kommune 
Bauweiſe übergriff und die auch meiſt von einheimiſchen 
Baumeiſtern erſchloſſen wurden. Auch von dem Bau⸗ 
führer B. und dem Bauſpekulanten K. wurde dieſe 
allgemeine Auffaſſung geteilt, ſie ſchloſſen . 
einen Vertrag des vorbezeichneten Inhalts. Darnach 
tft der Beklagte zur Zahlung der Ablöſungsſumme 
auch dann verpflichtet, wenn er die Giebelmauer des 
Klägers nur als Abſchluß des von ihm errichteten 
Gebäudes benützt hat, ohne durch Einbauen oder Auf⸗ 
bauen von Balken oder Trägern eine beſonders feſte 
Verbindung herzuſtellen. Der Ablöſungsanſpruch iſt 
auch nicht durch die Zwangsverſteigerung des B.ſchen 
Hauſes untergegangen, er iſt kein Recht im Sinne des 
8 52 3VG., ſondern ein perſönlicher Anſpruch, der 
erſt mit dem Anbau entſteht, während vorher nur in 
der vertragsmäßig geregelten Benützungsgemeinſchaft 
eine Grundlage für ſeine ſpätere Entſtehung gegeben 
war (BURN. 72, 264; Lieberich in Bay zfR. 1914, 
291/2). Der Fortbeſtand der Grenzeinrichtung ſelbſt, 
die nicht ein Recht, ſondern ein tatſächlicher Zuſtand 
iſt, konnte durch die Beſchlagnahme und Verſteigerung 
nicht berührt werden, ebenſowenig die vertragsmäßig 
geregelte Benützungsgemeinſchaft und die auf dem 
Vertrage fußende ie e e die Grenz⸗ 
einrichtung vor Zahlung einer Ablöſungsſumme zum 
Anbau zu benützen. Da der Erſterbauer Eigentümer 
der übergebauten Mauerteile iſt, kann man den Zu⸗ 
ſtand als Eigentumsbeſchränkung bezeichnen; das aus 
dem Eigentum fließende Verbietungsrecht iſt beſchränkt 
durch die Befugnis des Nachbarn, es durch Zahlung 
einer Ablöſung zu beſeitigen. Nach Lieberich (a. a. O. 
S. 294) ſoll auf Zahlung der Ablöſungsſumme ee 
hin nur dann geklagt werden können, wenn eine uns 
mittelbare Zahlungspflicht des Beklagten gegen den 
Kläger beſteht, und dies ſoll nur dann der Fall ſein, 
wenn über Höhe und Zahlbarkeit der Ablöſungs— 
ſumme zwiſchen den beteiligten Grundeigentümern 
eine ausdrückliche Vereinbarung getroffen iſt oder wenn 
der Beklagte unter beſonderen Umſtänden (a. a. O. 
S. 261) den Anbau unternommen hat; ſonſt ſoll die 


Klage auf Verurteilung zur Unterlaſſung (oder Be— 


ſeitigung) oder auf Zahlung der Ablöſungsſumme 
gerichtet werden müſſen. Das BG. vermag ſich dieſer 
Anſicht nicht anzuſchließen, hält vielmehr auf Grund 
des vorausgeſetzten Vertragsinhalts mit der Vollen⸗ 
dung des Anbaues einen unmittelbaren Anſpruch des 
Klägers auf Zahlung für gegeben. (Urt. des I. ZS. 
vom 16. Dezember 1915, L 439/14). Ber. 
3779 
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Landgericht München 1. 


Wird durch einen wegen zieht die Steel Unzucht er: 
laſſenen rechtskräftigen Strafbefehl die Strafklage auch hin: 
ſichtlich derjenigen Einzelhandlungen verbraucht, die nach 
der Erlaſſung, aber vor der Zuſtellung des Strafbeſehls 
begangen worden find? Durch Strafbefehl des Amts⸗ 
gerichts vom 24. November 1915 wurde gegen die 
Angekl. auf Haſt erkannt, weil ſie „in letzter unver⸗ 
jährter Zeit“ in M., ohne unter Sittenaufſicht zu ſtehen, 
gewerbsmäßig Unzucht getrieben und ſich fo gegen 8 361 
Nr. 6 StGB. verfehlt habe. Der Strafbefehl konnte 
der Angekl., deren Aufenthalt unbekannt war, erſt am 
27. Dezember 1915, nachdem ſie am 23. Dezember 1915 
wegen neuerdings begangener Gewerbsunzucht in Unter⸗ 
ſuchungshaft genommen worden war, zugeſtellt werden. 
Da ſie Einſpruch nicht erhob, wurde der Strafbefehl 
mit dem Ablauf des 3. Januar 1916 rechtskräftig. Die 
Angekl. gibt zu, in der Zeit zwiſchen der Erlaſſung 
des Strafbefe Is d. i. dem 24. November 1915 und ihrer 
Feſtnahme d. i. dem 23. Dezember 1915 täglich Gewerbs⸗ 
unzucht getrieben zu haben. In der Hauptverhand⸗ 
lung des Schöffengerichts vom 4. Januar 1916 erhob 
der Amtsanwalt mündlich Anklage dahin, daß die 
191 verdächtig ſei, in der Zeit vom 24. November 
1915 bis 23. Dezember 1915 in M. Gewerbsunzucht 
getrieben zu haben. Das Schöffengericht erklärte die 
Strafverfolgung für unzuläſſig. Die Berufung des 
Amtsanwalts gegen das Urteil wurde aus folgen⸗ 
den Gründen verworfen: 

Die Verurteilung wegen eines Kollektivdelikts 
ſchafft Rechtskraft auch gegenüber denjenigen vor der 
Verurteilung liegenden Einzelhandlungen, die dem er⸗ 
kennnenden Richter nicht bekannt waren (Entſch. des 
RG. in StS. Bd. 41 S. 110). Nach der Rechtſprechung 
des RG.s hat nun allerdings ein rechtskräftiger Straf⸗ 
befehl hinſichtlich des Verbrauchs der Strafklage grund⸗ 
ſätzlich nicht die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils. 
Es iſt vielmehr zuläſſig, dieſelbe Tat nochmals unter 
einem rechtlichen Geſichtspunkte zu verfolgen, der in dem 
Strafbefehle nicht gewürdigt iſt und eine erhöhte 
Strafbarkeit begründet (Löwe 14. Aufl. S. 328 f.). Dieſe 
Vorausſetzungen für eine neue Verfolgung liegen hier 
aber nicht vor und deshalb hat der Strafbefehl vom 
24. November 1915, was den Verbrauch der Strafklage 
anlangt, die gleiche Wirkung wie das Urteil. Ein 
Strafbefehl gilt nun zwar als erlaſſen, ſobald er 
ſchriftlich abgefaßt iſt; ſolange er aber nicht zugeſtellt 
iſt, iſt er nach außen ohne Bedeutung und ſo lange iſt 
das Gericht befugt, ihn zu beſeitigen und als nicht 
erlaſſen zu behandeln. Eine „Verurteilung“ durch 
einen Strafbefehl iſt erſt erfolgt mit deſſen Zu⸗ 
ſtellung (Löwe Anm. 3 zu § 33; BayObL®. Bd. 1 
S. 245; Bleyer in Bay ZfR. 1, 408). Daraus jolgt, 
daß die zwiſchen der ſchriftlichen Abfaſſung und der 
Zuſtellung des Strafbefehls begangenen Einzelhand⸗ 
lungen eines Kollektivdeliktes als „vor der Verurteilung“ 
verübt zu gelten haben. Die Strafverfolgung wegen 
dieſer Handlungen iſt deshalb unzuläſſig. Waren ſie 
dem Richter zur Zeit der Zuſtellung des Strafbefehls 
nicht bekannt, ſo hätte er ſie auch nicht berückſichtigen 
können, wenn er am Tage der Zuſtellung ein Urteil 
erlaſſen hätte und doch wären ſie in dieſem Falle von 
der Rechtskraft des Urteils miterfaßt. Waren fie da» 
gegen dem Richter zur Zeit der Zuſtellung bekannt, 
ſo hätte er den urſprünglichen Strafbefehl beſeitigen 
und an ſeiner Stelle einen neuen, auch die nach der 
Abfaſſung des urſprünglichen Strafbefehls begangenen 
Einzelhandlungen miterfaſſenden Strafbefehl erlaſſen 
können. Das Schöffengericht hat hiernach mit Recht 
auf Unzuläſſigkeit der weiteren Strafverfolgung er— 
kannt. (Urt. vom 7. März 1916, Ber.⸗Reg. Nr. 56/16). 
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Vücheranzeigen. 


a Bilter, Regierungsrat a. D., Berlin⸗Halenſee. 
öchſtpreiſe und Sicherſtellung der Volks⸗ 
ernährung mit den Ausführungsbeſtimmungen 
von Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und 
Baden. Ergänzungsband Lieferung 2. 73/264 S. 
Stuttgart 1915, Verlag von J. Heß. 
Der in dieſer Zeitſchrift XII. 18 beſprochenen 
1. Lieferung des Ergänzungsbandes iſt bald die 2. Lies 
eng gefolgt. Sie enthält eine Anzahl der bis zum 
Oktober 1915 erlaſſenen Beſtimmungen. 


Schweldnitz. Landgerichts rat Alfons Hackenberger. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundes rats versrdnungen ſtrafrechtlichen Inhalts. 
(Zeitraum vom 15. März bis 15. April 1916).) End⸗ 
lich hat der Bundesrat dem immer dringender ge⸗ 
wordenen Verlangen nach durchgreifender Regelung 
der Fleiſchverſorgung entſprochen. Freilich hat er 
die Regelung in der Hauptſache nicht ſelbſt vorge⸗ 
nommen, ſondern den Bundesſtaaten . Durch 
die BO. über Fleiſchverſorgung vom 27. März 1916 
nei S. 199) wurde zur Sicherung des Fleiſch⸗ 

edarfs des Heeres und der Marine ſowie der Zivil⸗ 
bevölkerung eine Reichsfleiſchſtelle mit der Aufgabe 
1 die Fleiſchverſorgung, insbeſondere die Auf⸗ 
ringung von Vieh und Fleiſch im Reichsgebiet und 
deren Verteilung zu regeln De das aus dem Aus⸗ 
land eingeführte Schlachtvieh und Fleiſch zu verteilen 
(88 1—5). Schlachtungen von Vieh, die nicht aus⸗ 
ſchließlich für den 1 Wirtſchaftsbedarf des Vieh⸗ 
halters beſtimmt find, dürfen nach 8 6 nur in dem 
von der Reichsfleiſchſtelle feſtgeſetzten Umfang erfolgen. 
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen be⸗ 
ſtimmten Behörden haben Anordnungen zu treffen, 
um Schlachtungen über die zugelaſſene Höchſtzahl 
hinaus zu verhindern. Schlachtungen ausſchließlich 
für den eigenen i des Viehhalters 
(Hausſchlachtungen) ſind nur geſtattet, wenn der Be⸗ 
ſitzer das Tier in 1 Wirtſchaft mindeſtens 6 Wochen 
gehalten hat. eitergehende Einſchränkungen für 
ſolche Schlachtungen können von den Landeszentral⸗ 
behörden oder den ihrerſeits beſtimmten Behörden 
angeordnet werden. Notſchlachtungen fallen nicht unter 
die erwähnten Beſchränkungen. Hausſchlachtungen 
und Notſchlachtungen find den von den Landeszentral⸗ 
behörden beſtimmten Stellen anzuzeigen. Nach 8 7 
iſt der Verkehr mit Fleiſch und Fleiſchwaren aus 
einem Kommunalverband in einen andern von den 
Landeszentralbehörden zu regeln. Ihnen liegt = 
nach 8 8 die Regelung des Verkehrs mit Schlachtvie 
ob. Den Gemeinden legt 8 10 die Verpflichtung auf, 
eine Verbrauchsregelung von Fleiſch und Fleiſchwaren 
in ihren Bezirken vorzunehmen. Die Landeszentral⸗ 
behörden können anordnen, daß die Regelung ſtatt 
durch die Gemeinden durch deren Vorſtand getroffen 
wird, auch die Regelung ſelbſt treffen oder Anord⸗ 
nungen darüber erlaſſen. An Stelle der Gemeinden 
ſind die Kommunalverbände befugt und auf Anord⸗ 
nung der Landeszentralbehörde verpflichtet, die Re⸗ 
gelung vorzunehmen. Für die Regelung ſind die Vor⸗ 
ſchriften der VO. über die Errichtung von Preis⸗ 
prüfungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 


. ebenen 1915 (Rc Bl. S. 607 und 728) maßgebend. 


4. November 

Zuwiderhandlungen gegen die angeführten Vorſchriften 

der VO. und die auf Grund derſelben erlaſſenen Uns 

ordnungen ſowie die Ausführungsvorſchriften der 

Landeszentralbehörden werden nach § 15 beſtraft. 
Ergänzt wird die BO. über Fleiſchverſorgung 

durch die VO. über die Einfuhr von Vieh und 


) Letzter Bericht S. 118 dieſer Zeitſchrift. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 9. 


r 


Fleiſch ſowie Fleiſchwaren vom 18. März 1916 (RG Bl. 
S. 175) und die dazu ergangenen Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen des Reichskanzlers vom 22. März 1916 
(RGBl. S. 179). Danach dürfen Rindvieh, Schafe 
und Schweine, friſches und zubereitetes Fleiſch von 
dieſen Tieren und Fleiſchwaren aller Art, insbeſondere 
auch Speck, die nach dem 22. März 1916 aus dem 
Ausland eingeführt wurden oder eingeführt werden, 
nur durch die Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. in 
Berlin oder mit ihrer Genehmigung in den Verkehr 


gebracht werden. Wer Gegenſtände der bezeichneten 


Art aus dem Ausland einführt, hat ſie an die Zen⸗ 
tral⸗Einkaufsgeſellſchaft zu verkaufen und zu liefern. 
Er hat der Geſellſchaft unverzüglich nach der im Aus⸗ 
land erfolgten Verladung unter Angabe von Menge, 
Art, Einkaufspreis und Beſtimmungsort Anzeige zu 
erſtatten, alle ſonſt handelsüblichen Mitteilungen an 
ſie weiterzuleiten und ihr den Eingang der Gegen⸗ 
ſtände ſowie deren Aufbewahrungsort unverzüglich 
anzuzeigen. Bis zur Abnahme durch die Geſellſchaft 
hat er die Gegenſtände mit der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmanns aufzubewahren und in handels⸗ 
üblicher Weiſe zu verſichern. Er hat die Gegenſtände 
auf Verlangen der Geſellſchaft zur Beſichtigung zu 
ſtellen und auf Abruf nach ihren Anweiſungen zu ver⸗ 
laden. Alle dieſe Vorſchriften genießen nach $ 12 der 
Ausführungsbeſtimmungen Strafſchutz. 
In ganz entſprechender Weiſe wurde auf Grund 
der durch die VO. vom 4. April 1916 (RGBl. S. 234) 
ergänzten und durch die Bek. des Reichskanzlers vom 
5. April 1916 (RG Bl. S. 237) auf Salzfiſche, Klipp⸗ 
fiſche und Fiſchrogen ausgedehnten VO. über die Ein- 
fuhr von Salzheringen vom 17. Januar 1916 (RGBl. 
S. 45) durch die Bek. des Reichskanzlers vom 5. April 1916 
(RGBl. S. 238) unter Aufhebung der Bek. vom 23. Januar 
1916 (RG Bl. S. 59) der Verkehr mit Salzheringen, Salz⸗ 
ſiſchen, Klippfiſchen und Fiſchrogen geregelt, die nach 
dem 6. April 1916 aus dem Ausland eingeführt werden. 
ſt die gleichen Vorſchriften enthalten für Kaffee 
und Tee die Bek. des Reichskanzlers vom 6. April 
1916 über die Einfuhr von Kaffee aus dem Ausland 
(RG Bl. S. 245) und über die Einfuhr von Tee aus 
dem Ausland (RGBl. S. 250), die auf Grund der 
durch die VO. vom 4. April 1916 (RGBl. S. 233) 
geänderten VO. über Kaffee, Tee und Kakao vom 
11. Novbr. 1915 (RG Bl. S. 750) ergingen. Nur tritt hier 
an die Stelle der Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft der Kriegs- 
ausſchuß für Kaffee, Tee und deren Erſatzmittel, G. m. b. H. 
in Berlin. Auch iſt nur die Anzeige vom Eingang des 
Kaffees und Tees im Inland, nicht auch eine Anzeige 
von ihrer Verladung im Ausland vorgeſchrieben. 
Weitere Anordnungen für Kaffee und Tee treffen 
die Bek. des Reichskanzlers vom 6. April 1916 über 
Kaffee (RGBl. S. 247) und über Tee (RGBl. S. 252), 
die auch in der VO. über Kaffee, Tee und Kakao vom 


11. November 1915 (RGBl. S. 750) 

4. April 1916 (M Bl. S. 233) ihre Grundlage haben. 
Uebereinſtimmend verpflichteten ſie diejenigen, die Roh⸗ 
kaffee oder Tee, auch in Miſchungen mit anderen Er» 
zeugniſſen, mit Beginn des 8. April 1916 in Gewahr⸗— 
ſam hatten, die vorhandenen Mengen bis zum 13. April 
1916 dem Kriegsausſchuß für Kaffee, Tee und deren 
Erſatzmittel anzuzeigen. Von dieſer Anzeigepflicht 
waren nur ausgenommen die im Eigentum des Reiches, 
eines Bundesſtaats oder Elſaß-Lothringens ſtehenden 
Kaffee⸗ und Teevorräte ſowie Kaffeevorräte, die ins- 
geſamt weniger als 10 kg, und Teevorräte, die ins- 
geſamt weniger als 5 kg betrugen. Eigentümer von 
mehr als 600 kg Rohkaffee und mehr als 300 kg Tee 
haben außerdem an einem vom Reichskanzler bekannt⸗ 
zugebenden Tage dem Kriegsausſchuß telegraphiſch 
ihren geſamten Beſtand an Rohkaffee oder Tee, mag 
er ſich in ihrem eigenen oder in fremdem Gewahrſam 
befinden, anzuzeigen. Rohkaffee und Tee darf mit 
Ausnahme der Mengen, die der erſterwähnten An⸗ 


zeigepflicht nicht unterlagen, auf deren Uebernahme 
der Kriegsausſchuß verzichtet, oder die von ihm be⸗ 
zogen wurden, nur durch den Kriegsausſchuß abge⸗ 
ſetzt werden. Wer Rohkaffee oder Tee — wieder die 
Mengen ausgenommen, die in der Zeit vom 8.— 13. April 
nicht angemeldet werden mußten — in Gewahrſam 
hat, muß ihn dem Kriegsausſchuß auf Verlangen über- 
laſſen, auf Abruf verladen und bis zur Abnahme auf⸗ 
bewahren ſowie pfleglich behandeln, dem Kriegs- 
ausſchuß auch auf Verlangen Proben gegen Erſatz 
der Portoauslagen einſenden; den Rohkaffee darf er 
nur mit Zuſtimmung des Kriegsausſchuſſes röſten. 
Nähere Vorſchriften über dieſe Verpflichtungen kann 
der Reichskanzler erlaſſen. Den Strafſchutz für alle 
dieſe Beſtimmungen enthalten die gleichlautenden 
88 12 der beiden Bek.; außerdem find hier Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Ausführungsbeſtimmungen der 
Landeszentralbehörden unter Strafe geſtellt. 

Eine fünfte, gleichfalls auf Grund der VO. über 
Kaffee, Tee und Kakao erlaſſene Bek. des Reichskanzlers 
vom 6. April 1916 (RGBl. S. 254) ordnet für Zicho⸗ 
rienwurzeln als Erſatzmittel für Kaffee hinſichtlich der 
Anmeldung an den Kriegsausſchuß, der Abſatzbeſchrän⸗ 
kung und der Pflicht zur Ueberlaſſung an den Kriegs- 
ausſchuß ähnliches an wie für Kaffee. Außerdem ver⸗ 
bietet ſie, Zichorienwurzeln, grün oder gedarrt, mit 
Ausnahme derjenigen Mengen, auf deren Uebernahme 
der Kriegsausſchuß verzichtet, zu verfüttern. Auch die 
Strafbeſtimmungen in $ 13 ſtimmen mit denen in 
8 12 der Bek. über Kaffee im weſentlichen überein; 
nur iſt auch die unbefugte Verfütterung von Zichorien⸗ 
wurzeln einbezogen. 

Neben der Reichsfleiſchſtelle und dem Kriegsaus⸗ 
ſchuß für Kaffee, Tee und deren Erſatzmittel wurde in 
dem Berichtszeitraum eine dritte neue Zentralſtelle für 
wirtſchaftliche Zwecke, nämlich eine Reichszuckerſtelle 
geſchaffen. Sie hat nach 8 2 der VO. über den Ver⸗ 
kehr mit Verbrauchszucker vom 10. April 1916 (RGBl. 
S. 261) die Aufgabe, für die Verteilung der Zucker⸗ 
vorräte auf die Kommunalverbände, die gewerblichen 
und ſonſtigen Betriebe ſowie die n 
und die Marineverwaltung zu ſorgen. Nach 8 10 der VO 
beſtimmt der Reichskanzler, in welchem Umfang und 
unter welchen Bedingungen Zucker in gewerblichen und 
ſonſtigen näher zu bezeichnenden Betrieben mit Aus⸗ 
nahme der Gaſthäuſer, Bäckereien und Konditoreien 
bezogen und verwendet werden darf. Wer Zucker in 
einem anderen Betriebe als einem Gaſthaus, einer 
Bäckerei oder einer Konditorei gewerblich verarbeiten 
will, hat die zur Ermittlung feines Zuckeranteils er» 
forderlichen Angaben der Reichszuckerſtelle zu machen. 
8 5 der VO. überträgt den Kommunalverbänden die 
Regelung des Zuckerverbrauchs in ihrem Bezirke. Sie 
haben nach § 6 Höchſtpreiſe für den Verkauf an die 
Verbraucher feſtzuſetzen, die Höchſtpreiſe im Sinne des 
Höchſtpreisgeſetzes find. Die Kommunalverbände können 
die Gemeinden für deren Bezirk zu der Regelung des 
Zuckerverbrauchs ermächtigen; gegenüber Gemeinden 
mit mehr als 10 000 Einwohnern ſind fie auf deren 
Verlangen hierzu verpflichtet. Die Herſteller von Zucker 
haben den Weiſungen der Reichszuckerſtelle zu ent— 
ſprechen, insbeſondere Zucker an die von ihr benannten 
Abnehmer zu liefern. Sie dürfen Zucker nur nach den 
Anweiſungen der Reichszuckerſtelle oder gegen Bezugs— 
ſcheine abgeben. Im weiteren Verkehr darf Zucker 
lediglich gegen Bezugsſcheine abgegeben und bezogen 
werden, ſoweit nicht die Kommunalverbände für ihren 
Bezirk etwas anderes beſtimmen. Der Handel mit 
Bezugsſcheinen iſt verboten. Wer mit Beginn des 
25. April Zucker in Gewahrſam hatte, mußte ihn nach 
8 14 bis zum 26. April der zuſtändigen Behörde des 
Lagerungsortes anzeigen. Die Anzeigepflicht erſtreckte 
ſich nicht auf Zucker im Eigentum des Reiches, eines 
Bundesſtaats, Elſaß-Lothringens und der Zentral- 
Einkaufsgeſellſchaft, auf Zucker im Gewahrſam von 
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Zuckerfabriken und auf Zuckervorräte von insgeſamt 
weniger als 10 kg. Die Beauftragten der Kommunal⸗ 
verbände und der Reichszuckerſtelle find befugt, in die 
Räume der ihrer Regelung unterſtehenden Betriebe 
einzutreten, Auffchlüffe einzuholen und von Geſchäfts⸗ 
aufzeichnungen Einſicht zu nehmen; über die Einrich⸗ 
tungen und Geſchaftsverhältniſſe, die hierbei zu ihrer 
Kenntnis kommen, haben ſie Verſchwiegenheit zu be⸗ 
obachten. Zuwiderhandlungen gegen die angeführten 
Vorſchriften, die auf ihrer sten erlaſſenen An⸗ 
ordnungen und die Ausführungsbeſtimmungen der 
Landeszentralbehörden find nach 7 19 ſtrafbar. Zu der 
BO. hat der Reichskanzler am 12. April 1916 (RGBl. 
S. 265) Ausführungsvorſchriften erlaſſen. 

Wichtige Vorſchriften enthält noch die VO. über 
Rohfette vom 16. März 1916 (RED. S. 165). Roh⸗ 
fette im Sinne der BO. ſind die Innenfette (Nieren⸗ 
fett ohne Fleiſchnieren, Darm⸗, Netz⸗, Magen⸗, Herz⸗ 
beutel, Bruſt⸗ und Schloßfette), die beim Reinigen 
und Schleimen der Därme gewonnenen Abfallfette und 
die beim Verkaufe von Fleiſch ſich ergebenden Sete 
brocken von Rindvieh und Schafen (8 1). Nach 8 2 
iſt bei gewerblichen Schlachtungen von Hinbuieh und 
Schafen der Unternehmer verpflichtet, auf Verlangen 
0 Kriegsausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche Oele 

ette, G. m. b. H. in Berlin, die Innen⸗ und die 
Abfa fette vom Tierkörper loszutrennen und an die 
vom Kriegsausſchuß bezeichneten Schmelzen oder 
Sammelſtellen zu liefern; gewerbsmäßige Verkäufer 
von Fleiſch haben auf Verlangen des Kriegsausſchuſſes 
Fettbrocken, ſoweit ſie ſich beim Verkaufe von Fleiſch 
ergeben, an die genannten Stellen zu liefern. In Ge⸗ 
meinden, in denen eine ſolche Ablieferungspflicht be⸗ 
gründet iſt, dürfen nach 8 9 Rohfette nicht gewerbs⸗ 
mäßig an Verbraucher abgeſetzt werden; über die 
gewerbsmäßige Abgabe ausgeſchmolzenen Fettes an 
Verbraucher kann der Kriegsausſchuß mit Zuſtimmun 
des Reichskanzlers Vorſchriften erlaſſen. Er trifft au 
nach 8 3 mit Zuſtimmung des Reichskanzlers An⸗ 
weiſungen über Art und Umfang der Lostrennung der 
Innen⸗ und der Abfallfette ſowie über Behandlung, 
Verpackung, Bezeichnung und Verſendung der Rohfette. 
In den Räumen der gewerblichen Betriebe, von denen 
Rohfette abzuliefern ſind oder in denen ausgeſchmolzene 
Fette verkauft werden, iſt nach 8 8 ein Abdruck der VO. 
auszuhängen. 8 13 ſtellt die angeführten Vorſchriften 
und die auf Grund ihrer Ermächtigung erlaſſenen An⸗ 
ordnungen unter Strafſchutz. 


Beſtandsermittelungen ordneten die VO. über die 
Vornahme einer Viehzwiſchenzählung vom 23. März 1916 
(RGBl. S. 186) für Rindvieh, Schafe und Schweine 
und die VO. über eine Erhebung der Vorräte von 
Kartoffeln ſowie von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei 
und Kartoffelſtärkefabrikation vom 4. April 1916 (RG Bl. 
S. 225) für Kartoffeln, Kartoffelſchnitzel und -krümel, 
Kartoffelflocken und -walzmehl, Kartoffelflockengrieß, 
Kartoffelſchnitzelmehl und-ſchrot, Kartoffelſcheiben und 
⸗brocken, Kartoffelflockenkleie, ſonſtige Erzeugniſſe, die 
dadurch entſtanden ſind, daß friſchen Kartoffeln der 
größere Teil ihres Waſſergehalts entzogen wurde, ſo— 
wie Kartoffelſtärke und-ſtärkemehl an. Die Viehzwiſchen⸗ 
zählung fand am 15. April, die Kartoffelerhebung in 
der Zeit vom 26. bis 29. April ſtatt. Beide VO. be— 
drohen mit Strafe, wer die ihm obliegende Anzeige 
vorſätzlich nicht erſtattet oder dabei wiſſentlich unrichtige 
oder unvollſtändige Angaben macht. 

Den Handel mit Malzkontingenten (8 3 der RO. 
betr. Einſchränkung der Malzverwendung in den Bier— 
brauereien vom 15. Februar 1915, RGBl. S. 97) bes 
ſchränkt die VO. betr. Uebertragung von Malzkon— 
tingenten vom 16. März 1916 (ABl. S. 170) durch 
die in §S 3 mit Strafſchutz verſehene Vorſchrift in 8 1, 


Eigentum von J. Schweitzer Lerlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
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daß Verträge über die Uebertragung von Malzkon⸗ 
tingenten im Gebiete der Norddeutſchen Brauſteuer⸗ 
gemeinſchaft nur durch Vermittlung der Gerſten⸗Ver⸗ 
wertungsgeſellſchaft m. b. H. und in den übrigen Brau⸗ 
ſteuergebieten nur durch Vermittlung einer von den 
Landeszentralbehörden zu beſtimmenden Zentralbehörde 
zu den von dieſen Stellen genehmigten Preiſen ab⸗ 
geſchloſſen werden dürfen. 

Unter den 5 älterer VO. iſt die wich⸗ 
tigſte die Verſchärfung der Strafbeſtimmungen des 
»Höchſtpreisgeſetzes in der Faſſung vom 17. Dezember 
1914 (RG Bl. S. 516) und der BO. gegen übermäßige 


Preisſteigerung vom 27. Muguß 1915 (RS l. S. 467 und 


514) durch die BO. vom 23. März 1916 (RG Bl. S. 183). 

Die BO. betr. Sperre und Anmeldung des Ber- 
mögens nee LADE ae: Perſonen vom 23. März 1916 
(RGBl. S. 185) dehnt die Vorſchriften der VO. über 
die Anmeldung des im Inland befindlichen Bermögens 
von nn feindlicher Staaten vom 7. Oktober 
1915 (RG Bl. S. 633) auf das Vermögen von Perſonen 
aus, die 90 Grund des § 27 Abſ. 1 des Reichs⸗ und 
Staatsange örigkeitsgeſetzes vom 22. Juli 1913 der 
deutſchen Staatsangehörigkeit verluſtig erklärt worden 
ſind, und ermächtigt die Landeszentralbehörden, in 
Einzelfällen gleiches für das Vermögen von Deutſchen 
anzuordnen, die ſich im Ausland aufhalten und einer 
vom Kaiſer erlaſſenen Aufforderung zur Rückkehr keine 
Folge geleiſtet haben. 

Eine Reihe von Aenderungen hat auch die VO. über 


den Verkehr mit Kraftfuttermitteln vom on 1915 


(RGBl. S. 399 und 489) durch die BO. vom 16. März 
1916 (RGBl. S. 168) erfahren. 

Neben den ſchon erwähnten Bek. des Reichskanzlers, 
die auf Grund neuerer Bundesrats VO. ergingen, wurden 
noch verſchiedene zu älteren VO. erlaſſen. Zum Teil 
haben ſie die Vorſchriften älterer BO. auf weitere 
Gegenſtände ausgedehnt, ſo die Bek. vom 17. März 1916 
über die Ausdehnung der VO. über die Regelung des 
Abſatzes von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und 
der Kartoffelſtärkefabrikation vom 16. September 1915 
(RGBl. S. 173), die Bek. vom 24. März 1916 über 
die Ausdehnung der BO. über den Verkehr mit Kraft⸗ 
futtermitteln vom 28. Juni 1915 (RGBl. S. 193), die 
Bek. vom 30. März 1916 zur BO. über die Einfuhr von 
pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten ſowie Seifen 
vom 4. März 1916 (RGB. S. 211). Die Bek. über das 
Verbot der Verwendung von Oelen oder Fetten zur 
Herſtellung von Degras, von Lacken, Firniſſen und 
Farben vom 1. März 1916 (RGBl. S. 143) wurde durch 
eine Bek. vom 14. März 1916 (RGBl. S. 164), die Bek. 
über die Verpflichtung zur Abgabe von Kartoffeln vom 
26. Februar 1916 (RGBl. S. 123) durch eine Bek. vom 
31. März 1916 (RGBl. S. 223) erſetzt. Aenderungen 
und Ergänzungen von Preisfeſtſetzungen brachten die 
Bek. über Aenderung der Preiſe für Quark und Quark⸗ 
käſe vom 18. März 1916 (RGBl. S. 176), die Bek. über 
künſtliche Düngemittel vom 19. März 1916 (RGBl. 
S. 177), die Bek. vom 26. März 1916 betr. Abänderung 
der Bek. über die Preiſe und ſonſtigen Vergütungen 
für Kraftfuttermittel vom 19. Auguſt 1915 (RG Bl. S. 197) 
und die Bek. betr. Höchſtpreiſe für Schwefelſäure und 
Oleum vom 8. April 1916 (RGBl. S. 258). Die Bek. 
über die Feſtſetzung 198 Preiſen 7 Zwiebeln 

ezember 1915 (RBl. S 503) 
und Sauerkraut vom Janne 1016. AL 8.6 wurde 
durch die Bek. vom 8. April 1916 (RGBl. S. 257) teils 
mit ſofortiger Wirkſamkeit, teils mit Wirkung vom 
31. Mai 1916 außer Kraft geſetzt. 
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Todeserklärung Kriegs verſchollener. . und die Steuerpflicht her⸗ 
vorgehoben. 


Bon Profeſſor Dr. Erwin Riezler in Erlangen. Für die mit Rückſicht auf die beſonderen 


| 

; Verhältniſſe des Weltkrieges vorzunehmende Sonder⸗ 
I. .815 ; FU Ö 

einer en ee A on 2 — teil. regelung waren an ſich verſchiedene We ge denkbar. 
genommen hat, während des Krieges vermißt worden 5 50 er u 1 n h de 8 915 
und ſeitdem verſchollen ift, für tot erklärt werden. den Mriegsmin! F el A g = en . 
wenn jeit dem Friedensſchluſſe drei Jahre verſtrichen nachweiſeſtellen für Vermißte befinden eine beſondere 
find. Man war fi) ſchon in der I. Kom miſſion mit richterlichen Befugniſſen ausgeſtattete Todes⸗ 
zur Beratung des Entwurfs eines BGB. darüber erklärungsbehörde angegliedert werden mit der 
klar, daß dieſe Vorſchrift inſofern nur von be⸗ Aufgabe, von Amts wegen ohne Bindung an die 
ſchränkter Bedeutung ſein werde, als nach den Vorſchriften des BG B. und der ZPO. nach freiem 
Erfahrungen aus früheren Kriegen das Bedürfnis richterlichem Ermeſſen Todeserklärungen und den 
dazu drängen werde, nach jedem größeren Kriege Zeitpunkt des zu vermutenden Todes auszuſprechen; 
beſondere Geſetze zu erlaſſen, durch welche das Ver: zugleich ſolle die Lebensvermutung des 819 BGB. 
fahren und der Zeitpunkt des Todes in einer den außer Kraft geſetzt werden. Die Geſetzgebung 


„| it jedoch dieſem Vorſchlag zur Zentraliſation, 
3 W un, Zeile ger gegen den ſchon in der bayrılden Kammer 


der Reichsräte Bedenken laut geworden waren,) 
In dem gegenwaͤrtigen Völkerringen hat ſich 

aber ſchon während des Krieges die Notwendigkeit nicht u 18 an VV 
einer Sonderregelung der Kriegsverſchollenheit, durch die Amtsgerichte und am Aufgebotsverfahren 
namentlich einer Abkürzung der bisherigen Ber- feſtgehalten. un aber umgeſtaltet. 
ſchollenheitsfriſt, herausgeſtellt. Die ungeheuere 7 Die 7 fand ift a durch die mit dem 
Zahl der Kriegsteilnehmer, die lange Dauer des Tage ihrer d ertün Se: in Kraft Der: 
Krieges, die Ausdehnung der verſchiedenen weit . ir we a. 
auseinander liegenden Kriegsſchauplätze, die mit ) Die Zuſtändigkeit des Bundesrats zur 
der beſonderen Technik des ſog. Stellungskrieges Geſetzesaänderung iſt gegründet auf 93 des Reichs⸗ 


ber die Ermächtigung des Bundesrats zu 
zuſammenhängende Unmöglichkeit, die Gefallenen geſetzes üb I 

immer raſch 5 bergen und zu identifizieren: alles 5 1 an: eh = 1 
das hat dazu geführt, daß jetzt ſchon viele Tau⸗ , Nach Su be iß 5 erg an 115 
ſende vermißt und verſchollen find, deren Rechts⸗ ermächtigt, 5 er Zeit des Krieges die⸗ 
beziehungen nicht ohne beträchtliche Schädigungen jenigen geſetzlichen Maßnahmen anzuordnen, welche 
erſt nach dem vorläufig noch gar nicht abzuſehenden 

Friedensſchluß oder gar erſt drei Jahre ſpäter ) Lenel in DIZ. 58 Sp. 28 ff.; vgl. auch 


2 0 ürnrohr ebenda Sp. 3 
eine der Wahrſcheinlichkeit ihres Todes entſprechende 8 9 2 N bie es des bayr. Juſtizminiſters 


Regelung erfahren können. Aus der Fülle der nach ar Bericht in der München: Augsburger Abend» 
bürgerlichrechtlichen und öffentlichrechtlichen Ver: | zeitung vom 26. März 1916 Nr. 168 und die dort an⸗ 
hältniſſe, für welche die Todeserklärung von prak⸗ | geführten Gutachten von Gareis und von Loewenfeld. 


) RGBl. 1916 Nr. 77 S. 296 ff. — Der dem 
liſcher Bedeutung iſt, ſeien nur die Beerbung, die Bundesrat am 22. März 1916 vorgelegte Entwurf 


Möglichkeit der Wiederverheiratung der hinter: war mit einer Begründung verſehen, die im folgenden 
bliebenen Ehefrau, die Verſicherungsanſprüche, die benützt wird. 
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ſich zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen als 
notwendig erweiſen. Dieſe Maßnahmen find dem 
Reichstag bei ſeinem nächſten Zuſammentritt zur 
Kenntnis zu bringen und auf ſein Verlangen 
aufzuheben“. 

Es mag vielleicht auf den erſten Blick auf⸗ 
fallen, zur Begründung der Zuſtändigkeit des 
Bundesrats hier die Regelung der Todeserklärung 
unter die „wirtſchaftlichen Maßnahmen eingereiht 
zu ſehen. Manche Folgen der Todeserklärung, 
wie z. B. die Möglichkeit der Wiederverheiratung 
oder der Wegfall der Vermutung für die Ehe: 
lichkeit weiterer Kinder oder die Endigung der 
elterlichen Gewalt find gewiß ihrem Weſen nach 
nicht oder mindeſtens nicht in erſter Linie wirt⸗ 
ſchaftlicher Natur. Vergegenwärtigt man ſich aber, 
daß ein längeres Unterbleiben der Todeserklärung 
in der Regel zugleich eine ebenſolange Verzögerung 
der Hinterbliebenenfürſorge und der Auszahlung 
von Verſicherungsſummen bedeutet, ſo wird man 
anerkennen müſſen, daß die neue Verordnung in 
der Tat der Gefahr ſchwerer wirtſchaftlicher Schädi⸗ 
gung vorbaut. Der Reichstag hat gegen ſie auch 
keinen Widerſpruch erhoben. 

II. Die Verordnung hat ein beſchranktes An⸗ 
wendungsgebiet. Sie bezweckt nicht eine all⸗ 
gemeine Auſhebung der die Todeserklärung bei 
Kriegsverſchollenheit regelnden bisherigen Vor⸗ 
Schriften des BGB. § 15 und der ZPO., ſondern 
nur eine Abaͤnderung dieſer Vorſchriften für einen 
beſtimmten Kreis von Perſonen. Sie betrifft namlich 
nicht die Todeserklärung irgendwelcher Teilnehmer 
an irgendeinem Kriege, ſondern nur die Todes⸗ 
erklärung ſolcher während des Krieges Vermißter, 

a) welche als Angehörige der bewaffneten Macht 
des Deutſchen Reiches oder eines mit ihm ver⸗ 
bündeten oder befreundeten Staates an dem gegen⸗ 
wärtigen Kriege teilgenommen haben, oder 

b) welche ſich in einem Amts⸗ oder Dienſt⸗ 
verhältnis oder zum Zwecke freiwilliger Hilfe⸗ 
leiſtung bei der bewaffneten Macht befinden,“) oder 

e) welche nicht zur bewaffneten Macht gehören, 
ſich aber bei ihr aufgehalten haben oder ihr ge⸗ 
folgt find oder (etwa als Geiſeln oder als Zivil⸗ 
gefangene) in die Gewalt des Feindes geraten ſind. 

Der Begriff der „bewaffneten Macht“ des 
Deutſchen Reiches iſt feſtgelegt durch 8 2 des 
Bundesgeſetzes, betr. die Verpflichtung zum Kriegs⸗ 
dienſt vom 9. November 1867; die bewaffnete 
Macht ſetzt ſich demnach zuſammen aus dem Heere, 
der Marine und dem Landfturm.?) Wer in den 
verbündeten oder befreundeten Staaten zur be⸗ 


) Die Einbeziehung dieſer Perſonen ergibt fi 
daraus, daß die Verordnung ($ 1 Abſ. 1) zu dem Er⸗ 
forderniſſe, daß der für tot zu Erklärende am Kriege 
teilgenommen haben muß, auf BGB. 8 15 (aljo 
auch auf deſſen Abſ. 2) verweiſt. 

) Iſt, wer zum Landſturm einberufen iſt, nicht 
„zum Heeresdienſt“ einberufen? Das iſt wohl kaum 
anzunehmen. Der Sprachgebrauch ſcheint hier nicht 
konſequent zu ſein. 


waffneten Macht gehört, beſtimmen die Geſetze 
dieſer Staaten. 

III. Die Neuerungen, welche die Verord⸗ 
nung bringt, betreffen teils das materielle Recht 
teils das Verfahren. 

1. Die wichtigſten materiellen Neuerungen 
find, daß die Todeserklärung nicht, wie nach 
BGB. 8 15, erſt geraume Zeit nach dem Kriege, 
ſondern ſchon während des Krieges erfolgen 
kann und daß die Verſchollenheitsfriſt auf ein 
Jahr abgekürzt iſt.“ Beides iſt durch die tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe vollauf gerechtfertigt. Bei 
der heutigen Organiſation des Nachrichtendienſtes 
und der ſo erfolgreich arbeitenden amtlichen Nach⸗ 
weiſeſtellen kann regelmäßig innerhalb eines Jahres 
das Leben oder der Tod eines Vermißten mit 
einer Wahrſcheinlichkeit ſehr hohen Grades feſt⸗ 
geſtellt werden, wenn auch, wie kürzlich Lenel 
(a. a. O.) dargelegt hat, in dieſer Beziehung die 
Verhältniſſe auf dem öſtlichen Kriegsſchauplatz 
noch nicht ganz ſo günſtig liegen wie auf dem 
weſtlichen. Andrerſeits würde durch ein langes 
Zuwarten bis nach Beendigung des Krieges in 
vielen Fällen die Wahrſcheinlichkeit einer zuver⸗ 
läſſigen Aufklärung nicht geſteigert. 

Für den im Ausſchlußurteil feſtzuſtellenden 
vermutlichen Zeitpunkt des Todes ſind wie 
nach dem BGB. zunächſt die angeſtellten Er⸗ 
mittelungen maßgebend. Führen dieſe zu keinem 
Ergebnis, ſo iſt als Zeitpunkt des Todes nach 
§ 2 der BO. im allgemeinen der Zeitpunkt an⸗ 
zunehmen, in dem der Antrag auf Zodeserllärung 
zuläſſig geworden iſt. Wird jedoch der Verſchollene, 
wie das wohl in den meiſten Fällen zutreffen 
wird, ſeit einem beſonderen Kriegsereigniſſe (einem 
Gefecht, einer Sprengung, einem Schiffsunfall 
oder dergleichen), an dem er beteiligt war, ver⸗ 
mißt, ſo iſt der Zeitpunkt dieſes Ereigniſſes als 
Zeitpunkt des Todes anzunehmen, es ſei denn, 
daß die Ermittelungen die Annahme rechtfertigen, 
der Verſchollene habe das Ereignis überlebt; hier 
ſchließt ſich alſo die Verordnung an den bisher 
nach BGB. 8 17 für die ſog. Unfallverſchollenheit 
geltenden Grundſatz an. 

Mit der Todesvermutung, die ſich aus 82 
ergibt, verbindet die Verordnung in 8 3 (ent: 
ſprechend dem 8 19 BGB.) auch eine Lebens⸗ 
vermutung. Solange nämlich die Todeserklärung 
nicht erfolgt iſt, wird das Fortleben des Ver⸗ 
ſchollenen bis zu dem Zeitpunkt vermutet, der in 
Ermangelung eines anderen Ergebniſſes der Er⸗ 
mittelungen als Zeitpunkt des Todes anzunehmen 
iſt. Die Bedenken, welche gegen eine Lebens⸗ 
vermutung, inſonderheit auch gegen die des 8 19 
BGB. geltend gemacht werden,“) erſcheinen nament⸗ 
lich im Hinblick auf die fortdauernde Steuerpflicht 


6) Und zwar einheitlich für alle Fälle; anders der 
Vorſchlag von Iſay in JW. 1915 S. 470. 

7) Vgl. z. B. Eck, Vorträge über das Recht des 
BGB. S. 46; neueſtens auch Lenel a. a. O. 
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und auf die Möglichkeit weiterer Geltendmachung 
von Rentenanſprüchen durch Zeſſionare des Ver⸗ 
mißten da als gerechtfertigt, wo die Lebensver⸗ 
mutung unnatürlich ausgedehnt wird; ſie können 
aber nicht mehr geltend gemacht werden, wenn, 
wie bei der jetzigen Neuregelung der Kriegsver⸗ 
ſchollenheit, der vermutete Zeitpunkt des Todes 
für die große Mehrzahl der Falle an das den 
Tod wahrſcheinlich verurſachende Ereignis un⸗ 
mittelbar angeſchloſſen wird und im übrigen eine 
nur kurze Verſchollenheitsfriſt beſtimmt iſt. 

2. Das Verfahren iſt folgendermaßen ge⸗ 
ſtaltet: 

Die Todeserklaͤrung kann nur im Wege des 
Aufgebotsverfahrens erfolgen, für welches im all⸗ 
gemeinen die bisherigen Vorſchriften der ZPO. 
(vgl. 88 946 ff., 960 ff.) gelten. Das Verfahren 
ſchließt ab mit dem Ausſchlußurteil, in welchem 
der Zeitpunkt des Todes nach den oben beſprochenen 
Grundſäͤtzen feſtzuſtellen iſt. 

Die Todeserklärung erfolgt zwar nicht von 
Amts wegen, ſondern nur auf Antrag, aber 
antragsberechtigt find nicht nur die in ZPO. 8 692 
genannten Perſonen (der geſetzliche Vertreter des 
Verſchollenen ſowie jeder, der an der Todeserkärung 
ein rechtliches Intereſſe hat), ſondern nach 8 11 
der VO. auch der Staatsanwalt; dieſer deshalb, 
weil durch die Frage, ob ein Vermißter als lebend 
oder tot anzuſehen iſt, auch öffentliche Intereſſen 
berührt werden können; man denke z. B. an das 
Intereſſe des Staates an der Erbſchaftsſteuer. 
Wo öffentliche Intereſſen in erheblichem Maße 
mitſpielen, wird nicht nur ein Antragsrecht, ſon⸗ 
dern auch eine Antragspflicht des Staatsanwalts 
anzunehmen ſein. 

Die Aufgebotsfriſt iſt gegenüber den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. (88 965, 966 Abi. 2) auf 
einen Monat abgekürzt. Die Bekanntmachung 
des Aufgebots durch öffentliche Blätter kann unter: 
bleiben. Dagegen kann das Gericht anordnen, 
daß das Aufgebot außer an die Gerichtstafel auch 
in der Gemeinde, in der der Verſchollene ſeinen 
letzten Wohnfitz gehabt hat, an die für amtliche 
Bekanntmachungen beſtimmte Stelle angeheftet 
wird, damit es dem dem Verſchollenen naheſtehen⸗ 
den Perſonenkreiſe zu Geſicht kommt. In allen 
Fällen aber beginnt die Aufgebotsfriſt mit der 
Anheftung des Aufgebots an die Gerichtstafel. 
Wenn, wie dies nach ZPO. $ 972 möglich iſt, 
von der Landesjuſtizverwaltung die Erledigung der 
Aufgebotsanträge für mehrere Amtsgerichtsbezirke 
einem Amtsgericht übertragen iſt, ſo ſoll dieſes 
Amtsgericht für das Verfahren nach der Neuord⸗ 
nung ausſchließlich zuſtändig ſein und der Antrag: 
ſteller nicht verlangen können, daß die Erledigung 
durch das Amtsgericht der Wohnſitzgemeinde des 
Verſchollenen erfolgt; die gegenteilige Vorſchrift des 
8 972 Abſ. 1 Satz 2 3) O. iſt alſo nicht an⸗ 
wendbar. 

Daß ein Jahr lang über einen Vermißten 
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keine Nachrichten eingegangen find, rechtfertigt 
nicht unter allen Umſtänden den Schluß, daß er 
tot iſt. Es kann ſein, daß das Ausbleiben von 
Nachrichten ſich dadurch erklärt, daß der Vermißte 
etwa in eine entfernte Gegend mit geringer Ver⸗ 
kehrsgelegenheit, wie in das Innere von Afrika 
oder von Sibirien verbracht worden iſt oder daß 
er etwa aus ruffiſcher oder japaniſcher Gefangen: 
ſchaft entkommen iſt und in Sibirien umherirrt 
oder wohl auch, daß er ſich in einem Geſangenen⸗ 
lager befindet, aus welchem Mitteilungen der Ge⸗ 
fangenen nicht weiterbefördert werden. Derartigen 
Möglichkeiten trägt die VO. in zweckmäßiger Weiſe 
Rechnung, indem fie in § 9 beſtimmt, das Gericht 
könne das Verfahren auf die Dauer von längſtens 
einem Jahre ausſetzen, wenn eine weitere Nach⸗ 
richt nach den Umſtänden des Falles, insbeſondere 
nach der Entfernung des letzten bekannten Auf⸗ 
enthaltsortes des Verſchollenen, nicht ausgeſchloſſen 
erſcheint. Gegen den Ausſetzungsbeſchluß findet 
ſofortige Beſchwerde ſtatt. Nach Ablauf der Friſt 
iſt das Verfahren von Amts wegen fortzuſetzen. 

Für das ganze Verfahren nach den Vorſchriften 
der neuen BO. werden gerichtliche Gebühren nicht 
erhoben. ) 

3. Auch eine Todeserklärung, die auf den 
ſorgfältigſten Nachforſchungen beruht, kann ſich 
hinterher als irrig herausſtellen. Die VO. weiſt 
in den 88 10 und 11 zwei Wege, die zur Wieder⸗ 
aufhebung der Todeserklärung führen können. 

a) Einmal den bisher ſchon bekannten Weg 
der Anfechtung des Ausſchlußurteils. Dafür gelten 
im allgemeinen die Vorſchriften der ZPO. Die 
Anfechtungsklage findet alſo außer in den Fällen 
des 8 957 Abſ. 2 ZBO. auch dann ſtatt, wenn 
die Todeserkläͤrung mit Unrecht erfolgt oder der 
Zeitpunkt des Todes des Verſchollenen unrichtig 
feſtgeſtellt iſt (5 973). Aktiv- und Paſſiolegiti⸗ 
mation richten ſich nach $ 971. Die Anfechtungs⸗ 
klage iſt an die in der ZPO. (88 958, 976) ges 
ſetzten Friſten gebunden; nur der Verſchollene ſelbſt 
ſoll als Anfechtunaskläger nicht an dieſe Friſten 
gebunden ſein (VO. § 10 Abſ. 2). 

b) Dem Verſchollenen ſelbſt, der die Todes⸗ 
erklärung überlebt hat, und ebenſo dem Staats⸗ 
anwalt wird aber noch ein anderes einfacheres 
Mittel gegeben, die Wiederaufhebung der Todes⸗ 
erklärung herbeizuführen. Sie können nämlich 
ohne Anfechtungsklage die Aufhebung der Todes⸗ 
erklärung ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers bei dem Aufgebotsgericht beantragen; 
dieſer Antrag ſoll eine Angabe der ihn begründen⸗ 
den Tatſachen und die Bezeichnung der Beweis⸗ 
mittel enthalten. Das Gericht hat dann unter 
Benutzung dieſer Angaben von Amts wegen die 
zur Feſtſtellung des Sachverhalts erforderlichen 


8) Vgl. Hachenburg in DIZ 1915 Sp. 1197: 
„Es wäre beſchämend, wenn der Siaat ſich die Todes: 
erklärung des für die Allgemeinheit gefallenen Kämpfers 
bezahlen ließe.“ 
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Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet 
erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen. Vor der Ent⸗ 
ſcheidung hat es den Staatsanwalt, ſofern dieſer 
nicht ſelbſt der Antragſteller iſt, ſowie denjenigen 
zu hören, der die Todeserklärung erwirkt hat. 
Natürlich muß das Gericht hier, wenn der Antrag⸗ 
ſteller ſich als den Verſchollenen bezeichnet, vor 
allem deſſen Identität prüfen; ergeben ſich daran 
Zweifel, ſo iſt der Antrag zurückzuweiſen und der 
Antragſteller auf den Weg der Anfechtungsklage 
zu verweiſen. Wird der Antrag aus anderen 
Gründen zurückgewieſen, ſo ſteht dem Antragſteller 
die ſofortige Beſchwerde zu. Die Entſcheidung 
kann in dieſem vereinſachten Verfahren ohne münd⸗ 
liche Verhandlung ergehen. Sie erfolgt durch 
Beſchluß. Wir haben alſo hier die prozeſſuale 
Eigentümlichkeit, daß ein Urteil durch einen bloßen 
Beſchluß aufgehoben werden kann. Gegen den 
Beſchluß, der die Todeserklärung aufhebt, findet 
kein Rechtsmittel ſtatt. Dieſer Beſchluß wirkt 
über die am Verfahren Beteiligten hinaus für 
und gegen alle. Die dem Antragſteller erwachſenen 
außergerichtlichen Koſten (ZPO. $ 91) können im 
Falle der Aufhebung des Ausſchlußurteils dem⸗ 
jenigen auferlegt werden, der das Ausſchlußurteil 
erwirkt hat. Auch kann angeordnet werden, daß 
derjenige, der die Todeserklärung erwirkt hat, die 
Koſten erſtattet, die gemäß ZPO. 8 971 dem 
Nachlaß des für tot Erklärten zur Laſt gefallen ſind. 

Im übrigen hat der Antrag auf Aufhebung 
der Todeserklaͤrung dieſelben Wirkungen wie die 
Erhebung der Anfechtungsklage. Während jedoch 
nach ZPO. 8 976 Abſ. 2 mehrere Anfechtungs⸗ 
prozeſſe zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und 
Entſcheidung zu verbinden ſind, kann beim Zu⸗ 
ſammentreffen einer Anfechtungsklage mit einem 
Beſchlußantrag eine ſolche Verbindung nicht ſtatt⸗ 
finden, weil es ſich hier um heterogene Ver⸗ 
fahrensarten handelt; vielmehr iſt in dieſem Falle 
das Verfahren über die Anfechtungsklage bis zur 
Entſcheidung über den Beſchlußantrag auszuſetzen. 
Das einfachere Verfahren hat alſo im Konkurrenz⸗ 
falle den Vorzug. 

4. Vereinfacht iſt gegenüber den allgemeinen 
zivilprozeſſualen Regeln auch die Beweisauſ⸗ 
nahme, und zwar gilt dieſe Vereinfachung nach 
§ 17 der VO. für alle nach ihr zu entſcheidenden 
Fälle bei Anträgen auf Todeserklärung, bei An⸗ 
fechtungsklagen und bei Anträgen auf Aufhebung 
eines Ausſchlußurteils durch Beſchluß. Sie be⸗ 
ſteht darin, daß zum Nachweis von Tatſachen, 
die bei dem Truppenteil des Verſchollenen bekannt 
ſind, nicht eine Vernehmung der Kameraden und 
Vorgeſetzten des Verſchollenen als Zeugen not: 
wendig iſt, die in der Regel im Wege der Rechts⸗ 
hilfe durch Erſuchen des zuſtändigen Militär⸗ 
gerichtsbeamten erfolgen müßte, ſondern eine mit 
dem Dienſtſiegel verſehene ſchriftliche Erklärung 
des militäriſchen Diſziplinarvorgeſetzten genügt. 


— 


ſtehenden Truppen und Milltärgerichtsbeamten 
mit derartigen Erſuchen vermieden und durch den 
aus dem Dienftfiegel erſichtlichen dienſtlichen 
Charakter der Erklärung doch deren Zuverläſſig⸗ 
keit verbürgt. Wer Diſziplinarvorgeſetzter des 
Verſchollenen iſt, richtet ſich natürlich nach den 
militäriſchen Beſtimmungen; gehört der Verſchollene 
den unteren Dienſtgraden an, ſo wird es in der 
Regel der Kompagnie⸗, Schwadrons⸗ oder Batterie⸗ 
führer ſein. Iſt etwa der Truppenteil, dem der 
Verſchollene angehört hat, aufgelöft, jo hat die 
Beweiserhebung nach den Vorſchriften der ZPO. 
zu erfolgen. Soweit es ſich endlich um Tatſachen 
handelt, die bei der oberſten Militärverwaltungs⸗ 
behörde (der die Nachweiſebureaus unterſtehen) be 
kannt find, genügt zum Nachweis die ſchriftliche, 
mit dem Dienftfiegel verſehene Auskunft der Behörde. 

Die eben dargelegten Erleichterungen der Be⸗ 
weisaufnahme haben nicht den Sinn, daß das 
Aufgebotsgericht ſich mit der dienſtlichen Erklärung 
der militäriſchen Stellen begnügen und je nach 
deren Inhalt gebunden ſein ſoll, den Verſchollenen 
für lebend oder für tot zu halten. Vielmehr hat 
das Gericht nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden, ob neben jener Erklärung noch weitere 
Ermittelungen erforderlich find. Der Grundſatz 
der freien Beweiswürdigung durch das Gericht 
bleibt unangetaſtet. 


Die Verjährung der Auſprüche des Vauunter⸗ 
nehmers und des Architekten. 

Zu 8 196 Abſ. 1 Nr. 1 und Nr. 7 BGB. 

Von Oberlandesgerichtsrat A. Freymuth in Hamm. 


Die Frage der Verjährung der Anſprüche des 
Bauunternehmers und des Architekten hat die Recht⸗ 
ſprechung und die Wiſſenſchaft verſchiedentlich be⸗ 
ſchäftigt. Insbeſondere iſt auf die verdienſtvolle 
Abhandlung von Silberſchmidt bei Gruchot 58 
S. 333 ff. hinzuweiſen „Die Verjährung der Forde⸗ 
rungen des Baumeiſters und gegen den Bau⸗ 
meiſter“. Aber bei Silberſchmidt und ebenſo in 
den Kommentaren zum BGB. und auch in den 
bezüglichen Entſcheidungen des Reichsgerichts wie 
der Oberlandesgerichte werden die zu entſcheidenden 
Fragen, bisweilen auch die Begriffe „Bauunter⸗ 
nehmer“ und „Architekt“, nicht immer ſcharf aus⸗ 
einandergehalten. Daraus ergeben ſich mehrfach 
Mißverſtändniſſe und Irrtümer. Es ſei daher 
geſtattet, die Frage in den Umriſſen noch einmal 
zu beſprechen. 


Bauunternehmer und Architekt. 


Bauunternehmer und Architekt ſind keineswegs 
zwei verſchiedene Ausdrücke für denſelben Begriff, 


Auf dieſe Weiſe wird eine Belaſtung der im Felde ſondern zwei verſchiedene Begriffe. Der Bau⸗ 
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unternehmer iſt der Werkmeiſter, der den Bau 
herzuſtellen hat; der mit ihm geſchloſſene Bau⸗ 
übernahme⸗Vertrag iſt der Vertrag, den man 
früher vielfach „Bauentrepriſe“ nannte.) Der 
Architelt iſt der möglichſt künſtleriſch geſchulte 
Beiſtand des Bauherrn. Nach gütiger Mitteilung 
des Herrn Geh. Baurats Dr. Wolff, Verbands⸗ 
direktor des Verbandes deutſcher Architekten⸗ und 
Ingenieur⸗Vereine, befindet ſich ſchon lange und 
zurzeit noch (März 1916) ein Entwurf zu einer 
neuen „Gebührenordnung der Architekten und 
Ingenieure“ in Beratung der großen Architekten ⸗ 
und Ingenieur⸗Verbände. Dort heißt es in dem 
gedruckten Entwurf AGebO. 1914 Nr. 13 unter 
B 1: „Unter einem Architekten verſtehen der Ver⸗ 
band deutſcher Architekten⸗ und Ingenieurvereine 
und der Bund deutſcher Architekten den Baukünſtler, 
der entweder eine durch Diplomexamen abge⸗ 
ſchloſſene akademiſche Ausbildung im Hochbaufache 
befitzt oder eine über das handwerksmäßige Können 
hinausragende baukünſtleriſche Befähigung durch 
ſeine Arbeiten nachgewieſen hat.“ In der Druck⸗ 
ſache AGebO. 1914 Nr. 71 heißt es unter A 1: 
„Der Architekt oder der Ingenieur iſt der Ver⸗ 
trauensmann ſeines Auftraggebers, auf deſſen 
Rechnung er als Beauftragter handelt.“ In der 
lehrreichen und anregenden Abhandlung „Künſtler 
und Unternehmer“ (Voſſ. Zig. Nr. 106 vom 
27. Februar 1916) fagt der Geh. Oberbaurat 
Dr. ing. J. Stübben von dem Architekten: „Er ent⸗ 
wirft die Gebäude, beſtimmt deren Verhältniſſe, 
Einteilung und Schmuck, leitet die Ausführung 
und regelt die Koſten“. Dann: „Zum Bauen, 
gehören drei: Der Bauherr, der Künſtler und 
der Unternehmer.“) Stübben nennt den Archi⸗ 
tekten in ſeiner Abhandlung den „Bauanwalt“. 
Die Aufgaben des Architekten gibt Stübben ſo 
an: „Er hat einen dem Bauherrn genehmen Ent⸗ 
wurf anzufertigen, die Feſtigkeitsberechnungen an⸗ 
zuſtellen, den Koſtenvoranſchlag zu ermitteln, die 
baupolizeiliche Erlaubnis einzuholen, die Aus⸗ 
führungszeichnungen in großem Maßſtab aufzu⸗ 
tragen, die Arbeiten und Lieferungen im ganzen 
oder im einzelnen zu verdingen, die Verträge mit 
Unternehmern und Handwerkern abzuſchließen, 3 
die Bauſtoffe und Werkleute zu beaufſichtigen, die 
Kane Reibungen . .. zu ſchlichten, die Rechnungen 


1) Es ſoll hier der Einfachheit halber der Fall 

angenommen werden, daß nicht einzelne „Loſe“ ver⸗ 
eben werden, ſondern daß ein Bauunternehmer den 

Ban im ganzen übernimmt. („Bauentreprife” ſchlecht⸗ 
hin oder auch „General⸗Bau⸗Entrepriſe“). 

5) Stübben gebraucht den Ausdruck „Künſtler“ 
hier für den Begriff des „Architekten“. Rechtlich wird 
es vielfach nicht zutreffen, den Architekten als „Künſtler“ 
zu bezeichnen, vgl. das unten in anderem Zuſammen⸗ 
hang 91 Erkenntnis des Reichsgerichts vom 
1. Dezember 1914 VII 266/14 in RG. 86, 75. Hier 
kommt es nur darauf an zu zeigen, daß der „Künſtler“ 
oder „Architekt“ nicht dasſelbe iſt wie der „Unter⸗ 
nehmer“, ſondern neben ihn tritt. 


zu prüfen, die Zahlungen anzuweiſen und 
die Abrechnung des ganzen Baues aufzuſtellen.“ 

Wenn der Architekt ſelber als „Ganzunter⸗ 
nehmer“ auftritt (Ausdruck von Stübben), ſo wird 
er damit freilich „Bauunternehmer“. Für den 
Architekten als Bauunternehmer wird dann wohl 
rechtlich nichts anderes gelten als für den Bau⸗ 
unternehmer, der nicht Architekt iſt.') Iſt aber 
der Architekt nur als ſolcher tätig, ſo iſt er eben 
etwas anderes als der „Bauunternehmer“. Dies 
wird in den Entſcheidungen der Gerichte und den 
Erörterungen der Schriftſteller nicht immer ge⸗ 
nügend auseinandergehalten. 


Die zu eutſcheidenden Fragen. 


Nach 8 196 Abſ. 1 Nr. 1 BGB. verjähren 
in 2 Jahren — oder in 4 Jahren, wenn die 
Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schuldners 
erfolgt, 8 196 Abſ. 2 — die Anſprüche „der Kauf⸗ 
leute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, 
welche ein Kunſtgewerbe betreiben, für Lieferung 
von Waren, Ausführung von Arbeiten und Be⸗ 
ſorgung fremder Angelegenheiten, mit Einſchluß 
der Auslagen“. Nach Ziffer 7 unterliegen der 
zweijährigen Verjährung) die Anſprüche „der⸗ 
jenigen, welche, ohne zu den in Nr. 1 bezeichneten 
Perſonen zu gehören, die Beſorgung fremder Ge⸗ 
ſchäfte oder die Leiſtung von Dienſten gewerbs⸗ 
mäßig betreiben, wegen der ihnen aus dem Ge⸗ 
werbebetriebe gebührenden Vergütungen, mit Ein⸗ 
ſchluß der Auslagen“. 

An dieſe Vorſchriften knüpfte ſich eine Streit⸗ 
frage, die vielſach ſo gefaßt wird: Unterliegt der 
Verjährungsanſpruch aus dem Bauübernahme⸗ 
vertrag der kurzen Verjährung des § 196? Dieſe 
Frageſtellung iſt ſchief und hat Unheil angerichtet. 
Sie iſt aus folgendem Grunde ſchief: $ 196 unter: 
ſtellt nicht die Anſprüche aus gewiſſen Arten 
(„Kategorien“) von Rechtsgeſchäften der kurzen 
Verjährung, ſondern die Anſprüche gewiſſer Per⸗ 
ſonenklaſſen, nämlich in Nr. 1 die der Kaufleute, 
Handwerker uſw., in Nr. 2 die der Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft Treibenden, in Nr. 3 die der Eiſen⸗ 
bahnunternehmungen uſw.“), in Nr. 4 die der 
Gaſtwirte uſw., und ſo fort bis Nr. 17 einſchließ⸗ 
lich. Das Geſetz hat es vermieden, in den ein⸗ 
zelnen Ziffern des 8 196 die techniſchen Aus⸗ 
drücke anzuwenden, die für beſtimmte Verträge 
geſetzlich feſtgelegt find (z. B. „Kauf“, „Werkver⸗ 
trag“). Nach dem Wortlaut der Ziffer 1 z. B. 
„für . . . . Ausführung von Arbeiten“ kann es gar 


) Ich habe jedoch dieſe Frage nicht beſonders 
durchgeprüft; ſie kann hier dahingeſtellt bleiben. 

9 Für Ziffer 7 iſt die Vorſchrift, daß bei Leiſtung 
für den Gewerbebetrieb des Schuldners die vier⸗ 
jährige Verjährung an Stelle der zweijährigen tritt, 
nicht gegeben. 

5) „Eiſenbahnunternehmungen“; fo der Ausdruck 
Richtiger wäre natürlich der Ausdruck 
Sachlich iſt es dasſelbe. 


des Geſetzes. 
„Eifenbahnunternehmer“. 
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nicht zweifelhaft ſein, daß darunter Werkverträge 
milinbegriffen find. Dies ſteht auch in der amt⸗ 
lichen Begründung zum BGB. (vgl. Entwurf I 
8 156 Ziff. 1 und dazu die Aeußerung der Motive 
bei Mugdan Bd. 1 S 517). Vgl. auch hierüber 
die zutreffenden Bemerkungen des 7. Senats des 
Reichsgerichts im Urteil vom 23. April 1907, VII 
261/06 (RG. 66, 48 und JW. 1907. 3590). 6) 
Ferner bemerkt der 7. Senat in dem Urteil vom 
31. März 1905, VII 409/04 in der bei Gruchot 
50, 93 veröffentlichten Faſſung zutreffend ... es 
„unterwirft die genannte Geſetzesſtelle in Ziff. 1 
nicht etwa .. .. Forderungen aus beſtimmten Ver⸗ 
tragsarten z. B. aus Werkverträgen ganz allgemein 
der kurzen Verjährung, ſondern ſie unterſtellt ſie 
dieſer nur dann, wenn ſie beſtimmten Per⸗ 
ſonen als Kaufleuten, Fabrikanten, Handwerkern, 
Kunſtgewerbetreibenden zuſtehen. Es fragt ſich 
daher im gegebenen Falle nicht, ob die vom Klaͤger 
übernommenen Leiſtungen zuſammen eine einfache 
Werkübernahme oder einen ſog. Entrepriſevertrag 
begründeten, ſondern nur, ob der Klaͤger unter 
die Zahl der vorgenannten Geſchäſtsleute fiel“. “ 


Man muß alſo, wenn man die Frage richtig 
ſtellen will, ſo fragen: Unterliegt der Anſpruch 
des Kaufmanns, des Handwerkers aus 
dem Bauübernahmevertrag der kurzen Verjährung 
des 3 196 Nr. 12 Man ſieht dann auch gleich, 
daß die Frage eigentlich ſonderbar iſt. Daß es 
ſich bei dem Anſpruch aus dem Bauübernahme⸗ 
vertrag um einen Anſpruch für „Ausführung von 
Arbeiten“ oder „Beſorgung fremder Geſchaͤfte“ 
handelt (§ 196 Nr. 1), kann nicht gut zweifelhaft 
ſein. Weshalb ſollte alſo der genannte Anſpruch, 
ſofern er einem Kaufmann oder Handwerker zu⸗ 
ſteht'), nicht unter $ 196 Nr. 1 fallen? Daß 
man auf dieſen Gedanken überhaupt kam, erklärt 
ſich lediglich aus der preußiſchen Rechtſprechung. 
Dort nahm man durchweg an, daß die Anſprüche 
aus dem ſog. „Bauentrepriſevertrag“ nicht der 
kurzen Verjährung des dem $ 196 BGB. etwa 
entſprechenden preußiſchen Geſetzes vom 3 1. März 
1838, ſondern der regelmäßigen dreißigjährigen 
Verjährung unterſtanden, vgl. hierüber Silber⸗ 
ſchmidt a. a. O. bei Gruchot 58 S. 333 ff. Dieſe 


6) Im übrigen find die Darlegungen des Reichs⸗ 
gerichts in jenem Urteil unzutreffend und von dem 
7. Senat fpäter ſelbſt aufgegeben worden, vgl. darüber 
unten. 

1) Das Urteil iſt auch in JW. 1905, 337“ abge⸗ 
druckt. Da fehlt aber die aus dem Abdruck bei Gruchot 
oben mitgeteilte Stelle. — 

Während hier der 7. Senat für die Auslegung 
des § 196 die richtigen Grundſätze aufſtellt, vernach⸗ 
läſſigt er in der Entſcheidung RG. 86, 75 dieſe Grund— 
ſätze ſelbſt, vgl. darüber unten. 

) Der in § 196 Nr. 1 noch genannte Fabrikant 
und Kunſtgewerbetreibende wird kaum als gewerb— 
licher Bauunternehmer auftreten. Im folgenden ſoll 
‚ Immer nur von dem Kaufmann und Handwerker die 
Rede ſein. 
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Auffaſſung übertrug man dann auf die Aus⸗ 
legung des 8 196 Abſ. 1 Nr. 1 BGB. Ob ſonderbar 
oder nicht, die Frage wurde jedenfalls aufgeworfen. 
Wir erhalten dann aber bei richtiger Frageſtellung als 
erſte Frage 
die: Unterliegt der Bauübernahmevertrag des Kauf: 
manns und des Handwerkers der kurzen Verjährung 
des 8196 Nr. 12 Auf dieſe Frage gab der 7. Senat 
des Reichsgerichts in der ſchon erwähnten Entſchei⸗ 
dung vom 23. April 1907, VII 261/06 (RG. 66, 48 
und JW. 1907, 3590) die mindeſtens in der Faſſung 
bedenkliche Antwort: „Der Entrepriſevertrag“ 
(ſchlechthin) fällt nicht unter die kurze Verjährung. 
Es war dies aber nur eine nebenbei gemachte, 
das Urteil nicht tragende Bemerkung. Denn der 
dort entſchiedene Fall betraf nicht den Bauüber⸗ 
nahme⸗(„Entrepriſe⸗“) Vertrag, ſondern einen Ver⸗ 
trag betr. Aufſchüttung eines Geländes. Später 
hat der 7. Senat ſeine Anſicht aufgegeben und 
mit richtiger Faſſung der zu erteilenden Antwort 
erflärt, daß der Bauübernahmevertrag des Kauf⸗ 
manns der kurzen Verjährung des 8 196 Nr. 1 
unterliege: Urteil vom 3. November 1908, VII 
577/07, RG. 70, 28 und Urteil vom 7. No⸗ 
vember 1912, VII 226/12, JW. 1913, 129. 
Daß der Anſpruch aus dem Bauübernahmever⸗ 
trag des Handwerkers der kurzen Verjährung 
des 8 196 Nr. 1 unterliege, hat der 6. Senat in 
dem Urteil vom 11. April 1907, VI 291/06 
(RG. 66, 4 und JW. 1907, 325°) und in dem 
Urteil vom 17. Februar 1908, VI 190/07, JW. 
1908, 235° erklärt. Nach der Angabe des 7. Senats 
in dem obenerwähnten Urteil RG. 70, 28 hat der 
4. Senat in dem Urteil vom 2. Januar 1905, 
IV 463/04 erklärt, daß bei „Bauentrepriſever⸗ 
trägen“ die kurze Verjährung nicht Platz greife. 
Das Urteil des 4. Senats vom 2. Januar 1905 
iſt auszugsweiſe in JW. 1905, 1101 abgedruckt. 
Nach der dort vorliegenden Faſſung, die freilich 
völlige Klarheit nicht ſchafft, müßte man vielmehr 
annehmen, daß der 4. Senat die kurze Verjährung 
angenommen hat, und daß der 7. Senat in ſeinem 
Urteil RG. 70, 28 den Inhalt des Urteils nicht 
zutreffend berichtet. Aber mag die Sache ſo oder 
jo liegen: in dem fpäteren Urteil vom 6. April 
1908, IV 417/07 in JW. 1908, 3285 hat der 
4. Senat — und zwar, ohne anzugeben, daß er 
eine früher vertretene Rechtsanſicht aufgebe — er⸗ 
klärt, daß der Bauübernahmevertrag des Hand⸗ 
werkers der kurzen Verjährung des 8 196 Nr. 1 
unterliege. In einem Falle, in dem der Abdruck 
nicht erkennen läßt, wer den Anſpruch geltend ge⸗ 
macht hat, hat der 2. Senat kurz erklärt, daß der 
Anſpruch aus dem „Bauentrepriſevertrage“ der 
kurzen Verjährung des $ 196 Nr. 1 unterliege: 
Urteil vom 2. Januar 1912, II 358/11, RG. 
78, 130. Die erſte Frage: Unterliegt der 
Bauübernahmevertrag des Kaufmanns und Hand— 
werkers der kurzen Verjährung des $ 196 Nr. 1 
BGB.? wird ſomit nach dem jetzigen Stande 
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der Rechtſprechung von den Senaten des Reichs⸗ 
gerichts bejahend beantwortet.“) — 


Die zweite Frage, 


deren Beantwortung als zweifelhaft betrachtet 
wurde, ergab ſich aus folgendem: Die kurze Ver: 
jährung gemäß 8 196 ſollte nach den Angaben 
in den Motiven (Entwurf I 8 156, Mugdan 
Bd. I S. 515 ff.) hauptſächlich den unbedeutenden 
Geſchäften des täglichen Verkehrs dienen. Daher 
entſtand die Frage, ob die kurze Verjährung des 
8 196 auch bei Anſprüchen von erheblicher Höhe 
Platz greife. 

Dieſe Frage iſt von mehreren Senaten des 
Reichsgerichts entſchieden worden. Dies muß be⸗ 
ſonders betont werden, weil mehrfach die betreffenden 
Urteile als Beleg für die Entſcheidung anderer 
Fragen, die in Wahrheit gar nicht zur Entſchei⸗ 
N ſtanden, angeführt werden. Vgl. das Fol⸗ 
gende: 

In der ſchon angeführten Entſcheidung des 
7. Senats vom 23. April 1907 (RG. 66, 48 und 
JW. 1907, 359°) handelte es ſich um eine ins 
Handelsregiſter eingetragene offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, die an einem Gelände des Vertragsgegners 
Aufſchließungs⸗, namentlich Aufſchüttungsarbeiten 
gemacht hatte. Die geltend gemachte Forderung der 
offenen Handelsgeſellſchaft betrug über 20 000 M. 
Der Senat hat erklart „es mag . .. befremden, 
daß eine Forderung von über 20 000 .... 
der kurzen Verjährung ausgeſetzt ſein ſoll. Das 
Geſetz macht aber die Anwendung des $ 196 von 
dem Betrage des Anſpruchs nicht abhängig.“ Es 
folgt dann der Satz „ob es ſich bei der Auf⸗ 
ſchüttungsarbeit um Herſtellung eines „Werkes“ 
(8 631 BGB.) handelte, bedarf der Erörterung 
nicht, weil .. .. der Werkvertrag eine Ausnahme 
von der kurzen Verjährung nicht begründet“. Um 
ſich vor Mißverſtändniſſen zu hüten, muß man 
beachten, daß es der Senat nur mit Nummer 1 des 
8 196 (nicht mit Nummer 7) zu tun und folgen: 
des zu entſcheiden hatte und entſchieden hat: 
Gilt die lurze Verjährung des $ 196 Nr. 1 auch 
bei großen Anſprüchen? (Antwort: ja). Fallen 
— beim Vorliegen der ſonſtigen Vorausſetzungen 
— auch nt unter 8 196 Nr. 12 (Ant: 
mort: ja). 

Damit gab der 7. Senat ſeine frühere An: 
ſicht auf. In der ebenfalls ſchon angeführten 
Entſcheidung vom 31. März 1907 (JW. 1905, 
337“ und Gruchot 50, 93) handelte es ſich um 
folgendes: Ein königlicher Regierungsbaumeiſter, 
Zivilingenieur und Bauunternehmer verlangte die 
Bezahlung von mehr als 15000 M für den chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbau eines Weges. Es wurde die kurze 


) So auch der 7. Senat nochmals in dem Urteil 
vom 7. November 1912, VII 226/12 in JW. 1913, 1297. 
Dieſes Urteil und das oben angeführte Urteil des 
2. Senats vom 2. Januar 1912 (RG. 78, 130) betreffen 
ausgeſprochener Maßen die Nr. 1 des § 196. 
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Verjährung des 8 196 eingewandt, und zwar nach 
Nr. 1, weil eine „Handwerkerforderung“ oder 
nach Ziffer 7, weil eine Forderung aus „Dienſt⸗ 
leiſtungen“ vorliege. Der Senat erklart: 8 196 
Nr. 1 greift nicht durch, weil eine gewerbsmäßig 
betriebene Straßenbauunternehmung nicht einen 
Handwerksbetrieb darſtellt. 8 196 Nr. 7 greift 
aus folgenden Gründen nicht durch: Wie die 
Motive zum BGB. ergeben, will Nr. 7 neben 
den Forderungen für Beſorgung fremder Geſchäfte 
die Forderungen der nicht zu den eigentlichen 
Handwerkern gerechneten kleineren Gewerbetrei⸗ 
benden für rein perſönliche Tätigkeit treffen. Es 
mag dahingeſtellt bleiben, ob das Geſetz in Nr. 7 
bei dem Ausdruck „Leiſtung von Dienſten“ nicht 
überhaupt nur reine Dienſtverträge (BGB. 88 611ff.) 
im Gegenfatz zu den Werkverträgen (88 631ff.) im 
Auge hat. „In keinem Falle können große Straßen⸗ 
bauunternehmungen, wobei .... Leiſtungen im 
Werte von vielen tauſend Mark bedungen find... ., 
zu Dienſtleiſtungen im Sinne der .... Nr. 7 
gerechnet werden.“ 

Man beachte alſo, daß das Reichsgericht hier 
nur folgende Fragen entſchieden hat: Fällt die 
geltend gemachte Forderung unter 8 196 Nr. 12 
(Antwort: Nein, weil keine Handwerkerforderung 
— was allein vielleicht in Betracht kame). Fällt 
die Forderung unter 8 196 Nr. 7% (Antwort: 
Nein, weil die Summe zu hoch.“) Es bleibt 
dahingeſtellt, ob nur Anſprüche aus einem 
Dienſtvertrag oder auch Anſprüche aus Werkver⸗ 
trag unter Nr. 7 fallen. 

In dem ebenfalls vom 7. Senat gefällten 
Urteil vom 16. November 1909, VII 577/08 
(RG. 72, 179) handelte es ſich um folgendes: 
Eingeklagt wurde die (abgetretene) Forderung 
eines Schriftſtellers auf 5000 M für die „Sanie⸗ 
rung“ eines Unternehmens. Das Berufungsgericht 
hatte die Klage abgewieſen, weil die Verjährung 
aus 8 196 Nr. 7 durchgreife. Die Reviſion des 
Klägerd machte geltend: Die Forderung ſei als 
Werklohnforderung anzuſehen, auf die 8 196 Nr. 7 
keine Anwendung finde. Sollte aber doch eine 
„Beſorgung fremder Geſchaͤfte“ vorliegen, jo könne 
gleichwohl 8 196 Nr. 7 nicht Anwendung finden, 
weil dieſe Vorſchrift ſich nur auf kleine, nicht auf 
ſeltene und bedeutende Geſchäfte beziehe. Das 
Reichsgericht erklärt: „Beide Angriffe find nicht 
begründet.“ Die rechtliche Beurteilung des vor⸗ 
liegenden Vertrages durch das Berufungsgericht 
iſt richtig. Es liegt in der Tat kein Werkvertrag 
vor, ſondern eine „Beſorgung fremder Geſchäfte“ 
oder eine „Leiſtung von Dienſten“. Daher iſt 
8196 Nr. 7 anwendbar. Ferner: Nr. 7 ergreift 
auch bedeutende und ſelten vorkommende Ge: 


ſchäfte. 


10) Die Auffaſſung, daß bei hohen Summen 8 196 
nicht Platz greife, hat, wie erwähnt, der 7. Senat ſpäter 
aufgegeben. 
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Der Senat hat alfo folgende Fragen hier 
entſchieden: Liegt im Falle Werkvertrag oder 
liegt Dienſtvertrag (bzw. Geſchäftsbeſorgung) vor? 
(Antwort: Dienſtvertrag bzw. Geſchäftsbeſorgung, 
daher 8 196 Nr. 7 anwendbar). Schließt aber 
etwa die Größe oder die Seltenheit der Forde⸗ 
rung die Anwendung der Nr. 7 aus? (Antwort: 
Nein). 

Der 3. Senat hatte in dem Urteil vom 
22. November 1912, III 137/12 (RG. 81, 8) 
folgendes zu entſcheiden: Ein Ingenieur und Eiſen⸗ 
bahnunternehmer hatte bei Herſtellung eines An⸗ 
ſchlußgleiſes die Aufſicht und Leitung der zur 
Herſtellung des Gleiſes erforderlichen Arbeiten 
übernommen. Das Reichsgericht erklärt: Es 
liegt ein Dienſtvertrag, nicht ein Werkvertrag vor. 
Die Leiſtung der Dienfte gehörte — was im 
Falle vielleicht zweifelhaft ſein konnte — zum 
Gewerbebetrieb des Betreffenden. Daher iſt 8 196 
Nr. 7 anwendbar. Die Höhe des Anſpruchs (über 
4000 ) ſteht nicht entgegen.“) 

Der Senat hat alſo hier folgendes entſchieden: 
Liegt im Falle Dienſtvertrag vor, und zwar 
innerhalb des „Gewerbebetriebes“? (Antwort: 
ja; daher $ 196 Nr. 7 anwendbar). Schließt 
aber etwa die Höhe der Forderung die Anwendung 
der Nr. 7 aus? (Antwort: nein). 

Die zweite Frage: Wird durch die Größe 
der geltend gemachten Forderung die Anwendung 
der kurzen Verjährung ausgeſchloſſen ? wird ſomit 
zurzeit von den Senaten des Reichsgerichts ſowohl 
für Nr. 1 wie für Nr. 7 des 8 196 verneinend 
beantwortet. 


Die dritte Frage 


iſt die: Fällt bei dem Bauunternehmer, der weder 
Handwerker noch Kaufmann iſt, der alſo der Nr. 1 
des § 196 nicht unterliegen kann, der Anſpruch 
aus dem Bauübernahmevertrag unter die Nr. 7 
des 8 1962 

Hierüber hat ſich der 6. Senat in dem Urteil 
vom 14. November 1912 VI 390/12 (JW. 1913, 
196°) ausgelaſſen und erklärt: Es wäre feſtzu⸗ 
ſtellen, ob das Gewerbe des Klägers, eines unter 
die Nr. 1 des 8 196 nicht fallenden Bauunter⸗ 
nehmers, in der Leiſtung von Dienſten oder der 
Beſorgung fremder Geſchäfte beſteht. „Bei einem 
Bauunternehmer, deſſen Tätigkeit normalerweiſe in 


1) Der 3. Senat gibt in RG. 81, 8 zutreffend an 
(ogl. die Darſtellung oben), daß der 7. Senat bezüglich 
der Unterſtellung bedeutender Anſprüche unter 8 196 
früher anderer Anſicht war (JW. 1905, 337), dem⸗ 
nächſt aber ſeine Anſicht geändert hat (RG. 72, 179). 
Dann ſagt der 3. Senat noch, er habe ſelbſt ſchon in 
dem Urteil vom 31. Januar 1905, III 301/04 ſich dahin 
ausgeſprochen, daß auch bedeutende Forderungen der 
kurzen Verjährung des 8 196 unterliegen. Das Urteil 
vom 1. Januar 1905 ift in RG. 60, 74 und JW. 1905, 
169° abgedruckt. Daß gerade dieſe Frage dort ent— 
ſchieden ſein ſollte, laſſen die Abdrucke nicht erkennen. 
Es kommt aber für die hier angeſtellten Unterſuchungen 
auf das Urteil nicht weiter an. 
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der Herſtellung von Bauwerken beſteht, iſt das 
wenig wahrſcheinlich und auch der Vertrag mit dem 
Beklagten bietet zu einer ſolchen Annahme keinen 
Anlaß. Werkvertraͤge, BGB. 88 631 ff., fallen 
nicht unter die Vorſchrift des 8 196 Nr. 7, RG. 
72 S. 180 bis 181..“ Die Anführung von 
RG. 72, 180 iſt in dieſem Zuſammenhang un⸗ 
zutreffend. Ich habe oben die Entſcheidung RG. 
72, 180 (179) in ihrem Aufbau mitgeteilt. Es 
ergibt ſich aus meiner Darſtellung, daß in RG. 
72, 180 das Reichsgericht (Senat 7) keineswegs 
die Frage entſchieden hat, ob Anſprüche aus Werk⸗ 
verträgen unter die Nr. 7 des $ 196 fallen. Dieſe 
Auffaſſung wird vielmehr in dem Urteil RG. 72, 
179 lediglich als Rechtsauffaſſung des Klägers 
mitgeteilt. Der Senat nimmt dort zu dieſer 
Rechtsfrage keine Stellung, ſondern tritt der An⸗ 
ſicht des Berufungsrichters, daß ein Anſpruch aus 
einem Dienſt⸗ oder einem Geſchäftsbeſorgungs⸗ 
vertrage vorliege, bei und legt dar, daß auf dieſen 
Vertrag die Nr. 7 des $ 196 anwendbar ſei. 

Für unrichtig halte ich auch in ſeiner allge⸗ 
meinen Faſſung den Satz „Werkverträge, BGB. 
88 631 f., fallen nicht unter die Vorſchrift des 
8 196 Nr. 7“. Ich werde dies unten näher be⸗ 
gründen. 

Im Ergebnis wird trotzdem die Entſcheidung 
in JW. 1913, 196° zutreffend fein. Die Taͤtig⸗ 
keit des Bauunternehmers wird in der Tat nicht 
in der gewerbsmaͤßigen Leiſtung von Dienſten oder 
der Beſorgung fremder Geſchäfte beſtehen. Aus 
dieſem Grunde werden ſeine Anſprüche aus dem 
Bauübernahmevertrage der Nr. 7 nicht zu unter: 
ſtellen ſein. Anders aber liegt die Sache für 
den Architekten, vgl. hierüber unten. 

Die dritte Frage: Unterliegt der Ver⸗ 
gütungsanſpruch des nicht unter die Nr. 1 des 
§ 196 fallenden Bauunternehmers der kurzen Ver⸗ 
jährung der Nr. 7? iſt alſo vom 6. Senat ver- 
neint worden, und zwar mit Recht. 


Die vierte Frage 


iſt die, ob der Vergütungsanſpruch des bauleiten⸗ 
den Architekten — der nicht einen Bauübernahme⸗ 
vertrag ſchließt — der kurzen Verjährung des 
9 196 unterliegt? Soweit der Architekt Kauf: 
mann iſt, iſt der Anſpruch unbedenklich der Ziffer 1 
des § 196 zu unterſtellen (vgl. HBG. 88 2, 5, 
343, 344). Dabei gehe ich mit dem Reichsgericht 
(RG. 86, 75, vgl. unten) davon aus, daß der 
Architekt, der ſtändig Baupläne entwirft und die 
Bauleitung führt, regelmäßig nicht „Künſtler“, 
ſondern „Gewerbetreibender“ iſt. Es kann freilich 
vorkommen, daß der Architekt nur Künſtler iſt. 
Dies wird dann anzunehmen ſein, wenn der 
künſtleriſch gebildete Architekt lediglich Entwürfe 
und Baupläne anfertigt, ohne, wenigſtens regel⸗ 
mäßig, auch die Bauleitung zu übernehmen. Hierin 
ſehe ich den charakteriſtiſchen Unterſchied. Wer 
regelmäßig Bauten leitet (natürlich gegen Entgelt), 
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hat fi) von der rein künſtleriſchen Tätigkeit doch 
ſo weit entfernt, daß er im Rechtsfinne nicht mehr 
als Künſtler, ſondern als „Gewerbetreibender“ 
aufzufaſſen iſt, mögen auch ſeine ſonſtigen Arbeiten 
(Entwerfen der Pläne) einen künſtleriſchen Stempel 
tragen. Die Vergütungsanſprüche der a. 
die nur Künftler find, fallen nicht unter Nr. 7 
und verjähren erſt in 30 Jahren.!) 

Der 7. Senat des Reichsgerichts hatte in dem 
ſchon erwähnten Urteil vom 1. Dezember 1914, 
VII 266 / 14 (RG. 86, 75 und JW. 1915, 239%) 
folgenden Fall zu entſcheiden: Der Kläger iſt 
ein akademiſch gebildeter Architelt und übernimmt 
die Errichtung von Bauten nicht ſelbſt, ſondern 
ſtellt lediglich den Bauplan auf und überwacht 
die Bauausführung. Im Falle hatte er bei dem 
Umbau eines zu ärztlichen Zwecken einzurichtenden 
Hauſes den Bauplan (das „Bauprojekt“) aufge⸗ 
ſtellt, die baupolizeiliche Genehmigung erwirkt und 
die Bauleitung geführt. Als Honorar ſollte er 
8 v. H. der ganzen Bauſumme erhalten. Gegen⸗ 
über ſeiner auf Zahlung der Vergütung gerich⸗ 
teten Klage wandte der Vertragsgegner die kurz⸗ 
friſtige Verjährung ein. Das Berufungsgericht 
verwarf dieſe Einrede. Das Reichsgericht hat das 
Urteil aufgehoben, die Sache zurückverwieſen und 
erklärt: Der Berufungsrichter hält Nr. 7 des 
8 196 nicht für anwendbar, weil er das Vertrags⸗ 
verhältnis nicht als Dienſtvertrag, ſondern als 
Werkvertrag auffaßt und auch die Gewerbsmäßig⸗ 
keit nicht fur gegeben hält. Nach beiden Rich⸗ 
tungen ſind die Ausführungen unzureichend. Um 
feſtzuſtellen, ob Dienſt⸗ oder Werkvertrag vorliegt, 
find die Beſonderheiten des Vertrages im Einzel⸗ 
falle zu berückſichtigen. Die zwiſchen dem Archi⸗ 
tekten und dem Bauherrn geſchloſſenen Verträge 
ae ſehr verſchiedenen Inhalt. Daher erſcheint 

es „nicht als eine ausreichende und überzeugende 
Begründung, wenn der Berufungsrichter, wie ge⸗ 
ſchehen, mit allgemeinen, nicht auf den gerade 
vorliegenden Fall zugeſchnittenen, ſondern die 
Stellung und Taͤtigkeit eines bauleitenden Archi⸗ 
tekten von der Art des Klaäͤgers überhaupt be⸗ 
treffenden Ausführungen darzutun verſucht, daß 
die Aufſtellung des Bauplans ſich als Gegenſtand 
eines Werkvertrags, nicht eines Dienſtvertrags dar⸗ 
ſtelle. Je nach den Umſtänden kann ſie recht 
wohl auch den Gegenſtand eines Dienſtvertrags 


1) Mehrfach findet man in der Rechtſprechung 
der Oberlandesgerichte die Auffaſſung vertreten, als 
ob die Tätigkeit des Architekten, wenigſtens die des 
akademiſch gebildeten, ſchlechthin eine künſtleriſche und 
aus dieſem Grunde für ſeine Anſprüche die kurze Ver⸗ 
jährung ausgeſchlo 9575 ſei, vgl. OLG. Hamm 10. Dez. 
1908 in OL GRſpr. — OL. Düſſeldorf 24. Jan. 
1910 in Os GRſpr. 22, 164 — OLG. Jena 3. Juli 
1912 in Seuffert Archiv 67 S. 434 Nr. 244. Dieſe Auf⸗ 
fung iſt abzulehnen, vgl. die Darſtellung oben und 

RE. Auch der oben erwähnte Entwurf der 
Architekten AGO. 1914 Nr. 71 ſpricht in $ 28 von dem 
Bezirk, in dem der Architekt feine „geſchäftliche 
Niederlaſſung“ 8 
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darſtellen, ſie iſt auch in der Rechtſprechung der 
Gerichte vielfach jo aufgefaßt worden (vgl. Silber⸗ 
ſchmidt in Gruchots Beitr. 1914 S. 343, 349; 
RG. 63, 312, 315; 81, 8; Seuff Archiv. 60, 350). " 
Das Reichsgericht fährt fort: Wird ein Bauplan 
aufgeſtellt und außerdem die Bauleitung über⸗ 
nommen, ſo iſt regelmäßig die Aufſtellung des 
Planes nur die Vorbereitungshandlung, der Haupt⸗ 
gegenſtand des Vertrages iſt die Bauleitung. 

Daß ein Architekt, der ſeinen Beruf zu Er⸗ 
werbszwecken ausübt, grundſaͤtzlich als Künſtler 
nicht unter den Begriff des Gewerbetreibenden 
falle, iſt nicht anzuerkennen. — 

Zu dieſer Entſcheidung iſt folgendes zu be⸗ 
merken: Daß im vorliegenden Falle ein Dienſt⸗ 
vertrag anzunehmen, ſcheint richtig. Zwar iſt es 
nicht zutreffend, daß die Aufſtellung eines Bau⸗ 
plans an ſich den Gegenſtand eines Dienſtver⸗ 
trages bilden könne. Es kommt dabei offenſicht⸗ 
lich nicht auf die Arbeitsleiſtung, ſondern auf 
den Erfolg, das „Werk“ an (BGB. 8 631). 
Richtig aber iſt, daß, wenn der Architekt den 
Bauplan aufſtellt und den Bau leitet, die Bau⸗ 
leitung derartig als das Ueberwiegende erſcheint, 
daß fie dem ganzen Vertrage den Stempel auf: 
drückt. Der Vertrag über die Bauleitung aber 
iſt in der Tat ein Dienſtvertrag. 

Die Anführungen in RG. 86, 75 ſind nicht 
zutreffend oder nicht genau. Silberſchmidt bei 
Gruchot 58 S. 343 ſpricht ausdrücklich davon, 
daß der auf Ausarbeitung des Projekts und 
Ueberwachung der Arbeiten gerichtete Vertrag 
Dienſtvertrag ſei (auf S. 349 drückt er ſich 
allerdings nicht ganz klar aus). In RG. 63 
S. 312, 315 (Senat 7, Urteil vom 18. Mai 1906, 
VII 435 05) handelt es ſich um die Frage, ob 
dem bauleitenden Architekten der Anſpruch auf 
die Sicherungshypothek des 8 648 BGB. zuſtehe. 
Das Reichsgericht hat dies verneint, weil der u 
leitende Architekt nicht als „Unternehmer“ 
Sinne des 8 648 zu betrachten ſei. Aus bei 
Urteil iſt zu entnehmen, daß im Falle die Tätig: 
keit des Architekten lediglich darin beſtand, beim 
Abſchluß der Verträge zwiſchen dem Bauherrn 
und den einzelnen „Unternehmern“ (das ſind wohl 
die verſchiedenen Bau⸗Handwerker) Hilſe zu leiſten 
oder auch in Vertretung des Bauherrn dieſe Ver⸗ 
träge abzuſchließen, ſowie die Bauarbeiten zu leiten 
und zu überwachen. Eine ſolche Tatigkeit wird 
dann in RG. 63, 312ff. mit Recht als die Lei⸗ 
ſtung von Dienſten im Sinne des 8 611 BGB. 
bezeichnet und dargelegt, daß — abgeſehen da⸗ 
von, daß der Architekt nicht „Unternehmer“ im 
Sinne des § 648 iſt — die Hypothek des 8 643 
nicht dem Dienſte Leiſtenden ($ 611), ſondern nur 
dem Werkmeiſter ($ 631) zuſtehe. Daß aber die 
Aufſtellung des Bauplans ſich als Dienſtleiſtung 
darſtelle, ſteht in RG. 63, 312 ff. nicht. Allen: 
falls kann man aus der Entſcheidung bei Seuf— 
fert 60, 350 (Senat 7, Urteil vom 18. Oktober 
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1904, VII 139/04) entnehmen, daß dort der 
Vertrag, auf Grund deſſen der Architekt den Bau⸗ 
plan zu fertigen hat, als Dienſtvertrag aufgefaßt 
wird. Die in RG. 86, 75 weiter angezogene 
Entſcheidung RG. 81, 8 (Senat 3, Urteil vom 
22. November 1912, III 137/12) paßt gar nicht 
hierher. Ich habe ſie oben beſprochen. Dort hatte 
ein Ingenieur und Bauunternehmer die Leitung 
und Beaufſichtigung bei der Herſtellung eines An⸗ 
ſchlußgeleiſes übernommen; der Vertrag iſt als 
Dienſtvertrag aufgeſaßt worden. Für die in 
RG. 86, 75 vom Reichsgericht aufgeworfene 
Frage, ob die Auſſtellung des Bauplans durch 
den bauleitenden Architekten ſich als Werk⸗ oder 
Dienſtvertrag darſtelle, ergibt die Entſcheidung 
RG. 81, 8 offenbar nichts. 

Noch in einem anderen Punkte iſt das Ur⸗ 
teil RG. 86, 75 bedenklich, und hier ſogar in 
erhöhtem Maße: Das Reichsgericht tadelt es, daß 
das Berufungsgericht (Oberlandesgericht Frank⸗ 
furt a. M.), ſtatt auf den gerade vorliegenden 
Fall einzugehen „mit allgemeinen .. ., die 
Stellung und Tatigkeit eines bauleitenden Archi⸗ 
tekten von der Art des Klägers überhaupt be⸗ 
treffenden Ausführungen darzutun verſucht, daß 
die Aufſtellung des Bauplans ſich als Gegen⸗ 
ſtand eines Werkvertrags .. .. darſtelle“. Dies 
kann nur verwirrend wirken. Wie der 7. Senat 
ſelbſt in der oben mitgeteilten Entſcheidung vom 
31. März 1905, VII 409/04 (Gruchot 50, 93) für 
Nr.! des 3196 richtig bemerkt, und auch für Nr. 7 
(lebenſo wie für Nr. 2, 3... . uſw.) angenommen 
werden muß, muß ſtets zuerſt gefragt werden, ob der 
Betreffende unter die in der Ziffer genannten Per⸗ 
ſonenklaſſen fällt. Anſcheinend hat ſich das Be⸗ 
rufungsgericht ganz richtig die Frage vorgelegt: 
Gehört ein Mann, der wie der Kläger, als (kurz 
geſagt) „bauleitender Architekt“ berufsmäßig tätig 
iſt, zu den in Nr. 7 genannten Perſonenklaſſen? 
Das Berufungsgericht hat die Frage, wie es ſcheint, 
aus dem Grunde verneint, weil die Verträge, die 
die bauleitenden Architekten abſchließen, regelmäßig 
Werkverträge ſeien. Dieſe Antwort mag falſch ſein; 
aber der vom Berufungsgericht eingeſchlagene Weg 
iſt richtig. Gerade das, was das Reichsgericht in 
RG. 86, 75 ablehnt, iſt zutreffend. Es muß da⸗ 
von ausgegangen werden, zu welchem „Typ“ der 
Betreffende gehört und welcher Art die von ihm 
im regelmäßigen Gange ſeiner Tätigkeit geſchloſ⸗ 
ſenen Verträge ſind. Nicht aber darf von der 
Frage ausgegangen werden, ob der im Einzel: 
falle vorliegende Vertrag ein Dienſtvertrag oder 
ein Werkvertrag iſt. 

Nach meiner Meinung iſt ſomit die Ent⸗ 
ſcheidung RG. 86, 75, obwohl im Ergebnis zu— 
treffend, wegen der dargelegten Bedenken für die 
Auslegung der Nr. 7 des $ 196 nur mit Vor— 
ſicht zu benutzen. Zutreffend ſcheint mir folgendes: 
Zunaͤchſt iſt jedesmal zu prüfen, ob der Betreffende 
unter die Klaſſe derjenigen fällt, die, ohne zu den 
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Klaſſen der Nr. 1 zu gehören, „die Beſorgung 
fremder Geſchäfte oder die Leiſtung von Dienſten 
gewerbsmäßig betreiben“. Bei dem Begriff „Lei⸗ 
ſtung von Dienſten“ wird man allerdings an 
Dienſtleiſtungen im Sinne der 88 611 ff. zu denken 
haben. Leiſtet jemand nach der ganzen Art ſeiner 
Taͤtigkeit gewerbsmäßig ſowohl Werkverträge wie 
Dienſtverträge, ſo wird man ihn den in Nr. 7 
genannten Klaſſen nur dann zuzählen können, 
wenn die Dienſtleiſtungen in ſeiner Tätigkeit die 
Hauptleiſtung darſtellen. Dies trifft bei dem bau⸗ 
leitenden Architekten zu. Er macht, und zwar 
gewerbsmäßig — abgeſehen von dem rein künſt⸗ 
leriſch tätigen Architekten, vgl. oben — Werk⸗ 
leiſtungen, indem er die Baupläne entwirft. Er 
macht aber auch gewerbsmaͤßig Dienſtleiſtungen, 
indem er den Bau leitet. Und dieſe ſeine in 
Dienſtleiſtungen beſtehende Tätigkeit iſt überwie⸗ 
gend — inſoweit zutreffend RG. 86, 75. 

Nun muß man m. E. noch einen Schritt 
weitergehen: Hat man einmal feſtgeſtellt, daß 
der Betreffende unter die Klaſſe der in Nr. 7 
genannten Perſonen gehört, ſo macht es nichts 
aus, wenn im Einzelfalle die Leiſtung ſich als 
Werkvertrag darſtellt. Der Ausſpruch des 6. Se⸗ 
nats in JW. 1913, 196° (Urteil vom 14. No: 
vember 1912, VI 390/12, vgl. oben), „Werk⸗ 
verträge fallen nicht unter Nr. 7“ iſt in dieſer 
Allgemeinheit nicht richtig. Unter die Nr. 7 
(im Entwurf Nr. 9) fallen, wie die Motive 
bemerken und die Kommentare wiederholen, vor⸗ 
nehmlich „Mäkler, Agenten, ſoweit ſie nicht Kauf⸗ 
leute ſind, Stellenvermittler, Geſindevermieter, Lohn⸗ 
bediente, Waͤſcherinnen, Dienſtmänner, Fremden⸗ 
führer“. Nun nehme man den Fall, daß ein Dienſt⸗ 
bote den Dienſt in Unfrieden plötzlich verläßt. Die 
Hausherrin will weder polizeiliche Zwangsmaß⸗ 
regeln noch eine gerichtliche Klage. Sie wendet fich an 
eine Geſindevermieterin und verſpricht ihr 20 M, 
wenn ſie den Dienſtboten zur Rückkehr bewegt. 
Dies gelingt. Es liegt zweifellos ein Werkvertrag 
vor, der Erfolg iſt das „Werk“ im Sinne des 
$ 631 BGB. (vgl. über den Werkvertrag bei „im⸗ 
materiellen“ Werken z. B. RG. 72, 179 a. a. O.). 
M. E. beſtehen keine Bedenken, den Anſpruch aus 
dieſem Vertrage, obwohl er ein Werkvertrag iſt, 
der kurzen Verjährung der Nr. 7 des 8 196 
zu unterwerfen. Dafür ſpricht auch der Wortlaut 
des Geſetzes. In Nr. 7 iſt für die dort bezeich⸗ 
neten Perſonenklaſſen die kurze Verjährung an⸗ 
geordnet „wegen der ihnen aus dem Gewerbe⸗ 
betriebe gebührenden Vergütungen“. In dem ge⸗ 
wählten Beiſpiel hängt die Tätigkeit, die die 
Geſindevermieterin entwickelt, derart eng mit ihrem 
Gewerbe zuſammen, daß man ſie bei unbefangener 
Beurteilung als unter den „Gewerbebetrieb“ fallend 
anſehen muß. Für dieſe Auffaſſung kann ferner 
der Umſtand herangezogen werden, daß auch bei 
Nr. 1 des §S 196 anerkanntermaßen der Charakter 
des Vertrages als Werkvertrag der Anwendung 
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der Geſetzesvorſchrift nicht entgegenſteht (ogl. oben), 
und weiter noch der praktiſche Gefichtspunkt, daß, 
wie auch das Reichsgericht hervorhebt (vgl. RG. 86, 
75 a. a. O.), die Grenze zwiſchen Dienſtvertrag und 
Werkvertrag oft ſchwer zu ziehen iſt. 

Wenn man Werkverträge ſchlechthin dem Be⸗ 
reich der Nr. 7 entziehen will, ſo kommt man 
zu ſolgenden Schwierigkeiten: Richtigerweiſe muß 
man jedenfalls zuerſt ſeſtſtellen (vgl. die Darſtel⸗ 
lung oben), ob der Betreffende nach der ganzen 
Art ſeiner Tätigkeit zu den Perſonen gehört, die 
gewerbsmäßig fremde Geſchafte beſorgen oder Dienſte 
leiſten. Hat man die Frage bejaht, ſo muß man 
dann weiter ſragen, ob die Tätigkeit im Einzel⸗ 
fall unter den Gewerbebetrieb fallt. Dieſe Frage 
wäre (nach der von mir abgelehnten Anſicht) zu 
verneinen, wenn der Vertrag im Einzelfall ein 
Werkvertrag wäre. Bei dieſer Art der Auslegung 
macht man m. E. einen Trugſchluß. Das wirt⸗ 
ſchaftliche Leben klammert ſich nicht ängſtlich an 
rechtliche Begriffe. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß Perſonen, die nach der ganzen Art ihres 
Gewerbebetriebes regelmäßig „Dienſte leiſten“, 
alſo unter Nr. 7 fallen, gelegentlich auch Ver⸗ 
träge abſchließen, die rechtlich als Werkverträge 
zu bezeichnen ſind, die aber immerhin unter ihren 
„Gewerbebetrieb“ fallen. Bei der Frage, ob eine 
Taͤtigkeit unter den Gewerbebetrieb eines Menſchen 
fällt, müſſen weſentlich wirtſchaftliche Geſichtspunkte 
den Ausſchlag geben. Im allgemeinen wird es bei 
einer unbefangenen, den wirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkt würdigenden Auffaſſung nicht ſchwer ſein, 
feſtzuſtellen, ob ein Vertrag unter den Gewerbe⸗ 
betrieb des Betreffenden fällt. Hat man bei einer 
Perſon, die nach der Art ihrer Tätigkeit an fi) 
unter Nr. 7 fällt, die Frage bejaht, ſo hat man 
auch die Frage bejaht, ob der Anſpruch aus dem 
Vertrage der Nr. 7 unterſtehe (vgl. das von mir 
angezogene Beiſpiel mit der Gefindevermieterin). 


Man ſpielt gewiſſermaßen ein Taſchenſpielerkunſt⸗ 


ſtück, wenn man trotz Bejahung der Frage, ob 
der Vertrag unter den Gewerbebetrieb des Be⸗ 
treffenden falle, doch die Anwendbarkeit der Nr. 7 
verneint, indem man ſagt: Zwar Gewerbebetrieb, 
aber Werkvertrag, daher Nr. 7 nicht anwendbar. 
Und man wird vielfach den wirtſchaftlichen Tat⸗ 
ſachen nicht gerecht, wenn man ſagt, der Vertrag 
falle nicht unter den Gewerbebetrieb, weil er ein 
Werkvertrag iſt. 

Die erörterten Grundſätze ergeben für den 
Architekten folgendes: Leiſtet er regelmäßig Dienſte, 
übernimmt er alſo regelmäßig außer der Her⸗ 
ſtellung des Bauplans auch die Bauleitung, ſo 
gehört er, wie RG. 86, 75 a. a. O. zutreffend 
annimmt, unter die in Nr. 7 genannten Perſonen⸗ 
klaſſen. Gehört er dazu, jo unterliegen die An: 
ſprüche aus jeglicher in ſeinen Gewerbebetrieb 
fallenden Tätigkeit der kurzen Verjährung der 
Nr. 7 — auch dann, wenn der geſchloſſene Vertrag 
im einzelnen Falle Werkvertrag iſt. Es würde 
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dann alſo die dreißigjährige Verjährung nur bei 
ſolchen Architekten in Frage kommen, die entweder 
nur künſtleriſch tätig find oder die zwar gewerbs⸗ 
mäßig tätig find, aber regelmäßig nur Werkver⸗ 
träge ſchließen. In der praktiſchen Handhabung 
würden, wie ich glaube, ſich bei dem Anſchluß 
an die hier entwickelte Auffaſſung klare und leicht 
uͤberſehbare Verhältniffe herausſtellen: Der Privat⸗ 
architekt, auch wenn er durchaus künſtleriſch ge⸗ 
bildet iſt, wird wohl faſt ausnahmslos nicht ledig⸗ 
lich Pläne aufſtellen, ſondern auch Bauleitungen 
führen; dieſe Tätigkeit iſt ein Gewerbebetrieb und 
von dem Erwerb aus ſeiner geſamten Tatigkeit 
hat er ſeinen Lebensunterhalt. Die Anſprüche aus 
allen von ihm geſchloſſenen Verträgen, ſofern ſie 
nur in ſeinen Gewerbebetrieb fallen, unterliegen 
der kurzen Verjährung der Nr. 7 des 8 196 — 
auch wenn es ſich um Werkverträge handelt. Der 
in einer Beamtenſtellung befindliche Architekt — 
Stadtbaurat, Profeſſor an der Hochſchule uſw. — 
wird regelmäßig, falls er überhaupt außeramtlich 
tätig ſein darf, in ſeiner außeramtlichen Tätigkeit 
ſich auf die Herſtellung von Plänen beſchränken, 
ohne die Bauleitung zu übernehmen. Es wird 
dann etweder eine rein künſtleriſche Tätigkeit vor⸗ 
liegen oder eine zwar gewerbliche, die aber nach 
der ganzen Art der geſchloſſenen Verträge nicht 
in der „Leiſtung von Dienſten“ oder der „Beſor⸗ 
gung fremder Angelegenheiten“, ſondern im regel⸗ 
mäßigen Abſchluß von Werkverträgen beſteht. Die 
Anſprüche aus den von ihm geſchloſſenen Verträgen 
werden alſo nicht der kurzen Verjährung der Nr. 7 
des $ 196, ſondern der dreißigjährigen Verjäh⸗ 
rung unterliegen — dies ſelbſt dann, wenn er 
gelegentlich einmal einen Dienſtvertrag ſchließt. 
Sollte der Fall vorkommen, daß ein Privat⸗ 
architekt ſich lediglich oder wenigſtens ganz über⸗ 
wiegend damit beſchäftigt, nur Pläne aufzuftellen, 
alſo nur Werkverträge abzuſchließen, ſo würden 
auch die Anſprüche dieſes Privatarchitekten der 
dreißigjährigen Verjährung unterliegen — auch 
dann, wenn er gelegentlich einen Dienſtvertrag 
abſchließt.“) 

Der Bauunternehmer — im Gegenſatze zum 
Architekten — ſchließt regelmäßig Werkverträge. 
Iſt er Kaufmann oder Handwerker, ſo trifft für 
ſeine Anſprüche aus dem Bauübernahmevertrag 
die Nr. 1 des 8 196 zu (kurze Verjährung). Sit 
er weder Kaufmann noch Handwerker, ſo trifft 
Nr. 7 für ſeine Anſprüche nicht zu; es greift 
daher dann die dreißigjährige Verjährung Platz — 
auch dann, wenn er gelegentlich einmal einen 
Dienſtvertrag abſchließt. 

1) Bei dieſen Erwägungen iſt natürlich immer 
nur von dem Architekten die Rede, der nicht Kaufmann 
iſt. Für den Vergütungsanſpruch des Architekten, der 
Kaufmann iſt, gilt, wie oben dargelegt, die kurze Ver⸗ 
jährung ſchlechthin nach 8 196 Nr. 1. 
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Zuternationales Privatrecht und der Krieg. 
Von G. Meikel, K. Oberamtsrichter in München. 


Die beiden einzigen Rechtsquellen des Völker⸗ 
rechts find Gewohnheit und Vereinbarung. 


Auf dem Gebiete des internationalen Gewohn⸗ 
heitsprivatrechtes haben ſich keine Rechtsregeln ge⸗ 
bildet, daß im Falle des Krieges die Angehörigen 
feindlicher Staaten anders zu behandeln ſeien als 
die anderer Staaten. Es kann für die Regierung 
eines kriegführenden Staates Veranlaſſung beſtehen, 
gegen einen feindlichen Staat oder deſſen Ange⸗ 
hörige und ihre Rechtsnachfolger ein Vergeltungs⸗ 
recht anzuwenden; allein das iſt nichts Beſon⸗ 
deres; denn die Anwendung des Vergeltungs⸗ 
rechtes ſetzt einen Kriegszuſtand nicht voraus. 
Auch im tiefſten Frieden kann ein Anlaß hierzu 
beſtehen. Ebenſo kann im Krieg auch für einen 
neutralen Staat Veranlaſſung gegeben ſein, gegen 
einen anderen kriegführenden oder neutralen Staat 
das Vergeltungsrecht anzuordnen, um künftige Ueber⸗ 
griffe zu verhüten. Hier aber handelt es ſich 
darum, ob auch ohne beſondere Anordnung 
der bloße Kriegszuſtand eine Aenderung des im 
Frieden geltenden internationalen Gewohnheits⸗ 
privatrechtes zur Folge hat. Und dieſe Frage iſt 
zu verneinen. 

Anders liegt die Sache bezüglich des vertrags⸗ 
mäßig feſtgelegten internationalen Privatrechtes. 
Hier gilt der Satz, daß der Krieg alle Vertrage 
zwiſchen den kriegführenden Staaten vernichtet, 
ſofern ſie nicht gerade für den Fall des Krieges 
geſchloſſen wurden. Eine gewohnheitsrechtliche Aus⸗ 
nahme von dieſem Satze für das Gebiet des inter⸗ 
nationalen Privatrechtes, wie ſie vielfach behaup⸗ 
tet wird,!) kann aus der Staatenpraxis nicht 
bewieſen werden. Völkerrechtliche Verträge werden 
daher durch den Krieg nur dann nicht beeinflußt, 
wenn und ſoweit die vertragſchließenden Staaten 
dies gewollt haben. Das iſt nun nicht in dem Sinne 
zu verſtehen, daß fie dieſen Willen ausdrücklich und 
wörtlich erklärt haben müſſen. Es genügt, wenn 
ein ſolcher Wille der Parteien unzweifelhaft feſt⸗ 
geſtellt werden kann. Wie bei der Auslegung von 
Willenserklaͤrungen überhaupt, jo iſt auch bei der 
Auslegung internationaler Vertrage der wirkliche 


1) Bluntſchli, Völkerrecht, 3. Aufl. $ 538; Beer 
in Niedermeyers Zeitſchr. f. internationales Recht 
Bd. 25 S. 326; Bahn in Bay ZfR. 1915 S. 157; Kohler 
Zeitſchr. f. Völkerrecht 1914 S. 8 Liszt in Birk⸗ 
meyers Encyklopädie 2. Aufl. 1378; Despagnet, 
Cours de droit international 1195 S. 827; Bonfils- 
Fauchille, manuel de droit intern. p. 1912 ©. 693; 
Dr. Kleintjes im Weckblad von het recht vom 11. No⸗ 
vember 1914 Nr. 9665 „Het haagsche verdrag be- 
treffende de burgerlijke rechts vordering en de orlog“; 
de Louter, het stelling volkenrecht 1910 2. Aufl. 
S. 217 und Oppenheim in feinem International Law 
1912, 2. Aufl. S. 130: „so called law-making treaties 
are not cancelled by the ontbreack of war“, dem die 
engliſche Praxis freilich nicht recht gegeben hat. 
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Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäb⸗ 
lichen Sinne des Ausdrucks zu haften. Der Grund⸗ 
laß, der im $ 133 BGB. ausgeſprochen iſt, enthält 
keine Beſonderheit des Rechtes des BGB. oder 
des Privatrechts; er gilt auch für Willenserkläͤ⸗ 
rungen des öffentlichen Rechtes und insbeſondere 
auch für völkerrechtliche Verträge. 

Dabei iſt zu beachten, daß auch Verträge, die 
nach allgemein anerkanntem Gewohnheitsrechte 
durch den Krieg aufgehoben werden, wie z. B. 
Handelsverträge, im einzelnen Falle doch Beſtim⸗ 
mungen enthalten konnen, die gerade für den 
Kriegsfall gelten ſollen, wie z. B. Art. 11 und 12 
des Freundſchafts⸗, Handels⸗, Schiffahrts⸗ und 
Konſularvertrages zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und der Republik Nikaragua vom 4. Februar 1896 
(RGBl. 1897 S. 171). Wenn es auch nicht 
ausdrücklich geſagt iſt, ſo muß doch auch die Weiter⸗ 
geltung des Art. 10 im Falle des Krieges als 
von den Parteien gewollt angenommen werden; 
denn erſt aus ihm geht zweifelsfrei hervor, für 
welche Perſonen Art. 11 und 12 gelten. 

Daran muß jedoch feſtgehalten werden, daß 
der Wille der Parteien, der Vertrag ſolle auch 
für den Kriegsfall fortgelten, zweifelsfrei muß feſt⸗ 
geſtellt werden können. Die Feſtſtellung, daß der 
Vertragsgegenſtand mit der Kriegführung in keinem 
Zuſammenhang ſtehe oder mit ihr nicht in 
Widerſpruch ſtehe oder daß durch die Aufrechter⸗ 
haltung des Vertrags nationale Intereſſen oder 


die Kriegführung in keiner Weiſe beeinträchtigt 


würden, würde nicht genügen. Auch der Umſtand, 
daß den Vertrag nicht bloß die kriegführenden 
Staaten unter ſich, ſondern auch noch mit andern 
Staaten geſchloſſen haben (Weltverträge, inter⸗ 
nationale Abkommen), würde für ſich allein 
eine derartige Feſtſtellung noch nicht rechtfertigen; 9 
ja nicht einmal der Umſtand, daß in dem Ver⸗ 
trag gewiſſe gemeinſchaſtliche Einrichtungen, wie 
z. B. internationale Bureaus geſchaffen wurden, 
würde ausreichen; da ja der Vertrag zwiſchen den 
neutralen Staaten und den friegführenden Staaten 
in Kraft bleibt, ſo hängen dieſe Inſtitute noch lange 
nicht in der Luft. Und wenn, was ja bei dem gegen⸗ 
wärtigen Weltkrieg gar nicht außerhalb des Bereichs 
der Möglichkeit liegt, ſämtliche Vertragsſtaaten in 
den Krieg hineingezogen werden, werden dann bei 
den Friedensunterhandlungen die Beſiegten ſagen 
dürfen: „und bei den internationalen Abkommen hat 
es ſein Bewenden“ und die Sieger, wenn ſie nicht 
vertragsbrüchig werden wollen, höchſtens ſich denken 


2) Vgl. hierüber Oſterrieth — es iſt derſelbe, der 
auf der Konferenz zu Waſhington bei der Reviſion 
der Pariſer Verbandsübereinkunft als Vertreter des 
Deutſchen Reichs bevollmächtigt war (ſ. RGBl. 1913 
S. 211) — in der DIZ. 1914 S. 1073; Beer in 
Niemeyers Zeitſchr. f. internationales Recht Bd. 25 
S. 329; Strupp ebenda S. 354; Kleinfeller ebenda 
S. 383; Triepel, Völkerrecht und Landesrecht Leipzig 
1899 ; Rathenau in Recht und Wirtſchaft 1914 S. 242; 
Neuberg in Deutſche Revue 1915 S. 200. 
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dürfen: „Beim naͤchſten zuläſfigen Termin kündige 
ich“? Gerade darin zeigt ſich die Unhaltbarkeit 
dieſer Anſchauung. 

Und doch iſt der Umſtand, daß ein internatio⸗ 
nales Abkommen vorliegt, nicht ohne Bedeutung; 
denn nicht ſelten wird in internationalen Abkom⸗ 
men das, was bisher ungeſchriebenes Gewohnheits⸗ 
recht war, nunmehr ſchriftlich und durch Verein⸗ 
barung ſeſtgelegt, ſozuſagen kodifiziert. In den 
Haager Kriegsabkommen z. B. iſt dies ausdrücklich 
geſagt.“) Wenn in ſolchen Fällen feſtſteht daß 
nach dem bisherigen Gewohnheitsrechte der Krieg 
einen Einfluß nicht äußerte, ſo darf als Wille der 
Parteien das gleiche für das nunmehr vertrags⸗ 
mäßig feſtgelegte Rechtsgebiet auch dann gelten, 
wenn der Vertrag hierüber eine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung nicht enthält; denn zur Auslegung des 
Parteiwillens muß die ganze Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage beim Abſchluſſe des Vertrags berückſichtigt 
werden. 

Gleichgültig iſt es, ob das vereinbarte Recht 
mit dem Gewohnheitsrecht in allen Punkten über⸗ 
einſtimmt oder ob das Gewohnheitsrecht in einigen 
Punkten geändert wurde. 

Zu dieſen Verträgen, auf deren Fortbeſtand 
der Krieg keinen Einfluß äußert, dürften die 
Haager Abkommen über das internatio⸗ 
nale Privatrecht gehören, nämlich a) vom 
12. Juni 1902 zur Regelung 1. des Geltungs⸗ 
bereichs der oe auf dem Gebiete der Ehe⸗ 
ſchließung, 2. des Geltungsbereichs der Geſetze und 
der Gerichtsbarkeit auf dem Gebiete der Ehe⸗ 
ſcheidung und der Trennung von Tiſch und Bett, 
3. der Vormundſchaft über Minderjährige (RGBl. 
1904 S. 221, 231, 240); b) vom 17. Juli 1905 
1. betr. den Geltungsbereich der Geſetze in An⸗ 
ſehung der Wirkungen der Ehe auf die Rechte und 
Pflichten der Ehegatten in ihren perſönlichen Be⸗ 
ziehungen und auf das Vermögen der Ehegatten, 
2. über die Entmündigung und deren Folgen 
(RG Bl. 1912 ©. 453, 463, 475; 1913 S. 249); 
denn auf den in dieſen Abkommen geregelten Ge⸗ 
bieten beſteht kein Gewohnheitsrecht, daß für die 
feindlichen Ausländer im Kriege andere Rechts⸗ 
normen wie im Frieden gelten. 

Dem könnte entgegengehalten werden, daß 
hier von einem internationalen Gewohnheitsrecht, 
das nunmehr durch Vertrag geregelt worden wäre, 


) So heißt es im Haager Abkommen, betreffend 
die Geſetze und Gebräuche des Landkriegs vom 18. Okto⸗ 
ber 1 (RG Bl. 1910 S. 108): „in der Meinung, daß es 
zu dieſem Zwecke von Bedeutung iſt, die allgemeinen 
Geſetze und Gebräuche des Krieges einer Durch⸗ 
ſicht zu unterziehen, ſei es um fie näher zu beſtimmen, fei 
es um ihnen gewiſſe Grenzen zu ziehen“. Umgekehrt 
wurde das Abkommen über gewiſſe Beſchränkungen 
in der Ausübung des Beuterechts im Seekriege vom 
18. Oktober 1907 (RG Bl. 1910 S 318) in der Meinung 
getroffen, „daß es ratſam erſcheine, im gemeinſamen 
Intereſſe gewiſſe veraltete Uebungen zu beſeitigen 
oder gegebenen Falles miteinander in Einklang zu 
bringen“. 
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nicht geſprochen werden könne; denn das Haager 
Abkommen vom Jahre 1902 gelte bloß für Deutſch⸗ 
land, Belgien, Luxemburg, die Niederlande, Ru⸗ 
maͤnien, Schweden, Italien, die Schweiz, Portugal 
und Ungarn, das Eheſchließungsabkommen auch 
für Spanien; von den beiden Abkommen des 
Jahres 1905 gelte das erſte bloß für Deutſchland, 
Frankreich, Italien, die Niederlande, Portugal, 
Rumänien und Schweden, das zweite bloß für 
Deutſchland, Ungarn, Frankreich, Italien, die 
Niederlande, Portugal und Rumänien; aber ziem⸗ 
lich viele und bedeutende Staaten Europas — von 
den nicht europaiſchen Staaten gar nicht zu reden 
— ſeien den Abkommen fern geblieben; außer⸗ 
dem ſtehe mit der Annahme, daß bisher un⸗ 
geſchriebenes Gewohnheitsrecht geregelt worden jei, 
die Zuläſſigkeit der Kündigung in Widerſpruch. 
Daß ziemlich viele europäiſche Staaten dem Ab⸗ 
kommen nicht beigetreten find, beruht darauf, daß 
ſie mit den vereinbarten Aenderungen des Gewohn⸗ 
heitsrechts nicht einverſtanden find, wie ja auch 
Frankreich aus dieſem Grunde nachtraͤglich ge⸗ 
kündigt hat;“) allein der Nichtbeitritt beweiſt nichts 
dafür, daß ſich auf den genannten Rechtsgebieten 
nicht ein auch für dieſe Staaten verbindliches Ge⸗ 
wohnheitsrecht gebildet hat. Dieſes bleibt natürlich 
für die Staaten, die an dem Abkommen nicht be⸗ 
teiligt find, nach wie vor maßgebend. Die An⸗ 
nahme eines völkerrechtlichen Gewohnheitsrechtes 
ſetzt nicht voraus, daß es für alle Völker der 
Welt oder auch nur Europas verbindlich iſt; 
völkerrechtliches Gewohnheitsrecht kann ſich auch 
im Verhältnis zwiſchen bloß zwei oder einigen 
Völkern bilden. 


Zum Beweiſe dafür, daß auf den durch 
die beiden Haager Abkommen geregelten Rechts⸗ 
gebieten der Krieg wenigſtens nicht unmittelbar 
einen Einfluß ausübt, mag auf die Art. 8, 13 ff., 
23 EG. z. BGB. hingewieſen werden, die das gleiche 
Rechtsgebiet behandeln und für den Kriegsfall 
keine Sondervorſchriften enthalten. Wenn ſie auch 
bloß innerſtaatliches Völkerrecht betreffen, ſo iſt 
es doch ſelbſtverſtändlich, daß ſie dem zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Völkergewohnheitsrecht wenigſtens in 
ſeinen Grundzügen entſprechen und daß ſie ganz 
zweifellos auch für den Fall des Krieges Be⸗ 
ſtimmungen enthalten würden, wenn nach dem 
zwiſchenſtaatlichen Völkerrecht ſchon der Krieg an 
ſich auf dieſen Rechtsgebieten eine Aenderung in der 
Behandlung der Angehörigen feindlicher Staaten 
zur Folge hätte. Eine Aenderung in deren Behandlung 
tritt nur ein, wenn nach Art. 31 EG. z. BGB. Ver⸗ 
geltungsmaßregeln angeordnet werden. 

Die deutſch⸗ruſſiſche Nachlaßkon⸗ 
vention vom 12. November / 31. Oktober 1874 
(RGBl. 1875 S. 136) wurde geſchloſſen, „um die 
Rechte der beiderſeitigen Staatsangehörigen und 

) S. RGBl. 1914 S. 9; Strupp in Niemeyers 
Zeitſchr. f. intern. R. Bd. 25 S. 305. 
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die Befugniſſe der Gerichts⸗ und Konſularbehörden 
beider Länder in Betreff der Erbſchaften feſtzuſtellen“. 
Inſoweit die Befugniſſe der Konſularbehörden 
und ihre Abgrenzung gegenüber der Zuftändig: 
keit der Gerichtsbehörden in Betracht kommen, iſt 
die Konvention durch den Ausbruch des Krieges 
zweifellos aufgehoben worden.“) Sie enthält aber 
im Art. 10 außerdem eine materiellrechtliche Be⸗ 
ſtimmung bezüglich der Erbfolge in unbewegliche 
Güter. Allein ein Gewohnheitsrecht, daß völker⸗ 
rechtliche Verträge im Kriege wenigſtens inſoweit 
aufrecht erhalten werden, als ſie privatrechtliche 
Beſtimmungen enthalten, beſteht nicht. Die Kon⸗ 
vention iſt daher jetzt im vollen Umfang auf⸗ 
gehoben. 

Nun iſt es zwar richtig, daß auch das ſog. 
gewerbliche Eigentum und das ſog. geiftige 
Eigentum dem Privatrecht angehören und eben⸗ 
falls in internationalen Abkommen, erſteres durch die 
ſog. revidierte Pariſer Verbandsübereinkunft vom 
2. Juni 1911 (RG&Bl. 1913 S. 209), letzteres 
durch die ſog. revidierte Berner Uebereinkunft vom 
13. November 1908 (RGBl. 1910 S. 165) ge⸗ 
regelt ſind. Allein dieſe Abkommen unterſcheiden 
ſich von den Haager Abkommen über das Privat⸗ 
recht. Zwar werden auch hier Rechtsſätze aufgeſtellt, 
allein dieſe ſind nicht mehr oder weniger ſchon 
geltendes internationales Gewohnheitsrecht, ſondern 
es handelt ſich hier um verhältnismäßig junge 
Rechtsgebilde, deren Entwickelung nicht bloß infolge 
der Weiterbildung der Rechtswiſſenſchaft und Rechts⸗ 
anwendung, ſondern auch infolge der Fortſchritte 
der Technik in fortwährender Weiterbildung be⸗ 
griffen iſt. Dort wurde geltendes Recht ſozuſagen 
kodifiziert, hier wurden, zum Teil wenigſtens, 
international verbindliche Rechtsſätze erſt geſchaffen. 
Ferner verpflichteten ſich die Verbandsſtaaten, ihre 
innerſtaatliche Geſetzgebung nach gewiſſen Richt⸗ 
punkten auszubauen. Daher können diejenigen 
Geſichtspunkte, die für die Weitergeltung der 
Haager Abkommen angeführt werden können, hier 


8) S. Menner in JW. 1915 S. 1308; a. M. Nie⸗ 
meyer in JW. 1914 S. 802. In dieſem Zuſammenhan 
mag darauf hingewieſen werden, daß der Abbruch 
der diplomatiſchen Beziehungen nicht gleich⸗ 
bedeutend mit dem Kriegszuſtand iſt. Nach der bayer. 
IMinᷣek. vom 11. Februar 1916 die Nachlaßbehand⸗ 
lung im Verkehr mit Italien betr. vom 11. Februar 
1916 (JMBl. S. 20) find die Schweizeriſchen Vertreter, 
welche zurzeit die deutſchen Intereſſen in Italien und 
die italieniſchen Intereſſen in Deutſchland wahrnehmen, 
auch zur Ausübung der Befugniſſe berechtigt zu er— 
achten, die im Art. 11 ff. des deutſch⸗italieniſchen 


Konſularvertrags vom = 5 (RGBl. 
S. 134) den Vertretern der beiden Vertragsſtaaten in 
dem andern Lande in Anſehung des Nachlaſſes ihrer 
dort geſtorbenen Staatsangehörigen eingeräumt ſind. 
Wegen der Fortgeltung des Haager Abkommens 
über den Zivilprozeß gegenüber Italien vgl. 
KG. vom 28. Oktober 1915 (JW. 1916 S. 61) einer⸗ 
ſeits, 28. Ulm vom 12. Januar 1916 (JW. S. 180) 
andererſeits. 


nicht in Betracht kommen. Soweit dagegen auf 
Grund der übernommenen Verpflichtung der Aus⸗ 
bau der innerſtaatlichen Gefeßgebung erfolgt iſt.“) 
bleiben die Geſetze natürlich, auch ſoweit Angehörige 
feindlicher Staaten in Betracht kommen, in Kraft; 
fie können höchſtens durch Anwendung des Ber: 
geltungsrechtes eingeſchränkt oder aufgehoben werden. 


0 


Kleine Mitteilungen. 


Zur Auslegung des Art. 189 Abſ. 3 C6. 888. 
Der Art. 189 3 EG. BGB. lautet: 

„Die Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grund⸗ 
ſtück ... zu der Zeit belaſtet iſt, zu welcher das 
Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, erfolgt auch 
nach dieſer Zeit nach den bisherigen Geſetzen, bis das 
Recht in das Grundbuch eingetragen wird.“ 

In der Rhein. 1. u. 2. Heft 1916 bekämpft 
Dr. Silberſchmidt meine in Nr. 10 der Bay ZfR. von 
1915 ausgeſprochene Anſicht, daß Art. 1893 EG. ſich 
nicht auf die Sicherungshypotheken beziehen könne, 
die mit dem Zeitpunkte der Anlegung des Grundbuchs 
gemäß Art. 1 PfeG. — auch ohne Eintragung ins 
Grundbuch! — aus den früheren Hypotheken und 
Vorzugsrechten des franz. Rechts entſtanden ſind. Ich 
hatte dort bemerkt, daß bei Art. 1893 an diejenigen 
Rechte gedacht ſei, welche nach Art. 184 EG. auch 
nach dem Inkrafttreten des BGB. mit dem aus den 
bisherigen Geſetzen ſich ergebenden Inhalt beſtehen 
bleiben, alſo darin auch durch die Tatſache der An⸗ 
legung des Grundbuchs nicht berührt werden. Die ſe 
Rechte ſollen alſo nach Art. 1893 auch nach der Ans 
legung des Grundbuchs ſo lange nach den bisherigen 
Geſetzen aufgehoben werden, bis ſie ins Grundbuch 
eingetragen ſind. Zu dieſen Rechten gehören aber 
nicht die Hypotheken und Vorzugsrechte des franz. 
Rechts; denn ſie ſind in Art. 184 ausgenommen durch 
die Bemerkung, „ſoweit ſich nicht aus Art. 192 bis 
195 ein Anderes ergibt“; aus Art. 193 und aus dem 
hiezu erlaſſenen Art. 1 PfLG. ergibt ſich aber für die 
Hypotheken und Vorzugsrechte des franz. Rechts ein 
Anderes. n 

Dr. Silberſchmidt führt dagegen an, daß bei 
Art. 1893 nicht nur die gemäß Art. 184 beſtehen⸗ 
bleibenden Rechte ſondern auch Rechte, die gemäß 
Art. 189 1 in der Zwiſchenzeit zwiſchen Inkrafttreten 
des BGB. und Grundbuchanlegung entſtanden find, 
in Frage kommen können. Dies iſt zweifellos richtig, 
es konnte aber in jener Beſprechung außer Betracht 
bleiben, da es ſich dort nicht um eine in der Zwiſchen⸗ 
zeit ſondern um eine vor dem 1. Jan. 1900 entſtan⸗ 
dene Hypothek des franz. Rechts handelte. Die in der 
Zwiſchenzeit entſtandenen Rechte an Grundſtücken 
werden allerdings auch gerade ſo wie die, welche nach 
Art. 184 beſtehen bleiben, gemäß Art. 1893 nach den 


e) Geſetz zur Ausführung der revidierten Berner 
Uebereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur 
und Kunſt vom 13. November 1908 (NEN. 1910 
S. 793); Verordnung hierzu vom 12. Juli 1910 (RGBl. 
1910 S 989); Geſetz zur Ausführung der revidierten 
Pariſer Uebereinkunft vom 2. Juni 1911 zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums vom 31. März 1913 
(RGBl. 1913 S. 236). 
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bisherigen Geſetzen aufgehoben, ſo lange ſie nicht in 
das Grundbuch eingetragen find, aber natürlich eben» 
falls nur dann, wenn ſie nach dem Zeitpunkte, zu 
welchem das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
ihrem aus den bisherigen Geſetzen ſich ergebenden 
Inhalt nach überhaupt noch fortbeſtehen konnten, und 
in dieſer Richtung gilt für die Hypotheken und Vor⸗ 
zugsrechte des franz. Rechts, welche in der Zwiſchen⸗ 
zeit entſtanden ſind, genau dasſelbe, was für die vor 
dem 1. Januar 1900 entſtandenen gilt: gerade wie 
dieſe letzteren nicht unter die grundſätzlich gemäß 
Art. 184 EG. beſtehenbleibenden Rechte fallen, geradeſo 
wie ſich für dieſe Hypotheken und Vorzugsrechte 
zufolge Art. 193 ein Anderes ergibt, ebenſo ergibt ſich 
auch für die in der Zwiſchenzeit entſtandenen Hypo⸗ 
theken und Vorzugsrechte aus demſelben Art. 193 und 
Art. 1 Pf GG., daß fie nicht als ſolche fortbeſtehen, 
ſondern von der Zeit an, zu welcher das Grundbuch 
als angelegt anzuſehen iſt, als Sicherungshypotheken 
des BGB. gelten. 

Alle Hypotheken und Vorzugsrechte des franzö⸗ 
ſiſchen Rechtes, die im Grundbuchanlegungszeitpunkt 
im Hypotbekenregiſter eingetragen waren, verwan⸗ 
delten ſich von dieſem Zeitpunkt an in Sicherungs⸗ 
hypotheken des BGB., einerlei ob fie vor oder nach 
dem 1. Januar 1900 entſtanden waren. Damit iſt 
geſagt, daß ſie als ſolche ihrem Inhalt nach unter⸗ 
gingen und daß an ihre Stelle ein anderes, der neuen 
Geſetzgebung entſprechendes Recht trat. Auf dieſes 
neue Recht bezieht ſich aber der Art. 1893 nicht. Er 
hat ſelbſtverſtändlich notwendig zur Vorausſetzung, 
daß das Recht, das auch nach dem Grundbuchan⸗ 
legungszeitpunkt nach den bisherigen Geſetzen aufge⸗ 
boben werden ſoll, ſowohl vor als nach dieſem Zeit⸗ 
punkt beſtand, daß es ſich alſo um ein Rechtsgebilde 
der früheren Geſetzgebung handelt, das auch unter der 
neuen Geſetzgebung weiter beſtehen konnte und weiter 
beſtand. Weder von einem Rechte, das in einem 
Zeitpunkt untergeht, noch von einem Rechte, das erſt 
von dieſem Zeitpunkt an an ſeine Stelle tritt, kann 
man ſagen: das Grundſtück ift in dem betr. Zeitpunkt 
mit dieſem Rechte belaſtet. Deshalb beſtehen alle die 
Schwierigkeiten in Wirklichkeit gar nicht, welche das 
Obs G. (Sammlung n. F. 15, 70) und auch Dr. Silber: 
ſchmidt darin finden, daß nach Art. 1893 eine Siche⸗ 
rungshypothek des BGB. ſoll aufgehoben werden 
können nach den bisherigen, d. h. den vor Inkraft⸗ 
treten des BGB. geltenden Geſetzen. 


Dr. Silberſchmidt vermag ſich zwar auch nicht der 
Anſicht des Ob“ G. anzuſchließen, daß die nunmehrige 
Sicherungshypothek, ſo lange ſie nicht in das Grund⸗ 
buch eingetragen iſt, grundſätzlich mangels 10 jähriger 
Erneuerung im Hypothekenregiſter gemäß Art. 2254 C. c. 
erlöſchen ſoll. Er ſcheut ſich offenbar auch, mit dem 
Ob LG. zu erklären: weil dieſe Erneuerung nicht mög⸗ 
lich ſei, habe an ihre Stelle die Eintragung ins 
Grundbuch zu treten. Dr. Silberſchmidt meint jedoch, 
in dieſem Fall ſei bisheriges Geſetz im Sinne des 
Art. 1893 nicht mehr der C. c., ſondern Art. 1 und 
23 Pf. 

Allein abgeſehen davon, daß das PfeG. vom 
1. Juli 1898 nur die Ergänzung zu den das Liegen⸗ 
ſchaftsrecht betreffenden Uebergangsvorſchriften des 
Einf G. vom 18. Auguſt 1896 bildet und daher ſchwerlich 
im Sinne des Art. 1893 EG. als „bisheriges Geſetz“ 
in Betracht kommen kann, enthalten die Art. 1 und 23 
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gar keine Beſtimmung über die Aufhebung der bier 
fraglichen übergeleiteten Sicherungshypotheken. 
Wollte man nun die Frage aufwerfen: wie er⸗ 
löſchen dann dieſe übergeleiteten Sicherungshypotheken, 
wenn fie nicht ins Grundbuch eingetragen ſind ?, fo 
wird die Antwort lauten: abgeſehen von den Gefahren, 
die ihnen infolge des öffentlichen Glaubens des Grund⸗ 
buchs durch die Nichteintragung entſtehen, erlöſchen 
ſie wegen ihrer rein akzeſſoriſchen Natur (8 1184 
Abſ. 1 BGB.) mit dem Erlöſchen der Forderung. 


Os GR. Foltz, Rat am LG. Zweibrücken. 


Zur Bekanntmachung über die Berverlegung der 
Stunden während der Zeit vom 1. Mai bis 30. Sep⸗ 
tember 1916. Die Bekanntmachung über die Vor⸗ 
verlegung der Stunden während der Zeit vom 1. Mai 
bis 30. September 1916 vom 6. April 1916 ſtützt ſich 
auf 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundes⸗ 
rats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914. Durch die Vorverlegung der Stunden wird 
eine Erſparnis an Beleuchtungsmitteln während der 
Sommermonate angeſtrebt und es kann hienach die Be⸗ 
rechtigung des Bundesrats zum Erlaß der Verord- 
nung nicht angezweifelt werden. 

Während nach dem Reichsgeſetze vom 12. März 
1893 die geſetzliche Zeit in Deutſchland ſeit 1. April 
1893 die mittlere Sonnenzeit des fünfzehnten Längen⸗ 
grades öſtlich von Greenwich iſt, wird nunmehr für 
die Zeit vom 1. Mai bis 30. September 1916 die 
mittlere Sonnenzeit des dreißigſten Längengrades öſt⸗ 
lich von Greenwich eingeführt. Es wird biemit die 
geſetzliche Zeit gegenüber der bisherigen geſetzlichen 
Zeit auf die Dauer dieſer 5 Monate um eine volle 
Stunde vorverlegt und es erhebt ſich die Frage, welche 
rechtlichen Folgen ſich hieraus ergeben. 

Es braucht nicht beſonders betont zu werden, daß 
für den geſamten Rechtsverkehr während des er⸗ 
wähnten Zeitraums ausſchließlich die geſetzliche Zeit, 
wie ſie in der Bundesratsverordnung beſtimmt 
ift, Maß gibt, daß alſo alle Friſten und Termine 
in der fraglichen Zeit nach der mittleren Sonnenzeit 
des dreißigſten Längengrades öſtlic von Greenwich 
ſich beſtimmen, dementſprechend im Rechtsverkehr die 
Geltendmachung des Unterſchieds zwiſchen der bis⸗ 
herigen Zeitberechnung und der Zeitberechnung auf 
Grund der Bundesratsverordnung ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheint. Wer z. B. an einem Tage des fraglichen Zeit⸗ 
raums die Volljährigkeit erreicht, kann ſich bei einer 
an dieſem Tage vormittags zwiſchen 12 bis 1 Uhr vor⸗ 
genommenen Rechtshandlung nicht darauf berufen, daß 
er zu dieſer Stunde nach der bisherigen Zeitberech⸗ 
nung noch minderjährig geweſen ſei. Für den Rechts⸗ 
verkehr bei der neuen Zeitbeſtimmung handelt es ſich 
um eine geſetzliche Einrichtung, die mit vollem Be⸗ 
wußtſein im Widerſpruch ſteht zur aſtronomiſchen 
Zeitbeſtimmung, wie dies ja auch mit Rückſicht auf 
die örtlichen Verſchiedenheiten der aſtronomiſchen Zeit 
bei der bisherigen einheitlichen Zeitbeſtimmung nach 
dem fünfzehnten Längengrade öſtlich von Greenwich 
in den verſchiedenen Gebieten des Deutſchen Reiches 
bis zu einem gewiſſen Grade der Fall war. Die Zeit⸗ 
beſtimmung für den Rechtsverkehr iſt zwar eine willkür⸗ 
liche und weicht von der aſtronomiſchen Zeitrechnung ab, 
iſt aber auf Grund des Geſetzes für den Rechtsverkehr 
allein maßgebend. Zu erwähnen dürfte hier nur ſein, 
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daß die nach dem Reichsgeſetze vom 31. Juli 1895 
den höheren Verwaltungsbehörden eingeräumte Be⸗ 
fugnis, bezüglich der Zeitbeſtimmungen im Titel 7 
der Gewerbeordnung Abweichungen von der einheit⸗ 
lichen Zeitbeſtimmung in begrenztem Maße zuzulaſſen, 
als Spezialgeſetz ſür das Gebiet der Gewerbeordnung 
auch bei der neuen Zeitbeſtimmung, ebenſo wie etwa 
auf Grund die ſes Spezialgeſetzes von den Verwaltungs⸗ 
behörden getroffene Beſtimmungen gültig bleibt. 

Es dürften ſich für den Zeitraum vom 1. Mai 
bis 30. September 1916 im täglichen Rechtsverkehr 
irgendwelche Schwierigkeiten aus der Zeitänderung 
hienach nicht ergeben. 

An ſolche wäre eher zu denken für die Ueber⸗ 
leitung von der bisherigen Zeitbeſtimmung in die 
neue und wiederum von der neuen Zeitbeſtimmung 
in die bisherige; doch ſcheinen in dieſer Beziehung 
durch die Abſätze 2 und 3 der VO. vom 6. April 
1916 alle Schwierigkeiten behoben. Der 30. April 
1916 endigt nachmittags 11 Uhr nach der gegen⸗ 
wärtigen Zeitrechnung, hinwiederum endet der 30. Sep⸗ 
tember 1916 eine Stunde nach Mitternacht gerechnet 
im Sinne der Bundesratsverordnung. Dement⸗ 
ſprechend hat der 30 April 1916 11 Nachmittags⸗ 
ſtunden, der 30. September 1916 hingegen 13 Nach⸗ 
mittage ſtunden; es entfällt alſo am 30. April 1916 
die 12. Nachmittagsſtunde, während am 30. September 


1916 nach der 12. Nachmittagsſtunde noch eine weitere 


Stunde zu dieſem Tage gehört. Da die Uhren im 
allaemeinen die Zwölfſtundeneinteilung aufweiſen, fo 
ſind zur Herbeiführung der richtigen geſetzlichen Zeit 
am 30. April 1916 nachmittags 11 Uhr die Zeiger um 
eine Stunde vorzuſtellen, am 30. September 1916 
nachmittags 12 Uhr um eine Stunde zurückzuſtellen. 
In der Nacht vom 30. September auf 1. Oktober 
1916 gibt es mithin zweimal die Stunde von 11 bis 
12 Uhr. Zur richtigen Feſtſtellung des Datums 
von Geburts⸗ oder Todesfällen wird in den beiden 
Nächten eine gewiſſe Vorſicht notwendig ſein. 

Die Beſtimmung der Nachtzeit im Sinne des 
8 188 RZPPO. richtet ſich nach der geſetzlichen An⸗ 
fangs⸗ bzw. Endſtunde des betreffenden Tages, wäh⸗ 
rend für die Beſtimmung der Nachtzeit im Sinne des 
R StGB die geſetzliche Zeitbeſtimmung ausſcheidet, 
vielmehr die Zeit der nächtlichen Dunkelheit maß⸗ 
gebend iſt. (58 243 Ziff. 7 293 R StGB.) 

Die Abkürzung des 30. April um eine Stunde 
und die Verlängerung des 30 September um dieſen 
Zeitraum werden juriſtiſch immer dann zu beachten ſein, 
wenn Zeiträume nach Stunden zu bemeſſen ſind. 
Hier iſt in erſter Linie auf 8 19 des Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buchs hinzuweiſen, wonach bei Freiheitsſtrafen der 
Tag zu 24 Stunden berechnet wird. Bei allen nach 
Tagen bemeſſenen Freiheitsſtrafen, die in der Nacht vom 
30. April auf 1. Mai oder vom 30. September auf 
1. Oktober 1916 verbüßt werden, iſt bei Ablauf der 
Strafe darauf zu achten, daß die Stunde der Ent⸗ 
laſſung nicht der Stunde des Antritts der Freiheits- 
ſtrafe entſpricht, ſondern, daß bei den erſteren die 
Stunde der Entlaſſung ſich auf Grund der mit Be⸗ 
ginn des 1. Mai geltenden Zeitrechnung um eine 
Stunde gegenüber der Stunde des Strafantritts 
hinausſchiebt, während umgekehrt nach dem 30. Sep⸗ 
tember die Entlaſſung aus der Strafe um eine Stunde 
früher ſtattzufinden hat, als der Strafantritt ſtatt— 
fand. Ebenſo iſt bei den in $ 24 des Preßgeſetzes 
vorgeſehenen Friſten für Beſtätigungen oder Auf⸗ 
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hebung der vorläufigen Beſchlagnahme auf die Ein⸗ 
haltung der Friſtdauer ohne Rückſicht auf die Aende⸗ 
rung der Zeiteinteilung zu achten. 

Für den bürgerlichen Rechtsverkehr wird man 
im allgemeinen ſagen können, daß die Zeitverſchiebung 
in den beiden Nächten nur in den Fällen Beachtung 
finden wird, in welchen die Zeit nach Stunden zu 
bemeſſen oder die Zeitverſchiebung auf Grund be⸗ 
ſonderer Vereinbarung zu berückſichtigen iſt, während 
ſie im übrigen ohne Einfluß ſein wird. Wenn 
alſo z. B. Stundenlohn einem Vertragsverhältniſſe 
zugrunde liegt, ſo wird in beiden Nächten die Dauer 
der Arbeit entſcheidend ſein. Bei Bemeſſung eines 
Lohnes nach Tagen oder Nächten oder Wochen uſw. 
wird indes der Zeitunterſchied nicht zu beachten ſein. 

Man kann nach alledem wohl annehmen, daß die 
Verordnung des Bundesrats dem Rechtsleben beſon⸗ 
dere Schwierigkeiten nicht verurſachen wird. 

Rechtsanwalt Dr. W. Kitzinger II in München. 


Die Klagezurücknahmegebühr und § 6 der BD. vom 
20. Mai 1915 über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten. In JW. 1915, 1146 äußert Ober⸗ 
amtsrichter Dr. Haberſtumpf die Auffaſſung, daß die 
mit der Klagezurücknahme verbundene Erklärung „Die 
Zurücknahme erfolgt auf Grund abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleichs“ ſchon genüge, um die gebührenrechtliche Ver⸗ 
günſtigung des 8 6 Platz greifen zu laſſen. Das 
dürfte nicht zutreffen. 

Der Wegfall oder die Ermäßigung der gericht⸗ 
lichen Gebühren tritt nur ein, wenn der Rechtsſtreit 
durch einen vor Gericht abgeſchloſſenen oder dem Ge⸗ 
richte mitgeteilten Vergleich erledigt wird. 
Die Mitteilung der bloßen Tatſache des Vergleiche 
abſchluſſes kann der vorgeſchriebenen Mitteilung des 
Vergleichs d. h. des Vergleichsinhalts nicht gleich⸗ 
geſtellt werden. Dieſe Gleichſtellung könnte, da ſie 
dem Wortlaute der VO. nicht entſpricht, an ſich nur 
im Wege ausdehnender Auslegung für zuläſſig ange⸗ 
ſehen werden. Eine ſolche Auslegung iſt jedoch nur 
dann ſtatthaft, wenn ſie dem Sinn und der Abſicht 
des Geſetzes entſpricht oder zum mindeſten nicht wider⸗ 
ſpricht. Das Gericht muß in der Lage ſein, ſelbſt 
die Vorausſetzungen des 8 61 zu prüfen, nämlich die 
Fragen: 

a) ob eine als Vergleich anzuſprechende Partei⸗ 

vereinbarung vorliegt, 

b) ob hiedurch der Rechtsſtreit erledigt wird. 

Die Mitteilung der bloßen Tatſache eines Ver⸗ 
gleichsabſchluſſes würde dieſe Prüfung keineswegs ge⸗ 
ſtatten. Dieſe Prüfung iſt übrigens auch aus fiska⸗ 
liſchen Gründen erforderlich, um eine mißbräuchliche 
Inanſpruchnahme der Vergünſtigung des 8 6 hintan⸗ 
zuhalten.“) 

Amtsgerichtsſekretär Wolf in Kronach. 


1) Gleicher Anſicht iſt eine in LZ. 1916, 253 mitge⸗ 
teilte Entſcheidung des OLG.s Colmar. Mit der „Mit⸗ 
teilung“ des Vergleichs nach $ 6 BR VO. vom 20. Mai 
1915 verhält es ſich ebenſo wie mit der Mitteilung der 
gerichtlichen Entſcheidung nach 8 23 EntlBO. vom 
9. September 1915; wie es hier nicht genügt, den 
Parteien zu eröffnen: „Es iſt Urteil ergangen“ oder 
„Es iſt Beweißbeſchluß erlaſſen worden“, ſo wird ſich 
dort das Gericht nicht mit der Erklärung abſpeiſen zu 
laſſen brauchen: „Die Klage wird wegen Vergleichs 
zurückgenommen.“ (Anmerkung des Herausgebers). 
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Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


ene nach $ 287 380. Aus den 
Gran en: Der Kläger fordert Schadenserſatz in 
Höhe von 10 563.90 M, weil die von ihm mit Er» 
wirkung einer gerichtlichen Maßnahme gegen ſeinen 
Schuldner, den Elbſchiffer G., beauftragten beklagten 
Rechtsanwälte auftragswidrig die gerichtliche Feſt⸗ 
legung der dem G. gehörigen Schuten herbeigeſührt 
und dadurch den Ruin des Geſchäfts des G. verurſacht 
und verſchuldet hätten; infolgedeſſen ſei es zur 
wangsvollſtreckung gegen G. gekommen und die dem 
läger für ein dem G. in dieſer Höhe gewährtes Dar⸗ 
lehen auf den Schuten zuſtehende Nachhypothek von 
10000 M verloren gegangen. Dieſer Betrag von 
10000 M ſowie die vom Kläger unnötig aufgewendete 
Koſtenſumme von 563.90 M ſeien der dem Kläger er⸗ 
wachſene Schaden. Das BG. hat durch Teilurteil die 
Klage in Höhe von 10000 M abgewieſen. Die Reviſion 
iſt begründet. Die Klageabweiſung iſt allein darauf 
geſtützt, es ſei nicht bewieſen, daß die Hypothek des 
Klägers 10000 M wert war und ihr Verluſt auf die 
von den Beklagten eingeleiteten Zwangsvollſtreckungs⸗ 
maßregeln zurückzuführen iſt. Dieſe Feſtſtellung ſcheint 
das Weſen des von der Klage behaupteten und geltend 
gemachten Schadens zu verkennen und verſäumt Die. 
dem Richter durch 8 287 ZPO. auferlegten Pflichten. 
Die Klage hatte von Anfang an den Beklagten den 
Geſchäftsruin des G. und deſſen dauernde Zahlungs⸗ 
unfähigkeit zur Laſt gelegt und die ſpätere Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen G. und den Verluſt der Nach⸗ 
3 lediglich als eine Folge dieſes geſchäftlichen 
uſammenbruchs bezeichnet. Der Wert der Hypothek 
war gleichgültig, wenn der Kläger bei fortdauerndem 
Geſchäftsbetrieb des G. ohne Rückgriff auf die Hy⸗ 
pothek hätte Befriedigung erlangen können. Den vom 
Berufungsrichter vermißten Anhalt dafür, daß die 
Stillegung der Schuten zur Zwangsvollſtreckung, zum 
Berlufte der Hypothek und zum Verluſte der Darlehens⸗ 
forderung von 10000 M udn bat, follte gerade 
der Beweisantrag des Klägers (Zeugnis des G. und 
deſſen Geſchäftsbücher) geben. Dieſen Beweisantrag 
he der Berufungsrichter nicht übergehen und er 
durfte das Vorbringen des Klägers über die Streichung 
des Geſchäſts des G. vom e Markt und 
über das Schickſal der Schuten nicht unaufgeklärt 
laſſen. Die durch 8 287 ZPO. gebotene Würdigung 
aller Umſtände erforderte zunächſt Aufklärung und 
Feſtſtellung der Umſtände. Statt deſſen ergänzt der 
Berufungsrichter die Lücken ſeiner Kenntnis des Sach⸗ 
verhalts durch Mutmaßungen, die bei Erhebung des 
angetretenen Beweiſes ſich als haltlos herausſtellen 
können: ein ſolches Verfahren wird durch den Satz 2 
des 8 287 ZPO. nicht gerechtfertigt. (Urt. d. III. 35. 
vom 14. Januar 1916, III 350/15). -A- 
3872 
II. 


Boraubſetzungen für die Ansſetzung des Verfahrens 
nach 5 Mi RBO. Anwendung dieſer Vorſchrift auf 
ältere Unfälle. Aus den Gründen: Gemäß Art. 3 
der auf Grund des Art. 4 ERVO. erlaſſenen Kaiſ. 
BO. vom 5. Juli 1912 (RGBl. S. 439) find die Vor: 
ſchriften des 3. die Unfallverſicherung behandelnden 
Buches der RVO. am 1. Januar 1913 in Kraft ges 
treten. Sie galten alſo bereits, als mit der am 14. No⸗ 
vember 1913 erfolgten Zuſtellung des Zahlungsbefehls 
vom 11. November 1913 der Rechtsſtreit anhängig 
wurde. Somit galt auch damals bereits die Vor- 
ſchrift des 5 901 RVO. Wenn das ordentliche Ge⸗ 
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richt über Anſprüche der im 8 898 RVO. bezeichneten 
Art zu erkennen hat, iſt es nach dieſer Vorſchrift an 
die Entſcheidung der nach der RBO. berufenen Be⸗ 
hörden darüber gebunden, ob ein zur Entſchädigung ver⸗ 
pflichtender Unfall vorliegt, und in welchem Umfange 
und von welchem Verſi erungsträger die Entſchädi⸗ 
gung zu hide iſt. Ferner heißt es in Abſ. 2 des 
§ 901 wörtlich: „Das ordentliche Gericht ſetzt ſein 
en fo lange aus, bis die Entſcheidung in dem 
Verfahren nach dieſem Geſetz ergangen iſt. Dies gilt 
nicht für Arreſte und einſtweilige Verfügungen.“ 
Trotzdem es ſich hier um einen Unfall handelt, der 

ch vor dem 1. Januar 1913 ereignet hat, ſo daß für 
ie ſachliche Beurteilung der Anſprüche die Vorſchriften 
zur Zeit ſeiner Entſtehung maßgebend ſind, kann es 
doch keinem Zweifel unterliegen, daß Abſ. 2 des 8 901 
ABO. als prozeßrechtliche Vorſchrift mit dem Tage 
ihres Inkrafttretens, alſo am 1. Januar 1913, auch 
für die damals bereits ſchwebenden Prozeſſe Geltung 
erlangt hat, erſt recht aber für ſolche Prozeſſe, die, 
wie der vorliegende, erſt nach dieſem Tage anhängig 
geworden ſind. Nach dieſer Vorſchrift müſſen die Ge⸗ 
richte zwingend in allen Fällen, in denen zwiſchen 
einem verſicherungspflichtigen Arbeiter und einem 
Unternehmer ein Streit darüber beſteht, ob ein zur Ent⸗ 
ſchädigung verpflichtender Betriebsunfall vorliegt oder 
nicht, der den Unternehmer nach anderen Beſtimmungen, 
als denen der ABO. erſatzpflichtig machen könnte (8 898 
RBO.), das Verfahren fo lange ausſetzen, bis eine 
Entſcheidung der nach der RBO. berufenen Behörden 
darüber ergangen iſt, ob ein nach der RBO. zur Entſchädi⸗ 
gung verpflichtender Betriebsunfall vorliegt. Schon die 
z. Z. des Unfalls geltende Vorſchrift des 8 135 Abſ. 3 
GU. erklärte in Fällen, wie dem vorliegenden, das 
ordentliche Gericht an die Entſcheidung der Verſiche⸗ 
rungsbehörden darüber für gebunden, ob ein Unfall 
vorliege, für welchen aus der Unfallverſicherung Ent⸗ 
ſchädigung zu leiſten iſt, und darüber, in welchem 
Umfange Entſchädigung zu gewähren iſt. Man wollte 
auf dieſe Weiſe vermeiden, daß in dem Verfahren vor 
den Verſicherungsbehörden auf der einen und dem vor 
den ordentlichen Gerichten auf der anderen Seite wider ⸗ 
ſprechende Entſcheidungen erlaſſen würden. Da aber 
dieſer Zweck deshalb nicht vollſtändig erreicht wurde, 
weil es bis dahin an einer Beſtimmung darüber fehlte, 
daß die Gerichte ihre Entſcheidung bis zum Erlaß der 
Entſcheidung der Verſicherungsbehörden auszuſetzen 
hätten, fo iſt die Vorſchrift des Abſ. 2 des § 901 RVO. 
gerade zu dem Zwecke erlaſſen worden, um derartige 
widerſprechende Entſcheidungen unmöglich zu machen. 
Dies ergibt ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes mit voller Deutlichkeit. (Bgl. die amtl. Begr. zu 
8 899 Abſ. 2 des Entwurfs, der wörtlich gleichlautend 
im Abſ. 2 des 8 901 RVO. wiedergegeben iſt; Druckſ. 
des RT. zu Nr. 340, 12. Leglat. Per. II. Seſſ. 1909/10 
S. 332 ff.). 

Danach mußte alſo das BG. auf Grund des 
Abſ. 2 des § 901 RBO. das Verfahren zunächſt aus⸗ 
fegen und dem Kläger aufgeben, vorerſt eine Ent— 
ſcheidung der zuſtändigen Inſtanz für die Unfallvers 
ſicherung über den Unfall beizubringen, woraus ſich 
dann ergab, ob es ihn als einen Betriebsunfall be⸗ 
trachte oder nicht. Das BG. hat zwar nicht ver⸗ 
kannt, daß an und für ſich der 8 901 RVO. auch für 
Unfälle gilt, die ſich vor dem Inkrafttreten der RVO. 
ereignet haben. Es glaubt aber aus einem doppelten 
Grunde dieſer Vorſchrift die Anwendbarkeit verſagen 
zu müſſen. Zunächſt iſt es der Anſicht, daß eine Partei 
durch die bloße Behauptung, es liege ein Betriebs— 
unfall vor, das Gericht nicht zur Einſtellung des Ver— 
fahrens zwingen könne, wenn tatſächlich klar ſei, daß 
ein Betriebsunfall gar nicht vorliegen könne. Schon 
dieſem Satze kann in ſolcher Allgemeinheit nicht bei— 
gepflichtet werden, zumal dann nicht, wenn es ſich um 
einen Rechtsſtreit zwiſchen einem Unternehmer eines 
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unfallverficherten Betriebes und einem bei wer bes 
ſchäftigten verſicherungspflichtigen Arbeiter handelt, 
der den erſteren wegen eines Unfallſchadens in An⸗ 
ſpruch nimmt. In einem ſolchen Falle ſollen gerade 
die Verſicherungsinſtanzen zunächſt darüber Aden 
ob der Unfall nicht ein Betriebsunfall i. S. der 
88 544, 546 RVO. (oder der 88 1-3 GUV G.) iſt, weil 
der Unternehmer wegen des Unfalls in der Regel nur 
dann in Anſpruch genommen werden kann, wenn dies 
nicht der Fall iſt ($ 135 Abſ. 1 GUV G.; 8 898 RVO.) 
Es kann aber dem BG. zugegeben werden, daß keine 
Ausſetzung des Verfahrens auf Grund des 8 901 RBO. 
en ift, wenn es völlig ausgeſchloſſen iſt, daß ein 
etriebsunfall und ſomit 8 898 RVO. in Frage kommen 
kann, ſei es z. B., daß der Kläger gar nicht zu den ver⸗ 
bed Belau dan 1 (8 544 RVO.) oder daß 
er Beklagte nicht zu den Unternehmern eines ver⸗ 
ſicherten Betriebes (88 623, 633 RVO.) gehört. Auch 
mag von einer Ausſetzung des Verfahrens auf Grund 
des 8 901 RBO. in ſolchen Fällen abgeſehen werden 
können, in denen ſich die ordentlichen Gerichte ohne 
jede Einſchränkung der ſtändigen Rechtſprechung des 
Reichsverſicherungsamtes über die Frage anſchließen, 
ob ein Betriebsunfall vorliegt, da alsdann ohnehin 
der Zweck des Geſetzes erreicht wird, einander wider⸗ 
ſprechende Entſcheidungen der Inſtanzen der Unfall- 
verſicherung auf der einen und der ordentlichen Ge⸗ 
richte auf der anderen Seite zu verhüten. Dies trifft 
aber hier nicht zu. (Wird ausgeführt). 
uch der zweite Grund, aus dem das BG. die 
Anwendbarkeit des 8 901 RVO. verneint hat, kann 
nicht als zutreffend anerkannt werden. Es meint 
nämlich, daß der Unfall bei den Verſicherungsbehör⸗ 
den gar nicht mehr angemeldet werden könne, weil 
die Friſt des § 72 GUV GG. längſt abgelaufen ſei. 
§ 72 GuV. ſchreibt nun allerdings vor, daß Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigte, für welche die Entſchädigung 
nicht von Amts wegen feſtgeſtellt iſt, ihren Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch bei Vermeidung des Ausſchluſſes vor 
Ablauf von 2 Jahren nach dem Eintritt des Unfalls 
bei der Berufsgenoſſenſchaft anzumelden haben, der 
die Entſchädigungspflicht obliegt. Es iſt nun ſchon 
zweifelhaft, ob nicht 8 72 GU VG. mit dem 1. Januar 
913, dem Tage des Inkrafttretens des 3. Buches 
„und der zu ſeiner Durchführung erforderlichen an⸗ 
deren Vorſchriften der RVO.“ (Art. 3 der Kaiſ. BO. 
vom 5. Juli 1912) ſeine Geltung verloren hat. Aber 
auch wenn man dies nicht annehmen, vielmehr darin 
nur eine Verſahrensvorſchrift i. S. des 6. Buches der 
RVO. erblicken wollte, das gemäß Art. 4 der Kaiſ. VO. 
vom 5. Juli 1912 (RGBI. S. 439) ſpäteſtens am 
1. Januar 1914 in Kraft getreten iſt, ſo galten doch 
Wen vor dem erſt nach dieſem Tage erlaſſenen Urteil 
Inſtanz die Art. 85 ff. insbeſondere auch Art. 88 
ERVO. Danach aber waren für die erſtmalige Feſt⸗ 
ſtellung von Leiſtungen der Unfallverſicherung ſeit 
dem 1. Januar 1914 unter allen Umſtänden die Vor⸗ 
ſchriften der RVO. anzuwenden, wenn an dieſem Tage 
der Vorbeſcheid des 8 70 Abſ. 1 GuV. noch nicht er» 
teilt war. Ob dies der Fall war, hat das BG. nicht 
geprüft. Nun iſt es zwar richtig, daß die SS 1546, 
1547 RVO. ähnliche Beſtimmungen enthalten, wie 
§ 72 Gu VG. Aber gleichwohl haben nicht die Ge— 
richte, ſondern zunächſt die über das Vorliegen der 
Vorausſetzungen zur Gewährung einer Unfallrente auf 
Grund der Unfallverſicherungsgeſetze zur Entſcheidung 
berufenen Behörden darüber zu befinden, ob die Vor— 
ausſetzungen zur Anwendung des 8 72 GVG. oder 
der SS 1546, 1547 RVO. hier vorliegen oder nicht, 
zumal keineswegs durch bloßen Zeitablauf der An— 


ſpruch auf die Unfallrente unter allen Umſtänden er- 


liſcht. Erſt wenn durch eine Entſcheidung dieſer Be— 
hörden feſtſteht, ob dem Kläger ein Anſpruch auf 
Grund der Verſicherungsgeſetze wegen des Unfalls — 
gleichviel aus welchem Grunde — zuſteht, können die 
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Gerichte über den Klaganſpruch befinden, weil erſt 
dann die Möglichkeit einander widerſprechender Ent⸗ 
ſcheidungen ausgeſchloſſen iſt. Stehen ſchon aus dieſem 
Grunde die Vorſchriften des 8 72 GuV. oder der 
88 1546, 1547 RBO. der Anwendbarkeit des 8 Mi 
RVO. nicht entgegen, jo kommt weiter in Betracht, 
daß der Kläger ſelbſt behauptet, er habe bereits von 
der Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft, der gemäß 8 134 
Guss. in erſter Linie zur Entſcheidung über die Ges 
währung einer Unfallrente auf Grund des Gu. 
zuſtändigen Inſtanz, eine Unterſtützung erhalten. (Ur⸗ 
teil des VI. 35. v. 20. Januar 1916, VI 364/15). 
3853 
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III. 


Das außerordentliche Kündigungsrecht des Mieters 
nach 3 544 B63. Aus den Gründen: Das BG. 
bejaht ohne Rechtsverſtoß, daß die Vorausſetzungen 
des außerordentlichen Kündigungsrechts des § 544 vor⸗ 
liegen. Die Annahme, daß in der mangelhaften, das 
Leben und die Geſundheit der Bewohner gefährdenden 
Beſchaffenheit der Kellertreppe und vor allem des Fuß⸗ 
bodens der Küche, durch den die Frau K. einmal durch⸗ 
gebrochen iſt, ein erheblich geſundheitsgefährlicher Zu⸗ 
ſtand der Wohnung zu finden ſei, der die Beklagten 
zur friſtloſen Kündigung des ganzen Mietvertrags be⸗ 
rechtigte, iſt einwandfrei. Die Feſtſtellung genügt, daß 
der gefährliche Zuſtand zur Zeit des Auszugs der Be- 
klagten beſtand. Das außerordentliche Kündigungs⸗ 
recht des 8 544 ſetzt auch nicht voraus, daß der Mieter 
zuvor gemäß § 542 eine Friſt zur Abhilfe geſetzt hat. 
Die urſprüngliche Faſſung der von der zweiten Kom⸗ 
miſſion eingeſchalteten Beſtimmung des 8 544, die die 
Worte „nach Maßgabe des 8 529° (d. i. 8 542 des 
Geſetzes) enthielt, iſt ſchon durch die Redaktions⸗ 
kommiſſion abgeändert worden und nicht in das Geſetz 
übergegangen; auf ſie kann man ſich daher für die ab⸗ 
weichende Meinung nicht berufen. Letztere findet in 
der Faſſung des Geſetzes ſelbſt keine Stütze und ſteht 
im Widerſpruche mit dem Zwecke der Vorſchrift, den 
Mieter vor einer erheblichen Geſundheitsgefährdung 
zu ſchützen (Protokolle Bd. 2 S. 230 ff.). Denn der 
Mieter müßte ſich danach regelmäßig während des 
Laufes einer zur Beſeitigung des Mangels ausreichen⸗ 
den Friſt noch weiter der Gefährdung der Geſundheit 
ausſetzen. Iſt die gefahrbringende Beſchaffenheit 
binnen einer verhältnismäßig kurzen Zeit zu be⸗ 
ſeitigen, ſo liegt eine erhebliche Gefährdung überhaupt 
nicht vor (RG. 51, 211). Der Mieter verliert ferner 
auch durch die Unterlaffung der Mängelanzeige nach 
§ 545 das außerordentliche Kündigungsrecht des 8 544 
nicht. Hierfür ſprechen der Zweck der Vorſchrift des 
$ 544 und die Faſſung des 545 Abſ. 2, die den § 544 
nicht erwähnt. Dabei fallen auch die von der Revifton 
hervorgehobenen Umſtände nicht ins Gewicht, daß die 
Beklagten ein ganzes Haus gemietet und die „Lokativ⸗ 
reparaturen“ übernommen haben. Etwas anderes 
würde es ſein, wenn der geſundheitsgefährliche Zuſtand 
durch die Unterlaſſung der den Mietern nach 8 545 
obliegenden Anzeigepflicht entſtanden oder ſonſt von 
ihnen verſchuldet wäre (RG. 51, 212); das iſt aber 
hier nach den Feſtſtellungen des BG. nicht der Fall. 
Für die Anwendbarkeit des $ 544 iſt es weiter auch 
unerheblich, daß die Beklagten trotz des Zuſtandes der 
Wohnung auf Fortſetzung des Mietverhältniſſes bes 
ſtanden und danach dem Zuſtande keine Bedeutung 
beigemeſſen haben. Denn ſelbſt durch ausdrücklichen 
Verzicht auf die Geltendmachung der ihm wegen der 
geſundheitsgefährlichen Beſchaffenheit zuſtehenden 
Rechte verliert der Mieter das außerordentliche 
Kündigungsrecht des 8 544 nicht. Das Vorliegen 
der Vorausſetzungen dieſes Kündigungsrechts hat nun 
aber nicht ohne weiteres die Beendigung des Miet— 
verhältniſſes zur Folge. Dazu bedarf es vielmehr 
der Kündigung des Mieters. Das BG. findet eine 


Kündigung der Beklagten in ihrem Auszug in Ver⸗ 
bindung mit ihrem Schreiben vom ... Das wird von 
der Revifion mit Recht angegriffen. Eine außerordent⸗ 
liche friſtloſe Kündigung erfordert zwar nicht zu ihrer 
Gültigkeit die Angabe des Kündigungsgrundes, wohl 
aber eine Erklärung des Kündigenden, daß er das 
Mietverhältnis auflöſen wolle. Die Erklärung kann 
zwar auch ſtillſchweigend erfolgen, ſie muß aber un⸗ 
zweideutig erkennen laſſen, daß der Erklärende ein 
Kündigungsrecht ausüben will. So viel muß man 
um der Klarſtellung des Rechtsverhältniſſes willen 
ordern. (Wird ausgeführt, daß jenes Schreiben 
ieſem Erfordernis nicht entſpreche und der Auszug 
eine Erklärung, daß die Beklagten ihrerſeits das 
Bertragsverhältnis aufheben wollten, nach den ob» 
waltenden Umſtänden nicht a) (Urt. des III. 
ZS. vom 21. Januar 1916, III 329/1915). 

8832 
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IV. 


Tie nach $ 1585 868. bei der Scheidung der 
She dem Mann e beſtehende Beitragspflicht 
der Fran zur Beſtreitung der Koſten des Unterhalts 
der Kinder beſteht auch, wenn ſie ſelber den Kindern 
unmittelbar Zuwendungen macht. Die Parteien waren 
verheiratet geweſen. Die Ehe iſt geſchieden. Der 
Mann iſt verurteilt, den drei Kindern, die bei der 
Mutter leben, jährlich 3000 M zur Beſtreitung des 
Unterhalts zu gewähren. Auf die Klage des Mannes 
wurde die 5190 Frau verurteilt, ihm hiervon 
jährlich / d. i. 750 M zuzuſchießen. Ihre Reviſton 
hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: Während der Dauer der 
Ehe haften die Eltern den gemeinſchaftlichen Kindern 
gegenüber für die Erfüllung der Unterhaltspflicht nicht 
gemeinſchaftlich, ſondern nach 8 1606 Abſ. 2 Satz 2 
BGB. haftet der Vater vor der Mutter, ſofern nicht, 
was hier nicht in Frage kommt, der Ausnahmefall des 
Halbſatzes 2 gegeben iſt. Daran wird durch die Schei⸗ 
dung nichts geändert. Da aber (vgl. Mot. IV S. 628/629) 
infolge der Scheidung das dem Ehemanne beim ordent⸗ 
lichen geſetzlichen Güterſtand am eingebrachten Gute 
der Frau zuſtehende Nutznießungsrecht wegfällt, erklärt 
8 1585 die Frau im Falle der Scheidung für ver⸗ 
pflichtet, dem unterhaltspflichtigen Manne zu den 
Koſten des Unterhalts der gemeinſchaftlichen Kinder 
einen angemeſſenen Beitrag zu leiſten. Dieſe Bei⸗ 
tragspflicht der Frau iſt unabhängig davon, ob die 
Sorge für die Perſon der Kinder ihr oder dem Manne 
zuſteht. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß das Geſetz 
in dieſer Beziehung nicht unterſcheidet. Es folgt aber 
auch daraus, daß die Frau, ſelbſt wenn ihr die Sorge 
für die Perſon der Kinder zuſteht, nach 8 1585 Abſ. 2 
den Beitrag zur eigenen Verwendung für den Unter⸗ 
halt der Kinder nur zurückbehalten kann, falls eine 
erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt. 
Steht ihr die Sorge für die Perſon der Kinder nicht 
nur zu, bea gewährt ſie den Kindern den Unter⸗ 
halt auch tatſächlich, ſo wird ſelbſt dadurch an ihrer 
dem Manne gegenüber beſtehenden Verpflichtung grund⸗ 
ſätzlich nichts geändert (vgl. Protokolle IV S. 450 
unter C). Wird alſo trotzdem der Mann von den 
Kindern mit Erfolg auf Gewährung von Unterhalt 
durch Entrichtung einer Geldrente in Anſpruch ge⸗ 
nommen (8 1612 Abſ. 1 Satz 1), fo iſt fie gleichwohl 
dem Manne gegenüber verpflichtet, ihm einen Beitrag 
zu leiſten. Ob der Betrag der Geldrente, zu deren 
Entrichtung den Kindern gegenüber der Mann rechts⸗ 
kräftig verurteilt iſt, auch im Verhältnis der früheren 
Ehegatten zueinander für die Beitragspflicht der Frau 
ſchlechthin maßgebend iſt oder ob die Frau einwenden 
könnte, die Geldrente überſteige das zur Gewährung 
des ſtandesmäßigen Unterhalts erforderliche Maß, 
kann hier dahingeſtellt bleiben. Einen derartigen 
Einwand hat die Beklagte nicht gebracht. Jedenfalls 
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aber kann die Beklagte, ſolange der Kläger von den 
gemeinſchaftlichen Kindern auf Gewährung einer hö⸗ 
heren Unterhaltsrente nicht einmal in Anſpruch ge⸗ 
nommen iſt, dem Kläger gegenüber, der einen Beitrag 
von ihr nur nach dem Satze von 3000 M verlangt, 
nicht geltend machen, der wahre Bedarf der Kinder 
ſei größer und zu dem erforderlichen Geſamtaufwande 
leiſte ſie in dem, was ſie über die vom Kläger zu 
leiſtenden 3000 M hinaus den Kindern gewähre, ihm 
einen angemeſſenen Beitrag zu den Koſten des Unter⸗ 
halts der Kinder. Das wäre ein Einwand aus dem 
Rechte der Kinder und hier um ſo weniger zuläſſig, 
als die Beklagte eine Verpflichtung, für die Kinder 
den Mehrbetrag aufzuwenden, offenbar nicht anerkennen 
will, vielmehr auf dem Standpunkte ſteht, daß ſie, 
was ſie gewähre, freiwillig gewähre. (Urt. des IV. 
38S. vom 24. Januar 1916, IV 327/1914). 
4856 Schie 


V 


Klagebegründung bei ſog. Ne Aus 
den Gründen: Es iſt unbeſtritten, daß die Bürg⸗ 
ſchaft des Beklagten eine Ausfallsbürgſchaft iſt, „ſoweit 
die der Bank abgetretenen Buchforderungen nicht ein⸗ 
getrieben werden können“; und es iſt der Reviſion 
darin beizupflichten, daß bei einer Bürgſchaft dieſer 
Art von einer Einrede der Vorausklage nach 8 772 
BGB. nicht die Rede fein kann; vielmehr gehört der 
Nachweis, daß der Ausfall eingetreten iſt und die 
ſonſtigen Sicherheiten nicht zur Befriedigung des 
Gläubigers geführt haben, hier zur Klagebegründung. 
Es kann deshalb auch nicht von einem Verzicht auf 
die Einrede der Vorausklage die Rede ſein. Dagegen 
können auch bei dieſer Form der Bürgſchaft Ab⸗ 
machungen getroffen ſein, die die Art der Inangriff⸗ 
nahme der ſonſtigen Sicherheiten und den Nachweis 
ihres Ergebniſſes oder ihrer Unzulänglichkeit in be⸗ 
ſtimmter Weiſe feſtlegen und ſo das Erfordernis des 
Ausfallsnachweiſes zur Klagebegründung abſchwächen. 
Eine ſolche Abmachung liegt hier vor. Das BG. ſtellt 
feſt, daß in derſelben Verhandlung, in der die Geſell⸗ 
ſchafter die Bürgſchaft übernahmen, die Abtretung der 
Forderungen an die Klägerin vereinbart und ausge⸗ 
macht wurde, daß nicht die Klägerin, ſondern die 
Hauptſchuldnerin ſie einzuziehen und den Erlös 
an die Klägerin abzuführen habe. Daraus hat das 
BG. einwandfrei den Vertragswillen entnommen, daß 
die Klägerin, wenn ſie die Bürgen in Anſpruch nehme, 
nicht vorher ihrerſeits die abgetretenen Forderungen 
einziehen müſſe, mit deren Einziehung ſie verein⸗ 
barungsgemäß nichts zu tun haben ſollte, ſondern nur 
den Stand der Einziehung nachzuweiſen habe und daß 
aus den noch nicht eingezogenen Forderungen ihre 
Befriedigung nicht zu erwarten ſei. Auch wenn aber 
von der beſonderen Geſtaltung der hier vorliegenden 
Ausfallsbürgſchaft abgeſehen und davon ausgegangen 
wird, daß der den Ausfallsbürgen in Anſpruch 
nehmende Gläubiger den Ausfall, alſo in erſter Linie 
die vergeblichen Befriedigungsverſuche aus den ſon— 
ſtigen Sicherheiten, nachzuweiſen hätte, würde hier die 
Tatſache dieſen Nachweis erſetzen, daß die noch nicht 
in Angriff genommenen Sicherheiten wertlos ſind, 
daß nämlich die Zwangsvollſtreckung in das Ber: 
mögen der Drittſchuldner vollſtändig ausſichtslos iſt. 
Die Beſtimmung des § 773 Abſ. 1 Nr. 4 BGO. trifft 
ſachlich auch für die Ausfallsbürgſchaft zu mit der 
Abweichung, daß bei dieſer entſprechend ihrer Be— 
ſonderheit zur Begründung der Klage der Nachweis 
gehört, daß die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 
des Schuldners oder in die ſonſtigen Sicherheiten 
nicht zur Befriedigung des Gläubigers führen kann, 
und daß dieſer Nachweis nicht erſt als Entgegnung 
auf die Einrede der Vorausklage in die Erſcheinung 
tritt. (Urt. des VI. 3 S. vom 14. Februar 1916, VI 
390/15). 
3559 
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VI. 


Begriff des Nechtsnachfolgers i. S. den 5 239 380. 
Aus den Gründen: Der Begriff des Rechtsnach⸗ 
folgers nach 8 239 ZPO. iſt mit Rückſicht darauf, daß 
die unnütze, mit Koſten und Zeitverluſt verbundene 
Vervielfältigung und Häufung von Rechtsſtreitig⸗ 
keiten unter allen Umſtänden vermieden werden muß, 
im weiteſten Sinne zu nehmen. Der Begriff des Rechts⸗ 
nachfolgers im $ 239 iſt nicht derſelbe wie im mate⸗ 
riellen Recht, umfaßt vielmehr jede Perſon, die infolge 
des Todes der bisherigen Partei in deren Rechts⸗ 
ſtellung eintritt. Es kommt nicht darauf an, daß 
dieſer Eintritt in die Rechtsſtellung der bisherigen 
Partei auf Grund eines Rechts erfolgt, das die bis⸗ 
herige Partei hatte oder das aus dem Rechte der 
bisherigen Partei abgeleitet wird, ſondern lediglich 
darauf, daß der Eintretende infolge des Todes der 
bisherigen Partei deren Rechtsſtellung erlangt hat. 
Im gleichen Sinne iſt auch der Begriff der Rechts⸗ 
nachfolge in den 88 265, 266 ZPO. vom Reichsgericht 
aufgefaßt worden. Unter dem Ausdrucke „Rechtsnach⸗ 
folger“ i. S. dieſer Vorſchriften iſt nicht nur zu ver⸗ 
ſtehen wer ſein Recht von dem der bisherigen Prozeß⸗ 
partei ableitet, ſondern wer jetzt das Recht der bis⸗ 
herigen Prozeßpartei innehat, gleichgültig, wie er es 
erlangt hat, insbefondere ob er es auf dem Wege der 
Ableitung aus dem Rechte des Vorgängers oder in 
-originärer“ Weiſe erworben hat (RG. 40, 339). 
In dieſem Sinn iſt der jetzige Kläger E. der Rechts⸗ 
nachfolger des H. Er iſt in die Rechtsſtellung des ur⸗ 
ſprünglichen Klägers zum Teil auf Grund feiner Bes 
teiligung an dem durch die Familienverträge be⸗ 
gründeten fideikommißähnlichen Recht, alſo zum Teil 
auf Grund eigenen materiellen Rechts, zum Teil auf 
Grund der nach ſeiner Behauptung an ihn erfolgten 
Uebertragung des Rechts zur prozeſſualen Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs der übrigen Mitglieder der 
Familie N. auf Ueberlaſſung der Grundſtücke einge⸗ 
treten. (Urt. des III. 35. vom 21. Januar 1916, 
III 300/15). — a — 

3863 


VII. 


. Wer geiſteskrank i. ©. des 4 1569 888. iſt, muß 
nicht notwendig auch geſchäfts⸗ und proz page i. S. 
der 56 100 Nr. 2 B68. und 52 Abſ. 1 ZPO. ſein. 
Aus den Gründen: Inwieweit der Geiſteskranke 
durch ſeine Krankheit in der Beſorgung ſeiner An⸗ 
gelegenheiten behindert wird, iſt nur bei der Ent⸗ 
mündigung von Bedeutung und führt je nach dem 
Grade dieſer Beeinfluſſung ſeiner Geſchäftsbefähigung 
zur Feſtſtellung des einen oder des anderen Ent⸗ 
mündigungsgrundes mit den ſich aus dieſer formellen 
richterlichen Feſtſtellung ergebenden, von einander ver⸗ 
ſchiedenen materiellen Rechtsfolgen. Bei der Ehe⸗ 
ſcheidung wegen Geiſteskrankheit kommt es dagegen 
ausſchließlich darauf an, ob die geiſtige Erkrankung 
die von den Entmündigungsvorausſetzungen völlig 
verſchiedenen ausſchließlich das Eheleben betreffenden 
Folgen gehabt hat, ſodaß in dem nämlichen Falle die 
Entmündigungsvorausſetzungen fehlen, die Scheidungs— 
vorausſetzungen dagegen erfüllt ſein können. Es fällt 
deshalb hier auch nicht entſcheidend ins Gewicht, daß 
das gegen die Beklagte eingeleitete Entmündigungs— 
verfahren mit einer Ablehnung der Entmündigung 
geendet hat. Ebenſowenig wird die Feſtſtellung der 
Geiſteskrankheit dadurch in Frage geſtellt, daß der 
Berufungsrichter die Beklagte für geſchäftsfähig und 
darum auch für prozeßfähig hält. Auch in dieſer Be— 
ziehung ſchließt die trotz vorhandener Geiſteskrankheit 
beſtehen gebliebene Fähigkeit eines Gatten, feine An⸗ 
gelegenheiten zu beſorgen, die Annahme nicht aus, daß 
gleichwohl die im 8 1569 BGB. vorgeſehenen Folgen 
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der Geiſteskrankheit eingetreten ſind, die Scheidung 

wegen Geiſteskrankheit daher mit Recht beantragt iſt. 

(Urteil des IV. 3S. vom 7. Febr. 1916, IV 297/1915). 
3865 E. 


VIII. 


Vorausetzungen des einſeitigen Widerrufs der in 
einem Erbvertrag getroffenen Auordunng von Erbein⸗ 
ſetzungen, Vermächtniſſen und Auflagen. Der Klägerin 
war von ihrem Großvater in einem zwiſchen dieſem 
und der Beklagten, einer Tochter des Erblaſſers, * 
ſchloſſenen Erbvertrag ein Vermächtnis von 8500 M, 
in einem ſpäteren Teſtament des Großvaters bloß 
ein ſolches von 5500 M zugewendet worden; das Os. 
5 ihr die 8500 M zu; die Reviſion eines Neben⸗ 
ntervenienten der Beklagten wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Soweit das OLG. zum 
Nachteile der Beklagten erkennt, beruht ſein Urteil 
im weſentlichen auf der Erwägung, daß das in dem 
Erbvertrage der klagenden Ehefrau zugewandte Ver⸗ 
mächtnis, nicht bloß einſeitig (8 2299 BSB.) und 
daher frei widerruflich, ſondern vertragsmäßig (8 2278) 
getroffen ſei und deshalb von ihm nur unter Mit⸗ 
wirkung oder mit Zuſtimmung des anderen Vertrag⸗ 
ſchließenden, der beklagten Ehefrau, in der durch die 
SS 2290, 2291 vorgeſchriebenen Form hätte aufge⸗ 
hoben oder abgeändert werden können. Bei dieſer Er⸗ 
wägung geht das OLG. davon aus, daß Erbeinſetzungen, 
Vermächtniſſe und Auflagen nicht ſchon darum vertrags⸗ 
mäßige Verfügungen von Todes wegen darſtellten, weil 
ſie in einem Erbvertrage getroffen ſeien, daß vielmehr 
nach dem frei zu ermittelnden Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden zu entſcheiden ſei, ob und wieweit gegen⸗ 
ſeitige Bindung oder freie Widerruflichkeit der ein⸗ 
zelnen Verfügungen beabſichtigt ſei. Dieſer Ausgangs⸗ 
punkt wird von der Reviſion nicht beanſtandet, im 
Gegenteile zur Grundlage ihrer Angriffe erhoben. Er 
iſt auch zutreffend. Liegt der Fall wie hier ſo, daß 
in einem Erbvertrage nicht ein Dritter, der bedacht 
iſt, ſondern der als Erbe eingeſetzte oder mit einem 
Vermächtniſſe bedachte andere Vertragſchließende ſelbſt 
mit einem Vermächtnis beſchwert iſt, dann hat der 
andere Vertragſchließende zwar ein Intereſſe daran, 
daß ſeine Belaſtung nicht noch vergrößert werde, regel⸗ 
mäßig aber kein Intereſſe daran, daß die ihm ſelbſt 
auferlegte Beſchwerung auch nicht beſeitigt oder ver⸗ 
mindert werde. In einem ſolchen Falle wird daher 
höchſt ſelten angenommen werden können, daß nach 
dem Willen der Vertragſchließenden der Erblaſſer zu 
einem einſeitigen Widerruf oder zu einer einſeitigen 
Herabſetzung des Vermächtniſſes nicht befugt fein ſolle. 
Gänzlich ausgeſchloſſen iſt es jedoch nicht; auch 
die Protokolle der II. Kommiſſion (II S. 403) be⸗ 
zeichnen es nur als „nicht wahrſcheinlich“. Allein 
das mangelnde Intereſſe überſieht auch das OLG. 
nicht. Es betont ausdrücklich, daß die beklagte Ehe⸗ 
frau kein Vermögensintereſſe an der Bindung des 
Erblaſſers in bezug auf das der klagenden Ehefrau 
zugewandte Vermächtnis gehabt habe, zumal da es 
ihr freigeſtanden habe, ihrer Nichte mehr von dem 
Nachlaſſe zu überlaſſen, als der Erblaſſer etwa an⸗ 
geordnet hatte. Trotzdem aber glaubt es daraus in 
Anbetracht des moraliſchen Intereſſes der beklagten 
Ehefrau an einer gerechten oder billigen Behandlung 
ihrer Nichte durch deren Großvater und mangels 
irgendwelcher anderer Anhaltspunkte nicht folgern zu 
können, daß die Vertragſchließenden die freie Wider⸗ 
ruflichkeit des Vermächtniſſes auf ſeiten des Erblaſſers 
gewollt hätten. Die Reviſion will das moraliſche 
Intereſſe nicht gelten laſſen, eben weil es, wie das 
OLG. ſelbſt ſage, der beklagten Ehefrau freigeſtanden 
habe, ihrer Nichte von dem Nachlaſſe mehr zukommen 
zu laſſen, als angeordnet war. Dieſe Befugnis der 
beklagten Ehefrau iſt allerdings nicht zu bezweifeln. 
Daß fie indeſſen das OLG. rechtlich gehindert hätte, 
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trag feines Gewerbebetriebes benachteiligt. 
6 Kusfahrungen werden mit Recht beanſtandet. 
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das von ihm anerkannte moraliſche Intereſſe der be⸗ 
klagten Ehefrau zugunſten einer vertragsmäßigen 
Bindung des Erblaſſers zu verwerten, läßt ſich nicht 
ſagen. Es handelt ſich vielmehr im weſentlichen 
um eine tatſächliche Erwägung, deren Gewicht im 
Rechtszuge der Reviſion nicht nachgeprüft werden kann. 
(Urt. des IV. ZS. vom 3. Februar 1916, IV 9 0 


3858 Schie . 
IX. 
Begriff der Sn en Ghebrude. Aus 
den Gründen: Nach 8 2 BGB. wird 


das Recht des Klägers auf Scheiden ausgeſchloſſen, 
wenn er dem Chebruche zugeſtimmt hat. Dieſe Zu⸗ 
ſtimmung iſt ein tatſächlicher Vorgang, braucht keines⸗ 
wegs dem anderen Ehegatten beſonders erklärt zu 
werden und kann ſchon aus einer bloß ſtillſchweigenden 
Billigung entnommen werden. Aber nicht erforder⸗ 
lich iſt, daß der zuſtimmende Ehegatte habe ſichere 
Kenntnis vom Ehebruche des anderen haben muß. 
Wollte man ſolche ſichere Kenntnis für weſentlich 
halten, ſo würde das dazu führen, die Zuſtimmung 
allermeiſt bloß bei verübten Ehebrüchen für möglich 
zu erklären, die nachträglich zur ſicheren Kenntnis des 
anderen Ehegatten gelangt ſind; denn überall dort, 
wo es noch als unſicher ausſteht, ob ein fünftiges 
Verhalten eines Ehegatten beſtimmt zum Ehebruche 
führen werde, würde für eine frühere Zuſtimmung 
kein Raum ſein. Eine fo enge Auslegung des $ 1565 
Abſ. 2 BGB. wird dem Geiſte dieſer Vorſchrift nicht 
gerecht. Denn auch die bloß tatſächliche Zuſtimmung 
3865 § 1565 Abſ. 2 BGB. kann ebenſo wie die rechts⸗ 
geſchäftliche Zuſtimmung nach 88 183, 184 BB. ſowohl 
eine nachherige als auch eine vorherige ſein. Hier 
wird ſich fragen, ob es nicht zur Annahme einer 
vorherigen Zuſtimmung genügt, wenn ſich dem Kläger 
aus der ganzen Sachlage heraus der Verdacht aufge⸗ 
drängt hat, daß auch nach der Zurücknahme der erſten 
Scheidungsklage der darauf fortgeſetzte und von ihm 
geduldete Verkehr ſeiner Frau mit Dr. H. nach aller 
Wahrſcheinlichkeit und Lebenserfahrung auf Ehebruch 
hinauslaufe. Iſt er gegen einen ſolchen verdächtigen 
Verkehr nicht eingeſchritten, ſo wird ihm je nach den 
Umſtänden auch vorgeworfen werden können, er habe 
dem nach dem Laufe der Dinge vorausſehbaren Ehe⸗ 
bruche ſeiner Frau im voraus zugeſtimmt. (Urt. des 
IV. 36. vom 2. März 1916, IV 356/1915). 
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X. 


Haftung der Gemeinde, die einem Schlächter rechtz⸗ 
widrig den Zutritt zu einem ſtädtiſchen e 
ſperrt. ‚Liegt in einem ſolchen Berbet ein numittel: 
barer Eingriff in den Gewerbebetrieb? Der Magiſtrat 
hatte ve Kläger, einem Schlächter und Biehtreiber, 
durch Beſchluß das Betreten des Schlachthofgebäudes 
in K. dauernd verboten. Das OLG. wies ſeine Schadens⸗ 
erſatzklage ab. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Das BG. erörtert nicht, 
ob, wie der Kläger behauptet, das an dieſen erlaſſene 
Berbot rechtswidrig war; es unterſtellt dies ſtill⸗ 
ſchweigend, nimmt aber an, daß der Beklagten das Be⸗ 
wußtſein der Rechtswidrigkeit gefehlt habe, weil ſie ſich 
wegen des Verhaltens des Klägers für berechtigt habe 
82 können, dem Kläger das Betreten des Schlacht⸗ 

auſes zu unterſagen; damit entfalle ihre Haftung für 
den Schaden. Weiter ist es der Meinung, daß das Ver⸗ 
bot keinen unmittelbaren Eingriff in den Beſtand des 
Gewerbebetriebs des Klägers enthalte, da er im Schlacht- 
hof Schlachtungen durch ſeine Geſellen habe vor⸗ 
nehmen laſſen und durch dieſe auch die Abnahme der 
Viehtransporte und den Einkauf von Fleiſch hätte 
vornehmen laſſen können. Es ſei ſomit nur der Er— 
Dieſe 


Wenn das an den Kläger erlaſſene Verbot rechts⸗ 
widrig geweſen ſein ſollte, ſo würde es Sache der 
Beklagten ſein, darzulegen, daß und inwiefern ihre 
Vertreter kein Verſchulden trifft, daß ſie das Verbot 
erlaſſen haben. Hat ihnen, wie das BG. feftgeftellt, 
das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit gefehlt, ſo iſt 
damit nur die Vorſaͤtzlichkeit ihres rechtswidrigen 
Tuns beſeitigt; nicht aber ſteht damit auch feſt, daß 
fie nicht fahrläſſig gehandelt haben. Der Reviſion iſt 
auch darin beizutreten, daß allerdings ein unmittel⸗ 
barer Eingriff in den Beſtand des Gewerbebetriebs 
vorliegt. Denn das iſt regelmäßig der Fall, wenn 
der Gewerbetreibende an den Betriebshandlungen tat⸗ 
985100 1 wird (RG. 77, 219; SeuffArch. 
Bd. 70 Nr. 177), wenn ſich der Eingriff gegen die Be⸗ 
11 des Erwerbswillens im Rahmen des einge⸗ 
richteten Gewerbebetriebs richtet 1 e 
Erg. Bd. II Nr. 505), und das iſt hier der Fall aran 
wird auch dadurch nichts geändert, daß er durch das 
Verbot nicht gehindert war, die auf dem Schlachthof 
befindlichen Anſtalten durch ſeine Geſellen benutzen 
zu laſſen, und daß er ſie auch tatſächlich durch ſie 
benutzt hat. Denn es iſt eine einſchneidende tatſäch⸗ 
liche Einſchränkung des Betriebs, wenn dem Gewerb⸗ 
treibenden ſelbſt jede Tätigkeit auf der Stelle ver⸗ 
wehrt wird, auf der allein oder doch hauptſächlich er 
ſein Gewerbe betreiben kann. Es iſt daher nicht zu⸗ 
treffend, wenn das BG. in dem Verbot nur eine 
nachteilige Einwirkung auf den Ertrag des Geſchäftes 
findet. Selbſt wenn keine ſolche Einwirkung einge⸗ 
treten ſein ſollte oder nicht einzutreten brauchte, wenn 
der Kläger alle Verrichtungen ſeines Gewerbes durch 
Geſellen vornehmen ließ, ſo bleibt doch, daß er für 
ſeine Perſon von jeder gewerblichen Tätigkeit auf 
dem Schlachthof tatſächlich ausgeſchloſſen war. Ob 
ihm dadurch ein Schaden entſtanden, ob und in 
welchem Umfang er dieſem durch die Tätigkeit von 
Geſellen hätte vorbeugen können, iſt eine andere vom 
BG. noch nicht erörterte Frage. (Urt. d. VI. ZS. vom 
26. Januar 1916, a 373/15). en 
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B. Strafſachen. 
I. 


Umgehung einer Heilt res leg legen durch Uns: 
bedingung anderer Vorteile. Aus den Gründen: 
Kein Rechtsirrtum war es, daß das LG. einen Verſtoß 
gegen das Höchſtpreisgeſetz auch darin ſah, daß der 
Angeklagte als Verkäufer, abgeſehen von dem über⸗ 
mäßigen Preiſe für die verkauften Nickelanoden, die 
Käufer noch zwang, ihm nicht verlangte Nickelſalze 
zu hohem Preis abzukaufen. Die Ueberſchreitung des 
Höchſtpreiſes kann ſehr wohl auch im Bedingen der⸗ 
artiger Nebenvorteile für den Verkäufer beſtehen. Es 
liegt nahe, daß die Verkäufer verſuchen, auf ſolchem 
Wege die Höchſtpreisvorſchrift zu umgehen und die 
Zuwiderhandlung zu verſchleiern. Das Geſetz muß 
dann nach ſeinem Wortlaut, Sinn und Zweck auch 
auf ſolche Machenſchaften angewendet werden. Der 
äußerliche Umſtand, daß etwa über beide Waren un⸗ 
geachtet des inneren Zuſammenhanges beſondere Kauf⸗ 
verträge abgeſchloſſen werden, bildet dagegen kein 


Hindernis. (Urt. des V. StS. vom 12. Oktober 1915, 
5 D 308/1915). E. 
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II. 


Erforderniſſe für die Gewährung der Wiedereinſetzung 
bei einer Friſtverſäumung durch Verſchulden des An: 
geſtellten eines Rechtsanwalts, 3 44 Stßo. Aus 
den Gründen: Der Verteidiger der Ange⸗ 
klagten hat nach ſeinem glaubhaften Vorbringen die 
Schrift zur Begründung der Reviſion mehrere Tage 
vor dem Ablauf der Friſt unterſchrieben und zur Eins 
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reichung bei Gericht in feine Kanzlei gelangen laſſen. 
Dort iſt ſie in Abweſenheit des beurlaubten Kanzlei⸗ 
vorſtandes von einem Angeſtellten einem n zur 
ſofortigen Einreichung bei Gericht übergeben, von dieſem 
aber nicht eingereicht worden, ſondern auf unaufgeklärte 
Weiſe zu den Akten des Anwalts gekommen und erſt 
nach Friſtablauf wieder aufgefunden worden. Dieſer 
Sachverhalt genügt nicht, um die Annahme zu recht⸗ 
fertigen, daß der Angeklagte durch unabwendbaren 
Zufall an der Einhaltung der Friſt verhindert worden 
ſei. Allerdings kann das Verſehen eines der Angeſtellten 
des zum Verteidiger beſtellten Rechtsanwalts unter 
Umſtänden als ein für den Angeklagten unabwendbarer 
Zufall gelten. Dies aber nur dann, wenn es auch bei 
gehöriger Ausübung der dem Anwalt obliegenden 
Pflicht zur Leitung und Ueberwachung des Geſchäfts⸗ 
gangs nicht vermeidlich war (RGSt. Bd. 35 S. 109). 
Nach dem eigenen Vorbringen des Verteidigers iſt 
zur Leitung und Ueberwachung des Geſchäfts gangs 
nichts weiteres geſchehen, als daß allgemein angeordnet 
wurde, es ſollten Reviſionsſchriften nicht durch einen 
jüngeren Lehrling, ſondern durch einen Gehilfen zu 
Gericht gebracht werden und daß hier die Angeſtellten 
darauf aufmerkſam gemacht wurden, daß die Einreichung 
bei Gericht zur Wahrung der Friſt ſofort erfolgen müſſe. 
Daß der Verteidiger ſich noch vor dem Friſtablauf 
erkundigt hätte oder durch einen Andern hätte feſtſtellen 
laſſen, ob der Einreichungsauftrag vollzogen worden 
iſt, oder daß irgendwelche allgemeine Einrichtung 
beſtanden hätte, um den Vollzug der Anordnungen 
ſicher zu ſtellen, iſt weder glaubhaft gemacht noch 
behauptet. Es iſt insbeſondere nichts dafür vor ebracht, 
daß in der Kanzlei des Verteidigers eine allgemeine 
Anordnung dahin beftanden hätte, daß die mit der 
Zuſtellung von Rechtsmittelſchriften Beauftragten ſich 
durch Anzeige über den Vollzug ihres Auftrags aus⸗ 
zuweiſen haben und daß dies zu den Akten zu vermerken 
iſt. Solche oder ähnliche 5 waren auch 
dann nicht überflüſſig, wenn in der Kanzlei nur ver⸗ 
läſſige Angeſtellte beſchäftigt waren, und ſie waren 
um ſo notwendiger, wenn die Perſonalverhältniſſe 
während des Krieges ungünſtig waren. Es iſt auch 
nicht behauptet oder glaubhaft gemacht, daß ſolche 
Vorkehrungen etwa der Kriegsberhältniſſe halber nicht 
möglich oder nicht durchführbar oder im vorliegenden 
Falle erfolglos geweſen wären. Unter dieſen Umſtänden 
iſt nicht genügend glaubhaft, daß der Verteidiger alles 
getan hat, was zur Vermeidung der Friſtverſäumung 


nötig war. (Beſchl. des V. StS. vom 14. März 1916, 
ORA. 5 TB. 5/16). Schie 
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III. 


Anspruch des Angeklagten auf Gegenüberftellung 
mit Lommiflarifch vernommenen Zeugen? Aus den 
Gründen: Der Angeklagte beantragte, „den Zeugen 
C. vor der Kammer zu vernehmen und ihm gegen⸗ 
überzuſtellen, zum Beweis, ob er der Täter ſei“. Die 
Str. lehnte den Antrag aus tatſächlichen Gründen 
als unerheblich ab, weil der Zeuge C. bereits eidlich 
erklärt habe, den Täter der Polizei ausgeliefert zu 
haben, und der Kriminalſchutzmann D., der in der 
Hauptverhandlung als Zeuge eidlich vernommen 
worden iſt, den Angeklagten als diejenige Perſon 
wiedererkannt habe, die ihm vom Zeugen C. übergeben 
worden iſt. Durch die Ablehnung mit dieſer Be⸗ 
gründung iſt der Angeklagte nicht beſchwert; denn es 
beſtand keine Verpflichtung für die Str., den Zeugen, 
der bereits vor dem erſuchten Richter ausgeſagt hatte, 
noch einmal in der Hauptverhandlung unter Gegen— 
überſtellung mit dem Angeklagten zu vernehmen, um 
auf dieſe Weiſe den Verſuch zu machen, ein anderes 
Beweisergebnis zu erzielen. Nur dann würde das 
Gericht zu einer ſolchen wiederholten Vernehmung 
verpflichtet geweſen ſein, wenn der Angeklagte unter 
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Anführung von Tatſachen hätte behaupten können, 

die erſte Vernehmung ſei nicht erſchöpfend geweſen 

oder der Zeuge habe ſich in einem Irrtum über die 

Perſon des Täters befunden und werde bei Gegen⸗ 

überſtellung feine Ausſage ändern. (Urt. des V. StS. 

vom 19. Oktober 1915, 5 D 504/1915). E. 
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IV 


Anftiftung zur Gläubigerbegünſtigung iſt ſtrafbar, 
auch wenn fie durch den begünftigten Gläubiger erfolgt 
iſt. Aus den Gründen: Der Angeklagte Otto R., 
der gegen den Händler O. eine Geldforderung, aber 
nicht einen Anſpruch auf Waren hatte und wußte, 
daß O. zahlungsunfähig war und ſeine n 
eingeſtellt hatte, hat den O. überredet, ihm zur 
Deckung ſeiner Forderung Waren zu geben. Mit Un⸗ 
recht wendet der Beſchwerdeführer gegen die Ver⸗ 
urteilung ein, nach übereinſtimmender Anſicht aller 
Kommentatoren ſei ein Gläubiger, „der ſich wegen 
einer ihm zuſtehenden fälligen Forderung bezahlt 
mache !, nach 8 241 KO. überhaupt nicht, auch nicht als Ans 
ſtifter, ſtrafbar. Wohl wird von den Schriftſtellern 
zumeiſt die Meinung vertreten, die Strafvorſchrift des 
8 241 ſei nicht gegen den Gläubiger gerichtet, ſondern 
nur gegen den Schuldner. Der Gläubiger könne dar⸗ 
um auch nicht als Anſtifter beſtraft werden, wenn 
er den zahlungsunfähigen Schuldner beſtimme, ihn 
durch Gewährung einer ihm in dieſer Art nicht zu⸗ 
kommenden Befriedigung vor den anderen Gläubigern 
zu begünſtigen. Das Reichsgericht hat ſich indeſſen 
ſtets der entgegengeſetzten Rechtsmeinung e 
(vgl. RGSt. 48, 19, 21 und die dort weiter angeführten 
Entſcheidungen). Es kann davon auch jetzt nach neuer⸗ 
licher Prüfung der Gegengründe nicht abgehen. Denn 
es hat von den Gegengründen keinen für durchſchlagend 
gefunden. Insbeſondere können die aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes hergenommenen Gegen⸗ 
gründe gegenüber dem klaren Wortlaute des Geſetzes 
nicht in Betracht kommen. Eine notwendige Teil⸗ 
nahme des Gläubigers durch Anſtiftung ſteht nicht 
in Frage. Denn die ſtrafbare Begünſtigung kann ohne 
Beeinfluſſung durch den Gläubiger ſtattfinden, wie ſie 
unter Umſtänden auch ohne jede perſönliche Mit⸗ 
wirkung des Gläubigers möglich iſt. Widerſinnig 
aber iſt es, einen Dritten, der vielleicht im Auftrag 
des Gläubigers oder im Zuſammenwirken mit ihm 
den Gemeinſchuldner zur ſtrafbaren Gläubigerbe⸗ 
günſtigung beſtimmt, als Anſtifter zu beſtrafen, den 
Gläubiger ſelbſt aber im gleichen Falle ſtraffrei zu 
laſſen. Daß eine ſolche Ordnung des Rechtsverhält⸗ 
niſſes im Sinne des Geſetzes liegen ſollte, iſt nicht 
anzunehmen. (Urt. des V. StS. vom 28. März 1916, 
5 D 73/1916). E. 

3871 


V. 


Umfang der an; bei einer Verurteilung 
anf Grund des 5 14 Waren gs. Aus den Gründen: 
Nach S7 Waren 8G. kann das durch die Eintragung 
eines Warenzeichens begründete Recht nur mit dem 
Geſchäftsbetrieb, zu dem das Warenzeichen gehört, 
durch Vertrag auf einen andern übertragen werden. 
Die Uebertragung eines Warenzeichens ohne den Ge⸗ 
ſchäfts betrieb iſt zeichenrechtlich unwirkſam (RG. 51 
S. 263, 269; 56 S. 369, 370), ſelbſt wenn die Um chrei⸗ 
bung in der Zeichenrolle erfolgt; das Zeichen ſelbſe ver⸗ 
liert durch die Trennung von dem Geſchäftsbetrieb, zu 
dem es gehört, feinen Rechtsbeſtand (RGZ. 56 S. 369, 
371). Soll daher auf Grund des 814 Waren ZG. wegen 
Verletzung eines Warenzeichens, das in der Rolle nicht 
mehr auf den Namen des urſprünglichen Zeichen⸗ 
inhabers eingetragen, ſondern auf einen anderen um⸗ 
geſchrieben ijt, Strafverfolgung eintreten, ſo muß ge⸗ 
prüft und feſtgeſtellt werden, ob der jetzt als Zeichen⸗ 


inhaber eingetragene Strafantragſteller mit dem Zeichens 
recht auch den Geſchäftsbetrieb übertragen erhalten hat, 
für den das Zeichenrecht beſtellt iſt. Denn anderen⸗ 
falls fehlt es ebenſowohl an der Möglichkeit der Ver⸗ 
letzung des — gar nicht mehr beſtehenden — Zeichen⸗ 
rechts wie an der Berechtigung zum Strafantrag (vgl. 
auch RGSt. 43, 335). Hier nun hat das LG. zwar 
feſtgeſtellt, daß das Warenzeichen, um das es ſich 
handelt, im Jahre 1911 für die Firma K. in die Waren⸗ 
zeichenrolle eingetragen und im Jahre darauf auf den 
Kaufmann Kr., den jetzigen Strafantragſteller, um⸗ 
geſchrieben worden iſt, daß das Zeichen aber mit dem 
Geſchäftsbetrieb der Firma K., für den es beſtand, auf 
Kr. übergegangen wäre, iſt in den Urteilsgründen 
nirgends geſagt. Darnach iſt in Be Grade wahr⸗ 
ſcheinlich, daß das LG. die Umſchreibung in der Rolle 
ohne weiteres für maßgebend erachtet und die Frage 
nicht geprüft hat, ob auch der Geſchäftsbetrieb auf Kr. 
übertragen worden iſt. Das Urteil iſt alſo mit der 
ihm beigegebenen Begründung unhaltbar. (Urt. des 
V. StS. vom 15. Februar 1916, 5 D 686/1915). 
3340 Schie .. . 


VI. 


Wann iſt eine Molkerei als kaufmänniſcher Betrieb 
anzuſehen? Aus den Gründen: Maßgebend tft, 
ob das gewerbliche Unternehmen nach Art und Um⸗ 
fang einen in ed eu Weiſe eingerichteten 
Geſchäftsbetrieb erfordert (Entſch. 34, 101 [103]; 35, 
288 [289]). Das Urteil ſtellt feſt, daß der Ange⸗ 
klagte in 4 Betriebsräumen mit 2—3 Angeſtellten 
Butter und Käſe aus aufgekaufter Milch hergeſtellt 
und daneben Schweinemäſterei betrieben hat. Der Um⸗ 
ſatz betrug in der Molkerei monatlich 4000 — 5000 M, 
der Scheckverkehr mit einem Bankhauſe jährlich faſt 
50 000 M. Die Schweinemäſterei hatte einen Beſtand 
bis zu 78 Schweinen, ſo daß er auf einmal für etwa 
6000 M Schweine verkaufen konnte. Die Zahl der 
nicht bevorrechtigten Gläubiger, alſo im weſentlichen 
u Lieferer, betrug 220 mit etwa 18000 M For. 
erungen. Von dieſer tatſächlichen Grundlage aus 
konnte die StR. ohne Rechtsirrtum zu der Annahme 
gelangen, daß nach Art und Umfang des Geſchäfts 
nicht bloß ein kleingewerblicher, ſondern ein in kauf⸗ 
männiſcher Weife eingerichteter Betrieb vorlag, und 
daran war ſie rechtlich auch durch die Tatſache nicht 
gehindert, daß eine Molkerei Gegenſtand des Betriebs 
war, und ebenſowenig war entſcheidend, zu welchem 
Satze der Angeklagte zur Gewerbeſteuer veranlagt war. 
Denn der Angeklagte verarbeitete in ſeiner Molkerei 
nicht im eigenen Betrieb gewonnene, ſondern ange⸗ 
kaufte Milch, war alſo nach 8 1 Abſ. 2 Nr. 1 HG. 
Kaufmann, und die Schätzung der Steuerbehörde war 
für das Gericht nicht maßgebend, ſondern nur ein tat» 
ſächlicher Umſtand, der nach freiem Ermeſſen zu wür⸗ 
digen war und von der StK. auch gewürdigt worden 
iſt. Ein Rechtsſatz, daß Molkereien erſt bei einem 
monatlichen Umſatz von mehr als 10000 M und einem 
Steuerſatz von mehr als 12 M als kaufmänniſche Be⸗ 
triebe anzuſehen ſeien, beſteht nicht. (Urt. des J. StS. 
vom 13. Dezember 1915, 1D 839/1915). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 

Gegen die nach dem 1. Januar 1916 erfolgte An- 
ordunng der Bwangderzichung nach dem ZwErzG. vom 
10. Nai 1902 ſteht der Gemeindebehörde der früheren 
Heimatgemeinde ein Beſchwerderecht nicht u. Aus 
den Gründen: Wenn auch nach Art. 106 Armen. 
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vom 21. Auguſt 1914 ein Verfahren der Zwangs- 


erziehung, das beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei 
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den Gerichten anhängig iſt, nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften erledigt wird, fo können dieſe Vorſchriften 
doch nur ſoweit gelten, als nicht durch eine 
anderweitige Aenderung der Geſetzgebung auch eine 
Aenderung der durch das Öwongeerzießungsgefe 
getroffenen e herbeigeführt iſt. Dies 
aber trifft hier zu. ach Art. 4 Abſ. 3 ZwErzG. 
iſt die Verfügung des Vormundſchaftsgerichts, durch 
welche die Zwangserziehung oder die vorläufige 
Unterbringung angeordnet wird, der Heimatbehörde 
zuzuſtellen und kann von dieſer mit der ſofortigen 
Beſchwerde angefochten werden. Dieſe Beſtimmung 
hängt damit zuſammen, daß nach Art. 8 ZweErzG. 
die Koſten der Zwangserziehung vorläuſig von der 
Heimatgemeinde des Minderjährigen zu beſtreiten 
find und daß die Heimatgemeinde unter Umſtänden 
wenigſtens einen Teil dieſer Koſten endgültig zu 
tragen hat (Begründung des Entwurfs zum ZwẽErzG. 
AbgKVerh. 1899/1900 Beil. Bd. II S. 852). Seit 
dem 1. Januar 1916 iſt auf Orund des RG. vom 
30. Juni 1913 und der KBO. vom 4. April 1915 
an die Stelle der Heimat der Unterſtützungswohnſitz 
getreten. In jeder Gemeinde beſteht ein Ortsarmen⸗ 
verband, der die armenrechtliche Erſcheinung der Ge⸗ 
meinde bildet (Art. 16 Armen G. vom 21. Auguſt 1914). 
Der Ortsarmenverband wird in allen Angelegen⸗ 
heiten der öffentlichen Armenpflege durch den Armen⸗ 
rat vertreten (Art. 31 a. a. O.). Handelt es ſich um 
eine ſolche Angelegenheit, ſo ſind die ergangenen Ent⸗ 
ſcheidungen dieſem, nicht der Gemeindebehörde zuzu⸗ 
ſtellen; denn der Armenrat iſt im Geſetze ſelbſt als 
beſonderer, von der Gemeinde verſchiedener Ver⸗ 
tretungskörper zur Beſorgung der Geſchäfte der 
öffentlichen Armenpflege ae (Begründung des 
Entwurfs zum Armen., AbgKVerh. 1913/14 Beil. 
Bd. V S. 708). Die Zuſtellung an die Gemeinde⸗ 
behörde iſt auch ſchon um deswillen ausgeſchloſſen, 
weil die Gemeindebehörde in ihrer Eigenſchaft als 
Heimatbehörde ſeit dem 1. Januar 1916 nicht mehr 
beſteht. Mit Rückſicht hierauf hat denn auch das 
neue Fürſorgeerziehungsgeſetz in Art. 6 beſtimmt, daß 
die die Fürſorgeerziehung anordnende Verfügung dem 
Ortsarmenverband des Unterſtützungswohnſitzes zu⸗ 
zuſtellen und daß der Ortsarmenverband zur Bes 
ſchwerde gegen eine 592 Verfügung berechtigt iſt. 
Der die Zwangserziehung anordnende Beſchluß des 
Vormundſchaftsgerichts hätte ſonach nicht der Ge⸗ 
meindebehörde ſondern dem Armenrat als Vertreter 
des Ortsarmenverbandes zugeſtellt werden ſollen und 
nur der Armenrat war zur Beſchwerde gegen dieſe 
Verfügung berechtigt. Daß das Beſchwerdegericht dies 
außer acht gelaſſen hat, iſt hier ohne Belang; denn 
ebenſowenig als gegen den Beſchluß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts ſteht der Gemeindebehörde als ſolcher 
gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts ein 
Beſchwerderecht zu. Man kann auch nicht ſagen, daß 
der Bürgermeiſter der Gemeinde in Vertretung des 
an ſich zuſtändigen Armenrats gehandelt habe; denn 
Vorſtand des Armenrates iſt in Gemeinden mit nicht⸗ 
ſtädtiſcher Verfaſſung der Pfarrer; den Stellvertreter 
des Vorſtands wählt der Armenrat aus ſeiner Mitte 
(Art. 24 Armen.). Ob der Bürgermeiſter Stell⸗ 
vertreter des Vorſtands iſt, ſteht nicht feſt; jedenfalls 
iſt er nicht als ſolcher aufgetreten. (Beſchl. des I. 38. 
vom 7. April 1916, Reg. III Nr. 25/1916). M. 
3849 


II. 


Zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts nach 
95 368. find auch in Bayern die Oberlandesgerichte, 
nicht das Oberſte Landesgericht zuſtändig, wenn gemein⸗ 
ſchaftliches oberes Gericht das Neichsgericht wäre. 
Gründe: Nach 8 5 86G. wird, wenn Streit oder 
Ungewißheit darüber beſteht, welches von mehreren 


Gerichten örtlich zuſtändig iſt, das zuſtändige Gericht 
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durch das gemeinſchaftliche obere Gericht beſtimmt. 
Da im vorliegenden Falle die in Frage kommenden 
Gerichte in verſchiedenen Bundesſtaaten und nicht im 
Sprengel desſelben Os.s liegen, iſt an fi das 
Reichsgericht das gemeinſchaftliche obere Gericht. An 
die Stelle des Reichsgerichts tritt aber nach der 
Foſſung⸗ die der 85 durch den Art. VI Gef. vom 
22. Mai 1910, betr. die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts, 
erhalten hat, das OL G., zu deſſen Bezirke das zuerſt 
mit der Sache befaßte Gericht gehört. Dieſe ober⸗ 
landesgerichtliche Zuſtändigkeit iſt für Bayern nirgends 
dem Oberſten Landesgericht übertragen (ſ. Obs G. 38. 
Bd. 12 S. 547 — zu 8 46 FGG. — und Schlegelberger, 


FGG. § 5 Anm. 5). (Beſchl. des II. ZS. vom 7. Fe» 
bruar 1916, Reg. IV Nr. 5/1916). M. 
3812 


III. 


‚ga die Eutſcheidung, ob das e enanis 
zu erteilen ift, iſt nur maßgebend, in welchem Umſang 
durch die Beränßerung des Trenuftäds die Sicherheit 
der dinglich Berechtigten gemindert wird. Bei der 
Bebauung eines mit Pl.⸗Nr. 110 ½½ zu 0,077 ha be⸗ 
zeichneten Grundſtücks wurde ein an Pl.⸗Nr. 110 ½ 
anſtoßender Grundſtreifen zu 2 qm und ein an das 
Grundſtück Pl.⸗Nr. 110 ½¼1. angrenzender Streifen mit 
einem Flächeninhalt von 1 qm aus einem Verſehen 
nicht überbaut. Der Eigentümer der Pl.⸗Nr. 110 ½ù1 
hat dieſe 3 qm an die Eigentümerin der Bauplätze 
Pl.⸗Nr. 110 ¼4 und 110 ½½7 unentgeltlich abgetreten. 
Der Gebührenbewertung wegen wurde der Wert der 
abgetretenen Teilflächen auf 10 M angeſchlagen. Der 
auf Grund des Art. 1 Gef. vom 15. Juni 1898, das 
Unſchädlichkeitszeugnis betr. geſtellte Antrag des Eigen⸗ 
tümers von Pl.⸗Nr. 110 ½, ſeſtzuſtellen, daß die Ver⸗ 
äußerung der Teilflächen von 1 qm und 2 qm für die 
dinglich Berechtigten unſchädlich ſei, wurde durch den 
5 des AG.s abgelehnt, weil die pfandfreie Vers 
äußerung dieſer Teilflächen, obwohl die entſtehende 
Minderung des Umfangs des Grundſtücks verhältnis⸗ 
mäßig gering ſei und obwohl die hiedurch entſtehende 
Minderung des Wertes verhältnismäßig gering zu ſein 
ſcheine, nicht als für die Hypothekgläubiger unſchädlich 
erachtet werde, da bei Durchführung des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens erfahrungsgemäß meiſt nur 
die erſte Hypothek, und manchmal nicht einmal dieſe, 
Deckung finde, und weil dem Nießbrauchberechtigten 
gegenüber (dem Rentner F. Sp. in M. ſteht der Nieß⸗ 
brauch an dem Grundſtücke zu) die Feſtſtellung der 
Unſchädlichkeit überhaupt nicht ausgeſprochen werden 
könne. Die Beſchwerde wurde vom LG. zurückgewieſen. 
Auf die weitere Beſchwerde hin wurden beide Beſchlüſſe 
aufgehoben. 

Aus den Gründen: Allerdings kann nach 
Art. 1 Unſch. ZG. die Feſtſtellung der Unſchädlichkeit 
der Veräußerung einer Teilfläche eines Grundſtücks 
nur mit Wirkung gegen Hypotheken, Grundſchulden, 
Rentenſchulden und Reallaſten erfolgen und iſt einem 
Nießbrauchsberechtigten gegenüber untunlich. Die Feſt⸗ 
ſtellung der Unſchädlichkeit gegenüber dem Nießbrauch⸗ 
berechtigten iſt aber auch gar nicht beantragt. Selbſt⸗ 
verſtändlich ſchließt der Eintrag des Nießbrauchs nicht 
die Ausſtellung des Unſchädlichkeitszeugniſſes über⸗ 
haupt aus; das Zeugnis hat nur keine Wirkung gegen— 
über dem Nießbrauch; es muß ſich der Eigentümer 
des Grundſtücks mit einem ſolchen Berechtigten einigen, 
wenn er die Abſchreibung des Zrennjtüds herbeiführen 
will; dies iſt hier geſchehen. Eine Ablehnung des 
Antrags gegenüber dem Nießbrauchberechtigten war 
deshalb nicht veranlaßt. Hinſichtlich der Feſtſtellung 
der Unſchädlichkeit der pfandfreien Veräußerung der 
Trennſtücke (zu 3 qm) von Pl.⸗Nr. 110 ½ gegenüber 
den Hypotheken nimmt das LG. an, daß die durch 
dieſe Veräußerung entſtehende Minderung des Um— 
fanges und des Wertes des Grundſtückes im er: 
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hältnis zum Reſtgrundſtück an ſich nicht bedeutend ſei. 
In Anbetracht der vorliegenden beſonderen Verhäͤltniſſe 
könne jedoch die durch die Lostrennung der beiden 
Teilflächen eintretende Wertminderung des Reſtgrund⸗ 
ſtücks nicht als gering und bei der Vergleichung ſowie 
Abwägung der bisherigen und künftigen Sicherheit der 
Berechtigten nicht als für dieſe unſchädlich erachtet 
werden. Da für die Grundſtücke Pl.⸗Nr. 110/18, 110 ½¼1. 
und 110 ½ das geſchloſſene Bauſyſtem gelte, hätten 
die beiden hier in Frage kommenden Trennſtücke für 
den Eigentümer der benachbarten Bauplätze Pl.⸗Nr. 
110 ½4 und 110 ½7 einen erheblichen Wert, weil er 
auf dieſen beiden Grundflächen nur bei dem Erwerbe 
der Trennſtücke wohnhausbauten errichten könne. Dieſer 
Umſtand ſei für die Frage der durch die Veräußerung 
der beiden Teilflächen eintretenden Wertminderung des 
Reſtgrundſtücks von erheblicher Bedeutung, weil er bei 
der Veräußerung des Grundſtücks Pl.⸗Nr. 110 18, möge 
ſie im Wege des freihändigen Verkaufes oder im Wege 
der Zwangsverſteigerung erfolgen, als ein in beträcht⸗ 
lichem Maße wertſteigernder Faktor in das Gewicht 
ſalle. Denn der Eigentümer der benachbarten Bau⸗ 
plätze müſſe beſtrebt ſein, die beiden Trennſtücke, er⸗ 
forderlichen Falles unter Aufwendung eines erheblichen 
Geldopfers, zu erwerben, um nicht an der beſtimmungs⸗ 
gemäßen Bebauung ſeiner beiden Bauplätze gehindert 
zu ſein, und dieſer Umſtand könne von den Beteiligten 
dazu benützt werden, bei der Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks einſchließlich der hier in Betracht kommenden 
beiden Grundſtreifen den Preis für das Grundſtück 
beträchtlich in die Höhe zu treiben. Die auf dieſem 
Grundſtück eingetragenen Hypothekengläubiger hätten 
demnach ein ſehr weſentliches Intereſſe daran, daß ihr 
Pfandrecht an den beiden Trennſtücken nicht beſeitigt 
werde. Dieſe Erwägungen ſind nicht zutreffend; ſie 
widerſprechen dem Sinn und Zwecke des Geſetzes, 
durch das gerade ſolche Fälle, wie der vorliegende, 
geregelt werden ſollten. In der Begründung zu dem 
Entwurfe des Geſetzes (AbgKVerh. 1898 Beil. Nr. 912 
Bd. XV S. 196) iſt ausgeführt, wenn jemand von 
dem Nachbargrundſtück eine Fläche, die für dieſes ohne 
Belang ſei, für ihn aber vermöge ihrer Lage von er⸗ 
heblichem Werte ſein würde, erwerben wolle, ſo müſſe 
er nach dem Grundſatze, daß Verfügungen des Eigen⸗ 
tümers die Rechte Dritter an dem Grundſtück nicht 
berühren, entweder die vorhandenen Belaſtungen mit⸗ 
übernehmen oder die Zuſtimmung der Berechtigten zu 
der laſtenfreien Abſchreibung erwirken. Der erſte Weg 
werde ſich wegen der mit der Geſamtlaſt verbundenen 
Gefahr regelmäßig von ſelbſt verbieten; beim zweiten 
Wege würden die Zahl der dinglich Berechtigten, die 
Verſchiedenheit oder Unbekanntheit ihres Aufenthaltes, 
der Mangel ihres guten Willens häufig nicht zu über⸗ 
windende Schwierigkeiten bereiten oder doch das Ziel 
nur mit unverhältnismäßigen Opfern erreichen laſſen. 
Für derartige Fälle erfordere die Landeskultur das 
Ausſcheiden des Trennſtücks aus der Mithaft für die 
Belaſtungen des Stammgrundſtücks und die Aufhebung 
des mit dem Eigentum an dem belafteten Grundſtücke 
verbundenen Rechtes ohne Zuſtimmung der dinglich 
Berechtigten zu erleichtern. Aus dieſer Begründung, 
der bei der Beratung des Geſetzes von keiner Seite 
entgegengetreten und die von dem Abgeordneten G. 
ausdrücklich in Bezug genommen worden iſt (Becher, 
Mat. zu dem Unſch ZG. S. 55/56) ergibt ſich als 
Gedanke des Geſetzes, daß bei der Beantwortung der 
Frage, ob die durch die Veräußerung des Trennſtücks 
entſtehende Minderung des Umfanges und des Wertes 
des Grundſtücks im Verhältnis zu dem Umfang und 
dem Werte des übrigen Teiles eine geringe iſt, nicht 
ſchlechthin jeder Wertfaktor in Betracht gezogen werden 
darf, daß vielmehr ein Wertfaktor auszuſchalten iſt, 
der lediglich der Zwangslage des Nachbarn, das Trenn⸗ 
ſtück zu erwerben, entnommen iſt und dieſen zu einem 
Aufwand von Mitteln nötigen würde, der von dem 
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Wert aus betrachtet, den das Trennſtück für die Zwecke 
des anderen Teils hat, un verhältnismäßig hoch wäre. 
Ein ſolcher Fall iſt hier gegeben: Die Eigentümerin 
der anſtoßenden Bauplätze Pl.⸗Nr. 110 ¼.4 und 110 ½; 
muß an das Haus auf Pl.⸗Nr. 110 !/ıs anbauen; fie 


iſt daran gehindert durch die aus Verſehen des Eigen⸗ 


tümers von Pl.⸗Nr. 110 '/ıs bei Errichtung des Hauſes 
unbebaut liegen gebliebenen zwei ſchmalen ee 
von 1 qm und 2 qm, die längs der GSrenzmauern hin⸗ 
laufen. Sie hat allerdings ein Intereſſe, dieſe Streifen 
zu erwerben. Dieſes Intereſſe, dieſe Zwangslage, kann 
aber nach dem i des Geſetzes bei Beurteilung 
des Wertes der 3 qm nicht in der Weiſe in die Wag⸗ 
ſchale fallen, daß daraus ein in beträchtlichem Maße 
wertſteigernder Umſtand abgeleitet wird, „weil die 
Eigentümerin der benachbarten Bauplätze die beiden 
Trennſtücke erforderlichen Falles unter Aufwendung 
eines erheblichen Geldopfers erwerben müſſe und des⸗ 
halb der Preis für das Grundſtück in die gu ges 
trieben werden könne“. Dieſe Erwägung kann hienach 
auch nicht für die Frage in Betracht kommen, ob die 
Beräußerung für die Berechtigten unſchädlich iſt. Hier 
handelt es ſich nur um die Veräußerung von 1 qm 
und 2 qm der Pl.⸗Nr. 110 / , die eine Fläche von 
0,077 ha = 767 qm hat. Die Minderung des Um⸗ 
fanges im Verhältnis zu dem Umſange des übrigen 
Teiles iſt alſo nur eine geringe. Das Grundſtück iſt 
an den erſten Stellen mit 120 000 M Bankkapital und 
26 000 M Kapital einer Terrain⸗Aktiengeſellſchaft bes 
laſtet. Aus der Belaſtung mit dem VBankkapitale — 
die Bank widerſpricht der Veräußerung nicht — ergibt 
ſich der erhebliche Wert des Grundſtücks; es iſt klar, 
daß durch die Abtretung von 3 qm, die für das Grund⸗ 
ſtück nicht nutzbringend verwendet werden können, die 
Minderung des Wertes des Grundſtücks im Verhältnis 
zu dem Werte des übrigen Teils bei Berückſichtigung 
des oben erörterten Geſichtspunktes gleichfalls nur eine 
Be iſt (Art. 2 a. a. O.). Nicht zutreffend iſt auch 
ie Erwägung des A®.8, daß die Veräußerung des 
Trennſtücks für die Hypothekengläubiger nicht als un⸗ 
ſchädlich erachtet werde, weil bei Durchführung des 
Zwangsverſteigerungs⸗ Verfahrens erfahrungsgemäß 
meiſt nur die erſte Hypothek, und manchmal nicht 
einmal dieſe, Deckung finde und weil hier nicht feſt⸗ 
ſtehe, daß den Hypothekengläubigern das um das 
Trennſtück verminderte Grundſtück, wenn auch die Min⸗ 
derung des Umfanges und des Wertes verhältnismäßig 
gering ſei, volle Deckung gewähre. Für die Entſchei⸗ 
dung der Frage, ob die Veräußerung des Trenngrund⸗ 
ſtücks für die Berechtigten ſchädlich oder unſchädlich iſt, 
kann nur maßgebend fan ob und in welchem Umfange 
durch die Veräußerung die Sicherheit der Berechtigten 
gemindert wird; es kann die Feſtſtellung der Unſchäd⸗ 
lichkeit nicht davon abhängig ſein, daß der übrige 
Teil des Grundſtücks dem Berechtigten volle Deckung 
el wenn dieſe auch ohne die Veräußerung des 
rennſtücks nicht zu erwarten iſt. (Beſchl. des I. 35. 
vom 10. März 1916, Reg. III Nr. 17/1916). M. 
3874 


B. Strafſachen. 


Zer Feſtſetzung der dem beſtellten Verteidiger zu⸗ 
kommenden Gebühren ſind die Strafgerichte zuſtändig. 
34 ERS. Der von Amts wegen als Verteidiger be⸗ 
ſtellte Rechtsanwalt W. verteidigte den M. vor der 
Strafkammer. Die Regierung veranlaßte die Feſt⸗ 
ſetzung oder Berichtigung der von ihr beanſtandeten 
Gebühren nach 8 4 GKG. Die Strͤ. wies am 
26. Oktober 1915 den Antrag als unzuläſſig ab. 
Auftraggeber des beſtellten Verteidigers ſei der Staat, 
der zum beſtellten Verteidiger in keinem anderen Ver⸗ 
hältniſſe ſtehe als der Angeklagte zu dem von ihm 
gewählten Verteidiger. Der Streit zwiſchen dieſen 
gehöre vor die Zivilgerichte und ſei den Strafgerichten 


entzogen. Das Obs G. hat der Beſchwerde der Regle⸗ 
rungsſinanzkammer gegen dieſen Beſchluß ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: Dem zum Verteidiger 
beſtellten Rechtsanwalt find für die Verteidi⸗ 
gung die Gebühren nach Maßgabe der Gebühren⸗ 
ordnung aus der Staatskaſſe zu bezahlen (8 150 
Abſ. 1 StPO.) Der preußiſche Juſtizminiſter hat in 
einem Erlaſſe vom 3. Juli 1884 die Anſchauung ver⸗ 
treten, daß die hienach dem beſtellten Verteidiger zu⸗ 
kommenden Gebühren nicht wie die Zeugengebühren 
durch richterliche Entſcheidung, ſondern unter Vor⸗ 
behalt des ordentlichen Rechtswegs lediglich im Juſtiz⸗ 
verwaltungswege feſtzuſetzen und etwaige Beſchwerden 
im Aufſichtswege zu erledigen ſeien (Goltd Arch. Bd. 36 
S. 30). Dieſer Anſchauung iſt das Kammergericht 
in dem Beſchluſſe vom 6. Juli 1891 (Goltd Arch. 
Bd. 39 S. 186) gefolgt; dagegen hat das gleiche Ge⸗ 
richt in dem Beſchluſſe vom 23. April 1891 (Goltd Arch. 
Bd. 39 S. 198) ohne weiteres die Zuſtändigkeit 
des Strafrichters zur Feſtſetzung der Gebühren des 
beſtellten Verteidigers 1 Die Anſchauung 
des Juſtizminiſters wird auch geteilt von Löwe, 
StPO. 8 150 Anm. 4; Willenbücher, RAGebO. (7) 
Vorbem. 3 Abſ. 3 zu 8 63; Ferdinand, das Rechts⸗ 
mittel der Beſchwerde, S. 33; Walter⸗Joachim, 
RAGebO. (5) Vorbem. zum 4. Abſchn. 58 63 ff. Ziff. VI 
Fußnote 20. Die Rechtſprechung des bayerifchen 
Strafſenats hat von jeher insbeſondere im Hinblick 
auf die BO. vom 20. September 1879, die Ausführung 
des GK. und des Geb. betr., 8 19, und die Bek. 
vom 24. September 1879, das Koſtenweſen in gerichtl. 
Strafſachen betreffend, 88 10 mit 13 (JM Bl. 1879 
S. 1370 und 1425 ff.), die Zuläſſigkeit des Verfahrens 
nach 8 4 GKG. anerkannt (OLG. München StS. Bd. I 
S. 405, Bd. II S. 127, und des Obs G. Bd. VI S. 83 
und Bd. VII S. 229). Die Anſchauung, daß der Straf⸗ 
richter zur Feſtſetzung der dem beſtellten Verteidiger 
zukommenden Gebühren nicht zuſtändig ſei, geht von 
der Annahme aus, daß der Staat dem von Amts 
wegen zum Verteidiger beſtellten Rechtsanwalt als 
Auftraggeber gegenüber ſtehe, und wird auf die Be⸗ 
gründung zu 8 85 des Entwurfs der RAGebO. (8 86 
des Geſ.) geſtützt, wo es heißt: „Der Entwurf geht 
davon aus, daß, wenn der Auftraggeber nicht gut⸗ 
willig zahlt, der Anwalt im ordentlichen Verfahren 
zu klagen hat, und daß nur in dieſem ein etwaiger 
Streit über die Höhe der Gebühren zum Austrag zu 
bringen iſt. Für die richterliche Feſtſetzung der Ge⸗ 
bühren im außerordentlichen Verfahren fehlt es an 
jedem Grunde ...“ (Reichst.⸗Verh. 1879 Bd. 4 Akten⸗ 
ſtück Nr. 6 S. 154 Spalte 2). Demnach wird voraus⸗ 
geſetzt, daß durch die Inanſpruchnahme der Berufs- 
tätigkeit eines Rechtsanwalts ein dem bürgerlichen 
Recht angehörendes Rechtsverhältnis, ein Dienſt⸗ 
vertrag i. S. der 88 611 ff. BGB., begründet wird (vgl. 
Walter⸗Joachim, RA Geb. [5] Einl. 8 4, Anm. II zu 
$ 1 Geb.). Das trifft aber nicht zu auf das VBer⸗ 
hältnis zwiſchen dem zum Verteidiger beſtellten Rechts⸗ 
anwalt und dem Staate. Für die rechtliche Beur⸗ 
teilung dieſes Verhältniſſes find die Beſtimmungen 
der StPO. über die notwendige Verteidigung 88 140 
mit 145 und namentlich die des 8 150 StPO. aus⸗ 
ſchießlich maßgebend. Der Entwurf der StPO. enthält 
eine dem 8 150 entſprechende Beſtimmung nicht. Bei 
der erſten Leſung in der Kommiſſion des Reichstags 
ſtellte der Abgeordnete von Schwarze den Antrag als 
§ 132 a die Beſtimmung aufzunehmen, daß dem zum 
Verteidiger beſtellten — und in den Fallen der not— 
wendigen Verteidigung auch dem als Verteidiger ge— 
wählten — Rechtsanwalt die ihm hiefür nach Maß- 
gabe der Gebührenordnung zuſtehenden Gebühren aus 
der Gerichtskaſſe zu zahlen ſeien. Zwei weitere An— 
träge anderer Abgeordneter verfolgten in anderer 
Faſſung im weſentlichen das gleiche Ziel. Die innere 
Berechtigung ſeines Antrags leitete von Schwarze 
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aus folgenden Erwägungen her: „Indem das Geſetz 
anordne, daß der Angeklagte, gleichviel ob er wolle 
oder nicht, in gewiſſen Fällen einen Verteidiger haben 
müſſe, erkenne es an, daß in dieſen Fällen das Vor⸗ 
handenfein eines Verteidigers im Intereſſe der Straf: 
juſtiz ſelbſt liege. Dann müſſe der Staat die Koſten 
der Verteidigung ebenſogut wie die Koſten der Staats⸗ 
anwaltſchaft als Prozedurkoſten erachten und bezahlen. 
Der gewählte Verteidiger ſei in ſeinem Antrag dem 
beſtellten Verteidiger gleichgeſtellt. Das rechtfertige 
ſich aus der Notwendigkeit der Verteidigung. Hier 
liege nicht eine bloße Koſtenfrage vor, ſondern die 
Konſequenz aus den erſten Satzen des reformierten 
Strafverfahrens“. Der Abgeordnete Gaupp betonte, 
daß es ſich bei den Anträgen gleichmäßig darum 
handle, ob die Koſten der notwendigen Verteidigung 
von dem Staate getragen oder der Anwaltſchaſt über⸗ 
bürdet werden ſollen. Die Behandlung als Armen⸗ 
ſache würde eine große Unbilligkeit gegen dieſen Stand 
enthalten (Hahn, Mat. z. StPO. Abt. I S. 978 bis 
981). Die Kommiſſion lehnte die Anträge inſoweit 
ab, als ſie die Staatskaſſe auch zur Zahlung der Ge⸗ 
— des gewählten Verteidigers verpflichten wollten. 
Bei der zweiten Leſung in der Kommiſſion wurde von 
den Antragſtellern für die Ausdehnung der Beſtim⸗ 
mung auf den gewählten Verteidiger geltend gemacht, 
daß andernfalls meiſt die Perſönlichkeiten die Ver⸗ 
teidigung führen, die geringeres Geſchick und weniger 
Erfahrung hierin haben. Andere Kommiſſionsmit⸗ 
glieder erklärten ſich für die Aufrechthaltung des Be⸗ 
ſchluſſes erſter Leſung. Aus dem Begriffe der not⸗ 
wendigen Verteidigung könne eine Verpflichtung des 
Staates, unter allen Umſtänden die Koſten der Ver⸗ 
teidigung in erſter Linie zu tragen, nicht hergeleitet 
werden. Eine ſolche Verpflichtung laſſe ſich nur 
daraus entnehmen, daß der Staat den Auftrag zur 
Verteidigung gegeben habe. Darauf wurde erwidert, 
nicht der Staat ſondern das Geſetz erteile den Auftrag 
zur Verteidigung. Der Regierungsvertreter beharrte 
auf dem Standpunkte des Entwurfs. Die Kommiſſion 
nahm den § 132 a in der Ieſung erſter Leſung, alſo 
mit der Beſchränkung auf den beſtellten Verteidiger 
an (Hahn a. a. O. Abt. II A 1278 bis 1281, ſ. a. den 
Kommiſſionsbericht S. 1535). Bei der zweiten Leſung 
im Plenum bat der Regierungsvertreter, Juſtiz⸗ 
in Dr. von Fäuſtle, nochmals zu erwägen, ob 
der im 8 132 a behandelte Gegenſtand nicht erſt in 
der Anwaltsordnung und bei Feſtſtellung der Ge⸗ 
bührenordnung berückſichtigt werden ſolle. Insbe⸗ 
ondere werde die Frage zu würdigen ſein, ob nicht 
en Anwälten die unentgeltliche Führung von Ver⸗ 
teidigungen aufzulegen ſei. Er wies auf die „fehr 
weſentliche finanzielle Seite“ der Sache hin und ſprach 
ſich für alle Fälle gegen die Ausdehnung der Be⸗ 
ſtimmung auf den gewählten Verteidiger aus. Denn 
die notwendige Verteidigung ſei nur eine Schutzmaß⸗ 
regel für den Angeklagten. Eine Rechtsverpflichtung 
des Staates ließe ſich wohl nur anerkennen, wo der 
Staat den Verteidiger beſtellt habe; hier liege ein 
verpflichtendes Auftragsverhältnis vor. Gegen die 
Auffaſſung, daß die notwendige Verteidigung immer 
nur um des Angeſchuldigten willen ſtattfinde, wendete 
ſich mit Entſchiedenheit der Abgeordnete Dr. Hänel. 
Indem man die Verteidigung als notwendig bezeichne, 
beweiſe man, daß ſie in den gegebenen Fällen durch 
die Grundſätze des Prozeßrechts d. h. durch das öffent- 
liche Recht gefordert werde. Der $ 132 a wurde 
hierauf in der Faſſung angenommen, in der er als 
$ 150 in das Geſetz übergegangen iſt (Hahn a. a. O. 
S. 1830 bis 1839). Der $ 140 StPO. erklärt in be⸗ 
ſtimmten Fällen die Verteidigung mit der Wirkung 
als notwendig, daß dem Angeſchuldigten, der einen 
Verteidiger nicht gewählt hat, auch gegen ſeinen aus— 
drücklichen Willen ein Verteidiger von Amts wegen 
zu beſtellen iſt. Daraus muß gefolgert werden, daß 


die Einrichtung der notwendigen Verteidigung nicht 
eine ausſchließlich um des Angeklagten, ſondern zu⸗ 
gleich um der Strafrechtspflege willen getroffene Maß⸗ 
nahme, eine dem Gebiete des öffentlichen Rechtes an⸗ 
gehörende Beſtimmung über das Verfahren bildet. 
Ob ſich ſchon hieraus die Verpflichtung des Staates 
ergibt, die durch die notwendige Verteidigung er⸗ 
wachſenen Koſten ausnahmslos zu tragen, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Die Beſtimmungen im 8 140 StPO. 
ſowie die in 8 141 StPO., nach der auch in anderen 
als den im 8 140 bezeichneten Fällen das Gericht 
oder der Vorſitzende auf Antrag oder von Amts 
wegen einen Verteidiger beſtellen kann, machten eine 
weitere Beſtimmung nötig, nicht nur darüber, wer 
als Verteidiger beſtellt werden kann, ſondern auch 
darüber, wer der Beſtellung zu folgen hat. Nach 8 144 
StPO. hat der Vorſitzende den zu beſtellenden Ver⸗ 
teidiger aus der Zahl der am Sitze des Gerichts woh⸗ 
nenden Rechtsanwälte auszuwählen. In Ergänzung 
dieſer Vorſchrift beſtimmt der 8 39 NAD. in Abſ. 1, 
daß für die Verpflichtung des Rechtsanwalts, in 
Strafſachen die Verteidigung zu führen, die Beſtim⸗ 
mungen der StPO. maßgebend find. In Abſ. 2 des 
8 39 werden in den Fällen, in denen nach § 144 
StPO. die Beſtellung des Verteidigers durch den Vor⸗ 
ſitzenden des Landgerichts oder den Amtsrichter zu 
erfolgen hat, den am Sitze des Gerichts wohnhaften 
Rechtsanwälten die innerhalb des Gerichtsbezirks 
wohnenden und bei dem Gerichte zugel aſſenen gleich⸗ 
geſtellt. Ein Anſpruch auf Reiſekoſten und Tagegelder 
für die flach nach dem Gerichtsſitze wird ihnen Jedoch 
ausdrücklich verſagt. Durch die beiden Beſtimmungen 
iſt den Rechtsanwälten die Verpflichtung auferlegt, in 
den Fällen die Verteidigung eines Angeklagten zu 
führen, in denen nach SS 140 und 141 StPO. die 
Beſtellung zuläſſig iſt (Löwe, StPO. 8 144 Anm. 2b; 
Friedländer, die RAO. § 39 Anm. 2). Der Richter, 
der den Verteidiger aus der Zahl der verpflichteten 
Rechtsanwälte auswählt, handelt nicht als „Beauf⸗ 
tragter“ des Staates mit der Befugnis, mit einem 
Rechtsanwalt einen Vertrag abzuſchließen, demzufolge 
der Anwalt verpflichtet wird, die Verteidigung zu 
übernehmen, während der Staat verpflichtet wird, 
dem Anwalte die Gebühren zu bezahlen. Die Pflicht 
die Verteidigung zu führen, iſt im Geſetz als eine 
Berufspflicht feſtgeſtellt. Sie tritt für jeden im Ge⸗ 
richtsbezirke wohnenden oder bei dem Gerichte zuge⸗ 
laſſenen Rechtsanwalt mit der Tatſache ein, daß ein 
Strafverfahren eingeleitet wird, in dem die Verteidi⸗ 
gung notwendig iſt, oder das Gericht beſchließt, daß 
dem Beſchuldigten ein Verteidiger zu beſtellen iſt. 
Mit dieſer Tatſache entſteht auch auf Grund der ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmung des § 150 StPO. alſo auf 
Grund öffentlichen Rechtes die Pflicht des Staates, 
für die im Strafverfahren infolge der Verteidigung 
durch einen Rechtsanwalt erwachfenden Koſten auf⸗ 
zukommen. Von einem dem bürgerlichen Recht an⸗ 
gehörenden Vertragsverhältnis, wie es zwiſchen dem 
gewählten Anwalt und ſeinem Auftraggeber entſteht, 
kann keine Rede fein. Der Richter hat nach § 144 
StPO. aus der Zahl der an ſich zur Uebernahme 
der Verteidigung verpflichteten Anwälte lediglich den 
auszuwählen, der im beſtimmten Falle dieſe Ver⸗ 
pflichtung zu erfüllen hat. Seine Wahl iſt eine das 
Verfahren betreffende Verfügung, die mit der Bes 
ſchwerde (8 346 StPO.) angefochten werden kann 
(Löwe a. a. O.; Friedländer a. a. O.). Der beſtellte 
Verteidiger iſt Beiſtand des Beſchuldigten. Er hat 
die aus dieſer Stellung ſich ergebenden Aufgaben un⸗ 
abhängig von Weiſungen ſtaatlicher Organe innerhalb 
der von dem Geſetze gezogenen Grenzen zu erfüllen 
(Löwe, StPO. Vorbem. z. 1. Buche, Abſchn. 11 Ziff. I, 
Obe G St. Bd. 7, 229). Das Geſetz erachtet in den 
Fällen der SS 140, 141 StPO. die Beſtellung eines 
Verteidigers für geboten, um im allgemeinen Intereſſe 
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die Ziele der Strafrechtspflege zu ſichern und zu 
fördern. Die Tätigkeit des beſte 100 Verteidigers bildet 
einen notwendigen Beſtandteil des Strafverfahrens. 
Der Gebührenanſpruch des Verteidigers gehört daher 
zu den Koſten des Strafverfahrens, die in erſter Linie 
die Staatskaſſe ebenſo zu tragen hat, wie die Ge⸗ 
bühren der von Amts wegen geladenen Zeugen und 
Sachverſtändigen, denen das Geſetz gleichfalls für die 
Erfüllung einer öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtung Ge⸗ 
bühren zubilligt. Die Eigenſchaft der Gebühren des 
beſtellten Verteidigers als Koſten des Verfahrens iſt 
im 8 150 StBO. ſelbſt anerkannt, indem im 2. Abſatze 
der Staatskaſſe der Rückgriff an den in die Koſten 
verurteilten Angeklagten ausdrücklich vorbehalten bs 
Auf der gleichen Auffaſſung ſcheinen auch die Be⸗ 
ſtimmungen in den 88 10 und 13 Bek., das 9 in 
Ben Strafſachen betreffend, vom 24. September 
79 (JMBl. 1879, Seite 1425 ff.), nun erſetzt durch 
die Beſtimmungen in Ziff. 77 mit 79 Bek. vom 20. Juni 
1915 zum Vollzuge des NER. und des 15 1955 
vom 21. Auguſt 1914 (BBl. 1915 S. 156 ff. [192/193]) 
zu beruhen. Die dem beſtellten Verteidiger aus der 
Staatskaſſe zu zahlenden un find demnach Aus» 
lagen i. S. des § 79 Ziff. 6 GKG. Erinnerungen gegen 
den Anſatz ſolcher Auslagen find daher nach $ 4 GKG. 
zu verbeſcheiden. Dieſem Ergebnis ſteht nicht ent⸗ 
ei en, daß bei den Beratungen in der Kommiſſion 
im Plenum des Reichstags der Auftrag als Ver⸗ 
pflichtungsgrund für den Staat bezeichnet wurde. 
Damit ſollte keineswegs geſagt werden, daß der Staat 
als Auftraggeber nach den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts dem Verteidiger für ſeine Gebühren 
hafte. Mit der Betonung des „Auftrags“ als Ver⸗ 
pflichtungsgrund wurde vielmehr nur dem weiter⸗ 
gehenden Antrag entgegengetreten, daß in den Fällen 
der notwendigen Verteidigung auch die Gebühren des 
gewählten Verteidigers von der Staatskaſſe zu tragen 
ſeien. Darüber beſtand keine Unklarheit, daß durch die 
Beſtimmungen der 88 140, 141, 144 StPO. den Rechts⸗ 
anmälten eine öffentlich- rechtliche Verpflichtung, eine 
Berufspflicht, auferlegt werden ſollte, und daß es ſich, 
ſo weit ein Rechtsanwalt als beſtellter Verteidiger 
tätig werden mußte, nur darum handelte, ob dieſe 
Laſt dem Anwaltsſtand als ſolchem ohne Entſchädigung 
auferlegt werden ſollte oder ob dem Anwalte für 
dieſe Belaſtung eine Entſchädigung aus der Staats⸗ 
kaſſe zu gewähren ſei. Aus Billigkeitsgründen ſowie 
mit Rückſicht darauf, daß die Heranziehung von Rechts⸗ 
anwälten, die ſich als Verteidiger beſonders eigneten, 
erleichtert werde, hat ſich der Geſetzgeber für die Ent⸗ 
ſchädigung des zum Verteidiger beſtellten Rechtsanwalts 
entſchieden. Der Hinweis auf den ſog. Auftrag brachte 
ſomit nur zum Ausdruck, daß eine Entſchädigungs⸗ 
pflicht des Staates überhaupt nur anerkannt werden 
könne in den Fällen, in denen der Rechtsanwalt nur 
auf Grund der geſetzlichen Verpflichtung als Ver⸗ 
teidiger tätig wird. Wie weit der Geſetzgeber ent⸗ 
fernt war, eine nach bürgerlichem Recht ſich ergebende 
aan ungspflicht anzuerkennen, beweiſt der Um⸗ 
ſtand, daß ſchon bei der Beratung des Entwurfs der 
SPD. der Ausſchluß der Reiſekoſten von der Ent⸗ 
ſchaͤdigung 5 „ gehalten wurde (Hahn 
a. a. O. S. 978/979) und daß in den $ 39 RAO. eine 
3 8280 Beſtimmung aufgenommen 
wurde. Wäre die Anſchauung der Str. richtig, To 
müßte über den Gebührenanſpruch des beſtellten Ver⸗ 
teidigers dem Staate gegenüber der Zivilrichter ent⸗ 
ſcheiden. Fordert der Staat nach 8 150 Abſ. 2 StPO. 
Erſatz ſeiner Auslagen von dem Verurteilten und er⸗ 
hebt dieſer Erinnerungen gegen den Anſpruch, ſo 
müßte hierüber nach 8 4 GKG. entſchieden werden. 
Auch dieſes Ergebnis ſpricht dafür, daß die Gebühren 
des zum Verteidiger beſtellten Anwalts als Koſten 
des Strafverfahrens zu behandeln ſind. (Beſchl. vom 
8 1915, Beſchw.⸗Reg. Nr. 544/1915). Ed. 


187 


Oberlandesgericht München. 


Behandlung eines Erlösüberſchuſſes in der Zwangs⸗ 
verſteigerung. Inſtändigkeit des Boll ſtreckungsgerichts 
oder der Hinterlegungsbehörden. Das AG. S. hat bei 
einer Zwangsverſteigerung zur Aufhebung einer Gemein⸗ 
[Bert (8 180 3G.) im Verteilungsplan beftimmt, 

aß der Erlösüberſchuß bei Einigung der Beteiligten 
zu deren Handen abzuführen, ſonſt aber für ſie zu 
hinterlegen ſei. Da ſich die über ihr Erbrecht an dem 
Erlösteil ſtreitenden Beteiligten nicht einigten, beſchloß 
das AG. im Verteilungstermin den Ueberſchuß für die 
Beteiligten bei der Filialbank S. zu 1 un 
erließ entſprechende Weiſung, die am 3. Juni 1 
vollzogen wurde. Auf eine Zuſchrift des B. Bern 
1. Juli 1913, „daß er auf den Betrag, der den anderen 
Erbberechtigten aus irgendeinem Grunde nicht aus⸗ 
gefolgt werden könnte, Anſpruch erhebe“, teilte ihm 
das AG. am 2. Juli 1913 mit, daß der Uebererlös für 
die Beteiligten bei der K. Filialbank S. als Hinterle⸗ 
gungsſtelle hinterlegt ſei und deſſen Verteilung nicht 
zur Tätigkeit des Vollſtreckungsgerichts gehöre, daß 
aber bei Zuſtimmung der ſämtlichen Beteiligten die 
Hinterlegungsſtelle den Betrag an ihn ausantworten 
könne. Schon auf eine frühere ähnliche Eingabe des 
B. vom 24. April 1913 hatte ihm das AG. eröffnet, 
daß das Verteilungsverfahren mit der Ermittelung 
des den Miteigentümern verbleibenden Erlöſes und 
deſſen Hinterlegung luft dieſe beendigt werde, falls 
nicht bis dahin eine Einigung aller Beteiligten hin⸗ 
ſichtlich der Erhebung des Verſteigerungserlöſes vor⸗ 
liege. Mit neuer Eingabe vom 1. Juli 1915 „an das 
K. AG. S.“ beantragte B., ihm als rechtmäßigen geſetz⸗ 
lichen Erben ſeiner Großmutter „die Freigabe des 
Hinterlegungsſcheines erwirken zu wollen“. Hierauf 
verfügte das AG. S. am 3. Juli 1915: „I. Hinter⸗ 
legungsſache, Einzutragen in das Regiſter (F)“, II. 
Schreiben an B., in welchem es ihm mitteilte, daß 
verſucht werden wolle, die Zuſtimmungserklärung der 
Beteiligten zur Hinausgabe des Reſtbetrags an ihn 
erbeizuführen, und die Verbeſcheidung ſeines Antrags 
is zum Einlauf der Erklärungen zurückgeſtellt werde. 
Auf eine weitere Zuſchrift des B. vom 6. Auguſt 1915 
verwies ihn das AG. wiederum darauf, daß die Hinter⸗ 
legungsſtelle den hinterlegten Betrag nur unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen herausgeben könne. Dann 
wies das AG. S. mit Beſchluß vom 23. Auguſt 1915 
den Antrag des B. zurück, „da die Vorausſetzungen für 
die Hinausgabe 1 5 vorliegen (SS 23, 50 Hinterleg O.)“. 
Hiergegen legte B. Beſchwerde an das LG. ein; ſie 
erhielt den Vermerk „k. Landgerichtspräſident S., Eingel. 
30. Auguſt 19157. Darin wird beantragt, „verfügen 
zu wollen“, daß an B. der hinterlegte Betrag mit den 
angefallenen Zinſen hinausgegeben werde. Mit Be⸗ 
ſchluß vom 10. September 1915, wies das LG. S. 
(Ferienkammer) die Beſchwerde als unbegründet zu⸗ 
rück; der Beſchluß wurde dem B. am 15. Sept. 1915 
zugeſtellt. Am 16. September 1915 lief bei dem LG. 
S. ein Schriftſtück des B. ein mit dem Betreff „Pfarr⸗ 
kirchenſtiftung ©. gegen R. u. Gen., hier Beſchwerde“, 
welches als weitere Beſchwerde dem OLG. vorgelegt 
wurde. Das OLG. hob auf und wies die Beſchwerde 
des B. an das LG. als unzuläſſig zurück. 

Aus den Gründen: Das Schriftſtück enthält 
zwar keinen beſtimmten Antrag; ſein Geſamtinhalt 
bekämpft aber im weſentlichen wiederum die Verſagung 
der Hinausgabe durch das AG. S. als nicht gerecht— 
fertigt und läßt, im Zuſammenhalte mit ſeinem Be— 
treff es immerhin als auf Abänderung oder Aufhebung 
des landgerichtlichen Beſchluſſes gerichtete Beſchwerde 
erſcheinen. Als weitere Beſchwerde iſt ſie nach § 568 
ZPO. zuläſſig, weil ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerde— 
grund vorliegt, und weil die Beſeitigung einer durch 
eine unzuläſſige Beſchwerde herbeigeführten ſachlichen 
Beſchwerdeentſcheidung nur durch Beſchreitung des 
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Weges der weiteren Veſchwerde möglih iſt (RG. 
Bd. 16 S. 322). Ob die Beſchwerde die einfache oder 
die ſofortige iſt, kann dahingeſtellt bleiben, weil ſie 
auch den Erforderniſſen des 8 577 ZPO. entſpricht. 
Die Beſchwerde iſt auch begründet, wobei freilich im 
Endergebnis für den Beſchwerdeführer der angeſtrebte 
Erfolg noch nicht eintritt. Nachdem das AG. S. als 
Vollſtreckungsgericht in Anwendung der 88 180, 117 
Abſ. 2 ZVG. den Verſteigerungsübererlös für die 
Beteiligten hinterlegt hatte, war es als ſolches zur 
Verbeſcheidung von Anträgen bezüglich des hinterlegten 
Betrages nicht mehr zuſtändig (Fiſcher⸗Schäfer 8 180 
3868. Anm. 6, Jäckel⸗Güthe Anm. 9). Das AG. S. hat in 
ſeinen Verfügungen vom 25. April und 2. Juli 1913, 
wie auch noch vom 1. September 1915 dieſen Stand⸗ 
punkt in zutreffender Weiſe dem Antragſteller gegen⸗ 
über zum Ausdrucke gebracht. Auch hat es in rich⸗ 
tiger Beurteilung der gegebenen Sachlage deſſen Antrag 
vom 1. Juli 1915 als „Hinterlegungsſache“ be⸗ 
zeichnet, wenn es auch im Widerſpruch mit 8 20 Bek. 
vom 28. Dezember 1899, die Gefchäftsführung der 
amtsgerichtl. Hinterlegungsſtellen betr., die Eintragung 
der Sache in das Prozeßregiſter (F) verfügt hat. Es 
hat auch mit Recht ſeine Mitwirkung zur Beſeitigung 
der Hinderniſſe für die Hinausgabe des hinterlegten 
Betrages im Rahmen des überdies erledigten Voll⸗ 
ſtreckungs verfahrens nicht für zuläſſig erachtet, und des⸗ 
ao den Antrag des B. vom 1. Juli 1915 als ſolchen auf 
rteilung der Herausgabeweiſung als Amtsgericht, 
für deſſen Bezirk die K. Bank Hinterlegungsſtelle iſt, 
behandelt (8 49 HinterlegO.). Als ſolches hat es, 
nachdem feine Bemühungen, die Zuſtimmung aller Bes 
teiligten herbeizuführen, nicht gelungen waren, den 
Antrag mit der Begründung zurückgewieſen, daß 
die Vorausſetzungen für die Hinausgabe nicht vorliegen 
(88 23, 50 a. a. O.). Daß feine Verfügung als Bes 
ſchluß bezeichnet und dem B. förmlich zugeſtellt iſt, 
ändert nichts an ihrer rechtlichen Eigenſchaft als Ab⸗ 
lehnungsbeſcheid nach 8 28 HinterlegO. 828 fordert 
keinen förmlichen VBeſchluß, verbietet ihn aber nicht, 
wie hiernach auch die Art der Bekanntmachung an den 
Antragſteller dem Ermeſſen des AG.s überlaſſen iſt. Aus⸗ 
ſchlaggebend für die Beurteilung des Verfahrens des AG. 
und feines Befchluffes vom 23. Auguſt 1915 iſt einerſeits, 
daß die Verbeſcheidung des Antrages auf Hinausgabe 
des einmal hinterlegten Verſteigerungserlöſes nicht 
mehr dem Vollſtreckungsgerichte zuſteht, auch nicht 
Gegenſtand der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt, ſondern 
ausſchließlich eine Angelegenheit der Juſtizverwaltung 
bildet und nur nach den Vorſchriften der HinterlegO. 
88 23 ff., 49, 50 zu erledigen iſt, andrerſeits, daß das 
G. S. in ſeiner Verfügung vom 23. Auguſt 1915 
durch Anführung des § 50 HinterlegO., der auf 8 28 
verweiſt, ausdrücklich feinen Beſcheid als einen ſolchen 
nach 828 auf Grund feiner Zuſtändigkeit nach 8 49 
a. a. O. gekennzeichnet hat. Für die Annahme, daß 
es ſich hierbei rechtsirrtümlich als Vollſtreckungsgericht 
betätigen wollte, fehlt ſohin ein begründeter Anlaß. Iſt 
aber hiernach der Beſchluß des AG.S vom 23. Auguſt 1915 
eine Verfügung nach SS 28, 49, 50 Hinterleg O., fo tft 
zur Verbeſcheidung der hiergegen erhobenen Beſchwerde 
des B. vom 28. Auguſt gemäß 8 55 Abſ. 2, 10 daſelbſt 
das Präſidium des LG.s allein zuſtändig. (BayObRe®. 
n. S. Bd. 7 S. 590 ff., Habel HinterlegO. 8 49 Anm. 2). 
Hiernach war der angefochtene Beſchluß des LG.s aufzu- 
heben und die Beſchwerde des B. gegen den amtsgericht— 
lichen Beſchluß als unzuläſſig zurückzuweiſen (Beſchl. 
v. 28. September 1915; Beſchw.⸗R. Nr. 479/15 III). 
3848 N. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Srmähigung der Gerichtsgebühren für Vergleiche 
bei vorheriger teilweiſer Aula des Klageauſpruchs 
4 (6) der BD. über die gerichtliche Bewi 1 von 
ahlungsfriſten vom 7. Anguſt 1914 (20. Mai 1915). 
in Rechtsſtreit, in deſſen Verlaufe der Beklagte im 
Dezember 1911 an den Kläger 70 000 M zur Tilgung 
ſeiner Schuld an Hauptſache, Zinſen und Koſten ge⸗ 
zahlt hat, wurde hinſichtlich des ſtreitigen Mehrbetrags 
(von 80 000 ) derſelben Hauptſache fortgeführt und 
am 26. September 1914 durch Vergleich zu Protokoll 
des Berufungsgerichts erledigt. Auf die Erinnerungen 
der Parteien gegen die Anſetzung der vollen Ge⸗ 
bühren aus 70 000 M, neben denen nur aus dem Reſt⸗ 
anſpruche die halben Gebühren berechnet wurden, 
beſchloß das LG., daß die Gebührenermäßigung ſich 
auf alle im Rechtsſtreit angefallenen Gerichtsgebühren 
erſtrecke, auch wenn der Vergleich nur einen allein 
noch unerledigten Teil des Rechtsſtreits betreffe. Die 
Beſchwerde der Regierungsfinanzkammer wurde zurück⸗ 
gewieſen. 

Aus den Gründen: Durch die Zahlung des 
Betrages von 70000 1 wurde der Rechtsſtreit, der 
einen rn Entſchädigungsanſpruch zum Ge⸗ 
genſtand hatte, weder im ganzen noch in einem be⸗ 
ſtimmten nach Haupt⸗ und Nebenſache abgegrenzten 
Teilumfang erledigt; der Prozeß blieb vielmehr als 
ſolcher mit dem Ziel einer richterlichen Entſcheidung 
über die Begründung des nach ſeinem Umfang immer 
noch ſtreitigen Klaganſpruchs auch nach jener Zahlung 
noch anhängig. Erſt durch den Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs wurde der geſamte Klaganſpruch unter den 
Parteien außer Streit geſetzt und der Prozeß erledigt. 
Die Anwendung der beſonderen Koſtenermäßigungs⸗ 
vorſchrift des 8 4 (6) der BO. auf den vorliegenden 
Sachverhalt beruht nicht auf einer ausdehnenden Aus⸗ 
legung, ſondern entſpricht durchaus dem Inhalt und 
Zweck der Beſtimmung, deren Wortlaut gleichfalls 
nicht zu einer engeren Auslegung nötigt. Bei dieſer 
Sachlage kommt es nicht weiter darauf an, daß die 
Berechnung der vollen Gebühren ſich jedenfalls ſchon 
deshalb nicht auf den ganzen Betrag von 70000 M 
erſtrecken durfte, weil dieſe Zahlung nach der Abſicht 
des Beklagten zugleich die geſchuldeten Zinſen und 
Koſten umfaßte. (Beſchl. des II. ZS. vom 15. März 
1916, Beſchw.⸗Nr. 60/16). B r. 
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Bücheranzeigen. 


Emil Strohal. Ein Nachruf von Leopold Wenger. 
Berlin 1914, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 
Dem reichen Leben und Lebenswerk Strohals hat der 
jüngere Stammes⸗ und Fachgenoſſe ein ſchönes Denk⸗ 
mal geſetzt. Mit beſonderer Anteilnahme leſen wir in 
unſeren Tagen, wie Strohal ſchon als Student in Graz 
als Gründer einer politiſch⸗wiſſenſchaftlichen Studenten⸗ 
verbindung ſein ſtarkes politiſches Intereſſe im Sinne 
der Deutſchnationalen betätigt und wie dieſes Intereſſe 
ihn auch noch in den reifen Mannesjahren mächtig 
bewegt; wie er aber, nicht ohne innere Kämpfe, ſchließ⸗ 
lich doch ſeine ganze Arbeitskraft der Rechtswiſſenſchaft 
widmet, für die er von Demelius in Graz und von 
Unger in Wien nachhaltige Anregungen empfangen 
hat. Als eigentliches Feld ſeiner wiſſenſchaftlichen 
Arbeit erkürt er, der über ein reiches Maß allgemeiner 
hiſtoriſcher und insbeſondere rechtsgeſchichtlicher Bil⸗ 
dung und auch über eine tiefe rechtsphiloſophiſche 
Schulung verfügt, die juriſtiſche Dogmatik, dabei ſtets 
die Verbindung mit der Praxis ſuchend und die Praxis 
befruchtend. Namentlich ſeine ſachenrechtlichen Arbeiten 


und fein jedem Zivilrechtskundigen vertrautes und uns ſchwurgerichtliche Verfahren vertiefen will, kann keine 
entbehrliches Erbrecht werden noch lange ihre Vedeu⸗ beſſere Überſicht über die einzelnen Fragen finden, 


tung behalten. Seine erfolgreichſte ZLeiſtung liegt aber 
wohl doch in ſeiner kritiſchen und zugleich aufbauenden 
Mitarbeit an der Geſtaltung unſeres BGB.; hier ſteht 
er in der vorderſten Reihe der wiſſenſchaftlichen Bau⸗ 
meiſter an dem großen Werk. Auch ſeines hervor⸗ 
ragenden Anteils an der Arbeit des deutſchen Juri⸗ 
ſtentages wird gedacht. Wenger bringt uns nicht nur 
den Gelehrten, ſondern auch den Menſchen in Strohal 
näher; das Schickſal hat ihn hart angefaßt, aber er 
iſt „vom Unglück geſtählt, nicht gebrochen“. Ein Licht⸗ 
bild Strohals iſt eine willkommene Beigabe. Manches, 
was Wenger nur kurz angedeutet hat, erfährt eine 
Ergänzung durch den warmen Nachruf, den Mitteis 
ſeinem dahingeſchiedenen Kollegen in Iherings Jahrb. 
Bd. 65 S. 1 ff. gewidmet hat. E. R. 


Bovenſiepen, Rudolf in Kiel. Zur Erneuerung der 
deutſchen Zivilrechtspflege. 57 S. München 
und Leipzig 1915, Verlag von Duncker & Humblot. 
Geh. Mk. 1.50. 

Der Verfaſſer geht davon aus, daß jeder Zivil⸗ 
prozeß der Verwirklichung des materiellen, wahren 
Rechtes dient und keine geſonderte Exiſtenz für ſich 
führt. Er erblickt in jedem Zivilprozeß ein Uebel. Er 
tellt es daher als Hauptaufgabe der Rechtspolitik hin, 
en Zivilprozeſſen möglichſt vorzubeugen. Den von 
ihm hierzu empfohlenen Hauptmitteln wird man die 
Wirkſamkeit nicht abſprechen können. Er geht dann 
weiter dazu über, im einzelnen auszuführen, daß der 
eigentliche Zivilprozeß heute an Langſamkeit, Schwer⸗ 
fälligkeit, Formalismus und Prinzipienreiterei leide. 
Allen Ausführungen in dieſer Beziehung wird man 
nicht beitreten können. Schließlich macht er geltend, 
daß die Koſten des Verfahrens bei den geringen Sachen 
zu hoch ſind. Wenn in anderer Weiſe ein genügender 
Ausgleich erfolgt, wird man dieſen Beſtrebungen bei⸗ 
pflichten können, ohne die Exiſtenz der Rechtsanwälte 
in Frage ziehen. Die Schrift iſt reich an erſprießlichen 


Anregungen. 
Schweidnitz. Landgerichts rat Alfons Hackenberger. 
Köhne, A., Generaldirektor des Allgemeinen Knapp⸗ 


hu 

ſchaftsvereins zu Bochum. Die deutſchen Knapp⸗ 
ſchafts vereine, ihre Einrichtung und ihre 
Bedeutung. 96 S. Hannover 1915, Helwingſche 
VBerlagsbuchhandlung. Mk. 2.—. 

Der durch reiches Tabellenmaterial bereicherte 
Vortrag, Heft 12 der Beiträge zur ſtaats- und rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen „Fortbildung“, beſchränkt ſich auf 
die preußiſchen Verhältniſſe; nur in den Anlagen ſind 
außerpreußiſche Knappſchaftsvereine mitberückſichtigt. 
Die Schrift entwirft ein eindrucksvolles Bild von der 
gewaltigen Entwickelung der bis in das 12. Jahrhundert 
zurückgehenden Knappſchaftsvereine und ihrer hohen 
4 Bedeutung. Um was für Mitgliedermengen, 

eitrags⸗, Ausgaben⸗ und Vermögensſummen es ſich 
handelt, ergeben die Darſtellungen und die vergleichenden 
Ueberſichten im Anhang, ſchließlich auch die Abbildungen 
der ſtaatlichen Verwaltungsgebäude und Krankenhäuſer 
preußiſcher Knappſchaftsvereine. So beſchloß der 
Bochumer Knappſchaftsverein, der ſchon zwei eigene 
Krankenhäuſer beſaß, ein Geneſungsheim und eine 
Lungenheilſtätte betrieb und außerdem mit 121 Kranken⸗ 
anſtalten in Verbindung ſtand, am 10. Oktober 1913 
gleich den Bau von weiteren 10 eigenen Krankenhäuſern 
mit einem Koſtenaufwand von 15 Millionen. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Seidlmaher, Hubert, Das ſchwurgerichtliche Ver⸗ 
fahren im Lichte des Reichsgerichts. IV, 
u. 175 S. München, Berlin und Leipzig 1914, J. 
en Verlag (Arthur Sellier). Mk. 6.—, kart. 


Wer ſich in die Fülle der Kaſuiſtik über das 


als fie Seidlmayer bietel. Vor den anderen ein⸗ 
ſchlägigen Werken von Dalcke, Meerſcheidt⸗Hülleſem 
und Pinoff hat die Arbeit vor allem den Vorzug, 
daß die gegenwärtige zweite Auflage die neueſte bis 
in die Gegenwart fortgeſetzte Sammlung darſtellt. 
In bezug auf geſchickte Wiedergabe der einzelnen 
Entſcheidungen und ſchnelle Auffindbarkeit derſelben 
iſt alles mögliche geleiſtet. Die Entſcheidungen ſind 
nach 551 Nummern geordnet; innerhalb einer Nummer 
finden ſich in der Regel mehrere Entſcheidungen. Zum 
Teil werden fie noch eigens erläutert. In Anmer⸗ 
kungen von mäßiger Größe wird auch die Literatur 
bei wichtigeren Fragen herangezogen, insbeſondere 
dann, wenn es ſich um Fragen handelt, die noch nicht zu 
oberſtrichterlicher Würdigung gelangt ſind. Wenn 
verſchiedene Entſcheidungen zur gleichen Frage nicht 
völlig im Einklang mit einander ſtehen, wird hierauf 
durch eine Bemerkung aufmerkſam gemacht. Zur 
Vermehrung der Ueberſichtlichkeit werden die ſämtlichen 
Entſcheidungen in elf Abſchnitte gruppiert. Iſt eine 
Entſcheidung für mehrere Fragen beachtlich, ſo wird 
bei jeder dieſer Fragen auf die Stelle, verwieſen, an 
der die Entſcheidung mitgeteilt iſt. Den verſchiedenen 
Abſchnitten ſind genaue Inhaltsverzeichniſſe voran⸗ 
geſchickt. Die Rechtſprechung zu den einzelnen Para⸗ 
graphen des Strafgeſetzbuchs (insbeſondere betr. die Art 
der Frageſtellung) kommt behufs ſchnellerer Information 
in der Legalfolge zur Darſtellung. Ueber jeder Seite 
wird ferner durch Schlagworte der Inhalt bezeichnet. 
Endlich iſt ein reiches Sachregiſter beigefügt. Eine 
derartig muſterhafte Zuſammenſtellung ſetzt nicht nur 
einen gewaltigen Fleiß ſondern insbeſondere auch 
eine große logiſche Präziſion voraus, ohne die ein ſo 
verwickelter Stoff nicht zu befriedigender Darſtellung 
gelangen kann. 
Jena. 


Siber, Heinrich, Die Frage der Verfügungs⸗ 
geſchäfte zu fremdem Recht. 53 S. München 
und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. Mk. 1.50. 


Auf die Abhandlung, einen Sonderabdruck aus 
der Feſtgabe der Leipziger Juriſtenfakul tät für Rudolph 
Sohm, habe ich ſchon bei Gelegenheit der Beſprechung 
der erſt ſpäter erſchienenen Schrift Kluckhohns: „Die 
Verfügungen zugunſten Dritter“ hingewieſen. Im Ge⸗ 
genſatze zu Kluckhohn lehnt Siber eine entſprechende 
Anwendung der 88 328 ff. BGB. auf Verfügungen zu⸗ 
gunſten Dritter ab. Er läßt ſie nur zu, wenn ſich der 
Gegner bei einem Schuld vertrage zu fremdem Rechte 
dingliche Sicherungsrechte für den Anſpruch des Dritten 
beſtellen läßt. Endlich läßt er auch dem Dritten, „durch 
eine dem Typus des Schuldvertrages zu fremdem Recht 
nachgebildete Vereinbarung anſtatt einer dinglich zu 
ſichernden perſönlichen Forderung“ von vornherein 
ein dingliches Recht beſtellen, das die Funktion eines 
e auf Leiſtung hat. 


ena. 


A. Köhler. 


Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Silberſchmidt, Dr. W., Oberlandesgerichtsrat. Be⸗ 
teiligung und Teilhaberſchaft. Ein Beitrag 
zum Rechte der Geſellſchaft. VI, 184 S. Halle a. d. S. 
1 50.80 der Buchhandlung des Waiſenhauſes. 

. 4.60, 


Der Verfaſſer, dem wir ſchon eine Reihe förderlicher 
Arbeiten über Geſchichte und Recht der Geſellſchaft ver⸗ 
danken, gibt in dieſem Buche zunächſt eine hiſtoriſche 
Unterſuchung des Verhältniſſes der einzelnen Handels- 
geſellſchaften zueinander, namentlich unter dem Einfluß 
der Kommenda, ſodann auf dieſer geſchichtlichen Grund— 
lage eine Entwicklung der Begriffe der Beteiligung 
und der Teilhaberſchaft. Er ſetzt ſich dabei überall 
gründlich mit der Literatur auseinander, insbeſondere 
mit den neueſten Schriften auf dieſem Gebiete, mit 
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W. Schmidt⸗Rimpler, Geſchichte des Kommiſſions⸗ 
geſchäfts in Deutſchland, mit K. Engländer, Die regel⸗ 
mäßige Rechtsgemeinſchaft, und mit Paul Rehme, Ge⸗ 
ſchichte des Handelsrechts (in Ehrenbergs Handbuch). 
Silberſchmidt findet den Gegenſatz zwiſchen Beteiligung 
und Teilhaberſchaft darin, daß geſchichtlich und be⸗ 
grifflich die Teilhaberſchaft „eine Rechtsgemein⸗ 
ſchaft am Unternehmen inſoweit vorausſetzt, als die 
Teilhaber dem gemeinſamen Zwecke ſämtlich Beiträge 
oder mindeſtens geldwerte Leiſtungen zuführen, ge⸗ 
meinſchaftlich die Berechtigten an dieſen das Vermögen 
der Unternehmung bildenden Zuwendungen ſein und 
regelmäßig die Gefahr von Gewinn und Verluſt dieſes 
Vermögens tragen müſſen“; daß dagegen die Be⸗ 
teiligung „eine Rechtsgemeinſchaft nur am Gewinn 
zur Grundlage und eine ganz allgemeine Bedeutung 
hat, ſo daß ſie zu ganz verſchiedenartigen Verträgen 
hinzutreten kann, daß aber hier die Beteiligung die 
Vergütung für eine einſeitige Leiſtung des betreffenden 
Vertragsteils bildet und eine Beteiligung am Verluſt 
ausgeſchloſſen iſt“. Im letzten Teile der Arbeit wird 
dargelegt, wie dieſe Brundfäße ſich auch im Recht der 
Gegenwart durchgeſetzt haben, wobei in erſter Linie 
das deutſche, dann aber auch die ausländiſchen Rechte 
gewürdigt werden. Das zu ungünſtiger Zeit erſchienene 
Buch verdient, wenn ſich die Intereſſen wieder ruhiger 
wiſſenſchaftlicher Arbeit zuwenden können, die Beach⸗ 
tung jedes an der Geſchichte oder der Dogmatik des 
Handelsrechts Intereſſierten. E. R. 


Ullmann, Jakob, Zuger und Notar. Die Ver⸗ 
äußerung des Vermögens einer Aktien⸗ 
geſellſchaft im Ganzen (Fuſion). 100 S. 
München und Leipzig 1915, Verlag von Duncker & 
Humblot. Geh. Mk. 2.50. 

Der Verfaſſer erörtert die in 88 304—306 HGB. 
geordneten Fälle der Umwandlung von Geſellſchaften 
durch Veräußerung des Vermögens im Ganzen. Hie⸗ 
bei geht er auf Streitfragen im Einzelnen näher ein. 
Da Fuſionen nicht zu den Seltenheiten gehören, be⸗ 
friedigt die Schrift ein beſtehendes Bedürfnis und wird 
allen, die ſich mit Handelsregiſterſachen befchäftigen, 
willkommen ſein. 

Schweidnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 

Hans Land. Staatsanwalt Jordan, ein Roman. 
Fiſchers Romanbibliothek. Berlin. Preis 1 Mk.; 
in Leinen Mk. 1.25 

Jordan iſt ein ehrenwerter, geſcheiter Menſch, ein 
tüchtiger, allerdings ſelbſt von ſeinem Vorgeſetzten als 
zu ſtreng getadelter Staatsanwalt an einem Berliner 
Landgericht. Er lebt mit der Schweſter eines Fürſt⸗ 
erzbiſchofs ſeit 26 Jahren in korrekter Ehe. Eine 
glänzende Laufbahn liegt vor ihm. Da will es der 
Zufall, daß er vertretungsweiſe die Anklage gegen die 
Portiersfrau Hecker wegen Verkuppelung ihrer ſieb⸗ 
zehnjährigen Tochter Herta an einen ungariſchen Maler 
vor der fünften Strafkammer übernehmen muß. Als 
Ankläger tut er mehr als ſeine Pflicht, obwohl er 
von der Schönheit der jungen Herta geblendet iſt. 
Die Mutter erhält ein Jahr Zuchthaus. Obwohl 
Jordan den verbrecheriſchen Handel, der in der Groß⸗ 
ſtadt mit Jugend und Schönheit getrieben werde, in 
ſeiner Rede mit ſcharfen Worten gebrandmarkt hatte, 
begehrt er kurze Zeit nach der Verhandlung ſelbſt 
der jungen Schönheit der Herta Hecker. Indem er ſich 
vorſpiegelt, er wolle Herta retten und wolle wieder gut⸗ 
machen, daß er gegen ſie, ihre Mutter und den Maler 
zu ſtrenge in das Gericht gegangen ſei (das Urteil 
ſprach aber die Kammer), entſchließt er ſich, ihr näher 
zu treten. Sie aber züchtigt ihn auf offener Straße 
bei der erſten Begegnung. Er bleibt ihr trotzdem ver⸗ 
fallen, opfert ihr Ehe, Dienſt, Ehre, Alles. Sie 
ſchreitet lächelnd an der Hand eines neuen Galans 
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an ihrem Opfer vorüber neuen Freuden zu. — Nun! 
Warum nicht? Wir Juriſten wiſſen aus den roten 
und aus den blauen Akten, daß im Leben das Un⸗ 
wahrſcheinlichſte oft Ereignis wird. Ereignis das, 
was wir am allerwenigſten erwartet, ja für unmöglich 
gehalten hätten. So iſt das Leben; es vollbringt 
göttliche und ſataniſche Kunſtſtücke. Hiernach kann 
ich dem Buche, über das ich hier etwas ſagen ſoll, 
nicht den Vorwurf machen, daß es eine Aug aheſchein⸗ 
liche Geſchichte bringe. So etwas kommt vor. Aber, 
wenn wir es nicht erleben, ſondern nur leſen, ſo 
dürfen wir von dem Verfaſſer verlangen, daß er uns 
ſeine Geſchichte glaubhaft macht. Und daran fehlt 
es. So gut das Buch ſonſt geſchrieben iſt, glaubhaft 
iſt die Geſchichte des Staatsanwalts Jordan nicht, ſo 
wie Hans Land ſie darſtellt. Wiederholt mußte ich 
mir beim Leſen ſagen: Ja, das behauptet nun der 
Dichter, daß Jordan das und das getan und das ge⸗ 
dacht hätte. Aber ich glaube es nicht. Und vor 
allem glaube ich nicht, daß der „eiferne” Jordan ein 
folder Dummkopf oder alter Eſel war oder wäre. 
Herta Hecker iſt nur Dirne, allerdings eine von be⸗ 
ſonderer Art. Sie 11 das ſelbſt offen heraus. Sie 
geht von Hand zu Hand. Als Jordan davon ſpricht, 
er wolle ſie retten und wolle ſie heiraten, lacht ſie 
ihn aus. Sie findet gar nicht, daß man fie zu retten. 
brauche, oder daß es eine Rettung wäre, wenn Jordan 
ie heiratete. Allen Beftrebungen, fie empor zu heben, 
etzt ſie Widerſtand entgegen; ihr iſt am wohlſten 
a, wo ſie iſt. Ihre Jugend, ihre Schönheit und ihre 
Beziehungen zu ruſſiſchen Fürſten und anderen ſorgen 
ja auf das Allerbeſte für ſie. Jordan weiß das, trotz⸗ 
dem gibt er ſich nicht damit zufrieden, daß auch er 
ſie beſitzen darf, ſo oft er will, ſondern er ruht nicht 
früher, als bis er Verbrecher geworden iſt und ſich 
geopfert hat. Wofür? Sein Untergang, von dem 
er Lehre, Warnung und Drohung für zahlloſe von 
jenen erhofft, die nach ihm von den kuruliſchen Seſſeln 
der ſtaatlichen Anklägerſchaft herab Verirrte und Ver⸗ 
führte zu richten hätten, iſt ſo gar nicht notwendig, 
ſo gar nicht begründet. Im Rahmen einer Beſprechung 
kann ich 30 dieſe Mängel des Buches ebenſowenig 
näher eingehen, wie ich ſeine ſonſtigen vielen Vor⸗ 
züge hervorheben kann. Trotz der Beſchränkung, die 
ich mir auferlegen muß, möchte ich aber noch folgendes 
bemerken. Einmal: Ich halte es für wichtiger, ſolche 
Bücher zu leſen, in denen angeſehene Schriftſteller 
ſich mit uns allen als Menſchen und Beamten bes 
ſchäftigen, als Abhandlungen über irgend eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Einzelfrage liebevoll zu verkoſten. Und 
dann: Das Buch will durchaus nicht die Staats- 
anwälte als ſolche angreifen, ſondern nur ein Sonder⸗ 
ke ſchildern, eben das des Staatsanwalts Jordan. 
llein es ſpricht ein gewiſſer Haß aus den Zeilen 
gegen ſolche Staatsanwälte, wie Jordan einer war, 
als er noch auf guten Wegen ging. Immerhin kann 
man aber aus dem Buche lernen. F. O. H. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsverordunngen bürgerlichrechtlichen In⸗ 
halts. Zwei Verordnungen vom 13. April d. Js., die 
eine über die Geltendmachung von Anſprüchen 
von Perſonen, die im Ausland ihren Wohn⸗ 
ſitz haben, die andere die Friſten des Wechſel⸗ 
und Scheckrechts für Elfaß⸗Lothringen be⸗ 
treffend (RG Bl. S. 273), bringen ſachlich nichts Neues. 
Sie verlängern nur die Friſten, die nach den bis⸗ 
herigen Bekanntmachungen am 1. Mai d. Js. abgelaufen 
find, indem fie an die Stelle des 1. Mai den 31. Juli 
1916 ſetzen; die Gründe, die für die früheren Friſten⸗ 
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verlängerungen auf dieſen Gebieten maßgebend waren, 
beſtehen unverändert fort. Die Fortdauer des Krieges 
hat es ferner notwendig gemacht, die zeitliche Be⸗ 
grenzung 1 la zu laſſen, mit der die BR BO. 
vom 7. Mai 1915 (RG Bl. S. 272) die im Art. 4 der 
revidierten Pariſer Uebereinkunft vorgeſehenen Priori⸗ 
tätsfriſten verlängert hatte (vgl. Bay ZfR. 1915, 251); 
die BRV O. vom 8. April d. %8, betr. die ver⸗ 
längerten Prioritätsfriſten (RGBl. S. 259), 
ſtreicht in 8 1 Abſ. 1 der VO. vom 7. Mai 1915 die 
Worte längſtens aber bis zum 30. Juni 1916”. Sollten 
bisher die Friſten nicht über den 30. Juni 1916 hinaus⸗ 
laufen, ſo laufen ſie jetzt ſolange weiter, bis 6 Mo⸗ 
nate von dem Tag an verſtrichen ſind, mit dem nach 
Beſtimmung des Reichskanzlers der Kriegszuſtand als 
beendet anzuſehen iſt. Die Dauer dieſer Friſterſtreckung 
iſt zwar unabſehbar, aber dieſe Unſicherheit muß unter 
dem Zwange des Krieges hingenommen werden. Die 
unerwartet lange Dauer des Krieges iſt endlich auch 
der Grund der BRVBO. vom 13. April d. Js. über 
Erleichterungen im Patent-, Gebrauchs 
mufters und Warenzeichenrechte (RGBl. 
S. 278). Die im § 2 der BO. gleichen Betreffs vom 
10. September 1914 vorgeſehene Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand iſt nach dem entſprechend an⸗ 
zuwendenden 8 234 Abſ. 3 ZPO. davon abhängig, 
daß ſie vor Ablauf eines Jahres ſeit dem Ende der 
verfäumten Friſt beantragt wird. In vielen Fällen 
dauert nun aber das durch den Kriegszuſtand ge⸗ 
ſchaffene, die Friſtverſäumung veranlaſſende Hindernis 
länger als ein Jahr; es wäre unbillig, wenn in dieſen 
Fällen die Wiedereinſetzung ausgeſchloſſen wäre. 8 1 
der neuen Verordnung beſeitigt deshalb für die Dauer 
des Krieges dieſe zeitliche Schranke und ſcheidet die 
bezeichnete Vorſchrift aus den entſprechend anzu⸗ 
wendenden Beſtimmungen der ZPO. aus. Er erſetzt 
den Satz 2 der VO. vom 10. September 1914 durch 
einen neuen Abſ. 2. Danach muß die Wiedereinſetzung 
binnen zwei Monaten „nach dem Wegfall des Hinder⸗ 
niſſes“ beantragt werden und der Antrag iſt innerhalb 
dieſer Friſt auch dann noch zuläſſig, wenn ſeit dem 
Ende der verſäumten Friſt ſchon ein Jahr verſtrichen 
iſt; nicht die 88 233 ff. ZPO. ſind entſprechend an⸗ 
zuwenden, ſondern die 88 236 ff. (von § 234 Abſ. 3 
abgeſehen waren die 88 233— 235 ſowieſo nicht von 
Bedeutung für das patentamtliche Verfahren) und 
dem Zwecke des 8 234 Abſ. 3, der Anwendbarkeit des 
außerordentlichen Rechtsbehelfs der Wiedereinſetzung 
eine zeitliche Grenze zu ſetzen, dient die Beſtimmung: 
„Der Reichskanzler beſtimmt, von welchem Zeitpunkt 
an der Antrag nicht mehr zuläſſig iſt“. Auch die 
Friſtausdehnung, die 8 2 der neuen VO. zu 84 der 
BD. vom 31. März 1915 gebracht hat, iſt durch die 
Dauer des Krieges veranlaßt. 

Eine Ausdehnung nicht des zeitlichen, ſondern 
des fachlichen Geltungsbereichs hat die BRVO. vom 
11. November 1915 betr. die Ein wirkung von 
Höchſtpreiſen auf laufende Verträge (RGBl. 
S. 757) in dankenswerter 1 erfahren durch die 
BRBOO. vom 13. April d. Js. über die Ausdehnung 
der Bek. vom 11. November 1915 auf Ver⸗ 
träge über die Lieferung von Steinkohlen 
und Braunkohlen. Höchſtpreiſe haben im all- 

emeinen für die vor ihrer Feſtſetzung geſchloſſenen 

erträge keine Geltung. Die VO. vom 11. November 
1915 hat hievon bekanntlich für gewiſſe Lebensmittel 
eine Ausnahme gemacht: Die hiefür feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſe gelten unter den dort angegebenen Voraus— 
ſetzungen für beſtehende, noch nicht erfüllte Verträge. 
Mit Recht ſtellt die neue Verordnung in dieſer Hinſicht 
den fraglichen Lebensmitteln die Kohlen und zwar 
Steinkohlen, Braunkohlen ſowie die aus ſolchen her⸗ 
geſtellten Brennſtoffe (Koks, Briketts) gleich; denn 
hier wie dort handelt es ſich um ſolche Gegenſtände 
des allgemeinen Bedarfs, deren Preisſteigerung die 


191 


weiteſten Kreiſe der Bevölkerung, beſonders auch der 
Minderbemittelten trifft und die durch wirkſame Maß⸗ 
regeln vor Uebertreibungen zu bewahren um der 
Allgemeinheit willen dringend geboten iſt. Bisher 
ſind für Kohlen Höchſtpreiſe noch nicht feſtgeſetzt. 
Werden ſie feſtgeſetzt, ſo iſt durch die VO. vom 
13. April d. Is. dafür geſorgt, daß die Feſtſetzung 
nicht, wie es ſonſt der Fall wäre, ihre Wirkung au 
abgeſchloſſene Verträge verfehlt. Die VO. bezieht fi 
auf Höchſtpreiſe, die für den Verkauf durch den Er⸗ 
zeuger oder Großhändler feſtgeſetzt werden. Es wird 
alſo Lieferungsverträge über Kohlen und andere Brenn⸗ 
ſtoffe der in der BO. bezeichneten Art geben, für die 
dieſe Höchſtpreiſe nicht gelten; bei dieſen Verträgen 
wird eine Anrufung des in der VO. vom 11. No⸗ 
vember 1915 vorgeſehenen Schiedsgerichts nicht nach 
Abſ. 1, ſondern nach Abſ. 2 des 82 dieſer VO. in 
Frage kommen. 

Im Gegenſatze zu den bisher angeführten Aus⸗ 
dehnungen unſeres Kriegsrechts handelt von einer 
Einſchränkung feiner Geltung die BO. vom 19. April 
1916 betr. Ausnahme von dem Zahlungs 
verbote gegen Rußland und von der Sperre 
feindlichen Bermögens (RGBl. S. 312). Sie 
tritt an die Stelle zweier früheren BO.en, der BO. 
vom 4. Februar 1915 betr. Zahlungsverbot gegen 
Rußland (RGBl. S. 69) und der VO. vom 21. Ok⸗ 
tober 1915 betr. Ausnahme von der Sperre feind⸗ 
lichen Vermögens (RGBl. S. 707) und unterſcheidet 
ſich von dieſen hauptſächlich dadurch, daß ſie den 
unter deutſcher Verwaltung ſtehenden Teilen Ruß⸗ 
lands die unter öſterreichiſcher Verwaltung ſtehenden 
Teile gleichſtellt. 

Gleichfalls auf die beſetzten Gebiete und zwar 
auf die dem Oberbefehlshaber Oſt unterſtellten ruſſiſchen 
Gebiete, in denen die deutſche Verwaltung eingeführt 
iſt, bezieht ih die BR Bek. vom 6. Mai 1916 
über die Beglaubigung von Unterſchriften 
und die Legaliſation von Urkunden in den 
beſetzten Gebieten (RG Bl. S. 3 64). Sie hat 
ihre e in der BRNBO. gleichen Betreffs vom 
20. Januar 1916 (RG Bl. S. 48), die ſich auf die unter 
der Verwaltung des Kaiſerl. General gouverneurs in 
Brüſſel ſtehenden beſetzten Gebiete Belgiens und Frank⸗ 
reichs bezog und auf S. 99 dieſes Jahrgangs be⸗ 
ſprochen iſt. 

Dem Verbot oder genauer der Einſchränkung des 
Handels mit Malzkontingenten (ogl. S. 66 a. E., 100, 
139 dieſes Jahrgangs) iſt nun eine BRV O. vom 
4. Mai d. Js. über das Verbot des Malz⸗ 
handels (RGBl. S. 355) gefolgt. Sie bezieht ſich 
nicht nur auf Malz, ſondern auch auf beſtimmte Vor⸗ 
räte an Gerſte (8 1) und bezweckt die verfügbaren 
Malz⸗ oder Gerſtenvorräte auf ſolche Brauereien und 
Malzextraktfabriken zu verteilen, deren Kontingent nicht 
gedeckt iſt (§ 9). Seit dem Inkrafttreten der VO. 
(5. Mai 1916) ſind rechtsgeſchäftliche Verfügungen über 
die für die Verteilung in Betracht kommenden, dem 
deutſchen Brauerbund anzuzeigenden Vorräte (vgl. 
88 1—3) ohne Genehmigung des deutſchen Brauer⸗ 
bundes verboten, ebenfo Veränderungen an den Bors 
räten, abgeſehen von der Vermälzung der Gerſte, und 
den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen find Verfügungen 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvoll⸗ 
ziehung gleichgeſtellt (§S 4). Die 88 5 und 6 ſehen 
einen Verkaufszwang und die Möglichkeit der Ent— 
eignung zugunſten des deutſchen Brauerbundes vor. 
Auch die Verfügung über die Vorräte, die nach 88 1—3 
von dieſen Beſtimmungen nicht getroffen werden, iſt 
durch § 10 der VO. erheblich eingeſchränkt. 

Höchſtpreiſe für Grundſtücke ſind eine Neuerung, 
die uns eine VO. vom 4. April d. Js. gebracht hat 
(RGBl. S. 234), allerdings nicht für die Veräußerung 
von Grundſtücken; ſie betrifft vielmehr nur die Feſt⸗ 
ſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten. 
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Es iſt beſchämend, daß auch auf dieſem Gebiete die 
Ausbeutungsſucht gewinnſüchtiger Unternehmer ein 
Eingreifen der Behörden notwendig gemacht hat. Er⸗ 
freulicherweiſe wirkt die Feſtſetzung nicht nur auf Ver⸗ 
träge, die nach ihr abgeſchloſſen werden; auch bei Ver⸗ 
trägen die vorher, aber nach dem 4. Auguſt 1914 ab⸗ 
eſchloſſen worden ſind, ermäßigt ſich der Pachtpreis der 
Festsetzung entſprechend für die Zeit nach dem Inkraft⸗ 
treten der Verordnung d. i. nach dem 5. April d. Js. 
Die auf Grund der VO. feſtgeſetzten Preiſe ſind in⸗ 
deſſen nicht für Höchſtpreiſe i. S. des Höchſtpreisgeſetzes 
erklärt. Streitigkeiten über ihre Höhe entſcheidet unter 
Ausſchluß des Rechtswegs endgültig die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde. 

Mit den Höchſtpreiſen für künſtliche Düngemittel 
befaßt ſich die RK Bek. vom 7. Mai 1916 über 
künſtliche Düngemittel (RGBl. S. 365). Na 
84 der BO. gleichen Betreffs vom 11. Januar 191 
(RGBl. S. 13), die Höchſtpreiſe für den Verkauf an 
den Verbraucher feſtſetzt, kann der Reichskanzler das 
gleiche für den Verkauf durch den Herſteller und im 
Großhandel tun. Das iſt durch die Bek. vom 7. Mai 
d. Is. geſchehen. Die Folge davon iſt wohl, daß nun 
Verträge über Lieferung durch den Herſteller oder im 
Großhandel, die vor dem Inkrafttreten dieſer Be⸗ 
kanntmachung zu höheren als den damit feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſen geſchloſſen ſind, in entſprechender An⸗ 
wendung des § 13 der VO. vom 11. Januar 1916 
mit dem Inkrafttreten der Bekanntmachung als zum 
Höchſtpreis abgeſchloſſen gelten, ſoweit die Lieferung zu 
dieſem Zeitpunkt (8. Mai 1916) noch nicht erfolgt war. 

Von zwei anderen Verordnungen des Bundesrats, 
der VO. vom 6. April 1916 über die Vorverlegung 
der Stunden während der Zeit vom 1. Mai bis 30. Sep⸗ 
tember d. Is. (RGBl. S. 243) und der VO. vom 
18. April 1916 über die Todeserklärung Kriegsver⸗ 
ſchollener (RGBl. S. 296) iſt an anderer Stelle in 
dieſer Nummer ausführlicher die Rede. 


Die Uebereinkunft Wie Deutſchlaud und Italien 
vom 9. November 1907, betr. den Schutz an Werken der 
Literatur und Kunſt und an Photographien iſt von 
Italien durch Vermittlung der Schweizeriſchen Re⸗ 
gierung am 23. April d. Is. gekündigt worden und 
mit dieſem Tag außer Kraft getreten (Bek. vom 2. Mai 
1916, RGBl. S. 363). Die Kündigung iſt im Zu⸗ 
ee mit den Ausführungen Meikels auf S. 172. 
ieſer Nummer inſofern von Belang, als ſie zeigt, daß 
der bloße Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen 
zwiſchen zwei Staaten nicht die Aufhebung der zwiſchen 
ihnen beſtehenden Verträge zu bedeuten braucht. Sie 
beſeitigt übrigens nicht alle internationalen Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Italien auf dem Gebiete des 
geiſtigen und künſtleriſchen Urheberrechts, da beide 
Staaten nach wie vor dem durch die Berner Ueberein⸗ 
kunft gebildeten Verbande zum Schutze von Werken 
der Literatur und Kunſt angehören. 

3809 


Sprachecke des Allg. Ieutihen Eprachvereins. 


Verdentſchungsbücher. Unſere Umgangs. 
ſprache. Verdeutſchung der hauptſächlichſten im täg⸗ 
lichen Leben und Verkehr gebrauchten Fremdwörter. 
Zweite Auflage, neu bearb. von Direktor Dr. Ed ward 
Lohmeyer in Kaſſel. IV und 182 Seiten. Preis 1M. 

Das Erſcheinen dieſes Heftes iſt ſchon vor längerer 
Zeit als Heft 3 mit der Bezeichnung des Inhalts 
„Häus liches und geſellſchaftliches Leben“ 
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in Ausſicht geſtellt worden. Die Fertigſtellung dieſer 
durch eine große Anzahl neuer Stichwörter bereicherten 
Auflage iſt jetzt durch den Fleiß des Herausgebers 
und mit Hilfe ſeiner bewährten Mitarbeiter, der Herren 
Profeſſor Dr. Bremer (Halle), Geh. Juſtizrat Bruns 
(Torgau), Profeſſor Dr. Hauſchild (Hamburg) und 
Profeſſor Otto Paulus (Kaſſel) gelungen. Die vielen 
bisher auf das Heft eingegangenen Beſtellungen zeugen 
davon, welchen Wert man ſeiner Veröffentlichung bei⸗ 
legt. In der Sprache des häuslichen und geſellſchaft⸗ 
lichen Lebens dient es als ein willkommener und zu⸗ 
verläſſiger Ratgeber; ragt doch unſere Umgangsſprache 
mehr oder weniger tief hinein in alle Gebiete menſch⸗ 
lichen Wirkens, Denkens und Sinnens. 


Die Amtsſprache. Verdeutſchung der haupt⸗ 
ſächlichſten im Verkehre der Gerichts⸗ und Verwaltungs⸗ 
behörden ſowie in Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft ge⸗ 
brauchten Fremdwörter, bearbeitet von Karl Bruns, 
Geheimem Juſtizrat. 43. bis 48. Tauſend. 9. vermehrte 
und verbeſſerte Auflage. 185 Seiten. Preis 1M. 


Dieſe Neubearbeitung fällt in eine Zeit höchfter 
vaterländiſcher Erregung, die auch der Sache der Sprach⸗ 
reinigung außerordentliche Förderung zu bringen ver⸗ 
heißt und die Neuauflegung dieſes Werkes beſchleunigen 
ließ. Der Wörterſchatz iſt in dieſer Auflage bedeutend 
vermehrt worden. Das Heft wird gute Dienſte leiſten, 
um die in der Amtsſprache vorkommenden, oft ſchwer 
verſtändlichen und mißverſtandenen Fremdwörter zu 
erklären und durch zweckentſprechende deutſche Wörter 
zu erſetzen. Dies iſt neuerdings auch bei den in 
Oeſterreich gebrauchten Sonderwörtern beſonders be⸗ 
achtet werden. 


Die Angſt vor dem Konjunktiv. Vor den meiſten 
Kulturſprachen hat das heutige Deutſch den Vorzug 
des größeren Formenreichtums. Darauf beruht zu 
einem guten Teile die Schönheit und der Wohlklang 
unſerer Mutterſprache. Aber die geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung der Sprache geht auch hier in der Richtung, 
daß die Formen abſterben und zwar immer da, wo 
für denſelben Begriff zwei gleichbedeutende Formen 
vorhanden find, eine bequeme und eine unbequeme. 
Da muß die unbequeme weichen. So geht es in unſeren 
Tagen der Möglichkeitsform (dem Konjunktiv). Neben 
den alten, gedrungenen Formen wie käme, ſpränge, 
liefe, ſchöbe hat ſich die langatmige Form würde kommen, 
würde ſpringen, laufen, ſchieben eingebürgert, die, wenn 
in bedingtem Sinne gemeint oder auf die Zukunft 
bezogen, begründet iſt, oft aber nichts weiter als eine 
Umſchreibung darſtellt. Es iſt eben zweifellos bequemer, 
mit der zur Hand liegenden Nennform des Zeitworts 
kommen, ſpringen uſw. und der durch den ſonſtigen 
Gebrauch vertrauten Form würde, die wie zu einer 
feſtgeprägten Marke erſtarrt iſt, den Konjunktiv zu 
bilden als nach der richtigen Abwandlung der Stamm⸗ 
on zu ſuchen. Die Kenntnis dieſer Abwandlungen 
ſt leider ſchon ſo geſchwunden, daß der Ungeübte 
bei jedem durch den Sinn des Satzes geforderten Kon⸗ 
junktiv ſtutzt und aus Angſt vor der eigenen Unſicher⸗ 
heit zu der bequemen Krücke der Umſchreibung greift. 
Aber das tut der Schönheit er Mutterſprache 
Eintrag. Soviel Mühe ſollte doch ein jeder auf ſeine 
Sprache verwenden, daß er dieſe Angſt überwindet 
und in ſeinem Gedächtniſſe die richtige Form ſucht. 
Auch das iſt eine Pflicht gegen die Mutterſprache, daß 
man ihr die alten klangvollen Formen, ſoweit ſie 
noch lebendig ſind, erhält. Maydorn (Thorn). 


Verantwortl. Herausgeber i. B.: E. Eckert, Land⸗ 
gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing. 


Ur. 12. 120 


Itilſchrift für Rechtspflege 


in Bayern 


Herausgegeben von 


Th. von der Pfordten 


Regierungsrat im N. Bayer. 
Staatamiutſtertum der Juſtig. 


München, den den 15. Juni 15. Juni 1916. 


12. I. Jahrg. 


Verlag von 
3. Schweitzer Verlag 
(Arthur Seller) 
Münden, Berlin u. Leiyng. 


(Seufferts glitter für Rechtsanwendung 8d. Sl.) 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jedes * 
2 Preis cee : 


im 1 von mindeftens ogen. 
en 8— Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 


Nachdruck verboten. 


Die innerſtaatliche Geltung internationaler 
Abkommen und der Krieg.) 
Bon G. Meitel, K. Oberamtsrichter in München. 


Das Reichsgericht hat in ſeinem vielumſtrittenen) 
Urteile vom 26. Oktober 1914) ausgeſprochen, 
daß die innerſtaatliche Fortgeltung der Pariſer 
Union durch den Krieg nicht beeinflußt worden 
ſei; durch die Zuſtimmung des Bundesrats, die 
Genehmigung des Reichstags und ihre Bekannt⸗ 
machung im Reichsgeſetzblatte ſei die Union zum 
W erhoben und ein Beſtandteil des 
deutſchen Rechtes über den gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutz geworden; die internationale Verbindlichkeit 
und die innerſtaatliche Wirkſamkeit ſeien nicht 
unbedingt voneinander abhängig; beide ſtünden 
und fielen miteinander nur bei ſolchen Verträgen, 
deren Ausführung mit den Zwecken der Krieg⸗ 
führung unvereinbar ſei. Davon könne aber, 
wenigſtens vom Standpunkte des deutſchen Rechtes 
aus, bei einem ſich lediglich auf das Privatrecht 
beziehenden Abkommen wie bei dem Unionsvertrage 
keine Rede ſein. Das Reichsgericht hat daher 
die innerſtaatliche Fortgeltung des Unionsvertrags 
angenommen, auch wenn ſeine völkerrechtliche Ver⸗ 
bindlichkeit infolge des Ausbruchs des Krieges ohne 
weiteres aufgehört haben ſollte. 


1) Bgl. die Auffähe desſelben Verfaſſers auf S. 141 
und 172 dieſes Jahrgangs. 

2) Ofterrieth in DJ Z. 1914 Sp. 1073 und Gewerbl. 
8 1914 S. 291; Niemeyer in Jur W. 1914 

802; Rathenau in Recht und Wirtſchaft 1914 S. Fe 

und in der Zeitſchrift für Völkerrecht Bd. 9 S. 
Abel in Allgem. Gerichtszeitung 1914 S. 377; ut 
im Recht 1915 S. 32; Junck in LZ. 1915 S. 30; 
Beer in Niemeyers Zeitſchr. f. internationales Recht 
Bd. 25 S. 326; Strupp a. a. O. S. 354; Kleinfeller 
a. a. O. S. 383; Cahn in BayzgfR. 1915 S. 157 
Neuberg in Deuifche Revue 1915 S. 208; Seligſohn 
in Dig. 1916 Sp. 6 

) Entſch. Bd. 5 = 374; Jur W. 1914 S. 145 
Nr. 10; 23.1915 S. 4 


Leltung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraße 1a. 
. 30 Wel für die dalbgeſpaltene Petitzelle 
oder deren Bei Wiederholungen Ermäßigung. Stellen» 
anzeigen 20 1 Beilagen nach Uebereinkunft. 
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Junck macht in der LZ. 1915 S. 329 darauf 
aufmerkſam, daß durch die Bekanntmachung des 
Unionsvertrages vom 9. April 1903 (RGBl. 
S. 147) nicht die Jorm der „Verkündung“ ge⸗ 
| wahrt ſei, die nach Art 2 und 17 RV. für die 
Reichsgeſetze vorgeſchrieben ſei; denn es fehle die 
Mitwirkung des Kaiſers und die Gegenzeichnung 
des Reichskanzlers. 
| Es mag bier unerörtert bleiben, ob die Be: 
denken Juncks begründet find; denn das Reichs⸗ 
gericht hatte nicht die Geltung der Pariſer Union 


in ihrer derzeit geltenden Faſſung, die ſie auf 
der Konferenz zu Waſhington am 2. Juni 1911 
erhalten hat, ſondern deren Geltung in der Faſſung 
der Konferenz zu Brüſſel vom 14. Dezember 1900 
zu prüfen. Die Form der Bekanntmachung beider 
Faſſungen unterſcheidet ſich aber ganz weſentlich. 

Die Bekanntmachung vom 9. April 1903 ent⸗ 
hält in der Einleitung den bei e di üb⸗ 
lichen Hinweis auf die Genehmigung des Bundes⸗ 
rats und die Zuſtimmung des Reichstags; jedoch 
fehlt die übliche Einleitung der Reichsgeſetze „Wir 
Wilhelm uſw. verordnen im Namen des Reichs“ 
und ebenſo die Unterſchrift des Kaiſers und die 
Gegenzeichnung des Reichskanzlers. 

Dagegen enthalt die Bekanntmachung vom 
Jahre 1913 (RGBl. 1913 S. 209) lediglich den 
Wortlaut der revidierten Uebereinkunft und die 
Mitteilung, welche Staaten dieſe ratifiziert haben. 
Daran ſchließt ſich das Geſetz zur Ausführung 
dieſer revidierten Uebereinkunft; die Bekannt⸗ 
machung dieſes Geſetzes iſt in der für die Ver⸗ 
kündung von Reichsgeſetzen vorgeſchriebenen Form 
erfolgt. Während Art I III des Geſetzes hier 
nicht weiter intereſſieren, beſtimmt Art IV: „Dieſes 
Geſetz tritt gleichzeitig mit der revidierten Pariſer 
Uebereinkunſt vom 2. Juni 1911 zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums in Kraft“. 

Es mag ſein, daß die Bekanntmachung vom 
Jahre 1903 trotz ihrer Mängel die Wirkung 


eines verkündeten Reichsgeſetzes äußert, wie das 
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Reichsgericht annimmt, und daher nur unter den 
Vorausſetzungen außer Kraft tritt, die für die 
Aufhebung von Reichsgeſetzen gelten. Ebenſo ſicher 
aber iſt es, daß die Bekanntmachung vom Jahre 
1913 in der Form, die für die Verkündung von 
Reichsgeſetzen vorgeſchrieben iſt, gar nicht ver⸗ 
öffentlicht werden wollte. Es wurde vielmehr 
diejenige Art der Bekanntmachung gewählt, die 
für die Bekanntmachung völkerrechtlicher Verträge 
üblich iſt, vgl. z. B. die Bekanntmachung der 
beiden Haager Abkommen über das Privatrecht 
(RGBl. 1912 S. 453), der Abkommen zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und der franzöſiſchen Re⸗ 
publik, betr. Marokko und Aegquatorialafrika 
(RGBl. 1912 S. 197, 206), zwiſchen dem Deut⸗ 
ſchen Reich und Italien betr. Arbeiterverſicherung 
(1913 S. 171), des internationalen Funkentele⸗ 
graphenvertrags (1913 S. 373) uſw. | 

Es iſt klar, daß auf völkerrechtliche Verträge, 
die in dieſer Weiſe bekannt gemacht werden, die 
in der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 26. Ok⸗ 
tober 1914 ausgeſprochenen Grundjäße, dieſe Ver: 
träge ſeien durch die Art ihrer Bekanntmachung 
zum Reichsgeſetz erhoben, nicht Anwendung finden 
können. 

Es iſt ferner klar, daß ein auf dieſe Weiſe 
bekannt gemachter Vertrag zwar innerſtaatliche 
Wirkung äußert, daß aber für ſeine Aufhebung 
ebenſowenig wie für ſeine Wirkſamkeit die für die 
Reichsgeſetze beſtehenden Sondervorſchriften gelten. 
Tritt daher ein in dieſer Weiſe bekannt gemachter 
völkerrechtlicher Vertrag z. B. infolge Kündigung 
außer Kraft, ſo genügt der Eintritt der Tatſache, 
welche das Erlöſchen bewirkt, um dieſe Tatſache 
auch im Verhältniſſe nach innen wirkſam zu machen. 
Dem entſpricht auch die Praxis. So wurde z. B. 
die Kündigung der Haager Abkommen über das 
internationale Privatrecht (RGBl. 1914 S. 9), 
des alten Haager Abkommens über den Zivilpro⸗ 
zeß (RGBl. 1909 S. 409), von Handelsverträgen 
(vgl. RSBl. 1897 S. 785; 1898 S. 1019 u. a.), 
bloß bekannt gemacht. Gerade daraus, daß die 
Regierung ſich damit begnügte, auch die revidierte 
Pariſer Uebereinkunft und ebenſo die revidierte 
Berner Uebereinkunft zum Schutz von Werken der 
Literatur und Kunſt (RGBl. 1910 S. 965) ledig⸗ 
lich bekannt zu machen, und die Aufhebung der 
bisher geltenden Beſtimmungen durch ein Reichs⸗ 
geſetz nicht für notwendig hielt, geht hervor, daß 
ſie dieſe nicht für ein förmliches Reichsgeſetz hielt. 

Die Tatſache der Kündigung muß natürlich, 
um innerſtaatlich wirkſam zu ſein, bekannt ge: 
macht werden; denn ſonſt wiſſen Untertanen und 
Behörden, wenn ſie überhaupt etwas davon erfahren, 
nicht, ob die Kündigung auch wirklich in Ordnung 
geht. Die Tatſache aber, daß ſich das Deutſche 
Reich im Kriegszuſtande befindet, ergibt ſich aus 
der kaiſerlichen Verordnung vom 31. Juli 1914 
(RGBl. S. 263). Freilich iſt aus dem Reichs⸗ 
geſetzblatt nicht erſichtlich, mit welchen Staaten 
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ſich das Deutſche Reich im Kriege befindet. Offenbar 
geht die Reichsregierung von der Annahme aus, 
daß das allgemein bekannt iſt, auch wenn es nicht 
im Reichsgeſetzblatt ſteht. Das beweiſt ihre Be⸗ 
kanntmachung vom 10. Auguſt 1914, betr. die 
Wirkung des Außerkrafttretens von Handelsver⸗ 
trägen (RGBl. S. 367). Hier hält es die Reichs- 
regierung nicht für notwendig, noch eigens zu 
beſtimmen, daß die Handelsverträge mit unſeren 
Feinden im Verhältniſſe nach innen außer Kraft 
geſetzt werden, ſondern geht von der Annahme aus, 
daß ſie durch den Krieg außer Kraft getreten 
ſeien und zwar nicht nur im Verhältniffe zu unſeren 
Feinden, ſondern auch im Verhältniſſe nach 
innen; denn dieſe Bekanntmachung wendet ſich 
nicht an die Vertragsgegner, ſondern an unſere 
deutſchen Behörden und beſtimmt im 83, daß 
die „infolge des Krieges eingetretene“ Auf⸗ 
hebung der Handelsverträge nach gewiſſen Rich⸗ 
tungen ohne Einfluß ſein ſoll; ſie weiſt daher 
die Behörden an, in den genannten Fällen die 
Handelsverträge als nicht aufgehoben zu betrachten, 
und nimmt als ſelbſtverſtändlich an, daß die Be⸗ 
hörden ohne eine ſolche Anweiſung von ſich aus 
die Handelsverträge als durch den Krieg aufgehoben 
zu behandeln hätten. 

Völkerrechtliche Abkommen, die durch den Krieg 
aufgehoben werden, verlieren daher durch den 
Krieg auch ihre innerſtaatliche Wirkſamkeit, ohne 
daß es einer beſonderen Anordnung bedürfte, die 
ſie als aufgehoben erklärt. 

Auch aus der Bekanntmachung über gewerb⸗ 
liche Schutzrechte feindlicher Staatsangehöriger vom 
1. Juli 1915 (RGBl. S. 414) kann nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß die Reichsregierung damit 
zum Ausdruck bringen wollte, daß ſie das Pariſer 
Uebereinkommen als fortbeſtehend erachte.“) Inſoweit 
ſich die Bekanntmachung gegen beſtehende Patente 
uſw. richtet, iſt ein ſolcher Schluß deshalb nicht 
zutreffend, weil auf wohlerworbene Rechte auch 
ein Außerkrafttreten der Uebereinkunft ohne Be⸗ 
deutung iſt. Aus dieſem Grunde kann natürlich 
auch daraus, daß ſie ſich gegen beſtehende Rechte 
richtet, die Fortdauer der Uebereinkunft nicht ge⸗ 
folgert werden. 


Aber auch aus § 2 Bek. kann ein folder Schluß 
nicht gezogen werden. Hier wird das Patentamt 
angewieſen, Engländern, Franzoſen und Ruſſen 
Patente nicht zu erteilen und Gebrauchsmuſter 
und Warenzeichen nicht einzutragen. Da ſich dieſe 
Anweiſung lediglich gegen England, Frankreich und 
Rußland, nicht aber auch gegen unſere übrigen 
Feinde, Belgien, Serbien, Montenegro und Japan 
richtet, ſo könnte man folgern, daß die Reichs⸗ 
regierung zum Ausdruck bringen wollte, daß An⸗ 
gehörigen dieſer Staaten Patente zu erteilen und 
Gebrauchsmuſter und Warenzeichen einzutragen 
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feien. Allein ein ſolcher Schluß wäre irrig, da 
ſich die Reichsregierung zu dieſer Frage überhaupt 
nicht äußerte. 

Der Zweck der Bekanntmachung war nicht der, 
ſich über die Geltung oder Nichtgeltung der Pariſer 
Uebereinkunft zu äußern und insbeſondere zur Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts vom 26. Oktober 1914 
Stellung zu nehmen, ſondern ihr Zweck war ein 
rein praktiſcher: England, Frankreich und Rußland 
haben die gewerblichen Eigentumsrechte Deutſcher 
geſchädigt; daher ſoll ihnen zum Bewußtſein ge⸗ 
bracht werden, daß das nicht ungeſtraft bleibt, 
und deshalb ſollen im Wege der Vergeltung auch 
ihre Angehörigen auf dieſem Gebiete geſchädigt 
werden und außerdem ſoll unter allen Umſtänden 
verhütet werden, daß ſie ſolche Rechte erwerben. 
Ob das Patentamt ohne die Bekanntmachung 
Patente erteilt und Warenzeichen und Gebrauchs⸗ 
muſter eingetragen hätte oder ob es vielleicht 
infolge der reichsgerichtlichen Entſcheidung in 
ſeiner Meinung ſchwankend geworden war, ent⸗ 
zieht ſich meiner Kenntnis; jedenfalls ſchaffte die 
Bekanntmachung reinen Tiſch. Daß die Be⸗ 
kanntmachung von bloßen Erwägungen der Zweck⸗ 
mäßigkeit fih leiten ließ und nicht zu Rechts⸗ 
fragen Stellung nehmen wollte, geht gerade daraus 
hervor, daß als feindliche Staaten im Sinne 
dieſer Verordnung bloß England, Frankreich und 
Rußland bezeichnet ſind. Die anderen Staaten 
find deshalb nicht genannt, weil die Reichsregierung 
an der Anwendung des Vergeltungsrechtes ihnen 
gegenüber kein Intereſſe hatte, gegenüber Belgien 
nicht, weil ſie hier die Möglichkeit hat, die Gegen⸗ 
ſeitigkeit aufrecht zu erhalten, gegenüber den 
Angehörigen der anderen Staaten nicht, weil 
hier zur Anordnung von Vergeltungsmaßregeln 
kein Bedürfnis beſteht, ſei es, daß ſie gegen 
Deutſche keine Repreſſalien geübt haben, oder weil 
die deutſchen Intereſſen bei ihnen oder ihre In⸗ 
tereſſen bei uns zu geringfügig find, als daß es 
angezeigt wäre zu Repreſſalien zu greifen. Gerade 
die Anwendung des Vergeltungsrechts muß, ſchon 
ſeiner einſchneidenden Bedeutung wegen, von großen 
Gefichtspunkten ausgehen und bedeutende Inter⸗ 
eſſen treffen und darf nicht zu einer Politik der Nadel⸗ 
ſtiche oder juriſtiſchen Spitzfindigkeiten ausarten. 

Wie ſehr die Reichsregierung dieſe Fragen vom 
reinen Zweckmaßigkeitsſtandpunkt aus betrachtet, 
beweiſt ihre Haltung hinſichtlich des Haager Ab⸗ 
kommens über den Zivilprozeß. Hier vertritt 
die Praxis faſt einmütig die Anſicht, daß es 
durch den Krieg aufgehoben worden ſei. Ginge 
die Reichsregierung von der Anſchauung aus, daß 
dieſe Anſicht bezüglich der internationalen Ab⸗ 
kommen falſch ſei, ſo müßte ſie bei der Haltung 
unſerer Feinde auch hier das Vergeltungsrecht 
anordnen. Offenbar ſteht fie aber auf dem Stand: 
punkte, daß angeſichts der Praxis der Gerichte 
hierzu kein Anlaß beſtehe. Da alſo reine Zweck⸗ 
mäßigkeitserwaͤgungen maßgebend ſind, ſo darf 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 12. 195 


man weder hier aus der Unterlaſſung noch dort 
aus der Anordnung von Vergeltungsmaßregeln 
einen Schluß auf die Rechtsanſchauung der Reichs⸗ 
regierung ziehen. 


Höchſtpreiſe und deren Einwirkung auf 
laufende Verträge. 
Von Bezirksamtsaſſeſſor Spitzaner in München. 


Die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung eines 
geſunden Wirtſchaftslebens für die ſiegreiche Durch⸗ 
führung eines Krieges wurde ſchon im Frieden 
erkannt und dieſer Erkenntnis danken wir eine 
Reihe von Geſetzen, die unmittelbar nach Kriegs⸗ 
ausbruch erlaſſen wurden, und von denen das 
Höchſtpreisgeſetz vom 4. Auguſt 1914 mit ſeinen 
ſpäteren Aenderungen wohl als das bekannteſte 
und volkstümlichſte bezeichnet werden darf. Auf 
Grund dieſes Geſetzes wurden im Laufe des 
gewaltigſten aller Kriege durch den Bundesrat 
oder mit deſſen Ermächtigung durch den Reichs⸗ 
kanzler für die verſchiedenſten Gegenſtände des täg- 
lichen Bedarfs, für Kriegsrohſtoffe und Erzeugnifte 
aus ſolchen Hoͤchſtpreiſe, d. h. oberſte Preisgrenzen, 
feſtgeſetzt. Und doch herrſcht über die Bedeutung 
dieſer Höchſtpreiſe in weiten Kreiſen noch lange 
keine Klarheit. Vor allem beſtehen immer noch 
Zweifel, welche Wirkung die Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen auf laufende Verträge ausübe. Es möge 
daher geſtattet ſein, auf dieſen Gegenſtand hier 
nochmals einzugehen. 

Das Höchſtpreisgeſetz ſelbſt enthält über dieſe 
Frage keine Beſtimmung. Ihre Löſung muß daher 
aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen im Zuſammen⸗ 
halt mit der jeweiligen Höchſtpreisfeſtſetzung ſelbſt 
gefunden werden. Da iſt es zunäaͤchſt ein allge⸗ 
mein anerkannter Grundſatz, daß neue Geſetze und 
Verordnungen rückwirkende Kraft nicht haben, es 
ſei denn, daß ihnen eine ſolche Rückwirkung vom 
Geſetzgeber ausdrücklich beigelegt iſt oder aus ſon⸗ 
ſtigen Umſtänden mit Sicherheit hervorgeht (vgl. 
OLG. Augsburg in BayZfR. 1916 S. 75). Jede 
Einwirkung auf einen geſchloſſenen Vertrag, gleich⸗ 
gültig ob dieſer ganz, teilweiſe oder noch von 
keiner Seite vollzogen iſt, durch eine ſpätere Rechts⸗ 
vorſchrift würde aber einen Eingriff in erworbene 
Vertragsrechte bedeuten und damit eine Rück⸗ 
wirkung darſtellen. Es muß daher daran feſt⸗ 
gehalten werden, daß Höchſtpreisfeſtſetzungen in⸗ 
ſolange laufende Verträge unberührt laſſen, als 
nicht das Gegenteil aus der Beſtimmung ſelbſt 
ſich ergibt. 

Dieſe Rechtsfolge darf jeder für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen, wie er ſie ſelbſtverſtändlich auch 
gegen ſich gelten laſſen muß. Der Verkäufer, 
der zu billigeren als den ſpäteren Höchſtpreiſen 
verkauft hat, muß zu dem vereinbarten Preiſe 
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weiterliefern, was ſich ja allein ſchon daraus er- 
gibt, daß die Höchſtpreiſe nur als oberſte Preis⸗ 
grenze gelten. Wenn im Verkehrsleben immer 
wieder die Meinung vertreten wird, daß der Ver⸗ 
käufer nunmehr Anſpruch auf den Höchſtpreis habe, 
ſo iſt dies zum großen Teil wohl darauf zurück⸗ 
zuführen, daß da oder dort bei behördlichen Liefe⸗ 
rungen in ſolchen Fällen auf Grund beſonderer 
Verhaͤltniſſe tatſächlich die neuen Höchſtpreiſe zu: 
geſtanden wurden. Allein, ſoweit dies geſchah, 
mag ein ſolches Verfahren einer billigen Rückſicht⸗ 
nahme entſprochen haben; eine Rechtspflicht hiezu 
beſtand jedenfalls nicht. 
Umgekehrt muß der Käufer, der zu höheren 
als den jpäter feſtgeſetzten Höchſtpreiſen gekauft 
hat, dieſen Preis auch weiterhin zahlen. Wenn 
Wörner in der Bay ZfR. 1915 S. 134 ganz all: 
gemein den 9 aufſtellt: „Die Höchſtpreiſe be⸗ 
rühren auch laufende Verträge. Ein höherer Preis 
darf auch dann nicht gezahlt werden, wenn er vor⸗ 
her vereinbart worden iſt. An die Stelle des ver⸗ 
einbarten höheren Preiſes tritt der Höchſtpreis“, 
ſo iſt das unzutreffend. Wörner hat auch eine Be⸗ 
gründung aus dem Geſetze nicht verſucht. Daß 
dieſer Satz in ſeinem zweiten Teile nicht richtig 
ſein kann, ergibt ſich durch Umkehrſchluß 
aus der Bekanntmachung des Bundesrats vom 
11. November 1915 RGBl. S. 758 betr. Ein⸗ 
wirkung von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge, 
ein Beweismittel, das freilich Wörner noch nicht 
zu Gebote and. 
eine ausdrückliche Beſtimmung für notwendig hielt, 
um beſtimmten Höchſtpreifen die von Wörner a 
gemein angenommene Wirkung beizulegen, ſo muß 
daraus gefolgert werden, daß der für eine richtige 
Auslegung der Höchſtpreisbeſtimmungen doch in 
erſter Linie zuſtändige Bundesrat den Höchſtpreis⸗ 
feſtſetzungen ſonſt eine ſolche Wirkung nicht zu⸗ 
erkennt. 
Allein aus der poſitiven Beſtimmung, daß 
Verträge in den naͤher aufgeführten Waren, die 
zu höheren als den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen ab⸗ 
geſchloſſen wurden, mit dem Inkrafttreten der 
Verordnung bzw. der einſchlägigen Höchſtpreisfeſt⸗ 
ſetzungen als zum Höchſtpreis abgeſchloſſen gelten, 
wäre noch nicht der Schluß berechtigt, daß Ver⸗ 
träge in anderen Waren durch ſpätere Höchſtpreis⸗ 
feſtſetzungen überhaupt nicht berührt werden. Wie 
jedoch bereits oben ausgeführt, könnte irgendeine 
Einwirkung immer nur im Wege der rückwirkenden 
Kraft der einzelnen Beſtimmungen erfolgen. Soweit 
ich ſehe, haben ſich aber die Höchſtpreisfeſtſetzungen 
des Bundesrats und des Reichskanzlers mit Aus⸗ 
nahme — und Ausnahmen beſtätigen auch hier die 
Regel — der Bekanntmachungen über künſtliche 
. vom 11. Januar 1916 § 13 (RGBl. 
S. 16) und über Käſe vom 13. Januar 1916 

8 14 (RGBl. S. 35) nirgends eine irgendwie ge: 
artete rückwirkende Kraft ausdrücklich beigelegt. 
Die Beſtimmung des $ 7 By O. vom 6. Jan. 


Denn wenn der Bundesrat 
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1916 betr. Saatkartoffel (RG Bl. S. 5) gehört nicht 
zu unſerm Thema; denn dort iſt lediglich eine 
Aufhebung von Verträgen i in Saatkartoffeln gleich⸗ 
zeitig mit der Befreiung der Saatkartoffeln von 
den feſtgeſetzten Höchſtpreifen verfügt. Es bleibt 
daher nur zu prüfen, ob nicht etwa aus der For⸗ 
mulierung oder dem Zweck der Beſtimmung eine 
ſolche Rückwirkung ſich ergibt. 

Am meiſten kehrt die Formel wieder: „Der 
Preis darf beim Verkaufe nicht überfteigen“. 
Unter Verkauf (oder Kauf von der anderen Seite 
betrachtet) iſt aber der obligatoriſche Vertrag zu 
verſtehen, durch den der Verkäufer ſich verpflichtet, 
dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigen⸗ 
tum an der Sache zu verſchaffen, wogegen der 
Käufer ſich verpflichtet, den vereinbarten Kauf⸗ 
preis zu bezahlen und die Sache abzunehmen 
($ 433 BGB.). Mit dieſer Einigung ift der 
Kauf abgeſchloſſen. Wenn alſo geſagt iſt „Beim 
Verkauf darf der Preis.. nicht überſteigen “ ‚fo kann 
das nichts anderes bedeuten als, daß ein höherer 
Kaufpreis nicht vereinbart und ſelbſtverſtändlich 
für einen Kauf, der unter das Verbot fällt, auch 
nicht bezahlt und genommen werden darf, weil 
letzteres ja nur eine Umgehung des Verbots dar⸗ 
ſtellen würde. Dagegen kann daraus nicht der 
Schluß gezogen werden, daß auch ein höherer Kauf⸗ 
preis, der vor dem Inkrafttreten der Höchftpreis- 
beſtimmung ordnungsgemäß vereinbart wurde, 
nicht mehr gezahlt werden darf. Denn dieſe Wir⸗ 
kung würde das Vertragsrecht des Verkäufers auf 
den vereinbarten Kaufpreis gegen Lieferung der 
Ware beeinträchtigen; eine ſolche Rückwirkung 
kann aber aus dem Wortlaute der Beſtimmung 
nicht gefolgert werden. Das gleiche gilt für 
Formulierungen wie „darf bei Abſchlüſſen, darf 
im handel . . .. nicht überſteigen, darf nicht 
teuerer verkauft werden“. 

Weniger klar liegt der Fall, wo die betreffende 
Beſtimmung ſchlechthin ſagt: „Der Preis darf 
nicht überſteigen“, z. B. Bekanntmachung über 
Höchſtpreiſe ſür Wolle und Wollwaren vom 22. De⸗ 
zember 1914 (RG Bl. S. 545). Hier möchte der 
Wortlaut allenfalls auch bereits in zuläſſiger 
Weiſe vereinbarte höhere Kaufpreiſe treffen. Allein 
zwingend iſt dieſer Schluß nicht und die dem Ent⸗ 
wurf zur genannten Verordnung beigegebene Be⸗ 
gründung (Bundesratsdruckſache Nr. 201/14) läßt 
in keiner Weiſe erſehen, daß der Hoc de end 
rückwirkende Kraft beigemeſſen, oder daß durch die 
bloße Formel „Der Preis darf nicht überſteigen“ 
etwas anderes ausgedrückt werden wollte als mit 
der ſonſt gebrauchten Formel „Der Preis darf 
beim Verkauf, darf im Handel .. .. nicht über: 
ſteigen“. 

Aus dieſem Schweigen muß der Schluß ge⸗ 
zogen werden, daß auch hier eine Rückwirkung 
nicht beabſichtigt war. Alle anderen Formulierungen 
ſind weniger als dieſe geeignet, den geſetzgeberiſchen 
Willen der rückwirkenden Kraft darzutun. 


— 


Auch aus dem Zwecke der Höchſtpreisbeſtim⸗ 
mungen kann eine Rückwirkung nicht gefolgert 
werden; denn die Abſicht iſt doch wohl die, nicht 
gerechtfertigte weitere Preisſteigerungen hintanzu⸗ 
halten und die etwa bereits das durch die Ver⸗ 
haͤltniſſe bedingte Höchſtmaß überſteigenden Markt⸗ 
preiſe auf eine geſunde Grundlage vor allem zu⸗ 
gunſten der Einzelverbraucher zurückzu⸗ 
führen. Der Verbraucher wird aber — in der 
Regel wenigſtens — mit Ausnahme des Groß⸗ 
verbrauchers, der des wirtſchaftlichen * nicht 
in gleicher Weiſe bedarf, nicht längere Lieferungs⸗ 
verträge abſchließen, vielmehr den ſog. Handkauf, 
wobei Ware und Kaufpreis ſofort gegen einander 
ausgetauſcht werden. Für ihn genügt es im all⸗ 
gemeinen alſo vollſtändig, wenn die Höchſtpreis⸗ 
feſtſetzung 155 die Zukunft wirkt. 

Auch das Reichsgericht (vgl. BayziR. 1915 
S. 308) folgert aus allgemeinen Grundſätzen, dem 
Zweck und Sinne des Geſetzes, daß den Höchſt⸗ 
preisfeſtſetzungen rückwirkende Kraft nicht zukomme. 
Endgültig ausgetragen möchte durch das in einer 
Strafjache ergangene Urteil dieſe Streitfrage freilich 
nicht ſein, weil in dem dortigen Strafverfahren die 
Freiſprechung ſchon aus ſubjektiven Gründen er⸗ 
folgte und es der Klarſtellung der hier behandelten 
Frage nicht bedurfte. Desgleichen ſtellt Oertmann 
ſeinen geiſtreichen Ausführungen zur mehrfach ge⸗ 
nannten BRBek. vom 11. November 1915 (JW. 
1915 S. 1519) die hier vertretene Auffaſſung als 
Grundſatz an die Spitze. 

Damit entfallen auch alle in der Praxis aus 
einer ſolchen Unzuläſſigkeit der Zahlung gezogenen 
Schlüſſe, wie insbeſondere, daß dem Käufer die 
ihm obliegende Leiſtung durch die Feſtſetzung eines 
niedrigeren Höchſtpreiſes unmöglich werde und ſo 
im Ergebnis zufolge 8 323 BGB. der Vertrag 
überhaupt beſeitigt werde. 

Wir kommen daher zu dem Schluffe, daß eine 
Rückwirkung von Höchſtpreisfeſtſetzungen auf lau⸗ 
fende Verträge, ſoweit nicht eine Sonderrege⸗ 
lung erfolgt iſt, nur nach Maßgabe und inner⸗ 
halb des Anwendungsbereichs der BRVO. vom 
11. November 1915 Platz greift und insbeſondere 
auch auf Höchſtpreiſe, die auf Grund der dort an⸗ 
geführten Verordnungen feſtgeſetzt ſind, beſchränkt 
bleibt. Höchſtpreiſe für die gleichen Erzeugnſſſe, 
die auf anderer Rechtsgrundlage z. B. Art. 4 Ziff. 2 
bayer. KrZuſt S. beſtimmt wurden, werden auch 
durch die genannte Bundesratsverordnung nicht 
en (vgl. OLG. Augsburg in BayzıR. 1916 


In dieſem Zuſammenhang möchte ich noch zwei 
Fragen kurz berühren, die in der BayZfR. 1915 
S. 375 zur BRVO. vom 11. November 1915 
betr. Einwirkung von Höchſtpreiſen auf laufende 
Verträge aufgeworfen find. 

1. Soll die Beſtimmung, daß Verträge, die vor 
dem Inkrafttreten der Verordnung zu höheren 
als den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen abgeſchloſſen 
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wurden, mit dem Inkrafttreten der Verord⸗ 

nung als zum Höchſtpreis abgeſchloſſen gelten, 

auch Anwendung finden, wenn die Preisverein⸗ 
barung gegen das Höchſtpreisgeſetz verſtößt? 

Z. B. ein Kartoffelgroßhändler hätte am 1. No⸗ 

vember 1915 von einem Landwirt Kartoffeln um 

3.50 M für den Zentner (Höchſtpreis 3.05 M) 

gekauft; die Lieferung war am 12. November 

1915 noch nicht erfolgt. 

2. Was iſt Rechtens, wenn ein den nachträglich 
ſeſtgeſetzten Höchſtpreis überſteigender Kauf⸗ 
preis vereinbart worden war und nach dem 
Inkrafttreten der Verordnung Lieferung und 
Bezahlung zu dieſem Preiſe erfolgte? 

Zu 1. Der Vertrag war von Anfang an nichtig 
(8 134 BGB.). Die BRBO. vom 11. November 
1915 ſetzt rechtsgültige Verträge voraus, weil Ver⸗ 
träge, die mit dem Makel der Geſetzwidrigkeit und 
und der daraus ſich ergebenden abſoluten Nich⸗ 
tigkeit behaftet find, von der Rechtsordnung als 
Verträge überhaupt nicht anerkannt werden. Ein 
rechtsgültiger Vertragspreis, an deſſen Stelle der 
Höchſtpreis treten könnte, iſt nicht vorhanden. Auch 
die Erwägung, daß das Geſetz betr. Ermächtigung 
des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen 
vom 4. Auguſt 1914 und die darauf gegründete 
VO. vom 11. November 1915 die lex posterior 
et specialis gegenüber dem BGB. darſtellen, mag 
den aufgeſtellten Satz nicht zu entkräften; denn die 
genannte Verordnung hebt weder ausdrücklich noch 
nach Inhalt und Zweck den § 134 BGB. für 
ihren Anwendungsbereich auf. 

Zu 2. Dem Käufer muß ein Rückforderungs⸗ 
recht, aber nur nach Maßgabe der Beſtimmungen 
über ungerechtfertigte Bereicherung, 88 812 ff. BGB. 
(condictio indebiti), zugeſtanden werden. Dieſes 
Rückforderungsrecht kann ſich lediglich auf den 
Teilbetrag beziehen, um den der Höchſtpreis über- 
ſchritten wurde. Denn für dieſen, aber auch nur 
für dieſen treffen die Vorausſetzungen über un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung zu. Dieſes Rückforde⸗ 
rungsrecht wird jedoch abgeſehen von 8 818 Abſ. 3 
BGB. gem. $ 814 Satz 1 dann entfallen, wenn 
der Käufer die Rechtslage gekannt hat. Dagegen 
möchte für die Anwendung des $ 817 BGB. kein 
Raum ſein. 

Wohl zu unterſcheiden von den hier behandelten 
Höchſtpreiſen find die auf verſchiedenen Gebieten 
gleichzeitig mit der Regelung des Verkehrs feſt⸗ 
4 Uebernahmehöchſtpreiſe. Dieſe Uebernahme⸗ 
preiſe ſind nicht gleichzeitig Höchſtpreiſe im Sinne 
des Höchſtpreisgeſetzes und berühren Waren, welche 
dem freien Verkehr überlaſſen bleiben, ohne eine 
ausdrückliche Beſtimmung überhaupt nicht. Ihre 
Regelung beruht nicht auf dem Höchſtpreisgeſetze, 
ſondern auf dem Geſetze betr. Ermächtigung des 
u 91 wirtſchaftlichen Maßnahmen vom 
4. Auguſt 1914. 

So gilt der Höchſtübernahmepreis für Oele 
und Fette oder für Reis (BRBek. vom 8. No⸗ 
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vember 1915 und 22. April 1915, RGBl. ©. 735 
und 237) u. a. nicht als Höchftpreis für die von 
der Lieferungspflicht an den Kriegsausſchuß für 
tieriſche Oele und Fette und die Zentral⸗Einkaufs⸗ 
geſellſchaft in Berlin ausgenommenen Vorräte. 
Der Preis für dieſe unterliegt vielmehr, abgeſehen 
von ſonſtigen durch die Rechtsordnung gezogenen 
Schranken, nach wie vor freier Vereinbarung. 

In anderen Bekanntmachungen (vol. z. B. 
Regelung des Verkehrs mit Stroh und Häckſel, 
BRBek. vom 8. November 1915 RGBl. S. 743) 
iſt wieder der Höchſtübernahmepreis gleichzeitig als 
Höchſtpreis im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes für 
die der B nicht unterliegende Ware 
beſtimmt (88 9, 16 J. c.). 

Eine Rückwirkung findet auch hier nicht ſtatt, 
was in dieſem Falle namentlich für Heeresliefe⸗ 
rungsverträge von Bedeutung iſt; weil für Stroh, 
das unmittelbar an die Heerezverwaltung abgeſetzt 
wird, die Verpflichtung, es der Bezugsvereinigung 
der deutſchen Landwirte anzubieten, entfällt. 

Eine mittelbare Rückwirkung aus einer Ver⸗ 
kehrsregelung kann ſich ſelbſtverſtändlich inſofern 
ergeben, als teilweiſe auch bereits verkaufte Mengen 
der Ablieferungspflicht unterliegen, z. B. bei Oelen 
und Fetten, wo lediglich der Gewahrſam entſcheidet. 
Durch eine ſolche Ablieferungspflicht kann nament⸗ 
lich beim Verkauf einer ganz beſtimmten Ware 
oder, wenn beim Gattungskauf bereits die Aus⸗ 
ſcheidung für den Käufer erfolgt iſt, die Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung des Verkäufers ſich ergeben 
und damit auch der Anſpruch auf die Gegenleiſtung 
entfallen. 

Ob die vom Reichskanzler auf Grund der 
BRVO. vom 27. Januar 1916 über die Ab: 
änderung der Bekanntmachung über die Regelung 
der Kartoffelpreiſe vom 28. Oktober 1915 (RGBl. 
16 S. 66) den von der Einhaltung der Höchſt⸗ 
preiſe befreiten Verwaltungen geſtatteten Höchſt⸗ 
zuſchläge zu den allgemeinen Kartoffelhöchſtpreiſen 
zuſammen mit dieſen Höchſtpreiſe im Sinne des 
Höchſtpreisgeſetzes darſtellen, möchte recht zweifel⸗ 
haſt ſein. M. E. müßte dieſe Frage unbedingt 
verneint werden, wenn die Verordnung für ſich 
beſtünde, und zwar ſchon deshalb, weil ſie nur auf 
das Geſetz über die Ermaͤchtigung des Bundesrats 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen gegründet iſt. So 
aber ſtellt die Verordnung eine Ergänzung der 
BR Bek. vom 28. Oktober 1915 betr. Regelung 
der Kartoffelpreiſe dar. Es laßt ſich daher wohl 
die Meinung vertreten, daß 87 dieſer Bekannt⸗ 
machung unter Umſtänden die allgemeinen Höchſt⸗ 
preiſe zuſammen mit den beſtimmten äußerſten 
Zuſchlägen wieder zu Höchſtpreiſen im Sinne des 
Höchſtpreisgeſetzes ſtempelt. Für zwingend halte 
ich den Schluß aber nicht. Dieſe Frage wird 
freilich weniger auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Rechts als gegebenenfalls auf dem des Straf— 
rechts von Bedeutung ſein. (m.) 
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Kleine Mitteilungen. 


Bon wann ab iſt bei Straſverſetzung auf eine Amts- 
ſtelle von geringerem Nang und Gehalt der geminderte 
Gehalt zu verabfolgen? In der Praxis find Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten darüber aufgetaucht, von welchem Zeit⸗ 
punkt ab bei diſziplinargerichtlicher Verurteilung eines 
unwiderruflichen Beamten zur Verſetzung auf eine 
andere Amtsſtelle von geringerem Rang und geringerem 
Gehalt (Art. 109 Abſ. 1 Ziff. 2 BG.) der Bezug des 
geringeren Gehalts beginnt, ob ſchon von dem Zeit⸗ 
punkte der Rechtskraft des Urteils oder erſt von dem 
Zeitpunkte der tatſächlichen Verſetzung auf die nied⸗ 
rigere Amtsſtelle. Beiſpiel: Ein Beamter der Ge⸗ 
haltsklaſſe 28 der GO. und der Rangklaſſe XIII der 
Rangordnung iſt auf Grund diſziplinargerichtlichen 
Urteils von der zur Verſetzung zuſtändigen Behörde 
(Art. 163 Abſ. 1 BG.) auf eine Amtsſtelle der Klaſſe 30 
der GO. und der Klaſſe XIV der Rangordnung ver⸗ 
ſetzt worden. Das Diſziplinarurteil iſt am 15. Januar 
1916 rechtskräftig geworden, die Verſetzung iſt mit 
Wirkung vom 1. März 1916 vorgenommen worden. 
Hat der Beamte den niedrigeren Gehalt der Klaſſe 30 
ſchon vom 16. Januar 1916 ab oder erſt vom 1. März 
1916 ab zu erhalten? 

Die Frage iſt in letzterem Sinne zu entſcheiden. 
Denn der Ausſpruch des Diſziplinarurteils hat nur 
dahin gelautet und konnte nur dahin lauten, daß der 
Beamte zur Strafverſetzung auf eine Amtsſtelle von 
geringerem Rang und geringerem Gehalt verurteilt 
wird. Der Vollzug des Urteils, insbeſondere die 
Beſtimmung des Amts, auf das die Verſetzung zu er⸗ 
folgen hat, ſtand nach Art. 163 Abſ. 1 BG. der zu⸗ 
ſtändigen Verwaltungsbehörde zu. Erſt mit dieſer, 
durch die Verwaltungsbehörde auf Grund der im Diſ⸗ 
ziplinarurteil erteilten Ermächtigung vorgenommenen 
Verſetzung iſt der Beamte auch tatſächlich auf das 
neue Amt verſetzt worden, nicht ſchon mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils; das Urteil ſchuf nur die Rechts⸗ 
grundlage für die Verwaltungsbehörde, die Verſetzung 
auf eine Amtsſtelle von niedrigerem Rang und Gehalt 
gegen den Willen des Beamten vorzunehmen (vgl. 
Reindl, Kommentar zum BG., Anm. 1 a. E. zu Art. 109 
S. 514). Eine im Vollzug des Diſziplinarurteils er⸗ 
folgende Verſetzung hat aber in der gleichen Weiſe 
und unter den gleichen Formen zu geſchehen wie jede 
andere Verſetzung, alſo in den Formen des Art. 5 
BG. Hiernach wird ſie erſt wirkſam mit dem in der 
Verſetzungsurkunde angegebenen Zeitpunkte. Wenn 
daher in obigem Beiſpiel in der Urkunde als dieſer 
Zeitpunkt der 1. März 1916 angegeben war, ſo war 
erſt von dieſem Zeitpunkt ab dem Beamten das neue 
Amt übertragen; bis dahin hatte er noch das bis⸗ 
herige Amt inne, auch wenn er während der Dauer 
des Diſziplinarverfahrens vorläufig vom Dienſt ent⸗ 
hoben war. Hieraus aber folgt, daß nach Art. 26 
Abſ. 2 und Art. 34 Abſ. 1 BG. der Anſpruch des 
Beamten auf den ihm für das bisherige Amt zuge⸗ 
wieſenen Gehalt ſolange weiter beſtand, als er dieſes 
Amt nicht verloren hatte, und daß daher der neue 
geringere Gehalt erſt mit dem Zeitpunkte der Ueber⸗ 
tragung der neuen Amtsſtelle beginnen konnte. 

Fraglich kann nur erſcheinen, ob die zum Voll⸗ 
zug des Diſziplinarurteils nach Art. 163 Abſ. 1 BG. 
zuſtändige Behörde die Verſetzung auf die niedrigere 
Amtsſtelle nicht ſchon rückwirkend vom Zeitpunkte der 
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Rechtskraft des Urteils vornehmen kann, in vor⸗ 
liegendem Fall alſo rückwirkend vom 16. Januar. 
Aber auch dies muß verneint werden. Denn die Ver⸗ 
ſetzung, alſo die Uebertragung der neuen Amtsftelle, 
kann nach Art. 5 Abſ. 2 BG. nicht früher wirkſam 
werden, als die Urkunde hierüber dem Beamten 
ausgehändigt oder die Verſetzung durch amtliche Aus⸗ 
ſchreibung bekannt gemacht wird. Die Aushändigung 
der Verſetzungsurkunde oder die amtliche Ausſchrei⸗ 
bung iſt aber in Fällen der vorliegenden Art ſtets 
erſt nach dem Eintritte der Rechtskraft des Urteils 
möglich. Würde daher auch in der Urkunde als Zeit⸗ 
punkt, von dem ab die Verſetzung wirkſam werden 
ſoll, ein vor der Aushändigung der Verſetzungsurkunde 
liegender Tag, nämlich der Tag der Rechtskraft des 
Urteils, bezeichnet, ſo könnte dies keine Wirkung zum 
Nachteil des Beamten haben, weil es nicht zuläſſig 
iſt, dem Beamten mit rückwirkender Kraft 
ſein Amt und die daraus entſprungenen Rechte zu 
nehmen. 

Anders, wenn das Diflzıplinarurteil auf Dienſt⸗ 
entlaſſung lautet. Hier tritt der Verluſt des Amtes 
kraft Geſetzes mit dem Zeitpunkte der Rechtskraft 
des Urteils ein, ohne daß es noch einer beſonderen Voll⸗ 
ſtreckung, d. h. eines beſonderen Ausſpruches der Dienſt⸗ 
entlaſſung ſeitens des Königs oder der zur Entlaſſung 
ſonſt zuſtändigen Behörden bedarf. Hier erliſcht da⸗ 
her auch der Anſpruch auf den Gehalt nach Art. 34 
Abſ. 4 BG. von dem auf den Eintritt der Rechts⸗ 
kraft des Urteils folgenden Tage an (vgl. Reindl, 
Kommentar zum BG. Anm. 2e zu Art. 163 S. 683, 
684). Miniſterialrat Dr. Reindl in München. 


Die Geltung der Haager Abkommen vom 18. Ok. 
tober 1907. 1. Der Verſuch Nöldekes (DJ Z. XXI, 
263 ff.): die Tragweite der „Allbeteiligungs⸗ 
klauſel“ durch eine einſchränkende Auslegung ab⸗ 
zumildern, gibt zu Bedenken Anlaß. Meine Kritik 
ſeiner Ausführungen erſtrebt vor allem Berichtigung 
der Frageſtellung. 

II. Nach Nöldeke „läßt ſich vom theoretiſchen (1) 
Standpunkte nicht wohl ernſtlich beſtreiten, daß unſere 
hervorragenden Völkerrechtslehrer, wie die Profeſſoren 
von Liſzt (LZ. IX, 169 — 174) und Zitelmann (Arch OeffR. 
XXXV, 1—27 im Rechte find, wenn fie die formelle 
Geltung der Abkommen von 1907 wegen der fehlenden 
Genehmigung einzelner Kriegführender beſtreiten“ ). 
Trotzdem gelangt Nöldeke im Ergebniſſe zu der Feſt⸗ 
ſtellung, „daß die dem Haager Abkommen beigetretenen 
Staaten ſich nach Treu und Glauben dann nicht 
auf die Allbeteiligungsklauſel berufen können, wenn 
der Nichtbeitritt einzelner Staaten für den in Frage 
ſtehenden Fall ohne jede Bedeutung iſt“. Dieſe beiden 
Sätze, die ſich auf die Auslegung derſelben Ab⸗ 
kommen beziehen, ſind miteinander unvereinbar. Denn 
entweder gibt es eine die „Allbeteiligungsklauſel“ im 
Sinne Nöldekes einſchränkende Völkerrechtsnorm, und 
dann iſt das Ergebnis von Liszts und Zitelmanns 
unrichtig oder aber jene einſchränkende Norm 
fehlt, und dann muß man die „Allbeteiligungsklauſel“ 
ſo hinnehmen, wie ſie lautet, und darauf verzichten, 
ihr durch irgendeine Auslegungskunſt beizukommen, 


) Vgl. auch neueſtens Neukamp, DJ Z. XXI 
572 —574. 


insbeſondere etwas in die Abkommen hineinzutragen, 
was unzweifelhaft de lege ferenda wünſchenswert, 
der lex lata aber fremd iſt. Ich trage kein Bedenken, 
mich mit von Liſzt und Zitelmann im letzteren Sinne 
zu entſcheiden. Denn die „Erwägungen“, denen die 
„Allbeteiligungsklauſel“ ihr Daſein verdankt, laſſen 
keinen Zweifel darüber, daß die Klauſel „aus be⸗ 


ſtimmten Zweckerwägungen heraus mit voller Ab⸗ 


ſicht geſetzt iſt“ (Zitelmann a. a. O. 9 ff.), und die 
Abkommen mit „Allbeteiligungsklauſel“ das Mari: 
mum an Zugeſtändniſſen darſtellen, das ſich die 
Staaten machen wollten. Es fehlt daher für die von 
Nöldeke verlangte einſchränkende Auslegung die Grund⸗ 
lage. — Die Ausführungen Nöldekes: 


„Es würde allerdings den guten Sitten wider⸗ 
ſprechen, ja argliſtig ſein, wenn ein Staat ſich 
unter dem Vorwand, daß einer der Balkanſtaaten 
einem der im Intereſſe des Kulturfortſchritts ge⸗ 
ſchloſſenen Abkommen nicht beigetreten iſt, ſich 
von dieſem Abkommen los machen wollte, trotzdem 
die Balkanſtaaten an dem betreffenden Falle 
gar nicht beteiligt ſind,“ 


verkennen ferner, daß durch den Eintritt einer Nicht⸗ 
vertragsmacht in denſelben Krieg die Abkommen 
ohne weiteres (automatiſch) aufhören, für dieſen Krieg 
zu gelten, alſo eine Berufung auf die „Allbeteiligungs⸗ 
klauſel“ nicht nottut, und der Kulturfortſchritt eben 
nur in dem Abſchluß der Abkommen mit All⸗ 
beteiligungsklauſel beſtand. 

III. Im Schrifttum findet ſich immer wieder der 
Hinweis, daß — falls die Haager Abkommen von 1907 
formell nicht gelten — ein in weitem Umfang ent⸗ 
ſprechendes Gewohnheitsrecht die Lücke ausfülle. Man 
beruft ſich hierfür auch auf Beſtimmungen bzw. ein⸗ 
leitende Sätze der Haager Abkommen von 1899 und 
1907 und der Londoner Seerechts⸗Erklärung von 1909 
(vgl. im einzelnen Zitelmann a. a. O. 25 und Note 15). 
Ueber eines aber darf kein Zweifel beſtehen. Wenn 
auch der „Inhalt der in dem Haager Abkommen ge⸗ 
troffenen Vereinbarungen dem beutigen Völkerrechts⸗ 
bewußtſein entſpricht und dieſes Rechtsbewußtſein 
dadurch, daß die genannten Vereinbarungen getroffen 
worden find, zweifellos ſtark beeinflußt und entwickelt 
worden iſt“ (Zitelmann a. a. O. 26), ſo iſt dennoch 
die Annahme, die Normen der Abkommen könnten 
— obwohl eine Nichtvertragsmacht an dem Kriege be⸗ 
teiligt iſt und folglich die „Allbeteiligungsklauſel“ in 
Wirkſamkeit trat, — ohne weiteres als Gewohnheits⸗ 
rechtsſätze die Grundlage der Beurteilung bilden, 
völlig unhaltbar. Folgt doch aus dem Daſein der 
„Allbeteiligungsklauſel“ zur Evidenz, daß, falls die 
„Allbeteiligungsklauſel“ wirkſam wird, nicht die Normen 
der Abkommen, ſondern andere (nsbeſondere Völker- 
gewohnheitsrechts⸗)Normen gelten ſollen. Vgl. auch 
unter IV. 

IV. Es erübrigt die Würdigung der auch von 
Nöldeke (a. a. O. 266 /7) geltend gemachten Tatſache: 
daß „bis jetzt ſich noch keine Regierung der krieg⸗ 


führenden Staaten amtlich darauf berufen hat, daß 


die Abkommen wegen fehlender Genehmigung einzelner 
Staaten überhaupt nicht zur Anwendung zu kommen 
hätten, . . . . vielmehr umgekehrt die kriegführenden 
Staaten ſich in weitem Umfange auf gemäß der „All: 
beteiligungsklauſel“ im gegenwärtigen Weltkriege nicht 
geltende Abkommen bezogen haben. Hieraus hat man 
geſchloſſen, „daß die Allbeteiligungsklauſel ſchon heute 
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nicht mehr als wirkſames Recht behandelt wird“ (Zitel⸗ 
mann a. a. O. 26). Bedeutung und Tragweite dieſes 
Satzes ſind nicht zweifelsfrei. Da die „Allbeteiligungs⸗ 
klauſel“ nicht ausdrücklich beſeitigt wurde, muß — wer 
die Unwirkſamkeit der „Allbeteiligungsklauſel“ be⸗ 
hauptet, eine gewohnheitsrechtliche Beſeitigung dieſer 
Klauſel nach 1907 oder ihre Abſchaffung durch ſtill⸗ 
ſchweigenden Vertrag annehmen. Für Beides fehlt 
indes jeder Anhalt. Vor allem wäre es höchſt bedenklich, 
mit ſtillſchweigenden Willens⸗Annahme⸗) Erklärungen 
zu operieren. Näher liegt die Annahme, daß Ab⸗ 
kommen, die infolge der Klauſel für den gegenwärtigen 
Krieg nicht gelten, und auf die ſich kriegführende Staaten 
beriefen, als einzelſtaatliche Regelung aufgeſtellt wurden. 
Der einzelne Staat ſtellt die in den Abkommen ent⸗ 
haltenen Rechtsſätze auf, weil er ſie für gerecht und 
zweckmäßig hält und — darum auch die Bezugnahme 
auf die Abkommen! — erwartet, daß auch die anderen 
Staaten im Hinblick auf die Unſicherheit des Völker⸗ 
gewohnheitsrechts ſo handeln werden. Jeder Staat 
kann ſelbſtverſtändlich dieſe Regelung wieder einſeitig 
aufheben, wenn es ſeinen Intereſſen entſpricht und er 
in ſeinen Erwartungen getäuſcht wurde. 

Privatdozent Dr. jur. Peter Klein in Königsberg. 


Ermäßigung der Gerichtsgebühren bei Vergleichen 
zur Kriegszeit. Manche der Streitfragen, die durch 
die Beſtimmung in 8 4 BRBek. vom 7. Auguſt 1914 
hervorgerufen wurden, ſind durch den Beſchluß des 
Reichsgerichts vom 25. Januar 1916 (Warneyer, 
Erg.⸗Bd., 9. Jahrg., Heft 3 Nr. 60) geklärt. Darnach 
iſt „ein Anſpruch, über den zur Zeit des abgeſchloſſenen 
Vergleiches bereits rechtskräftig entſchieden war, nicht 
mehr Gegenſtand des Rechtsſtreits. Bezüglich dieſes 
Anſpruchs kann der Rechtsſtreit durch Vergleich nicht 
mehr erledigt werden. Die Vorſchrift, die die Er⸗ 
ledigung des Rechtsſtreits durch Vergleich zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, hat damit auch zum Gegenſtand den durch 
Vergleich erledigten Teil des Rechtsſtreits, bezieht ſich 
alſo nur auf die Gebühren, die dieſen Teil des Rechts⸗ 
ſtreits betreffen“. 

Dieſe Entſcheidung dürfte die bisherige Recht⸗ 
ſprechung in folgendem Falle — OLG. Karlsruhe, 
IW. 1915, 111 — teilweiſe beeinfluſſen. 

Im Prozeß über einen nach Grund und Betrag ſtrei⸗ 
tigen Anſpruch wurde in 1. Inſtanz durch Zwiſchenurteil 
über den Grund nach Klagantrag vorab entſchieden; 
die dagegen eingelegte Berufung wurde durch Endurteil 
zurückgewieſen; dieſes Urteil iſt rechtskräftig. Nun 
verglichen ſich die Parteien, machten dem Gerichte 
hiervon Mitteilung und verlangten die Vergünſtigung 
des 8 4 a. a. O. 

Wenn auch die Grundſätze der reichsgerichtlichen 
Entſcheidung die teilweiſe Erledigung des Anſpruchs 
ſelbſt betreffen, ſo dürften ſie doch anwendbar ſein 
auf die Gerichtsgebühren der nur einen einzigen Streits 
punkt, den Grund des Anſpruchs, umfaſſenden Berufung. 
Dieſer der ſelbſtändigen Rechtskraft fähige Streitpunkt 
war aber bereits vor dem Vergleichsabſchluſſe rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt, ſohin nicht mehr Gegenſtand des 
Streits. In dieſer Richtung konnte der Rechtsſtreit 
durch Vergleich nicht mehr erledigt werden, wodurch 
die Gebührenermäßigung des 8 4 für die 2. Inſtanz 
wegfällt (a. M. OLG. Karlsruhe a. a. O.). 

Dagegen dürfte die Gebührenermäßigung für die 
1. Inſtanz gerechtfertigt ſein; iſt ja auch in dieſer 
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— im Gegenſatz zur Berufungsinſtanz — der Prozeß⸗ 
ſtoff noch nicht verbraucht. Durch die Zurückver⸗ 
weiſung nach 8 538° ZPO. bildet das Nachverfahren 
mit dem früheren Verfahren vor dieſem Gerichte 
gemäß 8 31 RGKGG. i. S. des 8 28 eine Inſtanz; 
das Gerichtskoſtengeſetz legt alſo dem Zwiſchenurteil 
eine die Inſtanz i. S. der Gebührenerhebung be- 
endigende Kraft nicht bei. Vom Koſtenſtandpunkt aus 
hat demnach das Zwiſchenurteil nur die Bedeutung 
eines gebührenpflichtigen Aktes mit der Wirkung des 
8 28. Der in Fortſetzung und zur Beendigung der 
1. Inſtanz geſchloſſene Vergleich muß daher hier auf 
die Gebührenermäßigung voll wirken. Neben dieſen, 
nur für die 1. Inſtanz geltenden Sondervorſchriften, 
die durch die Entſcheidung des RG. nicht beeinflußt 
werden, dürften aber auch Billigkeitsrückſichten für 
die Ermäßigung der Gerichtsgebühren 1. Inſtanz 
ſprechen. Die BRBek. wollte die Vergleichsgeneigt⸗ 
heit der Parteien fördern. Gerade das Nachverfahren 
nimmt zumeiſt eine Ausdehnung an, die vom Geſichts⸗ 
punkte der Gerichtsentlaſtung aus nicht zu begrüßen iſt. 
Dieſe Billigkeitsgründe treffen aber für die 2. In⸗ 
ſtanz nicht zu. Die Berufungsinſtanz iſt und bleibt 
abgeſchloſſen; ein den Betrag des Anſpruchs be⸗ 
treffendes neues Rechtsmittel würde eine neue Inſtanz 
eröffnen. 
Oberlandesgerichtsoberſekretäͤr Reger in Nürnberg. 


Aus der Aechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


Abſchluß eines Stanfvertragd namens eines dem 
Abſchließenden ſelbſt noch nicht bekannten Dritten; 3 177 
BGB. Die mitbeklagte Brauerei hatte mit dem Mit⸗ 
beklagten O. am 1. Oktober 1912 einen Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen, wonach O. der als „Treuhänderin für 
einen noch zu benennenden Dritten“ auftretenden 
Brauerei fein Anweſen für 35 000 M verkaufte. Am 
10. Oktober 1912 gaben der Kläger und die Brauerei 
eine notarielle Erklärung ab, daß der Vertrag vom 
1. Oktober 1912 für den Kläger geſchloſſen ſei. Am 
16. November 1912 ließ der Mitbeklagte O. das An⸗ 
weſen an den Kläger auf; dieſer wurde als Eigen⸗ 
tümer im Grundbuch eingetragen. Der Kläger hat 
die Verträge vom 1. Oktober und vom 10. Oktober 1912 
wegen argliſtiger Täͤuſchung und Irrtums angefochten 
und in der Richtung gegen die Brauerei auch bean⸗ 
tragt, die beiden . ihr gegenüber für nichtig 
zu erklären und ſie zur Befreiung von Hypotheken, die 
er übernommen hatte, und zur Zahlung der von ihm 
gemachten Anzahlungen und zum Erſatz der von ihm 
beſtrittenen Vertragskoſten zu verurteilen; inſoweit 
war die Klage, die in der Richtung gegen O. Erfolg 
hatte, abgewieſen worden. Das BG. nahm hierbei an, 
ein Kaufvertrag ſei zwiſchen dem Kläger und der 
Brauerei nicht geſchloſſen worden. Der Kläger habe 
nur von O. gekauft; das ergebe ſich, wenn man an⸗ 
nehmen wolle, die Brauerei habe am 1. Oktober 1912 
gültig als vollmachtloſe Vertreterin eines völlig Un⸗ 
bekannten gekauft, und dieſer Vertrag ſei durch die 
Genehmigung des Klägers für ihn wirkſam geworden; 
es ergebe ſich ebenſo, wenn man in dem Vertrag ein 
Angebot an die Brauerei ſehe, das dieſe dann an 
den Kläger abgetreten und dieſer angenommen habe. 
Die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen. 
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Aus den Gründen: Nach dem Eingange des 
Vertrags vom 1. Oktober 1912 erſchienen vor dem 
Notar der Gaſtwirt O. und der Prokuriſt J. für die 
Brauerei „als Treuhänderin für einen noch zu be⸗ 
nennenden Dritten“ und im 81 verkauft O. der Brauerei 
als Treuhänderin für den noch zu benennenden Dritten“ 
5 Anweſen. Die Bezeichnung als Treuhänderin wird 
er Rechtslage nicht gerecht, da ein ſolches Verhältnis 
nur vorliegt, wenn der Treugeber aus ſeinem Ver⸗ 
mögen dem Treuhänder einen Gegenſtand zu treuen 
Händen derart anvertraut, daß letzterer das übertragene 
Recht im eigenen Namen ausüben, aber nicht zu ſeinem 
Vorteil gebrauchen fol (RG. 84, 217). Ob die vom 
BGS. an zweiter Stelle vertretene Annahme eines 
Vertragsangebots haltbar iſt, für die kaum etwas 
ſpricht, kann unerörtert bleiben, da die eines Handelns 
der Brauerei ohne Vertretungsmacht ($ 177 BGB.) 
nicht zu beanſtanden iſt. Die Brauerei hat ohne Ver⸗ 
tretungsmacht einen Vertrag geſchloſſen, nicht für ſich, 
N ‚im Namen eines anderen“. Daraus, daß 
ieſer andere erſt ſpäter zu benennen war, ergibt ſich 
nicht etwa der Mangel unzureichender Beſtimmtheit 
des Vertragsgegners. Derartige Vereinbarungen find 
im Verkehr üblich und bei dem das Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe beherrſchenden Grundſatze der Vertrags⸗ 
freiheit auch durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen (JW. 
1914 S. 350 Nr. 3). Auch der Umſtand, daß der im 
Namen eines noch zu bezeichnenden anderen den Ver⸗ 
trag Schließende zu dieſem Zeitpunkte den von ihm zu 
Benennenden noch nicht kennt, ſteht dem Abſchluß eines 
einen Schwebezuſtand ſchaffenden, mit der Genehmigung 
des zu Benennenden voll wirkſam werdenden Vertrags 
nicht entgegen (ſ. Oertmann, § 164 BG. 1 b yy, RG. 
38, 186). Die Brauerei hat für ſich keinen Vertrag 
geſchloſſen und daher keine Rechte erworben und keine 
Pflichten übernommen. Sie hat daher nicht, wie die 
Reviſion meint, lediglich deshalb, weil der Vertrag 
wirkungslos iſt, ebenſo wie der Beklagte O. eine Pflicht 
zur Ausgleichung aus $ 812 B. Das BG. hat mit 
Recht derartige Verpflichtungen der Brauerei 1 
wie den Ausſpruch der Nichtigkeit der Verträge ihr 
egenüber 9 (Urt. des V. ZS. vom 2. Febr. 
916, V 310/1915). Schie 
3855 


II. 


Parteieid und freie Beweiswärdigung in Cheſachen. 
BO. 88 463, 617. Der Vorderrichter hat die Berufung 
der Beklagten gegen das Urteil zurückgewieſen, durch 
das die Ehe der Parteien geſchieden und die Beklagte 
für den ſchuldigen Teil erklärt worden iſt. Er hat 
feſtgeſtellt, daß die Beklagte im Sommer 1913 den 
Kläger fortgeſetzt dadurch verleumdet hat, daß ſie ihn 
grundlos und wider beſſeres Wiſſen eines unzüchtigen, 
eine gröbliche Verletzung ſeiner Dienſtſtellung ent⸗ 
haltenden Treibens bei ſeinen Vorgeſetzten und den 
anderen Mitbedienſteten 3 bei der 1 be⸗ 
leni und dabei lediglich aus Gehäſſigkeit und in 

er Abſicht gehandelt hat, den Kläger in ſchonungs⸗ 
loſeſter Weiſe bloßzuſtellen und ihm zu ſchaden. Mit 
dieſer Feſtſtellung war zugleich die Behauptung der 
Beklagten erledigt, daß der Kläger mit einer L. A. 
fortgeſetzt Unzucht getrieben habe. In I. Inſtanz hatte 
die Beklagte auf Grund dieſer Behauptung ihrerſeits 
Widerklage auf Scheidung der Ehe erhoben, ſodann 
aber die Widerklage aufgebend und nur den Antrag 
aufrecht erhaltend, den Kläger eintretendenfalls für 
den ſchuldigen Teil zu erklären, dieſem über ihre Be⸗ 
hauptung den Eid zugeſchoben, den dieſer angenommen 
und auf Grund Beweisbeſchluſſes dahin geleiſtet hat, 
daß er nicht mit der L. A. ein Liebesverhältnis unter⸗ 
alten oder geſchlechtlich verkehrt habe. In II. Inſtanz 
at die Beklagte die Widerklage auf Scheidung der 
he wegen Ehebruchs wieder aufgenommen und zum 
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Teil unter Benennung von Zeugen, einzelne Be⸗ 

hauptungen aufgeſtellt. Der Vorderrichter hat weitere 

Erfolg nicht erhoben. Die Reviſion hatte keinen 
olg. 


Aus den Gründen: Durch den Eid des Klägers 
iſt erwieſen, daß er mit der A. weder Geſchlechts⸗ 
verkehr gepflogen noch überhaupt ein Liebes verhältnis 
unterhalten hat. Die Eideszuſchiebung war zuläſſig, 
nachdem die Beklagte die Widerklage hatte fallen 
laſſen und ihre Behauptung nur noch der Begründung 
des Antrages diente, den Kläger für den Fall, daß 
die Ehe geſchieden werden ſollte, für mitſchuldig zu 
erklären (JW. 1891 S. 2727, 1899 S. 606, 1905 
S. 114). Nachdem aber der Kläger den Eid ge- 
leiſtet hat, iſt der Beweis des Beſchworenen erbracht. 
Wenn die Reviſion den Standpunkt vertritt, daß die 
geſetzliche Wirkung der Eidesleiſtung nach § 463 ZPO. 
nur für die Entſcheidung über die Schuldfrage ein⸗ 
trete, daß aber gegenüber der Widerklage auf Ehe⸗ 
ſcheidung der Richter die Bedeutung der Eidesleiſtung 
hätte frei würdigen müſſen und die Erhebung der 
durch Benennung von Zeugen angetretenen Beweiſe 
nicht unter Berufung auf die formale Beweiskraft des 
Eides hätte ablehnen dürſen, ſo iſt allerdings in 
Fällen wie dieſem dann für freie Beweiswürdigung 
Raum, wenn der Eid verweigert iſt (RG. 34, 351; 
43, 109). Wefentlich anders liegt es aber, wenn es 
zur Eidesleiſtung gekommen iſt und damit die Partei 
eine Erklarung abgegeben hat, die, wenn fie unwahr 
ſein ſollte, nur unter Verletzung der Eidespflicht ab⸗ 
gegeben ſein könnte. Hier kommt die Abſicht der 
Prozeßnorm, daß der Parteieid nicht der freien Würdi⸗ 
gung des Richters unterliegen und daß er nicht durch 
einfachen Gegenbeweis ſoll entkräftet werden können, 
zur Geltung. Wenn es auf dieſe Weiſe zur Ent⸗ 
ſcheidung über den Anſpruch auf Scheidung der Ehe 
auf Grund eines Parteieides kommt, ſo 1 das 
auf der freien Entſchließung des Gegners, der ſich der 
Eideszuſchiebung bedient und dabei mit der Mög⸗ 
lichkeit rechnen mußte, daß der Eid geleiſtet und damit 
ihm jeder weitere Beweis feiner Behauptung abge⸗ 
ſchnitten wird. Daher war es gerechtfertigt, daß der 
Vorderrichter auf die Vernehmung der Zeugen nicht 
eingegangen iſt. (Urteil des V. ZS. vom 26. Januar 
1916, VI 404/1915). E. 
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III. 


aun der Stommanditi im eigenen Namen anf 
5 an die Geſellſchaft klagen? Aus den Grün⸗ 
den: Auch dann, wenn die durch die Kläger vertretene 
Geſellſchaft durch die Vereinbarungen in E. Anſprüche 
gegen den Bekl. erworben hat, bleibt noch die Frage 
übrig, ob die Kläger befugt ſind, dieſe Anſprüche im 
eigenen Namen geltend zu machen. Zwar iſt an der vom 
Reichsgericht, RG. Z. 70, 32, im Anſchluß an 8432 BGB. 
entwickelten Anſicht feſtzuhalten, daß bei Geſellſchaften, 
für die die Vorſchrift des § 709 BGB. ſchlechthin maß⸗ 
gebend iſt, jeder Geſellſchafter die Leiſtung an alle 
Geſellſchafter fordern kann, ſofern ſich die Leiſtung 
wegen ihres Zweckes rechtlich als eine unteilbare dar⸗ 
ſtellt, auch wenn ihr Gegenſtand an ſich teilbar iſt. 
Mit Recht iſt aber in einer neueren Entſcheidung, 
RG. 86, 66 ff., darauf hingewieſen worden, daß dieſer 
Satz auf anders geartete Geſellſchaften, insbeſondere 
auf die offene Handelsgeſellſchaft nicht ausgedehnt 
werden darf, daß vielmehr der Teilhaber einer offenen 
Handelsgeſellſchaft nicht im eigenen Namen auf Lei— 
ſtung an die Geſellſchaft klagen kann (a. a. O. S. 71). 
Für die Kommanditgeſellſchaft, deren rechtliche Natur 
im Grundſatze mit der der offenen Handelsgeſellſchaft 
übereinſtimmt (RG. 32, 399), muß das gleiche gelten. 
(Urt. des VI. 35. vom 28. Febr. 1916, VI 416%/15). 
3854 
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IV 


Das Mikverhältnis da ane Leiſtung und Gegen: 
leiſtung begründet für ſich allein usch keine Sitten⸗ 
widrigkeit. Aus den Gründen: Die Kläger wieſen 
dem Bekl. die Firma L. in B. als geeignet für die 
Lieferung von Heeresbedarf nach und verlangten auf 
Grund eines Scheines eine Proviſion von 2 v. H. des 
Umſatzes. Der Bekl. machte geltend, das Proviſions⸗ 
verſprechen ſei unfittlih .... Das BG. geht davon 
aus, daß die Proviſionspflicht auf alle Geſchäfte ſich 
erſtrecke, die der Bekl. als Käufer von Gegenſtänden 
des Heeresbedarfs mit der Firma L. abgeſchloſſen 
habe und verneint mit Recht die Anwendung des 
8 138 BGB. auf dieſen Fall. Das bloße Mißverhält⸗ 
nis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung genügt, wie 
ſich aus 8 138 Abſ. 2 ergibt, nicht, um eine Nichtigkeit 
nach Abſ. 1 dieſer Vorſchrift zu begründen (Roh. 64, 181). 
Die Erwägung des Landgerichts, das Verfahren der 
Parteien laufe darauf hinaus, den Klägern auf Koſten 
der Allgemeinheit unter Ausbeutung der durch den 
Krieg geſchaffenen Notlage übermäßige Gewinne zu 
verſchaffen, entſpricht nicht der Sachlage. Das BG. 
weiſt zutreffend darauf hin, daß die Proviſion für die 
einzelne Lieferung gering ſei und keineswegs notwendig 
in dem von der Heeresverwaltung zu entrichtenden 
Preiſe zur Erſcheinung komme. Das Intereſſe des 
Bekl., Firmen zu ermitteln, die in der Lage ſind, die 
für den Heeresbedarf erforderlichen Mengen zu liefern, 
rechtfertigt das Proviſionsverſprechen. Von einer 
lebenslänglichen Proviſtonspflicht, wie die Reviſion 
meint, kann nicht geſprochen werden, da es ſich, wie 
die Behauptungen der Kläger ergeben und nach der 
Sachlage auch gar nicht zweifelhaft ſein kann, nur 
um Heereslieſerungen für den gegenwärtigen Krieg 
andelt .... (Urt. des III. ZS. vom 17. Dezember 
915, III 245/15). — a — 
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B. Strafſachen. 
I 


Beſchränkung der Ausnahmegerichte auf die unter ihre 
Gerichtsbarkeit fallenden Verfehlungen; Nen kasten einer 
Doppelverurteilung, insbeſondere bei Idealkenkurrenz. 
Aus den Gründen: Der Angeklagte, der an ein 
Kriegsbekleidungsamt für den Bedarf der Truppen 
große Mengen reinwollener Socken zu liefern über⸗ 
nommen hatte, hat aus Gewinnſucht teilweiſe nicht 
reinwollene, minderwertige Socken geliefert, obwohl 
ihm bewußt war, daß er dadurch die Marſchfähigkeit 
der Truppen beeinträchtigen und die Kriegsmacht des 
Reichs benachteiligen konnte. Er hat weiter zur Zeit 
der Prüfung der gelieferten Ware durch das Be⸗ 
kleidungsamt den Wehrmann, der Socken herbeitrug, 
durch Anbieten eines Geſchenks von 20 M zu beſtimmen 
geſucht, die ſehlerhaften pflichtwidrig zurückzulaſſen. 
Das nach 8 10 Bel Zuſt G.) zur Aburteilung über Ver⸗ 
brechen des Landesverrats berufene Kriegsgericht hat 
ihn deshalb wegen verſuchten Landesverrats, begangen 
durch die mangelhafte Lieferung, zu acht Monaten Ge⸗ 
fängnis verurteilt und wegen des an dem Wehrmann 
verübten Beſtechungsverſuchs an den ordentlichen Richter 
verwieſen. Das LG. hat daraufhin als erkennendes 
Gericht den Angeklagten wegen Beſtechung zu Ge— 


1) Die Entſcheidung dünkt uns wenig erfreulich. Vielleicht 
werden wir noch auf fie zurückkommen. Hier fei nur darauf bins 
gewieſen, daß § 138 Abſ. 2 BGB. die Fälle nicht erſchöpfend auf: 
führe, in denen bei einem Mißverbältnis zwiſchen Leiſtung und Gegen- 
leiſtung Nichttakeit vorliegen kann. Wir verweiſen ferner auf die 
Ausführungen Kippe in der DIz3. 1916 S. 466 ff., die mit den Worten 
ſchließen: „Nichtig iſt ein Vertrag, bei welchem Lelftung und Gegen⸗ 
leiſtung in einem das ſittliche Empfinden aller anſtändig und gerecht 
Denkenden offenbar beleldigenden Mißverhältnis ſteben, felbit dann, 
wenn die Parteien bei dem Vertragsſchluß dieſes Mißverbältnis 
nicht gekannt haben.“ (Anm. des Herausgebers.) 

2) Vgl. Bayer. KrZuſtch. Art. 5, 6. 
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fängnisſtrafe verurteilt. Es geht davon aus, daß 
Tateinheit zwiſchen der Beſtechungshandlung und der 
Landes verratshandlung, wegen deren der Angeklagte 
vom Kriegsgericht verurteilt worden iſt, nicht gegeben 
ſei, weil der Beſtechung ein neuer ſelbſtändiger Ent⸗ 
ſchluß zugrunde liege. Die Beſchwerde über Verletzung 
des Grundſatzes von der Unzuläſſigkeit der Doppels 
verurteilung geht fehl. Die Aburteilung des An⸗ 
geklagten wegen Beſtechung durch den ordentlichen 
Richter verſtieß nicht gegen das Geſetz. Dem Weſen 
der Einrichtung von Ausnahme⸗ und Sondergerichten 
entſpricht es, daß ſie ſtreng auf die Behandlung der 
Straffälle beſchränkt werden, für die ſie geſchaffen ſind. 
Ueber andere Straftaten als die ihnen ausdrücklich 
zugewieſenen dürfen ſie ſelbſt dann nicht urteilen, wenn 
der Angeklagte ſich durch ein und dieſelbe Handlung 
einer unter die Ausnahmegerichtsbarkeit fallenden und 
gleichzeitig einer anderen Straftat ſchuldig gemacht 
haben ſollte. Die Folge dieſer ſtrengen Beſchränkung 
des Ausnahmegerichts auf den ihm zugewieſenen Kreis 
iſt aber dann in ſolchen Fällen die, daß durch ſein 
Urteil die Tat nicht nach allen ihren Richtungen er⸗ 
ſchöpft wird und daß die Möglichkeit einer zweiten 
Verurteilung durch das ordentliche Gericht wegen der⸗ 
ſelben Tat aus dem ihm vorbehaltenen Geſichtspunkt 
offen bleibt. Dies iſt von den höchſten Gerichtshöfen 
für eine Reihe von anderen Fällen und insbeſondere 
auch für den Fall des Zuſammentreffens von einem 
der Militärgerichtsbarkeit und einem der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit unterliegenden Vergehen oder Verbrechen 
in ein und derſelben Handlung ausgeſprochen worden 
(vgl. RMilGentſch. 17, 279; Entſch. des erk. Senats 
vom 6. Juli 1914, 5 D 997/1913; RGSt. 4, 243, 245; 
32, 57; 33, 405; 37, 88; 46, 53, 363). Das gleiche 
muß aber auch für die Fälle angenommen werden, 
in denen durch ein⸗ und dieſelbe Handlung ein Ver⸗ 
gehen, das nach 8 10 Bel ZuſtG. zur Zuſtändigkeit des 
außerordentlichen Kriegsgerichts gehört, und ein anderes 
Vergehen begangen iſt. Die Verweiſung des Ange⸗ 
klagten zur Aburteilung wegen Beſtechung vor den 
ordentlichen Richter und ſeine Aburteilung durch dieſen 
würde alſo ſelbſt dann dem Geſetz entſprochen haben, 
wenn die zugrunde gelegte Annahme, daß der Verſuch 
des Landesverrats und die Beſtechung durch zwei 
ſelbſtandige Handlungen begangen find, zu beanſtanden 
und mit der Reviſion davon auszugehen wäre, daß 
beide in Tateinheit begangen find. (Urt. des V. StS. 
vom 21. Dezember 1915, 5 D 492ſ//1915).) E. 
8867 
II. 


Su Anwendung des $ 11 in Verbindung mit $ 10 
Nr. 2 Nahr Mittel. wird er dorandgeleht, daß das 
als echt verkaufte Nahrungsmittel vom Verkäufer oder 
einem anderen vorſätzlich verfälſcht worden if. Aus 
den Gründen: Eine ſolche Vorausſetzung iſt aus 
dem Wortlaute des Geſetzes nicht mit Notwendigkeit 
zu folgern. Denn nicht von Nahrungsmitteln, die ver⸗ 
fälſcht worden find, ſpricht in 8 10 Nr. 2 und 8 11 das 
Geſetz, ſondern von Nahrungsmitteln, die verfälſcht 
find, und es ſtellt dieſe Nahrungsmittel neben die „vers 
dorbenen“ Nahrungsmittel, deren Verkauf es, wenn 
er fahrläſſig unter Verſchweigung des Umſtandes des 
Verdorbenſeins geſchieht, in gleicher Weiſe mit Strafe 
bedroht. Seinem Wortlaute nach kann alſo das Geſetz 
ſehr wohl dahin zu verſtehen ſein, daß mit den Worten 
„verfälſcht find“, nicht eine Verfälſchungshandlung, 
ſondern nur der Zuſtand der Unechtheit bezeichnet 
werden ſoll, das Fehlen der Eigenſchaften, die der 
Verbraucher zu erwarten berechtigt iſt. Auch der Zu— 
ſammenhang des Geſetzes ermöglicht dieſe Auslegung. 
Notwendig wird ſie aber durch den Sinn und Zweck 
des Geſetzes. Aus der gegenteiligen Auslegung würde 


) Vgl. biezu die Ausführungen Zeilers über Idealkonkurrenz 
im Standrecht im Jahrg. 1914 dieſer Ziſchr. S. 433 ff. 
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ſich ergeben, daß, wer verwäſſerte Milch verkauft, ohne 
ihren Zuſtand zu prüfen und zu kennen, nach dem 
Nahr Mittel G. ſtrafbar wäre, falls die Verwäfferung 
von einem Dritten vorſätzlich bewirkt iſt, während er 
ſtraffrei wäre, wenn der Dritte fahrläſſig 1 
hat. Andererſeits würde ſich ergeben, daß, e wer 
wiſſentlich von einem anderen verwäſſerte er ver⸗ 
kaufte und dabei dieſen Umſtand verſchwieg, doch nach 
8 10 Nr. 2 Nahr Mittel GG. nicht beſtraft werden könnte, 
wenn nur ſein Vorgänger die Verfälſchung nicht vor⸗ 
ſätzlich, ſondern fahrläffig vorgenommen hätte. Eine 
ſolche Regelung wäre finnlos und geeignet, ohne Not 
den Schutz des Verkehrs vor unechten Nahrungsmitteln 
zu beeinträchtigen. Es kann alſo nicht angenommen 
werden, daß ſie gewollt iſt. Das RG. hat denn auch 
ſchon in feinem Urteil vom 12. April 1912 (RGSt. 46 
S. 63, 67 a. E.) ausgeſprochen, daß nach 8 11 auch der 
beftraft werden kann, der die Ware vor dem Verkauf 
aus Unachtſamkeit verfälſcht und dann in Unkenntnis 
der eee verkauft hat. Darin liegt die An⸗ 
erkennung des Satzes, daß zur Anwendung des 8 11 
eine N 5 ee nicht vorausgeſetzt iſt. 
(Urt. des V. StS. vom 7. März 1916, 5 D 35/1916). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Die Rechtskraft einer in einer Angelegen eit der frei: 
willigen Gerichtsbarkeit 17 ergangenen Entſcheidung 
ſteht der abermaligen 3 ung der Gerichte jedenfall 
daun nicht entgegen, wenn eine Aenderung der Geſetz⸗ 

ebung und der staiſachlichen Serhaltniſſe erfolgt iſt. 
Seren eine Firmen⸗Aenderung, die uur gegen ber: 

lige a. en Pe 972 9 en Verte * 

8 chwerderecht 27 


gen verſt rtragsgegner ke 
Mei ere Firma — 0 

Hs. — kaun nur fo, wie fie übernommen wurde, ſort⸗ 
etährt und . nicht in weſentlichen Punkten 
92 ert werden. E. u. L. W., die Inhaber einer unter 
er Firma „A. H. G.⸗W. ſche Buchhandlung“ im Handels⸗ 
regiſter eingetragenen Buchhandlung verkauften im 
dandl 1891 die zu ihrem East gehörige Sortiments⸗ 
andlung an den Buchhändler W. R., während ſie ſich 
das Verlagsgeſchäft vorbehielten. Dabei wurde ver⸗ 
einbart, Bei; in Zub ft die Sortimentshandlung die 
Firma „A H. G.. er Buch⸗, Kunſt⸗ 
und Muaſſtatienhundlung (W . ., die Verlags- 
handlung die Firma „G.. 1 Verlag“ führen 
ſolle. In dieſer Weiſe wurden die beiden Firmen 
am 28. Mai 1891 im Handelsregiſter eingetragen, das 
für die urſprüngliche Firma beſtehende Regiſterblatt 
wurde abgeſchloſſen. Schon im Jahre 1896 erklärte 
W. R. dem Regiſtergerichte, daß er ſeine Firma in 
„A. H. G.⸗W.s Buch⸗, Kunſt⸗, und 1 
umändern wolle und erzielte auch tatſächlich den 
Eintrag dieſer Firma in das Handelsregiſter. Auf 
Beſchwerde des L. W. hin wurde jedoch mit Beſchluß 
des Os .s Z. vom 25. Nov. 1896 die Löſchung dieſes 
Eintrags angeordnet. Am 12. Mai 1915 hat ſodann 
W. R. dem Regiſtergericht abermals angegeigt, daß er 
in Zukunft die Firma „A. H. G.. . ..8 Bud), 
Kunſt⸗ und Muſikalienhandlung (W. ..)“ führen 
werde, und Eintragung dieſer Firma in 15 Handels⸗ 
regiſter beantragt. Das Regiſtergericht hat auch die 
Eintragung am 6. Juli 1915 angeordnet und am 7. Juli 
vollzogen. Am 14. Oktober 1915 hat L. W. gegen die 
Eintragung der Firmenänderung Einſpruch erhoben; 
der Einſpruch wurde vom Regiſtergericht mit Beſchluß 
vom 30. November 1915 verworfen. Auf Beſchwerde 
des L. W. hin hat das LG. durch den Beſchluß vom 
13. Dezember 1915 den angefochtenen Beſchluß aufge— 
hoben und die Löſchung des Regiſtereintrags vom 
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7. Juli 1915 angeordnet. Die weitere Beſchwerde des 
W. R. wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Da der Beſchwerdeführer 
bereits einmal im Jahre 1896 den vergeblichen Verſuch 
gemacht hat, ſeine Firma in der gleichen Weiſe wie 
jetzt zu ändern, fragt es ſich vor allem, ob etwa der 
jetzigen Wiederholung dieſes Verſuchs die Rechtskraft 
des damaligen Beſchluſſes im Wege ſteht. Das iſt 
zu verneinen, ohne daß es eines Eingehens auf die 
weitere Fg bedarf, inwieweit die Entſcheidungen 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
der Rechtskraft fu find. Denn das OLG. hatte auf 
Grund der Beſtimmungen des A. D. HGB.s zu ent⸗ 
ſcheiden, während nunmehr der Entſcheidung die Be⸗ 
ſtimmungen des HG. vom 10. Mai 1897 und des FGG. 
zugrunde zu legen ſind und der Beſchwerdeführer 
überdies behauptet, daß in der Zwiſchenzeit eine 
Aenderung in den tatſächlichen Verhältniſſen dadurch 
eingetreten ſei, daß er nunmehr auch Verlagsgeſchäfte 
betreibe und demnach die Bezeichnung feines Geſchäfts 
als Sortimentshandlung nicht mehr zutreffe. Daß im 
Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei einer der⸗ 
artigen Aenderung der rechtlichen und tatſächlichen 
Unterlagen eine bereits entſchiedene Frage abermals 
zur richterlichen Entſcheidung gebracht werden kann, 
ar außer 8 In zweiter Linie iſt zu prüfen, 

b dem L. W. das Recht der Beſchwerde gegen den 
Be chluß des Regiſtergerichts zuſtand; denn, wenn dies 
nicht der Fall war, müßte der Beſchluß des LG., 
der als Entſcheidung über die Beſchwerde, nicht als 
erſtinſtanzieller Beſchluß nach 8 143 JG. erlaſſen 
iſt, aus dieſem Grund aufgehoben werden. Allein 
mit Recht hat das LG. die Beſchwerdeberechtigung des 
L. W. angenommen. Es iſt ihm zwar inſoferne nicht 
vollſtändig beizuſtimmen, als es der Anſchauung iſt, 
daß Verſtöße gegen vertragsmäßige Verpflichtungen, 
die bezüglich der Firmenführung eingegangen wurden, 
unter allen Umſtaͤnden den Vertragsgegner zur An⸗ 
rufung des Regiſtergerichts berechtigen. Denn, wenn 
es ſich nur um einen ſolchen Verſtoß gegen eine 
vertragliche Verpflichtung handelt, der nicht zugleich 
einen Verſtoß gegen firmenrechtliche Beſtimmungen 
enthält, iſt für die Tätigkeit des Regiſtergerichts kein 
Raum gegeben. Ein ſolcher Fall liegt z. B. vor, wenn 
der Erwerber eines Handelsgeſchäfts nicht nur er⸗ 
mächtigt, ſondern vertraglich verpflichtet wurde, die 
bisherige Firma fortzuführen, und er beabſichtigt, dieſe 

irma aufzugeben und das Geſchäft unter feiner eigenen 

irma fortzubetreiben. Dem ſteht firmenrechtlich ein 
Hindernis nicht entgegen, es iſt alſo auch ein Ein⸗ 
ſchreiten des Regiſterrichters ausgeſchloſſen und es 
bleibt dem Vertragsgegner nur der Weg der Klage 
offen. Anders iſt es dagegen, wenn der Verſtoß gegen 
das Vertragsverhältnis zugleich einen Verſtoß gegen 
firmenrechtliche Beſtimmungen enthält; hier ſteht dem 
Vertragsgegner der Weg der Klage und der Anrufung 
des Regiſterrichters offen und dieſer iſt zum Ein⸗ 
ſchreiten von Amts wegen verpflichtet. Dieſer Fall 
iſt hier gegeben, da behauptet iſt, die Aenderung der 
Firma verſtoße nicht nur gegen den Vertrag vom 
Jahre 1891, ſondern auch gegen die 88 22, 30 HGB. 
Inſoferne war L. W. als Inhaber der von der ur: 
ſprünglichen Firma abgezweigten Verlagsfirma und 
Vertragsgegner des W. R. beſchwerdeberechtigt. Was 
die Sache ſelbſt anlangt, ſo erachtet ſich der Beſchwerde— 
führer vor allem dadurch für beſchwert, daß ihm das 
LG. das rechtliche Gehör verſagt habe. Allein mit 
Unrecht. Das FGG. enthält keine Beſtimmung, der: 
zufolge die Gerichte verpflichtet wären, Beſchwerden 
und Vorſtellungen eines Beteiligten unter allen Um— 
ſtänden den anderen Beteiligten mitzuteilen. Aller— 
dings wird ſich in ſehr vielen Fällen eine Verpflich— 
tung des Gerichts hierzu aus § 12 FGG. ergeben, 
aber doch nur, wo neue Tatſachen oder Geſichtspunkte 


geltend gemacht werden, über die der Gegner zur ein— 
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wandfreien Feſtſtellung des Tatbeſtands gehört werden 
muß. Derartiges wurde in der Beſchwerde des L. W. 
nicht geltend gemacht, und es beſtand daher für das 
LG. keine Veranlaſſung, dem W. R. von ihrem Inhalte 
Kenntnis zu geben, und zwar um ſo weniger, als es 
ſich um einen b hen genau bekannten, Außerft eins 
fachen Tatbeſtand handelt. Für die Frage, ob die von 
dem Beſchwerdeführer vorgenommene Aenderung feiner 
Firma gegen den § 22 HGB. verſtößt, iſt vor allem 
maßgebend, ob es ſich überhaupt um eine abgeleitete 
Firma i. S. des 8 22 HGB. handelt. Das Regiſter⸗ 
ers hat das verneint, während das LG. es mit 

echt bejaht hat. Allerdings hat die im Jahre 1891 
„ Firma den Beſtimmungen des Art. 22 

A. D. HEB.8 ebenſowenig entſprochen, als fie den Vor⸗ 
ſchriften des 5 22 HGB. vom 10. Mai 1897 entſpricht. 
Denn auch nach jenen Beſtimmungen konnte nur der 
Erwerber eines „Handelsgeſchäftes“, nicht eines Teils 
eines ſolchen, die frühere Firma mit Zuſtimmung 
ſeines Rechtsvorgängers fortführen und es konnte 
ebenſo wie jetzt nur die beſtehende Firma fortgeführt 
werden, ſo daß Aenderungen, mindeſtens ſolche von 
weſentlicher Bedeutung, ausgeſchloſſen waren. Da 
R. nur die Sortimentshandlung erworben hat und 
überdies die Firma nicht unweſentlich geändert wurde, 
iſt es big fraglich, ob die Firma in der ihr im 
Jahre 1891 gegebenen Faſſung hätte eingetragen 
werden dürfen. Allein noch viel weniger als den Be⸗ 
ſtimmungen des A. D. HGB.s über die abgeleiteten 
Firmen entſprach ſie denen über die urſprüngliche 
Firma; denn es kann doch unmöglich geſagt werden, 
daß der eingeklammerte Name W.... R. .. die eigent⸗ 
liche Firma darſtellen und alles andere nur Firmen⸗ 
zuſatz ſein ſollte. Es muß vielmehr angenommen 
werden, daß der Regiſterrichter im Jahre 1891, da 
inner hen ve aan Inhalt der früheren Firma 
„A. H. G ſche Buchhandlung“ in die R.ſche 
Firma 55 wurde, die Beiſätze „Sortiments⸗ 
Kunſt⸗ und Muſikalien⸗ als unweſentliche und darum 
geſtattete, nur der Unterſcheidung von dem Verlags- 
geſchäfte dienende Beiſätze und den eingeklammerten 
Namen „W. R.“ als den Nachfolgezuſatz erachtet und 
demnach die Firma für eine abgeleitete i. S. des 
Art. 22 A. D. HGB.s angeſehen und eingetragen hat. 
Daß er ſie als urſprüngliche Firma angeſehen hat, 
iſt ausgeſchloſſen. Ob nun die Eintragung der Firma 
als einer abgeleiteten im Jahre 1891 mit Recht oder 
Unrecht erfolgt iſt, iſt hier nicht zu entſcheiden, für 
das gegenwärtige Verfahren iſt davon auszugehen, 
daß ſie als abgeleitete Firma eingetragen iſt, und es 
iſt nur zu prüfen, ob bei dieſer Sachlage die vor⸗ 
genommene Aenderung nach 8 22 HGB. zuläſſig iſt 
oder nicht. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Wer ein 
beſtehendes Handelsgeſchäft mit der bisherigen Firma 
erworben hat, muß die Firma ſo, wie ſie bisher be⸗ 
ſtanden hat, alſo unverändert fortführen; er darf 
weder Teile der Firma ausſcheiden, noch Zuſätze — 
abgeſehen vom 22 daa — machen (vgl. Staub 
Anm. 11 zu 8 22 HGB. und die dort angeführten 
Entſcheidungen, ferner RJ A. Bd. 14 S. 44). Die Frage, 
ob nicht unweſentliche Aenderungen in den Zuſätzen, 
insbeſondere in der Bezeichnung der Geſchäftsart trotz 
der Beſtimmungen des § 22 HGB. zuläſſig ſind, bedarf 
keiner Erörterung, da es ſich hier nicht um eine un⸗ 
weſentliche, ſondern im Gegenteil um eine ſehr weſent⸗ 
liche Aenderung handelt. Mit Recht hat das LG. 
darauf hingewieſen, daß bei der Zweiteilung des 
deutſchen Buchhandels in den Sortiments- und den Ver— 
lagshandel die Bezeichnung einer Buchhandlung als 
Sortimentshandlung von ſehr weſentlicher Bedeutung 
iſt, da ſie einen deutlichen, auch dem Bücher kaufenden 
Publikum verſtändlichen Hinweis auf die Art des 
Geſchäftsbetriebs enthält und insbeſondere bei zwei 
im übrigen ähnlichen oder gleichen Firmen ein 
ſicheres Unterſcheidungsmerkmal bildet. Mit Recht 
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hat alſo das LG. die von dem Beſchwerdeführer vor⸗ 
genommene Aenderung der Firma für unzuläſſig er⸗ 
klärt. An der Unzuläſſigkeit würde auch nichts durch 
die Tatſache geändert werden, daß der Beſchwerde⸗ 
führer jetzt — wie er behauptet — auch Verlags⸗ 
geſchäfte betreibt. Trifft das zu und will er dieſen 
Umſtand in ſeiner Firma zum Ausdruck bringen, ſo 
mag er fein ganzes Geſchäft oder fein Verlagsgeſchäft 
unter ſeiner eigenen Firma führen; wenn er aber die 

alte Firma fortführen will, ſo muß ſie unverändert 
bleiben auch dann, wenn ſie den nunmehrigen Ver⸗ 
hältniſſen nicht mehr entſpricht. Da ſich ſohin die 
Unzuläſſigkeit der Aenderung ſchon aus den firmen⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen des HGB.s ergibt, bedarf es 
keiner Erörterung der Frage, ob ſie auch nach dem 
zwiſchen den Parteien im Jahre 1891 geſchloſſenen 
Vertrag unzuläſſig wäre, und es kann daher dahin⸗ 
geſtellt bleiben, welchen Inhalt dieſer Vertrag hatte. 
(Beſchl. des I. 88. vom 11. Februar 1916, Reg. III 
Nr. 1/1916). M. 
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B. Strafſachen. 


Welche Gebühren 9 8 dem Nechtsanwalte zu, der 
einen Angeklagten in e andlung wegen 
mehrerer verbundener Strafſe verteidigt? Aus den 
Gründen: Die Strf. hat am 14. Juli 1915 gegen 
M. in der Sache Pr. Reg. Nr. 128/1915 wegen vier 
Diebſtahls verbrechen und in den Sachen Pr. Reg. 
Nr. 129 und 130/1915 je wegen Diebſtahls, ferner am 
21. Juli 1915 in der Sache Pr. Reg. Nr. 132/1915 
wegen Diebſtahls das Hauptverfahren eröffnet. In 
dem Beſchluß in der Sache 129/1915 wurde die Vers 
bindung dieſes Verfahrens mit dem in den Sachen 
Pr. Reg. Nr. 128 und 130/1915 angeordnet. Zur 
„ in ſämtlichen Strafſachen wurde 
die Sitzung vom 29. Juli 1915 beſtimmt. In dieſer 
Sitzung beſchloß die Strafkammer die Verbindung aller 
angeführten Strafſachen gegen M. und verhandelte 
gleichzeitig hierüber. Der in allen Sachen vor der 
Eröffnung des Hauptverfahrens vom Vorſitzenden der 
Strafkammer als Pflichtverteidiger beſtellte Rechts⸗ 
anwalt beanſprucht für die Verteidigung im Haupt⸗ 
verfahren vor der Verbindung in jeder der vier Sachen 
je 10 M, für die Verteidigung nach der Verbindung 
10 M und einen Pauſchſatz von 10 M alſo im Ganzen 
60 M. Dem Antrag des Rentamts entſprechend ſetzte 
die Strafkammer die Gebühr des Verteidigers nach 
8 63 NAGEbD. auf 20 M feſt und billigte ihm nach 8 76 
a. a. O. einen Pauſchſatz von 4 M zu. Die Rechts⸗ 
auffaſſung, die dem Anſpruche des beſchwerdeführenden 
Verteidigers zugrunde liegt, wird auch vertreten in den 
Erläuterungen zur RAGebO. von Fürſt⸗Roth, 8 63 
Anm. 5 und 7. Sie kann jedoch nicht geteilt werden. Eine 
Gebühr im Vorverfahren d. 9 in dem Verfahren vor 
der Eröffnung des Hauptverfahrens ſteht nicht in Frage. 
Zu entſcheiden iſt nur, welcher Anſpruch dem Beſchwerde⸗ 
führer für ſeine Tätigkeit im Hauptverfahren zuſteht. 
Hier iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß die Strafkammer 
bereits am 14. Juli 1915 gleichzeitig mit der Eröffnung 
des Hauptverfahrens die Strafſachen Pr. Reg. Nr. 128, 
129, 130 verbunden hat, daß ſohin ſchon vor der 
Hauptverhandlung nur zwei voneinander getrennte 
Hauptverfahren und nicht vier — wie der Beſchwerde⸗ 
führer irrig annimmt — vorhanden waren. Schon 
deshalb würde ſein Anſpruch zum Teil unbegründet 
ſein. Der Schwerpunkt der Tätigkeit eines Rechts⸗ 
anwalts in Strafſachen fällt in die mündliche Haupt⸗ 
verhandlung. Erſt in dieſer gelangt die Mühe, die 
der Anwalt vorher ſeit der Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens auf die Strafſache verwendet hat, zur Ver⸗ 
wertung. Aus dieſem Grunde billigt nach der Be⸗ 
gründung des Entwurfs die RAGebO. in $ 63 dem An⸗ 
walt als Verteidiger in der Hauptverhandlung eine 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 12. 


Pauſchgebühr zu. Der Anſpruch entſteht mit dem Beginne 
der Hauptverhandlung (88 242, 278, 365, 391 StPO.). 
Die Gebühr iſt nicht bloß eine Entſchädigung für die 
Tätigkeit des Verteidigers in der mündlichen Haupt⸗ 
verhandlung, durch ſie wird vielmehr alle Mühewaltung, 
die der Rechtsanwalt ſeit der Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens auf die Vorbereitung der Verteidigung in 
der Hauptverhandlung verwendet hat, ohne Rückſicht 
auf die Schwierigkeit oder den Umfang ſeiner Tätigkeit 
entgolten. Das Geſetz ſieht eine Erhöhung der Gebühr 
für die Tätigkeit im Hauptverfahren nur in drei Fällen 
vor, nämlich, wenn ſich die Verhandlung auf mehrere 
Tage erſtreckt (8 64), wenn in den auf Privatklage 
verhandelten Sachen eine Beweisaufnahme ſtattfindet 
(8 65) und wenn ein Rechtsanwalt mehrere en 
digte zugleich verteidigt (§ 72). Daraus iſt zu entnehmen, 
daß für die Höhe der Gebühr ſtets die Geſtaltung des 
Strafverfahrens in der mündlichen Hauptverhandlung 
entſcheidend iſt, andrerſeits, daß das Geſetz keinen An⸗ 
laß gefunden hat, die Gebühren des Rechtsanwalts 
für den Fall zu erhöhen, daß eine Perſon mehrerer 
ſtrafbarer Handlungen beſchuldigt iſt und wegen dieſes 
Zuſammenhangs die Verbindung der mehreren Straf⸗ 
ſachen beſchloſſen wird. Kommt es in jeder der ver⸗ 
bundenen Strafſachen zur Hauptverhandlung, ſo iſt 
demnach die Gebühr für das dem Rechtsanwalt über⸗ 
tragene Geſchäft d. i. die Verteidigung des Beſchuldigten 
in dem Hauptverfahren in dem Geſetze beſtimmt, weshalb 
die Anwendung des 889 NAGEbO. nicht mehr in Frage 
kommen kann. Wie die Gebühr des Verteidigers zu 
beſtimmen iſt, wenn eine Hauptverhandlung nicht ſtatt⸗ 
findet oder ſein Auftrag vorher beendet iſt, ob ins⸗ 
beſondere bei der Anwendung des 8 89 a. a. O. dem 
Umſtande Rechnung zu tragen wäre, daß ſich die 
mehreren Strafſachen wegen des beſtehenden Zuſammen⸗ 
hangs zur Verbindung in der Hauptverhandlung ge⸗ 
eignet hätten, iſt * nicht zu erörtern. (Beſchluß 
vom 11. März 1916, Beſchw.⸗Reg. Nr. 75/1916). Ed. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsverorduungen ſtrafrechtlichen Inhalts!) 
(Zeitraum vom 15. April bis 27. Mai 1916). Das 
größte Intereſſe beanſprucht die in der Tagespreſſe 
eingehend beſprochene VO. über Kriegsmaßnahmen zur 
Sicherung der Volksernährung vom 22. Mai 1916 (RG Bl. 
S. 401), auf Grund deren die Bek. des Reichskanzlers 
vom gleichen Tage über die Errichtung eines Kriegs⸗ 
ernährungsamts (RGBl. S. 402) erging. Die BO. er⸗ 
mächtigt den Reichskanzler, die im Deutſchen Reiche 
vorhandenen Lebensmittel ſowie Rohſtoffe und andere 
Gegenſtände, die zur Lebensmittelverſorgung erforder⸗ 
lich ſind, für die Ernährung des Volkes in Anſpruch 
zu nehmen, auch die Ein-, Durch» und Ausfuhr ſolcher 
Gegenſtände zu regeln und in gleicher Weiſe über 
Futtermittel ſowie Rohſtoffe und andere Gegenſtände, 
die zur Viehverſorgung erforderlich find, zur Ernährung 
von Nutztieren zu verfügen. Der Reichskanzler kann 
die hiezu erforderlichen Beſtimmungen treffen, den 
Verkehr mit den bezeichneten Gegenſtänden und ihren 
Verbrauch regeln ſowie Anordnungen über die Preiſe 
erlaſſen. Er kann beſtimmen, daß Zuwiderhandlungen 
mit. Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe 
bis zu 10000 M oder mit einer dieſer Strafen beſtraft 
und neben der Strafe die Gegenſtände, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie 
dem Täter gehören oder nicht, eingezogen werden. 
In dringenden Fällen kann der Reichskanzler ſogar 
Beſtimmungen treffen, die von den durch den Bundes⸗ 
rat zur Sicherung der Volksernährung erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften abweichen. Die Befugniſſe, die dem Reichs- 
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kanzler nach dieſer BO. oder anderen zur Sicherung der 

Volksernährung erlaſſenen VO. en zuſtehen, kann er ganz 

oder teilweiſe durch eine ſeiner Aufſicht unterſtehende Be⸗ 

hörde ausüben. Die Ausübung dieſer Befugniſſe hat der 

Reichskanzler durch die erwähnte Bek. vom 22. Mai 

1916 dem Kriegsernährungsamt übertragen. 

Eine weitere BO. allgemeineren Inhalts iſt die 
vom 18. Mai 1916 über die äußere Kennzeichnung 
von Waren (RGBl. S. 380). Nach $ 1 kann der 
Reichskanzler anordnen, daß bei Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs Packungen oder Behältniſſe, in 
denen ſie an den Verbraucher abgegeben werden, mit 
beſtimmten Angaben, insbeſondere über die Perſon 
deſſen, der ſie in den Verkehr bringt, die Zeit der 
Herſtellung, den Inhalt, den Kleinverkaufspreis, zu 
verſehen oder dieſe Angaben auf dem Gegenſtande 
ſelbſt anzubringen find. Beſtraft wird nach 8 5, 

1. wer den nach 8 1 getroffenen Beſtimmungen zus 
wider Waren ohne die vorgeſchriebenen Angaben 
ſeilhält, verkauft oder ſonſt in Verkehr bringt, 
wer Waren mit Angaben der nach 8 1 vorge⸗ 
ſchriebenen Art verſieht, die der Wahrheit nicht 
entſprechen, N 
3. wer wiſſentlich Waren, die mit ſolchen unrichtigen 

Angaben verſehen find, feilhält, verkauft oder 

ſonſt in Verkehr bringt, 

4. wer die Waren zu einem höheren als dem vor⸗ 
chriftsgemäß darauf angegebenen Preiſe abgibt, 
ie Preisangabe unkenntlich macht oder den Preis 

für Gegenſtände des täglichen Bedarfs, die zum 

Weiterverkauf unter Feſtſetzung eines Kleinver⸗ 

59 geliefert worden find, nachträglich 

erhöht. 

Ferner find nach 8 5 ſtrafbar Unternehmer von 
Betrieben, in denen Waren der von Anordnungen 
nach 8 1 betroffenen Art hergeſtellt, verpackt, aufbe⸗ 
wahrt, feilgehalten oder verkauft werden, ſowie die 
für ſolche Betriebe beſtellten Leiter und Auſſichts⸗ 
perſonen, wenn ſie die Auskunft über das Verfahren 
bei Herſtellung der Erzeugniſſe und über die zur Ver⸗ 
arbeitung gelangenden Stoffe den Beamten der Polizei 
und den von der Polizeibehörde beauftragten Sach⸗ 
verſtändigen nicht erteilen, ſowie dieſe Sachverſtän⸗ 
digen, wenn ſie über die Einrichtungen und Geſchäfts⸗ 
verhältniſſe, die durch ihre Aufſichtstätigkeit zu ihrer 
Kenntnis kommen, Verſchwiegenheit nicht beobachten 
oder der Mitteilung oder Verwertung der Geſchäfts⸗ 
und Betriebsgeheimniſſe ſich nicht enthalten. 

Eine Ernteflächenerhebung ordnet die VO. vom 
18. Mai 1916 (RGBl. S. 383, Berichtigung S. 399) 
für die Zeit vom 1.—20. Juni 1916 an. Sie erfolgt 
durch Befragung der Betriebsinhaber oder ihrer Stell⸗ 
vertreter. Wenn dieſe vorſätzlich oder fahrläſſig die 
Angaben, zu denen fie auf Grund der VO. und der 
Ausführungsbeſtimmungen der Landeszentralbehörden 
verpflichtet ſind, nicht oder unrichtig oder unvoll⸗ 
ſtändig machen, tritt nach § 9 Beſtrafung ein. 

Die übrigen Voten betreffen folgende Gegenſtände: 

1. Fleiſchwaren — BO. vom 22. Mai 1916 
(RGBl. S. 397). Wer mit Beginn des 25. Mai 1916 
Fleiſchwaren nämlich (§ 2) Fleiſchkonſerven, Räucher⸗ 
waren von Fleiſch, Dauerwürſte und geräucherten 
Speck in Gewahrſam hatte, die nicht lediglich für den 
Haushalt des Eigentümers beſtimmt waren, mußte 
ſie bis zum 5. Juni 1916 getrennt nach Art und Eigen⸗ 
tümern unter Bezeichnung der Eigentümer und des 
Lagerungsorts dem Kommunalverbande des Lagerungs- 
orts und, ſoweit die Mengen über 2000 kg betrugen, 
auch der Reichsfleiſchſtelle anzeigen ($ 1). Fleiſch⸗ 
waren, die hiernach der Reichsfleiſchſtelle anzuzeigen 
waren, dürfen nur mit deren Zuſtimmung oder mit 
Zuſtimmung der von ihr beſtimmten Stellen abgeſetzt 
werden und find der von der Reichsfleiſchſtelle be= 
ſtimmten Stelle auf Verlangen zu überlaſſen ſowie 
auf Abruf zu verladen (§ 3). Der Anzeigepflichtige 
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hat die Vorräte aufzubewahren und pfleglich zu be⸗ 
handeln ſowie auf Verlangen Proben gegen Erſtattung 
der Portokoſten der von der Reichsfleiſchſtelle be⸗ 
ſtimmten Stelle einzuſenden (8 4). Die Strafdrohungen 
gegen Uebertretungen dieſer Vorſchriften und der 
Ausführungsbeſtimmungen der Landeszentralbehörden 
enthält 8 11. 

2. Knochen, Rinderfüße und Horn⸗ 
ſchläuche — BO. vom 13. April 1916 (RGBl. 
S. 276). Nach 8 1 dürfen Knochen, Rinderfüße und 
Hornſchläuche nicht verbrannt, vergraben oder auf 
andere Weiſe vernichtet noch unverarbeitet zu Dünge⸗ 
zwecken verwendet werden; ſie ſind vielmehr getrennt 
von anderen Abfällen aufzubewahren. Soweit ſie der 
Verarbeitung nicht ſchon in anderer Weiſe zugeführt 
werden, ſind ſie an die von der zuſtändigen Behörde 
bezeichnete Stelle zu den von ihr feſtgeſetzten Be: 
dingungen abzuliefern. Soweit ſie in Haushaltungen 
abfallen, unterliegen ſie dieſen Vorſchriften nur, wenn 
die zuſtändige Behörde es anordnet; dies muß ge⸗ 
ſchehen, wenn die Abfälle regelmäßig abgeholt werden. 
Der Reichskanzler kann nach § 2 die Verteilung von 
Knochen, Rinderfüßen und Hornſchläuchen, auch ſo⸗ 
weit ſie aus dem Ausland oder den beſetzten Gebieten 
eingeführt werden, auf die Verarbeiter regeln und 
nach $ 4 Höchſtpreiſe für fie und die daraus gewonnenen 
Oele, Fette und Futtermittel feſtſetzen; dieſe Preiſe 
ſind Höchſtpreiſe im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes. 
Nach 8 3 find Oele und Fette, die aus Knochen, Rinder- 
füßen und Hornſchläuchen gewonnen werden, dem 
Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und 
Fette, G. m. b. H. in Berlin, und Futtermittel, die 
daraus hergeſtellt werden, dem nen für 
Erſatzfutter, G. m. b. H. in Berlin, nach näheren Bes 
ſtimmungen des Reichskanzlers anzubieten und auf 
Verlangen abzuliefern. Die Vorſchriften der 88 3 
und 4 können nach 8 6 vom Reichskanzler auf die 
Fette und Futtermittel ausgedehnt werden, die beim 
Betriebe von Gaſtwirtſchaften, Metzgereien, Konſerven⸗ 
fabriken, Abdeckereien, Darmſchleimereien und ähn⸗ 
lichen Betrieben ſowie im Extraktionsverfahren an⸗ 
fallen. Durch die Bek. vom 25. Mai 1916 (RGBl. 
S. 409) ſind ſie auf die in Gaſtwirtſchaften, Metzgereien, 
Konſervenfabriken, Darmſchleimereien und Schlacht⸗ 
höfen durch Fettabſcheider oder auf andere Weiſe 
gewonnenen Spülwaſſerfette, alle in Abdeckereien an⸗ 
fallenden Fette und alle im Extraktionsverfahren ge⸗ 
wonnenen Fette ausgedehnt worden. Beſtraft wird 
nach § 7, wer den Vorſchriften der 88 1 und 3 oder 
den auf Grund der SS 2, 3 und 6 erlaſſenen Anord⸗ 
nungen zuwiderhandelt. Höchſtpreiſe für die aus 
Knochen, Rinderfüßen und Hornſchläuchen gewonnenen 
Oele und Fette ſind durch die erwähnte Bek. vom 
25. Mai 1916 feſtgeſetzt worden. 

3. Eier — BO. über die Einfuhr von Eiern vom 
18. April 1916 (RG Bl. S. 299) nebſt den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen dazu vom gleichen Tage (RGBl. S. 300). 
Eier, die nach dem 19. April 1916 aus dem Ausland 
eingeführt wurden oder werden, dürfen nur durch die 
Zentral-Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. in Berlin oder 
mit deren Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. 
Der Einführende hat fie an die Zentral-Einkaufsgeſell- 
ſchaft zu verkaufen und zu liefern. Er hat ihr unver⸗ 
züglich nach der im Ausland erfolgten Verladung 
unter Angabe von Menge, Art, Einkaufspreis, Ver» 
packungsart und Beſtimmungsort Anzeige zu erſtatten, 
alle ſonſt handelsüblichen Mitteilungen zugehen zu 
laſſen und den Eingang der Eier ſowie den Auf— 
bewahrungsort unverzüglich anzuzeigen, ferner die 
Eier mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
aufzubewahren, in handelsüblicher Weiſe zu verſichern, 
nach den Anweiſungen der Zentral-Einkaufsgeſellſchaft 
auf Abruf zu verladen und auf Verlangen der Zentral— 
Einkaufsgeſellſchaft zur Beſichtigung zu ſtellen. Zuwider— 
handlungen werden nach 8 10 der Ausf.-Beſt. beſtraft. 
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4. Milch — BO. über die Einfuhr von konden⸗ 

ſierter Milch und Milchpulver vom 18. April 1916 
(RG Bl. S. 302) nebſt den e e 
dazu vom gleichen Tage (RGBl. S. 303). Die Vor⸗ 
ſchriften entſprechen vollſtändig denen über die Einfuhr 
von Eiern. 
5. Fiſche — BO. über die Regelung der Fiſchpreiſe 
vom 1. Mai 1916 ch Anh S. 347). 8 1 ermächtigt den 
Reichskanzler, nach Anhörung von Sachverſtändigen 
Preiſe für den Großhandel mit Fiſchen feſtzuſetzen. 
Zur Berückſichtigung der beſonderen Marktverhältniſſe 
in den verſchiedenen Wirtſchaftsgebieten können nach 
§ 3 Abweichungen von diefen Preiſen durch die Landes⸗ 
zentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten Bes 
hörden angeordnet werden. Soweit nach 51 Preiſe 
feſtgeſetzt find, find nach $ 4 Gemeinden mit mehr als 
10 000 Einwohnern verpflichtet, andere Gemeinden 
ſowie Kommunalverbände berechtigt und auf Anordnung 
der Landeszentralbehörde verpflichtet, Höchſtpreiſe für 
den Kleinverkauf von Fiſchen d. i. (8 9) den Verkauf 
an den Verbraucher unter Berückſichtigung der beſonderen 
örtlichen Verhältniſſe feſtzuſetzen. Bei Verſchiedenheit 
der Preiſe am Orte der gewerblichen Niederlaſſung 
des Verkäufers und am Orte der gewerblichen Nieder⸗ 
laſſung oder am Wohnort des Käufers ſind nach 8 3 
Abſ. 2 und 84 Abſ. 2 die für erſteren Ort geltenden 
Preiſe maßgebend. 87 erklärt die auf Grund der VO. feſt⸗ 
geſetzten Preiſe für Höchſtpreiſe im Sinne des Höchſt⸗ 
preisgeſetzes. Die VO. trat mit dem 2. Mai an die 
Stelle der VO. über die Regelung der Fiſch⸗ und Wild⸗ 
preiſe vom 28. Oktober 1915 (RGBl. S. 716), ſoweit 
ſie Beſtimmungen über Fiſchpreiſe enthält. 

6. Kartoffeln — VO. über das Verfüttern von 
Kartoffeln vom 15. April 1916 (RG Bl. S. 284) nebſt 
der dazu ergangenen Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 15. Mai 1916 (RG Bl. S. 377). 81 der 
BO. beſtimmt für die Zeit bis zum 15. Mai 1916, 8 1 
der Bekanntmachung für die Zeit von da bis zum 
15. Auguſt 1916 die Kartoffelmengen, die von den 
Kartoffelbeſitzern verfüttert werden dürfen. 8 3 der 
VO. ermächtigt die Landeszentralbehörden, die Ver⸗ 
fütterung von Kartoffeln weiter zu beſchränken oder 
zu verbieten. Wer Erzeugniſſe der landwirtſchaftlichen 
oder gewerblichen . herſtellt oder durch 
andere herſtellen läßt, hat nach 8 4 mit den in Abſ. 2 
bezeichneten Ausnahmen die Erzeugniſſe auch in ſoweit 
an die Trockenkartoffel⸗Verwertungs⸗Geſellſ 1155 m. b. H. 
in Berlin zu liefern, als fie nach 8 2 Abf. 1 der 
VD. über die Regelung des Abſatzes von Erzeugniſſen 
der Kartoffeltrocknerei ufm. vom 16. September 1915 
(RG Bl. S. 585) der Ablieferungspflicht bisher nicht 
unterlagen oder infolge beſonderer Bewilligung der 
genannten Geſellſchaft im eigenen Wirtſchaftsbetriebe 
verwendet werden durften. Die an die Trockenkartoffel⸗ 
Verwertungs⸗Geſellſchaft abzuliefernden Mengen dürfen 
nach § 5 nicht vergällt werden. Nach 8 6 find die 
Beamten der Polizei und die von der Polizeibehörde 
beauftragten Sachverſtändigen befugt, in Räume, in 
denen Vieh gehalten oder gefüttert wird, ſowie in 
Räume, in denen Kartoffeln gelagert werden, jeder⸗ 
zeit einzutreten und daſelbſt Beſichtigungen vorzu⸗ 
nehmen; die Unternehmer von Betrieben, in denen 
Kartoffeln gelagert werden oder Vieh gehalten wird, 
und ihre Betriebsleiter und Aufſichtsperſonen haben 
den Polizeibeamten und Sachverſtändigen Auskunft 
über die zur Verfütterung gelangenden Kartoffeln zu 
geben. Den Strafſchutz für dieſe Vorſchriften enthalten 
88 7 und 8 der BO. 

In dieſem Zuſammenhang ſei die Bek. des Reichs⸗ 
kanzlers über Miſtbeetkartoffeln vom 20. April 1916 
(RGBl. S. 322) erwähnt, wonach die in der Bek. über 
die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Kartoffeln uſw. 
vom 2. März 1916 (RG Bl. S. 140) feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſe nicht für Kartoffeln gelten, die laut ortspoli⸗ 
zeilicher Beſcheinigung in Miſtbeeten oder ähnlichen 
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Vorrichtungen gezogen ſind und vor dem 15. Juni 1916 
geerntet und verkauft werden. 

7. Backwaren — BO. vom 1. Mai 1916 (RGBl. 
S. 348), die unter der Strafdrohung des § 18 der BO. 


5. Januar 
über die Bereitung von Backware vom 31. März 1915 


(RG Bl. S. 8 und 204) verbietet, in gewerblichen Be⸗ 
trieben Brotlaibe vor dem Ausbacken mit Fett zu be⸗ 
ſtreichen, und BO. vom 26. Mai 1916 (RGBl. S' 411), 
wodurch die BO. über die Bereitung von Backware 
einige weitere Aenderungen erfuhr. In ihrer . 
gültigen Faſſung wurde dieſe BO. unterm 26. Mai 1916 
(ROSBl. S. 413) bekannt gemacht. 

8. Branntwein — VO. vom 15. April 1916 
(RGBl. S. 279) nebſt den Ausführungsbeſtimmungen 
dazu vom 22. April 1916 (RGBl. S. 323, Berichtigung 
S. 365). Nach 8 3 der BO. darf Branntwein, der 
unter ſteueramtlicher Ueberwachung ſteht, nur durch 
die Spiritus⸗Zentrale oder auf deren Anweiſung ab⸗ 
geſetzt oder vergällt werden, und gilt das gleiche für 
Branntwein, der in einer Brennerei ohne ſteueramtliche 
Abfertigung oder ohne Vorführung in den freien Ver⸗ 
kehr tritt (Abfindungsbrennerei, Meßuhrbrennerei), ſo⸗ 
weit er nach dem 17. April 1916 gewonnen wurde oder 

ewonnen wird. Wer Branntwein herſtellt (Brenner), 

at nach 85 der BO. den hergeſtellten Branntwein 
einſchließlich der Beſtände an die Spiritus⸗Zentrale zu 
liefern. Die gleiche Lieferungspflicht hat nach 88 10 
und 15 der BO., wer mit Beginn des 17. April 1916 
Branntwein in Gewahrſam hatte; er iſt auch verpflichtet, 
feine Vorräte bis zur Uebernahme durch die Spiritus⸗ 
Zentrale aufzubewahren, pfleglich zu behandeln und 
in handelsüblicher Weiſe zu verſichern. 8 7 der BO. 
legt dem Brenner die Verpflichtung auf, der Spiritus⸗ 
Zentrale über Art und Umfang ſeiner Erzeugung und 
über feine Beſtände Auskunft zu erteilen. Eine An⸗ 
zeigepflicht hinſichtlich der am 1. Mai 1916 vorhandenen 
Branntweinvorräte begründeten 88 11 und 16 der BO. 
für diejenigen, welche die Branntweinvorräte mit Beginn 
des raste in Gewahrſam hatten. Zuwiderhandlungen 
gegen dieſe Vorſchriften, von denen aber durch die 
BD. ſelbſt und die Ausführungsbeſtimmungen dazu 
eine Reihe von Ausnahmen vorgeſehen iſt, find in 8 24 
der BO. unter Strafe geſtellt. Die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen enthalten neben ſonſtigen Anordnungen, 
deren Uebertretung ebenfalls nach § 24 der VO. ſtraf⸗ 
bar iſt, auf Grund der Ermächtigung in § 19 der VO. 
unter einer beſonderen Strafdrohung in 8 18 Vorſchriften 
über die Einfuhr von Branntwein aus dem Ausland. 
Wer aus dem Ausland Branntwein in Fäſſern oder 
Keſſelwagen einführt, hat der Spiritus⸗Zentrale un⸗ 
verzüglich nach der im Ausland erfolgten Verladung 
Anzeige zu erſtatten, ihr alle ſonſt handelsüblichen Mit⸗ 
teilungen zu überſenden und die erforderlichen Aus⸗ 
künfte zu erteilen, ferner ihr den Eingang des Brannt⸗ 
weins und deſſen Lagerungsort unverzüglich anzuzeigen; 
er iſt auch verpflichtet, den eingeführten Branntwein 
an die Spiritus⸗ Zentrale zu liefern (88 13 und 14 der 
AusfBeſt.). 

9. Malz — BO. über das Verbot des Malz⸗ 
handels vom 4. Mai 1916 (RG Bl. S. 355). $ 1 ver⸗ 
pflichtet zur Anzeige der am 5. Mai 1916 vorhandenen 
Malzvorräte an den Deutſchen Brauerbund in Berlin. 
Die Anzeige oblag den Gewahrſamsinhabern und war 
binnen zwei Wochen vom 5. Mai 1916 an zu erſtatten. 
Die gleiche Anzeigepflicht beſtand für Gerſte, die durch 
Bezug oder Anrechnung auf ein Gerſtenkontingent 
nach 88 der BO. über den Verkehr mit Gerſte vom 
28. Juni 1915 (RGBl. S. 384) beſchlagnahmefrei ge⸗ 
worden war. Ausnahmen von der Anzeigepflicht ent⸗ 
halten die 88 2 und 3. Nach §4 find Veränderungen 
an den anzuzeigenden Vorräten abgeſehen von der 
Vermälzung der Gerſte und rechtsgeſchäftliche Vers 
fügungen darüber ohne Genehmigung des Deutſchen 
Brauerbundes verboten und hat der Anzeigepflichtige 
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für Aufbewahrung und pflegliche Behandlung der 
Vorräte zu ſorgen. Malz und Gerſte, hinſichlich deren 
die Anzeigepflicht nicht beſteht, dürfen nach 8 10 Abſ. 1 
von Betrieben mit Gerſtenkontingent an Dritte nur 
veräußert werden, wenn gleichzeitig der an 
Teil des Kontingents übertragen wird. Nach 8 10 
Abſ. 2 haben die Mälzereien das geſamte aus der 
Gerſte hergeſtellte Malz an den Betrieb abzuliefern, 
aus deſſen eigenen oder erworbenen Kontingent die 
verarbeitete Gerſte herrührt. Soweit am 5. Mai 1916 
zuvor abgeſchloſſene Verträge noch nicht erfüllt waren, 
mußten die Malzmengen, auf welche die betreffenden 
kontingentierten Betriebe vertragsmäßig keinen An⸗ 
ſpruch hatten, dem Deutſchen Brauerbund alsbald 
nach der Fertigſtellung angezeigt werden. Für dieſe 
Malzmengen gelten ebenfalls die Vorſchriften des 8 4. 
Die 3 rohungen zu den kurz wiedergegebenen Vor⸗ 
ſchriften finden ſich in 8 13. 

Den Verkehr mit Malz betrifft auch die BO. vom 
18. Mai 1916 (RGBl. S. 380), wonach den Bier⸗ 
brauereien im Falle eines beſonderen Bedürfniſſes auf 
Antrag geſtattet werden kann, das auf Grund der 
BO. vom 15. Februar 1915 (RGBl. S. 97) und vom 
31. Januar 1916 (RGBl. S. 77) für das dritte Viertel⸗ 
95 1916 feſtgeſetzte Malzkontingent im zweiten Viertel⸗ 
jahr voraus zu verwenden. 

10. Arzneimittelſtof fe — BO. vom 1. Mai 
1916 (RGBI. S. 345). Sie verbietet in 8 1, Kreſol⸗ 
ſeiſenlöſung, ee vom Großhandel, außerhalb 
der Apotheken feilzuhalten oder zu verkaufen, geſtattet 
in 82 die Abgabe von Kreſolſeifenlöſung, Kampferöl 
und ſtarkem Kampferöl in den Apotheken nur zu bes 
ſtimmten Zwecken und auf beſondere Anweiſung eines 
Arztes und ermächtigt in 8 3 den Reichskanzler, die 
Vorſchriften der 88 1 u. 2 auf andere Arzneimittel 
oder Arzneimittelſtoſſe auszudehnen. Die Strafbeſtim⸗ 
mung enthält 8 4. 

11. Seife, Seifenpulver und andere 
fetthaltige Waſchmittel — BO. vom 18. April 
1916 (RG 31. S. 307) nebſt den Ausf Beſt. dazu vom 
18. April und 4. Mai 1916 1 S. 308 und 353, 
Berichtigung S. 320). Nach § 1 der Ausf. Beſt. dürfen 
an den einzelnen Verbraucher in einem Monat nur 
100 g Feinſeiſe und 500 g andere Seife oder Seifen⸗ 
pulver oder ſonſtige fetthaltige Waſchmittel abgegeben 
werden; die Abgabe darf nur gegen Vorlegung der⸗ 
jenigen Brotkarte erfolgen, die 2 den 25. Tag des 
betreffenden Kalendermonats gilt und iſt vom Ver⸗ 
äußerer auf dem Stamme der Brotkarte zu vermerken. 
Soweit an einem Orte geeignete Brotkarten nicht in 
Gebrauch oder ſolche Karten 155 einzelne Perſonen 
nicht erteilt ſind, hat nach 8 2 die zuſtändige Behörde 
die erforderliche Regelung nach den Grundſätzen des 
§1 zu treffen. Nach $ 3 kann die zuſtändige Behörde 
Aerzten, Zahnärzten, Tierärzten, Zahntechnikern, Heb⸗ 
ammen und Krankenpflegern auf Antrag einen Aus⸗ 
weis erteilen, der den Inhaber zum Bezuge von 
Heinſelſe der doppelten nach 8 1 zuläſſigen Menge 

inſeiſe ermächtigt; die Abgabe darf nur gegen Vor⸗ 
legung des Ausweiſes erfolgen; der Ausweis darf 
anderen Perſonen nicht überlaſſen werden. An Wieder⸗ 
verkäufer dürfen nach 8 4 die genannten Waſchmittel 
nur inſoweit abgegeben werden, als bereits vorher eine 
dauernde Geſchäftsverbindung zwiſchen den Vertrags- 
teilen beſtanden hat; in einem Kalendervierteljahr dürfen 
nur 30% der im gleichen Kalendervierteljahre des Jahres 
1915 abgegebenen Menge abgegeben werden. 8 5 über: 
trägt die Verſorgung der Barbiere mit der für ihr 
Gewerbe erforderlichen Raſierſeife dem Bunde deutſcher 
Barbier⸗, Friſeur⸗ und Perückenmacher⸗-Innungen. An 
techniſche Betriebe dürfen die genannten Waſchmittel nur 
mit Zuſtimmung des Kriegsausſchuſſes für pflanzliche 
und tieriſche Oele und Fette G. m. b. H. in Berlin 
abgegeben werden; Wäſchereien, die weniger als 
10 Arbeiter beſchäftigen, kann die zuſtändige Behörde 
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auf Antrag einen unübertragbaren Ausweis zum Be: 
zug der für ihren Betrieb erforderlichen Menge an 
Waſchmitteln ausſtellen. Zuwiderhandlungen gegen 
dieſe Vorſchriften werden nach 8 9 beſtraft. 

12. Soda — BO. vom 26. Mai 1916 (RG Bl. 
S. 417). Sie ſetzt in 88 1 und 2 Höchſtpreiſe für Soda 
feſt, ermächtigt in § 4 den Reichskanzler zur Aenderung 
dieſer Preiſe ſowie zur Feſtſetzung von Höchſtpreiſen 
für alle ſodahaltigen Waſchmittel und die Landeszen⸗ 
tralbehörden zur Herabſetzung der in 88 1 und 2 bes 
ſtimmten Höchſtpreiſe, erklärt ſodann in 8 5 die in der 
BO oder auf Grund derſelben feſtgeſetzten Preiſe für 
Höchſtpreiſe im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes. Nach 
§ 3 dürfen Herſteller von Kriſtall⸗ und Feinſoda 
gewerbsmäßig keine kleineren Mengen als 100 kg ab- 
geben und müſſen bei Abgabe von Feinſoda in ver⸗ 
ſchloſſenen Packungen an Verbraucher die Packungen 
je ½ oder 1 kg enthalten. Zuwiderhandlungen gegen 
83 werden nach 8 6 beſtraft. 

13. Petroleum — BO. vom 1. Mai 1916 (NED. 
S. 350), die unter Aenderung der VO. über die 


Höchſtpreiſe für Petroleum uſw. vom - 1915 


(RNEBL. S. 420 und 683) den Reichskanzler ermächtigte, 
unter dem Strafſchutze des letzten Abſatzes des 8 6 
letzterer VO. den Verkehr mit Petroleum zu regeln, 
nebſt den Ausführungsbeſtimmungen vom 1. Mai 1916 
(RGBl. S. 350). Danach darf Petroleum bis einſchließlich 
31. Auguſt 1916 zu Leuchtzwecken an Wiederverkäufer 
ſeit 1. Mai 1916 und an Verbraucher ſeit dem 1. Juni 
1916 nicht mehr abgeſetzt werden. Wer eingelagertes 
1 mit Beginn des 1. Mai 1916 in Gewahrſam 
atte, mußte die vorhandenen Mengen, ſoweit nicht 
die Ausnahmebeſtimmungen des 8 2 Abſ. 2 AusfBeit. 
Platz geifien, der Zentrale für Petroleumverteilung 
G. m. b. H. in Berlin (Petroleumzentrale) anzeigen. 
Der Gewahrſamsinhaber muß das Petroleum der 
Petroleumzentrale auf Verlangen überlaſſen und auf 
Abruf verladen, es bis zur Abnahme aufbewahren 
und pfleglich behandeln ſowie der Petroleumzentrale 
auf Verlangen Proben gegen Erſtattung der Porto- 
koſten einſenden. Bis zur Entſcheidung darüber, ob 
die Petroleumzentrale die Ueberlaſſung des Petroleums 
verlangt, darf darüber nur mit ihrer Zuſtimmung 
verfügt werden. Aehnliche Vorſchriften über Anzeige, 
Ueberlaſſung an die Petroleumzentrale und Verfügungs⸗ 
beſchränkung ſind auch für Petroleum getroffen, das 
mit Beginn des 1. Mai 1916 ſich unterwegs befand 
oder nach dieſem Zeitpunkt aus dem Ausland einge⸗ 
führt wurde oder eingeführt wird. 

14. Druckpapier — BO. vom 18. April 1916 
(RGBl. S. 306). Sie ermächtigt den Reichskanzler, 
die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um während 
des Krieges die Verſorgung der Zeitungen, Zeit⸗ 
ſchriften und anderen periodiſch erſcheinenden Druck⸗ 
ſchriften mit Druckpapier ſicherzuſtellen und den Ver⸗ 
brauch von Druckpapier zu regeln. Zuwiderhandlungen 
gegen ſeine Anordnungen kann er unter Strafe ſtellen. 

15. Zigaretten rohtabak VO. vom 
19. April 1916 über die Einfuhr von Zigarettenroh⸗ 
tabak (RGBl. S. 313) nebſt den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen dazu vom 20. April 1916 (RGBl. S. 317). 
Wer aus dem Ausland Zigarettenrohtabak einführt, 
muß den Eingang im Inland der Zigarettentabak— 
Einkaufsgeſellſchaft m. b. H. in Berlin unverzüglich 
anzeigen, ihr bis zu 15 % der einzelnen eingeführten 
Gattungen auf Verlangen überlaſſen, den von der 
Geſellſchaft gewählten Tabak alsbald ausſondern 
ſowie auf Abruf nach den Anweiſungen der Geſell— 
ſchaft verladen und bis zu dieſem Zeitpunkt den ge» 
ſamten eingeführten Tabak mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns behandeln ſowie in handels— 
üblicher Weiſe verſichern. Bei Verletzung dieſer Ver— 
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pflichtungen tritt nach 8 10 der AusfBeit. Be⸗ 
ſtrafung ein. 

16. Kraftfuttermittel — BO. vom 1. Mai 
1916 (RG Bl. S. 349). Sie dehnt die Vorſchriften der 
VO. über den Verkehr mit Kraftfuttermitteln vom 
28. Juni 1915 (RGBl. S. 399) auf die aus dem Aus» 
land eingeführten Rohſtoffe für Kraftfuttermittel aus. 

17. Düngemittel — BO. vom 11. Mai 1916 
(RGBl. S. 369). Sie ergänzt die BO. über künſt⸗ 
liche Düngemittel vom 11. Januar 1916 (NEU. S. 13) 
dahin, daß die 88 2—5 der BO. betr. Einwirkung 
von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge, vom 11. No⸗ 
vember 1915 Sa S. 758) auf Verträge über 
Lieferung von künſtlichen Düngemitteln entſprechende 
Anwendung finden. 

Auf Grund des § 4 der genannten BO. vom 
11. Januar 1916 wurde durch Bek. des Reichskanzlers 
vom 7. Mai 1916 (RGBl. S. 365) angeordnet, daß 
die durch die VO. für den Verkauf an den Verbraucher 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für künſtliche Düngemittel auch 
beim Verkauf durch den Herſteller und im Großhandel 
nicht überſchritten werden dürfen. 

Außer den bereits erwähnten ſind im Berichts⸗ 
i noch folgende Bek. des Reichskanzlers er⸗ 

enen: 
0 1. Bek. vom 17. April 1916 über Ausnahmen 
von der BO., betr. den Nachnahme⸗ und Frachtver⸗ 
kehr mit dem Ausland vom 16. März 1916 (RGBl. 


2. Bek., betr. Ausnahme von dem Zahlungsverbot 
gegen Rußland und von der Sperre feindlichen Ver⸗ 
mögens, vom 19. April 1916 (RGBl. S. 312), 

3. Bek., betr. wirtſchaftliche Vergeltungsmaß⸗ 
neun gegen Portugal vom 14. Mai 1916 (RGBl. 


4. Bek. vom 13. Mai 1916 zur Ausführung der 
VO. über den Verkehr mit Verbrauchszucker vom 
10. April 1916 (RGBl. S. 373), 

5. Bek. über den Verkehr mit Verbrauchszucker 
vom 19. Mai 1916 (RGBl. S. 395), 

6. Bek. über den Verkehr mit Süßſtoff vom 
25. April 1916 (RGBl. S. 340), 

7. Bek. vom 19. April 1916 über Ausdehnung 
der Bek. über die Einfuhr von Kakao vom 3. März 
. Kakaopulver und Schokoladenmaſſe (RG Bl. 
8. Bek. vom 5. Mai 1916 über Ausdehnung der 
Bek. über die Einfuhr von Kakao vom 3. März 1916 
auf Schokolade (RGBl. S. 359), 

9. Bek. über die Durchfuhr von Käſe vom 25. April 
1916 (RGBl. S. 339), 

10. Bek. über Aenderung der Preiſe für Quark 
und Quarkkäſe vom 11. Mai 1916 (RGBl. S. 370), 

11. Bek. über das Verbot der Verwendung von 
pflanzlichen und tierifchen Fetten und Oelen zur Her⸗ 
ſtellung von kosmetiſchen Mitteln uſw. vom 1. Mai 
1916 (RGBl. S. 346), 

12. Bek. über die Preiſe von Stroh und Häckſel 
vom 28. April 1916 (RGBl. S. 344). 


Die Verordnung vom 9. September 1915 zur Ent- 
laſtung der Gerichte (RG Bl. S. 562) iſt durch die B O. 
vom 18. Mai 1916 (RG Bl. S. 393) in wichtigen 
Punkten geändert worden. Vor allem iſt die aufs 
heftigſte bekämpfte Vorſchrift des 8 19 über die Er⸗ 
ſtattung der Anwaltskoſten gefallen. Wir werden 
vorausſichtlich in der nächſten Nummer auf die BO. 
vom 18. Mai zurückkommen und verweiſen heute nur 
noch auf die mit ihr zuſammenhängende IM Bek. vom 
24. v. Mts. (JM Bl. S. 29). 

3855 
Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, Lands 
gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Eigentum von J. S ch wei tze r Verla g (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier) München und Friſing. 


Ur. 13 u. 14. München, den 8. Juli 1916. 12. Jahrg. 


Jeitſchrift für Rechtspflege 


Herausgegeben von Verlag von 


a ee il Bühern 


Staatsminiſtertum der Zufiz Münden, Berlin u. Leiyſig. 
(Geufferts Slätter für Rechtsau wendung 8d. SL.) 


Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraße 12. 
Anzeigengebübr 30 Pfg. für die dalbgeſpaltene Petitzelle 
/ oder deren Raum. Bei Wiederholungen Ermäßigung. Stellen» 
anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jedes Monats /. 

im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 
8 übernimmt jede Buchhandlung und J 

jede Boſtauſtalt. . 


Nachdruck ver boten. 209 


3 Damit gewinnt ihr Vertreter die Möglichkeit, in Ruh 
Ermittelungsakten und Perſonalakten * 1 1 10 et, In Ruh 


im Zivilprozeß. Grund 5 5 — 
; zu prüfen und ſich Je ein Urteil insbeſondere 
Bon Oberlandesgerichtsrat Reumiller in München. flber blind verlaufene Verdachtslinien und dgl. 
Nicht ſelten ergibt ſich bei Entſchädigungs⸗ zu bilden. Dabei ergeben ſich manchmal für den 
prozeſſen aus Unfällen, daß über den Hergang Zivilprozeß unerwartete Ausblicke und Zuſammen⸗ 
bereits ſtrafrechtliche Erhebungen gepflogen worden hänge. Eben deshalb darf man bei der Verbe⸗ 
find, ohne daß es zu einer Hauptverhandlung ge⸗ ſcheidung des Einſichtsantrags nicht engherzig ver⸗ 
kommen iſt. Das ſchließt bekanntlich nicht aus, fahren und etwa bereits Angaben darüber fordern, 
daß die Zivilklage gleichwohl Erfolg verſpricht; denn was der Geſuchſteller in den Akten finden will. Die 
ganz abgeſehen von 8 14 Nr. 1 EG. ZPO.) ſind Glaubhaftmachung des Intereſſes ergibt ſich viel⸗ 
insbeſondere in Haftpflichtſachen und bei der Kraft⸗ mehr regelmäßig aus der allgemeinen Sachlage 
wagenführung die Grenzen der Erſatzpflicht weiter (3. B. Geſuch der Witwe des Getöteten) von ſelbſt; 
geſteckt als die ſtrafrechtliche Verantwortung reicht). daß die Strafakten gegen die Ausſichten einer 
Andererſeits enthalten dieſe Ermittelungsakten häufig Zivilverfolgung ſprechen, iſt kein Grund zur Ein: 
Ergebniſſe, die auch für den Zivilrichter wichtig ſind; ſichtsverweigerung, weil damit unter Umſtänden 
abgeſehen vor allem anderen ſchon deshalb, weil ein ausſichtsloſer Prozeß ſchon im Keim erſtickt 
es ſich dabei um den meiſt unerſetzlichen erſten wird. Iſt dann auf Grund Parteiantrags die 
Angriff auf den friſchen Tatbeſtand handelt. Hat Beiſchaffung der Akten einmal erfolgt, jo iſt damit 
der Staatsanwalt die öffentliche Klage erhoben, ihr Inhalt als Prozeßſtoff für beide Parteien frei 
die Strafkammer aber das Hauptverfahren nicht verfügbar, insbeſondere auch durch Einſicht nach 
eröffnet, ſo wird die am Akteninhalt intereifierte § 299 ZPO. Ganz anders liegt die Sache bei 
Partei, — die nicht immer gerade der Beklagte ſtaatsanwaltſchaftlichen Ermittelungsakten, die nicht 
ſein muß, — von der Juſtizverwaltung die Ge⸗ zu einer Anklage führten, ſondern mit Einſtellungs⸗ 
währung der Akteneinſicht unſchwer erlangen ). verfügung des Staatsanwalts beendet wurden. Hier 
beſtimmt 8 21 der Bay DBſchr. für die Staats⸗ 
1) Nebenbei bemerkt ſollten die Zivilgerichte trotz anwaltſchaft vom 5 „ = . 
ihrer Unabhängigkeit von den Strafgerichten ſich ſtets I. Staatsanwaltſchaftliche Akten, in denen das Er⸗ 
sr Kugen babe daß bie Berurteilung zum a en eingestellt ift, dürfen nicht ein⸗ 
erſatz wegen Körper⸗ oder Sachbeſchüdigung (55 9-9 TI. II. Aus den Akten können jedoch in beſonderen 
g echts wegen eigentlich faſt jedesmal ein . 
eafreghtliches fen A den ſhuldle Befundenen Fällen, wenn ein berechtigtes Intereſſe dargelegt 


; fo und ein Mißbrauch nicht zu befürchten iſt, Aufſchlüſſe 

Foil richt vieleicht * 1 es | erteilt werden, die in der Regel mündlich erfolgen ſollen. 
urteilung der angeblichen Fahrläſſigkeit; leider mangelt III. Verlangt eine andere als eine ſtaatsanwalt⸗ 
es an einer Vorſchrift, daß bei Annahme eines Ver⸗ ſchaftliche Behörde die Akten zur Einſicht, ſo erholt 
ſchuldens im Hinblick auf 88 222, 230 Abſ. 2 Std B. der Staatsanwalt in zweifelhaften Fällen die Ent- 
die Zivilakten von Amts wegen an den Staatsanwalt | ſcheidung der Dberftoatsanwaltigait. 
gegeben werden müſſen. Dieſe Vorſchriften ſind erheblich ſtrenger als 

2) Auch die Abwägung nach § 254 BGB. kann die frühere Praxis; ſie find zweifellos in den weit— 
in Frage kommen. | SER 

) Zuſtändig iſt der Gerichtsvorſtand als folder, | (Bay obechSt. in Bd. 7 S. 228; Löwe-Roſenberg 
alſo bei Strafkammerakten der Landgerichtspräſident StPD.'*, Bem. 11 zu 8147). 
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aus meiſten Fallen und jedenfalls überall da gerecht: 
fertigt, wo Verdacht beſteht, daß die Einſicht der 
Akten zu einem Angriff auf die ſtaatsanwaltſchaft⸗ 
liche Einſtellungsverfügung benützt werden will. 
Für den Zivilprozeß aber hat § 21 folgende Wir⸗ 
kung: ſelbſt wenn das Gericht einen Beweisbeſchluß 
nach $ 432 ZPO. erläßt“) und der Staatsanwalt 
ſeine Akten abgibt, geſchieht dies mit dem ausdrück⸗ 
lichen Vorbehalt, daß fie wegen des Verbots in 8 21 
Abſ. 1 Doſchr. den Parteien nicht offen gelegt werden 
dürfen. Damit ſind ſie aber nicht nur für die 
Prozeßentſcheidung wertlos geworden, ſie bringen 
den Zivilrichter ſogar in eine peinliche Lage; denn 
eine Erörterung des Inhalts mit den Parteien ohne 
Offenlegung wird ſtets mindeſtens auf den Wider⸗ 
ſpruch deſſen ſtoßen, dem der Inhalt ungünſtig iſt. 
Eine Berückſichtigung ohne Erörterung aber wäre 
eine Verletzung des 8 286 ZPO. durch Heran⸗ 
ziehung prozeßwidrig gewonnenen Beweisſtoffes, 
gleichviel ob er im Urteil überhaupt Erwähnung 
findet. Mit ſolchem Vorbehalt abgegebene Akten 
können eigentlich nur ſchleunigſt wieder zurückge⸗ 
ſendet werden; der Prozeßrichter ſteht ihnen eben 
grundſätzlich anders gegenüber als Staatsanwälte, 
Unterſuchungsrichter und Verwaltungsbehöͤrden, bei 
denen es weder einen Verhandlungszwang noch 
eine Parteienöffentlichkeit gibt?). Aus dieſer Praxis 
erhellt zugleich als amtliche Auslegung des $ 21 
Abſ. 3 Doſchr., daß auch der Oberſtaatsanwalt nicht 
etwa bei der Aktenabgabe an ein Zivilgericht den 
Inhalt freigeben kann. Wie unbequem dieſe Praxis 
für alle Beteiligten werden kann, zeigt folgender 
Fall. In einer ziemlich ſchmalen und etwas ab⸗ 
ſchüſſigen Münchener Straße fanden Auſgrabungen 
zwecks Gasrohrverlegung ſtatt; damit war die 
Fahrbahn erheblich eingeengt. Nach Durchfahrt 
des Laſtkraftwagens einer Mühle lag an der engſten 
Stelle ein bewußtloſer Radfahrer mit tödlichen 
Verletzungen, die noch während der Ueberführung 
in das Krankenhaus zu ſeinem Ableben führten. 
Geſehen hatte den Augenblick des Unfalls niemand, 
obwohl mehrere Perſonen in der Nähe waren. 
Die ſofort herbeigeeilte Polizei kam nach den im 
Staub der friſch geſpritzten Straße noch erſichtlichen 
Spuren des Laſtwagens und des Fahrrades zu 
der Anſicht, daß der Radfahrer von rückwärts und 
zwar rechts vorfahren wollte, ohne daß dies der 
Wagenführer bemerkte und daß der Verunglückte vom 
Vorderrad des Anhängwagens zerquetſcht wurde. 
Darauf ſtellte der Staatsanwalt das Verfahren 
mangels eines ſtrafbaren Verſchuldens ein. Nach 
einigen Monaten kam die Schadenserſatzklage der 
Witwe gegen die Kunſtmühle und den Wagen: 
führer; darin war „raſendes“ Fahren, Unterlaſſen 


) Beweisbeſchluß nach 8 432 ZPO. kann auch er⸗ 
laſſen werden, wenn das Gericht ſelbſt am Erfolg d. h. 
an der Aktenherausgabe zweifelt. 

6) Beim Zivilgericht heißt es: Quod solum in actis, 
non est in mundo; der Vorſitzende im Strafprozeß 
hat wenigſtens ein weitgehendes Recht des Vorhalts. 


—— . —————ᷣᷣ nn. 
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des Huppens, „Ueberholen des Radfahrers durch den 
Kraftwagen an der engſten Stelle“ behauptet. Das 
Landgericht wies die Klage nach Beweisaufnahme 
ab, wobei ihm die Ermittelungsakten vorlagen, 
aber im Urteil nicht erörtert wurden. In der 
Berufungsinſtanz ſpitzte ſich der Prozeß dahin zu, 
ob nicht beiderſeits ein eigentliches Verſchulden 
mangle, der Radfahrer zuläſſigerweiſe neben dem 
Kraftwagen gefahren und durch eine unvorher⸗ 
ſehbare Wendung dieſes Wagens ins Gedränge 
gekommen ſei, der Wagenführer aber nicht jede 
nach den Umſtänden des Falls zu beobachtende 
Sorgfalt angewendet habe ($ 7 KF3G.). Dafür 
war die Lage der Aufgrabungen und Schutthaufen 
weſentlich, die natürlich ſchon in den nächſten 
Tagen beſeitigt worden waren. In den Ermitte⸗ 
lungsakten befand ſich nun ein Lageplan, den der 
anzeigende Schutzmann gezeichnet hatte und der 
einen guten Ueberblick bot, zumal auch die Ent⸗ 
fernungen eingetragen waren. Es bedarf keiner 
Ausführung, daß dieſes wichtige Beweisſtück — 
das nebenbei bemerkt zuungunſten der Kläger 
ſprach — angeſichts des § 21 Doyſchr. für den Zivil⸗ 
prozeß unverwertbar blieb, da man es dem Schutz⸗ 
mann als Zeugen nicht vorlegen durfte; ein Doppel: 
ſtück war nicht mehr vorhanden. Ohne ſolche Vorlage 
aber war nach ſo langer Zeit die Vernehmung von 
vornherein ausſichtslos. Dieſer Plan konnte weder 
von mündlichen noch von ſchriftlichen „Aufſchlüſſen“ 
im Sinne des $21 Doſchr. umfaßt werden; Beweis⸗ 
wert hatte auch nur die gleichzeitig angefertigte Ur⸗ 
zeichnung, zumal gegenüber der Reviſionsinſtanz. Die 
Berufung wurde ſchließlich an der Hand von Aus⸗ 
ſagen ſolcher Zeugen zurückgewieſen, deren Adreſſen 
ſich in der Schutzmannsanzeige fanden und dem 
Anwalt des Beklagten durch den Staatsanwalt 
mündlich mitgeteilt wurden; die Begründung war 
aber bedeutend mühſamer und viel weniger durch⸗ 
ſchlagend, als wenn man den Lageplan des Schutz⸗ 
manns hätte benützen dürfen. 

In einem anderen Prozeß wurde Schadens⸗ 
erſatz gegenüber dem Poſtfiskus begehrt, weil bei 
der Beſeitigung von Telegraphenſtangen einem 
Knaben durch eine ſtürzende Stange ein Juß 
abgeſchlagen worden war. Der Staatsanwalt 
hatte nach Anhörung der von der Gendarmerie 
erkundeten Tatzeugen das Verfahren gegen die 
Arbeiter eingeſtellt, weil ſie den Knaben wieder⸗ 
holt weggejagt hatten und nicht vorausſehen 
konnten, daß er von ſeinem geſicherten Platz auf 
einmal in die Fallrichtung der Stange laufen 
werde. In der nachfolgenden Zivilklage wurde 
im Gegenſatz dazu behauptet, die Arbeiter hätten 
dem Knaben das Wegjagen eines Hundes auf⸗ 
getragen und dadurch ſei der Unfall entſtanden; 
dafür wurden zum Teil Zeugen benannt, die in 
der Gendarmerieanzeige nicht vorkamen. Hätte 
man die unter Vorbehalt vorliegenden ſtaats— 
anwaltſchaftlichen Akten bei der Verbeſcheidung 
des Armenrechtsgeſuchs offen benützen können, ſo 


würde man ſich bei deſſen Abweiſung erheblich 
leichter getan haben. Denn ſtatt Unterſtellung 
des Entlaſtungsbeweiſes aus 8 831 BGB. und 
ſtatt weitwendiger Rechtsausführungen über die 
zivilrechtliche Vertretung des Fiskus hätte man 
die einfache Tatfache anführen können, daß von 
dem neuen Vorbringen über die Verjagung eines 
Hundes kein Beteiligter unmittelbar nach dem 
Vorfall etwas erwähnt hatte, auch nicht der Ver⸗ 
letzte ſelbſt. Auch hier würde die Vernehmung 
des Gendarmen, der übrigens ins Feld gerückt 
war, nicht die gleiche Beweiskraft gehabt haben, 
wie der Wortlaut ſeiner ſchriftlichen Anzeige, die 
man ihm aber nach 8 21 Doſchr. bei der Ber: 
nehmung nicht einmal vorhalten durfte. 

Die Fälle zeigen, daß eine Ergänzung oder 
wenigſtens mildere Handhabung des $ 21 manch⸗ 
mal recht erwünſcht wäre. Die von anderer Seite 
angeregte Benennung des Staatsanwalts als 
Zeugen über den Akteninhalt würde wohl an der 
Notwendigkeit der Genehmigung nach 8 376 ZPO. 
ſcheitern, weil eine Enthebung von der Pflicht der 
Amtsverſchwiegenheit noch viel weniger erfolgen 
würde als die Gewährung der Akteneinſicht. 
Vielleicht könnte es genügen, wenn dem Abſ. 3 
beigefügt würde: „Das gleiche gilt für die Partei⸗ 
—. im Zivilprozeß“, ſo daß 
Zweifel die Entſcheidung dem Oberſtaatsanwalt 
zufiele und damit eine gewiſſe Gleichmäßigkeit 
der Handhabung geſichert wäre“). Allenfalls 
konnte auch eine gutachtliche Aeußerung des Ge⸗ 
richts oder des Vorſitzenden über die Förderung 
des Rechtsſtreits durch die Aktenoffenlegung ein⸗ 
geholt worden. 

Aehnliche Schwierigkeiten ergeben ſich für den 
Prozeßrichter Hinfichtlih der ſog. Polizeiakten. 
Auf dieſe wird nicht ſelten in Scheidungsprozeſſen 
Bezug genommen; ſoweit ſie überhaupt erhältlich 
find, geſchieht die Abgabe unter Vorbehalt, „ledig⸗ 
lich zur Information des Gerichts u. dgl.“. Damit 
iſt ebenſowenig etwas anzufangen als mit ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Ermittelungsakten, ſolange der 
Vorbehalt aufrecht iſt. Dieſe ſog. polizeilichen 
Perſonalakten enthalten in ſehr vielen Fällen keine 
beſonderen Geheimniſſe; meiſt ſind ſie eine Samm⸗ 
lung von Doppelſchriften der Gendarmerieanzeigen, 
auch ſoweit ſie nicht zur Eröffnung des Verfahrens 
ſührten. Auch Erhebungen über Unfälle, Selbſt⸗ 
mordverſuche, Gewerbsunzucht u. dgl. ſowie ano⸗ 
nyme Briefe finden ſich darin und es mag zu⸗ 
gegeben werden, daß ſich hier nicht alles zur 
Offenlegung eignet. In den allermeiſten Fallen 


——— 


) Daß das Juſtizminiſterium auch jetzt ſchon 
eine Ausnahme für einzelne beſondere Fälle machen 
könnte, iſt nicht zu bezweifeln; denn die Dienſt⸗ 
vorſchriften ſind lediglich eine Miniſterialverfügung. 
Die Aufſtellung allgemeiner Grundſätze in einer ſolchen 
Verfügung macht es aber erklärlich, daß den Be⸗ 
teiligten ein Geſuch um Ausnahmebehandlung von 
vornherein als ausſichtslos erſcheint. 


alſo im 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 13 u. 14. 
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aber geſchähe niemandem ein ernſthafter Schaden 
— außer dem „Prinzip“ —, der Rechtspflege 
aber ein erheblicher Vorſchub, wenn die Offen⸗ 
legung beſonders in Scheidungs⸗ und Anfechtungs⸗ 
ſachen ſowie in Familienſtandsprozeſſen milder 
gehandhabt würde)). 

In einem gewiſſen Zuſammenhang mit der vor⸗ 
ſtehend erörterten Lage ſteht die Behandlung der Be⸗ 
amtenperſonalakten in ſolchen Prozeſſen gegen 
den Fiskus, bei denen der Entlaſtungsbeweis nach 
8 831 BGB. in Frage kommt. Das iſt insbeſondere 
bei Schädigungen durch das Unterperſonal der 
Eiſenbahn und Poſt der Fall, das nicht Willensver⸗ 
treter des Fiskus im Sinne der 88 31, 89 BGB. 
iſt; meiſt handelt es ſich dabei um Schmerzensgeld 
neben den Haftpflichtanſprüchen oder um Erſatz⸗ 
anſprüche bei Beſchädigungen durch ſog. langſame 
Poſtkraftwagen ). Das Verkehrsminiſterium hat 
mit 90570 vom 25. November 1913 
(Nr. 21/3590 A IX 1 a) allgemein angeordnet, 
daß die Aushändigung von Perſonalakten an 
Dritte in der Regel unſtatthaft ſei, weil dieſe 
Akten nur für den inneren Dienſt beſtimmt ſeien. 
Von den Oberpoſtdirektionen wird demgemäß 
auch die Abgabe ſolcher Akten ſchon zur Ver⸗ 
beſcheidung von Armenrechtsgeſuchen verweigert 
und nur die Bereitwilligkeit erklärt, „auf be⸗ 
ſtimmte Fragen Auskunft zu geben und Abſchriften 
„beſtimmt bezeichneter“ Aktenſtücke zu überſenden ). 


Damit kommt die Frage des Entlaſtungsbeweiſes 
aus 8 831 BGB. auf ein falſches Geleis; es iſt 
nicht Sache des Richters oder der Gegenpartei, 
von vornherein beſtimmte Punkte als Gegenſtand 
des anzubietenden Entlaſtungsbeweiſes zu umgrenzen. 
Das wäre auch unmöglich, weil man ja bei der 
Vielgeſtaltigkeit, in der die menſchliche Unzuver⸗ 
läſſigkeit ſich zu erkennen gibt, gar nicht wiſſen 
kann, worauf es ankommt. Es würde ſich damit 
ein notgedrungen viel zu weitmaſchiges Fragenetz 
ergeben, durch das zahlreiche erhebliche Vorkommniſſe 
ſchlüpfen würden, während der klare Sinn und 
Zweck des $ 831 BGB. iſt, demjenigen den Reini⸗ 
gungsbeweis aufzuerlegen, der allein Einblick in 


1) Während die Mitwirkung der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft bei Eheſcheidungen wertlos iſt, würde es ſich 
durchaus empfehlen, wenn fie auf den Gang von Nichtig⸗ 
keits⸗ und Anfechtungsprozeſſen ſowie auf Kindsſachen 
(SS 640, 641 ff. ZPO.) mehr Augenmerk wenden würde. 
Ihre Ausforſchungsmittel find viel umfangreicher als 
die der ZPO. und in Prozeſſen auf Unehelichkeit eines 
Kindes hat das Kind ſelbſt oft keinen Beſchützer als 
das Gericht. Hier beſteht manchmal der Eindruck, daß 
der Ehemann und die Ehefrau ſich in dem Wunſche be⸗ 
gegnen, für das Kind einen Drittzahler heranzuziehen, 
ſelbſt um den Preis der Unehelicherklärung, die leider 
durch die milde Faſſung des §8 1591 BGB. und die 
Möglichkeit des Eides erleichtert worden iſt. 

8) d. h. ſolche Wagen, die auf ebener Straße 20 km 
. nicht überſteigen können (8 8 
KF 36.) 


o Zu Disziplinarſachen werden die Perſonalakten 
von der Verkehrsverwaltung ohne weiteres abgegeben. 
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die perſönlichen Verhältniſſe des Angeſtellten hat 
und haben kann “). 

An der Hand dieſer Grundſätze muß man zu 
dem Schluß kommen, daß der Entlaſtungsbeweis 
überhaupt nicht ohne die Vorlegung vorhandener 
Perſonalakten geführt werden kann und daß er 
bei großen weitverzweigten Anſtalten mit zahl⸗ 
reichen Angeſtellten und Zwiſchenbeamten ſchon 
dadurch ausgeſchloſſen wird, daß keine Perſonal⸗ 
akten in irgendeiner Form geführt werden. 
Denn dies müßte ohne weiteres als verkehrswidrige 
Nachläſſigkeit angeſehen werden, weil ja die einzelnen 
früheren Verfehlungen nur dann zur Berück⸗ 
ſichtigung kämen, wenn fie in dem Gedächtnis 
der entſcheidenden Beamten haften geblieben 
ſind, wofür insbeſondere bei öfterem Wechſel dieſer 
Beamten nicht die mindeſte Gewähr beſteht. Eben 
deshalb iſt offenbar z. B. in der Eiſenbahnbetriebs⸗ 
ordnung (8 45) die Führung von Perſonalakten für 
die Beamten ausdrücklich vorgeſchrieben, auch wenn 
es ſich um kleine Privatbahnen handelt. Ebenſowenig 
aber kann der Entlaſtungsbeweis grundſaͤtzlich als ge⸗ 


führt gelten, ſo lang wirklich geführte Perſonalakten 


dem Gericht vorenthalten bleiben. Denn ſie ſind gerade 
der wichtigſte Behelf für den Entlaſtungsbeweis, weil 
ſie dem Gericht ein anſchauliches und verläſſiges Bild 
des Geſamtverhaltens des Angeſtellten geben (RG. 
im Recht 1912 Nr. 571), 1913 Nr. 1139 2). 
Dieſes Bild kann und muß unter Umftänden 
durch zeugſchaftliche Vernehmung der Vorgeſetzten 
und Mitarbeiter ergänzt werden; einen Erſatz 
können aber dieſe Ausſagen kaum jemals für die 
Vorlegung der Perſonalakten bilden“), ſchon bes: 
halb nicht, weil die unmittelbaren Vorgeſetzten auch 
meiſt unmittelbar an einer etwaigen Verletzung 
der Ueberwachungs⸗ und Leitungspflicht beteiligt 
waren). Das Gericht kann auch nicht genötigt 
werden, ſich mit mittelbaren Erkenntnisquellen zu 


10) Eben deshalb iſt auch eine Eidesauflage zwecks 

Führung des Entlaſtungsbeweiſes nur über einzel ne 
beſtimmte Tatſachen, nicht aber im allgemeinen mög⸗ 
lich. Ueber die Natur des Entlaſtungsbeweiſes nach 
§ 831 BGB. herrſcht übrigens gerade bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden vielfach große Unklarheit; daß „der 
Staat“ den Angeſtellten im Dienſt behalten hat, ge⸗ 
nügt ſelbſtverſtändlich nicht. 

m) RG. VI, 6. November 1911 (Os G. Hamm). 
Das Urteil beſagt, daß die Vorlegung weiterer Spezial- 
akten zur Ergänzung ſchon vorgelegter Perſonalakten 
Sache der Bahnverwaltung ſei; ſelbſt eine Aktennotiz: 
„|. INr.“ begründe keine Nachfragepflicht des Gerichts. 

12) RG. VI. 1. Februar 1913 (OLG. Frankfurt 
a. M.): „Die Perſonalakten (des Fiskus) ſind, wenn 
nicht das einzige, ſo doch ein ganz beſonders wichtiges 
und geeignetes Beweismittel“. 

1) Eine ſolche Beweisführung hätte eine unans 
genehme Aehnlichkeit mit den berüchtigten General- 
ſtabsausſagen im Dreyfus-Prozeß („La preuve existe, 
je le jure“). 

10) Deshalb iſt auch ihre Beeidigung erſt nach— 
träglich vom Prozeßgericht je nach Ermeſſen anzu— 
ordnen; die häufig vorkommende voreilige Beeidigung 
durch beauftragte oder erſuchte Richter iſt geſetzwidrig 
und eine bedenkliche Verſchiebung der Prozeßlage. 


begnügen, ſo lange unmittelbare zu Gebote ſtehen, 
zumal die Zuſtändigkeitsverhältniſſe der techniſchen 
Betriebe nicht immer klar liegen. Alles dies hat 
mit der zivilrechtlichen Editionspflicht nicht das 
Mindeſte zu tun. Denn ob der verklagte Fiskus 
den ihm obliegenden Entlaſtungsbeweis führen oder 
ihn aus anderweitigen grundſätzlichen Erwägungen 
unterlaſſen und damit ſeine Verurteilung herbei⸗ 
führen will, iſt ebenſo ſeine Sache, wie die Aus⸗ 
wahl derjenigen Tatſachen, welche er zur Entlaſtung 
vorbringen will. (Bay Z. 1907 S. 427 Anm. 35). 
In dieſem Punkt ſind große Verwaltungen nicht 
anders geſtellt als jeder einzelne Private (JW. 1912 
S. 194) Das Gericht aber iſt nach 8 189 ZPO. 
keineswegs verpflichtet oder auch nur veranlaßt, 
dem Fiskus weitere Beweisangebote nahezulegen, 
wenn die vorgebrachten Beweisbehelfe nicht genügen 
oder ihm durch Fragen die Tatſachenauswahl nach 
§ 282 ZPO. abzunehmen. Die Befragung be: 
ginnt ſachgemäß erſt bei etwaigen Unklarheiten 
in den Perſonalakten !“). 


Hiernach möchte man meinen, daß die Ab⸗ 
wehr ungerechtfertigter Entſchädigungsanſprüche 
durch Vorlegung der Perſonalakten nicht nur einer 
der Ausnahmefälle iſt, die auch nach der oben⸗ 
erwähnten Verk.⸗M.⸗Entſchl. vorkommen können, 
ſondern vor allem eine ſelbſtverſtändliche Pflicht 
der Verwaltung, freilich nicht gegenüber dem Ge⸗ 
richt, ſondern gegenüber den Steuerzahlern. Der 
Inhalt dieſer Perſonalakten iſt ja nichts Welt⸗ 
erſchütterndes; Anſtellungs⸗ und Beförderungs⸗ 
geſuche ſowie Verfügungen hierauf, Krankheiten, 
Strafen, Unterſtützungen, — lauter Dinge, die der 
meiſt mitverklagte Verkehrsbeamte ohnehin weiß; 
ſelbſt die Qualifikation iſt ja nach Art. 102 
BeamtG. kein unenthüllbares Geheimnis mehr. 
Am allerwenigſten beſtünde für den Beamten ein 
gerechter Anlaß, lieber ſeinen Dienſtherrn und 
Brotgeber verurteilen, als den Akteninhalt ſeinem 
Gegner bekannt werden zu laſſen.“) Aeußerſten⸗ 
falls müßte, wenn etwas aus den Perſonalakten 
dem Beamten ſelbſt nicht bekannt werden ſoll, 
der Fiskus eben die Folgen tragen und ſich ver⸗ 
urteilen laſſen, wobei er dann allerdings auf Ob⸗ 


1) In gleichem Sinne hat ſich ein Urteil des 
J. ZS. des OLG. München vom 17. Juni 1914 (L 779/13) 
ausgeſprochen. Zwar wurde es vom Reichsgericht 
aufgehoben und die Sache an einen anderen Senat 
zurückverwieſen; aber dies geſchah nur auf Grund der 
Annahme unzureichender Ausübung der Fragepflicht 
hinſichtlich des zeitlichen Umfangs des Entlaſtungs⸗ 
beweiſes, während die Ausführungen über die Be⸗ 
deutung der Perſonalakten unbeanſtandet blieben. 


16) Der Beamte hat ein erhebliches Intereſſe an 
der Abweiſung der Klage gegen den Fiskus, ſelbſt wenn 
er ſeine eigene Verurteilung nicht abwenden kann. 
Denn der Dritte hat nur ein beſchränktes Pfändungs⸗ 
recht hinſichtlich des Gehalts, wie es ihm 8 850 Nr. 7, 8 
ZPO. gewährt, während der Fiskus mit feiner Er⸗ 
ſatzforderung unbeſchränkt aufrechnen kann (Art. 12 
AG. BGB.). 
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ſiegen im Rückgriffprozeß gegen den Beamten 
kaum rechnen könnte. 
Selbſtverſtändlich wäre auch hier eine Hinüber: 


gabe an das Gericht ‚unter Vorbehalt‘ aus den 


gleichen Gründen wertlos, wie ſie bereits hinſicht⸗ 
lich der ſtaatsanwaltſchaftlichen Ermittelungsakten 
und der Polizeiakten oben dargelegt find. 

Mit gegenwärtigen Erörterungen iſt nur ein 
kleiner Ausſchnitt deſſen berührt, was man als 
Mangel an genügender Unterſtützungspflicht der 
Behörden unter ſich und an entſprechender zus 
ſammenfaſſender Nutzbarmachung ihres Aktenſtoffes 
für die Zivilrechtspflege nennen kann und was 
bekanntlich ſo ſehr im Argen liegt, daß bei großen 
Gerichten ſchon die Umkehrung des Prozeßbetreffs 
oder der Umzug einer Partei in eine andere Straße 
genügt, um alle Erfahrungen eines Prozeßrichters 
über eine beſtimmte Perſon wertlos zu machen.““) 

Die moderne Staatsgewalt faſert ſich eben 
zuſehends in immer zahlreichere Aemter und Aemter⸗ 
ſtämme auf, die nach Art eines Naturgeſetzes gegen⸗ 
einander eine gewiſſe Abſtoßungskraft zeigen. In 
dieſer fortſchreitenden Arbeitsteilung liegt freilich 
eine der vornehmſten Kraftquellen des neuzeitlichen 
Staatsweſens; ſie birgt aber auch neue Keime 
der Schwäche in ſich. Nicht umſonſt wählten die 
alten Römer als Sinnbild der Herrſchgewalt 
ihrer Schergen das Ruten bündel; das ſollte 
man auch heute bei der Regelung des Zuſammen⸗ 
wirkens der verſchiedenartigen Amtszweige nicht 
vergeſſen. 


Zwei Fragen aus dem Kechte der politiſchen 
Zwangsverwaltung. 
Von Landgerichtsrat Schiedermair in München. 


I. Ich nehme folgenden Fall an: Das Grund⸗ 
ſtück G des franzöſiſchen Staatsangehörigen F ſteht 


gemäß 7 der Bek. vom 26. November 1914) unter 


politiſcher Zwangsverwaltung. Der deutſche Staats⸗ 
angehörige D behauptet gegen F ein Recht auf Be⸗ 
ſtellung einer Hypothek auf G zu haben; er erhebt 
Klage gegen F perſönlich, nicht gegen den Zwangs⸗ 


15) Alles dies gilt ne in erster Reihe 
für die Gerichte in großen Städten, wo ja faſt überall 
nicht örtliche Teilung herrſcht, ſondern die Geſchäfts⸗ 
verteilung ſich nach Anfangsbuchſtaben regelt. In 
ländlichen Bezirken mögen die Verhältniſſe beſſer zu 
überblicken ſein, ſoweit es ſich um Vorgänge am Ge⸗ 
richtsort ſelbſt handelt. Vielleicht kommt es in der 
Zukunft noch zu einer Art zivilprozeſſualer „Straf⸗ 
liſte“, was beſonders gegenüber Querulanten ſach⸗ 
dienlich wäre. 

) Die für die polit. Zwangsverwaltung maß- 
gebenden Beſtimmungen ſind: Bek. vom 26. November 
1914 (RKGBl. 487); vom 22. Dezember 1914 (RG Bl. 
556); vom 4. März 1915 (RGBl. 133); vom 5. Januar 
1915 (RG Bl. 13); vom 24. Juni 1915 (RGBl. 351); 
vom 10. Februar 1916 (RG Bl. 89); vom 14. Mai 1916 
(GBl. 375). 
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verwalter. Die Klage iſt abzuweiſen, weil nach 
82 mit 87 der genannten Bek. der Zwangsver⸗ 
walter und lediglich er, nicht auch der Inhaber 
des Grundſtücks „zu Rechtshandlungen für das 
Grundſtück befugt iſt“. Aus der Entziehung der 
Befugnis zu Rechtshandlungen für das Grund⸗ 
ſtück ergibt ſich für F die Unfähigkeit, ſich inſo⸗ 
weit durch Verträge zu verpflichten, und deshalb 
inſoweit gemäß 8 52 ZPO. auch ſeine Prozeß: 
unfähigkeit; der Fall iſt ähnlich zu beurteilen wie 
der der Beſchlagnahme des Vermögens eines Ab⸗ 
weſenden und die Einleitung einer Güterpflege 
nach 88 332 ff. StpO.; vgl. wegen der letzteren 
RG. 11, 188. Ebenfalls zu dem Ergebnis der 
Abweiſung der Klage kommt man, wenn man hier 
nicht einen Fall der mangelnden Prozeßfäahigkeit, 
ſondern einen ſolchen der mangelnden Sachlegiti⸗ 
mation annehmen will, davon ausgehend, daß auch 
die Prozeßführung eine „Rechtshandlung für das 
Grundſtück“ ſei. Ich halte den erſteren Standpunkt 
für richtig; durch die Sonderbeſtimmung des 8 52 
3PO., insbeſondere durch die Faſſung „infoweit“, 
hat das geltende Recht ſeinen Standpunkt dahin 
feſtgelegt, daß es die Fälle der beſchränkten Ver⸗ 
pflichtungsfähigkeit als teilweiſe Prozeßunfäaͤhigkeit 
behandelt haben will. Ergeht trotz der danach 
vorliegenden beſchraänkten Prozeßfahigkeit in unſerem 
angenommenen Falle ein Urteil gegen F, ſo kann 
der Zwangsverwalter gemäß $ 579 Nr. 4 3PO. 
Nichtigkeitsklage erheben. Hier wird die Frage 
von Bedeutung, ob man bei F mangelnde Prozeß⸗ 
fähigkeit oder mangelnde Sachlegitimation an⸗ 
nimmt; letzterenfalls iſt die Nichtigkeitsklage nicht 
gegeben. 

Ich ſetze einen weiteren Fall: D behauptet 
durch F vorſaͤtzlich an ſeinem Körper verletzt worden 
zu ſein; er erhebt Klage gegen F; hier beſteht 
gegen die Fähigkeit des F zur Führung der Sache 
kein Bedenken; der Zwangsverwalter wärs nicht 
berechtigt den Prozeß zu führen: eine Rechtshand⸗ 
lung für das Grundſtück ſteht nicht in Frage; 
es fehlt jede Beziehung zu ihm. D erwirkt ein 
rechtskräftiges Urteil, kann er eine Zwangshypothek 
auf G erwirken? Ich kann kein Bedenken dagegen 
finden. Stellt man ſich auf den Standpunkt des 
OLG. Colmar (Urt. vom 29. September 1915; 
DYZ. 1915, 1218), jo kann er es nicht; dieſes 
führt für einen ſachlich von dem angenommenen 
nicht verſchiedenen Fall aus: „Dem Schuldner 
war die Verfügungsmacht über ſein Grundſtück 
bereits entzogen, als der Beſchwerdeführer die 
Klage gegen ihn anſtrengte; das in dem Rechts⸗ 
ſtreit erwirkte Urteil war dem Verwalter gegen⸗ 
über unwirkſam. Denn dem Inhaber eines unter 
Zwangsverwaltung geſtellten Unternehmens iſt die 
Befugnis zu Rechtshandlungen für das Unter⸗ 
nehmen entzogen; er kann auch nicht, ſei es durch 
tätige Führung eines Rechtsſtreits, ſei es durch 
Ausbleiben auf ergangene Ladung, welches die An— 
nahme des Zugeſtändniſſes der Klagetatſachen be⸗ 
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gründet, mit Wirkung für das Unternehmen Recht 
nehmen. Die Verurteilung des Schuldners kann 
die Haftung des Grundſtücks für die Urteilsſchuld 
während der Dauer der Zwangsverwaltung nicht 
begründen“. Das OLG. fordert auf Grund deſſen 
entweder Hereinziehung des Zwangsverwalters 
in den Rechtsſtreit oder Erwirkung eines beſon⸗ 
deren Schuldtitels gegen ihn nach Erledigung des 
Prozeſſes durch eine Klage auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung; auch eine bloße Ausdehnung 
der Vollſtreckungsklauſel auf den Zwangsverwalter 
hält es nicht für zuläſſig. Dagegen ſollen Schuld: 
titel, die vor der Einleitung der Zwangsver⸗ 
waltung erwirkt wurden, auch in das ihr unter⸗ 
liegende Vermögen vollſtreckbar ſein. Der Beweis⸗ 
führung dieſer Entſcheidung iſt nicht zuzuſtimmen. 
Der Inhaber des unter Zwangsverwaltung ſtehen⸗ 
den Vermögens wird nicht geſchäftsunfähig; er 
wird nur in bezug auf das verwaltete Vermögen 
beſchränkt; und zwar nur in bezug auf Rechts⸗ 
handlungen und nur in bezug auf Rechtshand⸗ 
lungen „für“ das verwaltete Vermögen. Eine 
Prozeßführung über einen Anſpruch, der bloß die 
Perſönlichkeit des Schuldners berührt, mit einem 
beſtimmten Vermögensgegenſtand aber keine recht⸗ 
liche Beziehung hat, iſt keine Rechtshandlung für 
dieſen Vermögensgegenſtand. Allerdings können 
ſich ſpäter Beziehungen zwiſchen dem Urteil und 
dem verwalteten Vermögen ergeben, aber der Grund 
iſt nicht eine Rechtshandlung, ſondern die Tat⸗ 
ſache, daß der Schuldner Inhaber des Vermögens 
iſt. Das OLG. denkt an eine Verurteilung zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung. Man verſuche 
es, eine ſolche Klage zu begründen; auf welche 
Tatſachen ſoll ſie geſtützt werden; auch ein Anſpruch 
auf Duldung der Zwangsvollſtreckung erfordert 
einen Klagegrund. Das OLG. fordert ferner „Bei⸗ 
ziehung“ des Zwangsverwalters zu dem Rechts⸗ 
ſtreit, wie ſoll ſich ſeine Beiziehung rechtfertigen? 
Er muß doch an der Sache beteiligt ſein, wenn 
er ſich in den Prozeß einmengen will. RG., 
Urteil vom 12. Oktober 1915 (JW. 1916, 140), 
hält allerdings den Zwangsverwalter ſür legitimiert 
gegenüber einer Wechſelklage aus einem Wechſel 
des Ausländers; allein die Begründung geht da⸗ 
von aus, daß in dieſem Falle ein Unternehmen 
„ein Güterkomplex als Inbegriff von Rechten und 
Pflichten“, „der Rechte und Pflichten“ umfaßte, 
unter Zwangsverwaltung geſtellt war; hier handelte 
es ſich alſo, dies betont die Entſcheidung wieder: 
holt, um eine Schuld, die zur Maſſe gehörte; 
der Standpunkt liegt dem RG. fern, rein perſön⸗ 
liche ohne Beziehung zur Maſſe ſtehende Anſprüche 
mit der Zwangsverwaltung in Beziehung zu 
bringen. 

Ich ſetze endlich einen dritten Fall: F ſetzt 
ſich mit D in Verbindung, um ſein der Zwangs— 
verwaltung unterliegendes Vermögen trotzdem ſich 
nutzbar zu machen; D zieht einen Wechſel auf F; 
F nimmt ihn an; D klagt und erwirkt gegen 
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F Anerkenntnis⸗ oder Verſäumnisurteil und voll⸗ 
ſtreckt in G. Der Fall drängt dazu, nach Rechts⸗ 
behelfen gegen dieſe Umgehung der Abficht der 
Verordnung zu ſuchen. Der Standpunkt des OLG. 
Colmar, der wohl aus ſolchen Erwägungen ſich 
erklärt, iſt, wie dargelegt, nicht haltbar. Man 
kann daran denken, den Zwangsverwalter als 
„Dritten“ gegenüber dem Verurteilten anzuſehen, 
und eine Vollſtreckung gegen ihn deshalb für un⸗ 
zuläffig anſehen, weil die Perſon, gegen die voll: 
ſtreckt werden ſoll, in dem Urteil nicht bezeichnet 
it (8 750 3PO.); es iſt dies eine andere Er⸗ 
wägung, als die oben behandelte; denn von dieſem 
Standpunkt aus iſt es unzuläſſig, auch eine längſt 
vor Einleitung der Zwangsverwaltung erwirkte 
Entſcheidung in das verwaltete Vermögen zu voll⸗ 
ſtrecken. Aber auch dieſer Standpunkt entſpricht 
nicht dem geltenden Recht. Der Zwangsverwalter 
iſt keine von dem Inhaber des Rechtes verſchiedene 
Perſon, er iſt bloß geſetzlicher Vertreter für einen 
gewiſſen Vermögenskreis; er iſt ebenſowenig Dritter, 
wie ein nach Erwirkung des Urteils dem Ver⸗ 
urteilten wegen nachträglich eingetretener Geiſtes⸗ 
krankheit beſtellter Vormund oder ein wenn auch 
ſchon während des Prozeßverfahrens zur Verwal⸗ 
tung einzelner Vermögensgegenſtände gemäß 8 1909 
Abſ. 1 Satz 2 oder 1910 Abſ. 2 BGB. beſtellter 
Pfleger. Man kommt zu einem anderen Ergebnis 
auch dann nicht, wenn man den Zwangsverwalter 
als geſetzlichen „Vertreter kraft Amtes“, wie man 
einen Konkursverwalter oder einen Nachverwalter 
zu bezeichnen pflegt, erklärt. Denn man gewinnt 
damit nichts weiter als einen neuen Namen, aber 
kein rechtliches Ergebnis; es gibt keine allgemeinen 
Rechtsſätze für die geſetzlichen Vertreter kraft Amtes. 
Man verſuche es, ohne ſich als Geſetzgeber auf⸗ 
zuſpielen, die materiellen Rechtsſätze zu bezeichnen 
und die Vorausſetzungen anzugeben, nach denen 
und unter denen eine Umſtellung der Vollſtrek⸗ 
kungsklauſel gegen den Zwangsverwalter zuläſſig 
iſt, oder ein rein perſönlicher Anſpruch von vorne⸗ 
herein gegen ihn eingeklagt werden kann. Solche 
beſondere materiellrechtliche Vorausſetzungen müſſen 
aber vorhanden ſein, ſonſt wird das Verlangen 
einer Umſtellung der Vollſtreckungstitel oder einer 
beſonderen Einklagung zur bloßen Form; es waͤre 
ſonſt jedem Antrag und jeder Klage ſtattzugeben. 

Die Löſung bietet ſich vielmehr nur dadurch, daß 
man die Sache nimmt, wie ſie tatſächlich iſt. Für die 
Regel, d. h. für die Fälle, in denen ein Anſpruch 
geltend gemacht wird, der tatſaͤchlich nicht eine 
Rechtshandlung für das verwaltete Vermögen ver⸗ 
langt, und wenn keine unerlaubte Handlung neben⸗ 
hergeht, beſteht kein Bedürfnis zu prozeſſualen 
Beſonderheiten; es iſt auch materiell kein Unrecht, 
wenn in dem oben angenommenen zweiten Fall 
gegen das unter Zwangsverwaltung ſtehende Ver⸗ 
mögen vollſtreckt wird. Laufen aber tatſächlich 
unerlaubte Handlungen nebenher, ſo ſchlagen die 
allgemeinen für ſie geltenden Rechtsbehelfe ein, die 
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zivilrechtlichen Anſprüche aus 88 823 ff. BGB. 
mit $ 6 der Bekanntmachung vom 26. November 
1914. Sie bieten insbeſondere auch dem Zwangs⸗ 
verwalter in dem oben angenommenen dritten Falle 
die Möglichkeit, trotz der beſtehenden Rechtskraft 
das Urteil wirkungslos zu machen; er kann ge⸗ 
mäß 8 826 BGB. unter dem Geſichtspunkt des 
Schadenserſatzes Herausgabe des Vollſtreckungs⸗ 
titels und Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ver⸗ 
langen; die Wirkung der Rechtskraft des Urteils 
hört auf, wo die Rechtskraft rechtswidrig zu dem 
Zweck herbeigeführt wurde, einem Unrecht den Schein 
eines Rechtes zu verleihen (ſ. RGZ. 78, 390; 
RGRKomm. z. BGB. $ 826 Anm. 5d). Für 
dringende Fälle beſteht auch hier die Möglichkeit 
der Erwirkung einer einſtweiligen Verfügung. 

II. Wenn nach 8 7 der Bekanntmachung vom 
26. November 1914 Grundftüde unter die politiſche 
Zwangsverwaltung geſtellt werden, fragt es ſich, 
in welchem Umfang damit zu dem Grundſtück 
in Beziehung ſtehende Vermögenswerte von der 
Zwangsverwaltung ergriffen werden, wie z. B. 
Miet: und Pachtzins forderungen, Anſprüche aus 
Rechten, die mit dem Grundſtück verbunden find, 
und ähnliche Rechte. Ein ausdrücklicher Anhalts⸗ 
punkt beſteht nur in einer Richtung; aus der Be⸗ 
kanntmachung vom 26. März 1915, betr. die Er⸗ 
füllung von Anſprüchen im Falle zwangsweiſer 
Verwaltung von Grundſtücken (RGBl. 185), er: 
gibt ſich nämlich, daß Miet⸗ und Pachtzinsforde⸗ 
rungen aus Vertragen über das Grundſtück mit⸗ 
beſchlagnahmt ſein ſollen. Im übrigen wird die 
Entſcheidung aus dem Zweck zu treffen ſein, den 
die politiſche Zwangsverwaltung verfolgt. Dieſer 
führt nun nicht dahin, dem Wort eine möglichſt 
weite Auslegung zu geben; denn die Regelung 
iſt nicht ſo erfolgt, daß ſchlechthin das Vermögen 
der feindlichen Ausländer beſchlagnahmt wird, 
ſondern es ſollen nur gewiſſe Arten von Der: 
mögensſtücken von der Beſchlagnahme ergriffen 
werden können. Andrerſeits darf aber davon 
ausgegangen werden, daß, wenn einmal die Zwangs⸗ 
verwaltung für einen beſtimmten Gegenſtand vor⸗ 
geſehen iſt, ſie ihn ſo ergreift, daß ſeine ganze 
wirtſchaftliche Verwertbarkeit für die Zwangsver⸗ 
waltung ficher geſtellt iſt. Nicht angängig dürfte 
es ſein, die für die ordentliche Zwangsverwaltung 
oder die für die Zwangsverſteigerung geltenden 
Beſtimmungen der 88 20 ff. und des $ 148 ZwVG. 
hierher zu übernehmen; denn dieſe gelten nur für 
das dort geregelte beſondere Rechtsverhältnis. 

Im einzelnen wird aus dieſen allgemeinen 
Grundſätzen ſich ergeben: Mitumfaßt ſind alle 
Beſtandteile des Grundſtücks, denn ſie ſind das 
Grundſtück. Es gehören alſo hierzu insbeſondere 
die mit dem Grundſtück verbundenen Gebäude 
und ſeine Erzengniſſe, ſolange ſie mit dem Boden 
zuſammenhängen ($ 94 BGB.); es gehören aber 
auch dazu Rechte, die mit dem Eigentum an 
einem Grundſtück verbunden ſind (8 96 BGB.), 


alſo z. B. Grunddienſtbarkeiten, Rechte auf Real⸗ 
laſten (8 1105 Abſ. 2 BGB.), Gewerbeberechti⸗ 
gungen, Apothekerberechtigungen; auch öffentliche 
Rechte wie die Patronatsrechte fallen hierher. 
Weiter ſind ergriffen die Zubehörſtücke, ſoweit ſie 
nicht Dritten gehören; denn Zubehör find Sachen, 
die dem wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache zu 
dienen beſtimmt ſind (8 97 BGB.); ferner, wie 
bereits erwähnt, Miet⸗ und Pachtzinſen, Rück⸗ 
ſtände an ſolchen fallen nicht hierher; erſt nach 
der Beſchlagnahme fällig werdende Zinſen werden 
nur inſoweit in die Maſſe fallen, als ſie auf die 
Zeit der Beſchlagnahme treffen. Steht dem Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks im Augenblick der Be⸗ 
ſchlagnahme eine Eigentümerhypothek oder eine 
Eigentümergrundſchuld zu, ſo wird ſie in die 
Maſſe fallen; allerdings find die Eigentümer: 
hypothek und die Eigentümergrundſchuld von dem 
Eigentum an dem Grundftüd verſchiedene Rechte; 
es iſt auch zutreffend, daß ſie von der ordentlichen 
Zwangsverwaltung oder der Beſchlagnahme zum 
Zwecke der Zwangsverſteigerung nicht ergriffen 
werden; aber vom wirtſchaftlichen Standpunkt 
aus betrachtet iſt jedenfalls die Anſicht zutreffend, 
die ſie auch rechtlich als Eigentum anſieht; und 
hier enticheidet lediglich die wirtſchaftliche Seite. 

Vermögenswerte, die an die Stelle des Grund⸗ 
ſtücks treten, oder aus dem Grundftüde hervor⸗ 
gehen, werden von der Zwangsverwaltung ergriffen; 
es bleiben deshalb in der Maſſe auch die gezogenen 
Früchte (die Erzeugniſſe wie die ſonſtige Ausbeute 
einer Sache), der Erlös für ſolche oder für Teile 
des Grundſtücks. Man wird ſogar anzunehmen 
haben, daß Entſchädigungsanſprüche für Beſchädi⸗ 
gungen zur Maſſe gehöriger Gegenſtände, die ja 
= ſich Rechte des Ausländers find, in die Maſſe 
allen. 

Zu einer einſchränkenderen als der hier an⸗ 
genommenen Auslegung wird die Bekanntmachung 
vom 10. Februar 1916, betr. die Ergänzung der 
Vorſchriften über die zwangsweiſe Verwaltung 
ausländiſcher Unternehmungen (RGBl. 89), nicht 
führen. Sie trifft allerdings eine ausdrückliche 
Beſtimmung, daß auch „Vermögenswerte, die 
zu einem Unternehmen gehören“, unter Zwangs⸗ 
verwaltung geſtellt werden können. Allein hieraus 
wird nicht zu ſchließen ſein, daß dieſe nicht ohne 
weiteres von der über ein Unternehmen eröffneten 
Zwangsverwaltung erfaßt ſind und daß deshalb im 
Hinblick auf $ 7 der Bekanntmachung vom 26. No⸗ 
vember 1914 dieſes auch bei der Zwangsverwaltung 
eines Grundſtücks nicht der Fall iſt; denn die Be⸗ 
kanntmachung vom 10. Februar 1916 will nur 
ermöglichen, daß bloß die zum Unternehmen 
gehörenden Werte, ohne letzteres ſelbſt, der Zwangs— 
verwaltung unterſtellt werden (Reichst. Druckſ. 
1914/1916 Nr. 225), trifft aber keine Beſtim⸗ 
mungen über den Bereich einer für ein Unter⸗ 
nehmen oder ein Grundſtück angeordneten Zwangs— 
verwaltung. m. 
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Hann entiteht der Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch? 
Von Amtsgerichtsſekretär Wolf in Kronach. 


Der weitaus überwiegende Teil der Literatur 
und Rechtſprechung nimmt an, daß der Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch nicht erſt mit der die Koſten⸗ 
pflicht ausſprechenden Entſcheidung. ſondern be⸗ 
reits mit Prozeßbeginn, genauer mit jeder Koſten 
verurſachenden Prozeßhandlung entſteht (vgl. 
Seuffert Vorbem. 3 vor 891 ZPO.; Peterſen 
Vorbem. 2 vor 8 91 ZPO.; die früheren Auflagen 
von Gaupp⸗Stein, Wilmowski⸗Levy 
Vorbem. 1 vor 8 87 4. F.; Neumiller zu 
891 ZPO.; Sydow⸗Buſch Anm. 3 zu 8 103 
ZPO.; Freudenthal Anm. 2, Aa zu 8 91 
ZPO.; IW. 1895 S. 504; Seuff Arch. Erg.⸗Bd. 
XIV S. 111; Jaeger Anm. 30 zu §8 3 KO. und 
namentlich RG. 52, 332). 

Und zwar ſoll nach der herrſchenden Anſchauung 
der Koſtenerſtattungsanſpruch mit Prozeßbeginn 
als „bedingter“ Anſpruch entſtehen. 

Die Beantwortung der geſtellten Frage er⸗ 
heiſcht eine vorherige Prüfung der rechtlichen Natur 
des Koſtenerſtattungsanſpruches. Die Literatur 
ſtimmt nahezu einhellig darin überein, daß dieſer 
Anſpruch privatrechllichen, nicht öffentlichrechtlichen 
Charakter hat (vgl. Gaupp⸗Stein Vorbem. II 2 
vor 8 91 ZPO.; Niſſen in Gruchot Bd. 52 
S. 836 ff.). 

Keine Einhelligkeit beſteht über die Frage, ob 
der Koſtenerſtattungsanſpruch materiellrechtlicher 
oder prozeßrechtlicher Natur iſt. Für die erſtere An⸗ 
nahme iſt Görres in Buſchs Z. Bd. 35 S. 313 ff. 
Die herrſchende Lehre und die Rechtſprechung ver⸗ 
treten den rein progebrechtlichen Charakter. Waldner 
(. bei Niſſen a. a. O.) erblickt in dem Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch ein Doppelgebilde: er ſoll 
prozeſſualiſchen Urſprungs, aber materiellrechtlichen 
Weſens ſein. 

Im Geſetz findet nur die herrſchende Lehre 
von der rein prozeßrechtlichen Natur des Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruches eine Stütze. 

Die Prozeßkoſten haben ihren Entſtehungs— 
grund im Rechtsſtreit, ſind nach Exiſtenz und 
Umfang von dieſem abhängig und entbehren jeder 
eigenen Selbſtändigkeit (ſo RG. 10, 310; 22, 423; 
66, 198 ff.). 

Die prozeßrechtliche Koſtenpflicht beruht, wie 
jetzt allgemein anerkannt wird, auf dem Ver— 
urſachungsprinzip (Gaupp-Stein Vorbem. II 
vor § 91 ZPO. Bayzır. 1905 S. 290). 

Materiellrechtliche Verpflichtungsgründe ſind 
dem Koſtenerſtattungsanſpruch weſensfremd. Nur 
ausnahmsweiſe ſind materiellrechtliche Erſatzgründe, 
wie z. B. Verſchulden, im Geſetz verwertet worden 
(vgl. § 95 3 O.). Daß jedoch in § 93 das 
Verſchulden ausnahmsweiſe „Berückſichtigung“ 
findet, wie das RG. 54, 40 annimmt, dürfte 
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nicht zutreffen. § 93 enthält nicht eine Ausnahme 
von dem in 8 91 ausgeſprochenen Grundſatz, viel⸗ 
mehr eine Weiterbildung des Verurſachungsge⸗ 
dankens (Gaupp⸗Stein Vorbem. II 1 vor 
8 91 3PO., Oegg in Bayg3fR. 1905 S. 290). 

Auch wenn man annehmen will, daß dem Be⸗ 
klagten nach § 93 ZPO. die Koſten deshalb nicht 
aufzuerlegen ſind, weil ihn kein Verſchulden trifft, 
ſo läßt ſich noch nicht behaupten, daß nun unter 
allen Umſtänden die Klageerhebung ein Verſchulden 
des Klägers enthalte. 

Daraus, daß materiellrechtliche Verpflichtungs⸗ 
gründe bei der Geſtaltung der prozeſſualen Koſten⸗ 
pflicht in befonderen Vorſchriften ſelbſtändig 
verwertet worden ſind, iſt der geſetzgeberiſche Wille 
zu entnehmen, dem materiellen Recht einen all⸗ 
gemeinen Einfluß auf die prozeßrechtliche Koſten⸗ 
pflicht zu verſagen. 

Unbeſtritten iſt, daß es einen von prozeßrecht⸗ 
lichen Koſtenvorſchriften unabhängigen Koſten⸗ 
erſatzanſpruch gibt, der ſich nur auf materiellrecht⸗ 
liche Vorſchriften ſtützt. 

Die Unterſcheidung zwiſchen dem prozeßrecht⸗ 
lichen Koſtenerſtattungsanſpruch und dem materiell⸗ 
rechtlichen, auf Schadensausgleichung gerichteten 
Anſpruch findet ſich ſchon in den Motiven zum 
3. Entwurf einer ZPO. f. d. Deutſche Reich. Auf 
Seite 436 heißt es dort: „Außerhalb“ des Prozeß⸗ 
koſtenerſatzes liegen Schadensanſprüche, deren Funda⸗ 
ment nicht allein durch die Tatſache des Obſiegs 
im Rechtsſtreite, ſondern noch durch weitere Um⸗ 
ſtäͤnde begründet wird. Solche Forderungen find 
in beſonderem Progzeſſe zu verfolgen (vgl. auch 
8100, IV ZPO. und 8 92 RG KG.). 

Wie ſchon die Motive hervorheben und nirgends 
beſtritten iſt, können materiellrechtliche Verpflich⸗ 
tungsgründe nur in beſonderem Prozeß geltend 
gemacht werden. Abgelehnt wird aber von der 
herrſchenden Lehre und Rechtſprechung die An⸗ 
ſchauung der Motive, daß die in einem beſonderen 
Prozeß verfolgten Schadenserſatzanſprüche auch 
durch die bloße Tatſache des Obfiegs in dem 
vorausgegangenen Rechtsſtreit begründet werden 
können. 

Es iſt vielmehr von folgendem Grundſatz aus⸗ 
zugehen: Während einerſeits bei der Entſcheidung 
über die prozeſſuale Koſtenpflicht materiellrechtliche 
Erſatzgründe vollſtändig auszuſcheiden haben (ſ. ins: 
beſondere die Entſch. d. OLG. Bamberg in BayziR. 
1908 S. 443; Gaupp⸗Stein II 2 vor 8 91 ZPO.; 
RG. 22, 423), dürfen andererſeits bei der Geltend⸗ 
machung des materiellrechtlichen Erſatzanſpruches 
in einem beſonderen Rechtsſtreit prozeßrechtliche 
Vorſchriften über die Pflicht der Koſtentragung 
nicht herangezogen werden (vgl. Gaupp-Stein 
III 1 vor 891 3P0 .). 

Nur auf Grund materiellen Rechts und in 
beſonderem Prozeß iſt z. B. der Anſpruch auf 
Erſatz ſolcher Koſten zu verfolgen, welche durch 
eine vor der Zuſtellung infolge Erfüllung des 
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Hauptanſpruches erledigte Klage entſtanden ſind 
(vgl. RG. 47, 404; 54, 40). So auch ſämtliche 
Kommentare zur ZPO.). 

Auf Grund eines im Ausland erſtrittenen 
Urteils find die Prozeßkoſten im Inland nicht 
einklagbar. Sie können nur auf Grund materiellen 
Rechts durch eine en geltend gemacht 
werden (ogl. JW. 1889 S. 2 

Da im Prozeß über die 15 a entſtan⸗ 
denen Koſten nur auf Grund prozeßrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften entſchieden wird, ſteht die rechtskräftige 
Verneinung des prozeſſualen Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruchs der ſpäteren Geltendmachung des Koſten⸗ 
erſatzes kraft beſonderer materiellrechtlicher Ver⸗ 
pflichtungsgründe nicht entgegen (vgl. RG. 54, 40). 
Eine unbeſchränkte Verallgemeinerung dieſes Satzes 
wäre jedoch bedenklich, da die prozeſſuale Geſtaltung 
der Koſtenpflicht auch die Wirkung hat, materiell⸗ 
rechtliche Erſatzgründe in gewiſſem Umfange auf⸗ 
zuzehren, alſo ihnen die Eigenſchaft zu nehmen, 
überhaupt noch Gegenſtand eines beſonderen Rechts⸗ 
ſtreits zu ſein (vgl. Niſſen a. a. O. S. 841). 

Die in der Ueberſchrift geſtellte Frage be⸗ 
zieht ſich nur auf den prozeßrechtlichen Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch. Dieſer iſt in der ZPO. er⸗ 
ſchöpfend geregelt (vgl. RG. 22, 423; Gaupp⸗ 
Stein II 2 vor 8 91 3PO.; a. A. Oegg in 
BaygfR. 1905 S. 291). 

Die allgemeine Regel der Koſtentragungspflicht 
it in 8 91 ZPO. ausgeſprochen: Die unterliegende 
Partei hat die Koſten zu tragen. 8 11 KO. ent: 
hält keine Ausnahme von 1 Grundſatz (vgl. 
Jaeger Anm. 14, 16 zu 8 11 KO.). 

Die herrſchende Lehre geht nun davon aus, 
daß der bereits mit Prozeßbeginn entſtandene 
Koſtenerſtattungsanſpruch einer Partei dadurch 
„bedingt“ ſei, daß die Gegenpartei unterliegt. 
Einen ſolchen Anſpruch läßt das RG. 52, 332 
bei Prozeßbeginn auf Seite einer jeden Partei 
entſtehen. Hienach wäre das Unterliegen der einen 
Partei für dieſe eine auflöſende und gleichzeitig 
für die Gegenpartei eine aufſchiebende Bedingung. 

Letztere Bedingung iſt nach Jaeger Anm. 1 
zu 8 67 KO. in zweifachem Sinne denkbar: Der 
Eintritt des Ereigniſſes begründet entweder die 
Verfolgbarkeit eines bereits entſtandenen Anſpruchs 
oder bringt erſt den Anſpruch ſelbſt zur Entſtehung. 
Der Koſtenerſtattungsanſpruch iſt aber bei Prozeß⸗ 
beginn weder in dem einen noch in dem anderen 
Sinne bedingt. 

Daß von einer rechtsgeſchäftlich gewollten Be⸗ 
dingung i. S. des 8 158 BGB. nicht die Rede 
ſein kann, iſt ohne weiteres klar. Wie einflußlos 
der Parteiwille bei der prozeſſualen Regelung der 
Koſtenpflicht iſt, ergibt ſich ſchon daraus, daß der 
Richter ſogar übereinſtimmende Parteianträge un⸗ 
berückſichtigt laſſen kann und muß. Letzteres ſchon 
um deswillen, weil auch der Koſtenanſpruch der 
Staatskaſſe in Frage ſteht, der durch Partei⸗ 
vereinbarung nicht ausgeſchaltet werden darf. Ueber 
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die Koſtenpflicht iſt a von Amts wegen zu ent« 
ſcheiden (8 308 ZPO. 

Da der Parteimile gänzlich ausſcheidet, kann 
auch nicht eine als echte Bedingung rechtsgeſchäft⸗ 
lich gewollte conditio juris in Betracht kommen. 
Planck Anm. Sb zu 8 158 BGB. bezeichnet die 
Vorſchriften über die Bedingungen auch dann als 
unanwendbar, wenn die kraft Geſetzes beſtehende 
Abhängigkeit der Wirkſamkeit eines Rechtsgeſchäftes 
von dem Eintritt einer Tatſache rechtsgeſchäftlich 
gewollt iſt. 

Bei bedingten Rechtsverhaͤltniſſen iſt nur un⸗ 
gewiß, ob das die Rechtswirkung auslöſende Er⸗ 
eignis eintritt. Das Ereignis ſelbſt aber muß 
von vorneherein gegenftändlich beſtimmt fein. Das 
„Ereignis“, das über die Koſtenpflicht entſcheidet, 
iſt jedoch ſeiner tatſächlichen Geſtaltung nach bei 
Prozeßbeginn weder beſtimmt noch beſtimmbar. 
Andererſeits ſind auch die Folgen des Eintritts 
der echten Bedingung von vornherein feſt beſtimmt. 
Vor dem Koſtenurteil fehlt aber jedwede Beſtimmt⸗ 
heit der Koſtenpflicht und insbeſondere des Um⸗ 
fangs des Koſtenanſpruches. Schließlich muß bei 
der echten Bedingung objektiv beſtimmt ſein, wer 
der bedingt Berechtigte und wer der bedingt Ver⸗ 
pflichtete iſt. Von einer derartigen Beſtimmtheit 
iſt bei Prozeßbeginn in Anſehung der Koſtenpflicht 
keine Rede. Bei der echten Bedingung beſteht 
ſchon während des Schwebezuſtandes eine rechtliche 
Gebundenheit des bedingt Verpflichteten. Eine 
derartige Gebundenheit wird durch die zwiſchen 
den Parteien vor dem Koſtenurteil beſtehende 
koſtenrechtliche Beziehung nicht erzeugt. 

Wenn aber der Koſtenerſtattungsanſpruch vor 
der Entſcheidung über die Koſtenpflicht kein be⸗ 
dingter Anſpruch i. S. des Geſetzes iſt, dann iſt 
es ſchon aus dieſem Grunde unzuläſſig, diejenigen 
geſetzlichen Vorſchriften, welche von „bedingten“ 
Anſprüchen handeln, auf die zwiſchen den Parteien 
vor dem Koſtenurteil beſtehende koſtenrechtliche Be⸗ 
ziehung anzuwenden. Es geht ſchon der rechtlichen 
Folgerungen halber nicht an, den Begriff der Be⸗ 
dingtheit in einem anderen als dem geſetzlichen 
Sinne zu gebrauchen. 

Worin ſoll auch die Bedingung, an welche 
die Rechtswirkung der Koſtenpflicht geknüpft wäre, 
beſtehen? Etwa in dem Unterliegen in der 
Hauptſache? 

Das Unterliegen iſt zunächſt ebenfalls keine 
Bedingung im Rechtsſinne (vgl. Gaupp-Stein 
II 3 vor 8 91 ZPO) Es iſt ferner auch gar 
nicht immer ausſchlaggebend für die Frage der 
Koſtenpflichtigkeit. Denn auch der in der Haupt: 
ſache in vollem Umfange obſiegenden Partei können 
ſämtliche Koſten auferlegt werden ($ 93 ZPO.). 
Und die in der Hauptſache teilweiſe unterliegende 
Partei kann von jeder Koſtenpflicht befreit werden 
8 92 U 3PO.). Vollkommen unabhängig nun 
gar von dem Unterliegen in der Hauptſache iſt 
die Frage der Koſtenpflicht in den verſchiedenen 
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Fällen der ſog. Koſtenſeparation geregelt (55 94 
bis 97 ZPO.). Wenn die von einem vollmacht⸗ 
loſen Vertreter erhobene Klage als gegen den Be⸗ 
klagten wirkungslos abgewieſen wird, werden die 
Koſten überhaupt keiner Partei, ſondern dem voll⸗ 
machtloſen Vertreter überbürdet (vgl. RG. in IW. 
1899 S. 595, 8 89 880.) 

Schon hier zeigt ſich, daß der Schwerpunkt 
der Frage in der bloßen Tatſache des Unterliegens 
ſchlechterdings nicht zu finden iſt. Er wird viel⸗ 
mehr auf die richterliche Entſcheidung im Koſten⸗ 
punkt gerückt. 

Die Frage: wann entſteht der Koſtenerſtat⸗ 
tungsanſpruch? löſt ſich durch die Beantwortung 
der Frage: wodurch entſteht dieſer Anſpruch? 

Daß rechtsgeſchaftlicher Parteiwille (ausge⸗ 
nommen $ 98 ZPO.) bei Entſtehung dieſes An⸗ 
ſpruchs keine Rolle ſpielt, iſt zweifellos. Es bleiben 
alſo nur zwei Möglichkeiten: entweder entſteht der 
Anſpruch kraft Geſetzes (obligatio ex lege) oder 
kraft des Richterſpruches. Im erſteren Falle 
müßten im Geſetz Tatbeſtände aufgeſtellt ſein, an 
welche die Entſtehung des Koſtenerſtattungsan⸗ 
ſpruchs als unmittelbare Rechtsfolge geknüpft wäre. 
Der richterliche Ausſpruch im Koſtenpunkt würde 
dann nur eine bereits kraft Geſetzes eingetretene 
Rechtsfolge feſtſtellen. Im letzteren Falle dagegen 
wäre der Richterſpruch rechtserzeugend; die Koſten⸗ 
vorſchriften hätten alsdann nur die Bedeutung 
von Weiſungen für den Richter, wie er die Koſten 
aufzuerlegen hätte. 

Die erſtere Bedeutung wird in RG. 54, 39 
angenommen (vgl. auch RGSt. 32, 299). Auch 
die Motive S. 435 gehen von dem Grundſatz aus, 
daß das Unterliegen in der Hauptfache als Rechts⸗ 
folge die Verantwortlichkeit für die Prozeßkoſten 
nach ſich zieht. Hier wird alſo das Unterliegen 
zu einem geſetzlichen Tatbeſtand geſtempelt, der 
den Koſtenerſtattungsanſpruch unmittelbar ins 
Leben ruft. 

Die ZPO. weiſt zwar vereinzelte Vorſchriften 
auf, nach denen der Koſtenerſtattungsanſpruch beim 
Vorliegen eines geſetzlichen Tatbeſtands unmittelbar 
begründet wird, ohne daß es eines Richterſpruches 
bedürfte. Gemäß 8271 III ZPO. verpflichtet 
die Tatſache der Klagezurücknahme als ſolche den 
Kläger, die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. 
Auf Antrag iſt dieſe Verpflichtung durch Urteil 
auszuſprechen. Daß dieſes Urteil keine rechts⸗ 
geſtaltende Kraft, ſondern nur deklaratoriſche Be— 
deutung hat, iſt bei dem unzweideutigen Wortlaut 
des Geſetzes außer Zweifel (vgl. Gaupp-Stein 
II 3 vor $ 91 ZPO. Skonietzki⸗Gelpcke 
Anm. 20 zu § 271 3PO.). Mit gutem Grunde. 
Denn das Geſetz betrachtet den Rechtsſtreit als 
nicht anhängig geworden. Geſetzgeberiſche Gründe 
zwangen aber dazu, auch ohne das nur auf An— 
trag ergehende Koſtenurteil den Rechtsſtreit auch 
in der Koſtenfrage reſtlos zu erledigen. Die 
Koſtenpflicht bedurfte daher einer von richterlicher 
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Entſcheidung unabhängigen Regelung. Es war 
alſo zweckmäßig, die Koſtenpflicht als unmittel⸗ 
bare Rechtsfolge der Klagezurücknahme entſtehen 
zu laſſen (vgl. auch 88 515 III, 566 3P O.). 

Aus dem gleichen Grunde iſt auch die Vor⸗ 
ſchrift des 5 98 ZPO., die nicht bloß die Be: 
deutung einer Auslegungsregel hat, rechtsbegrün⸗ 
dender Natur. Dieſe Regelung war hier um ſo 
mehr geboten, als jede richterliche Entſcheidung 
wegfällt. 8 98 ZPO. iſt ſogar auf außergericht⸗ 
liche Vergleiche anwendbar (vgl. Gaupp⸗Stein 
I zu 898 ZBO., RG. 78, 288). 

Ganz anders verhält es ſich mit den Koſten⸗ 
vorſchriften der 88 91 ff. (ausgenommen 8 98) 
ZPO. Hier wird vorausgeſetzt, daß das Unter: 
liegen einer Partei durch richterliche Entſcheidung 
in der Hauptſache ausgeſprochen oder doch, näm: 
lich im Falle der Fortſetzung des Rechtsſtreits 
über den Koſtenpunkt nach Erledigung der Haupt⸗ 
ſache, wenigſtens incidenter die Frage des Obfieg3 
entſchieden wird. Eine Entſcheidung im Koſten⸗ 
punkt aber iſt ſchlechthin vorausgeſetzt. Der of⸗ 
fenſichtliche Ausnahmecharakter der 88 98, 271 LII 
3PO. ſpricht zum mindeſten nicht für eine Gleich: 
ſtellung der darin enthaltenen Koſtenvorſchriſten 
mit denjenigen in den 88 91 ff. ZPO. 

Die Faſſung „Die unterliegende Partei hat 
die Koſten zu tragen“ in den 88 91 I, 95, 97 III, 
673 II, 679 ZPO. und die Formel „die Koſten 
fallen zur Laſt“ in den 88 93, 94, 971, 238 III 
ZPO. zwingen nicht zur Annahme eines rechtsbe⸗ 
gründenden Charakters dieſer Vorſchriften (vgl. auch 
88 658, 677 ZPO.). Nicht nur gegenüber Partei⸗ 
willenserflärungen, ſondern auch gegenüber dem 
Geſetz ſelbſt gilt der Grundſatz, daß nicht an dem 
buchſtäblichen Wortſinne zu haften iſt (vgl. Co⸗ 
ſack, 4. Aufl. I. Bd. 8 11). So ſprechen z. B. 
die SS 894, 895 ZPO. von einer Verurteilung 
zur Abgabe einer Willenserklärung; nach dieſem 
Wortlaut ſcheinen Leiſtungsurteile in Frage zu 
ſtehen. Urteile des fraglichen Inhalts find aber 
Rechtsbewirkungsurteile (vgl. Seuffert Anm. 20 a 
zu $ 253 3PO.). 

Bei einer vergleichenden Gegenüberſteklung 
anderer Koſtenvorſchriften ergibt ſich, daß die 
Formeln „hat zu tragen“, „fallen zur Laſt“ und 
ähnliche keine unmittelbare Rechtsfolge ausſprechen 
wollen. Nach §92 1 ZPO. find die Koſten „gegen⸗ 
einander aufzuheben oder verhältnismaͤßig zu 
teilen“. Hier wird in bündiger Form zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß das Geſetz nicht unmittelbar 
aus einem gegebenen Tatbeſtand einen Anſpruch 
auf Koſtenerſtattung entſtehen laſſen will; viel⸗ 
mehr fordert das Geſetz von dem Richter, daß er 
die Koſten gegeneinander aufhebe oder verhältnis⸗ 
mäßig teile. Bei der verhältnismäßigen Teilung 
iſt dem richterlichen Ermeſſen ſogar ein gewiſſer 
Spielraum belaſſen. Daß dieſe richterlichen Akte 
begrifflich etwas anderes ſind als eine bloße 
Feſtſtellung, dürfte kaum bezweifelt werden können. 
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3 921 ZPO. iſt aber nicht etwa eine Ausnahme 
von dem in 8 91 ZPO. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatz, ſondern eine beſondere Anwendungsform des⸗ 
ſelben (vgl. Gaupp⸗Stein J zu § 92 ZPO.). 
Auch in 8 101 ZPO. wird der Richter ange 
wieſen, die Koſten dem Gegner der Hauptpartei 
„aufzuerlegen“. 

Wenn aber das Geſetz, ſtatt aus den von ihm 
bezeichneten Tatſachen ſelbſt unmittelbar die Rechts⸗ 
folge der Koſtenpflicht entſtehen zu laſſen, ſich 
nur an den Richter wendet, damit dieſer 
die Koſten auferlege, gegeneinander aufhebe oder 
verhältnismäßig teile, oder die eine oder die andere 
Partei zur Erſtattung der Koſten verurteile, ſo 
verlangt es eben zur Begründung des Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruchs einen Ausſpruch des Ge- 
richts. Darum muß auch dieſem Ausſpruch rechts⸗ 
erzeugende Kraft zuerkannt werden (vgl. hierher 
noch 88 75, 89, 344, 600 III, 380, 409 3 O.). 
Alle dieſe Vorſchriften tragen deutlich den Cha⸗ 
rakter von zwingenden Weifungen für den Richter. 

Daß nun gar die Koſtenvorſchriften in den 
88 92 II, 96, 97 II, 102, 278 II, 283 II 8PO. 
(das Gericht kann die Koſten auferlegen) keinen 
Koſtenerſtattungsanſpruch aus gegebenen Tatſachen 
ableiten, ſondern nur dem Richter gewiſſe, nach 
freiem Ermeſſen anwendbare Regeln für die Koſten⸗ 
auferlegung an die Hand geben wollen, bedarf 
keiner Beweisführung. Inſoweit hier der Richter 
von den ihm eingeräumten Befugniſſen keinen 
Gebrauch macht, kommt trotz Vorliegens des die 
Anwendung dieſer Vorſchriften rechtfertigenden 
Tatbeſtands ein prozeſſualer Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch überhaupt nicht zur Entſtehung. Darin 
liegt ein unumſtößlicher Beweis für die rechts⸗ 


erzeugende Kraft der richterlichen Koſtenaufer⸗ 


legung (vgl. auch Art. 130 des code de procé- 
dure civil, der wie andere Vorläufer unſerer Zivil⸗ 
prozeßordnung bei der Regelung der Koſtenpflicht 
manchen verwertbaren Bauſtein geliefert hat, 
„Toute partie, qui succombera, sera con- 
damne&e aux dépens“. Dieſe Vorſchriſt, welche 
der grundſätzlichen Regel des 8 91 ZPO. ent⸗ 
ſpricht, enthält ebenfalls unverkennbar nur eine 
Weiſung für den Richter. 

Schon die Motive (S. 437) ſprechen, allerdings 
nur mit Bezug auf beſtimmte Abweichungen von 
der allgemeinen Regel des 8 91 ZPO., von 
zwingenden und fakultativen Koſtenvorſchriften. 
Zwingend oder ermeſſensfrei anwendbar ſind aber 
die Koſtenvorſchriften ſelbſtredend nicht in An⸗ 
ſehung der von ihnen gewollten Rechtswirkung, 
ſondern nur für den Richter. Daß die all⸗ 
gemeine Regel des § 91 ZPO. bloß die Be: 
deutung einer verpflichtenden Koſtenvorſchrift in 
dem dargelegten Sinne hat, d. h., daß der Ge: 
ſetzgeber ſelbſt die Tatſache des Unterliegens nicht 
als einen die Koſtenpflicht unmittelbar begrün⸗ 
denden Tatbeſtand aufgefaßt haben will, ergibt 
ſich aus 88 637, 673 1, 684 IV, 686 IV 3PO., 


wo ebenfalls der Richter angewieſen wird, den 
unterliegenden Teil zur Erſtattung der Koſten zu 
verurteilen. 

In 8 86 RGKG. iſt von der gerichtlichen 
Entſcheidung die Rede, „durch welche“ die Koſten 
des Verfahrens „auferlegt“ werden. Auch dieſe 
Faſſung, die alle Koſtenurteile nach 88 91 ff. ZPO. 
in ſich begreift, und die mit der Annahme einer 
bloß feſtſtellenden Wirkung des Koſtenurteils nicht 
vereinbar iſt, weiſt auf die rechtserzeugende Kraft 
der richterlichen Koſtenauferlegung hin. 887 RGKGG. 
ſpricht nun gar von der durch gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung begründeten Verpflichtung zur Zah⸗ 
lung der Gebühren und Auslagen. Hier iſt 
wortdeutlich die rechtsbegründende Kraft der richter⸗ 
lichen Entſcheidung zum Ausdruck gebracht. 8 87 
RG. bezieht ſich allerdings auf den Koſten⸗ 
anſpruch des Fiskus. Allein eben dieſelbe ge⸗ 
richtliche Entſcheidung, durch welche die Verpflich⸗ 
tung zur Tragung der gerichtlichen Gebühren und 
Auslagen „begründet“ wird, begründet zugleich 
auch den Anſpruch der obſiegenden Partei auf 
Erſatz der von ihr aufgewendeten Gerichtskoſten 
und anderen Auslagen. Es wäre auch eine auf⸗ 
fallende Erſcheinung, wenn das Koſtenurteil im 
Verhältnis der Parteien untereinander die Be⸗ 
deutung einer Feſtſtellung, in Anſehung des fis⸗ 
kaliſchen Anſpruchs aber rechtsbegründende Wir⸗ 
kung hätte. Dieſe Zwittergeſtaltung fände nicht 
etwa darin ihre Erklärung, daß zwiſchen den 
Parteien von vorneherein ein beſtimmtes, den 
Gegenſtand des Prozeſſes bildendes Rechtsverhältnis 
beſteht. Denn der Koſtenerſtattungsanſpruch ent⸗ 
ſpringt gar nicht aus dem unter den Parteien 
beſtehenden Rechtsverhältnis (vgl. Gaupp⸗Stein 
II 2 vor 8 91 3 O.). 

Ein weiteres Hilfsmittel für die Entſcheidung 
der Frage, ob die Vorſchriſten der 88 91 ff. ZPO. 
ſich nur an den Richter wenden oder Tat: 
beſtaͤnde aufſtellen, an welche die Entſtehung von 
Koſtenanſprüchen als unmittelbare Rechtsfolge ge⸗ 
knüpft wird, liegt in den rechtlichen Folgen des 
Fehlens einer Koſtenentſcheidung. 

Wenn der Koſtenpunkt bei der Endentſcheidung 
übergangen iſt, kann das Urteil gemäß § 321 ZPO. 
ergänzt werden. Wird aber eine Ergänzung inner⸗ 
halb der geſetzlichen Friſt verabſäumt, ſo iſt die 
Geltendmachung des Koſtenerſatzes in einem be⸗ 
ſonderen Prozeß ſchlechtweg ausgeſchloſſen (vgl. 
RG. 22, 423). Dieſe allgemein anerkannte, Feines: 
wegs aus der materiellen Rechtskraft des Haupt⸗ 
ſacheurteils ſich ergebende Folge verträgt ſich nicht 
mit der Annahme einer bloß feſtſtellenden Be⸗ 
deutung der Entſcheidung im Koſtenpunkt. Es 
bedarf neben der Entſcheidung in der Haupt— 
ſache, alſo neben der Tatſache des Unterliegens, 
unter allen Umſtänden noch einer beſonderen und 
darum von Amts wegen zu erlaſſenden Entſcheidung 
über die Pflicht der Koſtentragung. Wenn dem an: 
geblich ſchon mit Prozeßbeginn vorhandenen Koſten— 
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erſtattungsanſpruch mangels einer Entſcheidung ſcheidung iſt maßgebend für den Zeitpunkt der 
im Koſtenpunkt jedwede Verfolgbarkeit dauernd Entſtehung? Nach Gaupp⸗Stein IV zu 9 91 3PO. 


fehlt, läßt ſich dann überhaupt noch von einem 
»Anſpruch“ im Sinne des $ 194 BGB. reden? 

Da ohne beſondere Entſcheidung über die 
Koſtenpflicht ein verfolgbarer Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch überhaupt nicht exiſtiert, bleibt wiederum 
nur die Annahme übrig, daß nicht die Tatſache 
des Unterliegens als ſolche, ſondern die richterliche 
Entſcheidung im Koſtenpunkt den Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch begründet (vgl. Gaupp⸗Stein II 3 
vor 8 91 3P O.). Die herrſchende Lehre trägt 
in die rein prozeßrechtliche Natur des Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruchs materiellrechtliche Beſtandteile 
hinein, welche ihm weſensfremd ſind. Dabei iſt 
die dem Koſtenerſtattungsanſpruch unzuläſſiger⸗ 
weiſe beigelegte Bedingtheit nicht einmal ein zu⸗ 
treffender materiellrechtlicher Begriff. 

Die Autoren, die den Koſtenerſtattungsanſpruch 
mit Prozeßbeginn als einen „bedingten“ Anſpruch 
entſtehen laſſen, erblicken den Rechtsgrund dieſes 
Anſpruchs in dem Unterliegen (vgl. RG. 66, 199; 
Neumiller zu § 911 ZPO.). 

Vor der Setzung des Rechtsgrundes gibt es 
aber weder einen unbedingten noch einen bedingten 
Anſpruch. 

Der Rechtsgrund des aufichiebend bedingten 
Anſpruchs liegt nicht in dem künftigen Ereignis, 
ſondern in dem vorher bedingt abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäft. Rechtsgrund und Entſtehung des 
aufſchiebend bedingten Anſpruches fallen begriffs⸗ 
notwendig zeitlich auseinander. Es gibt nach dem 
BGB. keine conditio in praesens vel praeteritum 
collata. Gerade weil bei der echten Bedingung der 
Rechtsgrund ſchon gelegt, der Anſpruch ſelbſt aber 
noch nicht zur Entſtehung gelangt iſt, ſpricht man 
von einem bedingten Anſpruch. Die Vertreter 
der hier bekämpften Anſchauung laſſen aber den 
Anſpruch früher entſtehen als ſeinen Rechtsgrund! 
Das iſt ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. 

Bei dem Koſtenerſtattungsanſpruch fallen Rechts⸗ 
grund und Entſtehung zuſammen. Beide treten 
mit und in der richterlichen Entſcheidung über 
die Koſtenpflicht gleichzeitig in die Erſcheinung. 

Das Ergebnis iſt ſomit folgendes: 

In den SI 91 ff. (ausgenommen § 98) ZPO. 
wird nicht an einen beſtimmten Tatbeſtand die 
unmittelbare Rechtsfolge der Koſtenpflicht geknuͤpſt; 
vielmehr enthalten dieſe Vorſchriften nur teils 
verpflichtende, teils ermächtigende Weiſungen für 
den Richter hinſichtlich der Frage der Koſten— 
auferlegung. Es wird ſtets eine Entſcheidung im 
Koſtenpunkt verlangt. Ohne ſolche beſteht kein 
verfolgbarer Koſtenerſtattungsanſpruch. Erſt mit 
der richterlichen Entſcheidung und durch dieſe ent— 
ſteht der Anſpruch auf Erſtattung der Prozeßkoſten. 

Die rechtsgeſtaltende Kraft des Koſtenurteils 
nehmen auch Gaupp-Stein II 3 vor 8 91 
3 O. und insbeſondere Niſſen a. a. O. S. 843 f. an. 

Nun taucht aber die Frage auf: welche Ent: 


entſcheidet das endgültige Unterliegen, alſo das 

rechtskräftige, event. in der letzten Inſtanz ge: 

faͤllte Urteil. Den gleichen Standpunkt vertritt 

un 15 OLG. Hamburg (ogl. Seuff Arch. Bd. 58 
r. 26). 

Zunächſt trifft dieſe Anſchauung unzweifelhaft 
nicht auf den Koſtenanſpruch der Staatskaſſe zu. 
In 8 87 RGKG. wird einer aufhebenden oder 
abaͤndernden Entſcheidung auflöſende Wirkung bei⸗ 
gelegt und auch dies nur mit gewiſſen Einſchrän⸗ 
kungen. Und wie verträgt ſich dieſe Anſchauung 
mit der Vorſchrift des $ 103 I 3PO., die ſich 
auf die Koſtenpflicht unter den Parteien bezieht? 
Nach § 103 I 3PO. kann der Anſpruch auf Er: 
ſtattung der Prozeßkoſten bereits auf Grund einer 
vorläufig vollſtreckbaren, alſo nicht endgültigen 
Entſcheidung geltend gemacht werden. Die Rechts⸗ 
kraft ruft den Koſtenerſtattungsanſpruch nicht erſt 
ins Leben, ſondern verleiht ihm nur endgültige 
Verfolgbarkeit. 

Nach Skonietzki⸗Gelpcke Anm. 3 zu $ 104 
entſteht zufolge 8 104 I (jetzt 8 103 J) ZPO. ber 
Anſpruch auf Erſtattung der Prozeßkoſten erſt 
mit dem ihm zugrunde liegenden Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungstitel (vgl. auch RG. in JW. 1901 S. 4235). 

Die Vorſchrift des 8 103 I ZPO. will aber 
gar nicht die Entſtehung des Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruches materiell regeln; fie befaßt fi nur 
mit der formellen Vorausſetzung ſeiner Gel⸗ 
tendmachung. Schon aus dieſem Grunde iſt die 
von Skonietzki⸗Gelpcke vertretene Auffaſſung nicht 
ſchlüſſig. Der Vollſtreckungstitel hat mit der 
Entſtehung des Anſpruches nichts zu tun. Auch 
im Falle des 8 98 ZPO. wird gem. 8 1031 
ZPO. ein Vollſtreckungstitel gefordert, obwohl 
der Anſpruch bereits als entſtanden zu betrachten 
iſt (vol. RG. 20, 415). Das gleiche hat auch 
für den Fall des 8 271 III ZPO. zu gelten. 
Denn gerade mit Rückſicht auf § 103 I 3PO. 
wurde der letzte Satz in 8 271 III ZPO. ange: 
fügt (vgl. Struckmann⸗Koch Anm. 6 zu § 271 
3PO.). Und was den Koſtenerſtattungsanſpruch 
der Staatskaſſe anbetrifft, jo wird nach 88 86, 87 
RGKG. weder die vorläufige Vollſtreckbarkeit noch 
die Endgültigkeit der Entſcheidung im Koſtenpunkt 
gefordert. 

Es verbleibt nur noch folgende Annahme: 
Der Koſtenerſtattungsanſpruch entſteht ſofort mit 
dem Urteil ungeachtet möglicher Aenderung des⸗ 
95 in höherer Inſtanz (vgl. Niſſen a. a. O. 

843). 


Welche Beziehungen beſtehen nun unter den 
Parteien in Anſehung der Koſtenfrage vor der 
gerichtlichen Entſcheidung über die Koſtenpflicht? 

Eine bloß tatſächliche Möglichkeit der Er⸗ 
langung eines Koſtenerſtattungsanſpruches nimmt 
das OLG. Hamburg an (vgl. Seuff Arch. 58 Nr. 26). 

Gaupp⸗-Stein Il 4 vor $ 91 ZPO. und 
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Niſſen (S. 844) bezeichnen die vor dem Koſten⸗ 
urteil unter den Parteien beſtehende koſtenrecht⸗ 
liche Beziehung als „Anwartſchaft“. Dieſer Be⸗ 
griff hat ſchon einen gewiſſen rechtlichen Inhalt. 
Als ſog. „Anwartſchaftsrecht“ darf freilich dieſe 
koſtenrechtliche Beziehung nicht aufgefaßt werden. 
Die Ausnahmefälle der 88 110, 111 ZPO. ſprechen 
nicht für die Annahme eines Anwartſchaftsrechtes. 
Die Anwartſchaft entbehrt wegen ihrer notwendigen 
Verknüpfung mit der Parteiſtellung derart jeder 
Selbſtändigkeit, daß ſie als ſolche nicht Gegenſtand 
einer Rechtsnachfolge ſein kann. Nach Gaupp⸗ 
Stein II 4 vor 891 ZPO. kann die Anwart⸗ 
ſchaft übertragen werden. In Wirklichkeit wird 
aber nicht die Anwartſchaft als ſolche, ſondern 
der künftige Koſtenerſtattungsanſpruch übertragen. 
Auch künſtige Forderungen, zu denen noch kein 
Grund gelegt iſt, und deren Entſtehung nur als 
möglich angenommen wird, find abtretungsfähig. 
Die Anwartſchaft, die kein Vermögensrecht i. S. 
des 8 1922 BGB. darſtellt, iſt auch nicht ver⸗ 
erblich. Bei der echten Bedingung dagegen iſt 
ſchon die Rechtspoſition des bedingt Berechtigten 
übertragbar und vererblich. Bedingte Rechte find 
auch pfändbar und im Konkurs wie in der Zwangs⸗ 
verſteigerung zu berüdfichtigen (vgl. Planck Anm. 2 
zu 8 158 BGB.). Die Anwartſchaft iſt dagegen 
nicht pfändbar. Sie iſt eben keine Forderung 
und kein Vermögensrecht i. S. des $ 828 ZPO., 
ebenſowenig eine bedingte oder betagte Forderung 
i. S. des $ 844 ZPO. Für die Unpfändbarkeit 
ſprechen ſich aus Baupp- Stein II 4 vor 8 91 
ZPO. und Skonietzki⸗Gelpcke Anm. 3 zu 
8104 3PO. 

Die bloße Anwartſchaft auf einen künftigen 
Koſtenerſtattungsanſpruch kann auch nicht durch 
Arreſt gefichert werden (vgl. Seuff Arch. 58 Nr. 26; 
Skonietzki⸗Gelpcke Anm. 3 zu § 104 ZPO.; 
Gaupp⸗Stein zu 8916 ZPO.; Niſſen a. a. O. 
S. 845). Letzterer will dagegen eine einſtweilige 
Verfügung nach § 940 ZPO. zulaſſen. Aber auch 
das iſt abzulehnen. Gegenſtand der Regelung 
nach 8 940 ZPO. muß grundſätzlich ein Zuſtand 
ſein, nicht ein Schuldverhältnis, das nur auf ein⸗ 
malige Leiſtung gerichtet iſt. Der Abſicht des 
Geſetzes dürfte es wohl kaum entſprechen, wenn 
man eine Sicherung durch Arreſt nach 8916 ZPO. 
grundſätzlich verneinen, aber unter Umgehung dieſer 
Vorſchrift die Erreichung des gleichen Zweckes auf 
dem Wege der einſtweiligen Verfügung zulaſſen 
wollte. Abgeſehen von den Ausnahmefällen der 
88 110, 111 ZPO. iſt nach dem Geſetz keine 
Partei verpflichtet, eine Sicherheit wegen der Prozeß⸗ 
koſten zu leiſten. Diefe erkennbare Abſicht des Ge: 
ſetzes würde hinfällig werden, wenn es geſtattet 
ſein ſollte, im Laufe des Rechtsſtreits eine Sicher⸗ 
heitsleiſtung im Wege der einſtweiligen Verfügung 
zu erlangen. Dabei iſt zu beachten, daß nach 
88 110, 111 3PO. nur der Kläger zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung verpflichtet iſt. 
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Die Anwartſchaft kann nicht nach 8 67 KO. 
berückſichtigt werden. 867 KO. ſchreibt übrigens 
nicht vor, daß die aufſchiebend bedingten An⸗ 
ſprüche im Konkurs zu berückſichtigen find, ſondern 
nur, wie ſie behandelt werden ſollen. Die An⸗ 
meldungsfähigkeit bemißt ſich vielmehr nach 8 3 KO. 
Hienach kann nur für die zur Zeit der Eröffnung 
des Verfahrens begründeten Vermögensanſprüche 
anteilmäßige Befriedigung begehrt werden. 

Die Anwartſchaft iſt aber kein Vermögens: 
anſpruch (ogl. Gaupp⸗Stein II 4 vor 8 91 
ZPO.) Sie kann daher im Konkurs der Gegen⸗ 
partei nicht angemeldet werden. A. A. die berr- 
ſchende Lehre. Skonietzki⸗Gelpcke verneint die 
Anmeldungsfähigkeit vor Erlangung des Zwangs⸗ 
vollſtreckungstitels. 

Die Anwartſchaft iſt auch zur Aufrechnung 
nicht geeignet. Ebenſo Skonietzki⸗Gelpcke 
Anm. 3 zu § 104 ZPO. und Gaupp⸗Stein 
II 4 vor 8 91 38PO. 


Kleine Mitteilungen. 


Die Uebergangsvorſchrift in Art. 4 RE. vom 
8. Juni 1915. Im vorigen Jahrgange dieſer Zeitſchrift 
S. 341 ff. und S. 361 ff. wird die Uebergangsvorſchrift 
in Art. 4 RG. zur Einſchränkung der Verfügungen 
über Miet⸗ und Pachtzins forderungen vom 8. Juni 
1915 vom Herrn OL GRat Bauer einer eingehenden 
Erörterung unterzogen. Der Herr Verfaſſer wendet 
ſich in dem Aufſatze vor allem gegen die Auslegung, 
die der Vorschrift durch Herrn JRat Stillſchweig in 
IW. 1915 S. 619 ff.; 1051, 1052 zu Teil geworden iſt. 
Ich erachte dieſe Ausführungen hier für gerechtfertigt. 

Der Art. 4 beſtimmt: „Für die Wirkung von 
Verfügungen und Rechtsgeſchäften, die vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes (d. i. vor dem 20. Juni 1915) 
vorgenommen ſind, bleiben die im Art. 2 und im Art. 3 
unter I bezeichneten Vorſchriften bis zum Ablaufe des 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes folgenden Kalender⸗ 
vierteljahrs in der bisherigen Faſſung maßgebend“. 

Nach der Meinung Stillſchweigs ſoll dies beſagen, 
daß die Wirkung von Verfügungen und Rechtsgeſchäften, 
die vor dem 30. Juni 1915 vorgenommen ſind, ſich 
nach den früheren Vorſchriften beſtimmt, wenn das 
Ereignis, das der Wirkſamkeit der Vorausverfügung 
ein Ende bereitet (Veräußerung, Beſchlagnahme) 
noch in die Zeit bis zum 30. September 1915 fällt. 
Wenn ſo z. B. der Grundſtückseigentümer die Miet⸗ 
zinſen im Mai 1915 abgetreten hätte und die Beſchlag⸗ 
nahme des Grundſtücks zum Zwecke der Zwangs⸗ 
verwaltung im Juli 1915 erfolgte, ſo ſoll nach der 
Meinung Stillſchweigs der Abtretung nicht nur, wie 
es nach den neuen Vorſchriften der Fall ſein würde, 
bis zum 30. September, ſondern, wie nach früherem 
Rechte, bis zum 31. Dezember 1915 Wirkung zukommen 
(vol. JW. 1916 S. 521, 522). Das würde, wie Bauer 
mit Recht geltend macht, eine Hinausſchiebung des 
Inkrafttretens des Geſetzes und damit gerade das 
Gegenteil von dem bedeuten, was mit der Vorſchrift 
beabſichtigt war. Denn der Zweck der Uebergangs⸗ 
vorſchrift des Art. 4 iſt gerade der, den Vorſchriften 
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des Geſetzes möglichſt baldige Geltung zu verſchaffen. 
Um jedoch nicht in wohlerworbene Rechte Dritter 
einzugreifen, wird früheren Vorausverfügungen, die 
nach den neuen Vorſchriften bereits vor dem 30. Sep⸗ 
tember zu wirken aufhören würden, noch bis zu dieſem 
Tage Geltung beigemeſſen, weil dies der Zeitpunkt 
iſt, bis zu dem der Begünſtigte bei der Vornahme 
der Verfügung mit deren Wirkſamkeit unbedingt rechnen 
konnte. Es wird danach für ſolche Fälle ſo angeſehen, 
als ob das Inkrafttreten des Geſetzes das Ereignis 
ſei, nach dem ſich der Zeitraum für die Wirkſamkeit 
der Verfügung nach dem früheren Rechte beſtimmte. 
Es kann auch nicht zugegeben werden, daß dieſe Aus⸗ 
legung mit dem Wortlaute der Vorſchrift nicht im 
Einklange ſtehe; vielmehr iſt es zutreffend, wenn Bauer 
behauptet, daß die von Stillſchweig vertretene Aus⸗ 
legung ſich in Widerſpruch zu der Faſſung der Vor⸗ 
ſchrift ſetzt, inſofern es in Art. 4 nicht heißt: „Für 
Verfügungen und Rechtsgeſchäfte, die uſw.“, ſondern: 
„Für die Wirkung von Verfügungen und Rechtsge⸗ 
ſchäften, die uſw.“. In dem angeführten Beiſpiel erliſcht 
alſo die Wirkung der Abtretung gegenüber dem Beſchlag⸗ 
nahmegläubiger bereits am 30. September und nicht 
erft om 31. Dezember 1915. 

Gewiſſe Zweifel bieten ſich im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks, wo gemäß dem in 
Art. 1 unter J eingeſtellten 8 57 b BUG. das Ereignis, 
nach dem ſich die zeitliche Beſchränkung der Voraus⸗ 
verfügung beſtimmt, nicht mehr der ſich mit dem 
Zuſchlage vollziehende Eigentums wechſel, ſondern die 
Beſchlagnahme iſt. Da der Art. 4 den Art. 1 nicht 
mit anführt, wird man mit der herrſchenden Meinung 
davon auszugehen haben, daß der neue 8 57b 3G. 
für die Uebergangsfälle ebenfalls gilt, wie dies auch 
von mir in der Beſprechung des Geſetzes in dieſer 
Zeitſchrift 1915 S. 225 Sp. 2 angenommen worden 
iſt. Jedoch habe ich in dieſer Beziehung einen offen⸗ 
ſichtlichen Fehler begangen und leider auch bei der 
Korrektur nicht bemerkt, nämlich den, den Ablauf des 
vierten (anitatt des dritten) Kalendervierteljahrs 
1915 als den Zeitpunkt zu bezeichnen, bis zu dem 
frühere Verfügungen auf Grund der Uebergangs⸗ 
vorſchrift gegenüber den Beſtimmungen im Art. 2 
und im Art. 3 Wirkſamkeit behalten. Infolgedeſſen 
iſt in den ſämtlichen dort angeführten Beiſpielen der 
31. Dezember 1915 als der Tag bezeichnet, bis zu dem 
die Wirkſamkeit angedauert haben wird. Dies trifft 
indeſſen. worauf Bauer hinweiſt, nur für das letzte 
Beiſpiel zu (Beſchlagnahme der Forderung für den 
Hypothekengläubiger durch Pfändung oder durch Er— 
wirkung der Zwangsverwaltung des Grundſtücks am 
16. September 1915, alſo im letzten halben Monate 
eines Kalendervierteljahrs). In dem Beiſpiel des 
zweiten Abſatzes (Verſteigerungsbeſchlagnahme am 
20. Juli, Zuſchlag am 3. Oktober 1915) endigt die 
Wirkſamkeit mit dem Zuſchlag und nicht ſchon am 
30. September, wie Bauer nach der Anm. 18 auf 
S. 362 anzunehmen ſcheint; denn dem Erſteher, der 
inſoweit allein in Betracht kommt, gebührt der Miet⸗ 
oder Pachtzins erſt vom Zuſchlag an, mit dem er 
das Eigentum an dem Grundſtück erwirbt. Hätte 
dagegen gleichzeitig die Verwaltungsbeſchlagnahme des 
Grundſtücks ſtattgefunden, ſo würde die Wirkſamkeit 
der Verfügung allerdings mit dem 30. September 
erloſchen fein, dies aber nur gegenüber dem die Zwangs— 
verwaltung betreibenden Gläubiger, fo daß der Miet⸗ 
oder Pachtzins auf die Zeit vom 1. bis 3. Oktober 
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zur Verwaltungsmaſſe gehörte. Dieſes Beiſpiel zeigt 
zugleich, daß die Zeitdauer für die Wirkſamkeit früherer 
erfügungen, wenn der Zuſchlag des Grundſtücks 
nach dem 30. September 1915 erfolgt, eine verſchiedene 
iſt, je nachdem es ſich um die Verſteigerungsbeſchlag⸗ 
nahme oder um die Verwaltungsbeſchlagnahme handelt. 
Der Grund hiefür iſt, daß die Uebergangsvorſchrift 
des Art. 4 die Wirkſamkeit von früheren Verfügungen 
nur gegenüber den bisherigen, nicht aber gegenüber 
den neuen Vorſchriften einengt. Wenn ſo z. B. am 
10. September 1915 lediglich die Verſteigerungsbeſchlag⸗ 
nahme ſtattgefunden hat, der Zuſchlag des Grundſtücks 
aber am 10. April 1916 erteilt worden iſt, ſo kommt 
der Verfügung Geltung bis zum 10. April 1916 und nicht 
bloß bis zum 30. September 1915 zu. Die von Bauer 
S. 344 aufgeſtellte Tabelle trifft daher, was die Zeit⸗ 
dauer für die Wirkſamkeit gegenüber dem Erſteher 
anlangt, nur in dem Sinne zu, daß dieſer die Verfügung 
mindeſteus bis zu dem daſelbſt angegebenen Endtermin 
gegen ſich gelten laſſen muß. Erfolgt der Zuſchlag des 
Grundſtücks zu einem ſpäteren Zeitpunkte, ſo iſt dafür 
der Tag des Zuſchlags maßgebend, weil dem Erſteher 
— erſt — von dieſem Tage an der Zins gebührt. In den 
von mir a. a. O. gegebenen weiteren zwei Beiſpielen 
(Verſteigerungsbeſchlagnahme am 1. Juli 1915, Zuſchlag 
am 10. September; Verwaltungsbeſchlagnahme oder 
Pfändung der Forderung wegen des dinglichen Anſpruchs 
des Gläubigers am 10. September) würde die Wirk⸗ 
ſamkeit der früheren Verfügung mit dem 30. September 
ihr Ende erreicht haben. Pr 
Geh. JRat, OL GRat Dr. Kretzſchmar in Dresden. 


Ueber die Tragweite der Uebergangsvorſchrift in 
Art. 4 des Neichsgeſetzes zur Einſchränkung der Ber- 
fügungen über Miet: und Pachtzins forderungen vom 
8. Iuni 1915 herrſcht immer noch lebhafter Streit. 
Mit vorſtehenden Ausführungen hat ſich auch Herr 
Geh. Juſtizrat Oberlandesgerichtsrat Dr. Kretzſchmar, 
Dresden, als Vertreter der engeren Auslegung jener 
Vorſchrift bekannt, für die ſich ſchon Dr. Trendelen⸗ 
burg, Berlin, (in ſeiner Sonderausgabe des Geſetzes — 
Vahlen 1915) und Hirſch, Berlin, (in JW. 1915, 
955) ausgeſprochen haben, und die ich, wie oben an⸗ 
gegeben, in der Bay ZR. 1915, 341 ff, 361 ff. ein⸗ 
gehender zu begründen verſucht habe. Nach den dort 
entwickelten Leitſätzen und der darnach aufgeſtellten 
„Ueberſicht“ (a. a. O. S. 344, 364) bin ich allerdings 
der Anſicht, daß auch in dem oben von Dr. Kretzſchmar 
beſonders beſprochenen Beiſpiele (Verſteigerungsbe⸗ 
ſchlagnahme 20. Juli, Zuſchlag 3. Oktober 1915) die 
Wirkung der Vorausverfügung „gegen den Erſteher“ 
nach neuem Rechte ſchon mit dem 30. September 1915 
endet (vgl. meine Ueberſicht unter Nr. 7 zu c). Es 
wird wohl davon auszugehen ſein, daß von einer „Wir⸗ 
kung gegen den Erſteher“ nur dann die Rede ſein 
kann, wenn in dem durch die Beſchlagnahme feſtge⸗ 
legten Wirkungszeitraum ein Erſteher vorhanden, der 
Zuſchlag alſo vor dem Wirkungsende erfolgt iſt. 
Wird der Zuſchlag erſt ſpäter erteilt, ſo kann der 
Erſteher von der ſchon früher beendigten Wirkung der 
Voraus verfügung gar nicht mehr ergriffen werden. 
Die „Ueberſicht“ dient nur zur Ermittlung des Endes 
jenes Zeitraumes, vor deſſen Ablauf ein etwaiger Er⸗ 
ſteher von der Wirkung der Verfügung berührt wird, 
während im Fall eines ſpäteren Zuſchlags die Rechte 
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des Erſtehers auf den Mietzins an ſich ſchon von 
der Verfügung nicht mehr beeinträchtigt werden. 
Daraus folgt nicht, daß mit dem Ende der Wirkungs⸗ 
dauer ſofort das Bezugsrecht des künftigen Erſtehers 
beginnt; denn dieſes Recht iſt durch die — unver⸗ 
änderte — Vorſchrift des 8 56 3VG. in Verbindung mit 
8 101 Nr. 2 BGB. ſelbſtändig geregelt. Mögen alſo 
auch die Nutzungen dem Erſteher erſt vom 3. Oktober 
1915, dem Tage des Zuſchlags an gebühren, jedenfalls 
wirkt die Vorausverfügung ſchon feit dem Ablaufe des 
30. September 1915, dem Schluſſe des bei der Be⸗ 
ſchlagnahme laufenden Kalendervierteljahres, nicht 
mehr gegen ihn (vgl. meine Ausführungen a. a. O. 
S. 341 Spalte 1 und S. 362 fl.). 

Aus dieſen Erwägungen wird auch die Wirkung 
der Verfügung gegen den Erſteher nicht berührt 
von der Wirkung derſelben Verfügung gegen oder 
für einen anderen Beteiligten, z. B. den die Zwangs⸗ 
verwaltung betreibenden Gläubiger. In obigem Bei⸗ 
ſpiele gebühren die Mietzinſen auf die Zeit vom 1. bis 
3. Oktober 1915 der Zwangsverwaltungsmaſſe nicht 
deshalb, weil die Verfügung noch gegen den Erſteher 
wirke, ſondern weil ſie nicht mehr gegen den Zwangs⸗ 
verwaltungs gläubiger wirkt. Aehnlich iſt das oben 
von Dr. Kretzſchmar gegebene weitere Beiſpiel gelagert: 
Verſteigerungsbeſchlagnahme 10. September 1915, Zu⸗ 
ſchlag 10. April 1916. Nach Nr. 7 meiner „Ueberſicht“ 
kann der Erſteher von den Wirkungen der Voraus⸗ 
verfügung ſchon deshalb nicht mehr betroffen werden, 
weil dieſe Wirkung gegen einen etwaigen 
Erſteher keinesfalls über den 30. September 1915 
hinaus dauern konnte. Die ſonſtige Wirkſamkeit 
der Vorausverfügung bis zum Zuſchlage berührt den 
Erſteher nicht. Sein Bezugsrecht beruht im Falle des 
Zuſchlags nach dem 30. September 1915 nicht auf 
den Vorſchriften der neuen 88 57, 57a und 57 b 3VG., 
ſondern auf der Vorſchrift des unveränderten 8 56 
ZVG. Aus der Möglichkeit einer verſchiedenen 
Wirkſamkeit der Verſteigerungsbeſchlagnahme und 
der Verwaltungsbeſchlagnahme folgt nicht die Not⸗ 
wendigkeit ihrer gleichmäßigen Wirkung gegen 
alle Beteiligte. Das neue Geſetz regelt im Art. 4 
nicht die abſolute Wirkſamkeit, ſondern nur die rela⸗ 
tive Wirkung von Vorausverfügungen. In meiner 
„Ueberſicht“ ſind auch die dreifachen Richtungen dieſer 
Wirkung gegen a) den Erwerber (außer dem Zuſchlage), 
b) den Hypothek⸗ (oder ſonſtigen Real-) Gläubiger, 
e) den Erſteher von einander geſchieden. Daher iſt 
wohl die Annahme ausgeſchloſſen, es habe die Ueber⸗ 
gangsvorſchrift des Art. 4 die Wirkſamkeit von Voraus⸗ 
verfügungen auch gegenüber den neuen Vorſchriften 
einengen wollen, ihr Zweck iſt ja die beſchränkte Auf⸗ 
rechterhaltung der früheren Vorſchriften. Die in der 
„Ueberſicht“ bezeichneten Endtermine ſollen die Höch ſt⸗ 
dauer der tatſächlichen Wirkung der Verfügung 
gegen den inzwiſchen auftretenden Erſteher, nicht 
aber die Mindeſtdauer ihrer überhaupt möglichen 
Wirkſamkeit erſichtlich machen. Die Anwendung 
der „Ueberſicht“ in dieſem Sinne wird auch den obigen 
Betrachtungen Dr. Kretzſchmars gerecht, die im Weſent⸗ 
lichen in dem Hinweis auf 8 56 ZVG. gipfeln. — 

Zu der ſtreitigen Frage hat inzwiſchen auch 
Reinhard, Dresden, (in ſeiner Darſtellung und Er⸗ 
läuterung des neuen Geſetzes — Leipzig 1915 — 
S. 27ff.) Stellung genommen; er hat ſich trotz der 
„inſoweit irreführenden“ Begründung des Entwurfs 
der Anſicht Stillſchweigs über die weitere Aus⸗ 


legung der Uebergangsvorſchrift angeſchloſſen, da 
andernfalls „der Artikel 4 nichts anderes beſtimmen 
würde, als was nach dem neuen Geſetze ohnehin 
Rechtens wäre“. Daß dieſe Erwägung die aus der 
Faſſung, dem Sinne und dem Zwecke des neuen Ge⸗ 
ſetzes geſchöpften Gründe für die gegenteilige Anſicht 
nicht zu widerlegen vermag, glaube ich ſchon früher 
dargetan zu haben (a. a. O., insbeſondere S. 363 
Spalte 2), ebenſo, daß damit „dem Geſetzgeber keines⸗ 
wegs ein Armutszeugnis außgeitellt wird“, wie Still 
ſchweig (JW. 1915, 1164 Anm. 4) meint. — Aus dieſen 
Gründen vermag ich auch dem Urteile des LG. III Berlin 
vom 16. Febr. 1916 (JW. 1916, 521 ff.) nicht beizupflichten. 
In dem dort entſchiedenen Falle (Mietzinsabtretung 
29. Mai 1915, Zwangsverwaltungsbeſchlagnahme im 
Juli 1915) wurde die Wirkung der Vorausverfügung 
bis zum 31. Dezember 1915 erſtreckt, ſtatt bis zum 
30. September 1915, ſo daß die Mietzinſen für das 
4. Vierteljahr dem aus der Abtretung berechtigten 
Gläubiger, ſtatt dem Zwangsverwalter für die Maſſe, 
zufielen. Die zum Teil widerſpruchsvoll erſcheinende 
Begründung jener Entſcheidung ſoll gelegentlich näher 
gewürdigt werden. 

Oberlandesgerichtsrat N. Bauer in Nürnberg. 


Im Anſchluß an dieſe Ausführungen möge ein 
Urteil des OLG.'s Dresden Platz finden, das uns von 
Herrn Geh. Juſtizrat Kretzſchmar zur Verfügung 
geſtellt worden iſt und von der umſtrittenen Bedeutung 
der Uebergangsvorſchrift im Art. 4 des Geſetzes zur 
Einſchränkung der Verfügungen über Miet⸗ und Pacht⸗ 
zinsforderungen handelt. Es heißt dort in den Gründen: 

Die Pfändung der Mietzinſen iſt im Mai 1915, die 
zum Zwecke der Zwangsverwaltung bewirkte Beſchlag⸗ 
nahme des Grundſtücks im Juli 1915 erfolgt. Wäre 
die bisherige Beſtimmung in Abſ. 2 des 8 1124 in 
Kraft geblieben, ſo würden die Kläger auf Grund 
ihrer Pfändung auch noch den Mietzins fürs vierte 
Vierteljahr 1915 beanſpruchen können. Da inzwiſchen 
aber, und zwar am 20. Juni 1915, das RG. zur Ein⸗ 
ſchränkung der Verfügungen über Miet⸗ und Pachtzins⸗ 
forderungen vom 8. Juni 1915 in Kraſt getreten iſt, 
(Art. 6 des Geſ.), jo fragt es ſich, ob hierdurch die 
Wirkung jener Pfändung inſofern beſchränkt worden 
iſt, daß die Kläger nunmehr kein Recht mehr auf den 
Mietzins fürs vierte Vierteljahr haben. 

Die Frage wird durch Art. 4 des neuen Geſetzes 
„nicht ganz einfach und nicht ganz klar“ dahin beant⸗ 
wortet, daß 8 1124 Abſ. 2 BGB. bis zum Ablaufe 
des dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes folgenden 
Kalendervierteljahrs, alſo bis zum 30. September 1915, 
in der bisherigen Faſſung maßgebend bleiben ſoll — 
vgl. Reinhard, Das Reichsgeſetz vom 8. Juni 1915 
(Sonderabdruck aus Lobes Zentralblatt S. 27). Zweifel⸗ 
haft bleibt hierbei, ob mit dem Ablauf des 30. Sep⸗ 
tember das neue Geſetz ſeine volle Wirkung entfalten 
oder ob für die Fälle, wo, wie hier die Verfügung 
vor dem 20. Juni, die Beſchlagnahme nach dieſem Zeit⸗ 
punkt liegt, die frühere, hinſichtlich der Dauer der 
Wirkſamkeit von Verfügungen über die Mietzinſen 
entſcheidende Beſtimmung in 8 1124 Ubf. 2 auch noch 
über den 30. September hinaus bis zum 31. Dezember 
1915 ihre Wirkung äußern ſoll. 

Da der Zweifel aus dem Wortlaute des Art. 4 
nicht gelöſt werden kann, muß in erſter Linie der 
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Zweck des neuen Geſetzes zur Auslegung herangezogen 
werden. Dieſer iſt gerichtet auf eine möglichſte Ein⸗ 
ſchränkung der Wirkſamkeit der Vorausverfügungen 
über die Mietzinſen um der Hypothekgläubiger willen. 
Dem Zwecke des Geſetzes wird alſo nur die Ausle⸗ 
gung gerecht, die mit dem Ablaufe des 30. September 
die volle Wirkung des Geſetzes eintreten läßt. Daß 
eine ſolche Auslegung auch dem Willen des Geſetzgebers 
entſpricht, folgt deutlich aus der Begründung des 
Geſetzes. Wie dort auf S. 12 ausgeführt wird, würde 
an ſich die Aenderung des $ 1124 Abſ. 2 BGB. nach 
allgemeinen Grundſätzen in allen Fällen Anwendung 
finden, wo auch nur ein Teil des Tatbeſtands ſich 
unter der Geltung des neuen Rechts verwirklicht hat. 
Dies würde aber einen Eingriff in wohlerworbene 
Rechte inſoferne bedeuten, als die Wirkſamkeit einer 
vor dem Inkrafttreten der Aenderungen vorgenommenen 
Verfügung — insbeſondere einer Verpfändung oder 
Abtretung des Mietzinſes — in ſtärkerem Maße be⸗ 
ſchränkt werden würde, als bei ihrer Vornahme er⸗ 
wartet werden konnte. In dieſer Beziehung — aber 
auch nur in dieſer — ſoll Art. 4 Vorſorge treffen, 
indem er ſolche Verfügungen bis zum Ablaufe des 
dem Inkrafttreten des Geſetzes folgenden Vierteljahrs 
unberührt läßt. Somit behält die frühere Verfügung 
ihre Wirkſamkeit für den gleichen Zeitraum, wie wenn 
fortdauernd das frühere Recht maßgebend geblieben 
wäre, die Beſchlagnahme aber ſchon zu der Zeit ein⸗ 
getreten wäre, wo das neue Recht in Kraft tritt. Der 
Art. 4 billigt alſo früheren Verfügungen über den 
Mietzins nur das Maß an Fortwirkung zu, mit dem 
die Beteiligten nach Lage der bisherigen Geſetzgebung 
unter allen Umſtänden als mit dem Mindeſtmaße im 
Zeitpunkte der Vornahme der Verfügung rechnen 
konnten. Mit anderen Worten: Soweit der Mietzins 
ſich auf das dem Inkrafttreten des Geſetzes folgende 
Kalendervierteljahr bezieht — aber auch nur inſoweit 
— ſollen für die Wirkung von Verfügungen, die vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes vorgenommen ſind, 
die bisherigen Vorſchriften maßgebend bleiben (vgl. 
Trendelenburg, Komm. zum Geſetz vom 8. Juni 1915 
S. 80 ff., 82 Anm. 1). Nun iſt freilich, da das Geſetz 
am 20. Juni 1915, alſo im letzten halben Monat 
eines Kalendervierteljahrs in Kraft getreten iſt, die 
Vorſchrift des Art. 4 überflüſſig, weil es im Hinblick 
auf BGB. $ 1124 Abſ. 2 in der abgeänderten Faſſung 
auch nach dem neuen Rechte an der Möglichkeit fehlt, 
die Wirkung früherer, vor dem Inkrafttreten des 
neuen Geſetzes bewirkter Verfügungen vor Ablauf des 
30. September 1915 zu beſchränken. Das darf aber 
nicht dazu führen, der Beſtimmung in Art. 4 eine Aus⸗ 
legung zu geben, die dem Zwecke des Geſetzes nicht 
entſpricht und die dem Geſetzgeber fern lag. Der 
Entwurf des Geſetzes hatte mit dem in Art. 6 beſtimmten 
Zeitpunkte des Inkrafttretens nicht gerechnet, dort war 
das Datum offen geblieben. Die Tatſache, daß der 
Art. 4 nicht als überflüſſig geſtrichen worden iſt, nach⸗ 
dem man ſich in der Reichstagskommiſſion über den 
20. Juni 1915 als Zeitpunkt des Inkrafttretens ver⸗ 
ſtändigt hatte, zwingt nicht zu der dem Zwecke und 
der amtlichen Begründung des Geſetzes zuwiderlaufen— 
den, durch den Wortlaut des Art. 4 nicht unbedingt ge⸗ 
botenen Auslegung dieſer Vorſchrift dahin, daß vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes vorgenommene Ver— 
fügungen auch noch über das dem Inkrafttreten folgende 
Kalendervierteljahr hinaus nach den bisherigen Vor⸗ 


ſchriften wirkſam bleiben ſollen, wenn nur das für 
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die Fortwirkung maßgebende Ereignis innerhalb dieſes 
Kalendervierteljahrs eintritt. 

Einen anderen Grund aber kann die gegenteilige 
Anſicht nicht geltend machen als den, daß bei 
hier — im Anſchluß an Trendelenburg a. a. O. S. 82 ff., 
Hirſch in JW. 1915, 955 — vertretenen Auslegung 
der Art. 4 nichts anderes beſtimmen würde, als was 
nach dem neuen Geſetz ohnehin Rechtens wäre (vgl. 
Reinhard a. a. O. S. 28; Kretzſchmar, Bay ZfR. 11, 
225; Halbauer, JW. 1915, 1161; Stillfchweig, JW. 
1915, 623). Das CG. gelangt nach alledem, im 
Gegenſatze zum LG. zu dem Ergebnis, daß die im 
Mai 1915 bewirkte Mietzinspfändung gegenüber der 
im Juli 1915 angeordneten Zwangsverwaltung des 
Grundſtücks keine Wirkung über den 30. September 
1915 hinaus äußern konnte, ſo daß die fürs 4. Viertel⸗ 
jahr 1915 fälligen Mieten nicht mehr von der Pfän⸗ 
dung ergriffen werden, ſondern der Beſchlagnahme im 
Zwangsverwaltungsverfahren unterliegen. 


Die Auskunft über gelöſchte Vorſtraſen. I. Ueber 
gnadenhalber gelöſchte Strafen wird von den Straf⸗ 
regiſterbehörden in Bayern wie auch in anderen deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten in verſchiedenartiger Weiſe Auf⸗ 
ſchluß erteilt. 

Ein Teil der Regiſterführer teilt auf Anfragen 
der Gerichte und der Staatsanwaltſchaften über die 
Vorſtrafen einer Perſon lediglich die ungelöſchten 
Regiſtereinträge mit und behandelt die gelöſchten Ver⸗ 
merke, als ob ſie überhaupt nicht beſtünden. Andere 
Regiſterbehörden führen die ſämtlichen gelöſchten Vor⸗ 
ſtrafen auf, ſetzen aber den Vermerk bei „Gelöſcht“ 
oder „Gelöſcht auf Grund der anläßlich des Geburts⸗ 
tages S. M. des Kaiſers am 27. Januar 1916 ergan⸗ 
genen Gnadenerlaſſe“ und dgl. 

Infolge der außerordentlich zahlreichen Löſchungen, 
die auf Grund der im Januar 1916 ergangenen Gnaden⸗ 
erlaſſe vorzunehmen waren, iſt dieſe Verſchieden⸗ 
artigkeit der Aufſchlußerteilung beſonders hervor⸗ 
getreten. Es dürfte deshalb angezeigt ſein, zu prüfen, 
wem und unter welchen Vorausſetzungen 
über die im Januar 1916 gnadenhalber gelöſchten 
Vorſtrafen Auskunft zu erteilen iſt. 

II. Für die Beurteilung dieſer Frage gelten die 
allgemeinen Vorſchriſten. Anzuwenden iſt ſohin die 
Verordnung des Bundesrats vom 16. Juni 1882, ab⸗ 
geändert durch die Beſchlüſſe vom 9. Juli 1896 und 
vom 17. April 1913 (JM Bl. 1913 S. 91 ff.). Für die 
bayeriſchen Behörden iſt dies durch die Juſtizminiſterial⸗ 
bekanntmachung vom 26. Januar 1916 Ziff. 4 (JMBl. 
S. 13) ausdrücklich ausgeſprochen worden. Soweit 
eine derartige Erklärung in anderen Bundesſtaaten 
nicht ergangen iſt, rechtfertigt ſich die Anwendung 
der erwähnten BRVO. ohne weiteres aus der Natur 
der im Januar 1916 erfolgten Gnadenerlaſſe; denn 
dieſe unterſcheiden ſich rechtlich in nichts von den 
Einzelgnadenerweiſen, kraft deren bereits früher Straf⸗ 
regiſtereinträge gelöſcht wurden. 

Nach § 17 b der erwähnten BRVO. darf über 
Vermerke, die im Strafregiſter gelöſcht ſind, „nur 
den Gerichten, der Staatsanwaltſchaft ſowie 
auf ausdrückliches Erſuchen den höheren 
Verwaltungsbehörden ) Auskunft erteilt werden“. 


1) Siehe deren e ee in der JMBel. 
vom 22. Mai 1914 (JMBl. S. 105 ff.). 
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Hienach haben einen Anſpruch darauf, gelöſchte 
Vorſtrafen zu erfahren: 

1. die höheren Verwaltungsbehörden, jedoch nur 
dann, wenn ſie ihr Auskunfterſuchen ausdrück⸗ 
lich auch auf gelöſchte Strafen erſtrecken; 

2. die Gerichte und die Staatsanwaltſchaft, und 
zwar auch dann, wenn ſie nicht ausdrücklich 
nach den gelöſchten Vorſtrafen fragen. 

Zu den „Gerichten“ i. S. des 8 17 b zählen ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch die Kriegs⸗ und Standgerichte (8 18 
MSGD.. Auch dem Gerichtsherrn und den militär⸗ 
gerichtlichen Unterſuchungsführern (den Gerichts⸗ 
offizieren und den Kriegsgerichtsräten, 88 156, 159 
M StG.) find gelöſchte Vorſtrafen ohne weiteres 
mitzuteilen; denn der Gerichtsherr iſt Träger der 
Gerichtsbarkeit (8 12 M Std.), die Gerichtsoffiziere 
und die Kriegsgerichtsräte handeln im Ermittelungs⸗ 
verfahren als ſeine Beauftragten. 

Die Militäranwaltſchaft beim Reichsmilitärgericht 
ſteht der Staatsanwaltſchaft nicht gleich. Eine ſinn⸗ 
entſprechende Anwendung des 8 17 b auf die Militär⸗ 
anwaltſchaft wird man mit Rückſicht darauf ablehnen 
müſſen, daß der Obermilitäranwalt in dem Verzeichnis 
der Reichsbehörden aufgeführt iſt, denen gelöſchte 
Strafen nur auf ausdrückliches Erſuchen mitgeteilt 
werden dürfen (JMBl. 1914 ©. 109). 

Läßt die Anfrage einer militäriſchen Stelle, wie 
dies zuweilen vorkommt, nicht erſehen, zu welchem 
Zwecke die Vorſtrafen einer Perſon erhoben werden, 
ſo darf ſich der Regiſterführer m. E. auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen, daß in einem ſolchen Zweifelsfalle ge⸗ 
löſchte Vorſtrafen nicht mitzuteilen ſind; denn die im 
Januar d. J. erfolgten Gnadenerlaſſe hatten ſicher⸗ 
lich die vor der Beförderung von Heeresangehörigen 
üblichen Anfragen über Vorſtrafen in erſter Linie 
im Auge und wollten auch hier den Zeitverhältniſſen 
durch eine Vergünſtigung Rechnung tragen. Der 
Gerichtsherr oder deſſen Beauftragter muß ſich 
deshalb als Organ des Gerichts der Strafregiſter⸗ 
behörde gegenüber zu erkennen geben, ſei es durch 
einen geeigneten Zuſatz bei ſeiner Unterſchrift, durch 
einen Stempelaufdruck oder doch wenigſtens dadurch, daß 
die Anfrage den Vermerk „Unterſuchungsſache“ trägt. 

Die Anſicht, daß auch den Gerichten und der 
Staatsanwaltſchaft gelöſchte Vorſtrafen nur auf aus⸗ 
drückliches Verlangen mitzuteilen ſind, iſt irrig; ſie 
verträgt ſich nicht mit dem klaren Wortlaut des 8 17 b. 
Nach allgemeinem Sprachgebrauch kann ſich die Be⸗ 
ſchränkung, daß eine Anfrage ausdrücklich auf ge⸗ 
löſchte Vorſtrafen ausgedehnt werden müſſe, nur auf die 
höheren Verwaltungsbehörden beziehen. Anderenfalls 
müßte die Faſſung der Vorſchrift lauten: „... auf 
ausdrückliches Erſuchen nur den Gerichten, der Staats⸗ 
anwaltſchaft und den höheren Verwaltungsbehörden ..“ 

III. In dieſer Weiſe wird die Auskunfterteilung 
auch vom Reichsjuſtizamt gehandhabt, das die im 
Januar 1916 gelöſchten Strafen mit dem Beidruck 
verſieht: „Die Löſchung der Strafe iſt auf Grund 
der allgemeinen Löſchungsbewilligungen vom Januar 
1916 erfolgt“. 

Im gleichen Sinne wurde für den Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirk München durch Entſchließung des K. 
Oberſtaatsanwalts vom 26. Februar 1916 verfügt. 

Es iſt nicht zu bezweifeln, daß die Schreibarbeit 
der Strafregiſterbehörden weſentlich verringert würde, 
wenn über gelöſchte Vorſtrafen auch den Gerichten 
und der Staatsanwaltſchaft, die ſich für weitzurück⸗ 
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liegende Vorſtrafen von ziemlich geringer Bedeutung 
in den ſeltenſten Fällen intereſſieren — anders z. B. 
bei Rückfalldelikten —, nur auf ausdrückliches Ver⸗ 
langen Aufſchluß erteilt werden müßte. Bei dem 
unzweideutigen Wortlaut des 8 17 b der angeführten 
BRV. wäre dies aber nur zuläſſig, wenn die BRVO. 
entſprechend abgeändert würde. 
Amtsanwalt Dr. Schuntner in Kandel. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Haltung des Vermieters einer landwirtſchaftlichen 
Maſchine. Aus den Gründen: Wer eine Maſchine 
als gewerblicher Unternehmer betreibt, ſei es in 
eigener Betriebsſtätte, ſei es durch Vermietung an 
andere Perſonen, wie fie bei land wirtſchaftlichen 
Maſchinen gang und gäbe iſt, hat für ihre ordnungs⸗ 
mäßige Beſchaffenheit und ihre Verkehrsſicherheit zu 
orgen. Das iſt nicht nur Vertragspflicht gegen den 

ieter, es iſt allgemeine Verkehrspflicht gegenüber 
allen Perſonen, die mit der im Betriebe befindlichen 
Maſchine in Berührung kommen, in erſter Linie gegen⸗ 
über den Gehilfen und Arbeitern des Mieters. Je 
weniger der Beklagte ſelbſt von den Einrichtungen 
ſeiner . ihren Kräften und Wirkungen, 
der Mechanik ihres Betriebes ſelbſt verſtand, um ſo 
mehr erforderte es die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt, daß er ſich bei Betriebsſtörungen und Schäden 
der Maſchine an Perſonen wandte, denen aus⸗ 
reichende Fachkunde innewohnte. Daß eine mit Dampf⸗ 
kraft betriebene Maſchine kein gewöhnliches Ackergerät 
iſt, das bei ausreichender Uebung jedermann ver⸗ 
ſtehen und handhaben kann, iſt auch dem einfachen 
Landwirte bekannt. Ein Schmied iſt auf Grund ſeiner 
handwerklichen Ausbildung und Tätigkeit der Regel 
nach nicht geeignet, Dampfmaſchinen und ihre Be— 
ſtandteile bei Schäden auszubeſſern!); das konnte bei 
gehöriger Sorgfalt auch dem Beklagten als einfachem 
Landwirte nicht entgehen und mußte von ihm be— 
rückſichtigt werden. Wäre er hierzu nicht fähig, fo 
würde es eine ſchuldhaft fahrläſſige Handlung dar— 
ſtellen, den Betrieb einer Maſchine zu unternehmen. 

Der Beklagte beruft ſich auf die Güte und Zus 
verläſſigkeit ſeines Maſchiniſten J., durch deſſen forg- 
fältige Auswahl er ſeinen Verpflichtungen Genüge 
getan habe und gemäß § 831 BGB. von einer 
Schadenserſatzpflicht entlaſtet ſei. Das iſt nicht an⸗ 
zuerkennen. Die Tüchtigkeit des Maſchiniſten kann 
den Beklagten von ſeiner Haftung nicht befreien, 
wenn ihn ſelbſt ein Verſchulden trifft. Der Unfall 
iſt nicht durch eine unvorſichtige Bedienung der Maſchine 
verurſacht worden, ſondern durch ihren ordnungs— 
widrigen Zuſtand. Für dieſen iſt der Beklagte ſelbſt 
verantwortlich. Die Ausbeſſerung einſchließlich der 
Auswahl der damit zu betrauenden Perſönlichkeit 
durfte der Beklagte dem Maſchiniſten nur dann an— 
vertrauen, wenn dieſer wirklicher Maſchinentechniker 
war. Das war aber nicht der Fall; er war auch 
nicht einmal geprüfter Maſchiniſt. Er mochte in der 
gewöhnlichen Bedienung der Maſchine in ihrem Be— 
triebe durchaus, ja hervorragend zuverläſſig und 
tüchtig ſein; er war und blieb aber doch nur ein 
handwerksmäßiger Arbeiter ohne die Fachkenntniſſe 


1) Der Bekl. hatte kurz vor dem Unfall das Schwungrad durch 
einen Schmied ausbeſſern laſſen; die unſachgemäße Ausfübrung 
dieſer Arbeit verurſachte den Unfall. 
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des Maſchinenbauers. Wenn eine wichtige Aus⸗ 
beſſerung vorzunehmen war — um eine ſolche handelte 
es ſich bei einer Beſchädigung des Schwungrades —, 
ſo genügten die Kenntniſſe des J. ebenſowenig wie 
die des Beklagten; ſie mußte von letzterem einem ſach⸗ 
verſtändigen Maſchinentechniker übertragen werden. 
(Urt. des VI. 35 vom 17. Februar 1916, VI 431/15). 
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II. 


Die Ausſtattung (Mitgift) kaun verzinslich fein. 
Aus den Gründen: Die Reviſion meint, daß hier 
keine Mitgift in Frage kommen könne, weil das Geld 
nicht Eigentum der Frau werden, ſondern der Ehe⸗ 
mann es bekommen, zum Erwerb eines Grundſtücks 
benützen und verzinſen ſollte, was alles mit dem Be⸗ 
griff der Mitgift unvereinbar ſei. Dieſe Anſicht geht 
fehl. Die Ausſtattung i. S. des 8 1624 BGB., die 
gemeinhin Mitgift genannt wird, gehört beim geſetz— 
lichen Güterſtand, vorbehaltlich der Beſtimmungen in 
§§ 1368, 1369, zum eingebrachten Gut, gelangt in den 
Beſitz, die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
(SS 1373, 1374, 1383) und iſt nach ihrer Beendi⸗ 
gung der Frau herauszugeben ($ 1421). Die Aus 
ſtattung kann vor, bei und nach der Verheiratung 
gewährt werden (vgl. 588 1477, 1551, JW. 1906 S. 426). 
Sie kann der Tochter auch in der Weiſe zugewendet 
werden, daß ſie nicht ihr, ſondern ihrem Verlobten 
oder Ehemann übergeben wird, damit er ſie zu den 
in $ 1624 bezeichneten Zwecken verwende. Trotzdem 
fällt die Ausſtattung der Frau zu Eigentum zu, wie 
alles andere, was an den Mann zu eingebrachtem Gut 
geleiſtet wird. Am wenigſten ſteht der Annahme 
einer Ausſtattung entgegen, daß der Ehemann damit 
Zahlungen auf ein Grundſtück gemacht hat, das er 
erworben hat, um Gaſtwirtſchaft darauf zu betreiben. 
Denn damit ſollte gerade für die Eheleute eine Lebens» 
ſlellung gewonnen werden. 

Die Abrede, daß die Mitgift zu verzinſen ſei, mag 
ungewöhnlich ſein. Rechtlich beſteht dagegen kein 
Hindernis. Wenn auch die Zinspflicht an ſich eine 
Nebenverbindlichkeit iſt, ſo können dennoch die Vers 
tragſchließenden kraft der Vertragsfreiheit verein— 
baren, daß Zinſen für einen ohne die Pflicht zur 
Rückzahlung hingegebenen Betrag zu entrichten ſeien. 
Das Geld wurde der Frau zum voraus auf künftigen 
Erbteil gegeben. Die Verzinſung, die ſich nur auf 
die Lebensdauer der Mutter erſtreckte, ſollte dieſer 
entweder eine Art Rente ſichern oder Erſatz dafür ge— 
währen, daß fie ſelbſt das Geld verzinslich hatte auf- 
nehmen müſſen. Möglich iſt auch, daß die Beklagten 
die Verzinſung an den Darlehensgeber zur Entlaſtung 
der Mutter übernommen haben. Jedenfalls wurde 
den Beklagten trotz der Zinspflicht durch die Aus— 
ſtattung die Begründung einer Lebensſtellung ermög— 
licht oder erheblich erleichtert, alſo der Zweck der 
Ausſtattung erreicht. Sie hatten keine Kündigung zu 
fürchten, brauchten das Geld nicht zurückzuzahlen und 
durften erwarten, ein lohnendes Geſchäft zu über— 
nehmen und daraus einen weit höheren Gewinn zu 
ziehen als die Verzinſung erforderte, während ſie das 
Geld von anderer Seite ohne Sicherung kaum oder 
nur zu ungleich drückenderen Bedingungen hätten be— 
ſchaffen können. Die Verzinſung iſt mithin mit dem 
Rechtsbegriff der Ausſtattung nicht unverträglich. (Urt. 
des VI. 35. vom 7. Januar 1916, VL 302/15). 
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III. 


Die Erforderniſſe eines Verzichts anf die Berufung. 
Das LG. hatte die Entſcheidung des Rechtsſtreits von 
der Leiſtung zweier Eide abhängig gemacht; der 
eine Eid war dem Pfleger eines Mitklägers auferlegt; 
hiemit befaßten ſich Nr. I und IL der Urteilsformel; der 
andere Eid einer Mitbeklagten; auf ihn bezogen ſich 
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Nr. III bis V des Urteilsſatzes. Beide Eide dienten der 
Feſtſtellung, ob bei einem Anweſenskauf eine auf dem An⸗ 
weſen verſicherte Schuld übernommen worden war; der 
Pfleger ſollte darüber ſchwören, ob ihm eine Mitteilung 
im Sinne des 8 416 Abſ. 1 BGB. gemacht worden war, 
die Mitbeklagte, ob eine ausdrückliche Genehmigung 
durch den Pfleger erfolgt war. Der Kläger hatte Be⸗ 
rufung eingelegt. Ein Antrag ift in dem Berufungs⸗ 
ſchriftſatz nicht enthalten. In einem als Berufungs⸗ 
begründung bezeichneten Schriftſatze vom 18. November 
1914 heißt es: „In nebenbezeichneter Sache ſtelle ich 
den Antrag: Ziff. III— V des bedingten Endurteils 
wird aufgehoben. Zur Begründung des Antrags wird 
ausgeführt: Das Urteil erſter Inſtanz ſoll nur in⸗ 
ſoweit angefochten werden, als es der Mitbeklagten 
P. den in Ziff. III des Urteilsſatzes mit den Folgen 
unter Ziff. IV und normierten Eid auferlegt hat.“ 
In der mündlichen Verhandlung beantragten die Kläger 
dagegen in erſter Linie, nach dem Klageantrage zu er⸗ 
kennen, event. Ziff. III— V des bedingten Endurteils 
aufzuheben. Die Beklagten beantragten die Zurück⸗ 
weiſung der Berufung. Das OLG. entſprach indes 
dem Hauptantrage der Kläger. Gegen dieſes Urteil 
haben die Beklagten Reviſion erfolglos eingelegt. 

Aus den Gründen: Die Reviſion wiederholt 
zunächſt die von den Beklagten in der Vorinſtanz vertre⸗ 
tene Anſicht, das BG. hätte den dem Pfleger der Kläger 
vom LG. unter I der Urteilsformel auferlegten Eid 
ſchon deshalb nicht beſeitigen dürfen, weil die Kläger in 
dem Schriftſatze vom 18. November 1914 inſoweit auf 
die Berufung verzichtet hätten. Dieſer Auffaſſung iſt 
nicht beizutreten. Durch die Einlegung der Berufung 
war die Rechtskraft des Urteils ſeinem ganzen Umfange 
nach gehemmt. Daran wurde durch die in dem vor⸗ 
bereitenden Schriftſatze vom 18. November 1914 ent⸗ 
haltene Beſchränkung des Antrags auf die Aufhebung 
der Nummern III— V des erſten Urteils nichts geändert. 
Eine ſolche Beſchränkung bindet die Partei ſelbſt dann 
nicht, wenn ſie in der Berufungsſchrift ſelbſt ausge⸗ 
ſprochen wird; es ſteht der Partei vielmehr frei, ihre 
Anträge bis zum Schluſſe der mündlichen Verhandlung, 
auf welche das Urteil ergeht, zu erweitern (88 518, 
519, 278 3PO., vgl. RG. Bd. 8 S. 163, Bd. 54 S. 226, 
Bd. 55 S. 276, Bd. 66 S. 205). Das ſchließt allerdings nicht 
aus, daß in einem vorbereitenden Schriftſatz ein teil⸗ 
weiſer Verzicht auf die Berufung erklärt wird (8 514 
3PO.). Das iſt aber hier nicht geſchehen. Ein Verzicht kann 
insbeſondere nicht aus dem Satz entnommen werden, 
das Urteil ſolle nur inſoweit angefochten werden, als 
es der Mitbeklagten P. den in Ziff. III des Urteils- 
ſatzes normierten Eid auferlegt habe. Denn dieſer 
Satz hat keine ſelbſtändige Bedeutung, ſondern dient, 
wie im Schriftſatz ausdrücklich geſagt wird, nur zur 
Begründung des geſtellten Antrags. Die Erklärung 
bedeutet nur die Ankündigung eines beſchränkten An⸗ 
trags. Mindeſtens kann ſie dieſe Bedeutung haben. 
Dann aber kann von einem Verzichte nicht die Rede 
ſein. Denn nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
Reichsgerichts muß der Verzicht ein ausdrücklicher ſein, 
d. h. die Erklärung muß völlig klar und unzweideutig den 
Willen, auf das Rechtsmittel zu verzichten, zum Aus⸗ 
drucke bringen. (RG. Bd. 16 S. 344, Bd. 59 S. 348, 
JW. 1886 S. 73, 1888 S. 126, 1900 S. 2725, Mars 
neyer 1909 Nr. 330). Dies Erfordernis würde aber 
hier nach dem Geſagten nicht erfüllt ſein. Auf das 
eine andere Frage behandelnde Urteil des OLS. Mün⸗ 
chen in Seuff A. Bd. 67 Nr. 95 kann ſich die Reviſion 
für ihre Anſicht nicht berufen. (Urt. des IV. ZS. vom 
31. Januar 1916, IV 373/1915). Schie 
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Gasrohrbruch in bergunſicherem Gelände. Grund⸗ 
lagen zur Beurteilung des Verſchuldens. Haftpfl. 
F 2, BGB. SS 536, 538 Abſ. 1. Aus den Gründen: 
Der Kläger wohnte mit ſeiner Familie ſeit April 1902 


mietweiſe in dem feit 1. Januar 1905 der beklagten 
Gewerkſchaft gehörigen Hauſe Nr. 11 der hinteren 
Hauptſtraße in H. Am 24. Januar 1912 Morgens 
wurden in der im 1. Stock gelegenen Wohnung des 
Klägers dieſer ſelbſt bewußtlos, ſeine Frau und ſeine 
3 Kinder bereits tot vorgefunden. In der am Hauſe 
des Klägers vorüberführenden Straße liegt ein Gas⸗ 
leitungsrohr ohne Anſchluß an dieſes Haus; in dieſem 
Gasrohr war nach der Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
richters früheſtens in den erſten Morgenſtunden des 
24. Januar 1912 ein Bruch entſtanden; von dieſem 
Bruch aus war auf einem beſtimmten, vom Berufungs⸗ 
richter als erwieſen angenommenen Wege das Gas 
in die Wohnung des Klägers eingedrungen und hatte 
den Tod der Familienangehörigen des Klägers und 
deſſen ſchwere Vergiftung verurſacht. Der Kläger 
fordert Schadenserſatz (Koſten der Beerdigung ſeiner 
Familienangehörigen, Koſten feiner ärztlichen Behand» 
lung, Rente wegen erheblich geminderter Erwerbs⸗ 
fähigkeit, Erſatz für Verluſt der Arbeitskraft der Frau). 
Die Klage wurde abgewieſen, das RG. hob das Be⸗ 
rufungsurteil auf. „Der Berufungsrichter erledigt die 
vom Reviſionsgericht n Frage eines Ver⸗ 
ſchuldens mit dem Satze: ‚Das für den Schaden ur⸗ 
ſächlich gewordene Ereignis, nämlich den Gasrohr⸗ 
bruch habe die Beklagte oder ihr Beauftragter N. 
auch bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt und 
Aufmerkſamkeit nicht vorausſehen können, auch dann 
nicht, wenn mit plötzlichen Erdbewegungen infolge 
des Bergbaues zu rechnen geweſen wäre“. Dieſer 
Satz entbehrt jeder zureichenden Begründung; es fehlt 
weiter eine vollſtändige und genaue Feſtſtellung des 
geſamten Tatbeſtandes und es iſt endlich nicht er⸗ 
ſichtlich, an dem Maßſtab welcher beſtimmten Rechts⸗ 
pflichten der Berufungsrichter ein Verſchulden der Be⸗ 
klagten prüfen und verneinen will. Aus alledem folgt 
die Unmöglichkeit einer Nachprüfung der Schuldfrage. 
Sollte die Meinung des Berufungsrichters ſich auf 
die Darlegung des Sachverſtändigen M. ſtützen, wo⸗ 
nach die auf der liegenden Seite eines das Erdreich 
durchſetzenden Sprunges ſich bewegenden Erdmaſſen 
mit einem Schlage niedergehen, ohne daß Verſackungen 
und Nachſtürze zu erwarten wären, ſo könnte dieſe 
Darlegung keineswegs für ſchlüſſig und überzeugend 
erachtet werden. Die Beſchaffenheit des Raumes, 
durch den und in den die Erdmaſſen herabgingen und 
die Beſchaffenheit des Untergrundes, auf den ſie auf⸗ 
fielen, waren unbekannt: warum alſo nicht mit dem 
Vorhandenſein von engen Stellen, von Unebenheiten, 
von Vorſprüngen, von Hohlräumen und folgeweiſe 
mit der Möglichkeit von Verſackungen und von Durch— 
brüchen in tiefere Hohlräume hätte gerechnet werden 
können und ſollen, bleibt ungeklärt. Was den Um: 
kreis der notwendigen, vom Berufungsrichter jedoch 
unterlaſſenen tatſächlichen Feſtſtellungen betrifft, ſo 
ſcheinen nach dem vorgetragenen Akteninhalt folgende 
Tatſachen vorzuliegen: Die Beklagte betreibt ſeit den 
vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts unterhalb 
des Dorfes H. ein Bergwerk; dieſer Betrieb hat eine 
durchgängige Unſicherheit des geſamten Geländes unter— 
halb H. verurſacht, war jedoch bis 1912 fortgeführt 
worden, ohne daß die Beklagte die Hohlräume ver- 
ſetzte oder zu verſetzen verſuchte; gerade unterhalb des 
Hauſes des Klägers hat ein Abbau in 8 Flözen bis 
zur Tiefe von 214 Meter ſtattgefunden und es beſteht 
ein das Erdreich durchſetzender Sprung, dem weitere 
Sprünge benachbart ſind; wegen der Unſicherheit des 
Geländes mußte ein dicht am Hauſe des Klägers ge— 
legener Gaſthof abgebrochen werden und infolge dieſer 
Unſicherheit zeigten ſich etwa 6 Monate vor dem 24. Ja: 
nuar 1912 in den Wänden des Hauſes des Klägers 
Riſſe und Sprünge. In die Oberfläche dieſes jo bes 
ſchaffenen Geländes hat die Beklagte das zu ihrer 
Gasfabrik gehörige (vgl. RG. 39, 204; 67, 232/233) 
Rohrnetz zur Zuleitung des von ihr hergeſtellten 
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Gaſes an die Gemeinde H. und deren Einwohner ge⸗ 
legt und zwar das Rohr vor dem Hauſe des Klägers 
im Jahre 1893/94; die Unterſuchung und Ausbeſſerung 
der Gasleitungsrohre hat immer die Beklagte beſorgt, 
auch ſoweit die Rohre etwa Eigentum der Gemeinde H. 
ſind; Anfangs Januar wurde in dem neben dem 
Hauſe des Klägers gelegenen Hauſe des F. angeblicher 
Gasgeruch bemerkt, ohne daß ſich die nur vom Auf⸗ 
ſeher C. und von mehreren Arbeitern vorgenommene 
Unterſuchung auch auf das vor dem Haus in der 
Straße vorbeilaufende Gasrohr erſtreckte; am 23. Ja⸗ 
nuar 1912 früh wurde wiederum Gasgeruch im 
F.ſchen Hauſe gemeldet und nachmittags 4 Uhr die 
undichte Stelle im Straßengasrohr entdeckt, ohne Ab» 
ſperrung der Gasleitung über die folgende Nacht; nach 
dem Unglück, dem der Kläger und ſeine Familie zum 
Opfer fielen, blieb die Gasleitung bis zur Frühe des 
27. Januar 1912 abgeſperrt und ebenſo vom Abend 
des 27. Januar, nachdem zu dieſer Zeit wiederum Gas 
im F.ſchen Haufe verſpürt worden war, bis zum 
30. Januar, wo eine dritte undichte Stelle im Straßen⸗ 
gasrohr aufgefunden wurde; einer der Sachverſtändigen 
hat die Folgerung gezogen, daß die kleine Dorfſtraße 
im Januar 1912 einer Bewegungsperiode ausgeſetzt 
geweſen iſt. — Erſt nachdem in dieſem Umkreis zus 
reichende tatſächliche Feſtſtellungen gemacht ſein werden, 
kann die rechtliche Beurteilung einſetzen. Es wird ins⸗ 
beſondere zu prüfen ſein, welche Rechtspflichten der 
Beklagten nach 82 Haftpfl. darum oblagen, weil 
ſie unterhalb und oberhalb der zu betrachtenden Erd⸗ 
oberfläche zwei dem 8 2 unterliegende Betriebe führte, 
wieweit ſie insbeſondere den durch ihr Bergwerk ge⸗ 
ſchaffenen Zuſtand und deſſen wirkliche oder mögliche 
Rückwirkung auf die Gasleitungsrohre kannte oder 
kennen mußte und in welchem Maß und in welcher 
Art fie darum Vorkehrungen zur Verhütung von Ge⸗ 
fahren zu treffen hatte. Nur auf Grund eines zu⸗ 
reichenden Tatbeſtandes kann und muß ferner erwogen 
werden, ob die Beklagte als Vermieterin im Hinblick 
auf die Unſicherheit der ganzen Erdoberfläche und auf 
die Steigerung dieſer Gefahr durch das Gasrohrnetz 
der Vorſchrift des 8 536 oder des 8538 Abſ. 1 BGB. 
genügt hat und ob ihr etwa eine unerlaubte Hand— 
lung zur Laſt fällt. Endlich muß eindringlich betrachtet 
werden, ob hier nicht ein anderer Sachverhalt vor⸗ 
liegt, als der in der Entſcheidung RG. 63, 374 ff. 
behandelte, ob hier insbeſondere ein der Regel nach 
ungefährliches Gasrohrnetz zu beurteilen iſt oder nicht, 
vielmehr eine wegen der Unſicherheit des Erdbodens 
dringend gefahrdrohende Gasrohrleitung und ob die 
Auswechſelung der vor dem Hauſe des Klägers oder 
in dieſer Straße liegenden Rohrſtücke zur Gefahr— 
verhütung genügt hätte oder ob dazu nicht vielmehr 
eine fo weitgehende Beſeitung der Gasleitungsrohre 
erforderlich war, daß ſich daraus eine Einſtellung oder 
erhebliche Erſchwerung des Betriebs der Gasbereitungs— 
anſtalt ergeben mußte. Wäre dies zu bejahen, ſo ſtünde 
der Anwendung des in RG. 63, 374 für den dortigen 
Sachverhalt abgelehnten Grundſatzes, wie er in RG. 
47, 99; 58, 134 dargelegt iſt, nämlich der Haftung 
inſoweit ohne beſonderes Verſchulden, nichts im Wege, 
insbeſondere ſtünde nicht entgegen die Entſcheidung 
des V. ZS. vom 17. Juni 1905 in Seuff Arch. 60 Nr. 218, 
S. 412.“ (Urt. des III. 35. vom 25. Februar 1916, 
35 ein — 4 — 
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Verteilung der Beweislaſt und Tatſachenwürdigung 
bei einer auf grobe Beſchimpfung geſtützten Scheidungs⸗ 
klage nach 5 1568 BGB. Aus den Gründen: 
1. Das BG. hat feſtgeſtellt, daß die Beklagte den 
Kläger in drei Fällen grob beſchimpft, ihm insbeſondere 
Verkehr mit fremden Frauensperſonen vorgeworfen 
hat. Den von der Beklagten für die Richtigkeit der 
letzteren Behauptung und ſonſtige Verfehlungen des 
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Klägers angetretenen Beweis hat das BG. nicht für 
geführt erachtet und deshalb auf den von ihr dem 
Kläger über den Geſchlechtsverkehr zugeſchobenen Eid 
erkannt. Zur Begründung führt das BG. aus: Werde 
der Eid geleiſtet, ſo liege nichts Erhebliches gegen den 
Kläger vor, was ſeinem Scheidungsantrag entgegen⸗ 
ſtände oder den Antrag der Beklagten rechtfertige, den 
Kläger für mitſchuldig zu erklären. Werde dagegen 
durch die Verweigerung des Eides erwieſen, daß der 
Kläger ſich eines EChebruchs ſchuldig gemacht habe, fo 
falle ihm ein ſo ſchweres Ehevergehen zur Laſt, daß 
ihm trotz der Verfehlungen der Beklagten gegen ihn 
die Fortſetzung der Ehe mit ihr zugemutet werden 
müßte. In dieſem Falle trage er die Hauptſchuld an 
der Zerrüttung der Ehe und ſeine Scheidungsklage 
müſſe abgewieſen werden. Indem das BG. auf den 
zugeſchobenen Eid erkannt hat, hat es gegen die Be⸗ 
weislaſt verſtoßen. Das RG. hat ſtets daran feſt⸗ 
gehalten, daß der klagende Gatte den vollen Tatbeſtand 
des von ihm behaupteten Scheidungsgrundes klarzu⸗ 
legen und erforderlichenfalls zu beweiſen hat, und zwar 
auch dann, wenn es ſich um die Unwahrheit der vom 
anderen Teil über ihn verbreiteten beleidigenden Tat⸗ 
ſachen handelt (Urteil vom 5. Mai 1913, IV 15/1913, 
Warneyer 1913 Nr. 328, vom 30. März 1914 IV 675/1913, 
Warneyer 1914 Nr. 219, und 16. November 1914, IV 
399/1914, Warneyer 1915 Nr. 24). Insbeſondere kann den 
Gatten, gegen den die Scheidung durchgeſetzt werden ſoll, 
— wie der Senat noch im Urteil vom 11. Dezember 
1915, IV 204/1915 ausgeſprochen hat — grundſätzlich 
niemals eine Beweislaſt treffen. Allerdings könnte 
es nicht beanſtandet werden, wenn etwo das BG. aus 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme die Ueberzeugung 
gewonnen hätte, daß ein Anhalt für die Wahrheit der 
behaupteten Tatſachen nicht vorliege, und deshalb die 
Beklagte zur Führung des Gegenbeweiſes zugelaſſen 
hätte, wenn es alſo m. a. W. aus tatſächlichen Gründen 
zu einer ſog. Umkehrung der Beweislaſt gekommen 
wäre. Allein ſo liegt die Sache hier nicht. Es be⸗ 
ſtanden vielmehr, wie noch zu erörtern ſein wird, 
mehrfache Verdachtsgründe gegen den Kläger. Auch 
der Umſtand, daß die unter Eid geſtellten Behauptungen 
der Beklagten für die Mitſchuld des Klägers erheblich 
waren, kann das Verfahren des BG. nicht rechtfertigen; 
denn es hatte zunächſt über die Klage zu befinden. 
Hatte der Kläger den ihm obliegenden Beweis für 
einen Scheidungsgrund nicht geführt, ſo mußte die 
Klage abgewieſen werden. Nur wenn die Klage für 
begründet erachtet wurde, konnte auf den Eventual— 
antrag, den Kläger für mitſchuldig zu erklären, ein⸗ 
gegangen werden. 2. Aus dem Erörterten ergibt ſich 
bereits, daß das BG. in den Beleidigungen, welche 
die Beklagte dem Kläger zugefügt hat, nur dann einen 
Scheidungsgrund nicht finden will, wenn ihre Vor— 
würfe, daß er ſich der ehelichen Untreue ſchuldig ge— 
macht habe, durch Eidesweigerung ſich als wahr heraus— 
ſtellen. Dabei überſieht es, daß jene Verfehlungen der 
Beklagten auch ſchon dann die Abweiſung der Klage 
rechtfertigen könnten, wenn der Mann der Frau durch 
ſein Verhalten berechtigten Anlaß zur Eiferſucht ge— 
geben hätte . . . Das Urteil führt hier die gegen den 
Kläger vorliegenden Verdachtsgründe an und fährt 
dann fort: Alle dieſe Umſtände waren für die Be— 
urteilung der Klage des Mannes in doppelter Rich— 
tung erheblich. Wenn der Kläger der Beklagten in 
der behaupteten Weiſe Anlaß zum Argwohn gegeben 
hatte, ſo konnten zunächſt infolgedeſſen ihre Verfeh— 
lungen in milderem Licht erſcheinen und die Bedeu— 
tung als ſchwere Pflichtverletzungen i. S. des 8 1568 
BGB. verlieren. Es würde aber ferner in Frage 
kommen, ob nicht dem Kläger mit Rückſicht auf dieſes 
ſein Verhalten die Fortſetzung der Ehe mit der Be— 
klagten zugemutet werden könnte. Denn auch in dieſem 
Falle ließe ſich ſagen, daß er die Hauptſchuld an 
der Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes trage und 
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den durch ſein Verhalten herbeigeführten Verfehlungen 
der Beklagten deshalb einen Scheidungsgrund nicht 
entnehmen könne. (Urteil des IV. StS. vom 24. Jan. 
1916, IV 334/1915). 

3864 E. 
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Das Ablöſungsrecht der 88 268, 1150 58. beſteht 
nur, wenn die Befriedigung durch den Ablöſenden zu dem 
Zwecke der Verhütung der Zwangs voll ſtreckung erfolgt. 
Auf dem Grundſtück der Kaufleute B. und W. ſtanden 
für die H.. bank 430000 M mit der Beſtimmung, daß 
bei unpünktlicher Zinszahlung ſofortige Zurückzahlung 
verlangt werden könne. Die Hypothek hatte den Vor⸗ 
rang vor 250000 M, von denen 170 000 M feit dem 
22. November 1912 für eine Frau von O. und nach⸗ 
ſtehende 30 000 M ſeit dem 15. September 1911 für 
die Klägerin umgeſchrieben waren. Für die 170000 M 
der Frau von O. hatte außerdem der Beklagte Bürgſchaft 
übernommen. Dieſer ließ wiederum zu ſeiner Sicherheit 
in einer „Vereinbarung vom 7. November 1912“ von 
den Grundſtückseigentümern ſich die laufenden und 
künftigen Mietzinſen des Hauſes abtreten, ohne jedoch 
von dieſer Abtretung alsbald Gebrauch zu machen. Erſt 
auf Grund einer Vollmacht vom 8. Mai 1913, die ſpäter 
durch ein Abkommen vom 23. Juli 1913 erläutert und 
ergänzt wurde, übernahm er die Verwaltung des Hauſes. 
Inzwiſchen war ſeit dem 1. April 1913 die an dieſem Tage 
zahlbare Zinsrate der 9... bank rückſtändig geblieben, 
worauf am 17. Mai 1913 die Bank ihre Hypothek für 
fällig erklärte und zufolge Beſchluſſes vom 26. Juni 1913 
wegen eines Kapital⸗Teilbetrages von 10000 M die 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks einleiten ließ. 
Der Beklagte trat mit der H... bank in Verbindung und 
zahlte auf deren Zinſen für das erſte Vierteljahr 1913 
am 23. Mai 1913 5375 M, für das zweite Vierteljahr 
am 7. Juli 1913 5016.66 M. Er hatte urſprünglich 
Abtretung der bezahlten Zinsbeträge verlangt, begnügte 
ſich dann aber, als die Bank die Abtretung von der 
Einwilligung der nachſtehenden Hypothekengläubiger 
abhängig machte, mit der Beſcheinigung in den Quit⸗ 
tungen, daß die Zahlung „zur Abwendung der Zwangs⸗ 
verſteigerung gemäß 8 268 BGB.“ geſchehen ſei. Die 
Hypothek der Frau von O. ließ ſich der Beklagte am 
19. Mai 1913 abtreten und trat auf Grund einer am 
5. September 1913 ihm erteilten vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigung der Schuldurkunde am 9. desſelben Monats 
der Zwangsverſteigerung bei. Die Klägerin erſtand 
das Grundſtück und fiel mit dem größten Teil ihrer 
Hypothekenforderung aus. Sie erhob Widerſpruch gegen 
den zugunſten des Beklagten erfolgten Anſatz der 
bezahlten Zinsbeträge von 5375 und 5016.66 M. Das 
OLG. erkannte zugunſten der Klägerin; die Reviſion 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Der Berufungsrichter hat 
auf die Zinszahlungen die von dem Beklagten an⸗ 
gerufenen 8$ 1150, 268 BGB. nicht für anwendbar 
erachtet. Er hat zwar nicht bezweifelt, daß der Be⸗ 
klagte, der den Verwaltungsbeſitz des Grundſtücks aus⸗ 
übte, an ſich von dem Rechte, das dieſe Geſetzesvorſchriften 
ihm einräumten, hätte Gebrauch machen können; aber 
er habe es nicht getan, denn er habe nicht die ganze zur 
Beitreibung geſtellte Forderung der H.. bank befrie⸗ 
digt. Dies ſei Vorausſetzung der erwähnten Geſetzes⸗ 
vorſchriften; wenn im Abſ. 3 des 8 268 BGB. durch 
die Worte: „ſoweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, 
geht die Forderung auf ihn über“ der geſetzliche Ueber⸗ 
gang auch für Teilbefriedigungen des Gläubigers 
anerkannt ſei, ſo beziehe ſich dies doch nur auf den 
Fall, wenn der Gläubiger wegen eines Teils ſeiner 
Forderung die Zwangsvollſtreckung betreibe oder in 
Ausſicht ſtelle und die Befriedigung dieſes Teils er⸗ 
folge. Der Reviſton kann zugegeben werden, daß 
dieſer Satz in ſeiner Allgemeinheit zu weit geht. Es 
iſt zwar richtig, daß der Geſetzgeber den von dem 


Berufungsrichter geſetzten Fall der Teilbefriedigung 
im Auge hatte, und auch die Schriftſteller beſchäftigen 
ſich nur mit dieſem Falle (vgl. Planck Anm. 5 bei 
Ab BGB., Anm. 3 bei 8 1150; v. Staudinger, Anm. 2 
bſ. 3 bei 8 268 BGB.; Turnau⸗Förſter Anm. 6 zu 
$ 1150 B.). Der 8 268 Abſ. 3 BGB. iſt jedoch 
ganz allgemein gefaßt und begreift auch Ratenzahlungen, 
die in der Abſicht der Befriedigung geleiſtet werden; 
auch dann, wenn ſie nicht zu Ende geführt werden 
oder aus einem ſonſtigen Grunde der verfolgte Zweck, 
die Abwendung der Zwangsvollſtreckung, hicht erreicht 
wird. Darin war jedoch dem Berufungsrichter beizu⸗ 
treten, daß die Zahlung, auch wenn es nur eine Teil⸗ 
zahlung iſt, zu dem Zweck der Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung geſchehen ſein muß. Dies iſt nun aber 
nach der weiteren Feſtſtellung des Berufungsrichters 
hier nicht geſchehen. Der Beklagte wollte ſich, nachdem 
er die Abtretung der zu zahlenden Zinsbeträge nicht 
erlangt hatte, die Vorteile der SS 268, 1150 BG. 
ſichern, die Zwangsverſteigerung aber, zu deren Ab⸗ 
wendung er erhebliche Kapitalaufwendungen hätte 
machen müſſen, ebenſo hinnehmen, wie den damit 
verbundenen Verluſt ſeines Verwaltungsbeſitzes. Er 
hat dies in dem von dem Berufungsrichter heran⸗ 
gezogenen Briefe vom 18. Mai 1913 noch vor der 
Zahlung der H.. bank ſelbſt erklärt und iſt dann ſelbſt 
der Zwangsverſteigerung beigetreten. Unter dieſen 
Umſtänden kann der Beklagte ſich nicht auf den Schutz 
der 88 268, 1150 BGB. berufen; nach 8 1178 BGB. 
rückte vielmehr die Klägerin als nachſtehende Hypothek⸗ 
gläubigerin vor. (Urt. des V. ZS. v. 16. Februar 1916, 
V. 337/1915) Schie 
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Ohne „ der Transportgefährdung 
iR eine Verurteilung zwar nicht and 5 316 Abſ. 1, wohl 
aber ans 8 316 Ab. 2 Sto. möglich. Freiheit des 
Ermeſſens eines Weichenſtellers gegenüber den für ihn 
erlaſſenen Dienſtvorſchriſten? Aus den Gründen: 
Dem Angeklagten Weichenſteller P. war in dem Er⸗ 
öffnungsbeſchluß ein Vergehen gegen SS 316, 230, 73 
StGB. deshalb zur Laſt gelegt, weil er fahrläſſiger⸗ 
weiſe ſowohl auf der Fahrbahn durch falſche Weichen⸗ 
ſtellung ſolche Hinderniſſe bereitet habe, daß dadurch 
der Transport in Gefahr geſetzt wurde, als auch die 
Körperverletzung mehrerer Perſonen unter Außeracht⸗ 
laſſen ſeiner Amts⸗ und Berufspflicht verurſacht habe. 
In dem freiſprechenden Urteil iſt ausgeführt, daß der 
Angeklagte zwar bei der Weichenſtellung nicht ſtreng 
nach Vorſchrift gehandelt habe, daß er aber mit einem 
vorſchriftsmäßigen Verhalten des Rangiermeiſters M. 
habe rechnen dürfen und nicht habe annehmen können, 
M. würde vorſchriftswidrig die Rangierabteilung in 
Bewegung ſetzen. Daraus ſchließt das LG., daß der 
Angeklagte weder die Transportgefährdung noch die 
Körperverletzung als Folge ſeiner Weichenſtellung habe 
vorausſehen können. Bei ſolcher tatſächlichen und 
deshalb nach 8 376 StPO. für das Reviſionsgericht 
bindenden Annahme war eine Verurteilung des An⸗ 
geklagten nach Maßgabe des Eröffnungsbeſchluſſes 
allerdings ausgeſchloſſen, da in § 316 Abſ. 1, ebenfo 
wie in 8 230 beim Täter die Vorherſehbarkeit des 
rechtswidrigen Erfolges ſeiner Handlung vorausgeſetzt 
wird. Jedoch in § 316 Abſ. 2 StG. iſt die Vorher: 
ſehbarkeit der Transportgefährdung weder ausdrücklich 
noch ſtillſchweigend erfordert (RG. 22, 163; 30, 178 
1182) und die Reviſionsbeſchwerde, daß dieſes Straf- 
geſetz durch Nichtanwendung verletzt ſei, iſt nach Lage 
der Sache begründet. Der Angeklagte war eine zur 
Leitung der Eiſenbahnfahrten und zur Aufſicht über den 
Beförderungsbetrieb angeſtellte Perſon (RG. 21, 15). 
Daß er als ſolche durch die von ihm bewirkte Stellung 
der Weiche 51 b auf Gleis 2 einen Transport in Ge⸗ 
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fahr geſetzt, d. h. nach den obwaltenden Umſtänden 
die naheliegende Möglichkeit einer Beſchädigung der 
Betriebsmittel und der darauf befindlichen Perſonen 
geſchaffen hat, iſt den tatſächlichen Feſtſtellungen ohne 
weiteres zu entnehmen. Ob bei vorſchriftsmäßigem 
Verhalten einer anderen Perſon, hier des M., die Ver⸗ 
wirklichung der Gefahr nicht eingetreten wäre, iſt für 
die Frage einer vom Angeklagten verurſachten Gefähr⸗ 
dung unerheblich (vgl. die angeführte Entſch. in 30, 
178 [179]). Die Frage aber, ob der Angeklagte die 
Transportgefährdung durch Vernachläſſigung der ihm 
obliegenden Pflichten herbeigeführt habe, iſt im Urteil 
nicht erſchöpfend beantwortet. Inſoweit iſt die An⸗ 
nahme der Str. nicht entſcheidend, dem Angeklagten 
ſei bei Ausführung des ihm vom Fährdienſtleiter er⸗ 
teilten Auftrags den allgemeinen Vorſchriften gegen⸗ 
über immerhin eine gewiſſe Selbſtändigkeit inſofern 
eingeräumt geweſen, als er bei Berückſichtigung der 
Geſamtlage zu ermeſſen gehabt habe, welche Maßnahmen 
zur Ermöglichung des planmäßigen Eiſenbahnverkehrs 
unter möglichſter Fernhaltung von Gefahren von ihm 
zu treffen waren. Auch in Ausübung ſolchen Ermeſſens 
durfte der Angeklagte ſich nicht über ihm wohlbekannte 
und gerade für ihn als Weichenſteller gegebene Dienſt⸗ 
vorſchriften hinwegſetzen. (Urt. des V. Sts. vom 
23. November 1915, 5 D 253/1915). E. 
3866 


II. 


Umfang der neuen Verhandlung vor der erſten 
Juſtanz, wenn das Reichsgericht unter Aufrechthaltung 
der Bernrteilungen lediglich zur Neubildung der Ge: 
ſamtſtrafe zurückverwieſen hat. Der Angeklagte war 
vom LG. in 35 Fällen verurteilt worden; die Ver⸗ 
urteilungen wegen 9 der Fälle wurden durch Verzicht 
auf Reviſion rechtskräftig; auf die Reviſton des Ans 
geklagten und des Staatsanwalts wegen der übrigen 
26 Fälle hob das RG. die eine Verurteilung auf und 
ſtellte das Verfahren inſoweit ein. Im übrigen verwarf 
es die Reviſionen und verwies die Sache wegen der 
Neubildung der Geſamtſtrafe zurück. Gegen das vom 
LG. daraufhin gefällte Urteil legte der Angeklagte 
neuerlich Reviſion ein. 

Aus den Gründen: Der Angeklagte führt in 
feiner Reviſion Beſchwerde darüber, daß das Urteil 
auf die Feſtſtellungen des früheren landgerichtlichen 
Urteils gegründet ſei, obwohl nach dem Sitzungs⸗ 
protokoll nur ein Teil dieſer Feſtſtellungen in der 
Hauptverhandlung verleſen worden ſei. Er bemerkt 
dazu, daß die Verleſung aller Feſtſtellungen um ſo mehr 
hätte erfolgen ſollen, als der Beſchluß über die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens nicht verleſen worden 
ſei. Die Rüge kann ſo, wie ſie erhoben iſt, nach zwei 
Richtungen gehen. Einmal dahin, daß das LG. unter⸗ 
laſſen habe, ſeine Verhandlung und Prüfung auf all 
das zu erſtrecken, was ſeine Aufgabe war, und ſodann 
dahin, daß das LG. Umſtände, — hier Feſtſtellungen —, 
die in der Hauptverhandlung überhaupt nicht zur 
Erörterung und zur Kenntnis des Gerichts gebracht 
worden ſind, bei der Entſcheidung berückſichtigt und 
damit dem $ 260 StPO. zuwider gehandelt habe. Die 
Rüge geht aber nach beiden Richtungen fehl. In dem 
erſten Urteil des LG.s ſind die Feſtſtellungen zur 
Schuldfrage von denen zur Strafzumeſſung getrennt. 
Verleſen worden ſind nach dem Sitzungsprotokoll nicht die 
geſamten, weit über tauſend Folioſeiten füllenden Ent- 
ſcheidungsgründe des früheren Urteils, ſondern außer 
der den Beſchwerdeführer betreffenden Urteilsformel 
aus Teil XVI des Urteils „Strafzumeſſung“ die den 
Beſchwerdeführer betreffenden Gründe. Dieſe enthalten 
aber gerade die Feſtſtellungen, die für das Strafmaß 
und die Bildung der Geſamtſtrafe von Bedeutung 
waren. Das LG. hat alſo eben das zur Verhandlung 
und zur Erörterung gebracht, worauf es für ſein 
— gegenſtändlich beſchränktes — Verfahren allein 


ankam. Auf die Feſtſtellungen, die zu der rechtskräftig 
erledigten und vom LG. nicht neu zu erwägenden 
Schuldfrage ergangen waren, brauchte, wenn nicht das 
Gericht es nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen wegen 
des Ineinandergreifens von Schuld⸗ und Straf⸗ 
zumeſſungsfragen für angezeigt hielt oder einer der 
Prozeßbeteiligten es beantragte, nicht zurückgegangen 
zu werden. Ein Zurückgreifen auf jene Feſtſtellungen 
wurde auch nicht dadurch erforderlich, daß an Stelle 
des Beſchluſſes über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
diejenigen Teile der Entſcheidung des zurückverweiſenden 
Reviſionsurteils verleſen wurden, aus denen ſich Grund, 
Zweck, Gegenſtand und Grenzen der neuen Verhand⸗ 
lung ergaben. Die vom LG. vorgenommene Beſchrän⸗ 
kung bei der Verleſung des früheren Urteils enthielt 
alſo keinen Verſtoß gegen Verfahrensvorſchriften. (Urt. 
des V. StS. v. 11. Februar 1916, 5 D. 668/1915). 
3839 Schie 


III. 


Ein Vergehen nach 8 12 Nr. 1 und 8 14 Nahr Mittel. 
durch Inverkehrbringen geſundheitsſchädlicher Ware kaun 
im Inland begangen fein, auch wenn nach den Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts Verkauf und Abnahme im Aus: 
land erfolgt find. Prüfungspflicht des nicht ſachverſtän⸗ 
digen Berlänferd. Aus den Gründen: Der An⸗ 
geklagte rügt, die Verurteilung verſtoße gegen $ 4 
StGB., weil die Straftat, wenn überhaupt, im Aus⸗ 
lande begangen ſei, da das Kaufgeſchäft, auf Grund 
deſſen die Lieferung erfolgte, in Holland abgeſchloſſen 
worden ſei und auch die Abnahme und Bezahlung der 
gekauften Ware beſtimmungsgemäß in Holland erfolgt 
ſei. Die Rüge geht fehl; denn dafür, ob die Straftat, 
die durch das Inverkehrbringen einer verkauften Ware 
verwirklicht wird, im Inland begangen iſt, kommt es 
überhaupt nicht darauf an, ob nach den Regeln des 
bürgerlichen Rechts das Kaufgeſchäft als im Inland 
abgeſchloſſen, die Ware als dem Käufer im Inland 
übergeben zu gelten hat und wo ſie bezahlt wird, 
ſondern darauf, ob die Ware von dem Täter bewußt 
dem inländiſchen Verkehrskreiſe zugeführt, in dieſem 
Sinne von ihm in den inländiſchen Verkehr gebracht 
worden iſt. Das aber iſt ausreichend und ohne Rechts⸗ 
irrtum feſtgeſtellt. Der Angeklagte hat ſchon bei den 
erſten Kaufsverhandlungen gewußt und gewollt, daß 
der Kakao zum Verkehr und Verbrauch nach Deutſchland 
kommen ſollte, er hat in dieſem Sinne verkauft und 
in dieſem Sinne die Ware auf Verlangen des Käufers 
an dieſen mit der Eiſenbahn nach Aachen geliefert. Er 
hat ſie als „garantiert reinen Kakao“, mithin als 
Nahrungsmittel nach Aachen geliefert, alſo dorthin 
in Verkehr gebracht, und er hat dies getan, obwohl 
er, der die Ware ſelbſt wieder von einer holländiſchen 
Firma bezog, ſich von der Unverfälſchtheit und Un⸗ 
ſchädlichkeit in keiner Weiſe überzeugt hatte. Unter 
dieſen Umſtänden begegnet die Annahme, daß er die 
Tat im Inland begangen habe, keinem rechtlichen Be— 
denken. — Das LG. hat nicht verkannt, daß der Ver⸗ 
käufer einer Ware nicht immer und unter allen Um— 
ſtänden die Pflicht hat, ſie zu unterſuchen, wenn er 
nicht durch das Inverkehrbringen ſtraffällig werden 
will. Er kann unter Umſtänden einer ſolchen Prüfungs— 
pflicht überhoben ſein, z. B. weil die Prüfung — wie 
beim Verkauf von ſchwimmendem Gut — unmöglich 
oder — wie beim Verkauf luftdicht verſchloſſener, durch 
Luftzutritt verderbender Ware — ohne unverhältnis— 
mäßigen Schaden nicht durchführbar iſt. Allein ein 
Fall ſolcher Art kam hier nicht in Frage. Die Prüfung 
der Ware vor der Lieferung war ohne Schwierigkeiten 
und Schaden möglich, ſie war gemäß der rechtlich ein— 
wandfreien Annahme des LG.s nach den Umſtänden 
und insbeſondere mit Rückſicht auf die Bedeutung der 
Lieferung erforderlich und der Angeklagte haftet ſtraf— 
rechtlich dafür, daß er ſie unterließ. Vergeblich beruft 
er ſich darauf, daß er perſönlich, wie die Käufer ges 
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wußt hätten, zur Unterſuchung der Ware unfähig ge⸗ 
weſen ſei, da er nicht Nahrungsmittel händler, ſondern 
Tuchhändler ſei und von der Beſchaffenheit von Nah⸗ 
rungsmitteln nichts verſtehe. Denn mit Recht geht das 
LG. davon aus, daß, wer Nahrungsmittel geſchäfte von 
ſolchem Umfange!) macht, ohne en zu ſein, die 
Pflicht hat, anderweit für fachkundige Unterſuchung 
der Ware Sorge zu tragen. Es geht nicht an, den, 
der ſich ungezwungen ohne die erforderliche Vorbildung 
in einen fo wichtigen Erwerbszweig wie den des Handels 
mit Nahrungsmitteln in ſo bedeutender Weiſe einmiſcht, 
geringeren Anforderungen zu unterſtellen als den Fach⸗ 
mann, und es muß von ihm zum mindeſten verlangt 
werden, daß er, um Schaden zu verhüten, die nötige 
fachmänniſche Hilfe herbeizieht. Daß ſich dies der An⸗ 
geklagte nach ſeinen perſönlichen Anlagen und Kennt⸗ 
niſſen ſagen konnte und bei pflichtmäßiger Sorgfalt 
ſagen mußte, geht als Anſchauung des LG.s aus den 
Urteilsgründen genügend hervor. (Urteil des V. StS. 
vom 2. Mai 1916, 5 D 147/1916). E. 
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IV. 


Eine Beteiligung an verbstener Wareneinfuhr kaun 
unter Umſtäuden auch in der Verbringung der Ware von 
einem Orte des Julands zum andern liegen. Aus den 
Gründen: Mit Recht geht der Beſchwerdeführer 
davon aus, daß das Vergehen der verbotwidrigen 
Einfuhr von Waren in das deutſche Zollgebiet mit 
dem Herüberſchaffen der Ware über die Zollgrenze 
vollendet iſt. Mit Unrecht aber behauptet er, daß das 
Vergehen unter allen Umſtänden in dieſem Zeitpunkt auch 
ſchon beendet ſei. Dieſes Vergehen iſt, wie das RG. ſtets 
angenommen hat und woran es auch jetzt feſthält, nicht 
rechtsnotwendigerweiſe mit der Ueberſchreitung der 
Grenze abgeſchloſſen, ſondern kann ſich, wie das LG. 
zutreffend ausführt, darin fortſetzen, daß der Gegen⸗ 
ſtand im deutſchen Zollgebiet ſeinem Beſtimmungsorte 
zugeführt wird. Gerade um einen ſolchen Fall aber 
handelt es ſich hier. Der dem Verbot zuwider über 
die Grenze gebrachte Süßſtoff ſollte nicht nach einem 
Beſtimmungsort in der Nähe der deutſch⸗holländiſchen 
Grenze, über die er kam, eingeführt werden, ſondern 
er ſollte ohne zur Ruhe zu kommen über Düſſeldorf 
und Dresden nach Oeſterreich geführt werden; ſein 
eigentlicher und letzter Beſtimmungsort im Deutſchen 
Reich lag alſo an der deutſch⸗öſterreichiſchen Grenze. 
Es war darum nicht rechtsirrig, daß das LG. annahm, 
der Angeklagte habe ſich an der verbotwidrigen Ein⸗ 
fuhr als Täter beteiligt, indem er in Kenntnis des 
ganzen Sachverhalts und, um ſeinen Teil an dem Plan 
zu verwirklichen, die Ware in Düſſeldorf übernahm 
und nach Dresden weiterführte. (Urteil des V. StS. 
vom 9. Mai 1916, 5 D 157/1916). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


J. 

Zu 8 839 BGB., Art. 126 Not. u. 60 A. BEB., 
§ 562 DU. für Grundbuchämter. Verpflichtung des 
Notars zur fofortigen Vorlegung feiner Urkunden an 
das Grundbuchamt. Vorausſetzungen der Saftung Tür 
den aus einer Verzögerung entſtehenden Schaden. Schä⸗ 
digung infolge der vor dem Vollzug erfolgten Ein⸗ 
führung eines gemeindlichen Zuſchlags zu der Zuwachs⸗ 
ſteuer. Urſächlicher Zuſammenhang. Vorherſehbarkeit 
des Schadens. Beweislaſt, wenn die Unſchadlichkeit der 
verzögerten Vorlegung behauptet wird. Aus den 
Gründen: Allerdings vermag das Reviſionsgericht 
der Anſchauung des OLG.s darin nicht beizupflichten, 


1) Es handelte ſich um 10 000 kg. 
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daß der Notar die Vorlegung der Urkunde aus dem 
Grunde habe beſchleunigen müſſen, weil er mit der 
Möglichkeit der baldigen Einführung des Zuſchlags 
zur Zuwachsſteuer in der Stadt N. habe rechnen müſſen 
und daß er durch die Außerachtlaſſung dieſer Mög⸗ 
lichkeit i. S. des 8 839 BOB. eine Amtspflicht verletzt 
habe. Denn, wenn der Notar auch verpflichtet iſt, 
ſich eine genaue Kenntnis der das Gebühren⸗ und 
Steuerweſen betreffenden Geſetze und Verordnungen 
zu verſchaffen, ſo kann doch von ihm nicht verlangt 
werden, auf die in einer Gemeinde, in der er nicht 
einmal ſeinen Amtsſitz hat, möglicherweiſe bevor⸗ 
ſtehende Einführung eines Zuſchlags zur Zuwachs⸗ 
ſteuer Bedacht zu nehmen und aus dieſem Grunde 
die Vorlegung der Urkunde möglichſt zu beſchleunigen. 
Es kann ſich hiernach nur darum handeln, ob der 
Notar an ſich die Vorlegung der Urkunde ſchuldhaft ver⸗ 
zögert und ſich dadurch einer Amtspflichtverletzung 
ſchuldig gemacht hat. Dies hat das BG. mit Recht 
bejaht. Zutreffend iſt es davon ausgegangen, daß 
nach 8 562 DA. für die Grundbuchämter die Urkunden 
dem Grundbuchamte „ſofort“ d. h. ohne ſchuldhafte 
Berzögerung vorgelegt werden ſollen, res ihrem 
Vollzug ein Hindernis vorausſichtlich nicht mehr im 
Wege ſteht (Samml. 10, 646). Die Verpflichtung zur 
Vorlegung ruht, ſolange nicht die Staatsgebühren, 
die gemeindlichen Beſitzveränderungsabgaben und die 
Gebühren und Auslagen des Notars entrichtet find. 
Sie wurden am 3. Oktober gezahlt. Von da an war 
der Notar zur Vorlegung der Urkunde verpflichtet. 
Da die Beſchreibung und der Flächeninhalt der Plan⸗ 
nummer 747 in der Urkunde mit dem Inhalte des 
vor der Beurkundung des Kaufvertrags von dem 
Notar pflichtgemäß eingeſehenen Grundbuchs überein⸗ 
ſtimmte, ſtand, wie dem Notar bewußt ſein mußte, 
dem Vollzuge der Urkunde durch das Grundbuchamt 
ein Hindernis nicht entgegen. Die für die Grundbuch⸗ 
anlagen erforderlichen Auszüge konnten und mußten 
auch bei einem beſchäftigten Notariat in der Zeit von 
der Errichtung der Urkunde, dem 27. September, bis 
zum 3. Oktober hergeſtellt werden (Samml. 10, 647). 
Es waren deshalb, um die Urkunde zum Vollzuge 
zu bringen, die nochmalige Einſicht des Grundbuchs 
und Erhebungen bei dem Rentamt über den Umfang 
der Pl.⸗Nr. 747 nicht nötig. Der Notar beruft ſich 
darauf, daß er wegen der Verſchiedenheit des Grund⸗ 
buchs und des ihm vorgelegten Grundſteuerkataſter⸗ 
auszugs in Anſehung der Beſchreibung und des 
Umfangs der Pl.⸗Nr. 747 das Grundbuch wiederholt 
habe einſehen und zur Aufklärung Ermittelungen bei 
dem Rentamt habe pflegen müſſen. Der Notar hat 
allerdings dafür zu forgen, daß Abweichungen zwiſchen 
dem Grundbuch und dem Kataſter, namentlich in An⸗ 
ſehung des Flächenmaßes, aufgeklärt und beſeitigt 
werden. Dazu genügte es aber, daß der Notar dem 
Rentamte von der Unſtimmigkeit zwiſchen dem Kataſter⸗ 
auszug und dem Inhalte des Grundbuchs Mitteilung 
machte und es dieſem Amt überließ, feſtzuſtellen, ob 
die Verſchiedenheit auf einer Unrichtigkeit des Kataſters 
oder — was nach den Umſtänden nahelag — auf 
einer Mangelhaftigkeit des alten, nicht vollſtändig 
ergänzten Auszugs beruhte. Auf keinen Fall durfte 
er deshalb die Vorlegung der Urkunde an das Grund— 
buchamt verzögern. Wenn aber der Notar glaubte, 
zur Aufklärung der zwiſchen dem ihm vorgelegten 
Kataſterauszug und dem Grundbuche beſtehenden Ab— 
weichung Erhebungen bei dem Rentamte pflegen zu 
ſollen, fo hätte er dieſe, wie das BG. mit Recht Her: 
vorhebt, ſofort und nicht erſt nach dem 3. Oktober 
vornehmen müſſen. Er hätte dann, wie mit Be⸗ 
ſtimmtheit anzunehmen iſt, den gewünſchten Aufſchluß 
bis zum 3. Oktober erhalten. Hätte der Notar die 
Urkunde am 3. Oktober oder unmittelbar noch dieſem 
Tage dem Grund buchamte vorgelegt, fo wäre der 
Gigentumsübergang vor dem 11. Oktober im Grund⸗ 
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buch eingetragen worden. Dadurch aber, daß der 
Notar die Urkunde pflichtwidrig verſpätet vorlegte, 
konnte ſie erſt vollzogen werden, nachdem der gemeind⸗ 
liche Zuſchlag zur Zuwachsſteuer in Kraft getreten 
war. Die Verzögerung hatte daher den von den 
Klägern geltend gemachten Schaden zur Folge, für 
den nach Art. 126 Not. und Art. 60 AG. BGB. der 
Staat haftet. Ohne Rechtsirrtum hat das BG. auch 
angenommen, daß die Amtspflichtverletzung und der 
Schaden tatſächlich zuſammenhängen. Die Möglich⸗ 
keit einer Schädigung durch verzögerte Vorlegung 
einer Urkunde liegt nicht ſo fern, daß ſie nach der Auf⸗ 
faſſung des Lebens vernünftigerweiſe nicht in Betracht 
gezogen werden kann. Dies gilt auch für die Mög⸗ 
lichkeit der Einführung eines gemeindlichen Zuſchlags 
zur Zuwachsſteuer. Durch den $ 33 der zum Vollzuge 
des Zuwachsſteuergeſetzes erlaſſenen und im GVBl. ver⸗ 
öffentlichten Bek. vom 27. Juni 1911 iſt den Gemeinden 
allgemein die Ermächtigung erteilt, durch Satzung zu 
beſtimmen, daß zu ihrem Anteil an der Steuer für 
ihre Rechnung Zuſchläge erhoben werden. Daß wie 
zahlreiche andere Gemeinden ſo auch die Stadt N. von 
dieſer Ermächtigung Gebrauch machte, kann daher nicht 
als ein Ereignis angeſehen werden, das außerhalb 
des natürlichen Verlaufs der Dinge lag. Daß der 
Notar die durch die Amtspflichtverletzung bewirkte 
Schädigung der Kläger hätte vorausſehen müſſen, iſt 
nicht erforderlich (ſ. Seuff Arch. Bd. 63 Nr. 150; RG. 
81, 361; JW. 1908 S. 526; Recht 1910 Nr. 2589, 1912 
Nr. 875). Wenn ferner der Beklagte behauptet, der 
Schaden wäre den Klägern auch dann zugegangen, 
wenn der Notar ſeine Amtspflicht erfüllt, d. h. die 
Urkunde ſofort nach dem 3. Oktober vorgelegt hätte, 
ſo liegt ihm hiefür der Nachweis und zwar dahin 
ob, daß der Schaden trotzdem nicht nur möglich ge- 
weſen, ſondern tatſächlich eingetreten wäre (ſ. LZ. 1914 
S. 1897/98 und S. 1901/02); dieſen Beweis hat der 
Beklagte nicht einmal zu führen verſucht. (Urt. des 
II. 35. vom 27. März 1916, Reg. I Nr. 168/1915). 
3888 M. 


II. 


Ungewißheit i. S. des 8 1913 B88. liegt auch 
daun vor, wenn mehrere um ein Recht ſtreiten, von 
denen einer ſicher der Berechtigte iſt. Aus den 
Gründen: Dem Beſchwerdegerichte kann nicht darin 
beigetreten werden, daß, wenn mehrere um ein Recht 
ſtreiten, von denen einer ſicher der Beteiligte iſt, die 
in 81913 BGB. zugelaſſene Maßnahme nicht anwend⸗ 
bar ſei. Das Kammergericht hat dieſe in dem Be⸗ 
ſchluſſe vom 8. November 1906 vertretene Anſicht in 
dem Beſchluſſe vom 23. Dezember 1913 nicht mehr 
aufrecht erhalten. Zwar wird in dieſer Entſcheidung 
die frühere Meinung nur für 8 1960 BGB. wider⸗ 
legt. Da aber die Pflegſchaftsanordnung in § 1913 
und die Pflegſchaftsanordnung in 8 1960 Ausfluß eines 
und desſelben Rechtsgedankens ſind (Mot. 4, 1295), 
können die Gründe, die das KG. zu $ 1960 darlegt, 
im weſentlichen auch bei der Auslegung des $ 1913 
verwertet werden (Schlegelberger Anm. 1 J zu 8 41, 
Anm. 111 zu § 74 GG.). Insbeſondere iſt wie bei 
8 1960 auch bei § 1913 zu berückſichtigen, daß der 
Schutz der durch die ZPO. gewährten Rechtsbehelfe 
dann verſagt, wenn nicht dem Eingreifen einer der 
Prozeßparteien, ſondern dem Eingreifen Dritter vor— 
gebeugt werden ſoll. Im Gegenſatze zu 8 1960 bietet 
die Faſſung des 8 1913 keine Schwierigkeit für die 
Frage, ob und in welchem Umfange die Ungewißheit 
des Beteiligten die vormundſchaftsgerichtliche Fürſorge 
veranlaſſen kann. Die Vorſchrift des § 1913 ſpricht 
ausdrücklich von der „Ungewißheit“ des Beteiligten. 
Nach dem regelmäßigen Sprachgebrauch iſt aber der 
Beteiligte als ungewiß anzuſehen, ſo lange nicht zu— 
reichende Gründe für ſeine Beteiligung ſprechen, gleich— 
viel ob er aus einem Kreiſe beſtimmter oder unbe— 
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ſtimmter Perſonen zu ermitteln iſt. Es fehlt jeder 
Anhalt dafür, daß das Geſetz den Begriff der Un⸗ 
gewißheit i. S. der früheren Anſicht des Kammer⸗ 
gerichts einſchränken will. Gegen dieſe Annahme ſpricht 
vielmehr, daß die Vorſchrift des § 1913 einen Erſatz 
dafür bilden ſoll, daß das Vormundſchaftsgericht nun⸗ 
mehr nicht wie nach dem 8 90 der Preußiſchen Vor⸗ 
mundſchaftsordnung allgemein zur Einleitung einer 
Pflegſchaft ermächtigt iſt (Mot. Bd. 4 S. 1253, 1265, 
Denkſchr. S. 252). Die Beſorgnis, daß ohne die Ein⸗ 
ſchränkung eine Ueberſpannung der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Fürſorge herbeigeführt würde, iſt nicht 
gerechtfertigt; denn auch in den Fällen der beanſtan⸗ 
deten Art hat das Vormundſchaftsgericht pflichtgemäß 
zu prüfen, ob eine Ungewißheit des Beteiligten und 
ob ein Schutzbedürfnis beſteht. Ueberzeugt es ſich von 
dem Recht eines beſtimmten Beteiligten oder von dem 
Mangel eines Schutzbedürfniſſes, ſo hat es die Be⸗ 
ſtellung des Pflegers zu unterlaſſen. Die bloße Mög⸗ 
lichkeit, daß die Geſetzesvorſchrift einmal mißbräuch⸗ 
lich angewendet wird, vermag eine allgemeine Ein⸗ 
ſchränkung nicht zu rechtfertigen. (Beſchluß des I. 
3S. vom 30. Mai 1916 Reg. III Nr. 36/1916). M. 
3891 


B. Strafſachen. 
I. 


Durch einen wegen e Unzucht erlaſſenen 
rechtskräftigen Strafbefehl wird die Strafklage nicht auch 
hinſichtlich der Einzelhand lungen verbraucht, die nach der 
Grlafinng, aber vor der Zuſtellung des . be: 
angen find. Das in Nr. 9 S. 158 dieſes Jahrgangs 
verſehentlich vor Eintritt der Rechtskraft — d. H.) ver⸗ 
öffentliche Urteil des Landgerichts München I vom 
7. März 1916 wurde aus folgenden Gründen aufgehoben: 
§ 447 StPO. geſtattet in beſtimmten Straffällen dem 
Amtsrichter auf Antrag des Staatsanwalts, ohne vor⸗ 
gängige Verhandlung durch ſchriftlichen Strafbefehl eine 
Strafe feſtzuſetzen. Gegenſtand eines Strafausſpruchs 
kann nur eine begangene ſtrafbare Tat ſein, mag ſie ſich 
äußerlich in einer einzigen Handlung verwirklicht oder 
mehrere zeitlich getrennte gleichartige Handlungen 
umfaßt haben, die rechtlich als Verbrechenseinheit zu 
behandeln find. Der Strafbefehl, der nach 8 447 StPO. 
erlaſſen wird, trifft daher die Tat nur, wie ſie bis zur 
Verfügung der Abfaſſung des Strafbefehls und deſſen 
Unterzeichnung durch den Richter in die äußere Er⸗ 
ſcheinung getreten iſt. Für Handlungen, die dieſem 
Zeitpunkte nachfolgen, will und kann der Richter durch 
den Strafbefehl eine Strafe nicht feſtſetzen, weil es 
eben gegen alle Grundſätze des Strafrechts verſtoßen 
würde, eine Strafe für eine noch nicht begangene Straf⸗ 
tat zu verhängen. Dieſer Grundſatz gilt auch bei dem 
ſogenannten Kolleftivdelift. Erfolgt die Aburteilung 
wegen eines ſolchen im ordentlichen Verfahren, ſo 
werden zwar alle bis zur Erlaſſung des Urteils be⸗ 
gangenen Einzelfälle von der Verurteilung umfaßt, 
mögen ſie auch dem Richter nicht bekannt gewefen ſein, 
aber über die Zeit der Urteilsverkündung hinaus 
erſtreckt ſich die Bedeutung und Tragweite des Urteils 
nicht; ſpäter begangene Fälle gleicher Art können von 
neuem ſtrafrechtlich verfolgt werden. Nicht anders 
liegt die Sache beim Strafbefehle. Beim Strafbefehl 
iſt deſſen Erlaſſung durch den Richter das zeitliche 
Ereignis, in dem der Richter über die ihm vorliegende 
Anklage entſcheidet und gegebenenfalls eine Strafe 
feſtſetzt und zwar für das bis zu dieſem Zeitpunkte 
dauernde ſtraffällige Tun des Beſchuldigten, wobei 
es wie bei der Straffeſtſetzung durch Urteil zunächſt 
rechtlich ohne Bedeutung iſt, ob dem Richter alle Einzel- 
fälle des Kollektivdelikts bekannt geworden ſind oder 
nicht. Der in dem Beſchluſſe des ObèL G. Bd. J S. 245 
zum Ausdrucke gelangten und von der Strͤ. zur 
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Stütze ihres Urteils verwendeten Anſicht, daß ein 
Strafbefehl bis zur Zuſtellung nach Außen ohne jede 
Bedeutung ſei und vom Gerichte beſeitigt und als 
nicht erlaſſen behandelt werden könne, kann in dieſer 
Allgemeinheit nicht beigetreten werden. Iſt dem Amts⸗ 
anwalte von der Erlaſſung des e Kenntnis 
gegeben worden, ſo iſt — jedenfalls ohne deſſen Ein⸗ 
willigung — jede Abänderung oder Beſeitigung des 
Strafbefehls für den Richter unmöglich. Der erlaſſene 
Strafbefehl unterliegt auch der Verjährung; auch 
hieraus ergibt ſich, daß der Erlaß des Strafbefehls 
keineswegs bedeutungslos iſt. Hat der Amtsrichter durch 
den Strafbefehl vom 24. November 1915 für die von der 
zuge Tasten bis dahin begangenen Uebertretungen nach 
8 361 Nr. 6 StGB. eine Strafe feſtgeſetzt, jo wurden die 
nach dieſem Zeitpunkte begangenen gleichartigen Ueber⸗ 
tretungen nach dieſen Ausführungen durch den Straf⸗ 
befehl nicht betroffen, konnten auch in dieſem Straf⸗ 
verfahren nicht berückſichtigt werden, weil die Ange⸗ 
klagte den Strafbefehl vom 24. November 1915 rechts⸗ 
kräftig werden ließ und damit die durch Erhebung des 
Einſpruchs und Veranlaſſung einer Hauptverhandlung 
vor dem Schöffengericht ermöglichte Berückſichtigung 
aller bis zur Urteilsverkündung, auch der nach Er⸗ 
laſſung des Strafbefehls verübten unter das Kollek⸗ 
tivdelikt fallenden Einzelhandlungen unmöglich machte. 
Die Strafverfolgung wegen der nach Erlaſſung des 
Strafbefehls begangenen, von dieſem nicht ergriffenen 
Gewerbsunzuchtshandlungen iſt daher rechtlich zuläſſig. 
er vom 27. April 1916, Rev.⸗Reg. . 
1 


II. 


Verſchiedene Bedeutung des Begriffs gewerbsmäßig 
in $ 361 Nr. 6 und ee Sts.; Anwendung des 
3 361 Nr. 6 beim Beſtehen eines ſog. feſten Verhält⸗ 
niſſes. Aus den Gründen: Die Angeklagte M., 
ſchon zweimal wegen einer Uebertretung nach 8 361 
Nr. 6 StGB. beſtraft, pflog vom Mai bis Auguſt 1915 
mit einem beſtimmten Mann gegen Gewährung des 
Unterhalts Geſchlechtsverkehr und unterhielt nach einer 
mehrmonatigen Abweſenheit vom November 1915 ab 
am gleichen Orte dieſelben Beziehungen zu einer anderen 
Mannsperſon wiederum gegen Bezahlung ihres Lebens⸗ 
unterhalts. Für die Frage, ob die Angeklagte ſich 
der gewerbsmäßigen Unzucht ſchuldig gemacht hat, 
legt das BG. nur die Vorgänge in der Zeit vom No⸗ 
vember 1915 ab zugrunde, weil eine fortgeſetzte Hand⸗ 
lung nicht angenommen werden könne und deshalb 
die Strafverfolgung wegen der in der Zeit vom Mai 
bis Auguſt 1915 verübten Handlungen durch Ver⸗ 
jährung erloſchen ſei. Die früheren Fälle erachtet die 
Strafkammer aber als zur Beweiswürdigung für die 
Vorkommniſſe vom November 1915 ab geeignet. Bei 
der Erörterung des Begriffs der Gewerbsmäßigkeit 
i. S. des $ 361 Nr. 6 StGB. hebt ſodann die StR. 
hervor, es ſei hierzu nicht erforderlich, daß ſich die 
Weibsperſon der Allgemeinheit zur Verfügung ſtellt, 
es genüge vielmehr die Ausübung der Unzucht zum 
Zwecke des Erwerbs mit einem Manne, wie ja auch 
bei dem Vergehen der Hehlerei die Gewerbsmäßigkeit 
durch den fortgeſetzten Erwerb geſtohlener Sachen von 
dem nämlichen Dieb begründet werde. Der zweite 
Richter erachtet den Tatbeſtand des 8 361 Nr. 6 StGB. 
für erfüllt, weil die M. ſich einem Manne gegen Ge⸗ 
währung der zur Beſtreitung ihres Lebensaufwands 
erforderlichen Mittel preisgab. Damit iſt die Ge⸗ 
werbsmäßigkeit i. S. des 8 361 Nr. 6 StGB. verkannt. 
Die Unzucht iſt dann gewerbsmäßig, wenn ſich die 
Weibsperſon in der Abſicht, aus dieſem Verkehre Ge⸗ 
winn zu ziehen, insbeſondere ſich die Mittel zum 
Lebensunterhalte zu verſchaffen, einem nach der Perſon 
nicht beſtimmten und geſchloſſenen Kreiſe von Männern 
preisgegeben hat oder preisgeben hat wollen (vgl. 
ObL G. Bd. 1 S. 250 und 294, Bd. 4 S. 208; Goltd Arch. 


Bd. 47 S. 441; RG. 41, 59; 45, 264). Dieſes für den 
Tatbeſtand notwendige Merkmal iſt in dem angefoch⸗ 
tenen Urteile nur inſoweit feſtgeſtellt, als die auf einen 
andauernden Erwerb gerichtete Abſicht der M. an⸗ 
genommen wurde. Dagegen geht die Rechtsauffaſſung 
des zweiten Richters ſehl, daß die in ſolcher Abſicht 
mit einer Mannsperſon betätigte Unzucht den Begriff 
der Gewerbsmäßigkeit erſchöpfe und weiteres nicht er⸗ 
forderlich ſei. Die Gewerbsmäßigkeit i. S. des 8 361 
Nr. 6 StGB. ſtimmt allerdings mit dem gleichen Rechts⸗ 
begriffe, der zum Tatbeſtande der Hehlerei nach 8 260 
StG B. gehört, im allgemeinen überein, deckt ſich aber 
damit nicht. Wer von einem einzigen Täter Sachen, 
die dieſer durch eine ſtrafbare Handlung erlangt hat, 
in der Abſicht, ſich daraus dauernden Erwerb zu ver⸗ 
ſchaffen, erwirbt, begeht gewerbsmäßige Hehlerei. Dieſe 
kann auch auf Grund eines Einzelfalles, wenn dabei 
die Geſamtabſicht vorhanden war, angenommen werden 
(RG. im Recht 1916 Nr. 352 und 323; Olshauſen, StG. 
8 260 Anm. Ba). Eine Frauensperſon aber, die ſich 
einem einzigen Manne zu öfteren Malen gegen Ent⸗ 
gelt ee macht ſich dadurch noch nicht der ge⸗ 
werbsmäßigen Unzucht ſchuldig, wenn nicht zugleich 
die Abficht feſtgeſtellt werden kann, daß ſie ſich bei 
gegebener Gelegenheit auch anderen Männern zur Er⸗ 
zielung eines Vermögensvorteils hingeben will. Wird 
dieſe Willensrichtung feſtgeſtellt (aber nur in dieſem 
Falle), dann kann auch eine einmalige Betätigung den 
Tatbeſtand der Uebertretung nach $ 361 Nr. 6 StGB. 
erſchöpfen. Die StK. hat die früheren Fälle als für 
die Beweiswürdigung hinſichtlich der Vorgänge vom 
November 1915 dienlich erachtet, fie hat aber die Fol⸗ 
gerung daraus nicht gezogen. Mangels der unbedingt 
erforderlichen Feſtſtellung war das Urteil aufzuheben. 
Die Reviſion bezweckt die Freiſprechung der M., weil 
dieſe nur zweimal, noch dazu mit einer längeren zeit⸗ 
lichen Unterbrechung je mit einer einzigen Manns⸗ 
perſon ftändigen Geſchlechtsverkehr pflog und dafür 
die Mittel zu ihrem Lebensunterhalte bezog, mithin 
jetzt ſchon feſtſtehe, daß ſie nicht gewerbsmäßig ge⸗ 
handelt habe. Dem Antrage konnte keine Folge ge⸗ 
geben werden. Das Beſtehen eines fog. feſten Ver⸗ 
hältniſſes ſchließt den Begriff der gewerbsmäßigen 
Unzucht nicht aus. Der Tatrichter hat zu würdigen, 
ob der Geſchlechtsverkehr, der zum Gegenſtande der 
Anklage gemacht iſt, von dem Willen der Täterin, ſich 
einem nicht begrenzten Kreiſe von Männern gegen 
Entlohnung hinzugeben, mitumfaßt wurde. Hierbei 
kann das Gericht, wie ſchon in dem angefochtenen Urs 
teil angedeutet wurde, alle erheblichen Umſtände, wie 
die Vorbeſtrafungen wegen der gleichen Uebertretung, 
den wiederholten Wechſel der Liebhaber, die Tatſache, 
daß dieſe in den beiden letzten Fällen Chemänner 
waren, das Beſtreben, ohne Arbeit den Lebensaufwand 
zu beſtreiten, und dergleichen in Betracht ziehen. Dieſe 
geſamte Sachwürdigung ſteht noch aus und es beſteht 
die Möglichkeit, den Tatbeſtand des § 361 Nr. 6 StG. 
auch hinſichtlich der Gewerbsmäßigkeit feſtzuſtellen 
(RG. 45, 264; Obe G. 7, 395; Vergleichende Darſtellung 
des deutſchen und ausländiſchen Strafrechts, Beſonderer 
Teil Bd. IV; Mittermaier, Verbrechen und Vergehen 
wider die Sittlichkeit S. 158). (Urteil vom 29. Fe⸗ 
d. 


bruar 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 62/1916). E 
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Oberlandesgericht München. 
1 


Mit dem Erſuchen um Vernehmung des Angeklagten 
nach $ 232 Ab. 2 StPO. kann das Erſuchen verbunden 
werden, den Angeklagten zu fragen, ob er vom Er⸗ 
feinen in der Haupiverhandlung entbunden fein will, 
und ihm den für dieſen Fall im voraus erlaſſenen Be: 
ſchluß nach § 232 Abſ. 1 StPO. bekannt zu geben. 
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Zwiſchen der Bekanntgabe des Beſchluſſes und der Ber- 
nehmung iſt dem Angeklagten die zur Vorbereitung 
ſeiner ae nötige Zeit zu laſſen. Keine Ab: 
lehnung eines Ersuchens um Rechtshilſe um deswillen, 
weil die Nechtshilſehandlung zur Zuſtändigkeit des Ge: 
richtsſchreibers gehört. Das AG. P. hat die in N. 
AG.s O. wohnhafte Angeklagte „ihren Antrag voraus⸗ 
geſetzt“ gemäß § 232 Abſ. 1 StPO. wegen großer Ent⸗ 
fernung ihres Aufenthaltsortes von der Verpflichtung 
zum Erſcheinen in der Hauptverhandlung befreit und 
zugleich ihre Vernehmung durch das AG. O. ange⸗ 
ordnet; es hat dieſes Gericht unter Ueberſendung der 
Akten erſucht, die Angeklagte vorzuladen und zu be⸗ 


fragen, ob ſie Befreiungsantrag ſtellen wolle, in dieſem 


Falle der Angeklagten den Beſchluß des Prozeßgerichts 
zu eröffnen und fie nach § 232 zu vernehmen, ſowie 
zur Erklärung aufzufordern, ob ſie auf Ladung zu 
dem gleichzeitig bekanntgegebenen Hauptverhandlungs⸗ 
termin und auf Einhaltung der Ladungsfriſt verzichte. 
Das AG. O. hat das Erſuchen abgelehnt, weil es in 
mehrfacher Richtung gegen geſetzliche Vorſchriften ver⸗ 
ſtoße. Hiegegen hat das AG. P. nach 88 159, 160 
GG. die Entſcheidung des Os G.s angerufen. Dieſes 
hat das AG. O. angewieſen, dem Erſuchen ſtattzugeben. 

Aus den Gründen: Das Verfahren nach 8 232 
SIBO. iſt nicht nur dann anwendbar, wenn der An⸗ 
geklagte aus eigenem Antrieb den Antrag auf Br» 
freiung vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung ge⸗ 
ſtellt hat. Erachtet das Prozeßgericht die übrigen 


Vorausſetzungen des § 232 für gegeben und hat es 


Anlaß zu der Annahme, daß der Angeklagte von der 
ſich ihm hienach bietenden Möglichkeit aus Unkenntnis 
des Geſetzes keinen Gebrauch machen werde, ſo iſt es 
dem Gerichte nicht verwehrt, den Angeklagten von 
den geſetzlichen Beſtimmungen in geeigneter Weiſe zu 
verſtändigen und ihn zu befragen, ob er den Ent⸗ 
hebungsantrag ſtellen wolle oder nicht. Es iſt auch 
nicht einzuſehen, warum nur der Amtsanwalt berufen 
ſein ſoll, für die Stellung des Antrags durch den An⸗ 
geklagten zu ſorgen. Vielmehr liegen die zur Herbei⸗ 
führung eines ſolchen Antrags erforderlichen Schritte 
durchaus im Rahmen der Aufgabe, die dem Vor⸗ 
ſitzenden des erkennenden Gerichts zur Vorbereitung 
der Hauptverhandlung zugewieſen iſt. Er iſt aber 
dann auch befugt, für dieſe Schritte die Rechtshilfe 
auswärtiger Gerichte in Anſpruch zu nehmen. Denn 
der Rechtshilfe unterliegen alle Prozeßhandlungen, die 
der Durchführung eines anhängigen Verfahrens zu 
dienen beſtimmt ſind und die der erſuchende Richter 
ſelbſt würde vornehmen können, wenn er die dazu 
erforderliche örtliche Zuſtändigkeit beſäße (vgl. NESt. 
46, 176). Die Ablehnung der Rechtshilfe iſt aber auch 
inſofern unbegründet, als ſie darauf geſtützt iſt, daß 
es nicht Sache des Richters ſei, derartige Anträge ent⸗ 
gegenzunehmen. Allerdings gehören die Aufnahme 
und die Beurkundung von Erklärungen und Anträgen 
der Prozeßbeteiligten außerhalb der Hauptverhandlung 
im allgemeinen zu den Dienſtobliegenheiten des Ge— 
richtsſchreibers. Im Bereich des Rechtshilfeverfahrens 
ſpielt jedoch die Unterſcheidung zwiſchen den durch den 
Richter und den durch den Gerichtsſchreiber vorzu- 
nehmenden Prozeßhandlungen keine Rolle. Der Ge⸗ 
richtsſchreiber iſt ein Organ des Gerichts, nicht eine 
ſelbſtändige Behörde neben dem Gericht. Das Er: 
ſuchen um Rechtshilfe nach § 157 GVG. richtet ſich 
aber an das Gericht. Gehört die ihm angeſonnene 
Handlung an ſich zum Geſchäftskreis des erſuchten 
Gerichts, ſo kann die Rechtshilfe nicht verweigert 
werden, auch wenn die Handlung ein Amtsgeſchäft 
iſt, deſſen Wahrnehmung von der Straſprozeßordnung 
dem Gerichtsſchreiber zugewieſen iſt (vgl. RG St. a. a. O.). 
Der erſuchte Richter iſt nicht gehindert, ſeinerſeits die 
Ausführung einer zur Geſchäftsaufgabe des Gerichts— 
ſchreibers gehörenden Amtshandlung dieſem zu über— 
tragen. Das iſt eine innere Angelegenheit, die auf 
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die Zuläſſigkeit der able ohne Einfluß iſt. Nach 
außen bleibt die Amtshandlung eine ſolche des Ge⸗ 
richts. Dem AG. O. iſt darin beizuſtimmen, daß es 
bei Zuſtellungen des Erſuchens um Rechtshilfe nicht 
bedarf. Denn nach der beſonderen Vorſchrift des 
§ 161 GBG. erfordern Zuſtellungen ebenſo wie Voll: 
ſtreckungen und Ladungen keine Mitwirkung des Ge⸗ 
richts, in deſſen Bezirk die Handlung vorgenommen 
werden ſoll. Es handelt ſich aber hier gar nicht um 
eine Zuſtellung, ſondern um die andere Art der Be⸗ 
kanntmachung gerichtlicher Entſcheidungen, die Be⸗ 
kanntmachung durch Verkündung. Dieſe iſt eine richter⸗ 
liche Handlung und fällt nicht unter die Ausnahme⸗ 


beſtimmung des 8 161 GVG. Dagegen iſt zu prüfen, 


ob es ſich, wie § 35 StPO. bei der Bekanntmachung 
durch Verkündung verlangt, um eine in Anweſenheit 
der betroffenen Perſon ergangene Entſcheidung handelt. 
Damit hängt die andere Frage zuſammen, ob das 
AG. O. angegangen werden konnte, einen Beſchluß 
nach § 232, deſſen Wirkſamkeit noch von der Antrag⸗ 
ſtellung der Angeklagten abhängig gemacht war, nach 
Stellung des Antrags zu eröffnen, endlich die Frage, 
ob ein in dieſer Weiſe erlaſſener und bekanntgemachter 
Beſchluß eine geeignete Grundlage für die dem AG. O. 
weiterhin übertragene Vernehmung der Angeklagten 
bildet. Begrifflich muß Rechtshilfe dann als ausge⸗ 
ſchloſſen gelten, wenn die Handlung, um deren Vor⸗ 
nahme erſucht wird, von dem erſuchenden Gericht nach 
den Grundſätzen des Prozeßrechts ſelbſt vorzunehmen iſt 
(Delius, Handbuch des Rechtshilfeverfahrens, 4. Aufl. 
S. 21). Eine Entſcheidung, die vom Prozeßgericht zu 
treffen iſt, darf nicht auf das erſuchte Gericht abge⸗ 
ſchoben werden. Der Fall iſt aber nicht fo gelagert. 
Das AG. P. hat ſelbſt die Befreiung der Angeklagten 
vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung beſchloſſen 
unter der Bedingung, daß ſie ihrerſeits das beantragt 
und die Mitwirkung des AG.s O. iſt zur Entſtehung 
des Beſchluſſes nach 8 232 nur inſoweit in Anſpruch 
genommen, als es darum angegangen wird, bei Ein⸗ 
tritt dieſer Bedingung der Angeklagten jenen Beſchluß 
zu eröffnen. Wenn man nicht unnötige, auf eine Ver⸗ 
zögerung des Verfahrens hinauslaufende Weiterungen 
herbeiführen will, wird gegen ein derartiges Verfahren 
nichts zu erinnern ſein, wenigſtens dann nicht, wenn 
wie hier die tatſächlichen Vorausſetzungen, auf denen 
der bedingte Beſchluß des Prozeßgerichts beruht, zur 
Zeit des Eintritts der Bedingung noch unverändert 
fortbeſtehen, dem erſuchten Gericht alſo nichts anderes 
zugemutet wird, als den Eintritt der in der Antrags 
ſtellung der Angeklagten beſtehenden Bedingung feſt⸗ 
zuſtellen, ohne irgendwie in eine ſachliche Prüfung 
und Entſcheidung eintreten zu müſſen. Würde da⸗ 
gegen z. B. der Angeklagte an einem anderen Orte 
wohnen, als das Prozeßgericht bei Erlaſſung des Be— 
ſchluſſes und des Rechtshilfeerſuchens angenommen 
hat, ſo würde der erſuchte Richter nicht etwa prüfen 
dürfen, ob auch der neue Aufenthaltsort die Voraus— 
ſetzung des 8 232 erfüllt. Das wäre nicht mehr Rechts⸗ 
hilfe, ſondern eine ſachliche Mitwirkung bei der Ent— 
ſcheidung. Ob der Angeklagte auch bei der neuen 
Sachlage vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung 
zu befreien und der Beſchluß demnach zu eröffnen ſei, 
würde in einem ſolchen Falle der erſuchte Richter dem 
Prozeßgericht anheim zu ſtellen haben. Immerhin 
gelangt der zunächſt nur bedingt erlaſſene Beſchluß 
des Prozeßgerichts erſt durch die, wenn auch nur 
äußerliche Mitwirkung des erſuchten Gerichts in An— 
weſenheit der Angeklagten zur Entſtehung. Inſofern 
kann auch die Vorausſetzung des § 35 StPO. für ges 
geben erachtet werden. Da der Beſchluß auf Befreiung 
vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung mit der Er— 
üffnung durch das erſuchte Gericht einwandfrei zu— 
ſtande kommt, beſteht kein Grund, das weitere Erſuchen 
des Prozeßgerichts um Vernehmung nach 8 232 Abſ. 2 
abzulehnen. Zu prüfen, ob das Prozeßgericht mit 
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Recht die Vorausſetzungen des 8 232 Abſ. 1 als vor⸗ 
handen angenommen, ob es insbeſondere den Begriff 
der „großen Entfernung“ zutreffend ausgelegt hat, 
ferner ob die Befreiung zweckmäßig iſt oder 118 
durch Gewährung von Reiſekoſtenvorſchuß erſetzt wür 

kommt dem erſuchten Richter nicht zu: § 159 Abſ. 2 
GVG. Die Angeklagte konnte allerdings verlangen, 
daß ihr zwiſchen der Bekanntgabe des Enthebungs⸗ 
beſchluſſes und ihrer Vernehmung über die Anklage 
Zeit gelaſſen wird zur Vorbereitung ihrer Verteidigung. 
Sache des erſuchten Richters wäre es geweſen, vor 
Eintritt in die Vernehmung die 0 auf dieſes 
Recht aufmerkſam zu machen und, falls ſie davon 
Gebrauch gemacht hätte, die Vernehmung auf einen 
ſpäteren Tag zu verſchieben. Der erſuchte Richter 
war aber nicht befugt, deshalb das Erſuchen über 
haupt abzulehnen. Der Umſtand, daß die Angeklagte 
minderjährig iſt, iſt in dieſem ie und ohne 
1 (Beſchl. des IV. S. als StS. vom 4. März 

916 i. S. M. E. w. Diebſt.). R. 
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II. 


Verfahren bei eng von Lignidateren (Art. 
158,165, 249 bayer. Berg.; 85 935, 940 ZPO... Gründe: 
Der Antragſteller iſt ein Gewerke Gicſelſehelter der 
„Gewerkſchaft E. Erzbergwerke in Liqu.“ in G. (Bayern). 
Er will, daß durch einſtweilige Verfügung die beiden 
Antragsgegner von ihrer Stellung als Liquidatoren 
der Gewerkſchaft enthoben werden oder daß ihnen je⸗ 
denfalls verboten werde, von ihren Rechten als Liqui⸗ 
datoren Gebrauch zu machen. Der Antrag iſt unzuläſſig. 
Beim Erlaß jeder einſtweiligen Verfügung, ſei es nach 
8 935 oder nach 8 940 ZPO. muß ſchon mit Rück⸗ 
ſicht auf die Klagefriſt nach § 926 ein beſtimmter 
Streitgegenſtand feſtſtellbar ſein, an dem ſich die einſt⸗ 
weilige Verfügung betätigen kann (Gaupp⸗Stein 
Anm. II zu $ 935). Als derartiger Streitgegenſtand 
kämen nach dem Antrag in erſter Linie Klageanſprüche 
der Gewerkſchaft als ſolcher gegenüber den Käufern 
des Bergwerks auf Nichtigerklärung des Kaufvertrages 
und gegenüber den beiden Antragsgegnern auf Erſatz 
für gegenwärtigen und künftigen Schaden in Betracht; 
weil die Liquidatoren dieſe Prozeſſe nicht einleiten 
wollen, gegen ſich ſelbſt auch gar nicht können, ſollen 
ſie befeitigt werden. In beiden Richtungen fehlt 
jedoch dem Antragſteller L. als einzelnem Gewerken wie 
zur Klageerhebung ſo auch zur Erwirkung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung die Aktivlegitimation. Soweit da⸗ 
gegen ein perſönlicher Schadenserſatzanſpruch des Ans 
tragſtellers ſelbſt gegen die beiden Antragsgegner in 
Betracht käme, wäre er durch das Verbleiben der 
Antragsgegner als Liquidatoren der Gewerkſchaft in 
keiner Weiſe gefährdet oder beeinträchtigt und eine 
einſtweilige Verfügung wie beantragt durchaus un⸗ 
nötig. Ein unmittelbarer Anſpruch des Antragſtellers 
in ſeiner Eigenſchaft als Gewerken gegen die beiden 
Liquidatoren auf Niederlegung oder Widerruf ihrer 
Stellung könnte endlich nach den in dieſer Richtung be⸗ 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften (Art. 158, 160, 161, 
162, 165 Bayer. BergG. vom 13. Auguſt 1910), dann 
den ſubſidiär Anwendung findenden 88 48 —53 BGB. 
(Arndt, Komm. zum Allg. preuß. BergG. 5. Aufl. 
S. 3, 93; RGJ. Bd. 25 A 129) nur in der Weiſe 
geltend gemacht werden, daß beim Oberbergamt die 
Einberufung einer Gewerkenverſammlung zur Beſchluß— 
faſſung über den Widerruf der Liquidatorenbeſtellung 
beantragt wird. Gegen einen ablehnenden Beſcheid 
des Oberbergamtes ſtünde Beſchwerde an das K. Staats- 
miniſterium des K. Hauſes und des Aeußern offen 
(Rauck, Bayer. Berg. Anm. 3 zu Art. 165 und Bem. 
zu Art. 249), während dem einzelnen Gewerken gegen 
einen ihm nachteilig ſcheinenden Gewerkſchaftsbeſchluß 
z. B. auf Unterlaſſung von Prozeſſen nur die gericht— 
liche Klage innerhalb der Friſt des Art. 158 Berg. 


gegen die Gewerkſchaft als ſolche zuſteht. Es iſt alfo 

auch hier für eine gerichtliche Klage gegen die An⸗ 

tragsgegner perſönlich kein Raum und deshalb die 

Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung nicht an⸗ 

gängig. (Beſchluß vom 23. Auguſt 1915; BeſchwR. 

428/15 J). N. 
3887 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Zeitliche Herrſchaft der BRB. zur Entlaſtung 
der Gerichte; Bollſtreckungsksſten als Prozeßzkoſten; Ab⸗ 
lehnung eines Pfändungzanſtrags hiewegen; Unzuläſſig⸗ 
keit der Beſchwerde mangels der Beſchwerdeſumme 


(35 19, 22, 29, 31 Ger&ntiBO. vom 9. September 1915; 
88 568, 788 FZBD.) Das AG. Regenſtauf wies die ſeit 
28. Juni 1915 rechtshängige Darlehensklage auf 50 M 


durch Urteil vom 26. Oktober 1915 ab. Auf Antrag 
des durch einen Rechtsanwalt vertretenen Beklagten, 
der ſelbſt Reiſekoſten nicht berechnete, ſetzte der Ge⸗ 
richtsſchreiber die zu erſtattenden Koſten auf 19 M feſt. 
Der Gerichtsvollzieher hob dieſen Betrag (ſamt ſeinen 
Koſten) beim Kläger ein, lehnte aber die Beitreibung 
der für das Vollſtreckungs verfahren berechneten Ans 
waltsgebühren zu 3 M als nicht erſtattungsfähig nach 
$ 191 VO. ab. Das AG. wies den Antrag des An⸗ 
walts auf Anweiſung des Gerichtsvollziehers zur Pfän⸗ 
dung wegen dieſer Koſten zurück (§ 766 II ZPO.): die 
ſeit 1. Oktober 1915 gültige VO. ſei auf die ſchon früher 
rechtshängig gewordene Streitſache anzuwenden, da eine 
Ueberleitungsvorſchrift hiefür fehle, übrigens das Ur⸗ 
teil erſt am 26. Oktober 1915 ergangen ſei (Bay ZfR. 
1915, 321); 8 19 VO. betreffe auch die Koſten der 
Zwangsvollſtreckung (DRZ. 1916, 55 unten); der zur 
ſelbſtändigen Prüfung berufene Gerichtsvollzieher habe 
ihre Notwendigkeit mit Recht verneint (8 788 ZPO.), 
da der Beklagte den Pfändungsauftrag ohne Hilfe 
eines Anwalts ſelbſt ſchriftlich hätte erteilen können 
(8 911 ZPO) Die ſofortige Beſchwerde des 
Beklagten wurde vom LG. Regensburg am 4. März 
1916 (BeſchNr. 22/16) als unzuläſſig verworfen aus 
en Gründen: Die BO. iſt ſeit 1. Oktober 1915 
n Kraft (8 29); Beſchwerden gegen Entſcheidungen, 
die ſpäter erlaſſen find, richten ſich gemäß § 31 nach 
neuem Rechte (Trendelenburg, Komm., Anm. 1 zu 8 29 
und Anm. 1 und 2 zu 831; Seuffert, Komm. z VO., Anm. 
zu 8 31; vgl. RG. 48, 407). Nach § 22 BO. unter⸗ 
liegen Entſcheidungen in betreff der Prozeßkoſten einer 
Beſchwerde nur, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag 
von 50 M überfteigt; dieſe Vorſchrift verallgemeinert 
die auf die weitere Beſchwerde ſich beziehende be⸗ 
ſchränkende Beſtimmung des S 568 III ZPO. (Tren⸗ 
delenburg a. a. O. Anm. 1 zu $ 22); nach dieſer iſt 
daher auch der Begriff der Prozeßkoſten zu beurteilen. 
Hierzu gehören im Sinne jener Vorſchriften auch die 
Vollſtreckungskoſten (Gaupp⸗Stein, ZPO. (11.) Bd. 2 
135 Anm. IV 1 zu 8568 mit Note 33; Falkmann-Mug⸗ 
dan, Zwangsvollſtreckung (2.) S. 354 ff.; OL GRſpr. 15, 
152). Ihre Notwendigkeit hat der Gerichtsvollzieher 
in eigener Zuſtändigkeit zu prüfen; ſoweit er ſie bejaht, 
hat er die Koſten mit der Hauptſache beizutreiben, 
andernfalls hat er ſie von der Vollſtreckung auszu⸗ 
ſchließen (8 788 ZPO.; 88 77, 92 GerollzGeſchelnw. 
vom 28. April 1900 — IM Bl. 621; Falkmann-Mug⸗ 
dan a. a. O. S. 357; Willenbücher, Koſtenfeſtſetzung [8.] 
S. 116). Hiegegen kann die Entſcheidung des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts angerufen werden, gegen deſſen Be— 
ſchluß ſofortige Beſchwerde ſtattfindet (SS 766 IL, 793 
3 O.; Falkmann⸗Mugdan S. 377; Gaupp-Stein II, 
487 Anm. 1 1 zu 8 766; S. 553 Anm. II zu 8 788). 
Die Beſchwerde unterliegt der Beſchränkung des § 22 
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VO. Hiebei iſt nicht maßgebend die Angabe des Be⸗ 


ſchwerdeführers über den Zweck des Rechtsmittels, 
ſondern der damit erſtrebte wahre Zweck. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt und bleibt eine ſolche über Prozeßkoſten, 


auch wenn ſie unter der Form der Ablehnung einer 
Vollſtreckungshandlung ergangen iſt; denn der Voll⸗ 
ſtreckungshandlung hat die Prüfung und Entſcheidung 
über die Notwendigkeit und damit über die Beitreib⸗ 
barkeit der Koſten vorauszugehen. Der Sinn der ab⸗ 
lehnenden Entfcheidung iſt der, daß die verlangten 
Koſten nicht als notwendig erachtet werden, die Ent⸗ 
ſcheidung iſt, wenn auch nur mittelbar, eine Koſten⸗ 
feſtſetzung (RG. 49, 386; 64, 18). Nach § 22 VO. iſt 
die Beſchwerde hiegegen unzuläſſig. Auch die weitere 
ſofortige Beſchwerde des Bekl. wurde als un⸗ 
zuläſſig verworfen. Allerdings ſteht ihr die Vorſchriſt 
des 8 568 JI ZPO. nicht entgegen; denn die Entſchei⸗ 
dung des LG. enthält gegenüber jener des AG. einen 
neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund, nämlich den der 
Unzuläſſigkeit der erſten Beſchwerde. Allein es fehlt 
ihr die nach 8 568 III ZPO. erforderliche Beſchwerde⸗ 
ſumme von über 50 M. Das LG. hat den Beſchluß 
des AG. als Entſcheidung in Betreff der Prozeß⸗ 
koſten erachtet, ſowohl was die Einbeziehung der Voll⸗ 
ſtreckungskoſten in die Prozeßkoſten (im weiteren Sinne) 
als was die ihre Erſtattungsfähigkeit bezielenden Ein⸗ 
wendungen gegen die Ablehnung einer Vollſtreckungs⸗ 
handlung wegen jener Koſten anlangt. Die ſachliche 
Tragweite einer Entſcheidung iſt nicht nach dem zur 
Erreichung beliebiger Zwecke geeigneten Mittel und 
nach dem Wortlaute des hiefür dienlichen Antrags 
zu ermitteln, ſondern nach dem im einzelnen Falle 
mit dem prozeſſualen Antrag und Mittel angeſtrebten 
ſachlichen Zweck und Ergebnis. Es handelt 
ſich hier nicht um die bloß äußerliche Ausführung 
eines Vollſtreckungsauftrags, gleichviel welchen In⸗ 
halts, ſondern um die Feſtſtellung der Erſtattungs⸗ 
fähigkeit von Vollſtreckungskoſten, alſo von Prozeß⸗ 
koſten im weiteren Sinne des 8 568 III ZPO., mittels 
Anordnung der Zwangsvollſtreckung hierwegen. Was 
das LG. über die Tragweite des Beſchluſſes des AG. 
ausgeführt hat, gilt auch für den landgerichtlichen 
Beſchluß; auch dieſer iſt eine Entſcheidung über Prozeß⸗ 
koſten und daher mit weiterer Beſchwerde nicht an⸗ 
fechtbar. (Beſchl. des II. 35. vom 22. März 1916, 
Beſchw.⸗Reg. 77/16). (B r). 
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Landgericht Zweibrücken. 


Die Vollſtreckung der Erſatzfreiheitsſtraſe für Geld⸗ 
ſtrafeureſte.) Von zwei durch Strafbefehl ausge⸗ 
ſprochenen Strafen von je 10 M oder 2 Tagen Gefäng⸗ 
nis war an der einen der Teilbetrag von 8 M getilgt. 
Es entſtand Zweifel, welche Erſatzfreiheitsſtrafe an die 
Stelle des Reſtes der einen Geldſtrafe zu treten hätte. 
Das Amtsgericht entſchied, daß ein voller Tag zu 
vollſtrecken, dagegen der Verurteilten ein Betrag von 
3 M an ihrer Geldſtrafenleiſtung zurückzuvergüten ſei. 
Die Strafkammer Zweibrücken hat am 5. Mai 1916 
dieſen Beſchluß aufgehoben und entſchieden, daß 
9 Stunden 36 Minuten zu vollſtrecken ſeien. 

Aus den Gründen: Die Verfügung des Amts- 
gerichts geht von der — auch vom Ob. als nicht 
zweifelhaft bezeichneten — Anſchauung aus, die Voll— 
ſtreckung einer Freiheitsſtrafe von geringerer Dauer als 
von 24 Stunden ſei ausgeſchloſſen. Das Beſchwerde— 
gericht kann dieſer Anſchauung nicht beitreten. Die 
dafür angezogenen SS 16—19, 29 StGB. befaſſen ſich 
nicht mit der Strafvollſtreckung, ſondern mit den 
Strafen, auf die erkannt werden darf. Für die Straf— 
vollſtreckung kommen die SI 481 ff. StPO. in Betracht. 
Aus 88 482, 483 dasſ. folgt aber mit Notwendigkeit, 
daß auch die Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe von 
weniger als 24 Stunden möglich iſt; der verhaftete 
Angeklagte, der zu 1 Tag Gefängnis verurteilt wird 


1) Bay 3fR. 1913 S. 271, 352; Ob St. 1913, 104. 


236 


und alsbald auf die Einlegung eines Rechtsmittels 
verzichtet, hat, wenn die Staatsanwaltſchaft etwa erſt 
ſechs Stunden ſpäter die Strafvollſtreckung einleitet, 
in dem dazu beſtimmten Gefängnis nur noch / Tag 
zu verbüßen; ebenſo verhält es ſich dann, wenn wegen 
Bewilligung einer Strafunterbrechung oder nach Ent⸗ 
weichung aus der Strafhaft die Freiheitsſtrafe noch 
teilweiſe zu verbüßen iſt. Es beſteht kein innerer Grund, 
warum die Frage, wie bei Uneinbringlichkeit des Reſtes 
einer Geldſtrafe bezüglich der Vollſtreckung zu ver⸗ 
fahren ſei, anders zu entſcheiden ſein ſoll, als wenn 
urſprünglich ſchon auf die an Stelle der Geldſtrafe 
tretende Freiheitsſtrafe erkannt und dieſe teilweiſe — 
in demſelben Verhältnis, in dem die Geldſtrafe ent⸗ 
richtet wurde — verbüßt worden wäre. A. Z. 
3880 


Vücheranzeigen. 


Lobe, Dr. Adolf, Reichsgerichtsrat. Ueber mäßiger 
Gewinn im Sinne von 85 Nr. 1 der BRVO. 
vom 23. Juli 1915/23. März 1916. Leipzig 
1916, Dieterichſche Berlagsbuchhandlung, Theodor 
Weicher. 34 S. Geheftet Mk. 1.—. 

Die auf Grund der BRVO. vom 23. Juli 
1915 / 23. März 1916 auszuſprechende Strafe hat ſtets 
das Doppelte des übermäßigen Gewinnes zu betragen. 
Nach welchen Grundſätzen iſt zu beurteilen, ob ein 
Gewinn übermäßig hoch iſt? Auf dieſe Frage ant⸗ 
wortet die vorliegende zur Aufklärung für Verbraucher, 
Gewerbetreibende und Behörden beſtimmte Schrift. Sie 
kommt mit ihren klaren Ausführungen einem dringenden 
1 entgegen. Gewiß, es werden auf Grund der 
zu unſerer Verſorgung erlaſſenen Vorſchriften Strafen 
in Menge verhängt. Aber wen treffen fie vor allem? 
Bäcker, Bauern, Müller, Butterweiber uſw., faſt nur 
kleine Leute, deren geſchäftliches Gebaren ohne 
Schwierigkeit zu 0 iſt. Und doch kann es 
nicht zweifelhaft ſein, daß es neben ihnen andere Ge⸗ 
ſchäftsleute gibt, die noch weit mehr in unverantwort⸗ 
licher Weiſe die Preiſe in die Höhe getrieben haben 
und von denen bisher bedauerlich wenige deshalb 
vor Gericht geſtellt worden ſind. Daß die Behörden, 
deren Aufgabe das geweſen wäre, ihnen gegenüber 
verſagt haben, liegt einmal daran, daß es nicht ſo 
einfach iſt, in das Geſchäftstreiben dieſer größeren 
Geſchäftsleute einen Einblick zu gewinnen, und daß 
man ſich ſcheut, ſie auf die Gefahr eines Fehlgriffs 
hin mit einer Prüfung ihrer Preiſe zu behelligen, 
dann aber auch an der Schwierigkeit der Frage: wann 
muß der Gewinn, den ein Geſchäftsmann nimmt, als 
übermäßig angeſehen werden? Möge die verdienſt⸗ 
volle Aufklärung, die Lobe uns über dieſe Frage gibt, 
dazu beitragen, daß unſere Behörden auf dieſem Ge⸗ 
biet entſchiedener als bisher vorgehen und kräftiger 
zugreifen, damit auch der Schein vermieden wird, als 
gelte bei uns der Grundſatz: „Die kleinen Diebe hängt 
man, die großen läßt man laufen“. Mögen auch 
die Gerichte, wenn ſie in die Lage kommen, über 
große Diebe zu urteilen, beherzigen, was Lobe am 
Schluſſe ſeiner Ausführungen ſagt, daß es nicht an⸗ 
geht, gegen ſolche Leute Strafen auszuſprechen, die 
ſie bei der Größe ihres Geſchäfts und ihres Gewinnes 
einfach als „Betriebs unkoſten“ buchen und verſchmerzen. 

E. E. 


Güthe, Dr. Georg, Geh. Juſtizrat und vortr. Rat im 
Juſtizminiſterium, und Schlegelberger, Dr. Franz, 
Kammergerichtsrat. Kriegsbuch. Die Kriegs⸗ 
geſetze mit der amtlichen Begründung und der ge— 
ſamten Rechtſprechung und Rechtslehre. Zweiter 
Band. Sonderband des Jahrbuchs des Deutſchen 
Rechtes. XXX, 566 Seiten. Berlin 1916, Verlag 
von Franz Vahlen. Geh. Mk. 13.—, geb. Mk. 16.—. 

Der vorliegende 2. Band des Kriegsbuchs, der 
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von Schlegelberger allein herausgegeben iſt, führt die 
Bearbeitung des Kriegsrechts bis Ende Februar 1916 
5 Er umfaßt nicht nur das ſeit dem Abſchluſſe 
es 1. Bandes erſchienene Kriegsrecht, ſondern bringt 
auch zu dem Stoffe des erſten Bandes, was Recht⸗ 
ſprechung und Rechtsleben in der Zwiſchenzeit zutage 
gefördert haben. Für den noch in ſtändigem Fluſſe 
befindlichen wirtſchaftlichen Teil bringt er notge⸗ 
drungen vorerſt nur eine ſtofflich geordnete Ueberſicht 
der Verordnungen, die den Zuſammenhang der ge⸗ 
ſamten Wirtſchaftsgeſetzgebung aufdeckt, und einen 
kurzen Abriß ihres Inhalts ſowie der Ergebniſſe der 
Rechtslehre und der Rechtſprechung. — Es hat eine Zeit 
gegeben, in der wir über die Maßen ſtolz waren auf 
das, was Geſetzgebung, Rechiſprechung und Verwaltung 
bei uns während des Krieges zur Ordnung der Ver⸗ 
hältniſſe in der Heimat geleiſtet haben. Dieſer Stolz 
hat einer Unzufriedenheit Platz gemacht, die ebenſo 
das berechtigte Maß überſchreitet. Sie darf uns nicht 
den Mut zum Durchhalten rauben, mag auch die 
Menge der ergangenen Geſetze, Verordnungen und 
Bekanntmachungen — 24 enggedruckte Seiten füllt 
ihr nach der Zeitfolge geordnetes Verzeichnis in dem 
vorliegenden Bande — zu dem damit erzielten Er⸗ 
folge nicht gerade in einem erfreulichen Verhältniſſe 
ſtehen. Das Zeugnis wird man unſerer Rechtslehre 
und Rechtſprechung jedenfalls nicht verſagen können, 
daß ſie ſich redlich bemüht haben, die Fülle des Stoffes 
zu bemeiſtern. Das Kriegsbuch liefert den deutlichen 
Beweis dafür und es bietet andererſeits mit ſeiner 
erſchöpfenden und und muſterhaft überſichtlichen Zu⸗ 
ammenſtellung des bisher Geleiſteten das denkbar 
beſte Hilfsmittel für die Anwendung ſowohl wie für 
den weiteren Ausbau und die Verbeſſerung unſeres 
Kriegsrechts. E. 


Soergel, Dr. 98. Th., K. Hofrat, und Regierungsrat 
Krauſe. Jahrbuch des Strafrechts und 
Strafprozeſſes. X. Jahrgang. Rechtſprechung 
und Literatur 1915. Hannover 1916, Helwingſche 
Verlagsbuchhandlung. Geb. Mk. 4.50. 


Die nun im 10. Bande vorliegende Sammlung 
iſt ſo allgemein bekannt, daß es wohl genügt, das 
Erſcheinen des neuen Bandes anzuzeigen. ; 
Szezesuy, Bikter, Regierungsrat a. D. in Berlin⸗Halenſee, 
und Neumann, Dr. Heinrich, Rechtsanwalt, in Berlin. 
Die Bekämpfung des Wuchers mit Lebens⸗ 
mitteln und Gegenſtänden des täglichen 
Bedarfs. Mit einer volkswirtſchaftlichen Ein⸗ 
leitung von Dr. Heinz Potthoff, Düſſeldorf. 95 Seiten. 
Stuttgart 1915, Verlag von J. Heß. Preis 1 Mk. 


Das leider ſehr zeitgemäße Büchlein bringt nach der 
viel Beherzigenswertes enthaltenden Einleitung Dr. 
Potthoffs die zur Bekämpfung des Wuchers zur Verfü⸗ 
gung ſtehenden allgemeinen Beſtimmungen des StGB. 
und des BGB., ſowie die beſonderen während des Krie⸗ 
ges zu dieſem Zweck erlaſſenen Vorſchriften mit ſehr 
ſachdienlichen erläuternden Bemerkungen. Aus der 
Einleitung ſei eine von wenig Sachkenntnis zeugende, 
ungehörige Bemerkung tiefer gehängt. Auf S. 17 
heißt es: daß dieſer Tatbeſtand (der des Wuchers) 
„ſchon in den erſten Kriegswochen tauſendfach gegeben 
war, iſt unbeſtreitbar, wenn man die zwei Voraus- 
ſetzungen anerkennt, daß auch für den Wirtſchaftsver⸗ 
kehr im Kriege die ſozialen Anforderungen höher ſind 
als in Friedenszeiten, und daß ſowohl die Heeresver⸗ 
waltung wie die verängſtigten Bürger ſich in einer Not⸗ 
lage befinden. Dieſe beiden Vorausſetzungen 
lagen bei Staatsanwälten und Richtern 
augenſcheinlich nicht vor. Deswegen () iſt der 
Wucherſchutz des Strafgeſetzbuches wirkungslos ge— 


blieben.“ E. E 
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Kriegs-, Zivil: und Finanzgeſetze. Zweite Folge. (Fort⸗ 
ſetzung der 3. Auflage des Bändchens Nr. 116 Kriegs-, 
Zivil- und Finanzgeſetze vom 4. Auguſt 1914 an). 
Berlin 1916, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, 
G. m. b. H. Mk. 2.—. 

Das vorliegende Bändchen 116 der beliebten 
Sammlung gibt den Stoff des Jahres 1915, auch die 
in das Bändchen 116 ſchon aufgenommenen Bekannt⸗ 
machungen aus dem Monat Januar 1915, damit die 
Verordnungen aus dem ganzen Kalenderjahr vollzählig 
vereinigt ſind. Die Verordnungen auf dem großen, 
aber dauernd der Abänderung unterliegenden Gebiete 
der Volksernährung, der Höchſtpreiſe, Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhr und Beſchlagnahme aller Art ſind — im Gegen⸗ 
ſatze zu dem Bändchen 116 — nur mit ihren Ueber⸗ 
ſchriften und kurzen Inhaltsangaben als Geſetzestafel 
aufgeführt. Auch dieſe Ueberſicht iſt geeignet gute 
Dienſte zu tun. Verordnungen, die ſich auf nen 
Dinge oder auf Poſt, Eifenbahnen, Paßpflicht, Kolonial⸗ 
fragen und Priſenordnung beziehen, ſind wie bisher 
nicht berückſichtigt. —t. 


BER, Wolfgang, Rat des K. Verwaltungsgerichtshoſes 
in München. Das Unterſtützungswohnſitz⸗ 
geſetz vom 6. Juni 1871/30. Mai 1908 und 
das Bayeriſche Armengeſetz vom 21. Auguſt 
1914 mit den Vollzugsvorſchriften. VI, 715 S. 
München 1916, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
Preis geb. Mk. 11.50. 


Mit dieſem Werk iſt nunmehr die für die Zukunft 
grundlegende Behandlung des bayeriſchen Armen⸗ 
rechtes fertiggeſtellt. Während der Arbeit hat ſich der 
beabſichtigte Umfang des Buches ungefähr verdoppelt. 
Dafür wird es aber auch kaum eine Frage des Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz⸗ und Armenrechtes geben, für welche 
man aus dieſem Werk nicht eine klare und erſchöpfende 
Antwort finden könnte. Eine gründliche Einleitung 
legt die Entwickelung des bayeriſchen Heimat⸗ und 
Armenrechts dar, ſetzt die Grundzüge des Unter- 
ſtützungswohnſitzrechtes auseinander und erörtert die 
Hauptänderungen, die ſich durch das Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzgeſetz für das Rechtsleben in Bayern ergeben. 
Hierauf folgen die Texte des Unterſtützungswohn⸗ 
ſitz⸗ und Armengeſetzes mit der bayer. Vollzugs⸗ 
anweiſung zum Armengeſetz vom 4. Auguſt 1915. Den 
Hauptbeſtandteil des Werks bilden dann die Erläute⸗ 
rungen zum Unterſtützungswohnſitz⸗ und zum Armen⸗ 
geſetze. gs Schluſſe find die zum Verſtändnis des 
Armenrechtes erforderlichen Ergänzungsgeſetze und in 
erſchöpfender Weiſe die noch geltenden Vollzugsvor⸗ 
ſchriften abgedruckt. Ein ziemlich ausführlich gehaltenes 
Nachſchlags verzeichnis erleichtert den Gebrauch des vor⸗ 
züglichen Werkes. Für die Verwaltungsbehörden und 
Armenräte ſowie für alle Stellen, die ſich ſonſt noch 
mit dem Armenrechte zu befaſſen haben, wird die 
Pöllſche Handausgabe des Unterſtützungswohnſitz⸗ und 
Armengeſetzes in gleicher Weiſe zum notwendigen Rüſt⸗ 
zeug gehören, wie es für das Verwaltungsgerichts⸗ 
hofsgeſetz mit der Ausgabe von Reger⸗Dyroff der Fall 


iſt; auch ſonſt ähneln beide Werke in der Anlage und 


Gründlichkeit ſehr. 


Woeber, K. Bezirksamtmann. 


Bedall, Alfred, K. Finanzrat. 
bargeldloſen Verkehrs. 
1916. Preis 50 Pfg. 


Die Reichsbank braucht für die Ausgabe von 
300 Mk. in Banknoten 100 Mk. in Gold. Wenn wir 
300 Mk. in Banknoten nutzlos im Kaſten aufſpeichern, 
muß die Reichsbank dafür 100 Mk. in Gold nutzlos 
bereit halten. Sparen wir durch bargeldloſe Zahlung 
300 Mk. in Banknoten ein, ſo iſt es dasſelbe, wie wenn 
wir 100 Mk. in Gold für die Reichsbank geſammelt 
hätten. Das gemeinverſtändlich geſchriebene Schriftchen, 
das von dieſen Sätzen ausgehend auf die dringende 


Einführung des 
22 S. Miesbach 
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Notwendigkeit der bargeldloſen Zahlung hinweiſt und 
den Weg dazu zeigt, ſei um des vaterländiſchen Zweckes 
und der großen Wichtigkeit der Sache willen auch an 
dieſer Stelle warm empfohlen. Unſere Behörden ſollten 
auf dieſem Gebiete mit gutem Beiſpiel vorangehen; 
ſie haben es aber bislang nicht getan. E. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Neue Bundesratsverordunngen bürgerlichrechtlichen 
Inhalts. Die Nr. 119 des RGBl.s bringt drei Ver⸗ 
ordnungen vom 8. Juni 1916, die innerlich zuſammen⸗ 
hängen; fie betreffen die Aenderung der BO. en 
über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten und über die Folgen der 
nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geld⸗ 
forderung (RGBl. S. 451), die Bewilligung 
von Zahlungsfriſten an Kriegsteilnehmer 
(RGBl. S. 452) und die Geltendmachung von 
Hypotheken. Grundſchulden und Renten⸗ 
ſchulden (RGBl. S. 454). Völlig neues Recht bringt 
nur die zweite von ihnen; die dritte ändert geltende 
Vorſchriften und faßt fie zuſammen, während die erſte 
nur den Wortlaut der von ihr betroffenen beiden all⸗ 
gemeinen Verordnungen mit dieſen Aenderungen in 
Einklang bringen will, ſoweit deren Bedeutung über 
den Bereich des Realkredits hinausgeht; ſie will ins⸗ 
beſondere verhindern, daß da, wo in den neuen den 
Realkredit betreffenden Vorſchriften nur Klarſtellungen 
der bisherigen Rechtslage beabſichtigt ſind, die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Faſſung zu den beliebten Schlußfolge⸗ 
rungen aus dem Gegenteil Anlaß gibt. 

A. I. Die BO. über die Geltendmachung 
von Hypotheken, Grundſchulden und Ren⸗ 


22. Dezember 1914 
tenſchulden erſetzt die VO. vom % Mal 1915 „betr. 


die Bewilligung von Zahlungsfriſten bei Hypotheken 
und Grundſchulden (RGBl. 1915 S. 293), und die vom 
10. Dezember 1914 über die Verſagung des Zufchlags 
bei der Zwangsverſteigerung von Gegenſtänden des 
unbeweglichen Vermögens (RGBl. S. 499) (8 19 Abſ. 2 
BD.) Sie gilt für Anſprüche aus einer Hypothek, 
Grund⸗ oder Rentenſchuld, alſo für die Anſprüche 
gegen den dinglichen Schuldner, für Forderungen 
dagegen, für die eine Hypothek beſtellt iſt, nur, ſoweit 
der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks zugleich 
der perſönliche Schuldner iſt (8 1 VO.) Sind der 
dingliche und der perſönliche Schuldner nicht dieſelbe 
Perſon, ſo kommt für den perſönlichen Schuldner, der 
die Bewilligung einer Zahlungsfriſt beantragt, die 
VD. über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs: 
friſten, für den e dagegen, der 
eine Zahlungsfriſt begehrt, die neue VO. in Betracht. 
Soweit dieſe gilt, finden wie die VO. über die ge⸗ 
richtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten auch die 
BO. über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung 
einer Geldforderung und die neue VO. über die Be» 
willigung von Zahlungsfriſten an Kriegsteilnehmer 
keine Anwendung ($ 19 Abſ. 1 VO.). 

Im Gegenſatze zu der bisherigen Regelung und zu der 
allgemeinen Zahlungsfriſt VO. iſt die Bewilligung von 
Zahlungsfriſten bei Hypotheken uſw. nicht mehr auf An⸗ 
ſprüche beſchränkt, die vor dem 31. Juli 1914 entſtanden 
ſind. Bei der Entſcheidung über Zahlungsfriſtgeſuche für 
ſpäter entſtandene Anſprüche wird allerdings zu be— 
rückſichtigen ſein, daß beide Teile bei der Begründung 
der Forderung ſchon mit der durch den Krieg be⸗ 
dingten wirtſchaftlichen Lage rechnen mußten; immers 
hin kann je nach den Verhältniſſen auch bei ſog. 
Kriegshypotheken eine Zahlungsfriſt der Billigkeit ent— 
ſprechen. Von Bedeutung kann das namentlich dann 
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werden, wenn der Erſteher eines Grundſtücks das 
Bargebot nicht berichtigt und deshalb die Forde⸗ 
rung gegen ihn auf die Berechtigten übertragen wird 
(8.118 33®.); durch die Bewilligung einer Zahlungs⸗ 
friſt für die nach $ 128 3G. eingetragene Sicherungs⸗ 
hypothek kann ihm über die Schwierigkeiten hinwegge⸗ 
holfen werden, die für ihn aus der Notwendigkeit ent⸗ 
ſtanden ſind, zur Verhütung eigener Verluſte das 
Grundſtück zu erſtehen. Die Beſeitigung der Beſchrän⸗ 
kung auf Forderungen, die vor dem 31. Juli 1914 
entſtanden find, beſeitigt zugleich die unter dem bis⸗ 
herigen Rechte mehrfach verneinte Frage, ob die 
während des Krieges fällig gewordenen Zinſen aus 
älteren Hypotheken geſtundet werden können. Die 
Höchſtdauer der richterlichen Zahlungsfriſt betrug 
bisher für Hypotheken⸗ und Grundſchuldkapitalien 6, 
für Zinſen und ſonſtige Nebenleiſtungen 3 Monate. 
Da die Beſchaffung fälliger Kapitalien infolge der 
Fortdauer des Krieges immer erheblichere Opfer 
fordert, auch die regelmäßige Erfüllung der Zins⸗ 
verpflichtungen durch die Ausfälle an Mieten ſtändig 
ſchwerer wird, ſetzt die VO. die Höchſtgrenze der ein⸗ 
zelnen Zahlungsfriſt für Kapitalforderungen auf 1 Jahr, 
für Zinſen und andere Nebenleiſtungen auf 6 Monate 
hinauf; Kapitalſchuld ſind auch die Tilgungszuſchläge 
bei den Amortiſationshypotheken. 

Vorausſetzung der Bewilligung iſt, daß die Lage 
der Beklagten ſie rechtfertigt, und, auch wo dies zu⸗ 
trifft, iſt die Friſt zu verſagen, wenn der Gläubiger 
dartut, daß ſie ihm einen unverhältnismäßigen Nach⸗ 
teil bringt. Bei der Entſcheidung wird u. a. darauf 
zu achten ſein, ob und wie lange etwa der Gläubiger 
ſchon freiwillig Stundung gewährt hat, wie das nament⸗ 
lich von bayeriſchen Hypothekenbanken in großem Um⸗ 
fange geſchehen iſt. Die widerſtreitenden ee 
der Parteien richtig gegen einander abzuwägen, wird 
oft nicht leicht fein. Einen Ausweg wird unter Um⸗ 
ſtänden die Bewilligung der Friſt nur für einen Teil⸗ 
betrag bieten oder der Richter bewilligt die Friſt nur 
unter einer beſtimmten Bedingung z. B. nur gegen eine 
angemeſſene Erhöhung des Zinsfußes (88 1 und 2). 
Naturgemäß werden die Bedingungen ſo zu beſtimmen 
ſein, daß ſich ihr Eintritt oder Nichteintritt ſofort 
oder doch innerhalb ganz kurzer Zeit entſcheiden muß; 
der Richter wird alſo z. B. dem Schuldner eine Friſt 
ſetzen, innerhalb deren er ſich in einer vollſtreckbaren 
Urkunde zur Zahlung des erhöhten Zinſes zu ver⸗ 
pflichten hat, und außerdem beſtimmen, daß die Friſt 
wegfällt, wenn der Schuldner mit der Zahlung des 
erhöhten Zinſes in Verzug kommt. 

Während §1 die Bewilligung einer Zahlungsfriſt 
in einem Rechtsſtreite durch das Urteil des Prozeß⸗ 
gerichts vorſieht, iſt in 8 4 eine Bewilligung außerhalb 
eines Rechtsſtreits durch das Amtsgericht vorgeſehen, 
bei dem der dingliche Gerichtsſtand begründet iſt. Das 
hier geregelte Verfahren tritt an die Stelle ſowohl 
des ſog. Initiativverfahrens nach 84 wie des Ver⸗ 
fahrens nach 8 5 VO. über die gerichtliche Bewilligung 
von Zahlungsfriſten. Der Gang des Verfahrens ent: 
ſpricht im weſentlichen den bisherigen Vorſchriften. 
Wird die Zahlungsfriſt bewilligt, ſo hat das Gericht 
zugleich die Verpflichtung zur Zahlung des anerkannten 
Anſpruchs auszuſprechen, ſofern dieſer nicht ſchon voll- 
ſtreckbar iſt. Hat der Gläubiger ſchon einen Vollſtreckungs— 
titel, ſo iſt bei Bewilligung der Zahlungsfriſt die 
Zwangsvollſtreckung für die Dauer der Friſt für un— 
zuläſſig zu erklären. Während der Friſt iſt dann keine 
Vollſtreckungshandlung mehr ſtatthaft; eine gleichwohl 
erfolgte Vollſtreckungsmaßregel unterliegt nach $ 775 
Nr. 1, 8 776 ZPO. der Aufhebung. Hatte die Voll— 
ſtreckung ſchon begonnen, fo ſtellt fie das Gericht bei 
Bewilligung der Friſt für deren Dauer ein; doch werden 
die bereits vorgenommenen Vollſtreckungsmaßregeln 
nicht aufgehoben, die Gläubiger alſo nicht um die 
erworbenen Pfand- oder Beſchlagnahmerechte gebracht. 
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Da hier die Zwangsvollſtreckung nur für die Dauer 
der Friſt hinausgeſchoben wird, alſo nur eine einſt⸗ 
weilige Einſtellung i. S. des 8 775 Nr. 2 ZBO. vor⸗ 
liegt, kann die Aufhebung der ſchon erfolgten Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln auch nicht nach 8 776 ZPO. er: 
wirkt werden. Im Geltungsbereich des 8 5 der all⸗ 
gemeinen Zahlungsfriſtverordnung war ſtreitig, ob 
das Gericht in entſprechender Anwendung des 8 766 
Abſ. 1 und des 8 732 Abſ. 2 ZPO. wegen der Zwangs. 
vollſtreckung eine vorläufige Anordnung erlaſſen kann. 
In § 4 Abſ. 4 iſt eine ſolche Anordnung ausdrücklich 
zugelaſſen und das gleiche iſt durch einen Zuſatz zu 
§1 Abſ. 1 der allgem. ZahlungsfriſtBO. geſchehen 
(RGBl. S. 452); die Anordnung verliert durch die 
ſpätere Entſcheidung ohne weiteres ihre Bedeutung. 
Nach dem Geſagten erfolgt auch für vollſtreckbare 
Hypothekforderungen die Stundung nicht bloß durch 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung. Das iſt nicht 
ohne Bedeutung; denn die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung hat nicht die gleiche Rechtswirkung wie 
die Bewilligung einer Zahlungsfriſt. Sie hat nur pro» 
zeſſuale Bedeutung und vermag die Verzugsfolgen 
nicht auszuſchließen. Die gerichtliche Bewilligung 
einer Zahlungsfriſt dagegen ſteht einer vom Gläubiger 
ſelbſt gewährten Stundung gleich und iſt inſofern für 
den Schuldner vorteilhafter als die bloße Einſtellung 
der Vollſtreckung. Das zuſtändige Gericht iſt unter 
Umſtänden durch das mehreren gemeinſchaftliche obere 
Gericht zu beſtimmen (ZPO. 8 36 Nr. 2 und 4). 
Der in 84 Abſ. 1 BO. beſtimmte Gerichtsſtand wird 
wie der des § 24 ZPO. ein ausſchließlicher fein. Das 
Verfahren des 8 4 eröffnet die Möglichkeit, daß das 
Amtsgericht dem Schuldner nicht nur einmal wie das 
Prozeßgericht in ſeinem Urteil, ſondern mehrfach 
Zahlungsfriſt bewilligt, und zwar auch dann, wenn 
ſchon das Prozeßgericht eine Friſt bewilligt hat. Doch 
iſt die Möglichkeit mehrfacher Bewilligung auf die 
Kapitalſchuld beſchränkt (§S 5) und dem entſpricht es, 
daß nach § 3 das Prozeßgericht die Bewilligung bei 
Kapitalſchulden nicht ſchon deshalb ablehnen darf, 
weil nach Ablauf der von ihm zu ſetzenden Friſt der 
Beklagte den Gläubiger vorausſichtlich nicht wird be⸗ 
friedigen können. Für Zinſen und ſonſtige Neben⸗ 
leiſtungen — die Tilgungszuſchläge bei den Annuitäten⸗ 
hypotheken gehören zu der Kapitalſchuld — kann eine 
Zahlungsfriſt nur einmal bewilligt werden und die 
Einſchränkung des richterlichen Ermeſſens durch 8 3 
greift bei ihnen nicht Platz. Selbſtverſtändlich hindert 
die Vorſchrift des 8 3 das Gericht nicht den Umſtand, 
daß der Schuldner auch nach der Friſt vorausſichtlich 
nicht wird zahlen können, bei Würdigung der Frage 
mit in Betracht zu ziehen, ob dem Gläubiger nicht 
aus der Friſtbewilligung ein unverhältnismäßiger 
Nachteil erwachſen wird. — Satz 1 und 2 des 8 6 
entſprechen der bisherigen herrſchenden Anſchauung 
von der Bedeutung der Bewilligung einer Zahlungs⸗ 
friſt; Satz 3 verſchafft der Bewilligung Wirkſamkeit 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs. 
5 ſtimmt mit 83 der allgemeinen ZahlungsfriſtBO. 
überein. 

II. Von den Beſtimmungen in SS 8 und 9 über 
die Beſeitigung von Rechtsfolgen ſchließt ſich die in 
8 8 an den 8 1 VO. über die Folgen der nicht recht⸗ 
zeitigen Zahlung einer Geldforderung an; aber auch 
hier iſt die Beſchränkung auf Hypotheken uſw., die vor 
dem 31. Juli 1914 entſtanden find, aufgehoben. Alle 
Verzugsfolgen ſollen beſeitigt werden können, auch 
ſolche, die auf Grund allgemeiner Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechtes eintreten; deshalb iſt nicht von 
den „beſonderen Rechtsfolgen“ die Rede wie in der 
allgemeinen VO. Auch in dieſer iſt übrigens das 
Wort „beſonderen“ jetzt geſtrichen (RGBl. S. 452); 
eine ſachliche Aenderung iſt damit nicht beabſichtigt, 
ebenſowenig wie mit der Streichung des Halbſatzes 2 
in 8 1 Abſ. 1. Die allgemeine VO. (über die Folgen 
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der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung) 
läßt nur Beſeitigung ſolcher Rechtsnachteile zu, die 
darauf beruhen, daß der Schuldner den Gläubiger nicht 
oder nicht rechtzeitig befriedigt. 8 8 der neuen VO. 
geht darüber hinaus und ſtellt die Fälle gleich, wo 
Rechtsfolgen auf Grund einer Verwirkungsabrede wegen 
anderer Umſtände eingetreten ſind; ſo wird z. B. nach 
den Vertragsbedingungen mancher Gläubiger das 
Kapital dann fällig, wenn Zwangsverwaltung einge⸗ 
leitet wird, oder wenn die Zinſen einer vorgehenden 
Hypothek nicht rechzeitig gezahlt werden. — Die Be⸗ 
ſtimmungen in $ 9 über das amtsgerichtliche Verfahren 
find denen in § 4 nachgebildet. Sie find auch anwend⸗ 
bar, wenn der Gläubiger einen vollſtreckbaren Titel 
hat. Da der Richter die Rechtsfolgen ein für allemal 
außer Kraft ſetzt, müſſen, ſoweit er deren Beſeitigung 
ausſpricht, bereits erfolgte Vollſtreckungsmaßregeln 
aufgehoben werden. 

III. Neben der Erweiterung der Zahlungsfriſt⸗ 
bewilligung iſt eine ſelbſtändige prozeſſuale Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung nicht mehr in dem bisherigen 
Umfang erforderlich. Immerhin iſt ſie in 8 10 VO. hin⸗ 
ſichtlich der Zwangsverſteigerung noch zugelaſſen, 
auch wenn eine eigentliche Stundung abgelehnt iſt 
oder nicht mehr erfolgen kann, und zwar nicht nur 
einm al, ſondern mehrfach. Gerade unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen, wo auf ein günſtiges Bietungs⸗ 
ergebnis nicht zu rechnen iſt, wäre es beſonders un⸗ 
erwünſcht, wenn dem Schuldner das Grundſtück nur 
wegen geringer Zinsbeträge entzogen werden könnte, 
während es andererſeits beim Vorhandenſein anderer 
bereiter Bermögensſtücke des Schuldners unbillig fein 
kann, dem Gläubiger durch die Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt jeden Zugriff unmöglich zu machen. 
Den Weg der Zwangsverwaltung läßt die BO. 
dem Gläubiger offen. Die Einſtellung der Zwangs⸗ 
verſteigerung iſt nur unter den Vorausſetzungen des 
81 oO. zuläſſig, alſo insbeſondere dann abzulehnen, 
wenn ſie dem Gläubiger einen unverhältnismäßigen 
Nachteil bringt, außerdem aber auch dann, wenn fällige 
Anſprüche des betreibenden Gläubigers auf wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen für zwei Jahre nicht gezahlt ſind, 
alſo nicht mehr den Rang der vierten Klaſſe des 8 10 
3G. genießen (8 10 Abſ. 2 VO.); auch kann jeder 
Beteiligte die Aufhebung der Einſtellung verlangen, 
wenn ihm fällige Anſprüche auf wiederkehrende Lei⸗ 
ſtungen für zwei Jahre im Range vorgehen. Ob im 
Sinne des 8 10 Nr. 4, 813 3G. die ungetilgten An⸗ 
ſprüche laufende Beträge oder Rückſtände ſind, iſt be⸗ 
langlos; auch darauf kommt es nicht an, ob die Be⸗ 
träge gerade für die letzten zwei Jahre vor der 
Entſcheidung geſchuldet werden. Maßgebend iſt nur, 
daß zur Zeit der Entſcheidung Anſprüche auf wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen in einer Höhe, die dem Geſamt⸗ 
betrage zweijähriger Hebungen gleichkommt, nicht ge⸗ 
tilgt find und daß fie, was die Anwendung des 8 10 
Abſ. 3 der neuen BO. betrifft, dem Antragſteller nach 
den Vorſchriften der SS 10 ff. ZUG. in der Rangord⸗ 
nung vorgehen. — Nach 831 3G. iſt eine einſt⸗ 
weilen eingeſtellte Zwangsverſteigerung dann aufzu— 
heben, wenn der Gläubiger nicht binnen 6 Monaten 
die Fortſetzung des Verfahrens beantragt. Wird die 
Zwangsverſteigerung auf Grund der Bewilligung 
einer Zahlungsfriſt (S 4 Abſ. 4 VO.) oder auf Grund 
des 8 10 VO. eingeſtellt, fo würde die Friſt des 8 31 
an und für ſich ſchon mit der Einſtellung beginnen; 
fie wäre alſo bis zu deren Ende ſchon vielfach ab— 
gelaufen. Den Gläubiger gegen die hieraus ent= 
ſtehenden Nachteile zu ſchützen iſt der Zweck der Bes 
ſtimmung in 8 11 VO. — 8 12 tritt an die Stelle 
des 81 VO. über die Verſagung des Zuſchlags vom 
10. Dezember 1914; er ſetzt die dort vorgeſehene 
Wertgrenze auf drei Viertel hinauf. Daß der Zu— 
ſchlag mehrfach verfagt werden kann (Abſ. 2), ſoll 
keine Neuerung, ſondern eine Klarſtellung ſein. 
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IV. Zu den Schlußvorſchriften in §8 13ff. iſt nicht 
viel zu bemerken. 8 13 erweitert den Wirkungskreis 
der Einigungsämter. Die 88 14 —18 enthalten Koſten⸗ 
vorſchriften, die in der Hauptſache den bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen entſprechen — vgl. zu § 14 den $ 6 Abſ. 1 
VO. über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friſten, zu § 15 den 8 6 Abſ. 2 daſelbſt, desgl. zu § 16 
den Abſ. 3 des 8 6 dieſer VO.; neu iſt die aus Billig⸗ 
keitsgründen gebotene Vorſchrift in § 16 Saß 1. 817 
entſpricht dem 8 2 VO. über die Folgen der nicht 
rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung, der 8 18 
dem 82 VO. über die Verſagung des Zuſchlags. — 
Der en des 819 ift ſchon oben gedacht 
worden. Die BO. iſt ſeit dem 10. Juni in Kraft. Für 
ein an dieſem Tage ſchwebendes Verfahren iſt die 
bisherige Zuſtändigkeit beſtehen geblieben; im übrigen 
iſt das neue Recht an die Stelle des alten getreten. 

B. Die VO. über die Bewilligung von 
Zahlungsfriſten an Kriegsteilnehmer kommt 
einem ſehr berechtigten, beſonders in der deutſchen 
Richterzeitung warm vertretenen Verlangen entgegen. 
Die zu den Fahnen Einberufenen ſind auf Jahre in 
ihrer Erwerbstätigkeit ſchwer getroffen; auch wer ſein 
Geſchäft durch einen Vertreter fortbetreiben laſſen 
kann, wird meiſt einen empfindlichen Rückgang in 
ſeiner geſchäftlichen Lage erleiden. Es gilt, die Kriegs⸗ 
teilnehmer vor einem überſtürzten Zugriff ihrer Gläu⸗ 
biger zu ſchützen, der ihren dauernden wirtſchaftlichen 
Zuſammenbruch herbeiführen könnte. Das KrTeiln Sch. 
vom 4. Auguſt 1914 und die BO. vom 20. Januar 1916 
zum Schutz Angehöriger immobiler Truppenteile können 
dieſe Aufgaben nicht erfüllen. Sie tragen nur der 
prozeſſualen Behinderung, nicht der wirtſchaftlichen 


Bedrängnis der Kriegsteilnehmer Rechnung und ihr 


Schutz hört auf mit der Zugehörigkeit des ein⸗ 
zelnen zur bewaffneten Macht. Sie verſagen alſo ge⸗ 
rade in dem ſchon heute für viele Krieger einge⸗ 
tretenen Augenblick, wo die Kriegsteilnehmer einer 
Fürſorge beſonders bedürfen. 

Die neue VO. knüpft an die Beſtimmungen der 
BO. über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friſten an. Sie ſetzt jedoch in $ 1 die Höchſtdauer der 
Friſt auf 6 Monate hinauf und läßt die Bewilligung 
der Friſt auch für Schulden zu, die erſt nach dem 
31. Juli 1914, aber vor oder während der Teilnahme 
des Schuldners am Krieg entſtanden ſind. Die er⸗ 
weiterte Vergünſtigung kann jedoch nur bewilligt 
werden, wenn die wirtſchaftliche Lage des Schuldners 
durch den Krieg ſo verſchlechtert iſt, daß ſein Fort⸗ 
kommen gefährdet erſcheint. Der unverhältnismäßigen 
Benachteiligung des Gläubigers, die auch hier zur 
Verſagung der Friſt führen muß, wird unter Um⸗ 
ſtänden dadurch vorgebeugt werden können, daß dem 
Schuldner die Friſt nur bewilligt wird, wenn er auch 
gegenüber einem oder mehreren anderen feiner Gläu⸗ 
biger eine Zahlungsfriſt beantragt oder erwirkt. — 
82 Sieht die dem § 1 entſprechenden Erweiterungen 
auch für die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung vor 
und beſtimmt ferner, daß die Einſtellung — abweichend 
von 85 BO. über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten — mehrfach und auch dann erfolgen 
kann, wenn eine Zahlungsfriſt ſchon bewilligt iſt. Für 
das Verfahren gelten die allgemeinen Regeln. Von 
Bedeutung iſt, daß nach § 5 VO. über die gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriſten die Einſtellungs— 
anordnungen ſchon ergehen können, bevor die Zwangs— 
vollſtreckung begonnen hat. Der Schuldner kann in— 
folgedeſſen durch rechtzeitige Stellung und Erneuerung 
des Antrags die Zwangsvollſtreckung von vornherein 
für die Dauer der bewilligten Friſt hintanhalten. — 
Die Vorausſetzung, unter der 83 Platz greift, bedarf 
wohl keiner Erörterung; das Verfahren folgt den 
gleichen Grundſätzen wie das Verfahren bei Anord— 
nung der Einſtellung. Die tatſächlichen Behauptungen, 
mit denen der Antrag begründet wird, ſind glaubhaft 
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zu machen. Vor der Entſcheidung wird das Gericht 
den Schuldner regelmäßig zu hören haben, auch ohne 
daß dies ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. Gegen die 
Entſcheidung findet nach § 793 ZPO. ſofortige Be⸗ 
ſchwerde ſtatt. — § 4 dehnt unter der Vorausſetzung 
des § 1 Abſ. 1 zugunſten von Kriegsteilnehmern auch 
die BO. über die nicht rechtzeitige Zahlung einer 
Geldforderung auf die nach dem 31. Juli 1914 ent⸗ 
ſtandenen Geldforderungen aus, ſofern ſie vor oder 
während der Kriegsteilnahme entſtanden find. — Nach 
$ 5 iſt für den Geltungsbereich der BO. nicht zwiſchen 
Angehörigen mobiler und immobiler Truppenteile zu 
unterſcheiden. Die Unterſcheidung würde hier der 
inneren Berechtigung entbehren; denn entſcheidend iſt 
nicht die Art der militäriſchen Verwendung des Schuld⸗ 
ners, ſondern das Maß ſeiner wirtſchaftlichen Schädi⸗ 
gung infolge dieſer Verwendung. 


C. Auf die erſte der drei eingangs aufgeführten Ver⸗ 
ordnungen brauchen wir nach dem, was dort über 
ihre Bedeutung geſagt iſt und nach den gelegentlichen 
Berweiſungen auf fie in den vorſtehenden Ausführungen 
wohl nicht eigens einzugehen. 

Dagegen möchten wir kurz noch einmal auf die 
VO. vom 18. Mai 1916 über Aenderungen 
der BD. zur . der Gerichte vom 
9. September 1915 (RGBl. S. 393) zurückkommen, 


die ſchon am Schluſſe der letzten Nummer erwähnt 


worden iſt. Der Reichstag hatte in einer Reſolution 
vom 8. April d. Is. erſucht, die 88 19 und 22 BO. 
vom 9. September 1915 aufzuheben und die Beſtim⸗ 
mung des 820 BO. auf Geldforderungen bis zu 50 M 
zu beſchränken. Nach § 3 Abſ. 2 Ermädtigungs®. 
konnte die Regierung dieſe vom Reichstag beanſtan⸗ 
deten Beſtimmungen nicht aufrecht erhalten. Infolge 
der Aufhebung des 165 (Art. 1 Ziff. III VO. vom 
18. Mai 1916) ſind alſo die Gebühren und Auslagen 
des Rechtsanwalts der obſiegenden Partei jetzt wieder 
in allen Prozeſſen zu erſtatten, auch wenn die Zu⸗ 
ziehung eines Anwalts nicht notwendig war, ja ſelbſt, 
wenn ſie nur dem Gegner Koſten machen ſollte. Nach 
dem geänderten § 20 Abſ. 1 iſt die Berufung, die aus⸗ 
ſchließlich einen Anſpruch betrifft, der die Zahlung 
einer Geldſumme zum Gegenſtand hat, nur zuläſſig, 
wenn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 50 M über: 
ſteigt; betrifft ſie einen Anſpruch anderer Art, ſo iſt 
ſie ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes zuläſſig. Dem Antrage des Reichstags, den 
§ 22 VO. vom 9. September 1915 ſchlechthin aufzu⸗ 
heben, konnte der Bundesrat nicht entſprechen. Der 
Antrag hätte zu dem widerſinnigen Ergebnis geführt, 
daß im Falle des 8 99 Abſ. 3 ZPO., alſo wenn eine 
Entſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen iſt, die 
hier zugelaſſene ſofortige Beſchwerde gegen die Ent⸗ 
ſcheidung über den Koſtenpunkt in weiterem Umfange 
zuläſſig geweſen wäre, als in den Fällen, in denen 


das Urteil mit Berufung anzufechten iſt (vgl. § 99 


Abſ. 2 ZPO. mit 8 20 Abſ. 1 VO.) In dieſem Falle 
iſt alſo die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels nach wie 
vor durch eine den Betrag von 50 M überſteigende 
Beſchwerdeſumme bedingt; ſonſt aber iſt die ſofortige 
Beſchwerde im Koſtenfeſtſetzungsverfahren wieder 
unbeſchränkt zugelaſſen, unbeſchadet natürlich der 
Beſtimmung in § 568 Abſ. 3 ZPO. — Im übrigen 
iſt durch Art. 1 Ziff. 1 das Mahnverfahren vor den 
Landgerichten beſeitigt, das notwendige Mahnverfahren 
vor den Amtsgerichten dagegen beibehalten und nur 
in einem Punkte geändert worden. Während nach 
§ 692 ZPO. die Widerſpruchsfriſt eine Woche beträgt, 
wird jetzt im Mahnverfahren, mag ein Zahlbefehl be— 
antragt oder eine Klage erhoben ſein, die Widerſpruchs— 
friſt vom Gericht im Zahlbefehle beſtimmt, wobei die 
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Vorſchriften über die Einlaſſungsfriſt maßgebend ſein 
ſollen. Damit iſt die gleiche Regelung getroffen, wie 
fie in 8 3 Entl BO. für das Mahnverfahren vor den 
Landgerichten gegeben war und wie ſie nach 8 16 
Nr. 2 für das Urkunden⸗ und Wechſelmahnverfahren 
gilt; die Einfügung dieſer Beſtimmung (8 14a) macht 
ie in 8 16 Nr. 1 überflüſſig. Auf dieſe Weiſe wird 
die Unſtimmigkeit beſeitigt, daß in Meß⸗ und Markt⸗ 
ſachen der Gläubiger eher einen vollſtreckbaren Titel 
erlangen könnte als in dem notwendigen Mahnver⸗ 
fahren. — In den beiden letzten Abfäken des die 
Uebergangsvorſchriften enthaltenden Art. 2 wird zwiſchen 
verkündeten und anderen Entſcheidungen unterſchieden; 
bei den erſteren iſt der Zeitpunkt der Verkündung, bei 
den anderen der Zeitpunkt der Zuſtellung maßgebend. 


Sprachecke des Allgem. Deutſchen Eprachvereins. 


Die Schreibung der Straßennamen iſt noch wenig 
einheitlich. Am 21. Februar 1910 richtete der preußiſche 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten im Einverſtändnis 
mit dem Miniſter des Innern und dem Unterrichts⸗ 
miniſter an ſämtliche Regierungsbehörden Preußens 
einen Runderlaß, in dem er empfahl, bei der Schreib⸗ 
weiſe der Straßennamen nach den Grundzügen zu ver⸗ 
fahren, die der Allgemeine Deutſche Sprachverein auf⸗ 
geſtellt hatte. Die Grundätze ſind auch in Württemberg 
und Sachſen von den Miniſterien empfohlen worden. 
Da ſie mit den Vorſchriften der amtlichen Rechtſchreibung 
durchaus im Einklang ſtehen, ſo ſind ſie auch für 
alle anderen Staaten empfehlenswert. Nach dieſen 
Grundſätzen laſſen ſich folgende Gruppen von Regeln 
für die Rechtſchreibung der Straßennamen aufſtellen: 
I. Hauptwörter: a) die Hauptwörter, zu denen 
auch die einfachen Eigennamen gehören, werden mit 
den Bezeichnungen Straße, Platz uſw. ohne Bindeſtrich 
verbunden (Eintrachtſtraße, Königsplatz, Rolandſtraße, 
Buttermarkt, Südbrücke, Sanfaring). b) Stehen mehrere 
Perſonennamen, wozu die Beinamen gehören, ſowie 
e nebſt Stand oder Titel vor den Be⸗ 
zeichnungen Straße, Platz uſw., ſo werden ſie durch 
Bindeſtriche verbunden (Kaiſer⸗Wilhelm⸗Straße, Fried⸗ 
rich⸗Wilhelm⸗Platz). II. Eigenſchafts wörter: 
a) Die von Orts⸗ und Ländernamen gebildeten un⸗ 
veränderlichen Wortformen auf ser werden mit den 
Bezeichnungen Straße, Platz uſw. nicht zuſammen⸗ 
geſchrieben (Leipziger Straße, Brabanter Platz). b). Per⸗ 
ſonennamen aufer, die alſo mit den Orts⸗ und Länder⸗ 
namen auf ⸗er nicht verwechſelt werden dürfen, müſſen 
mit den Bezeichnungen Straße, Platz uſw. zuſammen⸗ 
geſchrieben werden (Makkabäerſtraße, Karolingerring, 
Römerplatz). Hierin ſind Makkabäer, Karolinger Namen 
für ein Geſchlecht oder Volk. c). Eigenſchaftswörter, 
die keine Biegungsendung haben, werden mit den Be⸗ 
zeichnungen Straße, Platz uſw. zuſammengeſetzt (Blau⸗ 
bach. Langgaſſe, Kleine Neugaſſe, Neumarkt). d). Eigen⸗ 
ſchaftswörter, die eine Biegungsendung haben, werden 
mit den Bezeichnungen Straße, Platz uſw. nicht zu⸗ 
ſammengeſchrieben (Franzöſiſche Straße, Breite Straße, 
Alter Zoll). III. Verhältnis wörter, die einen 
Teil des Straßennamens bilden, ſind groß zu ſchreiben 
(Unter den Linden, Im Laach, In der Höhle). 

Teſch (Köln). 
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ind i 9415 ZPO. unbeſtritten das Notariat. D 
ird in Sapern die Protokolle dee Notar in daher fur die Regel 0 Fr „öffent 


Nachlaßrichters „öffentliche Urkunden“ im 12 W 1 mit denen 1 
j 29 GBO. die erforderlichen Eintragungsgrund⸗ 

Sinne des N 29 6887 lagen, vor allem die Eintragungsbewilligung nach⸗ 

Bon Landgerichtspräſident Kreß in Straubing. 8 ſind yon 197 185 1 Ab⸗ 
Die Frage kann auch ſo geſtellt werden: weichungen von dieſer Regel bedürfen beſonderer ge⸗ 
Können in Bayern die geſetzlichen Eintragungs⸗ jeglicher Begründung. Deſſen iſt ſich auch jene 
grundlagen (8 29 GBO.): Eintragungsbewilli⸗ Meinung bewußt und es hat deshalb von jeher nicht 
gung, ſonſtige zur Eintragung erforderliche Er: an Verſuchen gefehlt; die Zuſtändigkeit des Nachlaß⸗ 
klärungen und andere Vorausſetzungen der Ein: richters in den oben angeführten Fallen bei dem 


f zugegebenen Mangel einer ausdrücklichen Geſetzes⸗ 

n des Nachlaßgerichts eee aus den verſchiedenſten Vorſchriften 

Von vorneherein ſcheiden alſo aus die ſoge⸗ abzuleiten. . 
nannten reinen Eintragungsanträge. nämlich jene, 8 weiteren Worte find zu i 2. 
durch die nicht zugleich Erklärungen im Sinne den Verſuch, zur Begründung der Zuſtändigkeit den 
des § 29 GBO. erſetzt werden ſollen; fie find 9 39 C0. heranzuziehen (dagegen Ha ber⸗ 
formfrei, können daher auch zu Protokoll des . a 213; Henle⸗Schmitt, 
Nachlaßrichters geſtellt werden ($ 30 GBO.). Bei: | run uchweſen ‚In. 
ipiel: A beantragt als einziger Erbe des B, die Ebenſowenig kann davon die Rede ſein, daß 
den Nachlaß bildende, auf dem Anweſen des C auf Grund des 8 94 GBO. die Nachlaßakten zu: 
eingetragene Hypothek auf ihn umzuſchreiben. gleich als Grundakten erklärt werden könnten, 

Wie verhält es ſich aber in folgendem Falle: womit dann auch der Vorſchrift des $ 29 GBO. 
Der Austrägler A wird von feinem Sohne B Rechnung getragen ſei (dagegen Meikel, GBD. 
beerbt, dem er ſ. Zt das Anweſen übergeben hat. 2 S. 214). 
Den Nachlaß bildet ein auf dem Anweſen hypo⸗ 
thekariſch geficherter Uebergabeſchillingsreſt von 
8000 M. B beantragt die Löſchung der 8000 M. 
Oder: A iſt Erbe eines Anweſens geworden; er 
beantragt, es auf ihn umzuſchreiben. Die An⸗ 
träge find zu Protokoll des Nachlaßrichters ge: 
ſtellt; fie bedürfen nach 88 27 Abſ. 1 und 22 
Abſ. 2 GBO. dem Grundbuchamt gegenüber des 
Nachweiſes durch „öffentliche Urkunden“. Sind die 
vor dem Nachlaßgerichte aufgenommenen Protokolle 
ſolche Urkunden? 

Eine verbreitete Meinung, der nach meiner 


Auch mit dem Hinweiſe darauf, daß in Bayern 
keine ſelbſtändigen Grundbuchämter beſtehen, viel⸗ 
mehr die Amtsgerichte für die Verrichtungen des 
Grundbuchamts als zuſtändig erklärt ſind, daß 
nach 8 19 AG. GWG. die mehreren Richter des⸗ 
ſelben Gerichtes ſich gegenſeitig vertreten, daß 
überhaupt die Zuſtändigkeit nicht an die Perſon 
des einzelnen Richters geknüpft iſt, ſondern an 
das Gericht in der Weiſe, daß eine Handlung 
nicht um deswillen ungültig iſt, weil ſie von 
einem Amtsrichter vollzogen wurde, welchem ihre 
Erledigung durch die nur den inneren Dienſt be— 
Erfahrung auch die Praxis folgt, behauptet es — treffende Geſchäftsverteilung nicht übertragen war, 
wie ich glaube, mit Unrecht. iſt für die entſcheidende Frage nichts gewonnen, 

In Bayern iſt im bürgerlich⸗rechtlichen Ver⸗ wie zutreffend Meikel a. a. O. S. 250 dar: 
kehr das ordentliche Urkundamt im Sinne des gelegt hat. 
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Es ift endlich vergebliches Bemühen, aus der 
Beſtimmung des 8 129 Abſ. 2 BGB. oder aus 
8 167 GG. die Zuftändigkeit des Nachlaßrichters 
ableiten zu wollen (dagegen: Spätt, SeuffBl. 71 
S. 117 und OLG. München a. a. O. 70 S. 582). 


Daß der von de l'Espine (Bayzif. 1906 
S. 98 f.) vorgeſchlagene Ausweg: die Geſchäfte des 
Grundbuchamts in der Weiſe zu teilen, daß die zur 
Bereinigung des Grundbuchs in Nachlaßſachen ſich 
ergebenden Verrichtungen, ſoweit ſie in Entgegen⸗ 
nahme von Erklärungen beſtehen, dem Nachlaß⸗ 
richter zugewieſen werden, nicht gangbar iſt, er⸗ 
ſcheint ohne weiteres klar; es gibt nach dem Ge⸗ 
ſetze keine eigenen Grundbuchrichter für Entgegen⸗ 
nahme von Erklärungen einer⸗ und für Eintra⸗ 
Bun anderfeits (vgl. auch Bay 3ZfR. 1906 


Aus 8 37 GBO. könnte auch nichts für die 
Zuſtändigkeit der Nachlaßgerichte geſchloſſen werden; 
denn das dort erwaͤhnte Protokoll des Nachlaß⸗ 
gerichts, zu dem die Erklärungen der Erben ge⸗ 
geben werden können, iſt überhaupt keine Ein⸗ 
tragungsgrundlage im Sinne des $ 29 GBO., da 
das Grundbuchamt deſſen Richtigkeit gar nicht 
prüft, vielmehr lediglich auf Grund des nachlaß⸗ 
gerichtlichen Zeugniſſes vollzieht. Der Abſ. 2 des 
837 gehört daher, wie Güt he, GBO. (3) 1 S. 840 
mit Recht bemerkt, ſtreng genommen überhanpt 
nicht in die GBO. 

Offenbar im Gefühle, daß alle bis dahin ein⸗ 
geſchlagenen Wege nicht zum Ziele führen, ver⸗ 
ſuchte man ſchließlich, aus dem bayer. Nachlaß⸗ 
geſetz vom 9. Auguſt 1902 die Berechtigung des 
in der Praxis üblichen Verfahrens abzuleiten. 
Der dabei entwickelte Gedankengang iſt folgender: 


Die nach 8 3 NachlG. vorgeſchriebene amt⸗ 
liche Erbenermittlung verfolgt insbeſondere den 
Zweck, die Bereinigung des durch den Todesfall 
unrichtig gewordenen Grundbuchs ſicher zu ſtellen. 
Die Erbenermittlung im Sinne des Nachlaßgeſetzes 
umfaßt auch die zur Bereinigung des Grundbuchs 
erforderliche Tätigkeit des Nachlaßgerichts. Dar⸗ 
auf beruhen auch die Vorſchriften der 88 67, 68, 
74 NachlO. Die Tätigkeit, die das Nachlaßgericht 
nach dieſen Vorſchriften zu entwickeln hat, liegt 
noch im Rahmen der ihm durch Art. 3 NachlG. 
geſtellten Aufgabe, den Erben zu ermitteln ($ 525 II 
DA.); denn es handelt ſich dabei überall nur um 


die Herbeiführung der Maßnahmen, die zur Be⸗ 
richtigung des durch den Erbfall unrichtig ge⸗ 


wordenen Grundbuchs erforderlich ſind. Die Folge 
hievon iſt, daß das Nachlaßgericht, indem es zu 
dem bezeichneten Zwecke die Erklärung des oder 
der Erben aufnimmt, im Bereiche ſeiner Zuſtändig— 
keit als Nachlaßgericht handelt. 


kommt alſo die rechtliche Bedeutung von öffent— 
lichen Urkunden (8 415 ZPO.) zu. Durch die 
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N Den von ihm 
über die Erklärungen aufgenommenen Urkunden | 


mithin dem Formerforderniſſe des $ 29 GVO. 
genügt. 

Das iſt der Standpunkt des Ob G., nieder⸗ 
gelegt im Beſchl. vom 16. März 1912 Samml. 13 
S. 149 ff. Ihm ſchloß ſich an der Ferienſenat 
des OLG.s München in ſeinem Beſchl. vom 
4. Auguſt 1914, Bay Not Z. 1915 S. 278. Er 
iſt — entgegen den Beſchl. des 3. Senats vom 
19. Juni und 8. Juli 1905, Seufſ Bl. 70 
S. 579 ff. — der Anſchauung, daß gemäß 8 3 
Nachl G. in Verbindung mit 88 67, 68, 74 NachlO. 
die Nachlaßgerichte nicht nur zur Feſtſtellung der 
Erben, ſondern auch zur Bereinigung der öffent: 
lichen Bücher, ſoweit ſie durch den Erbfall un⸗ 
richtig geworden find, mitzuwirken und zu dieſem 
Zwecke die hierauf bezüglichen Anträge und Er⸗ 
klärungen entgegenzunehmen haben. Wenn 8 68 
NachlO. ſpeziell nur vom Antrag auf Ein⸗ 
tragung der Erbengemeinſchaft im Grundbuch 
ſpreche, jo laſſe $ 74 Nachl O. doch keine andere 
Auffaſſung zu, als daß auch die Umſchreibung 
und Löſchung von Hypotheken des Erblaſſers oder 
die Entgegennahme der hierauf bezüglichen An⸗ 
träge der Erben noch in den Rahmen dieſer dem 
Nachlaßgerichte dem Grundbuchamt gegenüber und 
für dasſelbe zugewieſenen Vermittlertätigkeit falle. 


Von den Schriftſtellern ſtehen auf dem gleichen 
Standpunkte: Henle⸗Schmitt, Grundbuch⸗ 
weſen S. 91 f., Kriener in SeuffBl. 76 S. 456 
und Schneider ebenda S. 760. 

Die gegenteilige Meinung wird — abgeſehen 
von den angeführten oberlandesgericht⸗ 
lichen Beſchlüſſen — vertreten von Haber⸗ 
ſtumpf, Nachlaßweſen (2) S. 210 f., 221; Mei⸗ 
kel, GBO. (2) S. 214; Spätt in SeuffBl. 71 
S. 115 ff., de L'Espine in BayZfR. 1906 
S. 98 und zwar mit folgenden Gründen: 

Eine geſetzliche Beſtimmung, die für die 
Nachlaßgerichte eine beſondere Zuſtändigkeit zur 
Beurkundung von Eintragungs⸗ und Umſchrei⸗ 
bungsanträgen begründet, gibt es nicht. Dieſe 
Zuſtändigkeit iſt auch nicht aus den 88 67, 68, 
74 Nachl O. zu folgern; denn dort iſt nur geſagt, 
daß das Nachlaßgericht auf die Berichtigung des 
Grundbuchs, auf die Löſchung des Rechts im 
Grundbuch, auf die Umſchreibung der Hypothek 
„hinzuwirken“ hat; nicht dagegen werden die 
Nachlaßgerichte angewieſen, die Anträge ſelbſt ent⸗ 
gegenzunehmen. § 67 Abſ. 1 macht zwar hievon 
eine Ausnahme; allein hiebei wird ausdrücklich 
auf §S 30 GBO. hingewieſen und bei den Land⸗ 
tagsverhandlungen iſt ausdrücklich bemerkt worden, 
daß das Nachlaßgericht den Eintragungsantrag 
zu Protokoll aufnehmen könne, da er nach § 30 
GBO. an keine Form gebunden jet. 

Auch ich bin der Meinung, daß die Proto- 
kolle des Nachlaßgerichts — trotz Nachlaßgeſetz 
und Nachlaßordnung — niemals die in $ 29 


Erklärung zu Protokoll des Nachlaßgerichts wird GBO. zum Nachweiſe der Eintragungsgrundlagen 


— 
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geforderten „öffentlichen Urkunden“ zu erſetzen Abtretungserklärungen wirkſam zu Protokoll des 


vermögen. 

1. Wenn behauptet wird: „die Erbenermitt⸗ 
lung“ im Sinne des NachlG. umfaſſe auch die 
zur Bereinigung des Grundbuchs erforderliche 
nachlaßrichterliche Tätigkeit, erſtrecke ſich auch auf 
die Herbeiſührung der zur Berichtigung des Grund⸗ 
buchs erforderlichen Maßnahmen, ſo wird damit 
— von der unrichtigen ſprachlichen Ausdrucks⸗ 
weiſe ganz abgeſehen — dem Nachlaßrichter etwas 
zugemutet, was nach dem Geſetze über⸗ 
haupt nicht ſeines Amtes iſt. 

Man iſt über folgende Satze einig: Iſt nur 
ein Erbe vorhanden und dieſer ermittelt, ſo iſt 
damit die amtlich vorgeſchriebene Tätigkeit des 
Nachlaßgerichts beendigt. Die Liquidation des 
Nachlaſſes iſt Sache des Erben ſelbſt (Haber⸗ 
ſtumpf a. a. O. S. 46). 

Beim Vorhandenſein mehrerer Erben hat das 
Nachlaßgericht die Auseinanderſetzung nur zu ver⸗ 
mitteln, in die Auseinanderſetzung ſelbſt hat es 
ſich nicht einzumiſchen. Die gerichtliche Vermitt⸗ 
lung geht daher nicht weiter als bis zur Be⸗ 
urkundung und Beſtätigung der getroffenen Ver⸗ 
einbarung. Insbeſondere wird nicht der beſtätigte 
Plan von dem Gericht durch tatſächliche Zu⸗ 
teilung und Uebergabe der einzelnen Gegenſtände 
ausgeführt. Nur die Anſprüche werden feſtgeſtellt, 
deren Verwirklichung iſt Sache der Beteiligten 
ſelbſt (vgl. Schneider, FGG. (2) S. 157; 
Haberſtumpf a. a. O. S. 9 ff.). 

Die letzteren Sätze ſtellen die in den 88 86 ff. 
JGG. niedergelegte reichsrechtliche Regelung des 
Auseinanderſetzungsverfahrens dar. Deren Aende⸗ 
rung auf Grund der zugunſten der Landesgeſetz⸗ 
gebung beſtehenden Vorbehalte — in Betracht kämen 
58 192 und 200 FGG. — iſt ausgeſchloſſen, 
weil in dieſem Punkt landesgeſetzliche Beſtimmungen 
dem Reichsgeſetze nicht widerſprechen dürfen (Schnei⸗ 
der a. a. O. S. 301). 

Es wird zwar die Anficht vertreten, daß im 
Auseinanderſetzungsverfahren nicht nur die obli- 
gatoriſchen Anſprüche feſtgeſtellt würden, ſondern 
daß auch zum Vollzuge der obligatoriſchen An⸗ 
ſprüche dingliche Vereinbarungen getroffen, ins⸗ 
beſondere Forderungen und andere Rechte über⸗ 
tragen, ja ſogar die Auflaſſung erklärt werden 
könne (Ob G. Samml. 5 S. 6 ff. und die 
dort. Zit.). 

Dieſe Anfiht wird m. E. ſchon durch den 
837 GB. widerlegt; denn, wenn dort hinſicht⸗ 
lich der Uebertragung der Hypotheken auf einen 
Erben nicht eine Erleichterung geſchaffen wäre, 
müßten die Abtretungserklärungen — auch im 
Auseinanderſetzungsverfahren — nach 
Vorſchrift des 829 GBO. nachgewieſen werden. 

Der Geſetzgeber ging alſo bei Schaffung der 
Erleichterung davon aus, daß ohne dieſe in jedem 
Falle die Vorſchrift des $ 29 GBO. Platz greifen 
würde. Wäre er der Meinung geweſen, daß die 


Nachlaßrichters abgegeben werden könnten, dann 
brauchte es der Erleichterung nicht. Gleicher An⸗ 
ſicht GBüthe, GBO. (3) Bd. I S. 839 f.; Bd. II 
S. 1668 f. 


Die Aufnahme der gemäß 8 29 GBO. zur 
Grundbuchberichtigung notwendigen öffentlichen Ur⸗ 
kunden, alſo die Schaffung der geſetzlichen Ein⸗ 
tragungsgrundlagen, geht über bloße Erbenermitt⸗ 
lung weit hinaus, ſie ſtellt ein Stück Nachlaß⸗ 
liquidation dar, ſie iſt der Beginn der Ausein⸗ 
anderſetzung ſelbſt, Vollzug des Teilungsplans, 
nicht mehr bloße Vermittlung, die allein Sache 
des Nachlaßrichters iſt. 

Es iſt freilich nicht ausgeſchloſſen, daß der 
Nachlaßrichter den Beteiligten bei der Flüſſig⸗ 
machung des Nachlaſſes, bei der Richtigſtellung 
der durch den Erbfall unrichtig gewordenen Grund⸗ 
bücher, bei der Verwirklichung der Auseinander⸗ 
ſetzung, kurz: bei der ihnen allein obliegenden Auf: - 
gabe, die tatſächlichen Verhältniſſe entſprechend 
der feſtgeſtellten Rechtslage umzugeſtalten, behilf⸗ 
lich iſt, an die Hand geht, die vorgeſchriebenen 
Wege zeigt. Nach dieſer Richtung kann die Landes⸗ 
geſetzgebung auch Vorſchriften erlaſſen; ſie kann 
beſtimmen, daß der Nachlaßrichter über das, was 
von Amts wegen ſeine Pflicht iſt, hinaus auf die 
Ordnung, Bereinigung der erbrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe „hinwirkt“; ſie kann aber nicht vorſchreiben, 
daß der Nachlaßrichter von Amts wegen eine 
Handlung vornimmt, die, wie die Entgegennahme 
der zur Berichtigung der Grundbücher erforder⸗ 
lichen Erklärungen, bereits die beginnende Nachlaß⸗ 
bereinigung ſelbſt iſt; denn dieſe iſt ihm entzogen, 
ausſchließlich Sache der Erben ſelbſt. 

Man wende nicht ein, daß es doch der Landes⸗ 
geſetzgebung jederzeit freiſteht, die Protokolle des 
Nachlaßrichters als „öffentliche Urkunden“ im Sinne 
des 8 29 GBO. zu erklären. Gewiß; aber die 
Landesgeſetzgebung kann die Erben nicht zwingen, 
in die Auseinanderſetzung ſelbſt einzutreten; denn 
das iſt ausſchließlich Sache der Erben ſelbſt. Die 
Entgegennahme einer Eintragungsgrundlage im 
Sinne des 8 29 GBO. die ſeitens des Nachlaßrichters 
von Amts wegen zu erfolgen hat, iſt mehr als 
bloße „Vermittlung“, iſt bereits beginnende Aus⸗ 
einanderſetzung. 

2. Mehr als dieſe „Hinwirkung“ hat 
aber auch der bayer. Geſetzgeber in der 
Tat nicht vorgeſchrieben. Das Nachlaß— 
geſetz gibt lediglich in den Art. 4 ff. die Beſtim⸗ 
mungen der §8 86 ff. FGG. über das Ausein- 
anderſetzungsverfahren wieder — mit dem einzigen 
Unterſchiede, daß der Nachlaßrichter nicht in jedem 
Falle erſt einen Antrag abzuwarten, ſondern von 
Amts wegen die Auseinanderſetzung zu vermitteln 
hat, wenn die Beteiligten ſelbſt innerhalb be— 
ſtimmter Friſt hiezu keine Schritte tun. 

Aber auch die Nachlaßordnung konnte und 
wollte nichts anderes anordnen. Mit dem Hin— 
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weis auf die 88 67, 68, 74 NachlO. iſt nichts ge: 
dient. 867 Abſ. 1 hat, wie ſich aus dem Wortlaut klar 
ergibt, einen Fall des reinen Eintragungsantrags 
im Auge, der nach $ 30 GBO. überhaupt keiner 
beſonderen Form bedarf. Abſ. 2 Satz 1 bezieht 
fh auf Art. 6 NachlG.; Satz 2 überlaͤßt es 
ausdrücklich dem freien Willen der Erben, die Be: 
richtigung des Grundbuchs zu beantragen oder 
davon abzuſehen. $ 68 Abſ. 1 Nachl O. ſtellt es eben⸗ 
falls ins Belieben des Erben, ob er ſeine Ein⸗ 
tragung im Grundbuch beantragen will oder nicht; 
das nämliche ſpricht Abſ. 2 für die mehreren 
Erben aus. 8 74 NachlO. macht dem Nachlaßge⸗ 
richt ausdrücklich nur ein „hinwirken“ auf die durch 
den Erbfall veranlaßte Löſchung und Umſchreibung 
zur Pflicht. 

Daß die 88 67 und 68 Nachl O. dabei inſofern 
von einer irrigen Vorausſetzung ausgehen, als 
ſie annehmen, es handle ſich bei dieſen Umſchrei⸗ 
bungen um reine Eintragungsanträge im Sinne 
des § 30 GB—O., während in Wirklichkeit 8 22 
Abſ. 2 GBO. zur Anwendung zu kommen hat, 
ändert an der Tatſache nichts, daß der Geſetzgeber 
nur für Fälle des 8 30 GBO. — nicht für jene 
des §8 29 GBO. — Vorſchriften erlaſſen wollte. 
Gleicher Anſicht: Meikel a. a. O. S. 214, 250; 
Schneider, Seuff Bl. 76 S. 760; Weber, 
Bay ZfR. 1905 S. 321; Spätt, SeuffBl. 71 
S. 115; Haberſtumpf a. a. O. S. 210 f. 

3. Mehr als einebloße „Hinwirkung“ 
wollte aber auch der Geſetzgeber gar nicht 
anordnen; es lag ihm ferne, in den nachlaß⸗ 
gerichtlichen Protokollen neue Eintragungsgrund⸗ 
lagen im Sinne des $ 29 GBO. ſchaffen zu 
wollen. Im Gegenteil: der Geſetzgeber hat dar⸗ 
auf abzielende Anträge ausdrücklich abgelehnt 
und darüber keinen Zweifel beſtehen laſſen, daß 
der Nachlaßrichter nicht dazu berufen ſei, Anträge 
und Erklaͤrungen aufzunehmen, die der in 8 29 
GBO. vorgeſchriebenen Form bedürften. 

Es war ſozuſagen die Lieblingsidee des Re⸗ 
ferenten Abgeordneten Wagner, daß die 
vom Nachlaßrichter aufgenommenen Protokolle mit 
der Kraft „öffentlicher Urkunden“ im Sinne des 
§ 29 GBO. ausgeſtattet werden ſollten, weil darin 
eine weſentliche Vereinfachung des Verfahrens 
liege, wenn der Nachlaßrichter auch gleich die Auf: 
laſſung, Löſchungen und Umſchreibungen, überhaupt 
alle aus Anlaß des Erbfalls und der Nachlaß— 
behandlung ſich als notwendig zur Richtigſtellung 
des Grundbuchs herausſtellenden Erklärungen der 
Erben zu Protokoll entgegennehmen könne und 
die Beteiligten nicht an das Grundbuchamt oder 
den Notar zu verweiſen brauche. Wagner trat 
mit hierauf abzielenden Anträgen bei der Bera— 
tung des AG. BGB., des neuen NotG. und 
ſchließlich bei der Beratung des Nachl G. hervor 
— ſtets aber ohne Erfolg. Die Staatsregierung 
trat dieſen Anträgen ſtets energiſch entgegen. Sie 
verſtand ſich lediglich dazu, den Nachlaßrichter 
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zu veranlaſſen, im Intereſſe der Richtigſtellung 
der Grundbücher die — keiner beſonderen Form 
bedürfenden — reinen Eintragungsanträge (8 30 
GBO.) entgegenzunehmen. Darüber geſtatten die 
Ausführungen des Staats miniſters der Juſtiz 
namentlich bei den Beratungen des Nachlaßgeſetzes 
nicht den geringſten Zweifel. Sie lauteten nach dem 
Referate des Abg. Wagner: „Es ſei aber na⸗ 
türlich etwas anderes, wenn das Nachlaßgericht 
den Erben veranlaſſen ſoll, die Umſchreibung im 
Grundbuch zum Protokoll des Nachlaßgerichts zu 
beantragen. Eine dahin gehende Vorſchrift werde 
allerdings ſehr empfehlenswert ſein und auch in 
die Vollzugsvorſchriften aufgenommen werden; 
denn der Eintragungsantrag könne nach 
der GBO. an keine Form gebunden 
werden. Das Nachlaßgericht könne alſo den 
Eintragungsantrag zu Protokoll aufnehmen und 
das Protokoll an das Grundbuchamt überſenden; 
auf Grund dieſes Protokolls werde ſodann die 
Umſchreibung im Grundbuch vorgenommen, ohne 
daß der Erbe weitere Schritte zu tun habe.“ 
(Vhdl. d. K. d. Abg. 1901/2 Sten Ber. Bd. 8 
S. 626). | 

Bei einer fpäteren Gelegenheit äußerte der 
Miniſter: „Das Nachlaßgericht ſei nicht 
befugt, die zur Hypothekbeſtellung er: 
forderliche Eintragungsbewilligung oder 
z. B. eine Hypotheklöſchungserklärung 
aufzunehmen; dazu bedürfe es einer 
ausdrücklichen Vorſchrift“. (Vhdl. wie oben 
S. 639). - 

Ref. Wagner verteidigte ſeinen Standpunkt; 
er berichtete darüber, wie folgt: 

„Von meiner Seite wurde gegenüber den Aus⸗ 
führungen der Herren Miniſterialkommiſſäre und 
S. Exzellenz des Herrn Juſtizminiſters beſtritten, 
daß das Nachlaßgericht nicht befugt ſei, einen An⸗ 
trag auf Löſchung einer Hypothek aufzunehmen 
und dem Grundbuchamt zuzuleiten. Dagegen 
ſteht nach meiner Anſchauung der Wortlaut des 
8 29 GBO. Auch aus den Erklärungen, welche 
die K. Staatsregierung abgegeben hat gelegentlich 
des Art. 3, dürfte vielleicht das Gegenteil zu folgern 
ſein und für meine Anſchauung ſpricht der ange⸗ 
ſehene Kommentar von Rausnitz. Uebrigens, wenn 
nach dieſer Richtung eine Schwierigkeit beſteht, 
dann könnte ſie ja durch eine ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift zu dieſem Geſetze behoben werden“ (Kammer. 
Vhdl. wie oben). 

Im Plenum der Kammer trat der Miniſter 
dem Antrage Wagners, das Nachlaßgericht auch 
zur Entgegennahme der Auflaſſung für zuſtändig 
zu erklären, wie folgt, entgegen: 

„Hiegegen ſprechen zunächſt juriſtiſche Bedenken. 
Namentlich iſt es bedenklich, daß das Nachlaßge⸗ 
richt die Auflaſſung auch dann ſoll entgegennehmen 
dürfen, wenn zum Nachlaß ein Grundſtück gehört, 
das nicht im Bezirk des Nachlaßgerichts liegt. Bei 
einer Auseinanderſetzung kommen ferner häufig neben 


der Auflaſſung auch Hypothekbeſtellungen und Löſch⸗ 
ungen vor. Gegenüber der ſtrikten Ausſchließung der 
Gerichte von der Beurkundungsbefugnis, wie ſie in 
Art. 1671 AG. BGB. enthalten iſt, läßt es die 
Fafſung das Antrags Wagner zweifelhaft er- 
ſcheinen, ob das Nachlaßgericht auch zu Beurkund⸗ 
ungen von Hypothekbeſtellungen und von Löſchungen 
zuſtändig gemacht werden ſoll.“ 

Was der Geſetzgeber mit dem Nachlaßgeſetz 
ſchaffen wollte, hat er in der Einleitung zur Be⸗ 
gründung des Entwurfs klar zum Ausdruck ge⸗ 
bracht: Obrigkeitliche Hilfe bei der Ordnung der 
erbrechtlichen Verhältniſſe! 

„Es ſoll, heißt es dort wörtlich, den Beteiligten 
bei der Ordnung der erbrechtlichen Verhältniſſe 
mehr, als es das BGB. vorfieht, durch das Gericht 
von Amts wegen an die Hand gegangen werden, 
auf daß die Berichtigung der öffentlichen Bücher 
bewirkt werde. Wird die Ermittlung der Erben 
und die Berichtigung der öffentlichen Bücher bald 
nach dem Erbfall beantragt, ſo bereitet ſie nur in 
ſeltenen Fallen Schwierigkeiten. Je mehr Zeit 
aber ſeit dem Tode des Erblaſſers verſtrichen iſt, 
deſto weitläufiger und koſtſpieliger geſtaltet ſich die 
Ermittlung der Erben und die Berichtigung der 
öffentlichen Bücher“ (Vhdl. d. K. d. Abg. 1901/2 
Beil Bd. 8 S. 4). 

Es dachte alſo der Geſetzgeber nicht entfernt 
daran, den Nachlaßrichter zu einem Organ der 
Auseinanderſetzung ſelbſt zu machen, indem er den 
von ihm aufgenommenen Protokollen die Eigen⸗ 
ſchaft öffentlicher Urkunden im Sinne des 8 29 
GB. verlieh; denn der Nachlaßrichter ſollte nicht 
ſelbſt auseinanderſetzen, ſondern bloß an die Hand 
gehen, hinwirken, behilflich ſein, kurz: „vermitteln“ 
und zwar auch im Falle des Vorhandenſeins nur 
eines Erben. 

Zu mehr ermächtigte den Geſetzgeber auch der 
einſchlägige Vorbehalt des $ 192 JGG. nicht; 
denn dieſe Geſetzesbeſtimmung, auf die der bayer. 
Geſetzgeber den Erlaß des Nachlaßgeſetzes aus⸗ 
drücklich ſtützte (KKamm.⸗Vhdl. a. a. O.), geſtattete 
lediglich Vorſchriften, „nach welchen, wenn die 
Auseinanderſetzung in Anſehung eines Nach⸗ 
laſſes nicht binnen einer beſtimmten Friſt bewirkt 
iſt, das Nachlaßgericht die Auseinanderſetzung — 
nach den Beſtimmungen der 88 88 — 98 FGG. — 
zu vermitteln hat“. 

Es iſt aber, wie bereits ausgeführt, keine bloße 
„Vermittlung“ mehr, wenn der Nachlaßrichter 
von Amts wegen Erklärungen der Erben entgegen⸗ 
nimmt, auf Grund derer der Grundbuchrichter 
unmittelbar ſeine Einträge macht. 

4. Hätte der bayer. Geſetzgeber mehr als bloße 
„Vermittlung“ im erörterten Sinn vorſchreiben 
wollen, ſo würde er dies bei der Wichtigkeit der 
Sache ſicher ausdrücklich geſagt haben. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1900 waren 
in Bayern die Notare zur öffentlichen Beurkun⸗ 
dung berufen worden (Art. 15 Abſ. 2 Satz 2 
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AG. GVG. in der Faſſung des Art. 167 1 AG. BGB.; 
Art. 1 Not GG.). Man hatte dies getan, weil das 
bisherige, durch mehr als ein Menſchenalter hin⸗ 
durch erprobte Recht aufrecht und damit zugleich 
das Notariat lebensfähig erhalten werden ſollte 
(Becher, Mat. VIII S. 96). Welch hohen Wert 
die Staatsregierung darauf legte, daß künſtig den 
Notaren die Beurkundung in vollem Umfange ver⸗ 
bleibe, geht aus der Entgegnung des Juſtiz⸗ 
miniſters auf die oben erwähnten Anträge des 
Abg. Wagner bei Beratung des Entwurfs des 
neuen Not. klar hervor: 

„In dieſer Beziehung muß aber die Anregung 
des Herrn Abg. Wagner die größten Bedenken 
hervorrufen, da ſie geeignet iſt, in das Prinzip, 
wornach auch künftig die Notare die eigentlichen 
Urkundsperſonen ſein ſollen, eine Breſche zu legen; 
denn warum ſoll man denn dann bei dieſer Aus⸗ 
nahme ſtehen bleiben und nicht auch noch andere 
Beurkundungen dem Gerichte zuweiſen und wo 
iſt dann die Grenze? Mit der Annahme des An⸗ 
trags „Wagner“ würde dem Notariate der Todes⸗ 
ſtoß verſetzt werden“ (Becher, Mat. VIII S. 96). 

Nun ſoll 2 Jahre ſpäter dieſes „Prinzip“ 
für das weite Gebiet der gerichtlichen Nachlaßbe⸗ 
handlung preisgegeben worden ſein — noch dazu, 
ohne daß es der Geſetzgeber für nötig hilt, dieſe 
einſchneidende Aenderung, dieſen Bruch mit einer 
langjährigen Ueberlieferung ausdrücklich zu voll⸗ 
ziehen! Nur, ſozuſagen, nebenher als Folge ander⸗ 
weitiger geſetzlicher Beſtimmungen, ohne daß ſie 
mit einem Worte nur erwähnt, geſchweige gerecht: 
fertigt wurde, ſoll dieſe wichtige Neuerung, die eine 
Preisgabe des 2 / Jahre zuvor feierlich verkün⸗ 
deten „Prinzips“ bedeutete, eingeführt worden ſein! 
Das widerſpricht jeglicher Erfahrung. 

Ich faſſe kurz zuſammen: 

Auch das Nachlaßgeſetz hat die Protokolle 
des Nachlaßrichters nicht zu Eintragungsgrund⸗ 
lagen im Sinne des $ 29 GBO. erhoben; denn 

1. konnte dies nicht geſchehen, weil es 
über die bloße „Hinwirkung“, „Vermittlung“, die 
allein dem Nachlaßrichter zur Amtspflicht gemacht 
werden durfte, hinausgegangen wäre; 

2. der Geſetzgeber wollte auch dieſen Schritt 
gar nicht tun, weil dem Notariat die maßge⸗ 
bende Beurkundungsbefugnis in vollem Umfange 
verbleiben, der Nachlaßrichter nur auf die Ordnung 
der erbrechtlichen Verhältniſſe „hinwirken“ „ver⸗ 
mitteln“ ſollte; 

3. im Nachlaßgeſetze iſt auch mit keinem 
Worte eine ſolche Neuerung erwähnt, was 

4. den ſicheren Schluß darauf zuläßt, daß 
dieſe Neuerung nicht gewollt war, da ein 
derartiger Bruch mit einem alten Prinzip unter 
allen Umſtänden ausdrücklich vollzogen worden 
wäre. — 


a, 


zu Auslegung des § 326 56 B. in der 
Nechtſprechung des Reichsgerichts. 


Von Juſtizrat Bendix, Rechtsanwalt in Breslau. 


In Seuff Bl. 77. Jahrg. Nr. 7—9 habe ich 
die oberſtrichterliche Rechtſprechung zu dem § 326 
BGB. ausführlich dargeſtellt. Das Reichsgericht 
hat ſeitdem wiederholt Anlaß gehabt, ſich mit 
alten und neuen Streitfragen, die ſich an die für 
die Praxis überaus wichtigen Vorſchriften dieſes 
Paragraphen knüpfen, zu befaſſen und dazu Stellung 
zu nehmen; es hat ſeinen Rechtsſtandpunkt in 
einzelnen Punkten nach nochmaliger Prüfung teils 
noch ſtärker hervorgekehrt teils ein wenig abge⸗ 
ſchwächt. Eine Ergänzung meiner früheren Dar⸗ 
ſtellung an der Hand dieſer neuen Entſcheidungen 
mit ihrer eigenen Begründung dürfte deshalb 
manchem Leſer recht willkommen ſein. 

J. Der $ 326 BGB. findet auch auf den 
Dienſtvertrag Anwendung z. B. dann, wenn 
ſich der Handlungsgehilfe mit der Erfüllung ſeiner 
Dienſte im Verzug befindet (RGZ. 72, 394). ) 
Aber die Frage, ob das Verhalten des Dienſt⸗ 
berechtigten den Dienſtverpflichteten zur vor⸗ 
zeitigen Aufhebung des Dienſtverhältniſſes 
und zum Anſpruch auf Erſatz des dadurch ent⸗ 
ſtandenen Schadens berechtigt, wird „nicht durch 
§ 326, ſondern durch die dieſer allgemeinen Be⸗ 
ſtimmung vorgehenden Sondervorſchriften der 
§§ 626 bis 628 BGB. geregelt, ſoweit nicht für 
einzelne Arten der Dienſtverträge beſonderes be⸗ 
ſtimmt iſt (vgl. das angeführte Urteil RG. 69, 
364, ſerner die Urteile des erkennenden Senats 
vom 11. November 1910, IW. 11, 106 und 
vom 27. November 1906 in RG. 64, 384 f.)) 
Als ſolche beſonderen Beſtimmungen kommen hier 
die für den Handlungsagenten geltenden Vor⸗ 
ſchriften des 8 92 HGB. in Betracht, deren analoge 
Anwendung auf den Kommiſſionsagenten von dem 
erſten Zivilſenate (RG. 69, 364) angenommen iſt. 
Die Richtigkeit dieſer Anſicht bedarf hier keiner 
Unterſuchung“. (RG. Gruchot 1912 [56] S. 588). 

Auch der Auftrag des Provinzbankiers 
an den Zentralbankier zur Herbeiführung 
der Eintragung eines Dritten ins Staatsſchuld— 
buch iſt als gegenſeitiger Vertrag im Sinne der 
53 320 ff. BGB. anzuſehen, gleichviel ob als 
Dienſt- oder als Werkvertrag. „Aber die Zahlung 
der von dem Dritten gezeichneten Anleihebeträge 
ſtellt nicht die Gegenleiſtung im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchriften für die dem Zentralbankier obliegende 


9 In 515155 Plenarentſcheidung iſt die Rechtsfrage 
verneint, ob dem Prinzipal gegen den Handlungs— 
gehilfen, der den übernommenen Dienſt nicht antritt 
oder vor Ablauf der Dienſtzeit verläßt, kraft Geſetzes 
ein klagbarer Rechtsanſpruch dahin zuſtehe, daß er 
in der Zeit während welcher er ſich vom Dienſte 
ſernhält, nicht irgend einem anderen Prinzipale Dienſte 
leiſtet. 

) Vgl. auch RG. 76, 370. 


Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 15 u. 16. 


Leiſtung dar; ſie bildet nicht das Entgelt für 
deſſen Tätigkeit, ſondern eine ſonſtige Vertrags⸗ 
leiſtung des Provinzbankiers, ohne deren vor⸗ 
herige Bewirkung (88 669, 675 BGB.) der Zen⸗ 
tralbankier die Eintragung des Dritten nicht zu 
veranlaſſen braucht“ (RGZ. 82, 403). 

Die Anwendung des $ 326 wird ebenſowenig 


dadurch ausgeſchloſſen, daß der Schuldner durch 


Eingehung ſeiner Verpflichtung eine ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Pflicht verletzt, 
z. B. wenn eine Aktiengeſellſchaft ſich einem an⸗ 
deren gegenüber vertraglich bindet, Gewinn nicht 
über ein beſtimmtes Maß hinaus zu verteilen 
und dadurch die unzuläſſige Schmälerung der Ver⸗ 
fügungsbefugnis der Generalverſammlung zuſagt 
(RG2. 83, 381). 

Dagegen muß die Anwendung des 8 326 auf 
bereits zur Ausführung gebrachte Ge: 
ſellſchaften ſchlechthin abgelehnt werden. 
Selbſt dann, wenn die Vorausſetzungen des § 723 
BGB. gegeben ſind, wenn es ſich um die vor⸗ 
ſätzliche oder grobfahrläſſige Verletzung einer we⸗ 
ſentlichen Vertragspflicht handelt, iſt „dem anderen 
Geſellſchafter nicht der Weg des 8 326 BGB., 
ſondern nur der des § 723 daſelbſt eröffnet, ihm 
alſo nur die Möglichkeit gegeben, durch fofortige 
Kündigung die Auseinanderſetzung herbeizuführen. 
§ 723 iſt das den beſonderen Verhaäͤltniſſen 
des Geſellſchaftsrechts ſich anpaſſende Sonder: 
geſetz, dem die nach dem Beginne der geſellſchaſt⸗ 
lichen Tatigkeit, vor allem nach deren längerer 
Dauer, ohne Gefahr der Verwirrung nicht mehr 
verwertbare Beſtimmung des $ 326 zu weichen 
hat. Die Verleihung des Rechtes zu ſofortiger 
Kündigung wird auch den Bedürfniſſen des Ver⸗ 
kehrs vollkommen gerecht. Steht die Geſellſchaft 
noch im Beginne ihrer Tätigkeit, ſo wird ſich das 
rechneriſche Ergebnis einer Auseinanderſetzung 
meiſt nicht weſentlich von demjenigen unterſcheiden, 
welches ſich bei einem Rücktritte des Geſellſchafters 
vom ganzen Vertrag ergeben hätte. Sieht die 
Geſellſchaft aber ſchon auf Jahre ihres Beſtehens 
zurück, ſo würden ſich bei Zulaſſung des Rück⸗ 
trittsrechts und der dann notwendigen Anwendung 
auch der 88 346 ff. BGB. nicht nur unter den 
Geſellſchaftern leicht Unklarheiten und Verwicklungen 
bedenklichſter Art ergeben können, ſondern es 
würde auch das Verhältnis der Geſellſchaft zu 
Dritten oft dem Streite der Beteiligten nicht ent⸗ 
rückt ſein. Die Friſtſetzung des $ 326 BGB. 
würde weiter die Folge haben, daß der ſäumige 
Teil zwar durch Nachholung der Leiſtung inner⸗ 
halb der Friſt den anderen daran hindern könnte, 
die geſamten geſellſchaftlichen Beziehungen rück⸗ 
wärts zu löſen, daß aber das Recht des anderen, 
die Geſellſchaft auf ſofort zu kündigen und die 
Auseinanderſetzung zu verlangen, auf Grund feiner 
Vertragsverletzung gegen ihn beſtehen bliebe. Allen 
Unſtimmigkeiten iſt dagegen begegnet, wenn man 
annimmt, daß das Geſetz die Frage, welche Rechte 
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die Vertragsverletzung, inſonderheit auch der 
Verzug, des einen Geſellſchaſters dem anderen 
gibt, für Geſellſchafſten, die zur Ausführung ge⸗ 
langt find, in 8 723 BGB. erſchöpfend hat 
regeln wollen. Die eigenartige Sachlage recht⸗ 
fertigte und erforderte eine beſondere Vorſchrift, 
weil es ſich unter Geſellſchaftern um ein auf die 
Dauer berechnetes, vielfach auch zu Dritten in 
Rechtsbeziehungen tretendes Vertrags⸗ und Ver⸗ 
trauensverhältnis handelt, das zur Förderung der 
Erreichung eines gemeinſamen Zweckes gegründet 
wird und, wenn es auf dieſem Wege ſchon vor⸗ 
geſchritten iſt, nicht rückwirkend in gleicher Weiſe 
von der Vertragserſüllung eines Geſellſchafters 
abhängig gemacht werden darf, wie ſonſt bei zwei⸗ 
zeitigen Verträgen der vertragstreue Teil befugt 
iſt, fich nach fruchtlofer Friſtſetzung vom Vertrage 
i loszuſagen (RZ. 81, 305, 306). ) 
II. Ein Teil verzug des Schuldners gewährt 
dem Gläubiger nicht ſchlechthin die Rechte aus 
8 326 BGB., und insbeſondere nicht die Rück⸗ 
trittsbefugnis: „Vielmehr iſt auch dieſes Recht 
im Rahmen der Vorſchrift des § 242 BGB. aus⸗ 
zuüben, die das geſamte Vertragsrecht beherrſcht, 
und es müſſen deshalb immer noch beſondere 
Umſtände vorliegen, die den Verzug mit einer 
nur geringfügigen Teilleiſtung dennoch 
als eine ſo ſchwere Vertragswidrigkeit hinſtellen, 
daß es nicht wider Treu und Glauben und die 
Verkehrsſitte verſtößt, dieſerhalb vom Vertrage 
zurücktreten. Zu dieſer einſchränkenden Aus⸗ 
legung des $ 326 führen folgende Erwägungen: 
Allerdings enthält, wie das Berufungsgericht 
betont, 8 326 keine dem § 320 Abſ. 2 ent: 
ſprechende Vorſchrift. Das ſchließt aber nicht 
aus, den dort ausgeſprochenen Grundſatz auch 
für die Rechtsausübung nach $ 326 Anwendung 
finden zu laſſen. Daß die Vorſchrift in $ 320 
Abi. 2 keine Sondervorſchrift und keine Ausnahme 
bilden foll, deren ausdehnende Anwendung unſtatt⸗ 
haft wäre, vielmehr nur den allgemeinen Ge: 
danken der Beobachtung von Treu und Glauben 
im beſonderen auch bei Geltendmachung des Zu⸗ 
rückbehaltungsrechtes ausſprechen will und ledig⸗ 
lich einen Fall der ſogenannten „exceptio doli“ 
d. i. der Einrede, daß ein Verſtoß wider Treu 
und Glauben vorliege, darſtellt, geht aus den 
Protokollen deutlich hervor. 
Vgl. Protokolle der II. Kommiſſion S. 1258, 


1251, 1270 (Mugdan Bd. 2 S. 632); Schneider, 


Treu und Glauben (1902) S. 145, 152; Danz, 
Rechtsgeſchäfte S. 132. 


1) Das Reichsgericht hat in feinen älteren Ent⸗ 
e RG. Z. 78, 303 und JW. 1911, 808 ſich 
ahin ausgeſprochen, daß die Anwendung der SS 320 ff. 
BGB. auf ein zur Ausführung gelangtes Geſellſchafts— 
verhältnis mit den ſich aus der Geſellſchaftsgemeinſchaft 
ergebenden beſonderen Verhältniſſen und den für das 
Aufhören der Geſellſchaftsgemeinſchaft gegebenen be⸗ 
fonderen Beſtimmungen der SS 723 ff. BGB. in 
Uebereinſtimmung zu bringen ſei. 
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Als ſolcher Einwand der Argliſt, den auch 
das Bürgerliche Geſetzbuch allgemein zuläßt 
(RG3Z. 58, 356 und Urt. des Senates vom 17. Fe⸗ 
bruar 1911 II 21/10) kann deshalb die Berufung 
auf die verhältnismäßige Geringfügigkeit der Lei⸗ 
ſtung unter Umſtänden auch in anderen Fällen, 
als bei dem Zurückbehaltungsrecht, und ſo nament⸗ 
lich gegen die Rechte aus § 326 geltend gemacht 
werden. Dies um ſo mehr, als es nicht nur dem 
oberſten Grundſatze des Vertragsrechtes: „Ver⸗ 
träge find aufrecht zu erhalten“, entſpricht, ſondern 
weil jener allgemeine Rechtsgedanke, daß wegen 
geringfügiger Vertragsverletzungen nicht ſchon der 
ganze Vertrag umgeſtoßen werden dürfe, auch 
ſonſt vom Bürgerlichen Geſetzbuch gebilligt worden 
iſt, z. B. beim Kauf in 8 459 Abſ. 1 Satz 2 und 
8 468 Satz 2 (RG3Z. 53, 74), bei der Miete in 
8 542 Abſ. 2, beim Dienftvertrag in 8 616, beim 
Werkvertrag in 8 634 Abſ. 3, beim Rücktritt in 
8 351 (RGZ. 64, 375). Dementſprechend hat 
auch das Reichsgericht zur Abwendung der Wand⸗ 
lung dem Verkäufer unter Umſtänden die Be⸗ 
ſeitigung der Mängel geſtattet (JW. 1905, 488 
Nr. 8), wenn die Berufung auf die Mängel zum 
Zwecke des Rücktritts vom Vertrage wider Treu 
und Glauben verſtößt. Eben deshalb iſt § 326 
ſchon bisher auf die Hauptleiſtung beſchränkt 
worden (RGZ. 53, 161; 57, 105). In der Ent⸗ 
ſcheidung Bd. 50 S. 140 zeigt ſich das Reichs⸗ 
gericht bereits der jetzt vertretenen Auslegung von 
8 326 BGB. geneigt, indem es erklärt: „Wenn 
man vielleicht auch nicht anzunehmen haben möchte, 
daß die Unterlaſſung unerheblicher Erfüllungsteile 
dem Verkäufer das Rücktrittsrecht erhalte ..“. 
Von den Erläuterern des Geſetzes ſtimmt aus: 
drücklich auch Staub bei, der in ſeinem Kommen⸗ 
tar (8. Aufl.) Bd. 2 S. 1489 Anm. 11 geradezu 
ſagt: „Dasſelbe wie in $ 320 Abſ. 2 muß für 
die Frage des Verzugs regelmäßig gelten“, und 
S. 1533 Anm. 127: „Nur iſt zu beachten, daß 
der Teilverzug dann dem Gläubiger überhaupt 
keine Verzugsrechte gewährt, wenn der ausbleibende 
Reſt unweſentlicher Natur iſt“ (RGZ. 76, 152 ff.). 
Als beſondere Umſtände, welche trotz der 
Geringfügigkeit der verzögerten Teilleiſtung 
die Ausübung der Rechte aus $ 326 in Verbin⸗ 
dung mit § 242 zu rechtfertigen vermöchten, find 
hier Böswilligkeit des Säumigen, Schikane oder ähn⸗ 
liche unlautere Beweggründe genannt. In ſeiner 
Entſcheidung vom 20. Mai 1913 (JW. 13, 918 
Nr. 3) macht das Reichsgericht dem Vorderrichter 
den Vorwurf, daß er nur die Geringfügigkeit 
des Rückſtands berückſichtigt, dagegen nicht erwogen 
habe, ob nicht die Dauer des Rückſtandes, etwaige 
vergebliche Mahnungen, die geſpannten Beziehungen 
der Parteien und endlich die beſtimmte Weige— 
rung jedweder Zahlung ſeitens des Schuldners dem 
Gläubiger beſonderen Anlaß zu Mißtrauen geben 
konnten und auch Treu und Glauben eine ſtrengere 
Beurteilung geboten. 
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III. Nach Erfüllung der geſchuldeten Lei⸗ 
ſtung kann der Gläubiger die Rechte aus § 326 
nicht mehr geltend machen. 

1. Erfüllung in dieſem Sinne liegt auch vor 
mit der Rechtskraft des Urteils, welches den Schuld⸗ 
ner zur Abgabe einer Willenserklärung, z. B. zur 
Entgegennahme der Auflaſſung eines Grundſtücks 
verurteilt. Dieſe Fiktion des 8 894 Abſ. 1 
Satz 1 3P OO. wirkt ebenſo zugunſten des 
Schuldners wie zugunſten des Gläubi- 
gers. „Aus einem ſolchen Urteile ſoll eine weitere 
Zwangsvollſtreckung nicht ſtattfinden. „Der Zwang 
zur Erklärung würde“, wie es in den Motiven 
zu 8 725 des Entwurfs heißt (S. 443), „den 
Gläubiger nur aufhalten und den Schuldner ohne 
Not beläſtigen.“ Der Eintritt der Rechtskraft 
bewirkt zugleich die Durchführung der aus dem 
Urteile möglichen Zwangsvollſtreckung (RG. 62, 
157); die den Gegenſtand der Verurteilung bil⸗ 
dende Leiſtung (die Abgabe der Willenserklärung) 
gilt damit als erfolgt. Soweit alſo die Beklagten 
aus dem Vertrage vom 15. Februar 1906/1. April 
1908 dem Kläger zur Entgegennahme der Auf: 
laſſung verpflichtet waren, galt ſeit der Rechts- 
kraft des Urteils vom 2. Juli 1908 die 
ihnen obliegende Leiſtung als bewirkt, 
und der Kläger konnte ſich deshalb nicht auf den 
Standpunkt ſtellen, daß die den Gegenſtand der 
rechtskräftigen Verurteilung bildende Leiſtung erſt 
noch bewirkt werden müſſe (vgl. 89 283, 325 Abſ. 2 
BGB.) oder daß das Urteil an den ihm nach 
§ 326 BGB. zuſtehenden Rechten nichts geändert 
habe. Nach Erfüllung der Leiſtungspflicht 
— für eine Friſtbeſtimmung kein Raum 
mehr. 

Anders läge die Sache allerdings dann, wenn 


etwa die Erklärung, zu deren Abgabe die Be⸗ 


klagten rechtskräftig verurteilt worden ſind, zur 
Vornahme der Auflaſſung durch den Klaͤger allein 
inhaltlich nicht ausreichte. Soll das Urteil die 
Auflaſſungserklärung des Verurteilten erſetzen, ſo 
muß es ſeinem Inhalte nach den bei Vornahme 
der Auflaſſung vor dem Grundbuchamte zuſtellen⸗ 
den Anforderungen entſprechen (RGZ. 54, 378). Es 
muß alſo namentlich auch das zwiſchen den meh⸗ 
reren Erwerbern zu begründende Miteigentums⸗ 
verhältnis beſtimmt bezeichnen. Das ergibt ſich 
ſchon aus der Vorſchrift des 848 RGBO., vor 
allem aber aus der inneren Verſchiedenheit der 
möglichen Miteigentumsarten und im Falle des 
Miteigentums nach Bruchteilen ($ 1008 BGB.) 
aus der möglichen Verſchiedenheit dieſer Teile 
(RGZ. 54, 86; 76, 412 und 413). 

2. Die einmal angenommene Erfüllung gilt 
im Falle des § 326 ſelbſt dann als Erfüllung, 
wenn die Leiſtung der Art nach mangelhaft iſt, 
die Kaufſache z. B. nicht in der vertragsmäßigen 
oder einer den geſetzlichen Anforderungen genügenden 
Beſchaffenheit geleiſtet iſt (RG. Warneyer 1912 
S. 224 und 204). 


3. Bei der Beurteilung der Frage, ob eine 
ſolche Erfüllungsweigerung vorliege, welche den 
Eintritt der Folgen des § 326 ohne Nachfriſt⸗ 
ſetzung rechtfertigt iſt ein ſtrenger Maßſtab an⸗ 
zulegen; es muß ausgeſchloſſen ſein, daß der 
Säumige ſich zur Erfüllung noch entſchließen wird 
(RG3. 66, 421; 67, 319; Warneyer 1915 S. 433 
Nr. 279). Deshalb beſeitigt die Ablehnung des 
Verlangens der einen Partei ſeitens der anderen 
wegen Meinungsverſchiedenheiten über die Der: 
tragspflichten noch nicht die Notwendigkeit der 
Nriſgeng (RG. JW. 12, 140 Nr. 15; 13, 918 

r. 3). 


4. Bei einer nur teilweiſen Erfüllung iſt die 
Frage, ob der Berechtigte an der Teilerfüllung 
Intereſſe hat oder nicht, nach Treu und Glauben 
zu beurteilen (RG. 76, 152). 

IV. Der Vertragsteil, der den Rücktritt 
rechtmäßig erklärt hat, iſt dem andern Teile gegen⸗ 
über an feine Rücktrittserklärung unwiderruf⸗ 
lich gebunden. Der Gläubiger kann aber, 
ſelbſt wenn er infolge des Verzugs des Schuld⸗ 
ners zunächſt Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
verlangt und in einem früheren Rechtsſtreit darauf 
ſogar ſchon geklagt, die Klage jedoch zurückge⸗ 
nommen hat, immer noch den Rücktritt von dem 
Vertrage wählen. Wenn die Vorausſetzungen des 
8 326 Abſ. 1 Satz 1, 2 BGB. gegeben find, ſteht 
es im Belieben des nichtſaumigen Vertragsteils, 
ob er Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des 
Vertrags verlangen oder vom Vertrage zurück⸗ 
treten will. Daß das Recht zum Rücktritte vom 
Vertrage durch eine Erklärung des Berechtigten, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, 
und durch Geltendmachung eines Schadenerſatz⸗ 
anſpruchs im Wege der Klage ohne weiteres aus⸗ 
geſchloſſen werde, ergibt ſich aus dem Geſetze 
nicht. Allerdings kann der nicht ſäumige Ver⸗ 
tragsteil, wenn er dem anderen Teile gegenüber 
die Erklärung abgegeben hat, er trete vom Ver⸗ 
trage zurück, nicht mehr Schadenderſatz wegen 
Nichterfüllung des Vertrags verlangen. Denn die 
Rücktrittserklärung iſt gemäß 88 327, 349 BGB. 
eine empfangsbedürftige rechtsgeſchäftliche Willens⸗ 
erklärung, die nach $ 130 BGB. nicht einſeitig 
widerrufen werden kann und mit der gemäß 
§§ 327, 346 BGB. die Rechtsfolge verbunden iſt, 
daß der Vertrag endgültig aufgehoben wird und 
die beiderſeitigen Verbindlichkeiten aus dem Ver⸗ 
trage erlöſchen; und daher iſt für einen das 
Beſtehen des Vertrages vorausſetzenden 
Anſpruch auf Schadenserſatzwe gen Nicht⸗ 
erfüllung kein Raum mehr (RG3. 50, 266; 
61, 130; 66, 432; JW. 1904 S. 536 Nr. 3, 
1910 S. 229 Nr. 4, 1911 S. 751 Nr. 5). Die 
Erklärung aber, Schadenserſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung zu verlangen, iſt nicht eine rechtsgeſchäft⸗ 
liche Willenserklärung, welche eine Aenderung der 
es fich Folge hätte. Sie kann daher auch 
nicht für ſich allein die Wirkung haben, daß 
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nun das Recht auf Rücktritt vom Vertrage er⸗ 
loſchen if. § 263 BGB., wonach, wenn mehrere 
Leiſtungen in der Weiſe geſchuldet werden, daß 
nur die eine oder die andere zu bewirken iſt, die 
Wahl durch Erklärung gegenüber dem anderen 
Teile erfolgt und die gewählte Leiſtung als die 
von Anfang an allein geſchuldete gilt, iſt hier 
nicht anwendbar. Denn das Recht, Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen oder vom 
Vertrage zurückzutreten, iſt nicht ein unmittelbar 
aus dem Schuldverhältnis ſich ergebendes Recht 
auf eine von mehreren wahlweiſe geſchuldeten Lei⸗ 
ſtungen. Auch eine entſprechende Anwendung dieſer 
Vorſchrift iſt abzulehnen. Denn wer von mehreren 
ihm wahlweiſe geſchuldeten Leiſtungen die eine 
wählt, erklärt damit, daß er dieſe Leiſtung wolle 
und nicht die andere. Wenn dagegen der nicht 
ſaͤumige Vertragsteil Schadenserſatz wegen Nicht ⸗ 
erfüllung verlangt, bringt er damit nicht zum 
Ausdruck, daß er ſich des Rechts auf Rücktritt 
vom Vertrage, gleichviel welchen Erfolg er mit 
ſeinem Verlangen auf Schadenserſatz erziele, be⸗ 
geben wolle. Vielmehr macht er nur von zweien 
auf der nämlichen Grundlage ihm wahlweiſe zu⸗ 
ſtehenden Rechten vorderhand das eine Recht geltend, 
ohne ſich hinſichtlich der Nichtverfolgung des 
anderen Rechtes zu binden. Daher kann in 
der Erklärung, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
zu verlangen, auch nicht ein Verzicht auf das 
Rücktrittsrecht gefunden werden. Ebenſowenig 
darin, daß ein ſolcher Schadenserſatzanſpruch im 
Wege der Klage für ſich allein geltend gemacht 
wird. Wenn allerdings der andere Teil den ge⸗ 
forderten Schadenserſatz geleiſtet und der nicht 
ſäumige Teil die Erfüllung ſeines Anſpruchs an⸗ 
genommen hat, wird, weil dadurch zum Aus⸗ 
drucke gebracht iſt, daß der nicht ſäumige Teil 
wegen ſeiner Rechte aus dem Verzuge des anderen 
Teiles völlig befriedigt ſein ſolle, eine Beſeiti⸗ 
gung des Rücktrittsrechts zufolge Verzichts an⸗ 
zunehmen ſein. Streitig in der Rechtslehre iſt, 
ob auch ſchon durch eine rechtskräftige Ver⸗ 
urteilung des anderen Teiles zum Schadens— 
erſatze das Rücktrittsrecht ausgeſchloſſen wird oder 
ob auch in einem ſolchen Falle zur Ausſchließung 
des Rücktrittsrechts noch die Erfüllung des An⸗ 
ſpruchs erforderlich iſt. Dieſe Streitfrage be⸗ 
555 hier der Entſcheidung nicht (RGZ. 85, 282, 

3). 


1. Aus dem Weſen und der Bedeutung des 
Schadenerſatzes in 8 326 BGB. folgt, daß, wenn 
der Beſteller ihn wegen Verzugs des Unternehmers 
wählt, „an Stelle der urſprünglichen Vertrags— 
pflichten beider Teile ein Anſpruch des Beſtellers 
gegen den Unternehmer auf Erſatz des Schadens 
tritt, der dem Beſteller dadurch entſteht, daß infolge 
des Verzugs der Vertrag nicht ſo wie vereinbart 
erfüllt wird. Der Schaden iſt nicht für ſich 
zu ermitteln und gegen den Werklohn oder 
den fälligen Werklohnteil aufzurechnen. Viel⸗ 
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mehr hat der erſatzpflichtige Unternehmer aus dem 
Vertrag überhaupt nichts mehr, auch nicht den 
fälligen Teillohn zu fordern. Dieſer behält 
nur die Bedeutung eines die Höhe der 
Erſatzforderung beeinfluſſenden Rech⸗ 
nungsbetrags (RGZ. 50, 225 [226]; 58, 173 
[117]; 61, 352; 66, 61 [69]; Warneyer 1913 
Nr. 278). Werden Werklohnteil und Schadens: 
erſatzforderung wegen Nichterfüllung aus demſelben 
Werkvertrag einander gegenübergeſtellt, ſo handelt 
es ſich nicht um Aufrechnung nach 98 387ff. 
BGB., ſondern um eine Abrechnung d. h. 
um die Ermittelung des rechneriſchen Ergebniſſes 
(RG. 83, 281). 

Die gleichen Grundjäße gelten auch bei anderen 
wechſelſeitigen Verträgen z. B. bei dem Kaufe. 
Auch hier iſt bei der Schadenderſatzrechnung da⸗ 
von auszugehen, daß ſich die beiderſeitigen 
Leiſtungen nach dem Parteiwillen als 
gleichwertig einander gegenüberſtehen. 
Der Käufer hat den vereinbarten Preis bewilligt, 
um die Gegenleiſtung zu erhalten. Erhält er 
dieſe Gegenleiſtung nicht, ſo muß ihm das ver⸗ 
gütet werden, was er vergeblich hingegeben und 
aufgewendet hat, um die Gegenleiſtung zu erhalten. 
Das iſt ſein geringſter Schaden. Es iſt dem Be⸗ 
rufungsrichter zuzugeben, daß eben, weil der Ver⸗ 
trag beſtehen bleibt, wenn Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung gewählt wird, das Geleiſtete nicht 
7 werden kann (RG. JW. 13, 595 

r 


2. Der ſelbſtändige Rücktritt von dem Teile 
eines Vertrags muß unter Umſtänden als zu⸗ 
läſſig erachtet werden, wie der folgende Fall er⸗ 
weiſt: „Der erſte und der zweite Teil des Vertrags 
unterſcheiden ſich dadurch, daß die im erſten Teile 
enthaltenen Anordnungen, insbeſondere nachdem 
die von vornherein in Ausſicht genommene neue 
Geſellſchaft gegründet worden war, alsbald zu 
vollendeten Tatſachen geführt haben, die rückgängig 
zu machen nach Lage der Umſtände undurchführ⸗ 
bar erſcheint, wogegen die Wirkung der im zweiten 
Vertragsteil ausgemachten Konkurrenzklauſel 
auf die erhebliche Zeitdauer von zehn Jahren be⸗ 
rechnet iſt. Um ſo geringeren Bedenken unterliegt 
es, der über die Konkurrenzklauſel getroffenen Ver⸗ 
einbarung Selbſtändigkeit zuzuerkennen und 
eine dahingehende Parteiabſicht als ausge⸗ 
ſchloſſen anzuſehen, daß beide Vertragsteile mit⸗ 
einander ſtehen und fallen ſollten. Es ſtand da⸗ 
her dem Beklagten das Recht zu, von der Ber: 
einbarung, welche die Konkurrenz: 
klauſel betrifft, unter den Vorausſetzungen 
der SS 324, 325 BGB. zurückzutreten. Die 
vom Berufungsgericht angeführte RGZ. 67, 103 
ſowie auch die bei Warneyer, Rechtſpr. 1909 
Nr. 288 veröffentlichte Entſcheidung beruhen auf 
einem abweichenden Tatbeſtande. Unter den im 
gegenwärtigen Streitfall obwaltenden Umſtänden 
dem Beklagten den Rücktritt abzuſchneiden, würde 
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dem Zuge der Rechtsentwicklung widerſtreiten“ (vgl. 
auch Dernburg, Bürgerl. Recht II $ 97, RG3. 
79, 312). 

Das Rücktrittsrecht des Verkäufers iſt aus⸗ 
nahmsweiſe ausgeſchloſſen, wenn er den Ver⸗ 
trag erfüllt und den Kaufpreis geſtundet hat 
(8 454 BGB.). Eine Stundung in dieſem Sinne 
liegt nur vor, wenn der Kaufpreis vereinbarungs⸗ 
gemäß erſt nach (im weſentlichen vollendeter) Er⸗ 
füllung des Verkäufers fällig ſein ſoll (RGZ. 50, 
140), aber nicht dann, wenn der Kaͤufer nach 
der Annahme beider Teile ſich das Geld erſt an⸗ 
derweit beſchaffen und ihm deshalb für Bewirkung 
ſeiner Leiſtung eine gewiſſe Friſt bewilligt werden 
mußte. „Damit wurde aber die Fälligkeit dieſer 
Leiſtung nicht geändert und ſomit dem Beklagten 
auch keine Stundung gewährt. Es würde auch 
mit der Auffaſſung des Verkehrs nicht im Ein⸗ 
klang ſtehen, in einem ſolchen Falle von einer 
Stundung zu ſprechen. Die hier vertretene Auf⸗ 
faſſung wird ferner unterſtützt durch die Erwä⸗ 
gungen, aus denen die Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Aufnahme des § 454 in das Geſetz beſchloſſen 
hat (Prot. Bd. 2 S. 71). Es wurde erwogen, es 
erſcheine aus inneren Gründen gerechtfertigt, das 
Rücktrittsrecht auszuſchließen, wenn der Verkäufer 
den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geſtundet 
habe. Das in den (jetzigen) 58 325, 326 BGB. 
aufgeſtellte Rücktrittsrecht beruhe auf dem Ge⸗ 
danken, daß bei gegenſeitigen Verträgen in der 
Regel Zug um Zug erfüllt werde oder jeden⸗ 
falls die Leiſtung in der Erwartung der Gegen⸗ 
leiſtung erfolge. Mit der Stundung des Kauf⸗ 
preiſes werde aber der innere Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Lieferung der Ware und der 
Zahlung des Kauſpreiſes gelöſt. Es liege des⸗ 
wegen nahe, in der Stundung des Kaufpreiſes 
einen Verzicht auf das Rücktrittsrecht zu erblicken. 

Von einer ſolchen Löſung des inneren 
Zuſammenhangs der beiderſeitigen Leiſtungen 
kann in einem Falle wie den vorliegenden nicht 
geſprochen werden. Vielmehr entſpricht es der 
nächſtliegenden Auffaſſung, daß die Parteien die 
Bewirkung der beiderſeitigen Leiſtungen, obwohl 
für die Erfüllung des Beklagten eine gewiſſe Zeit 
erforderlich war, als einen einheitlichen Vorgang 
angeſehen und eine Hinausſchiebung der Fällig⸗ 
keit nicht bezweckt haben, da die Fälligkeit für 
beide Leiſtungen die gleiche war, ſo ſteht auch 
nichts im Wege, in einem Falle der vorliegenden 
Art von einer Erfüllung Zug um Zug zu ſprechen“ 
(RGZ. 83, 181, 182). 

3. Es iſt Tatfrage, welche Bedeutung der 
häufig wiederkehrenden Erklärung des nicht ſäumigen 
Teils zukomme, er trete vom Vertrage zu— 
rück und verlange Schadenserſatz. Regel: 
mäßig wird man darin das Verlangen nach Er— 
ſatz des Schadens wegen Nichterfüllung zu finden 
haben (RG. ZW. 1907, 386 Nr. 3). Das ent: 
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hebt „die Inſtanzrichter nicht des Rechts und der 
Pflicht, in jedem einzelnen Falle zu prüfen, wie 
die Erklärung aufzufaſſen ſei. Daß im vor⸗ 
liegenden Falle bei dieſer Prüfung die Vorder⸗ 
richter durch Rechtsirrtum beeinflußt geweſen ſeien, 
iſt nicht zu erſehen und kann bei der Lage der 
Sache — es kam dem Kläger offenbar vor allen 
Dingen auf Zurückerlangung des Beſitzes des 
Grundſtücks und der Wirtſchaftskonzeſſion für das⸗ 
ſelbe an — nicht angenommen werden“ (RG. 
JW. 11, 751 Nr. 5). 

V. Die Rechtsbehelfe des § 326 greiſen auch bei 
den poſitiven Vertragsverletzungen Platz 
(RG. JW. 1912, 387 Nr. 7). Eine ſolche zum Scha⸗ 
denerſatz verflichtende poſitive Vertragsverletzung 
liegt auch vor, wenn der Verkäufer dem Käufer 
etwas anderes liefert als den geſchuldeten Gegen⸗ 
ſtand z. B. Zuckerrübenſamen anſtatt Futterrüben⸗ 
ſamen, alſo ein aliud, ſoferne die Vertragsver⸗ 
letzung auf einem gemäß $ 276 BGB. vertret⸗ 
baren Verſchulden des Verkäufers bei Erfüllung 
des Kaufvertrags beruht (Warneyer 1913 S. 329 
Nr. 279). Sie iſt aber nicht in einer nebenſäch⸗ 
lichen Meinungsverſchiedenheit zu finden, die nicht 
geeignet iſt, das Vertrauen auf die Loyalität des 
Gegners zu erſchüttern (RG. Warneyer 1914 
S. 104 Nr. 75). 


der Erwerb des Verſteigerungserlöſes. 


Von Amtsrichter Dr. Wilhelm Kriener in Landshut. 


Einen Beſtandteil des Eigentumsrechtes bildet 
das Veräußerungs⸗Verwertungsrecht. Uebt der 
Eigentümer dieſes Recht durch Verkauf aus, ſo 
geſchieht folgendes: 

1. Der Eigentümer verliert ſein Eigentums⸗ 
recht an den Erwerber. 

2. An Stelle des bisherigen Eigentums tritt 
als Erſatz, als Surrogat, hiefür der Erlös; dieſer 
beſteht 

a) bei Barzahlung im Eigentum an den dem 
Veräußerer vom Erwerber übergebenen Geldſtücken; 

b) bei Kauf auf Borg in einer Forderung des 
Veräußerers gegen den Erwerber auf Zahlung des 
Kaufpreiſes. 

Der Eigentümer kann dieſes einen Beſtandteil 
des Eigentums bildende Veräußerungs⸗Verwer⸗ 
tungsrecht aus dem übrigen Eigentumsinhalt aus⸗ 
ſcheiden und einem andern, dem Gläubiger, in 
dinglicher Weiſe übertragen. 

Erfolgt dieſe Uebertragung des Rechtes zu dem 
Zweck, daß der Gläubiger durch Ausübung des 
Rechtes eine Forderung befriedigen kann, ſo ent⸗ 
ſteht bei beweglichen Sachen nach 8 1204 BGB. 
Pfandrecht, bei Grundſtücken dagegen nach $ 1113 
BGB. Hypothek; geſchieht dieſe Uebertragung un⸗ 
abhängig von einer dem Gläubiger zuſtehenden 
Forderung, was nur bei Eigentum an Grund⸗ 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 


ſtücken zuläſfig 10 jo entſteht nach 8 1191 BGB. 
eine Grundſchuld 

In allen dieſen Fällen iſt alſo der nunmehrige 
Inhaber des Veräußerungs⸗Verwertungsrechtes, 
der Gläubiger, befugt, an Stelle des Eigentümers 
die Sache zu veräußern. 


A. Erlös aus dem Pfandrecht. 


J. 


Angenommen, auf einer beweglichen Sache des 
Schuldners (= Eigentümers) laſtet ein Pfandrecht 
des Gläubigers wegen einer Forderung von 500 KM. 

Der Glaͤubiger übt ſein Veräußerungsrecht aus. 

Dies erfolgt im Wege öffentlicher Verſteige⸗ 
rung durch die Vermittlung des Gerichtsvollziehers. 
8 1235 BGB., 8 814 ZPO. (S. für Bayern 
88 214 ff. der Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvoll⸗ 
zieher im JM Bl. 1900 S. 744 ff.). 

Mit dem Zuſchlag und der nach 88 929 ff. 
BGB. erfolgten Uebergabe ergibt ſich folgendes: 


1. Der Schuldner en fein Eigentum an 
den Erſteher. 8 1242 Abi. 1 BGB. 

2. Das Pfandrecht erliſcht nach 8 1242 Abſ. II 
BGB. Genauer ausgedrückt geht das Pfandrecht 
vom Gläubiger auf den Erſteher über, und ver⸗ 
einigt ſich in der Perſon des Erſtehers mit den 
übrigen vom Schuldner auf den Erſteher über⸗ 
gegangenen Eigentumsbeſtandteilen wieder zu voll⸗ 
inhaltlichem Eigentum. 

Angenommen, der Erlös wurde bar gezahlt, 
beſteht alſo in Geld, das vom Erſteher dem Ge⸗ 
richtsvollzieher ausgehändigt wird. Wer wird mit 
dieſer Aushändigung Eigentümer des Geldes? 

Es iſt ein zweiſaches möglich. 

1. Prinzip des unmittelbaren Erwerbs des 
Erlöſes durch den Gläubiger. 

An Stelle des Pfandrechts tritt der Erlös: 
Der Glaͤubiger wird alſo unmittelbar Eigentümer 
des Geldes, der Gerichtsvollzieher iſt Stellvertreter 
des Gläubigers. Führt nunmehr der Gerichts⸗ 
vollzieher das Geld an den Gläubiger ab, ſo liegt 
darin kein neuerlicher Eigentumswechſel, ſondern 
nur die Erfüllung einer öfſentlich⸗ rechtlichen per⸗ 
ſönlichen Verpflichtung des Gerichtsvollziehers. 

2. Surrogationsprinzip. 

a) An Stelle des Eigentums des Schuldners 
tritt als Erſatz, als Surrogat hiefür, der Erlös, 
hier das Geld. 

b) An Stelle des Pfandrechts des Gläubigers 
tritt als Erſatz, als Surrogat hiefür, ein Pfand: 
recht am Erlös, hier am Geld. 

Der Schuldner wird alſo Eigentümer des 
Geldes, der Gerichtsvollzieher iſt Stellvertreter des 
Schuldners. Führt nunmehr der Gerichtsvoll⸗ 
zieher das Geld an den Gläubiger auf Grund 
des dieſem daran zuſtehenden Pfandrechtes ab, ſo 
liegt darin ein neuerlicher Eigentumswechſel, die 
Erfüllung eines öffentlich-rechtlichen dinglichen An⸗ 
ſpruchs. 
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Aus dem erften Prinzip ergibt ſich folgendes: 

a) Beträgt der Erlös weniger als der An⸗ 
ſpruch des Glaͤubigers, etwa 400 A, jo wird der 
Glaͤubiger ſofort Eigentümer der 400 M. 

b) Beträgt der Erlös mehr als der Anſpruch 
des Gläubigers, etwa 600 M, fo wird der Bläu- 
biger gleichfalls Eigentümer der ganzen 600 1; 
er iſt aber verpflichtet, dem Schuldner die über⸗ 
ſchießenden 100 M nach 8 812 BGB. heraus⸗ 
zuzahlen. 

Aus dem zweiten Prinzip ergibt ſich folgendes: 

a) Beträgt der Erlös weniger als der An⸗ 
ſpruch des Gläubigers, etwa 400 , fo wird der 
Schuldner Eigentümer der 400 M, belaſtet mit 
einem Pfandrecht des Gläubigers; zur Befriedi⸗ 
gung dieſes Pfandrechtes muß der Schuldner dieſes 
Geld an den Glaͤubiger hinauszahlen. 

b) Beträgt der Erlös mehr als der Anſpruch 
des Gläubigers, etwa 600 M, fo wird der Schuldner 
Eigentümer der 600 M. Davon find 500 M mit 
einem Pfandrecht des Gläubigers belaftet, 100 M 
find frei; der Schuldner muß alſo 500 M an den 
Gläubiger binauszahlen, 100 M find fein freies 
Eigentum. 

Das erſte Prinzip hat im Fall des Tat⸗ 
beſtandes unter b) das Mißliche, daß der Glau⸗ 
biger an den Schuldner Geld hinauszahlen muß; 
für den Fall des Konkurſes des Gläubigers kann 
das Forderungsrecht des Schuldners geſchadigt 
werden. 

Das zweite Prinzip hat in beiden Fällen das 
Mißliche, daß an Stelle des bisherigen Pfand⸗ 
rechtes an der Sache ein neuerliches Pfandrecht 
am Gelde entſteht, und nun erſt wieder dieſes 
durch Herauszahlung befriedigt werden muß. 

3. Zur Vermeidung dieſer Nachteile ſchlaͤgt 
daher das Geſetz den goldenen Mittelweg ein. 

a) Soweit der Erlös den Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers nicht uͤberſteigt, tritt dieſer Erlös an Stelle 
des Pfandrechts. Bis zu dieſer Grenze gilt alſo 
das erſte Prinzip des unmittelbaren Erwerbs des 
Erlöſes durch den Gläubiger. $ 1247 Satz 1 BGB. 

b) Soweit dagegen der Erlös den Anſpruch 
des Gläubigers überſteigt, tritt dieſer überſteigende 
Erlösteil an Stelle des Pfandes, der Pfandſache, 
alſo an Stelle des Eigentums des Schuldners § 1247 
Satz 2 BGB. An dieſen Uebererlös reicht das 
Pfandrecht des Gläubigers nicht mehr heran, er 
iſt daher laſtenfreies Eigentum des Schuldners. 

Werden alſo 400 M erzielt, jo wird der Glaͤu⸗ 
biger Eigentümer der 400 M. 

Werden 600 M erlöft, jo wird der Gläubiger 
Eigentümer von 500 M, der Schuldner dagegen 
Eigentümer von 100 M 

Nur nebenbei ſei bemerkt: $ 228 der bay. 
Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher beſtimmt, 
daß vom Gerichtsvollzieher der Erlös auch dann 
an den Gläubiger abzuführen ſei, wenn er den 
Anſpruch des Gläubigers überſteigt. Es wird 
alſo anſcheinend auch für den Fall des Tatbe⸗ 
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ſtandes unter b) von dem Prinzip des unmittel⸗ 
baren Erwerbes des Erlöſes durch den Glaͤubiger 
ausgegangen. Diele Vorſchrift dürfte nach 8 1247 
Satz 2 BGB. nicht gerechtfertigt ſein, und wird 
auch tatſächlich von den Gerichtsvollziehern wohl 
nicht angewendet. 


II. 


Angenommen, auf einer beweglichen Sache 


des Schuldners (— Eigentümers) laſtet an erſter 
Stelle ein Pfandrecht des Gläubigers Nr. 1 zu 
1000 M und an zweiter Stelle ein Pfandrecht 
des Gläubigers Nr. 2 zu 1000 M. 


1. Nach dem rein durchgeführten Prinzip des 
unmittelbaren Erwerbs des Erlöſes durch den 
Glaͤubiger würde ſich folgendes ergeben: 

a) Beträgt der Erlös weniger als die Anſprüche 
der Gläubiger, etwa 1800 M, jo würde mit Zahlung 
dieſes Erlöſes an den Gerichtsvollzieher Glaͤubiger 
Nr. 1 Eigentümer zu 1000 M und Gläubiger 
Nr. 2 Eigentümer zu 800 M werden. 

b) Beträgt der Erlös mehr als die Anſprüche 
der Gläubiger, etwa 2300 &, jo würde Gläu: 
biger Nr. 1 Eigentümer zu 1000 M, Gläubiger 
Nr. 2 Eigentümer zu 1000 M, des weiteren würden 
die beiden Gläubiger Nr. 1 und 2 Miteigentümer 
der überſchießenden 300 1, wären aber nach 
8 812 BGB. verpflichtet, dieſen Betrag an den 
Schuldner herauszuzahlen. 

2. Nach dem rein durchgeführten Prinzip der 
Surrogation würde ſich folgendes ergeben: 

a) Beträgt der Erlös weniger als die Anſprüche 
der Gläubiger, etwa 1800 A, jo würde der Schuld⸗ 
ner Eigentümer der vom Erſteher dem Gerichts⸗ 
vollzieher gezahlten 1800 ; dieſe wären aber 
belaſtet bis zu einem Betrage von 1000 M mit 
einem Pfandrecht des Gläubigers Nr. 1 und der 
übrige Betrag mit einem Pfandrechte des Gläu⸗ 
bigers Nr. 2; infolgedeſſen hätte der Gerichts⸗ 
vollzieher als Vertreter des Schuldners an den 
Gläubiger Nr. 1 die Summe von 1000 M und 
an den Gläubiger Nr. 2 die Summe von 800M 
zu übereignen, alſo hinauszuzahlen. 

b) Beträgt der Erlös mehr als die Anſprüche 
der Gläubiger, etwa 2300 *, fo würde der 
Schuldner Eigentümer der 2300 M. Davon find 
1000 M belaſtet mit einem Pfandrechte des Gläu— 
bigers Nr. 1, die folgenden 1000 & mit einem 
Pfandrechte des Gläubigers Nr. 2, die überſchießen⸗ 
den 300 M find freies Eigentum des Schuldners. 
Der Gerichtsvollzieher als Vertreter des Schuld— 
ners hätte alſo 1000 dem Gläubiger Nr. 1 
zu Eigentum zu übertragen, weitere 1000 A dem 
Gläubiger Nr. 2 zu übereignen, die übrigen 300 A, 
die ſchon freies Eigentum des Schuldners ſind, 
hätte er dieſem zu übermitteln. 

Die reine Durchführung eines der beiden Prin— 
zipien würde alſo bei einer Mehrheit von Gläu— 
bigern ze nämlichen Mißſtände ergeben wie oben 
unter J. 


3. Ohne Zweifel muß aber der in § 1247 
BGB. eingeſchlagene Mittelweg bei einer Mehr: 
heit von Gläubigern in gleicher Weiſe gelten wie 
bei dem Vorhandenſein nur eines einzigen Gläu⸗ 
bigers. Hienach aber ergibt ſich folgendes: 

a) Soweit der Erlös die Anſprüche der Gläu⸗ 
biger nicht überſteigt, tritt der Erlös an die Stelle 
der Pfandrechte. Werden alſo 1800 M erlöſt, jo 
wird Gläubiger Nr. 1 unmittelbar Eigentümer 
von 1000 M und Gläubiger Nr. 2 unmittelbar 
Eigentümer von 800 N. 
db) Soweit dagegen der Erlös die Anſprüche 
der Gläubiger überfteigt, tritt dieſer überſchießende 
Erlösteil an Stelle des Eigentums des Schuld⸗ 
ners. Werden alſo 2300 M erlöſt, fo wird ohne 
weiteres Gläubiger Nr. 1 Eigentümer von 1000 M, 
Gläubiger Nr. 2 Eigentümer von 1000 M und 
der Schuldner Eigentümer von 300 M. 

Dieſe Anwendung des 8 1247 BGB. gibt 
alſo ein klares und vollkommen befriedigendes 
Ergebnis. 

4. Allerdings wenden ſich gegen dieſe Aus⸗ 
legung des 8 1247 BGB. Planck und andere 
Kommentare. 

Nach ihnen ſoll das in $ 1247 Satz 1 BGB. 
ausgeſprochene Prinzip des unmittelbaren Erwerbes 
des Erlöſes durch den Gläubiger nur für den 
betreibenden Gläubiger zutreffen; im übrigen ſoll 
das in § 1247 Satz 2 aufgeſtellte Surrogations⸗ 
prinzip volle Geltung haben. Die Folge wäre 
alſo im Falle des Betreibens des Gläubiges Nr. 1. 

a) Es werden nur 1800 M, alſo weniger als 
die vorhandenen Anſprüche erzielt. Dann würde 
Gläubiger Nr. 1 Eigentümer zu 1000 37, der 
Schuldner würde Eigentümer zu 800 ; dieſes 
Eigentum iſt belaſtet mit einem Pfandrechte des 
Gläubigers Nr. 2, die 800 M müſſen daher dem 
Gläubiger Nr. 2 zu Eigentum übergeben werden. 

b) Es werden 2300 M, alſo mehr als die 
vorhandenen Anſprüche erlöſt. Dann würde Glaäu⸗ 
biger Nr. 1 Eigentümer zu 1000 M. Die übrigen 
1300 M würden Eigentum des Schuldners; dieſe 
1300 M wären zu 1000 M mit einem Pfand⸗ 
rechte des Gläubigers Nr. 2 belaſtet, die über⸗ 
ſchießenden 300 AZ wären freies Eigentum des 
Schuldners; zur Befriedigung des Pfandrechtes 
des Gläubigers Nr. 2 müßten alſo aus dem Eigen⸗ 
tum des Schuldners 1000 M in das Eigentum 
des Gläubigers Nr. 2 abgeführt werden. 

Dem iſt entgegenzuhalten: Nach dieſer Aus⸗ 
legung des $ 1247 würde die darin enthaltene 
Beſtimmung nicht etwa eine Vereinfachung, ſondern 
im Gegenteil eine noch größere Verwicklung der 
Beziehungen zwiſchen Erſteher, Schuldner und 
Gläubigern herbeiführen. Dies kann aber der 
Zweck des Geſetzes nicht ſein. Es muß alſo die 
zuerſt bezeichnete Auslegung des $ 1247 als die 
richtige angeſehen werden. Unter „dem Pfand— 
gläubiger“ des §S 1247 iſt eben nicht nur der 
betreibende, ſondern darunter ſind alle an der 
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Sache Pfandberechtigten zu ver: 
eben. 

Zum mindeſten aber trifft dieſe Auslegung 
für den Fall des Pfändungspfandrechtes zu. 

Allerdings kann gejagt werden, daß 8 1247 
eine einfachere Faſſung, etwa in der Weile, hätte 
erhalten können: 

a) Soweit der Erlös die Anſprüche der Gläubiger 
nicht überſteigt, fällt er unmittelbar in das Ver⸗ 
mögen der Gläubiger. 

b) Soweit der Erlös die Anſprüche der Gläubiger 
überſteigt, fällt er unmittelbar in das Vermögen 
des Schuldners. 


III. 


Nach 88 1245, 1246 BGB. kann das Pfand 
auch auf Kredit veräußert werden. 

Dies iſt zwar beim Pfandrecht der Ausnahme⸗ 
fall, doch iſt auch hier eine genauere Unterſuchung 
erforderlich, einmal wegen des unter V und VI 
gegebenen Tatbeſtandes, dann aber zur Ermög⸗ 
lichung eines Vergleichs bei der Immobiliarzwangs⸗ 
verſteigerung; dort wird vorerſt immer auf Kredit 
veräußert, und dieſe nach Geſetz beſtehende vor⸗ 
läufige Kreditgewährung wird im Verteilungs⸗ 
verfahren ſehr oft in eine endgültige Kreditgewährung 
umgewandelt. 

Der Erlös beſteht alſo hier nicht im Eigen⸗ 
tum an Bargeld, ſondern in einer Geldforderung 
gegen den Erſteher. 

Hier ergibt ſich nun folgendes für den unter 1 
1 Tatbeſtand: 

1. Prinzip des unmittelbaren Erwerbs des 
Erlöſes durch den Gläubiger. 

a) Der Erlös, hier die Forderung gegen den 
Erſteher, beträgt weniger als der Anſpruch des 
Gläubigers, etwa 400 1. Mit dem Zuſchlag 
erwirbt dann der Gläubiger gegen den Erſteher 
ſofort eine Forderung zu 400 M. 

b) Der Erlös, hier die Forderung gegen den 
Erſteher, beträgt mehr als der Anſpruch des 
Gläubigers, etwa 600 M. Mit dem Zuſchlag 
erwirbt dann der Gläubiger gegen den Erſteher 
ſofort eine Forderung zu 600 M. Gleichzeitig 
aber entſteht nach 8812 BGB. eine Forderung 
des Schuldners gegen den Gläubiger auf 100 &. 

2. Surrogationsprinzip. 

a) Der Erlös, hier die Forderung gegen den 
Erſteher, beträgt weniger als der Anſpruch des 
Gläubigers, etwa 400 1. Mit dem Zuſchlag 
erwirbt der Schuldner gegen den Erſteher eine 
Forderung zu 400 M. Gleichzeitig entſteht an 
dieſer Forderung des Schuldners gegen den Er— 
ſteher ein Pfandrecht des Gläubigers. Der Gerichts⸗ 
vollzieher als Vertreter des Schuldners überträgt 
die Forderung des Schuldners gegen den Erſteher 
auf den Gläubiger (ſ. $ 1282 Abſ. letzter Satz 
BGB.), und damit erſt iſt nunmehr der Gläubiger 
befriedigt. 
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b) Der Erlös, hier die Forderung gegen den 
Erſteher, beträgt mehr als der Anſpruch des 
Gläubigers, etwa 600 1. Mit dem Zuſchlag 


erwirbt der Schuldner gegen den Erſteher eine 


Forderung zu 600 M. Gleichzeitig entſteht an 
dieſer Forderung bis zum Betrage von 500 M 
ein Pfandrecht des Gläubigers. Der Gerichts⸗ 
vollzieher als Vertreter des Schuldners überträgt 
die Forderung des Schuldners gegen den Erſteher 
zu 600 M bis zu einem Teilbetrage von 500 1 
auf den Gläubiger, und damit iſt nunmehr der 
Gläubiger befriedigt. Die Reſtforderung des Schuld⸗ 
ners zu 100 M bildet nach wie vor fein freies 
Vermögen. 

Wir ſehen: Die reine Durchführung eines 
der beiden Prinzipien ergibt für den Fall, daß 
der Verſteigerungserlös in einer Forderung gegen 
den Erſteher beſteht, genau die gleichen Mißſtände, 
wie für den Fall, daß der Verſteigerungserlös 
im Eigentum an einer Geldſumme beſteht; nur 
tritt hier an die Stelle der Eigentumsübertragung 
von Geld die Uebertragung einer Geldforderung. 

3. Auch hier ergibt ſich aus $ 1247 BGB. 
ein befriedigender Mittelweg. 

a) Der Erlös, hier die Forderung gegen den 
Erſteher, beträgt weniger als der Anſpruch des 
Glaͤubigers, etwa. 400 M. Mit dem Zuſchlag 
erwirbt der Gläubiger gegen den Erſteher eine 
Forderung von 400 M. 5 1247 Satz 1 BGB. 

b) Der Erlös, hier die Forderung gegen den 
Erſteher, beträgt mehr als der Anſpruch des 
Gläubigers, etwa 600 1. Mit dem Zuſchlag 
erwirbt der Gläubiger gegen den Erſteher eine 
Forderung zu 500 M, und zugleich erwirbt der 
Schuldner gegen den Erſteher eine Forderung 

8 (Fortſ. folgt). 


Kleine Mitteilungen. 


Vaterſchaftsklagen gegen Kriegsteilnehmer. Zu 
der für den Prozeßbetrieb in der jetzigen Kriegszeit 
ſehr wichtigen Frage, ob in einem Rechtsſtreite 
gegen einen Kriegsteilnehmer, in welchem, wie 
jetzt allgemein üblich, die Vaterſchaftsklage mit der 
Unterhaltsklage verbunden iſt, dem Ausſetzungs⸗ 
antrage des Beklagten unter allen Umſtänden Folge 
gegeben werden muß, äußert ſich ein in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz ergangener Beſchluß des Landgerichts 
Straubing vom 17. November 1915 (Beſchw.⸗Reg. 
74/15) u. a. wie folgt „In ſachlicher Beziehung 
kommt vor allem in Betracht, daß nach 8 3 Gef. vom 
4. Auguſt 1914 betr. den Schutz der infolge des Krieges 
an der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten 
Perſonen im Zuſammenhalte mit 8 2 BRVO. vom 
14. Januar 1915 der Ausſetzungsantrag des Kriegs⸗ 
teilnehmers bzw. ſeines Vertreters vom Gericht nur 
dann abgelehnt werden kann, wenn der Rechtsſtreit 
einen vermögensrechtlichen Anſpruch betrifft und die 
beantragte Ausſetzung nach den Umſtänden des Falles 
offenbar unbillig iſt. Schon über das Vorliegen der 
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erſten Vorausſetzung beſtehen erhebliche Bedenken; 
denn das Rechtsverhältnis der unehelichen Vaterſchaft, 
das ſich keineswegs in dem vermögensrechtlichen Unter⸗ 
haltsanſpruch erſchöpft, ſteht außerhalb des Ver⸗ 
mögensrechtes und im präjudiziellen Verhält⸗ 
niſſe zum Unterhaltsanſpruche, ſo daß eine geſonderte 
Behandlung der beiden Anſprüche nicht angängig er⸗ 
ſcheint, vielmehr die Ausſetzung ſich auf das ganze, 
einheitlich zu entſcheidende Streitverhältnis erſtreckt 
(zu vgl. Gaupp⸗Stein Note 13 zu 8 1 R3P O.)). 
(folgen Ausführungen tatſächlicher Natur zugunſten 
der Ausſetzung auch im Falle getrennter Behandlung 
der Anſprüche). — 

Stellt man ſich auf den Standpunkt dieſes Be⸗ 
ſchluſſes, dann wird es ſich für die Vormundſchafts⸗ 
richter empfehlen, die Vormünder anzuweiſen, den 
Vaterſchaftsanſpruch nicht im Wege der Klage gericht⸗ 
lich geltend zu machen, ſondern lediglich den Unter⸗ 
haltsanſpruch einzuklagen, wobei dem Aus ſetzungs⸗ 
antrage, vorbehaltlich beſonderer Umſtände und eigen⸗ 
artiger, die Ausſetzung rechtfertigender Verhältniſſe, 
wohl regelmäßig mit dem Hinweis darauf entgegen 
getreten werden kann, daß es offenbar unbillig wäre, 
das uneheliche, ohnehin meiſt in ungünſtigen finan⸗ 
ziellen Verhältniſſen lebende Kind durch die Ausſetzung 
des bekannten Anſpruches gegen die Kriegsfürſorge 
verluſtig werden zu laſſen. Jedenfalls liegt auf der 
Hand, daß bei der reinen Unterhaltsklage (der Vater⸗ 
ſchaftsanſpruch kann ja ausdrücklich zur — event. 
weiteren — Geltendmachung vorbehalten werden) 
der Ausſetzungsantrag geringere Ausſicht auf Erfolg 
hat. Vielfach liegt erfahrungsgemäß die Sache ohne⸗ 
hin meiſt ſo, daß, wenn es mit dem Beweis der Ein⸗ 
rede der mehreren Zuhälter ungünſtig ſteht, mit dem 
Ausſetzungsantrage lediglich die Verſchleppung ver⸗ 
ſucht werden will. 

Oberlandesgerichtsrat Dr. Stangl in Straubing. 


Haftung dei Grundſtücks für öffentliche Laſten. In 
dieſer Zeit, in der Geſetzgeber, Gerichte und Grund⸗ 
ſtücksintereſſenten ziemlich einmütig beſtrebt ſind, dem 
ſchwer um ſein Daſein ringenden Hausbeſitzerſtand 
ſeinen Beſitz zu erhalten, mutet es eigentümlich an, 
daß einzelne Steuerbehörden, die ſonſt zwar mit der 
Beſchlagnahme ſchnell zur Hand waren, aber faſt 
noch nie ein Grundſtück wirklich zur Subhaſtation 
getrieben haben, neuerdings auf die Durchführung 
der Verſteigerung drängen, wenn Rückſtände öffent⸗ 
licher Laſten aus dem Jahr 1914 in Frage kommen. 
Rückſtände, die ſo weit zurückliegen, ſind in der jetzigen 
Zeit naturgemäß häufig vorbanden. Soll nun eine 
ſtets wachſende Zahl von Anweſen wegen ſolcher Rück⸗ 
ſtände zwangsweiſe verſteigert werden? Oder, was 
in dieſem Fall das nämliche iſt: beſteht für die Steuer- 
behörden ein zwingender Grund, die ſonſt übliche Nach⸗ 
ſicht bei ſolchen Rückſtänden zu verſagen? 

Art. 122 Bay AG. BGB. ſagt: 

Für Leiſtungen, die auf Grund eines Rechtsver— 
hältniſſes des öffentlichen Rechts von einem Grund— 
ſtücke zu entrichten ſind, haftet das Grundſtück. Die 
Haftung für fällige Leiſtungen erliſcht mit dem Ab— 
laufe von 2 Jahren nach dem Eintritte des Zeit— 
punkts, von dem an die Leiſtung gefordert werden 
kann, wenn nicht vorher die Beſchlagnahme des 
Grundſtücks erfolgt iſt. 
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. Der Artikel erklärt alſo gewiſſe öffentliche Laſten 
für öffentliche Laſten des Grundſtücks im Sinne 
des 8 10 Nr. 3 3G. und gewährt ihnen damit einen 
erhöhten, von der Perſon und den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des Verpflichteten vollſtändig unabhängigen 
Schutz, der jedoch 2 Jahre nach Eintritt der Fällig⸗ 
keit der Leiſtung erliſcht. Dieſe zweijährige Erlöſchungs⸗ 
friſt iſt es, deren bevorſtehender Ablauf manchen Steuer⸗ 
behörden bezüglich der während des erſten Kriegsjahres 
entſtandenen Rückſtände Anlaß zu rückſichtsloſerem Vor⸗ 
gehen bietet. Aber ſehr mit Unrecht. 

Der Friſtablauf führt nämlich das Erlöſchen der 
dinglichen Haftung des Grundſtücks nur dann herbei 
„wenn nicht vorher die Beſchlagnahme des 
Grundſtücks erfolgt iſt“. Dieſe Vorausſetzung 
trifft in den einſchlägigen Fällen ausnahmslos zu und 
lie ße ſich zum mindeſten jederzeit ſchaffen; hiebei iſt 
folgendes zu beachten: 

a) in der Regel hat ſchon die Steuerbehörde 
ſelbſt — eben wegen der in Frage kommenden öffent⸗ 
lichen Laſten des Grundſtücks — die Beſchlagnahme 
erwirkt; 

b) das iſt aber gar nicht nötig; denn es iſt voll⸗ 
ſtändig gleichgültig, von wem und wegen welcher An⸗ 
fprüche „die Beſchlagnahme des Grundſtücks“ herbei⸗ 
geführt wurde; das dürfte ſich ſchon aus dem Wort⸗ 
laute der geſetzlichen Einſchränkung ergeben und geht 
unzweifelhaft aus ihren inneren Beweggründen 
hervor: ſie wurde nämlich getroſſen, um Art. 122 mit 
8 10 Nr. 3 und 8 13 ZIG. in Einklang zu bringen,) 
wo — gleichviel von welcher Seite die Beſchlagnahme 
ausgeht — den Anſprüchen auf Entrichtung der öffent⸗ 
lichen Laſten des Grundſtücks ein Vorrecht bis zurück 
auf die Dauer von zwei Jahren — gerechnet vom 
letzten Fälligkeitstermin vor der erſten 
Beſchlagnahme — gewährt iſt; 

c) Ob die erſte Beſchlagnahme ſelbſt noch beſteht, 
ift hiebei unweſentlich; es genügt, wenn das auf Grund 
des erſten Beſchlagnahmeantrags angeordnete Verfahren 
auf Grund eines Beitritts noch fortgeführt wird; 

d) im Rahmen des Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahrens kommt es auch nicht darauf an, ob die erſte 
Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangs verſteige⸗ 
rung oder der Zwangsverwaltung erfolgt iſt: 
denn Art. 122 ſpricht ſchlechthin von „Beſchlagnahme“ 
und 8 13 3G. ſagt in Abſ. 3 ausdrücklich: 

Liegen mehrere Beſchlagnahmen vor, ſo iſt die 
erſte maßgebend. Bei der Zwangsverſteigerung gilt, 
wenn bis zur Beſchlagnahme eine Zwangsverwal⸗ 
tung fortgedauert hat, die für dieſe bewirkte Be⸗ 
ſchlagnahme als die erſte. 


Dieſe Beſtimmung gilt zwar in erſter Linie nur 
für 810 Z3VG., nachdem aber der bayeriſche Geſetz⸗ 
geber den Art. 122 mit $ 10 Nr. 3 ſtimmend machen 
wollte, zweifellos auch für unſeren Art. 122. 

Soweit alſo nach Ablauf der 2 Jahre nur irgend⸗ 
eine Beſchlagnahme des Grundſtücks beſteht, wird die 
dingliche Haftung des Grundſtücks für die öffentlichen 
Laſten durch den Ablauf der Friſt des Art. 122 nicht 
berührt. Freilich wird ſich die Steuerbehörde ange⸗ 
legen ſein laſſen müſſen, daß die Beſchlagnahme nicht 
etwa nachträglich vor der Durchführung der Ver⸗ 
ſteigerung wieder aufgehoben wird, da in dieſem Fall 
(d. h. wenn dauernd oder vorübergehend jede Beſchlag⸗ 


1) Vgl. Begründung S. 59. 
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nahme wegfällt) die dingliche Haftung für die älteren 
Steuerrückſtände wohl ſofort erlöſchen dürfte. Die 
Steuerbehörden können dies aber trotz der hier etwas ge⸗ 
fährlichen Beſtimmungen des 8 30 ZVG. bei geſchicktem 
Vorgehen leicht verhindern, indem ſie rechtzeitig immer 
wieder ſelbſt für rechtzeitige Erwirkung eines Beitritts 
ſorgen oder aber, was unter Umſtänden vorzuziehen 
iſt, die Einſtellung des Verfahrens oder die öftere 
Terminsverſchiebung zwar nicht bewilligen, aber 
das Notariat unter der Hand zu fortgeſetzter Hinaus⸗ 
verlegung des Termins aus Zweckmäßigkeitsgründen 
und von Amts wegen veranlaſſen. Hiebei kann es 
ſich allerdings ereignen, daß inzwiſchen auch die drei⸗ 
jährige Verjährungs friſt des Art. 124 Bay AG. 
BGB. abläuft; doch liegt hierin keine beſondere Ge⸗ 
fahr, da ſich die Steuerbehörde gegen Eintritt der 
Verjährung durch Anwendung der in 8 208 und 8 209 
Nr. 5 BGB. und Art. 124 Abſ. 2 gegebenen Möglich⸗ 
keiten ſchützen kann. 

Es beſteht alſo für unſere Steuerbehörden trotz 
des Anwachſens der Rückſtände aus älterer Zeit kein 
Anlaß zu drängendem Vorgehen, wenn nicht etwa 
die beſonderen Umſtände des einzelnen Falles aus⸗ 
nahmsweiſe ein ſolches ausdrücklich rechtfertigen ſollten. 

Amtsrichter Dittrich in München. 


Die Ausdehnung des nupfändbaren Gehalts anf 
2000 Mark. Die Ausdehnung des unpfändbaren Ge⸗ 
halts auf 2000 M gemäß BRVO. vom 17. Mai 1915 
(RGBl. S. 285) und ihre Durchführung in der Praxis 
iſt bereits von Kaſtner in der DJ Z. 1915 Nr. 15/16 
Sp. 813 und daran anknüpfend von Schneider in der 
Bay. 3fR. 1916 Nr. 8 S. 131 beſprochen worden. Jener 
ſah in der Erhöhung eine „ſpätere Aenderung“, nach 
8 766 ZPO. geltend zu machen im Wege der Er⸗ 
innerung, dieſer vertrat den Standpunkt, daß mit In⸗ 
krafttreten der Bekanntmachung in allen bereits er⸗ 
gangenen Beſchlüſſen die 1500 M⸗Grenze eo ipso 
auf 2000 M erhöht fei. Dieſer Anſicht dürfte zu wider⸗ 
ſprechen ſein, um ſo mehr als die Praxis bisher den 
anderen, meiner Anſicht nach allein gangbaren Weg 
eingeſchlagen hat. 

Der Wortlaut des 8 2 der Bekanntmachung ſcheint 
zwar eine automatiſche Hinaufſetzung zu beabſichtigen, 
ſie iſt aber nicht möglich, obne daß dadurch gleich⸗ 
zeitig alle Beſtimmungen über formelle und materielle 
Rechtskraft umgeſtoßen würden. Die Pfändung erfolgt 
durch Pfändungsbeſchluß gemäß 8 829 ZPO. Sit 
dieſer Beſchluß unter Berückſichtigung der 1500 1 
Grenze vor dem 17. Mai 1915 wirkſam ergangen, ſo 
kann er nur durch das in der ZPO. vorgeſehene 
jeweilige Abänderungs⸗ oder Berichtigungsverfahren 
geändert werden. Der formellen Rechtskraft fähig 
ſind alle Beſchlüſſe, die einer ſelbſtändigen Anfechtung 
unterliegen (Gaupp⸗Stein 8 322 Anm. I, 2). Der 
Pfändungsbeſchluß beſitzt alſo dieſe formelle Rechts⸗ 
kraft. Ein neues Geſetz kann niemals rückwirkend 
beſtehende Beſchlüſſe abändern (das wäre Kabinetts⸗ 
juſtiz l), der Pfändungsbeſchluß mit der bisherigen 
1500 M⸗Grenze bleibt vielmehr formell rechtswirkſam. 

Hingegen iſt ihm durch die Bekanntmachung vom 
17. Mai 1915, die ſich auch auf ſpäter fällig werdende 
Bezüge erſtreckt, nunmehr die materielle Rechtsgrund⸗ 
lage genommen: der Pfändungsbeſchluß iſt anfechtbar 
geworden, und zwar durch Erinnerung. 


255 


— —— ſů6 m . — 


Ein anderer Weg iſt undenkbar. Weder kann 
verlangt werden, daß der Drittſchuldner die Geſetzes⸗ 
änderung kennt, noch auch, daß er die ſchriftliche, 
richterliche Weiſung, die er in Händen hat, ſelbſtändig 
abändert. Andererſeits iſt es auch ganz unmöglich, 
daß die Gerichte ſämtliche bei ihnen ergangenen 
Pfändungsbeſchlüſſe aufheben und neu erlaſſen, ſchon 
deswegen, weil die Gerichte gar nicht wiſſen können. 
ob die Forderungen, für welche gepfändet wurde, noch 
beſtehen oder nicht. | 

In gleicher Weiſe ift der Einwand, daß Schuldner 
beim Heere kaum in der Lage ſeien, Erinnerung zu 
erheben, nicht ſtichhaltig. Der an der Front Stehende 
wird dort ernährt und verpflegt, er leidet nicht unter 
der allgemeinen Teuerung, bedarf alſo auch keiner 
beſonderen Vergünſtigung. Hat er Familie oder 
ſonſtige Angehörige, jo find diefe in der Lage — wie 
das auch bereits aus eigenem Antrieb und ohne 
Kenntnis der Bekanntmachung geſchieht — ſich an 
die Gerichte zu wenden. Es darf nicht außer acht 
gelaſſen werden, daß nur da, wo die Not zwingt, das 
früher erworbene Recht des Gläubigers zu kürzen iſt. 

Hinſichtlich der Gerichtskoſten iſt in der Bekannt⸗ 
machung keine Beſtimmung getroffen. Dringt alſo 
der Schuldner mit ſeiner Erinnerung durch, ſo hätte 
der Gläubiger als der unterliegende Teil zu dem 
Schaden, den er ohne eigenes Verſchulden lediglich 
durch eine Geſetzesänderung erlitt, auch noch die Koſten 
des Verfahrens zu tragen. Allein dieſe ſind in ſinn⸗ 
gemäßer Anwendung des 8 6 GKG. niederzuſchlagen. 
Denn wenn auch jeweils von einer unrichtigen Be⸗ 
handlung der Sache nicht geſprochen werden kann, 
ſo iſt doch ohne Schuld der Beteiligten durch eine 
Aenderung der geſetzlichen Grundlage ein neuer Be⸗ 
ſchluß notwendig geworden, deſſen Koſten keiner der 
beiden Parteien auferlegt werden können, da es offenbar 
unbillig wäre, einerſeits dem Schuldner, dem doch 
mit Rückſicht auf die Zeitumſtände eine beſondere 
Rechtswohltat zu gute kommen ſoll, hierfür Gebühren 
aufzuerlegen, andererſeits dem ohne eigenes Ver⸗ 
ſchulden geſchädigten Gläubiger noch obendrein Koſten 
zu überbürden. 

Dr. Ernſt Wertheimer in Würzburg. 


Nachſchrift. Die Schriftleitung hat mich ge⸗ 
beten, im Anſchluß an vorſtehende Ausführungen 
die beim größten bayeriſchen Vollſtreckungsgericht 
(München) herrſchende Uebung zu erörtern; ich komme 
dieſem Wunſche gerne nach: 

Dr. Wertheimer meint, die Uebung der Gerichte 
habe bisher den „allein gangbaren Weg eingeſchlagen“, 
daß gegenüber älteren Lohnpfändungsbeſchlüſſen die 
Erhöhung des Exiſtenzminimums nur im Wege der 
Erinnerung nach 8 766 ZPO. geltend gemacht werden 
könne. Für das Amtsgericht München trifft das 
nicht zu. Hier ſtand man von Anſang an auf dem 
gegenteiligen Standpunkt. Mit Recht ſagt Schneider, 
daß Erinnerungen nach 5 766 nur dann nötig wären, 
wenn der 2. Abſatz des 8 2 der Bek. vom 17. Mai 
1915 nicht beſtünde. Indem aber dieſer 2. Abſatz aus⸗ 
drücklich ausſpricht, daß die Pfändung hinſichtlich der 
ſpäter ſällig werdenden Bezüge ihre Wirkſamkeit ver⸗ 
liert, ſoweit fie bei Anwendung des $ 1 unzuläſſig 
ſein würde, hat das Geſetz ſonnenklar zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß die Pfändungsgrenze in älteren 
Beſchlüſſen ohne jede weitere richterliche Tätigkeit 
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hinaufrücke; man kann das natürlich nicht beweiſen, 
aber es bedarf auch eben ſo wenig eines Beweiſes 
wie die Tatſache, daß 1x1=1 iſt. 

Dr. Wertheimer ſagt: „ein neues Geſetz kann nie⸗ 
mals rückwirkend beſtehende Beſchlüſſe abändern; das 
wäre Kabinettsjuſtiz“. Gewiß kann das ein Geſetz; 
denn das Geſetz ſtebt über dem Richter. Inwiefern 
dies Kabinettsjuſtiz fein ſoll, iſt nicht verſtändlich; 
Kabinettsjuſtiz kann, wie ſchon der Name ſagt, nur 
ein „Kabinett“ oder eine ähnliche Einrichtung treiben: 
daß der Geſetzgeber Kabinettsjuſtiz treibt, iſt 
begrifflich vollkommen ausgeſchloſſen. Uebrigens trifft 
auch die Behauptung, daß bei Vertretung des Schnei⸗ 
derſchen Standpunktes dem Geſetz rückwirkende Kraft 
beigelegt ſei, nur in ſehr beſchränktem Maße zu; hätte 
das Geſetz wirklich in vollem Umfang rückwirkend 
ſein wollen, ſo hätte es verfügen müſſen, daß ältere 
Beſchlüſſe, ſoweit fie gegen die 2000 - Mark» Grenze 
verſtoßen, überhaupt nicht mehr gelten follen, alſo 
ihre Gültigkeit verlieren ſollen auch für die vor dem 
18. Mai 1915 liegende Zeit; das Geſetz hat das nicht 
getan und hat ſich damit „rückwirkende“ Kraft nur in 
einem Umfang beigelegt, in dem es ſich ſolche aus 
Vernunft⸗ und Billigkeitsgründen beilegen mußte, 
weil ſonſt ſehr viele der meiſt geſetzesunkundigen 
Schuldner (und vermutlich ſogar die bedürftigſten) der 
Wohltaten der neuen Geſetzgebung verluſtig gegangen 
wären. 

Die formelle Behandlung älterer Pfändungs⸗ 
beſchlüſſe iſt in München die folgende: Grund ſätz⸗ 
lich betrachtet das Vollſtreckungsgericht München ſeit 
dem 18. Mai 1915 jeden älteren Pfändungsbeſchluß 
nur noch inſoweit als zu Recht beſtehend, als er mit 
der Bek. vom 17. Mai 1915 im Einklang ſteht. Iſt 
der Drittſchuldner ängſtlich oder unbelehrbar oder 
will der Schuldner ein Stück Papier in der Hand 
haben, das ihm ſeine Rechte gewährleiſtet, ſo wird 
ein Gerichtsbeſchluß erlaſſen, der aber nach ſeiner 
Form nicht verfügende, ſondern nur feſtſtellende 
Eigenſchaft bat; er wird in einem vervielfältigten 
Formular zur Verfügung gehalten und lautet: 

1. „Die mit Beſchluß von K. 15 aus⸗ 

geſprochene „pal Pfändung gilt feit 18. Mai 
1915 nur noch für.. . . d. jährlich 2000 , 
monatlich 166,67 M überſteigenden Betrag. 

2. Dieſer Beſchluß iſt gebührenſrei.“ 

Ins Vollſtreckungsregiſter werden dieſe Beſchlüſſe 
nicht eingetragen; vielmehr werden ſie formlos in 
den betreffenden Forderungspfändungsakt eingelegt. 


Amtsrichter Dittrich in München. 


Die Tätigkeit des Gerichtsſchreibers in Vormund⸗ 
ſchafts⸗ und Nachlaßſachen. Zur Entlaſtung der Richter 
von übermäßiger Schreibarbeit wurden ſchon wieder- 
holt Anordnungen getroffen, die aber im weſentlichen 
darauf hinausgingen, daß der Richter die ſchriftlichen 
Arbeiten durch eine andere Hand, jedoch unter ſeiner 
eigenen Verantwortlichkeit ausführen laſſen kann. Da 
gegenwärtig gerade die in Vormundſchafts- und Nach⸗ 
laßſachen beſchäftigten Richter durch eine beträcht— 
liche Vermehrung der Geſchäfte und durch die Ver— 
ſchiebungen in der Arbeitsteilung, die der Krieg mit 
ſich gebracht hat, am meiſten belaftet ſind, möchte 
ich im folgenden auf einige Geſichtspunkte hinweiſen, 


die für den Vormundſchafts⸗ und Nachlaßrichter eine 
ganz bedeutende Arbeitsabnahme mit ſich bringen. 
Nach meiner Anſchauung wird der 8 11 FGG. 
in einem viel zu beſchränkten Maß angewendet. Be⸗ 
kanntlich werden alle Angelegenheiten freiwilliger Ge⸗ 
richtsbarkeit in einem Verfahren abgehandelt, auf das 
einzelne Grundſätze des amtsgerichtlichen Streitver⸗ 
fahrens entſprechend angewendet ſind. Hieher gehört 
nun die bereits angeführte Beſtimmung, wonach 
alle im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
abzugebenden Erklärungen und die zu ſtellenden 
Anträge auch zu Protokoll des Gerichtsſchreibers er⸗ 
folgen können. (Eine ſchriftliche oder mündliche An⸗ 


bringung beim Richter iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen). 


Damit iſt dem Gerichtsſchreiber ein weiteres Feld für 
ſeine Betätigung geöffnet, als es die Praxis ihm ge⸗ 
wöhnlich einräumt. Einer mit den Beſtimmungen der 
Reichsgeſetze in Einklang zu bringenden Anwendung 
des 8 11 FGG. im weiteſten Umfang ſtehen für Bayern 
die Vorſchriften des bayr. Nachlaßgefetzes, der Nach⸗ 
laßordnung und der Vormundſchaftsordnung hindernd 
im Wege. Am ſchärfſten läßt ſich das zur Anwen⸗ 
dung zu bringende Gebiet umgrenzen, wenn wir die 
Fälle feſtſtellen, in denen nach Reichsrecht der Richter 
ausſchließlich zur Entgegennahme der Anträge und 
Erklärungen zuſtändig iſt. In Vormundſchafts ſachen 
fallen die erſten Verhandlungen bei unehelichen Kin⸗ 
dern, Gehör des Kindsvaters und des Vormundes, mit 
Rückſicht auf die 88 167 ff. FGG. ausſchließlich dem 
Richter zu. Vormund und Pfleger ſind nach 88 1789 
und 1915 BGB. vom Richter zu verpflichten. Die 
Anbörung des Minderjährigen im Fürſorgeerziehungs⸗ 
verfahren hat nach Art. 3 II Fürſ EGG. ebenſo wie die 
Ermahnung des Minderjährigen der Richter zu be⸗ 
tätigen. 

In allen anderen Fällen können in Vormund⸗ 
ſchaftsſachen Erklärungen jeglicher Art zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers abgegeben werden. Es iſt nun 
klar, daß, wenn dieſe Erklärungen bei dem zuſtändigen 
Amtsgericht erfolgen, am geeignetſten der Richter ſie 
ſelbſt entgegennimmt, da vielfach der perſönliche Ein⸗ 
druck eine große Rolle ſpielt. Von dieſem Gedanken 
geht auch der 8 50 bayr. VormO. aus, der die Soll⸗ 
vorſchrift der Behandlung durch den Richter nur für 
das zuſtändige Gericht aufſtellt. Ganz ohne Be⸗ 
denken aber wird in Rechtshilfeſachen häufig der 
Gerichtsſchreiber das Erſuchen ſelbſtändig erledigen 
können (arg. e. c. 8 50 Vorm0O.), ſo z. B. bei wieder⸗ 
holter Einvernahme der Kindsmutter, wenn die Ein⸗ 
rede nach 8 1717 BGB. gebracht iſt, beim Gehör des 
Mündels über den Lehrvertrag, bei Entlaſſung aus 
Vormundſchaft, Pflegſchaft und Beiſtandſchaft, wenn 
es ſich nicht gerade um eine größere Vermögensver⸗ 
waltung mit Schlußrechnung handelt (88 29 und 30 
Vorm0O.), ſowie in der Regel bei Einvernahme von 
Anverwandten im Fürſorgeerziehungsverfahren. 

Die Abgabe einer Erklärung zu Protokoll des 
Gerichtsſchreibers iſt in all dieſen Fällen wie über⸗ 
haupt in ihrem Weſen ein mündliches Anbringen, das 
ſich nach der Verarbeitung durch den Gerichtsſchreiber 
dem Gericht gegenüber als ſchriftliche Einreichung dar⸗ 
ſtellt. Von dieſer Erwägung iſt auch bei der Behand⸗ 
lung von Nachlaßſachen auszugehen. Hiefür hat der 
8 148 bayer. NachlO. engere Grenzen gezogen und 
dem Richter beſonders die Fälle über die Zuſtimmung 
zu Auseinanderſetzungs-Vereinbarungen und Aus⸗ 
einanderſetzungen vorbehalten. Ferner iſt die ſelb⸗ 


ftändige Betätigung des Gerichtsſchreibers auch grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen, wenn es ſich um Erklärungen 
und Anträge handelt, die nur in öffentlich beglaubigter 
Form erfolgen können. Umſchreibungsanträge (8 37 
GO.) und Erbſchaftsausſchlagungen (8 1945 BGB.) 
können nur vor dem Richter erklärt werden. Auch 
Anträge auf Erteilung eines Erbſcheins und Aus⸗ 
einanderſetzung ſoll nach 8 138 Nachl O. nur der 
Richter entgegennehmen. Daß eine eidesſtattliche Ver⸗ 
ſicherung auch vor dem Gerichtsſchreiber abgegeben 
werden kann, ergibt ſich aus dem bereits über die 
Natur des Gerichtsſchreiberprotokolls angeführten in 
Verbindung mit der Erwägung, daß es dem Gericht 
auch möglich iſt, eine von dem Verpflichteten ſchriftlich 
abgefaßte Erklärung als Glaubhaftmachung zu be⸗ 
nützen. Das Protokoll des Gerichtsſchreibers geht 
dem Gericht eben dann auch als ſchriftliche Erklärung 
zu (vgl. auch Keidel Anm. zu 8 15 GG.). 

Neben allen anderen Erklärungen, die ſich auf 
den Gang des Verfahrens in der Hauptſache richten 
und deshalb vorwiegend zur Zuſtändigkeit des Gerichts⸗ 
ſchreibers gehören, kann in Nachlaßſachen in erſter 
Linie die Anſchlußerklärung von Miterben im 
Erbenermittlungsverfahren dem Gerichtsſchreiber zu⸗ 
gewieſen werden. Auch bier wird der Gerichts⸗ 
ſchreiber, wie ſich aus dem oben Angeführten ergibt, 
in erſter Linie bei Erledigung von Rechtshilfeſachen 
tätig werden können. Die dem 8 50 Vorm. ent⸗ 
ſprechende Sollvorſchrift des 8 138 Nachl O. gilt eben⸗ 
falls nur für das zuſtändige Nachlaßgericht, nicht 
für das erſuchte Gericht. Am durchgreifendſten 
würde ſich eine Entlaſtung der Gerichte ſicherlich be⸗ 
merkbar machen, wenn die amtliche Erbenermittlung 
und Nachlaßauseinanderſetzung ganz beſeitigt würde. 
Es find doch in Bayern die Verhältniſſe nicht fo be⸗ 
ſonders gelagert, daß dieſe Einrichtungen hier nicht 
ebenſo leicht wie in Preußen entbehrt werden können. 
Eine Erleichterung könnte in dieſem Sinn aber nur 
auf dem Wege der Geſetzgebung erreicht werden. Da⸗ 
gegen können jetzt ſchon zur Entlaſtung der Gerichte 
Geſchäfte vom Gerichtsſchreiber vorgenommen werden, 
wie die Einvernahme von Vermächtnisnehmern und 
Pflichtteilsberechtigten, ſowie der geſetzlichen Erben, 
wenn das Teſtament eröffnet iſt oder der Teſtaments⸗ 
erbe einen Erbſchein beantragt (8 2360 Ab}. II BGB.), 
dann die Einvernahme von Kindern, wenn der über⸗ 
lebende Eheteil durch Vertrag oder Teſtament Allein⸗ 
erbe iſt!). Am ſicherſten läßt ſich der Zweck der Arbeits⸗ 
erleichterung auch ſchon dadurch erreichen, daß die 
Erſuchſchreiben unmittelbar an die Gerichtsſchreiberei 
gerichtet werden. Die Vorſchriften des 8 139 Abſ. II 
Nachl O. und 8 51 Abſ. II VormO. ſtehen meines Er⸗ 
achtens dieſen Ausführungen nicht im Wege; denn fie 
beſtimmen nicht, in welchen Fällen ein richterliches 
Protokoll zu errichten iſt, ſondern beſagen nur, wie 
zu verfahren iſt, wenn ein Protokoll vom Richter auf⸗ 
genommen wird. Der in 8 11 FGG. aufgeſtellte 
Grundſatz über die Zuſtändigkeit des Gerichtsſchreibers 
ſollte und konnte durch die Vormundſchafts- und Nach⸗ 
laßordnung nicht beſeitigt werden. 

Von dieſen Geſichtspunkten aus eröffnet ſich eine 
neue Richtlinie, die für den Richter eine ſehr be= 

1) Daß ſich die Gerichte gerade auf dieſem Gebiete 
vielfach durch unnütze Erſuchen ſelbſt belaſten, darüber 
ſ. Kößler auf S. 8ff. dieſes Jahrgangs. 

(Anmerkung des Herausgebers). 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 15 u. 16. 


257 


: grüßenswerte Befreiung von einer für ihn gleichför⸗ 


migen Arbeitslaſt, für den Gerichtsſchreiber aber eine 
vielleicht ungewohnte, dafür jedoch um ſo anregendere 
Betätigung, im beſonderen aber für den rechtskundigen 
Gerichtsſchreiber eine nicht zu unterſchätzende Gelegen⸗ 
heit zur Weiterbildung und Vorbereitung für den ſpä⸗ 
teren Richterberuf bedeutet. 


Edmund Martin Müller, Amtsgerichtsſekretär 
in München. 


Aus der Aechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Wer iſt im Sinne des 3 833 B88. Halter eines 
ezähmten Tieres? (5 960 BGB.). Begriff des ge: 
angenen Tieres und des Tiergartens. Aus den 
Gründen: Das B. führt aus, es ſei erwieſen, daß 
der Rehbock, der den Kläger verletzt habe, zu dem Ge⸗ 
hege des Beklagten gehört habe, aus dem er erſt kurz 
vor dem Unfalle ausgebrochen ſei. Er ſei ein gezähmtes 
Tier i. S. des 8 960 BGB. Da der Bock, bevor er 
den Kläger angegriffen habe, an dem Parkgitter ge⸗ 
ſtanden und gegen ein hinter dem Gitter ſtehendes 
Reh geſtoßen habe, ſo habe er die Gewohnheit, an 
den ihm beſtimmten Ort zurückzukehren, noch nicht 
abgelegt gehabt, er ſei alſo noch nicht herrenlos ge⸗ 
worden. Der Beklagte hafte deshalb als Tierhalter 
nach 8 833 BGB. Dieſe Begründung gibt zu Bes 
denken Anlaß. Es iſt nicht richtig, wenn das BG. 
die Frage, ob der Beklagte Tierhalter i. S. des § 833 
BGB. war, lediglich aus 8 960 BGB. entſcheidet. 
Denn dieſe Vorſchrift regelt nur die Eigentumsfrage, 
während dieſe für das tatſächliche Tierhalterverhältnis 
der entſcheidenden Bedeutung entbehrt (RG. 55, 
164, 165; JW. 1911 S. 279°). Dieſer Mangel würde 
allerdings nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 
Denn wenn der Rehbock, der den Kläger verletzt hat, 
in der Tat ein „gezähmtes“ Tier i. S. des 8 960 Abſ. 3 
BGB. war und wenn einwandfrei feſtgeſtellt wäre, 
daß er zur Zeit des Unfalls noch nicht die Gewohnheit 
abgelegt hatte, an den ihm beſtimmten Ort zurück⸗ 
zukehren, ſo würde die Annahme nicht zu beanſtanden 
ſein, daß der Beklagte in jenem Zeitpunkt auch noch 
Tierhalter war. Denn da ein Dritter als Tier⸗ 
halter nicht in Frage kommt, fo würde der Be— 
klagte damals noch die tatſächliche Verfügungsgewalt 
über das Tier gehabt haben (vgl. Motive Bd. 3 S. 373 
zu 2, RGSt. 48, 386). Allein jene Feſtſtellung iſt 
rechtlich nicht haltbar. Wilde Tiere ſind grundſätzlich 
herrenlos (8 960 Abſ. 1 Satz 1 BGB.). Nur dann 
ſteht ein wildes Tier im Beſitz und Eigentum des 
Menſchen, wenn ſeine natürliche Freiheit durch Ge— 
fangenſchaft aufgehoben iſt; dies iſt nach dem Stands 
punkte des Geſetzes auch dann der Fall, wenn es in 
einem „Tiergarten“ gehalten wird (§ 960 Abſ. 1 Satz 2) 
oder wenn es, ohne durch eine äußere Anſtalt in ſeiner 
Bewegungsfähigkeit beſchränkt zu ſein, ſo abgerichtet 
(gezähmt) worden iſt, daß es an den ihm beſtimmten 
Ort zurückkehrt. (So Mot. zu § 905 Entw. I Bd. 3 
S. 372 zu b). In erſterem Falle wird alſo das Tier durch 
phyſiſche Mittel, im zweiten nur durch die Gewöhnung 
an eine beſtimmte Dertlichfeit pſychiſch beherrſcht. Das 
BG,. hat dieſe beiden Fälle nicht auseinander gehalten. 
Es iſt gewiß möglich, daß ſich ein gezähmter Rehbock 
in einem Tiergarten befindet, aber daraus allein, 
daß der bis dahin im Rehparke des Beklagten gefangen 
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gehaltene Vock ſich zur Zeit des Unfalls in der Nähe 
dieſes Rehparks befand, kann nicht geſchloſſen werden, 
daß er vorher die Gewohnheit gehabt hatte, an den 
ihm beſtimmten Ort zurückzukehren, den er früher gar 
nicht verlaſſen hatte, alſo gezähmt war. War er aber 
kein gezähmtes Tier, ſo war, wenn man von dem vom 
BG. angewendeten 8 960 BGB. ausgeht, die Frage, 
ob er herrenlos geworden war, nicht aus 8 960 Abſ. 3, 
ſondern aus $ 960 Abſ. 2 zu entſcheiden. Es kam 
alſo darauf an, ob der Beklagte das Tier unverzüglich 
nach der Entweichung verfolgt und dieſe Verfolgung 
bis zum Unfall fortgeſetzt oder ob er ſie damals ſchon 
aufgegeben hatte. Vom Standpunkte des 8 960 BGB. 
aus wäre ferner zu prüfen a ob der Rehpark 
des Beklagten als „Tiergarten“ i. S. dieſer Vorſchrift 
angeſehen werden kann. Nicht jeder Wildpark iſt ein 
Tiergarten in dieſem Sinne (vgl. Prot. der 2. Komm., 
Bd. 3 S. 254). Es kommt vielmehr darauf an, ob der 
zur Feſthaltung des eingehegten Wildes umſchloſſene 
Raum nach der Geſamtheit der Vorrichtungen geeignet 
iſt, die Gefangenſchaft des Wildbeſtandes zu begründen 
(RGSt. 42, 75). (Urteil des IV. 35. vom 30. März 
1916, IV 426/15). 
3896 


— — n. 


II 


Zeitliche Begrenzung der Unterhalts pflicht, wenn 
nicht ſicher feſtſteht, wann der Unterhaltsberechtigte er: 
werbsfähig wird. Beweislaſt in ſolchen Fällen. Aus 
den Gründen: Das OLG. geht ohne Rechtsirrtum 
davon aus, daß bei Knaben beſſerer Herkunft, wie es 
die Kläger ſind, der Unterhalt nicht nur die Koſten 
des Beſuchs höherer Schulen, ſondern auch diejenigen 
der Vorbildung zu einem ihrer Entwicklung und ihrer 
Veranlagung entſprechenden Berufe umfaßt und daß 
ſich daher die Unterhaltspflicht des Beklagten nicht 
ſchlechthin auf die Zeit bis zur Erreichung des 18. Lebens⸗ 
jahres oder bis zum Eintritt der Volljährigkeit be⸗ 
grenzen läßt. Daraus folgt aber nicht, daß den 
Klägern die Unterhaltsrente ohne jede zeitliche Be⸗ 
grenzung zuzuſprechen und dem Beklagten zu über⸗ 
laſſen iſt, nach Eintritt der Erwerbsfähigkeit der 
Kläger einer Ausbeutung ſeiner Unterhaltspflicht auf 
Grund der unbegrenzten Verurteilung durch eine Klage 
aus $ 323 ZPO. entgegenzutreten. Die Kläger haben 
die Vorausſetzungen eines ihnen zuſtehenden Unter⸗ 
haltsanſpruches gegen den Beklagten nicht nur nach 
der Richtung zu beweiſen, daß ſie zurzeit außerſtande 
ſind, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſondern ſie trifft auch 
die Beweislaſt dafür, daß dieſe Vorausſetzungen während 
des ganzen Zeitraums gegeben ſind, für den ſie auf 
künftige Leiſtung klagen. Dieſer Beweis läßt ſich 
freilich bei der Ungewißheit der Geſtaltung künftiger 
Dinge nicht ſicher erbringen und es kann daher von 
dem Unterhaltsberechtigten nur verlangt werden, daß 
er beweiſt, ſein Unvermögen zur eigenen Beſchaffung 
des Unterhalts werde nach der Geſtaltung der gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſe bei einem gewöhnlichen, der 
Erfahrung entſprechenden Verlaufe der Dinge während 
eines beſtimmten Zeitraums oder gegebenenfalls dauernd 
fortbeſtehen. Wenn auch das Geſetz den Unterhalts- 
anſpruch der Kinder gegenüber den Verwandten aufs 
ſteigender Linie nicht an eine beſtimmte Altersgrenze 
gebunden hat, ſo iſt doch mangels beſonderer Um— 
ſtände ein Unterhaltsanſpruch zunächſt nur bis zu dem 
Zeitpunkt begründet, in dem unter Berückſichtigung 
der Lebensſtellung der Kinder bei einem regelmäßigen 
Verlaufe deren Erziehung und Vorbildung zu einem 
ihren Verhältniſſen entſprechenden Beruf abgeſchloſſen 
iſt. Auf den ſich danach ergebenden Zeitraum muß 
demnach der Regel nach die auf eine Unterhaltsklage 
der Kinder auszuſprechende Verurteilung des unter— 
haltspflichtigen Verwandten beſchränkt werden. Es 
mag Fälle geben, in denen aus beſonderen Gründen 
ſich nicht mit annähernder Beſtimmtheit vorausſagen 


— 
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läßt, ob ein Kind überhaupt jemals erwerbsfähig 
werden wird und daher die Zuerkennung des Unter⸗ 
halts ohne zeitliche Begrenzung geboten ſein kann. 
Ein ſolcher Fall liegt aber hier nicht vor, insbeſondere 
iſt von den Klägern nichts nach der Richtung hin 
vorgebracht worden, daß ſie oder auch nur einer von 
ihnen mit einem Gebrechen behaftet ſeien, das voraus⸗ 
ſichtlich eine dauernde Erwerbsunfähigkeit zur Folge 
haben würde. Das BG. er von einer zeitlichen Be⸗ 
grenzung der Zahlungspflicht des Beklagten auch nur 
aus dem Grunde abgeſehen, weil ſich bei dem Alter 
der Kläger, von denen der älteſte erſt 16 Jahre alt 
ſei, kein beſtimmter Zeilpunkt für das Ende ihres 
Unterhaltsanſpruchs angeben laſſe, es vielmehr ihrer 
weiteren Entwicklung und Veranlagung überlaſſen 
bleiben müſſe, welchem Berufe fie ſich ſpäter zuwenden 
dürften und wann ſie ſelbſt imſtande ſein würden, 
ihren Unterhalt zu verdienen. Dieſe Erwägung kann 
die Zuerkennung zeitlich unbegrenzter Unterhaltsrenten 
nicht rechtfertigen. Eine ſolche Verurteilung des Be⸗ 
klagten bedeutet den Ausſpruch einer lebenslänglichen 
Zahlungspflicht und eine ſolche iſt nach den Verhält⸗ 
niſſen nicht begründet, da das BG. ſelbſt annimmt, 
daß die Kläger im Laufe der Zeit erwerbsfähig werden 
und damit aufhören werden, unterhaltsberechtigt zu 
ſein. Es iſt auch nicht einzuſehen, weshalb es nicht 
möglich ſein ſollte, unter Zuhilfenahme allgemeiner 
Erfahrungsgrundſätze annähernd ſicher den Zeitpunkt 
zu beſtimmen, bis zu dem vorausſichtlich die Aus⸗ 
bildung der Kläger zu einem ihren Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechenden Beruf abgeſchloſſen ſein wird. Sollte ſich 
der danach beſtimmte Zeitpunkt zufolge des Eintritts 
jetzt nicht vorausſehbarer ungewöhnlicher Umſtände 
als unrichtig erweiſen und ein weiterer Unterhalts⸗ 
anſpruch der Kläger begründet ſein, ſo muß den Klägern 
deſſen ſpätere Geltendmachung in einem neuen Rechts⸗ 
ſtreit überlaſſen bleiben. Jedenfalls kann eine in 
dieſer Hinſicht etwa beſtehende Unſicherheit nicht dazu 
führen, die Zahlungspflicht des Beklagten ſchon jetzt 
über den nach der Lebenserfahrung bei einem ge⸗ 
wöhnlichen Laufe der Dinge anzunehmenden Zeitpunkt 
hinaus auszudehnen, vielmehr kann den Klägern als 
der beweispflichtigen Partei der Unterhalt nur auf 
ſolange zuerkannt werden, als ſich ihr Anſpruch nach 
den von ihnen nachgewieſenen gegenwärtigen Um⸗ 
ſtänden als berechtigt vorausſehen läßt. Die Annahme 
des B., daß es dem Beklagten überlaſſen bleiben 
müſſe, bei Eintritt der Erwerbsfähigkeit der Kläger 
einer weiteren Inanſpruchnahme aus dem Urteil im 
Wege der Klage aus $ 323 ZPO. entgegenzutreten, iſt 
irrig. Einerſeits würde die Verweiſung auf § 323 
ZPO. eine Umkehrung der Beweislaſt zuungunſten 
des Beklagten bedeuten, da bei der Klage aus 8 323 
3PO. der Beklagte den Beweis erbringen müßte, daß 
die Kläger erwerbsfähig geworden find, wahrend die 
Kläger nur berechtigt ſind, Unterhalt zu fordern, ſo 
lange ſie ihre Erwerbsunfähigkeit nachzuweiſen ver⸗ 
mögen. Andererſeits iſt eine Klage aus $ 323 ZPO. 
überhaupt nur zuläſſig, wenn nachträglich eine weſent⸗ 
liche Aenderung in den Verhältniſſen eingetreten iſt, 
welche bei dem Erlaß des früheren Urteils nach bürger⸗ 
lichem Recht in Betracht zu ziehen waren, und zwar 
nicht nur für die Beſtimmung der Höhe der Renten, 
ſondern auch für die Bemeſſung der Dauer ihrer Ent⸗ 
richtung. Der Einfluß, den erfahrungsgemäß das zu⸗ 
nehmende Lebensalter auf die Erwerbsfähigkeit eines 
Kindes ausübt, gehört aber der Regel nach zu den 
Verhältniſſen, die für die Bemeſſung der Höhe und 
der Dauer der Unterhaltsrenten von vornherein zu 
berückſichtigen ſind, und es kann deshalb zweiſelhaft 
ſein, ob er als nachträglicher Eintritt einer weſent⸗ 
lichen Aenderung in den bei Erlaß des früheren Ur⸗ 
teils maßgebenden Verhältniſſen anzuſehen und zur 
Begründung einer Klage aus 8323 ZPO. geeignet 
iſt, ſoweit er nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 


DT 


vorausſehbar geweſen iſt. Der Standpunkt des BG. 

würde aber auch der Abſicht des Geſetzgebers wider⸗ 

ſprechen, Prozeſſe ſoweit möglich, zu vermeiden und 

in zahlreichen Fällen an ſich vermeidbare nachträgliche 

Streitigkeiten hervorrufen. (Urt. des IV. ZS. vom 

20. März 1916, IV 416/15). 
3894 


—— n. 


III 


Nöntgenverbreunung in einer Univerſitätsklinik. 
Haftung der Univerſität als Krankenhansunternehmerin 
aus dem Bertrage, desgl. des leitenden Arztes wegen Ber: 
nachläſſigung feiner Ueberwachungspflicht gegenüber einem 
Statiensarzt. Der Kläger, der an einer Erweiterung 
der Speiſeröhre litt, wurde am 8. Januar 1906 in die 
dritte Pflegeklaſſe einer mediziniſchen Univerſitätsklinik 
aufgenommen. Er zahlte an die Kaſſe der Univerſität 
für jeden Tag zwei Mark für Verpflegung und ärzt⸗ 
liche Behandlung. Direktor der mediziniſchen Klinik 
war der Beklagte S., Stationsarzt der Beklagte St. 
1 der Zeit vom 8. bis 18. Januar 1906 wurde der 

läger wiederholt von dem Beklagten St. mit Rönt⸗ 
genſtrahlen durchleuchtet. Am 22. Januar 1906 fand 
eine nochmalige Durchleuchtung des Klägers in Ge⸗ 
Da des Beklagten ©. ſtatt, den Röntgenapparat 
ediente der Beklagte St. Zugleich wurde das Rönt⸗ 
genbild einer Anzahl von Hörern des Beklagten S. 
vorgeführt. Durch die Röntgenbeſtrahlung wurde beim 
Kläger ein Geſchwür hervorgerufen, das zu der Zeit, 
als der Kläger die Klinik verließ, am 3. Mai 1906, 
noch nicht geheilt war, ſondern erſt im Frühjahr 1909 
völlig heilte. Mit der Behauptung, daß die Beklagten 
S. und St. durch ihre Fahrläſſigkeit die Verbrennung 
verſchuldet hätten, und daß die Univerſität auf Grund 
des mit ihr geſchloſſenen Vertrags für das Verſchulden 
der beiden einſtehen müſſe, verlangt der Kläger von 
allen Beklagten als Geſamtſchuldnern Erſatz des ihm 
durch die Verbrennung erwachſenen Schadens im Be⸗ 
trage von 6500 M. Das OLG. erklärte den Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt, die Re⸗ 
viſion wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: „Die Rüge, das BG. 
habe die Paſſivlegitimation der beklagten Univerſität 
mit Unrecht angenommen, es fehle in den Ausführungen 
des BG.s ein Anhalt dafür, daß der Vertragsſchluß 
nicht mit dem Fiskus, ſondern gerade mit der beklagten 
Univerfität erfolgt fein ſolle, iſt unbegründet. Die 
beklagte Univerſität hat nach dem Tatbeſtande des 
. Urteils ſelbſt ausgeführt, daß ſie durch 
die Aufnahme des Klägers in die Univerſitätsklinik 
zu ihm in ein Vertragsverhältnis getreten ſei, fie hat 
nur beſtritten, daß dieſes Vertragsverhältnis außer 
der Verpflegung auch die ärztliche Behandlung um⸗ 
faßt habe, und nach dem Tatbeſtande des Berufungs⸗ 
urteils hat ſie wiederum ausgeführt, ſie habe nur die 
Verpflegung des Klägers vertraglich übernommen. 
Nach den Feſtſtellungen des BG.s wurden die Pfleg⸗ 
linge der 3. Klaſſe der Klinik der beklagten Univerſität 
entlaſſen, wenn ſie ſich weigerten, ſich vorſtellen zu 
laſſen. Das Vorgeſtelltwerden war die gewöhnliche 
und als ſelbſtverſtändlich erachtete Folge der Aufnahme 
eines Pfleglings in die 3. Klaſſe. Es handelte ſich 
mithin bei der Vorſtellung eines ſolchen Pfleglings 
nicht um einen ganz außerhalb des Vertragsverhält⸗ 
niſſes ſtehenden Vorgang, ſondern um einen Vorgang, 
deſſen Duldung die beklagte Univerſität auf Grund 
ihres Vertragsverhältniſſes mit dem Pflegling von 
dieſem erwartete und den dieſer eben mit Rückſicht auf 
das Vertragsverhältnis duldete. Dadurch, daß der 
Kläger die Vorſtellung duldete, gewährte er der be⸗ 
klagten Univerſität die von dieſer als Vorausſetzung 
für die Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes erwartete 
Gegenleiſtung für die zu dem geringen Satze von 
2 Mark gewährte Verpflegung und ärztliche Behandlung. 
Daß das BG. auf einen ſolchen gerade in Ausführung 
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des, Vertrags Iſichkabſpielenden Vorgang die Vertrags⸗ 
arundſätze angewendet hat, iſt nicht rechtsirrtümlich. 
Die Angriffe der Reviſion gegen die Annahme einer 
Haftung des Beklagten S. aus 8 823 BGB. find unbe⸗ 
gründet. Zunächſt iſt es nicht richtig, daß das BG. 
bei der Darlegung dieſer Haftung ſich in Widerſprüche 
verwickele. Wo das B. von einem ſelbſtändigen 
Arbeiten des Beklagten St. ſpricht, hat es die dieſem 
Beklagten übertragene ſelbſtändige Bedienung des 
Röntgenapparates im e Damit ſteht es nicht im 
Widerſpruche, wenn an einer anderen Stelle geſagt 
wird, unzweifelhaft habe der Bekagte S. die Leitung 
der ganzen Vorführung gehabt; denn die Bedienung 
des Röntgenapparates war ja nur ein Teil der ganzen 
Vorführung. Frei von Rechtsirrtum iſt ferner die 
Ausführung des BG.s, der Umſtand, daß der Beklagte 
S. dem Beklagten St. im allgemeinen auf Grund von 
deſſen Vorbildung die ſelbſtändige Vornahme von 
Durchleuchtungen unzweifelhaft habe überlaſſen dürfen, 
habe den Beklagten S. bei der in ſeiner Gegenwart 
und unter ſeiner Leitung erfolgenden Vorführung nicht 
von der Ausübung der Aufſichtspflicht entbunden. Denn 
die allgemeine Pflicht der Aufſicht, welche die für die 
Erfüllung verantwortliche Perfon aufzuwenden hat, 
wenn ſie die Ausführung der gebotenen Schutzmaß⸗ 
nahmen zur Sicherung des Lebens und der Geſund⸗ 
heit anderer einer dritten Perſon überläßt, iſt nicht 
nur dann gegeben, wenn dieſe dritte Perſon für die 
Ausführung der Schutzmaßnahmen nicht das gleiche 
Verſtändnis hat, wie die für die Erfüllung verant⸗ 
wortliche Perſon, oder wenn ſich Zweifel an der Zu⸗ 
verläſſigkeit des Angeſtellten regen, ſie beſteht vielmehr 
in jedem Fall, in dem die für die Erfüllung verant⸗ 
wortliche Perſon die erwähnten Schutzmaßnahmen 
Dritten überläßt; denn ſie gründet ſich gerade auf 
die Ueberlaſſung dieſer Schutzmaßnahmen an einen 
Dritten. Natürlich wird ſich Maß und Umfang dieſer 
Ueberwachungs tätigkeit nach den Umſtänden, insbeſon⸗ 
dere nach der Zuverläſſigkeit und Erfahrenheit des 
Dritten richten“... . (Urt. d. III. ZS. v. 24. März 1916, 
III 396/15). 
3888 


IV 


Bürgſchaft oder 535 (Garantiever⸗ 
trag)? Werden dieſe in ihrem Beſtande dadurch berührt, 
daß ein Berluſt von vornherein mit Sicherheit zu erwarten 
war? Der Kläger übernahm mit Aktiven und Paſſiven das 
Vermögen der in Zahlungsſchwierigkeiten geratenen 
Kommanditgeſellſchaft Kreditbank L. & Co.; aus be⸗ 
ſtimmten Vermögensteilen ſollte nach 86 des Vertrages 
eine Rücklage von 115000 M gebildet werden zur Aus⸗ 
gleichung etwaiger Verluſte auf ausſtehende Forde⸗ 
rungen, und in 87 übernahmen mehrere Perſonen, 
darunter die Beklagten, dem Kläger gegenüber geſamt⸗ 
ſchuldneriſch, die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft“ dafür, 
„1. daß die Kreditbank nicht mehr Paſſiva beſitzt, als aus 
den Büchern hervorgeht, 2. daß der Bankverein (der 
Kläger) nicht aus Bürgſchaften, die die Kreditbank über⸗ 
nommen hat, in Anſpruch genommen wird, 3. daß die 
durch Hypothek . .. zu ſichernde Darlehnsforderung von 
46 500 M ... voll eingehen wird, 4. daß die über⸗ 
nommenen Außenftände zu ihrem Nennwerte, den fie 
am Tage der Uebergabe haben, nebſt Zinſen, Koſten 
und Proviſion eingehen“. Hinſichtlich Nr. 4 ſollte die 
Bürgſchaft erſt in Kraft treten, wenn die Rücklage von 
115000 M aufgezehrt fein werde. Jeder der „Bürgen“ 
übernahm dieſe Verpflichtungen in Höhe eines bes 
ſtimmten Betrages, der Beklagte L. mit 25000 M, der 
Beklagte R. mit 50000 M. Der Kläger nimmt mit der 
Klage wegen erlittener Ausfälle den Beklagten L. auf 
Zahlung von 17250 M und Zinſen, den Beklagten R. auf 
Zahlung von 34500 M und Zinſen in Anſpruch. 

Aus den Gründen: Die in 87 von den 
„Bürgen“ eingegangene Verpflichtung ſtellt ſich in 
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Wahrheit rechtlich nicht als Bürgſchaft, ſondern als 
Gewährübernahme (Garantievertrag) dar. Die Bürgen 
ſtehen dafür ein, daß die Kreditbank nicht mehr als 
die buchmäßigen Paſſiva beſitzt, daß der Kläger nicht 
aus von der Kreditbank übernommenen Bürgſchaften 
in Anſpruch genommen wird, daß eine hypothekariſche 
Darlehnsforderung voll eingehen wird, und daß alle 
Außenſtände zu ihrem Nennwerte eingehen. Es wird 
mithin von den ſogenannten Bürgen nicht eine fremde 
Schuld ſondern ein Erfolg verbürgt; es wird nicht 
eine Zahlung an Stelle des Schuldners, ſondern eine 
Gefahr etwaigen Verluſtes übernommen, der dem Kläger 
erwachſen könnte. Das ſtellt im Gegenſatze zur Bürg⸗ 
ſchaft den ade Tatbeſtand des Gewährvertrages 
dar (RG. Z. 61, 157; 72, 138; Warneyer Rechtſpr. 
1909 Nr. 87, 1913 Nr. 9, 1915 Nr. 262). Für die 
Rechtsgültigkeit der gegenüber dem Kläger von den 
„Bürgen“ übernommenen Verpflichtungen begründet 
dies keinen Unterſchied. Die Reviſion meint, wenn 
von vornherein feſtſtand, daß die Ausſtände nicht ein⸗ 
gehen und die Rücklage zur Deckung der Geſellſchafts⸗ 
ſchulden nicht hinreichen würde, ſei eine Bürgſchaft 
für den Eingang nach dem Weſen der Bürgſchaft un⸗ 
denkbar. Der Vertrag ſelbſt ergebe, daß mit der Ein⸗ 
ziehbarkeit gerechnet würde, und der Kläger habe, 
wenn er nicht argliſtig handeln wollte, die Bürgen 
darüber aufklären müſſen, daß jenes nicht der Fall 
ſei. Ein Bürgſchaftsvertrag liegt indeſſen, wie bereits 
ausgeſprochen wurde, überhaupt nicht vor. Inſoweit 
jedoch die Vorausſetzungen des Bürgſchafts⸗ und des 
Gewährvertrages die gleichen ſind und bei beiden mit 
einem möglichen Verluſt in der Zukunft für den Gläu⸗ 
biger gerechnet wird, iſt es nicht zutreffend, daß die 
Bürgſchafts⸗ oder Gewährverpflichtung wegen inneren 
Widerſpruchs hinfällig werde, wenn der Verluſt als 
ſicher erwartet werde. Auch das Berufungsurteil hat 
einen ähnlichen Satz in dem RGR Kommentar zum 
BGB. vorgetragen gefunden, daß nämlich die Un⸗ 
gewißheit über die Inanſpruchnahme des Bürgen Bes 
griffsmerkmal der Bürgſchaft und dieſe deshalb nichtig 
ſei, wenn die Inanſpruchnahme des Bürgen von vorn: 
herein als ſicher feſtſtehe. Allein an der vom BG. 
angezogenen Stelle jenes Kommentars iſt nur aus— 
geführt, daß, wo die Hauptſchuld bereits getilgt oder 
die Erfüllung bereits unmöglich geworden oder bei 
der Ausfallbürgſchaft der Ausfall bereits erfolgt il. 
für eine Bürgſchafts verpflichtung kein Raum mehr iſt. 
Das liegt in der Tat in der Natur der Bürgſchaft. 
Aber nur die Tatſache der Vergangenheit, nicht eine, 
wenn auch ſichere Erwartung in der Zukunft ſchließt 
die Bürgſchaft aus, und dasſelbe gilt für den Gewähr⸗ 
vertrag. Hier iſt nach der Behauptung der Beklagten 
die Sachlage die, daß die Rücklage der 115000 M 
vorausſichtlich ſchon durch einen der unſicheren Aus⸗ 
ſtände aufgezehrt werden mußte, fo daß die Inanſpruch— 
nahme der „Bürgen“ für den Kläger allerdings be— 
reits beim Vertragsabſchluſſe ſo gut wie feſt ſtand. 
Das macht jedoch den Vertrag nicht widerſpruchsvoll 
und nicht ungültig; die gleiche Sachlage wird bei 
einem großen Bruchteil aller Sicherungsverträge vor— 
liegen. Eine Aufklärungspflicht hinſichtlich der Zu— 
kunftsausſichten für die „Bürgen“ dieſen gegenüber 
hatte der Kläger nicht; er durfte nur nicht auf Täuſchung 
berechnete unrichtige Verſicherungen geben und mußte 
auf etwaige Rückfragen der Bürgen, ſoweit er Auskunft 
zu geben ſich bereit zeigte, auch wahrheitsgemäß Aus— 
kunft geben. Ohne Rechtsirrtum erachtet das BG. 
eine argliſtige Täuſchung der Beklagten durch den 
Kläger ſchon durch die dem Vertrage zugrunde liegende 
und in ihm zum Ausdrucke gekommene Sachlage für 
widerlegt. Durch die Vermögensübernahme ſollte die 
Kreditbank vor dem Konkurſe bewahrt werden; der 
Kläger, der das Vermögen der mit Unterbilanz arbei⸗ 
tenden Kreditbank übernahm, wollte ſelbſtverſtändlich 
dieſe Unterbilanz nicht mit eigenem Vermögen decken; 
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er mußte Sicherheiten ſuchen und mußte auch annehmen, 
daß, wer dieſe zu leiſten ſich bereit erklärte, mit der 
Verluſtgefahr bekannt war, die er übernahm. Die 
„Bürgen“ waren der engen und deren Vertretern 
und ommanditiſten naheſtehende Perſonen, und aus 
dem zahlenmäßigen Verhältnis der 175000 M betragen⸗ 
den Geſamtſumme der Gewährverpflichtungen zu dem 
Betrage der Rücklage ergab ſich, daß mit der Möglich⸗ 
keit eines großen Ausfalles gerechnet wurde. Von 
jedem, der eine Bürgſchaft oder eine Gewährverpflichtung 
für eine fremde Schuld übernimmt, muß vorausgeſetzt 
werden, daß er die Gefahr, die er übernimmt, ſich 
überlegt; die Unterlagen für dieſe Prüfung gibt der 
Vertrag in ſeinem Zuſammenhange ſelbſt. (Urt. des 
VI. 3S. vom 15. Mai 1916, VI 84, 1916). E. 
39 18 


Bei allgemeiner Güter rarer. braucht ſich die 
durch einen Tritten unter Mitwirkung des Mannes ge⸗ 
ſchädigte Frau nicht anf die Auſprüche gegen den Ehe⸗ 
maun verweiſen zu laſſen. Aus den Gründen: 
Zum Geſamtgut der Eheleute K. gehörten die ſtreitigen 
Inventarſtücke und das nachmals verſteigerte Grund⸗ 
ſtück, deſſen Wert die darauf eingetragenen Hypotheken 
nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts weitaus 
überſtieg. Dadurch, daß der Beklagte die Inventar⸗ 
ſtücke verſchleppte und das Grundſtück mit den er⸗ 
ſchlichenen Urteilshypotheken belaſtete, wurde der Wert 
des Geſamiguts vermindert. Die Klägerin war Eigen⸗ 
tümerin des Geſamtguts mit ihrem Ehemann zur ge⸗ 
en Hand ($ 1438 BGB.). Während des Beſtehens 

er Ehe fiel dem Geſamtgut der eheliche Aufwand zur 
Laſt (8 1458). Aus dem Geſamtgut konnten, von den 
88 1460 — 1462 abgeſehen, die Gläubiger der Frau 
Befriedigung verlangen (8 1459). Bei der Teilung 
des Geſamtguts gebührte ihr nach Berichtigung der 
Verbindlichkeiten die Hälfte des Ueberſchuſſes (8 1476). 
Durch das Vorgehen des Beklagten wurde die Ver⸗ 
wirklichung dieſer Rechte der Klägerin aufs ſchwerſte 
beeinträchtigt. Richtig iſt, daß der Ehemann über das 
Geſamtgut verfügen konnte (8 1443) und daß möglicher⸗ 
weiſe die Klägerin vorerſt weder einen dinglichen noch 
einen ſchuldrechtlichen Anſpruch an den Beklagten hat. 
Richtig iſt auch, daß ihr Ehemann haftet, weil er das 
Geſamtgut vermindert hat, um ſie zu benachteiligen 
(8 1456). Auf all das kommt es aber nicht an. Klägerin 
verfolgt keinen rechtsgeſchäftlichen Anſpruch, ſondern 
ſtützt ſich auf unerlaubte Handlung. Iſt mittels einer 
ſolchen das Geſamtgut verringert worden, ſo iſt die 
Klägerin in ihrem Vermögen zunächſt beſchädigt und 
es iſt gleichgültig, daß ſie von ihrem Ehemann, weil 
er Mittäter oder Gehilfe des Beklagten war, Erſatz 
und Anrechnung bei der Teilung im Sinne des 81476 II 
verlangen kann. Die Vermögensſchädigung fällt nicht 
um deswillen weg, weil der Beſchädigte einen Erſatz⸗ 
anſpruch gegen einen Teilnehmer an der unerlaubten 
Handlung oder gegen einen ſonſtigen Dritten hat. 
Die unerlaubte Handlung war mit der Beiſeiteſchaffung 
der Inventarſtücke und ſpäteſtens mit der Einziehung 
der Urteilsbeträge vollendet, ohne Rückſicht auf eine 
mögliche ſpätere Werterſtattung durch K. Dieſer 
und der Beklagte haften der Klägerin aus der gemein- 
ſchaftlichen unerlaubten Handlung als Geſamtſchuldner. 
(Urt. des VI. ZS. vom 5. Juni 1916, VI 114/1916). 
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B. Strafſachen. 


I. 


Nichtbefolgung der Aufforderung einer Behörde 
zur Ablieferung von Vorräten an beſtimmte Händler. 
SS 2, 4, 6 Ubi. 1 Nr. 3 und 4 HöchſtprG., 88 7 und 14 
BAND. vom 25. Januar 1915 über die Negelung des 
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Berkehrs mit Brotgetreide und Mehl, 38 BRD. vom 
13. Febr. 1915 über die Regelung des Verkehrs mit 
Hafer. Aus den Gründen: Der Bürgermeiiter 
von E. hat durch eine Bekanntmachung vom 1. April 
1915 die Landwirte und Beſitzer von Brotgetreide 
und Hafer aufgefordert, ſämtliches Getreide (nach Ab⸗ 
zug der ihnen geſetzlich zuſtehenden 9 kg auf den 
Kopf und Monat) und ſämtlichen Hafer (nach Abzug 
der bei der Beſtandsaufnahme angegebenen Saat⸗ 
hafermenge) bis zum 10. April 1915 an drei nament⸗ 
lich aufgeführte Händler abzuliefern; bei dem An⸗ 
geklagten ſind am 12. desſ. Mts. 56 kg Brotgetreide 
— Mehl — über den ihm zu belaſſenden Bedarf vor⸗ 
gefunden worden. Von der Anklage eines Vergehens 
gegen SS 4, 6 Abſ. 1 Nr. 4 des Höchſtpreisgeſetzes vom 
11. Dezember 1914 ſpricht das L. ihn um des willen 
frei, weil der Bürgermeiſter zu einer Aufforderung 
nach § 4 a. a. O. oder zu einer Enteignungsanord⸗ 
nung nach 8 14 BNBO. vom 25. Januar 1915 über 
die Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide und Mehl 
und § 8 der BRVO. vom 13. Februar 1915 über die 
Regelung des Verkehrs mit Hafer nicht zuſtändig und 
ſeine Bekanntmachung überhaupt weder eine Auf⸗ 
forderung noch eine Anordnung ſolcher Art geweſen 
ſei, vielmehr gerade bezweckt habe, die Enteignung 
zu vermeiden und den freihändigen Verkauf an die 
Kriegsgetreidegeſellſchaft und zwar zunächſt an die 
drei Händler als Mittelsperſonen herbeizuführen. Was 
die Reviſion der Staatsanwaltſchaft hiergegen vor⸗ 
bringt, greift nicht durch. Nach 8 4 HPG. kann die 
zuſtändige Behörde den Beſitzer von Gegenſtänden, 
für die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind — das traf auf das 
beim Angeklagten vorgeſundene Mehl zu —, auf⸗ 
fordern, die Gegenſtände zu den feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſen zu verkaufen, und im Weigerungsfalle ſie über⸗ 
nehmen und auf Rechnung und Koſten des Beſitzers 
zu den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen verkaufen, ſoweit ſie 
nicht für deſſen eigenen Bedarf nötig ſind; wer der 
Aufforderung nicht nachkommt, wird in § 6 Abſ. 1 
Nr. 4 mit Strafe bedroht. Gleichviel nun, ob 8 4 
mit der Aufforderung zum Verkaufe nur einen Ver⸗ 
kauf an das Publikum im Auge hat, wie das LG. 
annimmt, oder auch einen Verkauf an das Reich, den 
Staat oder die Heeres verwaltung miteinſchließt, wie 
die Staatsanwaltſchaft meint, jedenfalls iſt dem 
LG. darin beizutreten, daß die ortspolizeiliche Be⸗ 
kanntmachung keine Aufforderung zum Verkaufe zu 
den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen, ſondern nur zur Ab⸗ 
lieferung des Brotgetreides und Hafers an beſtimmte 
Händler enthielt. Der Verſuch der Reviſion, „ab⸗ 
liefern“ in „verkaufen zu den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen“ 
umzudeuten, um ſo im Wege ausdehnender Auslegung 
die Anwendung der Strafvorſchrift des § 6 Abſ. 1 
Nr. 4 HPG. zu ermöglichen, muß ſchon an dem klaren 
Wortlaut und Sinn der Bekanntmachung des Bürger: 
meiſters ſcheitern. Ebenſo hat der erkennende Senat 
im Urteil vom 13. Juli 1915, V. D. 223/15, es ab» 
gelehnt, eine landrätliche Aufforderung, Hafer an ein 
Proviantamt zu liefern, den 88 4, 6 Abſ. 1 Nr. 4 a. a. O. 
zu unterftellen (in gleichem Sinne bei ähnlicher Sach⸗ 
lage: Urteil vom 30. November 1915, V. D. 402/15). 
Ob die abgelieferten Vorräte der Kriegsgetreidegeſell⸗ 
ſchaft und der Zentralſtelle zur Beſchaffung des Heeres⸗ 
bedarfs zugeführt und ob durch die ortspolizeiliche 
Bekanntmachung die Härte der Enteignung zunächſt 
vermieden werden ſollte, iſt für die Anwendung der 
erwähnten Strafbeſtimmung ohne Belang. Selbſt 
wenn aber die Bekanntmachung als eine Aufforde— 
rung der zuſtändigen Behörde zur Ueberlaſſung der 
Gegenſtände an eine von ihr bezeichnete Perſon zur 
Vorbereitung der Enteignung nach § 2 Abſ. 2 HPG. 
oder als eine das Eigentum übertragende Anordnung 
i. S. des § 2 Abſ. 1 daſelbſt, des 8 14 BRV O. vom 
25. Januar 1915 und des 88 BRVO. vom 13. Februar 


1915 aufzufaſſen wäre, würde eine Verurteilung des 
Angeklagten ausgeſchloſſen ſein. Denn nach dem, was 
feſtgeſtellt iſt, hat er keinen von der Aufforderung 
betroffenen Gegenſtand beiſeite geſchafft, beſchädigt 
oder zerſtört, 8 6 Abſ. 1 Nr. 3 HPG. und auch keine 
ſonſtige im Höchſtpreisgeſetze oder in 87 BRVO. vom 
25. Januar 1915 mit Strafe bedrohte Zuwiderhand⸗ 
lung begangen; die Bundes ratsverordnung vom 13. Fe- 
bruar 1915 kommt nicht in Frage, da es ſich hier 
nicht um Hafer handelt. Daß überdies der Bürger⸗ 
meiſter zu einer Aufforderung oder Enteignungsmaß⸗ 
nahme der gedachten Art weder aus eigenem Recht 
zuſtändig war noch durch eine Ermächtigung oder An⸗ 
weiſung des Landrats zuſtändig werden konnte, iſt 
vom Erſtrichter ebenfalls bedenkenfrei dargetan. (Urt. 
des V. StS. vom 14. März 1916, 5 D 726/1915). 
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II 


At es zuläffig, die Beweisaufnahme in der Haupt⸗ 
verhandlung auf eine den Gegenſtand eines anderen 
Strafverfahrens bildende Tat auszudehnen? Aus den 
Gründen: Nach dem allein maßgebenden Sitzungs⸗ 
protokoll ſind die Zeuginnen W. „zur Sache“, d. h. über 
das vernommen worden, was ſie für die Unterſuchung 
Dienliches angeben konnten. Wenn ſie dabei, wie der 
Beſchwerdeführer behauptet, veranlaßt wurden, ſich in 
ihrer Ausſage nicht auf die Beobachtungen über den 
Vorgang zu beſchränken, der den Gegenſtand der Unter⸗ 
ſuchung bildete, ſondern auch Bekundungen zu machen, 
die auf die Lebensweiſe des Angeklagten im allge⸗ 
meinen Schlüſſe zuließen und nur mittelbar die An⸗ 
klage betrafen, ſo lag darin kein Verfahrensverſtoß. 
Pflicht des Zeugen iſt es, nicht nur zu bekunden, was 
unmittelbar zu dem unter Anklage ſtehenden Vorgang 
gehört, ſondern nach ſeinem beſten Wiſſen alles zu be⸗ 
kunden, was er für die Unterſuchung, ſei es unmittel⸗ 
bar, ſei es mittelbar für wichtig hält. Pflicht des 
Gerichts iſt es, bei der Vernehmung darauf hinzu⸗ 
wirken, daß der Zeuge ſeine Aufgabe richtig erkennt 
und richtig und vollſtändig ausſagt. Eine bei der Ver⸗ 
nehmung zu beurteilende, der Nachprüfung des Revi⸗ 
ſionsgerichts entzogene Tatfrage aber iſt es, ob ein 
nicht unmittelbar zum Anklagevorgang gehöriger 
Umſtand auf die Schuld des Angeklagten und die über 
ihn zu verhängende Strafe Schlüſſe zuläßt und daher 
zur „Sache“ gehört oder nicht. Unbehelflich iſt darum 
die Beſchwerde des Angeklagten, daß die Zeuginnen W. 
in der Hauptverhandlung „nicht nur über den zur An⸗ 
klage geſtellten Raub, ſondern auch über die dem An⸗ 
geklagten in einem ſpäteren Verfahren zur Laſt ge⸗ 
legte Zuhälterei gehört worden find“. Und wenn, 
wie der Beſchwerdeführer geltend macht, die Geſchwore- 
nen gerade aus dem Einblick in die Zuhältertätig⸗ 
keit des Angeklagten die Ueberzeugung gewannen, daß 
ihm der Raub zuzutrauen ſei, ſo ſetzte dies keineswegs 
voraus, daß die beiden Strafſachen zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Verhandlung und Aburteilung verbunden wurden; 
auch enthielt das Verfahren des Gerichts keinen Ver⸗ 
ſtoß gegen den Grundſatz, daß niemand wegen ein und 
derſelben Tat zweimal vom Strafrichter zur Verant⸗ 
wortung gezogen werden ſoll. (Urteil des V. StS. 
vom 20. Juni 1916, 5 D 270/1916). E. 
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III. 


Bandenſchmuggel kann auch dann vorliegen, wenn 
bei der Ausführung des Schmuggels unr vor dem Ueber⸗ 
ſchreiten der Grenze drei oder mehr Perſonen zuſammen⸗ 
gewirkt haben. Aus den Gründen: Die Beſchwerde, 
daß das LG. infolge Rechtsirrtums über die Trag— 
weite des 8 146 VZollG. deſſen Vorſchriften zu Un- 
recht unangewendet gelaſſen habe, iſt berechtigt. Die 
Angeklagten haben in bewußtem und gewolltem Zu— 
ſammenwirken zollpflichtige land wirtſchaftliche Geräte, 
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die der Angekagte W. aus dem hart an der Grenze 
in Holland liegenden W. käuflich erworben hatte, von 
da unter Hinterziehung des Zolls über die Grenze 
auf den nahebei hart an der Grenze in Deutſchland 
liegenden Hof des W. geschafft, Zunächſt haben auf Ge⸗ 
heiß des W. der Angeklagte R. und ein gewiſſer A. 
eine Dreſchmaſchine, eine Futterreinigungsmaſchine 
und einen Schleifſtein über die Grenze geſchafft. Beim 
Ueberſchreiten der Grenze war W. nicht anweſend, 
aber er hatte beim Aufladen in W. dagen So⸗ 
dann haben die Angeklagten R. und G. auf Anweiſung 
des Angeklagten S. einen Göpel über die Grenze ge⸗ 
bracht. Auch in dieſem Fall war der Anweiſende S. 
beim Ueberſchreiten der Grenze ſelbſt nicht zugegen, 
er war aber beim Aufladen in W. N Das 
LG. geht davon aus, daß zwar in jedem dieſer beiden 
Fälle die drei in Betracht Kommenden gemeinſchaftlich 
zur Verübung der Hinterziehung tätig waren, es läßt 
aber die im 8 146 für den Bandenſchmuggel gegebenen 
Vorſchriften unangewendet, weil Bandenſchmuggel ein 
gemeinſchaftliches Auftreten, ein örtlich und zeitlich 
verbundenes bewußtes Zuſammenwirken von minde⸗ 
ſtens drei beteiligten Perſonen erheiſche, in den vor⸗ 
liegenden Fällen aber die Sachen jeweils nur durch 
zwei Perſonen über die Grenze geſchafft worden ſeien, 
während die Tätigkeit der dritten Perfon, nämlich im 
erſten Fall die des W. ſich nur als Vorbereitungs⸗ 
handlung, im zweiten die des S. nur als Anſtiftung dar⸗ 
ſtelle. Hiernach iſt der Reviſion nicht zu wiederlegen, 
daß das Urteil auf der Rechtsanſchauung beruht, es 
komme für die Anwendung des 8 146 darauf an, daß 
im Augenblicke des Ueberſchreitens der Grenze mit 
der zollpflichtigen Ware dort drei am Schmuggel be⸗ 
teiligte Perſonen mitwirkten. Dieſe Rechtsanſchauung 
kann nicht gebilligt werden. Allerdings ſetzt nach feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung $ 146 Voll G. die perſönliche 
Mitwirkung von mindeſtens drei Beteiligten bei der 
Zollhinterziehung ſelbſt voraus. Daß aber an der 
Ausführung der Hinterziehung in ihrem ganzen Um⸗ 
fang und daß insbeſondere an dem Herüberſchaffen 
der Schmuggelware über die Grenze im Augenblick 
des Ueberſchreitens der Grenze mindeſtens drei Be⸗ 
teiligte perſönlich mitwirken müßten, ſchreibt das Ge⸗ 
ſetz nicht vor. So hat insbeſondere das RG. ausge⸗ 
ſprochen, daß Bandenſchmuggel auch vorliegen kann, 
wenn das gemeinſchaftliche Auftreten erſt innerhalb 
der Grenze des Zollvereins geſchieht, und es hat da⸗ 
bei erwogen, daß die Tat in jenem Falle nicht ſchon 
im Augenblick des Ueberſchreitens der Grenze, ſondern 
erſt im Zollinland bei der Ablieferung am Beſtim⸗ 
mungsort ihren Abſchluß gefunden hatte (I. StS. ID 
592/1912 30. Oktober 1912 in Goldt Arch. Bd. 60 S. 280). 
Ein gleiches muß aber auch für den Fall gelten, daß 
bei der Ausführung des Schmuggels nicht bei oder 
nach, ſondern vor dem Ueberſchreiten der Grenze drei 
oder mehr Perſonen zuſammengewirkt haben. Daß — 
die nachfolgende Ueberſchreitung der Grenze voraus⸗ 
geſetzt — zur Ausführung der Zollhinterziehung oder 
Konterbande nicht nur das Ueberſchreiten der Grenz⸗ 
linie mit der Schmuggelware und das Wegführen 
von da tiefer ins Zollinland gehört, ſondern insbe⸗ 
ſondere auch das Heranführen der Schmuggelware an 
die Zollgrenze, kann nicht verneint werden. Die An⸗ 
ſchauung, daß alles, was jenfelts der Grenze geſchieht, 
nur als Vorbereitungshandlung gelten könne, würde 
der natürlichen Auffaſſung ebenſo wie dem Sinn und 
Zweck des Geſetzes widerſprechen. Von dieſem Stand» 
punkt aus muß aber auch zugegeben werden, daß ſchon 
das Aufnehmen und Aufladen der Ware zum Herüber⸗ 
ſchaffen über die Grenze, beſonders wenn es in der 
Nähe der Grenze geſchieht, über den Rahmen der 
bloßen Vorbereitungshandlung hinausgehen und zur 
Ausführung der Tat gehören kann. Es iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß das LG., wenn es von dieſen Er⸗ 
wägungen ausgegangen wäre, in dem Hilfeleiſten des 
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Angeklagten W. beim Aufladen und in der Anweſenheit 
des Angeklagten S. bei dem von ihm angeordneten 
Aufladen ein perſönliches Mitwirken bei der Ausfüh⸗ 
rung der Tat und demzufolge in der Tat ſelbſt Banden⸗ 
ſchmuggel geſehen hätte. Das Beruhen des Urteils 
auf der mißbilligten Rechtsanſchauung iſt alſo nicht 
zu verneinen. (Urt. des V. StS. vom 18. Januar 1916, 
5 D 544/1915). E. 
3902 


IV. 


Surpiufcherei als Sachwucher i. S. des $ 302e 
Sts. Aus den Gründen: Die Reviſion rügt 
Verletzung des materiellen Rechts durch unrichtige An⸗ 
wendung des § 302 e StG. Dieſe Rüge iſt nicht be⸗ 
gründet. Die Strͤ. hat die vertragsmäßigen Leiſtungen 
des Angeklagten mit den Vermoͤgensvorteilen verglichen, 
welche ihm von ſeinem Patienten verſprochen oder ge⸗ 
währt worden ſind. Auf Grund der Vergleichung von 
Leiſtung und Gegenleiſtung iſt ſie zu dem Ergebnis ge⸗ 
langt, daß die dem Angeklagten verſprochenen oder ge⸗ 
währten Vermögensvorteile in einem auffälligen Miß⸗ 
verhältnis zu ſeinen eigenen Leiſtungen 8 Das 
von ihr eingeſchlagene Verfahren iſt rechtlich bedenken⸗ 
frei. Beim Sachwucher wie beim Kreditwucher kommt 
es auf das Verhältnis zwiſchen Leiſtung und Ver⸗ 
mögensvorteil der Perſon an, welche Wucher getrieben 
haben ſoll. Es muß geprüft werden, ob der Wucherer 
Vermögensvorteile erlangt hat, die in ee iß⸗ 
verhältnis zu feinen eigenen Leiſtungen ſtehen (RG St. 
11, 389; 20, 279 [282]; 39, 128/129). Ferner ſind nur 
die Leiſtungen in Betracht zu ziehen, welche der Wucherer 
nach dem Vertrage zu machen hatte. Weitergehende 
Vorteile, welche die bewucherte Perſon durch Zufall 
oder in anderer nicht vertragsmäßiger Weiſe tatſächlich 
erlangt hat, ſind eben ſo wenig zu berückſichtigen, wie 
etwa der Gewinn eines bei einem wucheriſchen Geſchäft 
verkauften Lotterieloſes (RGSt. 20, 284). Hiernach iſt 
es nicht rechtsirrig, wenn die Strͤ. Heilungen, die fie 
für zufällig oder für eingebildet anſieht, bei Würdigung 
der vertragsmäßigen Leiſtungen des Angeklagten außer 
Betracht gelaſſen hat. Die Str. hat feſtgeſtellt, daß die 
vertragsmäßigen Leiſtungen des Angeklagten „außer⸗ 
ordentlich gering“, „ganz geringwertig“ und „unbe⸗ 
deutend“ geweſen find, daß fie bei Frauenkrankheiten 
ſogar „vollſtändig wertlos, ja gefährlich für den 
Patienten“ waren. Andererſeits hat ſie für erwieſen 
erachtet, daß die Honorarforderungen des Angeklagten 
„viel zu hoch“ geweſen find. Dieſe Feſtſtellungen find 
nicht — wie die Reviſion unterſtellt — auf eine all⸗ 
gemeine Würdigung des Naturheilverfahrens oder der 
homöopathiſchen Behandlungsweiſe, fondern auf die 
beſonderen Umſtände des vorliegenden Falles geſtützt, 
nämlich en den Mangel einer geeigneten Vorbildung, 
den Mangel an den erforderlichen Kenntniſſen, die ober⸗ 

ächliche, rein äußerliche Unterſuchung, die Unſicherheit 

er Diagnoſe aus den Augen, die Verwendung unge⸗ 
eigneter Heilmittel, welche ein Teil der Patienten nicht 
vertragen konnte. Ein Rechtsirrtum iſt nicht erſichtlich. 
Die Hervorhebung der Fälle, in denen das Honorar 
30 M und mehr betrug, hat offenbar nur den Sinn, 
daß gerade in dieſen Einzelfällen nach Abzug aller 
Speſen zweifellos noch ein unverhältnismäßig großer 
Vermögensvorteil für den Angeklagten übrig blieb. 
Die weiteren Feſtſtellungen, daß der Angeklagte bei 
Berechnung der Fahrtkoſten „die wirklichen Preiſe weit 
überſchritten“ und für die Naturheilmedikamente regel⸗ 
mäßig ein „Vielfaches ſeiner wirklichen Ausgaben“ ver⸗ 
langt habe, ſind rein tatſächlicher Natur; zu rechtlichen 
Bedenken geben ſie keinen Anlaß. Die Behauptung der 
Reviſion, daß ein wucheriſches Geſchäft ſubjektiv von 
dem Bewucherten als ſolches empfunden werden müſſe, 
iſt nicht zutreffend. Die Strafbarkeit von Perſonen, 
welche die Unerfahrenheit anderer ausbeuten, kann 
nicht davon abhängig ſein, daß der Ausgebeutete die 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern, 1916. Nr. 15 u. 16. 


— — ————ꝛ— —ä— —— — — 


Bedeutung und Tragweite des mit ihm abgeſchloſſenen 
Geſchäftes klar erkennt oder richtig beurteilt. Die Str. 
hat das Merkmal der Unerfahrenheit darin gefunden, 
daß die Hilfeſuchen den „einfache, meiſt der Landbe⸗ 
völkerung angehörende, geſchäftlich nicht gewandte“ 
Leute waren, welche „leicht überredet“ werden konnten 
und „leicht in die Falle gingen“, welche ferner „in 
ihrer Harmloſigkeit Wert, Zweck und eigentliche Her⸗ 
kunft der Heilungsbeſtätigungen“ nicht erkannten. Ein 
Rechtsirrtum tritt bei dieſer Feſtſtellung nirgends her⸗ 
vor. Das Merkmal der Ausbeutung hat die Str. 
darin erblickt, daß der Angeklagte mit der Unerfahren⸗ 
heit der Leute „rechnete“ und „zielbewußt ſtrebte“, die 
übermäßigen Vermögensvorteile zu gewinnen. Hiermit 
iſt genügend zum Ausdrucke gebracht, daß der Ange⸗ 
klagte in gewinnſüchtiger Abſicht handelte, als er die 
ihm bekannte Unerfahrenheit der Hilfeſuchenden zu 
feinem Vorteil benutzte. Die Strͤ. hat endlich auch 
ausdrücklich feſtgeſtellt, daß der Angeklagte der Um⸗ 
ſtände, welche für die Bemeſſung von Leiſtung und 
Gegenleiſtung maßgebend waren, ſich bewußt war. 
Die Verträge, welche der Angeklagte mit ſeinen Pa⸗ 
tienten abgeſchloſſen hat, ſind Dienſtverträge geweſen. 
Sie gehören zu den Rechtsgefchäften „anderer als der 
in 8 302 a bezeichneten Art“. (Urt. des I. StS. vom 
22. Juni 1916, 1D 242/16). E. 
3915 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivil ſachen. 


Ein unter Bormundſchaft Stehender iſt berechtigt, 
Anträge zu ſtellen und Beſchwerde einzulegen, ſoweit er 
geſchã 156 iſt. Erübrigungen, die ein unter Bor: 
mund ſchaft Stehender ans Mitteln gemacht hat, die ihm 
zur Beſtreitung ſeines Unterhalts vom Bermund Über: 
laſſen worden find, unterliegen im Zweifel der Ber: 
waltungsbeiugnis des Bermunds. Die wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche entmündigte Beſchwerdeführerin M. erhält 
aus den Zinſen ihres Vermögens durch den Vormund 
monatliche ae ausbezahlt. Sie hat 
hievon einen großen Teil nicht zu ihrem Unterhalt 
verwendet und die Erübrigungen zum Teil bei einem 
Bankier hinterlegt, zum Teil bei ſich aufbewahrt. Die 
in ihren Händen befindlichen Erübrigungen wurden 
ihr durch den Vormund abgenommen und verzinslich 
angelegt. Ihr Antrag, ihr die abgenommenen Gelder 
wieder zur nn Verwaltung hinauszugeben, wurde 
vom Vormundſchaftsgericht abgewieſen, ihre Beſchwerde 
und ihre weitere Beſchwerde blieben ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Es fragt ſich vor allem, 
ob die Antragſtellerin zurzeit überhaupt Anlaß zur 
Beſchwerde gegen die Verfügung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts hatte und ob ſie nicht vielmehr die Entſchließung 
des Vormundes hätte abwarten und gegebenen Falles 
ſich gegen dieſe hätte wenden ſollen. Denn nicht das 
Vormundſchaftsgericht, ſondern der Vormund hat das 
Mündel vermögen zu verwalten und in erſter Linie 
über deſſen Verwendung zu entſcheiden; das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht hat nur in den vom Geſetz be⸗ 
ſonders vorgeſehenen Fällen tätig zu werden; es be⸗ 
aufſichtigt die Geſchäftsführung des Vormunds und 
muß einſchreiten, wenn ſich der Vormund einer Pflicht⸗ 
widrigkeit ſchuldig macht ($ 1837 BGB.). Indeſſen 
kann von dieſem Bedenken hier abgeſehen werden. 
Wenn in dem Beſchluſſe des AG.s auch nicht aus 
drücklich erwähnt iſt, daß der Vormund die Heraus— 
gabe der Wertpapiere verweigert, ſo ergibt ſich aus 
dem Inhalte der Akten doch zur Genüge, daß das 
Vormundſchaftsgericht ſtets im Benehmen mit dem 
Vormunde gehandelt hat und es iſt daher anzunehmen, 
daß der Antrag an das Vormundſchaftsgericht nur 
erfolgte, weil der Vormund ſich geweigert hatte, dem 
Anfinnen der Beſchwerdeführerin zu entſprechen. Es 
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handelt ſich bei der Beſchwerde und der weiteren Be⸗ 
ſchwerde ſohin im Grund um die Weigerung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts gegen die angebliche Pflichtwidrig⸗ 
keit des Vormunds einzuſchreiten und fo aufgefaßt 
kann der Antrag der Beſchwerdeführerin auch nicht 
als verfrüht bezeichnet werden. Ueberdies kann die 
Herausgabe der gerichtlich verwahrten Gelder auch 
nicht ohne Mitwirkung des Vormundſchaftsgerichts 
erfolgen und dieſe hat das Gericht verweigert. Zu 
prüfen iſt aber weiter, ob die Beſchwerdeführerin per⸗ 
ſönlich zur Beſchwerde berechtigt iſt. Auf § 59 Abſ. 1 
FG. kann das Beſchwerderecht keinesfalls geſtützt 
werden; es iſt aber mit dem Kammergericht (Jahrb. 
Bd. 37 A S. 39) anzunehmen, daß einem unter Vor⸗ 
mundſchaft ſtehenden Mündel, ſoweit ihm vom Geſetze 
die Geſchäftsfähigkeit eingeräumt iſt, auch die Be⸗ 
rechtigung zukommt ſelbſtändig Anträge zu ſtellen und 
bei Beeinträchtigung ſeines Rechtes Beſchwerde ein⸗ 
zulegen. Das iſt für das Gebiet des Zivilſtreitver⸗ 
fahrens dadurch zum Ausdrucke gebracht, daß eine 
Perſon, inſoweit fie geſchäftsfähig iſt und ſich durch 
Verträge verpflichten kann, auch als prozeßfähig gilt 
(852 ZPO.). Für das Gebiet der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit beſteht die gleiche Vorſchrift nicht; jedoch ergibt 
ſich das Antrags» und Beſchwerderecht auch hier nicht 
bloß aus der Analogie ſondern auch aus der Natur 
der Sache; denn es kann unmöglich angehen, daß einem 
Mündel zwar in gewiſſem Umfange Gefchäftsfähigkeit 
insbeſondere Vertragsfähigkeit eingeräumt iſt, er aber 
nicht allgemein berechtigt ſein ſoll, in den ihm zur 
eigenen Verfügung überlaſſenen Angelegenheiten ſein 
Recht auch mit Beſchwerde zu verfolgen. Da in dem 
gleichen Umfange die Mitwirkung des Vormundes und 
des Vormundſchaftsgerichts ausgeſchaltet iſt (Planck 
BGB. 4. Aufl. 8 112 Bem. 1, Schefold, Die Prozeß⸗ 
und Geſchäftsfähigkeit des Minderjährigen, Arch Ziv Pr. 
Bd. 94 S. 305), ſo würde dies für das Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit geradezu die Rechtloſigkeit 
des Entmündigten zur Folge haben. Zu unterſuchen 
bleibt aber hier, ob und inwieweit die Beſchwerde⸗ 
führerin ohne Einwilligung ihres geſetzlichen Vertreters 
in rechts verbindlicher Weiſe zu 17 in der Lage 
iſt. Daß der wegen Geiſtesſchwäche Entmündigte, weil 
er vom Geſetze nicht allgemein als geſchäftsunfähig 
erachtet iſt, auf alle Fälle mit ſeinen Anträgen und 
Beſchwerden gehört werden müſſe, wie die weitere 
1 anzunehmen ſcheint, geht entſchieden zu 
weit. Der wegen Geiſtesſchwäche Entmündigte iſt 
ebenſo wie der Minderjährige, der das fiebente Lebens⸗ 
jahr zurückgelegt hat, in ſeiner Geſchäftsfähigkeit nach 
Maßgabe der 88 107—113 BGB. beſchränkt (88 106 
und 114 BGB.) und alſo nur ſoweit geſchäfts⸗ 
fähig, als dies in den an ae Paragraphen zu⸗ 
geſtanden iſt. Daß die Beſchwerdeführerin ſich für 
ihren Anſpruch nicht auf die 88 112 und 113 BGB. 
berufen kann, iſt ohne weiteres klar; denn es handelt 
ſich hier weder um den ſelbſtändigen Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts noch um die Eingehung oder Auf⸗ 
hebung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes. Fraglich 
iſt nur, ob nicht etwa aus 8 110 BGB. die von Frau 
M. beanſpruchte Verfügungsberechtigung abzuleiten iſt. 
Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung iſt ein von dem Minder⸗ 
jährigen ohne Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters 
abgeſchloſſener Vertrag von Anfang an wirkſam, wenn 
der Minderjährige die vertragsmäßige Leiſtung mit 
Mitteln bewirkt, die ihm zu dieſem Zweck oder zur 
freien Verfügung von dem Vertreter oder mit deſſen 
Zuſtimmung von einem Dritten überlaſſen worden ſind. 
Daß der Beſchwerdeführerin das von ihr angeſammelte 
Geld zur Erſparung und zur Anſammlung von Wert— 
papieren überlaſſen worden ſei, iſt von vornherein zu 
verneinen. Es fragt ſich aber, ob nicht ein zur freien 
Verfügung überlaſſenes Geld vorliege. Die Beſchwerde— 
führerin hat ſich auf den 8 110 BGB. zwar nicht aus- 
drücklich berufen, aber aus ihren Ausführungen geht 
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doch hervor, daß ſie glaubt mit dem ihr zum Unter⸗ 
halt überlaſſenen Geld frei ſchalten und walten zu 
können. Indem ſie behauptet, das zu ihrer freien 
Verfügung beſtimmte Geld werde ihr rechtswidrig 
vorenthalten und das von ihr ſelbſt aus ſolchem Geld 
Erſparte werde zu Unrecht von ihr herausverlangt, 
macht ſie geltend, daß eine Beeinträchtigung ihres 
Berfügungsrechts vorliege, daß fie ſohin in ihrer 
Geſchaftsfähigkeit unrechtmäßig beſchränkt werde. Ihre 
Beſchwerde iſt daher zuläſſig. Eine andere Frage iſt, 
ob ſie auch begründet iſt. Nicht um die Verfügung 
über das zum Unterhalt überlaſſene Geld handelt es 
ſich hier, ſondern um die Verfügung über die daraus 
angeſchafften Wertpapiere. Ob die Verfügungsgewalt 
des Mündels ſich auch auf die an Stelle des über⸗ 
laſſenen Geldes getretenen Erſatzſtücke erſtrecke und ob 
ihm auch darüber die freie Verfügung zuſtehe, darüber 
gehen in der Rechtslehre die Meinungen auseinander 
(vgl. hiezu insbeſ. Boethke, DJ Z. 1903 S. 450, Riezler 
DJ Z. 1903 S. 565, Wimpfheimer DZ. 1912 S. 277, 
Breme im Recht 1912 S. 436). Die Frage des Um⸗ 
fanges der Verfügungsgewalt iſt indeſſen weniger 
Rechts⸗ als Tatfrage. Wieweit vom geſetzlichen Ver⸗ 
treter die Ueberlaſſung zur freien Verfügung gewollt 
ſei, iſt von Fall zu Fall zu entſcheiden. Ein Grund⸗ 
ſatz, daß die Ueberlaſſung von Geldern zur freien Ver⸗ 
fügung auch die freie Verfügung über die Erſatzſtücke 
einſchließe, iſt weder aus dem Wortlaut noch dem 
Sinn und Zweck des 8 110 zu entnehmen (Planck, 
BOB. 4. Aufl. 8 110 Bem. 2). Die Ueberlaſſung zur 
freien Verfügung kann nach dem Willen des Vaters 
oder des Vormundes dem Minderjährigen auch bloß 
ein Mehr oder Minder von Freiheit gewähren; es 
kann nicht geſagt werden, daß der geſetzliche Vertreter 
nur die Wahl habe, entweder es bei der geſetzlichen 
Regel des 8 107 zu belaſſen oder mit der Einräumung 
der freien Verfügungsgewalt auch jeden Gebrauch gut 
zu heißen, den der Minderjährige mit dieſen Mitteln 
zu machen für gut findet (RG. 74, 234). Verkehrs⸗ 
bedürfnis und allgemeine Lebenserfahrung ſpielen bei 
der Auslegung der vom Vater oder Vormund ein⸗ 
geräumten Befugnis eine weſentliche Rolle. Auch das 
Geſetz ſelbſt ſetzt der Ueberlaſſung eine Schranke (SS 1644, 
1804, 1824 BGB.). Zu Geſchäften, die er ſelbſt nicht 
ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts machen 
darf (S5 1821, 1822 BGB.), kann der geſetzliche Ver⸗ 
treter auch den Minderjährigen nicht ermächtigen (vgl. 
hiezu insbeſ. auch Breme a. a. O.). Hier hat ſich die 
Beſchwerdeführerin ſelbſt darauf berufen, daß die bei 
ihr vorgefundenen Wertpapiere aus Mitteln angeſchafft 
worden ſeien, die ihr zum Unterhalt vom Vormund 
zur Verfügung geſtellt worden ſeien. Gerade aber, 
wenn dies der Fall war, ſo ergibt ſich daraus, daß 
der Vormund die Mittel nur überließ, weil er ſie für 
den Mündel zur Beſtreitung der gewöhnlichen Lebens⸗ 
bedürfniſſe wie Wohnung, Kleidung, Nahrung, Ber 
dienung uſw. für notwendig erachtete; zu anderen 
Zwecken wollte er das Geld dem Mündel nicht geben, 
insbeſondere wußte und wollte er nicht, daß der Mündel 
daraus Wertpapiere anſchaffe und darüber weiter ver— 
füge. Sein Wille konnte auf Ueberlaſſung des Beſitz⸗ 
und Verwaltungsrechts an dieſen Papieren um ſo 
weniger gerichtet ſein, als ihm ſelbſt hierin vom Geſetz 
erhebliche Schranken gezogen ſind; denn er muß das 
zum Vermögen des Mündels gehörige Geld verzinslich 
anlegen (SS 1806-1808) und die zum Vermögen des 
Mündels gehörigen Inhaberpapiere mit den Erneue— 
rungsſcheinen bei der gerichtlichen Hinterlegungsſtelle 
oder bei der Reichsbank hinterlegen ($ 1814 BGB.). 
Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich allgemein auf Mündel— 
geld; es kann alſo auch für das in den Händen des 
Mündels befindliche Geld, ſoweit es nicht zur Be— 
ſtreitung von Auslagen bereit zu halten iſt, keine Aus— 
nahme ſtattfinden. (Beſchl. des I. ZS. vom 2. Juni 1916, 
Reg. III Nr. 48,1916). M. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Iſt zu gewerbsmäßigen Muſikaufführungen die Gr: 
laubnis der Ortspolizeibehörde erforderlich? Wer hat 
um die Erlaubnis nachzuſuchen? Der in D. anſäſſige 
Muſiker A. hat 1889 bei dem Stadtmagiſtrat D. den 
ſelbſtaͤndigen Betrieb des Muſikergewerbes ohne Ge⸗ 
hilfen angezeigt und übt ſeitdem dieſes von ihm auch 
verſteuerte Gewerbe aus. Er veranſtaltete im Sommer 
1915 gemeinſam mit einer Frau wiederholt gegen Be⸗ 
ahlung in verſchiedenen Wirtfhaftsräumen zu D. 
uſikaufführungen, indem er Zither ſpielte, ſeine Be⸗ 
gleiterin dazu ſang. Zu dieſen Darbietungen, bei 
denen ein höheres Intereſſe der Kunſt nicht obwaltete, 
hatte er die Erlaubnis der Ortspolizeibehörde D. nicht 
eingeholt. Er wurde von dem Schöffengericht wegen 
einer Uebertretung nach Art. 33 PStGB. verurteilt. 
Das LG. billigte die Verurteilung, weil er die nach 
8 8 Abſ. 2 VO. vom 3. Juli 1868, die Schau⸗ und 
Vorſtellungen betreffend, zu ſeinen Muſikaufführungen 
erſorderliche Erlaubnis der Ortspolizeibehörde nicht 
erholt habe. Er rügt die Verletzung des Art. 33 
PStGB., des 8 8 VO. vom 3. Juli 1868 und des 8 33 b 
Gew.; er habe nur auf Beſtellung von Vereinen, 
Wirten, Hochzeitern und anderen Perſonen geſpielt 
und die Bezahlung ſeiner Leiſtungen von den Be⸗ 
ſtellern erhalten; die polizeiliche Erlaubnis einzuholen 
ſei Sache der Beſteller geweſen, für die er geſpielt 
habe; ſie ſei auch von dieſen jedesmal erholt worden. 
Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Der Senat hat ſeit dem 
Urteile vom 27. Oktober 1903 (Obs SSt. Bd. 4 S. 95) 
in gleichförmiger Rechtſprechung angenommen, daß 
der 8 4 VO. vom 3. Juli 1868 durch den 8 1 Gewd. 
außer Wirkſamkeit geſetzt iſt, weil er die Zulaſſung 
zum Gewerbebetriebe betrifft. An der fortdauernden 
Geltung des § 8 Abſ. 2 VO. haben das OLG. München 
und das ObèL G. ſtets feſtgehalten (fo OLG. München 
St. Bd. 6 S. 429 [432]; Obs GSt. Bd. 2 S. 38, Bd. 4 
S. 95 hen Bd. 5 S. 119, Bd. 12 S. 136 [142, 1451). 
Sie gehen bei ihren Entſcheidungen hauptſächlich da⸗ 
von aus, daß ſowohl der 8 33 b GewO. als auch der 
Art. 33 P StGB. im Zuſammenhalte mit dem 8 8 
Abſ. 2 VO. nicht Beſtimmungen über die Zulaſſung 
zum Gewerbebetriebe, ſondern Vorſchriften über die 
Ausübung des Gewerbes (Ausübungsbeſchränkungen) 
enthalten und daß durch den $ 33 b Gewd. eine er⸗ 
ſchöpfende Regelung der Ausübung der daſelbſt be⸗ 
zeichneten Gewerbebetriebe nicht getroffen werden ſollte, 
ſo daß weitere landesrechtliche Ausübungsbeſchrän⸗ 
kungen für dieſe Gewerbe zuläſſig find. Der er⸗ 
kennende Senat hat die Frage, ob § 8 Abſ. 2 BO. 
vom 3. Juli 1868 noch Geltung hat, neuerlich geprüft 
und keinen Anlaß gefunden, von ſeiner ſeitherigen 
Rechtsauffaſſung abzugehen. Er verkennt nicht, daß 
gegen feine Anſchauung beachtliche Einwendungen er⸗ 
hoben werden können. Die Ausübung eines Gewerbes 
kann zwar auch auf Grund landesgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften im Intereſſe der öffentlichen Ordnung, des 
öffentlichen Verkehrs, der Geſundheitspflege, der Sitt⸗ 
lichkeit durch polizeiliche Beſtimmungen Beſchränkungen 
unterſtellt werden; dieſe polizeilichen ee 
dürfen jedoch nicht ſoweit gehen, daß fie die Aus- 
übung des Gewerbes tatſächlich unmöglich machen 
und ſich ſo mit den Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
in Widerſpruch ſetzen. Nicht zu verkennen iſt, daß der 
Betrieb des Muſikergewerbes, wenn ſeine Ausübung in 
Wirtſchaften und an anderen öffentlichen Orten all— 
gemein von polizeilicher Erlaubnis abhängig iſt, faſt 
vollſtändig lahm gelegt werden kann. Zwar wird 
die Befugnis des einzelnen beteiligten Gewerbe— 
treibenden, ſein Gewerbe in anderer Weiſe frei aus— 
zuüben, durch die Vorſchrift nicht berührt. Allein 
hierbei darf nicht überſehen werden, daß der berufs⸗ 
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mäßige Muſiker fein Gewerbe hauptfähli in Wirt⸗ 
ſchaften und in anderen öffentlichen Räumen betreibt 
und daß er in dem Betriebe ſeines Gewerbes ganz 
weſentlich beeinträchtigt und möglicherweiſe ſogar zu 
deſſen Aufgebung gezwungen wird, wenn die Orts⸗ 
polizeibehörde nach ihrem Ermeſſen ihm verſagen 
kann, an den Orten zu ſpielen, die ihm vornehmlich 
Gelegenheit zur gewinnbringenden Ausübung ſeines 
Gewerbes bieten. Gegen eine ſolche Handhabung der 
Vorſchrift des 8 8 Abſ. 2 BO. bietet deren allgemeine 
Faſſung keine zureichende Gewähr. Nach der Ueber⸗ 
ſchrift des zweiten Hauptſtücks des P StGB., dem der 
Art. 33 angehört, „Uebertretungen in bezug auf öffent⸗ 
liche Ruhe, Ordnung und Sicherheit“ entſpricht aber 
dem Sinne der VO. vom 3. Juli 1868, daß die Er⸗ 
laubnis nur verweigert werden darf, wenn die beab⸗ 
ſichtigte Muſikaufführung eine Störung der durch dieſen 
Abſchnitt des PStch B. geſchützten Rechtsgüter beſorgen 
läßt. Hiernach darf die Ortspolizeibehörde ſich bei 
ihrer Entſcheidung nicht, wie in den Fällen des 8 33 b 
GewO. von ihrem freien Ermeſſen leiten laſſen und 
aus gewerbepolizeilichen Rückſichten, eiwa wegen man⸗ 
gelnden Bedürfniſſes, die Erlaubnis verſagen. Daß 
die Beſtimmung des 8 8 Abſ. 2 BO. in dieſem Sinn 
aufzufaſſen iſt, dürfte ſich auch aus dem Satze 2 dieſes 
Abſatzes ergeben, der die Ortspolizeibehörde ermäch⸗ 
tigt, die Erlaubnis unter Umſtänden von weiteren 
Bedingungen abhängig zu machen, ſie dabei ausdrück⸗ 
lich auf örtliche Verhältniſſe und feuerpolizeiliche Rück⸗ 
ſichten verweiſt und damit ausdrückt, daß bei der 
Prüfung, ob die Erlaubnis zu erteilen iſt, hauptſäch⸗ 
lich die öffentliche Ordnung und Sicherheit zu berück⸗ 
ſichtigen find. Wenn die Vorſchrift des § 8 Abſ. 2 BO. 
richtig ausgelegt, verſtanden und gehandhabt wird, 
fond fie mit den Beſtimmungen der Gew., insbes 
ondere mit dem 81 dieſes Geſetzes nicht in Wider⸗ 
P Für die fortdauernde Gültigkeit der hier in 

etracht kommenden landesrechtlichen Vorſchrift ſpricht 
noch folgendes. Die nähere Betrachtung der in der 
BD. enthaltenen, noch gültigen Beſtimmungen zeigt, 
daß ſie nicht ausſchließlich den Gewerbebetrieb be⸗ 
treffen. Nach 8 3 Abſ. 3 iſt der Ortspolizei die Be⸗ 
willigung zur Veranſtaltung öffentlicher theatraliſcher 
Vorſtellungen zu wohltätigen oder ſonſt gemeinnützigen 
wecken durch Dilettanten vorbehalten. In 81 ſind 
die Ortspolizeibehörden für zuſtändig erklärt, die Ver⸗ 
anſtaltung von Schau⸗ und Vorſtellungen, bei denen 
ein höheres wiſſenſchaftliches oder ein Kunſt⸗Intereſſe 
obwaltet, zu genehmigen, wenn ihre Vorführung eigens 
dazu eingerichtete Räume in größeren Städten er⸗ 
fordert. Alle übrigen öffentlichen Schauſtellungen und 
Vorſtellungen ſind ohne Rückſicht darauf, ob bei Ihnen 
ein höheres Intereſſe der Wiſſenſchaft oder der Kunſt 
beſteht, nach § 8 Abſ. 2 verglichen mit § 4 BO. nur 
mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde ſtatthaft (vgl. 
Obs St. Bd. 12 S. 144). Vorausſetzung iſt hiebei nach 
Art. 33 PStB. und 84 VO. daß die Darbietung 
gegen Bezahlung geſchieht. Allein hieraus iſt nicht 
zu folgern, daß die Vorſchrift lediglich für gewerbs⸗ 
mäßige Unternehmungen gilt. Abgeſehen davon, daß 
Gewerbsmäßigkeit nur dann vorliegt, wenn der Ver⸗ 
anſtalter bei der Forderung von Bezahlung die Ab— 
ſicht fortgeſetzten Erwerbs hat, muß jeder, der gegen 
Entgelt Mufik aufführen will, mag er ſeine Tätigkeit 
berufsmäßig oder aus Liebhaberei ausüben, hiezu 
ortspolizeiliche Erlaubnis erholen, auch wenn er dies 
nicht mit der Abſicht des Erwerbs für ſich tut, ſondern 
die Einnahmen für einen wohltätigen Zweck beſtimmt 
(vgl. Bay ZfR. 9. Jahrg. S. 237). Hiernach iſt der 
Art. 33 P StGB., ſowie die VO. vom 3. Juli 1868 
nicht ausſchließlich gegen Gewerbetreibende gerichtet, 
ſondern dieſe Vorſchriften haben allgemeine Bedeutung 
und ſind für alle verbindlich, die gegen Bezahlung 
Muſik an öffentlichen Orten darbieten. Ein Wider— 
ſpruch mit 8 1 GewO. kann demnach auch aus dieſem 
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Grunde nicht anerkannt werden; denn es beſteht kein 
zureichender Anhaltspunkt für die Annahme, daß die 
Reichsgeſetzgebung die Muſiker bei ihren Darbietungen 
an öffentlichen Orten von der Beobachtung der all⸗ 
gemein gültigen geſetzlichen Beſtimmungen ausnehmen 
wollte. Die Einwendungen, die der Beſchwerdeführer 
erhebt, gehen fehl. Gleichgültig iſt, ob A. auf Be⸗ 
ſtellung von Wirten und anderen Perſonen tätig ge⸗ 
worden iſt oder nicht. Vorgängige Beſtellung würde 
die Anwendung des § 33b GewO. hindern, weil nach 
dieſer Beſtimmung das Darbieten von Muſikauf⸗ 
führungen die vorausgehende Erlaubnis der Orts⸗ 
e erfordert; der zum Muſikmachen ges 
dungene Muſiker aber bietet die Aufführung nicht dar, 
ſondern leiſtet ſie auf Beſtellung; der Darbietende iſt 
der Beſteller, der die Veranſtaltung in das Leben ge⸗ 
rufen hat. Auf die Tätigkeit des A. iſt aber von der 
Vorinſtanz nicht der 8 33 b Gew., ſondern der Art. 33 
PStEB. angewendet worden, der das Aufführen von 
Muſik unter Strafe ſtellt, ohne zwiſchen beſtellten oder 
nicht beſtellten Muſikaufführungen zu unterſcheiden. 
Auch darauf kommt es nicht an, ob A. die Bezahlung 
von den Beſtellern erhalten oder die Vergütung von 
den Gäſten eingeſammelt hat, da das Geſetz gegen die 
Aufführung von Mufikſtücken gegen Entgelt gerichtet 
und kein Gewicht darauf gelegt iſt, von wem die Ver⸗ 
gütung gezahlt wird. Den Angeklagten könnte ferner 
nicht entlaſten, wenn die Beſteller um die polizeiliche 
Erlaubnis zur Veranſtaltung ſeiner Muſikvorträge 
nachgeſucht und ſie erhalten hätten. Dieſes Verfahren 
würde in mißverſtändlicher Auffaſſung des Art. 32 
Ziff. 1 PStSB. durch die Beſteller und die Polizei⸗ 
behörde ſeinen Grund haben; denn die Einholung 
polizeilicher Erlaubnis, die in Art. 32 Ziff. 1 für die 
* öffentlicher Luſtbarkeiten vorgeſchrieben 
iſt, wäre für die Veranſtaltung muſikaliſcher Vorträge, 
bei denen kein Tanz ſtattfindet, überhaupt nicht er⸗ 
forderlich (OLG. München Bd. 6 S. 429). Sie könnte 
auch keinesfalls den, der die Muſikſtücke gegen Be⸗ 
zahlung aufführt, von der ihm in Art. 33 PStGB. 
auferlegten Verpflichtung entbinden. Die Strͤ. hat 
ein Verſchulden des A. nicht ausdrücklich feſtgeſtellt. 
Dieſer Punkt hätte der Erörterung bedurft, da A. ſich 
darauf berief, daß er ſeit der Anmeldung ſeines Ge⸗ 
werbes ſtets unbeanſtandet in den Wirtſchaften von D. 
geſpielt habe und ſeine Verurteilung nur geſchehen 
konnte, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fiel. Trotz⸗ 
dem find die Aufhebung des angefochtenen Urteils und 
die Zurückverweiſung der Sache nicht veranlaßt. Nach 
ſeiner Verteidigung hatte A. davon Kenntnis, daß zu 
ſeinen Muſikaufführungen ortspolizeiliche Erlaubnis 
nötig war; er unterließ aber, darum nachzuſuchen, 
weil er der Meinung war, daß die Beſteller die Er⸗ 
laubnis zu erholen hätten. Demnach befand er ſich 
bei ſeinem Tun in einem Irrtum über die Bedeutung 
des Art. 33 PStGB. Er glaubte, daß nicht der 
Muſiker, ſondern daß der Beſteller der Leiſtung des 
Muſikers die von dieſem geſpielten Muſikſtücke „auf— 
führe“ und daß der Beſteller ſich deshalb um die von 
dem Geſetze vorgeſchriebene polizeiliche Erlaubnis zu 
bemühen habe. Sein Irrtum betraf mithin den In— 
halt und die Bedeutung des Strafgeſetzes und kann 
ihn als Strafrechtsirrtum nicht entſchuldigen. (Urt. 
vom 17. Februar 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 12/1916). Ed. 
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II. 


Neber den Einfluß der ſog. Sommerzeit auf die 
Berechnung der Strafzeit (8 19 Abſ. 1 StGB., BR BO. 
vom 6. April 1916 über die Vorverlegung der Stunden 
während der Zeit vom 1. Mai bis 30. September 1916). 
P. wurde am 15. März 1916 zu 3 Monaten Gefängnis 
und am 25. März 1916 zu einer Gefängnisſtrafe von 
zweimal 10 Tagen verurteilt. In dem erſten Ur— 
teile, das am 15. März 1916 vormittags 11 Uhr 27 Min. 


rechtskräftig wurde, iſt ausgeſprochen, daß auf die 
1 14 Tage der erlittenen Unterſuchungshaft an⸗ 
zurechnen find. Die Einzel ſtrafen wurden durch Be⸗ 
ſchluß vom 20. April 1916 auf eine Geſamtgefängnis⸗ 
ſtrafe von 3 Monaten und 14 Tagen zurückgeführt; 
gleichzeitig wurde verfügt, daß von dieſer Strafe die im 
Urteile vom 15. März 1916 angerechnete Unterſuchungs⸗ 
haft und die bei Eintritt der Rechtskraft des Be⸗ 
ſchluſſes auf Grund dieſes Urteils verbüßte Strafzeit 
abzuziehen ſind. Auf einen vom Staatsanwalte gemäß 
8 490 Abſ. 1 StPO. geſtellten Antrag ſetzte ſodann 
die Stä. mit Beſchluß vom 6. Mai 1916 das Ende 
der nach dem Beſchluſſe vom 20. April 1916 zu 
verbüßenden Geſamtſtrafe auf den 14. Juni 1916 vor⸗ 
mittags 11 Uhr 27 Min. feſt. Gegen dieſen Beſchluß 
erhob der Staatsanwalt die ſofortige Beſchwerde mit 
dem Antrage, das Strafende auf den 14. Juni 1916 
nachmittags 12 Uhr 27 Min. feſtzuſetzen. Das Straf⸗ 
ende falle in die ſog. Sommerzeit, die auf einer künſt⸗ 
lichen, von der Wirklichkeit abweichenden Zeitrechnung 
beruhe; die Strafzeit ſei nach der Wirklichkeit zu be⸗ 
rechnen. Die Annahme der Strafkammer führe zu 
dem unannehmbaren Ergebnis, daß, wenn der Straf⸗ 
beginn in die Sommerzeit, das Strafende aber in die 
Winterzeit falle, der Gefangene eine Stunde länger 
büßen müſſe. Die Beſchwerde wurde verworfen. 
Aus den Gründen: Die Unterſcheidung zwiſchen 
der künſtlichen und der natürlichen Zeitrechnung iſt 
nicht berechtigt. Die BRBBek. über die Vorverlegung 
der Stunden während der Zeit vom 1. Mai bis zum 
30. September 1916 hat Geſetzeskraft und muß mit 
allen ſich aus ihr ergebenden Folgerungen zur An⸗ 
wendung kommen; ſie muß ſelbſtverſtändlich auch bei 
der Berechnung der Freiheitsſtrafen beachtet werden. 
Bei Strafen, die nach Monaten oder Jahren bemeſſen 
ſind, kann dadurch um deswillen keine Schwierigkeit 
entſtehen, weil bei ihnen nach 8 19 Abſ. 1 StGB. die 
Strafzeit nach der Kalenderzeit zu berechnen und es 
deshalb ohne Belang iſt, ob der Tag 23, 24 oder 
25 Stunden umfaßt. Für Freiheitsſtrafen, die nach 
Wochen oder Tagen bemeſſen find, enthält der 8 19 
Abſ. 1 StGB. die Vorſchrift, daß der Tag zu 24 Stun» 
den, die Woche zu 7 Tagen zu rechnen iſt. Würde 
dieſe Vorſchrift mit der Bundesratsbekanntmachung im 
Widerſpruche ſtehen, ſo wäre ſie inſoweit durch dieſe 
für deren Geltungszeit außer Kraft geſetzt. Das 
Weſentliche der Vorſchrift beſteht indeſſen nicht darin, 
daß für Tage und Wochen ein Zeitmaß feſtgeſetzt iſt, 
das mit der zur Zeit der 3 des Strafgeſetz⸗ 
buchs allgemein anerkannten Zeitrechnung überein⸗ 
ſtimmte, ſondern darin, daß bei Tagen und Wochen 
die Berechnung nach der Kalenderzeit ausgeſchloſſen 
und die natürliche Berechnungsweiſe a momento ad 
momentum angeordnet iſt. Dieſe Berechnungsweiſe 
aber iſt auch während der Geltung der Bundesrats⸗ 
bekanntmachung möglich. Es iſt indeſſen nicht nötig 
hierauf weiter einzugehen. Denn hier handelt es ſich 
um eine nach Monaten und Tagen beſtimmte Strafe, 
bei deren Berechnung der Umſtand, daß nach der 
BRBek. der 30. April 1916 nur 23 Stunden umfaßt, 
aus dem Grunde keine Rolle ſpielen kann, weil dieſer 
Tag in die nach Monaten beſtimmte Strafzeit fällt. Die 
Strafzeit iſt nämlich nach dem Beſchluſſe vom 20. April 
1916 in der Weiſe zu berechnen, daß zunächſt, beginnend 
mit dem Eintritte der Rechtskraft des Beſchluſſes, die 
3 Monate und im unmittelbarem Anſchluß an dieſe 
die 14 Tage zu berechnen ſind, und die ſo gefundene 
Strafzeit um diejenige Zeit zu kürzen iſt, welche nach 
dem Beſchluß von der Geſamtſtrafe abzuziehen iſt. Bei 
dieſer Berechnung fällt der 30. April 1916 in die nach 
der Kalenderzeit berechnete Strafzeit für die 3 Monate 
und ergibt ſich als Strafende der vom Landgerichte 
feſtgeſetzte Zeitpunkt. (Beſchluß vom 20. Mai 1916, 
Beſchw.⸗Reg. Nr. 1721916). Ed. 
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III. 


Zur Frage der Stempelpflicht der für einen Ber: 
teidiger ausgeſtellten Bollmachtsurkunde. In einem 
Strafverfahren wurde von dem Verteidiger eine Voll⸗ 
machtsurkunde vorgelegt, in der die Ausſteller den als 
Verteidiger beſtellten Rechtsanwälten „uneingeſchränkte 
Vollmacht“ erteilen, ſie „in der Anklageſache bei dem 
Amtsgerichte X. ſowie in allen weiteren Inſtanzen zu 
vertreten bzw. zu verteidigen. Dieſelben ſollen aus⸗ 
drücklich auch ermächtigt ſein: 1. Gelder, Wertſachen 
und Dokumente, ſowie Beſchlüſſe und Urteilsaus⸗ 
fertigungen mit rechtlicher Wirkung in Empfang zu 
nehmen; 2. Rechtsmittel gegen Urteile und Beſchlüſſe 
einzulegen und zurückzunehmen; 3. a und 
Anträge nach § 443 u. f. der StPO. zu Stellen und Ber» 
gleiche abzuſchließen; 4. ſich durch einen anderen ver⸗ 
treten zu laſſen.“ Die Stempelpflicht dieſer Urkunde 
wurde verneint. 


Aus den Gründen: Unzutreffend find zunächſt 
die Ausführungen, die ſich mit der Frage der Ein⸗ 
wirkung des RKG. auf die ſonſt nach dem bayeri⸗ 
ſchen Stempelgeſetze, der allgemeinen Vorſchrift des 
Art. 7 Abſ. I und der beſonderen Beſtimmung der 
Tarifſtelle 43 zu beurteilende Stempelpflicht der Voll⸗ 
machtsurkunde befaſſen. Zu eng iſt in dieſer Hinſicht 
die Auslegung des § 2 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes, daß 
dieſe Beſtimmung die Erhebung des Stempels nur 
ſoweit ausſchließe, als ſie an den Gebrauch der Ur⸗ 
kunde ſelbſt geknüpft ſei. Die Bedeutung des 8 2 Abſ. 2 
geht weiter; die Regel greift auch dann Platz, wenn 
die Urkunde nach der Landesgeſetzgebung der Stempel⸗ 
pflicht ſchon deshalb unterworfen ſein ſoll, weil ſie 
dazu beſtimmt iſt, daß von ihr bei Gericht Gebrauch 
gemacht werde; denn auch in dieſem Fall erfolgt die 
Erhebung des Stempels „mit Rückſicht auf den Ge⸗ 
brouch der Urkunde in dem Rechtsſtreit“ (RG. Bd. 17 
S. 427 ff.). Unſchlüfſig ſind ſodann die Folgerungen, 
die die Regierungsfinanzkammer aus den Beſtimmungen 
des bayeriſchen Stempelgeſetzes ſelbſt zieht. Es iſt 
richtig, daß das bayeriſche Stempelgeſetz die Stempel⸗ 
pflicht nicht an den tatſächlichen Gebrauch der Ur⸗ 
kunde knüpft, daß es in Dee Hinſicht überhaupt nicht 
darauf ankommt, ob von ihr ſpäter in dem gericht⸗ 
lichen Verfahren Gebrauch gemacht wird oder nicht, 
daß die Stempelpflicht auch bei Vollmachten grund⸗ 
ſätzlich und ohne daß hier für einen Vorbehalt des 
Gegenteils Raum ſein ſoll, mit der Errichtung der 
Urkunde eintritt. Daraus folgt aber nicht, daß die 
Beſtimmung des § 2 Abſ. 2 GKG. der Vorſchrift des 
Art. 7 Abſ. 1 des Stempelgeſetzes gegenüber keine An⸗ 
wendung fände, ſondern es ergibt ſich daraus, daß 
ſie die Entſtehung der Stempelpflicht ſchon bei der 
Errichtung der Vollmacht hindert (Beſchluß des er⸗ 
kennenden Senats vom 17. Jan. 1916, Reg. V Nr. 46 
1915, dieſe Zeitſchr. 1916 S. 72). Nicht widerlegt iſt 
die Annahme des Landgerichts, der für die Frage der 
Stempelpflicht maßgebende Inhalt der Urkunde gehe 
über die Ermächtigung zur Verteidigung in dem ans 
hängigen Strafverfahren nicht hinaus. Mit der dem 
Rechtsanwalte von den Beſchuldigten erteilten Voll⸗ 
macht, ſie in der bezeichneten Angelegenheit vor dem 
Amtsgerichte X. und in allen weiteren Inſtanzen zu 
vertreten und zu verteidigen, ſteht die in der Urkunde 
beſonders hervorgehobene Befugnis, Beſchlüſſe und 
Urteilsausfertigungen in Empfang zu nehmen, Rechts⸗ 
mittel gegen Urteile und Beſchlüſſe einzulegen und 
zurückzunehmen, ſich durch einen anderen vertreten zu 
laſſen, in unmittelbarem inneren Zuſammenhang. 
Auch die Ermächtigung, Gelder, Wertſachen und Do: 
kumente für die Auftraggeber in Empfang zu nehmen, 
geht über den Rahmen der durch die Vollmacht für 
ein beſtimmtes Strafverfahren eingeräumten Vertre— 
tungsbefugnis nicht hinaus. Ein Anlaß zur Aus⸗ 
übung dieſer Vertretungsmacht konnte ſich ergeben, 
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wenn die dem freigeſprochenen Angeſchuldigten ent⸗ 
ſtandenen notwendigen Auslagen, z. B. die Koſten der 
Verteidigung, nach 8 499 Abf. 2 StPO. der Staats⸗ 
kaſſe auferlegt wurden, wenn eine zur Abwendung 
der Unterſuchungshaft nach den 88 117, 118 durch 
Hinterlegung von barem Geld oder in Wertpapieren 
geleiſtete Sicherheit gemäß § 121 Abſ. 1 frei wurde, 
wenn die nach den 88 94 ff. erfolgte Beſchlagnahme 
einer Urkunde außer Kraft trat. Bedenken könnte 
höchſtens die Ermächtigung, Strafanträge und An⸗ 
träge nach 88 443 ff. zu ſtellen und Vergleiche zu 
ſchließen, hervorrufen, da für dieſe Befugniſſe nur in 
einem Verfahren auf erhobene Privatklage im Falle 
des 8 428 oder bei der Nebenklage nach den 88 435, 
443 im Falle der Anſchließung des Verletzten als 
Nebenkläger Raum wäre, während es ſich in dem 
vorliegenden Fall um die Vertretung und Vertei⸗ 
digung der gun ge in einem Verfahren auf 
schoene öffentliche Klage handelt. Gleichwohl kann 
auch dieſer Teil der Vollmacht ihre Stempelpflicht 
nicht begründen. Für die Bevollmächtigung in dem 
beſonderen Fall iſt er gegenſtandslos, da das Ber- 
fahren, in dem die Vollmacht ausgeſtellt iſt, zur Aus⸗ 
übung ſolcher Befugniſſe eine Gelegenheit nicht bieten 
kann. Außerhalb dieſer Ermächtigung iſt er ohne 
ſachliche Bedeutung. Denn die Vollmacht iſt nicht 
allgemein für jede ſich eröffnende Notwendigkeit einer 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung, ſondern 
nur für die beſondere Angelegenheit erteilt. Ein Fall, 
wie er dem Beſchluſſe vom 31. Januar 1916, Reg. V 
Nr. 1/1916 (Beibl. z. IMBl. S. 132, 137) zugrunde 
lag, iſt nicht gegeben. (Beſchluß des II. 38S. vom 
1. Mai 1916, Reg. V Nr. 11/16). M. 
3911 


Pücheranzeigen. 


Hirſch, Dr. jur. Otte, Städt. Rechtsrat in Stuttgart. 
Das Geſetzüber die Kriegsleiſtungen vom 
13. Juni 1873 mit den Ausführungsbeſtimmungen 
nach dem neueſten Stand. 1. Lieferung, 59 S. Preis 
Mk. 1.—. 2. Lieferung XV, 49 — 240 S. Preis Mk. 3.—. 
Stuttgart 1915, Verlag von J. Heß. 


Eines der wenigen Geſetze, aus denen Anſprüche 
auf Erſatz von Kriegsſchäden hergeleitet werden können, 
iſt das Geſetz über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 
1873 (vgl. Hermann Weck, Kriegsſchäden und Kriegs- 
ſchadenerſatz, Charlottenburg, Oſt⸗Landverlag 1916, 
S. 62). Bei dem allgemeinen Intereſſe, welches der 
Fries entgegengebracht wird, inwieweit Anſprüche auf 

egsſchadenerſatz beſtehen, iſt das Erſcheinen des vor⸗ 
liegenden Kommentars zu begrüßen. In ihm ſind die 
bis Ende Juli 1915 ergangenen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen berückſichtigt. Intereſſant iſt, daß der Ver⸗ 
faſſer die Neugeſtaltung des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
nach dem Krieg als unvermeidlich bezeichnet. Er will 
aber deſſen jetzige Grundlagen unangetaſtet wiſſen. 
Schweidnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Die Bundesratsvererdunng über die Bewilligung von 
Sahlungstriften an Kriegsteilnehmer vom 8. Juni 1916 
nebſt den Verordnungen über die gerichtliche Be⸗ 
willigung von Zahlungsfriſten und über die Folgen 
der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung. 
Mit gemeinverſtändlichen Erläuterungen. Berlin, 
Franz Vahlen. Preis 30 Pfg. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsvererdnungen ſtrafrechtlichen Inhalts.!) 
(Zeitraum vom 27. Mai 1916 bis 14. Juli 1916). 


J. Vorſchriften für Lebens- und Futtermittel - 


a) Allgemeine Vorſchriften. 


1. VO. über den Handel mil Lebens⸗ und Futter⸗ 
mitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels vom 
24. Juni 1916 (REBL. S. 581, Berichtigung S. 674). 
Nach 8 1 iſt der Handel mit Lebens» und Futtermitteln 
(vgl. 8 2) vom 1. Auguſt 1916 ab nur ſolchen Perſonen 
geſtattet, denen eine Erlaubnis zum Betriebe dieſes 
Handels erteilt worden iſt. Ausgenommen ſind: 

a) der Verkauf felbſtgewonnener Erzeugniſſe der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft, des Garten⸗ und Obſtbaues, 
der Geflügel⸗ und Bienenzucht, der Jagd und Fiſcherei, 

b) Kleinhandelsbetriebe, in denen Lebens⸗ oder 
. nur unmittelbar an Verbraucher abgeſetzt 
werden, 

e) Perſonen, die nach anderen während des Krieges 
erlaſſenen Vorſchriften bereits eine Erlaubnis zum 
Handel mit Lebens» oder Futtermitteln erhalten haben, 
in den Grenzen der erteilten Erlaubnis, 

d) Behörden und andere Stellen, denen amtlich 
die Beſchaffung und Verteilung von Lebens» und 
Futtermitteln übertragen iſt. 

In den Fällen b) und c) kann aber der Handel 
unterſagt werden, wenn ſich Umſtände ergeben, die bei 
Notwendigkeit einer Erlaubnis deren Verſagung recht⸗ 
fertigen würden (8 4 Abf. 2). 

Nach 89 wird beſtraft, wer ohne die erforderliche 
Erlaubnis oder entgegen der nach 8 4 Abſ. 2 erfolgten 
Unterſagung mit Lebens- oder Futtermitteln Handel 
treibt. 8 11 ſtellt die Steigerung des Preiſes für 
Lebens⸗ oder Futtermittel durch unlautere Machen⸗ 
ſchaften, insbeſondere Kettenhandel, unter Strafe. 8 12 
verbietet, in periodiſchen Druckſchriften oder in ſonſtigen 
für einen größeren Perſonenkreis beſtimmten Mit: 
teilungen ohne polizeiliche Genehmigung ſich zum Er⸗ 
werbe von Lebens⸗ oder Futtermitteln zu erbieten 
oder zu Preisangeboten für fie aufzufordern ſowie bei 
Ankündigungen über Erwerb oder Veräußerung von 
Lebens- oder Futtermitteln oder über die Vermittlung 
ſolcher Geſchäfte Angaben zu machen, die geeignet ſind, 
einen Irrtum über die geſchaftlichen Verhältniſſe des 
Anzeigenden, die Menge ſeiner Vorräte oder Anlaß 
oder Zweck des Ankaufs, des Verkaufs oder der Ver⸗ 
mittlung zu erwecken. Die Verleger periodiſcher Druck⸗ 
ſchriften ſind verpflichtet, die Unterlagen für Anzeigen 
über Lebens⸗ und Futtermittel 3 Monate lang auf: 
zubewahren. Strafbeſtimmungen 8 13. 


2. VO. gegen irreführende Bezeichnung von 
Nahrungs⸗ und Genußmitteln vom 26. Juni 1916 
(RG Bl. S. 588). Strafbar iſt nach 8 1, wer Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel unter einer zur Täuſchung geeigneten 
Bezeichnung oder Angabe anbietet, feilhält, verkauft 
oder ſonſt in Verkehr bringt. 

3. Reichskanzlerbek. über die äußere Kennzeichnung 
von Waren vom 26. Mai 1916 (RG Bl. S. 422), teil⸗ 
weiſe geändert durch die Bek. vom 11. Juni 1916 
(RGBl. S. 505). Sie ſchreibt auf Grund der Er: 
mächtigung in $ 1 der VO. vom 18. Mai 1916 
(RGBl. S. 380) für die in § 1 bezeichneten Konſerven 
und ſonſtigen Lebensmittel, wenn ſie in Packungen 
oder Behältniſſen an den Verbraucher abgegeben werden, 
zu deſſen Aufklärung über den Inhalt die in $2 auf⸗ 
geführten Angaben vor. Strafbeſtimmung in § 5 der 
VO. vom 18. Mai 1916. 

4. VO. zur Vereinfachung der Beköſtigung vom 
31. Mai 1916 (RG Bl. S. 433). Sie beſchränkt vor allem 
für Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſewirtſchaften ſowie für 


1) Letzter Bericht S. 205 dieſer Zeltſchrift. 


Vereins⸗ und Erfriſchungsräume die Abgabe von 
Fleiſchgerichten und verbietet die Verabreichung von 
warmen mit Fett bereiteten Speiſen auf Vorlege⸗ 
platten oder ⸗ſchüſſeln ſowie die Verabfolgung von 
roher oder ee Butter zu warmen Speiſen. 
ern > 

B05 über Ausfuhrverbote vom 5. Juni 1916 
Gl. S. 439). Sie ergänzt die VO. über die Er⸗ 
richtung von een ee und die Verſorgungs⸗ 


regelung vom 27 September 1915 (RGBI. S. 607 


Fi November 
und 728) dahin, daß Anordnungen nach $ 12 Nr. 1, 
die ein Ausfuhrverbot oder eine e 
enthalten oder in ihrer Wirkung einer ſolchen Maß⸗ 
nahme gleichkommen können, dem Reichskanzler zur 
Erinnerungsabgabe mitzuteilen und auf ſein Verlangen 
zu unterlaſſen oder aufzuheben ſind. Eine weitere 
kleine Aenderung der VO. über die Preisprüfungs⸗ 
1 uſw. enthält die VO. vom 6. Juli 1916 (RGBl. 


13). 

6. Reichskanzlerbek. über Aenderung von Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zur BO. über die Einfuhr von 
Lebensmitteln vom 18. Juni 1916 (REBT. S. 530) und 
zu der VO. vom 27. Juni 1916 zur Aenderung der BO. 
über den Verkehr mit aus dem Ausland eingeführtem 

nn (Schweineſchmalz) vom 4. März 1916 (RGBl. 

S. 612). Sie treffen für eine Reihe von Lebens⸗ 
mitteln, die bei Einfuhr aus dem Ausland an 
eine Kriegsgeſellſchaft zu liefern find, gleichlautende 
Anordnungen über den Zeitpunkt des Eigentumsüber⸗ 
gangs auf die Kriegsgeſellſchaft. 

7. VO. über die Verwertung von 5 un 
Küchenabfällen vom 26. Juni 1916 (RGBl. S. 593). 
Sie ermächtigt die Landeszentralbehörden zu Anord⸗ 
nungen über die Sammlung von Speiſereſten und 
Küchenabfällen in Haushaltungen und gewerblichen 
oder gemeinnützigen Betrieben und deren Lieferung 
an die 5 ah für deutſches ee 
G. m. b. H. in Berlin. Strafbeſtimmungen 8 9. 

8. VO. über die Berwertung von Tierkörpern und 
Schlachtabfällen vom 29. Juni 1916 (RGBl. S. 631). 
Sie ordnet an, daß die in den größeren Abdeckereien 
anfallenden Tierkörper und Teile von ſolchen ſowie 
die in größeren Schlachthäuſern und in ſonſtigen großen 
Schlachtbetrieben anfallenden Schlachtabfaͤlle und zum 
menſchlichen Genuß untauglichen Tierkörper und Tier⸗ 
körperteile auf Futtermittel und Fette zu verarbeiten 
find. Strafbeſtimmungen 8 6. 

9. Reichskanzlerbek. vom 17. Juni 1916 über 
Ausdehnung der VO. betr. Einfuhr von Futtermitteln 
uſw. vom 28. Januar 1916 und der Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen dazu vom 31. Januar 1916 (RG Bl. S. 529). 
Die VO. und die Ausführungsbeſtimmungen dazu 

werden auf Stroh, Heu und Häckſel ausgedehnt. 

10. Reichskanzlerbek. vom 6. Juni 1916 betr. Aen⸗ 
derung der VO. über den Verkehr mit Kraftfuttermitteln 


28. Juni 1915 
vom 21 März 1916 und der Bek. über die Preiſe und 


ſonſtigen Vergütungen für Kraftfuttermittel vom 
20. Mar 1816 (MOB. S. 443). Die Aenderungen be- 
treffen Einzelheiten von nicht grundſätzlicher Bedeutung; 


b) Vorſchriften für einzelne Arten von Lebens- und 
Futtermitteln. 


1. Vorſchriften für Getreide. 

a) VO. über Brotgetreide und Mehl aus der Ernte 
1916 vom 29. Juni 1916 (RGBl. S. 613), 

b) VO. über Gerſte aus der Ernte 1916 vom 
6. Juli 1916 (RGBl. S. 659), 

c) VO. über Hafer aus der Ernte 1916 vom 
6. Juli 1916 (RG Bl. S. 666). 

Die drei Olen dehnen die Wirkſamkeit der für das 
Erntejahr 1915 erlaſſenen BO.en vom 28. Juni 1915 
über den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl, über 
den Verkehr mit Gerſte und über den Verkehr mit 
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Hafer (RGBl. S. 363, 384 und 393) nebſt den Nach⸗ 
trägen dazu unter einigen nicht ſehr einſchneidenden 
Aenderungen auf das neue Wirtſchaftsjahr aus. Von 
den Aenderungen ſeien hervorgehoben die Neurege⸗ 
lung des Verkehrs mit Saatgetreide ae 1 Nr. 3, 
4, 6, 13 und 14 der VO. über Brotgetreide und Mehl, 
Art. 1 Nr. 6, 8, 10, 16 und 18 der BO. über Gerſte, 
Art. I Nr. 7 und 10 der VO. über Hafer), die Berechti⸗ 
gung der Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe zur 
Herſtellung von Grünkern aus grünem Dinkel und 
Spelz (Art. 1 Nr. 3 der BO. über Brotgetreide), die 
n der Unternehmer von Brotgetreide oder 
Mehl verarbeitenden Betrieben mit Ausnahme der 
Mühlen, Bäckereien und Konditoreien zur Auskunft⸗ 
erteilung über ihre Betriebsverhältniſſe (Art. 1 Nr. 10 
der VO. über Brotgetreide), die Verpflichtung der 
Müller zur Ablieferung aller beim Ausmahlen von 
Brotgetreide anfallenden Erzeugniſſe einſchließlich allen 
Abfalles und das Verbot der Entrichtung des Mahl⸗ 
lohns in Form von Getreide oder Müllereierzeugniſſen 
(Art. 1 Nr. 19, 21 und 24 der BO. über Brotgetreide), 
die Minderung der den Unternehmern landwirſchaft⸗ 
licher Betriebe freigegebenen Gerſtenvorräte von / 
auf /1o und die Anordnung, daß die freigegebenen 
Mengen nur auf Grund von Mahlkarten zu Grütze, 
Graupen oder Gerſtenmehl verarbeitet werden dürfen 
(Art. 1 Nr 3 und 8 der VO. über Gerſte), die Ein⸗ 
führung von Gerſtenbezugsſcheinen für die Gerſte ver⸗ 
arbeitenden Betriebe (Art. I Nr. 15 und 28 der BD. 
über Gerſte), die Ermächtigung der Unternehmer land⸗ 
wirtſchaftlicher Betriebe, aus Hafer auf Grund von 
Mahlkarten Nahrungsmittel zum Verzehr im eigenen 
Betriebe herzuſtellen (Art. I Nr. 6 der VO. über Hafer), 
die Einführung von Erlaubnisſcheinen, die zum frei⸗ 
händigen Ankauf von Hafer berechtigen (Art. I Nr. 6 
und 19 der VO. über Hafer), ſchließlich die Vorſchrif⸗ 
ten zur Ueberwachung der Hafer verarbeitenden Be⸗ 
triebe (Art. I Nr. 21 der VO. über Hafer). 


2. Vorſchriften für Backwaren. 


BD. vom 20. Juni 1916 (RGBl. S. 540), wonach 
zur Bereitung von Roggenbrot an Stelle von Kartoffeln 
auch Weizenſchrot in derſelben Menge wie Kartoffel⸗ 
flocken verwendet werden darf. 

3. Vorſchriften für Hülſenfrüchte. 

BO. vom 29. Juni 1916 betr. Aenderung der BO. 
vom 26. Auguſt 1915 über den Verkehr mit Hülſen⸗ 
früchten (RGBl. S. 621, Berichtigung S. 674). Die 
wichtigſten Neuerungen ſind die Neuregelung des Ver⸗ 
kehrs mit Hülſenfrüchten, die zu Saatzwecken ver⸗ 
wendet werden ſollen (Art. I Nr. 18, 22 und 25), das 
Verbot der Verfütterung von Hülſenfrüchten (Art. I 
Nr. 5 und 24) und die N über die Anmelde⸗ 
pflicht (Art. I Nr. 6 und 23). 


4. Vorſchriften für Buchweizen und Hirſe. 


VO. vom 29. Juni 1916 (RGOBI. S. 625). Sie 
regelt den Verkehr mit Buchweizen und Hirſe in engſter 
Anlehnung an die VO. über den Verkehr mit Hülſen⸗ 
früchten. Strafbeſtimmungen § 14. 


5. Vorſchriften für Grünkern. 


BD. vom 3. Juli 1916 (RGBl. S. 649). Nach 8 1 
darf, wer aus der Ernte 1916 Grünkern herſtellt oder 
hergeſtellt hat, ihn nur an die vom Reichskanzler be⸗ 
ſtimmte Stelle oder an die von dieſer zum Erwerb 
ermächtigten Stellen abſetzen. Er hat die hergeſtellten 
Mengen nach § 2 dem Kommunalverband anzuzeigen 
und nach $ 3 der vom Reichskanzler beſtimmten Stelle 
auf Verlangen käuflich zu überlaſſen, fie nach $4 ord⸗ 
nungsgemäß zu verwahren und über ſie auf Erfordern 
Auskunft zu geben. Strafbeſtimmungen § 12; darnach iſt 
ins beſondere auch ſtrafbar, Grünkern, der durch die 
vom Reichskanzler beſtimmte Stelle zugewieſen wurde, 
zu anderen als den dabei bezeichneten Zwecken zu ver⸗ 
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wenden. 89 ſetzt Höchſtpreiſe feſt, auf die das Höchſt⸗ 
preisgefeß Anwendung findet. 


6. Vorſchriften für Kartoffeln. 

a) BO. über die Kartoffelverſorgung vom 26. Juni 
1916 (REBL. S. 590). Sie verpflichtet die Kommunales 
verbände, die für die Ernährung der Bevölkerung vom 
16. Auguſt 1916 bis 15. Auguſt 1917 erforderlichen 
Mengen an Speiſekartoffeln ſowie an Kartoffeln und 
Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und Kartoffel ſtärke⸗ 
fabrikation zur Brotſtreckung zu beſchaffen und die 
Berforgung der Bevölkerung mit Speiſekartoffeln zu 
regeln. Letzteres können ſie den Gemeinden übertragen 
(88 1 und 2). Der Reichskanzler kann nach 8 5 unter 
Strafdrohung Beſtimmungen über die Verpflichtung 
der Kartoffelerzeuger zur Sicherſtellung und Abgabe 
von Kartoffeln treffen und nach 8 9 Ermittlungen über 
Vorräte von Kartoffeln ſowie von Erzeugniſſen der 
Kartoffeltrocknerei und der Kartoffel ſtärkefabrikation 
anordnen. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anord⸗ 
nungen und die von einem Kommunalverband oder 
einer Gemeinde erlaſſenen Anordnungen ſind in 8 12 
unter Strafe geſtellt. 

b) Reichskanzlerbek. über das Verfüttern von 
Kartoffeln vom 8. Juni 1916 (RGBl. S. 446, Berichti⸗ 
gung S. 560). Sie verbietet für die Zeit vom 10. Juni 
ab das Verfüttern von Kartoffeln, Kartoffel ſtärke und 
Kartoffel ſtärkemehl und beſchränkt das Verfüttern von Er⸗ 
zeugniſſen der Kartoffeltrocknerei. Strafbeſtimmungen 83. 

c) Reichskanzlerbek. über die Speiſekartoffelverſor⸗ 
gung im Frühjahr und Sommer 1916 vom 19. Juni 1916 
(RG Bl. S. 532). Sie erweitert die Verpflichtung der 
Kartoffelerzeuger zur He ihrer Kartoffelvorräte 
nach der Bek. vom 31. März 1916 (RGBl. S. 223). 

d) Bek. des Präſidenten des Kriegsernährungs⸗ 
amts über die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Kartoffeln 
und die Preisſtellung für den Weiterverkauf vom 
13. Juli 1916 (RGBl. S. 696). Sie ſetzt Höchſtpreiſe 
für den Verkauf von Kartoffeln aus der Ernte 1916 
durch die Kartoffelerzeuger feſt. 


7. Vorſchriften über Oele und Fette. 

a) BO. über vorläufige Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Fettverſorgung vom 8. Juni 1916 (RGBl. 
S. 447). Nach 8 2 haben Beſitzer von Milchkühen, 
die im Mai 1916 Milch an eine Molkerei geliefert haben, 
die Milch auch künftig an die bisherigen Abnehmer 
zu liefern. 83 ermächtigt die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde, zur Abwendung von Notſtänden Beſitzer von 
Kühen, die bisher ihre Milch nicht an eine Molkerei 
geliefert haben, hierzu anzuhalten. Nach § 4 können 
bei Eintritt von Notſtänden durch Milchknappheit 
Molkereien zur Lieferung von Milch an beſtimmte 
Gemeinden angehalten werden. 8 6 verbietet den 
Molkereien, vom 1. Juli 1916 ab mit der Poſt oder 
Eiſenbahn Butter ohne vorherige Einſendung eines 
Bezugſcheins zu verſchicken, ſoweit die Verſchickung 
nicht an Behörden oder an Kaufleute zum Weiterverkauf 
geſchieht, und ſchreibt allgemein vor, daß vom 1. Juli 1916 
ab bei Verſendung von Butter mit der Poſt oder 
Eiſenbahn auf der Verpackung Name oder Firma des 
Abſenders anzugeben und die Sendung als Butter⸗ 
endung zu bezeichnen iſt. Die Gemeinden über 
000 Einwohner find nach 87 verpflichtet, den Ver⸗ 
kehr mit Speiſefetten und deren Verbrauch zu regeln 
und nach 8 8 zu der Anordnung ermächtigt, daß in 
ihren Bezirk gelangende Vollmilch entrahmt und ver— 
buttert wird. Strafbeſtimmung $ 11. 

b) BO. über fetthaltige Zubereitungen vom 
26. Juni 1916 (RG BI. S. 589). Nach § 1 dürfen 
fetthaltige Zubereitungen, welche Butter oder Schweines 
ſchmalz zu erſetzen beſtimmt ſind, mit Ausnahme von 

argarine und Kunſtſpeiſefett gewerbsmäßig nicht 
hergeſtellt, feilgehalten, verkauft oder ſonſt in Verkehr 
gebracht werden. 8 2 verbietet, Margarine, die weniger 
als 76%e Fett oder mehr als 20% Waſſer enthält, ge— 
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werbsmäßig feilzuhalten oder zu verkaufen. Strafbe⸗ 
ſtimmungen 8 3. 

e) BO. vom 26. Juni 1916 zur Aenderung der 
BD. über den Verkehr mit Oelfrüchten und daraus 
gewonnenen Produkten vom 15. Juli 1915 (RGBl. 
S. 595.) Sie ermächtigt insbeſondere die Beſitzer von 
Oelfrüchten, bis zu 30 kg davon zur Herſtellung von 
Nahrungsmitteln für ihre Hauswirtſchaft zu verwenden; 
doch dürfen die hierzu beſtimmten Mengen von den 
Mühlen nur auf Grund eines Erlaubnisſcheins zur 
Verarbeitung angenommen werden. 

d) Reichskanzlerbek. vom 26. Juni 1916 (RGBl. 
S. 597). Sie ſetzt die Bek. über die Ausdehnung der 
BO. vom 15. Juli 1915 über den Verkehr mit Oel⸗ 
früchten vom 19. Oktober 1915 (RG Bl. S. 675) außer 


Kraft. 
8. Borſchriften für Eier. 

a) BO. vom 14. Juni 1916 (RGBl. S. 513). Sie 
verbietet die Verwendung von Eiern und Eierkon⸗ 
ſerven zur Herſtellung von Eee und ermächtigt 
den Reichskanzler, auch ihre Verwendung zu anderen 
nr Zwecken zu verbieten. Strafbeſtimmung 8 3. 

b) Bek. des Präſidenten des Kriegsernährungsamts 
über den Verbrauch von Eiern vom 13. Juli 1916 (RGBl. 
S. 697). Darnach dürfen in Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſe⸗ 
wirtſchaften, in Vereins⸗ und Erfriſchungsräumen, in 
Fremdenheimen, in Konditoreien und ähnlichen Be⸗ 
trieben Gier und Eierſpeiſen nur zum Mittags⸗ und 
Abendtiſch verabreicht und entgegengenommen werden. 
Strafbeſtimmung $ 3. 


9. Vorſchriften für Zucker. 

BO. vom 24. Juni 1916 zur Ausführung der BO. 
vom 10. April 1916 über den Verkehr mit Verbrauchs» 
zucker (RGBI. S. 573). $ 1 führt eine Reihe von 
Nahrungs⸗, Genuß⸗ und kosmetiſchen Mitteln auf, zu 
deren Herſtellung, wenn ſie zum Zwecke der Weiter⸗ 
veräußerung erfolgt, in gewerblichen und landwirt⸗ 
fchaftlichen Betrieben mit den in 88 2 und 3 bezeich⸗ 
neten Ausnahmen Zucker nicht mehr verwendet werden 
darf. Wer bisher zur Herſtellung ſolcher Nahrungs-, 
Genuß⸗ und kosmetiſchen Mittel Zucker verwendete, 
mußte nach 8 4 bis zum 1. Juli dem Kommunalver⸗ 
band anzeigen, welche Mengen von Zucker er beſaß 
und zu welchem Zwecke ſie verarbeitet werden ſollten. 
Soweit nach den Ausnahmen in SS 2 und 3 Zucker 
verwendet werden darf, erteilt nach 8 5 die Reichs⸗ 
zuckerſtelle Bezugsſcheine; ſie kann dabei Bedingungen 
für die Herſtellung und Abgabe der Ware ſtellen. Zu⸗ 
widerhandlungen gegen dieſe Bedingungen und die 
Vorſchriften in den 88 1, 2 und 4 werden nach 87 be⸗ 


ſtraft. 
10. Vorſchriften für Rübenſaft. 

BO. vom 6. Juli 1916 (RGI. S. 672). Unter 
der Strafdrohung in 8 3 verbietet § 1, Rübenſaft 
(Rübenkraut, Rübenkreude) ohne Genehmigung der 
Kriegs⸗Rübenſaftgeſellſchaft m. b. H. in Berlin abzuſetzen. 


11. Vorſchriften für Kaffee, Tee, Kakao und Schokolade. 


a) Reichskanzlerbek. vom 29. Mai und 19. Juni 1916 
(RGBl. S. 429, 430 und 531). Sie verbieten auf 
Grund des 8 2 der VO. des Bundesrats über Kaffee, 
Tee und Kakao vom 11. November 1915 (RGBl. S. 750) 

4. April 1916 (Bl. S. 233) 
die Durchfuhr von Kaffee, Tee und Kakao einſchließ— 
lich Schokolademaſſe und Schokoladen jeder Art über 
die Grenzen des Deutſchen Reiches. 

b) Reichskanzlerbek. vom 10. Juni 1916 (RG Bl. 
S. 503). Sie ordnet in § 1 eine Beſtandsaufnahme 
für Kakao und Schokolade an und beſtimmt in § 2, 
daß Kakao und Schokolade nur von den Fabriken der 
deutſchen Kakao- und Schokoladeinduſtrie, von Firmen 
oder Perſonen, die von der Kriegs-Kakaogeſellſchaft 
m. b. H. in Hamburg dazu ermächtigt ſind, und von Klein- 
händlern abgeſetzt werden dürfen, daß vom Verkäufer 
über alle Verkäufe nach Menge und Verkaufspreis genau 
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Buch zu führen iſt und die Unterlagen dafür der ge⸗ 


nannten Geſellſchaft auf Verlangen vorzulegen find. 


Strafbeſtimmungen 8 4. 


12. Vorſchriften für Fiſche. 

Bek. des Präſidenten des Kriegsernährungsamtes 
über die Feſt 1916 von Preiſen für Süßwaſſerfiſche 
vom 24. Juni 1916 (RGBl. S. 585). Sie trat an die 
Stelle der Bek. vom 5. Dez. 1915 (RGBl. S. 804). 


13. Vorſchriften für Heu. 

Reichskanzlerbek. vom 1. Juli 1916 (RGBBl. S. 647). 
Sie hob die Bek. über Höchſtpreiſe ſür Heu vom 3. Fe⸗ 
bruar 1916 (RGBI. S. 79) mit der Maßgabe auf, 
daß für Heu aus der Ernte 1915, das auf Grund der 
VO. über Lieferung von Heu und Stroh für das Heer 
vom 11. Mai 1916 (RG Bl. S. 367) zu liefern iſt, die 
Bek. in Geltung bleibt. 


14. Vorſchriſten für Düngemittel. 

a) VO. vom 5. Juni 1916 betr. Abänderung der 
BO. vom 11. Januar 1916 über künſtliche Düngemittel 
(RGBl. S. 440). Sie ergänzt die BO. vom 11. Jan. 1916 
dahin, daß der Reichskanzler Abweichungen von den 
Vorſchriften des 8 6 anordnen kann. 

b) Reichskanzlerbek. vom 5. Juni und 4. Juli 1916 
(RGBl. S. 441 und 653). Sie ändern die Höchſtpreiſe 
teilweiſe ab, die in der vorerwähnten BO. vom 11. Jan. 
1916 feſtgeſetzt wurden. 

e) Reichskanzlerbek. vom 23. Juni 1916 (RGBl. 
S. 580). Sie erhöht den Aufſchlag, der nach 83 Abſ. 3 
der mehrgenannten BO. vom 11. Januar 1916 bei 
Lieferung von Düngemitteln in Gewebeſäcken berechnet 
werden darf. 

d) Reichskanzlerbek. über Miſchung von Kunſt⸗ 
dünger vom 17. Juni 1916 (RG Bl. S. 539). Sie be» 
ſtimmt den Mindeſtgehalt an Stickſtoff bei einzelnen 
Arten von Kunſtdünger. | 


II. Sonftige Vorſchriften. 
1. Vorſchriften für Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren. 


a) BO. vom 10. Juni 1916 (RGBl. S. 463). Nach 
8 7 dürfen Gewerbetreibende, die mit Web⸗, Wirk⸗ und 
Strickwaren ſowie Erzeugniſſen daraus Großhandel 
treiben oder Bekleidungsſtücke im Großbetriebe her⸗ 
ſtellen, Waren nur an Abnehmer liefern, mit denen 
ſie ſchon vor dem 1. Mai 1916 in dauernder Geſchäfts⸗ 
verbindung ſtanden; die gewerbsmäßige Herſtellung 
von Bekleidungsſtücken darf nur auf Grund ſeſter 
ſchriftlicher Beſtellung erfolgen, ſoweit es ſich nicht um 
Maßſchneiderei oder Muſterkollektionen handelt. Ge⸗ 
werbetreibende, die mit Web:, Wirk⸗ und Strickwaren 
ſowie Erzeugniſſen daraus Kleinhandel treiben, mußten 
nach 8 8 eine Inventur über ihre Waren aufnehmen 
und durften vor Abſchluß der Inventur keine Waren, 
nach dem Abſchluß aber bis 1. Auguſt 1916 von jeder 
Art der Waren höchſtens 20% nach den Inventur⸗ 
preiſen berechnet veräußern. § 9 verbietet den Ver⸗ 
kauf von Web-, Wirk⸗ und Strickwaren an die Vers 
braucher allen, die nicht gewerbsmäßig Kleinhandel 
damit treiben. Nach 8 11 dürfen feit dem 1. Auguſt 
Gewerbetreibende Web-, Wirk⸗ und Strickwaren im 
Kleinhandel und in der Maßſchneiderei an Verbraucher 
nur gegen einen Bezugsſchein veräußern, der dem Ver— 
braucher lediglich im Bedarfsfall auf Antrag erteilt 
wird. Die Bedarfsſcheine dürfen nach 8 12 nicht über: 
tragen werden und find nach $ 13 von den Gewerbe— 
treibenden durch deutlichen Vermerk ungültig zu machen, 
zu ſammeln und an die dafür beſtimmte Behörde zu 
liefern. § 14 enthält Vorſchriften, welche die Ueber— 
wachung der in Betracht kommenden Betriebe ermög— 
lichen und die Kontrollorgane zur Verſchwiegenheit 
n Die Strafbeſtimmungen finden ſich in 


b) Reichskanzlerbek. vom 10. Juni und 13. Juli 
1916 (RGBl. S. 468 und 693). Sie bezeichnen auf 


Grund der Ermächtigung in 8 19 der vorerwähnten 
BD. die Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren, die den Vor⸗ 
ſchriften der VO. teilweiſe nicht unterliegen. Die Bek. 
vom 13. Juli 1916 ſchließt ferner die Anwendung des 
8 der BO. auf Gewerbetreibende aus, die außer den 
aren, die ſie beim Gewerbebetrieb im Umherziehen 
mit ſich führen, kein Warenlager haben. 


2. Vorſchriften ſür Schuhwaren. 


a) BO. betr. die Einſchränkung der Arbeitszeit in 
Betrieben, in denen Schuhwaren hergeſtellt werden, 
vom 14. Juni 1916 (RGBl. S. 519). Ihr unterliegen 
die gewerblichen Betriebe, in denen Schuhwaren mit 
ledernen Unterböden hergeſtellt werden, ſofern die Zahl 
der gewerblichen Arbeiter einſchließlich der Hausarbeiter 
mindeſtens 4 beträgt. Die BO. begrenzt in 8 1 die 
Arbeitszeit für die in Werkſtätten oder Fabriken be⸗ 
ſchäftigten Arbeiter und die Arbeitsmenge, die den 
Hausarbeitern zugeteilt werden darf, und verbietet, 
den in Werkſtätten oder Fabriken beſchäſtigten Per⸗ 
ſonen Arbeit zur Verrichtung außerhalb des Betriebs 
zu übertragen oder für Rechnung Dritter zu über⸗ 
weiſen ſowie die Löhne herabzuſetzen, ſoweit dies nicht 
der Minderleiſtung der Arbeiter entſpricht. In den 
der VO. unterliegenden Betrieben iſt den zur Ueber⸗ 
wachung beſtimmten Beamten die erforderliche Einficht 
in die Lohnliſten und ſonſtigen Bücher 15 geſtatten 
($ 4) und der Wortlaut der BO. in deutlicher Schrift 
anzuſchlagen (8 5). Strafbeſtimmung 8 6. 

b) VO. über untaugliches Schuhwerk v. 21. Juni 
1916 (RG Bl. S. 25 Nach § 1 darf ledernes Straßen⸗ 
ſchuhwerk, deſſen Abſatz oder Laufſohle ganz oder teil⸗ 
weiſe oder deſſen Brandſohle oder Hinterkappe ganz 
oder zum größeren Teil aus Pappe oder einem ans 
deren Stoffe beſteht, der nicht geeignet iſt, Leder zu 
erſetzen, gewerbsmäßig nicht hergeſtellt, feil gehalten, 
verkauft oder ſonſt in den Verkehr gebracht werden; 
das gleiche dect für ledernes W deſſen 
Abſatz im oberen Teil aus einem anderen Stoffe als 
Leder beſteht. Beſteht die Laufſohle ganz oder teil⸗ 
weiſe aus einem Stoffe, der geeignet iſt, Leder zu er⸗ 
ſetzen, fo muß fie mit einer entfprechenden Bezeichnung 
verſehen ſein. Ausnahmen von dieſen Vorſchriften 
enthält Abſ. 3 des 8 1. Die 88 3—5 treffen Anord⸗ 
nungen über die Ueberwachung der in Betracht kom⸗ 
menden Betriebe, die Pflicht der Ueberwachungsorgane 
zur Verſchwiegenheit und Unterlaſſung der Verwertung 
von Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſen ſowie den 
Aushang eines Abdrucks der VO. und der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen dazu in den Betriebs räumen. Nach 8 6 
muß, wer ledernes Straßenſchuhwerk zum Weiterver⸗ 
kauf an einen anderen abgegeben hat, dieſem auf Ver⸗ 
langen über die für Abſatz, Laufſohle, Brandſohle und 
Hinterkappe verwendeten Stoffe Auskunft erteilen. 
Strafbeſtimmungen 8 7. 

c) Reichskanzlerbek. vom 22. Juni 1916 (RGBl. 
S. 543). Sie enthält die Ausführungsbeſtimmungen 
zu der VO. über untaugliches Schuhwerk. 

3. Vorſchriften für Benzin. 

a) VO. vom 27. Mai 1916 (RGBlI. S. 426). Sie 
ſetzt Höchſtpreiſe für Benzin feſt und erklärt die Vor⸗ 
ſchriften des Höchſtpreisgeſetzes darauf für entſprechend 
anwendbar. 

b) Reichskanzlerbek. vom 27. Juni 1916 (RGBl. 
S. 611). Sie läßt auf Grund der Ermächtigung in 
$ 8 der vorgenannten VO. eine Ausnahme von dem 
Höchſtpreiſe für Teſtbenzin zu. 

4. Vorſchriften für Petroleum. 

Reichskanzlerbek. vom 30. Mai 1916 (RG Bl. S. 431). 
Sie ergänzt die Ausführungsbeſtimmungen vom 1. Mai 
1916 zu der VO. über die Höchſtpreiſe von Petroleum 
(RG Bl. S. 350), indem fie Ausnahmen von dem Ber⸗ 
bot des Abſatzes von Petroleum für Poſitionslaternen 
und die aus ſicherheitspolizeilichen Gründen angeord⸗ 
nete Beleuchtung zuläßt. 


n 


5. Borfchriften 191 Montanwachs. 

BD. vom 26. Mai 1916 (RGBl. S. 419). Sie 
verpflichtet die Eigentümer von rohem oder raffiniertem 
Montanwachs, es der Kriegs⸗Schmierölgeſellſchaft m. b. H. 
in Berlin auf deren Verlangen käuflich zu überlaſſen. 
Strafbeſtimmung 8 2. 


6. Vorſchriften für Soda. 
Reichskanzlerbek. vom 26. Juni 1916 (RGBl. 
S. 597). Sie ändert auf Grund der Grmädtigung 
in 8 4 der BO. über Höchſtpreiſe für Soda den 8 


dieſer BO. 
7. Vorſchriften für Zement. 

BO. über Beſchraͤnkungen des Abſatzes und der 
Sicggung von Zement vom 29. Juni 1916 (RG Bl. 
S. 633). § 2 verbietet die Errichtung neuer und die 
Erweiterung beſtehender Anlagen zur Herſtellung von 
Zement ſowie die Umwandlung beſtehender Anlagen 
in Anlagen zur Herſtellung von Zement. Das Ver⸗ 
bot findet auf Anlagen keine Anwendung, mit deren 
Errichtung, Erweiterung oder Umwandlung ſchon vor 
dem 30. Juni 1916 begonnen iſt; ihr Eigentümer war 
aber verpflichtet, bis zum 15. Juli 1916 dem Reichs⸗ 
kanzler ſolche Arbeiten anzuzeigen und auf Erfordern 
nähere Auskunft zu geben; der Reichskanzler kann 
die Fortſetzung der Arbeiten verbieten. 8 3 legt den 
Leitern von Zementwerken die Verpflichtung auf, dem 
Reichskanzler auf Verlangen über die Betriebsverhält⸗ 
niſſe Auskunft zu geben. Strafbeſtimmungen 8 5. 


8. Vorſchriften für Kaliſalze. 

BO. vom 8. Juni 1916 (RGBl. S. 445). 8 1 ver 
bietet bis auf weiteres das Abteufen von Schächten 
und die Ausführung örtlicher Vorarbeiten dazu in 
Gebieten, in denen das Vorkommen von Kaliſalzen 
nachgewieſen iſt. Strafbeſtimmung 8 3. 


9. Vorſchriften für Goldwaren. 
VO. vom 13. Juli 1916 (RNEBL. S. 695). Nach 
8 1 dürfen Waren, die ganz oder teilweiſe aus Gold 
hergeſtellt oder auf mechaniſchem Wege mit Gold be⸗ 
legt ſind, nicht mehr ausgeführt werden; Waren, die 
nur vergoldet ſind, fallen nicht unter das Verbot. 
Strafbeſtimmung 8 2. 


10. Vorſchriften für Druckpapier. 

a) Reichskanzlerbek. vom 3. Juni 1916 (RGBl. 
S. 436). Sie verbietet die koſtenloſe Abgabe von 
Sonderblättern (§ 2), die Vermehrung der Zahl der 
Zeitungsbeilagen, die auf anderem als maſchinen⸗ 
glattem, holzhaltigem Druckpapier gedruckt und einer 
periodiſch erſcheinenden Druckſchrift koſtenlos beigelegt 
werden, ſowie die Erweiterung des Seitenumfangs 
ſolcher Zeitungsbeilagen über den Umfang in der 
2. Woche des Mai 1916 hinaus (8 3), den Druck von 
Zeitungsbeilagen, die in Papier und Ausſtattung mit 
dem Hauptblatt übereinſtimmen, auf anderem als 
maſchinenglattem, holzhaltigem Druckpapier ſowie für 
Zeitungen, Zeitſchriften und ſonſtige periodiſch er⸗ 
ſcheinende Druckſchriften, die bis zum 19. April 1916 
auf maſchinenglattem, holzhaltigem Druckpapier ge⸗ 
druckt wurden, die Verwendung anderen Papiers (8 4). 
Nach 85 find der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche 
Zeitungsgewerbe auf deren Erſuchen unverzüglich alle 
Auskünfte zu erteilen, die erforderlich ſind, um die 
Durchführung der erwähnten Vorſchriften zu über⸗ 
wachen. Strafbeſtimmungen 8 6. 

b) Reichskanzlerbek. über Druckpapier vom 20. Juni 
1916 (RG Bl. S. 534). Maſchinenglattes, holzhaltiges 
Druckpapier dürfen nach §1 Verleger und Drucker von 
Zeitungen ſowie ſonſtige Perſonen in der Zeit vom 
1. Juli bis 31. Auguſt 1916 nur in den Mengen be» 
ziehen, die nach den hier aufgeſtellten Grundſätzen 
für ſie von der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche 
Zeitungsgewerbe in Berlin feſtgeſeßt werden (Aus- 
nahme § 2). Alle Bezieher von ſolchem Druckpapier 
haben der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche 
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Zeitungsgewerbe bis zum 5. jedes Monats anzuzeigen, 
welche Mengen ſie im vergangenen Monat veräußert 
oder verbraucht haben (8 4). Ohne „ 
dieſer Stelle darf das Druckpapier weder verkauft 
noch ſonſtwie weitergegeben oder zu einem anderen 
als dem in der Beſtellung angegebenen Zwecke ver⸗ 
wendet werden (86). Für Zeitungen, Zeitſchriften 
und ſonſtige periodiſch erſcheinende Druckſchriften, die 
auf maſchinenglattem, holzhaltigem Druckpapier ge⸗ 
druckt werden, iſt noch folgendes beſtimmt: Geht eine 
Druckſchrift ein, ſo hat dies der bisherige Verleger der 
Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsge⸗ 
werbe unverzüglich anzuzeigen (§ 5). Desgleichen iſt 
von jeder Aenderung in der Erſcheinungsweiſe einer 
Druckſchrift dieſer Stelle unverzüglich Anzeige zu er⸗ 
ſtatten (8 7). Die Lieferung von Frei⸗ und Werbe⸗ 
exemplaren iſt unbeſchadet der Lieferung der Pflicht⸗ 
exemplare an Behörden verboten (8 8). 

§10 trifft noch Vorſchriften, welche die Durchführung 
dieſer Beſtimmungen überwachen laſſen. Die Straf⸗ 
beſtimmungen enthält § 13. 


11. Vorſchriften für Schiffe. 

a) BO. betr. Veräußerung von Binnenſchiffen an 
Nichtreichsangehörige vom 26. Juni 1916 (RGBl. 
S. 587). 81 verbietet alle Rechtsgeſchäfte, wodurch 
das Eigentum eines zur Schiffahrt aul Binnengewäſſern 
beſtimmten Schiffes ganz oder teilweiſe von einem 
Reichsangehörigen an einen Nichtreichsangehörigen 
oder wodurch das Eigentum an einem ſolchen Schiffe, 
das für Rechnung eines Reichsangehörigen gebaut 
oder für Rechnung eines Nichtreichsangehörigen einer 
deutſchen Werft in Bau gegeben wird, an einen Nicht⸗ 
reichsangehörigen übertragen werden ſoll. Der Heimat⸗ 
ort des Schiffes darf nach $ 2 nicht ins Ausland vers 
legt werden. Wenn das Schiff eine Tragfähigkeit von 
mehr als 15000 kg hat, ſo ſind nach 8 1 Abſ. 3 Miet⸗ 
oder Frachtvertraͤge zur Beförderung von Gütern nur 
in beſchränktem Umfange zuläſſig und alle Verträge 
verboten, wodurch das Schiff einem Nichtreichsange⸗ 
hörigen zu einem anderen Zwecke als zur Beförderung 
von Gütern überlaſſen wird. Strafbeſtimmung 8 3. 

b) BO. betr. Beförderung von Gütern zwiſchen 
ausländiſchen Häfen durch deutſche Kauffahrteiſchiffe 
vom 6. Juli 1916 (RGBl. S. 673). Sie verbietet in 
8 1 die Beförderung von Gütern zwiſchen Häfen des 
Auslandes durch deutſche Kauffahrteiſchiffe und ſtellt 
in 82 Zuwiderhandlungen unter Strafe. 


Die Einführung von Dienſtwertzeichen. Die Bauſch⸗ 
ſummen, die ſeit dem Jahre 1908 von den Staatsver⸗ 
waltungszweigen an die Poſt für Portoablöſung gezahlt 
wurden, waren auf Grund einer Probezählung der 
Poſtſendungen der Behörden feſtgeſetzt. Sie erhöhten ſich 
von Jahr zu Jahr ohne weiteres um 5,5 v. H., weil man 
ſeinerzeit von der Annahme ausgegangen war, daß 
der Poſtverkehr der Behörden ſich in dieſem Verhält⸗ 
niſſe vermehren werde. Die Probezählung war indes 
ſchon von Anfang an eine ſehr unſichere Grundlage. 
Dazu ergab ſich in den nächſtfolgenden Jahren alsbald, 
daß der Zuſchlag von jährlich 5,5 v. H. über die allge⸗ 
meine Steigerung des Poſtverkehrs in Bayern ganz 
erheblich hinausging und offenbar zu hoch gegriffen 
war. Die Bauſchſummen konnten deshalb mit der 
wirklichen Inanſpruchnahme der Poſt durch die Be- 
hörden unmöglich übereinſtimmen. Solange es ſich 
nur um eine Verrechnung zwiſchen verſchiedenen Kaſſen 
des Bayer. Staates, alſo mehr oder weniger nur um 
einen Schönheitsfehler der inneren bayer. Yinanzges 
barung handelte, war dieſer Zuſtand erträglich. Er 
wurde aber unhaltbar, als die Reichsabgabe von den 
Poſt- und Telegraphengebühren Geſtalt annahm; denn 
es war ſchlechterdings unmöglich, die beträchtliche Ab- 
gabe auf Grund von Bauſchbeträgen zu zahlen, die 
mit dem wirklichen Portoaufwand ſich nicht deckten 


und mindeſtens bei einem Teil der Staatsverwaltungen, 
z. B. bei der Juſtizverwaltung (für 1916 2355739 M) 
zu hoch waren. So drängte das Reichsgeſetz vom 
1. Juni 1916 über die Reichsabgabe vom Poſt⸗ und 
Telegraphenverkehr zu der von der Verkehrs verwaltung 
und anderen Verwaltungen ſchon geraume Zeit er⸗ 
wogenen Abkehr vom Syſtem der Portoablöſung und 
zum Uebergang zu den Dienſtwertzeichen. Bayern 
iſt damit in die Fußtapfen von Württemberg getreten, 
das mit den Dienſtmarken bisher im großen und ganzen 
keine ungünſtigen Fee gemacht zu haben ſcheint. 
Die Portoablöſung hatte vor dem Gebrauch der Dienſt⸗ 
marken zweifellos die Bequemlichkeit und Einfachheit 
der Handhabung voraus. Allein die Unbequemlichkeit 
der Dienſtmarkenverwendung und die Arbeitsmehrung, 
die ihr Gebrauch mit ſich bringt, wird auch nicht über⸗ 
ſchätzt werden dürfen. Die Praxis wird ſich aller Vor⸗ 
ausſicht nach mit den Dienſtmarken raſch abfinden. 

Die Dienſtwertzeichen werden von den Poſtan⸗ 
ſtalten ohne Barzahlung gegen Empfangsſchein abge⸗ 
geben. Die Zahlung wird von den Finanzſtellen der 
Poſtkaſſe mittels Ueberweiſung geleiſtet. Auf eine 
Kontrolle über den Einzel verbrauch der Dienſtwert⸗ 
zeichen, die nur durch genaue Verzeichnung aller zur 
Poſt gehenden Sendungen moglich wäre, iſt nach dem 
Beiſpiel Württembergs auch in Bayern verſtändiger⸗ 
weiſe verzichtet worden. Sie würde einen Aufwand 
an Zeit und Mühe und einen Mehraufwand an Per⸗ 
ſonal erfordern, der zu ihrem Nutzen in keinem Ver⸗ 
hältniſſe ſtünde. Verluſte durch Mißbrauch und Ver⸗ 
ſchleuderung der Wertzeichen ſind in kleinem Maße 
unvermeidlich. Dafür, daß ſie keinen großen Umfang 
annehmen, iſt die gewöhnliche Dienftaufficht ausreichend. 
Die Vollzugsbekanntmachung beſchränkt ſich deshalb 
darauf, den Aufſichtsbehörden ein beſonderes Augen⸗ 
merk auf Verwahrung und Verwendung der Dienſt⸗ 
wertzeichen zur Pflicht zu machen und allgemeine Richt⸗ 
linien für einen ſparſamen Verbrauch zu geben. Zur 
Erſchwerung der mißbräuchlichen Verwendung iſt weiter 
vorgeſchrieben, daß die mit Dienſtmarken freigemachten 
Sendungen mit der vollen Bezeichnung der abſendenden 
Stelle und mit dem Dienſtſiegel verſehen ſein müſſen. 
Von den Fingerzeigen zur Sparſamkeit im Verbrauch 
der Dienſtwertzeichen verdient die Empfehlung der 
Dienſtpoſtkarte beſondere Beachtung. Die Poſtkarten 
ſind bei den Juſtizbehörden ſchon lange im Gebrauch, 
während ſie in anderen Verwaltungen noch gar nicht 
benützt werden, ſie können aber auch bei den Juſtiz⸗ 
behörden zweifellos noch in viel größerem Umfange 
Verwendung finden als bisher. 

Eine Unvollkommenheit iſt es, daß der Gebrauch 
der Dienſtmarken auf den Bereich der bisherigen 
Portoablöſung beſchränkt iſt. Die Behörden und 
Stellen, die im Verzeichnis II zur Bekanntmachung 
vom 25. Dezember 1907 ſtehen, werden für jenen Teil 
ihrer dienſtlichen Sendungen, der bisher an der Ab— 
löſung teilnahm, Dienſtmarken, für den andern Teil 
aber gewöhnliche Marken benützen müſſen. Das wird 
z. B. auch bei den Gemeindewaiſenräten der Fall ſein. 
Der Grund für dieſe auf den erſten Blick nicht ver⸗ 
ſtändliche und wenig erfreuliche Erſcheinung liegt da— 
rin, daß der Staat bei der Einführung der Dienſt— 
marken für alle Sendungen der im Verzeichnis II ge⸗ 
nannten Stellen die geſamten Portokoſten der mittel- 
baren Staatsbehörden, beſonders der Gemeinden, hätte 
auf ſich nehmen müſſen, während er bisher davon nur 
einen Teil trägt. Man darf wohl annehmen, daß ſich 
nach der Wiederkehr ruhigerer Zeiten ein Weg zu einer 
e Ordnung dieſer Verhältniſſe finden 
wird. 

Zur Erleichterung des Uebergangs hat die Poſt 
die neuen Tarife für Behörden in einem Merkblatt 
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überſichtlich zuſammengeſtellt. Für die Gemeindewaiſen⸗ 
räte hat das Staatsminiſterium der Juſtiz eine Be⸗ 
lehrung über die Neuordnung ihres Poſtverkehrs 
drucken laſſen. Den Gemeindewaiſenräten werden auch 
die Doppelpoſtkarten zur Anzeige vom Wechſel des Auf⸗ 
enthalts des Mündels an den Gemeindewaiſenrat 
des neuen Aufenthaltsortes und an das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht weiterhin vom Staatsminiſterium der 
Juſtiz zur Verfügung geſtellt werden (JMBl. S. 35). 


Erweiterung des Nechts verſicherter Krieger auf 
Kaſſenleiſtungen. Verſicherte Kriegsteilnehmer, die inner⸗ 
halb der erſten drei Wochen nach dem Ausſcheiden 
aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ver⸗ 
wundet werden oder erkranken, haben Anſpruch auf 
die Regelleiſtungen der Krankenkaſſen. Indeſſen lautet 
8 214 Abſ. 3 RBO.: „Der Anſpruch fällt weg, wenn 
der Erwerbsloſe ſich im Ausland aufhält und die 
Satzung nichts anderes beſtimmt.“ In Nr. 7 der 
Baycem Z. vom 1. März 1916 S. 101 ff. habe ich bei 
Erörterung der Anſprüche verſicherter Kriegsteilnehmer 
auf Krankenkaſſenleiſtungen im Einklang mit einer 
Entſcheidung des Großen Senats des Reichsverſiche⸗ 
rungsamts ausgeführt, daß nach § 214 Abſ. 3 der 
Anſpruch des erkrankten oder verwundeten Kriegers 
bei Aufenthalt im Feindesland entfällt, da auch be⸗ 
ſetztes Feindesland als Ausland im Sinne des 8 214 
Abſ. 3 anzuſehen iſt. 

Dieſer Satz iſt nunmehr überholt. Durch eine 
am 14. Juni 1916 verkündete, auf Grund des Geſetzes 
über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaft⸗ 
lichen Maßnahmen vom 4. Auguſt 1914 erlaſſene Ver⸗ 
ordnung des Bundesrats (RG Bl. 1916 S. 516) wurde die 
geſetzliche Beſchränkung des § 214 Abſ. 3 für Kriegsteil⸗ 
nehmer aufgehoben und zwar en e aße. 

Der Bundesrat hat zunächſt beſtimmt, daß ein Auf⸗ 
enthalt im Ausland, der durch Einberufung zu Kriegs-, 
Sanitäts⸗ oder ähnlichen Dienſten für das Reich oder 
eine ihm verbündete Macht verurſacht iſt, nicht als 
Aufenthalt im Ausland im Sinne des 8 214 Abſ. 3 
anzuſehen iſt. Weiter hat der Bundesrat ſeiner neuen 
Vorſchrift rückwirkende Kraft und zwar vom Tage der 
Mobilmachung (1. Auguſt 1914) an beigelegt. 

Die Vorſchrift des § 223 Abſ. 1 RB O., un 
Anſprüche auf Kaſſenleiſtungen in zwei Jahren na 
dem Tage der Entſtehung verjähren, iſt zugunſten der 
bisher nach § 214 Abſ. 3 ausgeſchloſſen geweſenen, 
nunmehr rechtlich begründeten Anſprüche erweitert, 
indem die zweijährige Verjährungsfriſt für derartige 
Anſprüche früheſtens mit dem Tage der Verkündung 
der neuen Bundesratsverordnung beginnt. Noch rechts⸗ 
hängige Anſprüche ſind von den „ sin⸗ 
ſtanzen bereits nach den neuen Vorſchriften zu beur⸗ 
teilen. Anſprüche, die auf Grund des bisherigen 
Rechtszuſtandes bereits rechtskräftig abgewieſen ſind, 
können gleichwohl wieder erhoben werden. Die Kranken⸗ 
kaſſe hat in dieſem Falle dem Berechtigten auf ſeinen 
Antrag einen neuen Beſcheid zu erteilen. 

Nur kleinere Krankheitsfälle ſollen im Intereſſe 
der Vereinfachung der Verwaltung und zur Vermei⸗ 
dung größeren, mit dem wirtſchaftlichen Endergebnis 
nicht übereinſtimmenden Schreibwerks von der rück⸗ 
wirkenden Kraft der neuen Verordnung ausgeſchloſſen 
bleiben. Für Krankheitsfälle mit höchſtens einwöchiger, 
drei Monate vor dem Verkündungstage (14. Juni 1916) 
wieder behobener Arbeitsunfähigkeit ſind Kaſſenlei⸗ 
ſtungen nicht zu gewähren. 

3919 Bezirksamtsaſſeſſor Dr. Kaiſenberg. 


Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, Land⸗ 
gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Eigentum von J. S ch we itzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing. 


— em. EEE ˖ —i¹ ⏑ — gg eur rn nn m 


Ur. 17 u. 18. 


München, den 8. September 1916. 


12. Jahrg. 


f 


Herausgegeben von ® Berlag von 
. ill Gahern 3 
Gtaatsminiferium der Juſtig München, Berlin u. 


Genfferts Blätter für Rechtsanwendung 8». SL.) 


Die Zeltſchrift erſcheint am 1. und 15. jedes Monate f 7 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich: 
Ak. 8—, Beftellungen übernimmt jede Buchhandlung und N: 


Nachdruck verboten. 


Jas Riß verhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Segenleiſtung und die Eittenwidrigleit des 
Leiſtungs vertrages. 


Von Profeſſor Krückmann in Münfter i. W. 


Zu der in dieſer Zeitſchrift Nr. 12 S. 202 
berichteten Entſcheidung des III. 3S. vom 17. De: 
zember 1915, III 245/15 iſt folgendes zu be⸗ 
merken: 

Die Kläger hatten dem Beklagten die Firma 
L. in B. als geeignet für die Lieferung von Heeres⸗ 
bedarf nachgewieſen und verlangten auf Grund 
eines Scheines eine Proviſion von 2 v. H. des 
Umſatzes. Das BG. nahm an, daß die Pro⸗ 
vifionspflicht ſich auf alle Geſchäfte erſtrecke, die 
der Beklagte als Käufer von Gegenſtänden des 
Heeresbedarfs mit der Firma L. abgeſchloſſen habe, 
und verneinte, daß 8 138 BGB. auf dieſen Fall 
anzuwenden ſei. Dies iſt vom III. 35. gebilligt 
worden. Aus § 138 II ergebe ſich, daß das bloße 
Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
nicht genüge, um eine Nichtigkeit nach $ 138 I zu 
begründen, RG. 64, 181. Die Erwägung des 
Landgerichts, das Verfahren der Parteien laufe 
darauf hinaus, den Klägern auf Koſten der All⸗ 
gemeinheit unter Ausbeutung der durch den Krieg 
geſchaffenen Notlage übermäßige Gewinne zu ver⸗ 
ſchaffen, entſpreche nicht der Sachlage. Nach dem 
BG. ſei die Proviſion gering und komme keines⸗ 
wegs notwendig in dem von der Heeresverwaltung 
zu entrichtenden Preiſe zur Erſcheinung. Das 
Intereſſe des Beklagten, Firmen zu ermitteln, die 
den Heeresbedarf in den nötigen Mengen liefern 
könnten, rechtfertige das Proviſiondverſprechen. 
In Betracht komme, daß es ſich nur um Heeres⸗ 
lieferungen für den gegenwärtigen Krieg handele 
und nicht um Heereslieferungen über dieſe Zeit 
hinaus, ein Verſprechen lebenslänglicher Proviſion 
liege nicht vor. 


5 Leitung und Ge sel: München, Otto 1a, 
PF 
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Der Beklagte iſt der Militärfiskus ſelber, nicht 
ein Lieferant des Militärfiskus. 

Gegen dieſes Urteil iſt mir von geſchätzter 
Seite eingewandt worden: „Sollte es ohne Be⸗ 
lang ſein, wenn im einzelnen Falle der Beklagte 
wie hier der Militärfiskus eines mit Krieg über⸗ 
zogenen Landes iſt, das ſich alſo in einer zur 
Nothilfe verpflichtenden gemeinen Gefahr oder Not 
im Sinne des § 360 Nr. 10 StGB. befindet, und 
wenn dieſes Land das Vaterland des Klaͤgers iſt? 
Der Kläger wies dem Beklagten eine Firma als 
geeignet für die Lieferung von Heeresbedarf nach. 
Angenommen der Preis für die Lieferung der 
Firma beläuft ſich in jedem Jahr (Kriegsjahr) auf 
5 Millionen M, ſoll dann wirklich der Kläger Jahr 
für Jahr 100 000 M beanſpruchen und ſich jo in 
dieſer Zeit auf Koſten der Allgemeinheit mühelos 
bereichern dürfen? Sollte da nicht wie bei über⸗ 
mäßig hohen Vertragsſtrafen — hier freilich kraft 
ausdrücklicher geſetzlicher Beſtimmung — der Richter 
den vereinbarten Proviſionsbetrag auf eine an⸗ 
gemeſſene Höhe ermäßigen dürfen, weil, was dar⸗ 
über hinausgeht, gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtößt? Sollte es ferner ohne Belang ſein, daß 
bei der Vereinbarung der Provifion keiner der 
beiden Teile damit gerechnet hat, daß der Krieg 
ſolange dauern und die Proviſionsanſprüche zu 
der Höhe anwachſen würden, die ſie inzwiſchen in⸗ 
folge der fortgeſetzten Lieferungen tatſächlich er⸗ 
reicht haben?“ 

In dieſen Einwürfen ſtecken zwei ganz ver⸗ 
ſchiedene Gedanken, die ſtrenge auseinander zu 
halten ſind. Einmal die Frage der Sittenwidrig⸗ 
keit einer ſo weitgehenden Abmachung, zweitens 
die andere Frage, ob nicht der Proviſionsſchuldner 
aus anderen Gründen als der Sittenwidrigkeit die 
. wenigſtens teilweiſe verweigern 
arf. 

Man kann es ſchon von vornherein als einen 
Mangel des Urteils bezeichnen, daß offenbar unter 
dem Einfluß der Parteiausführungen dieſer zweite 
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Gefichtspunkt gar nicht erörtert worden iſt, und es 
iſt bezeichnend, daß der dritte Senat ſich mit der 
Berufung auf RGZ. 64, 181 begnügt hat. Dort 
iſt mit Recht geſagt worden, daß ein auffälliges 
Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
einen Vertrag noch nicht nach $ 138 1 BGB. 
nichtig mache. Die in 8 138 II BGB. ange⸗ 
gebenen Merkmale dürſten nicht auseinander ge: 
riſſen werden und könnten nicht ſelbſtändig für 
ſich allein den Tatbeſtand des $ 138 J erfüllen. 
Zu dem auffälligen Mißverhältnis müßte immer, 
um die Nichtigkeit des § 138 nach ſich zu ziehen, 
auch das weitere Erfordernis — Ausbeutung des 
Leichtſinns, der Notlage oder der Unerfahrenheit 
— hinzutreten. Soweit iſt die Entſcheidung in 
RG3. 64, 181 unbeſtreitbar richtig. Aber bier: 
mit iſt die Sache nicht erledigt. 

Für unſeren Fall ſchon deshalb nicht, weil 
aus Gründen der Tatfrage doch die Frage auf⸗ 
geworfen werden kann, ob nicht im gegebenen Fall 
eine Notlage und eine Unerfahrenheit vorliege, die 
von dem Vermittler ausgebeutet worden ſein kann, 
und ob nicht auf die Dauer die an ſich nicht zu 
hohe Proviſion in einem auffälligen Mißverhältnis 
zu der Gegenleiſtung ſteht. Zunäaͤchſt iſt von der 
letzten Frage auszugehen, da ihre Bejahung die 
unerläßliche Grundlage alles anderen iſt. Sie iſt 
m. E. unbedingt zu bejahen, wenn es ſich tatſäch⸗ 
lich um bedeutende fortlaufende Aufträge handelt. 

Es kommt darauf an, ob die Beſtellungen bei 
der von dem Vermittler nachgewieſenen Firma, 
eine ſolche Höhe erreichen, daß der Militärfiskus 
wegen der abſoluten Höhe der Gebühr dem Gläu⸗ 
biger ein Halt zurufen mußte. Dies läßt ſich 
allerdings aus dem mitgeteilten Tatbeſtand nicht 
erſehen, kann aber bei anderen Verträgen jeder⸗ 
zeit wieder Tatſache werden und darum hat der 
Fall eine ſo große ſymptomatiſche Bedeutung. Die 
folgende Erörterung ſoll daher ausdrücklich unter 
die Vorausſetzung geſtellt werden, daß in der Tat 
infolge der maſſenhaften während des Krieges von 
dem Militärfiskus ausgegangenen Beſtellungen die 
abſolute Höhe der Vermittlungsgebühr derart an⸗ 
gewachſen iſt, daß ſchon wegen dieſer abſoluten 
Höhe eine Eindämmung des Vermittleranſpruches 
wünſchenswert erſcheint. Es ſei ausdrücklich be⸗ 
tont und zugegeben, daß dies an ſich als ein 
anderer Tatbeſtand erſcheint, als wenn die Ver⸗ 
mittlungsgebühr einen unverhältnismäßtg hohen 
Verhältnisſatz zu dem als Einheit zugrunde ge— 
legten Umſatz ausmacht, alſo etwa 20% oder 
30 /. In ſolchen Fällen würde es ſich nicht um 
Minderung der abſoluten Summe ſondern des 
Verhältnisſatzes als ſolchen handeln. Natürlich 
kommt eine Verminderung der abſoluten Summe 
auch auf eine Verminderung des Verhältnisſatzes 
hinaus aber auf Grund eines anderen Gedanken— 
ganges. Die praktiſch wirtſchaftlichen Ergebniſſe 
können übereinſtimmen, ſind aber je nach dem 
Fall verſchieden zu rechtfertigen. 
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Darum iſt der Nachdruck nicht auf Abminde⸗ 
rung des Verhältnisſatzes als ſolchen ſondern auf 
die lange Dauer der Pflicht zu legen, den an ſich 
nicht notwendig unangemeſſenen Verhältnisſatz 
zahlen zu müſſen. Oder es iſt zu fragen: Fällt 
eine ſolche Abmachung wie die getroffene auch 
ohne die lange Dauer der Proviſionspflicht durch 
die maſſenhaften, ſachlich unumgänglichen Beſtel⸗ 
lungen unter 8 138 oder eine andere Beſtimmung 
des BGB.? 

Die Frage iſt alſo von zwei praktiſch ver⸗ 
ſchiedenen Erwägungen aus anzufaſſen, die beide 
auf eines hinauskommen, auf die unerträgliche 
abſolute Höhe der Gebühren, ſei es infolge der 
kurzzeitigen aber überwältigend maſſenhaften Be⸗ 
ſtellungen oder infolge der langdauernden und 
wegen der langen Dauer unerträglich durch die 
Vermittlungsgebühr belaſteten Beſtellungen. 

Von dieſen beiden Erwägungen ſcheidet die 
erſte ſchon von vornherein aus. Dies ergibt ſich, 
wenn wir den Grund betrachten, aus dem die 
zweite Erwägung in Betracht kommt (unerträg⸗ 
liche Belaſtung infolge zu langer Dauer des Krieges). 
Man muß fragen, welchen Wert der Nachweis des 
Vermittlers hatte. Doch nicht den, daß nunmehr 
der Fiskus eine Anſchrift erfuhr, die er ſonſt 
während des ganzen Krieges nicht erfahren 
haben würde. Im Gegenteil würde dem Militär: 
fiskus alsbald durch eigene Nachforſchung und durch 
Zeitungsanfragen, freiwillige Meldung der Be⸗ 
ſchaͤftigung ſuchenden Induſtrie, kurz auf alle die 
Weiſe, wie man ſonſt gewöhnlich ohne Vermittler 
die richtigen Anſchriften erfährt, ſich auch dieſe 
Geſchäftsverbindung eröffnet haben. Daraus er⸗ 
gibt fh: Der Vermittler hat dem Fiskus 
nur über eine augenblickliche Verlegen⸗ 
heit hinweggeholfen, läßt ſich aber für 
die Dauer des ganzen Krieges dafür 
bezahlen, alſo auch für eine Zeit, für 
die der Fiskus den Vermittler keinen⸗ 
falls in Anſpruch genommen haben würde, 
weil er bis dahin [han aus eigenen Ber: 
anſtaltungen die gewünſchten für ihn 
notwendigen Nachweiſe erhalten haben 
würde. Hierin liegt das unangemeſſene Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung, 
der Vermittler ließ ſich bezahlen, als ob der 
Militärfiskus während des ganzen Krie— 
ges außer Stande geweſen ſein würde, 
die notwendigen Anſchriften zu erfahren. Die 
Hilfe aus augenblicklicher Verlegenheit 
ließ er ſich bezahlen, als wenn ſie eine 
Hilfe aus einer während des ganzen 
Krieges dauernden Verlegenheit wäre. 
Ueber das Unangemeſſene einer ſolchen Bezahlung 
braucht kein Wort weiter verloren zu werden. Es 
iſt praktiſch dasſelbe, ob nun der Vermittler ſich 
etwa für ein Viertel- oder ein halbes Jahr 5, 
10, 20 uſw. „% für die abgeſchloſſenen Geſchaͤfte 
zahlen läßt, oder 2 % für eine viermal oder 
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achtmal fo lange oder noch längere Zeit, wo der 
Beſteller den geſuchten Geſchäftsmann ohne Mit⸗ 
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Eine weitere Fortzahlung der Vermittlungs 
gebühr war um ſo unangemeſſener, als der Ver⸗ 


wirkung des Vermittlers längſt gefunden haben mittler bei dem Geſchäfte keinerlei eigenes Wagnis 


würde. Im vorliegenden Falle läßt ſich der Ver⸗ 
mittler im praktiſch⸗wirtſchaftlichen Ergebnis vor⸗ 
ausſichtlich mindeſtens 20 %% zahlen! Es ift da⸗ 
von auszugehen, daß der Militärfisfus ſpäteſtens 
nach einem Vierteljahr unabhängig von jeglichem 
Vermittler die richtigen Anſchriften gefunden haben 
würde, daß alſo der von dem Vermittler geleiſtete 
Dienſt einen wirklichen Wert höchſtens für dies 
Vierteljahr gehabt hat, der Krieg aber dauert 
ſchon die achtfache Zeit und wird vorausſichtlich 
mindeſtens die zehnfache dauern. Schon bei dieſer 
Berechnung kämen 20% heraus. Sie werden 
aber noch überſtiegen, wenn die Beſtellungen ge⸗ 
rade in den ſpäteren Monaten an Umfang ge⸗ 
wachſen ſind. Um mit runden Zahlen dies zu 
veranſchaulichen, unterſtelle man beiſpielsweiſe, daß 
im erſten Vierteljahr Beſtellungen im Betrage 
von einer Million gemacht worden ſeien, während 
in den folgenden Vierteljahren je etwa 1—2 oder 
2—3 Millionen oder gar mehr verdungen worden 
ſind. Das Bedürfnis des Reiches iſt ja von 
Monat zu Monat gewachſen. Dann war ange⸗ 
meſſen, dem Vermittler 2%% von 1000 000 M 
zu geben, aber nicht etwa 2% von 12000000 M 
oder gar von 15 oder 20 Millionen. Daraus 
ergibt ſich: Je größer die Beſtellungen während 
der folgenden Vierteljahre waren, deſto teurer ließ 
ſich der Vermittler den Dienſt, den er wirk⸗ 
lich geleiſtet hatte und der wirklich 
Wert für den Schuldner hatte, bezahlen, 
deſto mehr wurden ihm Dienſte bezahlt, auf die 
es für den Fiskus gar nicht mehr ankam. Der 
Vermittler hat ſich alſo Dienſte in einer höchſtens 
auf ein Vierteljahr zu berechnenden Verlegenheit 
des Militärfiskus bezahlen laſſen, als ob dieſe 
Verlegenheit über zwei Jahre und noch länger 
dauerte.“) 


1) Wie in Laienkreiſen empfunden wird, beweiſt 
eine Mitteilung, die uns Schülern ſchon vor mehr als 
30 Jahren der Lehrer in der Schule machte. Ein 
Chemiker erfand ein Verfahren zur Herſtellung von 
Steinkohlenteer, hatte aber nicht die Mittel es fabrik⸗ 
mäßig zu verwerten. Ein Geldgeber beteiligte ſich mit 
50 000 Talern (ich gebe die Zahlen aus meiner Er⸗ 
innerung, es kommt ja nur auf die allgemeinen Linien 
des Bildes an) und bedang ſich einen Taler für jede 
Tonne Teer aus. Das Unternehmen ſchlug ein und 
wurde von dem Chemiker aus den Ueberſchüſſen ver⸗ 
größert, ſo daß der Geldgeber ſchließlich das fünf— 
zehnfache feiner Einlage als jährlichen Gewinn ein- 
ſtrich. Dies haben beide Teile als unangemeſſen 
empfunden und den Vertrag gütlich gelöſt. Der Sache 
nach ſteckt darin folgende Erwägung: Die Vergröße— 
rung des Betriebes geſchah ohne weitere Beteiligung 
des Geldgebers, unabhängig von ſeinen Leiſtungen. 
Der Chemiker war davon unabhängig geworden, nach— 
dem er ſoviel verdient hatte, daß er aus eigenen Mit- 
teln die Fabrik vergrößern konnte. Zugleich hatte er 
mit der Abgabe eines Talers auf die Tonne den Geld— 
geber voll abgegolten. Es war darum unbillig, daß 


hatte: er war weder mit Arbeit noch mit Kapital 
bei dem Geſchafte beteiligt (. das in der Ans 
merkung mitgeteilte Beiſpiel) und konnte daher 
für ſich und ſeine Intereſſen nicht entfernt etwas 
derartiges einwerfen, wie jemand, der an dem 
Geſchäfte mit eigenen Mitteln auf eigene Gefahr 
beteiligt iſt. Ebenſo hing die Fortführung der 
einmal angeknüpften Geſchäftsverbindung nicht von 
ihm, ſeinem guten Willen oder ſeiner Mitwirkung 
ab, er hatte darauf gar keinen Einfluß und konnte 
alſo auch dieſen Umſtand nicht für ſich anführen.“) 

Zugleich erhellt, warum der Militärfiskus gegen 
die Fortzahlung der Vermittlungsgebühr nicht ohne 
weiteres die abſolute Höhe der Gebühr anrufen 
kann, vielmehr der Ablauf einer gewiſſen Zeit hin⸗ 
zukommen muß, während deren der Fiskus tatjäch- 
lich ohne den Vermittler nichts hätte ausrichten 
können. Dieſe Zeit haben wir ſehr reichlich auf 
ein Vierteljahr berechnet und folgern daraus weiter, 
daß für alle während des erſten Vierteljahrs ab⸗ 
geſchloſſenen Leiſtungsverträge die Gebühr zu 
zahlen iſt, möge fie abſolut genommen tatſaͤchlich 
auch noch ſo hoch ſein. Wären alſo etwa in dem 
erſten Vierteljahr Beſtellungen in Höhe von 10 Mil⸗ 
lionen gemacht, in den folgenden Vierteljahren 
nur je etwa für 100 000 M, fo wären nur die 
Gebühren für 700 000 M bis 1000000 M un⸗ 
berechtigt, dagegen die Gebühr für 10 Millionen 
Mark wäre voll verdient geweſen. 

Die vorhin mitgeteilte Zuſchrift hat auch auf 
die ſchwere Notlage unſeres Vaterlandes Bezug 
genommen und von ihr aus einen Grund zu ge⸗ 
winnen verſucht, die Vermittlungsgebühr herab⸗ 
zuſetzen. Ich kann einen durchſchlagenden Grund, 
gerade den Staat, ſei es auch in der jetzigen Zeit 
den Militärfiskus anders zu behandeln als ge⸗ 
wöhnliche privatrechtliche Parteien, nicht ausfindig 
machen und glaube, daß trotz aller Gefühlsgründe, 
die ja lebhaft für die vorhin mitgeteilten Er⸗ 
wägungen der Zuſchriſt ſprechen, von dieſer Seite 
her nur dann ein juriſtiſch zwingender Beweis zu 
gewinnen iſt, wenn er ſich den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des BGB. einordnet. Gewiß iſt das Ver⸗ 
halten des Vermittlers nicht als patriotiſch zu be⸗ 
zeichnen, wenn er in einer ſo unbedenklichen Weiſe 


der Geldgeber auch für dieſe Betriebsvergrößerung, 
die gar nicht auf ſeine Koſten und auf ſein Wagnis 
hin geſchehen war, Gewinne einſtrich, die ausſchließ⸗ 
lich durch die Arbeit und das Kapital des Chemikers 
verdient waren. Entweder ſein Gewinnanteil wurde 
auf der damaligen Grundlage abgelöſt oder er blieb 
beſtehen, wurde aber eingeſchränkt. Die Parteien 
wählten das erſte und bewieſen jedenfalls, daß ſie 
das juriſtiſch gerechte durchaus richtig fühlten. 

2) Dies iſt der Grund, weshalb die in JW. Bd. 40 
S. 642 anerkannte langdauernde Proviſionspflicht inner⸗ 
lich gerechtfertigt werden kann. Der Fall iſt inſoweit 
richtig entſchieden. 
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feinen Vorteil auf Grund des Vertragsbuchſtabens 
zu verfolgen ſucht, aber dies müßte ſchon ent⸗ 
weder als exceptio doli generalis?) oder als 
Unwürdigkeit ausgewertet werden, alſo nicht, weil 
ſich der Vermittler die eingeklagte Gebühr hat 
verſprechen laſſen, ſondern weil der Verſtoß in 
ihrer Einklagung liege. Dazu gehört, daß gegen 
Treu und Glauben verſtoßen wird. Ein Verſtoß 
gegen Treu und Glauben kann die Einklagung 
der ausgemachten Gebühr nur inſofern ſein, als 
es gegen Treu und Glauben verſtößt, eine Ge⸗ 
bühr einzuklagen, die als Gegenwert der erhaltenen 
Leiſtung erſichtlich über den Wert, den dieſe Lei⸗ 
ſtung für den Schuldner hat, weit hinausgeht. 
Das iſt wieder die Beweisführung aus der rein 
privatrechtlichen Abwägung der beiderſeitigen In⸗ 
tereſſen, 88 157, 242 BGB. u. a., verwertet das 
unpatriotiſche Verhalten des Gebührengläubigerd 
aber noch nicht. Wir werden darum zunächſt noch 
einen Umweg über die Unwürdigkeit machen müſſen. 
Reichel hat ſie, aber ohne geſetzliche Belege, in 
ſeiner Schrift „Die Mäklerproviſion“ ausſchließlich 
auf die Vermittlungsgebühr angewandt, ich habe 
fie in meiner Abhandlung im ArchBürgR. 40, AL ff. 
und im ArchZivPrax. 114, 302 ff. auf breitere 
Grundlage geſtellt und aus poſitiven Beſtim⸗ 
mungen des BGB. und aus der Rechtſprechung 
nachgewieſen.“) 

Verſtößt das Verhalten des Vermittlers gegen 
patriotiſche Pflichten, ſo verſtößt es zwar nicht 
gegen privatrechtliche Treue und privatrechtlichen 
Glauben gegenüber der Gegenpartei, vielmehr 
können wir nur fragen, ob entweder wegen Un⸗ 
ſittlichkeit des Vermittlers beim Vertragſchluß 
oder wegen Anſtößigkeit bei der Geltendmachung 
das Recht entgegenzuwirken hat. Ueber das erſte 
wird noch näher geſprochen werden, wenn auch bei 
kurzer Dauer des Krieges gegen die Abmachung 
nichts einzuwenden war. Klar kann zunächſt nur 
das zweite in Betracht kommen, das ergibt aber 


) Vgl. hierzu nunmehr Siber⸗Planck Erl. 3 c, 
aa, bb zu 8 243. 

) Den dort nachgewieſenen Fällen ſchließen ſich 
noch einige andere an: Die ſimulierte Hypothek ergibt 
keine Eigentümerhypothek, dies iſt nicht angeordnet. 
Folglich bleibt es bei der aus allgemeinen Grund— 
ſätzen ſich ergebenden Folgerung, daß wegen Nichtig— 
keit der Vorhypothek der Nachmann in die leere Stelle 
einrückt. Der Eigentümer iſt unwürdig, auf dieſe 
Weiſe eine Eigentümerhypothek zu erwerben. Gegen die 
Einrede der Unwürdigkeit aus 8 1300, vgl. Arch BürgR. 
a. a. O. S. 42 Nr. 5, gibt es die Replik der Unwürdig⸗ 
keit, wenn die entehrte Braut die Entehrung von ihrem 
Verlobten erfahren hat, RG 3. 52, 46; JW. 10, 942. 
Ferner gehört zur Unwürdigkeit auch noch der Fall 
des 8 2294: Der Erblaſſer kann von einer vertrags— 
mäßigen Verfügung zurücktreten, wenn er dem Be— 
dachten wegen einer Verfehlung den Pflichtteil ent— 
ziehen könnte, falls dieſer pflichtteilsberechtigt wäre. 
Zuſammen mit den von mir a. a. O. zuſammengeſtellten 
Fällen ergeben dieſe neuen Belege insgeſamt reichlich 
25 Anwendungsfälle für den Gedanken der Unwürdig— 
keit und ſeine Verwertung im bürgerlichen Recht. 
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eine genaue Parallele zur exceptio doli generalis: 
Die Abmachung iſt nicht ungültig, aber ihre 
Geltendmachung iſt zu mißbilligen; bei der ex 
ceptio doli generalis als Verſtoß gegen die pri⸗ 
vaten durch Treu und Glauben geſchützten Inter⸗ 
eſſen der Gegenpartei, bei der Unwürdigkeit als 
Verſtoß gegen Satze, die andere als privatrecht⸗ 
liche Intereſſen der Gegenpartei zu ſchützen haben. 
In der Unwürdigkeit liegt eine Ergänzung der 
exceptio doli generalis, deren Notwendigkeit von 
Theorie und Praxis noch gar nicht in ihrer vollen 
Bedeutung erkannt worden iſt. Dies erhärten 
unbewußt die Ausführungen Hagers in ſeiner 
Schrift „Schikane und Rechtsmißbrauch“. Er führt 
in 8 3 aus, daß Rechts mißbrauch ſchon dann vor⸗ 
liege, wenn der verfolgte Zweck „unrichtig“ ſei. 
Entfernt man dieſe Stammlerſche Verkleidung, ſo 
ergibt ſich aus den weiteren Ausführungen Hagers, 
daß die Rechtsausübung auch ſchon dann miß⸗ 
billigenswert und ein Rechtsmißbrauch ſein kann, 
wenn fie keine privaten Intereſſen anderer ſchädigt.“) 
Wie dieſe Fälle zu regeln ſind, darüber ſpricht 
ſich Hager nicht mit genügender Beſtimmtheit aus, 
denn ſeine Darlegungen in $ 30 laufen nur dar: 
auf hinaus, daß § 226 ganz in $ 242 aufgehe, 
ſoweit Gläubiger und Schuldner in Betracht 
kommen. Dann müßte alſo 3 242 auch jene 
Geſichtspunkte in ſich enthalten, die unter dem 
Namen Unwürdigkeit zufammengefaßt ſind. Dies 
wäre aber wieder nur unter Vermittlung der 
exceptio doli generalis möglich, indem man dieſer 
einen Inhalt über die Wahrung der privatrechtlichen 
Intereſſen der Parteien hinaus gibt. Hager läßt denn 
auch in der Tat wenigſtens den $ 226 vollſtändig in 
der exceptio doli generalis aufgehen.“) Man kann 
über das Verhältnis von $ 226 und § 242 denken 
wie man will, keinenfalls laſſen ſich Verletzungen 
nichtprivatrechtlicher Intereſſen unter die exceptio 
doli generalis bringen, ſondern ſind allein mit 
dem Verſtoß gegen ein geſetzliches Gebot, der Un⸗ 
ſittlichkeit oder mit der Unwürdigkeit oder gar 
nicht zu faſſen. Dies wird beſonders durch den 
Fall RG3. 78, 347ff. bewieſen, wo die exceptio 
doli generalis zurückgewieſen iſt, weil offenbar 
die Verletzung des privaten Intereſſes der Gegen⸗ 
partei entfiel, wie überhaupt alle in der Recht⸗ 
ſprechung aufgetauchten und in der Theorie be⸗ 
handelten Fälle immer von der Verletzung des 
privaten Intereſſes der Gegenpartei ausgehen, 
das Mißbilligungsurteil nur aus ihr, aber nicht 
aus Erwägungen der Moral, Ethik uſw. für 
ſich allein ohne Rückſicht auf Verletzung des 
privaten Intereſſes der Gegenpartei herleiten. In 
RG3. 78, 354 heißt es ausdrücklich: „Der Klägerin 
gegenüber hat die Beklagte die Beteiligung ihres 
Vertreters bei einem nichtigen Rechtsgeſchäft in 
keiner Weiſe zu verantworten und die Klägerin 


5) Vgl. beſonders S. 13f. 
6) A. a. O. § 34, insbeſondere S. 143. 


kann daraus keinen Vorteil ziehen.“ Die Klägerin 
war Bürge und behauptete, durch ein verbotenes 
Zahlungsgeſchäft zwiſchen Gläubiger und Haupt⸗ 
ſchuldner ſei die Hauptſchuld und mit ihr die 
Bürgſchaftsſchuld erloſchen, denn die Beklagte könne 
ſich auf dieſe unter ihrer Mitwirkung zuſtande⸗ 
gekommene Nichtigkeit nicht berufen. Dies war 
exceptio aus einem gegen einen Dritten begangenen 
Dolus und wurde vom RG. als ſolche abgelehnt. 
Vgl. RGZ. 58, 428; 71, 435; 76, 153; 84, 212; 
86, 196, in denen überall das private Intereſſe 
der Gegenpartei die Grundlage für die allgemeine 
Argliſteinrede bildet. In ausgeſprochener Weiſe 
trägt dieſe Erwägung auch der nunmehr ebenfalls 
anerkannte Satz, daß dolo facit, qui petit, quod 
redditurus est.“ 

Unwürdigkeit iſt aber etwas anderes und be⸗ 
ſagt, daß der Gläubiger oder der Kläger ſich 
mißbilligenswert auch dann verhält, wenn ihm 
an ſich noch kein Verſtoß gegen die berechtigten 
Intereſſen der Gegenpartei zur Laſt fällt, und daß 
wegen dieſes mißbilligenswerten Verhaltens, weil 
in ihm ſich eine minderwertige Gefinnung aus⸗ 
ſpricht, ihm die a abgeſchnitten 
werden muß.“) der Verſagung der allge⸗ 
meinen Argliſeinrede folgt alſo noch nicht, daß 
auch die Verwertung der Unwürdigkeit ausgeſchloſſen 
ſein müſſe. Im Gegenteil iſt immer zu beachten, 
daß die Unwürdigkeit, wie ſchon geſagt, der un⸗ 
mittelbare Nachbar der allgemeinen Argliſteinrede iſt. 

Kann der Mangel an vaterländiſcher Opfer⸗ 
willigkeit als ſolcher nur durch die Unwürdigkeit 
juriſtiſch ausgemünzt werden, ſo iſt doch die all⸗ 
gemeine Argliſteinrede keineswegs vollſtändig ab⸗ 
geſchnitten, weil zufällig der Militärfiskus ſelber 
Vertragspartei iſt, er als Staatsvertreter die ſtaat⸗ 
lichen Gegenintereſſen unmittelbar ſelber wahr⸗ 
zunehmen hat. Dabei brauchen uns die Bedenken, 
ob es ſich wirklich um dieſelbe Perſon: Reichs⸗ 
fiskus, preußiſcher, bayeriſcher Fiskus handelt keine 
Sorge zu machen, denn in dieſer Frage herrſcht 
eine ſolche juriſtiſche Intereſſenſolidarität durch 
das ganze Volk und Reich hindurch, daß dieſe 
formalen Unterſcheidungen keine Rolle ſpielen. Dies 
gilt auch von dem Unterſchiede, daß es ſich um 
verſchiedene stationes fisci handeln ſollte. Auch 
der Militärfiskus wird ſagen dürfen: Durch 
ſein unpatriotiſches Verhalten verſtößt der Kläger 
gegen mein Parteigegenintereſſe oder gegen die von 
mir vertretenen privatrechtlichen Gegenintereſſen 
und darum halte ich ihm die allgemeine Argliſt⸗ 
einrede entgegen. 


7) Vgl. Nachweiſe bei Siber-Planck S. 45. 

8) Dies iſt aber nicht die einzige und nicht die 
erſchöpfende Formel, denn das Mal der Unwürdigkeit 
kann ſich der Gläubiger oder der Kläger ſchon früher 
durch einen anderen Tatbeſtand, der vor der Geltend— 
machung ſeines Anſpruches liegt zugezogen haben, z. B. 
bei Undank oder erbrechtlichen Unwürdigkeitsgründen 
(vgl. meine Zuſammenſtellung a. a. O.). Dieſe Fälle 
intereſſieren hier nicht. 
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Dieſe Einrede wie die Verſagung der Rechts⸗ 
verfolgung wegen Unwürdigkeit gehen davon aus, 
daß an ſich die ganze Abrede wirkſam 
iſt, Aber ihrer prozeſſualen Geltendmachung wider⸗ 
ſprochen werden kann. Es fragt ſich 5 97 
wir überhaupt zugeſtehen müſſen, daß d b⸗ 
machung ſchon an ſich wirkſam iſt, ob fe he 
vielmehr ipso iure oder einredeweiſe auf Grund 
einer beſonderen Einrede (88 157, 242) nicht bloß 
der allgemeinen Argliſteinrede wenigſtens teilweiſe 
unwirkſam iſt.“) 

Die außerordentliche Dauer des Krieges hat 
ſich wohl niemand vorgeſtellt, zumal nicht vor der 
engliſchen Kriegserklärung. Auch die General⸗ 
kommandos dürften nicht an eine ſo lange Dauer 
gedacht haben. Was man zu Beginn des Krieges, 
noch bis in den September hinein, von ſachver⸗ 
ſtaͤndigen Militärs hörte, ging in feiner Schätzung 
auf etwa ein Jahr, der Laie rechnete jedenfalls 
auf eine viel kürzere Zeit. Man kann daher als 
übereinſtimmenden Willen beider Parteien an⸗ 
ſehen, daß niemand von ihnen an eine längere 
Bindung als höchſtens etwa ein Jahr gedacht hat. 
Wenn alſo geſagt wurde: auf die Dauer des 
Krieges, ſo war damit höchſtens auf die Dauer 
eines Jahres gemeint. Vielleicht hatte der eine 
Teil eine längere, der andere eine kürzere Dauer 
im Sinne, als der Vermittlungsvertrag geſchloſſen 
wurde, keinenfalls hat einer von ihnen die wirk⸗ 
liche Dauer des Krieges für möglich gehalten. 

Das bedingt aber eine beſtimmte Auslegung 
des Vertrages, die die Leiſtungen des Militärfiskus 
zeitlich nach oben begrenzt: Dauer des Krieges 
iſt die von den Parteien übereinſtimmend 
ins Auge gefaßte, von ihrem Willen 
umfaßte Kriegsdauer, die eben hinter 
der wirklichen Dauer zurückbleibt. Ob es 
nun in dem Vertrage heißt: während des Krieges 
oder während der Dauer des Krieges iſt ganz 


») Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen ſei noch 
einmal kurz wiederholt, wie das bisher Ausgeführte zu 
verſtehen iſt: Entweder 1. die Abmachung iſt voll⸗ 
ſtändig wirkſam, aber ihrer prozeſſualen Geltendmachung 
kann widerſprochen werden. Oder 2. ſie iſt ſchon 
materiellrechtlich unwirkſam und zwar ipso jure oder 
einredeweiſe. Im erſten Fall kann die Gegenwir— 
kung des Rechtes dazu führen, die Rechtsverfolgung 
a) auf Grund der allgemeinen Argliſteinrede oder, 
wo dieſe verſagt, b) auf Grund der Unwürdigkeit 
abzuſchneiden. Im zweiten Fall kann die Abmachung 
a) wegen Verſtoßes gegen ein geſetzliches Gebot oder 
gegen die guten Sitten ipso jure nichtig ſein oder es 
kann b) der Schuldner dem Gläubiger eine beſondere 
Einrede, die von mir fog. Einrede aus entgegenſtehendem 
eigenem Intereſſe entgegenhalten. Es beſtehen alſo 
im ganzen vier Möglichkeiten, unter denen die beiden 
ſachlich ganz verſchiedenen Einreden, allgemeine Arg— 
liſteinrede, Nr. La (nicht die Abmachung, ſondern die 
Geltendmachung iſt mißbilligenswert) und beſondere 
Einrede aus entgegenſtehendem eigenem Intereſſe, 
Nr. 2 b (die Abrede iſt ganz oder teil weiſe mißbilligens— 
wert) ſtreng zu ſcheiden ſind. Hiermit muß ich mich 
hier begnügen, ich kann die Grenzziehung hier nicht 
ins einzelne durchführen. 
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gleich, die Auslegung hätte beide Male in der⸗ 
ſelben Weiſe zu ergehen. Daraus ergibt ſich: 
es iſt durch Auslegung feſtzuſtellen, was die Par⸗ 
teien unter den Worten des Vertrages verſtanden 
haben. Dieſem Auslegungsverſuch würde auch 
nicht entgegenſtehen, wenn die Parteien abgemacht 
hätten, daß der Militärfiskus die Gebühr von 
ſämtlichen Heereslieferungen für den gegenwartigen 
Krieg zu zahlen hätte. Auch hier läßt ſich durch 
Auslegung helfen, denn unter gegenwärtigen Krieg 
war von den Parteien eben nur ein Krieg von 
einer weit hinter der Wirklichkeit zurückbleibenden 
Höoͤchſtdauer vorgeſtellt und die Auslegung hätte 
den gegenwärtigen Krieg als einen Krieg von 
dieſer durch die Parteien unterſtellten Höchſtdauer 
anzunehmen. Eine ſolche Auslegung läßt ſich 
grundſätzlich nicht beanſtanden, denn es iſt un⸗ 
moglich, die Worte etwa „während des gegen⸗ 
wärtigen Krieges“ ohne Rückſicht auf ihre prak⸗ 
tiſchen Folgerungen durchzuführen. Man unter⸗ 
ſtelle, daß die Engländer ihre Großſprechereien 
wahr machen wollten und noch zwei Jahre, oder 
drei oder gar 18 Jahre weiter Krieg führen 
möchten. Soll dann etwa der Fiskus dauernd 
weiter Gebühren bezahlen? Die Dauer des Krieges 
kann alſo keinenfalls unbedingt maßgebend ſein, 
irgendeine Einſchränkung ift gar nicht zu umgehen 
und es kann darum auch nur darauf ankommen, 
wann eine ſolche Einſchränkung einzuſetzen hat; 
über ihre Notwendigkeit, über das Ob läßt ſich gar 
nicht ſtreiten. Wenn das Geſchick es wollen ſollte, 
daß wir mit allen unſeren Feinden zum Frieden 
kämen, nur mit einem einzigen oder zweien nicht, 
dann würde doch ſicher auch irgendein Strich 
unter die Schuld des Fiskus gezogen werden müflen, 
obgleich formell der „gegenwärtige Krieg“ noch 
fortdauern würde. 

Man wird alſo um die grundfäͤtzliche Zuläſfig⸗ 
keit, ja Notwendigkeit einer ſolchen einengenden 
Auslegung gar nicht herumkommen. Gibt man 
aber zu, daß die uneingeſchränkte Wortauslegung 
überhaupt undurchführbar iſt, wird die freie Bahn 
eröffnet. 

Daß dies anerkannten Grundfäßen der Praxis 
entſpricht, ergibt ſich aus RGZ. 66, 426. Eine 
Partei hatte ſich als Entgelt für eine ihr gegebene 
Bürgſchaft verpflichtet, der Bürgin für ihr Handels⸗ 
geſchäft Waren auf Kredit zu liefern. RG. ſagt: 
„Aber das Berufungsgericht verkennt, daß der Ver⸗ 
trag vernünftig ausgelegt doch nicht den Sinn 
haben konnte, die Klägerin ohne zeitliche Grenze 
und ohne jede Rückſicht auf begleitende Umſtände 
zur fortwährenden Weiterlieferung von Waren auf 
Kredit zu verpflichten . . . Wie es nun unzweifel— 
haft iſt, daß die Klägerin zu ſolchen Lieferungen 
doch höchſtens auf eine nach billigem Ermeſſen zu 
beſtimmende Reihe von Jahren, vielleicht ſogar 
nur bis zur Beendigung des Konkurſes ihres Ehe— 
mannes der Beklagten verpflichtet ſein ſollte“ . . .. 
Entſprechend dieſem billigem Ermeſſen iſt auch der 
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Ausdruck „für die Dauer des gegenwärtigen Kriegs“ 
„Heereslieferungen für den gegenwärtigen Krieg“ 
auszulegen. Was überall richtig iſt, kann doch 
hier nicht falſch ſein. 

In JW. 12, 742 wiederholt das RG. feinen 
Satz aus Gruchot 54, 386, erklärt ſei auch das, 
was ſich als ſelbſtverſtändliche Folge aus dem 
ganzen Zuſammenhang der getroffenen Abreden 
darſtelle, wenn auch die Parteien nicht den dem⸗ 
nachſt eingetretenen Verlauf der Dinge in Betracht 
gezogen hätten. Gerade in der Ergänzung des 
unvollſtäͤndig und unvollkommen zum Ausdruck 
gelangten Parteiwillens liege eine Hauptaufgabe 
der Auslegung. Der 8 157 deute auf eine ſolche 
Ergänzung hin, indem er die Auslegung der Ber: 
träge nach Treu und Glauben und nach Maß⸗ 
gabe der Verkehrsſitte fordere und um eine ſolche 
Ergänzung handelt es ſich für uns doch offenbar. 
Das hat das RG. wiederholt ausgeführt und dies 
ſteht als ſein Satz unbeſtritten und allgemein an⸗ 
erkannt feſt, daß als Inhalt des Vertrages der 
Sinn anzunehmen ſei, den die Gegenpartei mit 
den gebrauchten Worten verbinden durfte. Der 
Vermittler der Anſchriften durfte aber z. B. mit 
der Abmachung keinenfalls den Sinn verbinden, 
daß der Fiskus, wenn der Krieg, wie England 
ſagt, von jetzt an noch 2, 3 oder gar 18 Jahre 
dauert, fortdauernd weiter Vermittlungsgebühr zu 
zahlen hätte. Alſo kann nicht gezweifelt werden, 
daß irgendeine Grenze gezogen werden muß, die 
Abmachung in dieſer Form und in dieſem Wort⸗ 
laut keinenfalls unbeſchränkt aufrecht erhalten werden 
kann.““) Es kann ſich entſprechend auch nur um 
das Maß der Einſchränkung handeln. Hierfür 
iſt nach den eigenen Worten des RG. der für 
beide Teile erkennbare Vertragszweck maßgebend 
und dieſer war die Hilfe aus einer augenblicklichen 
Verlegenheit von verhältnismäßig kurzer Dauer.!) 


10) An anderer Stelle, JW. 05, 135 ſagt das R.: 
„Hierbei ſcheint auch nicht erwogen, daß, wenn es bei 
der geſchehenen Auslegung verbleibt, ſich für die 
Klägerin eine Rechtslage ergibt, der ſich verſtändiger⸗ 
weiſe ein Geſchäftsmann kaum unterwirft.“ 


11) Vgl. über das Grundſätzliche Gruchot 54, 890 
mit Nachweiſen und über eine dem Wortlaut gerade⸗ 
wegs zuwiderlaufende, aber ſachlich berechtigte Aus⸗ 
legung RGZ. 52, 99 ff.; JW. 33, 139; 36, 268; 37, 135; 
44, 912, dazu 461 daſelbſt; ferner JW. 34, 168; 37, 711; 
38, 148; 41, 742; Seuff Arch. 68, 52; 69, 304, die alle 
mit Recht in eine Abmachung Dinge hineintragen, von 
denen in der Abmachung nichts ſteht. Vgl. die in 
23.10, 713 ff. von mir beſprochene Entſcheidung Os. 
12, 251, aus der folgende Worte hierher zu ſetzen ſind: 
. . . „der Briefwechſel, die Vertragsbeſtimmung „frei 
Waggon M.“ und die Preisbemeſſung der Kohlen 
laſſen unbedenklich darauf ſchließen, daß beide Par⸗ 
teien bei dem Vertragſchluß von der Möglichkeit des 
Waſſertransportes ausgegangen find und unter Be⸗ 
rückſichtigung dieſer Möglichkeit über den Preis handels⸗ 
einig geworden ſind.“ Die Einſtellung der Schiffahrt 
wegen Niedrigwaſſers hatte den Waſſertransport un⸗ 
möglich gemacht und dies wurde dem Schuldner vom 
Gerichte zugute gehalten. M. E. geht dies reichlich 


Dennoch würde aber das Ergebnis ein anderes 
ſein, als wenn wir dem Fiskus zugeſtehen, daß 
er die allgemeine Argliſteinrede geltend machen 
könnte, oder als wenn wir das Maß des vom 
Fiskus Geſchuldeten danach bemeſſen, wieweit der 
Vermittler dem Fiskus wirklich einen Dienſt er⸗ 
wieſen hätte oder nicht. Einen wirklichen Dienft 
hat der Vermittler dem Fiskus nur höchſtens für 
ein Vierteljahr, eher weniger als mehr, erwieſen 
und würden wir die Schuld des Fiskus danach 
abmäßigen, ſo erhielte der Vermittler jedenfalls 
weniger, als er nach der Auslegung des Vertrages 
erhält, die die von den Parteien ins Auge ge⸗ 
faßte Zeitdauer des Krieges ermittelt und danach 
den zugeſagten Verdienſt des Vermittlers bemißt. 
Denn das darf kaum unterſtellt werden, daß etwa 
beide Teile oder auch nur ein Teil auf einen 
Krieg von nur dreimonatiger Dauer gerechnet 
hatten. Es wäre ja freilich nicht unmöglich und 
ließe ſich vielleicht hier und da einmal feſtſtellen, 
es iſt aber höchſt unwahrſcheinlich und da wird 
man zur Feſtſtellung, an eine wie lange Kriegs- 
dauer gedacht ſein kann, immer auf die in ſach⸗ 
verſtändigen Militärkreiſen zur Zeit des Vertrag⸗ 
ſchluſſes über die Vermittlungsgebühr herrſchenden 
Anſchauungen über die vermutliche Kriegsdauer 
zurückzugreifen haben und dieſe als den ſchließlich 
allein ficheren und maßgebenden Maßſtab für die 
den Parteien als gewollt zu unterſtellende zeit⸗ 
liche Bindung anſehen müſſen. 

Natürlich kann auf dieſe Weiſe herauskommen, 
daß die von beiden Parteien übereinſtimmend ge⸗ 
wollte Leiſtung des Fiskus unnötig hoch iſt, das 
braucht aber noch nicht zu einer Abmäßigung auf 
eine Leiſtung bloß für das erſte Vierteljahr zu 
führen. Im Gegenteil, ſolchen Spielraum in die 
Erſchwerung hat jeder Vertrag wie er auch um⸗ 
gekehrt einen Spielraum in die Erleichterung hat, 
ſo daß trotz einer nicht vorhergeſehenen Erleich⸗ 
terung der Schuldner doch die Gegenleiſtung ver⸗ 
langen kann, wenn nur die Erleichterung nicht 
übermäßig iſt. Die Frage, ob die Schuld des 
Militärfiskus abzumäßigen ſei, würde nur auf: 
tauchen, wenn die Auslegung feſtſtellte, daß eine 
übermäßige Erſchwerung gegeben wäre, wenn man 
nach dem von den Parteien beim Vertragſchluß 
zugrundegelegten Zeitraum den Umfang der Ver⸗ 
mittlungsgebühr bemäße. Von einem Uebermaß 
kann noch nicht geſprochen werden, wenn die Aus⸗ 
legung feſtſtellt, daß die Gebühr kraft Partei⸗ 
willens eine nicht gar zu ſehr über das erſte 
Vierteljahr hinausreichende Zeit weiter geſchuldet 
werden ſoll. Das wäre zwar reichlich, aber doch 
nicht übermäßig und derartiges muß hingenommen 


weit, es geht aber auch weit über das hinaus, was 
hier verteidigt wird, denn der Schuldner wurde von 
ſeiner Pflicht völlig befreit, während hier nur eine 
quantitative Abmäßigung in Frage kommt. Literatur 
bei Oertmann, Rechtsordnung und Verkehrsſitte 
S. 107 ff., 310 ff. 
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werden; denn die Abmäßigung zweifelsfrei be: 
gründeter Vertragspflichten darf auch nicht zu 
leicht genommen werden. Dementſprechend würde 
die allgemeine Argliſteinrede und die Verwendung 
der Unwürdigkeit dieſe Grenze ebenfalls anzu⸗ 
erkennen haben, ſo daß je nach Auslegung und 
Feſtſtellung die Gebühr inſoweit nicht verweigert 
werden könnte, als ſie gefordert wird für eine 
Zeit, die über ein Vierteljahr nicht allzuſehr hinaus⸗ 
geht. Aber offenbar werden die allgemeine Arg⸗ 
liſteinrede und die Benützung der Unwücdigkeit 
bei einer ſolchen Auslegung und Feſtſtellung der 
Parteipflichten überflüſſig. Es genügt und reicht 
aus, daß feſtgeſtellt wird, der Fiskus habe ſich 
zwar unnötig lange zur Gebührenzahlung ver⸗ 
pflichtet, aber doch nicht ſo lange, daß zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung ein ſchweres Miß⸗ 
verhältnis beſteht. 

Im allgemeinen wird auf dieſe Weiſe wohl 
immer zu helfen ſein und dies wäre auch das 
einfachſte Auskunftsmittel. Es muß jedoch, was 
allerdings ſehr unwahrſcheinlich iſt, damit ge⸗ 
rechnet werden, daß die Auslegung nicht zu dieſem 
Ergebnis führt. Dann fragt ſich, wie ſonſt zu 
helfen iſt. 

Nicht kommt etwa eine Hilfe mittels Anfech⸗ 
tung wegen Irrtums in Frage. So ſehr ſich die 
Generalkommandos wohl urſprünglich über die 
Dauer des Krieges geirrt haben mögen, iſt doch 
für 8 119 BGB. kein Raum, denn Erklärung 
und Wille ſtimmen überein, die Generalkommandos 
haben ſich einfach verrechnet und durften und 
konnten ſich auch verrechnen. Zu dem Irrtums⸗ 
recht kann man auch nicht auf die Weiſe ge⸗ 
langen, daß man etwa fragt, ob der Vertrag vor 
der engliſchen Kriegserklärung oder nach ihr ge⸗ 
ſchloſſen worden fei. Vor ihr konnte erwartet 
werden, daß wir verhältnismäßig raſch zu einem 
Ende kommen würden, nach ihr mußte jeder ſich 
auf eine ſehr lange Dauer gefaßt machen. War 
der Vermittlungsvertrag vor der engliſchen Kriegs⸗ 
erklärung geſchloſſen, ſo möchte man wohl ſagen, 
daß durch dieſe Kriegserklärung ein neuer 
Tatumſtand erſtanden ſei. Gewiß iſt das richtig, 
aber die Anwendung des Irrtumsrechtes wird 
dadurch nicht gerechtfertigt. Wohl aber kann 
dieſer Umſtand eine andere Erwägung ſehr be⸗ 
deutſam unterſtützen, die ſpäter noch näher zu 
erörtern iſt. 

Zunächſt iſt 8 138 zu prüfen. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung läßt ſich nur anführen, wenn mindeſtens 
Notlage oder Unerfahrenheit des Beſtellers nach⸗ 
gewieſen werden kann. Iſt denn dieſe Frage 
ſo aus leichter Hand zu verneinen? 

Die Beſtellungen find doch höchſt wahrſchein— 
lich von einem aktiven oder ſtellvertretenden Ge: 
neralkommando ausgegangen und die Abmachung 
mit dem Mäkler doch ebenfalls. Nun halte man ſich 
vor Augen, wie alles Hals über Kopf hat vorbe— 
reitet werden müſſen. Da verlange man von 
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einem aktiven Offizier, daß er über die nötigen 
Bezugsquellen überall und ſofort unterrichtet ſei. 
Das iſt ja geradezu unmöglich. 

Aber es ſtand auch nicht beſſer um die Herren, 
die nach Fortgang des aktiven Generalkommandos 
die Geſchaͤfte des ſtellvertretenden Generalkom⸗ 
mandos übernahmen. Die Mobilmachung war 
doch die Vorausſetzung, daß ſich alle die frei⸗ 
willigen Hilfskraͤfte meldeten, die dann den Dienft 
bei den ſtellvertretenden Generalkommandos ver⸗ 
ſahen. Wer es aus unmittelbarſter Nähe mit: 
angeſehen hat, wie alles in größter Eile improviſiert 
werden mußte, wird den vaterlandsliebenden 
Männern, die in vorgerückten Jahren ſtehend aus 
allen möglichen Berufen heraus den Generalkom⸗ 
mandos ihre Dienſte zur Verfügung ſtellten, ſicher 
keinen Vorwurf machen, auch gar nicht machen können 
und dürfen, wenn er bei ihnen eben nicht die nötigen 
Kentniſſe über Handels⸗ und Induſtrieverbindungen 
vorausſetzt, die zur Ausſchaltung der im kauf⸗ 
männiſchen Anſchriftenweſen erfahrenen Vermittler 
in den Stand ſetzen. Eine Notlage war zweifel- 
los da und Unerfahrenheit wird vielfach auch da⸗ 
geweſen ſein. Wenn man Zeit und Ruhe hat, 
kann man jeden Vermittler ausſchalten, man braucht 
dann nur die Fachzeitungen einzuſehen, die für 
jede Induſtrieart zur Verfügung ſtehen. Dazu 
kommt die Erwägung, ob die ſtellvertretenden 
Generalkommandos überhaupt die Zeit gehabt 
haben, die einleitenden Verhandlungen mit dem 
betreffenden Unternehmer vorzunehmen. Es wäre 
deshalb unter allen Umſtänden von größter Be⸗ 
deutung geweſen, feſtzuſtellen, ob der betreffende 
Vermittlungsvertrag ſchon in den erſten Kriegs⸗ 
zeiten oder erſt Später, als die Dinge ruhiger 
liefen, geſchloſſen worden iſt. 

Man braucht nur die Gegenprobe zu machen 
und zu fragen: Würde heute ein ſolcher Ver⸗ 
mittlungs vertrag wie der ſtreitige geſchloſſen werden? 
Doch gewiß nicht. Aber aus welchen Gründen: 
Weil man mehr Zeit hat, alſo nicht in Notlage 
iſt, und weil man mehr Erfahrung hat, alſo nicht 
mehr durch Unerfahrenheit dem Gegner in die 
Hand gegeben wird. Gerade das letzte entſcheidet, 
daß die Partei durch ihre Unerfahrenheit dem 
Gegner in die Hand gegeben wird und daß dieſer 
nunmehr ausbeutet. Waren etwa die ftellver: 
tretenden Generalkommandos in den erſten Zeiten 
den Vermittlern nicht in die Hand gegeben, bis 
ſie ſich ſelbſtändig auf dem neuen Gebiet zurecht⸗ 
gefunden hatten? Aber wer wird ihnen daraus 
einen Vorwurf machen? Andererſeits war es 
nicht geradezu eine Maſſenerſcheinung, daß die 
erſten von den ſtellvertretenden Generalkommandos 
geſchloſſenen Verträge vielfach ein großes geſchäft— 
liches Uebergewicht der Gegenparteien zum Aus— 
druck brachten, bis auch hier die Generalkom— 
mandos lernten und Herren der Lage wurden? 
Die Maſſenerſcheinung beweiſt doch deutlich, in 
welcher Notlage ſich die Herren befunden haben; 
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denn ſonſt hätten die vielen, den Fiskus über 
mäßig belaſtenden Verträge nicht ſolch große Zahl 
annehmen können, daß ſogar in der Preſſe und 
im Reichstage darüber ernſtlich geſprochen worden iſt. 

Nach meinem Dafürhalten haben alle 
drei Inſtanzen unter allen Umftänden 
die Tatfrage zu leicht genommen. 

Die ſtellvertretenden Generalkommandos ſollten 
daher auch ruhig darauf beſtehen, daß ihre Not⸗ 
lage und ihre anfängliche Unerfahrenheit berüd: 
ſichtigt werden, und ſollten nicht etwa die urſprüng⸗ 
lichen Mißgriffe leugnen wollen im Gegenteil 
ruhig zugeben; jeder vernünftige und billig denkende 
Menſch wird derartige Begleiterſcheinungen eines 
mit rieſenhaften Ausmaßen einſetzenden, politiſch 
nicht genügend vorbedachten Krieges als unver⸗ 
meidlich und ganz natürlich anerkennen, aber 
niemals den Perſönlichkeiten, die nur den Grenzen 
menſchlichen Wiſſens ihren unvermeidlichen Zoll 
gezahlt haben, einen Vorwurf machen. 

Eine weitere von 8 138 BGB. ganz unab⸗ 
haͤngige Frage iſt, ob nicht aus anderen Gründen 
der Schuldner, wenn nicht ganz, ſo doch teilweiſe 
von ſeiner Pflicht befreit werden kann. Dieſe 
Befreiung braucht ſich nun nicht in der Form 
zu vollziehen, daß der Vertrag für nichtig erklärt 
wird; es genügt ſchon, daß der Schuldner ein 
Leiſtungsverweigerungsrecht erhält, das ihm er⸗ 
laubt, die ihm angeſonnene Leiſtung ganz oder 
teilweiſe zu verweigern. 

Es handelt ſich hier um meine Einrede aus 
gewichtigem entgegenſtehendem Intereſſe. Ueber 
ihre allgemeine Bedeutung zu ſprechen, iſt hier 
nicht der Ort; es muß der Hinweis genügen, 
daß ſie ſich von Jahr zu Jahr eine ſteigende Zahl 
von Anhängern erworben hat.““) Auch die Recht⸗ 
ſprechung hat ſich ihr nicht mehr entziehen können, 
wie dies der Zuckerrübenſamenprozeß und die Er⸗ 
kenntniſſe zum Boykott lehren, in denen unterſucht 
wird, ob dem Boykottierten Unerträgliches zuge: 
mutet wird, ob Zwangsmittel und Zweck in einem 
angemeſſenen Verhältnis ſtehen.““ 

Vom RG. in dem Urteil zum Zuckerrüben⸗ 
ſamenprozeß und von Siber a. a. O. wird neben 
der Einrede auch eine ipso jure Befreiung von 
der Leiſtungspflicht für möglich gehalten, die dem 
Gedanken der Unerſchwinglichkeit oder der Nicht⸗ 
zumutbarkeit Rechnung tragen ſoll. Ich kann 
hier auf dieſe Unterſcheidung nicht ausführlich 
eingehen, aber der Zuſammenhang mit dem vor⸗ 
liegenden Fall zwingt doch zu einigen Bemerkungen. 


1) Eine Ueberſicht ift zu finden in Arch. ZivPrax. 
114, 292 Anm. 125. Dazu kommen jetzt auch Siber⸗ 
Planck Vorbem. III. 3 vor 88 275—292 BGB.; vgl. 
auch Nachweiſe bei Kreutzberger, Die Unmöglichkeit 
und die Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften, Diſſert. Bres⸗ 
lau 1916 S. 25 Anm. 1. 

18) Vgl. über den Zuckerrübenſamenprozeß meine 
Ausführungen in 23.9, 95 ff. und über den Boykott 
in Arch ZivPrax. 114, 296 ff.; neueſtens Oertmann, 
IheringsJ. 66, 202. 


— fr... ⅛7ie)⅝ eee : 


Entweder iſt die Nichtzumutbarkeit ſchon im 
Augenblick des Vertragſchluſſes vorhanden oder 
fie iſt erſt ſpäter eingetreten. 

Im erſten Falle taucht die oben vorhin be⸗ 
handelte Frage auf, ob kraft Auslegung und Feſt⸗ 
ſtellung des Parteiwillens das, was nicht zuge⸗ 
mutet werden kann, überhaupt geſchuldet iſt. Kommen 
Auslegung und Feſtſtellung des vernünftig und 
gerecht gewerteten Parteiwillens zu einer Ver⸗ 
neinung, ſo iſt das Unerträgliche allerdings ipso 
iure nicht geſchuldet, dann kann die Frage nach 
der Einrede überhaupt nicht aufgeworfen werden, 
denn die Einrede ſetzt voraus, daß die Pflicht 
ipso iure beſteht. Es iſt daher unrichtig, ſie 
etwa als konkurrierend anzuſehen. Im Gegenteil, 
die eine Frage iſt die Vorfrage zu der anderen. 
Erſt wenn Auslegung und Feſtſtellung die Pflicht 
des Schuldners bejahen, kann die Einrede in 
Frage kommen. 

Dieſe Einrede kann ſchon im Augenblick des 
Vertrages begründet ſein, kann aber auch erſt 
durch nachträglich eintretende Umſtände gerecht⸗ 
fertigt werden. Wird fie dem Gläubiger entgegen: 
gehalten auf Grund von Umſtänden, die ſchon zur 
Zeit des Vertragſchluſſes beſtanden (es iſt eine 
übermäßige Vermittlungsgebühr für den Nachweis 
eines Dienſtvertrages ausgemacht worden, 8 655), 
jo läuft die Einrede tatſächlich auf eine echte laesio 
enormis hinaus. Gegen dieſe hat ſich, nicht ganz 
mit Recht, das RG. in RGZ. 64, 182 erklärt. 
Wir können dieſe Frage hier auf ſich beruhen 
laſſen, da der hier zur Beurteilung ſtehende Fall 
einen anderen Tatbeſtand enthält. 

Die Einrede aus entgegenſtehendem gewichtigem 
eigenem Intereſſe iſt zweifelsfrei, wenn die Um⸗ 
ſtände, die zur Leiſtungsverweigerung führen, erſt 
nachträglich nach dem Vertragſchluß eingetreten 
find. Dies find alles Fälle der unechten Unmög⸗ 
lichkeit, der ſog. juriſtiſchen Unmöglichkeit. Ihr 
Merkmal find nachtraͤglich eingetretene Erſchwe⸗ 
rungen, jedenfalls Erſchwerungen, mit denen man 
beim Vertragſchluß nicht gerechnet hatte. 14) Solche 
liegen aber in unſerem Falle vor. Die nach⸗ 
traͤglich hervorgetretene Erſchwerung, die dem 
Schuldner das Recht gibt, die Leiſtung ganz oder 
teilweiſe, jedenfalls bis zur Grenze der übermäßigen 
Erſchwerung zu verweigern, liegt in der unvorher⸗ 
geſehenen außerordentlichen Dauer des Krieges, 
an die wohl niemand in Deutſchland gedacht hat. 
Noch deutlicher würde die nachträgliche Erſchwerung 
hervortreten, wenn der Vertrag über die Vermitt⸗ 
lungsgebühr vor der engliſchen Kriegserklärung ab⸗ 
geſchloſſen wäre. Dieſe hat alle unſere Berech⸗ 
nungen, die wir vor ihr haben durften, umgeſtoßen 


— 


4) Bgl. Stahl, Die fog. clausula rebus sie stan- 
tibus. Diſſert. Erlangen 1909 S. 8 ff., 49 ff., 66 ff., 
68, 72 ff., 80. Der Widerſpruch des RG. gegen dieſe 
Klauſel iſt nur theoretiſch, der Rücktritt „wegen ver— 
änderter Umſtände“ iſt dem RG. bekanntlich durchaus 
geläufig. 
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und war ein derartig neuer Umſtand, daß fie auf 
jeden Fall auch rechtlich für die vor ihr ab⸗ 
geſchloſſenen Verträge berückſichtigt werden muß. 
Dasſelbe gilt aber auch von der japaniſchen und 
ſpäter von der italieniſchen Kriegserklärung. Sie 
beide änderten das Bild vollſtändig, ſchufen zum 
Teil grundftürzend andere Verhältniſſe und mit 
beiden konnte jedenfalls in den erſten Zeiten des 
Krieges nicht gerechnet werden. Wenn es ſich um 
einen vorſchriftsmäßig nach allen militäriſchen wie 
politiſchen Erwartungen verlaufenden Krieg ge⸗ 
handelt hätte, wäre unſere Rechtſprechung im Rechte 
geweſen, jo aber find doch die erheblichſten Tat⸗ 
ſachen außer Betracht geblieben. Die deutſchen 
Richter werden mit ihnen pflichtgemäß zu rechnen 
haben, wenn wieder derartige Prozeſſe zu ent⸗ 
ſcheiden find. 

Als Schlußergebnis ſtellt ſich demnach fol⸗ 
gendes dar: 

Es iſt zuerſt zu prüfen, ob nach allen in 
Betracht kommenden Umſtänden die Abmachung 
der Vermittlungsgebühr überhaupt für die volle 
zeitliche Ausdehnung des gegenwärtigen Krieges 
zu gelten hat, nicht vielmehr das Wort Heeres⸗ 
lieferungen für den gegenwärtigen Krieg, der Aus⸗ 
druck für einen von den Parteien vorgeſtellten kürzeren 
Zeitraum iſt. Im Zweifel iſt dies unbedenklich 
zu bejahen. Mit vernünftiger und gerechter Ver⸗ 
tragsauslegung wäre den größten Mißſtänden ab⸗ 
zuhelfen und dieſes Mittel iſt das m. E. richtige. 

Sollte es nicht gewählt werden können, ſo 
kommt 8 138 II in Frage, über den man nicht 
ſo leicht hinweggehen ſollte, deſſen Anwendung 
im praktiſchen Ergebnis auf dasſelbe hinauslaufen 
würde wie die ſachgemaͤße Auslegung des Ver⸗ 
trages. 

Scheint auch dieſes Mittel unangebracht, ſo 
waͤre unter allen Umſtänden mit der Einrede 
aus entgegenſtehendem eigenem gewichtigem In⸗ 
terreſſe zu helfen, die um ſo unbedenklicher iſt, 
als ſie auf Umſtände geſtützt werden kann, die 
wie die engliſche, die japaniſche, die italieniſche 
und nunmehr die rumaͤniſche Kriegserklärung erſt 
ſpäter eingetreten find. 


Sollten die übermäßig laſtigen Verträge erſt 
nach der engliſchen oder erſt nach der japaniſchen 
Kriegserklärung abgeſchloſſen worden ſein, ſo würde 
auf 8 138 BGB. zurückzugreifen ſein. Ueberhaupt 
wird die Wahl zwiſchen der Einrede und der Nich⸗ 
tigkeit gemäß 8 138 von dem Datum des Ver⸗ 
tragſchluſſes abhängen. Fiel der Vertragſchluß 
vor dieſe Kriegserklärungen, jo kaͤme die Einrede 
in Betracht, wenn man ſich nicht eben durch die 
Auslegung zu helfen getraut; fiel der Vertrag⸗ 
ſchluß nach dieſen Erklärungen, wäre § 138 an: 
wendbar. Jedenfalls wird auf dieſe Ereigniſſe 
in künftigen Prozeſſen noch Rückſicht genommen 
werden müſſen; in dem mitgeteilten Urteile ſcheinen 
mir nicht alle in Betracht kommenden Umſtände 
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von den Anwälten und den Gerichten herange⸗ 
zogen zu ſein. 

Als letztes Hilfsmittel bleibt die allgemeine 
Argliſteinrede oder aber die Unwürdigkeit. 


Im vorſtehenden find 88 133, 157 und das 
Leiſtungsverweigerungsrecht noch auseinanderge⸗ 
halten. Ich habe die Bedenken hiergegen bewußt 
unterdrückt. Die Frage iſt, ob nicht das Lei⸗ 
ſtungsverweigerungsrecht ebenfalls nur durch Aus⸗ 
legung zu gewinnen iſt, zwiſchen Auslegung und 
Einrede überhaupt ein Gegenſatz beſteht. Hierzu 
habe ich nur wegen Raummangels keine Stellung 
genommen und behalte mir Endgültiges vor. 


(m.) 


Koſten bei Strafantragszurücknahme im Fall 
des § 196 AGP. 


Von Landgerichtsrat F. Simon in Augsburg. 


Der Strafantrag wird manchmal geſtellt, nicht 
um Beſtrafung herbeizuführen, ſondern um von 
dem Beſchuldigten Vorteile zu gewinnen. Zu⸗ 
weilen wird er erſt zurückgenommen, nachdem mit 
großen Koſten verbundene Beweiserhebungen ſtatt⸗ 
gefunden haben.“) Die Zurücknahme enthält auch 
gewiſſermaßen ein Verſchulden des Antragſtellers. 
weil im Falle der Zurücknahme die auf die Sache 
entſtandenen Koſten nutzlos aufgewendet ſind. 
Deshalb beſtimmt $ 502 RStPO: 


„Erfolgt die Einſtellung des Verfahrens 
wegen Zurücknahme desjenigen Antrags, durch 
welchen dasſelbe bedingt war, ſo hat der An⸗ 
tragſteller die Koſten zu tragen.“ 

Die Vorſchrift iſt anzuwenden, wenn es ſich 
um einen rechtsgültigen, zurücknehmbaren Straf: 
antrag handelt und das Verfahren durch den 
Strafantrag bedingt war, d. h. wenn ein reines 
Antragsdelikt vorliegt und gerade wegen dieſes 
Antrag geſtellt iſt, wenn das Verfahren von der 
Willensbeſtimmung des Antragſtellers abhängig 
iſt. Die Zurücknahme des Strafantrags muß 
auch den unmittelbaren Grund zur Einſtellung des 
Verfahrens bilden.“) Das iſt z. B. nicht der Fall, 
wenn wegen Beleidigung nach $ 186 RStGB. 
Strafantrag geſtellt war, der Strafantrag darauf 
zurückgenommen wurde, dann die Tat nach § 164 
R StGB. von Amts wegen verfolgt wurde, in der 
Hauptverhandlung aber nur der Tatbeſtand einer 
Beleidigung nach 8186 R StGB. angenommen und 
mangels Strafantrags das Verfahren eingeſtellt 
wurde. Treffen ein Antrags- und ein Offizialdelikt 
rechtlich zuſammen, ſo iſt die Zurücknahme des An— 


1) Motive in Hahn, Materialien zur R StPO. I. 
S. 296, abgedruckt in RGSt. 23, 198 und OL GSt. 
München Bd. IV S. 249. 

5) S. Goltd Arch. Bd. 43 S. 123. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 17 u. 18. 


trags für das Offizialdelikt ohne Bedeutung. Das 
Offizialdelikt wird, wenn nicht 8 168 Abſ. 2 RStpO. 
zutrifft, weiter verfolgt. Einſtellung des Verfahrens 
wegen des Antragsdelikts und damit Entſcheidung 
nach 8 502 RStP O. finden in dieſem Fall nicht 
ſtatt, auch wenn danach wegen des Offizialdelikts 
Freiſprechung oder Einſtellung erfolgt. 

Bei Einſtellung des Verfahrens mangels wirk⸗ 
ſamen Strafantrags fallen die Koſten der Staats⸗ 
kaſſe zur Laſt, auch wenn der Strafantrag zurück⸗ 
genommen wird. Denn das Verfahren war dann 
zu Unrecht eingeleitet, nicht durch den Strafan⸗ 
trag bedingt. Nicht wegen der Zurücknahme des 
Strafantrags ſondern wegen deſſen Unwirkſam⸗ 
keit wird es eingeſtellt. 

Liegt aber ein wirkſamer Strafantrag vor, dann 
findet die Beſtimmung des $ 502 Anwendung. 
allgemein, ohne Unterſcheidung, ob ein gerichtliches 
Verfahren eingeleitet iſt und von wem und aus 
welchen Gründen der Strafantrag geſtellt war. 

So iſt § 502 auch zu beobachten, wenn der 
amtliche Vorgeſetzte nach $ 196 RStGB. Straf⸗ 
antrag geſtellt hatte.“ 

Wird in dieſem Fall der Strafantrag vom 
Vorgeſetzten zurückgenommen, ſo treffen die Koſten 
nicht ohne weiteres die Staatskaſſe, denn dieſe 
hat die Koſten nur zu tragen, wenn ein anderer 
Koſtenpflichtiger nicht da iſt. In § 502 iſt aber 
klar beſtimmt, wer die Koſten zu tragen hat, der 
Antragſteller. 

Der Vorgeſetzte ſtellt den Strafantrag nicht für 
ſeine Perſon, ſondern als Inhaber ſeines Amtes für 
die öffentlichrechtliche juriſtiſche Perſon, deren Ange⸗ 
ſtellter beleidigt wurde, in öffentlichem Intereſſe, 
weil bei Berufsbeleidigung auch die amtliche 
Autorität angegriffen iſt.“) Antragſteller iſt deshalb 
in Wirklichkeit die von dem Vorgeſetzten vertretene 
juriſtiſche Perſon.“) 

Wer der zur Ausübung des Antragsrechts be⸗ 
rufene unmittelbare oder mittelbare Vorgeſetzte 
iſt, und wen er vertritt, beſtimmt ſich nach den 
einſchlägigen reichs, ſtaats- und kirchenrechtlichen 
Vorſchriften und Grundſätzen. — Erſteres zu er⸗ 


) Anders Entſch. des OS SSt. München Bd. IV 
S. 250, welche erklärt § 502 beziehe ſich nicht auf die 
Fälle, in denen der amtliche Vorgeſetzte nach 8 196 
R StGB. Strafantrag ſtellt. Auch Oppenhof, StGB. 
14. Aufl. 8 196 Anm. 22; OLG. Colmar, Elf. Zeitſch. 
Bd. 6 S. 365 (abgedruckt bei Rittemann das DGK. 
8 69 Anm. 6), welches ſagt: „Die Abſicht des 8 502, 
gegen leichtfertige oder auf unerlaubten Gewinn be⸗ 
rechnete Strafanträge Schutz zu ſchaffen und die Staats⸗ 
kaſſe vor freventlich veranlaßten Koſten zu bewahren, 
treffen in Fällen dieſer Art nicht zu.“ Rittmann a. a. O., 
der ſich dafür ausſpricht, daß die Koſten der Staats- 
kaſſe zur Laſt bleiben und eine Gebühr nicht zu er- 
heben iſt. 

) S. auch Entſch. des Bay Obe St. Bd. II S. 389. 

) So auch Löwe, StPO. $ 502 Note 7, Stenglein, 
StPO. 8 502 Note 6, Goltd Arch. Bd. 47 S. 295, 
Bd. 60 S. 154, Entſch. d. KG. vom 14. Dezember 1903 
in DIZ. 1904 S. 317. 


— 


— 


örtern würde bei der Vielgeſtaltigkeit der Fälle 
hier zu weit führen. 

Die vertretene juriſtiſche Perſon iſt bei Be⸗ 
leidigung gegen 

1. eine Behörde d. i. jedes mittelbare oder 
unmittelbare Organ der Staatsgewalt, das ſelb⸗ 
ftändig berufen iſt, unter öffentlicher Autorität 
für die Herbeiführung der Zwecke des Staates tätig 
Au fein”): der Staat”), bei Reichsbehörden das 

eich, 

2. einen Beamten d. i. jede im unmittelbaren 
oder mittelbaren Dienſte eines Bundesſtaats oder 
im Dienſte des Reichs auf Lebenszeit oder vor⸗ 
laͤufig angeſtellte Perſon und die Notare (8 359 
RStGB): der Staat”) oder das Reich, 

3. einen Religionsdiener d. i. jeden Geiſtlichen 
einer anerkannten chriſtlichen Kirche und jeden, 
der bei einer nicht privilegierten Religionsgeſell⸗ 
ſchaft die gottesdienſtlichen Handlungen ausübt“), 
oder eine lirchliche Behörde, die auch unter $ 196 


6) S. RGSt. 8, 9; 18, 246; Henle⸗Schierlinger, 
StGB. 8 196 Anm. 1, 8 114 Anm. 4, Frank, StGB. 
$ 196 Anm. II, 1, Olshauſen, Komm. zum StGB. 
8 196 Anm. 3a, 8 114 Anm. 1. 

1) Auch bei den im mittelbaren Dienſt eines 
Bundesſtaats angeſtellten; denn dieſe ſind von einer 
dem Staate untergeordneten in ſeine Verfaſſung or⸗ 
ganiſch eingegliederten Gemeinſchaft zur Ausübung von 
Funktionen öffentlichrechtlicher Natur, die aus der 
Staatsgewalt abzuleiten ſind und ſtaatlichen Zwecken 
dienen, angeſtellt. Sie ſind berufen unter öffentlicher 
Autorität für die Herbeiführung der Zwecke des Staats 
tätig zu fein (RGSt. 38, 18). Sie vertreten daher die 
Staatsgewalt, den Staat. Siehe auch LG. Tübingen 
Entſch. vom 22. Dezember 1914 in Warneyers Jahrb. 
1915 S. 147 und Entſch. des OLGSSt. München Bd. VI 
S. 132. Soweit die Gemeindebeamten ſolche Funkti⸗ 
onen ausüben, wird auch die Gemeindebehörde, die 
wegen Beleidigung des Gemeindebeamten Strafan⸗ 
trag ſtellt, den Staat vertreten. Innerhalb dieſer 
Grenzen kann es auch z. B. in Bayern keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob der Beamte im übertragenen oder 
im eigenen Wirkungskreiſe der Gemeinde tätig wurde 
(ſ. auch Entſch. des BayobH. in StS. Bd. V 
S. 153), da es ſich dann immer um eine Tätigkeit 
im Intereſſe der Staatsgewalt handelt. Es läßt ſich 
auch nicht einſehen, warum ein Unterſchied ſein ſollte, 
je nachdem der unmittelbare Vorgeſetzte des Gemeinde— 
beamten oder ein höherer Vorgeſetzter (z. B. der 
Bezirksamtmann oder die Kreisregierung, die doch 
jedenfalls den Staat vertreten) den Strafantrag ſtellt. 
Allerdings find die Gemeinden verpflichtet die erforder- 
lichen Mitteln zur Erfüllung ihrer Aufgaben, auch 
der ihnen übertragenen Verrichtungen der allgemeinen 
Staatsverwaltung ſelbſt in geſetzlicher Weiſe aufzu— 
bringen. Das ändert aber daran nichts, daß nach dem 
Beamtenbegriff des 8 359 R StGB., der für 8 196 
RStGB. maßgebend iſt, die Gemeindebeamten — wenn 
auch mittelbar — doch Organe des Staates ſind. 
Dadurch, daß der Staat die vertretene koſtenpflichtige 
juriſtiſche Perſon iſt, werden die Koſten im Endergebnis 
auch nicht auf andere Schultern abgewälzt; denn für 
die Bedürfniſſe des Staats wie der Gemeinde kommen 
im weſentlichen die Gleichen, die Steuerzahler, auf. 

e) Henle⸗Schierlinger a. a. O. 85 196 Anm. 3, 
130 a Anm. 1, Olshauſen a. a. O. §8 196 Anm. 3e, 
8 130 a Anm. 2, nach Frank a. a. O. 8 196 Anm. II, 1 
jeder Angeſtellte einer religiöſen Korporation. 
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R StGB. zu rechnen iſt'): die Kirche oder die 
Religionsgeſellſchaft (z. B. die Kirchengemeinde, 
der biſchöfliche Stuhl, die religiöfe Korporation).— 
Bei Staatskirchentum, bei dem die Episkopal⸗ 
gewalt mit der Staatsgewalt verbunden iſt und der 
Aufwand der kirchlichen Behörde aus der Staats⸗ 
kaſſe zu beſtreiten iſt, wird, wenn eine kirchliche Be⸗ 
horde z. B. das Konſiſtorium Strafantrag ſtellt, 
die vertretene juriſtiſche Perſon der Staat ſein. 
Handelt es ſich um Religionsdiener, die ſtaatliche 
Funktionen ausüben, z. B. Millitärgeiſtliche, Kate⸗ 
cheten an ſtaatlichen Anſtalten, Hausgeiſtliche von 
Strafanſtalten uſw., dann wird, wenn der Antrag 
von der vorgeſetzten ſtaatlichen Behörde ausgeht, 
der Staat die vertretene juriſtiſche Perſon ſein. 

4. ein Mitglied der bewaffneten Macht d. i. 
eine Perſon des Soldatenſtands !), einen Offizier, 
Unteroffizier, Gemeinen, Mitglied des Sanitätskorps, 
des Veterinärkorps, des Maſchinen⸗Ingenieur⸗Korps, 
(ſ. Verzeichnis A zum Militärſtrafgeſetzbuch vom 
20. Juni 1872/6. Februar 1911): das Reich !), für 
Bayern der bayeriſche Staat, da die bahyeriſche 
Heeresverwaltung im Namen und auf Rechnung 
des Staats geführt wird!“) — wenn ein Zivilvor⸗ 
geſetzter, wie bei Gendarmen, den Antrag geſtellt 
hat: der Staat. 

Iſt der Strafantrag von den die Behörde 
bildenden Perſonen, dem Beamten, dem Religions⸗ 
diener, dem Mitgliede der bewaffneten Macht allein 
geſtellt, ſo haften ſie für die Koſten der Zurücknahme 
des Straſantrags perſönlich, weil ſie nicht von 
Amts wegen den Antrag ſtellen müſſen und können, 
ſondern im eigenen Intereſſe wegen ihrer Perſon 
wie jeder Private die Beſtrafung beantragen. Daran 
ändert nichts, daß die Beleidigung eine Berufs⸗ 
beleidigung it’), und daß ihnen etwa die 
Stellung und Zurücknahme des Strafantrags vom 
Vorgeſetzten nahe gelegt war. 

Wenn der Antrag von der Behörde (dem Be⸗ 
amten uſw.) und deren amtlichen Vorgeſetzten 
geſtellt iſt und von beiden zurückgenommen wird, 
dann treffen die Koſten die Behörde (den Beamten 
uſw.) und die von dem amtlichen Vorgeſetzten 
vertretene juriſtiſche Perſon; denn beide haben den 
Strafantrag geſtellt“). Bedingend iſt nicht bloß 


9) S. RGSt. 23, 202; JW. 1907 S. 403. 

10) Olshauſen a. a. O. $ 196 Anm. 3 d, 8 113 
Anm. 9. 

11) Vertreten durch die Kontingentsverwaltung des 
betreffenden Bundesſtaats bzw. die preußiſche Militär- 
verwaltung ſ. auch Anm. 12. 

2 8 58 der Reichsverfaſſung, III 8 5 des Bündnis⸗ 
vertrags mit Bayern vom 23. November. 1870, Laband, 
Staatsrecht des Deutſchen Reichs V. Aufl. Bd. IV 
S. 330 ff., Seydel⸗- Graßmann, Bayer. Staatsrecht Bd. II 
S. 615 ff. RGz3. 20, 148 ff.; 24, 37. 

2) S. auch OL GSt. München Bd. IV S. 575, 
nor Bd. III S. 262; Rittmann a. a. O. 8 69 

nm. 7. 

1) S. § 498 Abſ. 2, 8 503 Abſ. 4 R StPO., Löwe 
a. a. O. S 502 Anm. 8, Goltd Arch. Bd. 60 S. 154, hin⸗ 
ſichtlich der Gebühr Rittmann a. a. O. 
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der Strafantrag, der das Verfahren zunächſt ver⸗ 
anlaßt hat. Es läßt ſich bei mehreren Straf: 
anträgen nicht ſagen, daß nur einer und welcher 
die Bedingung für das Strafverfahren iſt. Jeder 
der Straſantraͤge iſt Bedingung für das Verfahren. 

Es wird ſich auch die Koſtenpflicht nicht 
einem der Antragſteller mit der Begründung 
auferlegen laſſen, das Verfahren ſei im weſentlichen 
durch deſſen Antrag bedingt geweſen ), auch nicht, 
wenn der Beamte durch die Aufforderung des 
lasen. ſich zur Zurücknahme hat beſtimmen 
aſſen. 

Es haften daher beide Antragſteller und zwar 
als Geſamtſchuldner; denn eine Verteilung der Koſten 
nach Bruchteilen kennt die Strafprozeßordnung (ab: 
geſehen von den hier nicht in Betracht kommenden 
§5 500, 503, 504, 505) nicht.“) 

Wird der Antrag von der Behörde (dem Be⸗ 
amten uſw.) zurückgezogen, vom amtlichen Bor: 
geſetzten aber nicht, oder wird er vom Vorgeſetzten 
nicht aber von der Behörde (den Beamten uſw.) zuruͤck⸗ 
genommen, ſo findet keine Einſtellung und keine 
Koſtenentſcheidung gegen den zurücknehmenden An⸗ 
tragſteller ſtatt, weil die Tat auf Grund des 
anderen Strafantrags weiter zu verfolgen iſt und 
das Verfahren nicht eingeſtellt werden kann, ſo 
lange einer der Strajanträge aufrechterhalten iſt.) 

Nimmt auch der andere Antragiteller ſpäter, 
aber noch rechtzeitig, den Strafantrag zurück, dann 
werden die Koſten den beiden Antragſtellern, dem 
Beamten uſw. und der vom Vorgeſetzten vertretenen 
juriſtiſchen Perſon aufzuerlegen ſein; denn auch 
der Strafantrag deſſen, der ihn zuerſt zurück⸗ 
genommen hat, iſt von Einfluß auf die Einſtellung; 
hätte er nicht ebenfalls den Strafantrag zurück⸗ 
gezogen, dann müßte das Verfahren, das durch 
beide Anträge bedingt war, noch weiter geführt 
werden. 

Das Gleiche gilt, falls mehrere Antragsbe⸗ 
rechtigte nach $ 65, $ 195 RStGB. oder mehrere 
durch dieſelbe Handlung Verletzte und ein oder 
mehrere Vorgeſetzte Strafantrag geſtellt haben 
und es ſich um ideell konkurrierende Vergehen 
handelt, und wenn erſt von einem oder mehreren 
und dann von den übrigen Antragſtellern der 
Strafantrag zurückgenommen wird. 


Bei Idealkonkurrenz mit einem andren An⸗ 
tragsdelikt, das Antragszurücknahme zuläßt (z. B. 
§8 185, 196, 223, 232 Abſ. 2 RStGB.), wird 
die Zurücknahme wegen der Beleidigung nur zur 
Folge haben, daß dieſer rechtliche Geſichtspunkt 
bei Beurteilung der Tat auszuſchließen iſt. Ein: 
ſtellung und Koſtenentſcheidung wird erſt ſtattzu— 
finden haben, wenn der Antrag auch wegen des 
anderen Geſichtspunktes zurückgenommen wird. 

Bei rechtlichem Zuſammentreffen von Beleidi— 


100 Wie Entſch. d. OLGSt. München Bd. VI S. 132. 
10) So auch Entſch. des OV St. München Bd. VI 
S. 132. 
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gung mit einem Antragsdelelikt, das Zurücknahme 
nicht zuläßt (z. B. 88 185, 196, 223, 232, Abj. 1 
R StGB.), wird, abgeſehen von letzterem Satze, 
ebenſo zu verfahren ſein. 

Wurden ein Beamter oder mehrere Beamte 
uſw. derart beleidigt, daß die mehreren Straf⸗ 
taten ſachlich zuſammentreffen und wurden von 
ihnen und ihrem Vorgeſetzten Strafanträge geſtellt, 
dann ſind, wenn ein Beamter und der Vorgeſetzte 
einen Strafantrag zurücknehmen, unter Einſtellung 
des Verfahrens wegen der betreffenden Straftat 
die auf dieſen Strafantrag erwachſenen Koſten dem 
betreffenden Beamten und der vom Vorgeſetzten 
vertretenen juriſtiſchen Perſon ſamtverbindlich auf⸗ 
zuerlegen. 

Aus dem Zwecke der Vorſchrift iſt zu folgern, 
daß der Antragſteller nicht ohne weiteres ſämtliche 
bis zur Einſtellung des Verfahrens erwachſenen 
Koſten zu tragen hat, ſondern nur die durch 
den Strafantrag veranlaßten und durch deſſen 
Zurücknahme nutzlos aufgewendeten Koſten.) 
In dieſem Umfange treffen ihn aber alle Koſten; 
das ergibt die allgemeine Faſſung der Vorſchrift 
des 8 502 RStpO. Das find die Gebühren 
und Auslagen des Gerichts und die dem Beſchul⸗ 
digten erwachſenen Koſten.“) 


Zu den Gerichtsgebühren bei Zurücknahme 
des Strafantrags nach eröffnetem Hauptverfahren 
gehört die Gebühr des $ 69 Ab]. 3 Satz 2 GKG. 
und der Pauſchalſatz nach 8 80 b GK. 

8 69 Abſ. 3 Satz 2 beſtimmt, daß die Hälfte 
der Süße des § 69 Abſ. 1 zu erheben iſt, wenn 
nach eröffnetem Hauptverfahren die Einſtellung 
des Verfahrens wegen Zurücknahme desjenigen An⸗ 
trags erfolgt, durch welchen dasſelbe bedingt war. 
Grundſätzlich wird dieſe Gebühr nur einmal erho⸗ 
ben. Bei geſamtſchuldneriſcher Haftung der mehreren 
Antragſteller, Beamten uſw. und juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen, für die Koſten nach $ 502 RSt PO. haften die 
Antragſteller auch ſamtverbindlich für die Gebühr 
nach § 69 Abſ. 3 Satz 2 GKG. und 8 80 b 
GKG. 

Mehrfach iſt die Gebühr nur dann anzuſetzen, 
wenn bei mehreren ſachlich konkurrierenden An⸗ 
tragsdelikten der oder die wegen eines derſelben 
geſtellten Strafanträge zurückgenommen und hierauf 
das Verfahren wegen dieſer Tat eingeſtellt und 


1) RGSt. 7, 411; aber auch z. B. die Reviſions⸗ 
koſten, wenn erſt das Reviſionsgericht die Zurücknahme 
des Strafantrags für wirkſam hält und das Verfahren 
einſtellt (Urt. des RG. vom 30. März 1911, Recht 1911 
Nr. 1858). 

18) Letztere — weil auch hier eine Verſchuldung 
vorliegt, Koſten infolge der Antragszurücknahme nutz⸗ 
los aufgewendet find — ebenſo wie bei $ 501 StPO. 
und bei 8 471 Abſ. 1. MilStGdO.; ſ. auch Löwe a. a. O. 
§ 502 Anm. 3 und die dort angeführte Literatur, 
anders Kammergericht Urt. vom 16. Marz 1905 (DIZ. 
1905 S. 701) und OLG. Hamburg Urt. vom 27. Mai 
1914 (DSt. 3. 1 S. 626) und die bei Löwe angeführte 
Literatur a. M. 


ſpäter auch wegen der andren Taten der Antrag 


zurückgenommen wird; denn die Gebühr wird für 


die Einſtellung erhoben und die Einſtellung erfolgt 
dann mehrmals. 

Die Gebühr iſt jeweils von dem obenerwähnten 
Koſtenpflichtigen zu erheben. Iſt die koſten⸗ 
pflichtige juriſtiſche Perfon der Staat, dann iſt 
die Gebühr ebenfalls geſchuldet; denn es beſteht 
für dieſen Fall keine Ausnahme von der Geſetzes⸗ 
vorſchrift. Die Gebühr kommt, wenn der Staat 
fie ſelbſt zu zahlen hatte, nur nicht zum An: 
ſatze, weil der Staat nicht an ſich ſelbſt zahlt. 
Trifft dies aber nicht zu, hat z. B. der Beſchuldigte 
durch vor Gericht geſchloſſenem oder dem Gericht 
mitgeteilten Vergleich die Koſten übernommen, 
dann hat er auch die an ſich geſchuldete Gebühr 
des 869 Abſ. 3 Satz 2 und 8 80 b GKG. zu 
entrichten. Sie wird, weil ein andrer Pflichtiger 
da iſt, zum Anſatz gebracht. Ebenſo wenn der 
Beamte uſw. und der Staat geſamtverbindlich 
zur Koſtentragung verurteilt ſind. Von dem Beamten 
uſw. wird aber dann nur der ihn treffende Teil 
der Gebühr verlangt werden können, da Geſamt⸗ 
ſchuldner im Verhältniſſe zu einander zu gleichen 
Teilen verpflichtet find ($ 426 BGB). 

Iſt die koſtenpflichtige Perſon das Reich, dann 
iſt die Gebühr von dieſem nicht geſchuldet (8 98 
GKG). Vom Erſatze der baren Auslagen iſt 
auch das Reich nicht befreit. Die Gebührenfreiheit 
des 8 98 GKG. erſtreckt ſich auf die im § 80 b 
GKG. vorgeſehenen Pauſchſätze nicht. 

Haben das Reich und eine oder mehrere andere 
Perſonen infolge Antragszurücknahme die Koſten 
ſamtverbindlich zu tragen, dann haften die letztere 
Perſon oder die letzteren Perſonen für die Gebühr, 
während das Reich frei iſt. Hat der Beſchuldigte die 
Koſten durch Erklärung gegenüber dem Gerichte 
übernommen, dann haftet er auch für die Gebühr, 
außer wenn das Reich der alleinige Antragſteller 
iſt und den Antrag zurücknimmt;: denn wenn 
der Antragſteller keine Gebühr ſchuldet, wird eine 
ſolche auch nicht übernommen. — 


10) Pfafferoth, Das deutſche Gerichtskoſtenweſen 8 69 
Anm. 9 ERS. will, wenn der Antrag mehrfach nach 
einander teilweiſe d. h. wegen einzelner Straftaten 
zurückgenommen wird und demzufolge mehrfache Ein⸗ 
ſtellung erfolgt, dem Pauſchgebührenſyſtem gemäß die 
Gebühr des 8 69 Abſ. 3 Satz 2 GKG. nur einmal zum 
Anſatz kommen laſſen. 

Rittmann a. a. O. 869 Anm. 9 ſagt: „Liegt nur 
eine Entſcheidung vor, ſo kann ſie ihren einheitlichen 
Charakter nicht dadurch einbüßen, daß ſie durch die Zurück- 
nahme mehrerer Perſonen oder in betreff mehrerer 
Angeklagter herbeigeführt iſt. Die Gebühr iſt in dieſem 
Fall nur einmal anzuſetzen. Werden aber durch die 
zeitlich getrennte Zurücknahmeerklärung von Straf⸗ 
anträgen mehrere Einſtellungen erforderlich, ſo iſt für 
jede Einſtellung die Gebühr beſonders zu erheben, 
weil in ſolchem Fall durch die erſte Einſtellung ein 
Teil des Strafverfahrens aus dem Verfahren geſchieden 
iſt und die neue Einſtellung das Verfahren in ſeiner 
neuen durch die Trennung geſchaffenen Geſtalt als 
ſelbſtändigen Gegenſtand trifft. 
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Der in Rechtſprechung und Literatur jetzt 
herrſchenden Anſchauung, daß die vertretene öffent⸗ 
lichrechtliche juriſtiſche Perſon die Koſten bei Zurück⸗ 
nahme des Strafantrags des amtlichen Vorgeſetzten 
zutragen hat, zu folgen, wird in der Praxis 
manchmal Schwierigkeiten machen. Die Frage, 
wer die vertretene juriſtiſche Perſon iſt, wird ſich 
zuweilen verſchieden je mit guten Gründen be⸗ 
antworten laſſen. 

Der Gedanke, der dieſer Anſchauung zugrunde 
liegt, entſpricht aber Recht und Billigkeit und die 
Gerichte ſind die geeignete Stelle zur Entſcheidung 
der auftauchenden Fragen. 


der Erwerb des Verſteigerungserlöſes. 


Bon Amtsrichter Dr. Wilhelm Kriener in Landshut. 


(Fortſetzung.) 
IV 


Das gleiche gilt für den Fall, daß auf einer 
beweglichen Sache mehrere Pfandrechte laſten. 

Angenommen, entſprechend dem Tatbeſtand 
unter II laſten auf einer Sache des Schuldners 
an erſter Stelle ein Pfandrecht des Glaͤubigers 
Nr. 1 zu 1000 M und an zweiter Stelle ein 
Pfandrecht des Glaͤubigers Nr. 2 zu ebenfalls 
1000 M. 

1. Das Prinzip des unmittelbaren Erwerbs 
des Erlöſes durch den Gläubiger ergibt dann 
folgendes: | 

a) Beſteht der Erlös in einer Forderung gegen 
den Erſteher zu 1800 , fo erwirbt mit dem Zu: 
ſchlag der Gläubiger Nr. 1 eine Forderung gegen 
den Erſteher zu 1000 M und der Gläubiger Nr. 2 
gegen den Erſteher eine Forderung von 800 N. 

b) Beſteht der Erlös in einer Forderung gegen 
den Erſteher zu 2300 M, fo erwirbt mit dem 
Zuſchlag Gläubiger Nr. 1 gegen den Erſteher 
eine Forderung zu 1000 M, Gläubiger Nr. 2 
gegen den Erſteher gleichfalls eine Forderung zu 
1000 M; ferner erwerben die beiden Gläubiger 
Nr. 1 und 2 gegen den Erſteher eine gemein: 
ſchaftliche Forderung zu 300 M. Gleichzeitig aber 
erwirbt der Schuldner nach 8 812 BGB. gegen 
die beiden Gläubiger eine Forderung von 300 N. 

2. Das Surrogationsprinzip ergibt folgendes: 

a) Beſteht der Erlös in einer Forderung 
gegen den Erſteher zu 1800 , jo entſteht mit 
dem Zuſchlag ein Forderungsrecht des Schuldners 
gegen den Erſteher zu 1800 K. Dieſe Forderung 
iſt aber belaſtet bis zu einem Betrage von 1000 M 
mit einem Pfandrechte des Gläubigers Nr. 1 und 
bis zu einem Betrage von 800 M mit einem 
Pfandrechte des Gläubigers Nr. 2. Infolgedeſſen 
hat der Gerichtsvollzieher als Vertreter des Schuld— 
ners nach § 1282 Abſ. 1 letzter Satz BGB. die 
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dem Schuldner gegen den Erſteher zuſtehende 
Forderung bis zum Betrage von 1000 H an den 
Gläubiger Nr. 1 und bis zum Betrage von 800 M 
an den Gläubiger Nr. 2 zu übertragen. 

b) Beſteht der Erlös in einer Forderung gegen 
den Erſteher zu 2300 M, fo entſteht mit dem 
Zuſchlag eine Forderung des Schuldners gegen 
den Erſteher zu 2300 . Dieſe Forderung iſt 
aber belaſtet bis zu einem Betrage von 1000 M 
mit einem Pfandrechte des Gläubigers Nr. 1, bis 
zu einem weiteren Betrage von 1000 M mit 
einem Pfandrechte des Gläubigers Nr. 2, mit dem 
überſchießenden Betrage von 300 M iſt fie pfand⸗ 
frei. Der Gerichtsvollzieher überträgt als Ver⸗ 
treter des Schuldners die dem Schuldner gegen 
den Erſteher zuſtehende Forderung bis zu einem 
Betrage von 1000 M auf den Gläubiger Nr. 1, 
bis zu einem weiteren Betrage von 1000 M auf 
den Glaͤubiger Nr. 2, der Reſtbetrag der Forde⸗ 
rung zu 3000 M bleibt nach wie vor freies Ver⸗ 
mögen des Schuldners. 

Die reine Durchführung eines der beiden 
Prinzipien würde alſo bei einer Mehrheit von 
Bläubigern die nämlichen Mißſtände ergeben wie 
oben unter III. 

3. Der in 81247 BGB. eingeſchlagene Mittel⸗ 
weg, daß das Prinzip des unmittelbaren Erwerbs 
des Erlöſes durch die Gläubiger inſoweit gilt, als 
der Erlös die Anſprüche der Gläubiger nicht 
überſteigt, daß das Surrogationsprinzip dagegen 
inſoweit gilt, als der Erlös die Anſprüche der 
Gläubiger überſteigt, ergibt folgendes: 

a) Beſteht der Erlös in einer Forderung gegen 

den Erſteher zu 1800 M, ſo entſteht mit dem 
Zuſchlag eine Forderung des Gläubiger Nr. 1 
gegen den Erſteher auf 1000 KM und eine Forde⸗ 
rung des Glaͤubigers Nr. 2 gegen den Erſteher 
auf 800 M. 
b) Beſteht der Erlös in einer Forderung 
gegen den Erſteher zu 2300 M, ſo entſteht mit 
dem Zuſchlag eine Forderung des Glaͤubigers 
Nr. 1 gegen den Erſteher zu 1000 M, ferner 
eine Forderung des Gläubigers Nr. 2 gegen den 
Erſteher zu 1000 M, endlich eine Forderung des 
Schuldners gegen den Erſteher zu 300 M. 

Der Erſteher tritt alſo ſchon mit dem Zu: 
ſchlag mit den Gläubigern, bei Uebererlös auch 
mit dem Schuldner in ein unmittelbares Schuld: 
verhältnis. 

4. Nach der Auslegung des $ 1247 BGB. 
durch Planck und andere Kommentatoren würde 
ſich für den Fall, daß Gläubiger Nr. 1 die Ber: 
ſteigerung betreibt, folgendes ergeben: 

a) Beſteht der Erlös in einer Forderung gegen 
den Erſteher zu 1800 M, jo würde Gläubiger 
Nr. 1 gegen den Erſteher eine Forderung zu 
1000 M und Schuldner gegen den Erſteher eine 
Forderung von 800 HH erwerben; dieſe letzte Forde⸗ 
rung wäre aber mit einem Pfandrecht des Gläu— 
bigers Nr. 2 belaſtet, der Gerichtsvollzieher müßte 
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alſo als Vertreter des Schuldners die dieſem gegen 
den Erſteher zuſtehende Forderung zu 800 M auf 
den Gläubiger Nr. 2 übertragen. 

b) Beſteht der Erlös in einer Forderung gegen 
den Erſteher zu 2300 M, ſo würde Gläubiger 
Nr. 1 gegen den Erſteher eine Forderung zu 
1000 M und Schuldner gegen den Erſteher eine 
Forderung zu 1300 M erwerben; dieſe letzte Forde⸗ 
rung wäre aber mit einem Pfandrecht des Gläu⸗ 
bigers Nr. 2 bis zum Betrage von 1000 M be: 
laſtet. Von der Forderung zu 1300 M müßte 
daher der Gerichtsvollzieher als Vertreter des 
Schuldners den Teilbetrag von 1000 an den 
Gläubiger Nr. 2 übertragen, die Reſtforderung 
zu 300 M endlich würde dem Schuldner nach wie 
vor als freies Vermögen verbleiben. 

Die erwähnte Auslegung des $ 1247 würde 
alſo hier noch mehr als bei den früheren Tat⸗ 
beſtänden keine Vereinfachung, ſondern im Gegen⸗ 
teil eine noch größere Verwicklung zur Folge haben. 
Es würden ſich Konſtruktionen ergeben, die der 
Laie, wozu auch der die Verteilung bewirkende 
Gerichtsvollzieher zu rechnen iſt, nicht verſtehen 
würde und an denen auch der Juriſt keine allzu 
große Freude hätte., 

Es muß alſo auch hier, wo der Erlös in einer 
Forderung gegen den Erſteher beſteht, gleichgültig, 
ob ein oder mehrere Gläubiger in Frage kommen, 
die Formel gelten: 

a) Soweit der Erlös die Anſprüche der Gläu⸗ 
biger nicht überſteigt, fällt er unmittelbar in das 
Vermögen der Gläubiger. 

b) Soweit der Erlös die Anſprüche der Gläu⸗ 
biger überſteigt, fällt er unmittelbar in das Ver⸗ 
mögen des Schuldners. 


V. 


Dieſe Grundſätze unter III und IV ſind be⸗ 
ſonders dann von Bedeutung, wenn der Glaäu⸗ 
biger ſelbſt der Erſteher wird, wozu er nach 
8 1239 Abſ. I Satz 1 BGB. berechtigt iſt. 

Angenommen alſo, auf einer beweglichen Sache 
des Schuldners laſtet ein Pfandrecht wegen einer 
Forderung des Gläubigers zu 500 M. Der Gläu⸗ 
biger ſteigert die Sache ſelbſt ein. 

1. Aus dem Prinzip des unmittelbaren Er⸗ 
werbes des Erlöſes durch den Gläubiger ergibt 
ſich ſolgendes: 

a) Angenommen, es werden 400 M geboten. 
Mit dem Zuſchlag erwirbt der Gläubiger gegen 
den Erſteher eine Forderung zu 400 M. Er⸗ 
ſteher iſt aber hier der Gläubiger ſelbſt, der Er⸗ 
ſteher hätte alſo an ſich ſelbſt als Gläubiger 
400 M zu zahlen. Nun kann aber niemand ſein 
eigener Gläubiger und Schuldner ſein; durch Ver: 
einigung von Forderung und Schuld in einer 
Perſon erliſcht das Schuldverhältnis; dieſer Grund— 
ſatz iſt als ſelbſtverſtändlich im Geſetz gar nicht 
ausgeſprochen; ſ. Planck, Komm. BGB. 1914 
Bd. II S. 469. 
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Die Folge iſt alſo hier die: Die den Erlös 
bildende Forderung des Gläubiger gegen den 
Erſteher erliſcht kraft Geſetzes. Daher ſtellt § 1239 
Abſ. I Satz 2 die Fiktion auf, daß dann, wenn 
der Pfandglaubiger den Zuſchlag erhält, der Kauf⸗ 
preis als von ihm empfangen anzuſehen iſt. 


b) Angenommen, es werden 600 M geboten. 


Die Rechtslage iſt die gleiche wie unter a), nur 
daß eine Forderung des Gläubigers gegen den 
Erſteher zu 600 M entſteht, und, da der Erſteher 
und der Gläubiger dieſelbe Perſon find, ſofort kraft 
Geſetzes wieder erliſcht. Dadurch hat aber der 
Glaͤubiger auf Koſten des Schuldners einen Ber: 
mögensvorteil im Werte von 100 M erlangt. 
Nach 8 812 BGB. entſteht daher gleichzeitig eine 
Forderung des Schuldners gegen den Gläubiger 
auf 100 M; dieſen Betrag iſt der Gläubiger dem 
Schuldner zu erſetzen verpflichtet. 

3. Aus dem Surrogationsprinzip ergibt ſich 
folgendes: 

a) Angenommen, es werden 400 M geboten. 
Mit dem Zuſchlag erwirbt der Schuldner gegen 
den Erſteher eine Forderung zu 400 M. Dieſe 
Forderung iſt belaſtet mit einem Pfandrecht des 
Glaͤubigers. Der Gerichtsvollzieher als Vertreter 
des Schuldners tritt nun die dem Schuldner gegen 
den Erſteher zuſtehende Forderung zu 400 M an 
den Gläubiger ab. Dadurch erſt erwirbt hier der 
Gläubiger gegen den Erſteher eine Forderung von 
400 M. Erſteher iſt aber der Gläubiger ſelbſt, 
es ergeben ſich alſo nunmehr die oben unter 1., 
a) dargelegten Folgen, d. h. mit der Uebertragung 
der Forderung erliſcht diefe kraft Geſetzes und 
nach 8 1239 Abſ. 1 jo I iſt der Kaufpreis als 
von dem Glaͤubiger empfangen anzuſehen. 

b) Angenommen, es werden 600 M erlöſt. 
Mit dem Zuſchlag erwirbt der Schuldner gegen 
den Erſteher eine Forderung zu 600 M. Gleich⸗ 
zeitig entſteht an dieſer Forderung bis zum Be⸗ 
trage von 500 M ein Pfandrecht des Gläubigers, 
der überſchießende Betrag zu 100 M iſt unbelaſtet. 
Der Gerichtsvollzieher als Vertreter des Schuld⸗ 
ners überträgt nun von dieſer Forderung den 
Teilbetrag von 500 M an den Gläubiger. Da⸗ 
durch erwirbt der Gläubiger gegen den Erſteher, 
d. h. gegen ſich ſelbſt, eine Forderung zu 500 M. 
Damit erliſcht nach dem oben angeführten Grund: 
ſatz die Forderung zu 500 M; nach § 1239 BGB. 
iſt der Kaufpreis als von dem Gläubiger empfangen 
anzuſehen. 

Die überſchießende Forderung des Schuldners 
gegen den Erſteher = Gläubiger iſt nach wie vor 
freies Vermögen des Schuldners. 

3. Der in 8 1247 BGB. eingeſchlagene Mittel⸗ 
weg zwiſchen dem Prinzip des unmittelbaren Er⸗ 
werbs durch den Gläubiger und dem Surrogations— 
prinzip iſt hier, wo der Gläubiger ſelbſt Erſteher 
wird, noch mehr angebracht als bei den früheren 
Fällen. 
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a) Das Gebot iſt geringer als die Forderung 
des Gläubiger, etwa 400 M. ö 

Es entſteht unmittelbar eine Forderung des 
Gläubigers gegen den Erſteher. Da aber beide 
die nämliche Perſon find, erliſcht die Forderung. 
Nach 81239 Abſ. I Satz 2 iſt der Kaufpreis zu 
400 M als vom Gläubiger empfangen anzuſehen. 

b) Das Gebot iſt größer als die Forderung 
des Gläubigers, etwa 600 M. 

Bis zum Betrage von 500 M gilt das eben 
unter a Geſagte. 

Die überſchießende Forderung zu 100 M da⸗ 
gegen wird nach dem Surrogationsprinzip un⸗ 
mittelbar eine Forderung des Schuldners gegen den 
Erſteher = Gläubiger, und mit der Barzahlung 
durch dieſen an den Gerichtsvollzieher werden die 
100 M unmittelbares Eigentum des Schuldners. 


4. Sonderbarerweiſe iſt dieſe Schlußfolgerung, 
die ſich aus 8 1247 BGB. ergeben muß, in den 
Motiven, Bd. III S. 826, oben, nicht gezogen; 
dort wird behauptet, daß der Bläuhiger, ſoweit 
ein Ueberſchuß ſich ergibt, dem Schuldner er⸗ 
ſtattungspflichtig iſt; es wird alſo offenbar von dem 
oben unter 1, b dargelegten Prinzip des unmittel⸗ 
baren Erwerbs des ganzen Erldſes durch den Gläu⸗ 
biger ausgegangen; nach $ 1247 Satz 2 gilt aber 
für den Fall eines Ueberſchuſſes nicht dieſes Prinzip, 
ſondern das oben unter 2, b dargelegte Surro⸗ 
gationsprinzip. 

Auch die Kommentare ſchließen ſich großen⸗ 
teils der in den Motiven vertretenen, nach den 
bisherigen Ausſührungen aber nicht richtigen An⸗ 
ſicht an. Siehe dagegen $ 817 Abſ. IV ZPO. 


VI 


Die entſprechende Anwendung der 88 1247, 
1239 BGB. gibt auch ein befriedigendes Ergebnis 
für den Fall einer Mehrheit von Gläubigern. 

Angenommen, auf einer beweglichen Sache des 
Schuldners laſtet an erſter Stelle ein Pfandrecht 
des Gläubigers Nr. 1 zu 1000 M und an 
zweiter Stelle ein Pfandrecht des Gläubigers Nr. 2 
zu 1000 M. 

a) Es werden 1800 M geboten. 

a) Glaͤubiger Nr. 1 wird Erſteher. 

Gläubiger Nr. 1 erhält eine Forderung zu 
1000 M gegen den Erſteher d. h. gegen ſich ſelbſt. 
Die Forderung erliſcht, der Kaufpreis iſt als vom 
Erſteher gezahlt und vom Gläubiger empfangen 
anzuſehen. 

Gläubiger Nr. 2 erhält eine Forderung zu 
800 M gegen den Erſteher = Gläubiger Nr. 1; 
zahlt dieſer die 800 M an den Gerichtsvollzieher, 
ſo wird damit Gläubiger Nr. 2 Eigentümer der 
800 M. 

6) Glaͤubiger Nr. 2 wird Erſteher. 

Gläubiger Nr. 1 erhält eine Forderung zu 
1000 M gegen den Erſteher = Gläubiger Nr. 2. 
Zahlt dieſer die 1000 M an den Gerichtsvoll⸗ 


8 


zieher, jo wird damit Gläubiger Nr. 1 Eigentümer 
der 1000 M. 


Glaͤubiger Nr. 2 erhält eine Forderung zu 
800 M gegen den Erſteher S gegen ſich ſelbſt. 
Die Forderung erliſcht; inſoweit iſt die Forderung 
als vom Erſteher gezahlt und vom Gläubiger 
empfangen anzuſehen. 

b) Es werden 2300 M geboten. 

a) Gläubiger Nr. 1 wird Erſteher. 

Bezüglich der Forderung des Gläubigers Nr. 1 
zu 1000 M und der Forderung des Gläubigers 
Nr. 2 zu 1000 M gilt entſprechend das oben unter 
a, d Geſagte. 

Es entſteht ferner eine Forderung des Schuld⸗ 
ners gegen den Erſteher = Gläubiger Nr. 1 zu 
300 M. Mit Zahlung dieſer Forderung an den 
Gerichtsvollzieher wird der Schuldner Eigentümer 
dieſer 300 AM. 

8) Gläubiger Nr. 2 wird Erſteher. 

Bezüglich der Forderung des Glaͤubigers Nr. 1 
zu 1000 M und der Forderung des Gläubigers 
Nr. 2 zu 1000 M gilt entſprechend das oben unter 
a, 5 Geſagte. 

Es entſteht ferner eine Forderung des Schuld⸗ 
ners gegen den Erſteher = Gläubiger Nr. 2 zu 
300 M. Mit Zahlung dieſer Forderung an den 
„ wird der Schuldner Eigentümer 
er 3 

Das gleiche hat ſelbſtredend bei jeder beliebigen 
Mehrheit von Gläubigern zu gelten. 

Beizufügen wäre nur noch, daß bei der Pfand⸗ 
verſteigerung nicht nur, wie bei der Immobiliar⸗ 
verſteigerung, die gleichrangigen und nachſtehenden 
(88 44, 52 3 WG.), ſondern auch die vorgehenden 
Pfandrechte erlöſchen (8 1242 II BGB.). 


VII. 


Das Ergebnis der bisherigen Ausführungen 
iſt alſo folgendes. 

Der Verſteigerungserlös, mag er in Bargeld 
oder in einer Forderung gegen den Erſteher be⸗ 
ſtehen, bildet die Teilungsmaſſe. 

Dieſe Maſſe gilt ſchon mit ihrer Entſtehung als 
in ganz beſtimmte Teile zerlegt, welche den ver⸗ 

ſchiedenen Anſprüchen der Beteiligten entſprechen. 
" Dies verſteht ſich bei einer Geldforderung als 
einer ſchlechthin teilbaren Leiſtung ohne weiteres. 

Aber auch wenn die Teilungsmaſſe in Bar⸗ 
geld beſteht, iſt die ſchon von Anfang beſtehende 
Aufteilung dieſer Maſſe in Sondereigentum anzu: 
nehmen. Nach den Motiven Bd. III S. 834 
„läßt ſich nicht einwenden, daß es an einer körper 
lichen Abgrenzung des Eigentumserwerbs und an 
einer Beſtimmung der individuellen Geldſtücke fehlt, 
welche dem Einen und dem Anderen gehören“. 

Es ſind alſo folgende Fälle zu unterſcheiden: 

I. Der Erlös beſteht in Geld und es iſt nur 
ein Gläubiger vorhanden. 

a) Soweit der Erlös zur Deckung dieſes An— 
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ſpruchs dient, wird das Geld unmittelbar Eigentum 
des Gläubigers. 

b) Soweit der Erlös den Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers überſteigt, wird dieſes Geld Teileigentum 
des Schuldners. 

II. Der Erlös beſteht in Geld und es ſind 


mehrere Glaͤubiger vorhanden. 


a) Soweit der Erlös zur Deckung der An⸗ 
iprüche der Gläubiger dient, wird das Geld Teil⸗ 
ig der Gläubiger nach Maßgabe ihrer An⸗ 
prüche. 

b) Soweit der Erlds die Anſprüche der Gläu⸗ 
biger überſteigt, wird dieſer Geldbetrag Teileigen⸗ 
tum des Schuldners. 

III. Der Erlös beſteht in einer Geldforderung 
gegen den Erſteher und es iſt nur ein Gläubiger 
vorhanden. 

a) Soweit der Erlös zur Deckung dieſes An⸗ 


ſpruchs dient, wird die Forderung unmittelbare 


Forderung des Gläubigers. | 

b) Soweit der Erlös den Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers überſteigt, wird die überſchießende Forde⸗ 
rung unmittelbar eine Teilforderung des Schuld⸗ 


ers. 

IV. Der Erlös beſteht in einer Geldforderung 
gegen den Erſteher und es ſind mehrere Gläubiger 
vorhanden. 

a) Soweit der Erlös zur Deckung der An⸗ 
ſprüche der Gläubiger dient, entſtehen ohne weiteres 
Teilforderungen der Gläubiger nach Maßgabe und 
im Range ihrer Anſprüche. 

b) Soweit der Erlös die Anſprüche der Gläu⸗ 
biger überſteigt, entſteht des weiteren eine Teil⸗ 
forderung des Schuldners mit dem letzten Rang. 
V. Es iſt nur ein Gläubiger vorhanden und 
dieſer wird Erſteher. 

Soweit der Anſpruch des Glaͤubigers im Erlös 
Deckung findet, iſt der Kaufpreis nach $ 1239 
BGB. als von ihm empfangen anzuſehen. 

Im übrigen iſt zu ſagen: 

a) Soweit der Erlös zur Deckung dieſes An⸗ 
ſpruchs dient, hat es dabei ſein Bewenden. 

b) Soweit der Erlös den Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers überfteigt, erwirbt der Schuldner 

a) im Falle der Barzahlung durch den Er⸗ 
ſteher das Eigentum an den gezahlten Geldſtücken, 
5) im Falle der Nichtbarzahlung eine dem 
Uebererlös entſprechende Geldforderung gegen den 
Erſteher. 

VI. Es ſind mehrere Gläubiger vorhanden, 
einer von ihnen wird Erſteher. 

Soweit jener Gläubiger, der zugleich Erſteher 
wird, mit ſeinem Anſpruch im Erlös Deckung findet, 
iſt ſein Kaufpreis nach $ 1239 als von ihm emp: 
fangen anzuſehen. Im übrigen gelten die all⸗ 
gemeinen Grundſätze; alſo 

a) ſoweit der Reſterlös zur Deckung der An⸗ 
ſprüche der übrigen Gläubiger dient, erwerben dieſe 
a) im Falle der Barzahlung durch den Er⸗ 
ſteher Teileigentum, 
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5) im Falle der Nichtbarzahlung gegen den 
Erſteher Teilforderungen nach Maßgabe und im 
Range ihrer Anſprüche. 

b) Soweit der Reſterlös die Anſprüche der 
übrigen Gläubiger überſteigt, erwirbt der Schuldner 

a) im Falle der Barzahlung Teileigentum an 
dem Reſte des gezahlten Geldes. 

5) im Falle der Nichtbarzahlung die Reftteil- 
forderung gegen den Erſteher. 

Dieſe Folgerungen ergeben ſich alſo aus der 
Anwendung des 8 1247 BGB. (Schluß folgt). 


Kleine Mitteilungen. 


Au den Beraleichen i. S. des 36 BNBek. über die ne: 
richtliche Bewilliaung von Zahlungsfriſten vom 7. Auauſt 
1914 in der Faſſung der Bundesratsvererdunna vom 
20. Mai 1915 gehören nicht die im Privatklageverfahren 
abgeſchlsſſenen Vergleiche. 

8 6 Abſ. 1 der in der Ueberſchrift bezeichneten 
Bundesratsverordnung beitimmt: 

„Wird ein Rechtsſtreit durch einen vor Gericht 
abgeſchloſſenen oder dem Gerichte mitgeteilten Ver⸗ 
gleich erledigt, ſo werden die Gerichtsgebühren nur 
zur Hälfte erhoben: überſteigt der Streitgegenſtand 
nicht einhundert Mark, ſo werden Gerichtsgebühren 
nicht erhoben.“ 

Wie der Tagespreſſe zu entnehmen iſt, ſind ein⸗ 
zelne Amtsgerichte dazu übergegangen, auch im Privat⸗ 
klageverfahren, um den Parteien die vergleichsweiſe 
Erledigung zu erleichtern. die Beſtimmung des 8 6 
Abſ. 1 anzuwenden. Dieſes Verfahren iſt ungeſetzlich, 
wie das Landgericht München I in einem auf die Bes 
ſchwerde der Regierunasfinanzkammer gegen eine der⸗ 
artige Verfügung des Amtsgerichts erlaſſenen Beſchluß 
vom 6. März 1916 — Beſchw.⸗Reg. Nr. 55/1916 — 
ausgeſprochen bat. 

In dieſem Beſchluß iſt zunächſt in Uebereinſtim⸗ 
mung mit einem Beſchluſſe des Landgerichts Augs⸗ 
burg vom 5. November 1915 (Jabra. 1916 S. 50 dieſer 
Zeitſchrift) ausgeführt, daß 8 22 BRWVO. vom 9. Sep⸗ 
tember 1915 ſich, wie insbeſondere die dieſer Verord⸗ 
nung beigenebene amtliche Begründung erſeben laſſe, 
nicht auf Strafſachen, ſondern nur auf bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten beziehe, fo daß die Beſchwerde 
ohne Rückſicht auf die Höhe der Beſchwerdeſumme für 
zuläſſig zu erachten ſei. 

Die Regierung hatte zur Begründung ihrer Bes 
ſchwerde insbe ſondere auf folgende Punkte hingewieſen: 


7. Aug. 1914 
Die Verordnung des Bundesrats vom 20 Mal 1915 


ſollte, wie ihre Begründung erſehen läßt, an Stelle 
eines — von den meiſten Staaten Europas zu Beginn 
des Krieges erlaſſenen — Moratoriums verhindern, 
daß in Fällen, in denen die durch den Krieg geſchaffenen 
Verhältniſſe eine Erleichterung der Lage des Schuldners 
notwendig machen, die Zahlungsanſprüche rückſichtslos 
durchgeführt werden: ſie ſollte ſich alſo nur auf bürger— 
liche Rechtsſtreitigkeiten beziehen, wie auch ſchon die 
Faſſung des 81 ergibt. ö 

Es handelt ſich um Verordnungen, die ſich 
als Ausnahmen von dem in gewöhnlichen Zeiten 
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geltenden Rechte darſtellen, mithin nicht ausdehnend 
ausgelegt werden dürfen. 

Die als Vergleiche bezeichneten, die Zurücknahme 
der Privatklage enthaltenden Vereinbarungen der Par⸗ 
teien können nicht als Vergleiche i. S. des 8 779 BGB., 
wie ſie die Bundesratsverordnungen im Auge haben, 
aufgefaßt werden. Hätte der Bundesrat die mehr: 
erwähnte Vorſchrift in 8 6 Abſ. 1 auf ſolche Vergleiche 
ausgedehnt wiſſen wollen, fo würde ihm die Verordming 
vom 7. Oktober 1915 über die Entlaſtung der Straf⸗ 
gerichte hierzu die geeignete Gelegenheit geboten haben. 


, 7. Aua. 1914 
Die Anwendung der Verordnung vom 20 Mal 1915 


auf das Privatklagever fahren iſt auch ſchon deshalb 
unmöalich, weil eine Feſtſetzung des Wertes des Streit⸗ 
gegenſtandes der Strafprozeßordnung unbekannt iſt 
Das Amtsgericht half der Beſchwerde nicht ab 
und wies auf folgendes hin: 
Wenn auch dem Wortlaut nach die Bundesrats⸗ 


7. Aua. 1914 
verordnung vom 20. Mal 1915 ſich nur auf bürgerliche 


Rechtsſtreitiakeiten bezieht, ſo trifft doch ihr Zweck, 
die gütliche Erledigung von Streitigkeiten durch völligen 
oder teilweiſen Verzicht auf gerichtliche Gebühren zu 
fördern, auf Privatklageſachen in gleichem, ja in er⸗ 
höhtem Maße zu, weil die dieſen zugrunde liegenden 
Zwiſtigkeiten den Frieden in der Heimat ganz be⸗ 
ſonders gefährden. Es iſt daher eine Aufgabe der 
Gerichte, die Vorſchrift in dieſem Sinne zu ergänzen, 
zumal in der Verordnung des Bundesrats vom 9. Sep⸗ 
tember 1915 das Verfahren in Privatklageſachen mit 
jenem in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten in einem 
ebenfalls auf dem Gebiete des Koſtenweſens liegenden 
Punkte nleichgeitellt worden iſt und angenommen 
werden kann, daß auch in der Verordnung vom 


7. A 1914 .. 2 
20 Mal 1918 die Gleichſtellung angeordnet worden wäre, 


wenn man die Frage in Erwägung gezogen hätte. 
Der Vergleich in Privatklageſachen iſt durch die Recht⸗ 
ſprechung allmählich dem in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten in jeder Hinſicht gleichgeſtellt worden. 

Die Erwägungen der Zweckmäßigkeit, die hierzu 
geführt haben, müſſen auch für die vorliegende Frage 
den Ausſchlag geben. Ob die Gebühren ganz oder 
teilweiſe außer Anſatz zu laſſen ſind, wird davon ab⸗ 
hängen, ob die zu erwartende Strafe weniger oder 
mehr als 100 M betragen hätte. Dies wird, ebenſo 
wie bei unbeſtimmtem Streitwert in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitiafeiten, durch das Gericht feſtzuſtellen fein. 

Das Beſchwerdegericht hat die Ausführungen der 
Regierung gebilligt und die Anordnung des Amts⸗ 
gerichs aufgehoben, weil die Verordnung des Bundes⸗ 


7. Ang. 1914 ei Be 
rats vom „% Mal 1915= wie ihr Wortlaut und die ihnen 


beigegebene amtliche Begründung erſehen laſſen, nur 
die bürgerlichen Rechts ſtreitigkeiten im Auge habe. 
Für das Gebiet des Strafverfahrens ſei anderweitig 
Sorge getroffen worden, nämlich durch die Verord- 
nungen des Bundesrats über Zulaſſung von Straf: 
befehlen bei Vergehen gegen Vorſchriften über wirt⸗ 
ſchaftliche Maßnahmen vom 4. Juni 1915 und durch 
die Verordnung zur Entlaſtung der Strafgerichte vom 
7. Oktober 1915. Daß der Zweck des 86 Abſ. 1 der 
mehrerwähnten Verordnung, die gütliche Erledigung 
von Streitigkeiten durch Nachlaß der Gebühren zu 
fördern, auf Privatklageſachen in beſonderem Grade 
zutreffe, ſei eine für den Geſetzgeber beherzigenswerte 
Erwägung, die jedoch das Gericht !ubei dem klar aus⸗ 
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gedrückten Willen des Geſetzgebers zu berüdfichtigen 
nicht in der Lage ſei. 

Gegen den Beſchluß des Landgerichts iſt ein 
weiteres Rechtsmittel nicht mehr zuläſſig. Er dürfte 
ſich auch im Einklang mit den geltenden Beſtimmungen 
befinden. 

Der Bundesrat hat den Vergleich im Privat⸗ 
klageverfahren nicht etwa überſehen. Das ergibt ſich 
aus 8 19 Nr. 2 BRVO. vom 9. September 1915, 
in dem das Privatklageverfahren ausdrücklich er⸗ 
wähnt iſt. Wenn der Bundesrat gleichwohl die Be⸗ 


ſtimmung des 8 6 Abſ. 1 BRVO. vom 1 
nicht auf die Privatklage ausgedehnt hat, obſchon ihm 
hierzu die ſpäteren Verordnungen über die Entlaſtung 
der Strafgerichte die geeignete Handhabe geboten hätten, 
ſo ergibt ſich daraus, daß er die Ausdehnung nicht 
gewollt hat. Daß er ſie wollte, ergibt ſich keines⸗ 
wegs aus 8 19 Nr. 2 BRVO. vom 9. September 1915; 
die Aufnahme dieſer Beſtimmung erklärt ſich vielmehr 
einzig und allein daraus, daß der durch dieſen 8 19 
geänderte 8 91 ZPO. in 8 503 StPO. aufgenommen 
iſt. Der gemeinſame Zweck könnte aber zur Aus⸗ 
dehnung einer dem klaren Wortlaut nach nur für 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vorſchrift 
auf das Privatklageverfahren nur dann führen, wenn 
der Wille des Geſetzgebers nicht entgegenſtünde. 
Nach dem zurzeit geltenden Rechte dürfen hiernach 
die Gerichtsgebühren bei einem Vergleich im Privat⸗ 
klageverfahren nicht außer Anſatz bleiben. Daß ſie es 
nicht dürfen, wird, wie auch aus den Tagesblättern 
zu entnehmen iſt, von den Gerichten und vom Publi⸗ 
kum als Mißſtand empfunden. Es iſt deshalb drin⸗ 
gend zu wünſchen, daß der Bundesrat den berechtigten 
Klagen baldigſt abhilft. 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Heslenfeld in München. 


Zn Tarifuunmmer 4 a NEStB.: Zuteilung von Wert: 
papieren bei der Nachlaßanseinanderſezung als Un: 
ſchaffungsgeſchäft. In der Fin MinEntſchl. 1510 vom 
17. Januar 1908 iſt ausgeführt, daß ein ſtempelpflich⸗ 
tiges Anſchaffungsgeſchäft i. S. der Tarifnummer 4a 
RStG. nicht vorliegt, wenn in einem Nachlaſſe ſich 
mehrere gleichartige Wertpapiere befinden und dieſe 
unter den Miterben nach dem Verhältnis ihrer Erb⸗ 
teile in Natur aufgeteilt werden. Es iſt der Zweiſel 
entſtanden, in welcher Höhe der Anſchaffungsſtempel 
dann geſchuldet iſt, wenn zu einem Nachlaß eine 
Anzahl gleichartiger Wertpapiere gehört, von denen 
nur ein Teil unter den Miterben nach Maßgabe ihrer 
Erbteile in Natur aufgeteilt werden kann, während 
die übrigen Stücke, die ſogenannten Spitzen, einem 
oder mehreren Erben in Anrechnung auf ihre Erb— 
teile zugewieſen werden. In Fällen dieſer Art ging 
die Uebung der Rentämter dahin, nicht nur die 
Spitzen ſondern ſämtliche Stücke für ſtempelpflichtig 
zu erklären. Mit Entſchl. 18 703 vom 20. Juli 1916 
hat indeſſen das StM. der Finanzen jetzt entſchieden, 
daß der Anſchaffungsſtempel nur für die Uebertragung 
der nicht in Natur aufteilbaren Stücke, der ſogen. 
Spitzen, nicht dagegen auch für die Verteilung der 
unter den Erben nach Verhältnis ihrer Erbteile in 
Natur aufgeteilten Wertpapiere zu entrichten iſt. Wenn 
beiſpielsweiſe von 37 gleichartigen Wertpapieren 
32 Stück unter den Erben nach dem Verhältnis ihrer 
Erbteile in Natur aufgeteilt und die übrigen 5 Stück 
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von einem der Erben in Anrechnung auf ſeinen Erb⸗ 
teil übernommen werden, ſo iſt der Anſchaffungsſtempel 
nur für die Zuweiſung der nicht in Natur aufteilbaren 
5 Wertpapiere an den einen Erben geſchuldet. (Vgl. 
RSch A. 6. Januar 1908 II 10 178; Hoffmann in 
Stenglein Strafrechtl. Neben G. 4. Aufl. Bd. II. S. 626 
Anm. 50 zu 8 12 RStG.; Greiff, RStG., 1914, 
Anm. V 3a zu Nr. 4, S. 86; Loeck RStG. 1914 
IV. Abſchnitt Anm. 239 Abſ. III S. 469). 
Rechtsanwalt Richard Berolzheimer in München. 


Tie Reihäabgabe im Pol: und Telegraphenverkehr 
und die Koſten rechnungen. Nach dem am 1. Auguſt 1916 
in Kraft getretenen Geſetze vom 21. Juni 1916 betr. 
eine mit den Poſt⸗ und Telegraphengebühren zu er⸗ 
hebende außerordentliche Reichsabgabe werden neben 
den Poſt⸗ und Telegraphengebühren künftig noch Reichs⸗ 
abgaben erhoben (8 1 des Geſ.). Dadurch ergibt ſich 
die Frage, ob dieſe Reichsabgabe in den unter 5 1 des 
GKG. und 8 1 RAGebdO. fallenden Angelegenheiten 
durch den dem Gerichte und den Rechtsanwälten nach 
8 80 b GKG. und 8 76 RAGebOO. zuſtehenden Pauſch⸗ 
ſatz mit abgegolten wird oder neben dieſem Pauſchſatz 
berechnet und erhoben werden kann. 

Die Frage dürſte im letzteren Sinne zu entſcheiden 
ſein. Der Rechtsanwalt erhält den Pauſchſatz „für 
die Herſtellung des Schreibwerkes ſowie zum Erſatze 
der Poſtgebühren feiner Sendungen“ (8 76 RAGeb O.): 
auch bei den Gerichtskoſten fallen im weſentlichen 
Schreibgebühren und Porti unter den Pauſchſatz, 
obwohl hier nach dem Wortlaute des Geſetzes „zur 
Deckung der nichtzuerſetzenden baren Auslagen“ der 
Pauſchſatz auch andere Auslagen enthalten kann. 

Nun iſt die ab 1. Auguſt erhobene Reichsabgabe 
keine „Poſtgebühr“, was ſich aus den 88 1 und 2 
des Geſetzes vom 21. Juni 1916 ergibt, nach denen 
die Reichsabgabe neben den Poſtgebühren erhoben 
wird und die Vorſchriften über die Entrichtung uſw. 
der Poſtgebühren auch für die Reichsabgabe gelten. 
Es ſind alſo hier Poſtgebühren und Reichsabgaben 
auseinandergehalten und in der Tat iſt ja auch dieſe 
Abgabe keine an die Poſt für deren Leiſtung zu ent⸗ 
richtende Gegenleiſtung, ſondern eine vom Reich auf 
Briefe, Poſtkarten uſw. gelegte Steuer. Dieſe z. Zt. 
der Schaffung der 88 80 b GKG. und 76 RAGebd. 
noch nicht vorhandene Steuer kann alſo auch nicht 
unter den nach dieſen Beſtimmungen zu erhebenden 
Pauſchſatz fallen, iſt vielmehr neben dem Pauſchſatze von 
dem Zahlungspflichtigen geſchuldet; bei den Gerichten 
insbeſondere läßt ſich deren Erhebung recht wohl aus 
§ 79 Nr. 6 GKG. rechtfertigen. 

Es wird ſich zwar bei dieſer Auslegung die Her⸗ 
ſtellung der durch Einführung der Pauſchſätze ſo 
angenehm vereinfachten Koſtenrechnungen der Rechts- 
anwälte und Gerichte wieder ſchwieriger und zeit⸗ 
raubender geſtalten, allein man wird weder den 
Bundesſtaaten noch den Rechtsanwälten zumuten wollen, 
die neue Reichsabgabe an Stelle der Parteien zu 
tragen.) 

Oberſekretär Müller in Kaiſerslautern. 
1) Wir werden auf die nicht zweifelsfreie Frage 
wahrſcheinlich in der nächſten Nummer zurückkommen. 
(Anm. d. Herausg.) 
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Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Grenzen einer ergänzenden Bertragsausleaung: Der 
Nichter darf bei Auslegung eines Vertrages ihm nicht 
eine Beſtimmung einfügen, die nach ſeiner Meinung 
die Bertragsteile getreſfen haben würden, wenn fie an 
den Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes z. B. die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes über das Bermögen eines Ber- 
be Are gedacht hätten, fsfern Diele Beſtimmung den 
erklärten Vertragswillen ändern oder einſchränken würde. 
88 133, 157 BEB. Die Eröffanng des Konkurſes über 
das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft bewirkt nicht das 
Erlöſchen eines der Geſellſchaft beſtellten Nießbrauchs. 
8 1061 Satz 2 888., 4 292 Nr. 3 963. Aus den 
Gründen: Maßgebend iſt nur der von den Vertrags⸗ 
teilen erklärte Wille. Gegenſtand der Auslegung ge⸗ 
mäß S8 133, 157 BGB. können nur die in der Ver⸗ 
tragsurkunde niedergelegten Erklärungen der Vertrags- 
teile ſein. Sind dieſe Erklärungen nach einer be⸗ 
ſtimmten Richtung undeutlich oder dem Sinne nach 
zweifelhaft, oder fragt es ſich, ob nicht der Parteiwille 
un vollſtändig oder unvollkommen ausgedrückt iſt, fo 
iſt für eine Auslegung Raum. Dabei kann in letzterer 
Beziehung auch ein Parteiwille, der ſich als ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folge aus dem ganzen Zuſammenhange 
der in der Vertragsurkunde niedergelegten Abreden 
darſtellt oder aus den darin zum Ausdrucke gebrachten 
leitenden Geſichtspunkten ergibt, als erklärt ange⸗ 
nommen werden. Nur dies beſagen auch die vom 
BG. angeführten Urteile des RG. in Gruchots Beitr. 
Bd. 54 S. 387, RGZ. 67, 433. Hier aber will der 
Berufungsrichter eine Vertragsbeſtimmung, die tat⸗ 
ſächlich nicht getroffen worden iſt, in die von den 
Bertragsteilen abgegebenen Vertragserklärungen ein⸗ 
fügen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es unter 
Umſtänden Aufgabe des Richters iſt, eine vermeintliche 
Lücke in einem Vertrag auszufüllen (vgl. die Urteile 
in JW. 1912 S. 190 Nr. 5, Warneyer, Rechtſpr. 1912 
Nr. 289). Jedenfalls kann für einen ergänzenden Aus- 
ſpruch des Richters unter Anwendung der Grundſätze 
von Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs- 
ſitte nur dann Raum fein, wenn ein Vertrag inner— 
halb feines tatſächlich gegebenen Rahmens oder Inner: 
halb der wirklich gewollten Vereinbarungen der Vers 
tragſchließenden eine erſichtliche Lücke aufweiſt; niemals 
aber kann von einer ergänzungsfähigen bloßen Ver⸗ 
tragslücke die Rede ſein, wenn die Ergänzung zu einer 
Erweiterung des Vertragsgegenſtandes ſelbſt führen 
fol (vgl. das zum Abdruck beſtimmte Urteil des er» 
kennenden Senats vom 19. Juni 1915, V 51/1915, zum 
Teil veröffentlicht in JW. 1915 S. 997 Nr. 5). Ins⸗ 
beſondere iſt die Einfügung einer Vertragsbeſtimmung, 
die nach der Meinung des Richters die Vertragsteile 
getroffen haben würden, wenn ſie ſich den Eintritt 
eines gewiſſen Ereigniſſes beim Vertragsſchluſſe vor⸗ 
geſtellt hätten, mit der Wirkung, daß bei Eintritt des 
Ereigniſſes die Vertragsbeſtimmung wie eine wirklich 
getroffene Geltung hat, dann unzuläſſig, wenn die 
Vertragsbeſtimmung eine Aenderung oder eine Eins 
ſchränkung des in der Vertragsurkunde erklärten Vers 
tragswillens enthält. Denn das, was beim Vertrags— 
ſchluß als Vertragswille zum Ausdrucke gebracht 
worden iſt, muß unbedingt maßgebend bleiben. Hier 
iſt in dem Vertrage deutlich beſtimmt, daß der be— 
klagten Aktiengeſellſchaft an dem Anweſen der Witwe 
S. das Nießbrauchsrecht mit der Pflicht, die Hypo— 
thekenzinſen zu bezahlen und die öffentlichen Laſten 
des Anweſens zu tragen, auf die Dauer von fünf 
Jahren zuſtehen, daß ſie dafür als Gegenleiſtung 
während der fünf Jahre an die Witwe S. jährlich 
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13 000 M zahlen, daß ihr während der fünf Jahre das 
Vorkaufsrecht in Anſehung des Anweſens zum Preiſe 
von 210000 M zuſtehen und daß während der fünf 
Jahre die Witwe S. das ihr von der Bekl. gewährte 
Darlehen in jährlichen Beträgen von 2000 M abzahlen, 
der Bekl. jedoch zum Abzuge der 2000 M von den 
13 000 M berechtigt fein fol. Daß dieſe Rechte und 
Pflichten der Vertragsteile bei der Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen der beklagten Aktiengeſell⸗ 
ſchaft bereits vor Ablauf der fünf Jahre mit der Maß⸗ 
gabe ihr Ende erreichen ſollten, daß der Witwe S. 
ein Schadenerſatzanſpruch wegen der vorzeitigen Be⸗ 
endigung erwachſen ſolle, davon enthält der Vertrag 
nichts. Vielmehr iſt die fragliche Zeitdauer der Rechte 
und Pflichten, als von den Vertragsteilen unbedingt 
gewollt, feſtgeſetzt. An dieſe dem Willen der Vertrags⸗ 
teile beim Abſchluſſe des Vertrages entſprechende Feſt⸗ 
ſetzung find beide Bertragsteile gebunden, auch wenn 
ſie, falls ſie ſich die Möglichkeit des Konkurſes über 
das Vermögen der beklagten Aktiengeſellſchaft vor⸗ 
geſtellt hätten, die Beſtimmung getroffen haben würden, 
daß mit dem Eintritte des Konkurſes die Rechte und 
Pflichten aufhören ſollten. Nur durch eine neue ander⸗ 
weitige Vereinbarung der Vertragsteile oder durch 
geſetzliche Vorſchriften, die zwingend in das Vertrags⸗ 
verhältnis eingriffen, konnte die Zeitdauer geändert 
werden. Hiernach iſt die Annahme, daß mit der Konkurs⸗ 
eröffnung das Vertragsverhältnis ſein Ende erreicht 
habe, ungerechtfertigt. — Es iſt noch auszuführen ver⸗ 
ſucht worden, das Nießbrauchsrecht ſei nach 8 1061 
Satz 2 BGB. durch die Konkurseröffnung kraft Geſetzes 
erloſchen. Dies iſt jedoch nicht zutreffend. Eine AG. 
wird zwar nach § 292 Nr. 3 HGB. durch Eröffnung 
des Konkurſes über ihr Vermögen aufgelöſt, aber nur 
nach ihrer produktiven Seite; im übrigen bleibt ſie 
mit dem durch das Konkursverfahren beſtimmten Zwecke 
weiter beſtehen (NGZ. 14, 418; 45, 154; JW. 1896 
S. 373 Nr. 21, S. 697 Nr. 29). Wird, wie hier, der 
Konkurs durch Zwangsvergleich aufgehoben, ſo wird 
die Geſellſchaft in den Erwerbszuſtand zurückverſetzt 
und die Geſellſchaft kann in der früheren Weiſe fort⸗ 
geführt werden (Jaeger Anm. 31, 32 zu § 207 KO.). 
Durch den Konkurs iſt daher die beklagte Aktiengeſell⸗ 
ſchaft nicht als juriſtiſche Perſon erloſchen und deshalb 
auch nicht das ihr zuſtehende Nießbrauchsrecht. (Urt. 
vom 1. April 1916, V 37/16). Ed. 
3920 
II 


Umfang der Haftung auf Grund einer Sicherungs⸗ 
hypothek. Der Schneidermeiſter S. ſtand mit dem 
Kläger H. in Geſchäftsverbindung. Zur Sicherheit für 
alle Verbindlichkeiten aus dieſer Geſchäftsverbindung 
hatte S. dem H. auf ſeinen Grundbeſitz bis zur Höhe 
von 5000 M Sicherungshypothek beſtellt. Im Jahre 
1908 verkaufte H. fein Geſchäft an Sch.; dieſer ſetzte 
die Geſchäfts verbindung des H. mit ©. fort; hieraus 
entſtanden Forderungen für 6164,55 M. Die Klage 
ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß die Sicherungs— 
hypothek ſich auch hierauf erſtrecke. Das RG. lehnte 
dieſe Annahme ab. 

Aus den Gründen: Die Geſchäftsverbindung 
zwiſchen H. und S., die darin beſtand, daß H. dem S. 
Waren auf Kredit lieferte, hatte durch Veräußerung 
des Handelsgeſchäfts des H. an Sch. ihr Ende erreicht. 
Forderungen, die durch die Hypothek geſichert worden 
wären, konnten nun nicht mehr entſtehen. Soweit 
für H. aus der bisherigen Geſchäftsverbindung mit S. 
Forderungen entſtanden waren, haftete ihm dafür die 
Hypothek; ſoweit dies nicht der Fall war, ſtand die 
Hypothek gemäß SS 1163 Abſ. 1, 1177 BGB. dem S. 
als Eigentümergrundſchuld zu (RG. 75, 250). Eine 
Erweiterung des Umfangs der durch die Hypothek ge— 
ſicherten Forderungen dahin, daß auch Forderungen 
des Sch. aus deſſen ſpäterer Geſchäftsverbindung mit 
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S. in bie Hypothekſicherung einbezogen wurden, konnte 
weder durch Vereinbarungen zwiſchen Kläger und Sch. 
noch dadurch, daß S. ſich mit ſolchen Vereinbarungen 
einverstanden erklärte, allein erfolgen. Vielmehr mußte, 
wenn die Hypothek für die genannten Forderungen 
des Sch. haften ſollte, abgeſehen von der Frage, ob 
das betreffende hypothekariſche Recht von dem Be⸗ 
rechtigten an Sch. abzutreten war, jedenfalls, ſoweit 
die Hypothek dem H. für die ihm erwachſene For⸗ 
derung zuſtand, das (künftige) Forderungsverhältnis 
zwiſchen Sch. und S. gemäß 8 1180 BGB. an die 
Stelle der Forderung des Klägers geſetzt werden, wozu 
außer der Einigung zwiſchen Sch. und S. und der 
Zuſtimmung des H. die Eintragung der Forderungs⸗ 
auswechſelung in das Grundbuch erforderlich war; 
und, ſoweit die Hypothek dem S. als Eigentümerarund⸗ 
ſchuld zuſtand, mußte dieſe gemäß SS 1198, 877, 873 
BGB. in eine Hypothek für das Forderungsverhältnis 
zwiſchen Sch. und S. umgewandelt werden, wozu außer 
der Einigung zwiſchen Sch. und S. die Eintragung der 
Umwandlung in das Grundbuch erforderlich war. (Urt. 
des V. 38S. vom 19. Febr. 1916, V 370/15). 
3923 Schie .. . 


III. 


Anwendung der BRBek. vom 7. Auguſt 1914 über das 
Anslandsgeaenmoraterium (NG Bl. 360) auf Widerklaaen. 
Aus den Gründen: Dem BG. iſt beizuſtimmen, daß 
eine Unterbrechung des Verfahrens auf Grund der 
BRBek. vom 7. Auguſt 1914 über die Geltendmachung von 
Anſprüchen von Perſonen, die im Ausland ihren Wohn⸗ 
fik haben, nicht eingetreten iſt. Wer widerklageweiſe feſt⸗ 
zuſtellen beantragt, daß ein vom Gegner aus irgend⸗ 
welchem Grunde nur zu einem Teil eingeklagter An⸗ 
ſpruch ſeinem ganzen Umfanae nach nicht zu Recht 
beſtehe, von dem kann man nicht ſagen, daß er ſeiner⸗ 
ſeits einen vermöͤgensrechtlichen Anſpruch geltend 
mache; auf Anſprüche bloß prozeſſualer Art (Rechts⸗ 
ſchutzanſprüche, val. Gaupp⸗Stein, Bem. III vor 8 253 
ZPO.) trifft die BRBek. weder ihrem Wortlaute noch 
ihrem Zwecke nach zu. Von den das Kriegsrecht behan⸗ 
delnden Schriftſtellern wird vielfach in gegenteiligem 
Sinne ein Beſchluß des RG. vom 6. November 1914 
in der Sache III 359/14 angeführt. Dort hatte gegen⸗ 
über der Forderunasklage eines Inländers der aus⸗ 
ländiſche Beklagte Widerklage erhoben, die zum einen 
Teil Forderungs⸗, zum anderen Teil negative Feſt⸗ 
ſtellungsklage war; der III. ZS. hat das Verfahren 
im ganzen, ſowohl zur Klage als zur geſamten Wider⸗ 
klage, als unterbrochen behandelt, ohne jedoch eine 
förmliche Entſcheidung zu erlaſſen. Ein Verfahren nach 
8 137 GBG. kommt daher nicht in Frage. (Urt. des 
IV. 38S. vom 28. Februar 1916, IV 317/15). 

3925 Schie . . 


IV 


Auffichtspflicht der Eltern beim Kriegsſpiel der 
Kinder. Der achtjährige Sohn der Beklagten hat beim 
Spiel mit Bogen und Pfeil den elfjährigen Kläger 
durch einen Pfeilſchuß ins linke Auge verletzt, wo— 
durch die Sehkraft verloren ging. Der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen die Eltern wurde vom OLG. zur Hälfte 
zugeſprochen. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Das BG. nimmt an, daß die beklagte 
Ehefrau die Aufſichtspflicht aus S 832 BGB. verletzt 
habe. Es läßt dahin geſtellt, ob die beklagte Ehefrau 
aewußt habe, daß ihr Sohn einen Bogen befike, und 
findet ihre Verfehlung darin, daß ſie ihm auf ſeine 
Bitte erlaubt Habe, ſich zu den andern Kindern zu 
begeben, die, wie ſie wußte, mit Bogen und Pfeil 
ſpielten. Dieſes Spiel ſei zwar bei vorſichtiger Hand» 
habung nicht unbedingt gefährlich. Die erfahrungs— 
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mäßig ziemlich häufigen ſchweren Verletzungen bei dem 


Spiel erforderten jedoch, daß Kinder im jugendlichen 
Alter dabei ſtreng beaufſichtigt würden und wegen ihrer 
Beritandesunreife und geringen Ueberlegung ſich nicht 
ſelbſt überlaſſen werden. Der Aufſichtspflichtige ſei 
daher verbunden, ſie von dieſem Spiel abzuhalten oder 
es nur unter feiner Leitung zu dulden. Die beklagte 
Ehefrau habe keines von beiden getan. obwohl ſie damit 
habe rechnen müſſen, daß ihr Sohn Schießverſuche mit 
den von andern Knaben entlehnten Geräten machen 
würde, wie dies die Art der Knaben ſei, und dadurch 
Gefahr für Dritte entſtehen könne. Wie die Reviſion 
mit Recht rügt, überſpannt dieſe Anſchauung die An⸗ 
forderungen an die Aufſichtspflicht. Sie würde dazu 
führen, daß Eltern ihren achtjährigen Jungen mit 
Kameraden, die, wie ihnen bekannt iſt, Soldatenaus⸗ 
rüſtung beſitzen, nicht ſpielen laſſen dürften. In der 
Jetztzeit, wo die Knaben durchweg in der freien Zeit 
„Krieg“ ſpielen und mit den entſprechenden Spiel⸗ 
geräten verſehen ſind, müßte der Aufſichtspflichtige 
einem achtjährigen Jungen überhaupt den Verkehr mit 
ſeinen Altersgenoſſen außerhalb der Schule unterſagen. 
Aber auch die Teilnahme an Bewegungsſpielen und 
körperlichen Uebungen, die nicht unter Aufſicht abge⸗ 
halten würden, dürfte er ihm nicht geſtatten, weil der 
Junge moͤglicherweiſe hiebei aus Mutwillen oder Un» 
geſchick einen andern beſchädigen könnte. 


Das BG. hat weder den Hergang des Unfalls noch 
die Beſchaffenheit des Schießgeräts feſtgeſtellt, das K. 
damals benützt hat. Es hält ſelbſt das Spielen mit 
Bogen und Pfeil nicht für unbedinat gefährlich, will 
aber ſeine Gefährlichkeit aus der Erfahrung herleiten, 
daß dabei ziemlich häufig ſchwere Verletzungen vor⸗ 
kommen. Dies iſt eine zu einſeitige Betrachtung. Um 
zu einem richtigen Urteil zu gelangen, ob das Spiel 
gefährlich iſt, müßte die Zahl der Verletzungen an der 
Zahl der Spiele und der Spielenden abgemeſſen werden. 
In dieſes Verhältnis geſetzt, möchte es fraglich ſein, ob 
die Zahl der Verletzungen ziemlich groß iſt. Für die Gefähr⸗ 
lichkeit des Spiels ſind vielmehr maßgebend die Stärke, 
Spannkraft und Tragweite des Bogens und die Art 
des Geſchoſſes. Wenn nun auch das ungeſchützte Auge 
— ein anderer Körperteil kommt gar nicht in Betracht — 
durch jedes nicht von oben oder von der Seite, ſondern 
wagrecht in den Augapfel fliegende Geſchoß ſchwer ver⸗ 
letzt werden kann, ſo ſind doch in der Regel Bogen 
und Pfeile harmlos, wie ſie von den Kindern ſelbſt⸗ 
verfertigt und benutzt werden. Davon durfte auch die 
beklagte Ehefrau ausgehen. Die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt verlangt nach der vernünftigen Auf⸗ 
faſſung des Lebens von einer Mutter keine beſondere 
Ueberlegung, ob ſie ihrem achtjährigen Sohne erlauben 
dürfe, zu ſeinen Kameraden zu gehen, die ſich mit einem 
im Volke nicht für gefährlich gehaltenen Spiel be⸗ 
faſſen. Die Beklagte hätte daran denken können, daß 
ihr Junge ſelbſt beſchädigt werden könne. Indes ver⸗ 
folgt die Aufſichtspflicht des 8 832 den Schutz Dritter, 
nicht des Aufſichtsbedürftigen. Es geht aber zu weit, 
der Beklagten einen Vorwurf daraus zu machen, daß 
ſie nicht in den Kreis ihrer Vorſtellung aufgenommen 
habe, ihr Sohn könne, obwohl er keinen Bogen befaß, 
eine dritte Perſon durch einen Schuß verletzen, wenn 
er ſich den Spielenden anſchließe. Mit der Erlaubnis, 
zu den Kameraden zu gehen, hat daher die beklagte 
Ehefrau die Aufſichtspflicht nicht verlent. Wie der 
Senat öfter ausgeſprochen hat, iſt von Eltern, deren 
Jungen Bogen und Pfeil beſitzen, zu fordern, daß ſie 
ſie in der Handhabung des Spielzeugs unterweiſen, 
über ſeine Gefahren belehren und ernſtlich zur Vor⸗ 
ſicht dabei ermahnen. Daher wird es noch auf die 
Eide ankommen, die den Beklaaten zugeſchoben find, 
über ihre Kenntnis davon, daß ihr Sohn einen Bogen 
beſaß. (Urt. d. VI. 35. vom 7. Febr. 1916, VI 415/15). 
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V 


Darf der Nechtsanwalt die Ausführung des von 
ihm abgefaßten Vertrages vereiteln) Aus den 
Gründen: Der im Eigentum der Witwe B. als 
Vorerbin ihres Mannes ſtehende, mit Nacherbenrechten 
belaſtete Grundbeſitz ſollte am 8. November 1910 
zwangsweiſe verſteigert werden. Der Grund beſitz war 
zugunſten der Märkiſchen Bank an erſter Stelle mit 
einer Hypothek von 50 000 M, die ſchon zu Lebzeiten 
des B. beſtanden hatte, an zweiter Stelle mit einer 
ſolchen von 15 000 M belaſtet, die nach Löſchung einer 
ebenfalls aus jener Zeit ſtammenden Hypothek von 
10 000 M von der Vorerbin beſtellt worden war. Am 
26. Oktober 1910 ſchloſſen die Vorerbin, die Nach⸗ 
erben und der Kläger einen von dem Bekl. als 
Rechtsanwalt entworfenen und als Notar beurkun⸗ 
deten Vertrag, wonach eine Frau R., die drei Nach⸗ 
erbanteile in ihrer Hand vereinigte, den Grundbeſitz 
um 75000 M erſteigern, der Anſpruch der anderen 
Nacherben durch eine Abfindung beſeitigt, und der 
Kläger, der die zur Ausführung des Vertrages erfor⸗ 
derlichen Geldmittel vorſchießen ſollte, durch Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek von 15 000 M nach 
einer erſten Hypothek von o0 000 M außer für andere 
Anſprüche auch für eine ſonſt uneinbringliche Wechſel⸗ 
forderung in der Höhe von 7000 M ſichergeſtellt werden 
ſollte. Infolge von Bedenken über die Ausführbarkeit 
des Vertrages bezahlte der Bekl. am 7. November 
1910, ohne die Beteiligten zu fragen, die Steuer⸗ 
forderung, wegen deren die Zwangsverſteigerung be⸗ 
trieben wurde, und die Koſten des Verfahrens, worauf 
das Verfahren eingeſtellt wurde. Da der Kläger auch 
ſpäter eine Befriedigung für die Wechſelforderung 
nicht erhielt, verlangte er von dem Betl. wegen 
pflichtwidrigen Verhaltens Schadenserſatz, indem er 
namentlich geltend machte, der Bekl. habe die Aus⸗ 
führung des Vertrages nicht vereiteln oder, wenn er 
unausfuhrbar war, nicht zum Abſchluſſe raten dürfen. 

Das B. findet in der eigenmächtigen Vereitelung 
der Zwangsverſteigerung durch den Bekl. eine Ver⸗ 
letzung der ihm als Notar obliegenden Amtspflicht. 
Dieſe Annahme iſt rechtsirrig. Als Notar hatte er 
nur die Pflicht, den erklärten Willen der Vertrags⸗ 
ſchließenden in klarer, gültiger Faſſung und Form 
urkundlich feſtzulegen, der Urkunde den Inhalt zu 
geben, der dem Willen der Vertragsteile und dem 
Zwecke der Urkundenerrichtung entſprach (RG. Z. Bd. 85 
S. 413). Wenn er es ſpäter für nötig hielt, die Ver⸗ 
fteigerung und damit die Ausführung des Verträges 
zu verhindern, ſo ſtand dies in Beziehung zu ſeiner 
Amtstätigkeit infofern, als Zweifel an der Ausführ⸗ 
barkeit des von ihm beurkundeten Vertrages ſein Vor⸗ 
gehen veranlaßten. Er handelte aber nicht mehr in 
feiner Eigenſchaft als Notar, ſondern als Privatperſon 
und verletzte auch nicht eine ihm dem Kläger gegen⸗ 
über obliegende Amtspflicht. 8 839 BGB. kann daher 
nicht angewendet werden. Auch eine andere uner⸗ 
laubte Handlung i. S. der 83 823 ff. liegt nicht vor. 
Insbeſondere entfällt die Anwendung des 8 826 ſchon 
aus dem Grunde, weil es ſich für den Bekl. nicht um 
eine Schädigung der Beteiligten, ſondern um die Ab⸗ 
wendung des aus der Unausführbarkeit des Vertrages 
drohenden Schadens handelte. 

Wohl aber kommt, wie die Reviſion zutreffend 
geltend macht, eine vertragsmäßige Haftung des Bekl. 
als Rechtsbeiſtandes des Klägers in Frage. Die Er⸗ 
wägungen des BG.s find nicht geeignet, die Annahme 
eines Vertragsverhältniſſes zu widerlegen. Dadurch, 
daß der Bekl. den Vertrag als Berater der Erben B. 
entworfen hatte und deshalb zunächſt auch nur als 
deren Rechtsbeiſtand dem Kläger gegenuber trat, wurde 
eine Beratung des Klägers durch ihn nicht ausges 
ſchloſſen. Ebenſowenig ſteht entgegen, daß eine Ver— 
gutung vom Kläger nicht verſprochen, vom Bekl. nicht 
verlangt wurde. Vertragsmäpßige Beratung, nicht, wie 
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das BG. meint, unverbindliche Verſicherung feiner 
Rechtskenntnis war es, wenn vor dem Abſchluſſe des 
Vertrages auf die wiederholte Erklärung des Klägers, 
er verlaſſe ſich ganz auf den Bekl., dieſer unter der 
Berfiherung feiner Sachkunde den Kläger beruhigte. 
Es bedarf aber gar nicht der Entſcheidung, ob nach 
dieſem erſt feſtzuſtellenden Vorgang oder nach dem 
ſchon feſtſtehenden Sachverhalt ein Vertragsverhältnis 
zwiſchen dem Kläger und dem Bekl. beſtand. Denn 
auch wenn man dies unterſtellt, iſt eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht nicht anzuerkennen. Nach dem, was der 
Kläger vortragen läßt, ließe ſich eine Erſatzpflicht 
nach einer doppelten Richtung denken. Dem Bekl. 
könnte zur Laſt gelegt werden, daß er dem Kläger 
nicht einen anderen Rat erteilte. Der Kläger gibt 
aber ſelbſt nicht an und es iſt auch nicht erſichtlich, 
wie es bei der unſtreitigen Sachlage möglich geweſen 
fein ſollte, auf einem anderen Wege dem Kläger für 
die an ſich uneinbringliche Wechſelforderung Befriedi⸗ 
gung oder Sicherung zu verſchaffen. Dieſer Geſichts⸗ 
punkt muß alſo ausſcheiden. Dagegen könnte die Ber- 
letzung einer Vertragspflicht darin gefunden werden, 
daß der Bekl. die Ausführung des Vertrages eigen⸗ 
mächtig verhinderte. War es unter feinem Beiſtande 
zum Abſchluſſe des Vertrages gekommen, dann durfte 
er kraft des zwiſchen ihm und den von ihm beratenen 
Perſonen beſtehenden Vertragsverhältniſſes nichts tun, 
was die Ausſührung des von ihm ſelbſt empfohlenen 
Vertrages beeinträchtigen konnte. Bon einer Schadens⸗ 
erſatzpflicht kann aber gleichwohl nicht die Rede ſein, 
da es nach den Feſtſtellungen des B 3.8 zu einer 
Ausführung des Vertrages ohnehin nicht getommen 
wäre. (Wird ausgeführt.) (Urt. des III. ZS. vom 
3. März 1916, III 374/15). 
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VI. 


Beginn der Auſechtungsſriſt im Falle der 53 1333, 
1339 868. Aus den Gründen: Das Gericht ſtelli 
feſt, die Klägerin habe ſchon vor dem 6. Dezember 1911 
die zu einer Klageerhebung erforderliche Ueberzeugung 
erlangt, daß der Beklagte ſich in einer angeborenen 
und dauernden pfychopathiſchen Verfaſſung befinde. 
Das reicht aus, um die Friſt in Lauf zu ſetzen; wenn 
die Klägerin alle tatſächlichen Umſtände erkannt hatte, 
die ihr bei der Eheſchließung verborgen geweſen waren, 
und wenn ſie außerdem die Ueberzeugung gewonnen 
hatte, daß ſie durch Kenntnis jener Umſtände bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe fi von 
Eingehung der Ehe hätte abhalten laſſen, dann hatte 
fe i. S. des 8 1339 den Irrtum entdeckt. Es läßt 
ſich nicht mit der Reviſion noch weiter verlangen, daß 
für die Klägerin auch ſchon hätte feſtſtehen müſſen, 
der Anfechtungsgrund wurde vom Gericht als aus⸗ 
reichend anerkannt werden. Ob das der Fall iſt, wird 
oft überhaupt erſt durch Anrufung des Gerichts klar⸗ 
geſtellt werden können; die Anſchauung der Reviſion 
wurde alſo dazu führen, daß in derartigen Fällen 
trotz Kenntnis aller tatſächlichen Umſtände die An⸗ 
fechtungsfriſt vor rechtskraftigem Urteil überhaupt 
nicht in Lauf käme, was offenbar dem Zwecke des 
$ 1339 widerſpräche. (Urt. des IV. 35. vom 26. März 
1916, IV 310/15). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Durchſtreichungen, Einklammerungen und dgl. in 
der Niederschrift des Geſchwsrenenſprachs. Aus den 
Gründen: Nach der ausdrücklichen Feſtſtellung des 
Sitzungsprotokolls hat der Obmann in Gegenwart 
der übrigen Geſchworenen bei Kundgabe des Spruchs 
als Antwort auf Frage 2 verleſen: „Nein, mit mehr 
als ſechs Stimmen“. Vorſitzender und Gerichtsſchreiber 


haben darauf die Niederſchrift des kundgegebenen 
Spruchs auf dem Fragebogen, die vorher auch noch 
von den Mitgliedern des Gerichts geprüft wurde, 
unterzeichnet, alſo anerkannt, daß ſie der Kundgebung 
des Obmanus entſpricht. Demnächſt iſt der Spruch 
in der vorſtehend wiedergegebenen Faſſung dem An⸗ 
geklagten verkündet und dem Urteil zugrunde gelegt 
worden. Daraus iſt erſichtlich, daß bei allen Betei⸗ 
ligten, namentlich bei den Geſchworenen und den 
Urkundsbeamten kein Zweifel darüber beſtand, daß 
die Niederſchrift „Nein mit mehr als ſechs Stimmen“ 
lautete, daß alſo das Wort „ja“, das auf dem Frage⸗ 
bogen in einer Umklammerung vor der niedergeſchrie⸗ 
benen und kundgegebenen Antwort ſtand, weil mit 
dieſer unvereinbar und erkennbar durch die Umklamme⸗ 
rung beſeitigt und zurückgenommen, als nicht vorhanden 
erachtet wurde. Das iſt nicht zu beanſtanden und 
in dem Verfahren des Gerichts eine Verletzung prozeß⸗ 
rechtlicher Vorſchriften nicht zu erkennen. Abgeſehen 
von der Vorſchrift des §8 312 StPO., die hier nicht 
einſchlägt, enthält das Geſetz keine Beſtimmungen 
darüber, wie Unrichtigkeiten und Schreibverſehen im 
Spruch beſeitigt werden können, wie insbeſondere eine 
vor endgültiger Beſchlußfaſſung der Geſchworenen und 
Kundgebung des Spruchs erfolgte Niederſchrift einer 
Antwort auf dem Fragebogen der endgültigen Beſchluß⸗ 
faſſung entſprechend richtig geſtellt werden kann; 
namentlich fehlt es an einer Vorſchrift darüber, daß 
Durchſtreichungen, Einklammerungen oder ſonſtige zur 
Beſeitigung von Schreibfehlern oder Vernichtung von 
Schriftzeichen übliche Maßnahmen verboten ſeien oder 
nur unter Wahrung von beſtimmten Förmlichkeiten 
erfolgen dürften, wie ſie ſonſt bei Errichtung öffent⸗ 
licher Urkunden vorgeſchrieben oder eingeführt ſind. 
So ſehr es der Wichtigkeit der Sache entſprechen mag, 
daß ſolche Durchſtreichungen entweder unterbleiben 
oder doch unterſchriftlich als ſolche beglaubigt werden, 
ſo verletzt doch ein anderes Verfahren, bei dem der 
Sinn der abgegebenen Erklärung unzweideutig in 
Erſcheinung tritt, das Geſetz nicht und kann weder 
als Mangel in der Form noch als ſolcher in der 
Sache angeſehen werden. Hier beſteht nach den ge⸗ 
ſchilderten Verhältniſſen Sicherheit dafür, daß das 
Wort „ja“ in der Niederſchrift des Spruchs beſeitigt 
iſt, und dieſer frei von jedem inneren Widerſpruch 
endgültig ſo niedergeſchrieben wurde, wie ihn der 
Obmann demnädjft kundgab. (Urteil des I. StS. vom 
1. Mai 1916, 1 D 190/16). E. 
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II. 


Betrug: Vermögens beſchädigung durch Erſchlei⸗ 
chung eines Beweismittels über eine wirklich beſtehende 
Schuld? Aus den Gründen: Die Str. ſtützt 
ihre Annahme, daß das Vermögen der S. B. be⸗ 
ſchädigt worden ſei, auf folgende Erwägung: „Durch 
die Hingabe eines zu ihrem Nachteil verwendbaren 
Beweismittels beeinträchtigte fie (die B.) die Rechts- 
ſicherheit und den Rechtsſchutz ihres Vermögens. Es 
wurde zu ihren Ungunſten die Beweislaſt verkehrt; 
die darin gelegene Vermögensgefährdung bedeutet einen 
Vermögensſchaden nach § 263“. Hierin iſt der Bes 
griff der Vermögensbeſchädigung verkannt. Nach der 
Entſcheidung der VStS. vom 20. April 1887 (RGSt. 
Bd. 16 S. 3) kann die Vermögensbeſchädigung i. S. 
des 8 263 StPO. nur in der Verminderung des 
Geſamtwerts des Vermögens einer Perſon beſtehen. 
Dieſe Beſchädigung wird umſchrieben als „die dem 
Getäuſchten nachteilige Differenz zwiſchen dem Geld— 
werte, welchen deſſen Vermögen nach und infolge der 
durch die Täuſchung hervorgerufenen Verfügung tat— 
ſächlich hatte, und demjenigen Geldwerte, den es 
gehabt hätte, wenn die Täuſchungs handlung nicht 
vorgekommen wäre“. Das angefochtene Urteil hat 
nicht feſtgeſtellt, daß das Vermögen der S. B. infolge 


der Täuſchung irgendwie vermindert worden ſei. 
Ein Unterſchied zwiſchen dem Geſamtwert, den das 
Vermögen dieſer Zeugin vor und nach der Täuſchung 
hatte, iſt nicht erſichtlich. Nach der eigenen Annahme 
des Urteils war die S. B. dem K. vor und nach der 
Täuſchungshandlung 90 ſchuldig. Durch Unter⸗ 
zeichnung und Aushändigung der Urkunde vom 
22. April 1914 wurde das Vermögen der Schuldnerin 
nicht gefährdet, ſondern höchſtens eine Gefahr für das 
Vermögen des Gläubigers abgewendet oder doch ab⸗ 
geſchwächt. Einen Rechtsſchutz gegen die Beitreibung 
einer begründeten Forderung konnte die B. nicht 
beanſpruchen. Die Rechtsſicherheit ihres Vermögens 
wurde nicht beeinträchtigt, wenn ſie eine beſtehende 
Schuld zahlen mußte. (Urt. des I. StS. vom 17. April 
1916, 1 D 131/16). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivil ſachen. 
1 


Die Entziehung der Vertretungsbeſugnis nach 
58 1630, 1796 BB. ſetzt nicht eine bereits bestehende 
Geſährdung des Minderjahrigen, ſendern nur die Mög: 
lichkeit einer ſolchen vorans. Für Fr. Z., minder⸗ 
jährigen Sohn des W. Z., war auf dem Anweſen der 
Eheleute L. ein Kapital von 4000 M hypothekariſch 
verſichert. Durch die Mitteilung des amtierenden 
Notars davon verſtändigt, daß W. Z. dieſe Hypothek 
im Jahre 1905 an einen Dritten abgetreten habe, be⸗ 
ſtand das Vormundſchaftsgericht darauf, daß der Vater 
das feiner Verwaltung unterliegende aus der Ab» 
tretung der Hypothek erlangte Geld gemäß 8 1642 
BGB. verzinslich anlege. W. Z., der nach ſeiner Be⸗ 
hauptung das Geld für einen von ſeinem Bruder 
H. Z. errichteten Neubau hergegeben hatte, beſtellte 
hierauf als Generalbevollmächtigter ſeines Bruders 
an dieſem Grundſtück Hypothek ohne Brief für 4000 M 
Darlehen ſeines Sohnes an ihn, W. Z., ferner eine 
Sicherungshypothek bis zum Höchſtbetrage von 2000 M 
zur Sicherung ſeines Sohnes für alle Forderungen 
und Anſprüche, welche letzterem gegen ſeinen Vater 
aus der Forderungsabtretung bereits erwachſen find 
oder noch erwachſen werden. Beide Hypotheken wurden 
am 15. Auguſt 1905 an zweiter Rangſtelle im Grund⸗ 
buch eingetragen. Im Februar 1916 teilte M. Z., die 
Mutter des Fr. Z., für die auf dem verpfändeten An⸗ 
weſen eine Hypothek an erſter Rangſtelle eingetragen 
iſt, dem Vormundſchaftsgerichte mit, daß ſie wegen 
dieſer die Zwangsvollſtreckung des Anweſens betreiben 
werde; auch machte ſie 8 8 aufmerkſam, daß W. Z. 
den Namen ſeines minderjährigen Sohnes zur Be⸗ 
ſorgung ſeiner nicht immer einwandfreien Geldge⸗ 
ſchäfte benütze. Das Vormundſchaftsgericht ſah ſich 
hierdurch veranlaßt, nach Anhörung des W. Z. dieſem 
gemäß SS 1630, 1796 BGB. in Anſehung der beiden 
Hypotheken zu 4000 M und 2000 M die Vertretung 
ſeines minderjährigen Sohnes zu entziehen, da er 
Schuldner feines Sohnes ſei und ein erheblicher Inter» 
eſſengegenſatz beſtehe. Die gegen dieſe Verfügung 
von W. Z. eingelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen; 
das gleiche Schickſal hatte deſſen weitere Beſchwerde. 

Aus den Gründen: Nach 8 1796 mit $ 1630 
BGB. kann das Vormundſchaftsgericht dem Vater die 
Vertretung ſeines Kindes für einzelne Angelegenheiten 
oder für einen beſtimmten Kreis von Angelegenheiten 
entziehen. Die Entziehung ſoll nur erfolgen, wenn 
das Intereſſe des Kindes zu dem Intereſſe des Vaters 


oder eines von dieſem vertretenen Dritten oder einer 
der in 81795 Nr. 1 bezeichneten Perſonen in erheb— 
lichem Gegenfaße ſteht. 
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von der Vertretung ausgeſchloſſen (8 1795 BGB.), 
ſo kommt die Entziehung gemäß 8 1796 überhaupt 
nicht in Frage; es handelt ſich bei dem 8 1796 viel⸗ 
mehr um Fälle anderer Art, bei denen die Befriedi⸗ 
gung des einen Intereſſes nur mit Hintanſetzung des 
anderen Intereſſes möglich iſt. Wann dies zutreffe, 
iſt weſentlich Tatfrage (vgl. hiezu Planck BGB. 3. Aufl. 
Bd. 4 8 1796 Note 3). Die Vorinſtanzen haben nicht 
dadurch das Geſetz verletzt, daß ſie annehmen, es be⸗ 
ſtehe ein erheblicher Intereſſengegenſatz, weil der Vater 
bezüglich der Hypotheken zu 4000 und 2000 M der 
perſönliche Schuldner ſeines Sohnes und im Falle 
des ganzen oder teilweiſen Ausfalles ſeinem Sohne 
erſatzpflichtig ſei. Die Einwendung des Beſchwerde⸗ 
führers, daß für die Anwendung des $ 1796 BGB. 
die bloße Möglichkeit einer Eau nicht genüge, 
ſondern eine Gefährdung bereits gegeben ſein müſſe, 
geht fehl. Während nach § 1909 BGB. für ein unter 
elterlicher Gewalt ſtehendes Kind ein Pfleger nur 
dann zu beſtellen iſt, wenn der Gewalthaber an der 
Beſorgung der Angelegenheit tatſächlich verhindert 
iſt, ſohin die bloße Möglichkeit einer ſpäteren Ver⸗ 
hinderung für die Anwendung dieſer Geſetzesbeſtim⸗ 
mung nicht genügt, iſt in $ 1796 dieſe Einſchränkung 
nicht vorgeſehen. 8 1796 bezieht ſich nicht nur auf 
die Fälle, in welchen ein Widerſtreit der Intereſſen 
bereits vorliegt ſondern auch auf ſolche, in welchen 
ein Widerſtreit nur möglich iſt, in welchen es alſo 
nur darauf ankommt, den Gewalthaber an der Vor⸗ 
nahme gewiſſer Handlungen zu verhindern, ohne daß 
zurzeit für die Beſtellung eines Pflegers nach 8 1909 
ein Bedürfnis beſteht ih a. a. O. Note 4). Wie 
W. Z. früher über die hypothekariſch geſicherte Forde⸗ 
rung ſeines Sohnes durch Abtretung willkürlich ver⸗ 
fügt und die Valuta an ſich genommen hat, ohne da⸗ 
für aus freien Stücken Sicherheit zu leiſten, ſo beſteht 
die Gefahr oder wenigſtens die Möglichkeit, daß er 
auch in Zukunft ähnlich verfahren werde. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit iſt dadurch, daß die Zwangsverſteigerung des 
verpfändeten Anweſens droht und im Falle eines für 
die Hypotheken des Fr. Z. günſtigen Ergebniſſes deſſen 
Kapital frei wird, ſogar befonders nahe gerückt. 
Sollte das Ergebnis der Verſteigerung aber ein un⸗ 
günſtiges ſein, ſo würde die Haftung des Vaters als 
perſönlicher Schuldner in Betracht kommen und Maß⸗ 
regeln gegen dieſen würden nicht zu umgehen ſein. 
Daraus ergibt ſich mit Notwendigkeit ein erheblicher 
Intereſſengegenſatz zwiſchen Vater und Sohn. (Be⸗ 
ſchluß des I. 3S. vom 12. Mai 1916, Reg. III Nr. 
35/1916). M. 
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II 


Berfügung über ein Grundſtück aus dem Geſamt⸗ 
gut einer fertgeſetzten Gütergemeinſchaft, wenn dieſe 
durch den Tod des überlebenden Gatten beendet und 
über deſſen Nachlaß der Konkurs eröffnet worden iſt. 
Der Kaufmann J. A. E. in K lebte mit feinen Kindern 
in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft. Als er am 28. April 
1915 verſtarb, wurde über ſeinen Nachlaß die Nach⸗ 
laß verwaltung angeordnet. Später wurde auf den 
Antrag des Nachlaßverwalters der Nachlaßkonkurs 
eröffnet. Der Konkursverwalter hat ein zum Geſamt— 
gute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehöriges An- 
weſen verkauft und aufgelaſſen, das GBA. den Vollzug 
der Urkunde aber abgelehnt, da der Konkursverwalter 
über das Anweſen ohne Mitwirkung der Abkömm— 
linge des Verſtorbenen nicht verfügen könne. Die Bes 
ſchwerde und die weitere Beſchwerde des Konkursver— 
walters blieben ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Entſcheidung hängt 
nur davon ab, ob das Anweſen Beſtandteil des 
Nachlaſſes iſt und deshalb der Verfügung des Kon— 
kursverwalters unterliegt. Das iſt zu verneinen. Davon, 
daß das Geſamtgut ohne weiteres von dem Konkurs 
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über den Nachlaß ergriffen wird, kann keine Rede 
fein. Denn nach § 2 Abſ. 1 und 8 3 KO. gehört zwar, 
wenn bei beſtehender fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
über das Vermögen des überlebenden Ehegatten 
das Konkursverfahren eröffnet wird, das Geſamtgut 
zur Konkursmaſſe. Allein 8 2 KO. trifft eben nur Be⸗ 
ſtimmungen für die Konkurseröffnung während des 
Beſtehens der W oder fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft, er iſt aber nicht anwendbar, wenn 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, wie hier, durch den 
Tod des überlebenden Gatten aufgelöſt iſt (Jaeger, 
KO. Anm. 19 zu § 2). In dieſem Fall ergibt ſich aus 
8 1 KO. und 8 860 ZPO. was zur Konkursmaſſe gehört. 
Nach 8 1 KO. umfaßt das Konkursverfahren das ge⸗ 
ſamte einer Zwangsvollſtreckung unterliegende Ver⸗ 
mögen des Gemeinſchuldners und nach 8 860 ZPO. 
iſt nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft der Anteil an dem Geſamtgute zugunſten der 
Gläubiger des Anteilsberechtigen der Pfändung unter⸗ 
worfen. Hiernach gehört zur Maſſe des Konkurſes 
über den Rücklaß des überlebenden Gatten nicht das 
Geſamtgut, ſondern nur der Anteil des Gatten am 
Geſamtgut (vgl. zu §S 1497 BB. RRKomm. Anm. 4, 
Planck Anm. 4, Staudinger Anm. 3 a. E.). Ohne Bedeutung 
iſt, daß die Auseinanderſetzung, die nach § 1497 BGB. 
nach der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft einzutreten hat, noch nicht erfolgt und der An⸗ 
teil des Verſtorbenen am Geſamtgut noch nicht feſt⸗ 
geſtellt iſt. Denn die Wirkungen der Beendigung der 
Gütergemeinſchaft ſind kraft Geſetzes eingetreten und 
dauern fort auch wenn die Auseinanderſetzung ſelbſt 
ſich verzögert. Ebenſo iſt ohne Bedeutung der von 
dem Beſchwerdeführer hervorgehobene Umſtand, daß 
hier augenſcheinlich das Geſamtgut ebenſo überſchuldet 
iſt, wie der Nachlaß. Dieſer nur zufällige und durch⸗ 
aus nicht notwendige Umſtand beſeitigt nicht die Not⸗ 
wendigkeit der Auseinanderſetzung. Die Konkurser⸗ 
öffnung hat ſomit ein zwar tatſächlich noch ungeteiltes 
der Auseinanderſetzung harrendes Geſamigut vorge⸗ 
funden, ſie hat aber nicht dieſes Geſamtgut als ſolches, 
ſondern nur den Anteil des Verſtorbenen am Geſamt⸗ 
gut ergriffen, der zuſammen mit etwa vorhandenem 
Sondervermögen die Konkursmaſſe bildet. In die 
Konkursmaſſe fällt alſo das zum ehemaligen Geſamt⸗ 
gut gehörige Anweſen nicht in ſeiner Geſamtheit, ſondern 
nur mit dem Anteil des Verſtorbenen, woraus ſich 
ergibt, daß der Konkursverwalter über das Anweſen 
nicht ohne Mitwirkung der übrigen Anteilsberechtigten, 
der Abkömmlinge, verfügen kann. Daß dem nicht, wie 
der Beſchwerdeführer meint, der 86 KO. im Wege 
ſteht, bedarf keiner weiteren Erörterung. § 6 KO. be⸗ 
ſtimmt nur, welche Rechte der Konkursverwalter an 
der Konkursmaſſe auszuüben hat, trifft aber keine Be⸗ 
ſtimmungen darüber, was Beſtandteil der Konkurs⸗ 
maſſe iſt. Der Beſchwerdeführer macht geltend, § 2 
KO. fei nur dann nicht anzuwenden, wenn die Güter⸗ 
gemeinſchaft mit Wirkung gegen Dritte aufgehoben ſei; 
nach Anm. 19 zu 82 KO. in Jaegers Kommentar fei 
das hier nicht der Fall; allein das trifft nicht zu. 
Jaeger führt zwar an der genannten Stelle den 8 1494 
BGB. unter den Fällen, wo die Gemeinſchaft mit 
Wirkung gegen Dritte aufgehoben wird, nicht auf; damit 
ſoll aber zweifelsohne nicht geſagt ſein, daß die Beendi⸗ 
gung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nach 8 1494 
nicht ſofort gegen Dritte wirkt. Da weder der Eintritt 
noch die Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
im Güterrechtsregiſter einzutragen iſt, wirkt die durch 
den Tod des überlebenden Gatten eintretende Beendi— 
gung unmittelbar gegen Dritte (vgl. Staudinger 
Anm. 5 zu § 1492). Davon, daß, wie der Beſchwerde⸗ 
führer meint, die Rechte der Abkömmlinge am Geſamt— 
gute durch die Konkurseröffnung aufgehoben ſind, kann 
keine Rede ſein; es iſt nicht erſichtlich, inwieferne durch 
die Konkurseröffnung die Rechte der Abkömmlinge auf 
ihren Anteil am Geſamtgute, der ja durch den Nach- 
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laßkonkurs nicht betroffen iſt, geändert ſein ſollten. 
Unzutreffend iſt auch die Bemerkung des Beſchwerde⸗ 
führers, daß den Kindern des Verſtorbenen unmöglich 
eine doppelte Rolle — als Erben und als Abkömm⸗ 
linge — zuſtehen könne und daß ihnen nicht in erſterer 
Eigenſchaft das Recht der Verfügung über das ehe⸗ 
malige Geſamtgut verſagt, in letzterer eingeräumt fein 
könne. Die Unrichtigkeit dieſer Bemerkung ergibt ſich 
ſchon daraus, daß ſehr wohl die Gruppe der Erben 
aus anderen Perſonen beſtehen könnte als die der 
Abkömmlinge. (Beſchl. des 1. 35. vom 28. April 1916, 
Reg. III Nr. 32/16). M. 
3931 


B. Strafſachen. 


Eine Verpflichtung den Kamin reinigen zu laſſen 
beſteht nicht, wenn wegen der Beſchaffenheit der zur 
Fenerung verwendeten Stoffe der Auſatz von Nuß und 
die Entſtehung eines fenergelährlichen Zuſtandes aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Sts B. 5 368 Nr. 8; BO. vom 26. März 
1903, die Kaminkehrer betr. (G8 8l. S. 115 ff.). Der 
Angeklagte iſt beſchuldigt bis in die letzte Zeit die 
Reinigung von 14 Kaminen ſeiner Fabrik durch den 
Kaminkehrer verweigert und ſich dadurch einer Ueber- 
tretung nach 8 368 Nr. 8 StGB. mit der VO. vom 
26. März 1903, die Kaminkehrer betreffend (GVBl. 
S. 115 ff.) und der Kaminkehrordnung des Bezirks⸗ 
amts K. vom 18. Juli 1910 ſchuldig gemacht zu haben. 
Das Schöffengericht ſprach ihn frei. Die Strͤ. ver⸗ 
warf die Berufung auf Grund der Feſtſtellung, daß 
infolge der ſeit 30. April 1914 eingeführten Oelfeue⸗ 
rung Rauch oder Ruß nicht mehr erzeugt werde, die 
Kamine nurmehr als Ventilations⸗ und nicht als 
Rauchkamine dienten und darum eine Reinigungs⸗ 
pflicht nicht mehr beſtehe. Die Reviſion des Staats⸗ 
anwalts wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Nach § 1 Abſ. 1 der zu 
8 368 Nr. 8 StGB. erlaffenen VO. vom 26. März 1903, 
die Kaminkehrer betreffend, darf die Reinigung der 
Kamine nur durch die amtlich aufgeſtellten Kaminkehrer 
erfolgen. Die Beſitzer von Feuerſtätten find nach Abſ. 2 
a. a. O. verpflichtet, die Arbeiten ungehindert vor⸗ 
nehmen zu laſſen. Der Kaminkehrer hat alle Kamine 
an den feſtgeſetzten Kehrterminen zu reinigen und den 
Ruß in feuerſicheren Gefäßen zu ſammeln, ſofern nicht 
der Feuerſtättenbeſitzer ſelbſt für deſſen ſofortige Ent⸗ 
fernung aus dem Gebäude ſorgt (§ 2 Abſ. II VO.). 
Den Diſtriktsverwaltungsbehörden iſt vorbehalten, die 
Tätigkeit der Kaminkehrer durch Dienſtvorſchriften zu 
regeln (§ 2 Abſ. XIII VO.); ſie können daher ins⸗ 
beſondere die Kehrtermine feſtſetzen und den Kamin⸗ 
kehrern Weiſungen geben, wie ſie ihre Verpflichtungen 
zu erfüllen haben; ſie können aber keine Anordnungen 
erlaſſen, die die Verpflichtung der Beſitzer von Feuer- 
ſtätten, die Kamine reinigen zu laſſen, gegenüber dem 
in der Verordnung ſelbſt feſtgeſtellten Umfang er— 
weitern oder einſchränken. Ihre Anordnungen ſind 
polizeiliche Verwaltungsverfügungen, aber nicht Polizei— 
vorſchriften i. S. des StGB. und des PStB. Ihre 
Verbindlichkeit iſt nicht von der Beobachtung der für 
die rechtswirkſame Erlaſſung ſolcher Polizeivorſchriften 
beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen in den Art. öff. 
PStGB. abhängig. Die Verpflichtung der Feuer— 
ſtättenbeſitzer, die Kamine reinigen zu laſſen, iſt aus— 
ſchließlich in der VO. vom 26. März 1903 feſtgeſtellt. 
Deren Beſtimmungen ſind daher allein maßgebend 
für die Ermittlung des Inhalts dieſer Verpflichtung. 
Dem 8 2 Kaminkehr O. für das Bezirksamt K. vom 
18. Juli 1910, wonach Kamine, die außer Benützung 
ſtehen, auf die Dauer der Nichtbenützung von der 
Reinigung ausgenommen ſind, kommt daher nur die 
Bedeutung einer Erläuterung der verordnungsmäßigen 
Vorſchrift über die Reinigung der Kamine, nicht aber 
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die einer ſelbſtändigen Polizeivorſchrift zu. Die Er⸗ 
läuterung geht von der zutreffenden Annahme aus, 
daß die Reinigung der Kamine angeordnet iſt, um 
einer Brandgefahr vorzubeugen, die bei einer be⸗ 
ſtimmungsgemäßen Benützung von Kaminen beſteht 
und daß daher die Ausdehnung der Reinigungspflicht 
auf außer Benützung ſtehende Kamine völlig außer⸗ 
halb des Zweckes der Vorſchrift läge. Dieſe Erwägung 
iſt auch fur die Entſcheidung über die Reviſion maß⸗ 
gebend. Vie Vorſchriften über die Reinigung der 
Kamine gehören dem Gebiete der Feuerpolizei an. Die 
Reinigung hat zum Gegenſtande die Beſeitigung des 
Rußes, der ſich namentlich bei der Verwendung von 
Holz, Kohle und Torf im Kamin anſetzt und deſſen 
Vor handenſein den feuergefährlichen Zuſtand begründet. 
Daraus iſt zu ſchließen, daß die Vorſchrift über die 
Reinigung dann nicht anwendbar iſt, wenn zwar ein 
Kamin mit einer in Benützung ſtehenden Feuerſtätte 
verbunden, wegen der Beſchaffenheit der zur Feuerung 
verwendeten Stoffe jedoch der Anſatz von Ruß und 
die Bildung eines feuergefährlichen Zuſtandes aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Ob dieſe Vorausſetzungen gegeben ſind, 
iſt Sache der tatſächlichen Beweiswürdigung. Die 
Strafkammer hat fie für die Feuerſtätten des Ange⸗ 
klagten als erwieſen erachtet. Ihre tatſächlichen 
Folgerungen ſind ſchlüſſig und ſtehen keineswegs im 
Widerſpruch mit Erfahrungsſätzen. Sie ſind daher 
für das Reviſionsgericht bindend. Die Feſtſtellungen 
ſind aber auch nach den vorſtehenden Darlegungen 
geeignet, die Entſcheidung der Strafkammer zu tragen. 
Denn darnach findet bei der vom Angeklagten ein⸗ 
geführten Oelfeuerung eine Rußbildung nicht ſtatt. 
Eine feuerpolizeiliche Ueberwachung der Feuerſtätten, 
wie fie in 8 2 Abſ. IV VO. vom 26. März 1903 und 
in der VO. vom 17. Juni 1898, die Feuerbeſchau be⸗ 
treffend, vorgeſehen iſt, wird dadurch ſelbſtverſtändlich 
nicht berührt. (Urt. vom 16. März 1916, Rev.⸗Reg. 
56/1916). Ed. 
5900 


Oberlandesgericht München. 


Zwangsabtretung. Entſchädigung für Zerſtö rung 
des Laudſchaftsbildes dei einer Heilanſtalt. Fritwahrung 
durch umpezifferte Klage. Begriff der „Erlage“ der 
Eutſchädigung (Art. 21, 22 AG. ZPO.) In formeller 
Beziehung macht der Fiskus geltend, daß Dr. B. es 
unterlaſſen habe, in ſeiner Klage einen ziffermäßigen 
Anſpruch als gemeinen Wert der von ihm zum Bahn⸗ 
bau abgetretenen Grundſtücksflächen und als Neben⸗ 
entſchädigung für die Reſtflächen geltend zu machen, 
daß der in der Klage gemachte Vorbehalt der ſpäteren 
Geltendmachung eines höheren Anſpruches unzuläſſig 
ſei, und daß das Erſtgericht deshalb an die Ent⸗ 
ſcheidung des bezirksamtlichen Beſchluſſes gebunden 
geweſen wäre. Das OG. erachtet dieſe Ruge nicht 
für zutreffend. Ueber die Form, in welcher der Rechts⸗ 
weg betreten werden muß, iſt eine beſondere Beſtim⸗ 
mung nicht getroffen (BayObèy G. Samml. Bd. 2 S. 63, 
Henle ZwelbirGG. Art. 21 Note 6 b). Dr. B. hat aber 
deutlich zum Ausdrucke gebracht, daß er den Beſchluß 
des Bezirksamtes anfechten und ſowohl für die zum 
Bahnbau unmittelbar benötigten, als auch für die 
Entwertung der Reſtflächen einen höheren Betrag ver— 
langen will, als ihm im Feſtſtellungsbeſchluſſe des 
Bezirksamts zugebilligt wurde. Sachlich kommt folgen⸗ 
des in Betracht: Das K.⸗Bad iſt ein ſeit langen Jahren 
abgeſchloſſener Beſitz, mit alten Parkanlagen zum großen 
Teil an Südhängen, mit Wäldern, Wieſen, Weiher und 
einer Mineralquelle und in einer der ſchönſten Gegenden 
der deutſchen Alpen mit wundervollem Blick auf das 
Gebirge. Es eignet ſich infolge des Zuſammen— 
treffens all dieſer Umſtände in hervorragender Weiſe 
zu einem Heilbad, zu einer Erholungsſtätte für Ge— 
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ſunde und Kranke im Sommer und Winter. Die Bahn 
führt nun auf den enteigneten Flächen mitten durch 
dieſes abgerundete Beſitztum; ihre Anlage ſtört das 
Landſchaftsbild. Es waren in der gebirgigen Gegend 
Sprengungen notwendig, es wurden Betonmauern 
aufgeführt und eine eiſerne Brücke über den K.⸗Bach 
angelegt. Durch dieſe Bahnanlage, vor allem durch 
die Brücke und ihre unſchöne Konſtruktion findet Dr. B. 
ſein Bad beſonders beeinträchtigt. Die Sachverſtändigen 
üben an dieſer Anlage eine harte Kritik. Der Augen⸗ 
[nen des Senats hat auch tatſächlich ergeben, daß 
urch die Bahnanlage, insbeſondere durch die Brücke 
und die Betonmauern, das Landſchaftsbild in einer 
Weiſe entſtellt und geſtört wurde, die ſich mit Worten 
gar nicht genügend ſchildern läßt. Das OLG. iſt auf 
Grund deſſen zu der Ueberzeugung gelangt, daß die 
derben abfälligen Aeußerungen der Sachverſtändigen 
keineswegs Uebertreibungen ſind, und daß dieſe Art 
der Bahnanlage eine nicht wieder gutzumachende 
dauernde Schädigung des K.⸗Bades bedeutet. Die 
Wertsminderung des Bades als ſolchen liegt hiernach 
nicht nur in der Durchſchneidung des bisherigen ge⸗ 
ſchloſſenen Beſitzes und der damit verbundenen Bes 
einträchtigung (Henle Art. V Note 11a Abſ. 2; Eger 
Bd. 2 S. 143 ff., Bd. 20 S. 135, Bd. 26 S. 176), ſowie 
in der für das K.⸗Bad als Nervenheilanſtalt und Er⸗ 
holungsſtätte beſonders mißlichen Lärmentwicklung 
(Henle Art. V Note 11 a Abſ. 2, Eger Bd. 2 S. 143 ff.), 
ſondern auch in der Störung des früheren ſchönen 
Landſchaftsbildes (© nle Art. V Note 7; RG. 32, 298; 
Eger Bd. 22 S. 61, Bd. 28 S. 190). — Formell hat 
der Kläger nunmehr beantragt, das Staatsärar zu 
verurteilen, bei dem Amtsgerichte K. den Betrag von 
240 000 M ſamt 4% Zinſen daraus feit 10. Oktober 1912 
unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme zu hinter⸗ 
legen und zwar zur Befreiung von ſeiner Verbindlich⸗ 
keit in gleich hohem Teilbetrage aus der gegen Dr. B. 
durchgeführten Zwangsenteignung der Grundſtücke 
Pl.⸗Nr. 2615 ½ uſw. und unter der Erklärung, daß die 
Herausgabe des hinterlegten Betrages durch gericht⸗ 
liche Verfügung des Amtsgerichts G. als Bolls 
ſtreckungsgerichts gemäß Art. XI ZwAbtrG. mit Art. 24 
AG. BGB. an die Beteiligten a geſchehen habe. Zur 
Begründung iſt ausgeführt: Durch die Beſchlüſſe des 
Bez. G. vom 3. September 1912 und 25. November 
1915 ſei dem Dr. B. eine Entſchädigung von 428 024 M 
zugeſprochen worden. Ohne die Zuſtimmung des Dr. B. 
habe der Eiſenbahnfiskus nur gegen Erlage dieſer 
Entſchädigungsſumme Beſfitzeinweiſung oder ſofortige 
Zwangsabtretung erwirken können. Dieſe Erlage habe 
18 Art. XI ZwAbtro. durch Hinterlegung des Teils 
etrages zu erfolgen, der den auf den entwehrten Ab⸗ 
tretungsgegenſtänden laſtenden Hypotheken ſamt Zinſen 
entſpreche, und zwar hätte die Hinterlegung bei dem 
Amts. G. erfolgen müſſen. In Wirklichkeit habe 
der Eiſenbahnſiskus dem Dr. B. nur 14 564 M 
70 Pfg. bezahlt, den Reſt von 413 459 M 30 Pfg. 
aber bei der K. Filialbank München am 21. Fe⸗ 
bruar 1913 hinterlegt. Die auf den entwehrten Ab⸗ 
tretungsgegenſtänden eingetragenen Hypotheken be⸗ 
trügen insgeſamt nur 240000 M. Ein Antrag auf Heraus- 
gabe des hinterlegten Betrages an die Bank ſei in 
erſter und zweiter Inſtanz beim AmtsG. G. und LG. M. 
an dem Vorbehalte des Eiſenbahnfiskus auf „Zurück- 
erſtattung des zuviel hinterlegten Betrages für den Fall 
einer Abminderung im Rechtswege' geſcheitert. Dr. B. 
ſei befugt, die Zahlung der Entſchädigungsſumme zu 
fordern, welche nur in Höhe der auf den Abtretungs— 
gegenſtänden ruhenden Hypotheken zu hinterlegen ſei. 
Da die Summe der Hypotheken unbeſtritten nur 
240 000 M beträgt, fo war dieſem Antrage gemäß 
Art. XI ZwAbtrG. ſtattzugeben und anzuordnen, daß 
die Hinterlegung bei dem Amtsgerichte G. als dem Ge— 
richte der gelegenen Sache (Henle Art. XI Anm. 8) zu 
erfolgen hat. Das Verteilungsverfahren regelt ſich nach 


Art. 24 AG. ZPO. Wenn zur Begründung dieſes An⸗ 
trages ausgeführt wird, daß die vom Fiskus betätigte 
Hinterlegung den Erforderniſſen des Art. 22 AG. ZPO. 
nicht entſprochen habe und daß das Grundbuchamt 
gemäß der Entſcheidung, des Obs. in Samml. Bd. 8 
S. 552 die Umſchreibung nicht hätte vollziehen dürfen, 
ſo iſt dem beizuſtimmen; doch iſt in dem gegenwärtigen 
Rechtsſtreite nicht hierüber zu befinden.!) (Urt. vom 
22. Nov. 1915 L 68/15 D. N. 
8901 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


uſtändigteit für die Pflegſchaft über einen Ab⸗ 
weſenden; Streit oder Ungewißheit über die kupeg⸗ 
teit bi 5, 39 II, 36 11 FS.). Aus den Gründen: 
Da der an einem Nachlaſſe beteiligte L. nach den 
bisherigen Ermittlungen noch ein 1 iſt und 
im Inlande keinen ermittelten Wohnſitz hat, ſo iſt für 
die Pflegſchaft (8 1911 BB.) das Gericht zuſtändig, 
in deſſen Bezirk er ſeinen letzten inländiſchen Wohnſitz 
hatte (88 39 II, 36 II FGG.). Aus den Erhebungen 
ergibt ſich nun, daß, ſofern ſich die Angaben ſeines 
Vaters über ſeine mehrjährige Niederlaſſung in B. 
bewahrheiten, jedenfalls N., wo er vorher anſäſſig 
war, nicht als letzter Wohnſitz und daß S., von wo 
er, ohne polizeilich gemeldet zu ſein, einmal geſchrieben 
hat, überhaupt nicht als Wohnſitz, ſondern nur als 
Aufenthaltsort in Betracht kommt. Ob das AG. B., 
das ſeine Zuſtändigkeit früher verneint hat, da L. ſich 
zuletzt in S. aufgehalten habe, ſeinen Standpunkt trotz 
der rechtlichen und tatſächlichen Bedenken beibehält, 
hängt von der zunächſt veranlaßten neuerlichen Ent⸗ 
ſchließung dieſes Gerichts über die ſchon jetzt ver⸗ 
änderte Sachlage und über das Ergebnis der weiteren 
Erhebungen bezüglich der Niederlaſſung des Pfleglings 
in B. ab. Zurzeit beſteht weder Streit noch Ungewiß⸗ 
heit über die örtliche Zuſtändigkeit mehrerer Gerichte, 
da der neuerlich Eis Ha Sachverhalt noch nicht ge⸗ 
klärt und insbeſondere nicht erſichtlich iſt, daß für das 
AG. N. auch jetzt noch die Zuſtändigkeit behauptet 
wird und deshalb das dieſem übergeordnete OLG. 
für die Beſtimmung des Gerichts überhaupt zuſtändig 
iſt. Der hierauf gerichtete Antrag war daher abzu⸗ 
lehnen. (Beſchl. des II. ZS. vom 17. Januar 1916, 
Beſchw.⸗Nr. 8/16). Br. 
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Oberlandesgericht Augsburg. 


Ein mit der Stellvertretung eines bayeriſchen 
Gerichtsvollziehers beauftragter Beamter der Gerichts 
ſchreiberei hat keinen Auſpruch auf die dem Gerichts⸗ 
vollzieher zuſtehenden Anteile an den Vollſtreckungs⸗ 
gebühren. Der Gerichtsvollzieher W. bei dem Amts⸗ 


1) Der Fiskus kann alſo nicht etwa dadurch einen Druck auf 
den Abtretungspflichtigen ausüben, daß er einerſeits das Grundſtück 
in Beſitz nimmt und darauf eine Bahn baut und betreibt, anderer: 
ſeits aber durch eine bedingte Hinterlegung wäbrend eines jahres 
langen Minderungsprozeſſes dem früheren Eigentümer und den 
Hypothekgläubigern den Gegenwert vorentbält. Wobin ein ſolches 
verfaſſungswidriges Verfahren führen kann, zeigt gerade der vor⸗ 
liegende Fall: die Bank drang hier auf Nückzablung eines größeren 
Teilbetrags wegen Entwertung und drohte mangels Entrichtung mit 
Kündigung des ganzen Bankgelds: binſichtlich der Zinſen iſt der 
Eigentumer ebenfalls benachteiligt. Auch Henle (Anm 3 zu Art. 21 
AG.) iſt der gleichen Meinung, ebenſo Melkel: abweichend Laforet, 
der bei Art. XI gerichtliche, bei Laſtenfreiheit aber adminiſtrative 
Hinterlegung annimmt. Insbeſondere den Grundbuchämtern ift im 
eigeniten Intereſſe die Beachtung der Entſcbeidung in Bd. 8 S. 552 
zu empfeblen, wonach die Umſchreibung, ſoweit nicht Art. XI eins 
greift, den Nachwels der Zablung vorausſetzt. Damit beugen die 
Grundbuchämter auch ſehr unangenehmen Störungsprozeſſen vor, die 
ſich aus der Beſisnahme obne Erfüllung der geſetzlichen Vorans— 
fegungen ergeben können. — Im übrigen enthält das Urteil ein Bei⸗ 
ſpiel wirkſamen Heimalſchutzes mittels Abſchreckung; die Entſchädi— 
gung für die Abtretungsflächen ſelbſt betrug nur 20 000 M, für 
die Entwertung des Reſtbeſitzes aber 430 000 M. 
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gerichte Z. rückte am 17. Auguſt 1914 freiwillig zum 
Heere ein, weshalb der bei demſelben Gericht ange⸗ 
ſtellte Gerichtsaſſiſtent J. M. als Verweſer aufgeſtellt 
wurde. Bei dem genannten Gerichte ſind im Jahre 
1914 für Gerichtsvollzieher⸗Geſchäfte Vollſtreckungs⸗ 
gebühren in Höhe von 962,40 M eingegangen. Der 
auf W. für acht Monate treffende Anteil hieran wurde 
dieſem ausbezahlt, während der Anteil für die übrigen 
vier Monate zu 96,24 M zugunſten der Staatskaſſe 
eingezogen wurde. J. M. machte als Verweſer auf 
dieſen Betrag Anſpruch. Seine Klage gegen den 
Fiskus wurde jedoch vom LG. abgewieſen und das 
OLG. billigte die Abweiſung. 

Aus den Gründen: Der Kläger verweiſt zur 
Begründung feines Anſpruches zunächſt auf 8 24 GO. 
Hienach haben ſich, nn während eines Geſchäftsjahres 
ein Gerichtsvollzieher verſetzt wird oder aus dem 
Dienſt ausſcheidet, er und ſein Nachfolger in den 
Gebührenanfall nach Verhältnis der Zeit zu teilen, 
während deren ſie die Stelle bekleidet haben. Dieſe 
Beſtimmung trifft hier nicht zu. Der Gerichtsvollzieher 
W. iſt nicht aus dem Dienſt ausgeſchieden. Nach 8 66 
RMilc. bleibt ihm vielmehr feine Stelle während 
des Militärdienſtes gewahrt. Nach dem Wortlaut 
und dem Sinn des 8 24 GVO. kann das Ausſcheiden 
aus dem Dienſt nur im rechtlichen, nicht im tatſächlichen 
Sinn gemeint ſein. Der Kläger iſt nicht Nachfolger 
des Gerichtsvollziehers, ſondern Verweſer ſeines Amtes. 
Nach 841 GVO. finden auf den Verweſer die für den 
Gerichtsvollzieher gegebenen Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. Im unmittelbaren Anſchluß an dieſe 
Beſtimmung iſt ſeine Berechtigung zur Führung des 
Dienſtſiegels und zum Tragen der Dienſtmütze beſonders 
hervorgehoben. Die in $ 44 enthaltene ausdrückliche 
Regelung der dem Verweſer allenfalls zu gewährenden 
Vergütung läßt genügend erkennen, daß ſich § 41 nicht 
auf die Beſoldungsverhältniſſe, ſondern nur auf ſolche 
Beſtimmungen bezieht, die für das dienſtliche Verhalten 
und die Amtsführung im allgemeinen maßgebend find. 
Hätte durch § 41 angeordnet werden wollen, daß dem 
Verweſer auch die nach § 21 den Gerichtsvollzieher 
treffenden Gebührenanteile zukommen, ſo wäre kein 
Grund erſichtlich, dem am Sitze des AG.s wohnenden 
Verweſer, wie es in 8 44 Abſ. II geſchehen iſt, noch 
außerdem eine Vergütung in Ausſicht zu ſtellen. Der 
Kläger hat den anfänglich eingenommenen Stand⸗ 
punkt, daß der Gebührenanteil als Dienſtaufwand⸗ 
entſchädigung anzuſehen ſei und daher jedem ausbezahlt 
werden müſſe, der das Gerichtsvollzieheramt verſehe, 
nicht mehr aufrecht erhalten. — Nach der Denkſchrift 
über die Regelung der Dienſtverhältniſſe der Gerichts⸗ 
vollzieher (Landt Verh. 1898/99 Beil Bd. 21 S. 596ff.) 
wurde mit der Zuweiſung der Gebührenanteile bes 
zweckt, trotz der Beſtimmung eines feſten Gehaltes 
den Gerichtsvollzieher „an der ordnungsmäßigen Durch- 
führung der Zwangsvollſtreckungen und Wechſel— 
proteſterhebungen dadurch perſönlich zu intereſſieren, 
daß ihm die Gebühren aus dieſen Geſchäften ganz 
oder teilweiſe zugebilligt werden“. Davon, daß die 
Gebührenanteile dazu dienen, den Gerichtsvollzieher 
für einen erhöhten Aufwand an Verpflegung und 
Kleidung zu entſchädigen, den der äußere Dienſt mit 
ſich bringe, iſt nirgends die Rede. Einen wirklichen 
Aufwand bilden nur die Reiſekoſten, über die aber 
beſondere Vorſchriften in der Gebührenordnung für 
Gerichtsvollzieher getroffen ſind. Der Gebührenanteil 
des Gerichtsvollziehers iſt eine Vergütung, die zu 
dem für das Hauptamt gewährten Gehalt hinzutritt 
und in der Gehaltsordnung durch die bei Klaſſe XXI“ 
beigefügte Bemerkung: „150 M penfionsfähiger Anſchlag 
von Nebenbezügen vorgeſehen iſt; er iſt alſo Beſoldungs— 
beſtandteil (Art. 27 Abſ. III BG.). Ob der Gerichts⸗ 
vollzieher hierauf im Hinblick auf § 37 GVO. einen 
unentziehbaren Rechtsanſpruch hat und ob die Ge— 
bührenanteile bei Einrücken des Gerichtsvollziehers 
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zum Militärdienſt angeſichts des 8 66 Abſ. II R Mils. 
zugunſten der Staatskaſſe eingezogen werden können — 
wie dies durch Mel. vom 19. Auguſt 1914 (GBl. 
S. 387 ff.) angeordnet wurde — iſt hier nicht zu er⸗ 
öͤrtern, da dieſer Anſpruch auf alle Fälle nur dem 
Gerichtsvollzieher ſelbſt, nicht aber, wie ausgeführt, 
dem Verweſer zuſteht. Wenn in der Bekanntmachung 
unter 13 Abſ. 3 die Dien ſtaufwandentſchädigung als 
nicht zu dem perſönlichen Dienſteinkommen gehörig 
bezeichnet wird und dann bemerkt iſt, daß „als Dienſtauf⸗ 
wandentſchädigung in dieſem Sinne“ die Gebühren⸗ 
anteile der Gerichtsvollzieher in Betracht kommen, 
ſo konnte der Kläger hieraus nicht den Schluß ziehen, 
daß die Gebührenanteile ihm als Dienſtaufwandent⸗ 
ſchaͤdigung zukämen. Der nicht ganz genau und ſcharf 
ausgedrückte Sinn der Worte kann vielmehr nur der 
ſein, daß ebenſo wie die Dienſtaufwandentſchädigung 
auch die Gebührenanteile nicht zu dem perſönlichen 
Dienſteinkommen zählen ſollen. (Urteil des II. 38. 
v. 27. Mai 1916, L 23/16). W. 
3932 


Landgericht München J. 


„Anſpruch des Pflegers unbekannter Nacherben gegen 
die bei der Nachlazause inanderſetzung beteiligten Bor: 
erben auf eine Vergütung nach Ark. 131 Abſ. 1 AS. 
BG. Aus den Gründen: Der am 8. April 1915 
in München verſtorbene Privatier Joſef Z. ſetzte als 
Erben „die bei ſeinem Tode vorhandenen und nach⸗ 
geborenen Abkömmlinge ſeiner Tochter H.“ ein, wobei 
er dem Vater der Erben das Recht der Verwaltung 
des Nachlaßvermögens entzog. Für die ſchon vor⸗ 
handenen Kinder der Thereſe H. wurde vom A. der 
Betriebsleiter G. VB., für die unbekannten Nacherben 
der Rechtsanwalt Dr. H. als Pfleger beſtellt, wobei die 
Vorausſetzungen des § 2101 BGB. als gegeben an⸗ 
genommen wurden. Vor dem als Teſtamentsvollſtrecker 
beſtellten Notar P., der auch ein Nachlaßinventar auf⸗ 
nahm, wurde am 2. September 1915 zwiſchen den Be⸗ 
teiligten, nämlich den Eheleuten H. und den beiden 
Pflegern, ein Uebereinkommen geſchloſſen, das die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts fand. Nach⸗ 
dem der Pfleger Dr. H. den Rechenſchaftsbericht des 
Teſtamentsvollſtreckers geprüft und genehmigt hatte, 
wurde er von ſeinem Amt enthoben. Er beantragte 
fein Honorar mit 50 M und feine Auslagen mit 10 M 
feſtzuſetzen und den Pfleger der Vorerben zur Bes 
zahlung dieſer Vergütung aus dem Nachlaß zu ver⸗ 
anlaſſen. In Uebereinſtimmung mit dem Pfleger der 
Vorerben lehnte das Vormundſchaftsgericht mit Be⸗ 
ſchluß vom 5. Mai 1916 die Gewährung eines Ho⸗ 
norars ab, da ſich der Honoraranſpruch nur gegen 
die Nacherben, die noch nicht exiſtierten und auch kein 
Vermögen beſäßen, richten könne und da dem Nachlaß 
ſelbſt nach Art. 132 AG. BGB. nur die durch das 
gemeinſchaftliche Verfahren entſtehenden Koſten zur 
Laſt fielen, während die Teilnahme der einzelnen Be⸗ 
teiligten deren eigene Angelegenheit ſei. Gegen dieſen 
Beſchluß hat Dr. H. die ev. fofortige Beſchwerde ein⸗ 
gelegt. Er gründet ſeinen Anſpruch nun insbeſondere 
auf Art. 131 Abſ. 1 Satz 2 AG. BGB., da zur Aus⸗ 
einanderſetzung des Nachlaſſes die Vertretung der un⸗ 
bekannten Erben durch einen juriſtiſch gebildeten Pfleger 
notwendig geweſen ſei, die Koſten der Vertretung der 
Nacherben von den Vorerben zu erſtatten ſeien und 
der Erſtattungsanſpruch zum Vermögen der Nacherben 
gehöre. Die Beſchwerde iſt nach $ 20 JGG. zuläſſig 
und auch fachlich begründet. Nach Art. 131 Abſ. 1 
AG. BGB. find die Koſten in Angelegenheiten der 
freiw. Gerichtsbarkeit von dem zu tragen, in deſſen 
Angelegenheit die amtliche Verrichtung ſtattfindet. 
Dieſer hat die einem anderen Beteiligten entſtandenen 
Koſten zu erſtatten, ſoweit die Aufwendungen zur zweck⸗ 
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entſprechenden Erledigung der Angelegenheit notwendig 
waren. Dieſe Beſtimmung trifft hier, wo die Mit⸗ 
wirkung einer für die unbekannten, vorausſichtlich nie 
zur Exiſtenz gelangenden Nacherben eingeſetzten Pfleg⸗ 
ſchaft für die Auseinanderſetzung des Nachlaſſes haupt⸗ 
ſächlich im Intereſſe der Vorerben in Anſpruch ges 
nommen wurde, zu. In Anwendung des 8 1836 BGB. 
und Art. 133 AG. BG. war daher die Vergütung 
in dem angemeſſenen Betrag von 60 M feſtzuſetzen. 
(Beſchl. der I. 38K. vom 18. Mai 1916, Beſchw.⸗Reg. 
198/1916). Dr. H. 
3927 


Landgericht Straubing. 


„ uläfſigkeit des nach Kriegsausbruch erklärten Nück⸗ 
tritts von dem Berſicherungsvertrag mit einer eng: 
liſchen Berſicherungsgeſellſchaft. Aus den Gründen: 
a) Wer aus einem gegenſeitigen Vertrage vorzuleiſten 
verpflichtet iſt, kann nach 5 321 BGB., wenn nach 
dem Abſchluſſe des Vertrages in den Vermögensver⸗ 
hältniſſen des anderen Teiles eine weſentliche Ver⸗ 
ſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch auf die 
Gegenleiſtung gefährdet wird, die ihm obliegende 
Leiſtung verweigern, bis die Gegenleiſtung bewirkt 
oder Sicherheit für ſie geleiſtet wird. Dieſe geſetzliche 
Vorſchrift enthält eine auf Billigkeitsgründen beruhende 
eingeſchränkte Anerkennung der bekannten „clausula 
rebus sic stantibus“. Wieweit die Schranken zu 
ziehen ſind, darüber herrſcht, insbeſondere ſeit Aus⸗ 
bruch des gegenwärtigen Krieges in Anſehung der⸗ 
jenigen Verſicherungsgeſellſchaften, welche ihren Sitz 
im feindlichen Ausland, vor allem in England haben, 
in Theorie und Praxis lebhafter Streit. Schon vor 
dem ebenbezeichneten Zeitpunkte ging jedoch die herr⸗ 
ſchende Anſicht in Rechtslehre und Rechtſprechung 
dahin, daß die genannte Beſtimmung, insbeſondere 
um den über Treue und Glauben im rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verkehre auch nach dem BGB. (85 133, 157, 242) 
geltenden Grundſätzen gerecht zu werden, unter Be⸗ 
obachtung des, wenn auch vielleicht nicht ausdrücklich 
erklärten Vertragswillens der Beteiligten, möglichſt 
ausdehnend auszulegen iſt, ſo zwar, daß z. B. dem 
Vorleiſtungspflichtigen unter Umſtänden ſogar ein 
Rücktrittsrecht zuzubilligen iſt (vgl. Staudinger BGB. 
Anm. 1 und 3 zu 8 321, es 50, 258). Was ins⸗ 
beſondere das Verſicherungsrecht anlangt, fo hat das 
Reichsgericht ebenfalls längſt vor Ausbruch des gegen⸗ 
wärtigen Krieges anerkannt, daß, trotz der oben er⸗ 
wähnten Schranken, die Prüfung nicht ausgeſchloſſen 
iſt, ob nicht im einzelnen Fall oder auch bei einer 
ganzen Gattung von Verträgen nach der Abſicht der 
Parteien und nach der Natur der Verträge ein Rück⸗ 
trittsrecht wegen veränderter Umſtände gegeben iſt. 
Hiebei werde auf das, was Treue und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte fordern, Gewicht zu 
legen ſein. Der erkennbare Zweck des Verſicherungs— 
nehmers, den er durch die fortlaufende Zahlung der 
Prämie zu erreichen hoffe, gehe dahin, ſich gegen die 
Folgen eines irgendwie wirtſchaftlich nachteiligen Er⸗ 
eigniſſes zu ſchützen, die Gewißheit zu haben, daß er 
durch die Verſicherung gegen die befürchteten Nachteile 
bei deren Eintritt ohne weiteres Deckung finde. Dieſer 
Zweck bleibe, wenn die Verſicherung, wie es aus» 
nahmslos geſchehe, bei einer auf den planmäßigen 
Großbetrieb gerichteten Anſtalt (Geſellſchaft)b genommen 
werde, regelmäßig nur erreichbar, ſolange die wirt» 
ſchaftlichen und rechtlichen Grundlagen, auf denen ſich 
der Großbetrieb aufbaue, im weſentlichen erhalten 
blieben. Es würde wider die den Verſicherungsver— 
trag im weiteſten Umfange beherrſchenden Grundſätze 
von Treu und Glauben verſtoßen, wenn man den 
Verſicherten an einem Vertrag feſthalten wollte, den 
er mit der Geſellſchaft in ihrer gegenwärtigen Lage 


niemals abgeſchloſſen haben würde. In der Natur 
des Verſicherungsgeſchäftes liege es, daß es vom Ver⸗ 
ſicherten aufgelöſt werden könne, wenn der Verſicherer 
ſelbſt unſicher werde (RGZ. 60, 56 ff.). Im . 
lichen in Anwendung dieſer Grundſätze hat die herr⸗ 
ſchende Meinung in Rechtslehre und Rechtſprechung 
ſeit Ausbruch des gegenwärtigen Krieges die lebhaft 
erörterte Frage der Zuläſſigkeit des Rücktrittes deutſcher 
Verſicherungsnehmer gegenüber engliſchen Feuerver⸗ 
e gen grundſätzlich, vorbehaltlich der 
Prüfung der Umſtände des einzelnen Falles, bejaht 
(vgl. JW. 1915 S. 1098 ff.) in dem Sinne, daß von 
Fall zu Fall zu entſcheiden iſt, ob nach den beſonderen 
Umſtänden eine ernſtliche erhebliche Gefährdung der 
Vertragsrechte der deutſchen Verſicherungsnehmer ein⸗ 
getreten iſt, ſo daß ihnen die Aufrechterhaltung des 
Vertrages nicht mehr zugemutet werden kann. d) Eine 
Gefährdung im letzterwähnten Sinne liegt nun hier 
zweifellos vor. Das hat die Geſellſchaft ſelbſt durch 
ihr eigenes Verhalten unzweideutig anerkannt. Denn, 
wenn ſie nicht ſelbſt der Anſicht geweſen wäre, daß 
die Vertragsrechte der deutſchen Verſicherungsnehmer 
infolge des Kriegszuſtandes zwiſchen dem deutſchen 
Reiche und England und infolge der im Zuſammen⸗ 
hange mit dem Kriegszuſtand eingetretenen bekannten 
Ereigniſſe und Regierungsmaßnahmen, insbeſondere 
infolge des ſattſam bekannten engliſchen Zahlungs⸗ 
verbotes geſährdet ſeien, dann hätte 0 keinen Anlaß 
gehabt, wie ſie ſelbſt behauptet und unter Beweis 
ſtellt ihren geſamten deutſchen Verſicherungsbeſtand 
ſeit 1. September 1914 der St..... Geſellſchaft, 
angeblich einem deutſchen, äußerſt leiſtungsfähigen 
Unternehmen, in totale Rückverſicherung zu geben, 
ſo zwar, daß die letztgenannte Geſellſchaft gegen⸗ 
über den deutſchen Verſicherten der engliſchen Geſell⸗ 
Te die ſelbſtſchuldneriſche Haftung aus allen mit 
ieſer abgeſchloſſenen Verträgen übernommen habe. 
Daß in der Tat eine ſolche Gefährdung objektiv vor⸗ 
liegt, bedarf angeſichts der aller Welt bekannten Hal⸗ 
tung Englands gegenüber dem Deutſchen Reich im 
jetzigen Kriege und vor allem in den allerletzten Mo⸗ 
naten — ganz offen und unverhüllt proklamiert Eng⸗ 
land nunmehr den Grundſatz der völligen Vernichtung 
des Deutſchen Reiches und ſeiner Bundesgenoſſen auch 
nach der wirtſchaftlichen und kommerziellen Seite und 
führt dieſen Grundſatz mit allen Mitteln durch — 
keines weiteren Beweiſes. Dieſe Gefährdung der Ver⸗ 
tragsrechte der deutſchen Verſicherten beſteht auch jetzt 
noch, trotz des angeblichen ſelbſtſchuldneriſchen Ein⸗ 
tretens der genannten S” t. Geſellſchaft und 
trotz der von den Beklagten behaupteten und unter 
Beweis geſtellten Tatſache, daß die deutſche Zweig⸗ 
niederlaſſung der engliſchen Geſellſchaft dem kaiſer⸗ 
lichen Aufſichtsamte für Privatverſicherungen eine 
Kaution im Werte von 2 726 400 M zur Sicherung der 
Verbindlichkeiten aus den von ihr im Inland abge— 
ſchloſſenen unmittelbaren Verſicherungsverträgen zur 
Verfügung geſtellt habe. Denn einerſeits brauchen 
ſich die Verſicherten wider ihren Willen keinen anderen 
Schuldner aufdrängen zu laſſen (vgl. die angeführte 
RGE. 60, 63/64) — und die jetzigen Beklagten haben 
in dieſer Hinſicht ihren ablehnenden Standpunkt un— 
zweideutig zum Ausdrucke gebracht —, anderſeits iſt 
die dem Reichsverſicherungsamte geſtellte Kaution 
durchaus keine Sicherheit im Sinne des Geſetzes (SS 321, 


2.32 ff. BGB.). Denn fie iſt nicht dem einzelnen Ver⸗ 


ſicherten unmittelbar und individuell geleiſtet, ſondern 
zugunſten aller Verſicherten generell, ſo zwar, daß der 
einzelne Verſicherte kein unmittelbares klagbares Recht 
hinſichtlich dieſer Sicherheit hat. Bei dieſer Rechts— 
lage kann dahin geſtellt bleiben, ob die St. . ... Ge⸗ 
ſellſchaft trotz des Zuwachſes an Verſicherungsbeſtand 
ohne Erweiterung ihrer finanziellen Grundlage in der 
Lage iſt, den Anſprüchen der übernommenen deutſchen 


Verſicherten unter allen Umſtänden gerecht zu werden 
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und ob ſich dermalen überhaupt berechnen und beur⸗ 
teilen läßt, ob die dem Reichsverſicherungsamte ge⸗ 
leiſtete Sicherheit ausreichend ſein wird, jene ihrer 
Höhe nach zurzeit unberechenbaren Anſprüche für alle 
Fälle und Möglichkeiten ſicher zu ſtellen. (Urt. der 
II. 3K. vom 11. Januar 1916, Beruf.⸗Reg. II F 44/1915). 
3918 Dr. St. 


Pücheranzeigen. 


Beer, Dr. Nichard, Hof⸗ und Gerichtsadvokat in Wien. 
Der Gang des öſterreichiſchen Zivilpro⸗ 
zeſſes. Heft 10 und 13. 192 S. Hannover 1915, 
5 Verlagsbuchhandlung. Mk. 4.—, geb. 


In der von Alfred Bozi herausgegebenen Samm⸗ 
lung zur Einführung in das lebende Recht, in der 
wir Kormanns Einführung in die Praxis des Ver⸗ 
waltungsrechts als Torſo beſitzen, ſchildert Beer die 
Hauptgrundzüge des öſterreichiſchen Zivilprozeſſes in 
Form einer Unterhaltung zwiſchen dem Juriſten und 
ſeinem Beſucher. Eine ſolche Darſtellung will und 
kann nur im allgemeinen unterrichten. Sie will weder 
ein Lehrbuch erſetzen noch das Studium des Geſetzes 
erſparen. Eine ſolche induktive Darſtellung will nur 
eine vorläufige Orientierung bieten, ſowohl dem 
Studierenden wie dem ausländiſchen, namentlich dem 
reichsdeutſchen Fachmann. 


Jena. 


Dittrich, Hans, Amtsrichter in München. Der Kampf 
zwiſchen Gläubiger und Schuldner. 36 Seiten. 
Berlin 1916, Alfred Metzner. 80 Pfg. 


Das Büchlein, eine größere Abhandlung aus der 
Feder eines langjährigen und erfahrenen Vollſtreckungs⸗ 
richters, zerfällt in vier Abſchnitte: Schäden des bis⸗ 
herigen Vollſtreckungsweſens. — Abhilfemaßnahmen 
und Vorſchläge auf Grundlage der beſtehenden Ge⸗ 
ſetze. — Gedanken zur Neuordnung unſeres Zivil⸗ 
prozeſſes. — Vorſchläge zur Neuordnung unſeres 
Vollſtreckungsweſens. Es wendet ſich an die Laien⸗ 
welt und macht unſere erwerbstätigen Stände darauf 
aufmerkſam, wie unwirtſchaftlich die Handhabung 
unſeres Vollſtreckungsweſens in der Form iſt, in der 
ſie gegenwärtig von der weitaus überwiegenden Mehr⸗ 
zahl der Gläubiger und Schuldner geübt wird. Es 
zeigt in gemeinverſtändlicher Weiſe, wie dieſer Schaden 
auf Grund der beſtehenden Geſetzgebung vermieden 
werden kann und wie die anzuſtrebende geſetzliche 
Neuregelung beſchaffen ſein muß. Durch die überſicht⸗ 
liche Zuſammenfaſſung der Juſtizreformbeſtrebungen 
auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung iſt das 
Schriftchen auch für den Juriſten von größtem Intereſſe. 

F. Schmidt, K. Amtsrichter. 


Kriegerſorgen, Zeitgemäße Fragen aus dem 
Gebiete des Bürgerlichen Rechts und der 
Zwangsvollſtreckung. Für unſere Krieger 
und deren Angehörige bearbeitet von Mit⸗ 
gliedern und Freunden des Deutſchen 
Richterbundes. Herausgegeben von Ge⸗ 
richts vollzieher Finhold in Köln. 2. Aufl. 
135 Seiten. Berlin 1916, Alfred Metzner. 80 Pfg. 
(Bei Abnahme einer größeren Anzahl bedeutende 
Ermäßigungen). 

Das Schriftchen bringt in 11 verſchiedenen Abs 
handlungen berufener Praktiker eine Darſtellung der 
geſamten bis Mitte Juli 1916 erlaſſenen Kriegsgeſetze 
und Kriegsverordnungen auf dem Gebiete des Bürger— 
lichen⸗ und Zivilprozeßrechts und einzelner beſonders 
wichtiger Abſchnitte des Vormundſchafts- und Nach⸗ 
laßweſens. Durch eine gemeinverſtändliche und volks— 
tümliche Schreibweiſe vermittelt das Büchlein dem 


Rechtsanwalt Dr. Böckel. 
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Laien in leicht faßlicher und anregender Weiſe die 
Kenntnis der umfangreichen Kriegsgeſetzgebung; aber 
auch dem Juriſten, der ſich beruflich mit der Beratung 
des Publikums zu befaſſen hat, gibt es über die ein⸗ 
ſchlägigen Fragen raſch und erſchöpfend Aufſchluß. 
Unſeren Kriegern, denen es in erſter Linie gewidmet 
iſt, kann es bei der Ordnung ihrer Rechtsangelegen⸗ 
12 5 vorzügliche Dienſte leiſten; es dürfte 0 da⸗ 

er als Liebesgabe ins Feld beſonders eignen. Daß 
das Werkchen einem Bedürfnis entgegenkommt, beweiſt 
die Tatſache, daß es wenige Wochen nach ſeinem Er⸗ 
ſcheinen in zweiter Auflage erſchienen iſt. 

F. Schmidt, K. Amtsrichter. 


Krech, Dr. J. und Dr. O. Fiſcher. Die CGeſetzge⸗ 
bung betr. die Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen im Reich und 
in Preußen. 298 Seiten. Berlin 1916, J. Gutten⸗ 
tag, Verlagsbuchhandlung. Mk. 2.80. 


Das in 8. Auflage erſchienene, in erſter Linie für 
Preußen berechnete Buch enthält das Reichsgeſetz über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung 
und die für Preußen ergangenen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Beigefügt ſind kurze Anmerkungen, bei denen 
ſich eine Erweiterung wohl empfehlen dürfte. Die Aende⸗ 
rungen, die das Geſetz zur Einſchränkung der Ver⸗ 
fügungen über Miet⸗ und Pachtzins forderungen vom 
8. Juni 1915 brachte, find berückſichtigt. Schie... 


Wilhelm, Dr. Oskar. Der Einfluß des Krieges 
auf Privatverträge. 53 Seiten. München, Ber⸗ 
lin und Leipzig 1916, J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). Mk. 1.50. 


Das Buch, wohl eine Doktorarbeit, befaßt ſich 
mit einer Frage des Völkerrechts, der rechtlichen Ein⸗ 
wirkung des Krieges auf privatrechtliche Verträge 
zwiſchen den Angehörigen der kriegführenden Staaten, 
namentlich mit dem auf der zweiten Haager Friedens⸗ 
konferenz aufgenommenen Art. 23h der Landkriegs⸗ 
ordnung, der die Unverletzlichkeit des Privateigentums 
auf dem Gebiete der Forderungen ſichern ſollte. Mit 
Intereſſe wird man namentlich die Darlegungen über 
die verſchiedenen Auslegungen verfolgen, die diefer 
Artikel bald fand. Das Buch ſchließt ab mit dem 
1. Juli 1914, alſo vor der Zeit, die dem Artikel Ge⸗ 
legenheit gegeben hätte, ſich zu bewähren. Wie ſehr 
er verſagt hat, darüber möge man die Ausführungen 
Strupps in BöhmsZ. 1915, 345 ö 5 

e 


Nauchhaupt, Fr. W. von, Dr. jur. et phil. Handbuch 
der deutſchen Wahlgeſetze und Geſchäfts⸗ 
ordnungen. 782 Seiten. München und Leipzig 
1916, Verlag von Duncker und Humblot. Geb. Mk. 14. 


Das umfangreiche Buch enthält die Texte der 
Wahlgeſetze und die Geſchäftsordnungen der geſetzge⸗ 
benden Körperſchaften des Reiches und ſeiner Teil⸗ 
ſtaaten, ſo für Bayern des Wahlgeſetzes vom 9. April 
1906, des Geſchäftsgangsgeſetzes vom 19. Januar 1872, 
der Geſchäftsordnung der Kammer der Reichsräte und 
der Geſchäftsordnung der Kammer der Abgeordneten. 
Wie zu erwarten, fehlen die beiden Mecklenburg. Für 
den, der ſich mit dem deutſchen Staatsrecht beſchäftigt, 
wie für den Politiker iſt das Buch von ſchätzenswerter 
Bedeutung. Schie... 


Lehmann, Dr. Heinrich, o. ö. Profeſſor der Rechte an 
der Univerſität Jena und akademiſcher Rat am 
Thüringſchen Oberlandesgericht. Die Kriegs 
beſchlagnahme als Mittel der Organiſation 
der Rohſtoff⸗ und Lebensmittelverſorgung. VI. 
110 S. Jena 1916, Verlag von Guſtav Fiſcher. 
Broſch. Mk. 2,40. 


Nur die rechtliche nicht auch die wirtſchaftliche 


— — — . u 7 er 


oder die militäriſche Seite der Kriegsbeſchlagnahme 
find in dem Buch behandelt; es gliedert ſich in zwei Teile, 
die Beſchlagnahme im Inland, deren Grundlage das 
inländiſche Recht iſt, und die im beſetzten Feindesland, 
für die völkerrechtliche Gepflogenheiten hinzukommen. 
Eine Darſtellung der Einzelheiten der vielen hier ein⸗ 
ſchlägigen Kriegsverordnungen hat der Verfaſſer nicht 
ewollt; nur Fragen von allgemeiner Bedeutung be⸗ 
andelt er; in raſchen entſchiedenen Zügen entwirft 
er ein Bild der grundlegenden Begriffe und der recht⸗ 
lichen Tragweite der Anordnungen. Nichts bezeichnet 
Form und Inhalt des Buches beſſer als die Worte des 
Vorworts: Ohne Begriffs jurisprudenz geht es nun 
einmal nicht.“ chie.. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


e Rrafrehtlichen W 8. 
(Zeitraum vom 15. Juli bis 22. Auguſt 19 


I. Borſchriften für Lebens⸗ und Futter⸗ 
mittel. 


a) Allgemeine Vorfchriften. 


1. BO. vom 29. Juli 1916 (RGBl. S. 861). Sie 
enthält eine kleine Aenderung des 8 8 der BO. über 
den Handel mit Lebens⸗ und Futtermitteln und zur 
e des Kettenhandels ſowie eine Uebergangs⸗ 
vorſchrif 

2. VO. vom 27. Juli 1916 (RO BI. S. 834). Sie 
dehnt die 50. über die Sicherung der Ackerbeſtellung 


vom 5. Stb. 1915 (MODE. S. 210 und 557) auf das 


Jahr 1917 aus. 

3. BO. vom 3. Auguſt 1916 (RGBl. S. 891). Auf 
Grund der BO. über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung 
der VBolksernährung vom 22. Mai 1916 (RGBl. S. 401) 
wurde darin für den 1. September 1916 eine allge⸗ 
meine Beſtandsaufnahme der wichtigſten Lebensmittel 
angeordnet. Die Strafbeſtimmung in 8 14 richtet * 
gegen die vorſätzliche und fahrläſſige Verletzung 
zum Zwecke 5 Beſtandsaufnahme auferlegten An- 
zeige⸗ und Auskunftspflicht. 


b) Vorſchriften für einzelne Arten von Lebens⸗ und 
Futtermitteln. 


1. Vorſchriften für Getreide. 


a) Bek. vom 24. Juli 1916 (RGBl. S. 781). Sie 
gibt die BO. über Brotgetreide und Mehl, über Gerſte 
und über Hafer in der Faſſung bekannt, die dieſe VO. 
durch die BO. vom 29. Juni und 6. Juli 1916 (RGBl. 
= 659 und 666) für das Erntejahr 1916 erhalten 

abe 

b) BO. vom 24. Juli 1916 über die Aufhebung 
der BO. über die Höchſtpreiſe für Brotgetreide, für 
Gerſte und für Hafer vom 23. Juli 1915 (RGBl. S. 820). 
Die 98 bung erfolgte mit Wirkung vom 1. Auguſt 1916. 

O. über ua für Brotgetreide vom 
24. Juli 1916 (RGBl. S. 820). Die Ueberſchreitung 
der ran: iſt in 8 9 unter Strafe geſtellt. 
BO. über Höchſtpreiſe für Gerſte vom 24. Juli 
1916 (RGBl. S. 824). Die Strafbeſtimmungen gegen 
Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe enthält 8 5. 

e) BO. über Höchſtpreiſe für Hafer vom 24. Juli 
1916 (RGBl. S. 826). Strafbeſtimmungen gegen Ueber⸗ 
ſchreitung der Höchſtpreiſe in $ 5. 

f) Bek. zur Durchführung der VO. über Gerfte vom 
5. Auguſt 1916 (RGBl. S. 924). Die Bewirtſchaftung 
der Gerſtenvorräte liegt danach der Reichsfutter⸗ 
mittelſtelle ob. 

g) Bek. über den Verkehr mit Brotgetreide und 
Wintergerſte zu Saatzwecken vom 27. Juli 1916 (RGBl. 


1) Letzter Bericht S. 267 dieſer Zeltſchrift. 
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S. 854), Ausführungsvorſchriften zu den Beſtimmungen 
über Saatgetreide in den BO. über Brotgetreide und 
8091 aus der Ernte 1916 vom 29. Juni 1916 (RGBl. 

13) und über un aus der Ernte 1916 vom 
6. Jull 1916 (RG BI. S. 659). 


2. Vorſchriften für Hülſenfrüchte, Buchweizen und Hirſe. 
a) Bek. vom 27. Juli 1916 (NEBL. S. 841). Sie 
ibt die BO. über Hülſenfrüchte in der ihr durch die 
O. vom 29. Juni 1916 (RG SBI. S. 621) gegebenen 
Faſſung bekannt. 
b) Bek. über die Bewirtſchaftung der Hülfen 1016 
ſowie von Buchweizen und Hirſe vom 25. Juli 1 
(RG Bl. S. 832). Die Bewirtſchaftung wird einer 185 
dem Namen Reichshülſenfruchtſtelle Be Daten Abs 
teilung der Zentral⸗Einkaufs⸗Geſellſchaft m. b. H. in 
Berlin übertragen. 


3. Vorſchriften für Kartoffeln. 


Bek. vom 2. Auguſt 1916 (RGBl. S. 875). Ihren 
Gegenitand bildet die Verpflichtung der Kommunal⸗ 
verbände, der Gemeinden und der Kartoffelerzeuger 
zur Sicherſtellung und 591 der Kartoffeln, die für 
die Ernährung der Bevölkerung vom 16. Auguſt 1916 
bis 15. Auguſt 1917 erforderlich ſind. Strafbeſtimmung 
in 8 6. 8 7 hebt die Bek. über das Verfüttern von 
Kartoffeln vom 8. Juni 1916 (RGBl. S. 446) auf. 


4. Vorſchriften für Gemüſe und Obſt. 


a) BO. über vorläufige Maßnahmen zur Regelun 
des Verkehrs mit Gemüſe und Obſt vom 15. Juli 191 
(RGBl. S. 744). Sie verbot das Dörren von Gemüſe 
und die Herſtellung von Sauerkraut vor dem 1. Auguſt 
1916 ſowie den Abſchluß von Verträgen, die den Er⸗ 
werb von 1 oder Obſt nach dem 1. Auguſt 
(Pflaumen) oder dem 15. Auguſt 1916 (ſonſtiges Obſt 
und Gemüfe) zum Gegenſtand haben, und ſchrieb die 
Anzeige der vor dem 17. Juli 1916 abgeſchloſſenen, 
aber erſt nach dem 15. Auguſt 1916 zu erfüllenden 
Verträge über den Erwerb von Gemüſe und Obſt vor. 
e immungen in 
O. über die erarbeitung von Obſt vom 
5. August 1916 (RGBl. S. 911). 5 1 ermächtigt die 
Reichsſtelle für ne und Obſt zu Anordnungen 
über die gewerbsmäßige Verarbeitung von Obſt zu 
Obſtkonſerven, Obſtwein und Obſtbranntwein. Nach 
8 2 dürfen Obſtkonſerven nur mit Genehmigung der 
ee für Obſtkonſerven und Marmeladen 
b. H. in Berlin und darf Obſtwein nur mit Ge⸗ 
l der Kriegsgeſellſchaft für Weinobſt⸗Einkauf 
und ⸗Verteilung m. b. H. in Berlin abgeſetzt werden. 
83 geſtattet Verträge über den Erwerb von Aepfeln, 
Pflaumen und Zwetſchgen zur Herſtellung von Obſt⸗ 
konſerven und Verträge über den Erwerb von Aepfeln 
und Birnen zur Herſtellung von Obſtwein ſowie die 
Erfüllung bereits abgeſchloſſener Verträge ſolcher Art 
nur mit Genehmigung der genannten Kriegsgeſell⸗ 
ſchaften. Wer Obſtkonſerven, Obſtwein oder Obſt⸗ 
branntwein herſtellt oder abſetzt, hat nach 8 4 der 
Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt und der zuſtändigen 
Kriegsgeſellſchaft auf Verlangen über die Beſchaffung 
und Verarbeitung der Rohſtoffe ſowie den Abſatz der 
Erzeugniſſe Auskunft zu geben. Strafbeſtimmungen 
in 8 9. $ 11 hebt die VO. über vorläufige Maßnahmen 
zur Regelung des Verkehrs mit Gemüſe und Obſt 
u unter a)] hinſichtlich des Obſtes auf. 
BO. über die Verarbeitung von Gemüſe vom 
5. Auguſt 1916 (RGBl. S. 914). Sie enthält für Ge⸗ 
müſekonſerven, Sauerkraut und Dörrgemüſe ganz 
ähnliche Vorſchriften wie die VO. über die Ver⸗ 
arbeitung von Obſt und insbeſondere auch überein— 
ſtimmende Strafbeſtimmungen in 8 9. 


5. Vorſchriften für Oele und Fette. 


a) VO. über Speiſefette vom 20. Juli 1916 (RG Bl. 
S. 755). Nach 88 find die in Molkereien (Begriff 
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vgl. Abſ. 2) hergeſtellten Speifefette mit der Erzeugung 
für den Kommunalverband beſchlagnahmt. Verände⸗ 
rungen dürfen an ihnen nach 89 vorbehaltlich der 
dort vorgeſehenen Ausnahmen nur mit Zuſtimmung 
des Kommunalverbandes vorgenommen werden. Auf 
Verlangen des Kommunalverbandes find ſie ihm käuf⸗ 
lich zu überlaſſen. Die Kommunalverbände können 
nach § 13 auch die käufliche Ueberlaſſung der in ihrem 
Bezirke vorhandenen, nicht in Molkereien hergeſtellten 
Speiſefette an die von ihnen beſtimmten Stellen oder 
Perſonen verlangen. Den Kommunalverbänden, den 
in 8 19 vorgeſehenen Verteilungsſtellen und der neu» 
errichteten (8 2) Reichsſtelle für Speiſefette erteilen die 
88 14, 15, 16 und 17 zur Sicherung des Fett⸗ und 
Milchbedarfs weitgehende Ermächtigungen gegenüber 
den Haltern von Kühen, den Milchaufkäufern, Molkereien 
und Betrieben, in denen Speiſefette hergeſtellt oder 
abgeſetzt werden. Nach § 18 haben die Kommunal⸗ 
verbände oder (vgl. Abſ. 2) Gemeinden den Verkehr 
mit Speiſefetten und deren Verbrauch in ihrem Be⸗ 
zirke zu regeln. Strafſchutz ſiehe 8 35. Für aus⸗ 
ländiſche Butter, die den erwähnten Vorſchriften nicht 
unterliegt, kann nach § 24 Abſ. 2 der Reichskanzler 
Beſtimmungen erlaſſen, gegen deren Uebertretung dort 
eine beſondere Strafvorſchrift getroffen iſt. Die SS 25 ff. 
ermächtigen den Reichskanzler und die Kommunal⸗ 
verbände oder (§ 29 Abſ. 2) Gemeinden zur Feſtſetzung 
von Höchſtpreiſen für Speiſefette, auf die nach § 32 
das Höchſtpreisgeſetz Anwendung findet. Nach 8 41 
kann der Reichskanzler die Bewirtſchaftung von Milch 
und Käſe der Reichsſtelle für Speiſefette übertragen 
und den Verkehr mit dieſen Erzeugniſſen regeln ſowie 
Zuwiderhandlungen innerhalb des dort vorgeſehenen 
Strafrahmens unter Strafe ſtellen. 

b) VO. vom 5. Auguſt 1916 (RGBl. S. 917). Sie 
enthält Uebergangsvorſchriften zu der vorerwähnten 
VO. über Speiſefette. | 

c) VO. vom 27. Juli 1916 (RGBl. S. 841). Sie 
gibt die VO. über Oelſrüchte und daraus gewonnene 
Produkte in der Faſſung bekannt, die ſie durch die 
BO. vom 26. Juni 1916 (RG Bl. S. 595) erhalten hat. 

d) BO. vom 21. Juli 1916 (RGBl. S. 765). Sie 
erweitert das Verbot der Verwendung pflanzlicher 
und tieriſcher Oele und Fette zu techniſchen Zwecken, 
das die VO. vom 6. Januar 1916 (RG Bl. S. 3) auf⸗ 
geſtellt hat. 

e) VO. vom 31. Juli 1916 (RGBl. S. 869). Sie 
ſchränkt durch Aenderung der VO. vom 9. Oktober 1915 
(RGBl. S. 646) die dort zugelaſſene Verwendung 
pflanzlicher und tieriſcher Oele und Fette weiter ein. 

f) VO. vom 16. Juli 1916 (RGBl. S. 751). Sie 
ermächtigt die Landeszentralbehörden, von den Vor⸗ 
ſchriften in 8 4 des Geſetzes, betr. den Verkehr mit 
Butter, Käſe, Schmalz und deren Erſatzmitteln vom 
15. Juni 1897 Ausnahmen zuzulaſſen. 


6. Vorſchriften für Käſe. 


VO. vom 5. und 16. Auguſt 1916 (RGBl. S. 917 
und 934). Ihren Inhalt bilden einige kleine Mendes 
rungen d. Bek. über die Einfuhr von Käſe vom 11. März 
1916 (RGBl. S. 159). | 


7. Vorſchriften für Eier. 


BO. vom 12. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 927). Nach 
8 5 bedarf, wer gewerbsmäßig Eier zur Weiterver— 
äußerung oder gewerblichen Verarbeitung erwerben 
oder den Erwerb vermitteln will, hierzu der Erlaubnis 
der Landes- oder Unterverteilungsſtellen, welche die 
VO. neben einer Reichsverteilungsſtelle für den Ver— 
kehr mit Eiern vorſieht. In gleicher Weiſe bedürfen 
nach 8 6 Handel- und Gewerbetreibende, die für Zwecke 
ihres Handels- oder Gewerbebetriebs Eier haltbar 
machen oder Eierkonſerven herſtellen, der beſonderen 
Erlaubnis dazu. Die in den S8 5 und 6 genannten 
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Perſonen haben den Verteilungsſtellen auf Verlangen 
Auskunft zu geben und deren Anweiſungen und An⸗ 
ordnungen Folge zu leiſten. § 9 ermächtigt die Kom⸗ 
munalverbände oder (Abſ. 3) Gemeinden zur Rege⸗ 
lung des Verkehrs mit Eiern und ihres Verbrauchs. 
Wer Eier mit der Eiſenbahn oder Poſt verſendet, hat 
nach § 10 die Sendung als Eierſendung zu kennzeichnen. 
Nach 8 11 dürfen Eier zur Verſendung mit der Eiſen⸗ 
bahn oder Poſt nur aufgegeben werden, wenn der 
Verſender ſich durch die nach §8 5 vorgeſehene Erlaub⸗ 
nis zum Cieraufkauf ausweiſt oder eine Beſtheinigung 
der zuſtändigen Verteilungsſtelle oder unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde beifügt, daß die Beförderung ge⸗ 
ſtattet iſt. Weitergehende Vorſchriften können nach 
den 88 14 und 15 von den Landeszentralbehörden ers 
laſſen werden. Die Befugniſſe der Landeszentral⸗ 
behörden und der Verteilungsſtellen ſind auf andere 
Behörden übertragbar. Die Strafbeſtimmungen finden 
ſich in 8 17. 
8. Vorſchriften für Zucker. 


Bek. vom 12. Juli 1916 zur Ausführung der BO. 
über den Verkehr mit Verbrauchszucker vom 10. April 
1916 (RGBI. S. 743). Danach darf Zucker in ges 
werblichen Betrieben zur Herſtellung verſchiedener 
Arten von Süßigkeiten bis auf weiteres nicht mehr 
verwendet werden. 


9. Vorſchriften für Fleiſch. 


VO. vom 17. Auguſt 1916 (RSS Bl. S. 935). Sie 
ändert lediglich 8 10 Abſ. 3 der BO. über Fleiſchver⸗ 
ſorgung vom 27. März 1916, hauptſächlich dahin, daß 
die Verbrauchsregelung von Fleiſch und Fleiſchwaren 
auch durch den Reichskanzler getroffen werden kann. 


10. Vorſchriften für Fiſche. 


VO. über den Abſatz von Karpfen und Schleien 
vom 8. Auguſt 1916 (RGBl. S. 925). Nach 81 dürfen 
Karpfen und Schleien nur mit Genehmigung der Kriegs⸗ 
geſellſchaft für Teichfiſchbverwertung m. b. H. in Berlin 
abgeſetzt werden. Strafbeſtimmung $ 4. Nach 8 3 
finden auf den von der genannten Kriegsgeſellſchaft 
genehmigten Abſatz von Karpfen und Schleien die auf 
Grund der VO. vom 1. Mai 1916 (RG Bl. S. 347) feſt⸗ 
geſetzten Höchſtpreiſe keine Anwendung. 


11. Vorſchriften für Futtermittel. 


a) VO. über Aenderung der Preiſe für Kraſtfutter⸗ 
mittel vom 5. Auguſt 1916 (RGBl. S. 923). Die Aende⸗ 
rung betrifft die durch die Bek. vom 19. Auguſt 1915, 
6. Januar 1916 und 26. März 1916 (RGBl. 1915 S. 504, 
1916 S. 2 und 197) feſtgeſetzten Preiſe. 

b) BO. über Weintreſter und Traubenkerne vom 
3. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 887). Nach 8 1 dürfen alle 
im Inland bei der Weinkelterung gewonnenen oder 
aus dem Ausland eingeführten Weintreſter und Trauben⸗ 
kerne nur an den Kriegsausſchuß für Erſatzfutter G. 
m. b. H. in Berlin oder die von ihm bezeichnete Stelle 
abgeſetzt werden. Sie find ihm nach $ 2 auf Verlangen 
käuflich zu überlaſſen und, ſoweit fie dieſer Ueber⸗ 
laſſungspflicht unterliegen, nach 8 3 pfleglich zu be 
handeln, dürfen auch inſoweit mit den in 8 3 vor⸗ 
geſehenen Ausnahmen nicht verarbeitet werden. Die 
Ausführungsbeſtimmungen haben nach 8 11 die Landes⸗ 
zentralbehörden zu erlaſſen. Strafvorſchriften § 13. 
89 ſetzt für inländiſche Treſter und Traubenkerne Höͤchſt⸗ 
preiſe im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes feſt und er⸗ 
mächtigt den Reichskanzler zur Feſtſetzung ſolcher Höoͤchſt⸗ 
preiſe für die aus dem Ausland eingeführten. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 


1. Vorſchriften für Metalle. 


a) und b) Bundes ratsVO. und Reichskanzlerbek. 
vom 31. Juli 1916 (RG Bl. S. 865 und 867). Erſtere 


— —— — — 
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beſtimmt neue eee für Kupfer, Meffing, Rotguß, 


Bronze, Aluminium, Nickel, Antimon und Zinn letztere 
ſetzt die BO. über die bisherigen Höchſtpreiſe für die 
genannten Metalle vom 10. Dezember 1914 (NEID. 
S. 501) außer Kraft. 

e) BO. über Preisbeſchränkungen bei metalliſchen 
Produkten vom 31. Juli 1916 (RGBl. S. 868). Nach 
81 dürfen metalliſche Rob» und Zwifchenprodukte ſowie 
Metallegierungen der Metalle, wofür die genannte BO. 
vom 31. Juli 1916 Höchſtpreiſe eich zu keinem 
höheren Preiſe verkauft werden, als ſich aus den feſt⸗ 
geſetzten Höchſtpreiſen und einem dem Minderwert ent⸗ 
ſprechenden Abſchlag ergibt. Enthalten fie aber Cold, 
Silber oder Platin, fo darf nach 8 2 für dieſe Metalle 
daneben eine Bezahlung zu Tagespreiſen erfolgen. 


2. Vorſchriften für Seife. 


Bek. vom 21. Juli 1916, betr. Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zur BO. über den Verkehr mit Seife uſw. vom 
18. April 1916 (RG Bl. S. 766). Nach 9 1 müſſen Fein⸗ 
ſeife und Seifenpulver aus pflanzlichen und tieriſchen 
Oelen und Fetten, die vom Reichskanzler auf Grund 
der Ermächtigung in 8 3 der VO. über das Verbot 
der Verwendung von pflanzlichen und tieriſchen Oelen 


und Fetten zu techniſchen Zwecken vom au 1916 


(RGBl. S. 3 und 765) zur Herſtellung von Seife freis 
gegeben worden find, oder aus Del» und Fettſäuren, 
die aus ſolchen freigegebenen Oelen und Fetten ge⸗ 
wonnen wurden, auf den Stücken oder Packungen den 
Aufdruck K. A.⸗Seife und K. A.⸗Seifenpulver tragen. 
Waſchmittel, die aus pflanzlichen oder tieriſchen Oelen 
und Fetten oder daraus gewonnenen Oel⸗ und Fett⸗ 
fäuren een find, dürfen an Selbſtverbraucher 
nur nach Maßgabe der 88 2 und 3, insbeſondere nur 
gegen Seifenkarte und an techniſche Betriebe und Ge⸗ 
werbetreibende nur nach Maßgabe des 8 8, Raſier⸗ und 
Kopfwaſchſeife an die Barbiere und Friſeure für ihren 
Gewerbebetrieb nur nach Maßgabe des 8 7 abgegeben 
werden. Verboten iſt nach 88 4 und 8 Abf. 3 die 
Ueberlaſſung der Seifenkarten für Selbſtverbraucher 
und der Ausweiſe zum Bezuge von Waſchmitteln für 
techniſche Zwecke an andere und die Weiterveräußerung 
von Waſchmitteln, die auf Seifenkarten oder die er⸗ 
wähnten Ausweiſe bezogen find, nach § 5 der Vertrieb 
der aus pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten 
oder daraus gewonnenen Del» und Fettſäuren her⸗ 
geſtellten Waſchmittel im Hauſierhandel und nach 8 9 
die Verwendung ſolcher Waſchmittel zu Putz⸗ und 
Scheuerzwecken. Strafbeſtimmungen 8 12. Für K. A.⸗ 
Seife und K. A.⸗Seiſenpulver ſetzt 8 6 Höchſtpreiſe im 
Sinne des Höchſtpreisgeſetzes feſt. 


3. Vorſchriften für Petroleum. 


Bek. vom 23. Juli 1916 (RG Bl. S. 779). Sie ändert 
8 1 der Ausführungsbeſtimmungen zu der VO. über 
Höchſtpreiſe für Petroleum uſw. vom 1. Mai 1916 
(RGBl. S. 350) dahin ab, daß das dort aufgeſtellte 
Verbot des Abſatzes von Petroleum ſtatt bis zum 
31. Auguſt nur bis zum 20. Auguſt 1916 gilt. 


4. Vorſchriften für Benzin. 


Bek. vom 29. Juli 1916 (RG Bl. S. 862). Sie er⸗ 
ſtreckt die in der Bek. vom 27. Juni 1916 (RGBl. 
S. 611) zugelaſſene Ausnahme von dem Höchſtpreis 
für Teſtbenzin auf die Zeit bis zum 31. Dezember 1916. 


5. Vorſchriften für Druckpapier. 


) Bek. vom 16. Juli 1916 (RG Bl. S. 745). Zur 
Feſtſtellung des Verbrauchs von anderem als maſchinen⸗ 
glattem, holzhaltigem Druckpapier, des Bedarfs an 
ſolchem Papier und der Vorräte iſt in 88 1—3, in 8 6 
Abſ. 2 und in § 11 eine Reihe von Anzeigen an die 
Kriegswirtſchaftsſtelle für das deutſche Zeitungsgewerbe, 
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G. m. b. H. in Berlin, in 8 6 Abſ. 1 genaue Buch⸗ 
führung über den Bezug und Verbrauch von Papier 
und in $ 7 eine Auskunftspflicht gegenüber der ge⸗ 
nannten Kriegswirtſchaftsſtelle vorgeſchrieben. Die 88 9 
und 10 enthalten Beſchränkungen des Bezugs und der 
Verwendung von Papier zur Herſtellung von Druck⸗ 
werken, Muſikalien, Zeitungen, Zeitſchriften, ſonſtigen 
periodiſch erſcheinenden Druckſchriften und Umſchlägen 
hierfür. Strafbeſtimmungen 8 14. 

b) Bek. vom 31. Juli 1916 (RG Bl. S. 863). Nach 
8 2 darf maſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier, 
das für den Druck von Tageszeitungen beſtimmt iſt, 
bis zum 1. Oktober 1916 nur zu den Preiſen abgegeben 
werden, die von der nach 8 1 geſchaffenen Reichsſtelle 
für Druckpapier in Berlin feſtgeſetzt werden. Lieferungs⸗ 
verträge über ſolches Papier, die vor dem 1. Juli 1916 
mit Wirkung über dieſen Zeitpunkt hinaus abgeſchloſſen 
ſind, gelten als zu den von der Reichsſtelle feſtgeſetzten 
Preiſen eee e Ueber Lieferungsverträge dieſer 
Art haben die Vertragsteile auf Verlangen der Reichs⸗ 
ſtelle Auskunft zu geben. Strafbeſtimmungen 8 6. 


6. Vorſchriften für Tabak. 


a) BO. über Frühkäuſe von Tabak vom 7. Auguſt 
1916 (RG Bl. sie Strafbar iſt nach 8 2, wer nach 
dem 10. Auguſt 1916 über Rohtabak inländiſcher Ernte 
aus dem Erntejahr 1916 Kaufverträge ſchließt oder 
vermittelt oder ſich zum Abſchluß oder zur Vermitt⸗ 
lung ſolcher Verträge erbietet oder verpflichtet. 

b) BO. über Rohtabak vom 7. Auguſt 1916 (RGBl. 
S. 920). 8 1 verbietet den Abſchluß von Kaufverträgen 
über Rohtabak anderer Art als Rohtabak inländiſcher 
Ernte aus dem Erntejahre 1916 oder orientaliſchen und 
ihm gleichartigen Tabak, fowie die Veräußerung und 
den Erwerb ſolchen Rohtabaks, auch ſoweit es ſich um 
die Erfüllung von Verträgen handelt, die vor Inkraft⸗ 
treten der VO. geſchloſſen find. Zuwiderhandlungen 
werden nach $ 3 beitraft. 

e) Bek. vom 7. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 921). Sie 
ermächtigt die Rohtabakausfuhr-Prüfungsſtelle in 
Bremen, Ausnahmen von dem Verbot in 8 1 der unter 
b) genannten BO. zuzulaſſen. 

d) Bek. wegen Einfuhr von Tabak vom 7. Auguſt 
1916 (RGBl. S. 921). § 1 verbietet die Einfuhr von 
Tabak und Tabakerzeugniſſen mit Ausnahme von 
orientaliſchem und ihm gleichartigem Tabak. Aus⸗ 
nahmen ſieht $ 3 vor. 


7. Vorſchriften für Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren. 


Bek. vom 7. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 924). Sie 
ändert das Verzeichnis der Gegenſtände nach der Bek. 
vom 10. Juni 1916 (RG Bl. S. 468), worauf die BD. 
über Regelung des Verkehrs mit Web-, Wirk⸗ und 
Strickwaren vom 10. Juni 1916 (RGBl. S. 463) im 
allgemeinen keine Anwendung findet. 


S8. Vorſchriften für Säcke. 

BO. vom 27. Juli 1916 (RG BI. S. 834). Die 
88 6—8 ſchreiben Anzeigen über die Vorräte an Säcken 
(Begriff § 1) vor. Nach 89 dürfen leere Säcke nur 
an die nach § 2 errichtete Reichs⸗Sackſtelle oder mit 
ihrer Genehmigung ſowie an die Heeresverwaltungen 
und die Marineverwaltung abgeſetzt werden. Die 
Eigentümer leerer Säcke haben nach § 10 der Reichs⸗ 
ſackſtelle auf Verlangen Auskunft zu geben, Muſter 
einzuſenden, die Beſichtigung ihrer Säcke zu geſtatten, 
die Säcke der Reichsſackſtelle auf Verlangen käuflich 
zu überlaſſen und ſie pfleglich zu behandeln. Wer 
aus dem Ausland leere Säcke einführt, hat nach SS 16 
und 17 ihren Eingang der Reichsſackſtelle anzuzeigen 
und fie ihr auf Verlangen zu liefern. § 28 enthält 
die Strafbeſtimmungen, namentlich auch eine Straf— 
drohung gegen den Fortbetrieb des Handels mit 
Säcken trotz feiner Unterſagung nach § 25 und Straf— 
drohungen für Zumiderhandlungen gegen die Vor— 
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ſchriften, die nach § 23 die Reichsſackſtelle über den 
Abſatz von Säcken, über den gewerbsmäßigen Ankauf 
von Säcken, über die Wiederherſtellung und Sortierung 
der Säcke uſw. erlaſſen kann, ſowie für Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die Ausführungsvorſchriften der Landes» 
zentralbehörden. 


9. Vorſchriften für Brenneſſeln. 


BO. vom 27. Juli 1916 (RGBI. S. 839). Nach 
8 1 dürfen alle im Inland gewonnenen oder aus dem 
Ausland eingeführten Stengel der brennenden lang⸗ 
ſtieligen Brenneſſel nur an die Neſſelfaſer⸗Verwertungs⸗ 
geſellſchaft m. b. H. in Berlin oder die von ihr er⸗ 
mächtigten Stellen oder die von Behörden errichteten 
Sammelſtellen abgeſetzt werden. Zuwiderhandlungen 
gegen dieſe Vorſchrift und die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen der Landeszentralbehörden werden nach 8 5 
beſtraft. 

10. Vorſchriften für Gummiſauger. 


BO. vom 3. Auguſt 1916 (RGBl. S. 879) nebſt 
den Ausführungsbeſtimmungen dazu vom gleichen 
Tage (RG BI. S. 880). Wer Gummiſauger, die für 
Mundſtücke an Kinderſaugflaſchen geeignet ſind, aus 
dem Ausland einführt, hat nach 8 1 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen den Eingang der Ware der Handels⸗ 
geſellſchaft Deutſcher Apotheker m. b. H. in Berlin an⸗ 
zuzeigen und nach § 3 die Ware auf Verlangen an 
die Geſellſchaft zu liefern ſowie ſie bis zur Abnahme 
durch die Geſellſchaft ſorgfältig zu behandeln und zu 
verſichern. Strafbeſtimmung $ 8. f 


11. Vorſchriften für Fohlen. 


BO. vom 24. Juli 1916 (RGSBl. S. 829) nebſt 
der Ausführungsbeſtimmung dazu vom gleichen Tage 
RGBl. S. 830). Danach dürfen Fohlen im Alter 
is zu 2 ½ Jahren nicht eingeführt werden. Aus⸗ 
nahmen können von dem Preuß. Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten zugelaſſen werden. 


12. Vorſchriften zum Schutze eiſerner Gedenkſtücke der 
Reichsbank. 


BD. vom 3. Auguſt 1916 (RGBl. S. 883). 8 1 
verbietet die Vervielfältigung und Nachbildung (Be⸗ 
riff 8 2) eiſerner Gegenſtände, die im Auftrag der 
eichsbank hergeſtellt werden, um den Einlieferern 
von Goldſachen als Gedenkſtücke verliehen zu werden, 
rechtsgeſchaftliche Verfügungen über fie oder ihre Nach⸗ 
bildungen, ihr Feilhalten oder Inverkehrbringen, 
83 die Benützung von Abbildungen der Gedenkſtücke 
und der darauf angebrachten Sinnſprüche zur Aus⸗ 
ſtattung von Waren. Zuwiderhandlungen ſtellt 87 
unter Strafe. 


13. Vorſchriften über die Liquidation britiſcher Unter⸗ 
nehmungen. 


BO. vom 31. Juli 1916 (RGBl. S. 871). 81 
ermächtigt den Reichskanzler, die Liquidation von 
Unternehmungen, deren Kapital überwiegend britiſchen 
Staatsangehörigen zuſteht oder die vom britiſchen 
Gebiet aus (über die Begriffe britiſches Gebiet und 
britiſche Staatsangehörige vgl. 8 12) geleitet oder bes 
aufſichtigt werden oder bis zum Kriegsausbruch ge— 
leitet oder beaufſichtigt wurden, ſowie die Liquidation 
der britiſchen Beteiligung an einem Unternehmen an— 
zuordnen. Wird die Liquidation angeordnet, ſo ſind 
die Leiter und Angeſtellten des Unternehmens ver— 
pflichtet, über deſſen Geſchäfts angelegenheiten dem 
Liquidator auf Erfordern Auskunft zu geben (8 6 
Abſ. 1, Strafbeſtimmung Abſ. 2). Wer vorſätzlich einem 
Liquidator Gegenſtände entzieht, wird nach Ss beſtraft. 
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14. Vorſchriften über die Beſtellung eines Reichs⸗ 
kommiſſars für Uebergangswirtſchaft. 


BO. vom 3. Auguſt 1916 (RGBI. S. 885). 8 1 
jedt zur Erleichterung des Uebergangs von ber Kriegs⸗ 
n die Friedenswirtſchaft die Beſtellung eines Reichs⸗ 
kommiſſars vor. Nach 84 ſind die durch öffentliche Be⸗ 
kanntmachung oder unmittelbare Anfrage des Reichs⸗ 
kommiſſars erforderten Auskünfte über wirtſchaftliche 
en zu erteilen; auf Verlangen iſt auch dem Reichs⸗ 
ommiſſar oder ſeinen Beauftragten Einſicht in die 
Geſchäftsbriefe und bücher zu gewähren ſowie die 
Beſichtigung von Lagern zu gen 8 5 legt dem 
Reichskommiſſar und den ihm beigegebenen und unter⸗ 
ſtellten Beamten die Pflicht der Verſchwiegenheit über die 
gemachten Beobachtungen auf. Strafbeſtimmungen 87. 


Sprachecke des Allgem. Deutſchen Sprachvereins. 


Lediglich. Es waren einmal drei Buchſtaben, die 
in Deutſchland viel galten. Sie waren ehrwürdig durch 
ihr Alter, weil ſie ſchon im Mittelalter in Anſehen 
ſtanden; ſie waren ſogar an den Höfen von großem 
Einfluß, denn Könige bedienten ſich ihrer in Reden 
und Geſetzen; ſie waren von ſchaffender Kraft nach 
jeder Richtung, denn ſie wirkten auf den einzelnen wie 
auf das ganze Volk; ſie waren von auserwählter 
Schönheit, denn Künſtler und Gelehrte brauchten ſie 
für ihre Meiſterwerke. Ganz ungewöhnlich war ihre 
Ehrenſtellung, und inenisehefig waren fie jedem 
Menſchen. Dieſe drei Buchſtaben find nur. Aber das 
Schickſal will nun einmal, daß wie ſo manches Juwel 
unſerer Sprache auch dieſes gute Wort dem Untergang 
verfällt. Ein Eindringling will es aus ſeiner wohl⸗ 
verdienten Würde verdrängen und an ſeiner Stelle 
die Herrenrolle ſpielen. Er iſt noch jung, aber deſto 
aufdringlicher, noch unbewährt, aber um fo breifter. 
Er nennt ſich lediglich. Recht bezeichnend iſt es, daß 
die beſten Dichter und Schriftſteller bis a Goethe und 
Freiligrath dieſes Wort in derſelben Bedeutung wie 
nur d. h. einzig oder allein nicht gekannt haben, ſondern 
daß es erſt in der Zeit der Reichs⸗ und Landtagsreden in 
weiteren Gebrauch gekommen iſt. Das läßteinen Blick auf 
den Weg tun, den es genommen hat: von den hohen 
Häuſern in die Beratungszimmer, die Geſchäftsräͤume, die 
Zeitungs⸗ und Bierſtuben. Das läßt aber auch einen Blick 
zu auf Geiſt, Gemüt und Art der Menſchen. Lediglich iſt 
ein ganz unvollkommenes Abbild des feſt umriſſenen Ur⸗ 
bildes nur. Lediglich iſt unbeſtimmt, nur iſt beſtimmt, 
lediglich zeugt von Schwäche, nur von Kraft. Bei le⸗ 
diglich denke ich an Druck, Schulden, Gefangenſchaft, von 
denen der Bedrängte „ledig“ fein möchte, bei nur an Frei⸗ 
u Beſitz, Selbſtgefühl, das allein ſich gegen eine ganze 

elt behaupten will und kann. Lediglich laßt mich an 
den verknöcherten Junggeſellen und an die alte Jungfer 
denken, die „ledig“ geblieben ſind und ſich nirgends 
heimiſch fühlen. Aber nur erinnert mich an den Mann 
und die Frau in blühender Familie, die mit ihren 
Kindern fröhlich ſingen: Nur in Deutſchland, ja nur 
in Deutſchland, da will ich ewig leben. Bei lediglich 
ſteht mir der Leiſetreter vor Augen, der ohne feſten 
Willen iſt und ledig lich“ aus Bedachtſamkeit handelt, 
bei nur aber denke ich an unſeren Kaiſer, der mit 
ſtarker Kraft, ſieghaftem Willen und unüberwindlichem 
Mut das hinreißende Wort geſprochen hat: Ich kenne 
keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutſche. 
(Teſch Köln). 
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die Veſchränkung der Berufung in Etraf⸗ geltend gemacht, die Möglichkeit der Beſchränkung 


4 der Berufung auf den Gegenſtand der An⸗ 
ſachen auf beſtimmte Veſchwerdepunkte. fen d. 0 1 nn. der y 
eidung, ergebe ſich ſchon aus §8 357, 368 (fo 
Bon Oberlandesgerichtsrat Dr. Heßlenfeld in München. Bennecke⸗Beling, Lehrbuch des deutſchen Straf: 
Zu den Fragen, die dem Berufungsrichter prozeßrechts S. 572; vgl. auch von Kries, Lehr: 
Schwierigkeiten zu bereiten geeignet find, gehört | buch des deutſchen Strafprozeßrechts S. 659). 
die nach der Bedeutung der 88 359, 368 StPO., Die herrſchende Anſicht verſteht dagegen unter 
d. i. die Frage, inwieweit die Berufung beſchränkt den beſtimmten Beſchwerdepunkten die einzelnen 
werden kann und inwiefern der Berufungsrichter Beſtandteile der Entſcheidung (Urteilsformel), 
an die Beſchränkung gebunden iſt. die einzelnen in der Entſcheidung enthaltenen Aus⸗ 
Es iſt davon auszugehen, daß die Berufung ſprüche des Gerichts (jo Löwe und Stenglein, 
ein unbeichränftes, wenn auch beſchraänkbares Rechts- Anm. 1 zu 8 359; Birkmeyer, Deutſches Straf⸗ 
mittel iſt. Sie ergreift daher, wenn fie nicht be⸗ prozeßrecht S. 698; |. auch Bennecke⸗Beling a. a. O. 
ſchränkt wird, das ganze Urteil und das dem S. 572 Anm. 6). Daß nur dieſe Anſicht dem 
Urteil vorausgegangene Verfahren, ſie umfaßt den Willen des Geſetzgebers entſpricht, ergibt ſich ſchon 
ganzen Straffall nach allen ſeinen tatſächlichen und | aus der Faſſung des 8 359. Wären unter den 
rechtlichen Beziehungen und unterſtellt ihn der beſtimmten Beſchwerdepunkten die einzelnen von 
erneuten und ſelbſtändigen richterlichen Prüfung. dem Beſchwerdeführer geltend gemachten Anfech⸗ 
Eine Beſchränkung tritt nur inſoweit ein, als die a zu nn jo wäre nach dem zweiten 
Berufung auf „beitimmte Beichwerdepunkte” ge⸗ Satz des $ 359 die gegen einen Teil der Ent- 
richtet iſt. ſcheidung, z. B. gegen das Strafmaß gerichtete 
Was find beſtimmte Beſchwerdepunkte? Ver⸗ Berufung, da fie keine Beſchraänkung auf beſtimmte 
einzelt findet ſich die Anſicht vertreten, 8 359 be: Beſchwerdepunkte wäre, als gegen die ganze Ent⸗ 
ziehe ſich nicht auf den Gegenſtand, ſondern auf | ſcheidung gerichtet zu erachten. Das ſtünde aber 
den Inhalt des Urteils und wolle beſagen, daß | im Widerſpruch mit der Vorſchrift des § 357. 
eine Beſchränkung der Berufung auch in der Be-WZuzugeben iſt, daß ſich ſchon aus $ 357 die 
gründung der Anfechtung zuläſſig und wirkſam Möglichkeit ergibt, die Berufung auf die einzelnen 
ſei. Der Angeklagte könne z. B. erklären, er ver: Beſtandteile der Entſcheidung zu beichränfen. Wenn 
lange nur eine Nachprüfung der Tatfrage, ob er trotzdem dieſe Möglichkeit im erſten Satz des § 359 
ſein Alibi genügend nachgewieſen habe oder der noch ausdrücklich feſtgeſtellt wird, jo geſchieht dies 
Rechtsfrage, ob der Verſuch mit untauglichen offenbar deshalb, um den zweiten Satz dieſer Vor⸗ 
Mitteln ſtrafbar ſei. In dieſem Falle habe der ſchrift verſtändlich zu machen. 
Berufungsrichter aus ſchließlich über den ein: Die Richtigkeit der herrſchenden Anſicht ergibt 
zelnen Beſchwerdegrund, z. B. darüber, ob der fih auch aus dem Weſen der Berufung. Der 
Beweis des Alibi gelungen, ob der untaugliche Berufungsrichter erläßt eine ſelbſtändige Entſchei⸗ 
Verſuch ſtrafbar ſei, zu entſcheiden und, wenn er dung, die er nur auf die nach ſeiner Anſicht maß— 
ſich der Anſicht im angefochtenen Urteil anſchließe, gebenden Gründe ſtützen kann, mögen dieſelben von 
die Berufung ohne weitere Prüfung zu ver⸗ den Parteien geltend gemacht ſein oder nicht. 
werfen. Durch die Gründe der Anfechtung iſt er ebenſo— 
Zur Begründung dieſer Anſicht wird u. a. wenig gebunden, wie durch die Anträge des Be— 


rufungsführers. Die Begründung zu dem mit 
8 368 RStpPO. wörtlich übereinſtimmenden $ 394 
Abſ. 1 MStG . ſagt, dieſe Vorſchrift dürfe nicht 
dahin aufgefaßt werden, als ob ſich das Be⸗ 
rufungsgericht nur mit den Anfechtungs⸗ 
gründen und Anträgen zu befaſſen habe, 
die von dem Beruſungsführer vorgebracht werden. 
Vielmehr habe derſelbe alle Teile des Urteils, 
die überhaupt als angefochten und deshalb ſeinem 
Spruche unterbreitet anzuſehen ſeien, in völlig 
freier und ſelbſtändiger Weiſe — gleich dem in 
erſter Inſtanz erkennenden Richter — zu prüfen 
und zu entſcheiden. Hierin liege ein weſentlicher 
Unterſchied des Rechtsmittels der Berufung von 
dem der Reviſion. 

Nach dieſer herrſchenden Meinung hat die 
Beſchränkung der Berufung auf einen einzelnen 
Beſchwerdegrund ſtets dieſelbe Wirkung, wie die 
Anfechtung desjenigen Teils der Entſcheidung, 
dem der Beſchwerdegrund angehört, alſo die Wir⸗ 
kung, daß dieſer Teil der Entſcheidung der Prüfung 
des Berufungsgerichts unterſtellt wird. Die Er⸗ 
klärung des Berufungsführers, er verlange nur 
die Prüfung der Frage, ob ſein Alibi bewieſen 
ſei oder ob der untaugliche Verſuch ſtrafbar ſei, 
hat daher die Prüfung der ganzen Schuld— 
frage zur Folge. Ebenſo kann das Berufungs⸗ 
gericht auch über die Anträge des Berufungs⸗ 
führers hinausgehen, es kann z. B., wenn der 
Staatsanwalt die Berufung behufs Verſchärfung 
der Strafe ergriffen hat, auf eine noch höhere als 
die beantragte Strafe erkennen und umgekehrt auf 
die Berufung des Angeklagten die Strafe noch 
weiter, als von dieſem beantragt worden iſt, herab⸗ 
ſetzen (Löwe, Anm. 1 zu 8 368). 

Gegenſtand einer ſelbſtändigen Anfechtung kann 
nur ein ſolcher Teil der Entſcheidung ſein, der 
losgelöſt und getrennt von den nicht angefochtenen 
Teilen der Entſcheidung einer ſelbſtändigen Prü⸗ 
fung und Beurteilung zugänglich iſt (RGSt. 42, 
241). Inwieweit ein derartig trennbarer Teil 
des Urteils einer nochmaligen Prüfung und Ent: 
ſcheidung des Berufungsgerichts unterliegt, hängt 
alſo nur von dem Willen der Parteien ab. Be— 
trifft das Urteil mehrere ſelbſtändige Straftaten, 
ſo iſt ſelbſtverſtändlich die Verurteilung wegen 
einer derſelben oder die Freiſprechung von einer 
derſelben anfechtbar. | 

Trennbar iſt hinſichtlich einer Straftat die 
Schuldfrage von der Straffrage. 

Innerhalb der Schuldfrage ſind zu unterſcheiden 
die Tatfrage (Beweisfrage) und die Rechtsfrage 
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prüfung der Tatfrage ohne weiteres zur Folge. 
Während früher die Scheidung zwiſchen Tat⸗ und 
Rechtsfrage für zuläffig erachtet wurde, hat die 
Strafprozeßordnung den Grundſatz der Unteilbar⸗ 
keit der Schuldfrage anerkannt. Das ergibt ſich 
ſchon aus der Regelung des Verfahrens vor dem 
Schwurgericht (8 293). Der Berufungsrichter kann 
daher, wenn die Berufung auch nur unrichtige 
Subſumtion des Tatbeſtandes unter das angewandte 
Geſetz rügt, nicht nur zu einer ſowohl von der 
des Erſtrichters, wie von der des Berufungsführers 
abweichenden Rechtsaufſaſſung, ſondern auch zu 
anderen tatſächlichen Feſtſtellungen gelangen. Um⸗ 
gekehrt kann die Prüfung der Tatfrage zu einem 
abweichenden rechtlichen Ergebnis führen. 


Aus der Untrennbarkeit der Tat⸗ und Rechts⸗ 
frage folgt weiter, daß die nur gegen die Straf⸗ 
entſcheidung gerichtete Berufung den ganzen 
Schuldausſpruch unangefochten läßt, alſo nicht nur 
die Tatſrage, ſondern auch die Rechtsfrage. Der 
Berufungsrichter hat daher den ganzen Schuld⸗ 
ausſpruch, nicht nur die Tatſachenfeſtſtellung als 
unangefochten zu behandeln (Obe G. 5, 118). Hätte 
das Berufungsgericht vor der Prüfung der Straf⸗ 
frage die Verpflichtung zu einer Nachprüfung des 
Tatbeſtandes in rechtlicher Beziehung, ſo würde es 
in die Schuldfrage hinübergreifen und eine Teilung 
derſelben vornehmen (RMilG. 8, 120). 


Iſt der Angeklagte wegen rechtlicher oder ſach⸗ 
licher Konkurrenz verurteilt worden und rügt der 
Staatsanwalt, daß die einzelnen richtig feſtgeſtellten 
Straftaten nicht zu einer qualifizierten Straftat 
zuſammengefaßt worden ſind, daß z. B. wegen 
Hausfriedensbruchs und Diebſtahls, ſtatt wegen 
Einbruchdiebſtahls verurteilt iſt, ſo iſt hiermit die 
Schuldfrage angefochten und daher in ihrem ganzen 
Umfange erneut zu prüfen. 


Die Notwehr iſt Schuldausſchließungsgrund. 
Beruft ſich der Angeklagte auf Notwehr, ſo greiſt 
er damit den Schuldausſpruch an und unterſtellt 
daher dieſen in ſeinem vollen Umfange, nicht bloß 
die Frage, ob er in Notwehr gehandelt hat oder 
nicht, der Prüfung des Berufungsgerichts. Hat 
der Angeklagte die Berufung auf die Straffrage 
beſchränkt, ſo kann Notwehr in der Berufungs⸗ 
inſtanz Yu mehr geltend gemacht werden (Ob G. 
5, 118). 

Das gleiche gilt von der Geltendmachung des 
8 193 StGB.; denn in allen Fällen, in denen 
er zur Anwendung kommt, iſt der Schuldaus⸗ 
ſchließungsgrund mangelnder Rechtswidrigkeit ge: 


(Frage der Geſetzesanwendung). Beide ſind aber geben (RGSt. 15, 15; 29, 401). Nimmt man 


ſo eng miteinander verwachſen, daß die eine ohne 
die andere nicht geprüft und beurteilt werden kann. 


aber auch an, $ 193 StGB. begründe nur einen 
Strafausſchließungsgrund, durch den die an ſich 


Es gilt der Grundſatz der Unteilbarkeit der beſtehende Strafbarkeit der Beleidigung für den 
Schuldfrage. Deshalb iſt es unzuläſſig, mit beſonderen Fall beſeitigt wird (Ob“ G. 1, 23), fo 
der Berufung lediglich die rechtliche Beurteilung würde das keine Aenderung begründen; denn der 
des feſtgeſtellten Tatbeſtandes anzufechten. Die die Strafbarkeit ausſchließende Grund gehört ebenſo 
Anfechtung der Rechtsfrage hat vielmehr die Nach- zur Schuldfrage, wie der die Schuld ausſchließende. 
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Die Anfechtung der Strafentſcheidung 
allein iſt zuläſſig. Die Beſchränkung der Be⸗ 
rufung auf die Straffrage hat die Wirkung, daß 
der Schuldausſpruch im vollen Umfang der 
Nachprüfung des Berufungsrichters entzogen iſt. 
Sie bindet den Berufungsrichter hinſichtlich der 
Schuldfrage an die Entſcheidung der erſten In⸗ 
ſtanz. Er hat ſich vor der Entſcheidung über die 
Straffrage keine eigene ſelbſtändige Ueberzeugung 
von der Schuld des Angeklagten zu verſchaffen. 
Die gegenteilige nur vereinzelt (von Kries a. a. O. 
S. 659) vertretene Anſicht, nach der das Gericht 
bei einer nur gegen den Strafausſpruch gerichteten 
Berufung gleichwohl zu abweichenden tatſächlichen 
Feſtſtellungen und zur Anwendung eines anderen 
Strafgeſetzes in der Sache ſelbſt gelangen kann, 
iſt mit dem geltenden Rechte nicht in Einklang 
zu bringen. Die Entſcheidung über die Schuld⸗ 
frage erfolgt getrennt von der Feſtſetzung der 
Strafe und erfordert eine andere Stimmenmehrheit 
($ 262). Im Verfahren vor dem Schwurgerichte 
entſcheiden die Geſchworenen über die Schuldfrage, 
die richterlichen Mitglieder dagegen über das 
Strafmaß (8 81 GVG.). Daraus ergibt ſich 
ſchon, daß die Straffrage unabhängig von der 
Schuldfrage eine ſelbſtändige Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung zuläßt. Eine Ausnahme von dem Satze, 
daß bei einer auf das Strafmaß beſchränkten Be⸗ 
rufung der Berufungsrichter ſich um eine un⸗ 
zutreffende rechtliche Beurteilung des in erſter In⸗ 
ſtanz feſtgeſtellten Sachverhalts nicht zu kümmern 
hat, beſteht nur dann, wenn der Erſtrichter ein 
Strafgeſetz anwendet, das es gar nicht gibt, wenn 
er z. B. wegen verſuchter Beleidigung verurteilt. 
Da in einem ſolchen Falle keine Strafe zuläſſig iſt, 
muß das Berufungsgericht auf Freiſprechung er⸗ 
kennen (Löwe, Anm. 2 zu 8 368; RMilG. 8, 127). 

Innerhalb der Straffrage iſt die Beſchränkung 
der Berufung auf den Ausſpruch über eine Neben⸗ 
ſtrafe zuläſſig und wirkſam; denn die Frage nach 
der Zuläſſigkeit und Angemeſſenheit der Neben: 
ſtrafe geſtattet eine ſelbſtändige, von dem nicht 
angefochtenen Teile der Entſcheidung, insbeſondere 
auch von der Frage nach der Angemeſſenheit der 
Hauptſtrafe unabhängige Prüfung. Wird z. B. 
die Entſcheidung über die Aberkennung der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte, über die Stellung unter Polizei⸗ 
aufſicht, über die Ueberweiſung an die Landes⸗ 
polizeibehörde, die Einziehung uſw. angefochten, 
ſo hat das Berufungsgericht ſich nicht mit der 
Frage nach der Angemeſſenheit der Hauptſtrafe 
zu befaſſen. 

Ebenſo verhält es ſich mit der Rüge, daß 
entgegen der Vorſchrift der 53 74, 79 StGB. die 
Feſtſetzung einer Geſamtſtrafe verſäumt worden ſei. 
Auch hierüber kann ohne Berückſichtigung der Straf: 
zumeſſungsgründe ſelbſtändig entſchieden werden 
(RGSt. 37, 284). 

Wird gerügt, die Bildung der Geſamtſtraſe 
ſei nicht in angemeſſener Weiſe erfolgt, ſo 
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greift dieſe Anfechtung die Einzelſtrafen nicht an. 
Das Berufungsgericht darf daher nur die Geſamt⸗ 
ſtrafe aͤndern, nicht aber die Angemeſſenheit der 
Einzelſtrafen prüfen. 

Iſt der Angeklagte wegen mehrerer Straftaten 
in Tateinheit oder in Tatmehrheit verurteilt worden 
und macht er geltend, daß er wegen einer Straf⸗ 
tat zu Unrecht verurteilt worden ſei, ſo erſtreckt 
ſich zwar die Prüfung der Schuldfrage nur auf 
dieſe eine Straftat, die Berufung richtet ſich aber 
in dieſem Falle bei ſachlicher Konkurrenz gegen 
alle Einzelftrafen. Diele ſtehen in Abhängigkeit 
von der Zahl der Straftaten; denn es iſt ſehr 
wohl möglich, daß die Zahl der einzelnen Taten 
die Höhe aller Einzelſtrafen beeinflußt hat. 

Aus den bisherigen Erörterungen ergibt ſich, 
daß die Berufung, die ſich gegen die Zuerkennung 
oder Aberkennung einer Buße wendet, die übrigen 
Teile des Urteils unberührt läßt, ebenſo die nur 
den Koſtenpunkt anſechtende Berufung (RGSt. 
44, 295; Obe G. 10, 193). 

Die Berufung in der Schuldfrage bringt es 
mit ſich, daß die Entſcheidung des Berufungs⸗ 
gerichts ſich auch auf die Straffrage und den 
Koſtenpunkt zu erſtrecken hat. Dieſer Grundſatz 
ergibt ſich aus der Natur der Sache, weil in dem 
majus das minus liegt. Man kann ihn mit 
Löwe (Anm. 3 zu $ 368) jo formulieren: „Un: 
angefochten und von der Prüfung des Gerichts 
ausgeſchloſſen ſind nur ſolche Teile des Urteils, 
die nach der logiſchen Reihenfolge der in dem 
Urteil entſchiedenen Fragen vor dem angefochtenen 
Teile liegen, dagegen werden alle nachf ol gen den 
Punkte notwendig von der Berufung ergriffen.“ 
Das Gericht kann ſohin die Strafe mildern, wenn 
die Beruſung nur gegen den Schuldausſpruch ge⸗ 
richtet iſt, es kann den Ausſpruch des Verluſtes 
der bürgerlichen Ehrenrechte in Wegfall bringen, 
wenn der Angeklagte nur das Strafmaß an⸗ 
gefochten hat. Ebenſo zieht die Anfechtung des 
Urteils in der Hauptſache von ſelbſt die Ver⸗ 
pflichtung des Gerichts zur Prüfung des Koſten⸗ 
punktes nach ſich. 

Dieſer Grundſatz gilt aber nur, wenn kein 
entgegenſtehender Wille des Berufungsführers er⸗ 
kennbar iſt. Erklärt er z. B. ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend, er verlange nur eine Herabſetzung 
der Strafe, gegen die Aberkennung der Ehrenrechte 
und im Koſtenpunkte wolle er ſich nicht beſchweren, 
ſo hat der Berufungsrichter die Angemeſſenheit 
der Nebenſtrafe und den Koſtenpunkt nicht nach⸗ 
zuprüfen. 

Die Beſchraͤnkung der Berufung auf beſtimmte 
Beſchwerdepunkte kann ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend erklärt werden. Entſcheidend iſt der 
Wille des Berufungsführers. In dem Umſtande 
allein, daß die Rechtfertigung der Berufung 
ſich nur mit einem Teile der Entſcheidung befaßt 
oder einzelne Beſchwerdegründe hervorhebt, iſt eine 
Beſchränkung des Rechtsmittels nicht ohne weiteres 
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zu erblicken. Ebenſo kann eine dem Wortlaute 
nach auf einen Teil der Entſcheidung beſchränkte 
Berufungserklärung nach dem Willen der Partei 
ſich auch auf andere Teile der Entſcheidung mit⸗ 
erſtrecken. 

Die Beſchränkung der Berufung auf die ein⸗ 
zelnen Teile des Urteils kann erfolgen entweder 
ſchon bei der Einlegung des Rechtsmittels oder bei 
deſſen Rechtfertigung oder erſt in der Haupt⸗ 
verhandlung. Die ſofortige Beſchränkung iſt teil⸗ 
weiſer Verzicht, die nachträgliche teilweiſe Zurück⸗ 
nahme des Rechtsmittels. Die 88 344, 345 ſind 
daher entſprechend anzuwenden. Vor Beginn der 
Hauptverhandlung, d. i. vor dem Aufruf der 
Zeugen und Sachverſtändigen (88 365, 242 Abſ. 1) 
iſt die Beſchränkung auch ohne Zuſtimmung des 
Gegners zuläſſig. Von dieſem Zeitpunkt an iſt 
die Zuſtimmung erforderlich. Sobald die Ver⸗ 
kündung des Urteils begonnen hat, iſt die Be⸗ 
ſchränkung auch unter Zuſtimmung des Gegners 
unzuläſſig. Hatte der geſetzliche Vertreter des Be⸗ 
ſchuldigten oder der Ehemann einer beſchuldigten 
Frau oder der Nebenkläger Berufung eingelegt, 
ſo iſt zur Beſchraänkung des Rechtsmittels die Zu: 
ſtimmung des Beſchuldigten nicht erforderlich. Das 
ergibt ſich aus § 344 Abſ. 1 Satz 2. Umgekehrt 
können aber auch der minderjährige Beſchuldigte 
und die Ehefrau die von ihnen eingelegte Berufung 
wirkſam beſchränken ohne Zuſtimmung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters oder des Ehemannes (RG Rſpr. 
1. 650). Die bedingte alsbaldige oder nach⸗ 
traͤgliche Beſchräͤnkung iſt unwirkſam (OLG. 
München 9, 73). Ein Widerruf der Beſchrän⸗ 
kung iſt ſelbſt innerhalb der Einlegungsfriſt un⸗ 
ſtatthaft (RGSt. 40, 135; 39, 394). 

Für die hinſichtlich des Koſtenpunktes (8 505) 
wichtige Frage, ob die Berufung Erfolg hatte, 
find bei Verſchiedenheit der in der Berufungs⸗ 
einlegung enthaltenen und der in der Hauptver: 
handlung erklärten Anfechtung die in der Ver⸗ 
handlung geſtellten Anträge maßgebend. Hat 
daher der Beſchuldigte zunächſt unbeſchränkt Be⸗ 
rufung eingelegt und beſchränkt er ſie in der Haupt⸗ 
verhandlung in zuläſſiger Weiſe auf das Strafmaß, 
ſo hat, wenn das Gericht die Strafe herabſetzt, 
das Rechtsmittel vollen Erfolg. Maßgebend iſt 
der Umfang, in dem der Berufungsführer ſein 
Rechtsmittel ſchließlich der Prüfung des Ge— 
richts unterſtellt (Obs G. 7, 292; 12, 8). Die 
vereinzelt vertretene gegenteilige Anſicht (Goltd— 
Arch. Bd. 39 S. 87 Anm.) halte ich nicht für zu⸗ 
treffend; denn die Frage nach einem Erfolge be— 
mißt ſich nach dem Antrage, über den eine Ent— 
ſcheidung des Gerichts erfolgt (OL G. München 4, 
536). In einer Entſcheidung des Kammergerichts 
(Goltd Arch. Bd. 39, S. 87) iſt die Anſicht ver: 
treten, daß in einem derartigen Falle dem An— 
geklagten die Koſten der teilweiſen Zurücknahme 
ſeines Rechtsmittels aufzuerlegen ſind und daß 
außerdem nur ein teilweiſer Erfolg nur deswegen 
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angenommen werden dürfe, weil nicht erſichtlich 
ſei, ob das Rechtsmittel auch in ſeiner ſpäteren 
Beſchränkung einen den Intentionen des An⸗ 
geklagten völlig entſprechenden Erfolg gehabt habe, 
da er ja ein beſtimmtes Strafmaß nicht beantragt 
habe. Dem gegenüber iſt zu bemerken, daß zu 
einer Entſcheidung über das Rechtsmittel, ſoweit 
es zurückgenommen oder beſchränkt wurde, kein 
Anlaß beſteht. Es muß aber auch davon aus⸗ 
gegangen werden, daß der Angeklagte, wenn er 
kein beſtimmtes Strafmaß beantragt, eben auch 
nur eine in das Ermeſſen des Gerichts geſtellte 
Herabſetzung der Strafe anſtrebt. Abgeſehen davon 
gibt es auch nur eine Berufung gegen das Straf⸗ 
maß als ſolches. Der Antrag auf ein beſtimmtes 
Strafmaß zu erkennen iſt nur ein Vorſchlag. Ein 
voller Erſolg des Rechtsmittels i. S. des 8 505 
iſt daher bei der auf den Strafausſpruch be⸗ 
ſchränkten Berufung immer anzunehmen, wenn die 
Strafe herabgeſetzt wird, ſelbſt dann, wenn die 
Herabſetzung nicht ſoweit geht, wie der Antrag 
des Angeklagten. 

Die Frage, in welchem Umfange das an⸗ 
gefochtene Urteil der Prüfung des Berufungs⸗ 
richters unterſtellt iſt, wird durch 8 343 nicht be⸗ 
rührt. Dieſe Beſtimmung ſpricht nicht etwa die 
Zuläſſigkeit eines Anſchluſfes an das von dem 
Staatsanwalt eingelegte Rechtsmittel aus. Die 
Frage entſcheidet ſich vielmehr nur nach den 
Vorſchriften der 88 359, 368. Jedes von der 
Staatsanwaltſchaſt eingelegte Rechtsmittel hat hie⸗ 
nach die Wirkung, daß die angefochtene Eutſchei⸗ 
dung auch zugunſten des Beſchuldigten abgeändert 
werden kann, immer aber nur in dem Maße, in 
welchem das Berufungsgericht nach 88 359, 368 
mit der Sache befaßt wird. Iſt z. B. die Be⸗ 
rufung des Staatsanwalts nur auf eine höhere 
Strafe gerichtet, ſo kann zwar der Berufungs⸗ 
richter die Strafe mildern, nicht aber den An⸗ 
geklagten freiſprechen. Ebenſowenig kann er, wenn 
der Staatsanwalt nur hinſichtlich einer von 
mehreren ſelbſtändigen Straftaten die Berufung 
ergriffen hat, das Urteil der übrigen aufheben 
(Obs G. 3, 45). 

8 397 bezieht ſich, wie die Faſſung des 8 368 
erſehen läßt, nicht auf das Beruſungsverfahren. 
Das kann zu Härten führen, wie der in der Ent⸗ 
ſcheidung des ObL G. 3, 219 behandelte Fall zeigt. 
Der Bauherr und der Baumeiſter ſind vom 
Schöffengerichte je zu einer Geldſtrafe verurteilt 
worden, weil fie entgegen der Vorſchrift des §S 367 
Nr. 15 StGB. ohne polizeiliche Genehmigung 
ein Schutzdach errichtet hatten. Nach Art. 105 
PStGB. hat das Schöffengericht der Polizeibehörde 
die Ermächtigung zur Beſeitigung des Daches zu: 
geſprochen. Das Urteil wurde in der Richtung 
gegen den Baumeiſter rechtskräftig, der Bauherr 
aber wurde vom Berufungsgerichte freigeſprochen, 
weil die baupolizeiliche Genehmigung zur Errich⸗ 
tung des Schutzdaches nicht notwendig war. 
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legte Reviſion ein, weil nicht ſeinem Antrag 
entſprechend auch die der Polizeibehörde ein⸗ 
geräumte Ermächtigung vom Berufungsgericht auf: 
gehoben worden war. Die Reviſion mußte ver⸗ 
worfen werden. Der Umſtand, daß der Bauherr 
auf ſeine Berufung hin freigeſprochen wurde, kommt 
dem Baumeiſter nicht zugute. Der Ausſpruch nach 
Art. 105 PStGB. konnte nicht aufgehoben werden, 
weil er unteilbar iſt und der Baumeiſter, den er 
mitbetraf, das Urteil nicht angefochten hatte. 
Manchmal wird die Beſtimmung des $ 368 
zum Beweiſe dafür herangezogen, daß der Be⸗ 
rufungsrichter die Legalität des erſtinſtanziellen 
Verfahrens nicht von Amts wegen zu prüfen 
habe (8 369 Abſ. 2). Dafür beweiſt ſie aber 
nichts, denn ſie bezieht ſich nur auf die gegen 
einen Teil des Urteils gerichtete Anfechtung nicht 
auf die Aufſtellung einzelner Beſchwerdegründe. 


Streitfragen aus dem Lechte der 
Vorentſcheidung nach Art. 7 Abſ. II 866. 


Von Bezirksamtsaſſeſſor Dr. G. Ziegler in Schweinfurt. 


1. 


Nach Art. 7 Abi. II VGG. vom 8. Auguſt 1878 
iſt der Verwaltungsgerichtshof zur Vorentſcheidung 
berufen, wenn durch Handlungen oder Unterlaſſungen 
eines Beamten in Ausübung oder aus Anlaß 
der Ausübung öffentlicher Gewalt einem Dritten 
(nicht dem Dienſtherrn) Schaden zugefügt worden 

iſt und der Schadenserſatzanſpruch gerichtlich geltend 
gemacht werden ſoll. Ueber den Begriff des 
„Beamten“ im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift 
haben ſich zahlloſe Erkenntniſſe des VG. ver⸗ 
breitet, deren Quinteſſenz die (unveröffentlichte) Ent: 
ſcheidung vom 1. Dezember 1915 Nr. 251/15 in 
erſchöpfender Weiſe wiedergibt. 


Anlaß hiezu bot ein Antrag gegen die Schul⸗ 
ſchweſter B. in B. mit folgender Begründung: 
Ende Oktober 1914 ſei das 7jährige Kind des 
Vorentſcheidungsklägers während der Vormittags— 
pauſe im Schulhofe der Mädchenſchule zu B. von 
einem anderen Kinde von hinten her zu Boden 
geworfen worden und habe ſich hiebei den linken Fuß 
verletzt; es ſei wegen der Folgen noch dermalen im 
Krankenhauſe. Wegen dieſes Unfalls wolle Kläger 
gegen die Schulgemeinde B. Schadenserſatzforderung 
erheben, weil der Unfall durch Vernachläſſigung 
der Amtspflicht der Lehrerin, Schulſchweſter B., 
verurſacht worden ſei. Dieſe habe ſelbſt zugegeben, 
daß ſie am Unfalltage während der Pauſen die 
Kinder nicht beaufſichtigt habe; zu ſolcher Beauf— 
ſichtigung ſei ſie aber verpflichtet geweſen, auch ſei 
das Umherrennen der Schulkinder während der 
Unterrichtspauſen verboten. 
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Zu der Frage, ob die Schulſchweſter B. in 

an Stellung als Lehrerin an der Mädchenſchule 

die Beamten ⸗Eigenſchaft im Sinne des 

Art. 7 Abſ. II VGG. beſitze, führte das bezeichnete 
Urteil aus: 

1. Nach der Rechtſprechung des l 
gerichtshofes iſt bei Anwendung des Art. 7 Abſ. II 
VGG. der Begriff eines „Beamten“ in 
dem dem Sprachgebrauche der Reichs⸗ 
geſetzgebung 1 weiteren 
Sinne zu verſtehen (vgl. Samml. Bd. 24 
S. 515). Die Begriffe „Beamter“ und „öffent: 
licher Diener“ ſind hiebei nunmehr als gleich: 
bedeutend zu erachten (Seydel⸗Piloty, Bayer. 
Staatsrecht S. 677). Nach dem Sprachgebrauche 
der Reichsgeſetzgebung werden unter dem Begriffe 
„Beamte“ die öffentlichen Beamten ver⸗ 
ſtanden (Rehm in Hirths Annalen 1900 S. 372). 
Der öffentliche Beamte hat wie der Privatbeamte 
fortgeſetzt pflichtmäßige Tätigkeit für Zwecke des 
Dienſtberechtigten zu entfalten (Rehm a. a. O. 
S. 380). Aber er tritt nicht wie der Privat: 
beamte zum Dienſtberechtigten in ein Verhältnis 
rechtlicher Gleichordnung. Er iſt vielmehr der 
Dienſtgewalt des letzteren unterworfen; der Dienſt⸗ 
berechtigte kann ihn gegebenen Falles zur Erfüllung 
feiner Dienſtpflichten durch Zwangs- (Diſziplinar⸗) 
ſtrafen anhalten (Rehm a. a. O. S. 381). 
Im Einklange hiemit verſteht der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof (Samml. Bd. 24 S. 515) unter „Be⸗ 
amten des Staates“ im allgemeinen „alle 
mit der Verpflichtung zu dienſtlichem 
Gehorſam zur Ausübung ſtaatlicher 
Funktionen angeſtellten Perſonen“. Für 
die Beamten der Gemeinden und anderer Kom— 
munalverbände iſt dieſe Begriffsbeſtimmung ent: 
ſprechend anwendbar; nur iſt zu beachten, daß 
das Dienſtverhältnis einzelner gemeindlicher Be— 
amter (Mitglieder des Gemeindeausſchuſſes u. a.) 
durch Wahl begründet wird (vgl. unveröff. Entſch. 
vom 21. April 1915 Nr. 207 1/13). 

Die Eigenart des öffentlichen Dienſt- (oder 
„Beamten“ -) verhältniſſes findet ihren Ausdruck 
in dem vom Dienſtverpflichteten zu leiſtenden 
Dienſteide, wenn auch die Ableiſtung eines ſolchen 
Eides für die Derzinbunn des Beamtenverhält— 
niſſes nicht weſentlich iſt (vgl. Rhein baben im 
Wörterbuch des deutſchen Staats- und Verwaltungs— 
rechts, 2. Aufl., I. Bd. S. 363 und 563). 

2. Das öffentliche Dienſtverhältnis wird nach 
der in der Staatsrechtswiſſenſchaft herrſchenden und 
auch vom Verwaltungsgerichtshofe (Samml. 34 
S. 187) angenommenen Auffaſſung — abgeſehen von 
den auf Wahl beruhenden Gemeindeämtern — im 
einzelnen Falle durch einen Vertrag begründet, 
deſſen Inhalt ſich nach zwingenden Vorſchriften 
des öffentlichen Rechtes bemißt (vgl. Laband, 
Staatsrecht des Deutſchen Reichs, 4. Aufl., J. Bd. 
S. 405/406; Seydel, Bayer. Staatsrecht, 2. Aufl., 
II. Bd. S. 183/184). Andere Schriftſteller ver: 
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treten die Anſchauung, daß das Beamtenverhältnis 
durch einen einſeitigen Hoheitsakt (des an⸗ 
ſtellenden Staates oder Verbandes) begründet 
werde (Rheinbaben a. a. O. S. 363; Kor⸗ 
mann, Rechtsgeſchaftliche Staatsakte S. 21). Zur 
Entſtehung eines Anſtellungs vertrages iſt er⸗ 
forderlich, daß der anſtellende Staat oder ſonſtige 
Verband den Willen erklart, eine individuell be⸗ 
ſtimmte Perſon in ſeinen Dienſt zu nehmen; die 
anzuſtellende Perſon muß einwilligen, in dieſen 
Dienſt zu treten (vgl. Laband a. a. O. S. 406). 
Aber auch die Vertreter der Anſchauung, daß das 
Dienſtverhältnis durch einſeitigen Hoheitsakt ent⸗ 
ſtehe, fordern eine dieſem Akt vorausgehende Willens⸗ 
einigung der Beteiligten (Rheinbaben a. a. O. 
S. 362; Kormann a. a. O. S. 37). Auch nach 
ihrer Auffaſſung find daher für die Begründung 
eines öffentlichen Dienſtverhaltniſſes im weſentlichen 
die Grundſätze anzuwenden, die ſich aus dem 
Weſen der Verträge über deren Gültigkeit er⸗ 
geben (vgl. Seydel⸗Piloty, Bayer. Staatsrecht 
S. 683 Text und Anm. 3). 

Bei Prüfung der Frage, ob die für die An⸗ 
ſtellung erforderliche Willenseinigung vor⸗ 
handen iſt, müſſen alſo allgemeine Rechtsgrund⸗ 
ſätze inſoweit angewendet werden, als dies nicht 
durch das poſitive Geſetz oder durch das Weſen 
des öffentlichen Dienſtverhältniſſes ſelbſt ausge⸗ 
ſchloſſen iſt (vgl. Kormann, Rechtsgeſchäftliche 
Staatsakte S. 10). Jedenfalls iſt demnach not⸗ 
wendig, daß die beiden Beteiligten den weſent⸗ 
lichen Inhalt eines öffentlichen Dienſtverhältniſſes 
begründen wollen und dieſen Willen in ent⸗ 
ſprechender Form erklären. Denn ohne dieſe 
Vorausſetzung kann von einem Vertrage nicht ge⸗ 
ſprochen werden (vgl. hiezu Rehm in Hirths An⸗ 
nalen 1885 S. 139). | 

Weſentliches Kennzeichen des öffentlichen Dienſt⸗ 
verhältniſſes iſt das mit ihm untrennbar verbun⸗ 
dene öffentlichrechtliche Unterordnungsverhältnis 
gegenüber dem Dienſtherrn. Der Dienſtverpflich⸗ 
tete widmet ſich dem Dienſte des öffentlichen Ver⸗ 
bandes, der ihn anſtellt und ihm Schutz und 
Lebensunterhalt gewährt, mit ſeiner ganzen Per⸗ 
ſönlichkeit; er übernimmt eine „beſondere Treue 
und gelobt einen beſonderen Gehorſam gegenüber 
ſeinem Dienſtherrn (Schelhorn in Hirths Annalen 
1906 S. 446; O. Mayer, Deutſches Verwal: 
tungsrecht Bd. II S. 195; Samml. Bd. 34 S. 187). 
Es kann daher nicht als Abſicht der Beteiligten an⸗ 
genommen werden, ein Beamten: (öffentliches Dienſt—) 
verhältnis zu begründen, wenn der Anzuſtellende 
bereits in einem Verhältniſſe von ähnlicher Stärke 
zu einem anderen Dienſtherrn ſteht. i 

3. Die K. Regierung, Kammer des Innern, hat 
eine ausdrückliche, auf Begründung eines Beamten— 
verhältniſſes der Schulſchweſter B. gehende Erklärung 
nicht abgegeben. Der Schulſchweſter ſelbſt gegen: 
über wurde überhaupt keine Erklärung abgegeben. 
Die K. Regierung hat nur dem Generalat der 
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armen Schulſchweſtern auf ſeine Anfrage erklärt, 
daß die Verwendung der Lehrerin B. in B. ge⸗ 
nehmigt werde. 

Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
(dgl. z. B. RGSt. 7, 212) genügt es nun aller⸗ 
dings für die „Anſtellung im Dienſte ... eines 
Bundesſtaates (8 359 RStGB.), daß der Staat 
die von anderer Seite erfolgte Anſtellung der zur 
Uebung öffentlichrechtlicher, dem Staatsintereſſe 
dienender Funktionen berufenen Perſonen ſeiner⸗ 
ſeits anerkennt und deren Dienſtverrichtungen hie⸗ 
durch ſtaatliche Autorität verleiht“. Hier wird 
alſo eine Aneignung des fremden Willensaktes 
durch die Staatsbehörde angenommen (vgl. auch 
Delius, Haftpflicht der Beamten S. 162). Eine 
ſolche Bedeutung kann die Genehmigung unzweifel⸗ 
haft haben. In der Genehmigung kann aber auch 
nur zum Ausdrucke gebracht werden, daß der 
fremde Willensakt nicht beanſtandet werde, 
eine Erklärung, daß der Genehmigende den Willens⸗ 
akt ſo betrachtet, als ſei er von ihm ausgegangen, 
liegt in einer ſolchen Genehmigung nicht. Nur 
eine Bedeutung in letzterem Sinne hat eine Ge⸗ 
nehmigung, die die K. Regierung zur Verwen⸗ 
dung einer „armen Schulſchweſter“ an einer 
Volksſchule erteilt. 

Nach der Miniſterialentſchließung vom 30. De⸗ 
zember 1852 das Inſtitut der armen Schulſchweſtern 
betreffend (Weber, Gel. u. Verordn. Samml., 
Bd. 4 S. 556) ſteht der Ordensoberin die 
Befugnis zu, die Lehrſtellen (an den öffent⸗ 
lichen Schulanſtalten, an denen der Schulunterricht 
den Ordensangehörigen übertragen iſt) nach freier 
Wahl mit Ordens mitgliedern zu beſetzen 
(Ziff. 1 der Entſchließung). Die Ordensoberin 
muß jedoch von jeder getroffenen Wahl .... der 
einſchlägigen Kreisregierung Kenntnis geben (Ziff. 4 
a. a. O.). Dieſe letztere Anordnung wurde erſicht⸗ 
lich zu dem Zwecke getroffen, „um die Kreisver⸗ 
waltungsſtelle, welcher nach 8 46 der Formations⸗ 
verordnung vom 17. Dezember 1825 die Anſtellung 
des Lehrerperſonals an den Volksſchulen zuſteht, 
in die Lage zu verſetzen, die getroffene Wahl... 
aus dem Standpunkte der oberen Schulaufſicht 
zu prüfen und nach Umſtänden derſelben ihre Ge⸗ 
nehmigung entweder zu erteilen oder zu verſagen“ 
(KME. vom 3. März 1874, KMBl. S. 121; 
Weber Bd. 4 S. 556 Fußnote). Die „Genehmigung“ 
iſt alſo das Ergebnis einer aufſichtlichen Würdigung. 
Sie muß ausgeſprochen werden, wenn dieſe Würdi⸗ 
gung befriedigend ausfällt. Die K. Regierung hat 
nicht das Recht der freien Wahl; letztere ſteht nur 
der Oberin zu. Die Genehmigung kann daher 
auch nicht als Erſatz für die Anſtellung erachtet 
werden, die weſentlich ein freiwilliger Akt iſt (vgl. 
Seydel, Bayer. Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. II 
S. 192). 

Es iſt aber auch nicht anzunehmen, daß die 
K. Regierung oder die Schulſchweſter B. die Ab: 
ſicht gehabt hätten, einen auf Anſtellung der 
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Schulſchweſter gehenden Vertrag zu ſchließen. Der 
angeſtellte Lehrer hat aus ſeinem Dienſte ſeinen 
Lebensberuf zu machen; er lebt für den Dienſt⸗ 
geber und durch den Dienſtgeber, der für feinen 
Lebensunterhalt ſorgt (Rheinbaben a. a. O. 
S. 359). Die arme Schulſchweſter aber hat bereits 
ihren Lebensberuf als Ordensangehörige und will 
ihn nicht aufgeben durch eine Anſtellung im öffent⸗ 
lichen Schuldienſte. Sie will vielmehr durch ihre 
Wirkſamkeit an der Schule gerade ihren auf 
„Unterricht und Erziehung der Kinder“ gerichteten 
Pflichten gegenüber dem Orden gerecht werden. 
Der Orden ſorgt für ihren Lebensunterhalt und 
an ihn wird die für ihre Wirkſamkeit an der 
Schule vereinbarte Vergütung entrichtet; ein ſach⸗ 
licher Vorteil erwaͤchſt alſo der Schulſchweſter aus 
diefer Wirkſamkeit nicht. Da die arme Schul⸗ 
ſchweſter ihre ganze Perſönlichkeit den Zwecken des 
Inſtitutes geopfert hat (vgl. Meurer, Das kath. 
Ordensweſen S. 5), kann ſie nicht daran denken, 
einen zweiten Lebensberuf, der ſeinerſeits volle Hin⸗ 
gebung der zn, verlangt (vgl. O. Mayer 
a. a. O., S. 195), zu begründen. 

Auch dem 1 muß es fern liegen, der 
Schulſchweſter die Eigenſchaft eines öffentlichen 
Dieners verleihen zu wollen. 

Eine Aenderung der Stellung der Schulſchweſter 
bei ihrer Verwendung als Lehrerin iſt aber auch 
gar nicht nötig, weil ihre dem Inſtitute gegen⸗ 
über eingegangenen Pflichten in vollem Maß Er: 
füllung deſſen ſichern, was der Staat von den 
angeſtellten Volksſchullehrern verlangt und weil 
der Staat Außerften Falles in der Lage iſt, die 
Entfernung einer untauglichen Schulſchweſter durch 
ihre geiſtlichen Oberen durchzuſetzen. Aus dem 
Umſtande, daß „Gemeinde und Schulſprengel B.“ 
am 27. September 1893 mit dem Generalat 
der armen Schulſchweſtern einen Vertrag über Ab⸗ 
ordnung zweier Lehrfrauen an die Mädchenſchule B. 
und über die hiefür zu leiſtende Vergütung ab⸗ 
geſchloſſen haben, kann nicht entnommen werden, 
daß nunmehr die einzelne abgeordnete Schulſchweſter 
die Eigenſchaft eines Gemeindebeamten habe. Schul⸗ 
ſchweſter B. hat allerdings ein Amt inne; aber 
der Beſitz eines Amtes beweiſt noch nicht, daß 
der Träger des Amtes auch Beamter iſt (val. 
Rehm in Hirths Annalen 1900 S. 375; Schel⸗ 
horn a. a. O. S. 447). Der Schulſchweſter B. 
fehlt die Beamten⸗Eigenſchaft, weil eine Anſtellung 
im öffentlichen Dienſte nicht erfolgt iſt. 

Der Mangel der Beamteneigenſchaſt zeigt ſich 
auch darin, daß eine Diſziplinarſtrafgewalt 
des Staates über die Schulſchweſter nicht beſteht. Die 
Diſziplinarſtrafe iſt „ſo recht herausgewachſen aus 
der Natur und den beſonderen Zwecken des öffentlich— 
rechtlichen Dienſtverhältniſſes“; ſie iſt beſtimmt 
zur Beſeitigung einer Unordnung, die durch eine 
Verfehlung gegen die vom Beamten übernommenen 
beſonderen Pflichten (ſ. o. unter 2) entſtanden 
war (O. Mayer a. a. O. II. Bd. S. 241/242), 


Sie iſt ein dem Dienſtherrn zuſtehendes Zwangs⸗ 
mittel zur Herbeiführung des dienſtpflichtmäßig 
geſchuldeten Verhaltens (O. Mayer a. a. O. 
S. 241). Nun unterſtehen zwar die Lehrſchweſtern 
ſowohl der Kreisregierung als ihrer Oberin; aber 
der geiſtliche Vorgeſetzte hat den „intenſiveren Ein⸗ 
fluß“ (Englmann⸗Stingl, Bayer. Volksſchul⸗ 
recht S. 460). Formloſe Zurechtweiſungen und 
Rügen werden der Regierung kraft des Rechtes 
der Dienſtaufſicht auch gegenüber den Schul⸗ 
ſchweſtern zuſtehen (vgl. O. Maher a. a. O. 

S. 243; Rheinbaben a. a. O. S. 576). Da⸗ 
e kommen von den weiter gegen Volksſchul⸗ 
lehrer zuläſſigen Diſziplinarſtrafen (vgl. Engl: 
mann ⸗Stingl a. a. O. S. 266) die mit finan- 
zieller Schädigung verbundenen gegenüber den 
Schulſchweſtern deshalb überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht, weil ſie infolge des beſtehenden Gelübdes 
der Armut tatſächlich nicht die Schulſchweſtern, 
ſondern die religiöſe Geſellſchaft, der ſie angehören, 
treffen würden. Statt der äußerſten Diſziplinar⸗ 
maßregel, der Entlaſſung aus dem Amte, hat 
die Kreisregierung nur die Möglichkeit, bei der 
Ordensoberin auf die Entfernung der ungenügenden 
Lehrerin von ihrer Stelle zu dringen und dieſe 
Entfernung gegebenenfalls durch Maßnahmen gegen 
den Orden ſelbſt durchzuſetzen (Englmann⸗ 
Stingl a. a. O. S. 460). Es fehlt alſo ein 
Diſziplinarverfahren in geordneter Stufenfolge, wie 
es durch den Zweck eines derartigen Verfahrens 
einem Beamten gegenüber erfordert würde. Das 
in Betracht kommende Vorgehen gegenüber einer 
Schulſchweſter bezeugt vielmehr, daß ſie ſelbſt keine 
Beamtenpflichten hat, daß ihr vielmehr die Pflichten 
als Lehrerin nur deshalb obliegen, weil ſie ihr 
der Orden auferlegt, dem ſie zu unbedingtem Ge⸗ 
horſam verpflichtet iſt und der ſeinerſeits dem 
Staate gegenüber entſprechende Verpflichtungen 
übernommen hat. 

* * 
8 * 

Nach vorſtehenden Ausführungen kommt der 
Verwaltungsgerichtshof zu dem Ergebniſſe, daß 
eine Vorentſcheidung gegen die Schulſchweſter B. 
nicht zuläſſig ſei. Dieſer Anſicht iſt beizupflichten, 
wenngleich die Begründung des Erkenntniſſes 
in einem weſentlichen Punkte noch der Ergänzung 
bedarf. Wie nämlich aus dem Gutachten des 
Generalſtaatsanwalts hervorgeht, hat die Kreis— 
regierung im Jahre 1893 die Errichtung einer 
eigenen Mädchenſchule in B. unter Leitung von 
zwei Lehrfrauen aus dem Mutterhauſe der armen 
Schulſchweſtern von Schulaufſichtswegen genehmigt, 
nachdem die Schulſprengelvertretung B. und die be— 
teiligten Gemeinden die Einführung von armen 
Schulſchweſtern beſchlußmäßig beantragt hatten 
und nachdem das Staatsminiſterium des Innern 


für Kirchen- und Schulangelegenheiten von Kloſter⸗ 


auſſichtswegen in jederzeit widerruflicher Weiſe 
genehmigt hatte, daß ſich zum Zwecke der Ueber— 
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nahme des Unterrichts an der zu errichtenden 
Mädchenſchule zwei Lehrfrauen aus dieſem Mutter⸗ 
hauſe ohne Begründung einer ſörmlichen Nieder⸗ 
laſſung in B. aufhielten. Hierauf ſchloß die Schul⸗ 
ſprengelvertretung B. unterm 27./ 29. März 1893 
einen Vertrag mit den armen Schulſchweſtern, 
wodurch ſich das Generalat verpflichtete, an die 
Maäͤdchenſchule in B. jeweils zwei Lehrſrauen ab: 
zuordnen und durch dieſe den Unterricht erteilen 
zu laſſen, wogegen die Schulſprengelvertretung ſich 
zu entſprechenden finanziellen Leiſtungen gegenüber 
dem Generalat verpflichtete. Letzteres entſandte 
ſodann in Erfüllung des Vertrages zwei Lehr⸗ 
ſchweſtern nach B. und zeigte dies der Regierung 
an, die denn auch antragsgemäß die erforderliche 
Zuſtimmung erteilte. In gleicher Weiſe geſchah 
in der Folge die Genehmigung, wenn vom Ge⸗ 
neralat die Abordnung anderer Schulſchweſtern 
an die Schule in B. verfügt und der Regierung 
angezeigt wurde. 

Es erhebt ſich die Frage, ob die vom Generalat 
jeweils abgeſtellten Schulſchweſtern nicht auf Grund 
des Vertrags, den das Kloſter mit der Schul⸗ 
gemeinde B. im Jahre 1893 geſchloſſen hat, Be⸗ 
amte dieſer Schulgemeinde geworden find. Der 
erkennende Senat iſt dieſer Frage nicht weiter 
nachgegangen, ſondern hat nur aus dem Ver⸗ 
tragsabſchluſſe nicht entnehmen zu können ge⸗ 
glaubt, daß „nunmehr die einzelne abgeordnete 
Schulſchweſter die Eigenſchaft eines Gemeinde⸗ 
beamten habe“. Der Generalſtaatsanwalt hat die 
Frage ohne nähere Begründung deshalb verneint, 
weil es ſich um einen pri va t rechtlichen Vertrag 
handle, der die öffentlich⸗ rechtliche Stellung der 
Schulſchweſter nicht berühren könne. Indes geht 
dieſe Beweisführung fehl: Die Vereinbarung vom 
27.129. März 1893 war auf den Eintritt öffentlich⸗ 
rechtlicher Wirkungen gerichtet, da ſie der För⸗ 
derung des Schulbetriebes in B. durch Bereit⸗ 
ſtellung neuer Lehrkräfte diente; ſie hielt ſich im 
Rahmen des öffentlichen Wirkungskreiſes der Ge⸗ 
meinde ſowohl wie des Kloſters; zudem waren 
auch die beiden vertragſchließenden Teile Subjekte 
des öffentlichen Rechtes, ſo daß ein einwandfreier 
öffentlich-rechtlicher Vertrag als Grund: 
lage der vom Kloſter zu betätigenden Abſtellungen 
anzuſehen iſt. 

Allein, auch wenn man dem fraglichen Ber: 
trage, deſſen Bedeutung in der Entſcheidung des 
Verwaltungsgerichtshofes doch wohl nicht hin: 
reichend gewürdigt iſt, öffentlich rechtlichen Charakter 
beimißt, jo genügt dies doch nicht, um der Schuls 
ſchweſter B. Beamteneigenſchaft gemäß Art. 7 
Abſ. II VG. zuſprechen zu können; denn gegen 
ihre Einreihung in die Kategorie der Beamten im 
Sinne des bezeichneten Artikels beſteht nach wie 
vor der durchſchlagende Grund, den auch der er— 
kennende Senat deutlich hervorgehoben hat (ſ. oben 
unter 3), daß nämlich die arme Schulſchweſter als 
Ordensangehörige bereits ihren ſie voll in An— 
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ſpruch nehmenden Lebensberuf hatte und — hierauf 
iſt der Nachdruck zu legen — dieſen nicht auf⸗ 
geben wollte durch eine Anſtellung im 
öffentlichen Schuldienſt; ſie wollte vielmehr 
durch ihre Wirkſamkeit an der Schule nur 
ihren auf Unterricht und Erziehung der Kinder 
gerichteten Pflichten gegenüber dem Orden gerecht 
werden. Bei dieſer Sachlage und ferner im Hin⸗ 
blick auf den Mangel einer geordneten Diſziplinar⸗ 
ſtrafgewalt des Staates oder der Gemeinde über 
die Schulſchweſter iſt deren Beamteneigenſchaft mit 
Recht verneint worden. (Schluß folgt.) 


der Erwerb des Verſteigerungserlö ſes. 


Von Amtsrichter Dr. Wilhelm Kriener in Landshut. 
(Schluß). 
B. Erlös aus der Hypothek. 


Es ſoll wieder vom allereinfachſten Fall aus⸗ 
gegangen werden. 

Angenommen, auf einem Grundſtück des 
Schuldners (= Eigentümers) laſtet nur eine 
Hypothek des Gläubigers wegen einer Forderung 
zu 500 M. 

Gläubiger übt ſein Veräußerungsrecht aus. 

Dies geſchieht nach 8 1147 BGB. im Wege 
der Zwangsvollſtreckung. Die Verſteigerung des 
Grundſtücks und die Verteilung des Erloöſes erfolgt 
durch die Vermittlung des Gerichts und zwar des 
Amtsgerichts der belegenen Sache nach 88 1, 35 
und 105 3VG. Auf Grund des Vorbehaltes in 
813 EG. 3G. iſt in Art. 25 des bayer. AG. 
3G. die Verſteigerung den Notariaten über: 
tragen, die Austeilung des Erlöſes verbleibt aber 
den Gerichten. 

Mit dem Zuſchlag und zwar mit dieſem allein 
ergibt ſich folgendes: 

1. Der Schuldner verliert ſein Eigentum an 
den Erſteher. 8 90 3G. 

2. Die Hypothek erliſcht nach 8 52 Abſ. I 
Satz 2 ZVG. Genauer ausgedrückt geht die Hy⸗ 
pothek oder Grundſchuld vom Gläubiger auf den 
Erſteher über und vereinigt ſich in der Perſon 
des Erſtehers mit den übrigen vom Schuldner auf 
den Erſteher übergegangenen Eigentumsbeſtand⸗ 
teilen wieder zu vollinhaltlichem Eigentum. 

Bezüglich des Erlöſes iſt hier zu ſagen: 

Hier wie beim Pfandrecht iſt die Barzahlung 
des Erlöſes als Regel gedacht. Während aber 
beim Pfandverkauf die Zahlung ſofort im Ber: 
ſteigerungstermin S Zuſchlagstermin erfolgt, iſt 
hier nach $ 49 1 3G. das Bargebot erſt im 
Verteilungstermin vom Erſteher bar zu berichtigen. 
Zwiſchen beiden Terminen liegt aber wegen der 
nach SS 105. 106 3G. einzuhaltenden Friſten 
ſtets ein Zeitraum von mindeſtens einem Monat, 
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meiſtens von mehreren Monaten. Eine ſofortige 
Barzahlung findet alſo hier nie ſtatt. 

Der Erlös beſteht ſomit hier in der Zeit zwiſchen 
Zuſchlagstermin und Verteilungstermin in einer 
vorläufigen Forderung gegen den Erſteher auf 
Zahlung des Bargebotes. 

Wem ſteht nun dieſe Forderung gegen den 
Erſteher zu? 

I. Nach dem Prinzip des unmittelbaren Er: 
werbs des Erlöſes durch den Gläubiger ſteht dieſe 
vorläufige Forderung dem Gläubiger zu. 

a) Beſteht ein Untererlös,') etwa eine For⸗ 
derung von 400 M, ſo ſteht dieſe vorläufige For⸗ 
derung unbeſchränkt dem Gläubiger zu. 

b) Beſteht ein Uebererlös, etwa 600 M, fo 
ſteht dieſe Forderung gegen den Erſteher eben⸗ 
falls dem Gläubiger zu, gleichzeitig aber entſteht 
nach $ 812 BGB. eine vorläufige Forderung des 
Schuldners gegen den Gläubiger zu 100 M. 

II. Nach dem Surrogationsprinzip ſteht dieſe 
vorläufige Forderung dem Schuldner zu, dieſe 
Forderung iſt aber belaſtet mit einem vorläufigen 
Pfandrecht des Gläubigers. 

a) Beſteht ein Untererlös, etwa 400 &, ſo 
beſteht eine vorläufige Forderung des Schuldners 
gegen den Erſteher zu 400 M, belaſtet mit ihrem 
vollen Betrage mit einem vorläufigen Pfandrecht 
des Gläubigers. 

b) Beſteht ein Uebererlös, etwa 600 M, fo 
beſteht eine vorläufige Forderung des Schuldners 
gegen den Erſteher zu 600 A, belaftet bis zum 
Betrage von 500 M mit einem vorläufigen Pfand⸗ 
recht des Gläubigers, mit dem überſchießenden 
Betrage dagegen unbelaſtet. 


1: 


Entweder zahlt nun der Erſteher im Der: 
teilungstermin das Bargebot, und zwar nach 
8 107 II 3G. an das Gericht. Mit dieſer 
Erfüllung erliſcht die vorläufige Forderung nach 
8 362 BGB., mit dieſer Zahlung iſt der Er⸗ 
ſteher von ſeiner Verbindlichkeit befreit. 

Wer wird nun Eigentümer des Bargeldes? 


I. Nach dem Prinzip des unmittelbaren Er⸗ 
werbs des Erlöſes durch den Gläubiger wird mit 
Zahlung des Geldes an das Gericht der Glaͤu— 
biger unmittelbarer Eigentümer des Geldes. Das 
Gericht iſt alſo beim Empfang des Geldes Stell: 
vertreter des Gläubigers. 

a) Beſteht ein Untererlös, etwa 400 M, jo 
hat das Gericht das Geld dem Glaͤubiger ſofort 
auszuhändigen. Darin liegt kein neuerlicher Eigen- 
tumswechſel, die Aushändigung erfolgt nur in 
Erfüllung eines öffentlich = rechtlihen dinglichen 
Anſpruchs. 


1) Der Kürze halber ſoll im folgenden unter 
Untererlös der Erlös bis zur Deckung der An⸗ 
ſprüche des oder der Gläubiger, unter Uebererlös das 
gegen der Erlös darüber hinaus verſtanden werden. 
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b) Beſteht ein Uebererlös, etwa 600 M, fo 
wird desgleichen das vom Erſteher gezahlte Geld 
ſofort Eigentum des Gläubigers. Gleichzeitig mit 
Zahlung durch den Erſteher entſteht aber nunmehr 
wegen der zuviel gezahlten 100 M aus 8 812 
BGB. ein endgültiger Erſatzanſpruch des Schuldners 
gegen den Gläubiger. In Berückſichtigung dieſes 
Anſpruchs zahlt das Gericht als Vertreter des 
Gläubigers an dieſen nur 500 M, an den Schuldner 
dagegen die überſchießenden 100 ; in der Ueber: 
tragung dieſer 100 M liegt ein Eigentums wechſel. 

II. Nach dem Surrogationsprinzip wird mit 
der Zahlung des Geldes an das Gericht der 
Schuldner unmittelbarer Eigentümer des Geldes. 
Das Gericht iſt alſo beim Empfang des Geldes 
Stellvertreter des Schuldners. 

a) Es beſteht ein Untererlös, etwa 400 M. 
Schuldner erhält Eigentum an den 400 &; dieſes 
Eigentum iſt aber nunmehr belaſtet mit einem 
Pfandrecht des Gläubigers. Das Gericht überträgt 
daher zur Befriedigung dieſes Pfandrechts die dem 
Schuldner gehörigen 400 M ſofort in das Eigen⸗ 
tum des Gläubigers. 

b) Es beſteht ein Uebererlös, etwa 600 M. 
Schuldner erhält Eigentum an den 600 &; dieſes 
Eigentum iſt aber bis zu einem Betrage von 500 M 
belaſtet mit einem Pfandrecht des Gläubigers, die 
überſchießenden 100 M ſind dagegen laſtenfrei. 
Das Gericht überträgt alſo von den dem Schuldner 
gehörigen 600 M zur Befriedigung des Pfand⸗ 
rechtes des Glaͤubigers 500 M an diefen zu Eigen⸗ 
tum, die übrigen 100 M händigt es dem Schuld⸗ 
ner aus. 


II. 


Wird dagegen im Verteilungstermin der Er⸗ 
los nicht bar gezahlt, jo ergibt ſich folgendes: 

Wie wir ſchon oben geſehen, iſt mit dem Moment 
des Zuſchlags eine vorläufige Forderung gegen 
den Erſteher entſtanden. Mit dem Verteilungs⸗ 
termin wird dieſer vorläufige Zuſtand beendet, und 
zwar im Fall der Barzahlung auf die oben unter 
I gezeigte Weiſe; im Fall der Nichtbarzahlung 
dagegen dadurch, daß ſich die vorläufige Forderung 
gegen den Erſteher nunmehr in eine endgültige 
Forderung verwandelt. 

I. Nach dem rein durchgeführten Prinzip des 
unmittelbaren Erwerbs durch den Gläubiger ſtand 
ſchon die vorläufige Forderung gegen den Er⸗ 
ſteher dem Gläubiger zu. Die vorläufige Forderung 
verwandelt ſich einfach in eine endgültige Forderung; 
ein Gläubigerwechſel tritt hier nicht ein. 

a) Beſtand ein Untererlös, etwa 400 XM, fo 
entſteht nunmehr eine endgültige Forderung des 
Gläubigers gegen den Erſteher auf 400 M. Für 
dieſe Forderung iſt nach $ 128 ZVG. eine Siche⸗ 
rungshypothek auf dem Grundſtücke mit dem Range 
der Forderung einzutragen. 

b) Beſtand ein Uebererlös, etwa 600 M, ſo 
entſteht nunmehr eine endgültige Forderung des 


Gläubigers gegen den Erſteher auf 600 M. Für 
dieſe Forderung iſt nach 8 128 3G. eine Siche⸗ 
rungshypothek einzutragen. Gleichzeitig entſteht 
eine nunmehr endgültige Erſatzforderung des 
Schuldners gegen den Gläubiger nach $ 812 BGB. 

II. Nach dem reinen Surrogationsprinzip be⸗ 
ſtand mit dem Zuſchlag eine vorläufige Forderung 
des Schuldners gegen den Erſteher auf Auszahlung 
des Bargebotes, ferner ein Pfandrechtsanſpruch 
des Glaͤubigers gegen den Schuldner in der Rich⸗ 
tung auf die genannte Forderung und bis zur 
Höhe des Anſpruchs des Gläubigers. Der Gläu: 
biger wird nunmehr im Verteilungstermin in der 
Weiſe befriedigt, daß die dem Schuldner gegen 
den Erſteher zuſtehende Forderung auf den Glaͤu⸗ 
biger übertragen wird, und zwar bis zur Höhe 
des Anſpruchs des Gläubigers. 

a) Beſtand ein Untererlös, etwa 400 M, Yo 
wird die dem Schuldner gegen den Erſteher zu⸗ 
ſtehende Forderung zu 400 M als nunmehr end⸗ 
gültige Forderung auf den Gläubiger übertragen. 

b) Beſtand ein Uebererlös, etwa 600 M, fo 
wird die dem Schuldner gegen den Erſteher zu⸗ 
ſtehende Forderung zu 600 M zu einem Teilbetrag 
von 500 M als nunmehr endgültige Forderung 
auf den Gläubiger übertragen, der Reſtbetrag der 
Forderung des Schuldners zu noch 100 M ver⸗ 
bleibt dem Schuldner als endgültige Forderung. 

In beiden Fällen tritt alſo der Gläubiger erft 
mit der im Verteilungstermin vor ſich gehenden 
Forderungsübertragung zu dem Erſteher in ein 
perſönliches Schuldverhältnis. 

Dieſe Forderungen gegen den Erſteher werden 
dann in beiden Fällen nach $ 128 3G. durch 
Hypothek ſichergeſtellt. 


III. 


Wir haben alſo folgendes Ergebnis. 

J. Nach dem reinen Prinzip des unmittelbaren 
Erwerbs des Verſteigerungserlöſes durch den 
Gläubiger. 

Mit dem Zuſchlag entſteht eine vorläufige 
Forderung des Gläubigers gegen den Erſteher auf 
Zahlung des Bargebotes. Beſteht ein Untererlös, 
ſo iſt nur dieſe Forderung vorhanden; beſteht ein 
Uebererlös, fo entſteht noch des weiteren eine Er: 
ſatzforderung des Schuldners gegen den Gläubiger 
auf den Ueberſchuß. 

Zahlt der Erſteher im Verteilungstermin an 
das Gericht, ſo wird das gezahlte Geld Eigentum 
des Glaͤubigers; beſteht ein Untererlös, jo hat 
das Gericht dem Gläubiger das Geld auszuhän— 
digen; beſteht ein Uebererlös, ſo beſteht neben 
dem Eigentum des Gläubigers am ganzen Erlös 
die Erſatzforderung des Schuldners gegen den 
Gläubiger auf den Ueberſchuß weiter; in Berück— 
ſichtigung dieſes Forderungsrechtes des Schuldners 
hat das Gericht den im Eigentum des Gläubigers 
ſtehenden Uebererlös in das Eigentum des Schuld— 
ners zu übertragen. 
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Zahlt der Erſteher im Verteilungstermin nicht, 
ſo entſteht mit dem Verteilungstermin eine end⸗ 
gültige Forderung des Gläubigers gegen den Er⸗ 
ſteher auf Zahlung des Bargebotes; beſteht ein 
Untererlös, fo hat es dabei ſein Bewenden; be⸗ 
ſteht ein Uebererlös, ſo entſteht des weiteren eine 
endgültige Forderung des Schuldners gegen den 
Glaͤubiger auf Zahlung des Ueberſchuſſes. Für 
die Forderung des Glaͤubigers gegen den Er⸗ 
ſteher iſt nach $ 128 3VGG. auf dem Grundſtück 
eine Sicherungshypothek einzutragen. 

II. Nach dem reinen Surrogationsprinzip. 

Mit dem Zuſchlag entſteht eine vorläufige 
Forderung des Schuldners gegen den Erſteher 
auf Zahlung des Bargebotes. Ferner erlangt 
der Gläubiger ein Pfandrecht an dieſer Forderung 
gegen den Erſteher in Höhe ſeines Anſpruchs. 

Beſteht ein Untererlös, ſo iſt die ganze For⸗ 
derung des Schuldners gegen den Erſteher mit 
dem Pfandrecht des Gläubigers belaſtet; beſteht 
ein Uebererlös, ſo iſt nur ein Teil der Forderung 
des Schuldners gegen den Erſteher mit dem Pfand⸗ 
recht des Gläubigers belaſtet, der überſchießende 
Teil iſt laſtenfreie Forderung des Schuldners. 

Zahlt der Erſteher im Verteilungstermin an 
das Gericht, ſo wird das gezahlte Geld Eigentum 
des Schuldners; das Pfandrecht des Gläubigers 
ergreift nunmehr dieſe im Eigentum des Schuld⸗ 
ners ſtehende Geldſumme. Beſteht ein Untererlös, 
jo überträgt das Gericht zur Befriedigung dieſes 
Pfandrechts den ganzen Barerlös in das Eigen⸗ 
tum des Gläubigers. Beſteht dagegen ein Ueber⸗ 
erlös, ſo überträgt das Gericht nur den zur 
Befriedigung des Pfandrechts erforderlichen Teil 
des dem Schuldner gehörenden Geldes in das 
Eigentum des Gläubigers, den überſchießenden 
Teil, der freies Eigentum des Schuldners iſt, 
händigt es dieſem aus. 

Zahlt der Erſteher im Verteilungstermin nicht, 
ſo wird die dem Schuldner gegen den Erſteher 
zuſtehende vorläufige Forderung auf den Gläubiger 
nunmehr als endgültige Forderung übertragen, 
und zwar, ſoweit ein Untererlös vorhanden iſt, 
die ganze Forderung; ſoweit dagegen ein Ueber⸗ 
erlös vorhanden iſt, wird nur der zur Befriedi⸗ 
gung des Pfandrechts erforderliche Teil der For⸗ 
derung auf den Gläubiger übertragen, der über: 
ſchießende Teil iſt nunmehr endgültige Forderung 
des Schuldners gegen den Gläubiger. 

Für die nunmehr dem Gläubiger gegen den 
Erſteher zuſtehende endgültige Forderung wird 
auf dem Grundſtück des Erſtehers nach 8 128 
3G. eine Sicherungshypothek eingetragen. 


IV. 


Welches dieſer beiden Prinzipien kommt nun 
im Zwangaverſteigerungsgeſetz zur Anwendung? 
Das Geſetz ſelbſt enthält darüber keine aus— 
drückliche Beſtimmung. Nur $ 92 Abi. I 3G. 
beſtimmt: Erliſcht durch Zuſchlag ein Recht, das 
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nicht auf Zahlung eines Kapitals gerichtet ift, jo 
tritt an Stelle des Rechtes der Anſpruch auf 
Erſatz des Wertes aus dem Verſteigerungserlöſe. 

Aus dieſer Vorſchrift, die nach dem Geſetze 
ausdrücklich für andere Rechte als Hypotheken und 
Grundſchulden, alſo für Erbbaurechte, Grund⸗ 
dienſtbarkeiten, Realrechte u. a. gilt, wird nun in 
den Kommentaren zum Zwangsverſteigerungsgeſetz 
allgemein geſchloſſen, daß das Surrogationsprinzip 
auch für Hypotheken und Grundſchulden ſchlecht⸗ 
weg gelte. 

Die Durchführung dieſes Prinzips auch für 
Hypotheken und Grundſchulden führt nun in den 
Fällen, in denen nur ein Untererlös vorhanden 
iſt — und dies iſt ja bei den allermeiſten Zwangs⸗ 
verſteigerungen der Fall — zu höchſt unerwünſchten 
Ergebniſſen. 

Schon der Umſtand, daß der vom Erſteher 
geſchuldete Untererlös vorerſt nicht dem Gläubiger, 
ſondern dem Schuldner zuſtehen ſoll, daß das 
vom Erſteher im Verteilungstermin gezahlte Geld 
vorerſt dem Schuldner zuſtehen ſoll und erſt dem 
Gläubiger auf Grund ſeines Pfandrechts übertragen 
werden muß, daß endlich im Fall der Nichtzahlung 
die dem Schuldner gegen den Erſteher zuſtehende 
Forderung erſt auf den Gläubiger übertragen 
werden muß, widerſpricht dem allgemeinen Rechts⸗ 
empfinden. 

Dann aber führt dieſes auch für den Unter⸗ 
erlös durchgeführte Surrogationsprinzip zu den 
größten Konſtruktionsſchwierigkeiten, die mit daran 
ſchuld find, daß das Zwangsverſteigerungsgeſetz 
einen der ſprödeſten Rechtsſtoffe bildet, obwohl 
es ſich hier um Rechtsfragen des täglichen Lebens 
handelt. ’ | 


Sehr Häufig zahlt der Erſteher an den 


Gläubiger ſchon vor dem Verteilungstermin. An⸗ 
genommen alſo, der Erſteher hat an den Gläubiger 
ſchon vor dem Verteilungstermin den Untererlös 
mit 400 M gezahlt. 

Damit iſt der Erſteher von ſeiner Zahlungs⸗ 
verbindlichkeit keineswegs befreit, denn er ſchuldet 
die 400 M ja nicht dem Gläubiger, ſondern dem 
Schuldner; eine rechtmäßige Zahlung iſt alſo 
nicht erfolgt, wohl aber iſt mit dieſer Zahlung 
eine Erſatzforderung des Erſtehers gegen den 
Gläubiger zu 400 M aus 8 812 BGB. entſtanden. 

Für den Verteilungstermin ergibt ſich nun⸗ 
mehr folgendes: 

1a) Der Schuldner hat gegen den Erwerber 
eine Forderung zu 400 N. 

1b) Der Gläubiger hat gegen den Schuldner 
einen Pfandrechtsanſpruch an dieſer Forderung 
zu 400 NM. 

2. Der Erwerber hat gegen den Gläubiger 
eine Erſatzforderung aus 8 812 BGB. zu 400 M. 

Der Erwerber zahlt an den Schuldner 
ſelbſtredend die 400 M nicht mehr; denn 
nach ſeiner Meinung hat er durch die vor dem 
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Verteilungstermin erfolgte Zahlung der 400 1 
an den Gläubiger ſeiner Verpflichtung vollkommen 
genügt. Anderſeits iſt aber eine Aufrechnung 
gegen den Schuldner ausgeſchloſſen, weil die 
Vorausſetzungen des 3 387 BGB. nicht vorliegen. 
Das Gericht überträgt daher, weil das Bar⸗ 
gebot nicht berichtigt iſt, nach 8 118 3G. die 
dem Schuldner gegen den Erwerber zuſtehende 
Forderung zu 400 M auf den Gläubiger. 

Nunmehr erſt hat 

1. der Gläubiger gegen den Erwerber eine 
Forderung zu 400 M aus 8 118 3G. und 

2. der Erwerber gegen den Gläubiger eine 
Forderung zu 400 M aus 8 812 BGB. 

Jetzt erſt kann der Erſteher gegenüber dem 
Gläubiger die Aufrechnung nach 8 388 BGB. 
erklären, denn jetzt erſt ſtehen ſich die beiden als 
Gläubiger und Schuldner gegenüber. 


2 


Angenommen, der Gläubiger wird ſelbſt der 
Erſteher, Erſteher und Gläubiger find alſo ein 
und dieſelbe Perſon. 

Für den Verteilungstermin ergibt ſich dann 
folgendes: 


1a) Der Schuldner hat gegen den Erſteher 
(= Gläubiger) eine Forderung zu 400 M. 

1b) Der Gläubiger (= Erſteher) hat gegen 
den Schuldner einen Pfandrechtsanſpruch an dieſer 
Forderung zu 400 M. 

Der Erſteher, der zugleich Gläubiger iſt, zahlt 
an den Schuldner die 400 M ſelbſtredend nicht; 
denn der Schuldner müßte ja an den Erſteher 
in ſeiner Eigenſchaft als Gläubiger dieſe 400 K 
durch Vermittlung des Gerichtes ſofort wieder 
zurückzahlen. 

Das Gericht überträgt daher, weil das Bar⸗ 
gebot nicht berichtigt iſt, nach 8 118 3G. die 
dem Schuldner gegen den Erſteher zuſtehende 
Forderung zu 400 M auf den Gläubiger. 

Der Erſteher hätte alſo nunmehr an ſich ſelbſt 
als Gläubiger die 400 M zu zahlen. Erſt durch 
dieſe Vereinigung von Forderung und Schuld in 
einer Perſon erliſcht nunmehr das Schuldverhält- 
nis (ſ. oben A, V). Bis zu der durch das 
Gericht bewirkten Forderungsübertragung aber 
hat dieſes Rechtsverhältnis weiterbeſtanden. 


8. 


Endlich aber kommt man bei Anwendung des 
Surrogationsprinzips auf den Untererlös mit dem 
Geſetze ſelbſt in Widerſpruch. 

Nach § 144 ZVG. kann der Verteilungstermin 
dadurch umgangen werden, daß der Erſteher dem 
Gerichte urkundlich nachweiſt, daß er den Gläu— 
biger außergerichtlich befriedigt hat. Eine ſolche 
Befriedigung des Gläubigers durch den Erſteher 
kann aber, wie wir eben unter 1. und 2. geſehen 
haben, erſt eintreten, nachdem das Gericht die dem 
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Schuldner gegen den Erſteher zuſtehende Forderung 
auf den Gläubiger übertragen hat; denn erſt mit 
dieſer gerichtlichen Uebertragung tritt der Erſteher 
zum Gläubiger in ein Schuldverhältnis. | 

Wird aber von Geſetz eine Befriedigung des 
Glaͤubigers durch den Erſteher auch ohne eine 
ſolche gerichtliche Forderungsübertragung für zu⸗ 
laͤſſig erklärt, jo muß daraus gefolgert werden, 
daß ein Schuldverhältnis zwiſchen Gläubiger und 
Erſteher auch ohne gerichtliche Forderungsüber⸗ 
tragung beſteht. 

Damit gelangen wir aber zu dem Schluſſe, daß 
nach Zwangsverſteigerungsgeſetz für den Untererlös 
das Prinzip des unmittelbaren Erwerbes des Er⸗ 
löſes durch den Gläubiger gilt. 


V. 

Dieſes Prinzip entſpricht auch allein dem 
Rechtsempfinden. 

Mit dem Zuſchlag erwirbt unmittelbar der 
Gläubiger eine vorläufige Forderung gegen den 
Erſteher; zahlt der Erſteher im Verteilungstermin, 
ſo wird damit der Gläubiger unmittelbarer Eigen⸗ 
tümer des Untererlöſes, zahlt dagegen der Erſteher 
im Verteilungstermin nicht, ſo erwirbt der Gläu⸗ 
biger ohne weiteres nunmehr unmittelbar eine 
endgültige Forderung gegen den Erſteher. 

Die unter IV genannten drei Fälle finden 
nunmehr eine einfache Löſung. 


1 


Der Erſteher zahlt an den Gläubiger ſchon 
vor dem Verteilungstermin den Untererlös mit 
400 M. Die Rechtslage iſt dann einfach die: Der 
Gläubiger hatte gegen den Erſteher eine vorläufige 
Forderung zu 400 . Mit deren Zahlung durch 
den Erſteher iſt dieſe Forderung getilgt, der Gläu⸗ 
biger iſt befriedigt. Der Erſteher weiſt im Ver⸗ 
teilungstermin durch öffentliche oder öffentliche be⸗ 
glaubigte Quittung dieſe Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers nach und damit iſt die Verteilung in der 
Richtung auf dieſe Forderung erledigt; es ent⸗ 
ſteht weder eine endgültige Forderung, noch beſteht 
Anlaß zur Anordnung der Eintragung einer 
Sicherungshypothek im Sinne des 8 128 3G. 

Einzige Vorausſetzung der Rechtsgültigkeit der 
vorzeitigen Zahlung an den Gläubiger iſt, daß 
dieſem und nicht etwa einem andern Gläubiger 
der Anſpruch auf den Verſteigerungserlös zuſtand. 
Dieſer Feſtſtellung allein dient im vorliegenden 
Fall der Verteilungstermin. Und eben darin, 
daß im Verteilungstermin das Gericht die An- 
ſprüche der Beteiligten nach ihrer Reihenfolge 
endgültig ſeſtſtellt, liegt der Unterſchied der im 
Termin endgültig (feitgeftellten) Forderung zu der 
vorläufigen Forderung. 


2 


Hat der Gläubiger ſelbſt das Grundſtück mit 
Untererlös eingeſteigert, ſo iſt nach dem Prinzip 


— 


des unmittelbaren Erwerbs des Erlöſes durch den 
Gläubiger ſchon mit dem Moment des Zuſchlags 
die Forderung des Gläubigers kraft Geſetzes er⸗ 
loſchen (ſ. oben A, V). Der Verteilungstermin 
dient auch hier nur dazu, die einzelnen Anſprüche 
endgültig feſtzuſtellen und damit das im gegebenen 
Fall ſchon erfolgte Erloſchenſein der Forderung 
des Gläubigers darzulegen. 


8. 


Vom Standpunkte des unmittelbaren Erwerbs 
des Untererlöſes durch den Gläubiger erklaͤrt ſich 
endlich ohne weiteres die Vorſchrift des § 144 
3G. Unter Ausſchaltung des Schuldners ſtehen 
ſich Gläubiger und Erſteher unmittelbar gegenüber. 
Die Zahlung des Erſtehers an den Gläubiger oder 
die Tatſache, daß der Erſteher zugleich der Gläu- 
biger, alſo ſein eigener Schuldner iſt, wirkt un⸗ 
mittelbar zwiſchen Gläubiger und Erſteher. Der 
Gläubiger iſt oder gilt als befriedigt, dem Der: 
fahren nach $ 144 3G. ſteht ein Hindernis 
nicht mehr entgegen, vor allem bedarf es keiner 
Uebertragung der nach dem Surrogationsprinzip 
dem Schuldner gegen den Erſteher zuſtehenden 
Forderung auf den Gläubiger. 


VI. 


Das Ergebnis iſt alſo dieſes: Soweit der Er⸗ 
lös den Anſpruch des Gläubigers nicht überſteigt, 
ſoweit alſo nur ein Untererlös vorhanden iſt, gilt 
das Prinzip des unmittelbaren Erwerbs des Er⸗ 
löſes durch den Gläubiger, der Erlös fällt un: 
mittelbar in das Vermögen des Gläubigers. 

Gegen dieſe Auffaſſung könnte lediglich der 
Wortlaut des $ 118 Abſ. I 3G. geltend gemacht 
werden: „Soweit das Bargebot nicht berichtigt 
wird, iſt der Teilungsplan dadurch auszuführen, 
daß die Forderung gegen den Erſteher auf die 
Berechtigten übertragen wird; die Uebertragung 
erfolgt durch Anordnung des Gerichts.“ 

Dieſer Wortlaut könnte allerdings für das 
Surrogationsprinzip verwertet werden. 

Nach den bisherigen Ausführungen muß aber 
angenommen werden, daß unter „Uebertragung“ 
eine „Abtretung“ im Sinne des 8 398 BGB. 
nicht verſtanden werden kann. Das Geſetz ſagt 
auch nicht, daß die Forderung „des Schuldners“ 
übertragen wird. Unter Uebertragung iſt hier, 
wie ſchon oben erwähnt, die endgültige Feſtſtellung 
der dem Gläubiger ſchon mit dem Zuſchlag gegen 
den Erſteher zuſtehenden vorläufigen Forderung 
durch das Gericht zu verſtehen. 


VII. 


Soweit dagegen der Erlös den Anſpruch des 
Gläubigers überſteigt, ſoweit alſo ein Uebererlös vor: 
handen iſt, gilt uneingeſchränkt das Surrogations— 
prinzip; der Uebererlös fällt unmittelbar in das 
Vermögen des Schuldners. 


— —— He u gu 


Dieſer Grundſatz tft ſür den Uebererlös alls 
gemein anerkannt; unter Uebererlös iſt ſelbſt⸗ 
redend auch eine Eigentümergrundſchuld des Schuld⸗ 
ners zu verſtehen, ſoweit ſie durch das Bargebot 
gedeckt iſt. 

Werden alſo bei dem unter B am Anfang 
gegebenen Tatbeſtande 600 M erlöſt, jo erwirbt 
mit dem Zuſchlag der Schuldner gegen den Er⸗ 
ſteher eine vorläufige Forderung zu 100 A, die 
mit keinerlei Pfandrecht belaſtet iſt. 

Zahlt der Erſteher im Verteilungstermin an 
das Gericht die 600 , fo werden davon 100 M 
unmittelbar Eigentum des Schuldners. 

Zahlt dagegen der Erſteher im Verteilungs⸗ 
termin nicht, ſo verwandelt ſich die bisher vor⸗ 
läufige ung des Schuldners gegen den Er: 
ſteher zu 100 nunmehr in eine endgültige 
Forderung, zu deren Schutz nach $ 128 3G. 
eine Sicherungshypothek einzutragen iſt. 

Dieſer Uebererlös unterſteht ſchon mit dem 
Momente des Zuſchlags der freien Verfügung des 
Schuldners und hiemit auch dem Zugriff von 
deſſen Gläubigern (Steiner S. 284, Anm. 3). 
Die tatſächlichen Schwierigkeiten einer Verfügung 
über dieſen Uebererlös vor dem Verteilungstermin 
können nur darin liegen, daß meiſtens erſt mit 
dem Verteilungstermin eine genaue Berechnung 
der Höhe des Uebererlöſes ermöglicht iſt. 


VIII. 

Das Endergebnis iſt alſo folgendes: 

In gleicher Weile, wie $ 1247 für den Ver⸗ 
ſteigerungserlös an beweglichen Sachen maßgebend 
iſt, iſt er auch für den Verſteigerungserlös aus 
Grundſtücken anzuwenden. 

Hier wie dort alſo gilt der Grundſatz: 

a) Soweit der Erlös den Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers nicht überſteigt, fällt er unmittelbar in das 
Vermögen des Gläubigers. 

b) Soweit der Erlös den Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers überſteigt, fällt er unmittelbar in das Ver⸗ 
mögen des Schuldners. 

Dieſer Grundſatz gilt ſelbſtredend in gleicher 
Weiſe bei einer Mehrheit von Gläubigern. 

Angenommen, auf einem Grundftüd des Schuld: 
ners (Eigentümers) laſten an erſter Stelle eine 
Hypothek des Gläubigers Nr. 1 zu 1000 M und 
an zweiter Stelle eine Hypothek des Gläubigers 
Nr. 2 zu 1000 N. 

Gläubiger Nr. 1 betreibt die Zwangsverſteige⸗ 
rung, es erlöſchen alſo nach § 52 Abſ. 1 Satz 2 
3G. mit dem Zuſchlag beide Hypotheken. 

a) Wird ein Untererlös erzielt, etwa 1800 M, 
ſo erwirbt mit dem Zuſchlag der Gläubiger Nr. 1 
gegen den Erſteher eine vorläufige Forderung zu 
1000 M und der Gläubiger Nr. 2 gegen den Er: 
fteher eine vorläufige Forderung zu 800 M. Im 
übrigen gilt das oben Ausgeführte. 

b) Wird ein Uebererlös erzielt, etwa 2300 M, 
ſo erwirbt mit dem Zuſchlag der Gläubiger Nr. 1 
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gegen den Erſteher eine vorläufige Forderung zu 
1000 M, der Gläubiger Nr. 2 gegen den Erſteher 
eine vorläufige Forderung zu 1000 M und der 
Schuldner gegen den Erſteher eine vorläufige 
Forderung zu 300 1. Im übrigen gilt das 
oben Ausgeführte. 


Kleine Mitteilungen. 


Klagebeſugnis und sbedürfnis während der Ge: 
ſchãftsaufſicht. 

I. Im September 1915 verpflichtete ſich Be⸗ 
klagter, der dem Kläger im November und De⸗ 
zember 1915 fällige Akzepte zur Diskontierung be⸗ 
geben hatte, zur Sicherung des Klägers die zweite 
Hypothek auf ſeinem Anweſen zu verpfänden. Da 
Beklagter, auf deſſen Antrag im Oktober 1915 die 
Geſchäftsaufſicht nach BRVO. vom 8. Auguſt 1914 ans 
geordnet worden war, weder ſeine Akzepte einlöſte, noch 
die Hypothekverpfändung bewirkte, ging der Kläger 
Ende Dezember 1915 mit Klage gegen ihn vor und er⸗ 
zielte beim Landgericht Nürnberg die gegen Sicherheits⸗ 
leiſtung vorläufig vollſtreckbare koſtenfällige Verur⸗ 
teilung des Beklagten, für ſeine Wechſelforderungen die 
genannte Hypothek zu verpfänden und die erforderlichen 
Willenserklärungen, ſoweit nötig unter Vorlegung 
und Aushändigung des Hypothekenbriefs, in gehöriger 
Form abzugeben, mit der Einſchränkung, daß 
dieſe Erklärungen erſt mit der Beendigung 
der Geſchäftsaufſicht als abgegeben gelten. 

II. Das Landgericht führte aus: Es iſt die Mei⸗ 
nung aufgeſtellt worden, die Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht entziehe den nichtprivilegierten Gläubigern 
die Befugnis, während der Aufſicht den Schuldner 
zu verklagen. Der Gläubiger könne nur, wie bei einer 
nicht fälligen Forderung nach 83 256, 259 ZPO. auf 
künftige Leiſtung klagen. LG Leipzig in JW. 1915, 806. 
Dieſe Meinung iſt jedoch von der überwiegenden An⸗ 
zahl der Gerichte und Rechtslebrer verworfen worden 
(ſ. Kammergericht in DIZ. 1914, 303, Kipp in DIZ. 
1914, 1032, Breit in IW. 1915 S. 170: Klien in 
IW. 1915 S. 769). Die herrſchende Meinung ver: 
dient auch den Vorzug; denn die Bek. verbietet in 
85 Satz 2 nur die Ausbringung von Arreſten und 
Zwangsvollſtreckungen gegen Schuldner und ſpricht 
keineswegs von der Unterbrechung ſchwebender Prozeſſe, 
ſie gewährt nur ein Exekutionsmoratorium. Zweifel 
ergeben ſich allerdings in dem Falle des 8 894 ZPO., 
weil hier mit der Rechtskraft der Verurteilung gleich: 
zeitig die Vollſtreckungserwirkung eintritt. Für dieſen 
Fall hat das OLG. Düſſeldorf (DIZ. 1915 S 216) 
angenommen, daß das Vollſtreckungsverbot des 8 5 
Satz 2 entfalle; denn dies Urteil werde dadurch, daß 
die Rechtskraft zugleich Vollſtreckungswirkung habe, 
noch nicht zu einem Akte der Zwangsvollſtreckung. 
Dieſer Auffaſſung tritt jedoch das Landgericht Nürn⸗ 
berg, im Einklang mit Breit, IW. 1915, 170, nicht 
bei, weil das Ergebnis dem Zwecke der Verordnung 
widerſtreitet. Es handelt ſich hier um eine vom Ge— 
ſetzgeber überſehene Lücke, die durch angemeſſene Hand— 
habung des Prozeßgeſetzes ſo auszugleichen iſt, daß 
das materielle Recht nicht verkürzt wird. Es muß 


318 


alfo der Klage zwar ſtattgegeben, jedoch, zur Hemmung 
der nicht gewünſchten Vollſtreckungswirkung, der im 
Tenor gegebene Zuſatz angebracht werden. Im Er⸗ 
gebnis unterſcheidet ſich dieſe Löſung freilich kaum 
von der auch vom LG. Leipzig zugelaſſenen Anwen⸗ 
dung des 8 259 ZPO. Was die Koſten anlangt, jo 
hat der Beklagte zwar den Verpflichtungsſchein an⸗ 
erkannt und andere Einreden als jene der Geſchäfts⸗ 
aufſicht nicht vorgebracht. Er hat jedoch den An⸗ 
ſpruch auch nicht etwa mit jener Einſchränkung an⸗ 
erkannt. 893 ZPO. kann daher hier nicht in Frage 
kommen. 

III. Gegen dieſes Urteil beantragte der Bell. 
im II. Rechtszuge Klageabweiſung mit folgender 
Begründung: Die Aufſichtsperſon habe pflichtgemäß 
zu der angeſonnenen Verfügung über die Hypothek 
die nach 8 7, II der Bek. vom 8. Auguſt 1914 erforder⸗ 
liche Zuſtimmung verſagt. Dadurch ſei die Rechts 
macht des Beklagten auch nach außen beſchränkt und der 
Kläger an der Verfolgung ſeines Anſpruchs verhindert. 
Mangels Beſtreitung der materiellen Wirkſamkeit der 
Erklärung vom September 1915, habe für den Kläger 
das Rechtsſchutzbedürfnis gefehlt. Nach Beendigung der 
Aufſicht könne er ſein Recht auf Hypothekverpfändung 
fofort wieder geltend machen. Während der Geſchäfts⸗ 
aufficht dürfe die Verurteilung des Beklagten nicht 
erfolgen, auch nicht mit Verſchiebung der Rechtskraft⸗ 
wirkung, die mit der hier nicht zutreffenden Vorſchrift 
des 8 5 Abſ. 2 der Bek. nicht zu begründen ſei. Jeden⸗ 
falls müßten die Koſten der Rechtszüge dem Kläger 
überbürdet werden. Beklagter erkenne, wie nach Klage⸗ 
ſtellung, an, daß er ſich im September 1915 zur Ver⸗ 
pfändung verpflichtet habe und daß der Anſpruch des 
Klägers hierauf mit Beendigung der Aufſicht wieder 
wirkſam werde, ohne daß es einer Klage oder eines 
Vollſtreckungstitels bedürfte. Die derzeitige Geſchäfts⸗ 
aufſicht habe die Verfolgung des Klageanſpruchs und 
einen Verzug des Beklagten ausgeſchloſſen. Nach 
593 ZPO. ſei der Kläger koſtenpflichtig. 

IV. Der Kläger beſtritt die Ausſchaltung ſeines 
Klagerechts durch die den fälligen Anſpruch und ſeine 
urteilsmäßige Zuerkennung nicht berührende Geſchäfts⸗ 
aufſicht über den nach wie vor geſchäfts⸗ und prozeß⸗ 
fähigen Beklagten, erachtete die Prüfung der Urteils- 
vollſtreckung in der jetzigen Prozeßlage für unzuläſſig, 
begründete das Rechtsſchutzbedürfnis mit der mög⸗ 
lichen Gefährdung des angeblich geforderten Klage⸗ 
anſpruchs durch eine etwaige Konkurseröffnung oder 
ein ſonſtiges Verhalten des Beklagten und erachtete 
den letzteren für koſtenpflichtig, da er den Klagean⸗ 
ſpruch nie anerkannt, geſchweige erfüllt, ſogar das 
Klagerecht ſeines Gläubigers beſtritten, überdies die 
Klage nicht durch das Angebot eines ſonſtigen Voll⸗ 
ſtreckungstitels entbehrlich gemacht habe. 

V. Der die Berufung verwerfende II. ZS. des 
Oberlandesgerichts Nürnberg begründete 
ſeine Entſcheidung vom 5. Juli 1916 etwa 
folgendermaßen: Der Beſtand der Verpflichtung wurde 
an ſich durch die erſt im Oktober 1915 angeordnete 
Geſchäftsaufſicht über das Vermögen des Beklagten 
nicht berührt. Wohl aber iſt ihre Verwirklichung 
nach den Vorſchriften der einſchlägigen VO. vom 
8. Auguſt 1914 zu würdigen. Hievon iſt zunächſt der 
Kläger betroffen, da ihm ein anderer Anſpruch zus 
ſteht, als wie fie in der Ausnahmevorſchrift des 89 
genannt ſind. Ihm ſetzt indes nur der 8 5 Satz 2 
die Schranke, daß zu ſeinen Gunſten Arreſte und 
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Zwangsvollſtreckungen auch für feinen ſchon früher 
entſtandenen Anſpruch während der Dauer der Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht nicht ſtattfinden dürfen. Für den Be⸗ 
klagten als Schuldner trifft 8 7 II zu. Allein dieſe 
Soll⸗Vorſchrift macht es dem Schuldner nur zur 
Pflicht, ohne Zuſtimmung der Aufſichtsperſon ſolche 
Handlungen nicht vorzunehmen. Sie entzieht ihm 
aber weder die Geſchäfts⸗, noch die Partei⸗ noch die 
Prozeßfähigkeit und knüpft auch an ihre Nichtbeach⸗ 
tung keine anderen Folgen als die Befugnis des Amts⸗ 
gerichts zur Aufhebung des Aufſichtsverfahrens nach 
8 10. Trotz der nur das Innenverhältnis regelnden 
Beſchränkung durch die Vorſchrift des 8 7 II, wodurch 
die Aufgaben der Aufſichtsperſon und die Zwecke der 
Geſchäftsaufſicht möglichſt geſichert werden ſollen 
(88 6—8), können gegen den Schuldner anhängige 
Prozeſſe fortgeführt und neue Prozeſſe anhängig ge⸗ 
macht werden. Denn die Geſchäftsaufſicht gibt weder 
zur Unterbrechung noch zur Ausſetzung des Verfahrens 
Anlaß (wie nach 88 240, 246 ZPO.) Sie kennt nur 
die Vollſtreckungsrechte des Gläubigers nach 8 5 und 
ſchiebt fie hinaus, um die Zwecke des Verfahrens (8 8) 
zu ermöglichen. Es ſteht dieſem Ziele nicht im Wege 
und entſpricht der ungeminderten Leiſtungspflicht des 
Schuldners, daß der Gläubiger auf die verweigerte 
Leiſtung des Schuldners einen gerichtlichen Voll⸗ 
ſtreckungstitel erwirken darf, deſſen rechtzeitige Er⸗ 
langung für ihn als Grundlage der — wenn auch erſt 
künftigen — Vollſtreckung von Bedeutung iſt. Mit 
Recht hat hier Kläger darauf verwieſen, daß die jeder⸗ 
zeit mögliche Aufhebung des Auſſichtsverfahrens, mit 
der Folge der unbeaufſichtigten Verfügungsfreiheit 
des Beklagten und der Zuläſſigkeit der Konkurser⸗ 
öffnung, die Verwirklichung des Klageanſpruchs un⸗ 
vermutet verzögern oder vereiteln könnte, ganz abge⸗ 
ſehen von der Möglichkeit ſpäterer Bekämpfung des 
Klageanſpruchs als ſolchen. Das Berufungsgericht 
erblickt das Ziel der VO. vom 8. Auguſt 1914 darin, 
mittels Vollſtreckungsaufſchubs ohne Konkurs⸗ 
verfahren die allmähliche gleichmäßige Befriedigung 
der Gläubiger zu ermöglichen. Es erachtet eine weitere 
Beſchränkung der Gläubigerrechte für mit Wortlaut 
und Zweck der VO. unvereinbar. Eine weitergehende 
Wirkung der VO. würde eine ganz andere Faſſung 
der Vorſchriften in den 88 5 Satz 2 und 7 II voraus⸗ 
ſetzen, iſt zur Erreichung des Zweckes gar nicht ge⸗ 
boten und daher nicht anzunehmen (vgl. Güthe⸗Schlegel⸗ 
berger, Kriegsbuch I. S. 326 ff., II. S. 97 ff.; Sörgel, 
Kriegsrecht S. 118 ff., beſonders JW. 1915, 1377; 
LZ. 1916, 176; DIZ. 1916, 249; Recht 1916, 201, 
441, u. a. gegen LZ. 1916, 77, 762). Der Fall des 
8 894 ZPO., daß Inhalt der Leiſtung und des Urs 
teils die Abgabe einer Willenserklärung iſt, erfordert 
zunächſt keine andere Beurteilung des Klagerechts des 
Gläubigers. Die weitere Frage der Vollſtreckungs⸗ 
wirkung eines ſolchen Urteils (DIZ. 1915, 216; 
IW. 1915, 170) bedarf hier keiner Prüfung, da das 
angefochtene Urteil am Schluß eine beſondere Anord- 
nung getroffen hat, die für ſich allein den Beklagten 
nicht beſchwert und vom Kläger nicht mit Berufung 
angefochten iſt. Der Klage in der Hauptſache wurde 
jedenfalls mit Recht ſtattgegeben. Auch der Koſten⸗ 
ausſpruch des Landgerichts iſt zu billigen. Die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 93 ZPO. liegen nicht vor. es fehlt 
ſchon an dem ſofortigen Anerkenntniſſe des Klage⸗ 
anſpruchs durch den Beklagten. Dieſer hat im I. Rechts⸗ 
zug nur den Verpflichtungsſchein vom September 1915 
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und auch im II. Rechtszug nur anerkannt, ſich damals 
zur Hypothekverpfändung verpflichtet zu haben, im 
übrigen aber das Klagerecht ſeines Gläubigers mit 
dem Hinweis auf die Geſchäftsaufſicht bekämpft. Darin 
liegt kein Anerkenntnis des Anſpruchs im Sinne 
des 8 93 (307) HPO. Der koſtenfälligen Verurteilung 
hätte der Beklagte nur durch das rechtzeitige Angebot 
eines anderweitigen Titels zum Vollzug der Hypothek⸗ 
verpfändung begegnen können, wobei die zeitliche Ver⸗ 
ſchiebung der Vollziehbarkeit bis zur Beendigung der 
Geſchäftsauſſicht ihn auch vor deren vorzeitiger Auf⸗ 
hebung nach 8 10 VO. geſchützt hätte (Güthe⸗Schlegel⸗ 
berger, II, 110 ff.; Waſſermann⸗Erlanger, Kriegsge⸗ 
ſetze S. 192 u. a.). 

VI. Die Urteile der Nürnberger Gerichte halten 
die 88 5 und 7 der Bek. nicht genügend auseinander. 
Es kann ganz davon abgeſehen werden, daß bezüg lich 
des 8 5 der Bek. verſchiedene Meinungen beſtehen, 
und erſt recht, daß die Anwendung des 8 5 der Bek. 
auf den 8 894 ZPO. (Verurteilung zur Abgabe einer 
Willenserklärung) höchſt zweifelhaft iſt. Die Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. Düſſeldorf (DIZ. 1915 S. 216), 
welche auf den erſten Blick die Klage und die unter I 
und II entwickelte landgerichtliche Entſcheidung zu 
ſtützen ſcheint, befindet ſich aus folgendem Grunde 
mit der letzteren in Widerſpruch. Das Landgericht 
Nürnberg beſtimmt Hinausziehung der Rechtskraft⸗ 
wirkung bis zur Aufſichtsbeendigung. Der VIII. ZS. 
des OLG. Düſſeldorf ſagt aber in der Entſch. vom 4. De⸗ 
zember 1914 wörtlich: „Die VO. des Bundesrats vom 
8. Auguſt 1914 verbietet nur eine Zwangsvollſtreckung 
in das Vermögen des Schuldners, ſie trifft aber keine 
Beſtimmung, daß die Rechtskraft eines Urteils i. S. des 
8 894 3PO. während der beſtehenden Geſchäftsauf⸗ 
ſicht gehemmt werde, und ebenſowenig, daß das Ver⸗ 
fahren, das zu einem ſolchen Urteile führen kann, bis 
dahin auszuſetzen ſei“. Das OLG. Düſſeldorf ſagt 
folglich mit dürren Worten, daß die Verſchiebung der 
Rechtskraſtwirkung rechtlich nicht in Ordnung gebe. 
weil ſie durch die VO. des Bundesrats vom 8. Auguſt 
1914 nicht vorgeſchrieben ſei. Wenn nun das Voll⸗ 
ſtreckungsverbot des 8 5 Abſ. 2 der VO. vom 8. Auguſt 
1914 entfällt, wie ja Erſtrichter zugibt, und wenn der 
Zweck der VO. der iſt, während der beſtehenden Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht den Schuldner in bezug auf Vollziehung 
von Urteilen ähnlich zu ſtellen wie im Konkurs, dann 
verſagt eben der 8 5. Darauf aber will ich hinaus. 
Der 85 ift nicht anwendbar. Ebenſowenig iſt eine 
von dem Geſetzgeber überſehene Lücke im Geſchäfts⸗ 
aufſichtsverfaͤhren vorhanden. Die Darlegung von 
Breit (JW. 1915, 170) verſagt hier alſo. Vielmehr 
regelt der 8 5 nichts weiter, wie die Wirkung der Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht im allgemeinen, und zwar in poſi⸗ 
tiver und negativer Hinſicht. Was unzuläſſig und 
zuläſſig iſt während der Dauer der Geſchäftsaufſicht, 
beſtimmt der 85. Auf ihn allein bezieht ſich die Entſch. 
des OLG. Düſſeldorf vom 4. Dezember 1914. 

Der 8 7 hingegen regelt die rechtliche Stellung 
der Aufſichtsperſon und des Schuldners, die zuſtim⸗ 
mungsbedürftigen und zuſtimmungsfreien Rechtsge— 
ſchäfte. Durch die Vorſchrift des 8 7 wird ſehr wohl 
die Rechtsmacht des Schuldners nach außen be⸗ 
ſchränkt. Der 87 iſt der Sonderfall hinſichtlich 
der zuſtimmungsbedürftigen Verfügungen über Grund- 
ſtücke und Rechte an Grundſtücken uſw. Der Ge— 
ſchäftsaufſeher hat in unſerem Falle, um einer gleich 
mäßigen Befriedigung der Gläubiger willen, ſeine 
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Zuſtimmung verfagt, fo daß weder in der einen noch 
in der anderen Form, weder für jetzt, noch für ſpäter 
wirkend, der Ausſpruch des landgerichtlichen Ur⸗ 
teils zuläſſig iſt. Denn das Gebot, welches für den 
Schuldner beſteht, wäre, ebenſo wie das mögliche 
Veto des Aufſehers, illuſoriſch, wenn die vom Geſetze 
im 8 894 ZPO. aufgeſtellte Fiktion hier einſchlüge, 
oder wenn mit dem Suſpenſiveffekt eine Lücke der VO. 
ausgefüllt werden müßte. Iſt die Rechtsmacht des 
Schuldners eingeengt, ſo kann auch nicht die Leiſtung 
durch die Rechtskraft eines Urteils erzwungen werden. 
VII. Nicht allein der Vollſtreckungsaufſchub ohne 
Konkursverfahren und die allmähliche gleichmäßige 
Befriedigung der Gläubiger iſt das Ziel der VO. 
vom 8. Auguſt 1914. Hat vielmehr der Gläubiger, 
wie in concreto, an der Erwirkung des Urteils kein 
nachweisbares Intereſſe, ſo ſoll der Schuldner — dem 
Konkurszuſtand analog — tunlichſt vor Klagen be⸗ 
wahrt werden, um, frei von Prozeß⸗ oder gar Koſten⸗ 
laſten, in der ſchweren Zeit ſeine reſtige Habe bei⸗ 
ſammen zu halten. Käme er doch zwiſchen zwei Puffer, 
wenn ihn der Aufſichtführende an ſeiner Willenser⸗ 
klärung hindern und das Gericht ihn verurteilen 
könnte. Folgerichtig hat der Schuldner in unſerem Falle 
erklärt: „Ich bin gehalten, meine im September 1915 
übernommene Verpflichtung zu erfüllen — aber ich 
bin zur Zeit unter Aufſicht, die mir die derzeitige 
Erfüllung unterſagt. Hier ſtehe ich, ich kann nicht 
anders“. Durch dieſen klaren Standpunkt des Schuld⸗ 
ners iſt und bleibt der Gläubiger vor ſpäteren Rück⸗ 
fällen des erſteren ausreichend geſchützt. Daß nach 
der inneren ratio des 87 VO. die Wohltat des 8 93 
ZPO. bier einſchlagen muß. iſt m. E. jetzt ſchon de 
lege lata zweifellos, mindeſtens künftighin de lege 
ferenda feſtzulegen. 
Juſtizrat Dr. Hugo Cahn, Rechtsanwalt in Nürnberg. 


Verhältnis des 5 5 zu § 25 6B. Die Vor⸗ 
ſchriſt des 8 25 HGB., daß derjenige, welcher ein 
unter Lebenden erworbenes Handelsgeſchäft unter der 
bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines das 
Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes fortführt, 
für alle im Betriebe des Geſchäftes begründeten Ver- 
bindlichkeiten des früheren Inhabers haftet, findet auf 
Minderkaufleute keine Anwendung, weil $ 25 in dem 
„Handelsfirma“ betitelten Abſchnitt III des erſten 
Buches ſteht ) (8 41 HGB.). 

Gemäß 8 5 HGB. gilt jedoch ein Minderkauf⸗ 
mann, deſſen Firma, d. h. deſſen Handelsname ins 
Handelsregiſter eingetragen iſt, trotz dieſer nach 8 41 
HGB. zu Unrecht erfolgten Eintragung als Vollkauf— 
mann. Dieſe geſetzliche Fiktion hat zur Folge, daß 
der Erwerber des Handelsgeſchäftes eines Minder— 
kaufmannes Dritten gegenüber, die ſich auf 85 HGB. 
berufen, nicht die Unanwendbarkeit des 8 25 geltend 
machen kann, ſoferne der Veräußerer im Zeitpunkt der 
Uebertragung des Geſchäftes bereits im Handels— 
regiſter eingetragen war und der Erwerber dieſe zu 
Unrecht beſtehende Firma fortfübrt.”) 

Dagegen kann die Auffaſſung des Kommentars 

1) Staub Anm. 6 zu $ 25, Düringer-Hachenburg 
Anm. 18 zu § 25, RG. 55 S. 85. 

2) Staub Anm. 7 zu § 25, Makower 13. Aufl. 
A letzter Satz zu 8 25, Düringer-Hachenburg 
a. a. O. 
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von Staub Anm. 7 zu 8 25 HGB. nicht unwider⸗ 
ſprochen bleiben, 3 25 in Verbindung mit 8 5 müſſe 
auch dann angewendet werden, wenn das Han⸗ 
delsgeſchäft des Minderkaufmannes erſt veräußert 
werde und dann die Eintragung erfolge. Staub ſtützt 
ſich zur Begründung dieſer Anſicht lediglich auf die 
Entſcheidung des Reichsgerichtes in Bd. 55 S. 83 ff. 
und auf einen im „Recht“ 1908 S. 588 erſchienenen 
Aufſatz. Dies jedoch in durchaus unzutreffender Weiſe, 
wie auch das Landgericht Regensburg in einer am 
19. Januar 1916 ergangenen Entſcheidung (Ber Reg. 
IF 95/14) richtig feſtgeſtellt hat. Denn in dem der 
angeführten Entſcheidung des Reichsgerichtes zugrunde⸗ 
liegenden Fall iſt eine Eintragung der Firma über⸗ 
haupt nie erfolgt, ſondern es handelt ſich nur um 
eine Fortführung des Handelsnamens des Vorbeſitzers 
ohne Eintragung ins Handelsregiſter. Das reichs⸗ 
gerichtliche Urteil enthält auf S. 85 allerdings, jedoch 
ohne daß die Entſcheidung darauf beruht, den Satz: 
„Nur wenn der Name, unter dem der Minderkauf⸗ 
mann ſein Geſchäft betreibt, ins Handelsregiſter ein⸗ 
getragen ſein ſollte, greift die Vorſchrift des § 25 
Platz, wonach nunmehr nicht geltend gemacht werden 
kann, daß die Firma, weil das Geſchäft zum Klein⸗ 
gewerbe gehöre, nicht eintragungsfähig geweſen ſei.“ 
Aus dem Wortlaut dieſes Satzes im Zuſammenhang 
mit dem der RGeéEntſcheidung zugrundeliegenden Tat⸗ 
beſtand geht deutlich hervor, daß das reichsgerichtliche 
Urteil nur den Fall der Veräußerung eines Geſchäftes 
im Auge hat, deſſen Firma bereits vorher im Han⸗ 
delsregiſter eingetragen war, nicht aber auch den 
Fall, daß ein Minderkaufmann ſein Geſchäft ſamt dem 
nich t eingetragenen Handelsnamen veräußert und der 
Erwerber nach dieſer Veräußerung den Handels⸗ 
namen des Vorbeſitzers eintragen läßt. Auch Uth 
behandelt in dem erwähnten Aufſatz im „Recht“ 1908 
S. 588 nur den Fall, daß die Eintragung der Firma 
beim Uebergang des Geſchäftes bereits erfolgt war. 
Denn auch er ſpricht bloß davon, „es herrſche Ein⸗ 
verſtändnis darüber, daß der Erwerber für die Ge⸗ 
ſchäftsverbindlichkeiten der früheren Firma dann hafte, 
wenn dieſe zu Unrecht ins Handelsregiſter einge⸗ 
tragen ſe i“. 

Abgeſehen davon aber, daß Staub für ſeine An⸗ 
ſicht keinerlei Stütze in der Literatur und Recht⸗ 
ſprechung findet, entbehrt ſeine Auffaſſung auch jeder 
inneren Begründung. Wenn Staub in Anm. 7 zu 
8 25 den Erwerber eines erſt nach der Uebernahme 
eingetragenen Handelsnamens eines Minderkaufmannes 
für die Geſchäftsſchulden des Veräußerers gemäß 8 5 
haften laſſen will, ſo ſtellt er ſich damit geradezu in 
direkten Widerſpruch zu ſeiner eigenen richtigen Feſt⸗ 
ſtellung in Anm. 3 zu 8 5 HGB., daß jemand, deſſen 
Gewerbe ein Minderhandelsgewerbe iſt, für das unter 
der Firma betriebene Gewerbe und für die Dauer 
der Eintragung als Vollkaufmann zu gelten habe. 
Ausſchlaggebend aber für die Anwendbarkeit des 8 25 
ſind ausſchließlich die tatſächlichen Verhältniſſe, wie 
ſie im Zeitpunkt des Geſchäftsüberganges vorliegen. 
Iſt in dieſem Zeitpunkt mangels Eintragung der 
Firma die Haftung für die Geſchäftsſchulden des Ver⸗ 
äußerers ausgeſchloſſen, ſo kann dieſe Haftung nicht 
durch eine ſpätere, zu Unrecht erfolgte und daher 
löſchungsreife)) Eintragung der alten Firma mit rück— 


) Düringer-Hachenburg Anm. 18 zu 817 HGB., 
§S 132, 142 FGG., RIA. Bd. 11 S. 29. 
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wirkender Kraft begründet werden. Von einer ſolchen 
Rückwirkung der Eintragung kann beim Fehlen jeder 
poſitiven geſetzlichen Beſtimmung ſowenig die Rede 
ſein wie von einer Rückwirkung der Löſchung auf die 
während des Beſtehens der Eintragung geſchaffenen 
Rechtsverhältniſſe.“) Es müßte ſonſt folgerichtig auch 
3. B. anerkannt werden, daß ein von einem Minder⸗ 
kaufmann mündlich erteiltes Schuldverſprechen durch 
eine vielleicht erſt geraume Zeit danach betätigte Ein⸗ 
tragung der Firma Rechtsgültigkeit erlangen könnte, 
ein Ergebnis, das unbedingt abzulehnen iſt.“ 

Ob im einzelnen Falle der erſt nachträglich mit 


der früheren Firma eingetragene Minderkaufmann für 


die Geſchäftsverbindlichkeiten des Vorbeſitzers aus 
einem anderen Titel, insbeſondere wegen Vorliegens 
der Vorausſetzungen des 8 419 BGB. oder der han⸗ 
delsüblichen Bekanntmachung der Uebernahme der 
Paſſiven“) haftet, kann hier dahingeſtellt bleiben; aus 
der Eintragung der Firma als ſolcher kann nach dem 
Ausgeführten ein Rechtstitel nicht abgeleitet werden. 


Dr. Ludwig Lehmann, jur. Hilfsarbeiter 
am Stadtmagiſtrat Regensburg. 


Ans der Jechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Die Pfändbarkeit des Anſpruchs aus einem Mitgift⸗ 
verſprechen. Der Bekl. hatte ſeinem Schwiegerſohn eine 
Mitgift von 40000 M zugeſichert, ihm auch davon 30 000 M 
bei der Heirat ausbezahlt und ihm zugeſagt, den Reſt von 
10 000 M am 1. Juli 1915 auszuzahlen und bis dahin 
mit 5 v. H. zu verzinſen. Hierüber ſtellte der Bekl. 
ihm am 1. Juli 1912 einen Schein aus. Die Klägerin 
ließ wegen einer ihr gegen den Schwiegerſohn des 
Bekl. zuſtehenden rechtskräftigen Urteilsforderung von 
11000 M dieſe Forderung gegen den Bekl. pfänden 
und ſich zur Einziehung überweiſen. Sie hat nun⸗ 
mehr gegen den Bekl. Klage auf Zahlung von 10000 M 
erhoben. Das OLG. gab der Klage ſtatt; das Urteil 
wurde auf die Reviſion des Bekl. aufgehoben. 

Aus den Gründen: Die Reviſion rügt: Es 
wäre zu prüfen geweſen, ob nicht der Anſpruch aus 
einem Mitgiftverſprechen überhaupt oder doch wenig⸗ 
ſtens im gegebenen Fall unübertragbar und nach $ 851 
ZPO. unpfändbar ſei. Denn auch die Mitgift ſolle 
ebenſo wie die Ausſteuer eine der wirtſchaftlichen 
Grundlagen der Ehe herſtellen; dieſer Zweck ſei aber 
nur erreichbar, wenn die Mitgift auch wirklich dem 
Ehegatten zugute komme; es handele ſich hierbei um 
einen höchſtperſönlichen Anſpruch, der in der Perſon 
eines Dritten überhaupt nicht erfüllt werden könne. 
Dieſe Rüge iſt verfehlt. Das BGB. hat in 8 1623 
BGB. nur den Anſpruch auf die Ausſteuer i. S. des 
8 1620 BGB. für unübertragbar erklärt, alſo nur den 
Rechtsanſpruch der heiratenden Tochter auf diejenige 


) Denkſchrift zum HGB. S. 18/19, en 
Hachenburg $ 5 Anm. 7 und 8 351 Anm. 4, Staub 
Anm. 5 zu 8 5. 

5) Düringer-Hachenburg Anm. 3 zu $ 351, Pas 
kower Anm. I zu 8 351, ROH G. Bd. 15 S. 28, RE. 
in JW. 1908 S. 14922. 

) Ueber die Anwendbarkeit des ou auf 
Minderfaufleute ſ. Staub Anm. 24 zu 8 25. 
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Ausſtattung, die der Errichtung ihres Haushaltes 
dienen ſoll. Dieſer Anſpruch iſt allerdings ſowohl 
im Verhältniſſe der ausſteuerpflichtigen Eltern zu ihrer 
heiratenden Tochter, als auch wegen des aus dem 
Weſen der Ehe ſich ergebenden und auf die wirtſchaft⸗ 
liche Errichtung des ehelichen Haushalts beſchränkten 
Zweckes der Ausſteuer derart höchſtperſönlich, daß er 
in der Perſon eines Dritten, dem die Ausſteuer infolge 
der e e des Anſpruchs in die Hände fallen 
würde gar nicht erfüllt werden kann. — Anders da⸗ 
gegen das Verſprechen einer Mitgift. Was über die 
beſchränkten Grenzen und Zwecke der eigentlichen Aus⸗ 
ſteuer hinaus einem heiratenden Kind allgemein zur 
Erlangung einer Lebensſtellung oder zur Begründung 
und Erhaltung einer Wirtſchaft i. S. des § 1624 BGB. 
aus bloß ſittlicher Pflicht zugewendet wird, trägt dieſes 
höchſtperſönliche Gepräge nicht an ſich. Denn der An⸗ 
ſpruch auf die dem Kinde verſprochene Mitgift iſt 
regelmäßig übertragbar, ohne daß dadurch ſchon die 
eigentlichen wirtſchaftlichen Grundlagen des ehelichen 
Haushalts des ausgeſteuerten Kindes gefährdet werden 
müßten, es ſei denn, daß beſondere Umſtände hinzu⸗ 
treten und es rechtfertigen, den Anſpruch auf die Mitgift 
gleichermaßen wie einen unübertragbaren Ausſteuer⸗ 
anſpruch nach 8 1623 BGB. zu behandeln. Solche 
beſondere Umſtände fehlen hier. Einmal erſcheint ſchon 
das perſönliche Verwandtſchaftsband, das nach 8 1624 
BGB. zwiſchen dem auszuſtattenden Kinde und feinen 
eigenen Eltern vorausgeſetzt wird, hier weſentlich ge⸗ 
lockert; denn die Mitgift iſt hier nicht, wie es häufig 
zu geſchehen pflegt, dem Schwiegerſohn auch zugunſten 
der Tochter verſprochen derart, daß beide auf die 
Mitgift Anſpruch erheben könnten (vgl. 8 328 Abſ. 2 
BGB.), ſondern der Bekl. hat, wie das BG. aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt hat, die 10 000 M Mitgift allein 
ſeinem Schwiegerſohne verſprochen, ſo daß nur er 
deren Zahlung zu verlangen berechtigt iſt. Sodann 
erhellt auch weder aus dem Inhalte des Mitgift⸗ 
verſprechens noch aus ſonſtigen Umſtänden, daß gerade 
der Mitgiftreſt von 10 000 M, der erſt drei Jahre nach 
der Eheſchließung der Tochter auszuzahlen fein ſollte, 
dazu dienen ſollte, den ehelichen Haushalt, wenn auch 
nicht erſt einzurichten, fo doch für fpäter aufrecht zu 
halten. Die Reviſion rügt weiter, es ſei die Behaup⸗ 
tung des Bekl., daß das Verſprechen jener 10 000 M 
eine nach 8 518 BGB. formbedürftige Schenkung ent⸗ 
halte, mit dem rechtsirrigen Satz abgetan worden: 
„ein Mitgiftverſprechen iſt kein Akt der Liberalität; 
als Schenkung oder Schenkungsverſprechen kann eine 
ſolche Zuwendung nicht betrachtet werden.“ Dieſe Rüge 
iſt berechtigt und muß zur Aufhebung des Berufungs- 
urteils führen. Rechtsirrig iſt die uneingeſchränkt aus⸗ 
geſprochene Auffaſſung, daß die Zuwendung einer Mit⸗ 
gift niemals als Schenkung oder Schenkungsverſprechen 
betrachtet werden könne. Das Gegenteil ergibt ſchon 
8 1624 Abſ. 1 BGB., wonach unter gewiſſen Umſtänden 
die Mitgift im Uebermaß inſoweit als Schenkung gelten 
ſoll. Ob ein Mitgiftverſprechen als Schenkung, die 
nach 8 518 BGB. formbedürftig ſein würde, zu be⸗ 
handeln iſt, hängt weſentlich davon ab, ob das Ver— 
ſprechen den Tatbeſtandserforderniſſen des § 516 Abſ. 1 
GB. vollkommen entſpricht. In dieſer Hinſicht iſt 
der Sachverhalt unter Verſtoß gegen die 88 286, 139 
ZPO. unerörtert und unaufgeklärt geblieben. Es wird 
namentlich, wie das Urteil in RG. 62, 273 näher 
dargelegt hat, zu prüfen fein, ob nach den Anſchau— 
ungen des Bekl. und ſeines Schwiegerſohnes ſowie 
nach den Lebensanſchauungen der Kreiſe, denen ſie an⸗ 
gehören, die Eheſchließung und das Mitgiftverſprechen 
im Verhältniſſe von Leiſtung und Gegenleiſtung zu— 
einander ſtanden. (Urt. des IV. ZS. vom 21. Februar 
1916, IV 383/15). Schie 
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II. 

Nechtliche Bedentung der ſogen. „Neihen“ (3 922 
BGB.) Das Anweſen Hs.⸗Nr. 11 des Klägers und 
das Anweſen Hs.⸗Nr. 12 des Beklagten in W. (Bayern) 
werden von einander durch einen Im breiten und 15 m 
langen Zwiſchenraum geſchieden, in deſſen Mitte die 
Grenze verläuft. In der an dieſer „Reihe“ aufſteigenden 
Wand des Sudhauſes des Klägers befinden ſich nicht 
ganz 2 m über dem Erdboden nebeneinander zwei 
große Fenſter. Die auf der anderen Seite an die 
„Reihe“ ſtoßende Mauer des Anweſens des Beklagten 
iſt, ſoweit fie zum Wohnhauſe gehört, rund 5 m und, 
ſoweit ſie in ihrer Fortſetzung den Küchenanbau 
abſchließt, nur 1,70 m hoch. Das eine Sudhausfenſter 
liegt dem höheren, das andere dem niederen Teile 
dieſer Mauer gegenüber. Der Beklagte beabſichtigte, 
auf ſeinem erwähnten Küchenanbau einen deſſen bis⸗ 
herige Dachhöhe um 1,20 m überragenden Baderaum 
herzuſtellen, und zwar ſo, daß die geringſte Entfernung 
zwiſchen dieſem Aufbau und der bezeichneten Wand 
des Sudhauſes 4m betrug. Dabei ſollte die Mauer 
des Küchenanbaus um 70 bis 80 em erhöht werden. 
Der ſo ausgearbeitete Bauplan wurde trotz des Ein⸗ 
ſpruchs des Klägers genehmigt; doch wurde dem 
Kläger für die Austragung ſeiner Anſprüche der Rechts⸗ 
305 vorbehalten. Er klagte mit dem Antrage: den 
Beklagten zu verurteilen, den vom Bezirksamte ge⸗ 
nehmigten Aufbau in ſeinem Anweſen bei Meidung 
einer richterlich feſtzuſetzenden Strafe zu unterlaſſen. 
Er machte geltend: die „Reihe“, eine Grenzeinrichtung 
i. S. des 8 921 BGB., habe neben der Waſſerabführung 
namentlich auch dazu gedient, dem mit ſeinen zwei 
5 ſchon ſeit dem Jahre 1830 beſtehenden Sud⸗ 

auſe Licht und Luft zuzuführen. Dieſe Licht⸗ und 

Luftzuführung werde durch den beabſichtigten Aufbau 
ungünſtig beeinflußt und ſo ſein Mitbenutzungsrecht 
geſtört. Der Beklagte beſtritt dies, bezeichnete als 
einzigen Zweck der „Reihe“ die Waſſerableitung und 
vertrat die Anſicht, daß die Vorausſetzungen einer 
Unterlaſſungsklage mit dem bloßen Bauplane um fo 
weniger gegeben ſeien, als er von deſſen Ausführung 
wegen veränderter Umſtände Abſtand genommen habe. 
Das Landgericht wies die Klage ab und das Ober⸗ 
landesgericht wies die Berufung des Klägers zurück. 
Die Reviſion blieb erfolglos. 

Gründe: Daß es ſich bei dem die Gebäude 
ſcheidenden, Um breiten und 15 m langen, „Reihe“ ges 
nannten Zwiſchenraum um eine zum Vorteile beider 
Grundſtücke dienende Grenzeinrichtung handelt, zu 
deren Benutzung beide Nachbarn gemäß den 88 921, 
922 BGB. gemeinſchaftlich berechtigt find, iſt nicht 
zweifelhaft. Die Anwendbarkeit der 88 921, 922 auf 
die ſchon lange vor dem Inkrafttreten des BGB. vor⸗ 
handen geweſene Reihe insbeſondere ergibt ſich aus 
den Art. 173, 181 EG. BGB. (vgl. RG. 53, 78 auf 
S. 310/311). Nach dem 8 922 kann jeder der beiden 
Streitteile die Reihe inſoweit zu dem Zwecke benutzen, 
der ſich aus ihrer Beſchaffenheit ergibt, als nicht die 
Mitbenutzung des anderen beeinträchtigt wird, und 
darf die Reihe, ſolange einer der Streitteile an ihrem 
Fortbeſtande ein Intereſſe hat, nicht ohne feine Zu— 
ſtimmung beſeitigt oder geändert werden. Eine Be— 
ſeitigung oder Aenderung der Reihe, die der eine Teil 
ohne Zuſtimmung des anderen an ihrem Fortbeſtande 
intereſſierten Teils vornimmt, oder eine Benutzung 
der Reihe zu einem Zwecke, der ſich nicht aus ihrer 
Beſchaffenheit ergibt, oder durch die die Mitbenutzung 
des anderen Teils beeinträchtigt wird, ſchafft einen 
Anſpruch dieſes anderen Teils auf Beſeitigung der 
Beeinträchtigung und einen Anſpruch auf Unterlaſſung, 
wenn eine weitere Beeinträchtigung zu beſorgen iſt. 
Dies folgt, wenn nicht ſchon unmittelbar aus dem 
8 922 (vgl. auch 8 743 Abſ. 2), fo doch aus den 
§§ 1004, 1027 BGB.; denn ein ſolches dem § 922 wider— 
ſprechendes Verfahren beeinträchtigt das Eigentum 
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des anderen Nachbars an dem zu ſeinem Grund⸗ 
ſtücke gehörigen Teile der Reihe oder das ihm 
am übrigen Teile der Reihe zuſtehende grunddienſt⸗ 
barkeitartige Recht. Der Kläger, der ſeinen vom BG. 
mit Recht als Leiſtungsanſpruch aufgefaßten Anſpruch 
auf den § 922 ſtützt, will eine Aenderung und eine 
ſeine Mitbenutzung beeinträchtigende Benutzung der 
Reihe in dem vom Beklagten geplanten Aufbau auf 
dem Küchenanbau und in der damit zuſammen hängenden 
Erhöhung der an die Reihe ſtoßenden Mauer dieſes 
Anbaus finden, und das BG. hat zugunſten des Klägers 
angenommen, daß dem Anſpruche der vom Beklagten 
betonte Umſtand nicht entgegenſtehen würde, daß er 
wegen veränderter Umſtände von der Ausführung 
ſeines Bauplanes Abſtand genommen. Es braucht 
hiezu nicht Stellung genommen zu werden; denn das 
BG. iſt zur Abweiſung der Klage auf Grund der Ans 
nahme gekommen, daß auch die Ausführung des Bau⸗ 
planes des Beklagten keine dem 8 922 widerſprechende 
Aenderung oder Benutzung der Reihe enthalte, und 
dieſe Annahme läßt keine Geſetzes verletzung erkennen. 

Das BG. erkennt an, daß der Zweck der Reihe 
nach ihrer Beſchaffenheit nicht nur die Abführung des 
Waſſers von den beiderſeitigen Anweſen, ſondern — 
wenngleich nicht in erſter Linie — auch der iſt, den 
daran ſtoßenden Räumen der beiderſeitigen Häuſer, 
insbeſondere dem Sudhauſe des Klägers, Licht und 
Luft zuzuführen, und es verkennt nicht, daß wenigſtens 
der geplante Aufbau auf dem Küchenanbau die Luft⸗ 
und Lichtzuführung namentlich in das Sudhaus des 
Klägers beeinträchtigen würde. Mit Recht aber führt 
es die hierin etwa zu findende Beeinträchtigung der 
Mitbenutzung des Klägers nicht auf eine Benutzung 
der Reihe, ſondern auf eine Benutzung des außerhalb 
der Reihe liegenden Grundeigentums des Beklagten 
zurück und lehnt es ab, eine Aenderung oder Benutzung 
der Reihe in der Herſtellung eines Zuſtandes zu finden, 
der die Reihe, d. h. den zwiſchen den beiderſeitigen 
Gebäuden befindlichen Um breiten Zwiſchenraum und 
den Raum darüber (vgl. 8 905 BGB.), unberührt läßt. 
Die Beſchränkungen des § 922 beziehen ſich nur auf 
die Grenzeinrichtung ſelbſt, ſie erſtrecken ſich nicht auch 
auf das anſtoßende Grundeigentum der Nachbarn. 
Zu der Reihe hier gehört weder der Teil des Küchen- 
anbaus, über dem in einer Entfernung von 3m von 
ihr der geplante Aufbau errichtet werden ſollte, noch 
auch die an ihr aufſteigende Mauer des Küchenanbaus. 
Das ſich aus dem Eigentum ergebende Recht des Be— 
klagten, damit nach Belieben zu verfahren (8 903 
BGB.), würde mangels einer geſetzlichen Eigentums- 
beſchränkung nur durch einen beſonderen Rechtstitel, 
etwa eine beſtellte oder erſeſſene Dienſtbarkeit, be— 
ſchränkt ſein, und ein ſolcher Rechtstitel iſt garnicht 
behauptet. Deshalb würde der Kläger jenem Aufbau 
und jener Mauererhöhung ſogar dann nicht wider— 
ſprechen können, wenn die Reihe ganz zu ſeinem Grund— 
ſtück gehörte und er auf Grund ſeines Eigentums andere, 
insbeſondere auch den Beklagten, von jeder Einwirkung 
darauf ausſchließen könnte. Ohne Grund beruft ſich die 
Reviſion für die Annahme, daß der Kläger dem Aufbau 
und der Mauererhöhung auf Grund des §922 entgegen— 
treten könne, auf das Urteil des Senats bei Gruchot 
Bd. 52 S. 1061. Dort handelte es ſich um den Aufbau 
einer Brandmauer auf der die Grundſtücke der Par— 
teien von einander abſchließenden gemeinſchaftlichen 
Grenzmauer, alſo ohne Frage um eine Benutzung der 
zum Vorteile beider Grundſtücke dienenden Grenz— 


einrichtung. (Urt. des V. 35. vom 6. Mai 1916, V 
86/16). — — —n. 
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III. 
Woranf hat ſich bei einer wegen Täuſchung nichtigen 
Ehe die Kenutnis des als unterhaltspflichtig in An⸗ 
ſpruch genommenen Ehegatten zu erſtrecken, wenn an⸗ 
genommen werden ſoll, daß er die Nichtigkeit der Che 
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gekannt hat. 88 1345, 1334, 1343 Abi. 1888. Begriff 
der Tatſache i. S des § 445 350. Die Ehe der 
Streitsteile war für nichtig erklärt; die Ehefrau machte 
in Anwendung des 8 1345 BGB. ihr Recht auf Unter: 
halt geltend mit der Begründung, daß der Che⸗ 
mann, der ihr unbeſtritten ſchwere Vorſtrafen vers 
ſchwiegen hatte, die Anfechtbarkeit und damit (§ 1334 
Abſ. 1, 8 142 Abſ. 2 BGB.) die Nichtigkeit der Ehe 
gekannt habe. Der Bekl. wendete ein, er habe nicht 
geglaubt, daß feine Vorſtrafen unter den obwaltenden 
Umſtänden für die Klägerin einen Grund bilden würden, 
die Ehe anzufechten; es ſei ihm deshalb die Nichtigkeit 
der Ehe nicht bekannt geweſen. Das BG. hat die 
Entſcheidung von der Leiſtung des folgenden (zu: 
geſchobenen) Eides durch den Bekl. abhängig gemacht: 
„Ich habe bei der Eheſchließung mit der Klägerin nicht 
gewußt, daß ſie bei nachträglich erlangter Kenntnis 
von meinen Vorſtrafen trotz ihres Vorlebens und der 
Verhältniſſe, in denen ſie lebte, aus meinen Vorſtrafen 
ein Recht, die Ehe anzufechten, herleiten würde.“ Der 
Reviſion der Klägerin wurde ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: Es iſt davon auszugehen, 
daß der Bekl. die Nichtigkeit der Ehe gekannt hat, 
wenn er die Anfechtbarkeit gekannt hat ($ 1343 mit 
8 142 Abſ. 2 BGB.); letzteres iſt der Fall, wenn er 
die die Anfechtbarkeit begründenden Tatſachen gekannt 
hat und außerdem gewußt hat, daß fie einen Ans 
fechtungsgrund bilden konnten. Daß, objektiv betrachtet, 
ein Vorleben, wie das des Bekl. einen Grund zur An⸗ 
fechtung der Ehe geben könne, will offenbar der Bekl. 
nicht beſtreiten, auch das BG. nicht in Zweifel ziehen; 
es handelt ſich nur um den Einwand des Bekl., er 
ſei der Meinung geweſen, daß die Klägerin nach ihren 
perſönlichen Anſchauungen keinen Anfechtungsgrund 
daraus herleiten werde. Die Art und Weiſe, wie der 
Bekl. dieſen Einwand vorgebracht habe und wie ihn 
dann das BG. dem vom Bell. zu leiſtenden Eide zu⸗ 
grunde gelegt hat, ſteht nicht im Einklange mit den 
einſchlägigen Geſetzesvorſchriften. Es kommt nicht auf 
die Kenntnis des Bekl. davon an, was die Klägerin 
nachträglich tun wird, ob ſie von einem ihr zuſtehenden 
Anfechtungsrechte Gebrauch machen wird, ſondern da⸗ 
von, ob ſie ein Anfechtungsrecht überhaupt hatte. Ob 
ſie es hatte, das hing davon ab, ob ſie ſich durch die 
Kenntnis des Vorlebens des Bekl. von der Eingehung 
der Ehe hätte abhalten laſſen. Der Einwand des Bekl. 
hätte daher nur dann berückſichtigt werden dürfen, 
wenn er letzteres zum Gegenſtande gehabt hätte. Für 
die vom Bekl. in den Vordergrund geſchobene Frage, 
ob die Klägerin nachträglich ſich zur Geltendmachung 
ihres Anfechtungsrechts entſchließen würde, konnten 
allerhand auf ganz anderen Gebieten liegende Er: 
wägungen maßgebend werden. Der Eid iſt aber auch 
aus prozeſſualen Gründen zu beanſtanden, weil er nicht 
über eine Tatſache geleiſtet werden ſoll. Daß ein Eid 
darüber unzuläſſig iſt, was der Schwurpflichtige ſelbſt 
unter gewiſſen nicht eingetretenen Umſtänden getan 
haben würde, daran hat das RG. ſtets feſtgehalten 
(RG. 62, 415). Aber auch das Wiſſen des Schwur⸗ 
pflichtigen davon, was ein anderer unter gewiſſen 
Umſtänden tun würde, kann nicht als eine Tatſache 
angeſehen werden. Man kann in ſolchem Falle be— 
grifflich überhaupt nicht von Wiſſen, ſondern nur von 
Meinen ſprechen; der Bekl hätte ſich hier nur darüber 
zu äußern, welche Schlußfolgerungen er aus dem 
ziehen zu können glaubte, was ihm über die Sinnes— 


art der Klägerin bekannt geworden war. (Urt des 
IV. 35. vom 16. März 1916, IV 390/15). 
3924 Schie 


IV. 

Wahnvorſtellüngen heben die Zurechnungs fähigkeit 
nicht ſchlechthin, aber für die in ihren Bereich fallenden 
Handlungen auf. Aus den Gründen: Das BG. 
hat ausgeführt, daß die Beklagte unter der krankhaften 
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Wahnvorſtellung von der ehelichen Untreue des Klägers 
ſtehe und hat die Unverantwortlichkeit der Beklagten 
für ihre mit den Ehepflichten unvereinbaren Hand⸗ 
lungen mit dem Satze begründet: „Kranke mit nach⸗ 
gewieſenen Wahnideen ſeien nicht zurechnungsfähig, 
ohne daß im einzelnen ein Nachweis in der Richtung 
notwendig wäre, daß die Tat im pfſychologiſchen Zu⸗ 
ſammenhange mit dem krankhaften Motive geſtanden 
hat.“ Wenn damit hätte geſagt werden ſollen, daß 
eine Perſon, die an einer krankhaften Wahnvorſtellung 
leidet, gänzlich unzurechnungsfähig und für keine ihrer 
Handlungen verantwortlich ſei, ſo würde ein ſolcher 
Ausſpruch nicht zu billigen ſein. Die Wahnvorſtellungen 
heben die Verantwortlichkeit des Kranken nur net 
auf, als fie feine freie e ausſchließen. 
Einer Perſon, die wie die Beklagte von der krank⸗ 
haften Vorſtellung beherrſcht wird, daß ihr Ehegatte 
dauernd die eheliche Treue bricht, kann aber nicht 
ſchon wegen dieſer Wahnidee das Vermögen freier 
Willensbeſtimmung überhaupt abgeſprochen werden. 
Was das BG. hinſichtlich der krankhaften Störung 
der Geiſtestätigkeit der Beklagten feſtſtellt, reicht jeden⸗ 
falls nicht aus, um die Annahme zu begründen, daß 
ſie überhaupt nur unter einem ihre freie Willens⸗ 
beſtimmung ausſchließenden Zwange zu handeln ver⸗ 
möge. Es läßt ſich daher nicht annehmen, daß ihr 
das BG. jede freie Willensbeſtimmung habe abſprechen 
und ſie damit für gänzlich geſchäftsunfähig habe er⸗ 
klären wollen. Wäre dies die Meinung geweſen, ſo 
hätte es nicht ſachlich entſcheiden können, ſondern die 
Klage wegen Prozeßunfähigkeit der Beklagten ab⸗ 
weiſen müſſen. Das BG. Bat aber an der Prozeß⸗ 
fähigkeit der Beklagten und ſomit offenſichtlich auch 
an ihrer teilweiſen Geſchäftsfähigkeit keinen Zweifel 
gehabt. Der oben mitgeteilte Satz läßt ſich hiernach 
nur mit der Einſchränkung verſtehen, daß Kranke mit 
nachgewieſenen Wahnideen für die in deren Bereich 
fallenden Handlungen nicht verantwortlich ſeien, ohne 
daß im einzelnen ein befonderer Nachweis in der 
Richtung notwendig wäre, daß jede einzelne diefer 
Handlungen tatſächlich im pſychologiſchen Zuſammen⸗ 
hange mit dem krankhaften Vorſtellungszwange ge⸗ 
ſtanden hat. So verſtanden iſt der Ausſpruch des 
BG. nicht zu beanſtanden und geeignet, die Verneinung 
der Verantwortlichkeit der Beklagten für die ihr nach⸗ 
gewieſenen Verſtöße gegen die Ehepflichten zu recht⸗ 
fertigen. (Urt. des IV. 35. vom 27. März 1916, IV 
421 / 15). 
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V 


Inwieweit find bei dem Unterhaltdaniprude der 
r dran ſchriftſtelleriſcher Nebenerwerb des 
aunes und die Verſtümmelungszulage nach dem Offi⸗ 
erspenſiensgeſetze zu berückſichtigen? Aus den Grün⸗ 
en: Die Reviſion macht geltend, die ſchriftſtelleriſche 
Tätigkeit des Beklagten ſei freiwillig. Die Frau habe 
keinen Anſpruch darauf, daß er ſie nach der Scheidung 
fortſetze. Deshalb dürfe ſein Verdienſt daraus bei 
Ermittlung ſeiner Unterhaltsfähigkeit nicht in Betracht 
gezogen werden. Das iſt irrig. Die Unterhaltspflicht 
des Mannes bemißt ſich nach feinen Vermögensver— 
hältniſſen und ſeiner Erwerbsfähigkeit. Er kann ſich 
alſo der Verpflichtung, ſeiner geſchiedenen Frau den 
ſtandesmäßigen Unterhalt zu gewähren, nicht dadurch 
entziehen, daß er es unterläßt, ſeine Erwerbsfähigkeit 
auszunutzen. Er iſt vielmehr ebenſo wie zur Nutzbar— 
machung ſeines Vermögens auch zur Anſpannung ſeiner 
Kräfte verpflichtet. Daß bei der Frage der Unterhalts- 
bedürftigkeit der Frau deren Erwerb durch Arbeit 
dann nicht in Betracht kommt, wenn ſolche nach den 
Verhältniſſen nicht üblich war, in denen die Ehe⸗ 
gatten gelebt haben, beruht auf der Vorſchrift des Ge⸗ 
ſetzes. Auf die Urteile des Reichsgerichts vom 12. Ja⸗ 
nuar 1911 RG3Z. 75, 124 und 20. Januar 1916, War⸗ 
neyer 1916 Nr. 86, kann ſich die Reviſion daher nicht 
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berufen. Richtig iſt, daß das Einkommen aus ſchrift⸗ 
ſtelleriſcher Tätigkeit ſchwankend und nicht auf gleiche 
Stufe mit Gehaltserhöhungen zu ſtellen iſt, die der 
Ehemann zu erwarten hat (vgl. RG Z. 75, 124). 
Aber das BG. hat ohne Rechtsverſtoß feſtgeſtellt, daß 
der Beklagte daraus jährlich 400 — 500 M erzielen kann. 

Die Reviſion meint weiter, die Verſtümmelungs⸗ 


. zulage habe dem Einkommen des Beklagten nicht hin⸗ 


zugerechnet werden dürfen. Denn dieſer Betrag ſei 
eine Art Zweckvermögen, das nur dazu beſtimmt fei, 
das Nervenleiden des Beklagten zu beſeitigen oder 
einzuſchränken. Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. 
Die Zulage iſt dem Beklagten nach ſeinem Vortrage 
verliehen, weil er infolge Nervenleidens fremder 
Pflege und Wartung bedürftig iſt. Eine ſolche ſog. 
Verſtümmelungszulage bildet nach 88 11 Abſ. 3, 41 
Nr. 5 des Geſetzes über die Penſionierung der Offi⸗ 
ziere vom 31. Mai 1906 (RGBl. S. 565) einen Zeil 
des Einkommens des penſionierten Offiziers, der nur 
inſofern bevorrechtigt iſt, als er ſteuerfrei und der Pfän⸗ 
dung nicht unterworfen iſt, auch bei der Ermittlung, 
ob und zu welchem Betrag ſein Einkommen der Pfän⸗ 
dung unterliegt, außer Anſatz bleibt (SS 37, 41 Nr. 6 
des Geſetzes). Allerdings darf die Zulage bei der 
Frage der Unterhaltsfähigkeit des Inhabers nicht als 
reine Einnahme angeſetzt, es muß vielmehr dem Um⸗ 
ſtande Rechnung getragen werden, daß jener beſondere 
Aufwendungen infolge des krankhaften Zuſtandes 
machen muß, zu deſſen Linderung die Zulage ver⸗ 
liehen iſt. Das hat das BG. aber auch getan. Es 
ſagt ausdrücklich, es ſei zu berückſichtigen, daß der 
Beklagte wegen ſeines Nervenleidens erhöhter Körper⸗ 
pflege bedürfe. Der $ 37 gilt übrigens auch für die 
Tropenzulage (§ 67? des Geſetzes). (Urt. des IV. 38. 
vom 3. April 1916, IV 408/15). 
3895 


— — n. 


VI. 


Berſtößt ein Agent gegen die guten Sitten, wenn 
er auf Grund feiner perſönlichen Beziehnugen Kunden 
ſeiner früheren Arbeitgeberin veranlaßt, ſich einer an⸗ 
deren Verſicherungsgeſellſchaft zuzuwenden? Aus den 
Gründen: Es bleibt die rechtliche Beurteilung der 
Handlungen des Beklagten unter dem Geſichtspunkte 
eines Handelns wider die guten Sitten i. S. des 
8 826 BGV. und des 31 UnlWG. Dem Beklagten 
wird nicht zur Laſt gelegt, daß er Perſonen, die mit 
der Klägerin im Vertragsverhältnis ſtanden, zu einem 
Vertrags bruche verleitet habe; es handelt ſich um 
die Löſung des Vertragsverhältniſſes auf dem geſetz⸗ 
lichen Wege der Kündigung. Wenn für die Verleitung 
zum Vertragsbruche, vorbehaltlich abweichender 
Sachlage des einzelnen Falles, davon auszugehen ſein 
mag, daß ſie der Regel nach ein Handeln wider die 
guten Sitten in ſich ſchließe (RG. Bd. 81 S. 86, 
JW. 1916 S. 413 Nr. 13, einſchränkend Warneyer 
Rechtſpr. 1913 Nr. 322), ſo kann, wo es ſich nur um 
die Verleitung zur Löſung des Vertragsverhältniſſes 
auf dem ordentlichen Wege der Kündigung handelt, 
die ein Vertragsunrecht überhaupt nicht enthält, nur 
der Sachverhalt des einzelnen Falles zeigen, ob ein 
wider die guten Sitten im geſchäftlichen Verkehr ver: 
ſtoßendes Handeln vorliegt. Dieſe Verleitung be— 
handelt insbeſondere eine Entſcheidung IW. 1906 
S. 198 Nr. 15; ein unſittliches Handeln wird hier dann 
angenommen, wenn unerlaubte Mittel angewendet 
worden ſind oder ein unerlaubtes Ziel verfolgt wird, 
insbeſondere, wenn der Handelnde offenſichtlich plans 
mäßig darauf ausgeht, dem einen Vertragsteile ſeine 
Kunden zu entziehen; es müſſen beſondere Um⸗ 
ſtände vorliegen, die die Handlung als ſittlich an— 
ſtößig erſcheinen laſſen. Dieſe werden vom BG. 
ohne Rechtsirrtum verneint; es nimmt an, daß der 
Beklagte in dem ausgedehnten Kreiſe ſeiner Be— 
kannten Kunden für die neue Verſicherungsgeſell⸗ 


324 


ſchaft geworben habe, zu der er nach der Löſung 
des Vertragsverhältniſſes mit der Klägerin über⸗ 
gegangen war. Unlautere Mittel habe er dabei nicht 
angewendet; daß er mit ſeinem Werben großen Er⸗ 
folg hatte, erkläre ſich aus ſeiner perſönlichen Beliebt⸗ 
heit bei den Verſicherten wie bei den Unteragenten. 
Die fernere Rüge der Reviſion, das BG. verkenne die 
Tatbeſtandserforderniſſe des 8 826 BGB., indem es 
eine Abſicht der Schädigung bei dem Handelnden 
verlange, während nur ein Vorſatz, d. i. ein Bewußt⸗ 
fein der Schadenszufügung im Geſetz vorausgeſetzt 
werde, erledigt ſich, wenn ein Handeln wider die guten 
Sitten ohne Rechtsirrtum verneint worden iſt. Die 
Rüge beruht aber offenbar auch auf einem Mißver⸗ 
ſtändnis der Erwägungen des BG.s, das auch bei 
dieſer Feſtſtellung nicht das Tatbeſtandsmerkmal der 
vorſätzlichen Schädigung, ſondern das des Handelns 
wider die guten Sitten erörtern und ausführen will, 
daß auch beim Fehlen ſonſtiger auf Unſittlichkeit 
deutender Umſtände das Handeln des Beklagten als 
gegen die guten Sitten verſtoßend erſcheinen würde, 
wenn es aus einer Schädigungs abſicht hervorge⸗ 
gangen au (vgl. REGEL. Bd. 74 S. 230; JW. 1908 
S. 653 Nr. 2; RSRRKomm. z. BGB. Anm. 2 zu 8 826). 
So verſtanden find die Erwägungen des BG.s übers 
haupt nicht rechtsirrig. (Urt. des VI. Z. S. vom 
29. Mai 1916, VI 129/16). — — n. 
3009 


B. Strafſachen. 
1 


Zum Begriffe des umſchleſſenen Raumes i. S. des 
8 243 Nr. 2 StGB.; ein Fiſchbehälter, der bei regel⸗ 
gemäßer Benützung nicht ven Menſchen betreten wird 
und deſſen Umſchließung zur Feſthaltung der Fiſche und 
nicht dazu beſtimmt iſt, Menſchen am Eintreten in den 
Naum zu verhindern, iſt nicht deshalb als umſchloſſener 
Raum anzuſehen, weil er, mit dem Boden feſtverbunden, 
einen Teil der Erdfläche bedeckt und groß genung iſt, 
das Eintreten von Menſchen zu ermöglichen. Aus 
den Gründen: Es handelt ſich um Käſten, die 
nach allen vier Seiten durch Holzwände abgeſchloſſen 
ſind; ſie haben eine Länge von 1,90 m, eine Breite 
von Im und eine Tiefe von 1,20 m. Durch eine in 
der Mitte ſenkrecht angebrachte Zwiſchenwand ſind ſie 
in zwei Abteilungen geteilt. Mittels Pfählen, auf 
denen ſie ruhen, und die in die Sohle des Fluſſes 
tief eingerammt ſind, ſind ſie im Waſſer unmittelbar 
am Ufer aufgeſtellt; von hier aus ſind die durch Vor⸗ 
hängſchlöſſer abſchließbaren Türen zugänglich. Die 
Käſten ſind zum Teil noch in den Boden des Bachbettes 
eingebettet, im oberen Teil ragen ſie 60 em über den 
Boden in das fließende Waſſer hervor und ſind bei 
gewöhnlichem Waſſerſtand nicht völlig vom Waſſer 
bedeckt. Darauf, daß die Behälter feſt mit dem Boden 
des Flußbettes verbunden ſind und einen Teil davon 
bedecken, und andererſeits darauf, daß wegen ihrer 
Größe ein Menſch in ſie einſteigen und ſie in beiden 
Abteilungen betreten kann, beruht die Annahme der 
StK., daß es „umſchloſſene Räume“ ſeien. Dieſer Auf— 
faſſung widerſpricht die Staatsanwaltſchaft mit Recht. 
Es mag zunächſt dahinſtehen, ob einem Raume von 
den Maßen, der Beſchaffenheit und der Einrichtung, 
wie ihn die Behältniſſe gewähren, im Urteil mit Recht 
die Eigenſchaft zuerkannt iſt, daß er von erwachſenen 
Menſchen betreten werden kann. Jedenfalls werden 
Fiſchbehälter dieſer Art regelmäßig von Menſchen 
nicht betreten, namentlich von denen nicht, die über 
ſie zu verfügen haben und ſie benützen. Solange ſie 
im Gebrauch ſind und ihrem eigentlichen Zweck dienen, 
ſind ſie mit durchſtrömendem oder eingefülltem Waſſer 
angefüllt und werden nicht betreten; die Fiſche werden 
vom Ufer aus nach Eröffnung des Verſchluſſes durch 
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die Türen der Behältniſſe in dieſe hineingeworfen oder 
eingeſezt und demnächſt mit Netzen oder ſonſtigen 
Fangvorrichtungen daraus entnommen. Beſtimmungs⸗ 
gemäß dienen die Fiſchkaſten dazu, gefangene Fiſche 
lebend zu verwahren und, wenn ſie verſchloſſen gehalten 
werden, ſo geſchieht das nicht ſowohl, um dritte Un⸗ 
befugte von dem Eindringen in die mit Waſſer an⸗ 
gefüllten Kaſten und von deren Betreten abzuhalten, 
als vielmehr dazu, um zu verhindern, daß vom Ufer 
aus oder ſonſtwie aus den Käſten Fiſche in der Weiſe 
entnommen werden, wie es der Berechtigte bei ord⸗ 
nungsgemäßer und üblicher Benutzung der Anlage 
zu tun pflegt. Iſt das aber der Zweck der Fiſchkaſten, 
dient die Umwehrung des Raumes, worin die Fiſche 
lebend im Waſſer gefangen gehalten werden, be⸗ 
ſtimmungsgemäß nur dazu, um die Fiſche feſtzuhalten, 
nicht aber dazu, um den Raum vor dem Eindringen 
und Betreten durch Unbefugte zu ſchützen, die den darin 
verwahrten Sachen gefährlich werden können, handelt 
es ſich alſo nicht um eine ſolche Umſchließung eines 
Raumes, deren äußerlich in die Erſcheinung tretende 
Beſtimmung darin befteht, dem Zutritt von Menſchen 
in den Raum und ihrem Aufenthalt darin Hinderniſſe 
zu bereiten, ſo ſind die Käſten auch kein „umſchloſſener 
Raum“, wie ihn 8 243 Nr. 2 StGB. auffaßt. Der 
Umſtand allein, daß die Fiſchbehälter durch die an 
ihrem unteren Teil befindlichen Pfähle im Bette des 
Fluſſes feſtgehalten werden und hier in den Boden 
bis etwa zur halben Höhe eingelaſſen ſind, alſo einen 
Teil „der Erdfläche bedecken“, macht fie nicht zu „um⸗ 
ſchloſſenen Räumen“. Nur durch dieſe Art der Be- 
feſtigung unterſcheiden ſie ſich von anderen beweglichen 
Fiſchbehältern, die in großen Flüſſen vielfach angekettet 
unter Waſſer gehalten werden, im übrigen aber den 
gleichen Zwecken dienen und in ganz ähnlicher Weiſe 
benutzt und geöffnet werden, 9 85 daß es je erforder⸗ 
lich wäre, den Innenraum zu betreten. Beide Arten 
von Fiſchkaſten ſind größere Behältniſſe, von denen 
die einen durch ihre Einlegung ins Flußbett, die an⸗ 
deren durch anderweite Mittel an ihrer Stelle im 
Waſſer feſtgehalten werden; beide dienen nur dazu, 
die Fiſche feſtzuhalten; weder bei der einen noch der 
anderen Art iſt daran gedacht, Räume zu ſchaffen, in 
denen ſich Menſchen bewegen können und ſollen; die 
Befeſtigung im Erdboden iſt aber für die Frage, ob 
es ſich bei der einen Art im Gegenſatz zu der anderen 
um einen „umfchloffenen Raum“ handelt, keineswegs 
durchſchlagend; denn die Verbindung der Umſchließung 
mit dem Erdboden iſt kein begriffliches Erfordernis 
des umſchloſſenen Raumes (RG. Bd. 40 S. 105 und 
Bd. 14 S. 226). Unerläßlich iſt dagegen für dieſen 
Begriff, daß die Umſchließung, mittels deren ein Teil 
der Erdfläche begrenzt oder bedeckt iſt, nach dem Willen 
des Berechtigten dazu dienen ſoll, andere an dem Be⸗ 
treten des auf der Erdfläche abgegrenzten Innenraumes 
zu verhindern und durch dieſe Fernhaltung Unbefugter 
den im Raume verwahrten Sachen einen beſonderen 
Schutz gegen die Gefahr zu verſchaffen, die ſich aus 
der Möglichkeit des Eintritts ſolcher Perſonen in den 
Raum und ihren Aufenthalt darin ergibt. Nicht nur 
geeignet ſein muß die Umſchließung eines Raumes, 
dieſen Zwecken zu genügen, ſie muß auch beſtimmt 
fein ihnen zu dienen. (So RG. Bd. 7 S. 263/4 Bd. 10 
S. 103/105, Bd. 13 S 423/25, Bd. 14 S. 226/228; 
Rſpr. Bd. 4 S. 695 und Bd. 6 S. 437 u. a.; ebenſo 
Urt. des erk. S. 1 D 348/11 vom 15. Mai 1911 8. 3. 
und Urteil des V. S. 5 D 884/07 vom 20. Dez. 1907 
g. M.; abweichend nur — aber in Beurteilung einer 
ganz anders geſtalteten Sachlage — RGRſpr. Bd.7 
S. 320/321). Gebricht es erkennbar an dieſer Zweck- 
beſtimmung, ſo haben Vorrichtungen, auch wenn dadurch 
die Erdfläche begrenzt oder bedeckt wird, nicht die Bes 
deutung einer gegen Menſchen gerichteten Umwehrung, 
wie ſie für den umſchloſſenen Raum gefordert wird. 
Wenn daher ein mit der Erde verbundenes und in 
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dieſer befeſtigtes, zur Gefangenhaltung von Tieren 
beſtimmtes Behältnis, deſſen Betreten durch Menſchen 
überhaupt nicht vorauszuſehen iſt und das daher nicht 
als dazu beſtimmt gelten kann, dieſen Eintritt zu 
verhindern, an und für ſich nach ſeinen Raumverhält⸗ 
niſſen und den vorhandenen Oeffnungen die Möglich⸗ 
keit bietet, betreten zu werden, ſo genügt das nicht. 
Die Rechtſprechung betont allerdings vielfach als aus⸗ 
ſchlaggebend, daß der umſchloſſene Raum den Ein⸗ 
tritt von Menſchen ermöglichen müſſe (RG. Bd. 7 
S. 262, Bd. 10 S. 103, Bd. 14 S. 226 u. a.); dieſes 
Erfordernis ergibt ſich aber nicht etwa unmittelbar 
aus dem Begriff des umſchloſſenen Raumes, ſondern 
es folgt nur mittelbar daraus, daß begrifflich not⸗ 
wendig der Zweck der Umſchließung darin beſtehen 
muß, Menſchen vom Betreten des Innenraumes ab⸗ 
zuhalten, ein Zweck, der nur verfolgt ſein kann, wenn 
der Raum an ſich die Möglichkeit gewährt, daß Men⸗ 
ſchen eindringen und ſich dort bewegen und aufhalten. 
Nach alledem können die Fiſchkäſten nicht als um⸗ 
ſchloſſene Räume gelten. Das entſpricht auch allein 
der natürlichen Auffaſſung und dem gemeinen Sprach⸗ 
gebrauch, worauf der geſetzliche Begriff nach den Mo⸗ 
tiven zum StGB. abgeſtellt iſt. So war denn auch bei 
Inkrafttreten des 8 243 Nr. 2 StGB. längſt für $ 218 
Nr. 2 preuß. StGB., der wörtlich übereinſtimmt, von 
dem preuß. Obertribunal (Goltd Arch. Bd. 6 S. 120) 
ausgeſprochen, daß die in Flüſſen angebrachten, auf 
eingerammten Pfählen ruhenden Fiſchbehälter (Aal⸗ 
fang) — und zwar handelte es ſich dabei um ſolche 
von erheblich größerem Umfang, als die hier in Frage 
ſtehenden — nicht als umſchloſſene Räume zu gelten 
haben. Das war nicht etwa aus der Sonderregelung 
des einfachen Diebſtahls aus Fiſchbehältern (§ 217 
preuß. StGB.) gefolgert, ſondern ausdrücklich darauf 
geſtützt, daß die Behälter weder zu den Gebäuden noch zu 
den umſchloſſenen Räumen zu zählen ſeien. Auch die 
Entſtehungsgeſchichte der Strafbeſtimmung ſpricht für 
dieſe Anſicht; denn, wenn in erſter Linie an die zu 
Gebäuden gehörigen Hof räume — die in einzelnen 
Strafgeſetzbüchern ganz allein als befriedet beſonderen 
Schutz gefunden hatten — gedacht war und dann 
nachträglich auch andere ähnliche Räume, gleichviel 
ob zu Gebäuden gehörig oder nicht, ihnen zugezählt 
(RGSt. Bd. 4 S. 164/165), und demnächſt Hütten, 
Hallen, Buden ihnen gleichgeachtet wurden, ſo war jeden⸗ 
falls nicht beabſichtigt auch Behältniſſe, die auch nicht 
die entfernteſte Aehnlichkeit mit ſolchen Räumen auf⸗ 
weiſen, dieſen gleichzuſtellen, ſobald ſie nur in der 
Erde befeſtigt ſind und einen Innenraum von be— 
ſtimmter Größe haben. In dem Urt. des erk. S. vom 
11. Nov. 1897, abgedruckt in den BURMA. Bd. 63 
S. 172, iſt nur die über dem Fiſchbehälter errichtete 
Hütte in Uebereinſtimmung mit vorſtehenden Aus— 
führungen als umſchloſſener Raum bezeichnet, mit 
dem Fiſchbehälter ſelbſt befaßt ſich die Entſcheidung 
nicht. (Urt. des I. StS. vom 8. Mai 1916, 1 D 
136/16). E. 


II. 


niammentreffen von Anordnungen des Militär: 
befehlshabers und des Bundesrats; welche Strafbe⸗ 
ſtimmung iſt auf eine gegen beide zugleich verſtoßende 
Handlung anzuwenden? Aus den Gründen: In 
der Vorbemerkung zu feinem Erlaß über die Beſtands⸗ 
meldung und die Beſchlagnahme von Metallen vom 
30. April 1915 weiſt der ſtellvertretende Komman— 
dierende General darauf hin, daß jede Uebertretung 
der folgenden Vorſchriften nach § 9 Buchſt. b Bel ZuſtG. 
vom 4. Juni 1851 oder nach 85 B RVO. vom 2. Fe⸗ 
bruar 1915 über die Vorratserhebungen beſtraft werde. 
Darauf folgen die umfangreichen Vorſchriften ſelbſt, 
in denen einerſeits die Pflicht zur Meldung der Metall— 
vorräte im Anſchluß an die BRV O. näher geregelt, ander- 
ſeits darüber hinaus die Beſchlagnahme gewiſſer Me— 
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talle verfügt und über deren Verwahrung, Sicherung 
und Verwendung beſtimmt wird. Damit hat — das 
ergeben Wortlaut und Zuſammenhang, Sinn und Zweck 
der Bekanntmachung — der Militärbefehlshaber er⸗ 
kennbar zum Ausdruck gebracht, daß er zum Schutze 
der Meldevorſchriften die dafür in der BR VO. gege⸗ 
bene Strafandrohung für genügend erachtet und des⸗ 
halb davon abſieht, dieſe Vorſchriften für um der öffent⸗ 
lichen an willen erlaſſene Verbote zu erklären 
und hierdurch unter den Schutz des 8 9 b VBelduft®. 
zu bringen. Anderſeits ergibt ſich ebenſo, daß der 
Militärbefehlshaber die Vorſchriften der Bekannt⸗ 
machung, die über die BRBO. hinausgehen und daher 
durch deren Strafandrohung nicht geſchützt ſind, als 
um der öffentlichen Sicherheit willen erlaſſene Verbote 
erklären will, damit fie dem Schutze des 89 b Bel Zuſtc. 
unterſtehen. Ein Zweifel an dieſem Sinne der Bek. 
des Komm. Generals kann unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden auch daraus nicht entnommen werden, daß 
bei der Faſſung des Wortlauts der Vorbemerkung zu 
der Bekanntmachung zwar der Strafrahmen des 8 5 
Abſ. 1 BRBO., nicht aber der des 8 9 BelZufd. an⸗ 
geführt iſt. Dadurch wird die Anwendung des 8 9 b 
nicht gehindert, weil es der Aufnahme der Strafan⸗ 
drohung ins Verbot des Militärbefehlshabers nach 
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Zu den Vorſchriften der Bek. des Komm. Generals, 
die hiernach unter dem Strafſchutze des 8 9 b des Ge⸗ 
ſetzes ſtehen, gehört insbeſondere die Vorſchrift, nach 
der Perſonen, die aus Anlaß ihres Handelsbetriebs 
ich im Beſitze von Metallvorräten befinden, die unter 
ie Beſchlagnahme fallen, verpflichtet ſind, über dieſe 
Vorräte ein Lagerbuch zu führen und ſich bei Abgabe 
folder Vorräte an Händler zu Kriegslieferungen vom 
Abnehmer die Verwendung zum Kriegslieferungszweck 
durch Belegſcheine nachweiſen zu laſſen. Da das LG. 
feſtſtellt, daß der Angeklagte fortgeſetzt dieſer Vorſchrift 
vorſätzlich zuwidergehandelt hat, fo hätte es gegen 
ihn den § 9 b des Geſetzes anwenden ſollen. Dem ſtand 
auch nicht entgegen, daß der Angeklagte ebenſo fortgeſetzt 
der durch den 8 5 BRVO. geſchützten Meldevorſchrift 
vorſätzlich zuwidergehandelt hat und daß nach der An⸗ 
nahme des Landgerichts das Geſamtverhalten des An⸗ 
geklagten bei der Zuwiderhandlung gegen die Melde⸗ 
vorſchriften ſowohl wie bei der Zuwiderhandlung 
gegen die ſonſtigen Anordnungen des Komm. Generals 
ſich als ein und dieſelbe fortgeſetzte Handlung dar⸗ 
ſtellt. Denn danach waren eben durch ein und die⸗ 
ſelbe Handlung mehrere Strafgeſetze verletzt; es war 
deshalb nur das Geſetz anzuwenden, das die ſchwerſte 
Strafe androht, und dieſes Geſetz iſt der $ Ib Bel ZuſtG., 
in dem Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahr angedroht 
iſt, während die BRVO. nur Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten vorſieht. Daß das LG. die Strafe der BRVO. 


entnommen hat, verſtieß alfo gegen 8 73 StGB. 
(Urteil des V. StS. vom 16. Mai 1916, 5 D 684/15). 
3945 E. 
III. 


Die Tatſache, daß ein Tier eines natürlichen Todes 
geſtorben iſt, genügt, um fein Fleiſch als verderben i. S. 
des 5 10 Nr. 2 Nahr Mittel G. erſcheinen zu laſſen. Aus 
den Gründen: Die Sträͤ. ſtellt feſt, daß der An⸗ 
geklagte das Fleiſch eines Kalbes, das erſt nach dem 
Verenden „abgeſtochen“ worden war, unter Verſchwei— 
gung dieſes Umſtandes als vollwertig verkauft hat; 
ſie nimmt an, daß ſolches Fleiſch zum Genuß für 
Menſchen tauglich, aber nach allgemeiner Anſchauung 
in ſeiner regelmäßigen Verwendbarkeit erheblich ver— 
ringert, in feinem Nahrungs- und Genußwert erheblich 
herabgeſetzt ſei, daß ſein Verkaufswert um ein Viertel 
geringer ſei als der des vollwertigen Fleiſches, daß es 
deshalb verdorben i. S. des 8 10 Nr. 2 des Nahr Mittel. 
ſei, und hat deshalb den Angeklagten auf Grund dieſes 
Geſetzes beſtraft. Darin tritt ein dem Angeklagten 


nachteiliger Rechtsirrtum nicht zutage. Allerdings iſt 
in dem Urteil des erk. Senats vom 12. Jan. 1882 (RG. 5, 
343) ausgeſprochen, daß als verdorben i. S. des 
Nahr Mittel G. nur ein ſolches Nahrungs» oder Genuß⸗ 
mittel anzuſehen ſei, das infolge von Veränderungen 
des regelmäßigen („normalen“) Zuſtandes nach allge⸗ 
meiner Anſicht zum Genuß für Menſchen ungeeignet 
ſei, und daß der Umſtand, daß ein Tier ohne Schlach⸗ 
tung verſtorben ſei, noch nicht zur Annahme berechtige, 
ſein Fleiſch ſei i. S. des Geſetzes verdorben. In 
anderen Urteilen des RG.s wird indes eine ſtrengere 
Auslegung des Geſetzes vertreten. Danach iſt, um ein 
Nahrungsmittel als verdorben i. S. des Nahr Mittel. 
erſcheinen zu laſſen, nicht erforderlich, daß es völlig 
zum Genuß untauglich oder unbrauchbar wäre; es 
genügt vielmehr, daß es nachteilige Veränderungen 
erlitten hat, durch die ſeine Tauglichkeit im Verhält⸗ 
nis zum regelmäßigen und im Verkehr allgemein vor⸗ 
ausgeſetzten Zuſtand und unter Berückſichtigung der 
Anforderungen, die das Publikum an ein Nahrungs⸗ 
mittel dieſer (regelmäßigen) Art ſtellt, gemindert wird. 
So namentlich (ſchon vor dem erwähnten Urteil des 
erk. Senats) der II. und der III. StS. in den Urteilen 
vom 5. Oktober 1881 und 3. Januar 1882 RG. 5, 
287, 290; ferner RG. 12, 407; 26, 419; RGRſpr. 
9, 355. Insbeſondere iſt in RG. 5, 287 angenommen, 
daß ſchon ein der Regel gegenüber verminderter 
Nährwert Fleiſch als verdorben kennzeichnen kann, 
und im Urteil des III. StS. vom 5. Februar 1906 
3 D 944/05 iſt anerkannt, daß ſog. minderwertiges 
— zum Genuß für Menſchen taugliches, aber in 
feinem Nahrungs- und Genußwert herabgeſetztes — 
Fleiſch i. S. des Fleiſchbeſchs. als verdorbenes 
Fleiſch i. S. des Nahr Mittel G. betrachtet werden kann. 
Dieſer ſtrengeren Auslegung hat ſich der erkennende 
Senat bereits im Urteil RG. 23, 409 (411) angeſchloſſen, 
und daran iſt feſtzuhalten. Zweck des Nahrungsmittel⸗ 
geſetzes iſt u. a., der aus eigennützigen Beweggründen 
entſpringenden Unlauterkeit im Verkehr entgegenzu⸗ 
treten; das Publikum ſoll davor geſchützt werden, 
verdorbene oder verfälſchte Nahrungsmittel als „nors 
male“ zu kaufen und zu bezahlen; deshalb ſoll der 
Verkäufer genötigt werden, den Kaufliebhabern die 
Möglichkeit zu gewähren, von der wenn auch nicht 
völlig unbrauchbaren oder geſundheitsgefährlichen, ſo 
doch minderwertigen Beſchaffenheit der Ware Kenntnis 
zu nehmen, und er ſoll beſtraft werden, wenn er dem 
Käufer die wirkliche Beſchaffenheit der Ware verſchwiegen 
oder verborgen und ihn dadurch verleitet hat, etwas 
zu kaufen, was er nicht als ein ihm zuſagendes 
Nahrungsmittel angeſehen hätte, wenn er ſeine Be⸗ 
ſchaffenheit gekannt hätte (Begr. zum Nahr Mittel. 
S. 8, 19, 20; RG. 5, 287, 290, [292]; 23, 409 [414]). 
Dieſer Zweck des Geſetzes würde nur ſehr unvollkommen 
erreicht werden, wenn nur zum Genuß ungeeignete 
und nicht auch im Verhältnis zu der im Verkehr übs 
lichen und allgemein vo rausgeſetzten Beſchaffenheit 
minder geeignete, insbeſondere in ihrem Nährwert 
herabgeſetzte Nahrungsmittel als i. S. des Geſetzes ver- 
dorben anzuſehen wären. Demgemäß bezeichnet die 
Begründung zum Nahr Mittel G. S. 8, 19 als Aufgabe 
des Geſetzes u. a., zu verhindern, daß dem Publikum 
Gegenſtände dargeboten werden, die durch Verfälſchung 
oder inneren Verderb in ihrem Nährwert verringert 
und deshalb ihren Zweck zu erfüllen mehr oder weniger 
untauglich ſind, und S. 21 wird unter „Verderben“ 
der, natürliche Prozeß“ (im Gegenſatze zum Verfälſchen) 
verſtanden, durch den eine Ware verſchlechtert wird. 
Die Str. hat deshalb rechtlich nicht geirrt, wenn fie 
das Fleiſch des verendeten Kalbes als verdorben i. S. 
des NahrMittelG. errachtete. Das Fleiſchbeſchau— 
geſetz geht davon aus, daß grundſätzlich nur das Fleiſch 
geſchlachteter Tiere zum Genuß für Menſchen tauglich 
iſt. Nach den dazu ergangenen Ausführungsbeſtim— 
mungen A des Bundesrats § 2 Abſ. 2 kann auch das 
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leiſch von Tieren, deren Tod durch äußere Einwir⸗ 
ung ohne vorherige Krankheit plötzlich eingetreten 
iſt, zum Genuß für Menſchen verwendet werden, da⸗ 
gegen iſt nach 5 33 Abſ. 2 als zum Genuß für Menſchen 
untauglich der ganze Tierkörper anzuſehen, wenn das 
Tier eines natürlichen Todes geſtorben oder im Ver⸗ 
enden getötet iſt. Ob damit die Annahme der Strf., 
daß das Fleiſch des verendelen Kalbes zum Genuß 
für Menſchen tauglich geweſen ſei, vereinbar oder da⸗ 
nach noch rechtlich möglich iſt, bedarſ keiner Erörterung, 
weil der Angeklagte durch dieſe Annahme nicht beſchwert 
iſt. (Urt. des I. StS. vom 31. Mai 1916, 1 D 197/16). 
3914 E. 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 
Fortgeſetzte . Die Uebertragung 
des Anteils eines Abksmmlings auf die anderen An: 
teilsberechtigten iſt trotz der Beſtimmungen in SS 1442, 
1487 Abf. 1 zuläſſig als Verzicht nach 5 1491 888. 
Ein ſolcher Berzicht kaun auch noch zwiſchen der Be⸗ 
endigung und der Auseinanderſetzung der @ütergemein- 
ſchaft erfolgen. Georg Ad. S., der mit feiner Frau 
in Gütergemeinſchaft gelebt und nach ihrem Tode die 
Gütergemeinſchaft mit feinen beiden Söhnen Georg 
und Johann S. und ſeiner Enkelin Henriette S. fortge⸗ 
ſetzt hat, iſt geſtorben und von ſeinen beiden Söhnen 
und feiner Enkelin zu je / beerbt worden. Laut 
notarieller Urkunde vom 19. Februar 1916 haben die 
Erben unter der Angabe, daß die Auseinanderſetzung 
des Geſamtguts und Nachlaſſes noch nicht erfolgt ſei, 
vereinbart, daß Henriette S. aus der Gemeinſchaft 
gegen Zahlung einer Abfindungsſumme ausſcheide, 
die Gemeinſchaft aber unter den beiden übrigen Teil⸗ 
habern fortbeſtehen ſolle. Demgemäß überträgt, wie 
es in der Urkunde heißt, Henriette S. ihren Anteil 
am Geſamtgute der fortgeſetzten, nun aber beendeten 
„ chaft und am Nachlaſſe des Georg Ad. S. 
mit allen Rechten und Verbindlichkeiten und mit ſo⸗ 
fort eintretender dinglicher Wirkung auf Georg S. 
und Johann S. Hinſichtlich des zum Geſamtgut und 
Nachlaſſe gehörigen Anweſens haben die Vertrag⸗ 
ſchließenden „die Berichtigung des Grundbuchs durch 
Eintragung a) der Erben als Eigentümer des Anteils 
des verſtorbenen Georg Ad. S. auf Grund des feſt⸗ 
geſtellten Erbſcheins, b) der vorgenommenen Anteils⸗ 
übertragung“ bewilligt und beantragt. Das Grund⸗ 
buchamt hat nach Eintragung der Erbengemeinſchaft 
den weiteren Eintrag gemacht, daß der Anteil der 
Henriette S. am Geſamtgut der fortgeſetzten, nun aber 
beendeten Gütergemeinſchaft und am Nachlaß des 
Georg Ad. S. auf Georg S. und Johann S. über⸗ 
tragen worden ſei. Später hat es von Amts wegen 
einen Widerſpruch „zum Schutze der gleichfalls an⸗ 
teilsberechtigten Henriette S.“ eingetragen, da in der 
Urkunde vom 19. Februar 1916 nicht bloß der zweifel⸗ 
los übertragbare Erbanteil der Henriette S., ſondern 
auch ihr unübertragbarer Geſamtgutanteil auf Georg 
und Johann ©. übertragen ſei, daß daher, ſoweit es ſich 
um die verſuchte Uebertragung dieſes von der Mutter 
ſtammenden Anteils handle, das Grundbuchamt unter 
Verletzung geſetzlicher Vorſchriften eine Eintragung 
vorgenommen habe, durch die das Grundbuch un⸗ 
richtig geworden ſei. Das LG. hat die von Georg 
und Johann S. eingelegte Beſchwerde zurückgewieſen; 
auf die weitere Beſchwerde hin wurde das Grund⸗ 
buchamt angewieſen, den Widerſpruch zu löſchen. 
Aus den Gründen: Es handelt ſich hier nur 
darum, ob der Anteil der Henriette S. an dem Ge⸗ 
ſamtgut auf Georg und Johann S. übergegangen iſt. 
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Das iſt zu bejahen. Richtig iſt allerdings, daß nach 
der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, 
auch wenn die Beendigung durch den Tod des über⸗ 
lebenden Gatten erfolgt ($ 1494 BGB.), vor der Aus⸗ 
einanderſetzung ein anteilsberechtigter Abkömmling 
über ſeinen Anteil am Geſamtgut nicht verfügen kann; 
denn für die Zeit von der Beendigung der fortge⸗ 
ſetzten Sütergemeinſchaft bis zur Auseinanderſetzung 
gilt gemäß § 1497 Abſ. 2 die Analogie der ehelichen 
(und der fortgeſetzten) Gütergemeinſchaft; das Geſamt⸗ 
handverhältnis dauert bis zur Erledigung der Aus⸗ 
einanderſetzung fort, ebenſo auch die Beſchränkung der 
Verfügung der anteilsberechtigten Abkömmlinge über 
ihre Anteile am Geſamtgute ($ 1487 BGB.), Stau⸗ 
dinger BGB. (7/8) Anm. 3a zu $ 1497. Die Angabe 
der Beſchwerdeführer, daß in der Urkunde vom 19. Fe⸗ 
bruar 1916 in Anſehung des Geſamtguts eine Aus⸗ 
einanderſetzung erfolgt und deshalb eine Verfügung 
über den Anteil an dem Geſamtgute zuläſſig geweſen 
ſei, iſt nicht richtig. Von dem Grundſatze der Unver⸗ 
äußerlichkeit der Anteile der Abkömmlinge an dem 
Geſamtgut (88 1487, 1442) iſt aber in 8 1491 eine 
Ausnahme gemacht. Der Abkömmling kann auf ſeinen 
Anteil an dem Geſamtgute verzichten. Der Inhalt 
der Urkunde vom 19. Februar 1916, wonach die Par⸗ 
teien vereinbart haben, daß Henriette S. aus der Ge⸗ 
meinſchaft gegen Zahlung einer Abfindungsſumme 
ausſcheide, ergibt, daß es der genügend ausgedrückte 
Wille war, daß Henriette S. auf ihren Anteil am Ge⸗ 
ſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gegen 
eine Abfindungsſumme verzichte; infolgedeſſen iſt ihr 
Anteil den beiden anderen anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlingen mit dinglicher Wirkung zugewachſen; da⸗ 
mit ſind dieſe die allein Anteilsberechtigten an dem 
Geſamtgute geworden. Die Anſicht des LG.s, daß der 
8 1491 nicht in Betracht kommen könne, weil in 8 1497 
Abſ. 2 nur die 88 1442, 1472, 1473 und nicht auch 
8 1491 für anwendbar erklärt ſei, kann nicht geteilt 
werden. Der 8 1491 hat eine Ausnahme von dem 
Grundſatze der 88 1487 Abſ. 1, 1442, daß der Abkömm⸗ 
ling nicht über ſeinen Anteil an dem Geſamtgute ver⸗ 
fügen kann, geſchaffen, um ihm zu ermöglichen, vor 
der Auseinanderſetzung aus der Gemeinſchaft völlig 
auszuſcheiden und auf der Grundlage eines ſolchen 
Verzichts ſich die Mittel zur Begründung einer ſelb⸗ 
ſtändigen Wirtſchaft oder ſeines Unterhalts durch Ver⸗ 
wertung ſeines Anteils zu verſchaffen. Dieſes Be⸗ 
dürfnis und dieſe Gründe können aber auch nach Be— 
endigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bis zu 
der ſich oft lange hinausziehenden Auseinanderſetzung 
hervortreten. Es iſt ſchon oben auf die Analogie der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hingewieſen. Der $ 1487 
Abf. 1, in welchem die Regel aufgeſtellt iſt, daß der 
Abkömmling nicht über ſeinen Anteil verfügen kann, 
iſt auch nicht in § 1497 Abſ. 2 ausdrücklich angeführt, 
er findet aber unzweifelhaft auch nach Beendigung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bis zur Erledigung 
der Auseinanderſetzung Anwendung; es iſt kein Grund 
erſichtlich, warum nicht auch die Ausnahme in § 1491 


gelten ſoll, ſolange das Geſamthandverhältnis be— 


ſteht. Die Eintragung im Grundbuche, daß Georg 
und Johann S. allein anteilsberechtigt an dem Ge— 
ſamtgut ſind, iſt hienach nicht unrichtig und es be⸗ 
ſtand zur Eintragung eines Widerſpruchs kein Anlaß. 
(Beſchl. des I. ZS. vom 7. Juli 1916, Reg. III nn 
3949 J. 


II 


88 2136, 2113 Abſ. 2 BGB., 88 40, 42 GB.: 
Wahrung des Rechtes der Nacherben, wenn der Vor⸗ 
erbe ein Grundſtück aus dem Nachlaß an eine offene 
H. übereignet, in die angeblich ſchon der Erblaſſer 
das Grund ſtück einzubringen ſich verpflichtet hatte. Der 
verſtorbene Kaufmann Karl H. hat in einem am 
14. Juni 1900 errichteten Teſtament ſeine Gattin Emma 


H. zur Alleinerbin ernannt und zugleich eine Nach⸗ 
erbfolge angeordnet, die jedoch nur eintreten ſoll, 
wenn ſich die Witwe wieder verheiraten würde. Die 
Vorerbin iſt nach dem Teſtamente zur freien Ver⸗ 
fügung über den Nachlaß berechtigt mit Ausnahme 
der auf bloßer Freigebigkeit beruhenden Verfügungen. 
In einer Privaturkunde vom 1. Januar 1906 hatte 
Karl H. einen Geſellſchaftsvertrag geſchloſſen und das 
Anweſen Hs.⸗Nr. 216 an der X⸗Straße in die neu errichtete 
offene Handelsgeſellſchaft Gebrüder H. eingebracht. Unter 
Bezugnahme auf dieſe Urkunde erklärte Emma H. 
gegenüber der genannten offenen Handelsgeſellſchaft 
zu notarieller Urkunde die Auflaſſung des bisher auf 
dem Namen des Karl H. eingetragenen Anweſens 
Hs.⸗Nr. 216, wobei fie anerkannte, den Gegenwert 
der Einlage ihres verſtorbenen Ehemanns erhalten 
zu haben. Der Antrag, die neue Eigentümerin in das 
Grundbuch einzutragen, wurde vom Grundbuchamt 
zurückgewieſen. Beſchwerde und weitere Beſchwerde 
hatten keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: Nach 8 2113 Abſ. 2 mit 
Abſ. 1 BGB. iſt die Verfügung des Vorerben über 
einen zum Nachlaß gehörenden Gegenſtand, die un⸗ 
entgeltlich oder zur Erfüllung eines von dem Vor⸗ 
erben erteilten Schenkungsverſprechens erfolgt, inſo⸗ 
weit unwirkſam, als ſie das Recht des Nacherben ver⸗ 
eiteln oder beeinträchtigen würde. Von dieſer Be⸗ 
ſchränkung iſt der Vorerbe auch dann nicht befreit, 
wenn er im übrigen zur freien Verfügung über den 
Nachlaß berechtigt iſt (8 2136 BGB.). Darüber, in⸗ 
wieweit die Entgeltlichkeit der Verfügung dem Grund⸗ 
buchamt nachgewieſen werden müſſe, herrſcht in Rechts⸗ 
lehre und Rechtſprechung keine Einhelligkeit (ſ. darüber 
Güthe, GBO. Vorbem. zu 8 13 Nr. 78, Henle⸗Schmitt, 
das Grundbuchweſen in Bayern 8 19 Anm. 3d). Der 
erk. Senat ſteht in Uebereinſtimmung mit der Ent⸗ 
ſcheidung des erſten ZS. vom 22. März 1912 (Bd. 13 
S. 176) und der des RG. vom 3. Oktober 1908 (RG. 
Bd. 69 S. 277) auf dem Standpunkt, daß das Grund⸗ 
buchamt von dem Nachweis der Zuſtimmung des 
Nacherben nur dann abſehen kann, wenn entweder 
die Entgeltlichkeit der Verfügung bei dem Grundbuch⸗ 
amt offenkundig oder wenn deren Unentgeltlichkeit 
durch die Natur der Sache oder die Sachlage ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Keine dieſer Vorausſetzungen iſt hier ge⸗ 
geben. Von Offenkundigkeit der Entgeltlichkeit kann 
keine Rede ſein; auch aus der Natur der Sache kann 
für die Beſchwerdeführerin nichts abgeleitet werden. 
Es kann ſich daher nur noch darum fragen, ob etwa 
die Sachlage der Annahme der Unentgeltlichkeit ent⸗ 
gegenſtehe. Auch dies iſt nicht der Fall. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß der Vertrag vom 1. Januar 1906 
nicht der in 829 Satz 2 GBO. vorgeſchriebenen Form 
entſpricht, geht daraus auch in keiner Weiſe hervor, 
daß die von Emma H. jetzt getroffene Verfügung eine 
unentgeltliche nicht ſein könne. Nach dem Vertrage 
vom 1. Januar 1906 hat der verſtorbene Karl H. in 
die damals neu gegründete offene Handelsgeſellſchaft 
„Gebrüder H.“ u. a. auch das Anweſen Hs.⸗Nr. 216 
eingelegt; ob die Einlage zu einem wertentſprechenden 
Preis oder unter dem Preiſe, alſo wenigſtens teils 
weiſe aus Freigebigkeit erfolgte, geht aus dem Vers 
trage nicht mit Sicherheit hervor; wenn letzteres der 
Fall ſein würde, könnte von Entgeltlichkeit des Ge⸗ 
ſchäfts nicht mehr geſprochen werden und läge wenig— 
ſtens teilweiſe Schenkung vor. Weiter ſteht auf Grund 
der vorgelegten Urkunden aber auch keineswegs feſt, 
ob die gegenwärtig beſtehende Firma H. dieſelbe iſt 
wie die am 1. Januar 1906 vereinbarte offene Hans 
delsgeſellſchaft, zumal letztere auf fünf Jahre abge— 
ſchloſſen wurde; es iſt auch nichts darüber bekannt, 
ob die Witwe H. als Erbin ihres Mannes Teilhaberin 
der Geſellſchaft geblieben oder ob ſie für ihren Anteil 
abgefunden worden und was bezüglich der mehrfachen 
inmitte liegenden Vereinbarungen über das Anweſen 
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Nr. 216 feſtgeſetzt worden iſt. Die Sachlage, wie fie 
jetzt dargelegt iſt, läßt einen ficheren Schluß dahin, 
daß die gegenwärtige Verfügung der Witwe H. nur 
eine entgeltliche ſein könne, in keiner Weiſe zu. Deren 
einſeitige Verſicherung genügt nicht. Ob Witwe H., 
wie die weitere Beſchwerde geltend macht, bei Unter⸗ 
laſſung der Anweſensübertragung ungerechtfertigt be⸗ 
reichert ſein würde, kann ganz dahingeſtellt bleiben; 
nicht darauf kommt es an, welche Verpflichtung der 
Witwe H. gegenüber der offenen Handelsgeſellſchaft 
Gebrüder H. obliegt, ſondern nur darauf, ob der 
Ausſchluß der Unentgeltlichkeit durch zuläſſige Bes 
weismittel genügend dargetan iſt. Das iſt zu ver⸗ 
neinen. Uebrigens iſt hier die Zuſtimmung der Nach⸗ 
erben nicht der einzige Weg um die Umſchreibung des 
Anweſens zu ermöglichen. Der Vorerbe kann, ſoweit 
nicht Befreiung gegeben iſt, über einen zum Nachlaß 
gehörigen Gegenſtand nur unbeſchadet des Rechtes 
des Nacherben verfügen und, iſt der Gegenſtand ein 
Grundſtück, ſo iſt mit der Eintragung des Vorerben 
als Eigentümer zugleich das Recht des Nacherben ein⸗ 
zutragen (8 52 GBO.). Iſt das Recht des Nacherben 
aber eingetragen, dann iſt er gegen Verfügungen des 
Vorerben, die nach SS 2136, 2113 Abſ. 2 unwirkſam 
ſein könnten und unter dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs ſtehen, gegenüber jedem Rechtsnachfolger 
genügend geſchützt und der Grundbuchrichter hat nicht 
weiter zu prüfen, ob die Rechte der Nacherben durch 
die Verfügung nicht etwa doch geſchädigt werden 
(Bd. 12 S. 741). Es iſt alſo nicht an dem, daß die 
Eigentumsübertragung auf alle Fälle nur bei dem 
Nachweis der Zuſtimmung der Nacherben ſtattfinden 
könnte; es handelt ſich vielmehr nur darum, daß die 
Erbfolge der Witwe H. und das Recht der Nacherben 
im Grundbuch eingetragen werden; iſt dies geſchehen, 
ſo ſteht dem grundbuchamtlichen Vollzug der von 
Witwe H. getroffenen Verfügung aus der Tatſache 
der beſtehenden Nacherbſchaft ein Hindernis nicht ent⸗ 
gegen. (Beſchl. des Fer ZS. vom 18. Juli 1916, Reg. III 
Nr. 67/1916.) M. 
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B. Strafſachen. 
1 


Zählen Geflügelſchlächtereien zu den Schlächtereien 
i. S. des 5 16 Gew.? Das Obs. hat die Frage 
im Gegenſatze zu einer Entſch. des preuß. OVG. vom 
26. Mai 1897 (Reger Bd. 18 S. 301) bejaht. 

Aus den Gründen: Für die Auslegung eines 
Geſetzes iſt kein Raum, wenn ſein Wortlaut einen 
verſtändigen, mit dem allgemeinen Sprachgebrauch 
und dem Zwecke des Geſetzes vereinbaren Sinn hat. 
Unter den nach § 16 Abſ. 1 GewO. genehmigungs⸗ 
pflichtigen Anlagen ſind in § 16 Abſ. 2 die „Schlächtereien“ 
aufgeführt. Das Geſetz geht ſonach von der Anſchauung 
aus, daß Schlächtereien geeignet ſind, die in Abſ. 1 
bezeichneten Nachteile uſw. herbeizuführen. Es ſpricht 
ohne Einſchränkung von Schlächtereien, weshalb nicht 
abzuſehen iſt, warum die „Schlächtereien“ nur das 
Schlachten beſtimmter Tiergattungen umfaſſen ſollen, 
es müßte denn ſein, daß nur dieſe Annahme nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauche zuläſſig ſei. Unter Schläch— 
terei verſteht man nicht bloß das Schlachten der Tiere, 
ſondern auch den Ort des Schlachtens. Schlächterei 
i. S. des § 16 iſt daher jeder zu gewerbsmäßigen 
Schlachtungen benützte Raum (Landmann Ziff. 32 zu 
§ 16 Gewd.; Schenkel, GewO. 2] S. 110 Note 26; 
RG Rſpr. 8, 764; Obe GSt. Bd. 7 S. 265). Nach 
dem allgemeinen Sprachgebrauche werden „Maſtvieh, 
Rinder, Schafe, Schweine, Gänſe, Enten, Hühner ge— 
ſchlachtet, d. h. das Geflügel wird geſchlachtet“ (Ade— 
lung, Grammatiſch-Kritiſches Wörterbuch 3. Bd. S. 1480; 
Sanders, Deutſches Wörterbuch 2. Bd. 2. Hälfte S. 929). 
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Auch im Rechtsleben iſt der Ausdruck: „Geflügel⸗ 
ſchlächterei, Gänſeſchlächterei“ allgemein gebräuchlich 
eg die preuß. MinEntſchl. im GewaArch. Bd. 1 
S. 31 und 609). Auch die techniſche Anleitung betr. 
Genehmigung gewerblicher Anlagen (Sandmann [6] 
Bd. I S. 703) ſpricht allgemein von Schlächtereien 
(Ziff. 25) und bemerkt, daß dieſe namentlich dadurch 
zu Uebelſtänden führen können, daß infolge mangel⸗ 
Bun Reinigung und ſchlechten Abfluffes die tieriſchen 

bfälle (Blut, Fleiſchteile uſw.) in Fäulnis geraten. 
Daß ſolche Uebel ſtände auch beim Schlachten von Ge⸗ 
flügel auftreten können, dürfte allgemein bekannt ſein 
und die Feſtſtellungen in dem angefochtenen Urteile 
beſtätigen das Vorkommen dieſer Mißſtände. Nach 
alledem beſteht kein Grund, die Geflüͤgelſchlächtereien 
nicht den Schlächtereien i. S. des 8 16 GewO. 
zuzuzählen. Die gleiche Auffaffung wird auch von 
Schenkel (ſ. oben) und Jacobi, Die Gewerbegeſetzgebung 
im Deutſchen Reiche, S. 43 vertreten, ebenſo vom bayer. 
StM. d. J. in der Entſchl. vom 15. Juni 1900 Nr. 12 634, 
betreffend die Errichtung einer „ im 
Anweſen .. zu N. und vom bad. Miniſterium laut 
Reſkriptes vom 19. Januar 1900 (Reger Bd. 18 S. 302). 
Die übrigen zugänglichen Erläuterer der GewO. teilen 
entweder den Standpunkt des preuß. OVG.s ohne 
jedoch nähere Gründe hiefür anzuführen, oder ver⸗ 
merken nur dieſe Entſcheidung. Dieſer Auffaſſung 
kann jedoch aus den angeführten und folgenden weiteren 
Gründen nicht beigetreten werden. Weder die Be⸗ 
gründung des Entwurfs der RGewO. noch die Ver⸗ 
handlungen in den geſetzgebenden Körpern ent⸗ 
halten etwas darüber, was unter „Schlächtereien“ 
verſtanden ſein ſoll. Man muß deshalb dem bereits 
erörterten allgemeinen Sprachgebrauche folgern In 
dem $ 27 preuß. GewO., welcher die Grundlage für den 
816 RGewoO. bildete, waren „die Schlachthäuſer“ als 
genehmigungspflichtige Anlagen angeführt. An deren 
Stelle wurde in 816 a. a. O. der Ausdruck „Schläch⸗ 
tereien“ geſetzt, ſo daß, wie in der Entſcheidung 
des OVG. anerkannt iſt, die Genehmigungspflicht 
erweitert wurde. Da jedoch dieſe Neuerung in der 
Praxis anſcheinend nicht oder nicht genügend beachtet 
wurde, ſah ſich der Bundesrat veranlaßt, in einer 
a vom 5. Juli 1873 „das Einverſtändnis 
darüber zu konſtatieren, daß der im 8 16 GewO. ge⸗ 
brauchte Ausdruck „Schlächtereien“ alle Schlachtſtätten 
ohne Unterſchied, alſo nicht bloß die von einer größeren 
Anzahl von Metzgern gemeinſchaftlich benügten Schlacht⸗ 
hauſer, ſondern auch jede von einem einzelnen Metzger 
in ſeiner Behauſung zum Schlachten benützte Räum⸗ 
lichkeit umfaſſe. Dieſe Auslegung des Geſetzes findet 
darin ihre innere Begründung, daß vom ſanitäts⸗ 
polizeilichen Standpunkt aus gerade die kleinen (Haus⸗) 
Schlächtereien gefährlicher als große Schlachthäuſer 
find.” Das OVG. begründet feine Anſchauung durch 
den Hinweis darauf, daß der Bundesrat nur von 
„Metzgern“ ſpricht, deshalb nur von Metzgern ges 
ſchlachtete Tiere, das ſind gewiſſe Vierfüßler, nicht 
aber Federvieh oder Fiſche in Betracht kommen können. 
Dieſe Auffaſſung iſt zu eng. Der Bundesrat unter⸗ 
wirft alle Schlachtſtätten ohne Unterſchied der Ge⸗ 
nehmigungspflicht. Gerade der in der Entſchließung 
betonte „ſanitätspolizeiliche“ Standpunkt legt die Ein⸗ 
beziehung der Geflügelſchläͤchtereien in den Geltungs⸗ 
bereich des 816 GewO. nahe, da durch das gewerbsmäßige, 
heutzutage teilweiſe in großem Umfange betriebene 
Schlachten von Geflügel dieſelben ſanitätswidrigen 
Zuſtände wie durch das Schlachten von Vierfüßlern 
ſich ergeben können. So wird der unter 816 a. a. O. 
fallende Kleinmetzger oder Gaſtwirt insbeſondere auf 
dem Lande, der das für ſeinen Wirtſchaftsbetrieb 
nötige Vieh ſelbſt ſchlachtet und oft nur ein Kalb, 
ein Schwein uſw. wöchentlich abſetzen kann, viel geringere 
Schäden in ſanitärer Beziehung verurſachen können, 
als ein Geflügelſchlächter, der zum Schlachten eigene 


Anſtalten errichtet und das Schlachten in einem Um⸗ 
fange betreibt, der in keinem Verhältnis zum Metzgerei⸗ 
betrieb eines Kleinmetzgers oder Gaſtwirts der be⸗ 
zeichneten Art ſteht. Das OVG. nimmt ferner Bezug 
auf einen in einer Rekursſache wegen Errichtung einer 
Geflügelſchläͤchterei ergangenen Beſcheid des preuß. 
Miniſters für H. u. Bew. vom 2. Mai 1890, wonach 
unter Schlächtereien nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauche ſowohl wie nach den Gründen, welche den 
Geſetzgeber veranlaßt haben, die Errichtung gewiſſer 
Anlagen von einer beſonderen Genehmigung abhängig 
zu machen, nur ſolche Schlachtſtätten verſtanden werden 
können, in denen Schlachtvieh, d. h. Groß⸗ und Kleinvieh, 
geſchlachtet wird, nicht aber ſolche, in welchen Federvieh 
geſchlachtet werden ſoll. Dieſer Auslegung kann um ſo 
weniger beigepflichtet werden, als der Beſcheid ſelbſt den 
Ausdruck „Geflügelſchlächterei“ und „Abſchlachten von 
Geflügel“ gebraucht, Dan ſich des allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauchs bedient, das Vorkommen von Nachteilen 
und Beſchwerden, die aus dem Betrieb einer Geflügel- 
ſchlächterei entſtehen können, ſomit alle die Voraus⸗ 
ſetzungen zugibt, die nach dem Bundesratsbeſchluſſe 
bei allen Schlachtſtätten ohne Unterſchied zutreffen. 
Einen weſentlich anderen Standpunkt nimmt die Entſchl. 
des preuß. Miniſters für H. u. Gew. vom 25. Mai 1898, 
betr. den Betrieb von Gänſemäſtereien und Gänſe⸗ 
ſchlächtereien (GewArch. Bd. I S. 31; Reger Bd. 21 
S. 460) ein, indem ſie die Verwaltungsbehörden zum 
Schutze der Beſitzer und Bewohner benachbarter Grund⸗ 
ſtücke und des Publikums vor den durch den Betrieb 
von Gänſemäſtereien und Gänſeſchlächtereien zutage 
tretenden Nachteilen, Gefahren und Beläſtigungen 
anweiſt, den zweckmäßigeren Weg der Polizeiverord⸗ 
nung ſtatt der Unterſtellung unter $ 16 GewO. zu 
wählen, weil die zu erlaſſenden Polizeiverordnungen 
den Behörden weitergehende Rechte insbeſondere ſolche 
mit rückwirkender Kraft einräumen als der § 16 GewO. 
Hier iſt unzweideutig zum Ausdrucke gebracht, daß die 
Unterſtellung der Geflügelſchlächtereien unter die Schläch⸗ 
tereien i. S. des 8 16 auch vom preuß. Miniſterium 
rechtlich als bedenkenfrei, wenn auch gegenüber den 
konkurrierenden weitergehenden Polizeiverordnungen 
als nicht zweckmäßig erachtet wird. Die Entſchließung 
gibt dann Vorſchläge für die Einrichtung der Ge⸗ 
flügelſchlächtereien, des Schlachtraums uſw., an die 
nach einer ſpäteren preuß. MinEntſchl. ohne Datum 
(Gew Arch. Bd. I S. 609) ſtrengere Anforderungen ges 
ſtellt wurden. Die Entſcheidung des preuß. OVG.8 
kann demnach auch von dem ſeit dem 25. Mai 1898 
eingenommenen Standpunkte des preuß. Miniſteriums 
aus nicht mehr als maßgebend erachtet werden. Dieſe 
Stellungnahme des preuß. Miniſteriums ſtimmt nun 
auch mit der des bayer. Miniſteriums nach der be⸗ 
zeichneten Entſchl. vom 15. Juni 1900 Nr. 12634 
(ſ., oben) und des bad. Miniſteriums nach dem Reſkripte 
vom 19. Januar 1900 (Reger Bd. 18 S. 302) überein. 
Die Entſchließung des bayer. Miniſteriums iſt um ſo 
beachtenswerter, als dieſes den Beſchluß des Bundes— 
rats vom 5. Juli 1873 unter dem Betreffe: Vollzug 
der Gew., hier die Begriffsbeſtimmung für den in 
8 16 derſelben gebrauchten Ausdruck „Schlächtereien“ 
im Amtsblatte des StM. d. J. 1873 S. 495 veröffent⸗ 
lichen ließ und daher durch die Entſchließung vom 
15. Juni 1900 deutlich zum Ausdrucke brachte, daß 
ſie nach der Erläuterung des Begriffs „Schlächtereien“ 
durch den Bundesrat die Geflügelſchlächtereien zu den 
Schlächtereien i. S. des §S 16 GewO. zählt. (Urt. vom 
8. Juni 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 175/1916). Ed. 
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II. 


Was iſt unter „Ueberlaſſen an Andere“ i. S. des 
9367 Nr. 3 StGB. zu verſtehen? M. in Ng. wandte 
bie 1915 an den Kammerjäger L. um Abhilfe gegen 

ie im Obſtkeller feines Landhauſes zu H. überhand— 
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nehmenden Mäuſe. Die Frau des L. ſchickte ihm 
durch ihre erwachſene, im Geſchäfte ihres Vaters ſonſt 
nicht tätige Tochter Wilhelmine L. in gewöhnliches 
Papier eingewickelt Mäuſegift, das das Ausſehen einer 
Wurſtmaſſe hatte und eine ſtarke Beimiſchung von 
Arſen enthielt, und ließ ihn durch ihre Tochter auf die 
Gefährlichkeit des Giftes noch beſonders aufmerkſam 
machen. M. übergab das Mäufegift in H. feinem 
Hausmeiſter und wies ihn unter Warnung vor der 
un an, es im Keller fo auszulegen, daß 
weder Menſchen noch Haustiere dazu gelangen könnten. 
Das Obs. verneinte die Anwendbarkeit des 8 367 
Nr. 3 bei Wilhelmine L., bejahte ſie aber bei M. 
Aus den Gründen: Der 8 367 Nr. 3 StGB. 
bezweckt insbeſondere den Schutz des Volkes gegen 
die Gefahren, welche durch den Mißbrauch und die 
unbefugte Abgabe von Gift und Arzneien entſtehen 
können. Deshalb iſt die Zubereitung, das Feilhalten, 
der Verkauf und überhaupt das Ueberlaſſen von Gift 
und Arzneien an Andere, ſoweit nicht der Handel mit 
dieſen Stoffen freigegeben iſt, an die polizeiliche Ge⸗ 
nehmigung geknüpft. Die Worte: „oder ſonſt an 
Andere überläßt“ ſind gewählt, um in umfaſſender 
Weiſe alle Vorgänge zu treffen, durch die Gift und 
Arzneien von dem einen auf den anderen übertragen 
werden; ſie haben nach dem Zwecke des Geſetzes und 
nach dem ihnen im allgemeinen Sprachgebrauche bei⸗ 
gelegten Sinne die Bedeutung von „einräumen der 
tatſächlichen Verfügungsgewalt an einen Anderen“. 
Dieſe Auffaſſung liegt dem Urteile des erk. S. vom 
23. Sept. 1903 (Samml. Bd. 3 S. 30 ff.) zugrunde und 
entſpricht der herrſchenden Meinung (Goltd Arch. Bd. 61 
S. 165; GewArch. Bd. XII S. 565 ff.). Wenn von 
einigen Schriftſtellern (vgl. Binding, Lehrb. d. Straf- 
rechts Bd. II S. 72; Olshauſen, StGB. [9] Anm. 10 
Abſ. 2 zu 8184 Nr. 2) der Begriff des Ueberlaſſens 
an Andere als gleichbedeutend bezeichnet wird mit 
der Beſitzübertragung, ſo liegt hierin keine Abweichung 
von der hier gegebenen Begriffsbeſtimmung, weil dieſe 
Schriftſteller unter Beſitz nichts anderes verſtehen, als 
die tatſächliche Verfügungsgewalt. Die tatſächliche 
Verfügungsgewalt über eine Sache iſt mehr als das 
bloße tatſächliche Innehaben. Wer eine Sache einem 
Anderen aushändigt, der unter ſeiner ſtändigen Auf⸗ 
ſicht ſteht und deshalb über ſie weder verfügen will 
noch kann, verliert die tatſächliche Verfügungsgewalt 
nicht; dieſe bleibt auch dann noch gewahrt, wenn zwar 
die Möglichkeit des ſofortigen phyſiſchen Zugreifens 
nicht ununterbrochen fortdauert, der Andere aber, der 
die Sache inne hat, infolge ſeines Abhängigkeitsgefühls 
ſich die Herrſchaft über die Sache nicht anmaßt, über 
fie nicht verfügt und nicht verfügen will (vgl. die 
Ausführungen über die Begriffe: „Beſitz“ und „Ueber: 
laſſen“ im Sprengſtoffgeſetz in RGSt. 43, 13 ff.). Hier⸗ 
nach fällt die Handlung der Wilhelmine L. nicht unter 
das Geſetz. Sie war nur als Gehilfin ihrer Mutter, 
als deren Bote, tätig und hatte keinen anderen Willen 
als den, den Auftrag ihrer Mutter auszuführen. Sie 
hatte deshalb die tatſächliche Verfügungsgewalt über 
das Mäuſegift nicht und war nur das Werkzeug, durch 
das ihre Mutter das Mäuſegift an M. überließ. Daß 
ſie den Botendienſt in Kenntnis der Beſchaffenheit des 
von ihr beförderten Gegenſtandes verrichtete und auch 
noch eine mündliche Erklärung ihrer Mutter, deren 
Warnung vor der Gefährlichkeit des Giftes, zu über— 
bringen hatte, ändert an der Sachlage nichts. Das 
Weſentliche iſt, daß ſie rein mechaniſche Dienſte leiſtete 
und in Abhängigkeit von dem Willen ihrer Mutter 
tätig war. Anders verhält ſich die Sache bei M. Er 
hat die tatſächliche Verfügungsgewalt über das Mäuſe— 
gift erlangt und auf feinen Hausmeiſter übertragen. 
Nach den Feſtſtellungen des BG.s war dieſer nicht auf 
rein mechaniſche Dienſtleiſtungen bezüglich des Mäuſe— 
giftes beſchränkt; er war zwar an die allgemeinen 
Weiſungen ſeines Dienſtherrn bei der Verwendung 
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des Mäuſegiftes gebunden, mußte aber im übrigen, 
insbeſondere was die Menge des jeweils auszulegenden 
Giftes und die Aufbewahrung des nicht verbrauchten 
Reſtes anlangt, nach ſeinem Ermeſſen verfahren, alſo 
eine ſelbſtändige Tätigkeit entfalten; er ſtand auch 
wegen der Entfernung ſeines Wohnortes von dem 
Wohnſitze des M. nicht unter deſſen ſtändiger Aufſicht. 
Seine Tätigkeit war ohne die . Verfügungs⸗ 
gewalt über das Gift nicht denkbar. M. hat ſie ihm 
nach den Feſtſtellungen des BG.s auch übertragen. Ob 
der Hausmeiſter nach 8 855 BGB. als der Beſitzdiener 
des M. hinſichtlich des Giftes ne tft, wie der 
Verteidiger geltend macht, kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn die Grundſätze des BGB. über den Beſitz können 
zur Auslegung des Begriffs „Ueberlaſſen an Andere“ 
nicht herangezogen werden; ſie können nur zur Ver⸗ 
gleichung mit den durch die Auslegung feſtgeſtellten 
Merkmalen dieſes Begriffes benützt werden. (Urt. 
vom 15. Juni 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 179/16). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Zuſtellungsferm für n Be⸗ 
griff der allgemeinen Berſorgung (58 20, 35 Mil. 
Hinterbl.). Der ſtädtiſche e e P. 
war im Felde gefallen; der Penfionsbeſcheid wurde 
der Witwe durch Vermittlung der Gemeindebehörde 
mündlich gegen Unterſchrift eröffnet. Da ihr der ein⸗ 
gewieſene Betrag zu gering erſchien, ſuchte ſie um das 
Armenrecht für die Erhöhungsklage nach, weil ihre 
Bivilpenfion nicht als „allgemeine Verſorgung“ anzu⸗ 
ſehen ſei; ſie wurde aber wegen Verſäumung der Klage⸗ 
friſt abgewieſen. Die Beſchwerde hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Streitfrage zu 88 20, 
31 SinterblBerf®. (Begriff der allgemeinen Verf orgung) 
ſteht nicht derart zugunſten der Militärverwaltung, 
daß die Vertretung der gegenteiligen Anſicht vor einer 

z. Z. noch nicht vorliegenden oberſtrichterlichen Ent⸗ 
ſcheidung als ausſichtslos angeſehen werden müßte; 
vgl. die in JW. 1916 S. 861 mitgeteilten Entſcheidungen 
des LG. und OLG. Stuttgart und die dortigen Be⸗ 
merkungen von Olshauſen. Daß die Streitfrage vor⸗ 
ausſichtlich anderweitig eher entſchieden wird, als im 
gegenwärtig angeſtrebten Rechtsſtreit, iſt angeſichts 
der Befriſtung des Klagerechts der Beſchwerdefüuhrerin 
gleichgültig. Was aber die beklagterſeits behauptete 
Friſtverſäumnis anlangt, ſo iſt die Ausſichtsloſigkeit 
der Rechtsverfolgung aus dieſem Grunde nicht anzu— 
erkennen. „Zuſtellung“ iſt ein engerer Begriff als 

„Eröffnung“ und „Bekanntmachung“; er bedeutet be— 
urkundete Behändigung eines Schriftſtücks (88 170, 
190 ZPO), während „Eröffnung“ und „Belannt: 
machung“ auch mündlich, allenfalls gegen unterſchrift⸗ 
liche Beſtätigung der mündlichen Mitteilung geſchehen 
kann (vgl. §8 16 FGG.). Die Begründung zu $ 29 
MannſchVerſc. zeigt auch deutlich, daß man ſich des 
Unterſchieds gegenüber 8 114 RMilPenſcg. von 1871 
und § 150 RBeamtG. (vgl. auch Art. 177 Bayer. 
BeamtG.) wohl bewußt war, die ſtrengere Form aber 
im Intereſſe der Rechtsſicherheit anordnete. ‚Zuſtellung“ 
kann aber an allen Stellen der Militärpenſionsgeſetz— 
gebung nur überall die gleiche Bedeutung haben. Die 
AusfVorſchr. enthalten kein Wort darüber, daß münd— 
liche Eröffnung gegen Unterſchrift zuläſſig ſein ſoll; 
ſie laſſen nur zwiſchen den zuſtellenden Behörden und 
Beamten oder ſonſtigen Behändigungsperſonen eine 
gewiſſe Auswahl zu. Eine etwaige abweichende Uebung 
der untergeordneten Militärbehörden kommt nicht in 
Betracht, ſoweit ſie, wie hier, nicht mehr durch die 
Worte des Geſetzes gedeckt wird. Nach dem Zweck des 
Geſetzes kann auch nicht ohne weiteres angenommen 
werden, daß eine ungültige Zuſtellung oder eine Be— 
kanntgabe, die gar keine Zuſtellung iſt, die Klagefriſt 
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ebenfalls eröffnen ſoll. Umgekehrt ſteht aber der Be⸗ 
ſchreitung des Rechtswegs in einem Falle, wie hier, 
nicht etwa das Fehlen einer förmlichen Zuſtellung des 
Beſcheids entgegen. Denn dieſe ſoll nur die Unanfecht⸗ 
barkeit nach Friſtablauf herbeiführen, hindert alſo 
nach ihrem offenſichtlichen Zweck nicht die Klage⸗ 
ſtellung, ſobald ſich die letzte militäriſche Inſtanz 
ihres Beſcheids einmal entäußert hat. Andernfalls 
würde die Geſuchſtellerin geradezu um ihr Klagerecht 
gebracht, da ihr kein Mittel zu Gebot ſtünde, eine 
förmliche Zuſtellung an ſie herbeizuführen; auch würde 
dem Gerichte die ihm allein zuſtehende Entſcheidung 
über den behaupteten Friſtablauf entzogen. l 
som 21. Juni 1916, Beſchw.⸗Reg. 273/16). 


Vücheranzeigen. 


Erich Brandenburg. Die Reichsgründung. Bd. I 
444 S. Bd. II 452 S. Verlag von Quelle & Meyer, 
Leipzig 1916. Geb. 18 Mk. 

Die Auffaſſung Brandenburgs von dem geſchicht⸗ 
lichen Werden und den Aufgaben des deutſchen Volkes 
läßt ſchon das Vorwort erkennen, in dem es u. a. 
heißt: „Die Geſchichte unſeres Volkes ſagt uns, was 
wir bisher für die Welt geleiſtet haben, und lehrt 
uns ſtolz und mitleidig lächeln zu den Zornesaus⸗ 
brüchen unſerer Feinde, die uns als Barbaren ver⸗ 
ſchreien. Sie zeigt uns aber auch die Gefahren der 
geographiſchen Lage und des Volkscharakters, mit 
denen wir von Anfang an zu ringen gehabt haben, 
denen wir ſo oft erlegen, und, auch wo wir ſie ſchließ⸗ 
lich überwanden, nur mühſam entgangen find. Ge⸗ 
rade jetzt ſollten wir uns ganz l daran er⸗ 
innern, unter welchen Mühen und Schwierigkeiten 
unſer Reich vor einem Menſchenalter gegründet worden 
iſt. Denn um ſeine Erhaltung kämpfen wir.“ „Jeder 
von uns weiß, daß der Sieg in dieſem Rieſenkampfe 
unſer Volk und unſere Regierung vor neue, ee 
Aufgaben ſtellen wird. Die Frage wird ſich erheben, 
ob wir uns mit den alten Grenzen im Weſten und 
Oſten begnügen können, oder ob wir danach ſtreben 
ſollen, weite Strecken des früher vom alten deutſchen 
Reiche beherrſchten und von deutſchen Koloniſten be— 
ſiedelten Gebietes wieder mit unſerem Staate zu ver⸗ 
binden. Es iſt eine Schickſalsfrage, wie ſie den Nationen 
nur alle paar Jahrhunderte einmal geſtellt wird, und 
von ihrer Beantwortung wird auf lange Zeiträume 
hinaus das Geſchick Deutſchlands und ſeiner Nachbar⸗ 
länder beſtimmt ſein. Und wie ſoll ſich in Zukunft 
das Verhältnis zu unſerem treuen Verbündeten Oeſter⸗ 
reich⸗-Ungarn geſtalten?“ — „Mögen unſere Grenzen 
ſo weit hinausgeſchoben werden, wie unſere künftige 
Sicherheit es fordert und unſere Macht ſie zu behaupten 
geſtattet: aber auf das innere Gefüge unſeres Staates 
dürfen dieſe Außengebiete keinen Einfluß erhalten, 
bis ſie nicht etwa ſelbſt in die deutſche Art hinein⸗ 
gewachſen und damit fähig geworden find, Glieder 
eines deutſchen Nationalſtaates zu, fein. Und mag 
unſer Verhältnis zum Kaiſerſtaat an der Donau ſo 
eng geſtaltet werden, wie es geht: aber die volle 
Selbſtändigkeit unſerer Politik nach innen und außen 
Dürfen wir auch dieſer Vereinigung nicht opfern.“ 

Beſonders intereſſiert des Leipziger Hiſtorikers 
Verhältnis zu Sybel und Treitſchke. Sybels ‚Be 
gründung des deutſchen Reiches“ iſt ihm noch immer 
die Grundlage für jede Darſtellung dieſes Zeitab— 
ſchnittes. Allein „für die geſamte Auffaſſung dieſer 
für unſer ganzes Staatsleben entſcheidenden Jahr⸗ 
zehnte iſt durch die größere Entfernung, in der wir 
zu den Vorgängen ſtehen, der Blick freier, und neue 
Probleme ſind ſichtbar geworden. Wir ſtehen nicht 
mehr fo ſtark wie Sybel unter dem erdrückenden Ein: 
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fluß von Bismarcks überragender Perſönlichkeit, ob⸗ 
wohl ihre Größe und Bedeutung mit jeder neuen Ver⸗ 
öffentlichung mächtiger hervortritt; denn wir haben 
gelernt, auch auf die Stimmen der Gegner zu achten 
und die Angaben, die aus Bismarckſcher Quelle ſtam⸗ 
men, mit größerer Zurückhaltung aufzunehmen. Sybel 
hat von dem großen Kanzler ſelbſt manche Infor⸗ 
mationen empfangen und ſeine Politik im großen und 
ganzen ſo geſehen, wie dieſer es wünfchte. Er hat 
ohne Zweifel den Zug von Härte und Verſchlagen⸗ 
heit, der in Bismarcks politiſchem Charakter liegt, 
zu ſtark verwiſcht, die Kämpfe zwiſchen ihm und König 
Wilhelm allzu diskret verhüllt und die nationale Be⸗ 
wegung in der Nation, die doch auch für die Diplo⸗ 
matie Bismarcks erſt die Grundlage ſchuf, zu weni 
hervortreten zu laſſen.“ „Für die Zeit von 1815—1 
iſt Treitſchkes glänzende und auf eingehendem 
Quellenſtudium beruhende Darſtellung noch 1 un⸗ 
erreicht; auch die Einſeitigkeiten des Urteils, die ihm 
mit Recht vorgeworfen ſind, vermögen das große 
Verdienſt ſeines Werkes nur im geringen Maße zu 
beeinträchtigen. Im großen und ganzen iſt das Bild 
der deutſchen Zuſtände dieſer Jahrzehnte, das er ent⸗ 
worfen hat, doch ebenſo wahr wie anſchaulich; und 
viele von denen, die auf ihn als auf einen Tendenz⸗ 
ſchriftſteller glauben herabſehen zu können, wiſſen 
alles, was ſie von dieſen Zeiten wiſſen, nur von ihm.“ 
Im 1. Buch behandelt Brandenburg den Ein⸗ 
heitsgedanken und die Hinderniſſe ſeiner Verwirklichung 
bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts, im 2. den 
Einheitsgedanken in der Zeit der Reſtauration und 
ſein Verhältnis zu den erſten Regungen des Liberalis⸗ 
mus, im 3. den Verſuch der Reichsgründung durch 
die Revolution, im 4. die Reaktion und das Wieder⸗ 
erwachen des Einheitsgedankens, im 5. Bismarcks 
Anfänge und Schleswig⸗Holſteins Befreiung, im 6. den 
Krieg von 1866 und die Gründung des Norddeutſchen 
Bundes und im 7. den Krieg von 1870/71 und die 
Begründung des Reiches. Das feſſelnd und gut ge⸗ 
ſchriebene Werk verdient die Beachtung und das 
Studium aller, die an der Neugeſtaltung unſeres 
öffentlichen Lebens nach dem Kriege mitzuarbeiten 
berufen und gewillt find. Dr. Böckel. 


Schlegelberger, Dr. Franz, Kammergerichtsrat und 
Dlöhanfen, Dr. Theoder von, Regierungsrat. 5 hr» 
buch des Deutſchen Rechtes. 14. Jahrgang. 
IV, 1039 Seiten. Berlin 1916, Verlag von Franz 
Vahlen. Geb. (Halbfranz) Mk. 30.—. Geh. Mk. 27.—. 


Das verdienſtliche Unternehmen des leider ſo früh 
verſtorbenen Hugo Neumann erſcheint mit dem vor⸗ 
liegenden 14. Jahrgange zum erſtenmal unter ſeiner 
neuen Leitung. Getreu dem Geleitwort zum 1. Band 
ſoll es nach dem Willen der Herausgeber auch ferner- 
hin „der Fortentwicklung des deutſchen Rechts im 
Sinne deutſcher Rechtseinheit und dem Zuſammen⸗ 
wirken von Wiſſenſchaft und Praxis im ganzen Reiche 
dienen“. Dabei wird im weſentlichen an den bewährten 
Grundlagen feſtgehalten. Von jetzt an wird, was ges 
wiß allgemein als zweckmäßig begrüßt werden wird, 
über jedes Gebiet in jedem Jahre berichtet. Berichts 
jahr iſt das Kalenderjahr; der vorliegende 14. Jahr⸗ 
gang enthält den Bericht über das Jahr 1915. 
Berückſichtigt find die Wirkungen des Krieges auf das 
Friedensrecht; dagegen iſt bekanntlich das Kriegsrecht 
ſelbſt in dem bisher in 2 Bänden vorliegenden Kriegs⸗ 
buch behandelt. — Kein Zweifel, daß das Unternehmen, 
das beſtens bewährten Kräften anvertraut iſt, dem 
deutſchen Juriſtenſtand auch in Zukunft dieſelben 
wertvollen Dienſte leiſten wird wie in den erſten 13 
Jahren ſeines Beſtehens. E. 


Zeiler, A., I. Staatsanwalt in Zweibrücken. Unbe⸗ 
ſtimmtheit der Rechtsanwendung, ſalo— 
moniſche Entſcheidung und Mehrheits⸗ 
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regel. 89 S. Hannover 1915, Helwingſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung. Broſch. Mk. 2.—. 


Zeiler, der bekannte Verfechter des Rechtshof⸗ 
gedankens, tritt hier gegen „das große Zufallsſpiel 
des heutigen Verfahrens“, wie es ſich in $ 198 Abſ. 2 
GVG. ausſpricht, zugunſten der Durchſchnittsberech⸗ 
nung ein, ſelbſt bei Zweifelhaftigkeit der Rechtslage. 
Seine „halbſcheidigen“ Entſcheidungen nennt er ſalo⸗ 
moniſche und will ſie ſelbſt anwenden auf die Feſt⸗ 
fegung von Beträgen, die dem freien Ermeſſen des 
Richters überlaſſen iſt. Der Mehrheitsgrundſatz gelte 
nur, ſoweit ein vernünftiges Ergebnis ohne ihn nicht 
zu erreichen iſt; ſonſt müſſe jede Richterſtimme der 
anderen gleich ſtehen an Gewicht und Kraft, jeweils 
entſprechend der Zahl der Mitglieder des Kollegiums; 
auch nicht begrenzt auf bloße Quantitäten, ſondern 
unbeſchränkt für Entſcheidungen jedes Inhalts. Zeiler 
verkennt nicht die Schwierigkeiten für die Reviſions⸗ 
inſtanz und für das ſchwurgerichtliche Verfahren, das 
er überhaupt verwirft. Die Mängel ſeines Verfahrens 
zeigt aber gleich der Fall: Wenn eine Klage auf 
Zahlung von 1000 Mk. zwei von den drei Richtern 
aus verſchiedenen Gründen abweiſen wollen, ſo ſoll 
der Beklagte 300 Mk. zahlen, im übrigen die Klage 
un Wenn der Klage auf Rückgabe eines Pferdes 
m Werte von 1000 Mk. in der Berufungsverhandlung 
nur drei Richter ſtattgeben, ſo ſoll das Gericht er⸗ 
kennen auf Herausgabe des Pferdes gegen Zahlung 
eines Wertteiles, der den auf Klagabweiſung gehenden 
zwei Richterſtimmen entſpricht, alſo 400 Mk. Nach 
ſolchen ſalomoniſchen Entſcheidungen regelt ſich dann 
zwanglos auch die Koſtenentſcheidung. Mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit tritt Zeiler immer wieder dafür ein, daß 
der im Rechtsſtreit unterliegende Teil die geſamten 
Koſten zu tragen hat, wenn er vollſtändig unterliegt. 
Ich glaube, daß alle die Dinge nicht ſo ſchlimm liegen, 
weil im Kollegium ſchließlich doch immer die ſtärkeren 
Perſönlichkeiten durchdringen werden. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Dietz, Heinrich, Kriegsgerichtsrat in Raſtatt, z. Zt. im 
Felde. Dis ziplinarſtrafrecht, Beſchwerde⸗ 
recht, Ehrengerichtsbarkeit für Heer, Ma⸗ 
rine und Schutztruppen. Grundriß. Raſtatt 1916, 
K. & H. Greiſer, Hofbuchdrucker. 107 Seiten. 

Der Verfaſſer, kein Neuling auf dem Gebiete des 
Militärſtrafrechtes, hat ſich ſelbſt während des Krieges 
in Serbien noch Zeit zu wiſſenſchaftlicher Arbeit ab— 
gerungen. Denn eine ſolche iſt der unſcheinbare „Grund⸗ 
riß“, der in gemeinverſtändlicher Form die Grundzüge 
der Disziplinar⸗Strafordnungen, der Beſchwerde⸗ 
ordnungen und der Ehrengerichtsverordnungen Dar: 
legen und in den Geiſt dieſer Dienſtvorſchriften ein⸗ 
führen will. Dies iſt dem Verfaſſer wohl gelungen. 
Vor allem leſenswert ſind die Ausführungen über 
das Vorbringen ſtrafbarer Handlungen durch Straf⸗ 
anzeige und durch Beſchwerde, Ausführungen, die 
weit verbreitete irrige Meinungen (ſ. 3. B. Batſch⸗ 
Gombert, Leitfaden, 12. Aufl., S. 138 Ziff. 2 a. E.) be⸗ 
richtigen und damit den Untergebenen vor unbegrün⸗ 
deter Beſtrafung ſchützen. So kann das Büchlein jedem 
Offizier, insbeſondere jedem mit Disziplinargewalt 
ausgeſtatteten Vorgeſetzten, nur empfohlen werden. 

Landgerichts rat Zoeller, z. Zt. Hauptmann und Batterleführer. 


Polenske, Karl, Dr. jur., Gerichtsaſſeſſor a. D., Privat- 
dozent an der Univerſität Halle a. d. Saale. Gaſt— 
ſchafts verträge. Eine Abhandlung aus dem 
bürgerlichen Recht. IV, 156 Seiten. Greifswald 
1915, Verlag von Bruncken & Co. Mk. 2.40. 

Polenske unterſcheidet Beherbergungsverträge und 

Gaſtſchaftsverträge. Ein Beherbergungsvertrag ſetzt 

Einigkeit zwiſchen Wirt und Fremden, mindeſtens 

über Gewährung eines Herbergsraumes auf Zeit, ſo— 
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wie über Herbergspreis oder ⸗nichtpreis, d. h. Ent⸗ 
geltlichkeit oder Unentgeltlichkeit der Beherbergung 
voraus, hingegen nicht Begebung des Fremden in 
den Raum. Der Gaſtſchaftsvertrag ſetzt nur Begebung 
des Fremden und ſeiner Sachen in den Betrieb des 
Wirts und Einigkeit beider darüber voraus, daß der 
Wirt ihn nicht als Fremden, ſondern als Gaſt in 
ſeinem Betriebe achten werde. 

Als Gaſtſchaftsverhältnis betrachtet Polenske 
Herbergswirtſchaft, Stallwirtſchaft, Ausſpannung, Be⸗ 
förderungsverhältniſſe, Verpflegungswirtſchaft, be⸗ 
ſtimmte Rechtsbeziehungen zur Eiſenbahn, zu Bade⸗ 
unternehmungen uſw. Auf Grund des Gaſtſchaftsvertrags 
wird nun nach Polenske für vier Sorgfalten gehaftet: 
eigenübliche, eigenerforderliche, gemeinübliche und 
gemeinerforderliche. Die Schrift zeichnet ſich aus 
durch eine wohl erſchöpfende Zuſammenſtellung und 
Wiedergabe der bisherigen Aeußerungen über die 
Frage nach der rechtlichen Natur dieſer Verhältniſſe 
des täglichen Lebens. Hinderlich ſind ein Streben 
nach Eigenart in Aufbau und Gliederung, (ſo werden 
Sachen in mehreren Paragraphen n die 
ungetrennt zuſammengehören, 3. B. SS 221 - 225) und 
die abfällige, mitunter überhebende Art des Abur⸗ 
teilens. So beginnt gleich die Einleitung: „Geſetze 
ſind geduldig, aber ihre Ausleger haben keine Zeit. 
Infolgedeſſen geht der Zuſammenhang mit der Vor⸗ 
geſchichte verloren; die Entſtehungsgeſchichte wird 
mißverſtanden; die eigene Geſchichte wird verkannt. 
Infolgedeſſen ſteht die Wiſſenſchaft mit einem Male 
überlieferungslos vor Worten, die ihrer Bedeutung 
entleert erſcheinen und doch gedeutet werden ſollen.“ 
So lautet der ganze 8 153: „Nutz und Frommen 
künftiger Doktoranden bemerke ich noch, daß Sturm 
auch ſonſt reich iſt an Sprach⸗ und Denkflüchtigkeiten, 
und ferner, daß er ſich die unglaublichſten rechts⸗ 
geſchichtlichen Klitterungen leiſtet, insbeſondere über 
das cheirembolon (Dig. 4, 9, 1, 3).“ 


Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Ehlert, Friedrich. Der Zweck der Strafgeſetze. 
112 S. Kaſſel 1915, Verlag von A. Freyſchmidt. 
Geheftet Mk. 1.20. 


Die vorliegende Arbeit gipfelt in einer Reihe von 
Vorſchlägen zur Verbeſſerung unſerer Strafgeſetzgebung, 
wobei ſich der Verfaſſer in der Hauptſache auf die 
Reform der Strafe beſchränkt. Er verlangt Un⸗ 
ſchädlichmachung wirklicher Schädlinge und mohl: 
wollende Behandlung anderer Miſſetäter und als Mittel 
hiezu wird einerſeits ein weitgehender Erſatz der reis 
heitsſtrafe durch Geldſtrafen, wenn auch mit langen 
Zahlungsfriſten, auf der anderen Seite Deportation 
vorgeſchlagen. Man ſieht, viel Neues enthält die 
Schrift nicht. Die Darſtellung ſcheint ſich mehr an 
den gebildeten Laien als an den Fachmann wenden zu 
wollen. E. M. M. 


Reichel, Haus, Profeſſor in Zürich, Zur Lehre vom 
gemeinſchaftlichen Teſtament. Zwei Rechts— 
gutachten. VIII, 68 Seiten. Jena 1915, Guſtav 
Fiſcher. 

Das erſte Gutachten behandelt die Stellung des 
überlebenden märkiſchen Ehegatten, der durch alt— 
rechtliches Korreſpektivteſtament mangels eigener Kinder 
einen extraneus (Pflegekind) eingeſetzt, unter der 
Herrſchaft des BGB. aber durch Adoption einen 
Pflichtteilsberechtigten gewonnen hat. Das zweite 
beichäftigt ſich mit der Beerbung des überlebenden Ehe— 
gatten, der unter der Herrſchaft des ALR. ein wechſel⸗ 
ſeitiges Teſtament errichtet und darin auf den zweiten 
Erbfall Erbeinſetzungen und Vermächtniſſe verfügt, 


BGB. aber durch Nachtragsteſtament neue Vermächt— 


niſſe ausgeworfen hat. Beide Gutachten erörtern alſo 
die Bindung des überlebenden Ehegatten an ſeine 
im gemeinſchaftlichen Teſtament getroffenen Verfü⸗ 
gungen. Dazu kommen Fragen des intertemporalen 
Erbrechts. 


Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundesratsverorduungen ſtrafrechtlichen Inhalts.!) 
(Zeitraum vom 22. Auguſt bis 16. September 1916). 


I. Vorſchriften für Lebens- und Futtermittel. 


a) Allgemeine Vorſchriften. 


1. Bek. über die äußere Kennzeichnung von Waren 
vom 25. Auguſt 1916 (RGBl. S. 962). Sie unterſtellt 
die Pudding⸗ und Backpulver ſowie alle ähnlichen für 
die menſchliche Nahrung beſtimmten Pulver den Vor⸗ 
ſchriften der Bek. über die äußere Kennzeichnung von 
Waren vom 26. Mai 1916 (RG Bl. S. 422). 

2. VO. vom 1. September 1916 (RGBl. S. 997). 
Sie hebt die Reichsprüfungsſtelle für Lebensmittel⸗ 
preife auf und überträgt deren Aufgaben dem Kriegs- 
ernährungsamt. 

3. Bek. vom 27. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 975). Sie 
ordnete für Getreide eine Nachprüfung der Erntevor⸗ 
ſchätzungen an, die auf Grund der BO. vom 21. Juni 
1916 (RGBl. S. 547) vorgenommen wurden. Ver⸗ 
letzung der durch ſie begründeten Auskunftspflicht wird 
nach § 6 beſtraft. Die Nachprüfung hatte in der Zeit 
vom 20. September bis 5. Oktober zu erfolgen. 

4. VO. über Ernteſchätzungen vom 31. Auguſt 1916 
(RGBl. S. 989). Nach 8 1 war die in 8 1 der BO. 
vom 21. Juni 1916 (RGBI. S. 547) für Kartoffeln, 
Zuckerrüben und Jutterrüben vorgeſchriebene Ernte⸗ 
vorſchätzung ſtatt vom 1. bis 25. September erſt vom 
20. September bis 5. Oktober vorzunehmen. $ 2 ordnete 
die gleichzeitige Vornahme einer Ernteſchätzung der 
Hülſenfrüchte an. 


b) Vorſchriften für einzelne Arten von Lebens⸗ und 
Futtermitteln. 
1. Vorſchriften für Vieh und Fleiſch. 

a) Bek. vom 21. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 940). In Er⸗ 
gänzung der Ausführungsbeſtimmungen vom 22. März 
1916 (RG Bl. S. 179) zur VO. über die Einfuhr von 
Vieh und Fleiſch vom 18. März 1916 (RGBl. S. 175) 
werden die Landeszentralbehörden ermächtigt, die Ein⸗ 
fuhr von Fleiſch und Fleiſchwaren im Grenzverkehr, 
ſoweit ſie nach den erwähnten Ausführungsbeſtimmungen 
keiner Beſchränkung unterliegt, zu beſchränken oder zu 
verbieten. 

b) VO. vom 21. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 941). 
Ihren Gegenſtand bilden grundlegende Vorſchriften 
über den Verbrauch von Fleiſch und Fleiſchwaren 
(Begriff 8 1 Abſ. 2 und 3). Die Verbrauchsregelung 
im einzelnen iſt nach näherer Maßgabe des 8 3 den 
Kommunalverbänden, den Gemeinden, Vereinigungen 
von ſolchen, den Landeszentralbehörden und den von 
dieſen beſtimmten Behörden überlaſſen. Nach 8 4 
dürfen Fleiſch und Fleiſchwaren nur gegen Fleiſch⸗ 
karte an Verbraucher abgegeben und von dieſen be» 
zogen werden. Den Verbrauch in Krankenhäuſern und 
anderen geſchloſſenen Anſtalten können die Kommunal⸗ 
verbande in anderer Weiſe regeln. § 5 Abſ. 2 ver⸗ 
bietet die Uebertragung der Fleiſchkarte und verpflichtet 
den Inhaber zur Eintragung ſeines Namens auf der 
Karte. Die Kommunalverbände haben nach $ 8 die Zus 
teilung von Fleiſch und Fleiſchwaren an Schlächtereien, 
Gaſtwirtſchaften und ſonſtige Betriebe zu regeln, in 


f - iſch und Fleiſchwaren gewerbsmäßig an Bers 
nach Wiederverheiratung und nach Inkrafttreten des Denen Fleiſch Fleiſch 8 Big 


1) Letzter Bericht S. 301 dieſer Zeitſchrift. 


—— —— — — ¶ —NL—— . ¶ — — Da um —— — 73 


— — — —— — 


m nt 


rn — — — — — 5 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 19 u. 20. 333 


braucher abgegeben werden. Selbſtverſorger (Be⸗ 
griff 8 9 Abſ. 1 und 2) bedürfen zur Hausſchlachtung 
von Schweinen und von Rindvieh mit Ausnahme der 
Kälber bis zu ſechs Wochen der Genehmigung des 
Kommunalverbandes (8 9 Abſ. 3) und müſſen Haus⸗ 
ſchlachtungen von Kälbern bis zu ſechs Wochen, von 
Schafen und Hühnern fowie die Verwendung von 
Wildbret im eigenen Haushalt und die Abgabe von 
Wildbret an andere dem Kommunalverband anzeigen 
($ 9 Abſ. 4 und 5). Vorſchriften über den Verbrauch 
des aus Hausſchlachtungen oder durch Jagdausübung 
gewonnenen Fleiſches enthalten die 88 10 und 11, weit⸗ 
gehende Ermächtigungen zu ergänzenden Anordnungen 
über den Verkehr mit Fleiſch und Fleiſchwaren und 
deren Verbrauch 8 2, 4 9 Abſ. 4 Satz 2, 8 12 und 8 13. 
Strafbeſtimmungen 8 14. 

c) Bek. vom 21. Auguſt 1916 (RGBl. S. 945). Sie 
ordnet im Vollzuge der vorgenannten BO. die Aus⸗ 
geſtaltung der Fleiſchkarte und ſetzt die Verbrauchs⸗ 
e an Fleiſch und Fleiſchwaren feſt. 

BO. über die eng der 5 vom 
24. August 1916 (RGBl. S. 959). Nach 8 1 kann der 
Reichskanzler Preiſe für den Großhandel mit Wild 
feſtſetzen. Geſchieht dies, ſo müſſen von den Landes⸗ 
zentralbehörden auch Höchſtpreiſe 1955 den e 
von Wild feſtgeſetzt werden (§ 4). Die Preiſe 
Höchſtpreiſe im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes. § 8 95 
die BO. über Fiſch⸗ und Wildpreiſe vom 28. Oktober 
1915 (RGBl. S. 716) auf. 

2. Vorſchriften für Fiſche. 

a) Bek. vom 23. Auguſt 1916 (RGBl. S. 949). 
Sie ermächtigt die Landeszentralbehörden, die Einfuhr 
von Salzheringen, Klippfiſchen und Fiſchrogen im 
Grenzverkehr, ſoweit ſie den Vorſchriften der Bek. vom 
5. April 1916 (RGBl. S. 238) nicht unterliegt, zu be⸗ 
ſchränken oder zu verbieten. 

b) Bek. vom 9. September 1916 (RG Bl. S. 1008). 
Sie begründet eine Ausnahme von der Feſtſetzung von 
Höchſtpreiſen für Karpfen und Schleien. 


3. Borſchriften für Eier. 


a) Bek. vom 21. Auguſt 1916 (RGBl. S. 938) mit 
einer ähnlichen Ermächtigung für die Regelung der 
Einfuhr von Eiern im Grenzverkehr, wie ſie die unter 
Ib 2a udn Bek. für Salzheringe uſw. enthält. 

b) Bek. vom 18. Auguſt 1916 (RGBl. S. 951): 
Die BO. über die Einfuhr von Eiern vom 18. April 
1916 (RGBl. S. 299) wird auf die Einfuhr von Eiern 
aus 0 beſetzten Gebieten ausgedehnt. 

Bek. vom 25. Auguſt 1916 (RGBl. S. 970): 
Errid tung einer Reichsverteilungsſtelle für Eier in 
Ausführung des §1 Abſ. 2 der VO. vom 12. Auguſt 
1916 (RGBl. S. 927). 

d) Bek. vom 31. Auguſt 1916 (RGBl. S. 991). 
Danach traten die 58 5. 6, 10 und 11 der VO. über 
Eier vom 12. Auguſt 1916 (RGBl. S. 927) erſt am 
18. September in Kraft. 


4. Vorſchriften für Gemüſe und Obſt. 


a) Bek. vom 25. Auguſt 1916 (RGBl. S. 967): 
Den Vorſchriften in 83 Abf. 1—3 der VO. über die 
Verarbeitung von Gemüſe vom 5. Auguſt 1916 (RG Bl. 
S. 914) werden Verträge über den Erwerb von Hohl: 
rüben und Grünkohl zur Herſtellung von Dörrgemüſe 
unterſtellt. 

b) Bek. vom 29. Auguſt 1916 (RGBl. S. 973). 
Sie ſetzt Erzeuger⸗ und Verbraucherhöchſtpreiſe für 
Hauszwetſchgen feſt (SS 1 und 2) und ſieht in § 3 die 
Möglichkeit vor, das Eigentum an Hauszwetſchgen 
durch behördliche Anordnung einem anderen zu über— 
tragen; der von der Anordnung Betroffene hat die 
Zwetſchgen bis zum Ablauf einer ihm beſtimmten 
Friſt zu verwahren und pfleglich zu behandeln. Ver⸗ 
letzung dieſer Pflicht und Ueberſchreitung der Höchſt— 
preife werden nach § 4 beſtraft. 


e) VO. über die Einfuhr von Walnüſſen und 
Haſelnüſſen vom 7. September 1916 (RGBl. S. 999) 
nebſt den 581. E. 1000) Aach 3 1 5 dazu vom gleichen 
Tage (RG Bl. S 1000). Nach der VO. find Wal⸗ 
nüſſe und Haſelnüſſe, die aus 5 Ausland eingeführt 
werden, an den Kriegsausſchuß für pflanzliche und 
tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H. in Berlin zu liefern. 
Der Einführende hat nach 8 1 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen bei Vermeidung von Beſtrafung aus 87 den 
Eingang der Früchte im Inlande dem Kriegsausſchuß 
anzuzeigen 

d) Ber. über die Einfuhr von Gemüſe und Obſt 
vom 13. September 1916 (RGBl. S. 1015). Nach 81 
iſt der Eingang von Gemüſe und Obſt aller Art aus 
dem Ausland ins Inland dem an der Grenzſtation 
befindlichen Bevollmächtigten der Reichsſtelle für Ge⸗ 
müſe und Obſt und, wenn ein ſolcher an der Grenz⸗ 
ſtation nicht beſtellt iſt, der Reichsſtelle ſelbſt unver⸗ 
züglich anzuzeigen. Das eingeführte Gemüſe und Obſt 
darf nach § 3 nur durch die Reichsſtelle für Gemüſe 
und Obſt oder mit ihrer Win ange in den Ver⸗ 
kehr gebracht werden und iſt auf Verlangen an ſie 
oder eine von ihr beſtimmte Stelle zu verkaufen und 
zu liefern. Bis zur Abnahme iſt es o gemäß zu 
behandeln (8 4). Strafbeſtimmungen 8 10. 


5. Vorſchriſten für Kartoffeln. 


a) VO. vom 31. Auguſt 1916 (RODI. S. 986). 
Sie ändert die VO. über die Regelung des Abſatzes 
von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei und der Kar⸗ 
toffelſtärkefabrikation vom 16. September 1915, 25. No⸗ 
vember 1915 und 24. Februar 1916 (RGBl. 1915 
S. 585 und 778, 1916 S. 119) hauptſächlich dahin, 
daß ſie die zeitliche Beſchränkung der Wirkſamkeit der 
BD. aufhebt. 

b) BO. betr. Saatkartoffeln vom 14. September 
1916 (RG Bl. S. 1031). 8 1 verbietet unter der Straf⸗ 
drohung des 84 die Ausfuhr von Saatkartoffeln aus 
dem Bezirk eines Kommunalverbandes ohne deſſen 
Genehmigung. 8 2 nimmt die Saatkartoffeln für die 
Zeit bis zum 15. Mai 1917 von den Vorſchriften der 
Bek. über die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Kartoffeln 
uſw. vom 13. Juli 1916 (RGBl. S. 696) aus. 


6. Vorſchriften für Getreide. 


a) Bek. vom 19. Auguſt und 5. September 1916 
(RGBl. S. 939, 997). Sie ſetzen 55 die Zeit vom 
1. September bis 31. Dezember 1916 die Hafermengen 
feſt, welche die Tierhalter aus ihren Vorräten ver⸗ 
füttern dürfen. 

b) Bek. vom 25. Auguft 1916 (RGBl. S. 968): 
Beſtimmung der Reichsfuttermittelſtelle als der nach 
§ 19 der VO. über Hafer vom 6. Juli 1916 (RGBl. 
S. 811) zuſtändigen Stelle. 

e) Bek. vom 9. September 1916 (RGBl. S. 1010). 
Sie ſetzt für Gerſtengraupen und Gerſtengrütze Er⸗ 
zeuger⸗- und Verbraucherhöchſtpreiſe feſt (88 1 und 2) 
und ſtellt in § 4 deren Ueberſchreitung unter Strafe. 

d) Bek. vom 13. September 1916 (RGBl. S. 1043): 
Beſtimmung der Reichsgerſtengeſellſchaft m. b. H. als 
der nach 87 Abſ. la der Bek. über Gerſte vom 6. Juli 
1916 (RGBl. S. 800) zuſtändigen Stelle. 

e) VO. vom 8. September 1916 (RGBl. S. 1007): 
Den Bierbrauereien wird erlaubt zur Herſtellung von 
Bier im September 1916 außer der für das 3. Viertel- 
jahr 1916 feſtgeſetzten Malzmenge im voraus !/s der 
Malzmenge zu verwenden, die ihnen nach den VO. 
vom 15. Februar 1915 und 31. Januar 1916 (RGBl. 
1915 S. 97, 1916 S. 77) im 4. Vierteljahr 1916 zuſteht. 

7. Vorſchriften für Buchweizen und Hirſe. 

BD. vom 14. September 1916 (RGBl. S. 1031). 
Unter den Aenderungen der VO. über Buchweizen 
und Hirſe vom 29. Juni 1916 (RGBl. S. 625), die 
ſie enthält, ſind die wichtigſten die Einführung von 
Mahlkarten für die Verarbeitung von Buchweizen und 
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Hirfe zu Nahrungsmitteln für die Selbſtverſorger und 
die Herabſetzung der Höchſtpreiſe. 


8. Vorſchriften für Hülſenfrüchte. 

Bek. vom 30. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 981) zur 
Durchführung der BO. über Hülſenfrüchte vom 29. Juni 
1916 (RG Bl. S. 846). Art. I überträgt die Bewirt⸗ 
ſchaftung der Hülſenfrüchte unter Aenderung der Bek. 
vom 25. Juli 1916 (RGBl. S. 832) der Reichshülſen⸗ 
fruchtſtelle G. m. b. H. in Berlin. Art. II beſtimmt 
die Mengen von Hülſenfrüchten, die den Beſitzern zu 
Saatzwecken und zur Ernährung der Angehörigen 
ihrer Wirtſchaft zu belaſſen ſind. Art. IV ſtellt Grund⸗ 
ſätze für die Bewertung der Hülſenfrüchte auf. 


9. Vorſchriften für Zucker. 

VO. vom 14. September 1916 (RG Bl. S. 1032). 

8 2 verbietet vorbehaltlich beſonderer Ausnahmen die 
Verfütterung von Zuckerrüben und ihre Verwendung 
zu anderen Zwecken als zur Herſtellung von Zucker 
und zu den vom Reichskanzler zugelaſſenen Zwecken, 
8 3 ihren Abſatz an andere Stellen als rübenver⸗ 
arbeitende Fabriken und zu anderen Zwecken als zur 
Herſtellung von Zucker, ſoweit nicht die Reichszucker⸗ 
ſtelle (8 1) ihre Zuſtimmung dazu erteilt. Die Beſitzer von 
Zuckerrüben haben nach §4 die Rüben nach den An⸗ 
weiſungen der Reichszuckerſtelle zu liefern. Nach 8 5 
beſtimmt der Reichskanzler, in welchem Umfang Roh⸗ 
zucker auf Verbrauchszucker zu verarbeiten iſt oder ſonſt 
verwendet werden darf, ſowie ob und in welchem Um⸗ 
ens Melaſſe zu entzuckern iſt. Die 88 6 bis 8 legen 
en rübenverarbeitenden Fabriken hinſichtlich eines 

Teiles des Rohzuckers eine Lieferungspflicht gegen⸗ 
über den Verbrauchszuckerfabriken auf. Dieſe ſind nach 
89 verpflichtet, den ihnen zugewieſenen Rohzucker ab⸗ 
zunehmen, zu bezahlen und auf Verbrauchszucker zu 
verarbeiten. Die 88 10 und 11 enthalten Sondervor⸗ 
ſchriften für einzelne Arten von rüben verarbeitenden 
Fabriken. Nach $ 12 darf Verbrauchszucker von den 
Herſtellern nur nach Weiſung der Reichszuckerſtelle 
oder gegen Bezugsſchein abgegeben werden. Den Zucker⸗ 
verbrauch haben nach den $$ 19 und 20 die Kommunal⸗ 
verbände oder Gemeinden und nach 8 21 für die dort 
bezeichneten Betriebe und Zwecke der Reichskanzler 
und die Reichszuckerſtelle zu regeln. Nach 8 23 darf 
Verbrauchszucker grundſätzlich nur gegen Bezugsſcheine 
der Reichszuckerſtelle abgegeben und bezogen werden 
und iſt der Handel mit Bezugsſcheinen verboten. Die 
88 24 und 25 treffen Vorſchriften über die Einfuhr 
und Durchfuhr von Zucker und Zuckerrüben. 8 28 ver⸗ 
pflichtet die den Verkehr mit Zucker überwachenden 
Organe zur Verſchwiegenheit, § 29 die Betriebe, in 
denen Zucker hergeſtellt und verarbeitet wird, zu den 
erforderlichen Auskünften. Ermächtigungen zu Aus⸗ 
führungsvorſchriften enthält 832, Die Strafbeſtim⸗ 
mungen finden ſich in den 88 33 und 34. Die in der 
BO. und auf Grund derſelben feſtgeſetzten Preiſe (88 8, 13 
und 15) find nach § 16 Höchſtpreiſe im Sinne des 
Höchſtpreisgeſetzes. § 36 hebt eine Reihe von VO. auf. 


10. Vorſchriften für Bucheckern. 

VO. vom 14. September 1916 (RGBl. S. 1027). 
Wer Bucheckern ſammelt, hat fie nach 81 Abſ. 1 an 
den Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele 
und Fette G. m. b. H. in Berlin zu liefern. Aus⸗ 
nahmen enthält Abſ. 2, namentlich ſoweit aus den 
Bucheckern für die Wirtſchaft des Sammlers, des Forlt- 
eigentümers und ſeiner bei der Sammlung beteiligten 
Beamten Oel hergeſtellt werden ſoll. Die hierfür frei⸗ 
gegebenen Mengen dürfen nach Abſ. 3 nur auf Grund 
eines Erlaubnisſcheins zu Cel verarbeitet werden. 
89 verbietet das Verfüttern von Bucheckern, läßt aber 
Ausnahmen, namentlich auch in der Art zu, daß das 
Eintreiben von Schweinen in den Forſt geſtattet werden 
kann. Strafbeſtimmungen 8 13 und für Zuwiderhand— 
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lungen gegen die Ausführungsvorſchriften der Landes⸗ 
zentralbehörden 8 12. 


11. Vorſchriften für Oele und Fette. 


a) Bek. vom 5. September 1916 (RG Bl. S. 998), 
eine Uebergangsvorſchrift zu der VO. über Speiſefette 
vom 20. Juli 1916 (RG Bl. S. 755). 

b) BO. vom 7. September 1916 (RG SI. S. 1006). 
Sie erklärt als tieriſche Fette im Sinne der BO. über 
die Einfuhr von pflanzlichen und tieriſchen Oelen und 
Fetten uſw. vom 4. März 1916 (RGBl. S. 148) auch 
Speck von Fiſchen und Seeſäugetieren ſowie Abfälle 
von dieſen Tieren. 


12. Vorſchriften für Futtermittel, Hilfsſtoffe und 
Kunſtdünger. 


a) Bek. vom 22. Auguſt 1916 (RED. S. 950). Sie 
ändert die Vorſchrift in 8 5 Abſ. 2 der Bek. vom 31. Ja- 
nuar 1916 (RGBl. S. 15 über den Zeitpunkt, in dem 
das Eigentum an Futtermitteln, Hilfsſtoffen und Dünge⸗ 
mitteln, die aus dem Ausland eingeführt werden, auf 
die bezugsberechtigte Kriegsgeſellſchaft übergeht. 

b) Bek. vom 11. September 1916 (RG Bl. S. 1013). 
Ihren Inhalt bildet die Ausdehnung der VO. betr. 
die Einfuhr von Futtermitteln, Hilfsſtoffen und Kunſt⸗ 
dünger vom 28. Januar 1916 (RG Bl. S. 67) und der 
Ausführungsbeſtimmungen dazu vom 31. Januar 1916 
(RGBl. S. 71) auf weitere Gegenſtände. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Vorſchriften für Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren. 


a) Bek. vom 21. Auguſt 1916 (RGI. S. 938). 
Sie erklärt 8 8 Abſ. 6 der VO. über die Regelung des 
Verkehrs mit Web⸗, Wirk» und Strickwaren für die 
bürgerliche Bevölkerung vom 10. Juni 1916 (RGBl. 
S. 463) auf die Gegenſtände für anwendbar, die nach 
der Bek. vom 10. Juni 1916 (RGBl. S. 468) nur ein⸗ 
zelnen Vorſchriften dieſer BO. unterliegen. 

b) Bek. vom 9. September 1916 (RGBl. S. 1009). 
Sie erweitert das Verzeichnis der Gegenſtände, auf 
welche nach der Bek. vom 10. Juni 1916 (RG Bl. S. 468) 
nur einzelne Vorſchriften der VO. vom gleichen Tage 
(RG Bl. S. 463) Anwendung finden. 


2. Vorſchriften für Seife. 


Bek. vom 28. Auguſt 1916 (RGBl. S. 970), eine 
kleine Ergänzung zu der Bek. vom 21. Juli 1916 (RG Sl. 


S. 766 
3. Vorſchriften für Petroleum. 


Bek. vom 28. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 972). Die 
bereits durch Bek. vom 9. September 1916 (RGB. 
S. 1011) wieder aufgehobene Bek. verbot bis auf 
weiteres den Abſatz von Petroleum zu Leuchtzwecken. 


4. Vorſchriften für Druckpapier. 


Bek. vom 22. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 951). Ma⸗ 
ſchinenglattes, holzhaltiges Druckpapier durfte danach 
auch im September 1916 nur in den von der Kriegs⸗ 
wirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungsgewerbe in 
Berlin feſtgeſetzten Mengen zu gewerblichen Zwecken 
bezogen werden. 


5. Vorſchriften für Harz. 

BD. vom 7. September 1916 (RG BI. S. 1002) 
nebſt den Ausführungsbeſtimmungen dazu vom gleichen 
Tage (RG Bl. S. 1003). Nach § 1 der VO. find Roh⸗ 
harz jeder Art, das ſich zur Herſtellung von Kolo⸗ 
phonium eignet, und Kolophonium aus Rohharz dem 
Kriegsausſchuß für pflanzliche und tieriſche Oele und 
Fette G. m. b. H. in Berlin anzubieten und auf Ver⸗ 
langen zu liefern. Ausnahmen in Abf. 2. § 1 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen verpflichtet zur Anmeldung von 
Rohharz und Kolophonium der bezeichneten Art bei 
dem genannten Kriegsausſchuß. Nach § 2 der VO. find 
Harz jeglicher Herkunft, Rohharz, das ſich zur Her⸗ 
ſtellung von Kolophonium eignet, Kolophonium aus 
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Rohharz, flüſſiges Harz und Harzprodukte, die aus dem 
Ausland eingeführt werden, an den genannten Kriegs- 
ausſchuß zu liefern. Der Eingang im Inland iſt nach 
83 der Ausführungsbeſtimmungen dem Rasen chuß 
unverzüglich anzuzeigen. Die Verletzung dieſer und 
der in $ 1 der Ausführungsbeſtimmungen auferlegten 
Anzeigepflicht ſowie die gewerbliche Verarbeitung von 
Rohharz, das ſich zur Herſtellung von Kolophonium 
eignet, ohne Zuſtimmung des Kriegsausſchuſſes werden 
nach 8 8 der Ausführungsbeſtimmungen beſtraft. 


6. Vorſchriften für Leim. 


BO. vom 14. September 1916 (RGBl. S. 1023) 
und Ausführungsbeſtimmungen dazu vom gleichen Tage 
(RGBl. S. 1024). Auf Grund der Ermächtigung in der 
VO. wird in den 88 1—3 der Ausführungsbeſtimmungen 
den Erzeugern, Beſitzern und Verbrauchern von Leder⸗, 
Haſen⸗, Knochen⸗ und Miſchleim eine Anmeldepflicht 
gegenüber dem Kriegsausſchuß für Erſatzfutter G. m. 
b. H. in Berlin auferlegt und ihre Verletzung in $ 6 
unter Strafe geftellt. 


7. Vorſchriften für Wertpapiere. 


a) Bek. vom 29. Auguſt 1916 (RG Bl. S. 993). Sie 
begründet eine Ausnahme von dem Verbote der 
Mitteilungen über Preiſe von Wertpapieren in der 
BD. vom 25. Februar 1915 (RGBl. S. 111) dahin, 
daß Perſonen und Anſtalten, die Bankiergeſchäfte ge⸗ 
werbsmäßig betreiben, ihren Kunden Mitteilungen 
über die Verkaufspreiſe machen dürfen, die für aus⸗ 
ländiſche Wertpapiere auf Grund der im Ausland 
notierten Kurſe im Inland zu erzielen ſind. 

b) BO. vom 23. Auguſt 1916 (RGBl. S. 952). 
fn ſchreibt für Wertpapiere, die ſich im Ausland be⸗ 

nden, aber natürlichen oder juriſtiſchen Perſonen im 
Inland 1 und für die in Inland befindlichen 
Wertpapiere, aus denen ein im Ausland anſäſſiger 
Schuldner haftet oder durch die eine Beteiligung an 
einem im Ausland anſäſſigen Unternehmen verbrieft 
wird, die Anmeldung nach näheren Anordnungen des 
Reichskanzlers vor. Dieſe Anordnungen enthält die 
Bek. vom 23. Auguſt 1916 (RGBl. S. 953). Nach 82 
der BO. iſt auf Erfordern der Stellen, die vom Reichs⸗ 
kanzler mit der Entgegennahme der bezeichneten Ans 
meldung beauftragt ſind, jedermann verpflichtet, binnen 
einer ihm beſtimmten Friſt eine Erklärung darüber 
abzugeben, ob bei ihm die Vorausſetzungen der Ans 
meldepflicht vorliegen. § 3 verpflichtet die mit der 
Entgegennahme oder Bearbeitung der Anmeldung be— 
faßten Perſonen zur Verſchwiegenheit. Strafbeſtim⸗ 
mungen 8 5. 


8. Maßnahmen gegenüber feindlichen Staaten. 


Bek. vom 28. Auguſt 1916 (RGBl. S. 971). Sie 
erklärt die VO. betr. Zahlungsverbot gegen England 
vom 30. September 1914 (RGBl. S. 421) mit einigen 
Einſchränkungen auch für anwendbar auf Rumänien 
und dehnt die SS5—11 und 13 der VO. über die An⸗ 
meldung des im Inland befindlichen Vermögens von 
Angehörigen feindlicher Staaten vom 7. Oktober 1915 
(RG Bl. S. 633) auf das Vermögen rumäniſcher Staats» 
angehöriger aus. N 
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Bundesratsverorduungen bürgerlichrechtlichen In⸗ 
halts. Die Bek. vom 31. Auguſt 1916 über die 
Beſtätigung von Schecks durch die Reichsbank 
(RGBl. S. 985) entſpricht einer ſchon in Friedens- 
zeiten gegebenen Anregung, deren Verwirklichung ge— 
rade jetzt beſonders angezeigt iſt, da ſie einer Erweiterung 
des Scheckverkehrs und damit der Vereinfachung des 
Zahlungsgeſchäfts dient. Nach 8 10 ScheckG. kann 
der Scheck nicht angenommen“ werden; ein auf ihn 
geſetzter Annahmevermerk gilt als nicht geſchrieben. 
Der Scheck ſollte nach dem Willen des Geſetzgebers 
nicht ein Kreditpapier gleich dem Wechſel, der Be» 


| 
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zogene nur Zahlungsorgan fein; durch die Unſicher⸗ 
heit der Einlöſung ſollte der Scheck raſcheſtens ſeinem 
Ziel, der Einlöſungsſtelle, zugeführt und ein unnötig 
langer Umlauf verhindert werden; der Ausſteller kann 
eine ſcheckmäßige Sicherheit für den Beſtand und die 
Zurückſtellung eines ausreichenden Guthabens bei dem 
Bezogenen nicht gewähren. Der Mangel einer ſolchen 
Sicherheit tritt namentlich bei größeren Zahlungen 
hervor, da hier die Vereinfachung des Zahlungsgeſchäfts, 
die der Scheck bietet, in ſtärkerem Maße fühlbar wird 
und der Scheck hier beſonders wertvolle Dienſte zur 
Vermeidung des Geldumlaufs leiſten kann. Die Bek. 
gibt nun der Reichsbank das Recht einen auf ſie ge⸗ 
zogenen Scheck in verbindlicher Weiſe mit einem Be⸗ 
ſtätigungsvermerke zu verſehen. Eine Ausdehnung der 
Berechtigung auf Privatbanken hätte die Gefahr nahe 
gelegt, daß nicht genügend gedeckte Schecks wie Papier⸗ 
geld in Umlauf geſetzt würden; es beſtand auch kaum 
ein Bedürfnis nach einer ſolchen Ausdehnung. Da 
wohl alle Banken und Bankiers an die Reichsbank 
angeſchloſſen ſind und denen unter ihren Kunden, die 
kein eigenes Guthaben bei der Reichsbank ann in 
geeigneten Fällen beſtätigte Schecks auf die Reichs⸗ 
bank anbieten können. Nach Art. 1 Abſ. 1 wird die 
Reichsbank durch die mit ſkripturrechtlicher Wirkung 
ausgeſtattete Beſtätigung des Schecks ſelbſtändiger 
Schuldner aus dem Scheck; ſie kann als ſolcher dem 
Inhaber nur die im 818 Abſ. 2 ScheckG. bezeichneten Ein⸗ 
wendungen entgegenſetzen. Die Haftung aus dem — 
an keine Form gebundenen — Beſtätigungsvermerk 
erliſcht, wenn der Scheck nicht innerhalb der Vorlegungs⸗ 
friſt (8 11 ScheckG.), alſo bei allen im Inland aus⸗ 
geſtellten Schecks binnen 10 Tagen, zur Zahlung vor⸗ 
gelegt wird. Es beſteht alſo nicht wie bei der An⸗ 
nahme einer Anweifung des bürgerlichen Rechts oder 
eines Wechſels eine jahrelang wirkſame ſelbſtändige 
Einlöſungspflicht (83 784, 786 BGB., Art. 49, 77 WO.) 
und zur Sicherung der Reichsbank gegen unklare An⸗ 
ſprüche nach Ablauf der Vorlegungsfriſt iſt beſtimmt, 
daß die rechtzeitige Vorlegung in der in 8 16 ScheckG. 
vorgeſehenen Weiſe darzutun iſt. Damit iſt jedoch 
das der Reichsbank dem Ausſteller gegenüber zuſtehende 
Recht auch nach der Vorlegungsfriſt, wenn ihr kein 
Widerruf zugegangen iſt, zu zahlen (§ 13 Abſ. 2 
ScheckG.) nicht ausgeſchloſſen. Die in Abſ. 4 vorge⸗ 
85 Anwendung des 8 23 ScheckG. ergibt namentlich, 
aß die Reichsbank aus dem Beſtätigungsvermerk auch 
dann haftet, wenn die Unterſchrift des Ausſtellers ge⸗ 
fälſcht iſt. Zu Abſ. 5 tft S 13 Nr. 5 Bank. vom 
14. März 1875 zu vergleichen. Zur Beſchaffung der 
Deckung wird das Guthaben des Ausſtellers auf die 
Reichsbank zu übertragen oder ſonſt eine Verfügung 
darüber während der Vorlegungsfriſt auszuſchließen 
ſein. Eine Uebertretung der Deckungsvorſchrift be⸗ 
rührt die Wirkſamkeit der Beſtätigung nicht. — 
Das Verfahren zur Feſtſtellung von 
Kriegsſchäden im Reichsgebiet regelt eine Bek. 
vom 19. September d. Is. (RGBl. S. 1053), die der 
Bundesrat auf Grund des 8 14 Gef. vom 3. Juli 1916 
über die Feſtſtellung von Kriegsſchäden im Reichsgebiet 
erlaſſen hat. Aus der Bekanntmachung ſei hier her⸗ 
vorgehoben, daß die Behörden, denen die Feſtſtellung 
übertragen iſt, zur Abnahme von Eiden zuſtändig ſind 
(8 154 StGB., 8 30 Bek.) und daß die Gerichts- und Vers 
waltungsbehörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit dem 
Erſuchen der Feſtſtellungs behörde oder ihres Vorſitzenden 
um Rechtshilfe zu entſprechen haben, ſoweit nicht be— 
ſondere geſetzliche Beſtimmungen entgegenſtehen (8 10). 
Die Rechtshilfe der Behörden umfaßt auch die Er— 
teilung von Auskünften; einer unnötigen Belaſtung 
der Amtsgerichte beugt die Beſtimmung in Abſ. 2 des 
8 10 vor. — 
Bei der Erörterung des Begriffs der res extra 
commereium (vgl. auch 8 134 BGB.) werden in Zu— 
kunft eine beſondexe Rolle die eiſernen Gegenſtände 
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(Medaillen und Uhrketten) ſpielen, die von der Reichs⸗ 
bank den Einlieferern von Goldſachen als Gedenkſtücke 
verliehen werden. Sie find freilich keine res nullius, 
aber die Bek. vom 3. Auguſt 1916 d. Js. zum 
Schutz eiſerner Gedenkſtücke der Reichsbank 
(RGBl. S. 883) verbietet jede andere rechtsgeſchäft⸗ 
liche Verfügung über ſie als unentgeltliche Verfügungen 
zugunſten von Familienangehörigen und Verfügungen 


von Todes wegen und ſtellt den rechtsgeſchäftlichen 


Verfügungen die in der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung gleich. Mehr noch als von dem Handel 
mit den Gedenkſtücken wäre deren Entwertung durch 
Nachahmung zu fürchten geweſen; die Bek. gewährt 
ihnen darum auch auf dem Gebiete des Urheberrechts 
einen über das ſonſtige Maß hinausgehenden urheber⸗ 
rechtlichen Schutz. Zugelaſſen iſt dagegen die Wieder⸗ 
gabe der Gedenkſtücke durch Abbildung; doch dürfen 
die Abbildungen ſowie die auf den Gedenkſtücken an⸗ 
gebrachten Sinnſprüche nicht zur Ausſtattung von 
Waren benützt, und Warenzeichen, in die ſie aufge⸗ 
nommen ſind, nicht ohne Zuſtimmung des Reichsbank⸗ 
Direktoriums in die Zeichenrolle eingetragen werden. 
Die Beſtimmungen greifen ſomit in das Gebiet des 
Urheberrechts an Werken der bildenden Kunſt, an 
Muſtern und Modellen wie an Schriftwerken und in 
das Warenzeichenrecht ein. — 

Dem rumäniſchen Verrat iſt ſchnellſtens die Bek. 
vom 28. Aug uſt betr. Zahlungs verbot uſw. 
gegen Rumänien gefolgt (RGBl. S. 971). Sie 
erklärt mit zwei Einſchränkungen die Vorſchriften des 
Zahlungsverbots gegen England auch auf Rumänien 
für anwendbar (Art. 1) und verfügt in Art. 2 gegen⸗ 
über dem Vermögen rumäniſcher Staatangehöriger 
die Anwendung der Vorſchriften der BO. vom 7. Ob: 
tober 1915 über die Anmeldung des im Inland be⸗ 
findlichen Vermögens von Angehörigen feindlicher 
Staaten, ſoweit ſich dieſe Vorſchriften auf die Be⸗ 
ſchränkung der Verfügung über das inländiſche Ver⸗ 
mögen und das Verbot der Abführung des Eigentums 
feindlicher Staatsangehöriger beziehen ($$ 5-11, 
13 VO.) 

Auf die Behandlung des Vermögens feindlicher 
Ausländer bezieht ſich ferner die Bek. vom 24. Auguſt 
1916, betr. die Ueberwachung und zwangs⸗ 
weiſe Verwaltung ausländiſcher Unter⸗ 
nehmungen (RGBl. S. 961). Schon die Bek. vom 
3 1. Juni d. Js., betr. Liquidation britiſcher 
Unternehmungen, (RGBl. S. 881) hat in den 
SS 4 und 5 Vorſchriften erlaſſen, deren Zweck es tft zu 
verhindern, daß die Durchführung der Liquidation vers 
eitelt oder beeinträchtigt wird durch Zwangsvoll⸗— 
ſtreckungen, Arreſte, einſtweilige Verfügungen oder 
Konkursanträge zum beſten einzelner Gläubiger oder 
durch Berufung eines Schuldners auf den Stundungs— 
einwand der VO. betr. das Zahlungsverbot gegen 
England. Die Bek. vom 24. Auguſt will aus den 
gleichen Gründen, die bei der Regelung der Liquidation 
maßgebend waren, nun auch die Vorſchriften über die 
zwangsweiſe Verwaltung und die ſtaatliche Aufſicht 
über ausländiſche Unternehmungen entſprechend er— 
gänzen und mit den Vorſchriften über die Liquidation 
britiſcher Unternehmungen in Einklang bringen. Eine 
unbeichränfte Freiheit in der Verfolgung der Zwecke 
und Wünſche des einzelnen iſt mit der in erſter Linie 
um der Allgemeinheit willen erfolgenden Aufſicht oder 
Verwaltung nicht vereinbar. Insbeſondere hat die 
Erfahrung gezeigt, daß die Verfolgung der öffentlichen 
Zwecke durch die von einzelnen Gläubigern veranlaßten 
gerichtlichen Schritte erheblich beeinträchtigt werden 
kann. Demgegenüber iſt nun ähnlich wie dem Liquidator 
auch dem ſtaatlichen Verwalter oder der Aufſichts— 


S die Abwägung der privaten und öffentlichen 
Belange in weitgehenderem Maß anvertraut. Während 
bisher die Zwangsvollſtreckung in ein der politiſchen 
Zwangsverwaltung unterliegendes Grundſtück nicht 
10 del en war (vgl. die Entſch. des ObLG. vom 

. März d. Is. auf S. 154 dieſes Jahrgangs und die 
Ausführungen von Schiedermaic S. 213 ff.), kann fie 
jetzt nurmehr mit Genehmigung der Landeszentral⸗ 
behörde erfolgen, ja in gewiſſem Umfang kann ſogar 
die Aufhebung von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln, 
Arreſten oder einſtweiligen Verfügungen verlangt 
werden (über die in dieſem Zuſammenhang in 8 1 er: 
wähnte BRBO. vom 7. Oktober 1915 vgl. Bay 3fR. 
1915, 376). — 

Bei dem Vollzuge der Bek. vom 24. Juni 1915 
über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf (RGBl. S. 357) 
ſind bisher Anſprüche unberückſichtigt geblieben, die 
billigerweiſe hätten zum Zug kommen ſollen. Nach 

5 Abſ. 2 der Anordnung für das Verfahren vor dem 

eichsſchiedsgericht für Kriegsbedarf vom 22. Juli 1915 
(RGBl. S. 469) find als Beteiligte aus Gründen des 
bürgerlichen Rechts zu hören nur die Eigentümer der 
in Anſpruch genommenen Gäter einſchließlich der ding⸗ 
lich Berechtigten; andere Perſonen, die ein rechtliches 
Intereſſe haben, daß der Eigentümer oder ein anderer 
dinglich Berechtigter Entfchädigung erhält, kann der 
Vorſitzende als Beteiligte zulaſſen. „Das Zurück⸗ 
behaltungsrecht iſt in der bezeichneten Anordnung 
nicht erwähnt. Die Regelung entſpricht der rechtlichen 
Unterſcheidung von Pfand und Zurückbehaltungsrecht 
und beruht auf der in Rechtslehre und Rechtſprechung 
herrſchenden Auffaſſung, wonach zwar dem Pfandrecht, 
nicht aber dem Zurückbehaltungsrechte dinglicher 
Charakter zukommt. Wirtſchaftlich kommt dieſe Unter⸗ 
ſcheidung jedoch kaum zur Geltung. Sie iſt beſonders 
dem Handelsverkehre mehr oder weniger fremd. In 
dem Verfahren vor dem Reichsſchiedsgerichte führt ſie 
infolgedeſſen in zahlreichen Fällen zu unerwünſchten 
Ergebniſſen. Daß z. B. der Spediteur, der aus ſeinem 
durch den Krieg unterbrochenen Geſchäftsverkehr noch 
Forderungen aus laufender Rechnung gegen einen 
feindlichen Ausländer geltend zu machen und daneben 
von demſelben Ausländer wegen der Verſendung der 
enteigneten Waren noch Proviſion zu fordern hat, zwar 
wegen ſeiner Proviſionsforderung ohne weiteres aus 
dem Uebernahmepreis befriedigt werden kann, wegen 
ſeiner Forderung aus laufender Rechnung aber auf den 
ordentlichen Rechtsweg und die demnächſtige Zwangs⸗ 
vollſtreckung verwieſen werden muß, entſpricht weder 
der Verkehrsauffaſſung noch den berechtigten Intereſſen 
der deutſchen Gläubiger.“ Dieſe Erwägungen haben 
dazu geführt, daß die BRV O. vom 14. September 
1916 betr. Aenderung der Bek. über die 
Sicherſtellung von Kriegs bedarf vom 24. Juni 
1915 (RG Bl. S. 1019) in §S 2 VO. vom 24. Juni 1915 
einen Abſ. 3 einſchaltete, wonach aus dem Uebernahme⸗ 
preis für die enteigneten Gegenſtände nicht nur die 
Anſprüche dritter dinglich berechtigter Perſonen vorweg 
zu befriedigen find, ſondern auch die Anſprüche zurück⸗ 
behaltungs berechtigter und ferner — nach dem Vor⸗ 
bilde der VO. vom 15. Oktober 1914, betr. die Be⸗ 
handlung feindlicher Zollgüter (RG Bl. S. 438) — auch 
ſolcher Perſonen, die auf die Gegenſtände Aufwendungen 
gemacht haben. Dieſer Neuerung entſprechend hat auch 
der erwähnte § 5 Abſ. 2 der Anordnung für das Vers 
fahren vor dem Reichsſchiedsgericht eine andere den 
erweiterten Kreis der Beteiligten berüdfichtigende 
Faſſung erhalten (RGBl. S. 1021). 
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Staatsrat von Treutlein⸗Mördes. 


Ein Nachruf. 
Bon Dr. von Niltuer. 


Der Tod, der an den Fronten unſerer Heere überreiche Ernte hält, weiß auch in der Heimat 
erleſene Opfer zu finden. 

Am 25. September ds. Js. hat er der Rechtspflege in Bayern und im Reich eine ſchwere Wunde 
geſchlagen. Der Kgl. Staatsrat i. o. D., Miniſterialdirektor im Staatsminiſterium der Juſtiz und 
ſtellv. Bevollmächtigter zum Bundesrat, Exzellenz von Treutlein⸗Mördes, ein Mann von überragender 
Bedeutung und ungewöhnlichen Verdienſten, iſt nach mehrmonatiger, ſchwerer Krankheit geſtorben. 

Schon Art und Ort ſeiner erſten Verwendungen im ſtaatsanwaltſchaftlichen und richterlichen 
Amte waren vielverheißend. Bald in das Miniſterium der Juſtiz einberufen, wurde er von dort in 
raſcher Folge mit wichtigen Aemtern des äußeren Dienſtes betraut, ſo daß er in einundeinhalb Jahr⸗ 
zehnten faſt alle Arten und Fächer der Juſtiz auf beſonders arbeitsreichen Poſten kennen gelernt hatte. 
Als Bayern im Jahre 1899 eine Stelle bei der Reichsanwaltſchaft beſetzen ſollte, konnte denn auch 
die Wahl auf keinen Würdigeren fallen, als auf ihn. 

Dieſer Uebertritt vom Juſtizdienſt der engeren Heimat in den des Reiches war für ſeine Lauf⸗ 
bahn bedeutungsvoll. Ein Gerichtshof wie das Reichsgericht war für ſeine glänzende Befähigung 
und für die Vielſeitigkeit ſeines Wiſſens ein beſonders geeignetes Arbeitsfeld. Seine Leiſtungen ſtanden 
denn auch in kurzer Friſt ebenbürtig auf der Höhe des Anſehens, das bei der Reichsanwaltſchaft feine 
Amtsvorgänger Stenglein, Lippmann und Schumann dem bayeriſchen Namen dauernd begründet hatten. 
Treutlein unterſchied vor allem ſicheren Blickes das Wichtige vom Nebenſächlichen; er fand auch ſofort 
den Punkt, der rechtlich die Entſcheidung barg. Die Ausführungen, auf die er in den Sitzungen 
der Strafſenate ſeine Anträge gründete, waren bald von klaſſiſcher Knappheit, bald nahmen fie — galt 
es einen umfangreichen, rechtlich beſonders bemerkenswerten Fall — einen hohen, oft ins Allgemeine 
greifenden Gedankenflug. Dabei waren fie doch immer von bienenfleißiger Beachtung aller Einzel: 
heiten des Falles erfüllt. Der Senat hörte ſtets mit dem lebendigſten Intereſſe, oft mit ſichtlicher 
Spannung, ſeinen Reichsanwalt an. Und hatte dieſer mit einem gewandten Verteidiger die Klinge 
zu kreuzen, ſo daß er in der Erwiderung erſt recht zeigen konnte, wie ſehr er die Kunſt der in Inhalt 
und Form vollendeten Rede beherrſchte, ſo ſtanden die Mitglieder des Gerichtshofes gar manches 
Mal unter dem Eindruck eines forenſiſchen Ereigniſſes. Viel bemerkt wurde auch, daß Treutlein ſich 
keineswegs auf die Erörterung der kriminellen Seite der Fälle beſchränkte. Wo immer ein Anlaß 
dazu war, zog er, und zwar mit ſichtlicher Vorliebe, Fragen des bürgerlichen oder öffentlichen Rechtes 
In den Kreis feiner Betrachtungen. Er war ein viel zu univerſeller Geiſt, als daß dies anders hätte 
ein können. 

Zu noch geſteigerter Entfaltung aber kamen die außerordentlichen Eigenſchaften Treutleins, als 
er im Jahre 1906 unter Wiedereinberufung in das bayeriſche Juſtizminiſterium mit der Vertretung 
Bayerns im Bundesrat betraut worden war. In dieſer Stellung, die er mehr als zehn Jahre inne 
hatte, bewies er, daß er auch ein Staatsmann war. Denn wie hoch auch immer ſeine Fähigkeiten und 
Kenntniſſe als Juriſt zu bewerten waren, — um ihretwillen allein wäre er doch nicht zu dem ganz un: 
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gewöhnlichen Anſehen gekommen, das er im Bundesrat widerſpruchslos genoß. Wo ſchwierige, mit 
beſonderer Vorſicht anzufaſſende Aufgaben zu löſen waren, fand man fast immer ihn am Werke. 
Das Arbeiten für den Bundesrat machte aber auch ſeine höchſte Berufsfreude aus. Auf dieſem 
Arbeitsfelde fühlte er ſich glücklich, wie auf keinem anderen, ihm weihte er die ganze Unermüdlichkeit 
ſeines Pflichteifers, und in der Geltung, die er ſich dort errungen, ſah er den ſchönſten Lohn für 
alle Arbeit und Mühe. Dieſe Geltung verdankte er freilich zum Teil auch anderen, als nur beruf⸗ 
lichen Vorzügen, nämlich ſeinem weltmaͤnniſch gewandten, in jeder Lage maßvollen Auftreten, der 
angeborenen Vornehmheit ſeines Weſens und — ganz beſonders der Verlaͤſſigkeit feines Charakters. 
Von Anbeginn ſeiner Laufbahn an pflegte er ſtets und in allen Lagen ſeiner Ueberzeugung frei, feſt 
und unverhohlen auch da Ausdruck zu geben, wo er wußte, daß die gegenteilige Meinung willkommener 
geweſen wäre — eine Eigenſchaft, die bekanntlich gerade im Staatsdienſt nicht hoch genug anzuſchlagen, 
ja oft aufs höchſte anzuerkennen iſt. Dieſe ausgeprägte innere Unabhängigkeit ſeines Weſens war 
nicht nur um ihrer ſelbſt willen ſo wertvoll, ſondern ſie verſtärkte auch noch das Gewicht ſeiner 
Meinung und trug ſo zu ſeinen Erfolgen bei. 

Der vorzeitige Hingang dieſes Mannes, deſſen Wirken für die Pflege der Beziehungen Bayerns 
zum Reiche wichtiger war, als in weiteren Kreiſen erkannt werden konnte, bedeutet einen ſchweren 
Verluſt. Noch ſchmerzlicher iſt ſein Tod für alle, die ihm perſönlich nahe ſtanden. Seine umfaſſende 
allgemeine Bildung, namentlich eine gediegene Kenntnis der ſchöngeiſtigen Literatur, verbunden mit 
feinfinniger, liebenswürdiger Heiterkeit, wirkten im geſelligen Verkehr überaus feſſelnd. Und ſeinen 


alten Freunden hielt er unverbrüchliche Treue. 


Aus den Reihen der Lebenden hat ihn ein hartes Geſchick hinweggenommen — doch die Er⸗ 


innerung an ihn wird nicht vergehen. 


Die Nachlappflegſchaft unter Verückſichtigung 
der Nachlaßordnung und der Nechtſprechung 
in Bayern. 

Von Oberamtsrichter Wedermann in Nürnberg. 


Mit dem Tode einer Perſon geht deren Ver⸗ 
mögen als Ganzes auf eine oder mehrere andere Per⸗ 
ſonen über (8 1922 Abſ. 1 BGB.). Sobald dem 
Amtsgericht der Tod einer Perſon durch die Anzeige 
des Standesbeamten oder ſonſt in zuverläſſiger 
Weiſe bekannt geworden iſt, hat es ſich darüber 
ſchlüſſig zu machen, ob zu einer amtlichen Fürſorge 
Anlaß beſteht (8 3 Abſ. 1 Nachl O.). Nach dem 
8 1960 Abſ. 1 BGB. findet eine Fürſorge des 
Nachlaßgerichts nur in beſtimmt bezeichneten 
Fallen ſtatt, nämlich wenn der Erbe bekannt iſt, 
die Erbſchaft aber nicht angenommen hat, ferner, 
wenn der Erbe unbekannt iſt, d. h. keine Kenntnis 
davon beſteht, wer als Erbe berufen iſt, endlich, 
wenn ungewiß iſt, ob der Erbe die Erbſchaft an⸗ 
genommen hat. Aber auch wenn einer dieſer 
Faͤlle vorliegt, tritt die Fürſorge des Nach— 
laßgerichts nur ein, ſoweit ein Bedürf— 
nis beſteht. Ob ein Bedürfnis beſteht, iſt nicht 
nur mit Rückſicht auf den Erben, ſondern auch 
mit Ruckſicht auf den Nachlaßgläubiger zu prüfen 
(S 4 Abſ. 1 Nachl O.). Wenn eine der genannten 
Vorausſetzungen vorliegt und wenn ein Bedürfnis 
als beſtehend angenommen wird, dann hat das 
Nachlaßgericht bis zur Annahme der Erb— 
ſchaft für die Sicherung des Nachlaſſes von Amts 
wegen zu ſorgen. Es kann insbeſondere die An— 
legung von Siegeln, die Hinterlegung von Geld, 


Wertpapieren und Koſtbarkeiten, ſowie die Auf⸗ 
nahme eines Nachlaßverzeichniſſes anordnen und 
für denjenigen, welcher Erbe wird, einen Pfleger 
(Nachlaßpfleger) beſtellen (8 1960 Abſ. 1 und 2 
BGB.). Deshalb iſt ein etwaiges Verbot des 
Erblaſſers, für die Sicherung des Nachlaſſes zu 
ſorgen, insbeſondere ein Verbot der Siegelung un⸗ 
wirkſam (8 4 Abſ. 3 Nachl O.). 

Maßgebend für die Sicherung iſt das Bedürf⸗ 
nis der Fürſorge. Nach dem Umfange des Be⸗ 
dürfniſſes bemißt ſich das gerichtliche Einſchreiten. 
Die tatſächlichen Umſtände bilden im einzelnen 
Falle die Richtſchnur. Demgemäß entſcheidet das 
richterliche Ermeſſen (3 Bl G. Bd. 9 S. 718). Die 
Sorge für den Nachlaß wird regelmäßig unter: 
bleiben können, wenn ein überlebender Ehegatte oder 
gemeinſchaſtliche Abkömmlinge als Erben berufen 
find oder ein Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung 
des Nachlaſſes übernommen hat (8 4 Abſ. 2 Nachl O.). 
Namentlich wenn ein Teſtamentsvollſtrecker vor⸗ 
handen iſt, beſteht kein Bedürfnis zur Sicherung; 
denn gemäß $ 2216 BGB. iſt dieſer zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung des Nachlaſſes verpflichtet. 
In einem ſolchen Falle iſt ein Bedürfnis zur 
Sicherung ſelbſt dann nicht gegeben, wenn über 
die Gültigkeit verſchiedener Teſtamente des Erb⸗ 
laſſers Streit unter den Beteiligten beſteht (Z Bl. 
Bd. 13 S. 215). Denn das Recht und die Pflicht 
des Teſtamentsvollſtreckers bleibt, ſolange ſein Amt 
dauert, von dem Streit über die Gültigkeit der 
Teſtamente unberührt. Beſteht jedoch Anlaß zu 
amtlicher Fürſorge, ſo hat das Nachlaßgericht über 
die Art der Sicherung ſich ſchlüſſig zu machen 
und die geeignete Maßregel auszuwählen; die 
tiefgreifendſte und umfangreichſte iſt die 
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I. Nachlaßpflegſchaft. 

1. Die Nachlaßpflegſchaft iſt die von Amts 
wegen angeordnete Verwaltung des Vermögens 
des Erblaſſers durch einen Pfleger bis zur An: 
nahme der Erbſchaft durch den oder die Erben. 
Sie iſt alſo eine vermöͤgensrechtliche Sicherungs⸗ 
maßregel zugunſten einer oder mehrerer Perſonen 
und zwar entweder des Erben oder der Erben 
oder eines Dritten, des Nachlaßglaͤubigers. Auf 
die Nachlaßpflegſchaft finden die Vorſchriften über 
die Pflegſchaft (88 1915ff. BGB.) Anwendung 
(S 75 F.). An die Stelle des Vormundſchaftsge⸗ 
richts tritt jedoch das Nachlaßgericht (8 1962 BGB.). 

a) Vorausſetzungen für die Anordnung. Die 
Nachlaßpflegſchaft kann angeordnet werden 

a) wenn der Erbe bekannt iſt, die Erbſchaft 
aber nicht angenommen hat. 

Bekannt iſt der Erbe, wenn ſeine Berechtigung 
als Erbe feſtſteht. Im Sinne des 8 1960 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. gilt er ſchon dann als bekannt, 
wenn für ſeine Erbberechtigung ein hoher Grad 
von Wahrſcheinlichkeit beſteht (BayObe G. Bd. 3 
S. 676). Wenn der Erbe die Erbſchaft ange⸗ 
nommen hat, fo haftet er gemäß $ 1967 BGB. 
für die Nachlaßverbindlichkeiten. Aber vor der 
Annahme der Erbſchaſt kann gemäß 8 1958 
BGB. ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß 
richtet, nicht gegen den Erben gerichtlich geltend 
gemacht werden. Deshalb hat bis zur Annahme 
der Erbſchaft durch den oder die Erben das Nach⸗ 
laßgericht einen Pfleger zu beſtellen, wenn die 
Beſtellung zum Zwecke der gerichtlichen Geltend⸗ 
machung eines Anſpruchs, der ſich gegen den 
Nachlaß richtet, von dem Berechtigten beantragt 
wird (3 1961 BGB.). Bei der Nachlaßßpflegſchaft 
aus 8 1961 BGB., bei der der Nachlaßglaͤubiger 
gerade in dieſer Eigenſchaft nicht die 
Nachlaßſicherung ſchlechthin, ſondern die 
Beſtellung eines Pflegers deswegen beantragt, 
um ſeine Befriedigung noch vor der Ermittelung 
der Erben oder vor der Erbſchaftsannahme zu 
erreichen, liegt nicht eine Anregung zur Tätig: 
keit von Amts wegen, ſondern ein reines 
Antragsverfahren vor. Das Gericht kann daher 
von dem Gläubiger die Glaubhaftmachung 
ſeiner Forderung verlangen und bei Nichtbefol⸗ 
gung der Aufforderung den Antrag als in ſeinen 
Vorausſetzungen nicht erwieſen abweiſen (Motive 
z. BGB. Bd. 5 S. 547). Indeſſen wird das 
Nachlaßgericht, das den unvollſtändigen Antrag 
zwar abweiſen kann, aber nicht muß, an der grund— 
ſätzlichen Vorſchrift des $ 12 FG. feſtzuhalten 
haben. Demgemäß wird es, falls die von dem 
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Nachlaßgläubiger zur Begründung ſeines Antrags 


vorgebrachten Tatſachen nicht als genügend erſcheinen, 
von Amts wegen weitere Ermittelungen über die 
Berechtigung des Antragſtellers und die Glaub— 
würdigkeit feiner Forderung anzuſtellen und nötigen: 
falls die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzu— 
nehmen haben (EntſchFG. Bd. 8 S. 26). 
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f) Die Nachlaßpflegſchaft kann ferner ange 
ordnet werden, wenn der Erbe unbekannt ift. 

Das Geſetz ſagt zwar nicht ausdrücklich, wem 
der Erbe unbekannt ſein muß, damit eine Sicherung 
des Nachlaſſes durch das Nachlaßgericht ſtattfinden 
darf; aber es liegt in der Natur der Sache, daß 
die Kenntnis oder Unkenntnis in erſter Linie 
aus dem Geiſte des Erben ſelbſt zu beurteilen 
iſt. Kennt alſo jemand fein Erbrecht und weiß 
das Gericht, daß er ſein Erbrecht kennt, ſo muß 
der Erbe als bekannt gelten. Immer muß er 
deshalb als bekannt angeſehen werden, wenn er 
die Erbſchaft angenommen hat, mag auch ſein 
Erbrecht von dritten Perſonen beſtritten ſein. 
Dieſe Auslegung rechtfertigt ſich auch durch die 
geſetzliche Beſchränkung des Schutzbedürfniſſes. Denn 
nur bis zur Annahme der Erbſchaft hat 
das Nachlaßgericht für die Sicherung des Nach⸗ 
laſſes zu ſorgen. Wer alſo die Erbſchaft ange⸗ 
nommen hat, braucht keinen nachlaßgerichtlichen 
Schutz mehr; denn ſoweit nach der Annahme 
der Erbſchaft noch eine Sicherung oder Verwaltung 
des Nachlaſſes erforderlich erſcheint, iſt daſür auf 
Betreiben des Erben durch einſtweilige Verfügungen 
des Prozeßgerichtes Sorge zu tragen (8 935 
ZPO.; EntſchycZ. Bd. 8 S. 95; OL Ggſpr. 
Bd. 24 S. 50). Auch der Wortlaut des 8 1960 
BGB. ſpricht dafür, den Erben nicht als unbe⸗ 
kannt anzuſehen, wenn von mehreren bekannten 
Perſonen ein jeder das Erbrecht für ſich in An⸗ 
ſpruch nimmt, das Erbrecht einer dritten Perſon 
jedoch ausgeſchloſſen iſt. Deshalb iſt die Voraus⸗ 
ſetzung der Anordnung einer Pflegſchaft weg⸗ 
gefallen, wenn es nur von der Gultigkeit 
oder Ungültigkeit eines Teſtamentes abhängt, wer 
von den Streitsteilen zur Erbſchaſt berufen iſt, 
während die Streitsteile ſelbſt dadurch, 
daß ſie ſich auf den Prozeß eingelaſſen und An⸗ 
träge bei dem Nachlaßgericht geſtellt haben, ſtill⸗ 
ſchweigend die Erbſchafſt angenommen haben 
(OL GRſpr. Bd. 24 S. 50). Aus dem Grundſatz, 
daß mit der Annahme der Erbſchaft die Pflicht 
des Nachlaßgerichts zur Nachlaßſicherung aufhört, 
ergibt ſich gleichzeitig, daß, wenn z. B. zum Er⸗ 
werb einer Erbſchaft die ſtaatliche Genehmigung 
erforderlich iſt, bis zur Erteilung oder Verwei⸗ 
gerung der Genehmigung mit Rückſicht auf das 
Schwebeverhältnis, wer endgültig Erbe ſein werde, 
eine Nachlaßpflegſchaft angeordnet werden kann 
(3BlF G. Bd. 16 ©. 630). 

Wenn neben bekannten Erben noch andere 
Erben in Betracht kommen, die unbekannt ſind, 
ſo kann eine Nachlaßpflegſchaft zwar nicht für 
den ganzen Nachlaß, wohl aber für den Erbteil 
der Erben angeordnet werden, in Anſehung 
deren die Ungewißheit beſteht (BayObe G. Bd. 3 
S. 266). Denn auf den Anteil eines Miterben 
finden die auf die Erbſchaft bezüglichen Vorſchriften 
Anwendung (3 1922 Ab}. 2 BGB.). Die Siche⸗ 
rung des Nachlaſſes hat demgemäß nur inſoweit 
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zu erfolgen, als ein Bedürfnis beſteht. Die Felt: 
ſtellung der Höhe des Erbbruchteils iſt für die 
Zuläſſigkeit der Nachlaßpflegſchaft für einen ein⸗ 
zelnen Miterben nicht weſentlich, da das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Pfleger und den nicht 
durch ihn vertretenen Miterben ſich nach den Be⸗ 
ſtimmungen der 88 2038 ff. BGB. über das Rechts⸗ 
verhältnis der Miterben untereinander regelt; 
insbeſondere ſteht die Verwaltung des Nachlaſſes 
ihnen gemeinſchaftlich zu; ſie können über einen 
Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaftlich verfügen; 
gehört ein Anſpruch zum Nachlaß, ſo iſt der 
52039 BGB. maßgebend; die Auseinanderſetzung 
des Nachlaſſes iſt aber in entſprechender Anwen⸗ 
dung des § 2043 BGB. ausgeſchloſſen, ſolange 
die Erbteile ihrer Höhe nach unbeſtimmt ſind. 
Die Einleitung einer ſolchen Erbteilpflegſchaft be⸗ 
einträchtigt das Recht der übrigen Miterben nicht; 
denn fie können die ihnen nach § 2038 BGB. 
gegen die vertretenen Miterben zuſtehenden Rechte 
gleichmäßig gegen den Nachlaßpfleger geltend 
machen; ebenſowenig wird aus demſelben Grund 
das Recht der nicht vertretenen Miterben durch 
die Ablehnung der Aufhebung einer ſolchen Pfleg⸗ 
ſchaft beeinträchtigt. Infolgedeſſen haben ſie auch 
gegen eine derartige Ablehnung kein Recht zur 
Beſchwerde aus § 20 Abſ. 1 G., während ihnen 
allerdings das Recht zur Beſchwerde gegen die 
Aufhebung der Pflegſchaft nach 8 57 Nr. 3 FB. 
zuſteht (Entſch FG. Bd. 7 S. 31). 
Abweſenheitepflegſchaft. Die Perſon des 
Erben muß unbekannt ſein, wenn das Nachlaß⸗ 
gericht tätig werden ſoll, nicht der Aufenthalt 
des Erben. Wenn der Erbe der Perſon nach 
bekannt, dem Aufenthalt nach unbekannt iſt, dann 
tritt regelmäßig nicht die Fürſorgetatigkeit des 
Nachlaßgerichts, ſondern diejenige des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts ein. Indeſſen ſetzt auch die An⸗ 
ordnung der Abweſenheitspflegſchaft voraus, ähnlich 
wie diejenige der Nachlaßpflegſchaft, daß eine Ver⸗ 
mögensangelegenheit der Fürſorge bedarf; allein 
die Abweſenheitspflegſchaft iſt gegenüber der Nach⸗ 
laßpflegſchaft in doppelter Weiſe und nach zwei⸗ 
ſacher Richtung beſchräͤnkt. Während die Nachlaß⸗ 
pflegſchaft eine vermögensrechtliche Sicherungsmaß— 
regel entweder zugunſten des Nachlaßgläubigers, 
alſo eines Dritten ($ 1961 BGB.) oder zugunſten 
des Erben ($ 1960 BGB.) bildet, wird die Ab— 
weſenheitspflegſchaft nur im Intereſſe des Ab: 
weſenden, nicht in fremdem Intereſſe eingeleitet 
(BayObLG. Bd. 4 S. 80 und Bd. 9 ©. 366). 
Dee halb kann einem abweſenden Hppothekgläu— 
biger, wenn nur der Grundſtückseigen— 
tümer zur Kündigung berechtigt iſt, zur Ent— 
gegennahme der Kündigung und der Hypothek— 
valuta, um dadurch die Löſchung der Hppothek 
oder die Einräumung eines Vorranges zu ermög— 
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dem Grundſtückseigentümer nur dadurch geholfen 
werden, daß er ſich zu einem Opfer entſchließt, 
indem er dem Abweſenden etwas anbietet, das 
mehr gilt, als was er zu fordern berechtigt iſt: 
dann entſteht das Intereſſe des Abweſenden für 
dieſes Rechtsgeſchäft (Seuff Bl. Bd. 11 S. 161). 
Waͤhrend die Nachlaßpflegſchaft und die Abweſen⸗ 
heitspflegſchaft in der Vorausſetzung ihrer Anord⸗ 
nung darin übereinſtimmen, daß ein Schutzbedürf⸗ 
nis vorhanden ſein muß und daß die Fürſorge 
ſich nur ſoweit erſtreckt, als die Schutznotwendigkeit 
reicht, ſind bei der Abweſenheitspflegſchaft gegenüber 
der Perſon des Abweſenden die Grenzen der Fürſorge⸗ 
tätigkeit inſofern enger gezogen, als ein Schutz⸗ 
bedürfnis für den Abweſenden nur dann als be: 
ſtehend anerkannt wird, wenn er an der Beſorgung 
ſeiner Angelegenheiten verhindert iſt. Infolgedeſſen 
iſt die Anordnung einer Abweſenheitspflegſchaft 
nur zuläſſig, wenn der Abweſende ſich um ſeine 
Angelegenheiten nicht annehmen kann, nicht, 
wenn er hiezu imſtande wäre, ſich aber nicht 
darum annehmen will (BayObsG. Bd. 15 
S. 438). Im Gegenſatz hiezu ſetzt die Anordnung 
der Nachlaßpflegſchaft gerade voraus, daß der Erbe, 
ſofern er bekannt iſt, die Erbſchaft nicht annehmen 
will, wenigſtens vorläufig nicht annehmen will. 
Denn wenn er die Abſicht bekundet, daß er ſie 
annehmen will, ſo fällt damit der Grund zur 
nachlaßgerichtlichen Sicherung weg. 

Da die Vorausſetzungen für die Anordnung 
der Nachlaßpflegſchaft und der Abweſenheitspfleg⸗ 
ſchaft, ſohin nur zum Teil die nämlichen ſind, 
im übrigen aber voneinander abweichen, ſo ergibt 
ſich daraus, daß die Anordnung einer Nachlaß⸗ 
pflegſchaſt nicht die gleichzeitige Anordnung einer 
Abweſenheitspflegſchaft ausſchließt. 

Abweſend iſt namentlich der Verſchollene. Doch 
iſt für den Verſchollenen die Anordnung einer 
Abweſenheitspflegſchaft nicht mehr möglich, wenn 
er bereits für tot erklart iſt (BayObLG. Bd. 2 
S. 42). Dagegen iſt die Anordnung der Abweſen⸗ 
heitspflegſchaft nicht deshalb unzuläſſig, weil in 
der Zeit, in der die Anordnung beantragt wird, 
die Lebensvermutung für einen Verſchollenen nicht 
mehr begründet iſt. Zwar macht der Umſtand 
allein, daß ungewiß iſt, ob der Verſchollene einen 
Erbfall erlebt hat, die Anordnung einer Abweſen⸗ 
heitspflegſchaſt noch nicht erforderlich; hiefür iſt 
vielmehr entſcheidend, ob — die ſonſtigen Erforder⸗ 
niſſe des $ 1911 BGB. vorausgeſetzt — eine 
Vermögensangelegenheit des Verſchollenen der Für⸗ 
ſorge bedarf. Sind dieſe Vorausſetzungen gegeben, 
jo iſt die Anordnung der Abweſenheitspflegſchaft 
ſelbſt dann ſtatthaft, wenn etwa bereits für einen 
oder mehrere unbekannte Erben eine Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft eingeleitet iſt; denn das Vorhandenſein eines 
Nachlaßpflegers ſchließt nicht jedes Bedürfnis der 


lichen, ein Abweſenheitspfleger nicht beſtellt werden. Fürſorge durch einen Abwdeſenheitspfleger aus 


Dasſelbe gilt, wenn dem Abweſenden z. B. ein 
Wohnungsrecht zuſteht. 


In ſolchen Fällen kann 


(BayObs G. Bd. 14 ©. 632). Indeſſen iſt auch 
der Kreis der als abweſend zu erachtenden Per⸗ 
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ſonen durch die Gründe der Vernunft und der 
Zweckmäßigkeit begrenzt. Denn die reine Mög⸗ 
lichkeit, daß Abkömmlinge eines für tot erklaͤrten 
Verſchollenen vorhanden find, reicht nicht hin, ſie 
als möglicherweiſe Beteiligte zu berüdfichtigen. 
Die Todeserklärung bezweckt ja eben, die Dauer 
der Ungewißheit über Leben und Tod eines Ver⸗ 
ſchollenen abzukürzen, dem Schwebezuſtand, in dem 
ſich ſeine Vermögens⸗ und Familienbeziehungen 
befinden, ein Ende zu machen und die Beerbung 
des Verſchollenen zu ermöglichen (Motive I, 33 
zum Entwurf 1 BGB.). Mit dieſem Grundſatz 
iſt es einfach unvereinbar, den Schwebezuſtand, 
dem die Todeserklaͤrung ein Ende machen ſoll, da⸗ 
durch fortzuerhalten, daß die Erbſchaft, zu der er 
berufen geweſen ſein würde, wenn er den Erbfall 
erlebt hätte, als möglicherweiſe ſeinen unbekannten 
und nicht ermittelten Abkömmlingen angefallen 
behandelt wird (BayObs G. Bd. 9 S. 33). 
Nacherbpflegſchaft. Die Perſon des Erben 
muß unbekannt fein, wenn eine Nachlaßpflegſchaft 
angeordnet werden ſoll, nicht die Perſon des 
Nacherben. Wenn der Erbe bekannt iſt und 
die Erbſchaft angenommen hat, dann entfällt jede 
Vorausſetzung für eine nachlaßgerichtliche Siche⸗ 
rung. Denn der Erbe iſt ja gerade derjenige, 
der zur Verfügung über den Nachlaß ausſchließlich 
berechtigt iſt. Kommt in einem ſolchen Falle 
gleichzeitig ein unbekannter Nacherbe in Frage, 
dann enthält die Anordnung einer Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft eine vollftändige Verkennung ihrer rechtlichen 
Natur als Sicherungsmaßregel und bedeutet eine 
reine Begriffsverwirrung. Wenn der Erbe be⸗ 
kannt, der Nacherbe nur unbekannt iſt, dann 
kommt nicht die Nachlaßpflegſchaſt, ſondern die 
Pflegſchaft nach 8 1913 BGB. in Frage. Dem⸗ 
gemäß iſt hier, wie bei der Abweſenheitspflegſchaft, 
nicht das Nachlaßgericht, ſondern das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zuſtändig; und ebenſo iſt, wie bei der 
Abweſenheitspflegſchaft, Vorausſetzung für die Ein⸗ 
leitung einer Pflegſchaft nach 81913 BGB. das 
Bedürfnis der Fürſorge für den Nacherben 
(BayObs G. Bd. 5 S. 56 und BlfRA. Bd. 72 
S. 311). Die Vorſchrift des 8 1913 BGB. bildet 
eine dem praktiſchen Bedürfnis entſprechende Er⸗ 
weiterung des Grundſatzes, auf dem die Nachlaß⸗ 
pflegſchaft für den unbekannten oder den ungewiſſen 
Erben i. S. des 8 1960 BGB. beruht; im $ 1913 
BGB. iſt dieſer Grundſatz bewußt auf andere 
Angelegenheiten als die im § 1960 BGB. be⸗ 
handelten ausgedehnt. Infolgedeſſen iſt die An⸗ 
ordnung einer Pflegſchaft aus 81913 BGB. un⸗ 
zuläfſig, wenn und ſoweit die Vorausſetzungen des 
81960 BGB. gegeben find (8 Bl FG. Bd. 9 S. 713). 
Und umgekehrt darf, wenn die Vorausſetzungen 
des 8 1960 BGB. nicht gegeben find, nicht eine 
Pflegſchaft nach § 1950 durch das Nachlaßgericht, 
ſondern eine Pflegſchaft nach $ 1913 BGB. durch 
das Vormundſchaftsgericht angeordnet werden. 
Die Anordnung einer Pflegſchaft nach $ 1913 


BGB. für die noch unbeſtimmten Nacherben läßt 
die Rechte der Vorerben unberührt. Der Pfleger 
hat die Fürſorge für die künftigen Rechte der der⸗ 
einſtigen Nacherben zu betätigen; ſeine Befugniſſe 
beſchränken ſich auf die Ausübung der Rechte, die 
den Nacherben ſelbſt zuſtehen würden, wenn ſie 
ſchon beſtimmt und gewiß wären (BayOb“ G. Bd. 4 
S. 312). Die Nacherbſchaft iſt ein Vermögen, 
der Nacherbe hat einen in der Zukunft liegenden 
Herausgabeanſpruch (8 2130 BGB.; Bay Obs. 
Bd. 5 S. 186). Das Recht des Nacherben iſt 
im Zweifel vererblich (8 2108 Abi. 2 BGB.). 
Es kann veräußert werden (Urt. des RG. vom 
11. Juli 1907 BfR A. Bd. 73 S. 283). Es 
unterliegt der Zwangsvollſtreckung (8 2100 BGB.; 
Staudinger, Komm. zum BGB. § 2100 Bem. 5 
Abſ. 5 z. $ 2100; BayObe G. Bd. 12 S. 445). 

7) Die Nachlaßpflegſchaft kann endlich ange: 
ordnet werden, wenn ungewiß iſt, ob der Erbe die 
Erbſchaft angenommen hat. Die Annahme der 
Erbſchaft iſt an keine beſtimmte Form gebunden. 
Sie kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt 
werden. Die ſtillſchweigende Annahme kann nur 
dann gefolgert werden, wenn die Abſicht des Erben, 
die Erbſchaft als ſein eigenes Vermögen zu be⸗ 
trachten, erkennbar iſt. Das iſt namentlich der 
Fall, wenn der Erbe einen Erbſchein beantragt. 
Die Erbſchaft gilt weiterhin als angenommen, 
wenn der Erbe ſeit dem Zeitpunkt, ſeit dem er 
Kenntnis von dem Anfall und dem Grund der 
Berufung erlangt hat, die Erbſchaft nicht dinnen 
6 Wochen durch Erklärung gegenüber dem Nach⸗ 
laßgericht in öffentlich beglaubigter Form ausſchlägt 
(88 1943, 1945 BGB.; BayObLG. Bd. 2 S. 888, 
Bd. 3 S. 826, Bd. 5 S. 454; Entſch FG. Bd. 5 
S. 143). Wenn neben den Erben, die die Erb⸗ 
ſchaft angenommen haben, Erben in Betracht 
kommen, von denen ungewiß iſt, ob ſie die Erb⸗ 
Ihaft angenommen haben, dann kann für dieſe unge: 
wiſſen Erben, gerade wie wenn ſie unbekannt wären, 
Nachlaßpflegſchaft eingeleitet werden (BayObLG. 
Bd. 3 S. 266), auch dann, wenn der ungewiſſe 
oder unbekannte Erbe ein Ausländer iſt, es ſei 
denn, daß der ausländiſche Staat die Fürſorge wirk⸗ 
ſam übernommen hat (3BIF G. Bd. 9 S. 721). 

Zuſtändigkeit. Zur Einleitung der Nachlaß— 
pflegſchaft und zur Anſtellung der erforderlichen 
Ermittlungen iſt nicht nur das Nachlaßgericht (3 73 
FG.) ſondern nach $ 74 FG. auch jedes Amts⸗ 
gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk das Bedürfnis 
hervortritt. Schreitet das Amtsgericht nach 374 FG. 
ein, jo ſoll es dem nach 8 73 FG. zuſtändigen Nach— 
laßgericht die angeordneten Maßregeln unverzüglich 
mitteilen ($ 74 Abſ. 2 F G.). Unter mehreren zuſtän⸗ 
digen Amtsgerichten gebührt dem der Vorzug, das zu- 
erſt in der Sache tätig geworden iſt (34 F G.). Das 
auf Grund des $ 73 FGG. zuſtändige Nachlaßgericht 
kann die Nachlaßpflegſchaft aus wichtigen Gründen 
an jedes Amtsgericht abgeben, wenn ſich dieſes 
zur Uebernahme der Pflegſchaft bereit erklart und 
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nach der Beſtellung des Nachlaßpflegers dieſer zu: 
geſtimmt hat (88 75, 46 G.). Die Abgabe wird 
namentlich dann gerechtfertigt ſein, wenn ſich er⸗ 
gibt, daß Grundbeſitz zum Nachlaß gehört und 
daß dieſer Grundbeſitz im Bezirk eines andern 
Nachlaßgerichts liegt (3Bl G. Bd. 9 S. 721). 
2. Die rechtliche Stellung des Nachlaßpflegers. 
Wenn nur eine der drei genannten Vorausſetzungen, 
die die Einleitung einer Nachlaßpflegſchaſt recht⸗ 
fertigen, vorhanden iſt und infolgedeſſen eine 
Nachlaßpflegſchaft angeordnet wird, fo iſt wie bei 
jeder andern Pflegſchaft ein Pfleger zu beſtellen. 
Der Nachlaßpfleger iſt der geſetzliche Vertreter 
desjenigen, der Erbe ſein wird, alſo eines gegen⸗ 
wärtig noch unbeſtimmten Erben. Es beſteht 
Streit, ob der Nachlaßpfleger, wie die herrſchende 
Anſicht annimmt, ein Perſonenpfleger oder aber 
ein Vermögenspfleger und zwar ein ſolcher kraft 
Amtes iſt oder zu den Verwaltern ſelbſtändiger 
Sondervermögen gehört. Jedenfalls iſt er der 
geſetzliche Vertreter des mutmaßlichen Erben und 
als ſolcher verpflichtet die Perſon und den Auf⸗ 
enthalt des als Erbe Beruſenen zu ermitteln, ihn 
von dem Anfall der Erbſchaft und dem Grund 
der Berufung in Kenntnis zu ſetzen und hierüber 
dem Nachlaßgericht zu berichten, ſowie den Erben 
nach 88 1793, 164, 130 BGB. inſoweit zu ver⸗ 
treten, als es die Verwaltung des Nachlaſſes in 
tatſächlicher und rechtlicher Beziehung erfordert; 
er iſt aber hierbei an die in der Beſtellung ge⸗ 
zogenen Grenzen und an die vermögensrechtlichen 
Beſchränkungen der SS 1794, 1795, 181, 1796, 
1797 Abſ. 2, 1803, 2208, 2205 ff. BGB. ge⸗ 
bunden. Da die Nachlaßpflegſchaft unter den 
allgemeinen Begriff der Pflegſchaſt fällt, ſo daß 
alle für die letztere geltenden Vorſchriften auch 
für die Nachlaßpflegſchaft mit der Beſchränkung 
des $ 1962 BGB. Anwendung finden, ſo iſt der 
Nachlaßpfleger im Hinblick auf 88 1837 und 1839 
BGB. namentlich verpflichtet, auf Aufforderung 
des Nachlaßgerichts, gegebenenfalls auch ſchrift⸗ 
lich, über die Führung der Pflegſchaft und den 
Sachſtand Auskunft zu geben (3 Bl G. Bd. 13 
S. 291 und Bd. 4 S. 797). Aus ſeiner Pflicht, den 
Nachlaß zu erhalten und zu verwalten, ergibt ſich 
von ſelbſt, daß er gemäß 88 1915 und 1802 
BGB. ein möglichſt vollſtändiges Nachlaßverzeichnis 
aufzuſtellen und auch die Schulden zu ermitteln 
hat. Die Anfertigung des Nachlaßverzeichniſſes 
iſt eine von der Aufnahme des Inventars weſent— 
lich verſchiedene Maßregel. Beide dienen ver— 
ſchiedenen Zwecken. Während im Inventar nicht 
bloß die Nachlaßaktiven, ſondern auch die Nachlaß— 
verbindlichkeiten angegeben ſein müſſen (3 2008 
BGB.), iſt die Aufnahme der Nachlaßſchulden im 
Nachlaßverzeichnis nicht erforderlich (§S 15 Abſ. 2 
BayNachlO.). Denn das Nachlaßverzeichnis hat 
nur die Sicherung des Nachlaſſes zur Aufgabe, 
während das Inventar eine auf die Beſchränkung 
der Haftung des Erben bezügliche Maßregel iſt. 
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(BayObLG. Beſchl. vom 10. Oktober 1913, Reg. 
III 78/1913). Auch kann dem nach 88 1960 
und 1961 BGB. beſtellten Nachlaßpfleger eine 
Inventarfriſt ($ 2012 BGB.) nicht beſtimmt 
werden. Er iſt den Nachlaßgläubigern gegen⸗ 
über verpflichtet, über den Beſtand des Nach⸗ 
laſſes Auskunft zu erteilen. Er kann nicht auf 
die Beſchränkung der Haftung des Erben verzichten. 
Da er den Nachlaß zu erhalten und zu verwalten 
hat, ſo iſt er auch zur Geltendmachung des 
Erbſchaftsanſpruchs aus 8 2018 BGB. berechtigt. 
Solange über das Erbrecht geſtritten wird, iſt 
er zur Herausgabe des Nachlaſſes nicht verpflichtet; 
denn ſeine Herausgabepflicht tritt erſt mit der 
Beendigung ſeines Amtes ein (OL GRſpr. Bd. 26 
S. 288). Dagegen iſt er nicht befugt, Streitigkeiten 
über das Erbrecht auszufechten; den Streit über die 
Erbteile und darüber, was ſich die Erben auf die Erb⸗ 
ſchaft anrechnen laſſen müſſen, hat er den Erben zu 
überlaſſen. Zur Anfechtung eines Vermächtniſſes 
iſt er ebenſowenig berechtigt, als wie die Aufſtellung 
eines Teilungsplanes oder die Ausführung einer 
Teilungsanordnung (8 2048 BGB.) in ſeinen 
Wirkungskreis fallt (OL ORſpr. Bd. 21 S. 308 und 
Bd. 26 S. 288). Ueberhaupt iſt er zu einer Ver⸗ 
teilung des Nachlaſſes unter die Erben grundſätzlich 
weder berechtigt noch verpflichtet (3BI FG. Bd. 14 
S. 668). Daher kommt es, daß, auch wenn der 
Nachlaß durch Beſtellung eines Nachlaßpflegers 
geſichert iſt, nicht jedes Bedürfnis einer Fürſorge 
durch einen Abweſenheitspfleger als ausgeſchloſſen 
gelten darf; dies iſt beſonders der Fall bei der 
Auseinanderſetzung, die nicht durch einen Nachlaß⸗ 
pfleger, ſondern durch einen Abweſenheitspfleger 
möglich iſt (BayZfR. 1914 S. 25). 

Der Nachlaßpfleger iſt ferner nicht berechtigt, 
Prozeſſe über das Erbrecht zu führen, Beſchwerde 
gegen eine die Gültigkeit der Erbſchaftsausſchlagung 
betreffende Entſcheidung des Nachlaßgerichts ein⸗ 
zulegen, den Antrag auf Erteilung eines Erbſcheins 
zu ſtellen oder gegen eine im Erbſcheinsverfahren 
ergangene Entſcheidung des Nachlaß⸗ oder Be⸗ 
ſchwerdegerichts Beſchwerde einzulegen. Er iſt 
namentlich nicht befugt, einen Erbſchein in An⸗ 
ſehung desjenigen Erbfalls zu erwirken, der die Nach⸗ 
laßpflegſchaft erforderlich gemacht hat (Entſch§ G. 
Bd. 11 S. 179; BayObLG. Bd. 14 S. 635 und 
Bd. 13 S. 402). Ihm ſteht gegen den Beſchluß 
des Beſchwerdegerichts, durch den die Anordnung 
der Nachlaßpflegſchaft aufgehoben wird, die weitere 
Beſchwerde nicht zu, weil er kein eigenes Recht auf 
Fortdauer der Pflegſchaft hat (8 20 FG.) und 
zur Wahrnehmung der Rechte der von ihm ver⸗ 
tretenen Perſonen nicht mehr berufen iſt (8 57 FG.; 
Entſch§ G. Bd. 11 S. 179 und ZBl§ G. Bd. 13 
S. 291— 293). Zu einer Verfügung über Nach⸗ 
laßgegenſtände dem Grundbuchamt gegenüber ge— 
nügt die Zuſtimmung des Nachlaßpflegers. Neben 
ihm kommt ein Erbſchein nicht in Frage, weil 
der Erbſchein immer nur mit Bezug auf beſtimmte 
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Perſonen die Erbfolge nachweiſen kann, während 
der Nachlaßpfleger an Stelle der erſt noch zu er⸗ 
mittelnden Erben handelt (88 2365 und 2353 
BGB.; EntſchF G. Bd. 10 S. 278). Nach 8 1812 
BGB. darf der Vormund über eine Forderung 
oder ein anderes Recht, kraft deſſen der Mündel 
eine Leiſtung verlangen kann, alſo insbeſondere 
über eine Hypothek nur mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts verfügen, falls ein Gegen⸗ 
vormund nicht vorhanden iſt. Dieſe Vorſchrift 
findet nach 8 1915 Abſ. 1 BGB. auf die Pfleg⸗ 
ſchaft entſprechende Anwendung und greift daher 
auch für die Nachlaßpflegſchaft gemäß § 75 FG. 
Platz, nur mit dem Unterſchied, daß an die Stelle 
des Vormundſchaftsgerichts das Nachlaßgericht 
(S 1962 BGB.) tritt. Demgemäß iſt auch nament⸗ 
lich die Kündigung einer Nachlaßforderung durch 
den Nachlaßpfleger ohne Genehmigung des Nach⸗ 
laßgerichts unwirkſam (EntiſchF Z. Bd. 12 S. 72 
und ZBl G. Bd. 4 S. 855). Kraft feines Ver: 
waltungsrechtes kann der Nachlaßpfleger Rechts- 
ſtreite über die zum Nachlaß gehörigen Rechte, 
Forderungen und Verbindlichkeiten aktiv führen; 
gegen ihm können im Wege der Klage alle ding⸗ 
lichen und perſönlichen Anſprüche in Anſehung 
des Nachlaſſes geltend gemacht werden; für die 
Klagen beſtimmt ſich die Zuſtändigkeit nicht nach 
dem perſönlichen Gerichtsſtand des Nachlaßpflegers, 
weil dieſer nicht Schuldner iſt, ſondern nach dem 
Gerichtsſtand der Erbſchaft (8 27 ZPO.) Der 
Nachlaßpfleger iſt auch (3 Bl G. Bd. 9 S. 754) 
gemäß 8 962 ZPO. zum Antrag auf Todes- 
erklärung des Verſchollenen berechtigt, ſofern dieſer 
zunächſt zur Erbſchaft berufen iſt und erſt nach 
ſeinem Wegfall die Perſon des wirklichen Erben 
ermittelt werden kann; denn der Nachlaßpfleger 
als der geſetzliche Vertreter desjenigen, der Erbe 
wird, hat ein rechtliches Intereſſe an der Ermitte⸗ 
lung des wirklichen Erben; dagegen iſt er nicht 
dazu berufen, Sonderintereſſen einzelner Gläu⸗ 
biger wahrzunehmen, z. B. ihnen vom Aufgebot 
der Nachlaßgläubiger Kenntnis zu geben oder 
einen Gläubiger darüber aufzuklären, wie er ſich 
in einem ſolchen N = Nachteilen ſchützen kann 
(3 BIF G. Bd. 3 S. 732). 

Der Nachlaßpfleger iſt endlich nicht berechtigt, 
die Annahme oder die Ausſchlagung der Erbſchaft 
für den von ihm vertretenen Erben zu erklären, 
denn dieſe Rechtshandlungen ſtehen nur dem Erben, 
dem wirklichen, feſtgeſtellten Erben zu ($$ 1943, 
1945 BGB.); dem Nachlaßpfleger können ſie nicht 
zuſtehen, weil er nur der Stellvertreter desjenigen 
iſt, der Erbe wird, nicht desjenigen, der Erbe iſt 
(3Bl& G. Bd. 9 S. 761). 

Seine Verantwortlichkeit. Der Nachlaßpfleger 
iſt den Erbſchaftsgläubigern ebenſo wie den Erben 
für ſeine Geſchäſtsführung verantwortlich und hat 
ihnen deshalb für den ihnen ſchuldhaft zugefügten 
Schaden zum Nachlaß Erſatz zu leiſten (3 BIF. 
Bd. 9 S. 719). Liegen die Vorausſetzungen des 
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8 1886 BGB. vor, dann kann der Nachlaßpfleger 
entlaſſen werden (3 Bl GS. Bd. 10 S. 545). 

Sein Anſpruch auf Vergütung. Grundſätzlich 
hat der Nachlaßpfleger keinen Anſpruch auf Ver⸗ 
gütung. Das Nachlaßgericht kann jedoch eine 
ſolche bewilligen, wenn die vorhandene Maſſe, ſowie 
der Umfang und die Bedeutung der Tatigkeit es 
rechtfertigen. Erſt hiedurch erlangt der Nachlaß⸗ 
pfleger einen klagbaren Anſpruch gegen den Erben 
auf Zahlung der feſtgeſetzten Vergütung aus der 
Maſſe. Die Feſtſetzung iſt nicht erforderlich, wenn 
der Nachlaßpfleger und der Erbe ſich außergericht⸗ 
lich einigen, doch muß ſie erfolgen, wenn ſtreitig 
iſt, ob eine Vereinbarung zuſtande gekommen oder 
gültig iſt. Bei Feſtſetzung der Vergütung hat das 
Nachlaßgericht nicht bloß die Dauer der Pflegſchaft 
und den Umfang der Mühewaltung des Pflegers, 
ſondern auch die mit der Führung der Pflegſchaft 
verbundene Verantwortlichkeit zu berüdfichtigen und 
ſetzt die Hohe nach ſeinem freien Ermeſſen feſt 
(3Bl GG. Bd. 15 S. 264). Die Außerachtlaſſung 
der Verantwortlichkeit bei Feſtſetzung der Ver⸗ 
gütung begründet die Beſchwerde, bzw. weitere 
Beſchwerde (3BlG. Bd. 14 S. 4786). 

3. Die Beendigung der Nachlaßpflegſchaft. Die 
Nachlaßpflegſchaft iſt gemäß 8 1919 BGB. von 
dem Nachlaßgericht aufzuheben, wenn der Grund 
für ihre Anordnung weggefallen iſt, alſo: 

1. wenn kein Bedürfnis mehr beſteht, für die 
Sicherung des Nachlaſſes zu ſorgen, 

2. wenn der Erbe bekannt geworden und wenn 
gewiß geworden iſt, daß er die Erbſchaft 
angenommen hat. 5 

Solange letzteres nicht feſtſteht, genügt das 
Bekanntwerden des Erben allein nicht zur Auf⸗ 
hebung der Pflegſchaft. Denn 8 1960 BGB. 
ſpricht nur von dem „Erben“, d. h. einer Perſon 
oder mehreren Perſonen, auf welche nach 8 1922 
BGB. mit dem Erbfall die Erbſchaft als Ganzes 
übergeht. Nach 8 1922 Abi. 2 BGB. finden die 
auf die Erbſchaft bezüglichen Vorſchriften auch auf 
den Anteil eines Miterben, den Erbteil, Anwen⸗ 
dung. Wenn die Vorausſetzungen des 8 1960 
BGB. nur für einzelne, nicht für alle Miterben vor⸗ 
liegen, dann darf, wie ſchon ausgeführt, eine Nachlaß⸗ 
pflegſchaft nur für diejenigen, bezüglich deren fie vor⸗ 
liegen, nicht für alle eingeleitet werden (Beſchl. des 
Ob G. vom 2. März 1902 OL GRſpr. Bd. 5 S. 229). 
Daraus ergibt ſich, daß in Anwendung des $ 1919 
BGB., die für ſämtliche oder mehrere Miterben einge⸗ 
leitete Nachlaßpflegſchaft nach Wegfall des Grundes 
der Anordnung für einen dieſer Miterben hin⸗ 
ſichtlich ſeiner Perſon von Amts wegen aufzuheben 
iſt, ſelbſt wenn der Grund dieſer Anordnung für 
die anderen Erben noch fortbeſteht. Denn ſonſt 
würde das Nachlaßgericht ſür einen Erbteil ſorgen, 
für deffen Erben die Vorausſetzungen der Fürſorge 
nicht vorliegen. Ob die Höhe des Erbteils der 
anderen Erben, die bekannt geworden ſind und 
die Erbſchaft angenommen haben, bereits feſtſteht 
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oder ob fie noch von der Ermittelung weiterer 
Erben abhängt, iſt dabei unerheblich. Auch der 
Miterbe, deſſen Erbteil ſich noch nicht durch einen 
ziffernmäßigen Bruch beſtimmen läßt, hat Anſpruch 
auf Aufhebung der für ihn eingeleiteten Nachlaß⸗ 
pflegſchaft. Ob die beteiligten Miterben ver⸗ 
trauenswürdig ſind oder nicht, iſt für die Anord⸗ 
nung oder Aufhebung der Pflegſchaft gleichgültig. 
Denn gegen die Gefahren, die von bekannten 
Miterben drohen, ſchützen die Sicherungsmittel der 
3PO. (EntſchFG. Bd. 7 S. 31). 

Im Hinblick auf 8 1919 BGB. endigt alſo 
die Nachlaßpflegſchaft nicht ſchon mit der Ermitte⸗ 
lung der Erben oder der Annahme der Erbſchaft 
durch dieſe, ſondern erſt durch nachlaßgerichtliche 
Aufhebung. Dabei hat das Nachlaßgericht ſtets 
im Auge zu behalten, ob die Vorausſetzungen ſeiner 
Amtstätigkeit weggefallen ſind. Nach der Auf⸗ 
hebung der Nachlaßpflegſchaft iſt es jedoch nicht 
verpflichtet, Rechtshilfe zur Aushändigung des 
Nachlaſſes zu leiſten (3Bl F G. Bd. 11 S. 293). 
Die Herausgabe des Nachlaſſes iſt vielmehr Pflicht 
des Nachlaßpflegers, der der Aufſicht des Nachlaß⸗ 
gerichts unterſteht. Dem Nachlaßgericht ſteht eine 
Verfügung über die im Nachlaß befindlichen Sachen 
nicht zu (BayObLG. Bd. 7 S. 590). 

Die Verfügung, durch die die Aufhebung an⸗ 
geordnet wird, iſt ſämtlichen Perſonen, die etwa 
die Einleitung der Nachlaßpflegeſchaft beantragt 
haben, bekannt zu geben (BayNachlO. § 25 Abſ. 4 
und § 16 J.). 

0 5 beſondere Art der Nachlaßpflegſchaft 
iſt die 


II. Nachlaß verwaltung. 


1. Begriff und Vorausſetzung der Anordnung. 
Wie die Nachlaßpflegſchaft der 88 1960 und 1961, 
ſo iſt auch die Nachlaßpflegſchaft des 81975 BGB. 
eine vermögensrechtliche Sicherungsmaßregel zu: 
gunſten des (der) Erben oder zugunſten eines 
Dritten, des (der) Nachlaßgläubiger. Aber die 
Nachlaßverwaltung iſt eine Sicherungsmaßregel 
in einem anderen Sinne und aus einem anderen 
Geſichtspunkt; denn während die Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft des 8 1960 BGB. die Erhaltung des Nach— 
laſſes bis zur Annahme durch den Erben bezweckt, 
wird durch die Nachlaßverwaltung die Beſchrankung 
der Haftung des Erben angeſtrebt. Und während 
der Nachlaßgläubiger mit der Nachlaßpflegſchaft 
des § 1961 BGB. die Ermöglichung der 
gerichtlichen Geltendmachung ſeines An- 
ſpruches bezweckt, wird durch die Nachlaßver⸗ 
waltung die Befriedigung der Anſprüche 
der Nachlaßgläubiger als Ziel geſteckt. 

Während der ungeſchmälerte Beſtand der Erb— 
ſchaft durch die Nachlaßpflegſchaft des S 1960 BGB. 
und der Anſpruch des Gläubigers gegenüber dem 
Nachlaß durch die Nachlaßpflegſchaft des 8 1960 
BGB. von Amts wegen geſichert wird, ſetzt die 
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Anordnung der Nachlaßverwaltung unter allen 
Umſtänden einen beſtimmten Antrag voraus. 

Die Nachlaßpflegſchaft kann nach dem Umfang des 
Bedürfniſſes und nach der Lage des Falles ſowohl 
für einen wie für mehrere Erben, ſowohl für einen 
Erbteil, wie für mehrere Erbteile, angeordnet 
werden. Die Nachlaßverwaltung kann dagegen 
nur auf gemeinſchaftlichen Antrag der Erben 
gemäß $ 2062 BGB. angeordnet werden; fie iſt 
ausgeſchloſſen, wenn der Nachlaß geteilt iſt. Die 
Nachlaßpflegſchaft des $ 1961 BGB. ſetzt ohne 
weitere Einſchränkung und Bedingung nur die 
Glaubhaftmachung des Anſpruchs voraus, 
den der Nachlaßgläubiger gerichtlich geltend machen 
will. Die Nachlaßverwaltung beſchränkt den Antrag 
des Nachlaßgläubigers auf den Nachweis, daß eine 
Gefährdung ſeines Anſpruchs durch das 
Verhalten oder die Vermögenslage des Erben an⸗ 
genommen werden darf (8 75 Nachl O.); aber auch 
dann kann der Antrag nicht mehr geſtellt werden, 
wenn ſeit der Annahme der Erbſchaft zwei Jahre 
verſtrichen ſind. Die Erben können alſo nur ge⸗ 
meinſchaftlich die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
beantragen; bei den Nachlaßglaͤubigern dagegen 
genügt es, wenn auch nur einer die Anordnung 
beantragt. Die Anordnung der Nachla ßverwaltung 
kann in jedem Falle, gleichviel, ob ſie der Erbe 
oder der Gläubiger beantragt, abgelehnt werden, 
wenn eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht 
vorhanden iſt ($ 1982 BGB.). Zur Anordnung 
der Nachlaßpflegſchaft fehlt das Bedürfnis, wenn 
ein Teſtamentsvollſtrecker vorhanden iſt. Dagegen 
iſt die Anordnung der Nachlaßverwaltung auch 
dann zuläſſig, wenn ein Teſtamentsvollſtrecker be⸗ 
ſtellt iſt (FG. 876). Doch wird die Anordnung 
regelmäßig nur dann erfolgen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 2227 BGB. vorliegen, namentlich 
wenn der Teſtamentsvollſtrecker zur ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsführung unfähig iſt. 

2. Zuſtändigkeit. Die Nachlaßverwaltung iſt 
gemäß § 1975 BGB. eine zum Zwecke der Be⸗ 
friedigung der Nachlaßgläubiger angeordnete Pfleg⸗ 
ſchaft. Auch auf die Nachlaßverwaltung finden daher 
gemäß 8 1913 BGB., wie auf die Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft der 88 1960 und 1961 BGB., die für die 
Vormundſchaft geltenden Vorſchriften in materieller 
Beziehung, ſoweit nicht in den 88 1976 ff. anders 
beſtimmt iſt, entſprechende Anwendung; in for⸗ 
meller Hinſicht greifen die für Vormundſchafts⸗ 
ſachen geltenden Beſtimmungen des FG. Platz. 
Demgemäß iſt zuſtändig zur Anordung der Nachlaß⸗ 
verwaltung gemäß § 75 FG. das Nachlaßgericht, 
das jedoch die Pflegſchaft nach Maßgabe des § 46 
FG. an ein anderes Nachlaßgericht abgeben kann. 

3. Die Anordnung der Nachlaßverwaltung. Die 
Anordnung der Nachlaßverwaltung iſt, ſoferne ſie 
vom Erben beantragt wird, dieſem, ſoferne ſie auf 
Antrag eines Nachlaßgläubigers erfolgt, dieſem, 
den Erben und dem Teſtamentsvollſtrecker gemäß 
88 16 und 76 FG. bekannt zu machen, ſowie im 
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Amtsblatt gemäß 5 1983 BGB. zu veröffentlichen. 
Der Name des Nachlaßverwalters iſt bekannt zu 
machen. Der Name des Erben braucht nicht an⸗ 
gegeben zu werden. Die Bekanntmachung braucht 
auch keine Angabe darüber zu enthalten, ob die 
Nachlaßverwaltung auf Antrag der Erben oder 
auf Antrag eines Glaͤubigers angeordnet worden 
iſt. Dagegen ſoll die Verfügung, durch die die 
Nachlaßverwaltung angeordnet wird, die Stunde 
ihrer Erlaſſung angeben. 85 76— 78 BayNachlO. 
Gemäß § 79 Nachl O. iſt die Anordnung der Nach⸗ 
laßverwaltung einzutragen: 

a) bei denjenigen zum Nachlaß gehörenden 
Grundſtücken, als deren Eigentümer der Erblaſſer 
oder der Erbe als Rechtsnachfolger des Erblaſſers 
in das Grundbuch eingetragen iſt; 

b) bei den für den Erblaſſer oder den Erben 
als Rechtsnachfolger des Erblaſſers eingetragenen 
Rechten an einem Grundſtück oder an eingetragenen 
Rechten, wenn nach der Art des Rechtes und nach 
den Umſtänden bei Unterlaſſung der Eintragung 
eine Beeinträchtigung der Nachlaßgläubiger zu be⸗ 
ſorgen iſt. 

Das Nachlaßgericht hat, foweit ihm ſolche Rechte 
oder Grundſtücke bekannt ſind, das Grundbuchamt 
von Amts wegen um die Eintragung zu erſuchen. 

4. Der Nachlaßverwalter. Wie die die Nachlaß⸗ 
pflegſchaft durch den Nachlaßpfleger, ſo wird die 
Nachlaßverwaltung durch den Nachlaßverwalter aus⸗ 
geübt. Zwar iſt dem Nachlaßverwalter, der bei 
Führung ſeines Amtes ſowohl von den Erben als 
den Nachlaßgläubigern unabhängig iſt, weder einen 
Gläubigerausſchuß noch eine Gläubigerverſammlung 
neben ſich hat, in Anſehung feiner Verfügungs⸗ 
macht keine andere Rechtsſtellung angewieſen als 
einem gemäß $ 1960 Abſ. II BGB. beſtellten 
Nachlaßpfleger (ZBlG. Bd. 6 S. 378). Allein 
während bei der Nachlaßpflegſchaft der Pfleger der 
geſetzliche Vertreter des unbekannten und ungewiſſen 
Erben iſt und ſeine Vertretung aufhört, ſowie die 
Perſon der Erben und die Annahme der Erb: 
ſchaft feſtſtehen, wird durch die Nachlaßverwaltung 
dem berechtigten Erben die Verwaltung und die 
Verfügung über den Nachlaß entzogen. ($ 1984 
BGB.; 3Bl F G. Bd. 8 S. 533). Der Nachlaß bildet 
während der Dauer der Nachlaßverwaltung eine 
von dem ſonſtigen Vermögen des Erben abgeſonderte 
Vermögensmaſſe, die zum Zweck der Befriedigung 
der Nachlaßgläubiger der Verwaltung und der 
Verſügung des Nachlaßverwalters unterliegt, und 
auf deren Ausantwortung der Erbe erſt nach 
Berichtigung, bzw. Sicherſtellung aller bekannten 
Nachlaßverbindlichkeiten Anſpruch hat (8$ 1985, 
1986 BGB.). Wie ſonach die Nachlaßverwaltung 
dem Konkursverfahren nachgebildet iſt, ſo iſt auch 
die Stellung des Nachlaßverwalters derjenigen des 
Konkursverwalters verwandt und deshalb der Nach— 
laßverwalter nicht als geſetzlicher Vertreter des 
Erben oder der Gläubiger anzuſehen, ſondern als 
ein ſelbſtändiger, zur endgültigen Erledigung des 
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Zweckes der e une beſtellter Geſchäfts⸗ 
führer (3BI FG. Bd. 9 S. 447). 

a) Seine Rechte und ſeine Pflichten. Deshalb 
hat er (8 84 Nachl O.) bei Beginn der Nachlaß⸗ 
verwaltung dem Gericht ein Verzeichnis des Nach⸗ 
laſſes einzureichen. Bei längerer Dauer der Ver⸗ 
waltung hat er dem Nachlaßgericht Rechnung ab⸗ 
zulegen (88 1915, 1962, 1975, 1802, 1837 BGB.). 
Die Verwaltung liegt ihm im weiteſten Sinne ob 
und beſchränkt ſich keineswegs, wie bei der Nuch⸗ 
laßpflegſchaft auf die Erhaltung und Sicherung 
des Nachlaſſes, ſondern umfaßt namentlich das 
Recht auf Verfügung über Nachlaßgegenſtände, 
ſowie auf Geltendmachung der zum Nachlaß ge⸗ 
hörenden Rechte; hiezu gehören insbeſondere die 
aus 8 1978 BGB. ſich gegen den Erben er⸗ 
gebenden Anſprüche. Demgemäß hat der Ver⸗ 
walter namentlich die Befugnis, von dem Erben 
Rechenſchaftsablegung nach 88 662, 666, 681 
BGB. und die Leiſtung des Offenbarungseides 
nach 88 259 - 261 BGB. zu verlangen. Die 
Eintragung der Nachlaßverwaltung im Grundbuch 
kann auch vom Nachlaßverwalter beantragt werden 
(§ 79 Abſ. III Nachl O.). Zu den Rechtsgeſchäften 
der 88 1821 und 1822 BGB. bedarf er der Ge⸗ 
nehmigung des Nachlaßgerichts. Eine Verbind⸗ 
lichkeit darf er nur dann erfüllen, wenn er nach 
den Umſtänden annehmen darf, daß der Nachlaß 
zur Berichtigung aller Verbindlichkeiten ausreicht. 
Sobald er von der Ueberſchuldung des Nachlaſſes 
Kenntnis erlangt, iſt er ebenſo wie der Erbe 
ſelbſt nach 8 1980 BGB. verpflichtet, die Er⸗ 
öffnung des Nachlaßkonkurſes zu beantragen. Aber 
die Pflicht, im Intereſſe der Nachlaßgläubiger den 
Nachlaßkonkurs zu beantragen, kann dem Nach: 
laßverwalter ebenſo wie dem Erben ſelbſt von den 
Gläubigern erlaſſen werden; der Nachlaßverwalter 
kann ebenſo wie der Erbe mit den Gläubigern 
ein Uebereinkommen dahin treffen, daß ſie ohne 
Konkurseröffnung verhältnismäßige Befriedigung 
aus dem Nachlaß erhalten. Treten ſämtliche 
Gläubiger dieſem Uebereinkommen bei, ſo hat es 
dabei ſein Bewenden (BayObLG. Bd. 6 S. 516). 
Andernfalls iſt der Nachlaßverwalter gleich dem 
Erben (8 1992 BGB.) wegen Nachlaßüberſchuldung, 
ſofern dieſe nicht nur auf Vermächtniſſen, Auf: 
lagen uff. beruht, zur unverzüglichen Stellung des 
Antrags auf Konkurseröffnung bei Vermeidung 
perſönlicher Haftung verpflichtet. Aber auch, wenn 
der Nachlaß nach dem aufgenommenen Nachlaß— 
verzeichnis zur Berichtigung der bekannten Nach— 
laßverbindlichkeiten hinreichend iſt, wird der Nach⸗ 
laßverwalter doch erſt im Hinblick auf SI 989, 991 
3PO., SS 1985 und 1986 BGB. das Aufgebot 
der Nachlaßgläubiger herbeiführen müſſen, bevor 
er zur Befriedigung der Nachlaßgläubiger ſchreitet. 
Die Vorſchriften des 8 2012 BGB. gelten auch 
für ihn. Das Nachlaßgericht hat über die Tätig— 
keit des Nachlaßverwalters die Auſſicht zu führen 
(§ 84 Nachl O.) und gegen Pflichtwidrigkeiten des 
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Verwalters einzuſchreiten. Es kann den Verwalter 
nötigenfalls entlaſſen, dagegen iſt dieſer nicht, wie 
der Nachlaßpfleger, verpflichtet, das Amt des Nach⸗ 
laßverwalters überhaupt anzunehmen; denn $ 1785 
BGB. findet gemäß $ 1981 Abſ. 3 BGB. auf 
ihn keine Anwendung. 


b) Sein Anſpruch auf Vergütung. Waͤhrend 
das Amt des Nachlaßpflegers grundſätzlich ein 
unentgeltliches Ehrenamt iſt, für das eine Ver⸗ 
gütung nur nach dem Maßſtab des 8 1836 BGB. 
gewährt wird, kann der Nachlaßverwalter für die 
Führung ſeines Amtes gemäß 8 1987 BGB. eine 
angemeſſene Vergütung verlangen. Bei der Be⸗ 
meſſung dieſer Vergütung find (8 85 Nachl O.) 
einerſeits der Umfang und die Schwierigkeit der 
Geſchaftsfuhrung, andererſeits der Wert der Nach⸗ 
laßmaſſe billigerweiſe zu berückſichtigen. Die Feſt⸗ 
ſetzung der Vergütung erfolgt durch das Nach⸗ 
laßgericht. 

c) Seine Haftbarkeit. Für die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit ſeiner Verwaltung iſt der Nachlaßver⸗ 
walter nicht nur dem Erben, ſondern auch dem 
Nachlaßgläubiger verantwortlich. Die Verantwort⸗ 
lichkeit gegenüber dem Erben, deſſen Vermögen 
er verwaltet, ergibt ſich aus 88 1833 und 1915 
BGB., ſeine Verantwortlichkeit gegenüber den 
Nachlaßgläubigern erhellt aus 88 1985 Abſ. 2, 
1978 Abſ. 1 Satz 1, 1979 und 1980 BGB. 


5. Die Beendigung der Nachlaßverwaltung. 
a) Befriedigung der Nachlaßgläubiger. Wenn die 
bekannt gewordenen Nachlaßverbindlichkeiten ſämt⸗ 
lich berichtigt ſind, dann iſt der Zweck der Nach⸗ 
laßverwaltung erreicht. Da hierdurch der Grund 
für die Fortdauer der Nachlaßverwaltung weg⸗ 
gefallen iſt, ſo muß dieſe gemäß $ 1919 BGB. 
aufgehoben werden. Wenn außer den berichtigten 
Verbindlichkeiten noch andere vorhanden ſind, deren 
Berichtigung zurzeit nicht erfolgen kann, weil ſie 
entweder ſtrittig, betagt oder bedingt ſind, ſo darf 
die Ausantwortung des Nachlafſes an den Erben 
gemäß 8 186 Abſ. 2 BGB. nur erfolgen, wenn 
dem Gläubiger zuvor Sicherheit geleiſtet wird. Denn 
wie es im Intereſſe des Erben liegt, daß durch 
das Vorhandenſein derartiger Verbindlichkeiten die 
Aufhebung der Nachlaßverwaltung und die Heraus— 
gabe des Nachlaſſes an den Erben nicht verzögert 
wird, ſo iſt andererſeits auch das Intereſſe des 
noch nicht befriedigten Gläubigers in angemeſſener 
Weiſe zu berückſichtigen, und zwar in dem durch 
53 232 — 234 BGB. feſtgelegten Umfange. Doch 
iſt für eine bedingte Forderung eine Sicherheits— 
leiſtung dann nicht erforderlich, wenn die Möglich- 
leit des Eintritts der Bedingung ſo entfernt iſt, 
daß die Forderung einen gegenwärtigen Vermögens— 
wert nicht hat (S 1986 Abſ. 2 BGB.). 

Die Nachlaßverwaltung iſt, wenn ſie aus einem 


andern Grunde als infolge der Eröffnung des 


Nachlaßkonkurſes (§ 1988 BGB.) endigt, ausdrück⸗ 
lich aufzuheben. 
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Soweit die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
auf Erſuchen des Nachlaßgerichts in das Grund⸗ 
buch eingetragen worden iſt, hat das Nachlaßgericht 
das Grundbuchamt von Amts wegen um Löſchung 
der Eintragung zu erſuchen ($ 86 Nachl O.) 

Auf Antrag des Erben iſt die Aufhebung der 
Nachlaßverwaltung durch das für die Bekannt⸗ 
machungen des Nachlaßgerichts beſtimmte Blatt zu 
veröffentlichen (8 87 Nachl O.). 

b) Eröffnung des Nachlaßkonkurſes. Wie nach 
8 993 Abi. 2 ZPO. das Aufgebot zum Zwecke 
der Ausſchließung von Nachlaßgläubigern, ſo wird 
auch die Nachlaßverwaltung durch die Eröffnung 
des Nachlaßkonkurfes ohne weiteres kraft Geſetzes 
($ 1988 Abſ. 1 BGB.) beendigt. Einer Aufhebung 
durch das Nachlaßgericht bedarf es in dieſem Fall 
nicht. Der Nachlaßverwalter hat in dieſem Falle 
den Nachlaß an den Konkursverwalter heraus⸗ 
zugeben. Die Herausgabe fällt weg, wenn, was ſich 
regelmäßig empfiehlt, der Nachlaßverwalter zum 
Konkursverwalter beſtellt wird. 

e) Aufhebung mangels Maſſe. Wie das Konkurs⸗ 
verfahren, fo kann nach 8 1988 Abi. 2 BGB. auch 
die Nachlaßverwaltung aufgehoben werden, wenn 
ſich ergibt, daß eine den Koſten entſprechende Maſſe 
nicht vorhanden iſt. Gegen den Aufhebungsbeſchluß 
ſteht nach 88 19 und 20 FG. dem Erben und den 
Nachlaßgläubigern die Beſchwerde zu. 

Die Aufhebung der Nachlaßverwaltung bewirkt 
die Aushändigung des Nachlaſſes an den Erben. 
Die Haftung des Erben beſchraͤnkt ſich gegenüber 
den Nachlaßgläubigern auf den ihm ausgehändigten 
Nachlaß, den er den betreibenden Gläubigern zum 
Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach $ 1990 und 1991 BGB. heraus⸗ 
zugeben hat. 


Streitfragen aus dem Kechte der 
Vorentſcheidung nach Art. 7 Abſ. II 866. 


Von Bezirksamtsaſſeſſor Dr. G. Ziegler in Schweinfurt. 
(Schluß). 
II 


Gemäß Art. 7 Abſ. II Satz 4 BGG. iſt bei 
Handlungen eines Beamten der ſtreitigen oder 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit Vor⸗ 
entſcheidung nicht erforderlich. Die (unveröffentlichte) 
Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 
29. März 1916 Nr. 551/14 hat zu der Frage 
Stellung genommen, ob der mit der Sicherung 
eines Nachlaſſes befaßte Bürgermeiſter in dieſer 
Eigenſchaft nicht etwa als Beamter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zu erachten ſei. 

Der dem genannten Erkenntniſſe zugrunde⸗ 
liegende Tatbeſtand ereignete ſich noch unter der 
Herrſchaft der MinEntſchl. vom 26. November 


1866 (Weber Bd. VI S. 728), wonach in den 
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Fällen, in denen nach geſetzlicher Beſtimmung 
„eine Sperre und Verſiegelung des Rücklaſſes zu 
geſchehen hat und wegen Entfernung des Gerichts⸗ 
fitzes oder aus anderen Gründen deren ſofortige 
Vornahme durch das Gericht nicht zu erwarten 
ſteht“, der Bürgermeiſter ſie unverzüglich ſelbſt 
vorläufig zu betätigen hat. Dieſe Tätigkeit wurde 
nicht als eine ſolche der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
angeſehen. Denn obſchon die Nachlaßſicherung an 
ſich eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
bildet, hat doch ein Bürgermeiſter, der unter der 
Herrſchaft der MinEntſchl. vom 26. November 1866 
die Sicherung des Nachlaſſes einer verſtorbenen 


Perſon vornahm, nicht als Beamter der freiwilligen 


Gerichtsbarkeit, ſondern als Gemeindebeamter im 
übertragenen gemeindlichen Wirkungskreiſe gehandelt. 
Das geht aus dem der bezeichneten MinEntſchl. 
zugrunde gelegenen $ 114 des revidierten Gemeinde: 
edikts und dem an deſſen Stelle getretenen (durch 
Art. 158 Ziff. V des bayr. AG. BGB. aufgehobenen) 
Art. 156 Abſ. VI der rechtsrheiniſchen GemO. 
hervor, indem nach $ 114 und Art. 156 Abſ. VI 
a. a. O. die vorläufige Sicherung des Nachlaſſes 
eine ſelbſtändige ortspolizeiliche bzw. ge⸗ 
meindliche Obliegenheit ſein ſollte. Auch hat 
Ziff. 4 der MinEntſchl. vom 26. November 1866 
die Vornahme der dort angeordneten Sicherungs⸗ 
maßnahmen der Ortspolizeibehörde zugewieſen. 

Gegenwärtig gilt für die Mitwirkung der 
Gemeindebehörden bei Sicherung eines Nachlaſſes die 
Min Bek. vom 18. Dezember 1902 (JM Bl. 1903 
S. 216, MABl. 1903 S. 4). Nach 8 2 dieſer 
Bekanntmachung kann die Anlegung von Siegeln 
zur Sicherung eines Nachlaſſes, der ſich nicht in 
der Gemeinde befindet, in der das zuſtändige 
Amtsgericht ſeinen Sitz hat, dem Bürgermeiſter 
übertragen werden. In dringenden Fällen hat 
der Bürgermeiſter gemäß $ 3 der Bek. auch ohne 
Auftrag des Amtsgerichts für die Sicherung des Nach⸗ 
laſſes vorläufig durch Anlegung von Siegeln zu ſorgen 
(vgl. auch Art. 105 AG. BGB.). Wenn auch in 
dieſer Bekanntmachung nicht eigentlich von „Orts— 
polizeibehörden“ die Rede iſt und Art. 156 Abſ. VI 
als geſetzliche Grundlage nunmehr entfällt, ſo 
handelt doch der Bürgermeiſter auch nach dem heute 
geltenden Rechte bei der Nachlaßſicherung nicht 
als Beamter der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſondern 
als Ortspolizeibehörde. Denn durch die Ueber— 
tragung in Art. 105 AG. BGB. iſt nur bewirkt, 
daß dem einen Nachlaß ſichernden Bürgermeiſter 
dieſelben Rechte und Pflichten zuſtehen wie dem 
Amtsgerichte, dem als Nachlaßgericht die Sicherung 
des Nachlaſſes gemäß SS 17, 18 der Nachlaßordnung 
vom 20. März 1903 (MB. S. 111) grund: 
ſätzlich obliegt. Der Bürgermeiſter bleibt — ähnlich 
wie bei der Aufnahme eines Dorfteſtaments“) — 
Gemeindebeamter und handelt als ſolcher im 
ſogenannten übertragenen Wirkungskreiſe; er beſorgt 
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1) Zu vgl. VGH. 1904, 258. 


eine Verrichtung, die ihm nach Art. 156 Abſ. V 
rechtsrh. GemO. im Gebiete der freiwilliigen Ge⸗ 
richtsbarkeit übertragen iſt. 

Es muß ſohin, wenn eine amtspflichtwidrige 
Handlung eines Bürgermeiſters in bezug auf eine 
ihm obliegende Nachlaßſicherung behauptet wird, 
auch nach dem heutigen Rechte die Vorentſcheidung 
3 Art. 7 Abſ. II VG. als zuläſſig erachtet 
werden. 


III. 


Das gleiche Erkenntnis (Nr. 55 1/14) hat 
ferner die Frage entſchieden, ob ein Vorentſchei⸗ 
dungsantrag noch zuläſſig iſt, wenn der Anſpruch 
auf Erſatz des Schadens, der durch die angeblich 
pflichtwidrige Handlung entſtanden ſein ſoll, bereits 
verjährt iſt. 

1. Zu dieſer Frage, über deren Beantwortung 
das Geſetz ſelbſt ſchweigt, aͤußerte ſich der 
Generalſtaatsanwalt wie folgt: Die jedem Geſetz 
innewohnende Vernunft, die ratio legis, müſſe 
dazu führen, einen derartigen Vorentſcheidungs⸗ 
antrag für unzuläſſig zu erklären. In der Ent: 
ſcheidung in Samml. Bd. 32 S. 36 ſei aus⸗ 
geſprochen, daß der Verwaltungsgerichtshof, an 
den ein Vorentſcheidungsantrag gebracht werde, 
nicht über die Verletzung einer Amtspflicht außer 
allem Zuſammenhang mit einer Entſchädigungs⸗ 
forderung in Form eines rein akademiſchen An⸗ 
ſpruches zu urteilen habe; ſeine Entſcheidung bilde 
vielmehr den Vorläufer eines Entſchädigungs⸗ 
prozeſſes, namlich einer Schadenserjaßtlage ge: 
mäß Art. 60 AG. BGB. und des $ 839 BGB., 
indem ſie den Zweck habe, einen Teil des 
Klaggrundes für den Entſchädigungs— 
anſpruch feſtzuſtellen. Der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof könne deshalb um Erlaſſung einer Vor⸗ 
entſcheidung nicht angerufen werden, wenn lediglich 
die Möglichkeit beſtehe, daß in Zukunft dem 
Dritten einmal ein Vermögensnachteil entſtehen 
werde. Aus demſelben Gedankengang heraus 
komme der Generalſtaatsanwalt zu der An⸗ 
ſchauung, daß der Verwaltungsgerichtshof auch 
dann nicht um Erlaſſung einer Vorentſcheidung 
angerufen werden könne, wenn aus den eigenen 
Angaben des Vorentſcheidungsklägers erhelle, daß 
die Möglichkeit einer Rechtsverfolgung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches überhaupt nicht beſtehe. Gerade 
weil die Vorentſcheidung über das Verſchulden 
einer Amtsperſon nur einen vorausgenommenen 
Teil eines Entſchädigungsprozeſſes bilde, werde 
der Verwaltungsgerichtshof bei ſeiner Entſcheidung 
berückſichtigen müſſen, ob nicht die den Schadens— 
erſatzanſpruch zerſtörende Einrede der Verjährung 
ihre Wirkung auch auf den Anſpruch auf Feſt— 
ſtellung der Verſchuldung im Vorentſcheidungs— 
verfahren äußere. 

Wäre dem nicht ſo, dürfte alſo der Verwal⸗ 
tungsgerichtshof die Frage der Verjährung über⸗ 
haupt nicht würdigen, ſo müßte er eine Vorent⸗ 
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ſcheidung fällen, obwohl er wiſſe, daß fie ohne 
jeden praktiſchen Wert und Zweck ſei, da der 
Vorentſcheidungskläger mit ſeinem Schadenerſatz⸗ 
anſpruch vom Zivilgericht ohne weiteres wegen Ver⸗ 
jährung abgewieſen werden müſſe. Auch entſtaͤnde 
in dieſem Falle die Merkwürdigkeit, daß trotz 
Verjährung des Hauptanſpruchs Anſpruch auf Feſt⸗ 
ſtellung darüber, ob ſich ein Beamter einer Amts⸗ 
pflichtverletzung ſchuldig gemacht habe, ohne jede 
zeitliche Begrenzung erhoben werden könne, während 
doch ſonſt überall auf allen Rechtsgebieten, im 
Straſrecht ſowohl wie im Diſziplinarrecht, im 
öffentlichen Recht ſowohl wie im Privatrecht, 
die Verjährung als Anſpruch hemmendes Rechts⸗ 
inſtitut durchgeführt ſei. Der Geſetzgeber könne der⸗ 
artige Folgerungen nicht gewollt haben. Infolge⸗ 
deſſen halte der Generalſtaatsanwalt die Annahme 
für berechtigt, daß die Prüfung des Vorentſchei⸗ 
dungsantrages durch den Verwaltungsgerichtshof 
ſich auch darauf zu erſtrecken habe, ob nicht dem 
Antrage auf Vorentſcheidung die Einrede der Ver⸗ 
jährung entgegenſtehe. Damit ſei nicht in eine 
ſachliche Würdigung des vom Vorentſcheidungs⸗ 
kläger erhobenen Erſatzanſpruchs eingetreten, welche 
der Verwaltungsgerichtshof allerdings dem Zivil⸗ 
gericht zu überlaſſen habe. Vielmehr ſei nur aus⸗ 
geſprochen, daß ein Antrag auf Vorentſcheidung 
wegen Zeitablaufs nicht mehr erhoben werden könne. 

Der erkennende Senat iſt dieſen Aus⸗ 
führungen nicht beigetreten und zwar mit folgen⸗ 
der Begründung: Zunächſt kennt das Verwaltungs⸗ 
gerichtsgeſetz in den Beſtimmungen ſeines das 
Vorentſcheidungsverfahren regelnden Art. 7 eine 
Verjährung der Antragsbefugnis nicht. Dann 
aber würde auch die Verjährung des hinter dem 
Vorentſcheidungsantrage ſtehenden Erſatzanſpruches 
aus 8 852 BGB., ſelbſt wenn deren Eintritt 
noch ſo offenſichtlich wäre, nicht geeignet ſein, den 
Ausſchluß der Vorentſcheidung zu rechtfertigen. 
Denn einerſeits ſteht den Parteien im Vorent⸗ 
ſcheidungsverfahren ein Recht darauf zu, daß beim 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen, welche die 
Sätze 1, 2 und 3 des Art. 7 Abſ. II für den Erlaß 
der Vorentſcheidung aufſtellen, die Vorentſcheidung 
dem Geſetze gemäß gefällt werde; zu jenen Bor: 
ausſetzungen gehört jedoch nicht, daß keine Ver— 
jährung des Erſatzanſpruchs inmitte liegt. Und 
anderſeits könnte eine Inbetrachtnahme der Ber: 
jährung des Erſatzanſpruches durch den Verwal— 
tungsgerichtshof nicht geſchehen, ohne daß er mit 
ſeiner Prüfung in den der Zuſtändigkeit des Zivil— 
richters vorbehaltenen Teil des Erſatzklagegrundes 
übergriffe. 

Demgegenüber iſt das Bedenken, daß die 
Fällung einer Verentſcheidung trotz augenſchein— 
lichen Inmitteliegens der Verjährung des Erſatz— 
anſpruches nur akademiſchen Wert hätte, rechtlich 
bedeutungslos. Zudem erſcheint es inſoferne un⸗ 
ſtichhaltig, als die nach § 852 BGB. eintretende 
Verjährung den Schadenkerſatzanſpruch nicht zer: 
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ftört, vielmehr gemäß 8 222 Abſ. I daſelbſt nur 
ein Leiſtungsverweigerungsrecht des Ver⸗ 
pflichteten begründet und die Möglichkeit be⸗ 
ſteht, daß, falls im Vorentſcheidungsverfahren eine 
Amispflichtverletzung des Vorentſcheidungsbeklagten 
feſtgeſtellt wird, der im nachfolgenden Zivilprozeſſe 
belangte Streitsteil von ſeinem der Verjährung 
des eingeklagten Anſpruches entſpringenden Ein⸗ 
rederechte keinen Gebrauch macht. 

Der Senat hat ſich deshalb nicht veranlaßt 
gefunden, ſeinen in den — der amtlichen Samm⸗ 
lung von Entſcheidungen des Gerichtshofes nicht 
einverleibten — Entſcheidungen vom 20. Mai 1910 
Nr. 174 1/09 und vom 10. Juni 1914 Nr. 1131/13 
vertretenen Rechtsſtandpunkt aufzugeben, wonach 
die etwaige Verjährung des Erſatzanſpruches 
der zur Ermöglichung ſeiner zivilgerichtlichen Ver⸗ 
folgung beantragten Vorentſcheidung nicht im 
Wege ſteht. 

3. Der Verwaltungsgerichtshof hätte En 
Stützung feines Standpunktes noch auf die Ent⸗ 
ſcheidung in Bd. 32 S. 30 der amtlichen Samm⸗ 
lung verweiſen i in der u. a. ansgeſprochen 
iſt: Auszuſcheiden (aus der Vor: 
entſcheidung) haben als dem Zivilrichter vor⸗ 
behalten die Fragen, ob dem Vorentſcheidungs⸗ 
kläger wirklich ein Schaden erwachſen iſt, ob dieſer 
mit der behaupteten Amtspflichtverletzung urſächlich 
zuſammenhängt und ob der ... dem Schaden⸗ 
erſatzanſpruch entgegengeſtellte Einwand der 
Verjährung begründet iſt.“ Im Hinblick 
auf die vom Geſetze gewollte und in ſtändiger 
Rechtſprechung geübte ſcharfe Trennung der Vor: 
entſcheidungsfragen von denjenigen, die der Wür⸗ 
digung des Zivilgerichts unterliegen (vgl. insbeſ. 
den Wortlaut des § 11 Abſ. II Ziff. 1 EG. GV.), 
muß wohl, ſo beſtechend auch die vom General⸗ 
ſtaatsanwalt für ſeine Anſicht ins Feld geführten 
Gründe erſcheinen mögen, doch der Meinung des 
erkennenden Senates der Vorzug gegeben werden, 
zumal auch das Recht auf Vorentſcheidung ſelbſt 
nicht etwa der Verjährung auf Grund allgemein 
gültiger Normen unterliegt; denn es gehört zu den 
ſog. Geſtaltungsrechten, für die eine Verjährung 
oder Verſchweigung ohne beſondere geſetzliche Grund: 
lage nicht vermutet werden darf (vgl. Kormann, 
Grundzüge eines allg. Teils des öffentlichen Rechts 
in Hirths Annalen 1912 S. 124). Der Fall liegt 
ähnlich wie bei Einlegung eines materiell offen⸗ 
ſichtlich unbegründeten Rechtsmittels; u bier 
der endgültige Mißerfolg der Anrufung des 
Obergerichts klar zutage liegen mag, hat dieſes 
doch die ſämtlichen auf die Einlegung des Rechts⸗ 
mittels bezüglichen formellen Fragen, die mit⸗ 
unter bedeutende Schwierigkeiten bieten können, 
zunächſt zu prüfen und zwar ſogar in dem von 
der Parteimaxime beherrſchten Zivilprozeß von 
Amts wegen (vgl. 8535 ZPO.) Auch hier können 
langwierige Erörterungen über Beſchwerdeformalien 
(3. B. Friſtwahrung, Verwendung eines Stempels 


zur Unterzeichnung), Beſchwerdeberechtigung, Boll: 
macht uſw. rein akademiſchen Charakter tragen, 
wenn etwa der Beklagte im erſten Rechtszuge die 
Verjährungseinrede einwandfrei gebraucht hat und 
ſie vor dem Obergericht wiederholt, ſo daß die 
Klage ſachlich nicht durchzudringen vermag. 

Kann ſohin nach dem geltenden Rechte der 
Anſicht des Generalſtaatsanwaltes nicht beigepflichtet 
werden, jo ware doch fraglos de lege ferenda 
eine Befriſtung der Antragsbefugnis nach 
Art. 7 Abſ. II VG. ſchon aus praktiſchen Gründen 
durchaus zu wünſchen; eine künftige Neugeſtaltung 
des Verwaltungsgerichtsgeſetzes wird auch dieſen 
Punkt zu berückſichtigen und die gegenwärtig vor⸗ 
handene Geſetzeslücke auszufüllen haben. 


Kleine Mitteilungen. 


Die Eintragung der zwangsweiſen Verwaltung aus- 
ländiſcher Unternehmungen ins Grundbuch. In der 
23.1915 S. 422 wird die Eintragung für unzuläſſig 
erachtet. Die Frage läßt ſich aber nicht einheitlich 
für das ganze Reich entſcheiden. Gewiß bedeutet die 
zwangsweiſe Verwaltung eine Verfügungsbeſchränkung 
aus öffentlichen Rückſichten, und ſie verliert dieſe 
Eigenſchaft nicht dadurch, daß ſie daneben auch einem 
Kreis mehr oder weniger beſtimmter einzelner Per⸗ 
ſonen zugute kommt, z. B. den Gläubigern und den 
Abnehmern der Unternehmungen. Das kann auch 
ſonſt eine Nebenwirkung einer aus öffentlichen Rück⸗ 
ſichten erfolgenden Beſchlagnahme ſein, z. B. der Be⸗ 
ſchlagnahme nach 8 93 StGB., welche auch den flüch⸗ 
tigen Landesverräter hindert, ſein Vermögen dem 
Zugriff ſeiner Gläubiger zu entziehen. Auf das all⸗ 
gemeine bürgerliche Recht, insbeſondere auf 8 892 
BGB. kann man alſo die Eintragbarkeit nicht ſtützen, 
ſondern ſie müßte ſonſtwo zugelaſſen ſein. Können 
in dieſer Beziehung Anordnungen der Landeszentral⸗ 
behörden auf Grund des 8 4 der BRVO. vom 26. No⸗ 
vember 1914 in Betracht kommen, wie ſie in ver⸗ 
ſchiedenen Bundesſtaaten, z. B. auch in Bayern, er⸗ 
laſſen worden find? 

1. Die Bejahung fällt demjenigen nicht ſchwer, 
der die dem Bundesrat durch das Ermächtigungsgeſetz 
vom 4. Auguſt 1914 eingeräumte Zuſtändigkeit für 
übertragbar hält. Wie der Bundesrat beſtehende 
Geſetze abändern kann zur Abhilfe gegen wirtſchaft⸗ 
liche Schädigungen, ſo muß es dann auch die Landes⸗ 
zentralbehörde können, wenn ſie der Bundesrat zur 
Ausführung ſeiner Anordnungen beruſt und die Ab— 
änderung innerhalb der übertragenen Ausführung 
liegt. Und das trifft hier zu. Die Eintragung der 
Verwaltung ins Grundbuch iſt eine Maßregel ledig- 
lich zur zweckmäßigeren Geſtaltung der Durchführung 
der Verwaltung, indem ſie die Verwaltung einem 
beſtimmten Kreis anderer Perſonen, nämlich Perſonen 
mit einem berechtigten Intereſſe an der Einſicht des 
Grundbuchs, erkennbar macht. 

2. Die Frage iſt aber wegen der beſonderen Art 
dieſer Durchführungsmaßregel auch vom gegenteiligen 
Standpunkt aus, unter Annahme der Unübertrag— 
barkeit der Zuſtändigkeit, zu prüfen, denn die Ueber⸗ 
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tragbarkeit unterliegt gewichtigen Bedenken. Von 

dieſem Standpunkt aus hängt die Entſcheidung, ob 
der Bundesrat die Anordnung, die Verwaltung ins 
Grundbuch einzutragen, der Landeszentral behörde über⸗ 
laſſen kann, davon ab, ob die Anordnung, wenn das 
Ermächtigungsgeſetz nicht erlaſſen worden wäre, im 
Weg eines Reichsgeſetzes hätte ergehen müſſen, oder 
ob ſie der Bundesrat für ſich allein hätte treffen 
können. Das erſtere trifft zu, wenn die Anordnung 
entweder eine Rechtsvorſchrift im eigentlichen Sinn, 
alſo eine Vorſchrift enthält, welche die Rechtskreiſe 
der einzelnen gegeneinander oder gegen die öffentliche 
Gewalt abgrenzt, oder ein formelles Geſetz abändert. 
Es trifft nicht zu, wenn die Anordnung nur eine Ver⸗ 
waltungsvorſchrift, alſo eine Dienſtanweiſung an die 
Behörde oder an eine einen öffentlichen Dienſt ver⸗ 
ſehende Perſon iſt. 

Die Anwendung von Eintragungen ins Grund⸗ 
buch betrifft eine Angelegenheit. die in weitem Um⸗ 
fang im Geſetzesrecht, hauptſächlich im BGB. und 
in der GBO. behandelt iſt, nämlich die Frage, was 
alles ins Grundbuch eingetragen werden kann. Bei 
der Beſtimmung der zuläſſigen Eintragungen iſt das 
Geſetz nicht in der Weiſe verfahren, daß es dieſe Ein⸗ 
tragungen aufzählt ſondern es macht die Eintragung 
zur Bedingung des Eintritts einer Rechtswirkung oder 
zur Bedingung der Vornahme einer anderen Ein⸗ 
tragung, oder es knüpft die Eintragung, losgelöſt von 
der Feſtſtellung einer Rechtswirkung, rein äußerlich 
an die Befugnis einer geſetzlich zuſtändigen Behörde, 
um die Eintragung zu erſuchen. Aus dieſem Stand 
der Geſetzgebung hat man dann den Satz abgeleitet, 
daß ins Grundbuch nichts eingetragen werden dürfe, 
deſſen Eintragung nicht im Geſetz mittelbar oder un⸗ 
mittelbar vorgeſehen ſei. Der 8 8921 BGB. ſieht 
nun allerdings die Eintragung von öfſfentlichrechtlichen 
Verfügungsbeſchränkungen nicht vor, ſondern nur die 
von bürgerlichrechtlichen, aber er enthält auch kein 
Verbot der Eintragung der erſteren, er ſtellt bloß 
die Vorausſetzungen für die Wirkſamkeit der letzteren 
unter beſtimmten Umſtänden auf. Ein Verbot der 
Eintragung der erſteren ſteht auch ſonſt in keinem 
Geſetz. Auch den Satz, den man aus dem BGB. 
abgeleitet hat, die Eintragung ſei ausgeſchloſſen bei 
Rechtswirkungen, die auch gegenüber demjenigen, der 
ſie nicht kennt, ohne Eintragung ins Grundbuch ein⸗ 
treten, kennt das bürgerliche Recht in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht. Das zeigt S8 1140, 1155 BGB. in 
Verbindung mit 8 894. Ein auf dem Hypothekenbrief 
vermerkter Rechtsvorgang braucht nicht im Grund⸗ 
buch eingetragen zu ſein, um auch gegen denjenigen 
zu wirken, der ihn nicht kennt und kann trotzdem 
ins Grundbuch eingetragen werden Daß der Zweck 
der Eintragung die Erhaltung möglichſter Ueberein⸗ 
ſtimmung zwiſchen Grundbuch und Hypothekenbrief 
iſt. ändert an der Tatſache nichts, daß damit im Ge⸗ 
ſetz ſelbſt die behauptete allgemeine Gültigkeit jenes 
Lehrſatzes durchbrochen iſt. Die Anordnung der Ein— 
tragung enthält alſo keine Aenderung eines formellen 
Geſetzes. Sie iſt aber auch keine Rechtsvorſchrift. 
Denn eben, weil die Verfügungsbeſchränkung eine 
öffentlichrechtliche iſt, erfordert weder ihre Entſtehung, 
noch ihre Wirkung gegenüber gutgläubigen Dritten 
die Eintragung ins Grundbuch. Die Eintragung ſelbſt 
greift alſo in kein Rechtsverhältnis ein, ſie hat eine 
rein tatſächliche Zweckmäßigkeitswirkung keine recht— 
liche Wirkung, ähnlich wie etwa die Eintragung der 
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Schätzungsſumme oder der Brandverſicherungsſumme, 
deren Anordnung der Landesjuſtizverwaltung eben⸗ 
falls nicht verwehrt iſt. Die Anordnung der Ein⸗ 
tragung iſt alſo nur eine Dienſtvorſchrift. Daran 
ändert auch der Umſtand nichts, daß durch die Ein⸗ 
tragung die Verwaltung einem gewiſſen Kreis von 
Privatperſonen bekannt werden kann. Das hat höch⸗ 
ſtens die Bedeutung, daß der Staat in dieſem Um⸗ 
fang keine amtliche Verſchwiegenheit will. Zu deren 
Aufhebung oder Beſchränkung bedarf es aber keines 
Geſetzes. Denn die Verpflichtung zur Amtsverſchwiegen⸗ 
heit beſteht für den Beamten nur gegenüber dem Staat, 
nicht gegenüber dem einzelnen. Da in keinem Geſetz 
eine Verpflichtung des Staates zur Einführung der 
Amtsverſchwiegenheit begründet iſt, kann der Staat 
als der gegenüber dem Schweigepflichtigen Berechtigte 
dieſe Verpflichtung auch einſchränken. Gegenüber dem 
Staat und nicht gegenüber dem einzelnen, beſteht dieſe 
Verpflichtung auch da, wo ſie in ein Geſetz aufgenommen 
iſt. In dieſem Fall kann allerdings die Staatsregierung 
allein nicht einfach die Verpflichtung aufheben, aber 
immerhin den Gegenſtand, worüber und den Perſonen⸗ 
kreis, dem gegenüber die Verſchwiegenheit zu beob⸗ 
achten iſt, inſoweit näher beſtimmen, als das nicht 
durch das Geſetz ſelbſt oder ſchon den Begriff der 
Amtsverſchwiegenheit umgrenzt iſt. 

Wenn zwar ein Geſetz hiernach nicht erforderlich 
iſt, ſo könnte doch aus Art. 7 Nr 2 RV. die Frage 
erhoben werden, ob nicht wenigſtens eine Anordnung 
des Bundesrats ſelbſt erforderlich wäre. Allein 
Art. 7 Nr. 2 verleiht dem Bundesrat die Zuſtändig⸗ 
keit nur zur Erlaſſung ſolcher Verwaltungsvorſchriften, 
die zur Ausführung von Reichsgeſetzen dienen. Hier 
aber dient die Anordnung zur Ausführung einer 
Bundesratsverordnung. Hierüber beſtimmt weder die 
RV. noch ein anderes Reichsgeſetz etwas, ſie bleibt 
deshalb der freien Regelung durch den Bundesrat 
ſelbſt überlaſſen. Wer etwas anordnen kann, der 
kann auch, ſoweit nicht ein Geſetz anders verfügt, be⸗ 
ſtimmen, wer für die Durchführung der Anordnung 
zu ſorgen hat und kann dieſem die Aufſtellung der 
Grundſätze für ſeine Durchführungsmaßregeln über⸗ 
laſſen. Ueberdies wäre die Landesbehörde auch zus 
ſtändig, wenn man eine entſprechende Anwendung 
des Art. 7 Nr. 2 auf ſolche Bundesratsverordnungen, 
die zur Ausführung an Geſetzes Statt ergangenen 
Verordnungen erlaſſen werden, für geboten halten 
und damit die unübertragbare Zuſtändigkeit des Bundes⸗ 
rats für ſolche Anordnungen behaupten wollte. Denn 
die Anordnung der Landesbehörde, die nur für ihren 
eigenen Bundesſtaat gilt, iſt keine allgemeine Aus⸗ 
führungsbeſtimmung. Wollte man aber den Begriff 
der allgemeinen Verwaltungsvorſchriften nur nach 
ihrem ſachlichen Inhalt, alſo im Sinn der Aufſtellung 
allgemeiner Richtlinien unter Vermeidung des Ein— 
gehens auf Einzelheiten verſtehen und die Anordnung 
auf Eintragung ins Grundbuch noch darunter rechnen, 
ſo würde gerade die folgerichtige Durchführung der 
entſprechenden Anwendung des Art. 7 Nr 2 zu einer 
hier geſetzlich zugelaſſenen Uebertragbarkeit der Zu— 
ſtändigkeit kommen: Wer den Reichsgeſetzen, zu deren 
Ausführung nur der Bundesrat Vorſchriften erlaſſen 
kann, die an Geſetzes Statt ergangenen Bundesrats— 
verordnungen gleichſtellt, müßte eine ſolche Verord— 
nung auch den Reichsgeſetzen gleichſtellen, denen der 
Art. 7 Nr. 2 eine abweichende Regelung vorbebält. 
Er kann nicht in demſelben Satz dasſelbe Wort ohne 
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zwingenden Grund in verſchiedenem Sinn verftehen, 
Der Vorbehalt wäre dann in 84 BRVO. enthalten. 


Die Dienſtvorſchrift, die von der Eintragung der 
Verwaltung handelt, kann unmittelbar an die Grund⸗ 
buchämter erlaſſen ſein. Aber auch in den Bundes⸗ 
ſtaaten, in denen ſie ſich unmittelbar nur an den vom 
Staat aufgeſtellten Verwalter wendet, indem ſie ihn 
anweiſt, beim Grundbuchamt den Antrag auf die Ein⸗ 
tragung zu ſtellen, richtet ſie ſich mittelbar zugleich 
an das Grundbuchamt, das ſie damit anweiſt, die 
Eintragung auf den Antrag des Verwalters vorzu⸗ 
nehmen. Nur muß in dieſen Fällen die Landes⸗ 
zentralbehörde, von welcher die Anordnung ausgeht, 
nicht bloß zur Anweiſung an den Verwalter, ſondern 
auch zu dienſtlichen Anweiſungen an die Grundbuch⸗ 
ämter nach Landesrecht zuſtändig ſein. 


Veröffentlicht zu werden braucht die Anweiſung 
nicht, da ſie nur Dienſtvorſchrift iſt. 

Die BRVOO. vom 26. November 1914 betrifft nur 
die Verwaltung franzöſiſcher Unternehmungen und 
von Grundſtücken, die Franzoſen gehören. Der Reichs⸗ 
kanzler hat ſie dann auf Grund des 89 BRVO. 
auf Unternehmungen britiſcher, ruſſiſcher und portu⸗ 
gieſiſcher Staatsangehöriger ausgedehnt. Vom Stand⸗ 
punkt der Unübertragbarkeit der Zuſtändigkeit wären 
die Anordnungen des Reichskanzlers ungültig, wenn 
ſie keine andere geſetzliche Stütze als das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz und den 89 der BRVO. hätten. 
Art. 31 EG. BGB. gibt jedoch eine ausreichende ge⸗ 
ſetzliche Grundlage ab. 


Oberamtsrichter Wilhelm ne in München. 


Fort mit der exceptio plurlum! Der große Krieg 
reißt rieſige Lücken in Deutſchlands Volkskraft. Die 
kommende Zeit wird deshalb auch ſchonender als bis⸗ 
her mit jenem Teile unſeres Volkes umgehen müſſen, 
dem nicht das Glück ehelicher Geburt zuteil wird. 


Ich will hier unerörtert laſſen, was alles an der 
rechtlichen und ſozialen Stellung der unehelichen Mutter 
und des ehelichen Kindes etwa geändert und verbeſſert 
werden muß. Nur eines ſei hier herausgegriffen und 
näher behandelt: die exceptio plurium, die 
Einrede der mehreren Beihälter. Wenn die 
Kindsmutter nachweisbar mit mehreren Männern 
innerhalb der Empfängniszeit verkehrt hat, ſo hat das 
Kind nach 88 1717, 1708 ff. BGB. gegen keinen von 
jenen Männern einen Unterhaltsanſpruch. Wenn nun 
auch der primäre Unterhaltsauſpruch des Kindes gegen 
den unehelichen Vater für die ſekundär unterhalts⸗ 
pflichtige Mutter eine Entlaſtung, der Wegfall des 
erſteren Anſpruchs alſo eine ſtrafähnliche Belaſtung 
für die unſolide Kindsmutter bildet, ſo iſt und bleibt 
im Erfolg der Leidtragende eben doch das Kind: 
Abtreibung, Totgeburten, Verwahrloſung des Kindes 
in geſundheitlicher, moraliſcher und ſozialer Hinſicht 
ſind nur zu oft die Folgen dieſes Zuſtandes. Denn 
die weitaus größte Mehrzahl der unehelich Gebären⸗ 
den ſtammt aus Kreiſen, wo die einzelne Perſon ge⸗ 
rade das oder kaum das ſelbſt Benötigte hat. Die 
entgeltloſe Belaſtung der Kindsmutter mit den Unter⸗ 
haltskoſten für das Kind muß darum notwendig für 
Mutter oder Kind oder beide Teile die ſchwerſten 
Folgen zeitigen. 


en — — — — — — — — — — 
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Darum ſchaffe man dieſen verhängnisvollen, für 
den Mann ſo ſehr bequemen Rechtsbehelf ab und 
ſetze an ſeine Stelle die Haftung der mehreren 
Beihälter als Geſamtſchuldner für die 
aus 88 1708 bis 1716 BGB. fi ergeben⸗ 
den Pflichten des unehelichen Vaters, wie 
dies ähnlich ſchon in Bayern unter der Herrſchaft 
des bayeriſchen Landrechts gegolten hat. 


Soziale Bedenken dürfte der Vorſchlag kaum gegen 
ſich haben. Eine Vermehrung der (ſozial gegenüber 
der ehelichen Kindſchaft ſtets ungünſtiger zu beurteilen⸗ 
den) unehelichen Geburten würde kaum eintreten, weil 
der auf der weiblichen Seite vielleicht etwas ver⸗ 
minderten Verantwortlichkeit ein erhöhtes Verant⸗ 
wortlichkeitsgefühl der männlichen Seite gegenüber⸗ 
treten würde. Selbſt wenn ſich aber die Zahl der 
unehelichen Geburten dadurch vermehren würde, ſo 
wäre das ein ſo großes Uebel nicht; denn wertvoll 
für den menſchenbedürftigen Staat iſt auch das un⸗ 
eheliche Kind ſtets; und unendlich mehr wert ſicher 
als die heute in ſolchen Fällen ſo häufige Abtreibung. 

Rechtliche Schwierigkeiten würden einer Neu⸗ 
regelung im gedachten Sinne nicht entgegenſtehen. 

Allerdings iſt der Unterbaltsanſpruch des Kindes 
gegen den unehelichen Vater kein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus unerlaubter Handlung, ſodaß etwa der 
8 830 Abſ. 1 unmittelbar Anwendung finden könnte. 
Aber es ſteht nichts im Wege, eine entſprechende Re⸗ 
gelung auch für die geſetzliche Unterhaltspflicht des 
unehelichen Vaters, die ſich auf die Vermutung der 
leiblichen Abſtammung ſtützt, zu ſchaffen für den Fall, 
daß ſich eine geſetzlich begründete Vermutung über 
die leibliche Abſtammung beim Vorhandenſein meh⸗ 
rerer Beteiligter nicht aufſtellen läßt. 


Nachdem auch jetzt durch 8 1717 BGB. nur bes 
ſtimmt iſt, daß als (unehelicher) Vater „gilt“, wer 
der Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt 
hat, alſo ſchon die bisherige Feſtſtellung der unehe⸗ 
lichen Vaterſchaft durchaus nicht eiue Feſtſtellung der 
tatſächlichen Abftammung, ſondern nur der auf die ge⸗ 
ſetzliche Vermutung der leiblichen Abſtammung ge⸗ 
gründeten Unterhalts- und Entſchädigungspflicht nach 
88 1708 bis 1716 BGB. darſtellt, würde die gedachte 
Neuregelung grundſätzlich Neues nicht bedeuten. Und 
die Möglichkeit der mehrfachen unehelichen Vaterſchaft 
zu einem und demſelben Kinde hätte nur für jenen 
etwas Befremdliches, der das rechtliche Weſen der 
unehelichen Vaterſchaft unſeres Rechtes verkennt. 


8 1717 Abſ. 1 BGB. hätte ſonach etwa fol⸗ 
gendermaßen zu lauten: „Als Vater des unehelichen 
Kindes im Sinne der 88 1708 bis 1716 gilt, wer der 
Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt hat. 
Haben mehrere der Mutter innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit beigewohnt, ſo haften ſie für die aus 88 1708 
bis 1716 entſpringenden Verpflichtungen als Geſamt— 
ſchuldner. Eine Beiwohnung bleibt jedoch außer Be⸗ 
tracht, wenn es den Umſtänden nach offenbar unmög⸗ 
lich iſt, daß die Mutter das Kind aus dieſer Bei⸗ 
wohnung empfangen hat.“ 

8 1712 Ab. 2 BGB. hätte eine Ergänzung 
dahin zu erhalten, daß die von den Erben eines der 
unehelichen Väter bezahlte Abfindungsſumme den an⸗ 
deren unehelichen Vätern gegenüber nur die Wirkung 
einer, ſoweit Rückſtände nicht zu bezahlen waren, im 
Voraus erfolgten Zahlung von Unterhaltsbeiträgen 
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hat. Der durch dieſe Vorauszahlung dem Kinde er⸗ 
wachſende Zinſengewinn könnte im Verhältnis zu den 
übrigen unehelichen Vätern außer Betracht bleiben. 

8 1714 Abſ. 1 BGB. wäre dahin zu ergänzen, 
daß eine Vereinbarung zwiſchen einem unehelichen 
Vater und dem Kinde über den Unterhalt für die 
Zukunft keine Wirkung für und gegen die anderen 
Väter hat. Inſoferne würde alſo die geſamtſchuld⸗ 
neriſche Haftung durch ſolche Vereinbarungen modi⸗ 
fiziert, als der einzelne Vater nur bis zum Betrage 
der von ihm etwa unterzeichneten Vereinbarung (oder 
der gegen ihn ergangenen Verurteilung) haftet, die 
Höhe ſeiner ſo feſtgelegten Verpflichtung an ſich aber 
die Pflicht der anderen Väter nicht berührt. 

Gewährt einer der Väter eine Abfindungsſumme, 
ſo hätte das gleiche wie bei der Abfindung durch die 
Erben (f. o. zu 8 1712 Abſ. 2) zu gelten. 


8 1718 BGB, der im Falle der in öffentlicher 
Urkunde erfolgten Vaterſchaftsanerkennung die ex- 
ceptio plurium aufhebt, würde mit der Beſeitigung 
der exceptio natürlich hinfallig. 

Die Legitimation des unehelichen Kindes 
durch nachfolgende Ehe könnte unverändert bleiben; 
das Kind würde ehelich desjenigen von den unehelichen 
Vätern, der die Mutter heiratet. 


Auch die Ehelichkeitserklärung nach 88 1723ff. 
BGB könnte fait unverändert bleiben. Es wäre eben 
jeder der mehreren Väter zur Beantragurg der Er⸗ 
klärung des Kindes als ſeines ehelichen Kindes be⸗ 
rechtigt. Zu ſolchem Antrage wären auch die anderen 
Väter zu hören. Bei Zuſammentreffen mehrerer An⸗ 
träge könnte der Mutter oder dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte die Entſcheidung über den Vorrang unter den 
Anträgen eingeräumt werden (vgl. 8 1727 BGB.). 


Man ſieht, der vielleicht im erſten Augenblick be⸗ 
fremdliche Gedanke der mehrfachen unehelichen Vater⸗ 
ſchaft ließe ſich unſchwer in unſer Recht einfügen. 
Und zweifellos iſt es, daß dieſe Regelung gar manches 
an dem ſogenannten Makel ſeiner unehelichen Geburt 
ohnedies ſchon leidende Kind wenigſtens durch Schaf⸗ 
fung beſſerer Lebensbedingungen vor Verkümmerung 
und Verwahrloſung behüten würde. 

Nun halte ich die Abſchaffung der exceptio plu- 
rium bei ihrem relativ beſchränkten Anwendungs⸗ 
gebiet ganz ſicher nicht für ein Allheilmittel. Für die 
Unehelichen wird viel, viel mehr geſchehen müſſen. 
Aber ein taugliches Glied in der Kette dieſer Re⸗ 
formen wäre auch die Beſeitigung jenes ungerechten 
Rechtsbehelfes, der gerade die Schuldloſen trifft. 

Deutſchland braucht einen geſunden und kraft⸗ 
vollen Nachwuchs. Darum muß die Vergeudung mit 
Menſchenmaterial, wie ſie bisher die Behandlung 
unſerer Unehelichen in rechtlicher und ſozialer Hin⸗ 
ſicht zur Folge hatte, aufhören. Und wenn der un⸗ 
ſelige Weltkrieg hier mit ſeiner Not in den bisherigen 
Vorurteilen und Ungerechtigkeiten Wandel ſchüfe, ſo 
wäre das im Intereſſe nicht nur der zunächſt Be⸗ 
troffenen, ſondern des ganzen Volkes zu begrüßen! 


Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr in München. 
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Zur Frage des Vorbereitungsdienſtes und der juri: 
ſtiſchen Prüfungen der Kriegsteilnehmer. Bei den Be⸗ 
ratungen des II. Ausſchuſſes der bayeriſchen Reichs⸗ 
ratskammer über den letzten Juſtizetat iſt u. a. auch eine 
Frage berührt worden, die für die beteiligten Kreiſe 
von außerordentlicher Bedeutung iſt, die Frage, wie 
das Hochſchulſtudium, der Vorbereitungsdienſt und 
die Prüfungen für die Kriegsteilnehmer unter den 
jungen Juriſten geregelt werden ſollen. Allgemein 
wurde dabei, was ja wohl ſelbſtverſtändlich iſt, be⸗ 
tont, es müſſe hier mit Vergünſtigungen und Er⸗ 
leichterungen ſoweit gegangen werden, als das mit 
den Intereſſen des Staates und der Beteiligten ſelbſt, 
vor allem mit der Notwendigkeit einen tüchtigen juri⸗ 
ſtiſchen Nachwuchs heranzubilden, vereinbar ſei. Die 
von dem Staatsminiſter der Juſtiz dabei ausdrücklich her⸗ 
vorgehobene Forderung, die Staatsregierung müſſe auf 
eine gründliche Fachausbildung auch bei den Kriegs⸗ 
teilnehmern beſtehen und könne deshalb in ihrer Sorge 
für fie nicht fo weit gehen, die Brüfungsanforderungen 
ſelbſt zu ermäßigen, wird wohl die Zuſtimmung aller 
einſichtigen Kreiſe finden. Die mannigfaltigen und 
ſchwierigen neuen Aufgaben, welche Juſtiz und Ver⸗ 
waltung nach dem Kriege erwarten, werden an das 
Können des Richters wie des Verwaltungsbeamten 
geſteigerte Anſprüche ſtellen und es muß um des 
Staates willen verlangt werden, daß zu ihrer Löſung 
nur ſolche Kräfte herangezogen werden, die den An⸗ 
forderungen, die ihrer harren, gewachſen ſind. Eine 
geeignete Grundlage für eine einigermaßen zutreffende 
Beurteilung der Fähigkeiten des Einzelnen kann aber 
eine Prüfung mit leichten Aufgaben nie bilden; auch 
der Kriegsteilnehmer muß zeigen, daß er auch ſchwierige 
Fragen zu löſen weiß. Auch was der Juſtizminiſter 
an poſitiven Erleichterungen in Ausſicht geſtellt hat, 
wird wohl allenthalben gut geheißen werden, ſo vor 
allem die Abkürzung des Univerſitätsſtudiums für 
die noch auf der Hochſchule befindlichen jungen Kollegen 
auf 3 Jahre, der Wegfall der Zwiſchenprüfung, dann 
die mehrmalige jährliche Abhaltung der Univerſitäts⸗ 
ſchlußprüfung und der Staatsprüfung. Eine etwaige 
Verkürzung des Vorbereitungsdienſtes hat der Miniſter 
zwar nicht grundſätzlich abgelehnt, er hat ſich aber 
hierüber ſehr zurückhaltend ausgeſprochen. Wohl kaum 
zur Freude der bereits im Vorbereitungsdienſt ſtehenden 
Kriegsteilnehmer, die auf dieſe Weiſe mindeſtens 5—6 
oder gar, wenn ſie vor dem Krieg bereits ihrer Dienſt⸗ 
pflicht genügt haben, 6—7 Jahre nach Ablegung der 
Univerſitätsſchlußprüfung ſich der Staatsprüfung 
unterziehen können. Hier muß die Staatsregierung 
den Feldzugsteilnehmern, die ſich auch mit kürzerer 
Vorbereitungszeit eine erfolgreiche Ablegung der 
zweiten Prüfung zutrauen, wenigſtens die Möglichkeit 
geben, ſich dieſer bereits früher zu unterziehen. 

Vor allem wichtig erſcheint jedoch der Hinweis 
auf eine Tatſache, die auffallenderweiſe weder vom 
Miniſter noch von einem der andern Redner er- 
wähnt wurde. 

Bekanntlich war bei uns in Bayern im Gegenſatz 
zu andern Bundesſtaaten, beſonders zu Preußen, das 
Ergebnis der Staatsprüfung grundſätzlich entſcheidend 
für die ganze Zukunft des jungen Juriſten. Wer hier 
mit gutem oder gar ſehr gutem Erfolge abſchnitt, der 
war geborgen, während der Kandidat mit mäßiger 
oder ſchlechter Note Zeit ſeines Lebens alle Hoffnungen 
auf Erreichung einer höheren Stelle im Staatsdienſte 
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begraben durfte. Seitdem infolge der Ueberfüllung 
des juriſtiſchen Studiums einige Miniſterien für ihre 
Verwaltungszweige den numerus clausus eingeführt 
hatten, war ſogar eine beſtimmte Notenſumme Voraus⸗ 
ſetzung für die Zulaſſung zu dem betreffenden Ver⸗ 
waltungszweig überhaupt, wie z. B. bei der inneren 
und der Finanzverwaltung. Die Verkehrsverwaltung 
nahm in den letzten Jahren überhaupt immer nur 
einige wenige Anwärter mit den beſten Noten. Ob 
dieſe entſcheidende Bedeutung, die man der Staats⸗ 
konkursnote beigelegt hat, berechtigt ift, ſoll hier nicht 
erörtert werden. Aber das eine muß mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit betont werden: bei den Kriegsteilnehmern 
muß man mit dieſem Grundſatz brechen. Und das 
aus verſchiedenen Gründen. Denn die Verhältniſſe 
ſind, auch wenn, wie zu erwarten, die nächſte Staats⸗ 
prüfung erſt nach Friedensſchluß abgehalten wird, für 
die Kriegsteilnehmer durchaus anders gelagert, als 
ſie es für die noch vor dem Krieg zur Prüfung ge⸗ 
langten Jahrgänge waren. Bei dieſen waren die 
äußeren Bedingungen für die Vorbereitung wie für 
das Ablegen der Prüfung grundſätzlich gleich, wenn 
ſich auch je nach Art des Vorbereitungsdienſtes und 
der Möglichkeit des Beſuchs von Privatkurſen z. B. 


in den großen Städten gewiſſe Unterſchiede ergeben 


konnten; dieſe waren aber viel zu geringfügig, als 
daß ſie je ausſchlaggebende Bedeutung hätten erlangen 
können. Ganz anders bei den Kriegsteilnehmern. Wer 
als Kriegsteilnehmer im Sinne der etwa zu erlaſſenden 
beſonderen Prüſungsbeſtimmungen gilt, ſteht noch nicht 
feſt; jedenfalls wird jeder Student und Rechtspraktikant 
als ſolcher anzuſehen ſein, der eine gewiſſe Mindeſt⸗ 
zeit während des Kriegs im militäriſchen Dienſte ge⸗ 
ſtanden hat. Schon hier ergeben ſich außerordentlich 
große Verſchiedenheiten. Der eine ſteht ſeit Kriegs⸗ 
beginn unter der Fahne und im Felde, der andere 
wird erſt nach 20 und mehr Kriegsmonaten nach ſo 
und ſo vielen Muſterungen eingezogen, nachdem er 
bis dorthin ſeiner bisherigen juriſtiſchen Tätigkeit ob⸗ 
liegen konnte und gehört vielleicht der Armee nur 
einige Monate an. Es erhellt ohne weiteres, daß 
dieſe beiden Kriegsteilnehmer nach Friedensſchluß 
unter durchaus verſchiedenen Bedingungen zu ihrer 
juriſtiſchen Tätigkeit zurückkehren und hernach die 
Staatsprüfung ablegen. Noch viel weſentlicher als 
dieſe ſozuſagen quantitativen ſind die qualitativen 
Verſchiedenheiten in der Inanſpruchnahme der ein⸗ 
zelnen Feldzugsteilnehmer durch den Krieg. Man 
denke nur an zwei extreme Fälle: Auf der einen Seite 
den in vorderſter Linie ſtehenden Infanteriſten, der 
monate⸗ vielleicht jahrelang an der Front nicht nur 
täglich ſein Leben aufs Spiel geſetzt, ſondern, ſei es 
nun in den ſtändigen Strapazen und Gefechten eines 
Bewegungskriegs, ſei es in dem zermürbenden Dafein 
im Stellungskampf Geſundheit, Nerven und Arbeits⸗ 
kraft geopfert oder der infolge ſchwerer Verwundung 
ein lange dauerndes Krankenlager hinter ſich hat, auf 
der andern Seite den nur im Garniſons- oder Etappen» 
dienſt in irgendeiner nicht eben aufreibenden Tätig⸗ 
keit bei einem Proviantamt oder Kriegsgericht oder 
einer Verwaltungsſtelle beſchäftigten Juriſten; es be⸗ 
darf wohl keines Wortes, um zu zeigen, wie grund⸗ 
verſchieden die Bedingungen ſind, unter denen dieſe 
beiden nach Kriegsende ihre frühere Tätigkeit wieder 
aufnehmen. Daß der Einfluß des Krieges auf die 
Leiſtungen des einzelnen je nach der Art ſeiner Be⸗ 
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teiligung daran außerordentlich verſchieden ſein wird, 
liegt auf der Hand. Wie ſollen nun dieſe Unter⸗ 
ſchiede bei der Beurteilung der Leiſtungen des ein⸗ 
zelnen im Staatsexamen berückſichtigt werden? Denn 
daß ſie aus Gründen der Billigkeit und Gerechtigkeit 
nicht außer acht gelaſſen werden dürfen, wird wohl 
von keiner Seite beſtritten werden. Sie bei der 
Korrektur der Arbeiten in Rechnung zu ziehen, iſt 
praktiſch nicht möglich, es fehlt ja hier den Zenſur⸗ 
kommiſſionen jeder Maßſtab. Hier gibt es wohl nur 
einen Weg: für den Kriegsteilnehmer darf die Staats⸗ 
konkursnote nicht die Entſcheidung für das ganze Leben 
bilden. Wenn er infolge der Nachwirkungen des Feld⸗ 
zugs und der geringeren Möglichkeit einer gründlichen 
Vorbereitung ſchlechter gearbeitet zu haben glaubt, als 
er dies wohl unter normalen Umſtänden getan hätte, 
dann muß ihm die Möglichkeit gegeben werden, das 
unbefriedigende Ergebnis der Prüfung zu verbeſſern, 
aber nicht durch eine Wiederholung der Prüfung, denn 
damit iſt ihm nichts gedient, ſondern durch eine Nach⸗ 
praxis bei einem Gericht oder einer Verwaltungs⸗ 
behörde, nach deren Ablauf er vom Vorſtand oder 
einer bei dieſer Stelle zu bildenden Kommiſſion quali⸗ 
fiziert wird, mit der Folge, daß bei entſprechender 
Qualifikation ſeine Note um eine beſtimmte Zahl von 
Bruchteilen verbeſſert wird. Ein derartiges Verfahren 
hätte vor allem auch den Vorzug, daß der Kriegs⸗ 
teilnehmer hierbei ſeine Fähigkeiten und ſein Können 
(und darauf kommt es doch vielmehr an, als auf ſein 
infolge der langen Unterbrechung ſeiner juriſtiſchen 
Tätigkeit vielleicht etwas lückenhaftes Wiſſen) frei von 
jeder nervöſen Examensaufregung bewähren könnte, 
und das wäre um ſo wertvoller für die richtige Be⸗ 
urteilung des einzelnen, als die durch den Krieg un⸗ 
vermeidlich eintretende Beeinträchtigung der Nerven⸗ 
kraft gerade bei einem Examen, das eine derartige 
Nervenbeherrſchung und Nervenanſpannung erfordert 
wie der bayeriſche Staatskonkurs mit feinen 20 Klauſur⸗ 
arbeiten, auch bei wirklich tüchtigen Kriegsteilnehmern, 
die eben zu dieſer Art der Nervenkonzentration nicht 


mehr fäbig ſind, zu ganz ungerechten und ſchiefen 


Prüfungsergebniſſen führen könnte. Daß für die 
während dieſer Nachpraxis zu leiſtende Arbeit der 
nunmehr im Blütenalter von 30 Jahren ſtehende 
Rechtspraktikant auch eine angemeſſene Bezahlung er⸗ 
halten müßte, ſei um deswillen beſonders betont, weil 
ſich hiergegen gewiß von manchen Seiten mit Rück⸗ 
ſicht auf die nach dem Krieg notwendige Sparſamkeit 
in allen Verwaltungszweigen ein Widerſpruch erheben 
würde. Es würde ſich hierbei ja nur um eine verhält⸗ 
nismäßig geringe Summe für die nächſten 2—3 Jahre 
nach dem Kriege handeln, denn für die jüngern noch 
auf der Hochſchule befindlichen Jahrgänge kommt dieſe 
Nachpraxis ja nicht in Frage, und dann muß dieſe 
Sparſamkeit im Frieden ja nicht gerade in erſter 
Linie auf Koſten derer geübt werden, die mit ihrem 
Leben und ihrer Geſundheit dieſen Frieden haben 
erkämpfen helfen. 


Rechtspraktikant Dr. Robert Ulrich in München. 
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Aus der Nechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Verſehen des Kriegsvertreters eines Prozezbevoll⸗ 
mächtigten kein nnabwendbarer Zufall. Aus den 
Gründen: „Dem Wiedereinſetzungsgeſuch mußte 
der Erfolg verſagt werden. Die Tatſache, daß dem 
Kl. das Armenrecht erſt nach Ablauf der Reviſionsfriſt 
bewilligt worden iſt, vermag die Wiedereinſetzung nicht 
zu begründen, da das Armenrechtsgeſuch bei dem 
RG. erſt am letzten Tage der Rechtsmittelfriſt, mithin 
fo fpät eingegangen iſt, daß eine Beſchlußfaſſung vor 
Friſtablauf nicht möglich war. Der Kl. ſtützt denn 
auch das Wiedereinſetzungsgeſuch nur darauf, daß 
ihm das Berufungsurteil, um deſſen Erlangung er 
ſich wiederholt vergeblich bemüht habe, erſt am vor⸗ 
letzten Tage der Reviſionsfriſt, von dem RA. M., dem 
Generalſubſtituten ſeines Prozeßbevollmächtigten in 
2. Inſtanz, des RA.s Dr. P., überſendet worden 
ſei. Da Dr. P. im Felde ſtehe, könnten die Geſchäfte 
auf deſſen Kanzlei naturgemäß nicht ſo ordnungs⸗ 
mäßig wie fonft erledigt werden. Nach dieſer Be- 
gründung ſcheint der Kl. die ſpäte Ueberſendung auf 
eine Nachläſſigkeit der Angeſtellten des Dr. P. 
zurückführen zu wollen. Selbſt wenn jedoch eine 
ſolche Pflichtverletzung vorläge, würde damit eine 
Grundlage für die Beachtung des Wiedereinſetzungs— 
antrags nicht gegeben ſein. Allerdings beſteht für 
das Prozeßrecht kein dem $ 278 BGB. entſprechender 
Rechtsgrundſatz, wornach die ſchuldbare Säumnis der 
Angeſtellten eines Prozeß bevollmächtigten als von 
dieſem verſchuldet zu gelten hätte und es kann des⸗ 
halb eine derartige Unachtſamkeit auch nicht gemäß 
8 232 3PO. Abſ. 2 der Partei mit dem Erfolg an: 
gerechnet werden, daß fie die Wiedereinſetzung aus- 
ſchließt. Indeſſen reicht der Mangel eines Verſchuldens 
des Prozeßbevollmächtigten ſelbſt noch nicht als Wieder⸗ 
einſetzungsgrund aus. Es bedarf vielmehr der Glaub— 
haftmachung, daß der Prozeßbevollmächtigte durch 
einen unabwendbaren Zufall an den Maßnahmen 
verhindert war, die er ergreifen mußte, um der Ver— 
ſäumung der Notfriſt vorzubeugen (§ 233 ZPO.: RG. 
Bd. 3 S. 421, 440, Bd. 71 S. 322, Bd. 77 S. 159 und 
Urteil vom 13. Mai 1916 V 80/16). Vorausgeſetzt 
wird alſo, daß der Prozeßbevollmächtigte trotz der 
Anwendung der nach den Umſtänden des Falles ver— 
nünftigerweiſe zu erwartenden größtmöglichen Sorg— 
falt außerſtande war, das für jenen Zweck Erfor— 
derliche vorzukehren. Dieſe Vorausſetzung wird hier 
nicht dadurch hergeſtellt, daß Dr. P. im Felde ſteht, 
und deshalb die Erledigung der Geſchäfte auf ſeiner 
Kanzlei nicht zu beaufſichtigen vermag. Die ihm als 
Prozeßbevollmächtigtem obliegenden Pflichten ſind 
durch die Uebertragung der Vertretung auf ſeinen 
Generalſubſtituten übergegangen, der vermöge der 
ihm zuſtehenden allgemeinen Vertretungsmacht auch 
dem Kl. gegenüber als Vertreter des Dr. P. in Be⸗ 
tracht kommt. Daß der RA. M. aber durch einen 
unabwendbaren Zufall an der Ueberwachung der recht— 
zeitigen Zuſendung des Urteils verhindert worden 
ſei, wird vom Kl. nicht behauptet und iſt auch ſonſt 
nicht erſichtlich. Insbeſondere liegt kein Anhalt dafür 
vor, daß eine durch die Uebernahme der Vertretung 
hervorgerufene Ueberlaſtung mit Geſchäften oder andere 
durch den Krieg bedingte Verhältniſſe es dem MI. 
M. unmöglich gemacht hätten, auf die rechtzeitige 
Mitteilung des Urteils hinzuwirken. Die Reviſion 
mußte daher als unzuläſſig verworfen werden. (Urt. 
des III. 3 S. v. 30. Juni 1916, III 154/16). — a — 
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II. 


Berechnung des Gebührenvorſchuſſes für die Nevi⸗ 
ſionsinſtanz bei nachträglicher Beſchränkung der Neviſion. 
Aus den Gründen: Der Gebührenvorſchuß iſt „für 
die Reviſionsinſtanz ($ 81 GG.)“ mit Recht nach einem 
Werte des Streitgegenſtandes von 24000 bis 26 000 M 
gefordert worden. Denn während in erſter Inſtanz 
zur Klage und Widerklage, die zuſammen einen Streit» 
gegenſtand i. W. von 24 000 bis 26000 M betrafen, 
auf einen Eid für den Kläger erkannt worden war, 
iſt auf die Berufung der Beklagten die Klage abge⸗ 
wieſen und zu der einen Streitgegenſtand i. W. von 
5000 „ betreffenden Widerklage auf einen Eid für 
die Beklagten erkannt, alſo zur Klage und zur Wider⸗ 
klage zum Nachteil der Kläger entſchieden worden. 
In der eingereichten Reviſionsſchrift iſt kein Antrag 
geſtellt worden, aus dem zu entnehmen wäre, daß die 
Anfechtung des Berufungsurteils auf einen Teil der 
den Klägern und Widerbeklagten ungünſtigen Ent⸗ 
ſcheidung beſchränkt ſein ſollte. Danach bemaß ſich 
der Anſpruch auf Zahlung des Gebührenvorſchuſſes, 
welcher der Gerichtskaſſe mit Einlegung der Reviſion 
erwuchs, nach dem Werte des ganzen, die Klage und 
die Widerklage umfaſſenden Streitgegenſtandes (vgl. 
JW. 1898 S. 144 Nr. 15, 1901 S. 753 Nr. 11). Hieran 
wird nichts geändert durch die jetzige Erklärung des 
Prozeßbevollmächtigten der Reviſionskläger, daß mit 
der Reviſion das Berufungsurteil nur hinſichtlich ſeiner 
Entſcheidung auf die Widerklage und daher auch nur 
hinſichtlich eines Streitwerts von 5000 & habe ange— 
fochten werden ſollen. Aus der maßgebenden Reviſions⸗ 
ſchrift ergab ſich keine ſolche Beſchränkung der An- 
fechtung der den Reviſionsklägern im ganzen Umfang 
ungünſtigen Entſcheidung des Berufungsurteils. Die 
nachträgliche Erklärung, daß die Anfechtung der Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsurteils auf die Widerklage 
beſchränkt fein ſolle, konnte auch nicht zu einer nach— 
träglichen Herabſetzung des Gebührenvorſchuſſes führen, 
da der Anſpruch auf Zahlung des Vorſchuſſes mit 
Einlegung der Reviſion erwachſen war und der einmal 
begründete Anſpruch durch ſpätere Reviſionsanträge 
gemäß der im 8 81 Abſ. 3 GKG. getroffenen Beſtim— 
mung nur dann beeinflußt wird, wenn ſie Erweite— 
rungen enthalten. Auch iſt aus $ 554 Abſ. 7 Satz 1 
ZPO. nicht zu entnehmen, daß dort unter Gebühren— 
vorſchuß ſtets nur der Gebührenvorſchuß zu verſtehen 
ſei, der ſich auf den Streitgegenſtand der ſchließlichen 
beſtimmten Reviſionsanträge beziehe. Vielmehr be— 
zeichnet die Vorſchrift den Gebührenvorſchuß allge— 
mein als den „nach $ 81 GKG. für die Reviſions— 
inſtanz“ geforderten Gebührenvorſchuß. (Beſchl. des 
V. ZS. vom 8. März 1916, V 63/1916). — — = n. 
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III. 


Sittenwidrigkeit einer Sperre: ein Verband von 
Fabrikanten handelt keineswegs immer ſittenwidrig, 
wenn er der Einführung einer nenen ſeinen Mitgliedern 
ſchädlichen oder auch uur unbequemen Erfindung eines 
Außzenſeiters durch eine Sperre eutgegenzuarbeiten ſucht; 
ſittenwidrig aber iſt eine Sperre, wenn ſie ſich auf eine 
Ware erſtreckt, auf die ſich die Preispolitik des Ver⸗ 
bandes nicht bezieht, insbeſondere wenn die Ware 
von den Verbands mitgliedern nicht hergeſtellt wird und 
wegen Pateutſchutzes nicht hergeſtellt werden darf, mag 
auch der Vertried dieſer Ware dem Abſatze der Er: 
zeugniſſe der Verbandsmitglieder Abbruch tun. Anſpruch 
des von einer ſittenwidrigen Sperre Betroffenen auf 
deren ausedrückliche Aufhebung. Der Kläger betreibt 
eine Tapetenfabrik ſowie getrennt davon eine Fabrik 
von Gold- und Rahmenleiſten. 
ſtellt er auch Lambris her, d. i. eine Bekleidung der 
Wand, die auf deren unterem Teil in Höhe von 58 
bis 117 cm angebracht wird und darin beſteht, daß 
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auf einem vorgedruckten aus Papier, Pappe oder 
anderem Stoff geſchaffenen Lageplan Leiſtenverzie⸗ 
rungen befeſtigt werden. Für die Herſtellung der 
Lambris hat er ſich ein Patent erteilen laſſen. Der 
beklagte Verband iſt eine Vereinigung von Tapeten⸗ 
fabrikanten mit dem Zweck, durch Vereinbarungen 
unter ſich und mit den Tapetenhändlern die Preiſe 
auf einer beſtimmten Höhe zu halten. Insbeſondere 
haben ſich die Verbandsmitglieder verpflichtet, nur an 
Händler zu verkaufen, die ihrerſeits Waren nur von 
Mitgliedern beziehen. Die Mitglieder eines Vereins 
von Tapetenhändlern haben dem Beklagten einen 
„Verpflichtungsſchein“ ausgeſtellt, laut deſſen fie ſich 
verpflichten, nur von den Mitgliedern des beklagten 
Verbands Waren für ihren Bedarf zu kaufen, womit 
der Einkauf bei einem Außenſeiter ausgeſchloſſen werde. 
Hiergegen übernehmen die Mitglieder des beklagten 
Verbands die Verpflichtung, nur an ſolche Händler 
zu verkaufen, die dieſen Verpflichtungsſchein unter⸗ 
ſchrieben haben, ferner die von den Händlern einzu⸗ 
haltende Preisſtaffel zu ſchützen. Die Verletzung der 
Verpflichtungen wird unter eine Vertragsſtrafe von 
500 M geſtellt. Auf eine durch eine Zuſchrift des 
Klägers veranlaßte Anfrage des Vorſitzenden des Ber- 
eins der Tapetenhändler, ob der Verpflichtungsſchein 
ſich auf die Lambris des Klägers erſtrecke, antwortete 
der Beklagte, daß der Schein keinen Unterſchied in 
dem Bezug von Waren bei einem Außenſeiter kenne, 
und die Vertragsſtrafe den treffe, der bei einem nicht 
zum Verband gehörigen Tapetenfabrikanten kaufe. 
Der Kläger war früher ſelbſt Mitglied des Verbandes, 
iſt aber ausgetreten. Er behauptet, der Beklagte habe 
den Händlern verboten, von ihm Lambris zu kaufen, 
obwohl dieſe mit Tapeten nichts zu tun hätten, und 
durch dieſe Sperre ihn vorſätzlich und ſittenwidrig 
ſchwer geſchädigt. Er hat geklagt mit dem Antrag, 
den Beklagten zu verurteilen, den Mitgliedern des 
Verbands der Tapetenhändler gegenüber das Verbot, 
von dem Kläger Lambris zu beziehen, aufzuheben 
und die Behauptung zu unterlaſſen, daß ſie von ihm 
keine Lambris beziehen dürſen, auch feſtzuſtellen, daß 
der Beklagte verpflichtet ſei, dem Kläger allen Schaden 
aus dem Verbote zu erſetzen. Das LG. hat den Bes 
klagten klagegemäß verurteilt. Das OLG. und das 
RG. haben die Verurteilung gebilligt. 

Aus den Gründen: Das BG. erachtet das 
Verbot des Beklagten für widerrechtlich und unftatt> 
haft. Es bedeute einen Boykott des Klägers, wenn 
man erwäge, daß Private wie Architekten, Bauunter- 
nehmer, Hauseigentümer oder Mieter gewohnt ſeien, 
ihren Bedarf an Wandbekleidungen von den Tapeten⸗ 
händlern zu beziehen. Der Boykott ſei unerlaubt, 
weil er an ſich und ohne Rückſicht auf den ſchädlichen 
Erfolg für den Kläger (ob der Kläger zugrunde ge— 
richtet werden ſolle, oder ob er Nachteile erleide, die 
außer Verhältnis zu dem von dem Beklagten er— 
ſtrebten Ziele ſtünden) wider die guten Sitten ver— 
ſtoße. Hierfür gibt das Gericht zwei Gründe. Der 
Beklagte hatte eingewendet: Entweder ſei die Fabri⸗ 
kation von Lambris ſo belanglos, wie er — Beklagter 
— behaupte. Dann ſei das Verbot für den Kläger 
unerheblich. Oder die Lambris ſtellten ſich als etwas 
Bedeutungsvolles und Zukunftsreiches dar, wie der 
Kläger vorgebe. Dann ſei es das gute Recht der 
Fabrikanten und Händler, ſich gegen die Aufnahme 
von Lambris — weil ſie den untern Teil der Wand 
einnähmen, den ſonſt die Tapeten bedecken würden — 
mit aller Kraft zu wehren. Der Boykott ſei daher 
erlaubt. Dem entgegnet das BG.: Beim Vertrieb der 
Lambris handle es ſich um keine bedeutungsloſe Sache. 
Die Unterdrückung einer neuen Erfindung aber zu 
dem Zweck, um eine bequeme Ausnutzung der bisher 
gebräuchlichen Artikel zu ermöglichen, bilde eine dem 
öffentlichen Intereſſe zuwiderlaufende Hemmung des 
geſunden gewerblichen Fortſchritts und deshalb eine 
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Sittenwidrigkeit. Die Auffaſſung des BG.s wird von 
der Reviſion mit Recht als in dieſer Allgemeinheit 
zu weitgehend beanſtandet. Die Frage, ob ein Kartell 
ſittenwidrig handelt, wenn es ſich gegen eine neue, 
ſeinen Mitgliedern ſchädliche oder nur unbequeme Er⸗ 
findung eines Außenſeiters mit der Sperre zur Wehre 
ſetzt, wird zwar nicht ſchlechthin zu verneinen ſein. 
Ihre Beantwortung hängt indes weſentlich von den 
Umſtänden des Einzelfalls ab und wird ſich nach einer 
verſtändigen und billigen Abwägung der Intereſſen 
beſtimmen. Der Satz des BGis könnte vielleicht bei 
Gegenſtänden des allgemeinen unentbehrlichen Be⸗ 
darfs, die durch die Erfindung verbeſſert oder ver⸗ 
billigt werden, gewiſſe Geltung beanſpruchen. Hier 
bedarf die Frage keiner Entſcheidung. Von dem Be⸗ 
denken abgeſehen, ob die Erfindung des Klägers ſich 
auf die Dauer als brauchbar bewähren wird, hat 
weder die öffentliche Wohlfahrt etwas damit zu tun, 
ob die Lambris des Klägers oder Tapeten verwendet 
werden, noch ſind dieſe Lambris ohne weiteres als 
ein gewerblicher Fortſchritt i. S. des BG.s zu be⸗ 
trachten, ſondern der Kläger bemüht ſich, älteren 
Vorbildern folgend, einer neuen Mode in der Wand⸗ 
bekleidung Eingang zu verſchaffen, die den Schein 
größerer Vornehmheit des Raums erwecken oder für 
das Auge gefälliger ſein mag, ſonſt aber, ſoviel er⸗ 
hellt, keine nennenswerten Vorzüge vor den Tapeten 
bietet. Von einer Erfindung, der ſich die mit Nach⸗ 
teilen bedrohten Wettbewerber nicht widerſetzen dürften, 
kann nicht geſprochen werden. Dagegen trägt der 
zweite Grund des BG.s, daß ein Boykott unzuläſſig 
ſei, der bezwecke, einem Konkurrenten außerhalb ſeines 
Konkurrenzbetriebs geſchäftliche Schwierigkeiten zu be⸗ 
reiten, richtig verſtanden, die Entſcheidung. Das BG. 
will damit ſagen, wie ſich aus ſeinen übrigen Aus⸗ 
führungen ergibt, daß der Beklagte den Kläger nicht 
an dem Vertrieb von Waren mittels Boykotts hindern 
dürfe, die von den Mitgliedern des Verbands nicht 
hergeſtellt werden und wegen des Patents des Klägers 
nicht hergeſtellt werden dürfen. Die Erwägung, daß 
dieſer Boykott dem Anſtandsgefühl jedes billig Denken⸗ 
den widerſtreite, iſt nach Lage der Sache rechtlich be— 
denkenfrei. Es handelt ſich um die Abſatzſperre gegen 
einen Außenſeiter. Wieweit im übrigen einem Kartell 
oder dem Inhaber eines Monopols die Sperre zur 
Abwehr eines ihm ſchädlich dünkenden Wettbewerbs 
zu verſagen ſei, iſt nicht zu entſcheiden. Der Beklagte 
will dem Kläger unmöglich machen, feine Lambris 
an Tapetenhändler zu verkaufen. Erfahrungsmäßig 
pflegen, wie das BG. hervorhebt, Private wie ihre 
Tapeten ſo auch ähnliche als Wandbekleidung dienende 
Artikel vom Tapetenhändler zu beziehen. Der Kläger 
iſt daher zum Vertrieb der Lambris auf die Händler 
angewieſen. Sein unmittelbarer geſchäftlicher Ver— 
kehr mit privaten Abnehmern, ſeien es ſelbſt Archi— 
tekten oder Bauunternehmer, verbietet ſich für die 
Regel wegen der Gefahr, daß infolge davon die Händler 
die Verbindung mit ihm abbrechen. Das Verbot an 
die Händler, Lambris von ihm zu beziehen, bedeutet 
daher eine erhebliche Schädigung des Klägers. Der 
beklagte Verband erſtrebt laut ſeiner Satzungen gleich 
den meiſten Kartellen in der Hauptſache, durch die 
Ausſchaltung eines verderblichen Wettbewerbs an— 
emeſſene Preiſe und Verkaufsbedingungen für die 

aren zu ſchaffen und zu erhalten, die von den Mit— 
gliedern hergeſtellt oder vertrieben werden, nämlich 
für Tapeten. Daran, daß die Abnehmer Waren be— 
ziehen oder nicht beziehen, die die Mitglieder nicht 
erzeugen, haben dieſe nach dem, was vorliegt, kein 
berechtigtes Intereſſe. Der Beklagte iſt befugt, den 
Kläger mit der Abſatzſperre zu bekämpfen, wenn er 
ſeine Beſtrebungen dadurch zu untergraben ſucht, daß 
er beim Verkauf von Tapeten die Bedingungen des 
Verbandes unterbietet. Die Sperre erfüllt ihre Auf— 
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Kartellvertrags find und geſchützt werden ſollen: fie- 
hindert den Kläger am Abſatz von Tapeten und damit 
an der Durchkreuzung der Preispolitik des Beklagten. 
Sie überſchreitet jedoch ihr Ziel, wenn ſie ſich auf 
Waren erſtreckt, für die der Kartellvertrag keinen 
Schutz vorſieht, und die keines Schutzes bedürfen. Der 
Verpflichtungsſchein, den die Händler dem Beklagten 
ausſtellen, bezieht ſich denn auch nach der nicht an⸗ 
gefochtenen Auslegung des BG.s nur auf Tapeten. 
Der Beklagte hat es alſo ſelbſt nicht für nötig ge⸗ 
halten, den Außenſeitern in den Weg zu treten, wenn 
ſie andere Waren als Tapeten an die Händler ver⸗ 
kaufen. Zu ſolchen andern Waren gehören nach der 
bindenden Feſtſtellung des BG.s die Lambris des 
Klägers. Die Sperre, die von einem die Gewerbe⸗ 
treibenden eines Geſchäftszweigs vollſtändig oder faft 
vollſtändig umfaſſenden Kartell ausgeht, iſt vermöge 
der wirtſchaftlichen Macht der dadurch geſchaffenen 
ausſchließlichen Beherrſchung des Markts (des Mono⸗ 
pols) eine den Geſperrten treffende ſo gefährliche Waffe, 
daß davon im allgemeinen nur in den für den Kartell⸗ 
zweck unbedingt notwendigen Grenzen Gebrauch ge— 
macht werden darf. Dieſer Zweck wird hier erreicht, 
wenn der Kläger außerſtande geſetzt wird, den vom 
Beklagten feſtgeſeßten Verkaufsbedingungen für Tapeten 
entgegenzuarbeiten. Daß die Lambris des Klägers 
ähnliche Bedürfniſſe zu befriedigen beſtimmt ſind, wie 
die Tapeten, worauf die Reviſion abſtellen will, iſt 
nicht von durchſchlagender Bedeutung, entſcheidend 
vielmehr, daß fie nicht von Tapetenfabrikanten ans 
gefertigt werden, daher die Preiſe im Tapetengeſchäft 
durch ihren Vertrieb nicht gedrückt werden können. 
Vom Standpunkte der Reviſion aus würde der Be⸗ 
klagte, wenn er es für dienlich hielte und dazu in der 
Lage wäre, auch berechtigt ſein, Fabrikanten oder 
Verkäufer von Linkruſta, Holztäfelungen, Holzlambris, 
Teppichen und Stoffen, die zur Wandbekleidung oder 
ſelbſt von Farben, die zum Wandanſtrich an Stelle 
von Tapeten verwendet werden, ſchlechthin zu ſperren. 
Eine ſolche Ausdehnung der Sperre, die auch andern 
Kartellen nicht verſagt werden dürfte, würde — uns 
beſchadet einer beſonderen Geſtaltung im Einzelfall — 
einen ſchwer erträglichen Eingriff in die perſönliche 
und geſchäftliche Freiheit und Unabhängigkeit des Ge⸗ 
ſperrten, aber auch ſeiner Abnehmer und weiterhin 
des kaufenden Publikums, daher einen unſtatthaften 
Auswuchs im Wirtſchaftskampfe darſtellen. Dieſe Be⸗ 
urteilung würde ſich auch nicht ändern, wenn, wie der 
Beklagte behauptet und von der Reviſion betont wird, 
der Verkauf von Tapeten ſich zum Schaden der Ver— 
bandsmitglieder verminderte, ſoweit die Lambris des 
Klägers Eingang fänden. Nicht nur iſt die Erwide— 
rung des Klägers nicht widerlegt, daß Lambris ſich 
wegen ihres hohen Preiſes nur für teuere Wohnungen 
eigneten und wegen ihres vornehmen Ausſehens zur 
Wahl von teuern Tapeten nötigen würden, ſo daß die 
Fabrikanten ſolcher Tapeten — für andere ſeien die 
Lambris ganz gleichgültig — einen reichlichen Aus— 
gleich gewännen. Sondern der Umſtand, daß durch 
den Abſatz von Lambris des Klägers der Verbrauch 
oder die Anſchaffung von Tapeten ſich etwa verringern 
ſollte, gibt dem Beklagten an ſich noch kein Recht, 
mittels der Sperre zu verhindern, daß die Lambris 
in den Verkehr gebracht werden. Ferner beſteht zwar, 
wie zuzugeben iſt, die Beſorgnis für den Beklagten, 
daß der Kläger, wenn er bei der Lieferung der Lambris 
mit den Tapetenhändlern in Verbindung tritt, auch 
ins Tapetengeſchäft hereinzukommen oder die Händler 
dem Kartell abwendig zu machen ſuchen werde. Ab— 


geſehen davon jedoch, daß der Beklagte gegen eine 


gabe, wenn ſie die Waren trifft, die Gegenſtand des, 


Untreue oder Abkehr der Händler durch Vertragsſtrafe 
oder Lieferungsſperre geſichert iſt, genügt die Befürch— 
tung eines ſolchen Verhaltens des Klägers noch nicht, 
um die Sperre der Lambris über ihn zu verhängen. 
Eine andere Würdigung möchte allerdings Platz greifen, 
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wenn der Kläger die geſchäftlichen Beziehungen mit 
den Händlern tatſächlich zu dem Verſuch ausnützen 
würde, ſie zu verleiten, gegen den Beklagten vertrags⸗ 
brüchig zu werden oder ihm die Kundſchaft zu entziehen. 
Endlich iſt das Bedenken der Reviſion, ob der Kläger 
neben Unterlaſſung und Schadenserſatz auch die Auf⸗ 
hebung des ſtreitigen Verbots fordern könne, nicht 
gerechtfertigt. Denn die Sperre bliebe beſtehen, wenn 
ſie nicht aufgehoben würde. Der Unterlaſſungsanſpruch 
richtet ſich nur gegen die Wiederholung des Verbots, 
zu der der Beklagte gar nicht zu ſchreiten braucht, ſo 
lange die Sperre in Kraſt iſt. Ohne ihre Aufhebung 
würde alſo der Kläger ſeine Lambris nicht abſetzen 
können und auf die Schadenserſatzklage beſchränkt ſein. 
(Urt. des VI. 35. vom 15. Mai 1916, VI 84/1916). 
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IV 


Der Verletzte, der eine Behandlung in einer Heil⸗ 
anftalt ablehnt und deſſen Schadensanſpruch deshalb 
gemindert wird, kann nicht etwa den Betrag verlangen, 
der durch ſeine Weigerung erſpart worden iſt. Aus 
den Gründen: Das BG. führt aus: Wenn ſich die 
Klägerin in einer Heilanſtalt hätte behandeln laſſen, 
dann hätte die Minderung ihres Unfallſchadens einen 
Koſtenaufwand des Beklagten erfordert. Dieſen Be⸗ 
trag habe der Beklagte der Klägerin neben der Rente 
für Erwerbsausfall und der Vergütung für Heilungs⸗ 
koſten und Vermehrung der Bedürfniſſe zu erſetzen. 
Hierüber beſchwert ſich der Beklagte mit Recht. Der 
Beklagte hat allerdings den Betrag für die Anſtalts⸗ 
behandlung erſpart. Es iſt aber nicht einzuſehen, in⸗ 
wiefern die Klägerin, die die Kur verweigert hat, auf 
die Kurkoſten einen Anſpruch haben ſollte, als Erſatz 
dafür, daß ſich ihr Schaden nicht verringert hat. Ihr 
Schaden hat ſich nicht gemindert, weil ſie ſich der Kur 
widerſetzt hat. Sie ſelbſt iſt alſo daran ſchuld und 
hat es zu tragen, daß die Schadensminderung nicht 
eingetreten iſt. Deshalb hat auch der Beklagte nicht 
etwa die Erſparnis ohne Rechtsgrund auf ihre Koſten 
gemacht, die von ihm zu erſtatten wären. Die An⸗ 
ſicht des BG. würde zu dem unannehmbaren Ergebnis 
führen, daß ein Verletzter, der durch einen ihm zuzu⸗ 
mutenden koſtſpieligen Eingriff volle Heilung erlangen 
könnte, aber den Eingriff grundlos ablehnt, zwar 
feinen ferneren Erſatzanſpruch verlöre, aber den Be— 
trag fordern dürfte, den der Eingriff gekoſtet hätte. 
(Urt. des VI. ZS. vom 26. Juni 1916, VI 93/16). 
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Iſt gegenüber dem Genehmigungsvermerk in einer 
notariellen Urkunde der Beweis zuläſſig, daß eine Ver⸗ 
tragsbeſtimmung beim Verleſen des Protokolls überhört 
wurde? Aus den Gründen: Der Bert. nimmt 
an: Gegenüber der Beurkundung, das notarielle Pro— 
tokoll ſei den Beteiligten vorgeleſen, von ihnen ge— 
nehmigt und unterſchrieben worden, ſei gemäß 8 415 
Abſ. 2 ZPO. der Gegenbeweis in der Richtung zu— 
läſſig, daß einer der Vertragſchließenden eine vom 
Notar in die Vertragsurkunde aufgenommene Vertrags— 
beſtimmung, über die vorher keine ausdrücklichen Er— 
klärungen von den Vertragſchließenden abgegeben 
worden ſind, bei dem Verleſen des Protokolls über— 
hört habe. Falls dieſer Beweis geführt wird, ſei die 
Beſtimmung nicht Vertragsinhalt geworden. Das ſteht 
im Einklange mit den Rechtsgrundſätzen, die von 
mehreren Senaten des RG. aufgeſtellt und feſtgehalten 
worden find. (Vgl. RG. 50, 420 ff., Warneyer 1908 
Nr. 553; 1912 Nr. 47). Von dieſer Rechtſprechung ab— 
zuweichen bieten die Ausführungen der Reviſion keine 
Veranlaſſung. Die Beurkundung, daß die Vertrags— 
parteien das notarielle Protokoll genehmigt haben, 
hat der BerR. ohne Rechtsirrtum als widerlegt erachtet, 


ſofern nachgewieſen wird, daß der Kläger infolge Ueber⸗ 
hörens von der Beſtimmung Kenntnis nicht erhalten 
hat, auf die er nicht gefaßt ſein konnte, da ſie ohne 
Zutun der Parteien und ohne beſonderen Hinweis 
von dem Notar in die Urkunde aufgenommen worden 
war. Einer Anfechtung des Vertrags bedurfte es nicht, 
da die Beſtimmung unter dieſer Vorausſetzung nicht 
Vertragsinhalt geworden iſt. Daß Rückſichten auf die 
Verkehrsſicherheit die von der Reviſion vertretene Auf⸗ 
faſſung geboten erſcheinen ließen, kann nicht anerkannt 
werden, auch ſoweit für ſolche Rückſichten gegenüber 
den geſetzlichen Beſtimmungen Raum ſein würde; viel⸗ 
mehr iſt gegenüber dem Intereſſe der auf die Gültig⸗ 
keit der in das Protokoll aufgenommenen Beſtimmungen, 
auch ſoweit ſie nicht beſprochen worden ſind, vertrauenden 
Vertragspartei auf der anderen Seite die Gefahr zu 
berückſichtigen, daß Beſtimmungen, die der Berein- 
barung der Parteien nicht entſprechen, auf ſolche Weiſe 
rechtsverbindlich werden könnten, wenn man dem 
bloßen Genehmigungsvermerke die von der Reviſion 
gewollte Bedeutung beilegen würde. Auch die An⸗ 
wendung des § 155 BGB. unterliegt keinem Bedenken. 
(Urt. des V. 35. vom 15. April 1916, V 73/1916). 
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VI. 


Haltung des Nechtsbeiſtandes 1 unwirkſamen 
Haſtungsausſchluſſes nach 3 25 6683. Aus den 
Gründen: Der Beklagte wurde von der offenen 
Handelsgeſellſchaft O. nicht nur als Notar, ſondern 
auch als Rechtsbeiſtand in Anſpruch genommen. Als 
ſolchem lag ihm, wie er ſelbſt nicht verkennt, die Ver⸗ 
pflichtung zur ſorgſamen Beratung feiner Auftrag— 
geberin darüber ob, welchen Weg dieſe einzuſchlagen 
hatte, um angeſichts des beabſichtigten ſofortigen Weiter⸗ 
betriebs des erworbenen Geſchäfts unter der bisherigen 
Firma die vereinbarte Ausſchließung der Schulden⸗ 
übernahme nach außen wirkſam zu machen. Von den 
beiden Mitteln, die das HGB. dem Erwerber in 8 25 
Abſ. 2 für dieſen Zweck zur Verfügung ſtellt, war das 
eine, die Benachrichtigung der Gläubiger von der Ver⸗ 
einbarung, unter den vorliegenden Umſtänden nicht 
ohne Gefahr anwendbar. Die Mitteilung bedurfte, 
weil die Inhaber der Firma O. den Geſchäftsbetrieb 
ſofort beginnen wollten, beſonderer Beſchleunigung. 
Bei der gebotenen Eile lag die Möglichkeit nahe, daß 
der eine oder andere Gläubiger überſehen oder von 
der Anzeige nicht rechtzeitig im Sinne der Vorſchrift 
erreicht wurde. Die größere Gewähr für die Herbei⸗ 
führung des anzuſtrebenden Erfolgs bot der Antrag auf 
die Eintragung des Haftungsausſchluſſes im Handels⸗ 
regiſter und die nachfolgende Bekanntmachung. Die 
Verlautbarung und Bekanntgebung mußten zwar dem 
Beginne der Fortführung des Geſchäfts unverzüglich 
nachfolgen (RG. Bd. 75 S. 140) und der Antrag hier⸗ 
auf war deshalb ohne Zögern zu ſtellen. Einem der— 
artigen Vorgehen ſtand indeſſen kein Hindernis von 
Bedeutung entgegen. Der Beklagte irrte, wenn er 
glaubte, daß es zur wirkſamen Antragſtellung beim 
Regiſtergerichte der Einreichung einer notariellen Aus— 
fertigung des Kaufvertrags bedürfe, an deren Erteilung 
er ſich aus ſtempelrechtlichen Rückſichten zur Zeit bes 
hindert ſah. Als Eintragungsunterlage reichte eine 
öffentlich beglaubigte Urkunde aus, in der die Be⸗ 
teiligten neben dem Wechſel der Firmeninhaber den 
Haftungsausſchluß zum Handelsregiſter anmeldeten. 
Die offene Handelsgeſellſchaft O. durfte allerdings nur 
eine Firma führen ($ 105 HGB.; Warn. Rſpr. 1916 
Nr. 81 S. 128) und der Antrag unterlag deshalb der 
Gefahr der Zurückweiſung, wenn die Geſellſchaft 
ſich als die Erwerberin des Geſchäfts bezeichnete und 
erklärte, daß fie es unter der Firma L. & S. fort- 
führen wolle. Dieſe Schwierigkeit ließ ſich jedoch ver: 
meiden, wenn als Erwerber jtatt der offenen Handels— 
geſellſchaft O. deren beide Teilhaber auftraten, denen 
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es freiſtand, mehrere offene Handelsgeſellſchaften zum 
Betrieb verſchiedener Geſchäfte zu gründen (ROH G. 
Bd. 24 S. 156: RG. Bd. 16 S. 16, Bd. 32 S. 34). 
Alles dies find Erwägungen, die dem Beklagten bei ſorg⸗ 
fältiger Ueberlegung nicht verſchloſſen bleiben konnten. 
Als Rechtsbeiſtand der Firma O. war er verpflichtet, 
ſeine Auftraggeberin in dieſen Richtungen zu belehren 
und dem mit ihm verhandelnden Kläger neben der 
Anzeige des Haftungsausſchluſſes an die Gläubiger 
die auf dem dargelegten Weg ohne Zeitverſäumnis 
erreichbare Eintragung im Regiſter zu empfehlen. 
Im Erfolge war die Empfehlung nur dadurch bedingt, 
daß die Inhaber der Firma O. auf den Vorſchlag, 
ohne Rückſicht auf ihr ſchon beſtehendes Geſellſchafts⸗ 
verhältnis als Erwerber des Geſchäfts aufzutreten, 
eingingen und daß der Mitgeſellſchafter des Klägers 
zum Zwecke unverzüglicher Herſtellung der von ihm 
mitzuvollziehenden beglaubigten Anmeldung zum Re⸗ 
giſter binnen kürzeſter Friſt — wie es der Kläger be⸗ 
hauptet — nach C. herbeigerufen werden konnte. Werden 
dieſe beiden Vorausſetzungen als gegeben unterſtellt, 
1 iſt der Beklagte dadurch, daß er dem Kläger nicht 
ie vorbezeichnete Beratung zuteil werden ließ, haft⸗ 


bar geworden (Urt. des III. ZS. vom 4. Juli 
1916, III 12/16). — a — 
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B. Straffaden. 
I. 


Kaun ein Schriftſtück, in dem ſich vor der Unter⸗ 
fchrift der Vermerk „gez.“ findet, als beweis fähige 
Urkunde i. S. des 5 267 StGB. gelten? Aus den 
Gründen: Der Brief, deſſen mit Maſchinenſchrift 
hergeſtellter Text ſich als eine Mitteilung der Rechts⸗ 
anwälte St. u. H. an die Firma D. darſtellt, trägt 
folgende mit Tintenſtift gefertigte Unterſchrift: „durch 
gez. H... . Rechtsanwalt“. Die Strͤ. hat als erwieſen 
angeſehen, daß dieſe Unterſchrift von der Angeklagten 
H. herrührt, und ferner feſtgeſtellt, die Angeklagten 
hätten gemeinſchaftlich beſchloſſen, den Brief an⸗ 
zufertigen und abzuſchicken; ihr Wille ſei dahin ge⸗ 
gangen, den beſtehenden Rechtszuſtand unbefugt zu 
ändern und ſich den Lohn, der beſchlagnahmt war, 
zu verſchaffen; ſie hätten daher in rechtswidriger und 
auf Erlangung eines Vermögensvorteils gerichteter 
Abſicht gehandelt; der Brief fei zum Beweiſe der Auf— 
hebung der Pfändung geeignet und zur Täuſchung 
des Drittſchuldners dieſem überſandt worden. Bei 
side: Begründung iſt erſichtlich unbeachtet geblieben, 
daß ſich vor der Namensunterſchrift der Vermerk 
„gez.“ befindet, und es iſt nicht dargelegt worden, 
weshalb der Brief trotz dieſes Vermerks nicht als 
Abſchrift, ſondern als beweisfähige Urſchrift einer 
Urkunde angeſehen worden iſt. Mit Recht hat die 
Reviſion unter Hinweis auf RG. Bd. 24 S. 281 Be⸗ 
denken dagegen geltend gemacht, ein Schriftſtück, das 
nach „Seiner äußeren Beſchaffenheit durch den Zuſatz 
„gez.“ vor der Namensunterſchrift ſich als Abſchrift 
darſtellt, ohne weiteres als beweisfähige Urkunde zu 
behandeln. Ob die Angeklagten ſich der im amtlichen 
Verkehr üblichen Bedeutung des Zuſatzes bewußt 
geweſen ſind, ſteht dahin. Hierauf kommt es auch nicht 
entſcheidend an, weil Vorausſetzung für die Ver— 
urteilung aus 8 267 StGB. das objektive Vorhanden— 
ſein einer beweiserheblichen Urkunde iſt, was bei dem 
Vorliegen eines Schriftſtücks ſtets nach deſſen äußerer 
Beſchaffenheit, der ihm gegebenen Form und der darin 
zum Ausdruck gelangten Gedankenäußerung zu be⸗ 
urteilen iſt (RG. Bd. 49 S. 336). Nur dann, wenn 
feſtgeſtellt werden kann, daß dem Zuſatz „gez.“ im 
Publikum, beſonders in den Volksſchichten, denen die 
Angeklagten angehören, eine von der amtlichen Ver— 
kehrsauffaſſung abweichende Bedeutung beigelegt wird 
und die Angeklagten eine dementſprechende Vorſtellung 
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bei dem Empfänger des Briefes zu erwecken beab⸗ 
ſichtigten, würde ſich die Verurteilung wegen volls 
endeter ſchwerer Urkundenfälſchung rechtfertigen. Nach 
dem bisherigen Sachverhalt konnte nur ein Verſuch 
dieſes Verbrechens mit untauglichem Mittel in Frage 
kommen (RG. Bd. 49 S. 337/338). (Urteil des V. StS 
vom 27. Juni 1916, 5 D 256/1916). E. 
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II. 


8 248 a StGB. iſt nur auf Fälle wirtſchaſtlicher 
Not, nicht auch auf eine ſog. Ehrennot anwendbar. Aus 
den Gründen: Der Angeklagte hat in der Haupt⸗ 
verhandlung erklärt, er habe den Geldbetrag aus dem 
Schranke genommen, um der Schande zu entgehen, 
eine erſatzweiſe angedrohte Freiheitsſtrafe abſitzen zu 
müſſen. Dieſes Vorbringen enthält nicht die Behaup⸗ 
tung einer wirtſchaftlichen Not, ſondern einer ſog. 
Ehrennot. 8 248 a iſt nur in Fällen der erſteren Art 
anwendbar. In den Motiven zu den Geſetzentwürfen 
von 1909 iſt ausdrücklich hervorgehoben, die Tat er⸗ 
fordere dann eine mildere Beurteilung, wenn ſie auf 
eine wirtſchaftliche Bedrängnis zurückzuführen ſei 
(RT Verh. 12. LegPer. J. Seſſ. 1907/1908 Druckſ.⸗Nr. 
1262 Begr. S. 17, II. Seſſ. 1909/1910 Druckſ.⸗Nr. 9 
S. 17). (Urt. vom 6. April 1916, 1 D 85/16). E. 
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III. 


Wann iſt ein Heeresteil als kriegführend i. S. des 
5 155 MSt& B. anzuſehen? Beendigung der militär- 
gerichtlichen Zuſtändigkeit. Aus den Gründen: 
Die Strͤ. hat feſtgeſtellt, daß der Angeklagte zu der 
Zeit, in welcher der ihm zur Laſt gelegte Diebſtahl 
ausgeführt wurde, in einem Arbeitsverhältnis zu 
der Fortifikation St. ſtand, ferner daß St. eine 
armierte Feſtung und Sitz eines Armeeoberkommandos 


iſt. Dieſe Tatſachen reichen nicht aus, um die 
Annahme zu rechtfertigen, daß der Angeklagte 
der Militärſtrafgerichtsbarkeit, unterſteht. 81 Nr. 8 


Mil StG. beſtimmt, daß die in 8 155 Mil StB. be⸗ 
zeichneten Perſonen wegen aller ſtrafbaren Handlungen 
der Militärſtrafgerichtsbarkeit unterſtehen, ſolange 
ſie den Militärſtrafgeſetzen unterworfen ſind. Zu den 
in 8 155 Mil StGB. bezeichneten Perſonen gehören 
alle Perſonen, die ſich in einem Dienſt⸗ oder Vertrags- 
verhältniſſe bei dem kriegführenden Heere befinden. 
Aus den Motiven des Geſetzes geht hervor, daß der 
weitere Begriff „kriegführendes Heer“ an Stelle des 
engeren Begriffs „kriegführende Truppen“ gewählt 
wurde, um auch diejenigen Zivilperſonen zu treffen, 
welche ſich bei den im Hauptquartier befindlichen Truppen 
aufhalten (RTVerh. Sten. I. LegPer. III. Seſſ. 1872 
Bd. 3 Nr. 5 S. 45). Im übrigen iſt aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des § 155 nicht erſichtlich, in welchem 
Sinne der Ausdruck „kriegführendes Heer“ gebraucht 
iſt. Aus dem einſchränkenden Zuſatz „kriegführend“ 
muß gefolgert werden, daß nur diejenigen Heeresteile 
zum kriegführenden Heere gehören, welche an den 
kriegeriſchen Operationen Teil nehmen. Maßgebend 
iſt al ſo die tatſächliche Verwendung der einzelnen Heeres— 
teile. In einer Entſcheidung des RMilG. vom 29. Sept. 
1915 (Entſch. RMilGG. Bd. 19 S. 268/269) wird die 
Anſicht vertreten, als kriegführend ſei ein Heeresteil 
dann anzuſehen, wenn er zum Kampfe gegen den 
Feind — ſei es im Felde, ſei es bei der Verteidigung 
der heimiſchen Feſtungen — beſtimmt ſei. Dieſer 
Anſicht kann nicht beigetreten werden. Nach ihr 
müßten auch die Beſatzungen der im Innern Deutſch— 
lands — weit entfernt von allen Kriegsſchauplätzen — 
gelegenen Feſtungen zu dem kriegführenden Heere ge— 
rechnet werden. Die Strͤ. hätte alſo prüfen müſſen, 
ob die Fortifikation St. ein Heeresteil iſt, der nicht 
bloß zur Fuhrung des Verteidigungskrieges be— 
ſtimmt iſt, ſondern dieſen Verteidigungskrieg auch tat— 
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ſächlich führt. Wäre die Str. zur Bejahung dieſer 
Frage gelangt, ſo hätte ſie weiter unterſuchen müſſen, 
ob die durch $ 155 begründete Zuſtändigkeit der Militärs 
gerichte zur Aburteilung des Angeklagten noch fort⸗ 
beſteht. Gegenſtand des anhängigen Verfahrens iſt 
eine gegen die allgemeinen Strafgeſetze begangene Zu⸗ 
widerhandlung, welche mit einem militäriſchen Ver⸗ 
brechen oder Vergehen nicht zuſammentrifft. In An⸗ 
ſehung dieſer Zuwiderhandlung hört die Militärſtraf⸗ 
gerichtsbarkeit auf, wenn das die Gerichtsbarkeit be⸗ 
gründende Verhältnis beendigt wird. Eine Ausnahme 
tritt nur dann ein, wenn bereits Anklage erhoben, 
oder eine Strafverfügung des Gerichtsherrn zugeſtellt 
iſt (5 10 Abſ. 2 Mil StG O.). Nach den Akten liegt 
weder die eine noch die andere Ausnahme vor. (Urt. 
des I. StS. vom 19. Juni 1916, 1 D 188/16). E. 
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Berüdfihtigung des Höchſtpreiſes bei Beſtimmung 
des Preiſes für einen Vorrat, deſſen verſchiedenartige 
Beſtandteile teils der Höchſtpreisſeſtſetzung unterliegen, 
teils höchſtpreisfrei find. Aus den Gründen: Wird 
Altmetall, für das Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind, zugleich 
mit gebrauchsfähigen Erzeugniſſen aus Metall der⸗ 
ſelben Art verkauft, für die Höchſtpreiſe nicht beſtehen, 
ſo können die Beteiligten allerdings für das Alt⸗ 
metall beſondere, innerhalb der Höchſtpreiſe ſich hal⸗ 
tende Einheitspreiſe vereinbaren und für die übrigen 
Gegenſtände beſondere Einheitspreiſe, und es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daraus einen Geſamtpreis für die Ge⸗ 
ſamtheit der verkauften Gegenſtände zu bilden. Ebenſo 
möglich iſt es aber, daß die Beteiligten für alle Gegen⸗ 
ſtände der verſchiedenen Art einen und denſelben 
Einheitspreis nach dem Gewichte vereinbaren, ſo daß 
jeder einzelne Gegenſtand, ſei er von dieſer oder jener 
Art, für ſich allein genommen, zu eben dieſem ſelben 
Preiſe verkauft iſt. Dieſer Einheitspreis darf dann 
natürlich den Höchſtpreis, der für Altmetall feſtgeſetzt 
iſt, nicht überſteigen. Ob die Beteiligten bei ihrer 
Preisbeſtimmung im erſteren oder im letzteren Sinne 
verfahren wollten und welchen der beiden Wege ſie 
tatſächlich gewählt haben, hat auf Grund des Geſamt⸗ 
ergebniſſes der mündlichen Verhandlung der Zat- 
richter zu prüfen und feſtzuſtellen. Das LG. hat dieſe 
Frage geprüft und für erwieſen erachtet, daß zwiſchen 
dem Angeklagten als Käufer und ſeinem Verkäufer 
jeweils Einheitspreiſe in dem Sinne vereinbart worden 
ſind, daß jeder einzelne der zuſammen verkauften 
Gegenſtände für denſelben Einheitspreis verkauft ſein 
ſollte. Daß dieſe Feſtſtellung irgendwie auf Rechts⸗ 
irrtum beruhte, iſt nicht erſichtlich. Es deutet ins⸗ 
beſondere nicht auf einen ſolchen Rechtsirrtum, daß 
das LG. als richtig die Beweisbehauptung des An— 
geklagten unterſtellt hat, der Verkäufer habe ihm 
beim Verkauf verſichert, es handle ſich der Hauptſache 
nach um höchſtpreisfreie Gegenſtände aus Neumetall, 
und doch ohne Feſtſtellung über das Mengenverhältnis 
der beiden Arten von Gegenſtänden zu einander zu 
der Annahme gelangt iſt, daß auch für die Altmetalle 
nach dem Willen der Vertragſchließenden der den 
Höchſtpreis überſteigende Einheitspreis gelten ſollte. 
Denn eine ſolche Willensrichtung und Einigung war 
auch dann rechtlich möglich, wenn die gebrauchs— 
fähigen Gegenſtände überwogen. Dieſe Feſtſtellung 
über die Vereinbarung iſt darum auch für das Reviſions— 
gericht bindend. Wird ſie aber zugrunde gelegt, ſo 
kann kein Rechtsirrtum darin gefunden werden, daß 
das LG. den etwaigen Glauben des Angeklagten, 
beim Einheitspreis mit Rückſicht auf die mitverkauften 
höchſtpreisfreien Gegenſtände die Höchſtpreisvorſchrift 
nicht beachten zu brauchen, als rechtsirrig erachtet 
und den Irrtum als Irrtum über den Inhalt des 
Strafgeſetzes für unbeachtlich erklärt hat. (Urteil des 
V. StS. vom 4. Juli 1916, 5 D 253/1916). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


! 36 Nr. 3 390. fett das Beſtehen einer Streit: 
genoſſenſchaft i. S. der 85 59 ff. 3p O. zwiſchen den mehreren 
in Verklagenden vorans. Der Antragſteller behauptet, 
n Ausübung feines Dienſtes als Wagenwaäͤrter einen 
Unfall erlitten zu haben und will den Bahnarzt Dr. R. 
„wegen unſachgemäßer ärztlicher Behandlung“ und 
den bayer. Fiskus „wegen zu Unrecht erfolgter Pen⸗ 
fionierung” als Streitgenoſſen im allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand auf Schadenserſatz verklagen. Er hat 
gem. 8 36 ZPO. den Antrag geſtellt, das zuſtaͤndige Ge⸗ 
richt zu beſtimmen. Der Antrag wurde abgewieſen. 
Aus den Gründen: Daß die Beſtimmung des 
§ 36 Nr. 3 ZPO. eine Streitgenoſſenſchaft i. S. der 
88 59 ff. ZPO zwiſchen den Beklagten vorausſetze, 
wird zwar von verſchiedenen Schriftſtellern geleugnet 
(Förſter, ZPO. Anm. 36 zu § 36; Planck, Lehrb. 
des Deutſchen Zivilprozeßrechts 8 22 A 3), entſpricht 
aber dem Willen des Geſetzgebers. Es iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, daß das Geſetz dem Worte „Streitgenoſſen“ in 
§ 36 Nr. 3 einen anderen Sinn beilegt als in den 
85 59 ff. Weiter kommt in Betracht, daß das Prozeß⸗ 
gericht nach 8 145 3PO. anordnen kann, daß mehrere 
in einer Klage erhobene Anſprüche in getrennten 
Prozeſſen verhandelt werden, und dieſe Anordnung 
treffen ſoll, wenn bei der fubjeftiven Klagenhäufung 
die Vorausſetzungen der 88 59 ff. nicht vorliegen. 
Es hätte keinen Sinn, wenn das Geſetz einerſeits 
das höhere Gericht im Falle des 8 36 Nr. 3 anweiſen 
würde, ohne Prüfung der Vorausſetzungen der 
Streitgenoſſenſchaft zur Ermöglichung der gemein⸗ 
ſamen Verhandlung der mehreren Anſprüche ein Ge⸗ 
richt zu beſtimmen, anderſeits dem letzteren Gericht 
eine Handhabe, ja ſogar die Anweiſung zur Trennung 
der verbundenen Anſprüche geben würde. Hier iſt das 
erwähnte Erfordernis nicht gegeben. Der Geſuchſteller 
leitet die Verpflichtung der zu Verklagenden weder aus 
demſelben, noch aus einem im weſentlichen gleich⸗ 
artigen tatſächlichen und rechtlichen Grunde ab. Ja, es 
iſt zum mindeſten zweifelhaft, ob die beiden Anſprüche 
nebeneinander beſtehen können. Nach ſeinem Vorbringen 
iſt anzunehmen, daß er wegen Dienſtunfähigkeit nach 
Art. 48 Ziff. 2 BG. in den Ruheſtand verſetzt wurde, 
daß er aber glaubt, ſeinen Dienſt noch verrichten zu 
konnen. Iſt dieſe Meinung begründet, dann ſteht die 
behauptete unſachgemäße ärztliche Behandlung des 
Dr. R. in keinem urſächlichen Zuſammenhang mit dem 
ihm durch ſeine Verſetzung in den Ruheſtand entſtan⸗ 
denen Schaden und Dr. R. iſt nicht verpflichtet, ihm 
dieſen Schaden zu erſetzen; iſt ſie nicht begründet, dann 
iſt der Schadenserſatzanſpruch gegen den 1 un⸗ 
haltbar. (Beſchl. des II. 35. vom 5. Juli 1916, 
Reg. IV Nr. 21/16). M. 
3941 
II. 


Der Hypothekenrangrücktritt iſt ein cin ‚genehmigungs. 
pflichtiger Vertrag i. S. des 3 1829 9 Die wirk⸗ 
Jam gewordene vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
eines ſolchen kann nicht zurückgenommen werden. Gegen 
die Zurücknahme ſteht dem, zu deſſen Gunſten der Nück⸗ 
tritt erfolgt iſt, die Beſchwerde zu. 0 dem Beſitztum 
der Ehegatten Viktor und Thereſe S. iſt für die 
Beſchen Kinder nach Vorgang einer Sicherungshypothek 
zugunſten der Angelika F. zu 150000 M ein Vatergut 
von 25000 M eingetragen. An der Sicherungshypothek 
zu 150 000 M ſollen 50000 M wegen Verzichts auf die 
Hypothek gelöſcht und an deren Stelle Hypotheken von 
gleicher Höhe eingetragen werden. Der Vormund der 
Biſchen Kinder erklärte in notarieller Urkunde fein 
Einverſtändnis damit, daß im Range vor der Hypo— 
thek feiner Mündel zu 25 000 M eine beliebige Hy⸗ 
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pothek mit beliebigen Verzinſungs⸗ und Rückzahlungs⸗ 
beſtimmungen eingetragen werde, räumte dieſer Hy⸗ 
pothek den Vorrang ein, bewilligte und beantragte 
die Eintragung dieſer Rangänderung in das Grund- 
buch und ermächtigte zugleich das Notariat zur Emp⸗ 
fangnahme der von ihm erbetenen Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts, wobei er ſchließlich auf Mit⸗ 
teilung der Genehmigung ſowie auf Benachrichtigung 
vom grundbuchamtlichen Vollzug verzichtete. Die Rang⸗ 
rücktrittserklärung wurde am 19. April 1916 vom Vor⸗ 
mundſchaftsgericht genehmigt und das Notariat hievon 
in Kenntnis geſetzt. Das Notariat benachrichtigte von 
der Genehmigung den Viktor S. am 20. April 1916. 
Bei dem Vormundſchaftsgericht entſtanden wegen des 
Rangrücktritts nachträglich Bedenken und es verweigerte 
durch Beſchluß vom 28. April 1916 unter gleichzeitiger 
Aufhebung des Beſchluſſes vom 19. April 1916 der 
Rangrücktrittserklärung des Vormundes die Genehmi⸗ 
gung. Die Beſchwerde des Viktor S. wurde vom BG. 
zurückgewieſen. Das BG. verneinte, daß er zur Bes 
ſchwerde berechtigt ſei; er habe zwar ein wirtſchaft⸗ 
liches Intereſſe an der Genehmigung des Rangrück— 
tritts, aber kein Recht i. S. des $ 20 FGG. Weiter 
erwog es, daß es zweifelhaft ſei, ob der Vormund mit 
Viktor S. einen Vertrag wegen des Rangrücktritts ges 
ſchloſſen und ob er das Notariat auch ermächtigt habe, 
die Mitteilung der Rücktrittsgenehmigung dem anderen 
Teile mitzuteilen, ferner ob das Notariat auch von 
Viktor S. zum Empfange der Genehmigungserklärung 
bevollmächtigt war; daß aber, wenn man auch alle 
dieſe Fragen bejahe, es ſich um eine Angelegenheit 
handle, die nicht im Wege der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit ſondern nur im Prozeßweg ausgetragen werden 
könne. Auf die weitere Beſchwerde des Viktor S. hin 
wurden der Beſchluß des AG.s vom 28. April 1916 
und der des LG. aufgehoben. 

Aus den Gründen: Allerdings hat der, zu 
deſſen Gunſten eine Rücktrittserklärung genehmigt 
werden ſoll, an fi keinen Rechtsanſpruch auf Er⸗ 
teilung der Genehmigung; es handelt ſich inſoweit um 
eine innere Angelegenheit zwiſchen Vormund und Vor— 
mundſchaftsgericht; allein hier iſt nach der Behaup⸗ 
tung des Beſchwerdeführers durch die dem Geſetz ent— 
ſprechende Mitteilung die Genehmigung ihm gegenüber 
wirkſam geworden und, wenn und ſoweit dies der 
Fall iſt, kann die Verfügung im Hinblick auf 8 55 
FGG. nicht mehr geändert werden. Wird die Ge— 
nehmigung gleichwohl zurückgenommen, ſo iſt nicht 
bloß ein wirtſchaftliches Intereſſe, ſondern ein Recht 
des Beſchwerdeführers beeinträchtigt. Die weiteren 
Erwägungen hat das BG. nur vorſorglich geltend ge— 
macht; ſie ſind aber gleichfalls nicht zutreffend. Es 
hat vor allem die Frage angeregt, ob ein genehmi— 
gungsbedürftigter Vertrag i. S. des $ 1829 BGB. vor⸗ 
liege. Daß es ſich bei einem Rangrücktritt oder einer 
Rangeinräumung um ein Rechtsgeſchäft i. S. des 8 1822 
Nr. 13 BGB. handelt, bedarf keiner weiteren Aus— 
führung. 
daß der Rangrücktritt ein Vertrag i. S. des 8 1829 
iſt; denn nach 8 880 BGB. iſt zu der Rangänderung 
die Einigung des zurücktretenden und des vortretenden 
Berechtigten und die Eintragung der Aenderung in 
das Grundbuch erforderlich. Nach § 19 GBO. erfolgt 
die Eintragung allerdings auf die einſeitige Bewilli— 
gung desjenigen, deſſen Recht von ihr betroffen wird; 


Es unterliegt aber auch keinem Zweifel, 


erfolgen und der andere Teil, dem gegenüber die Wirk⸗ 
ſamkeit des Vertrags nach 8 1829 BGB. herbeigeführt 
werden müßte, wäre dementſprechend eben jener Gläu⸗ 
biger. Allein ſo iſt die Sache hier nicht gelagert. 
Angelika J. wird wegen anderweitiger Sicherſtellung 
auf die Hypothek zum Teilbetrage von 50 000 M ver⸗ 
zichten und demzufolge haben die Ehegatten S. nach 
§ 1168 BGB. die Hypothek erworben. Mit Recht hat 
das Notariat die Ehegatten S. als diejenigen erachtet, 
denen die Genehmigung des Rangrücktritts mitzuteilen 
war und die aus der ordnungsgemäßen Mitteilung 
ein unentziehbares Recht erlangt haben. Zwar iſt nur 
der augenblickliche Gläubiger der im Range vor⸗ 
tretenden Hypothek und nicht der Eigentümer im 
voraus für den Fall, daß dieſe Hypothek Eigentümer⸗ 
hypothek werden follte, zur Empfangnahme der Rück⸗ 
trittserklärung berechtigt (vgl. RJ A. 4 S. 243); aber 
dieſes Bedenken erledigt ſich ſchon dadurch, daß der 
Vormund den Rangrücktritt nur unter der Bedingung 
erklärt hat, daß der Teilbetrag von 50 000 M gelöſcht 
wird, ſonach der Rangrücktritt nur bei gleichzeitigem 
Uebergange der Hypothek auf die Eigentümer ſtatt⸗ 
finden kann. Das BG. hat aber auch mit Unrecht in 
Frage gezogen, ob das Notariat auf Grund der Ur: 
kunde vom 17. April 1916 zur Mitteilung der Ge⸗ 
nehmigung an Viktor S. ermächtigt war. Richtig iſt 
allerdings, daß die Urkunde dieſe Ermächtigung in 
ausdrücklichen Worten nicht enthält; allein gleichwohl 
muß aus der ganzen Faſſung der Urkunde und den 
begleitenden Umſtänden entnommen werden, daß das 
Notariat die Genehmigungserklärung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nicht bloß für den Vormund entgegen 
nehmen, ſondern auch für dieſen an die Gegenpartei 
übermitteln ſollte. Das Vormundſchaftsgericht hätte 
von der Genehmigung den Vormund ebenſogut un— 
mittelbar verſtändigen können. Daß es nicht geſchah, 
ſondern ein anderer etwas einfacherer Weg gewählt 
wurde, erklärt ſich daraus, daß das ganze Geſchäft 
mit möglichſter Beſchleunigung durchgeführt werden 
ſollte, was nicht möglich geweſen wäre, wenn der 
Notar zwar die Genehmigungserklärung für den Vor⸗ 
mund in Empfang nehmen, nicht aber auch an den 
Gegenteil weiter mitteilen durfte. Vormund B. wollte 
offenbar mit der ganzen Angelegenheit nicht weiter 
befaßt ſein, ſondern alles noch etwa Nötige dem Notar 
überlaſſen; deshalb hat er nicht bloß auf Benach⸗ 
richtigung vom grundbuchamtlichen Vollzug, ſondern 
namentlich auch auf Mitteilung der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung verzichtet. Durch letzteren 
Verzicht wurde es ihm unmöglich, den anderen Teil 
zu benachrichtigen; dies konnte nur durch den zum 
Empfang der Genehmigungserklärung ermächtigten 
Notar geſchehen und es muß ſonach — will man nicht 
eine Treu und Glauben zuwiderlaufende Verzögerungs— 
abſicht des Vormunds annehmen — der Notar auch 
zur Mitteilung an S. für ermächtigt erachtet werden. 
Da der Notar am gleichen oder am nächſten Tage den 
Brauereibeſitzer S. von der erteilten Genehmigung in 
Kenntnis geſetzt hat, ſo iſt die Frage, ob der Notar 
gleichzeitig auch von S. zur Entgegennahme der Mit— 
teilung bevollmächtigt und ob dies im Hinblick auf 
§ 181 BGB. zuläſſig war, hier nicht weiter zu unters 


ſuchen. Da die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 


dies ſchließt aber nicht aus, daß zwischen dem zurück 


tretenden und dem vortretenden Berechtigten ein ding— 
licher Vertrag (Einigung) ſtattfinden muß. Es fragt 
ſich nur, zwiſchen wem hier die Einigung zu erfolgen 
hat. Wäre der Gläubiger, deſſen Hypothek nach dem 
Willen der Grundſtückseigentümer im Grund buch an 
Stelle der Sicherungshypothek im Teilbetrage von 
50 000 M treten ſoll, im Grundbuch bereits eingetragen, 
fo hätte die Einigung ohne Zweifel zwiſchen diefem 
Gläubiger und den zurücktretenden Biſchen Kindern zu 
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mit der Mitteilung an S. dieſem gegenüber wirkſam 
und unwiderruflich geworden iſt, geht es nicht an, 
daß das Vormundſchaftsgericht unter Billigung des 
B9.8 die Genehmigung nachträglich verweigerte. Sein 
durch dieſe Verweigerung beeinträchtigtes Recht macht 
Viktor S. in zuläſſiger Weiſe im Verfahren der frei— 
willigen Gerichtsbarkeit geltend; er kann mit ſeinem 
Anſpruche daher nicht auf den Weg des Zivilprozeſſes 
verwieſen werden. (Beſchl. des I. 35. vom 12. Juli 
1916, Reg. III Nr. 65/1916). M. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Verpflichtung, ſich über ein wegen Ausbruchs 
der Maul⸗ und Klauenſenche erlaſſenes Hanſierverbst 
zu erkundigen; genügt deſſen Veröſſentlichung im 
amtlichen Blatte? (§ 76 Nr. 1 886.). Aus den 
Gründen: Die Maul⸗ und Klauenſeuche bildet ſeit 
vielen Jahren in Deutſchland und namentlich auch in 
Bayern eine Plage der Landwirtſchaft; die bei ihrem 
Ausbruch von den Verwaltungsbehörden zum Schutze 
gegen ihre Ausbreitung nach dem Viehſeuchengeſetze 
zu treffenden Maßregeln ſind ſowohl in den Kreiſen 
der Landwirte als auch in denen der Viehhändler all« 
gemein bekannt. Die Strͤ. hat deshalb zutreffend 
es als eine Erfahrungstatſache bezeichnet, daß bei 
Ausbruch der Seuche in einer Ortſchaft nicht nur für 
dieſe, ſondern auch für die Nachbargemeinden ſeuchen⸗ 
polizeiliche Anordnungen getroffen werden; ſie hat 
feſtgeſtellt, daß dem W. als langjährigem Viehhändler 
dieſe Erfahrungstatſache bekannt war, daß er am 
12. Januar 1916, alſo einen Tag vor der Verübung 
der ihm zur Laſt gelegten Handlungen, in Schw. den 
Ausbruch der Seuche in H. erfahren hatte und daß 
er wußte, daß Schw. nahe bei H. gelegen iſt. W. 
mußte unter dieſen Umſtänden mit der Möglichkeit 
rechnen, daß vom Bezirksamte der Hauſierhandel mit 
Klauenvieh in Schw. verboten wurde und bei An⸗ 
wendung der erforderlichen Sorgfalt ſich über die ge⸗ 
troffenen Maßregeln erkundigen. Der Meinung des 
Verteidigers, es laſſe ſich nicht feſtſtellen, ob W., wenn 
er ſich in Schw. erkundigt hätte, die Wahrheit erfahren 
hätte, iſt nicht zu beachten, weil W. ſeine Nachforſchungen 
über das Beſtehen eines Hauſierhandelsverbotes für 
Schw. in ſolcher Weiſe anzuſtellen verpflichtet war, daß 
er die Wahrheit erfahren mußte. Eine einfache Nach— 
frage bei dem Bezirksamt oder bei dem Bürgermeiſter 
in Schw. hätte genügt, auch hätte ſich W. mühelos 
die in Betracht kommende Ausgabe des in ſeinem 
Wohnort erſcheinenden Amtsblattes des Bezirksamts 
verſchaffen können. Wenn er glaubt, ſich durch den 
Hinweis darauf entlaſten zu können, daß die bezirks. 
amtlichen Anordnungen nicht in den Tageszeitungen, 
ſondern nur in dem für die Ortspolizeibehörden be— 
ſtimmten Amtsblatte veröffentlicht wurden, das er 
nicht leſe, ſo geht er irre. Das Bezirksamt hat ſich 
bei der Veröffentlichung ſeiner Anordnungen genau 
an die beſtehenden Vorſchriften gehalten. Das von 
ihm herausgegebene Amtsblatt kann auch von Privaten 
und konnte auch von W. bezogen werden. Die Yahrs 
läſſigkeit beſteht nicht darin, daß er es unterließ, das 
Amtsblatt zu beziehen und zu leſen, ſondern darin, 
daß er, obwohl alle Umſtände auf die Wahrſcheinlich— 
keit eines für Schw. beſtehenden Hauſierhandelsver— 
botes hinwieſen, unter Außerachtlaſſung der gebotenen 
Vorſicht es unterließ, ſich über das Beſtehen eines 
ſolchen Verbots zu vergewiſſern. (Urt. vom 24. Juni 
1916, Rev.⸗Reg. Nr. 191/1916). Ed. 

3044 


II. 


Ueber das Verhältnis der Eigentümer des höher 
und des niedriger liegenden Grundſtückes zueinander 
i. S. des Art. 17 Abſ. 1 und 2 des Waſſer G. Berechti⸗ 
gung eine beläſtigende Vermehrung des Waſſerablaufs 
abjnwehren (SS 858 ff. BGB.). Berückſichtigung des 
Glaubens an eine ſolche Berechtigung in einem Straf: 
verfahren auf Grund des § 204 Ziff. 1 WG. Der An: 
geflagte B. hat auf feiner Wieſe einen etwa 10 m 
langen und ungefähr / m hohen Erddamm ers 
richtet, durch den der natürliche Abfluß des Waſſers 
von dem höher liegenden Grundſtucke des P. ver— 
hindert wird. Er iſt beſchuldigt, ſich hiedurch einer 
Uebertretung nach Art. 204 und 17 Abſ. 2 WG. ſchuldig 
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B.; deſſen Berufung wurde verworfen. B. verteidigte 
fein Vorgehen mit der Behauptung, daß infolge der 
von den Oberliegern vorgenommenen Drainierungen 
ſeinem Grundſtück ungebührlich mehr Waſſer zu⸗ 
geleitet werde als früher, wogegen er ſich durch 
die Errichtung des Dammes gewehrt habe. Das BG. 
führte aus: Durch die Errichtung des Dammes wird 
ein ſchädlicher Rückſtau des Waſſers auf das Grund⸗ 
ſtück des P. verurſacht. P. hat in ſeinem Grundſtücke 
Drainageröhren eingelegt. Durch ſie wird das Grund⸗ 
waſſer einem Graben zugeführt, der auch das Grund⸗ 
ſtück des B. durchzieht. Die künſtliche Zuleitung des 
Waſſers in den Graben und damit auch in die Grund⸗ 
ſtücke der Unterlieger enthält eine an ſich unzuläſſige 
Verſtärkung des natürlichen Abfluſſes. Dieſe Ver⸗ 
ſtärkung führt jedoch nicht allein Waſſer auf die 
Wieſe des B. Der weitaus größere Teil, der auf 
dieſe Wieſe eindringt und den B. zurückdämmt, ſickert 
in natürlichem Ablauf außerhalb des Grabens vom 
Grundſtücke P. auf die Wieſe des B. Mindeſtens zwei 
Drittel hievon find natürlicher Ablauf, höchſtens ein 
Drittel gelangt durch die Drainagen in den Graben 
und von hier aus zum Grundſtücke des B. B. hat 
auch die bei weitem größere Menge des natürlichen 
Ablaufs gehindert und dadurch das Grundſtück P.s. 
geſchädigt. Dieſer ſchädigenden Wirkung war er 
Er 180 bewußt. Die Reviſion des Angeklagten hatte 
rfolg. 

Aus den Gründen: Der Eigentümer eines 
Grundſtücks iſt nach Art. 17 Abſ. 1 WG. nicht be⸗ 
fugt, dem darauf entſpringenden oder darauf ſich 
natürlich ſammelnden Waſſer eine beläftigende größere 
als die natürliche Stärke zu geben. Nach Abſ. 2 iſt 
der Eigentümer des niedriger liegenden Grundſtücks 
nicht befugt, den natürlichen Abfluß des Waſſers vom 
höher liegenden Grundſtücke zu deſſen Nachteil zu 
hindern. Wer dieſen Vorſchriften zuwiderhandelt, iſt 
nach Art. 204 Ziff. 1 WG. zu ſtrafen. Die dem Unter⸗ 
lieger in Abſ. 2 auferlegte Verpflichtung entſpricht den 
Beſchränkungen des Grundſtückseigentümers im Abſ. 1. 
Daraus ergibt ſich, daß unter „natürlichem Abfluß“ 
des Waſſers in Abſ. 2 nicht nur der Lauf des Waſſers 
in der durch die Bodenbeſchaffenheit bedingten Richtung 
ſondern auch in der natürlichen Stärke zu verſtehen 
iſt. Dem Eigentümer des niedriger liegenden Grund» 
ſtücks iſt demnach nur verboten, den Abfluß des Waſſers 
in natürlicher oder in nicht beläſtigender, größerer 
Stärke zu hindern. Die Strafdrohung trifft daher 
auch nur eine Hinderung des Waſſerabfluſſes, die mit 
dieſem Verbote im Widerſpruche ſteht; ſie trifft ſonach 
nicht die Hinderung eines verſtärkten Waſſerabfluſſes, 
zu deſſen Herbeiführung der Eigentümer des höher 
liegenden Grundſtücks nach Art. 17 Abſ. 1 WG. nicht 
befugt war. Für die ſtrafrechtliche Beurteilung des 
feſtgeſtellten Tatbeſtandes iſt dieſe Bedeutung und 
Tragweite der Strafbeſtimmung maßgebend. Die An- 
wendung des 8 53 StGB., den die Reviſion als ver⸗ 
letzt bezeichnet, kann nicht in Frage kommen, da das 
Erfordernis der Abwehr eines „gegenwärtigen“ An— 
griffs mangelt. Denn die Errichtung des Dammes 
geſchah nicht zur Abwehr eines zu dieſer Zeit noch in 
der Ausführung begriffenen angriffsweiſen Vorgehens 
des P., ſondern nur zum Schutze gegen die Schädigung, 
die der Angeklagte aus dem Zuſtande des höher liegen— 
den Grundſtücks für fein Grundſtück befürchtete. Das 
gegen entſpricht die Auslegung, die das BG. dem 
Art. 17 Abſ. 2 WG. gibt, nicht durchweg dem Inhalte 
dieſer Beſtimmung. Zwar ſcheint auch das BG. davon 
auszugehen, daß der Eigentümer des niedriger liegen- 
den Grundſtücks berechtigt iſt, den Abfluß des Waſſers 
vom höher liegenden Grundſtücke zu hindern, ſofern 
deſſen Eigentümer ihn entgegen der Beſtimmung im 
erſten Abſatze verändert hat, mag auch dadurch dem 
höher liegenden Grundſtück ein Nachteil zugefügt werden. 


gemacht zu haben. Das Schöffengericht verurteilte den | Es unterſcheidet aber, ob die Waſſermenge, um die der 
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natürliche Abfluß verſtärkt wurde, größer iſt als die 
vor der Verſtärkung abfließende, und vertritt die An⸗ 
ſchauung, daß es für die Aufnahmepflicht des Unter⸗ 
liegers darauf ankomme, ob die bisherige Waſſer⸗ 
menge oder die infolge einer Vorkehrung des Ober⸗ 
liegers neu zugeführte größer iſt. Dieſe Auslegung 
des Geſetzes kann nicht ohne Einſchränkung gebilligt 
werden. Das Urteil des StS. vom 9. Okt. 1909 
. Bd. 9 S. 337), auf das die StͤK. verweiſt, 
at einen weſentlich verſchiedenen Tatbeſtand zur 
Unterlage. Sollte der hier aufgeſtellte Rechtsſatz all⸗ 
emeine Geltung beanſpruchen, ſo könnte er von dem 
jetzt erkennenden Senate nicht aufrecht erhalten werden. 
Der Unterſchied zwiſchen der Stärke der Waſſermengen 
kann ſchon deshalb kein entſcheidendes Merkmal bilden, 
weil das Geſetz nicht jede Vergrößerung der natür⸗ 
lichen Stärke verbietet ſondern nur eine „beläſtigende“ 
und je nach den Umſtänden in dem einen Falle ſchon 
eine verhältnismäßig geringe Vermehrung der natür⸗ 
lichen Stärke nicht bloß eine Beläſtigung ſondern eine 
erhebliche Schädigung des tiefer liegenden Grundſtücks 
bie Folge haben kann, während in einem andern 1 5 
ie Vergrößerung um ein Mehrfaches der natürlichen 
Stärke nur eine geringe Beläſtigung bewirkt. Dem 
Eigentümer des tiefer liegenden Grundſtücks in dieſem 
Fall ein Hinderungsrecht zuzuerkennen, in jenem aber 
zu verſagen, ſtände mit dem Wortlaut und dem 
Zwecke der Beſtimmung in offenſichtlichem Widerſpruche. 
Der Eigentümer des höher liegenden Grundſtücks, der 
die in Art. 17 Abſ. 1 WG. gezogenen Schranken über⸗ 
ſchreitet, macht ſich gegenüber dem Beſitzer des tiefer 
liegenden Grundſtücks einer Beſitzſtörung durch ver⸗ 
botene Eigenmacht ſchuldig, deren dieſer ſich erwehren 
darf. Die Anwendung der 88 858 ff. BGB. iſt durch 
den Art. 17 WG. nicht ausgeſchloſſen und nur inſofern 
eingeengt, als der Eigentümer des tiefer liegenden 
Grundftüds eine nicht beläftigende Aenderung des 
Waſſerablaufs dulden muß. Zu den Mitteln der zu⸗ 
läſſigen Abwehr gehört vor allem das Zurückſtauen 
des Waſſers, ſoweit es zur Abwehr des rechtswidrigen 
Eingriffs erforderlich iſt (ogl. Meisner, Nachbarrecht [2] 
48 Ziff. II S. 415). Die Abwehr unterliegt nur der 
eſchränkung, daß das gewählte Mittel zur Zurück⸗ 
weiſung der Störung erforderlich iſt und nicht weiter 
angewendet wird, als notwendig iſt. Daß der An⸗ 
geklagte durch die Errichtung des Dammes dieſe 
Grenzen überſchritten hat, geht aus der Begründung 
des Urteils nicht mit der erforderlichen Beſtimmtheit 
hervor. Eine Ueberſchreitung der Grenzen einer zu⸗ 
läffigen Abwehr kann in dem vom BG. feſtgeſtellten 
Tatbeſtande nicht ohne weiteres gefunden werden. Auch 
iſt nicht klar, was das BG. unter „fidern in natür⸗ 
lichem Ablauf“ verſteht. Denn das Wort „ ſickern“ 
iſt für die Fortbewegung des Waſſers auf der Erd— 
oberfläche nicht gebräuchlich und nur auf der Ober⸗ 
fläche dahinfließendes Waſſer kann durch das Auf— 
werfen eines Dammes aufgeſtaut werden. Die Be⸗ 
ſtimmungen in Art. 17 Abſ. 1 und 2 WG. gehören 
dem Gebiete des bürgerlichen Rechtes an. Zuwider— 
handlungen gegen die entſprechenden Beſtimmungen 
der Art. 34 und 35 des Geſetzes über die Benützung 
des Waſſers vom 28. Mai 1852 waren nicht mit Strafe 
bedroht. Erſt das WG. vom 23. März 1907 ſetzt eine 
Strafe auf ſolche Verfehlungen. Dieſe enthalten eine 
Verletzung fremden Eigentums, ſie ſind nicht bloß 
„Gefährdungsdelikte“. Für die Annahme, daß das 
Geſetz gleichwohl die Anwendbarkeit des § 59 StGB. 
ausſchließen und auch den beſtrafen will, der bei der 
Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen des Art. 17 
WG. eine im bürgerlichen Rechte begründete Befugnis 
auszuüben glaubte, fehlt jegliche Unterlage. Sonach 
kann ein Irrtum des Täters über ſeine Befugniſſe 
bei der Entſcheidung über die Schuldfrage nicht un— 
beachtet bleiben. Daß der Angeklagte der Schädlichkeit 
des Aufſtaues für das P.ſche Grundſtück ſich bewußt 


nahme der zweiten Partie zu zahlen. 
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war, genügt nicht zur Bejahung der Schuldfrage. 

Darüber aber, ob der Angeklagte im guten Glauben 

an ſein Recht gehandelt hat oder nicht, ſpricht ſich 

das BG. überhaupt nicht aus. (Urteil vom 1. Juli 

1916, Rev.⸗Reg. Nr. 204/16). Ed. 
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III. 


Als nuabwendbarer Zufall i. S. des 5 44 Std. 
iſt es zu erachten, wenn ein unzuſtändiger Gerichts⸗ 
ſchreiber die Nepiſionsbegründung des Angeklagten zu 
Protokoll nimmt, ohne ihn über feine Unzuſtändigkeit 
aufzuklären. Aus den Gründen: Gegen das Urteil 
des LG.s D. als Berufungsgericht vom 20. Juni 1916 
hat der Angeklagte A. rechtzeitig und rechtsförmlich 
Reviſion eingelegt. Das Urteil wurde ihm am 30. Juni 
1916 zugeſtellt. Am 4. Juli 1916 erſchien A. bei der 
Gerichtsſchreiberei des LG.s Z. und gab dort die Er⸗ 
klärung ab, daß er das Urteil wegen Verletzung des 
8 263 StGB. anfechte. Dieſe Erklärung wurde von 
der Gerichtsſchreiberei des LG.s Z. an die Gerichts⸗ 
ſchreiberei des LG.s D. geſendet, wo fie am 5. Juli 
1916 einging. Das LG. D. verwarf die Reviſion als 
unzuläſſig, da die Reviſionsbegründung zu Protokoll 
eines unzuſtändigen Gerichtsſchreibers erfolgt ſei. Aller⸗ 
dings mußte der Angeklagte, wenn er die Reviſions⸗ 
begründung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers er» 
klären wollte, dies bei dem Gerichtsſchreiber des Ge⸗ 
richts tun, deſſen Urteil er angefochten hat; allein, 
daß er dies unterließ, iſt nicht ſeine Schuld. Der Ge⸗ 
richtsſchreiber des LG.s Z. hätte ihn entweder an den 
zuſtändigen Gerichtsſchreiber verweiſen oder darüber 
belehren ſollen, daß die Reviſionsbegründung auch in 
einer von dem Verteidiger oder einem Rechtsanwalt 
unterzeichneten Schrift erklärt werden könne. Da dies 
nicht geſchah, vielmehr die Aufnahme der Reviſions⸗ 
begründung durch den Gerichtsſchreiber ſtattfand, wurde 
der Angekl. in den Glauben verſetzt, es ſei nun dem 
Geſetze vollkommen Genüge geleiſtet und zugleich da⸗ 
von abgehalten die Reviſionsbegründung, was zeitlich 
noch möglich geweſen wäre, in der geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Form abzugeben. Hierin liegt ein von dem 
Angekl. nach der Sachlage nicht vorauszuſehender und 
auch bei Aufwendung aller gebotenen Vorſicht nicht 
abzuwendender Zufall i. S. des 8 44 StPO. Es war 
daher die beantragte Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand zu bewilligen und zugleich der die Reviſion 
als unzuläſſig verwerfende Beſchluß des LG.s aufzu⸗ 
heben. (Beſchluß vom 25. Juli 1916 Beſchw.-Reg. 
Nr. 261/1916). 6 Ed. 
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Oberlandesgericht Augsburg. 


Erwerb des Eigentums beim Verkaufe von Holz auf 
dem Stamme. BGB. 66 932, 956 ff. Aus dem Tat⸗ 
beſtand und den Gründen: Der Beklagte H. ver⸗ 
kaufte an den Holzhändler W. aus ſeinem Walde das 
noch auf dem Stamme befindliche Holz einer Fläche, 
die durch Kennzeichnung der ſie begrenzenden Bäume 
genau umgrenzt wurde. Nach dem ſchriftlich abge— 
faßten Vertrage ſollte dem W. alles anfallende Holz 
mit Ausnahme des Stockholzes verkauft ſein. Von 
dem Kaufpreiſe zu 4800 M follten 2000 M vor der 
Fällung der Bäume, die reſtigen 2800 M vor der Ab⸗ 
fuhr des Langholzes bezahlt werden. Dieſe ſollte bis 
ſpäteſtens 1. Dezember 1914 erfolgen. Das gleiche 
Holz verkaufte W. am 13. März 1914 an die Klägerin. 
Er hatte es vor der Uebernahme auf ſeine Koſten zu 
fällen, zu entaſten und zu entrinden, richtig aufzu— 
bereiten und frei Station L. zu liefern. 60 fm waren 
ſofort nach der Uebernahme, der Reſt nach der Ab— 
Demnach ſteht 
feſt, daß H. ſein noch auf dem Stamme befindliches 
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Holz an W. mit der ausdrücklichen Vereinbarung ver⸗ 
kaufte, W. dürfe die Bäume nach Anzahlung von 
2000 M auf den Kaufpreis zwar fällen und das ge⸗ 
fällte Holz zur Abfuhr zubereiten, das zubereitete Holz 
jedoch erſt nach Zahlung des ganzen Kaufpreiſes ab» 
fahren. Die Klägerin macht nun geltend, W. habe 
das Eigentum an dem Holz mit der Trennung vom 
Grund und Boden erlangt, da ihm die Fällung des 


Holzes geſtattet worden ſei. Dieſe Auffaſſung iſt nicht. 


richtig. Wenn H. mit W. vereinbarte, daß die Bäume 
zwar gefällt, aber erſt nach Bezahlung des ganzen 
Kaufpreiſes abgefahren werden dürften, ſo iſt damit 
das Recht des W., ſich das Holz anzueignen, von der 
bis jetzt nicht erfüllten Bedingung abhängig gemacht 
worden, daß erſt der ganze Kaufpreis bezahlt werde. 
W. ſchuldet noch heute an dem Kaufpreis etwa 1650 M 
und das Eigentum an dem Holze konnte deshalb bis 
heute noch nicht auf ihn übergehen. Er kann unter 
keinen Umſtänden den behaupteten Eigentumserwerb 
auf 8 956 BGB. ſtützen. Wenn die Klägerin ihren 
Eigentumserwerb an dem von W. gekauften Holze 
gleichfalls aus 88 956, 957 BGB. ableiten will, fo 
ſcheitert dieſer Verſuch ſchon an der Tatſache, daß der 
zwiſchen der Klägerin und W. abgeſchloſſene Vertrag 
die im 8 956 BGB. gemeinte Aneignung von Erzeug⸗ 
niſſen oder ſonſtigen Beſtandteilen der Sache nicht 
betraf. Er betrifft und bezeichnet ſelbſt bearbeitetes 
Nutzholz als Kaufgegenſtand, alſo Handelsware. Es 
erübrigt ſich deshalb auf die Frage einzugehen, ob 
dem W. von H. der Beſitz des Waldgrundſtückes zum 
Zwecke der Holzfällung eingeräumt wurde oder ein⸗ 
geräumt werden wollte. enn die Klägerin meint, 
der Erſtrichter habe in der Vereinbarung, daß W. das 
Holz erſt nach der vollſtändigen Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes abfahren dürfe, die Vereinbarung eines Eigen⸗ 
tumsvorbehalts erblickt, ſo trifft dies nicht zu; die 
Auffaſſung wäre auch irrig. Nach 8 455 BGB. wird 
bei Erklärung des Vorbehalts die Uebergabe der Sache 
tatſächlich vorgenommen, wenn auch mit aufſchiebender 
Bedingung. Die Uebergabe des Holzes an W. ſollte 
aber nach den zwiſchen ihm und H. getroffenen Ab⸗ 
machungen vor der vollſtändigen Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes überhaupt ausgeſchloſſen ſein. Es kann alſo 
auch nicht von einer beabſichtigten bedingten Ueber⸗ 
gabe geſprochen werden. Nun ſagt die Klägerin, die 
Beſtimmung, daß W. vor Abfuhr des Holzes den Kauf⸗ 
preis vollſtändig bezahlen müſſe, enthalte die Verein⸗ 
barung eines Zurückbehaltungsrechtes für H. und ver⸗ 
hindere ſo keineswegs den Uebergang des Eigentums 
an dem Holze auf ſie. Auch dieſe Anſchauung iſt nicht 
richtig. An ein Zurückbehaltungsrecht haben W. und 
H. kaum gedacht. Die Vereinbarung eines ſolchen war 
auch nicht nötig. Das zwiſchen ihnen abgeſchloſſene 
Geſchäft war ein gegenſeitiger Vertrag und bei einem 
ſolchen tritt an die Stelle des Zurückbehaltungsrechtes 
ohne weiteres das in $ 320 BGB. gewährte Weige⸗ 
rungsrecht. H., der nach dem Vertrage nicht zur Vor— 
leiſtung verpflichtet war, durfte die ihm obliegende 
Leiſtung, die Uebereignung der den Kaufsgegenſtand 
bildenden Sache, bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung, 
nämlich bis zur Zahlung des ganzen Kaufpreiſes, ver— 
weigern. Das wurde im Vertrage noch beſonders 
vereinbart. Die Geſtattung der Fällung des Holzes 
war natürlich keine Vorleiſtung; ſie war auch keine 
Teilleiſtung, ſondern betraf nur eine dem Käufer über— 
tragene Vorbereitungshandlung für die Ausführung 
des Vertrages, namentlich für die Uebertragung des 
Eigentums an dem Holz auf den Käufer. Die Klägerin 
hat weiter geltend gemacht, H. habe durch Unterlaſſung 
des Widerſpruches gegen das Vermeſſen und Ueber— 
nehmen des Holzes durch ihren Waldmeiſter auf ihr 
„Zurückbehaltungsrecht“ gegenüber dem W. verzichtet. 
Verneint man die Vereinbarung eines Zurückbehal— 
tungsrechtes zwiſchen W. und H., ſo kann es ſich nur 
darum handeln, ob H. durch ſeine Unterlaſſung auf 


die Vertragsbeſtimmung, daß das Eigentum am Holze 
vor der Zahlung des Kaufpreiſes an W. nicht über⸗ 
gehen ſolle, verzichtet hat. Selbſt wenn man nun 
annimmt, H. ſei ſich über das Weſen der Markierung 
und deren rechtliche Tragweite im klaren geweſen, ſo 
könnte es doch nicht angehen, in ſeiner gegenüber dem 
W. und dem Vertreter der Klägerin gemachten Aeuße⸗ 
rung: „So! tut man jetzt das Holz übernehmen!“ und 
in der Unterlaſſung eines Widerſpruches eine Zu⸗ 
ſtimmung zur Eigentumsübertragung an die Klägerin 
zu erblicken. H. durfte nach Treu und Glauben an⸗ 
nehmen, daß W., dem er ſein Vertrauen bezüglich 
feines Holzes geſchenkt hatte, feinem Abnehmer gegen- 
über dafür ſorgen werde, daß die zwiſchen ihm und 
W. getroffenen Abmachungen eingehalten würden. 
Unter dieſen Umſtänden kann man auch der Ausdrucks- 
weiſe des H.: „So! tut man das Holz jetzt über⸗ 
nehmen!“ nicht die Bedeutung beimeſſen, die ihr von 
der Klägerin beigemeſſen wird. Kann eine Verzicht⸗ 
erklärung nur im engſten Sinn ausgelegt werden, ſo 
kann andererſeits die Tatſache des Verzichtes auch 
bloß dann feſtgeſtellt werden, wenn der Wille zu ver⸗ 
zichten in einer jeden Zweifel ausſchließenden Weiſe 
erkennbar iſt. Daß dies hier der Fall wäre, läßt ſich 
nicht mit Recht behaupten. Die Klägerin hat endlich 
ihren Eigentumserwerb auf die Beſtimmungen der 
85 929, 932 BGB. geſtützt, während der Erſtrichter 
dieſen Eigentumserwerb verneint hat, indem er die 
Anſicht vertrat, W. habe vor der völligen Zahlung 
des Kaufpreiſes von dem Holze nicht Beſitz ergreifen 
dürfen, habe alſo auch nicht darüber tatſächlich ver⸗ 
fügen und infolgedeſſen auch nicht das Eigentum auf 
einen anderen übertragen können. Dieſe Anſicht iſt 
irrig. Vorausſetzung nach $ 932 BGB. iſt, daß der 
Veräußernde den Beſitz, alſo die tatſächliche Ver⸗ 
fügungsgewalt, über die Sache hat und dieſe über⸗ 
eignet. Darüber, daß eine Uebereignungshandlung 
gegenüber dem Waldmeiſter der Klägerin, F., ſtatt⸗ 
gefunden hat, beſteht kein Zweifel. Durch den Sach⸗ 
verſtändigen iſt feſtgeſtellt, daß die Markierung und 
das Anſchlagen des Holzes allgemein den Uebereig⸗ 
nungsakt zu bilden pflegen, und Zeuge F. hat be⸗ 
ſtätigt, daß die Markierung und Kennzeichnung der 
Baumſtämme mit dem Firmenhammer der Klägerin 
auch hier den gleichen Zweck verfolgten. W. hatte 
den Beſitz an jenem Holze, als er es an die Klägerin 
durch Vermittelung des F. übergab. Er 155 ſich 
unter allen Umſtänden ſpäteſtens dadurch, daß er über 
das Holz verfügte, den Beſitz angeeignet, hatte alſo 
die tatſächliche Verfügungsgewalt über das Holz; ob 
er ſich den Beſitz in rechtmäßiger oder nicht recht⸗ 
mäßiger Weiſe angeeignet hatte, kommt zunächſt nicht 
in Betracht. Aber in dem Zeitpunkt, in dem das Holz 
an F. als Vertreter der Klägerin übereignet werden 
ſollte, bedurfte es für W. gar keiner Aneignungs⸗ 
handlung mehr. Wenn H. ihm geſtattet hatte, die 
Bäume zu fällen und das gefällte Holz zu entrinden 
und aufzuarbeiten, ſo lag darin die Einräumung des 
Mitbeſitzes an der Sache. H. hatte dem W. die Sache 
anvertraut. Er mußte demnach auch damit rechnen, 
daß er dem 2. Dritten gegenüber die rechtliche Ver— 
fügung über die Sache i. S. des $ 932 BGB. ermög- 
lichte. Die Klägerin konnte deshalb an ſich wohl das 
Eigentum an dem Holze nach S$ 929, 932 BGB. er⸗ 
werben. Allein für den Erwerb mangelte es an einer 
weſentlichen geſetzlichen Vorausſetzung, am guten 
Glauben. Denn Waldmeiſter F., der Vertreter der 
Klägerin, war in dem Zeitpunkte, in dem das Eigen- 
tum erworben worden wäre, alſo bei der Uebernahme, 
nicht im guten Glauben. Im böſen Glauben iſt nicht 
nur, wer weiß, daß die Sache, die er erwerben will, 
nicht dem Veräußerer gehört, ſondern auch der, deſſen 
Unkenntnis hierüber auf grober Fahrläſſigkeit, auf 
beſonders ſchwerer Verletzung der im Verkehr erforder— 
lichen Sorgfalt beruht. Zwar beſteht ja im al 
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gemeinen für den Käufer einer Sache keine Pflicht, 
Nachforſchungen über die Vertrauenswürdigkeit und 
die rechtliche Befugnis des Veräußerers zum Verkaufe 
anzuſtellen. Wenn aber begründete Bedenken gegen 
die Berfügungsbefugnis des Verkäufers beſtehen, fo iſt 
es in hohem Grade leichtſinnig, wenn ſich der Käufer 
nicht mindeſtens durch Nachfrage bei dem Verkäufer 
vergewiſſert, ob denn dieſer auch berechtigt iſt, über 
den Kaufgegenſtand rechtswirkſam zu verfügen. Die 
Verabſäumung dieſer Sorgfalt iſt erſt recht leichtſinnig, 
wenn die Herkunft der Sache ſo leicht feſtgeſtellt werden 
kann wie hier. Leichtſinniges Verhalten kann aber 
gleichfalls als grobe Fahrläſſigkeit erachtet werden. 
F., der ſich berufsmäßig mit dem Einkauf von Holz 
beſchäftigt, weiß, daß Zwiſchenhändler gewöhnlich nicht 
über große Geldmittel verfügen und in der Regel bei 
der Bezahlung der von ihnen aufgekauften Hölzer auf 
die Bezahlung ihrer Abnehmer angewieſen ſind. Er 
wußte, daß W. dem Beklagten H. noch Geld ſchuldete. 
Dieſe Tatſache mußte ihn zur Vorſicht mahnen. Nicht 
nur aus dieſem Grunde, ſondern auch in Anbetracht 
der beträchtlichen Höhe der Kaufſumme mußte er An⸗ 
laß nehmen, ſich zu erkundigen, ob denn W. auch 
wirklich zur Verfügung über das Holz berechtigt ſei. 
Dazu zwang ihn auch die, den vom Beklagten ange⸗ 
botenen Sachverſtändigenbeweis überflüſſig machende 
Erfahrungstatſache, daß Waldbeſitzer in den meiſten 
Fällen Holz, das ſie an kleine Zwiſchenhändler ver⸗ 
kaufen, nur nach Zahlung des ganzen Kaufpreiſes ab⸗ 
fahren zu laſſen pflegen. Die Erkundigungspflicht lag 
hier um fo näher, als F. den Waldeigentümer kannte 
und leicht erreichen konnte. Daß die Klägerin ſelbſt 
von dem Kaufvertrage zwiſchen W. und H. und von 
den die Uebereignung des Holzes an F. begleitenden 
Umſtänden nichts wußte, iſt belanglos. Sie war in dem 
ganzen Handel durch F. vertreten und nach 8 166 BGB. 
war deshalb aus der Perſon des Vertreters feſtzu⸗ 
ſtellen, ob böſer Glaube vorlag. (Vgl. Staudinger 
7./8. Aufl. Bd. 1, 565 bei 4). Das war hier in der 
Perſon des F. nach dem oben Geſagten der Fall. 
Bol. auch RG. 72, 309 Nr. 75. (Urteil vom 13. Mai 
1916, II L 54/1916). Rechtsanw. Dr. Fiſcher in Augsburg. 
3926 


Landgericht München I. 


Gegenſtandsſumme bei Betreibung der Zwangs ver⸗ 
ſteigernng zum Zwecke der Gemeinſchaftsauſhebung durch 
den Pfändungsgläubiger eines Miterben. Nach Art. 9 
Abſ. 2 BayGebG. vom 13. Juli 1910 (S Art. 9 Abſ. 2 
Koſten G.) werden die Gebühren im Falle der Erteilung 
des Zuſchlags nach dem Meiſtgebot, in allen übrigen 
Fällen, alſo auch bei der Zurücknahme des Beſchlag⸗ 
nahmeantrags vor erfolgter Verſteigerung nach dem 
Werte des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung be⸗ 
rechnet. Eine Ausnahme hievon tritt nach Art. 9 
Abſ. 4 GebG. (= Art. 9 Abſ. 4 KoſtenG.), der ſich hiebei 
an 8 6 Satz 1 Halbſatz 2 ZBO. anlehnt, dann ein, 
wenn der Betrag der Forderung, wegen deren die 
Zwangsverſteigerung angeordnet iſt, geringer iſt als 
der Wert des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung; 
in dieſem Falle iſt die Höhe der Forderung maßgebend. 
Unanwendbar iſt (vgl. den diesger. Beſchluß vom 
10. Mai 1911 in Sachen H. gegen H. wegen Aufhebung 
einer Gemeinſchaft; Steiner, ZUG. 2. Aufl., Bem. 6a 
Abſ. II und Anm. zu § 181 3vG.; Schmidt, Geb. 
Bem. 4 zu Art. 9) dieſe letztere Beſtimmung mit der 
noch zu beſprechenden Ausnahme in dem Falle der 
Zwangsverſteigerung zwecks Aufhebung einer Gemein— 
ſchaft (53 181— 184 3 G.); denn wenn auch ſonſt nach 
Art. 22 Ziff. 3 GebG. ( = Art. 20 Ziff. 3 Kofteng.) in 
einem ſolchen Falle die Vorſchriften der Art. 7 bis 20 
entſprechende Anwendung finden, ſo verbietet ſich doch 
die Anwendung gerade des Art. 9 Abſ. 4 um des⸗ 
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willen, weil es ſich hier gar nicht um eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung zum Zwecke der Beitreibung einer Forde⸗ 
rung von beſtimmter Höhe, ſondern um die Aus⸗ 
ſcheidung aller Anteilrechte handelt, von einer Forde⸗ 
rung alſo keine Rede iſt. Das Schrifttum (Steiner 
a. a. O., Jäckel⸗Güthe, Komm. z. ZwVerſtG., 5. Aufl. 
S. 857 Note 4 Abſ. 2 zu 8 124 des preußiſchen Gerichts⸗ 
Koſten G.) vertritt die Meinung, daß ſich hierin auch 
dann nichts ändert, wenn nicht der Miterbe oder Ans 
teilberechtigte ſelbſt, ſondern deſſen Pfändungsgläu⸗ 
biger die Zwangsverſteigerung zwecks Aufhebung der 
Gemeinſchaft betreibt. Allein wenn auch in einem 
ſolchen Falle der Pfändungsgläuber gemäß 88 857, 
835 ZPO. zunächſt nur das Recht ſeines Schuldners 
auf Auseinanderſetzung, wenn auch in eigenem Namen, 
geltend macht, ſo tut er es doch nur, um ſich hiebei 
für ſeine Forderung und nur bis zu deren Betrag zu 
befriedigen, wie er ja auch den auf den Anteil ſeines 
Schuldners treffenden Betrag aus dem Meiſtgebot, 
ſoweit er ſeine Forderung überſteigt, an ſeinen Schuldner 
zu bezahlen hat. Tatſächlich wird alſo die Zwangs⸗ 
verſteigerung in einem ſolchen Falle nur betrieben, 
um die Befriedigung des Gläubigers herbeizuführen, 
allerdings auch gleichzeitig mit der geſetzlichen Folge 
einer Auseinanderſetzung der Gemeinſchaft. Es iſt 
daher zwiſchen der Betreibung der Zwangsvollſtreckung 
zum Zwecke der Auseinanderſetzung durch einen An⸗ 
teilsberechtigten oder Miterben ſelbſt und der Be⸗ 
treibung durch ſeinen Pfändungsgläubiger wohl zu 
unterſcheiden. Im erſteren Falle iſt eine Forderung, 
für welche die Verſteigerung betrieben wird, nicht 
vorhanden, wohl aber im letzteren Falle und demnach 
bei der Betreibung durch den Pfändungsgläubiger 
gemäß Art. 22 Ziff. 3 und Art. 9 Abſ. 4 Geb. die 
Gebühr aus der Forderung zu berechnen, für welche 
die Anteilspfändung erwirkt und die Zwangsverſteige⸗ 
rung zwecks Auseinanderſetzung betrieben wird, ſo⸗ 
ferne die Forderung geringer iſt als der Wert des Gegen⸗ 
ſtandes der Zwangsverſteigerung. Daß dieſer Stand⸗ 
punkt auch der Billigkeit entſpricht, ergibt ſich aus der 
Erwägung, daß, wenn man der von der Regierungs⸗ 
finanzkammer und dem Schrifttum vertretenen Meinung 
beipflichten würde, recht wohl der Gläubiger, der als 
einziges Mittel, um zu ſeinem Gelde zu kommen, eine 
ſolche Auseinanderſetzungs-Zwangsverſteigerung bes 
treibt, unter Umſtänden bei Rücknahme ſeines Antrags 
je nach dem Werte des Grundſtücks eine höhere Gebühr 
zu zahlen hätte, als ſeine ganze Forderung beträgt. 
Das Amtsgericht hat daher mit Recht angenommen, 
daß der Gegenſtandswert ſich hier mit der Forderung 
deckt. (Beſchl. der 1. 3K. vom 8. September 1916, 
BeſchwReg. Nr. 361/16). | 
3964 Oberlandesgerichts rat Meidinger. 


Vücheranzeigen. 


Willi, br. Georges, Rechtsanwalt in Chur. Die Ge⸗ 
währleiſtung im Viehhandel nach Schweizer 
Recht. 118 S. Zürich, Art. Inſtitut Orell Füßli. 
(Jahr des Erſcheinens nicht angegeben, wahrſcheinlich 
1915). Geb. Mk. 1.80. 


Die Schweiz beſaß bis zum 1. Januar 1912 kein 
einheitliches Viehgewährſchaftsrecht. Jeder Kanton 
hatte andere Gewährſchaftsbeſtimmungen. In den 
einen galt das Hauptmängelſyſtem, in den 
andern dagegen gab es keine geſetzliche, ſondern nur 
eine vertragsmäßige Haftung. Seit dem 1. Ja— 
nuar 1912 gilt für die ganze Schweiz ein einheitliches 
Recht über Viehgewährſchaft. Maßgebend ſind die 
Art. 198, 202 des Obligationenrechtes vom 30. März 
1911, in Kraft ſeit 1. Januar 1912 und die VO. betr. 
das Verfahren bei der Gewährleiſtung beim Vieh— 
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handel vom 14. November 1911, in Kraft feit 1. Ja⸗ 
nuar 1912. Das neue Schweizer Viehgewaͤhrſchafts⸗ 
recht beruht auf folgendem Grundſatz: Beim Handel 
mit Vieh (Pferden, Eſeln, Maultieren, Rindvieh, 
Schafen, Ziegen und Schweinen) beſteht eine Pflicht 
zur Gewährleiſtung nur inſoweit, als der Ver⸗ 
käufer ſie dem Käufer ſchriftlich zugeſichert oder den 
Käufer abſichtlich getäuſcht hat. Es findet alſo die 
geſetzliche Haftung für Hauptmängel, wie nach dem 
BGB., nicht ſtatt. Das Büchlein von Willi unternimmt 
es, eine gemeinverftändliche Darſtellung des ſchweize⸗ 
riſchen Viehgewährſchaftsrechtes in Frage und Ant⸗ 
wort zu geben, und ich muß ſagen, daß dieſer Zweck 
vollſtändig erreicht iſt. Die Darſtellung iſt außer⸗ 
ordentlich klar, gemeinverſtändlich und erſchöpfend. 
Das Büchlein zerfällt in 3 Abſchnitte: Der erſte Ab⸗ 
ſchnitt behandelt die Gewährleiſtung im Viehhandel 
auf Grund der ſchriftlichen Zuſicherung des Verkäufers 
und zwar: I. das ſchriftliche Gewährleiſtungsverſprechen, 
II. die Gewährfriſt, die Mängelrüge und das Begehren 
nach Unterſuchung des Tieres, III. das Vorverfahren, 
IV. das Hauptverfahren, V. die Wandelungs⸗ und 
Minderungsklage. Im zweiten Abſchnitt finden wir 
Ausführungen über die Gewährleiſtung im Viehhandel 
auf Grund der abſichtlichen Täuſchung des Käufers 
durch den Verkäufer. Ein dritter Abſchnitt bringt 
eine Zuſammenſtellung der bundesgeſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen betreffend die Gewährleiſtung im Viehhandel, 
ein Formular für einen Gewährsleiſtungsvertrag und 
einen kurzen Hinweis auf das Währſchaftsrecht des 
Auslandes. Ich habe an dem Büchlein von Willi 
nur eines auszuſetzen und das iſt der Mangel jeglicher 
Literaturangabe. Ich verlange für eine populäre Dar⸗ 
ſtellung ſelbſtverſtändlich nicht Literaturangaben in 
der Darſtellung ſelbſt; es genügt, wenn in der Vor⸗ 
rede oder in einem Literaturverzeichnis auf die be⸗ 
nützten Quellen hingewieſen wird. Als genauer Kenner 
der deutſchen Literatur auf dem Gebiete des Vieh⸗ 
gewährſchaftsrechtes kann ich feſtſtellen, daß Willi 
deutſche Literatur in nicht geringem Maße benützt hat, 
angeführt iſt aber nicht eine einzige Quelle und das iſt 
ein Verfahren, das vom wiſſenſchaftlichen Standpunkt 
aus zu verurteilen iſt. 
Kempten. Dr. Hans Stölzle, Rechtsanwalt. 
Oſtermeyer, Juſtizrat, Notar in Berlin. Gerechterer 
Koſtenwert für Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
zeugniſſe und die vorangegangene Ver⸗ 
ſicherung. 30 Seiten. Berlin 1916, J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. Mk. —.75. 


In einer intereſſanten kleinen Schrift wendet ſich 
der Verfaſſer gegen die Rechtſprechung des Kammer⸗ 
gerichts, nach welcher der Bewertung der Teſtaments⸗ 
vollſtreckerzeugniſſe und der zu ihrer Erlangung ab— 
zugebenden eidesſtattlichen Verſicherung nicht der wirk— 
liche Nachlaßwert, ſondern der gemäß § 23 Abi. 1 
GKG. anzunehmende willkürliche Schätzungswert zu— 
grunde zu legen ſei. Mit Recht betont der Verfaſſer, 
daß dann die großen Vermögen, bei welchen gerade 
die Teſtamentsvollſtreckungen am häufigſten ſind, un— 
gerechtfertigt entlaſtet ſeien. Dies ſei unſozial. Es 
widerſpreche auch dem Geiſte des Geſetzes, Gegenſtände 
koſtenrechtlich zu ſchätzen, deren Wert anderweitig feſt— 
ſtellbar iſt. Aber auch der Wortlaut des Geſetzes er— 
heiſche keineswegs die vom Kammergericht vertretene 
Auslegung, wie eingehend ausgeführt wird. Das 
Büchlein iſt für jeden, der ſich mit dieſen Fragen zu 
beſchäftigen hat, ſehr leſenswert. Es bezieht ſich 
übrigens nur auf preußiſche Rechtsverhältniſſe. 

Dr. W 


Shit, Dr. Georg. Das Bankgeſchäft. 2 Bände. 
540 u. 585 S. Leipzig 1914, Poeſchel. Geb. Mk. 18.—. 
Der reichen praktiſchen Erfahrung Obſts (17 jährige 
Praxis in verſchiedenen Betrieben, zuletzt an leitender 
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Stelle großer Bankinſtitute, daraus enge Berührung 
mit Handel und Induſtrie, informatoriſche Tätigkeit 
bei Staats⸗ und Privatbanken in Deutſchland, Oeſter⸗ 
reich, England, Frankreich und im Orient), feinem 
wiſſenſchaftlichen Streben, den Anregungen aus der 
Lehrtätigkeit an den Handelshochſchulen Berlin und 
Leipzig, und endlich ſeinem unermüdlichen literariſchen 
Fleiß dankten wir bereits eine Reihe brauchbarer, viel 
gekaufter Werke, namentlich über Wechſel⸗ und Scheck⸗ 
kunde, Geld⸗, Bank⸗ und Börſenweſen und die beiden 
ſtarken Bände des „Buches des Kaufmanns“; vor allem 
aber jetzt die obige ausführliche Darſtellung des Bank⸗ 
geſchäftes in allen ſeinen Teilen. 

Der 1. Band behandelt im 1. Teil die Verkehrs⸗ 
technik der Banken, ihre Geſchäfte (Zahlungsver⸗ 
mittelung, Kreditgewährung, Kapitalverwaltung) und 
im 2. Teil ihre Betriebstechnik, die Organiſation einer 
Provinzialbank, einer Berliner Großbank, der deutſchen 
Reichsbank, der Seehandlung und der Preußiſchen 
Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, einer großen Sparkaſſe und 
einer franzöſiſchen Großbank. Der 2. Band erörtert 
die Bankpolitik, die Geſchichte des Bankweſens, die 
Entwicklung der Girobanken, die Entſtehung, Organi⸗ 
ſation und Politik der großen Notenbanken, allgemeine 
Fragen der Notenbankpolitik, das Werden der großen 
deutſchen Kreditbanken, die innere, die äußere und auch 
die ſtaatliche Bankpolitik. 

Das Vorwort zum 2. Band bemerkte (im Juli 1914), 
das Erſcheinen des Werkes falle „in eine Zeit, in der 
der Reichsbankpräſident auf die privaten Banken ein⸗ 
zuwirken ſucht, daß ſie im Intereſſe der Liquidität 
unſeres Bankweſens und der geſamten deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft größere Barreſerven als bisher halten“. 
Wenige Wochen ſpäter hatten wir den Krieg, und zeigte 
es ſich, wie ſehr der Reichsbankpräſident recht gehabt 
hatte, wie ſehr er, mit der Militär⸗ und der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, der rechte Führer in den über jedes 
Erwarten hinausgehenden Anforderungen der Welt⸗ 
kataſtrophe war. 

Der beſchränkte Raum verbietet die verdiente 
nähere Würdigung des Werkes. Es muß genügen, 
daß es jedem Juriſten auf das wärmſte empfohlen 
werden kann. Allenthalben iſt die Darſtellung durch 
Beiſpiele und Tabellen anſchaulich gemacht. Gelegent⸗ 
lich hätten wir gern eine noch weitergehende Angabe 
der zugrunde liegenden geſetzlichen Beſtimmungen 
geſehen. Daß der Juriſt mit ſeinen ſeſten Begriffen 
a und dort etwas zu bemängeln vermag, tut dem 
Werte des Werkes keinen Abbruch. Noch nicht berück⸗ 
ſichtigt werden konnten leider die Poſtſcheckordnung 
vom 22. Mai 1914 und das Geſetz vom 26. Mai 1914. 
Jena. Dr. Böckel. 


Alsberg, Dr. Max, Rechtsanwalt in Berlin. Kriegs⸗ 
wucherſtrafrecht. 123 S. Berlin 1916, W. Moefer, 
Buchhandlung, Hofbuchhandlung Sr. Majeſtät des 
Kaiſers und des Königs. Mk. 4.—. 

Die mit einem guten Regiſter verſehene Schrift 
behandelt die für die Preisbildung im Kriegswirt⸗ 
ſchaftsleben maßgebenden Erlaſſe mit ihren Novellen: 
das Höchſtpreisgeſez vom 4 Auguſt 1914 und die 
Bundesratsverordnung vom 23. Juli 1915. Der In⸗ 
halt dieſer Vorſchriften wird in der Form eines ein⸗ 
fachen, klaren Syſtems dargeſtellt; der Text der Er⸗ 
laſſe findet ſich im Anhang abgedruckt. Das Schrifttum 
und die Rechtſprechung find ſorgfältig berückſichtigt. 
Der Verfaſſer zeigt ſich als ein ausgezeichneter Kenner 
der vielen ſchwierigen Probleme des Strafrechts und 
nimmt zu ihnen ſtreng ſachlich und klar Stellung. 
Der Leſer erhält auch über feinere Frage dankens⸗ 
werten Aufſchluß, z. B. in der Lehre von Vorſatz, 
Fahrläſſigkeit und Irrtum, in der Lehre vom zeit⸗ 
lichen Geltungsgebiet der Kriegsſtrafbeſtimmungen, 
von der Verjährung, von der Fortdauer der Delikts- 
handlung, von der Idealkonkurrenz und dem Fort— 
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ſetzungszuſammenhang. Die verſchiedenen Begriffs» 
merkmale der neuen Tatbeſtände z. B. Kleinhandel, 
unlautere Machenſchaften, übermäßiger Gewinn werden 
des näheren unterſucht. Es iſt geradezu überraſchend, 
wieviel nützlich angewandte Theorie ſich in dem 
Buche vereinigt findet. Daher wird es auch nach dem 
Kriege noch ſeinen Wert behalten. 


Jena. A. Köhler. 


Conrad, Eruſt, Reichsgerichtsrat in Leipzig. Das Geſetz 
über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 
1851 (mit dem Abänderungsgeſetz vom 11. Dez. 1915) 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts. 
XII u. 146 S. Berlin 1916, Otto Liebmann. Geb. 
Mk. 4.50. 

Die ſehr dankenswerte Arbeit verfolgt den Zweck, 
alle rechtlichen Geſichtspunkte, von denen ſich das Reichs⸗ 
gericht bei der Auslegung des Geſetzes hat leiten laſſen, 
und die Ergebniſſe, zu denen es gelangt iſt, überſichtlich 
zuſammenzuſtellen. Die insgeſamt 130 mitgeteilten 
Entſcheidungen find mit ihrer Begründung gruppen» 
weiſe, je unter Voranſtellung und Hervorhebung der 
aus ihnen zu entnehmenden Rechtsſätze, ſyſtematiſch 
geordnet in Form eines Kommentars dargeboten. Das 
außerordentlich überſichtliche kleine Buch wird auch im 
Geltungsgebiete des im Anhang abgedruckten baye⸗ 
ae riegszuſtandsgeſetzes gewiß mit Vorteil benützt 
werden. E. 


Schweitzers Zettelansgabe Nr. 11 — Aenderungen 
der rechtsrh. und der pfälz. Gemeinde⸗ 
ordnung. München 1916, J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). Preis 80 Pfg. — 

enthält zunächſt den Text des Bayeriſchen Gemeinde⸗ 

beamtengeſetzes vom 15. Juli 1916 (GVBl. Nr. 36 

S. 113) und eines Auszuges aus dem Bayeriſchen 

Armengeſetz vom 21. Auguſt 1914 (G8 Bl. 1914 Nr. 53 

S. 551 ff.) Abſchnitt II, Aenderung von Geſetzen, ſo⸗ 

dann auf einſeitig bedruckten Zetteln den nunmehrigen 

Text der durch jene Geſetze geänderten Artikel der 

auf dem Titelblatt genannten 8 Geſetze. Die Aende⸗ 

rungen ſind durch den Druck kenntlich gemacht. 
Die Zettel können abgetrennt und in Geſetzesaus⸗ 
gaben jeder Art eingelegt oder eingeklebt werden. 

Dieſe bleiben dadurch auch weiterhin brauchbar. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bundes ratsverorduungen ſtrafrechtlichen Inhalts!) 
(Zeitraum vom 17. September bis 18. Oktober 1916). 


J. Vorſchriften für Lebens- und Futtermittel. 


1. Vorſchriften für Wild und Fiſche. 

a) Bek. über die Feſtſetzung der Preiſe für Wild 
vom 17. September 1916 (RG Bl. S. 1046). Sie ſetzt 
unter Aufhebung der Bek. vom 30. Dezember 1915 
(RG Bl. S. 851) die Höchſtpreiſe für den Großhandel 
mit Wild und die Sätze feſt, unter denen ſich die 
Höchſtpreiſe für die Abgabe von Wild im Kleinverkauf 
halten müſſen. 

b) VO. über den Fang von Krammetsvögeln vom 
21. September 1916 (RG Bl. S. 1068). Nach §1 können 
die Landeszentralbehörden oder die von ihnen be— 
ſtimmten Behörden die Ausübung des Dohnenſtiegs 
mittels hochhängender Dohnen bis 31. Dezember 1916 
geſtatten und fie näher regeln. Zuwiderhandlungen 
gegen dieſe Regelung werden nach S2 beſtraft. 

e) Bek. über die Einfuhr von Fiſchen und von 
Zubereitungen von Fiſchen vom 30. September 1916 


1) Letzter Bericht Seite 332 dieſer Zeitſchrift. 
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(RG Bl. S. 1135). Sie dehnt die Vorſchriften der BO. 


17. Januar 1916 
über die Einfuhr von Salzheringen vom — April 1516 


(RGBl. S. 45 und 234) und die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen dazu vom 5. April, 18. Juni und 23. Auguſt 
1916 (RG Bl. S. 238, 530 und 949) auf alle Fiſche 
mit Ausnahme von friſchen Fiſchen und auf Zuberei⸗ 
tungen von Fiſchen aus. 


2. Vorſchriften für Milch. 


a) Bek. vom 3. Oktober 1916 (RGBl. S. 1100). 
8 1 überträgt die Bewirtſchaftung von Milch (Begriff 
8 2) der Reichsſtelle für Speiſefette und den auf Grund 
der BO. über Speiſefette vom 20. Juli 1916 (RGBl. 
S. 755) errichteten Berteilungsftellen. 6 macht den 
Kommunalverbänden oder (vgl. Abſ. 2) Gemeinden 
zur Pflicht, unverzüglich die Einrichtungen zu einer 
geregelten Verteilung der in ihrem Bezirke gewonnenen 
und in ihren Bezirk gelieferten Milch zu treffen. Na 
87 können zur Sicherung des Milchbedarfs die na 
§ 14 Abſ. 2 BO. über Speiſefette vom 20. Juli 191 
zuſtändigen Stellen die Lieferung von Milch an Kom⸗ 
munalverbände oder Gemeinden anordnen. Die Kom⸗ 
munalverbände und Gemeinden find nach 8 8 berech⸗ 
tigt und im Falle des Abſ. 1 Satz 2 ſowie nach 8 9 
auf Anweiſung der Landeszentralbehörden verpflichtet, 
Höchſtpreiſe für Voll⸗ und Magermilch en die 
feſtgeſetzten Preiſe ſind Höchſtpreiſe im Sinne des 
Höchſtpreisgeſetzes. Die Regelung des Milchverkehrs 
und der Milchpreiſe kann nach 89 auch durch die 
Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten 
Stellen erfolgen. 8 10 trifft eine Reihe von Beſchrän⸗ 
kungen für die Verwendung von Milch in gewerb⸗ 
lichen Betrieben, die Abgabe von Sahne und die Her⸗ 
ſtellung von Schlagſahne und Sahnenpulver ſowie 
die Berfütterung von Milch. Ermächtigungen zu weiteren 
Anordnungen für den Verkehr mit Milch und ihren 
Verbrauch enthält $ 11, zu den erforderlichen Aus» 
führungsbeſtimmungen 8 13. Die Strafbeſtimmungen 
finden ſich in § 14, Uebergangsvorſchriften in 8 15, 
der die VO. über Beſchränkung der Milchverwendung 
vom 2. September 1915, über Regelung der 918 
preiſe und des Milchverbrauchs vom 4. November 1915, 
über den Maßſtab für den Milchverbrauch vom 11. No⸗ 
vember 1915 und über die Verwendung von Milch 
zur Herſtellung von Süßigkeiten und Schokolade vom 
29. Dezember 1915 (RGBI. S. 545, 723, 757, 849) 
aufhebt. 

f b) Bek. vom 13. Oktober 1916 (RGBl. S. 1163). 
Sie verbietet die Durchfuhr von kondenſierter Milch 
und von Milchpulver mit Ausnahme der in der Schweiz 
hergeſtellten über die Grenzen des Deutſchen Reichs. 


3. Vorſchriften für Fett. 


VO. vom 5. Oktober 1916 und Bek. vom gleichen 
Tage (RGBl. S. 1128 und 1129). Sie dehnen die 
Vorſchriften der VO. über den Verkehr mit Knochen, 
Rinderfüßen und Hornſchläuchen vom 13. April 1916 
(RGBl. S. 276) und der dazu ergangenen Bek. vom 
25. Mai 1916 (RGBl. S. 409) hauptſächlich dahin 
aus, daß den Oelen und Fetten die Oel- und Fett⸗ 
ſäuren gleichgeſtellt werden. 


4. Vorſchriften für Getreide. 


a) Bek. über die Verfütterung von Hafer an Zug» 
kühe und an Ziegenböcke vom 15. September 1916 
(RGBl. S. 1045); 

b) Bek. über die Gewährung einer außerordent— 
lichen Haferzulage während der Herbſtfeldbeſtellung 
vom 25. September 1916 (RGBl. S. 1076). 

Die beiden Bek. treffen Beſtimmungen über die 
Zuläſſigkeit der Verfütterung von Hafer durch die 
Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe. 

e) und d) Zwei VO. vom 18. September 1916 
(RGBl. S. 1048 und 1049). Ihren Gegenſtand bildet 
die Ergänzung und teilweiſe Aenderung der Vor— 
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ſchriften über Höchſtpreiſe für Hafer und Gerſte in 81 
der beiden BO. vom 24. Juli 1916 (RGBI. S. 824 
und 826). 

e) VO. über die Malz⸗ und Gerſtenkontingente 
der Bierbrauereien und den Malzhandel vom 7. Okto⸗ 
ber 1916 (RGBl. S. 1137). Sie faßt in der Haupt⸗ 
ſache den Inhalt der von ihr in 8 13 aufgehobenen 
VO. vom 15. Februar 1915 über Einſchränkung der 
Malzverwendung in den Bierbrauereien (RG Bl. S 97), 
vom 31. Januar 1916 über die Herabſetzung der Malz⸗ 
und Gerſtenkontingente der gewerblichen Vierbraue⸗ 
reien für die Zeit vom 1. Oktober 1915 bis 31. Okto⸗ 
ber 1916 (RGBl. S. 77), vom 16. März 1916 über 
Uebertragung von Malzkontingenten (RGBl. S. 170) 
und vom 4. Mai 1916 über das Verbot des Malz⸗ 
handels (RGBI. S. 355) zuſammen. Strafbeſtim⸗ 
mungen 8 12. 

5. Vorſchriften für Backwaren. 


VO. vom 28. September 1916 (RGBl. S. 1084). 
Sie ergänzt § 11 der Bek. über die Bereitung von 
Backware vom 26. Mai 1916 (RGBl. S. 413) dahin, 
daß als Streumehl nur techniſch reines Holzmehl, 
Strohmehl oder Spelzmehl ohne mineraliſche Zuſätze 
und als Wirkmehl zum Aufarbeiten des Teiges nur 
backfähiges Mehl verwendet werden darf. Zuwider⸗ 
handlungen fallen unter die Strafbeſtimmung in 8 18 
Abſ. 1 Nr. 1 der Bek. vom 26. Mai 1916. 


6. Vorſchriften für Buchweizen und Hirſe. 


Bek. vom 16. September 1916 zur Durchführung 
der VO. über Buchweizen und Hirſe vom 29. Juni 
1916 (RG BI S. 1049). Für das Strafrecht kommen 
in Betracht die Vorſchriften in Art. I über die Ueber⸗ 
tragung der Bewirtſchaftung von Buchweizen und Hirſe 
an die Reichshülſenfruchtſtelle G. m. b. H. in Berlin, 
in Art. II über die Mengen von Buchweizen und Hirſe, 
die den Beſitzern zu belaſſen ſind, in Art. III über die 
Art und Weiſe, wie die Reichshülſenfruchtſtelle das 
Verlangen auf käufliche Ueberlaſſung des Buchweizens 
oder der Hirſe zu ſtellen hat, und in Art. VII über 
die Ausſtellung von Bezugsſcheinen zum freihändigen 
Ankauf von Buchweizen und über die Verarbeitung 
von Buchweizen ſowie den Abſatz der zur menſchlichen 
Ernährung beſtimmten Erzeugniſſe. 


7. Vorſchriften für Kartoffeln. 


a) Bek. vom 22. September 1916 (RG Bl. S. 1069). 
Sie gibt den Wortlaut der VO. über die Regelung 
des Abſatzes von Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei 
und der Kartoffelſtärkefabrikation vom 16. September 
1915 (RGBl. S. 585) unter Berückſichtigung der in⸗ 
zwiſchen erfolgten Aenderungen bekannt. 

b) VO. vom 23. September 1916 (RGBl. S. 1075). 
Sie verbietet in $ 1 unter der Strafdrohung des 
§ 3 die Verfütterung von Kartoffelſtärke und Kartoffel- 
ſtärkemehl ſchlechthin, und die Verfütterung von Kar— 
toffeln und Erzeugniſſen der Kartoffeltrocknerei mit 
Ausnahme ihrer Verfütterung an Schweine und Feder— 
vieh, ſowie mit Ausnahme der Verfütterung von 
Kartoffeln, die als Speiſe- und Fabriffartoffeln nicht 
verwendbar ſind, ſoweit der Kommunalverband die 
Genehmigung dazu erteilt. 

e) VO. vom 14. Oktober 1916 (RGBl. S. 1165). 
Nach § 2 dürfen Kartoffelſtärke, Kartoffelſtärkemehl 
und Erzeugniſſe der Kartoffeltrocknerei überhaupt 
nicht, Kartoffeln nur inſoweit, als ſie weder als 
Speifes noch als Fabrikkartoffeln verwendbar find, 
verfüttert werden. 83 verbietet, Kartoffeln einzuſäuern 
und die an die Troͤckenkartoffelberwertungs-Geſellſchaft 
m. b. H in Berlin abzulieſernden Mengen zu vergällen 
oder mit anderen Gegenſtänden zu vermengen. 8 4 
unterſagt bis auf weiteres den Handel und den Ver— 
kehr mit Saatkartoffeln. Die Strafbeſtimmungen ent— 
hält § 6. $ 7 hebt die oben unter b aufgeführte VO. 
vom 23. September 1916 auf. 
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8. Vorſchriften für Obſt. 

BD. vom 7. Oktober 1916 (RGBI. S. 1143). 8 1 
ſetzt Höchſtpreiſe für Aepfel aus der Ernte 1916 mit 
Ausnahme der Tafeläpfel (Begriff 8 1 Abſ. 2) feſt. Nach 
70 kann das Eigentum an Aepfeln mit Ausnahme der 

afeläpfel durch Anordnung der zuſtändigen Behörde 
einer von ihr bezeichneten Perſon übertragen werden; 
der von der Anordnung Betroffene hat die Aepfel bis 
zum Ablaufe einer ihm zu beſtimmenden Friſt zu ver⸗ 
wahren und pfleglich zu behandeln. Die Verletzung 
dieſer Pflicht und die Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe 
find in § 3 unter Strafe geſtellt. 


9. Vorſchriften für Zucker. 


Ausführungsbeſtimmungen vom 27. September 
1916 zu der VO. über den Verkehr mit Zucker vom 
14. September 1916 (RGBl. S. 1085). § 4 ordnet 
vorbehaltlich der Bewilligung von Ausnahmen durch 
die Reichszuckerſtelle an, daß aller Rohzucker einſchließ⸗ 
lich des Nacherzeugniſſes auf Verbrauchszucker zu ver⸗ 
arbeiten iſt. Die §§ 5 bis 10 enthalten allgemeine 
Richtlinien über die Verteilung des Rohzuckers an die 
Verbrauchszuckerfabriken. Die 88 22 und 23 treffen Be⸗ 
ſchränkungen für die Verwendung von Zucker in ge⸗ 
werblichen und landwirtſchaftlichen Betrieben. Die 88 24 
und 26 legen den Zuckerverarbeitern (88 21—23) und 
den Zuckerhändlern mit Ausnahme derjenigen, die 
Zucker nach den Vorſchriſten der Kommunalverbände 
unmittelbar an Verbraucher abgeben, die Pflicht zur 
Buchführung auf. Nach 88 27 und 28 muß, wer 
Zuckerrüben, Rohzucker oder Verbrauchszucker aus dem 
Ausland einführt, ſie an die Zentral⸗Einkaufsgeſell⸗ 
ſchaft m. b. H. in Berlin liefern, unverzüglich nach der 
Verladung im Ausland der Geſellſchaft Anzeige er⸗ 
ſtatten, ihr auch den Eingang der Ware und ihren 
Aufbewahrungsort anmelden, die Ware nach ihren 
Anweiſungen verladen und bis zur Abnahme durch 
ſie ſorgfältig aufbewahren. 8 33 verbietet die Durch⸗ 
fuhr von Zuckerrüben, Rohzucker und Verbrauchszucker 


durch das Gebiet des Deutſchen Reichs. Wegen des 
Inkrafttretens der Bek. vgl. § 36 und die Bek. vom 
29. September 1916 (RG Bl. S. 1093). 


10. Vorſchriften für Weintreſter und Traubenkerne. 


Ausführungsbeſtimmungen vom 21. September 
1916 zur BO. über Weintreſter und Traubenkerne 
vom 3, Auguſt 1916 (RG Bl. S. 1073). Die 88 1 und 2 
treffen Vorſchriften über die Be ung von Haus⸗ 
trunk, die 88 3 und 4 Vorſchriften über die Herſtellung 
von Branntwein und Weinſtein aus Weintreſtern, die 
88 5—7 Vorſchriften über die Behandlung der Wein⸗ 
treſter bei ihrer hiernach zuläſſigen Verarbeitung. 


11. Vorſchriften für Futtermittel. 


a) BO. über Futtermittel vom 5. Oktober 1916 
(RGBl. S. 1108). Sie regelt unter Aufhebung der 
in 8 21 aufgeführten Vorſchriften den Verkehr mit 
Futtermitteln mit Ausnahme derjenigen, für die be⸗ 
ſondere Vorſchriften getroffen ſind, und mit Ausnahme 
von Grünfutter, Futterrüben, Pferdemöhren. Heu, 
Häckſel und Stroh. Die hiernach der VO. unter⸗ 
liegenden Futtermittel dürfen nach § 2 Abſ. 1 nur 
durch die Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte, 
G. m. b. H. in Berlin abgefegt werden. Ausnahmen 
enthält Abſ. 2, namentlich für Saatgut, deſſen Abſatz 
jedoch nach Nr. 3 des Abſ. 2 ebenfalls weitgehenden 
Beſchränkungen unterworfen iſt. 83 legt den Be⸗ 
figern und gewerbsmäßigen Herſtellern von Futter⸗ 
mitteln die Verpflichtung zu vierteljährlichen Anzeigen 
an die Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte 
auf. Die Eigentümer von Futtermitteln, die der 
Abſatzbeſchränkung des § 2 Abſ. 1 unterliegen, haben 
fie nach 8 4 Abſ. 1 der Bezugsvereinigung auf Ver⸗ 
langen käuflich zu überlaſſen (Ausnahmen Abſ. 2) und 
nach 8 6 Abſ. 3 Satz 5 bis zur Abnahme aufzube⸗ 
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wahren, pfleglich zu behandeln und in handelsüblicher 
Weiſe zu verſichern. Erzeuger von naſſer Kartoffel- 
pülpe, naſſer Bierhefe, naſſer Schlempe und naſſen 
Trebern haben fie nach 8 5 auf Verlangen der VBezugs⸗ 
vereinigung zu trocknen, ſoweit ſie Anlagen dazu be⸗ 
ſitzen und die Bezugsvereinigung die Abnahme zu⸗ 
ſichert. Beim Abſatz von Futtermitteln, welche die 
Bezugsvereinigung freigibt, dürfen nach § 6 Abſ. 2 
die vom Reichskanzler nach 87 beſtimmten Höchſt⸗ 
preiſe, die als Höchſtpreiſe im Sinne des Höchſtpreis⸗ 
geſetzes erklärt find, nicht überſchritten werden. Die 
Landesfuttermittelſtellen, die von ihnen und vom 
Reichskanzler beſtimmten Stellen und die Kommunal⸗ 
verbände, denen nach $ 12 die Bezugs vereinigung die 
Futtermittel zu liefern hat, ſind nach 8 14 verpflichtet, 
ihren Abnehmern für Weiterverkäufe beſtimmte Be⸗ 
dingungen und Preiſe vorzuſchreiben und deren Ein⸗ 
haltung zu überwachen. Nach 8 15 darf Miſchfutter 
außer zum Verbrauch in der eigenen Wirtſchaft nur 
mit Genehmigung der Reichsfuttermittelſtelle oder 
durch die Landesfuttermittelſtellen hergeſtellt werden. 
8 17 ermächtigt die Landeszentralbehörden zum Erlaß 
der Ausführungsvorſchriften. Strafbeſtimmungen 8 18. 
b) VO. über zuckerhaltige Futtermittel vom 5. Ok⸗ 
tober 1916 (RGBl. S. 1114). Sie tritt an die Stelle 
der BO. vom 25. September 1915 (RGBl. S. 614), 
der ſie im weſentlichen entſpricht. Zuckerhaltige 
Juttermittel (Begriff ſ. § 1) dürfen nach 8 2 Abſ. 1 
nur durch die Bezugsvereinigung der deutſchen Land⸗ 
wirte, G. m. b. H., in Berlin abgeſetzt werden; Aus⸗ 
nahmen 8 2 Abſ. 2. Die 88 3 und 13 begründen An⸗ 
zeigepflichten für die Beſitzer zuckerhaltiger Futter⸗ 
mittel, die Beſitzer von Melaſſebaſſins und Melaſſe⸗ 
keſſelwagen und die Zuckerfabriken, 8 4 die Verpflich⸗ 
tung zur Aufbewahrung, pfleglichen Behandlung und 
Verſicherung der zuckerhaltigen Futtermittel durch 
deren Eigentümer und die Verpflichtung zur Trock⸗ 
nung der Schnitzel durch die rübenverarbeitenden 
Zuckerfabriken, 8 13 Abſ. 2 die Verpflichtung zur Ein» 
lagerung, Verſicherung und pfleglichen Behandlung 
von Melaſſe durch die Beſitzer von Melaſſebaſſins und 
die Verpflichtung zur mietweiſen Ueberlaſſung von 
Melaſſekeſſelwagen und Melaſſefäſſern an die Bezugs⸗ 
vereinigung. Die Landesfuttermittelſtellen, die von 
ihnen und vom Reichskanzler beſtimmten Stellen und 
die Kommunalverbände, denen die Bezugsvereinigung 
nach 8 11 die zuckerhaltigen Futtermittel liefern muß, 
haben nach § 12 ihren Abnehmern für Weiterverkäufe 
beſtimmte Bedingungen und Preiſe vorzuſchreiben und 
deren Einhaltung zu überwachen. Nach $ 14 darf 
Melaſſe grundſätzlich nur mit Zuſtimmung der Bezugs— 
vereinigung verarbeitet werden, Ausführungsvor— 
ſchriften können nach § 17 die Landeszentralbehörden 
erlaſſen. Die Strafbeſtimmungen enthält 8 18. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 
1. Vorſchriften für Schuhwaren. 


BO. über Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von 
Schuhwaren vom 28. September 1916 (RG Bl. S. 1077). 
Nach 81 Abſ. 1 dürfen Schuhwaren (Begriff Abſ. 2) 
zu keinem höheren Preis verkauft werden als dem, 
der ſich aus der Zuſammenrechnung der Geſtehungs— 
koſten, eines angemeſſenen Anteils der allgemeinen 
Unkoſten und eines angemeſſenen Gewinns ergibt. 
Schuhwaren darf nach $ 3 der Großhändler nur an 
Kleinhändler, der Kleinhändler nur an Verbraucher 
abſetzen. § 10 verbietet Veranſtaltungen, die eine be— 


ſondere Beſchleunigung des Verkaufs von Schuhwaren 


bezwecken. Nach den 8§ 4 und 5 müſſen auf den 
Schuhwaren oder einem mit ihnen feſt verbundenen 
Begleitſchein der Herſteller und der Kleinverkaufspreis 
angegeben ſein. Der Käufer von Schuhwaren kann 
nach 8 o die Feſtſetzung des Preiſes durch ein Schieds— 


gericht beantragen; das Schiedsgericht hat auch auf | 


Anrufen der zuſtändigen Behörde die Schuhwaren⸗ 
preiſe nachzuprüfen. Strafbar macht ſich nach 8 14 
Abſ. 1 Nr. 5, wer, nachdem für eine beſtimmte Art 
der von ihm in den Verkehr gebrachten Schuhwaren 
von dem Schiedsgericht ein angemeſſener Preis feſt⸗ 
eſetzt iſt, Waren gleicher Art mit einem höheren Klein⸗ 
handelspreis auszeichnet und mit dieſer Auszeich- 
nung verkauft, feilhält oder ſonſt in den Verkehr 
bringt. Ferner wird nach 8 14 beſtraft: n 

1. wer den Beſtimmungen der 88 3 und 10 zu⸗ 
widerhandelt, 

2. wer Schuhwaren ohne die nach 88 4 und 5 
vorgeſchriebene Auszeichnung verkauft, feilhält oder 
ſonſt in den Verkehr bringt, 

3. wer bei der nach 88 4 und 5 vorgefchriebenen 
Auszeichnung unrichtige Angaben macht oder Schuh⸗ 
waren in Kenntnis der Unrichtigkeit der darauf an⸗ 
gebrachten Auszeichnung verkauft, feilhält oder ſonſt 
in den Verkehr bringt, N 

4. wer Schuhwaren zu einem höheren als dem 
ausgezeichneten Preiſe verkauft oder feilhält. 


2. Vorſchriften für Tabak. 


a) VO. über Rohtabak vom 10. Oktober 1916 
nebſt den Ausführungsbeſtimmungen dazu vom gleichen 
Tage (RGBl. S. 1145 und 1149). 8 2 der BO. ordnet 
die Beſchlagnahme des Tabaks (Begriff § 1) teils zu⸗ 
gunſten der Deutſchen Tabakhandelsgeſellſchaft von 
1916 m. b. H. in Bremen (Auslandgeſellſchaft), teils 
zugunſten der Deutſchen Tabakhandelsgeſellſchaft von 
1916, Abteilung Inland, m. b. H. in Mannheim (In⸗ 
landgeſellſchaft) an: Ausnahmen: $ 1 der Ausf.⸗Beſt. 
Rechtsgeſchäftliche Verfügungen über beſchlagnahmten 
Tabak und Verfügungen darüber im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder Arreſtvollziehung dürfen nach 8 3 
der VO. nur mit Zuſtimmung der Geſellſchaft, für 
die der Tabak beſchlagnahmt iſt, vorgenommen werden; 
Ausnahmen: 88 9 bis 12 der Ausf.⸗Beſt. Herſteller 
von Tabakerzeugniſſen, die bei Inkrafttreten der VO. 
ſteueramtlich angemeldet waren, dürfen nach $3 Abſ. 2 
der VO. ihre Vorräte mit der in $ 6 der Ausf. ⸗Beſt. 
getroffenen Beſchränkung trotz der Beſchlagnahme ver⸗ 
arbeiten. 88 der VO. legt denjenigen, die Tabak in 
Gewahrſam oder angepflanzt haben, eine Auskunfts- 
pflicht (vgl. dazu 88 1 und 14 der Ausf.⸗Beſt.), 8 9 
der VO. den Beſitzern von beſchlagnahmtem Tabak 
die Verpflichtung zur Aufbewahrung und pfleglichen 
Behandlung des Tabaks auf. Die Strafbeſtimmungen 
enthält 8 14 der VO. 8 16 der Ausf.⸗Beſt. verbietet 
noch die Durchfuhr von Tabak und Tabakerzeugniſſen 
über die Grenzen des Deutſchen Reichs. 

b) Bek. vom 10. Oktober 1916 (RGBl. S. 1152). 
Sie hebt die älteren Vorſchriften über Tabak auf. 


3. Vorſchriften für Waſch⸗ und Reinigungsmittel. 


a) VO. über den Verkehr mit fettloſen Waſch⸗ 
und Reinigungsmitteln vom 5. Oktober 1916 (RGBl. 
S. 1130) nebſt den Ausführungsbeſtimmungen dazu 
vom gleichen Tage (RGBl. S. 1131). Nach 81 der 
Ausf.⸗Beſt. darf zur Bezeichnung von fettloſen Waſch— 
und Reinigungsmitteln das Wort „Seife“ oder eine 
dieſes Wort enthaltende Wortverbindung nicht ver— 
wendet werden. § 2 enthält Vorſchriften über die 
Beſchaffenheit und Form, die Waſch- und Reinigungs— 
mittel aus Ton, Kaolin, Lehm, Speckſtein, Talkum, 
Seifenerde, Mergel, Kieſelgur, Walkerde, Bolus oder 
ähnlichen anorganiſchen Stoffen und Mineralien haben 
müſſen, und ordnet an, daß auf jedem Stück oder auf 
der Packung der Herſteller und der Kleinverkaufs— 
preis angegeben und bei Waren in Stückform die Be— 
zeichnung „Tonwaſchmittel“, bei Waren in Pulver— 
form die Bezeichnung „Tonpulver“ aufgeprägt ſein 
muß, andere Aufſchriften aber und die Beipackung 
von Anpreiſungen unterbleiben müſſen. Aus den be— 
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zeichneten Stoffen dürfen nach 84 in Verbindung 
mit anderen Zuſätzen Waſch⸗ und Reinigungsmittel 
nur mit Zuſtimmung des Kriegsausſchuſſes für pflanz⸗ 
liche und tieriſche Oele und Fette, G. m. b. H., in Ber⸗ 
lin hergeſtellt werden. uwiderhandlungen gegen 
dieſe Vorſchriften ſtellt 85 unter Strafe. 83 ſetzt 
Höchſtpreiſe im Sinne des Höchſtpreisgeſetzes feſt. 

b) Bek. über die äußere Kennzeichnung von Waren 
vom 11. Oktober 1916 (RGBl. S. 1156). Auf Grund 
der VO. gleichen Betreffs vom 18. Mai 1916 (RGBl. 
S. 380) ſchreibt 81 Angaben vor, die Packungen von 
Soda, Seife und ſonſtigen Waſchmitteln enthalten 
müſſen, darunter insbeſondere die Angabe des Klein⸗ 
verkaufspreiſes. § 3 verbietet, die Preisangabe zu 
beſeitigen oder unkenntlich zu machen. § 4 enthält 
Uebergangs⸗ und Ausnahmebeſtimmungen. Zuwider⸗ 
handlungen fallen unter die Strafvorſchrift in § 5 der 
erwähnten BO. vom 18. Mai 1916. 


4. Vorſchriften für Druckpapier. 

a) Bek. vom 30. September 1916 (RG Bl. S. 1097). 
Sie übertrug die Feſtſetzung der Menge von maſchinen⸗ 
glattem, holzhaltigem Druckpapier, die Verleger und 
Drucker von Zeitungen ſowie ſonſtige Perſonen im 
Oktober 1916 für ihr Gewerbe beziehen durften, wieder 
der Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche Zeitungs⸗ 
gewerbe in Berlin. 

b) Bek. vom 15. Oktober 1916 (RG Bl. S. 1136). 
Sie ergänzt 88 der Bek. über Druckpapier vom 20. Juni 
1916 (ROLL. S. 534) dahin, daß an öffentliche Büche⸗ 
reien Freiexemplare geliefert werden dürfen. 


5. Vorſchriften für Cumaronharz. 


BO. vom 5. Oktober 1916 (RGBl. S. 1123) nebit 
den Ausführungsbeſtimmungen dazu vom gleichen 
Tage (RGBl. S. 1125). Nach 8 1 Abſ. 1 der VO. dürfen 
die Erzeuger von Cumaronharz (Begriff Abſ. 2) ihr 
Erzeugnis nur an den Kriegsausſchuß für pflanzliche 
und tieriſche Oele und Fette G. m. b. H. in Berlin 
oder mit ſeiner Genehmigung abſetzen. Sie haben 
nach 8 2 BO. und 8 5 der Ausführungsbeſtimmungen 
der Deutſchen Benzolvereinigung in Bochum über ihre 
Erzeugung von Cumaronharz Auskunft zu geben, ferner 
ihr Erzeugnis nach 83 VO. dem genannten Kriegs⸗ 
ausſchuß auf Verlangen käuflich zu überlaſſen und es 
nach §4 BD. aufzubewahren und pfleglich zu be⸗ 
handeln. Strafbeſtimmungen $ 10 VO. 8 


6. Vorſchriften für Düngemittel. 

Bek. vom 12. Oktober 1916 (RG Bl. S. 1155). Sie 
ändert die in der Bek. über künſtliche Düngemittel 
vom 11. Januar 1916 (RGBl. S. 13) für Knochenmehl 
feſtgefetzten Preiſe. 


7. Vorſchriften für ausländiſche Unternehmungen. 


Bek. vom 28. Sept. 1916 (RG Bl. S. 1099). Sie er⸗ 
klärt die VO. über die zwangsweiſe Verwaltung franzö— 
26. November 1914 (KW AL. S. 487) 
ſiſcher Unternehmungen v. Jo. Februar 1516 (Nel. S. 89) 
gegenüber rumäniſchen Staatsangehörigen für an— 
wendbar. 
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Strafprozeſſuales zu dem Geſetz über den Waren⸗ 
umſatzſtempel vom 26. Inni 1916 (R GBl. 639). Nach⸗ 
dem das Geſetz über den Warenumſatzſtempel als Be: 
ſtandteil dem Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juli 1913 
(RGBl. 639) eingefügt wurde, findet bei ſtrafbaren 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen über den 
Warenumſatzſtempel auch 8 113 des Reichsſtempelge— 
ſetzes Anwendung. Es werden demgemäß die Zuwider— 
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handlungen gegen dieſes Geſetz im Wege des Ver⸗ 
waltungsſtrafverfahrens verfolgt. Maßgebend ſind 
für Bayern außer den 88 459 ff. StPO. die Art. 85 ff. 
AG. StPO. vom 18. Auguſt 1879 (GVBl. 781). Er⸗ 
gänzend tritt hinzu die BO. vom 29. September 1916 
zum Vollzug des Geſetzes vom 26. Juni 1916 über 
den Warenumſatzſtempel (GVBl. 431). Dieſe beſtimmt, 
daß zur Feſtſtellung des Tatbeſtands im Verwaltungs⸗ 
ſtrafverfahren, zur Erlaſſung von Strafbeſcheiden in 
dieſem Verfahren ſowie zur Zwangsbeitreibung der 
in ſolchen Strafbeſcheiden feſtgeſetzten Geldſtrafen die 
Rentämter zuſtändig find und zwar, wenn ſich an 
einem Ort mehrere Rentämter befinden, das Rentamt, 
dem die Erhebung der Einkommenſteuer obliegt, da⸗ 
gegen iſt die Erhebung von Anklagen, die Vertretung 
und Antragſtellung vor Gericht und die Einlegung von 
Rechtsmitteln Sache der Finanzkammern der Ne 
gierungen. Die Verordnung bildet eine Ergänzung 
des 86 Abſ. 2 der VO. vom 4. Juli 1906 (GVBl. 
227), des 8 5 der VO. vom 17. Oktober 1909 (GVBl. 
729) und des 8 3 der VO. vom 13. März 1914 (GVBl. 
81), die die gleichen Verhältniſſe für andere Arten 
der Reichsſtempelabgaben regeln. Schie... 
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Sprachecke des Allgem. Ientihen Spradjvereins. 


Bom ſprachlichen Umlernen. Obgleich Kaiſer 
Wilhelm II. am 31. Juli in Jen . Erlaß an den 
Reichskanzler von der brüderlichen Verteilung der 
Nahrung und des anderen Lebensbedarfs ſprach, ob⸗ 
gleich Batocki in ſeiner Kundgebung vom 1. Auguſt 
verſprach, daß die Lebensmittel gerecht und gleich⸗ 
mäßig verteilt werden ſollen, hört und lieſt man 
immer noch hier und da von der Kontingentierung 
oder auch Rationierung der Lebensmittel. Wir haben 
viele folder Kriegs wörter, bei denen fi noch 
nicht ſagen läßt, ob der deutſche Ausdruck endgültig 
über den fremdländiſchen ſiegen wird. Sie bieten dem 
Freunde unſerer Sprache reichliche Gelegenheit, durch 
die Wahl des heimiſchen Wortes deutſche Art zu pflegen. 
Noch immer ſpukt die Konterbande in unſeren Blättern 
trotz Bann ware und Banngut, trotz der Bann⸗ 
gutwacht deutſcher Unterſeebote. Könnte man wohl 
auch von einer Konterbandewacht ſprechen? Wie an⸗ 
ſchaulich für jedermann iſt Seeſperre, wie nichts⸗ 
ſagend erſcheint demgegenüber das Wort Blockade. 
Moratorium, Entente, Repreſſalien wollen wir ver⸗ 
meiden und dafür von Stundung, Vierverband, 
Vergeltungsmaßregeln ſprechen. Mit Recht 
hat der Volksmund den langatmigen Ausdruck Armie⸗ 
rungsſoldat abgelehnt und dafür den Schipper bevor⸗ 
zugt. Der preußiſche Landeskriegerverband hat mit ſeiner 
Altpapierſammlung gezeigt, daß wir auf das 
viele zu falfcher Ausſprache verleitende Wort Maku⸗ 
latur verzichten können. Wie die Autarkie, die ſich zu 
Kriegsbeginn in unſerer Sprache einniſten wollte, 
bald der Selbſtwirtſchaft weichen mußte, zu der 
übrigens der Selbſtverſorger hübſch paßt, ſo möge 
man auch das durch Kriegsleid aufgekommene Wort 
Protheſe meiden und allen Volksgenoſſen verſtänd⸗ 
lich von Kunſtglied oder Erſatzglied ſprechen. 
Auch auf ſprachlichem Gebiete preiſen wir das „Neu⸗ 
orientieren“ oder gut deutſch: das Umlernen. 

M. Rau (Zwickau). 


Verantwortl. Herausgeber i. V.: E. Eckert, Land⸗ 
gerichtsrat im Staatsminiſterium der Juſtiz. 


—— en = re — — — 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing. 


Ur. 23 u. 24. München, den 8. Dezember 1916. 12. Jahrg. 


Zeilſchrift für Rechtspflege 


Herausgegeben von 2. 300 — wer 9 10 
ch. von d dt weiter Ver 
= n Hayern 
Gtastöminikerium der Juſtlg nchen, Berlin u. Leise. 


(Seufferts Blätter für Rechtsau wendung 8». SL.) 


e Zeltſchrift 15. jedes Monats /. 5 Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraße 1 
im Umfang von 1 2 18 Er ce e : . ae rue blüht 30 „en. für die dalbgeſpaltene ale 
It, 8, übernimmt jede Buchhandlung und \\- oder deren Raum. lederbolungen e Stellen⸗ 
jede Wo anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Mebereinkunft. 
Nachdruck ver boten. 369 


gekehrt iſt jedes auf Dauer berechnete Schuld⸗ 
verhältnis auch Vertrauensverhältnis. So ergibt 
ſich als Folge der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
die Zweiteilung des vertraglichen Schuldrechts in 
dauernde und nicht dauernde Schuldverhältniſſe, 
auf die ſchon Otto von Gierke in IheringsJ. 
64 (1914) S. 355 f. aufmerkſam gemacht hat. Es 
fragt ſich nun, 

1. welchen Inhalt die beiden Arten von 
Schuldverhältniſſen haben und 

2. wie ſich die „einzelnen Schuldverhältniſſe“ 


Die Zeitdauer als Eiuteilungsgrund der ver⸗ 
traglichen Echuldverhältniſſe. 


Bon Oberlandesgerichtsrat Dr. Silberſchmidt 
in München. 


Das Reichsgericht hatte in den letzten Jahren 
wiederholt Gelegenheit, zu Schuldverhältniſſen 
Stellung zu nehmen, die der Geſellſchaft nahe⸗, 
aber nicht gleichkommen. Es hat ſolche Rechts⸗ 
verhältnifje als „geſellſchaftsähnlich“ bezeichnet und 
betont, daß es ſich dabei meiſt um Verknüpfungen als Unterarten auf ſie verteilen. 
für längere Dauer handelt, die auf Vertrauens- Zu Lift ſelbſtverſtändlich von dem „auf Dauer 
verhältniſſen beruhen. Bei einer Unterfuchung dieſer berechneten Schuldverhältnis“ auszugehen, zu dem 
„geſellſchaftsähnlichen Rechtsverhältniſſe“ bin ich die zweite Art nur den Gegenſatz bildet. Das 
zu dem Schluſſe gelangt (vgl. 35 R. LXXIX [1916] | Dauerjhuldverhältnis, um einen zuſammenfaſſenden 
S. 465 f.), daß die Geſellſchaft als beſonderes Merk- Ausdruck zu gebrauchen, unterſcheidet ſich von dem 
mal die Mitwirkung zu einem gemeinſamen Zwecke allgemeinen Schuldverhältnis dadurch, daß es auf 
hat, daß die „geſellſchaftsähnlichen Rechtsverhält⸗ eine längere Zeit eingegangen wird. Es be 
niſſe“ dieſes Merkmals entbehren, daß deshalb wirkt allein die Entſtehung eines feſten dauernden 
die Vorſchriften über die Geſellſchaft auf ſie auch Rechtsverhältniſſes, Mietverhältniſſes, Pachtverhält⸗ 
nicht finngemäß Anwendung finden können, daß niſſes uſw. Vgl. Müller⸗Erzbach in DIZ. 
dagegen eine Reihe allgemeiner Beſtimmungen, 1904 S. 1159. Daraus ergibt fi die Not» 
die für die genannten Vertrauensbeziehungen von wendigkeit der Regelung, ob ein ſolches Ber: 
längerer Dauer gegeben ſind, die geſellſchaftlichen | hältnis auf unbeſtimmte Zeit oder auf welche 
und die „geſellſchaftsähnlichen Rechtsverhältniſſe“ | Zeit eingegangen werden kann, ob die Bindung 
mit umfaſſen. So würde ſich innerhalb der auf eine beſtimmte Zeit unter allen Um⸗ 
Gattung der Schuldverhältniſſe das „auf die ſtänden aufrecht zu erhalten iſt oder aus welchen 
Dauer berechnete Vertrauensverhältnis“ zunächſt Gründen eine vorzeitige Löfung eintreten muß 
einmal über dem Geſellſchaftsverhältnis als die und wann regelmäßig das Rechtsverhältnis ſein 
nächſthöhere Art erheben, von der mangels be: Ende findet, endlich ob den Parteien die Regelung 
ſonderer geſetzlicher Beſtimmungen die allgemeinen des Dauerverhältniſſes überlaſſen werden kann oder 
Regeln für die rechtliche Behandlung zu entnehmen ob aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt, ins⸗ 
wären. Den Gegenſatz dazu würden die „nicht | bejondere zur Verhütung ſchädlicher Ausbeutungen, 
auf Dauer berechneten Schuldverhältniſſe“ bilden. die bei freiem Walten der wirtſchaftlichen Kräfte 
Beide Arten würden die Gattung ausfüllen. Ins- durch die Macht des Kräfteverhältniſſes eintreten 
beſondere kommt ein „nicht auf Dauer berechnetes würden, unabänderliche geſetzliche Regelung ſich 
Vertrauensverhältnis“ nicht in Frage, da in dem als notwendig darſtellt. Dieſe Fragen ergeben 
Begriff des Vertrauens eine Zuverſicht für die ſich Jo zwingend aus dem Dauerverhältnis, daß 
Zukunft, alſo für eine Dauer, enthalten iſt; um- fie in ganz ähnlicher Weiſe auch auf andern Rechts- 


370 


gebieten bei Dauerverhältniſſen z. B. beim Ver⸗ 
löbnis (Rücktritt 88 1298 Abſ. 3, 1299 BGB.), bei 
der Eheſcheidung, der ehelichen Gütergemeinſchaft, 
dem Erbvertrag, der Teſtamentsvollſtreckung, der 
Vormundſchaft, im Vereinsrecht uſw. auftreten. 


Während aber die letzterwähnten Rechtsgebiete 
mehr noch von Gründen des öffentlichen Rechts 
beeinflußt werden, iſt auf dem Gebiete des Schuld⸗ 
rechts die Vertragsfreiheit als Regel anzuſehen, 
der aber gerade beim Dauerverhältnis, eben mit 
Rückſicht auf die längere Wirkung, Ausnahmen 
gegenüberſtehen. 


a) Hinſichtlich der Möglichkeit der Vereinba⸗ 
zung fordert das Geſetz manchmal Vorberrfchaft, 
indem es 


a) ſelbſt bindende Vorſchriſten gibt oder 


5) den Parteien beſtimmte Vereinbarungen 
gebietet oder verbietet. So, wenn es ſelbſt ge: 
wiſſe Zeiten vorſchreibt, an denen oder innerhalb 
deren das Dauerverhältnis durch Erklärung auf⸗ 
gelöſt werden kann, wenn es Abänderung der 
Friſten durch Vereinbarung zuläßt, aber nur in 
gewiſſer Art (z. B. für den Schluß eines Monats, 
eines Vierteljahrs, ferner als Mindeſtfriſt, als 
eine für beide Teile gleiche Friſt uſw.) und wenn 
es Vereinbarungen, die den geſetzlichen Vorſchriften 
zuwiderlaufen, verbietet (vgl. GewO. § 122; HGB. 
§§ 67, 77, 131, 355; BGB. 88 542, 553, 554, 
565, 621 uſw.). 


bz) Auch für den Fall, daß die Parteien eine 
Dauer ohne Beſchränkung oder auf Lebenszeit 
vereinbart haben, legt das Geſetz dies, wenn es 
eine ſolche Bindung für zu lang erachtet, ein- 
ſchränkend aus und läßt Kündigung nach einer 
beſtimmten, kürzeren Zeit (vgl. $ 624 BGB., 
8132 HGB.) oder jederzeit (z. B. 8 723 BGB.) 
ſowie den Rücktritt unter gewiſſen Verhältniſſen 
(3. B. 8$ 604 Abſ. 3, 636) zu. 


c) Selbſt wenn die Aufhebung des Dauerver⸗ 
hältniſſes für immer oder auf Zeit vertraglich 
ausgeſchloſſen iſt, kann ſie doch bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes durch das Geſetz zuge— 
laſſen werden (3. B. 85 626, 671, 712, 749, 
2042 BGB., § 92 Abſ. 2 HGB.). 

2. Als ſolche Dauerſchuldverhältniſſe kommen 
folgende in Betracht: 

a) Nach reichsgerichtlichen Urteilen (RGZ. 53, 
22; 65, 37; 78, 298 f. und 423; 81, 233; 
Recht 1907 Nr. 2543, 1909 Nr. 664, 1912 
Nr. 2655, 1913 Nr. 2286, LZ. 1914 S. 862) 
werden beſonders die Geſellſchaft, der Agentur-, Ver: 
lags-, Generalvertretungs-, überhaupt der Dienſt— 
vertrag als Fälle „dauernder Intereſſenverknüpfung“ 
einander gleichgeſtellt. Dabei iſt noch in beſonderem 
Maße auf das Vertrauensverhältnis Wert gelegt. 
Aber zweifellos iſt z. B. das Verſicherungsverhältnis 
ebenſo ein auf Vertrauen beruhendes Dauer— 
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S. 430, aber auch S. 428) und andererſeits beſteht 
ein, nach dem einzelnen Fall größeres oder ge⸗ 
ringeres Vertrauensverhältnis bei allen vertraglichen, 
für längere Zeit geſchloſſenen Schuldverhältniſſen. 
Wie oben hervorgehoben wurde, iſt das auf Dauer 
berechnete Schuldverhältnis immer Vertrauens⸗ 
verhältnis und die Anwendung der unter 1 hervor⸗ 
gehobenen Grundjäße, die vom Reichsgericht aus 
dem Vertrauensverhältnis mitbegründet wird, recht⸗ 
fertigt ſich hinreichend ſchon, wie oben geſchehen 
iſt, aus dem Dauerſchuldverhältnis. 

b) Als ſolches kommt von den „einzelnen 
Schuldverhältniſſen“ nicht in Betracht: 

a) an ſich Kauf und Tauſch, die ſich be⸗ 
griffsggemäß durch die einmalige Leiſtung und 
Gegenleiſtung erledigen. Daran ändert ſich auch 
nichts, wenn die Leiſtung des Verkäufers beim Liefe⸗ 
rungskauf bzw. beim Kauf auf Abruf tätjächlich 
auf einen längeren Zeitraum geſchuldet wird. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, daß der Kauf einmaliges Umſatz⸗ 
geſchäft und als ſolches nicht Dauergeſchäft iſt. 
Soweit freilich auf den Werklieferungsvertrag die 
Vorſchriften über den Kauf Anwendung zu finden 
haben ($ 651 BGB. und $ 381 Abſ. 2 HGB.), be⸗ 
ſtehen doch für die Herſtellung nicht vertretbarer 
Sachen auch die Vorſchriften über den Werkvertrag 
fort und gerade der die Kündigung betreffende 8 49 
BGB. iſt nach 8 651 BGB. wie nach $ 381 
HGB. anwendbar. Staub Anm. 15 Exkurs vor 
8 373; vgl. mit Lotmar, Arbeitsvertrag 2, 851. 
Aber auch bei einem auf weitere Zeit und Entfernung 
abgeſchloſſenen vorläufigen Kaufe nimmt das 
Reichsgericht (LZ. 2, 534; 11, 223 und 379) 
die Möglichkeit vorzeitiger Kündigung vom Stand⸗ 
punkte des Dauerſchuldverhältniſſes an, indem, 
teilweiſe aus Billigkeitsgründen, ein pactum de 
emendo für längere Zeit vorausgeſetzt wird. 
Tatſächlich iſt ein Sukzeſſiv Lieferungsvertrag zwar 
ein einheitlicher Kaufvertrag, der aber z. B. wenn 
er über den Jahresbedarf für eine große Fabrik 
lautet, neben dem Hauptvertrag in eine Summe 
von Einzelkäufen mit gleichem Preis zerfällt 
(vgl. Cäſar in Holdheims MSchr. 1910 S. 32, 
v. Gierke a. a. O. S. 362) wie ähnlich z. B. der 
bayeriſche Bierlieferungsvertrag nach Art. 13 AG. 
BGB. (vgl. OLG. München in Rhein. 5, 560, 
im allgemeinen Dis peker, Bierlieferungsvertrag 
S. 22f.). 

Nichtdauerſchuldverhältnis iſt 

6) die Schenkung, die ſich in dem Vertrag, 
hier über die unentgeltliche Zuwendung, erſchöpft, 
auch wenn z. B. wiederkehrende Leiſtungen ges 
ſchenkt werden und wenn auch das Widerrufsrecht 
des Schenkers ſcheinbar eine Art Dauerverhältnis, 
richtig den durch die Schenkung eingetretenen Zu— 
ſtand, auflöſt. Gleiches gilt 

y) für die Auslobung, die durch die Tatſache 
der öffentlichen Bekanntmachung vollendet wird, 
mag auch hier die Möglichkeit des Widerrufs 


verhöltnis (vgl. Wolff in Kohlers Enzykl. Bd. 2 | die Beendigung eines Dauerzuſtands andeuten, 
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während der Widerruf tatſächlich die Handlung 
der Auslobung zurücknimmt. 

d) Die Verpflichtung aus der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag erfolgt aus der Tatſache der voraus⸗ 
gegangenen oder gleichzeitigen Beſorgung, nicht 
aus einem Dauerverhältnis. 

en) Aus Spiel, Wette und Differenzgeſchäft 
entſteht überhaupt keine Verpflichtung, auch hier 
liegt ein Dauerverhältnis nicht vor. Bei der ge⸗ 
nehmigten Lotterie kann, je nach dem Plan, ein 
Dauerverhältnis in Frage kommen. 

9) Auch die Anweiſung iſt ihrem Zwecke nach 
nicht für die Dauer beſtimmt, wenn auch zwiſchen 
Vollzug der Anweiſung und ihrer Annahme ein 
Zwiſchenraum liegen und Widerruf erfolgen kann; 
das gilt aber für die ſchriftliche Annahme jeder 
Verpflichtung. Ebenfo gründen ſich die Ver⸗ 
pflichtungen aus | 

4-4 Vergleich, Schuldverſprechen und Schuld: 
anerkenntnis auf einmalige, vorübergehende Rechts⸗ 
tatſachen. 

c) Dagegen ſind die folgenden „einzelnen 
Schuldverhältniſſe“ Dauerverhältniſſe. 

a) Miete und Pacht, da durch ſie der Ge⸗ 
brauch der vermieteten Sache für längere Zeit 
überlaſſen wird, 8 535 BGB. Dem entſprechen 
Kündigungsrechte des Mieters, wenn die Sache 
nicht oder nicht entſprechend überlaſſen, und des 
Vermieters, wenn ſie vertragswidrig benutzt wird 
oder wenn der Mietzins an zwei aufeinander 
folgenden Zielen im Rückſtand bleibt (88 542, 
544, 553, 554 BGB.), immer ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt, waͤhrend für die ordentliche 
Kündigung beſtimmte Friſten vorgeſehen ſind 
(§ 565 BGB.) und bei einem Mietvertrag für 
länger als 30 Jahre nach 30 Jahren unter Ein: 
haltung der geſetzlichen Friſt gekündigt werden 
darf ($ 567 BGB.). Für die Kündigungfriſt bei 
der Pacht vgl. $ 565 BGB. Aehnlich 

5) gewährt der Leihvertrag dem Entlehner den 
Gebrauch einer Sache und zwar unentgeltlich für 
eine gewiſſe Dauer. Die Rückgabepflicht beſteht, 
wenn der Gebrauch beendigt iſt oder hätte be- 
endigt ſein können, allenfalls ſofort auf Anforde: 
rung (8 604 BGB.) und auf Kündigung aus 
beſtimmten Gründen (8 605 BGB.). 

7) Das Darlehen überläßt Geld und andere 
vertretbare Sachen einem andern auf eine gewiſſe 
Zeit. Die Rückgabe hat auf Anforderung je nach 
dem Tatbeſtand ſofort, nach 3 oder 6 Monaten 
zu erfolgen (S 609 BGB.). 

d) Der Dienſtvertrag vermietet ſtatt Sachen 
Dienſte. Die Vorſchriften über die Beendigung 
entſprechen denen über die Miete (88 621 — 623 
BGB.); ein Dienſtverhältnis für Lebenszeit oder 
länger als 5 Jahre kann nach 5 Jahren gekündigt 
werden (3 624 BGB.), jedes Dienſtverhältnis aus 
wichtigem Grund. Beſondere Vorſchriften beſtehen 
für den Fall der Erkrankung des Verpflichteten 
bei einem dauernden Dienſtverhältniſſe (vgl. hiezu 


Lotmar a. a. O. 1, 546 und Schultzenſtein 
im Arch BürgR. 23, 246 f.), welches die Erwerbs⸗ 
tätigkeit vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch 
nimmt ($ 617 BGB.); find Dienſte höherer Art 
auf Grund beſonderen Vertrauens zu leiſten, ohne 
daß ein dauerndes Dienſtverhältnis mit feſten 
Bezügen beſteht, jo iſt Kündigung ohne Einhaltung 
einer Friſt jederzeit zuläſſig (8 627 BGB., vgl. 
mit 88 124, 127, 134 GewO.) 

e) Beim Werkvertrag iſt die Herſtellung des 
verſprochenen Werks gegen Vergütung vereinbart, 
d. h. Dienſtleiſtung und Erfolg vgl. Lot mar 1, 
339; 2, 868; v. Gierke S. 395. 8643 BGB. ge: 
währt Kündigungsrecht des Unternehmers bei Ver⸗ 
zug des Beſtellers, 8 650 BGB. des Beſtellers 
und zwar jederzeit bis zur Vollendung des Werks. 

5) Der Mällervertrag iſt nur eine gefetzlich be⸗ 
ſonders geordnete Form des Werkvertrags, bei 
der eine Kündigung nicht in Frage kommt. Vgl. 
Lotmar 1, 534. 

Dem Rechte des Dienſtvertrags unterſtehen 
auch die Verträge der Handlungsgehilfen, See⸗ 
ſchiffer, Binnenſchiffer uſw., dem des Werkvertrags 
die Kommiſſions⸗, Speditions⸗, Transport⸗, Fracht⸗, 
Lagergeſchäfts⸗Verträge (vgl. Lotmar 1, 293), 
Verlagsverträge (ebenda S. 297), insbeſondere 
auch Agenturverträge, wobei aber im Einzelfalle 
ſtatt Werkvertrags Dienſtvertrag und umgekehrt 
vorliegen kann (vgl. Lot mar 2, 587 und 821). 

7) Durch die Annahme des Auftrags wird 
eine unentgeltliche Geſchäftsbeſorgung übernommen 
(8 662 BGB.), welche aus Dienſt⸗ oder Werk⸗ 
vertrag ſelbſt wieder fließen kann (§ 675 BGB.), 
jedenfalls aber ein Dauerverhaͤltnis darſtellt, wes⸗ 
halb beſondere Vorſchriften über Erlöſchen, Wider⸗ 
ruf und Kündigung gegeben find (SS 671 f.). 

9) Der Kontokorrentvertrag begründet eine 
auf Dauer berechnete Geſchäſtsverbindung. Vgl. 
Staub zu 8 355 HGB. A. 1. 

4) Die Verpflichtung, eine übergebene bewegliche 
Sache aufzubewahren, geht ebenfalls auf Zeit; 
Rückgabe und Rücknahme kann jederzeit verlangt 
werden, Rücknahme vor der vereinbarten Zeit nur 
bei wichtigem Grunde ($$ 695 f. BGB.). 

Dem Verwahrungsvertrag ſehr nahe ſteht die 
Verpflichtung des Gaſtwirts, für die Sicherheit der 
eingebrachten Sachen einzuſtehen oder ſie zu ver⸗ 
wahren (58 701 und 703 BGB.). 

x) Beim Geſellſchaftsvertrag wurde die Eigen⸗ 
ſchaft als Dauerverhältnis gerade vom Reichs⸗ 
gericht hervorgehoben. Auflöſung, insbeſondere 
Kündigung find in 88 723 ff. BGB. geordnet. 
Entſprechendes gilt 

4) für die Gemeinſchaft und ihre Aufhebung 
(SS 749 f.). Ein Dauerverhältnis iſt 

u) die Verpflichtung, eine Leibrente zu bes 
zahlen und, wie bereits erwähnt wurde, 

5) der Verſicherungsvertrag, bei dem die Fragen 
des Rücktritts, der Kündigung im VVG. 83 6, 
8, 20, 79 beſonders geordnet iſt. 
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o) Die Verpflichtung aus der Schuldverſchrei⸗ 
bung iſt wieder ihrem Zwecke nach Dauerver⸗ 
pflichtung, was ſich insbeſondere aus den Er⸗ 
löſchungsfriſten ergibt (3 801 BGB.). 

3. Hiernach ergibt ſich folgende Einteilung. 
Es teilen ſich die Schuldverhältniſſe in ſolche 
aus Vertraͤgen und ſolche aus unerlaubten 
Handlungen ſowie aus Bereicherung. Die 
Schuldverhältniſſe aus Verträgen, die ja an ſich 
als rechtliche Sonderverbindungen unter Ein⸗ 
zelnen zu beſtimmtem geſellſchaftlichem Zuſammen⸗ 
wirken aufgefaßt werden (vgl. Stammler, Das 
Recht der Schuldverhältniſſe S. 8), teilen ſich 
wieder in Dauerſchuldverhältniſſe, die auf ein dau⸗ 
erndes Tun oder Unterlaſſen oder auf wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen gerichtet ſind und in einmalige 
oder vorübergehende Schuldverhältniffe, wobei dann 
die „einzelnen Schuldverhältniſſe“ unter die beiden 
Unterarten ſo eingereiht werden, wie es vorſtehend 
geſchehen iſt. | 

4. Die Bedeutung der Einweiſung beſteht 

a) darin, daß in den auf das Dauerverhältnis 
bezüglichen Fragen deſſen allgemeine Grundſätze 
anzuwenden ſind, ſoweit für das betreffende Einzel⸗ 
ſchuldverhaltnis eine geſetzliche Regelung nicht be⸗ 
ſteht. Daß in ſolchen Faͤllen in erhöhtem Maße 
auf Treu und Glauben Rückſicht zu nehmen, daß 
der Rücktritt vom Vertrag in gewiſſen Fällen zu 
geſtatten, daß Kündigung wegen wichtigen Grundes 
einzuräumen iſt, daß auf unbeſtimmte Zeit ein⸗ 
gegangene Vertragspflichten nach gewiſſer Zeit zu 
künden und gewiſſe Vorſchriften hinſichtlich der 
Kündigung durch Vertrag nicht zu beſeitigen find, 
dafür vgl. meine genannte Arbeit S. 470 f. Um: 
gekehrt find dieſe Grundjäge als ſolche auf die 
Nichtdauerverhältniſſe nicht anzuwenden. 

Kommen für den Tatbeſtand innerhalb der 
Gruppe des Dauerverhältniſſes mehrere rechtliche 
Löſungen in Frage, dann iſt weiter zu unterſuchen, 
welchem Einzelſchuldverhältnis der Tatbeſtand am 
naͤchſten kommt. Vgl. Lotmar 1, 204: Geſetzliche 
Typen. Wenn man innerhalb der letzteren den Dienſt⸗ 
und den Werkvertrag auch nicht wieder als Ober⸗ 
arten wird erklären können (vgl. Lot mar 1, 825), 
ſo wird doch im Einzelfall zu unterſuchen ſein, 
ob der Tatbeſtand dem Dienſt⸗, dem Werkvertrag 
oder einer beſonders geregelten Vertragsart nahe: 
ſteht und danach find dann die bezüglichen Be: 
ſtimmungen entſprechend anzuwenden. Nun ſind 
freilich die geſetzlich geregelten Vertragsarten auch 
nicht ſo eingehend dargeſtellt, daß immer ein ab— 
geſchloſſenes Ganzes vorliegen würde. Lotmar, der 
die Anwendung der Regeln des Dienſt- und des 
Werkvertrags für die geſetzlich beſtimmten Arbeits— 
verträge ausſchließen will (Bd. 1, 264f., 323 f., 
328 f.; 2, 427 und 820f.) und über die Einzel⸗ 
verträge die Grundſormen des Akkords und des 
Zeitlohnvertrags ſetzt, muß doch zugeben, daß er— 
gänzungsweiſe das Dienſt⸗ und das Werkvertrags⸗ 
recht heranzuziehen iſt, das auch vielfach — Ak⸗ 
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kord kann auch Dienſtvertrag ſein — mit Akkord⸗ 
und Zeitlohnvertrag zuſammenfällt. Für das 
Dauerverhältnis iſt es auf alle Fälle von großer 
Bedeutung, ob der Vertrag ſchlechthin auf 
Zeit oder bis zur Erreichung eines beſtimmten 
Ziels dauern ſoll, und die Einzelverträge können 
alle einer der beiden Gruppen oder beiden unter⸗ 
ſtellt werden. Bei beiden kann natürliche Be⸗ 
grenzung der Vertragszeit vorkommen (Lot mar 
1, 526), beim Werkvertrag wird ſie in der Regel 
durch das Werk gegeben fein. Dienſtverhältniſſe 
können bei wichtigem Grunde gekündigt werden 
und teilweiſe darf die Kündigung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen werden (Lot mar 1, 533 f.). Beim 
Werkvertrag hat der Arbeitnehmer in der Regel 
kein Kündigungsrecht; aber auch beim Dienſtver⸗ 
haͤltnis, wenn ſeine Dauer aus Beſchaffenheit oder 
Zweck der Dienſte zu entnehmen iſt (Lot mar 
1, 535). Die vertragsmäßige Vereinbarung der 
Dauer wird vom Geſetze nirgends behindert, eine 
zu weit vereinbarte Dienſtzeit kann aber nach 
kürzerer Zeit und jede Dienſtzeit aus wichtigem 
Grund gekündigt werden. Umgekehrt hat die ver⸗ 
tragliche Endbeſtimmung eines Dauerverhältniſſes 
in der Regel die Unkündbarkeit zur Folge (Lot⸗ 
mar 1, 555), wobei natürlich Ausnahmen ge⸗ 
geben ſein müſſen. Die unbefriſtete Kündigung 
ſteht in der Regel beiden Parteien, beim Werk⸗ 
vertrag und Frachtvertrag nur der einen zu (Lot⸗ 
mar 1, 605), ſie kann durch Vertrag nicht aus⸗ 
geſchloſſen werden (ebenda ©. 611). So iſt die 
Möglichkeit, das Dauerverhältnis vorzeitig zu be⸗ 
enden, beim Dienſtvertrag viel größer wie beim 
Werkvertrag, insbeſondere für den Arbeitnehmer. 
Und ebenſo verhält es ſich mit der Wirkſamkeit 
der Kündigung, insbeſondere hinſichtlich des Scha⸗ 
denserſatzes. Beim Dienſtvertrag iſt der Empfänger 
der Kündigung, der ſie durch ſein vertragswidriges 
Verhalten veranlaßt hat, zum Erſatz des Schadens 
verpflichtet (8 628 II BGB.). Beim Werkvertrag 
hat der kündigende Arbeitnehmer keinen Anſpruch 
auf Schadenserſatz, kann aber ſchlechthin einen 
Teil der Vergütung beanſpruchen ($ 6451 Satz 2); 
der kündigende Arbeitgeber muß die vereinbarte 
Vergütung ganz oder teilweiſe, nach Maßgabe 
der geleiſteten Arbeit entrichten. 

Je nachdem daher die einzelnen Dauerverhält: 
niſſe dem Dienſt⸗ oder dem Werkvertrag näher 
ſtehen, ſind, ſoweit beſondere Regeln für ſie nicht 
vorhanden find, die des Dienſt- oder Werkvertrags 
für ſie anzuwenden. 

Die Zuweiſung eines Schuldverhäͤltniſſes zur 
Gruppe der Dauerjchuldverhältniffe hat aber 

b) auch anderweitige bürgerlich rechtliche Folgen. 

a) Als kennzeichnende Eigenſchaft des Dauer: 
ſchuldverhältniſſes bezeichnet Gierke (a. a. O. 
S. 357 f.), daß es, entgegen $ 362 Abſ. 1 BGB., 
durch Erfüllung nicht erlöſche. Die Erlöſchung 
durch Erfüllung paſſe nur für Schuldverhaͤltniſſe, 
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deren Leiſtung in einem Zeitpunkt, nicht in einem 
Zeitraum zu bewirken ſei. Nun iſt es richtig, daß 
8 362 erklärt, aber auch ganz allgemein erklärt, 
„daß das Schuldverhältnis erliſcht, wenn die ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung an den Gläubiger bewirkt wird“. 
Es kann nicht anerkannt werden, daß das Geſetz 
hier „falſch verallgemeinere“ (S. 363) oder etwa 
wegen der Form „wird“ die Dauerleiſtungen nie⸗ 
mals umfaſſe. Wie die Verpflichtung aus Kauf 
durch die Erfüllung erliſcht, auch wenn dieſe ſich 
auf Ralen verteilt (vgl. S. 358), jo gilt Gleiches, 
wenn etwa ein Fenſterplatz für die Beſichtigung 
eines Zuges vermietet wird. Sollte dieſes Schuld⸗ 
verhältnis nicht erfüllt ſein, wenn das Ende des 
Zuges vorbeigezogen iſt? Freilich hat ſchon 
Stammler (Recht der Schuldverhälniſſe S. 215) 
darauf aufmerkſam gemacht, daß nicht ſo ſehr das 
Schuldverhältnis durch die Leiſtung aus der Welt 
geſchafft wird, als vielmehr die einzelne ihm ent⸗ 
ſpringende Forderung. Und auch Gierke ver⸗ 
kennt nicht, daß ſowohl dem vorübergehenden wie 
dem dauernden Schuldverhältnis Einzelverpflich⸗ 
tungen entſpringen können (S. 358, 360 f.). Es 
muß insbeſondere, wie bei dem Sukzeſſivliefe⸗ 
rungsvertrag (vgl. oben 2b q) bei einer Reihe 
von Schuldverhältniſſen zwiſchen dem Haupt⸗ 
vertrag (vgl. VVG. § 187 Abſ. 2) und den aus 
ihm entſpringenden Einzelverträgen, aber auch 
zwiſchen dem allgemeinen Schuldverhältnis, das 
ſich regelmäßig aus mehreren, meiſt gegenſeitigen 
Leiſtungsverpflichtungen zuſammenſetzt, und der 
im Einzelfalle geſchuldeten Leiſtung geſchieden 
werden. Die Leiſtung des Verſicherungsbeitrags 
oder der Verſicherungsrente zu 100 M für den 
1. Januar 1916 bewirkt ebenſo Untergang des 
auf Zahlung dieſer Summe beſtehenden Schuld— 
verhältniſſes wie die Zahlung der für den gleichen 
Zeitpunkt geſchuldeten Vergleichs- oder Kaufsrate 
zu 100 M. Wenn in dem einen Falle das vielleicht 
die letzte Rate iſt, im andern die Beiträge oder 
Renten etwa bis ans Lebensende zu zahlen ſind, 
ſo ändert das nichts an dem Untergang des allein 
in Frage kommenden Einzelverhältniſſes. Aber 
auch für die Dauerverpflichtung z. B. des Ver— 
mieters auf Gewaͤhrung der Benutzung oder des 
Mieters auf Unterlaſſung vertragswidriger Be— 
nutzung gilt an ſich nichts anderes. Wenn der 
Mietvertrag am 1. Januar 1916 endete, ſo ſind 
doch auch dieſe dauernden Verpflichtungen des Ver: 
mieters und des Mieters durch Erfüllung erloſchen 
und es iſt auch während der Dauer der Mietzeit 
eine Feſtſtellungsklage, daß die Verpflichtungen 
für die Vergangenheit erfüllt und erloſchen ſeien, 
recht wohl möglich, wenn mit der gegenteiligen 
Behauptung Rechte des anderen Vertragsteils für 
die Zukunft begründet werden ſollen. Sind alle 
gegenſeitigen Einzelverpflichtungen erfüllt oder be— 
ſteht das Rechtsverhältnis nur aus einem Einzel— 
ſchuldverhältnis, ſo erliſcht auch das Rechtsver⸗ 
hältnis durch Erfüllung. So auch Lehmann, 
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Die Unterlaſſungspflicht, S. 208. Wenn Gierke 
S. 366 behauptet, daß der Vermieter im Laufe 
der Mietzeit nicht durch eine Summe von Teil⸗ 
erfüllungen befreit werde, ſondern am erſten und 
letzten Tage der Mietzeit in gleicher Weiſe ver⸗ 
pflichtet ſei, ſo iſt das nicht richtig. Wenn 
er ſechs Jahre das Grundſtück zu gewähren 
hat, ſo geht im letzten Jahre ſeine Verpflich⸗ 
tung auf etwas ganz anderes wie am An⸗ 
fang und das Gericht, das in beiden Fällen eine 
Sicherheit für Vertragserfüllung feſtzuſetzen hätte, 
würde zu ſehr verſchiedenen Beträgen kommen und 
zwar aus dem Grunde, weil die in der Vergangen⸗ 
heit liegenden Verpflichtungen durch Teilerfüllung 
erloſchen ſind. Wird dem Mieter im letzten Jahre 
der Mietzeit das Grundſtück entzogen, ſo klagt er 
freilich aus dem Geſamtverhältnis, aber der Streit⸗ 
wert iſt wieder ein anderer wie am Anfang der 
Mietzeit und zwar aus dem gleichen Grunde. 
Wenn daher das Dauerſchuldverhältnis ebenſo wie 
das vorübergehende durch Erfüllung erliſcht, ſo 
ſpielt doch bei erſterem gerade die Teilbarkeit eine 
größere Rolle. Die Geſamtdauer wird, ſei es 
ſchon durch die Vereinbarungen der Beteiligten, 
ſei es nur durch den Zeitablauf in Einzelabſchnitte 
zerlegt, die ohne weiteres eine Teilerfüllung er⸗ 
möglichen, wie ſie bei einmaligen Schuldverhält⸗ 
niſſen nicht in derſelben Weiſe möglich iſt. Es 
iſt nur eine Anwendung dieſes Grundſatzes, wenn 
z. B. beim Dauerſchuldverhaͤllnis des Dienftver: 
trags als Zeitlohnvertrags die Arbeit ſelbſt „als 
in die Zeit fallender Vorgang“ nach Zeit, d. h. 
nach den verfloſſenen Zeitabſchnitten, berechnet 
wird. Vgl. Lotmar 2, 1, 19, 44. Gierke, 
der das Dauerverhältnis als Ganzes nur durch 
Zeitablauf erlöſchen laſſen will, müßte zugeben, 
daß Zeitablauf allein ohne ſonſtige Leiſtungen 
wohl das Schuldverhältnis zu Ende führen, 
den Erfüllungsanſpruch erlöſchen laſſen kann, ſo⸗ 
weit er zeitlich begrenzt iſt, darüber aber keine 
Entſcheidung bringt, ob dem Erfüllungsanſpruch 
entſprochen wurde oder nicht. Mit Recht bezeichnet 
deshalb Krückmann, der ſich neueſtens in 
IheringsJ. Bd. 66 (1916) S. 1f. Gierke im 
allgemeinen anſchließt, doch den Zeitablauf als 
nur „theoretiſch richtigen“ Erlöſchungsgrund des 
Erfüllungsanſpruchs (S. 10), nicht aber ſei er 
(S. 3) notwendiger Erlöſchungsgrund für die 
Schuld, „vielmehr bleiben die rechtsbedingt mit 
dem Erfüllungsanſpruch entſtandenen Erſatzan⸗ 
ſprüche, wenn ſie durch irgendwelches Zuwider— 
handeln ausgelöſt find, beſtehen“. Einwandfreie 
Erfüllung verhindere die Entſtehung von Erſatz⸗ 
anſprüchen, der Zeitablauf verhindere ſie nicht. 
Neben dem letzteren bleibt alſo doch die Frage 
beſtehen, ob der Daueranſpruch erfüllt wurde oder 
nicht. 

5) Mit Recht hat auch Siber (Iherings J. 50, 
96f., 180 f., 296 f.) auf den Unterſchied zwiſchen 
der Dauerleiſtung und der vorübergehenden Leiſtung 
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hinſichtlich der Unmöglichkeit der Schulderfüllung 
aufmerkſam gemacht. 

aa) In erſterer Beziehung macht er geltend, 
daß nur bei der Dauerleiſtung das Zeitmoment 
für die Frage der vollſtändigen Erfüllung und 
teilweiſen Unmöglichkeit von Bedeutung ſei: eine für 
drei Monate geſchuldete Leiſtung könne im dritten 
unmöglich werden, die am 1. Januar geſchuldete 
Leiſtung ſei, wenn am 3. Januar nachgeholt, nicht 
Beſtandteil der Leiſtung vom 1. Januar. So ſei nur 
die Verpflichtung zu Dauerleiſtungen hinſichtlich der 
Unmöglichkeit ſtets teilbar, die Verpflichtung zu vor⸗ 
übergehenden Leiſtungen könne zeitweilig unmöglich 
ſein. Man wird dabei unterſcheiden müſſen. Soll 
die Leiſtung nach der Vereinbarung gerade nur für 
einen beſtimmten Tag erfolgen und mit ihm ſtehen 
und fallen, alſo insbeſondere beim Fixgeſchäft, dann 
iſt die an einem ſpaͤteren Tag erfolgende Leiſtung 
Nichtleiſtung; wird aber etwa die am 1. Januar 
fällige Miete in drei Raten bis 3. Januar zuge⸗ 
ſendet, ſo kann recht wohl die Leiſtung für 1. Ja⸗ 
nuar erfüllt ſein, und wenn Leiſtung in dieſer 
Weiſe vom Vermieter ſchon vorher bewilligt wurde, 
kann auch Teilbarkeit und zeitweilige Unmöglichkeit 
einer ſolchen Leiſtung in Frage kommen — wird 
die zeitweilig unmögliche Leiſtung nachgebracht 
und vom Glaͤubiger angenommen, dann liegt frei⸗ 
lich teilweiſe Unmöglichkeit nicht mehr vor. Das 
aͤndert aber daran nichts, daß bei der Dauer⸗ 
leiſtung dieſe Teilbarkeit begrifflich immer gegeben 
iſt, weil die Dauerleiſtung „durch unzählige Einzel⸗ 
leiſtungen erfüllt wird, deren jede nur für einen 
beſtimmten Augenblick geſchuldet und durch den 
bloßen Ablauf des Zeitpunkts unmöglich wird“, 
während die vorhergehenden und nachfolgenden 
Leiſtungen in Kraft bleiben können. 

Im Zuſammenhang damit wird die Frage er: 
örtert, 

55) inwieweit die zeitweilig unvollſtändige 
Leiſtung bei der Dauerverpflichtung und der ein⸗ 
maligen Verpflichtung die Grundſätze des Verzugs 
oder bzw. und der Unmöglichkeit begründen. Auch 
hier kann ich Siber nicht ganz folgen, Verzug 
und Unmöglichkeit nicht als Gegenſätze be⸗ 
trachten: Verzug iſt die durch Aufforderung oder 
durch Ablauf des für die Lieferung beſtimmten 
Zeitpunkts bedingte Feſtlegung, daß die Vertrags⸗ 
pflichten verletzt ſind. Die Unmöglichkeit der 
Leiſtung führt die Nichterfüllung herbei, dieſe 
Nichterfüllung enthält, je nachdem ſie der Schuldner 
zu vertreten hat, Verletzung des Vertrags und 
dann, wenn Aufforderung oder Zeitablauf hinzu— 
kommt, Verzug. Vgl. jetzt auch Planck 4. Aufl. 
Ziff. 2a zu §S 284 BGB., aber auch Lehmann, 
Unterlaſſungspflicht, S. 262 . Wenn Siber hier 
bei einmaligen Leiſtungen § 286 Abſ. 1, bei Dauer: 
leiſtungen $280 Abſ. 1 BGB. anwenden will, jo 
kann der Dienſtberechtigte den Schauſpieler, der 
ihm für drei Monate verpflichtet iſt, aber im zweiten 
„krank“ wird, in Verzug ſetzen, es kann andrerſeits 
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auch die einmalige Verpflichtung zeitweilig teilweiſe 
unmöglich werden, ohne daß Verzug in Frage 
kommt; die teilweiſe Unmöglichkeit des § 280 
kann auch bei einmaligen Leiſtungen vorkommen. 
Aber die Teilbarkeit der Dauerleiſtung muß auch 
hier ihre Wirkungen dahin aͤußern, daß ſie als der 
regelmäßige Fall des § 280 Abſ. 2 Satz! erſcheint, 
während gerade die in der Dauerleiſtung liegende 
Betonung der Zeit auch von ſelbſt Verzug herbei⸗ 
führen kann; freilich liegt nicht in jedem Verzugs⸗ 
fall zeitweilige Unmöglichkeit der Leiſtung, ſehr 
häufig will der Schuldner nicht leiſten. 

7) Von beſonderer Bedeutung ſind dieſe Grund⸗ 
ſätze für ein großes Gebiet der Dauerverpflichtung, 
für die Unterlaſſungs verpflichtung. Auch hier 
kann zwar nicht zugegeben werden, daß die Erſatz⸗ 
pflicht wegen Verzugs immer ausſcheidet und nur 
eine ſolche wegen Unmöglichwerdens übrig bleibt 
(Siber a. a. O. S. 180 f.), wenn es auch andrer⸗ 
ſeits viel zu weit geht, die „Unmöglichkeit der 
Unterlaſſungen“ ganz auszuſchließen. Die Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung kann vielmehr auch hier 
(vgl. Ulrich in Iherings J. 64, 196 f., Krück⸗ 
mann a. a. O. S. 11) ebenſowohl infolge Unmög- 
lichkeit der Unterlaſſung als infolge Zuwiderhand⸗ 
lung eintreten. Im letzteren Falle iſt die Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung nur die Folge davon, daß der 
Verpflichtete nicht leiſten will und es können 
daher die weitergehenden Folgen des Verzuges 
eintreten. Im einzelnen iſt zu unterſcheiden: 

aa) Es iſt eine einmalige Unterlaſſung ge⸗ 
ſchuldet. Hier kann freilich von einer Mahnung 
nach Fälligkeit keine Rede mehr ſein. Wohl aber 
kann im Einzelfalle Unterlaſſung für einen be⸗ 
ſtimmten Kalendertag geſchuldet ſein, dann tritt 
Verzug ohne Mahnung ein. 

58) Für den Fall, daß eine wiederholte Unter: 
laſſung geſchuldet iſt, liegt hinſichtlich der Ueber⸗ 
tretung einzelner Falle die Sache wie zu au. 

77) Bei einer Verpflichtung zur Dauerunter⸗ 
laſſung iſt, wenn nach der Vereinbarung eben 
niemals gehandelt werden darf, durch eine ein⸗ 
malige Handlung die fernere Erfüllung, weil die 
Unterlaſſungspflicht übertreten iſt, unmöglich; wenn 
nur eine Summe von Unterlaſſungen tatſächlich ge⸗ 
ſchuldet werden ſoll, liegt der Fall 568 vor. Für 
ihn gilt, was zu aa gejagt wurde. Iſt die Dauer: 
verpflichtung, einer Unterlaſſung für längere Zeit, 
durch einmalige Handlung übertreten, dann kann 
weder Mahnung noch Ablauf eines beſtimmten 
Zeitpunkts den Verzug auslöſen, wohl aber iſt 
die Leiſtung infolge eines vom Schuldner zu ver⸗ 
tretenden Umſtands unmöglich geworden. Vgl. 
aber Krückmann a. a. O. S. 1f. 

Immer ergibt ſich aus dem Dauerverhältnis, 
ſei es, daß die Verpflichtungen bejahender oder 
verneinender Art ſind, die Möglichkeit, daß die 
Nichterfüllung oder die Uebertretung des Vertrages 
ſich wiederholt. Daraus entſpringt die Notwendig⸗ 
keit, gegen dieſe Gefahr rechtzeitig Vorſorge zu 
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treffen und damit die Zuläſſigkeit der Unter⸗ 
laſſungsklage. 

5. So würde es ſich vielleicht empfehlen, eine 
allgemeine Einteilung des vertraglichen Schuld⸗ 
rechts in der beſprochenen Weiſe vorzunehmen und 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts über die 
„dauernden Vertrauensverhältniſſe“ dabei zu be⸗ 
rückſichtigen. Bisher hat man, von den dankens⸗ 
werten Ausführungen Gierkes abgeſehen, die 
Schuldverhältniſſe entweder überhaupt nicht oder 
nach mehr äußerlichen Grundſätzen, insbeſondere 
nach der Regelung im BGB. oder außerhalb des⸗ 
ſelben, eingeteilt und die einzelnen Schuldverhält⸗ 
niſſe etwa nach ihrer wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
gehörigkeit in Gruppen vereinigt. Dem gegenüber 
würde die vorgeſchlagene Einteilung von grund⸗ 
ſätzlicher Bedeutung ſein und unmittelbar Wirkungen 
für die Rechtsanwendung ergeben. 


Zahlungs friſt für Hypothekſchulden, wenn fällige 
Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen für 
zwei Fahre nicht gezahlt find, 

Von Amtsrichter Dittrich in München. 


Das Amtsgericht München hat in letzter Zeit 
einige Male für Hypothekſchulden Zahlungsfriſt ge⸗ 
währt in Alle wo zweijährige Hypothekzinſen 
des Gläubigers rückſtändig waren. Dieſe Recht⸗ 
ſprechung war ſchon mehrfach Angriffen von Kredit⸗ 
inſtituten ausgeſetzt. Ihre Erörterung iſt deshalb 
von allgemeinerem Intereſſe. 

A. Die Hypothekenzahlungsfriſtverordnung vom 
8. Juni 1916 zerfällt in 4 Abſchnitte: 

I. Bewilligung von Zahlungsfriſten (88 1— 7), 
II. Beſeitigung von Rechtsfolgen (SI 8—9), 
III. Zwangsverſteigerung (88 10 — 12), 
IV. Schlußvorſchriften. 

Der weſentliche Inhalt der 88 1—6 läßt ſich, 
ſoweit er hier in Betracht kommt, folgendermaßen 
zuſammenfaſſen: 

Für Anſprüche aus einer Hypothek, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld kann eine Zahlungsfriſt beſtimmt 
werden, wenn die Lage des Schuldners dies recht— 
fertigt, es ſei denn, daß die Zahlungsfriſt dem Gläu— 
biger einen unverhältnismäßigen Nachteil bringt (81 
Abſ. 1 und 8 4 Abſ. 1 und 2). Die Friſtbewilligung 
iſt für das Kapital (Ablöſungsſumme) bis zu einem 
Jahre und wiederholt, für Zinſen und andere Neben— 
leiſtungen bis zu 6 Monaten und nur einmal zuläſſig 
(8 2 Abſ. 1 Satz 1 und 85); fie wirkt wie eine vom 
Gläubiger bewilligte Stundung (8 6). Hat der Gläu⸗ 
biger für ſeinen Anſpruch bereits einen vollſtreckbaren 
Schuldtitel, ſo iſt mit Bewilligung der Zahlungs— 
friſt zugleich die Zwangsvollſtreckung für die Dauer 
N Abf. für unzuläſſig zu erklären bzw. einzuſtellen 
G 4 Abſ. 4). 

$ 10 beſtimmt in feinen hier einſchlägigen Teilen: 

Auf Antrag des Schuldners kann die Zwangs— 
verſteigerung eines Gegenſtandes des unbeweglichen 
Vermögens wegen des Anſpruchs aus einer Hypothek, 
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Grundſchuld oder Rentenſchuld für die Dauer von 
längſtens 6 Monaten eingeſtellt werden (Abſ. 1 Satz 1), 
wenn die Lage des Schuldners dies rechtfertigt, es ſei 
denn, daß die Zahlungsfriſt dem Kläger einen unvers 
hältnismäßigen Nachteil bringt (Abſ. 2 Satz 1). Sie 
kann mehrfach erfolgen (Abſ. 1 Satz 3) und kann auch 
dann bewilligt werden, wenn die Beſtimmung einer 
nt abgelehnt oder nicht zuläſſig iſt (Abſ. 1 

Satz 1). Der Antrag iſt abzulehnen, wenn fällige An⸗ 
ſprüche des betreibenden Gläubigers auf wiederkehrende 
Leiſtungen für zwei Jahre nicht gezahlt ſind (Abſ. 2 
Satz 2). Auf Antrag eines Beteiligten i. S. des 89 
ZVG. ift die Einſtellung aufzuheben, wenn ihm fällige 
Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen für zwei Jahre 
im Range vorgehen (Abſ. 3). 

Nach 8 10 iſt alſo die hier vorgeſehene bloße 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung ſchlechthin 
unzuläſſig, wenn fällige Anſprüche des betreibenden 
Glaͤubigers auf wiederkehrende Leiſtungen für zwei 
Jahre nicht gezahlt ſind. 

Die Direktionen maßgebender Kreditinſtitute 
wollen daraus den Schluß ziehen, daß bei der⸗ 
artiger Sachlage auch eine Zahlungsfriſt nach 
88 1—6 nicht mehr gewährt werden kann und 
ohne weitere ſachliche Prüfung abzulehnen iſt. 

Iſt dieſe Rechtsauffaſſung richtig? 

B. Beantwortet man die Frage nach den ge- 
wöhnlichen Regeln der Geſetzauslegung, ſo wird man 
ſie unbedingt verneinen müſſen. Die einſchlägige 
Beſtimmung des § 10 iſt eine Ausnahmebeſtimmung, 
die eine ausdehnende Auslegung nur zuläßt, wenn 
dafür zwingende Gründe beſtehen. Solche Gründe 
beſtehen hier nicht; im Gegenteil: § 10 ſteht in 
einem ganz anderen Abſchnitt wie die 88 1—6; 
man kann deshalb eine Beſtimmung des § 10 
nicht auch für die 88 1—6 zutreffend erklären. 
Außerdem behandeln die 88 1—6 eine Maßnahme 
des materiellen Rechts, $ 10 nur eine rein 
prozeſſuale Maßnahme; was für letztere gilt, 
läßt ſich nicht ohne weiteres auch für erſtere an⸗ 
wenden; allerdings iſt auch in den 88 1—6 
eine prozeſſuale Maßnahme, nämlich Unzuläſſig⸗ 
erklärung und Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
vorgeſehen; dieſe Einſtellung iſt aber der des 
8 10 nicht zu vergleichen, weil fie keine ſelbſtändige 
Maßregel, ſondern nur notwendige Folge der in der 
Zahlungsfriſtgewährung liegenden Stundung iſt, 
die auf Antrag des Schuldners nach SS 767, 769 
ZPO. auch ohne ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung 
zur Unzuläſſigerklärung und Einſtellung der Zwangs— 
vollſtreckung führen würde. 

C. Nun mag man vielleicht ſagen, daß man bei 
der Auslegung der Zahlungsfriſtverordnungen des 
Bundesrats nicht einen ſo ſtrengen geſetzestechniſchen 
Maßſtab anlegen darf wie bei der Auslegung ſon— 
ſtiger Zivilgeſetze und daß man, nachdem es ſich um 
wirtſchaftliche Maßnahmen handelt, bei der Aus— 
legung auch etwas auf die wirtſchaftliche Seite Rück— 
ſicht nehmen muß. Auch unter die ſe m Geſichtspunkt 
komme ich zur Verneinung der geſtellten Frage. 

Auf den erſten Blick freilich könnte man meinen, 
daß die Verneinung wirtſchaftlich ein Unding ſei; 
man wird ſagen: wenn ſchon die rein prozeſſuale 
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bloße Einſtellung einer einzelnen Vollſtreckungs⸗ 
maßregel bei Zinsrückſtand von 2 Jahren unzuläſfig 
iſt, ſo muß dies erſt recht für Gewährung einer 
Zahlungsfriſt gelten, weil dieſe infolge ihrer materiell⸗ 
rechtlichen Wirkung gegenüber der bloßen Einſtellung 
der Zwangsverſteigerung ein Mehr bedeutet. Hier⸗ 
bei überſieht man, daß wirtſchaftlich die Beſtim⸗ 
mungen des I. Abſchnitts der Verordnung durchaus 
nicht immer mehr bieten wie die Beſtimmung des 
8 10: die meiſten Falle, in denen die Hypotheken⸗ 
zahlungsfriſtverordnung zur Anwendung kommt, be: 
treffen Zins rückſtände: für ſolche kann Zahlung s⸗ 
friſt nur einmal auf 6 Monate gewährt werden, 
während die Einſtellung der Zwangsverſteige⸗ 
rung nach 8 10 wiederholt zuläffig iſt; be⸗ 
denkt man, daß es dem Schuldner bei Hypothek⸗ 
zinsrückſtänden meiſt nur um Hintanhaltung der 
Zwangsverſteigerung zu tun und ſein Intereſſe an 
Gewährung einer regelrechten Zahlungsfriſt meiſt 
recht gering iſt, ſo ſieht man, daß in der Mehr⸗ 
zahl der Falle für den Schuldner der § 10 wirt⸗ 
ſchaftlich weitaus die größeren Möglichkeiten 
bietet wie die 88 1— 6 und es ſomit vom wirt: 
ſchaftlichen Standpunkt aus durchaus nicht finn⸗ 
los erſcheint, wenn beim Vorliegen zweijährigen 
Zinsrückſtandes die Anwendung des § 10 ausge⸗ 
ſchaltet wurde, dagegen die Möglichkeit einer (noch 
nicht erfolgten und nur einmal zuläffigen) An⸗ 
wendung der 88 1—6 beſtehen blieb. 

D. Auch die amtliche Begründung zum 
Entwurf der Verordnung enthält nichts, was darauf 
ſchließen ließe, daß die Beſtimmung des 8 10 
Abſ. 2 Satz 2 auch für die Gewaͤhrung von 
Zahlungsfriſten gilt. Zu 81 iſt geſagt: 

Bei der Abwägung der Intereſſen des Gläubigers 
und des Schuldners wird allerdings auch darauf Be⸗ 
dacht genommen werden müſſen, den Gläubiger gegen 
unverhältnismäßige Nachteile zu ſchützen. Zu berück⸗ 
ſichtigen iſt namentlich, ob der Gläubiger ſchon frei⸗ 
willige Stundung gewährt hat. Wird ihm durch die 
Bewilligung der Zahlungsfriſt die Möglichkeit, wegen 
Zinſen oder anderer wiederkehrender Leiſtungen die Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück im Range des § 10 
Nr. 4 3G. zu erlangen, vereitelt oder ernſtlich ges 
fährdet, ſo müſſen gegenüber einem ſolchen Rechtsver⸗ 
luſte Intereſſen des Schuldners zurücktreten. Bei der 
Stundung von Zinſen wird auch der Geſichtspunkt in 
Betracht kommen, daß der S 10 des Entwurfs dem 
Gläubiger die Möglichkeit, die Zinſen im Wege der 
Zwangsverſteigerung beizutreiben, erſchwert, während 
ihm anderſeits die Zwangsverwaltung im Hinblick 
auf die im 8 155 3G. vorgeſehene Rangordnung 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen kaum Ausſicht 
bietet, mit Zinsrückſtänden zur Hebung zu gelangen. 
Ob gegebenenfalls hierdurch die Rechte des Gläubigers 
in ſolchem Maße gefährdet werden, daß das als ein 
unverhältnismäßiger Nachteil erſcheint, wird je nach 
Lage des einzelnen Falles beurteilt werden müſſen. 
Unter Umſtänden wird ſchon eine vorſichtige Abmeſſung 
der Dauer der Friſt oder die Feſtſetzung einer geeig- 
neten Bedingung, z. B. rechtzeitiger Tilgung der eintre— 
tenden Rückſtände, eine Handhabe bieten, um Nachteilen 
vorzubeugen. 

Zu § 10 wird dann ausgeführt: 

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Einſtellung 
mit den berechtigten Intereſſen des Gläubigers verein- 
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bar iſt, find die in den Bemerkungen zu § 1 erwähnten 
Geſichtspunkte entſprechend in Betracht zu ziehen. Die 
Berückſichtigung eines etwaigen Rangverluſtes iſt hier 
dem Richter ausdrücklich zur Pflicht gemacht. 


Landrichter Zweigert, Hilfsarbeiter im 
Reichs⸗Juſtizamt und offenbar ein Kenner der bei 
Abfaſſung der Verordnung vom Geſetzgeber ge⸗ 
hegten Abſichten, berührt die Beziehungen des 8 LO 
zu 88 1—6 der Verordnung in ſeinem kleinen 
bei Vahlen⸗Berlin erſchienenen Kommentar meines 
Wiſſens nur an einer Stelle, nämlich auf Seite 33, 
wo er ſchreibt: 

Schwebt eine Zwangsverſteigerung oder Zwangs⸗ 
verwaltung, ſo können ſich bei einer Einſtellung nach 
§ 4 Abſ. 4, da die Wirkungen der Beſch lannahme be⸗ 
ſtehen bleiben, Nachteile daraus ergeben, daß Anſprüche 
auf wiederkehrende Leiſtungen anſchwellen und den 
Rang der Nachberechtigten verſchlechtern (8 13 38G.) 
Soweit dieſe Nachteile den Gläubiger treffen, können 
ſie einen Grund gegen die Bewilligung oder Er⸗ 
neuerung der Stundung bilden; die Tatſache, daß dem 
Gläubiger Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen 
für zwei Jahre vorgehen, iſt als unverhältnismäßiger 
Nachteil anzuſehen (vgl. 8 10 Abſ. 3). Für die Be 
rückſichtigung der Intereſſen eines anderen Berech⸗ 
tigten gibt dagegen das Verfahren nach 8 4 Abſ. 4 — 
anders als im Falle des 8 10 — keinen Raum. So⸗ 
weit einem ſolchen Berechtigten durch das Anſchwellen 
bevorrechtigter wiederkehrender Leiſtungen Schädi⸗ 
gungen drohen, bleibt ihm im Falle des 8 4 Abſ. 4 
nur die Möglichkeit, dem Verfahren beizutreten und 
einem etwa auch ihm gegenüber erhobenen Stundungs⸗ 
geſuche des Schuldners mit dem Hinweis auf dieſe 
Schädigungen zu begegnen. 

Auch hier alſo nichts, woraus zu ſchließen wäre, 
daß § 10 Abſ. 2 Satz 2 auch für Zahlungsfriſten 
gelten ſoll. Dagegen verweiſt Zweigert allerdings 
auf den dritten Abſatz des $ 10 und er tut dies 
in einer Form, als ob er der Meinung Ausdruck 
geben wollte, daß die Tatſache, daß dem Gläubiger 
Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen für 2 Jahre 
vorgehen, vom Richter als unverhältnismäßiger 
Nachteil angeſehen werden muß. Hier dürfte es ſich 
aber um ein redaktionelles Verſehen handeln; offen⸗ 
bar wollte Zweigert nur ſagen, daß der Richter 
die Tatſache des Vorganges zweijähriger Rückſtände 
von wiederkehrenden Leiſtungen (in der Regel) als 
unverhältnismäßigen Nachteil wird anſehen müſſen; 
denn eine zwingende Feſtlegung der richterlichen 
Ueberzeugung in dieſem Sinne wäre nur durch aus⸗ 
drückliche Geſetzesbeſtimmung möglich; ohne ſolche 
laſſen ſich bei der Vielgeſtaltigkeit des Lebens 
allgemein gültige Regeln, was unverhältnismäßiger 
Nachteil ſei, nicht aufſtellen. Daß es tatſäachlich 
Fälle gibt, in denen trotz zweijähriger Zinsrück⸗ 
ſtände mit der Friſtbewilligung für den Gläubiger 
kein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden iſt, 
zeigen folgende Beiſpiele, in denen $ 10 infolge 
der Unzuläſſigkeit der Einſtellung bei zweijährigem 
Zinsrückſtand verſagte, aber die einmalige Ge— 
währung einer Zahlungsfriſt noch möglich blieb: 

a) ein Oekonomie- und Ziegeleibetrieb, der nicht 
nur zum Zwecke der Zwangsverſteigerung beſchlag⸗ 
nahmt war, ſondern auch unter Zwangsverwaltung 
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ſtand; im eben verfloſſenen Wirtſchaftsjahr konnten 
die Erträgniſſe großenteils noch nicht flüſſig gemacht 
werden und war der Ertrag der Landwirtſchaft 
ziemlich gering, weil das Anweſen ſehr herunter⸗ 
gekommen war, der Viehſtand erſt erneuert und 
der Feldbau erſt rationeller Bewirtſchaftung zuge⸗ 
führt werden mußte, zudem auch ein großer Teil 
der Felder zu ungünſtigen Bedingungen verpachtet 
war; es beſtand begründete Hoffnung, daß im 
neuen Wirtſchaftsjahr infolge Flüſſigwerdens der 
Erträgniſſe des alten, infolge der ſtets ſteigenden 
Preiſe des Viehes und der Erzeugniſſe des Feld⸗ 
baues und infolge Selbſtbewirtſchaftung der bisher 
verpachteten Grundſtücke neben den laufenden Zinſen 
und Laſten auch ein Teil der Rückſtände gedeckt 
werden kann; die Erfüllung dieſer Hoffnung voraus⸗ 
geſetzt wäre in dieſem Fall die Durchführung der 
Verſteigerung eine große Härte geweſen und waren 
aus ihrem Aufſchub befondere Nachteile für den 
Glaͤubiger nicht zu erwarten; 

b) ein unter Geſchäftsaufſicht ſtehender Schuldner; 
das beſchlagnahmte Anweſen ein wertvolles Lieb⸗ 
haberobjekt, das zur Zeit keine Erträgniſſe ab⸗ 
warf, von deſſen Verkauf nach Wiederkehr beſſerer 
Zeiten aber ein erheblicher Uebererlös zu erhoffen 
war, der zur Deckung der zahlreichen Kurrent⸗ 
ſchulden hätte dienen ſollen; die Durchführung der 
von der Hypothekenbank betriebenen Verſteigerung 
haͤtte in der jetzigen ungünſtigen Zeit für die 
Kurrentgläubiger den Verluſt aller Hoffnungen 
bedeutet; die Aufſichtsperſon hoffte, in allernädjiter 
Zeit ſoviel Geld aufzubringen, um weiteres An⸗ 
wachſen der Zinsrückſtände zu verhindern; die unter 
der Bedingung der Verhütung des Anwachſens 
weiterer Zindrückſtaͤͤnde gewährte Zahlungsfriſt 
konnte die Hypothekenbank kaum ernſtlich ſchädigen. 

Das Landgericht München J ſchloß ſich auf 
Beſchwerde in beiden Fällen dem Erſtrichter an; 
zur rechtlichen Seite der Frage iſt in dem einen 
dieſer Beſchlüſſe (BeſchwReg. 426/16) ausgeführt: 

Unbegründet iſt der Einwand der Beſchwerde— 
führerin, die Einſtellung der Zwangsverſteigerung müſſe 
mit Rückſicht auf 8 10 Abſ. 2 Satz 2 der VO. vom 
8. Juni 1916 über die Geltendmachung von Hypotheken, 
Grundſchulden und Rentenſchulden abgelehnt werden, 
weil Zinſen für mehr als zwei Jahre nicht gezahlt ſeien. 

Nach § 10 Abſ. 2 Satz 2 iſt die Einſtellung der 
Zwangsverſteigerung unzuläſſig, wenn fällige Ans 
ſprüche des betreibenden Gläubigers auf wiederkeh— 
rende Leiſtungen für zwei Jahre nicht gezahlt ſind. 
Im Zuſammenhalte dieſer Vorſchrift mit 8 10 Abſ. 1 
ergibt ſich, daß die Beſtimmung nur Anwendung findet, 
wenn die Gewährung einer Zahlungsfriſt abgelehnt 
oder nicht zuläſſig iſt. Im vorliegenden Falle 
iſt eine Zahlungsfriſt in zuläſſiger Weiſe gewährt 
worden. Eine dem § 10 Abſ. 2 Satz 2 entſprechende 
Vorſchrift für den Fall der Zahlungsfriſtgewährung 
beſteht nicht. Dieſe iſt auch möglich, wenn wieder— 
kehrende Leiſtungen für zwei Jahre nicht berichtigt ſind. 

E. Macht ſomit das Vorliegen zweijähriger 
Zinsrückſtände die Bewilligung einer Zahlungs— 
friſt nach 88 1—6 nicht ſchlechthin unzuläſſig, jo 
kann die Tatſache ſo großer Rückſtände für die 
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Entſcheidung des Gerichts doch nicht ohne Be⸗ 
deutung ſein. Meiſtens wird eben der Richter 
in ſolchen Fällen zu der Ueberzeugung gelangen, 
daß eine weitere Stundung oder wenigſtens 
bedingungsloſe Stundung für den Gläubiger 
mit unverhaͤltnismäßigen Nachteilen verbunden 
wäre und deshalb den Zahlungsfriſtantrag zwar 
nicht als von vorneherein unzuläſſig, aber aus 
tatſächlichen Erwägungen ablehnen.) Die Bor: 
ſchrift des $ 10 Abſ. 2 und 3 wird ihn in dieſer 
Ueberzeugung häufig beſtärken und ſo wenigſtens 
mittelbar nicht ſelten auch bei Zahlungsfriſten ihre 
Wirkung äußern. Auch wird wohl kein Richter beim 
Vorliegen größerer Zinsrückſtände die Zahlungsfriſt 
gewähren können, ohne vorher dem Gläubiger Ge⸗ 
legenheit zur Erwirkung der Grundſtücksbeſchlag⸗ 
nahme und damit zur Sicherung des Ranges des 
9 10 Nr. 4 3G. für die rückſtändigen Zinſen 
gegeben zu haben. 

F. Wenn es zum Schluß noch geſtattet iſt, 
einige Worte de lege ferenda zu ſagen, ſo möchte 
ich der Meinung Ausdruck geben, daß der Bundes⸗ 
rat mit den Beſtimmungen des $ 10 Abſ. 2 und 3 
etwas zu viel reglementiert hat. Dieſer Fehler raͤcht 
ſich jetzt zum Nachteile der Gläubiger, indem die 
Gerichte häufig genötigt find, materielle Zahlungs⸗ 
friſt zu gewaͤhren, wo die rein prozeſſuale Maß⸗ 
regel der bloßen Einſtellung der Verſteigerung den 
Intereſſen des Schuldners vollauf gerecht werden 
würde; und er rächt ſich zum Nachteile der Schuldner, 
indem manchmal eine Schutzvorſchrift fehlt, wo ſie 
dringend nötig wäre; die lange Kriegsdauer bringt 
eben Berhältniffe mit ſich, die ſich oft gar nicht 
überſehen laſſen. 

Wo ſo große wirtſchaftliche Werte auf dem 
Spiele ſtehen, wie bei der Verſteigerung von Grund⸗ 
ſtücken, ſind die Richter gewiß dankbar, wenn ihnen 
der Geſetzgeber Fingerzeige gibt für die Richtung, 
in der ſich nach ſeiner Meinung das richterliche Er⸗ 
meſſen bewegen ſollte; zu dieſem Zwecke würde es 
aber genügt haben, zu ſagen: „Beim Vorliegen zwei⸗ 
jähriger Rückſtände von wiederkehrenden Leiſtungen 
die dem Gläubiger oder einem vorgehenden Berech⸗ 
tigten geſchuldet werden, iſt in der Regel anzunehmen, 
daß die Gewährung der Zahlungsfriſt oder die Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsverſteigerung dem Gläubiger einen 
unverhältnismähßigen Nachteil bringt“; dagegen iſt die 
völlige Ausſchaltung des richterlichen Ermeſſens 
(8 10 Abſ. 2 und 3) entſchieden vom Uebel. 


1) Praktiſch iſt dies ein großer Unterſchied. Ent⸗ 
ſprechend der zwingenden Vorſchrift des 8 13 der Ver⸗ 
ordnung muß das Gericht in allen Fällen, wo die 
Friſtgewährung nicht ſchlechthin unzuläſſig iſt, vor der 
Entſcheidung das Hypothekeneinigungsamt hören und 
deshalb, um das Einigungsamt nicht vor eine voll— 
endete Tatſache zu ſtellen, bei nahe bevorſtehendem 
Verſteigerungstermin wohl ſtets das Verfahren vor— 
läufig einſtellen, was für den Schuldner großen Zeit— 
gewinn und für den Gläubiger das Gegenteil bedeutet. 
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Die Eutwicklung der negativen Zeititellungs- 
klage in der Nechtſprechung des Reichsgerichts. 
Von Gerichtsaſſeſſor Karl Boeters in Berlin. 


Heute iſt es ein allgemein anerkannter Satz, 
daß die Abweiſung, die auf eine negative 
Feſtſtellungsklage aus ſachlichen Gründen er— 
folgt, die Feſtſtellung des vom Kläger verneinten 
Rechtsverhältniſſes bedeutet, gleich als wenn vom 
Beklagten auf dieſe Feſtſtellung poſitiv Klage er⸗ 
hoben wäre. Die eine Klage erſcheint nur als 
die Umkehrung der anderen. 

Aber von jeher iſt das nicht anerkannt geweſen. 
In RG. 6, 681 entſcheidet das Reichsgericht um⸗ 
gekehrt: es werde mit der Abweiſung nur feſt⸗ 
geſtellt, daß die negative Feſtſtellungsklage nicht 
begründet ſei, auch wenn aus den Entſcheidungs⸗ | 
gründen hervorgehe, daß die auf das Gegenteil 
gerichtete poſitive Feſtſtellungsklage nach der Mei: 
nung des Gerichts begründet geweſen wäre, da 
die Gründe an der Rechtskraft keinen Teil hätten. 
Erſt mit der Entſcheidung RG. 29, 345 bekennt 
ſich das Reichsgericht unter eingehender Begründung 
zu der heute geltenden Anſchauung, der es dann 
in ſtändiger Rechtſprechung treu geblieben: ift.') 
In den Gründen macht es den Geſichtspunkt geltend, 
der einzig maßgebend ſein kann: daß die negative 
Feſtſtellungsklage, nicht anders als die poſitive, 
nur den in $ 256 ZPO. ausdrücklich aus: 
geſprochenen Zweck verfolgt, das Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes feſtzuſtellen, 
und daß es daher zu einer Klarſtellung in An— 
ſehung dieſes Rechtsverhältniſſes kommen muß, 
gleichgültig, ob das Urteil der Klage entſpricht 
oder ſie abweiſt. | 

So ſelbſtverſtändlich dies vom Standpunkte 
des 8 256 ZPO. aus erſcheint, ſo unterliegt doch 
die praktiſche Durchführung des Gedankens mancherlei 
Bedenken, und auch das Reichsgericht iſt bei der | 
Behandlung der negativen Feſtſtellungsklage nicht | 
immer konſequent von ihm ausgegangen. | 

Zur Erhebung einer negativen Feſtſtellungs— 

| 


klage kommt es, wenn jemand Klarſtellung von 
Rechtsverhältniſſen wünſcht, die ein anderer gegen 
ihn geltend macht. Schon daraus folgt, daß der 
Kläger grundſätzlich nicht in der Lage ſein wird, 
dieſe Rechtsverhältniſſe nach allen Erforderniſſen 
einer genauen Individualiſierung anzugeben. Es 

find eben fremde Rechtsverhältniſſe, angebliche 

Rechtsverhältniſſe der Gegenpartei, über die nur 

dieſe die letzten maßgebenden Erklärungen 5 
geben kann. Was der Kläger über des Beklagten 
Anſicht von dieſem vielleicht bisher erfahren hat, 
iſt für den Beklagten im Prozeß durchaus nicht 
bindend; bis zur letzten Tatſachenverhandlung kann 
er ſeine Erklärungen noch erläutern und abändern. 


1) Vgl. IW. 1906, 809“; 1911, 50% WarnRſpr. III 
Nr. 254, 417; V Nr. 278; RG. 78, 396. (RG. 71, 436/7 
nur ſcheinbar abweichend). | 
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Ihn beſchränkt nicht das Verbot einer Klag⸗ 
aͤnderung. 

Der Kläger weiß vielleicht nur, daß der Be⸗ 
klagte aus einem beſtimmten Ereignis Anſprüche 
gegen ihn herleitet, z. B. Schadenerſatzanſprüche 
aus einem Unfall, oder er wünſcht, um endgültig 
mit dem Beklagten fertig zu werden, die Klar⸗ 
ſtellung aller Rechte, die der Beklagte aus einem 
bisher zwiſchen ihnen beſtehenden Verhältnis her⸗ 
leiten könnte, z. B. aus einem Geſellſchafts⸗ 
verhältnis, Mietverhältnis, Agenturverhältnis; oder 
aber der Beklagte hat an ihn eine ganz beſtimmte 
Forderung geſtellt, einen beſtimmten Geldbetrag 
von ihm verlangt, ihn aber über den Grund dieſes 
Anſinnens einigermaßen im Unklaren gelaſſen, 
vielleicht weil er ſich ſelbſt darüber nicht klar war. 
In allen dieſen Fällen iſt der Kläger nicht im⸗ 
ſtande, den Anforderungen des $ 253 ZPO. in 
Anſehung „eines beſtimmten Antrages“ und „der 
beſtimmten Angabe“ von „Grund und Gegenſtand 
des Anſpruchs“ gerecht zu werden. Iſt ihm da⸗ 
durch der Weg der negativen Feſtſtellungsklage 
verlegt? Dann wäre die negative Feſtſtellungsklage 
des beſten Teils ihrer Wirkung beraubt und der 
Rechtsſchutz. den fie gewähren ſoll, praktiſch 
illuſoriſch. Sie ſoll der Verteidigung dienen. Die 
Verteidigung aber iſt, weil gegen Angriffe von 
nicht völlig bekannter Art gerichtet, notwendig auch 
allgemein. Wenn aber eine Klage von ſo un⸗ 
beſtimmter Faſſung zugelaſſen werden muß, wie 
ſoll ſie die Grundlage zur Entſcheidung über ein 
ſpezielles Rechtsverhältnis abgeben, wie ſoll es 
insbeſondere — um zu meinem Ausgangspunkt 
zurückzukehren — im Falle der Abweiſung möglich 
ſein, daß ein ſolches Rechtsverhältnis poſitiv feſt⸗ 
geſtellt wird? Denn es mag wohl die negative 
Feſtſtellung einen Sinn haben, daß der Beklagte 
aus irgend einem Tatbeſtande Rechte gegen den 
Kläger nicht herleiten kann, die entſprechende 
poſitive Feſtſtellung wäre auf jeden Fall zu un⸗ 
beſtimmt, als daß ſie den Zweck der Klage, die 
Klarſtellung der Beziehungen, erreichen könnte. 
Der Beklagte müßte erſt ſeinerſeits von neuem 
klagen, um die Rechte im einzelnen feſtzuſtellen, 
die ihm im erſten Urteil allgemein zugeſprochen ſind. 

Vielmehr verleitet gerade die unbeſtimmte und 
allgemeine Faſſung des Antrags oft dazu, die 
Klage abzuweiſen, ohne daß im einzelnen feſtſteht, 
welche widerſprechenden Nechtöverhältniffe als be⸗ 
gründet anzuſehen ſind, wenn nur überhaupt die 
in dem Antrag enthaltene Verneinung ungerecht⸗ 
fertigt erſcheint. Dieſe Verneinung, die konkrete 
Klagbehauptung, wird für den eigentlichen Gegen⸗ 
ſtand der Entſcheidung genommen an Stelle der 
in ihr bezeichneten Rechtsverhältniſſe. 

Dem Zwang der tatſäaächlichen Verhältniſſe 


nachgebend, hat deshalb die Rechtſprechung im 


Einverſtändnis mit dem Schrifttum!) den Grund: 


2) Stein 18 31; Förſter⸗Kann I, 53. 
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ſatz herausgebildet, daß bei einer negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage unter Umſtänden die Erklärungen 
des Beklagten zur Beſtimmung des Streit. 
gegenſtandes herangezogen werden müſſen. | 

Sehr vorſichtig jagt das Reichsgericht RG. 
12, 361: „Der Wert des Streitgegenſtandes“ 
beſtimmt ſich nicht danach, welcher Teil der kläge⸗ 
riſchen Behauptungen im einzelnen vom Beklagten 
zugeſtanden oder beſtritten wird, ſondern nur nach 
dem Klagantrage im ganzen. Das allgemein ge⸗ 
faßte Geſuch um die negative Feſtſtellung. daß 
der Beklagte keinerlei Anſpruch an den Klaͤger 
habe, erhält aber ſeine nähere Beſtimmung erſt 
durch die Angabe, welche von dem Beklagten er⸗ 
hobenen Anſprüche den Kläger zu dieſem Antrage 
veranlaßt haben.“ Hier werden alſo nur die in 
der Klageſchrift ſelbſt enthaltenen Angaben des 
Beklagten zur Erläuterung des Klageantrages 
herangezogen. Entſprechendes muß aber auch gelten, 
wenn die Klagſchrift ſolche Angaben in ausreichendem 
Maße gar nicht enthalten kann. Dann müſſen 
die wirklichen Erklärungen des Beklagten im Prozeß 
herangezogen werden, die freilich auch dann nicht 
um ihrer ſelbſt willen die Bedeutung haben, daß 
ſie den Streitgegenſtand ergaͤnzend beſtimmen, 
ſondern weil der Kläger auf ſie — ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend — Bezug nimmt, da ihm 
eigene Angaben hierüber nach Lage der Sache 
nicht zugemutet werden können. Es gibt Ent⸗ 
ſcheidungen, in denen auch dies Verfahren vom 
Reichsgericht gebilligt oder wenigſtens angewendet 
iſt: RG. 78, 396; JW. 1885, 1215, 1905, 4015 
1911, 816°; WarnRſpr. VI, 310°, 

Und es iſt dies nicht einmal der einzige Fall, 
wo die Erklärungen des Beklagten zur Begrenzung 
des Streitgegenſtandes herangezogen werden müſſen. 
St ein Rechtsverhältnis quantitativ oder qualitativ 
teilbar, ſo kann es vorkommen, daß nach dem 
Willen des Klägers nur der eine, ſtreitige Teil 
Prozeßgegenſtand werden ſoll, obwohl nach dem 
Wortlaute ſeines Antrages das ganze Rechts⸗ 
verhältnis als Prozeßgegenſtand betrachtet werden 
müßte. „Es würde verkehrt ſein“, ſagt das Reichs⸗ 
gericht JW. 86, 2931, „wenn man bei einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage den eigentlichen Streitgegenſtand 
ſchlechtweg aus dem Wortlaut des Klagantrags 
entnehmen wollte, ohne dabei zu berückſichtigen, 
worin die Abweichungen des vom Beklagten ein⸗ 
genommenen Standpunktes beſtanden haben, durch 
welche das rechtliche Intereſſe (8 256 ZPO.) des 
Klaͤgers an der verlangten Feſtſtellung begründet 
iſt.“ Es kann aber vorkommen, daß der Kläger 
gar nicht imſtande iſt, den Standpunkt des Be⸗ 
klagten, das Maß, in dem jener beſtreitet, vorher 
ſicher zu bezeichnen. Mit abſoluter Gewißheit 


2) Die einſchlägigen Fragen werden vorzüglich 
bei der Beſtimmung des Streitwertes praktiſch und 
finden daher in Rechtſprechung und Schrifttum am 
häufigſten in dieſem Zuſammenhang Erörterung. 
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kann derſelbe erſt aus deſſen eigenen Erklärungen 
im Prozeß entnommen werden. Soll es dem Klaͤger 
unter ſolchen Umſtänden verſagt ſein, die Definierung 
des Streitgegenſtandes auf dieſe Erklärungen ab⸗ 
zuſtellen? „Streitgegenſtand wird nur dasjenige 
Verhältnis, deſſen prozeſſuale Regelung mit der 
Klage bezweckt wird.“) Die Klage kann aber 
bezwecken, daß nur das feſtgeſtellt wird, was zwiſchen 
den Parteien ſtreitig iſt, und dieſe Abſicht wird 
in vielen Fällen ſogar zu vermuten ſein. Freilich 
iſt das nicht in dem Sinne zu verſtehen, daß von 
der Aburteilung ausgeſchieden ſein ſoll, was an⸗ 
erkannt wird; denn dann könnte gelegentlich über⸗ 
haupt kein Prozeßgegenſtand übrig bleiben und 
die Koſtenentſchädigung in der Luft ſchweben.“) 
Vielmehr ſollen die Erklärungen des Beklagten 
nur zur Erläuterung des Klagantrags dienen und 
die Klage muß ſelbſt einen beſtimmbaren Gegen⸗ 
ſtand bezeichnen. 

Es iſt z. B. zwiſchen A und B ein Lieferungs⸗ 
vertrag abgeſchloſſen. B, der Empfänger der Liefe⸗ 
rungen, macht im Verlaufe der Abwickelung des 
Geſchäftes plötzlich geltend, es ſei eine Verſchlechte⸗ 
rung der Lieferungen eingetreten oder eine Ver⸗ 
änderung der Marktlage, die ihn von dem be⸗ 
treffenden Zeitpunkte ab zur Abnahme oder zur 
Bezahlung des vollen Preiſes nicht mehr ver⸗ 
pflichte. A kann auf die Feſtſtellung klagen, 
daß B nach wie vor zur Abnahme unter Ent: 
richtung des urſprünglichen Preiſes verpflichtet ſei, 
und die Beſchränkung des Streitgegenſtandes, die 
von dem kritiſchen Zeitpunkte abhängt, der Auf⸗ 
klaͤrung durch den Beklagten überlaſſen, der allein 
darüber Auskunft geben kann. Streitgegenſtand 
iſt nur die Abnahme⸗ und Zahlungspflicht von 
dieſem Zeitpunkte an bis zum Ablauf des Vertrages. 
In Uebereinſtimmung hiermit ſteht es, wenn 
das Reichsgericht in WarnRſpr. VI, 150 6 und 
das Oberlandesgericht Kiel in Rſpr. 7, 272 für 
die Beſtimmung des Streitgegenſtandes maßgebend 
ſein laſſen, „worüber die Parteien in Wirklichkeit 
ſtreiten“ oder „welche Frage ſich als eigentlicher 
Streitpunkt ergibt“, Geſichtspunkte, die offenbar 
mit Sicherheit nur aus der Verhandlung felbſt 
geſchöpft werden können. — 


Die beiden Fälle der Begrenzung des Streit: 
gegenſtandes durch den Beklagten hängen mit: 
einander zuſammen. Daß fie nur bei Feſtſtellungs⸗ 
klagen, und zwar der zweite ſowohl bei der poſitiven 
als bei der negativen, vorkommen werden, nicht 
dagegen bei Leiſtungsklagen, erklärt ſich zwanglos 
damit, daß es ſich dort in erſter Linie um die bloße 
Entſcheidung eines Streites, bei den Leiſtungs— 
klagen dagegen um die Verwirklichung eines Rechtes 
handelt, von der ſich notwendig auch der Kläger 
ſchon eine feſtumgrenzte Vorſtellung macht, die ſich 


) RG. 17, 379 nach Wach. 
s) Rſpr. 2, 431f. 
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dann in dem Umfang des verlangten Vollſtreckungs⸗ 
titels ausdrückt. Deshalb wird auch bei Leiſtungs⸗ 
klagen die Begrenzung des Streitgegenſtandes nach 
dem Umfang des wirklichen Streites von den Ge⸗ 
richten mit Recht abgelehnt (vgl. Rſpr. 2, 431; 
19, 242). — 

Im weiteren betrachte ich wieder allein den hier 
intereſſierenden Fall der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage. Es erhebt ſich die Frage: Iſt denn der 
Beklagte auch genötigt, dieſe zur Ergaͤnzung der 
Klage erforderlichen Angaben zu machen? Die 
richtige Antwort ergibt ſich nur, wenn man ſich 
mit voller Entſchiedenheit auf den Standpunkt 
ſtellt, daß die negative Feſtſtellungsklage wie jede 
andere Klage nur das in ihr bezeichnete Rechts⸗ 
verhältnis zur Aburteilung bringt. Ungewöhnlich 
iſt allein die Stellung, die die Parteien zu ihm 
einnehmen, der Kläger verneint es, der Beklagte 
iſt der Berechtigte, er muß es „behaupten“, nachdem 
es einmal zum Prozeßgegenſtand gemacht worden 
iſt, wenn er nicht Gefahr laufen will, daß es auch 
vom Gericht verneint wird. Die Gefahr der Un⸗ 
gewißheit derjenigen Tatſachen, welche zur Be⸗ 
gründung des Rechtsverhältniſſes dienen, und dem⸗ 
zufolge die Begründungs- und Beweislaſt für die⸗ 
ſelben treffen ihn, weil er das Intereſſe an der 
poſitiven Feſtſtellung hat, wie in jedem anderen 
Prozeß. Denn dieſe allgemeine Regel iſt un⸗ 
abhängig davon, ob die betreffende Rechtsfolge als 
Klaganſpruch vom Kläger oder als Einrede vom 
Beklagten geltend gemacht wird oder gegen den 
Beklagten im Wege einer negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage zur Entſcheidung gezogen wird.“) 

Immerhin iſt man damit der Schwierigkeiten 
noch nicht überhoben, die ſich ergeben müſſen, wenn 
die den Prozeßgegenſtand umgrenzenden Angaben 
des Beklagten ausbleiben. Was ſoll insbeſondere 
als Prozeßgegenſtand gelten, wenn der Prozeß ſich 
ohne ſtreitige Verhandlung erledigt? 

Der Streitwert läßt ſich allerdings nach freiem 
Ermeſſen auf der Grundlage der in der Klage 
enthaltenen Angaben feſtſetzen; denn da die Klage 
ja das Feſtſtellungsintereſſe begründen muß, ſo 
muß ſie den Gegenſtand des Streites wenigſtens 
in allgemeinen Umriſſen erkennen laſſen. 

Im übrigen aber gilt folgendes: Es kann jene 
Freiheit, die oben dem Kläger der negativen Feſt— 
ſtellungsklage zugeſtanden worden iſt, ſelbſtverſtänd— 
lich nicht über jedes Maß ausgedehnt werden. Der 
Kläger kann den Beklagten nicht durch eine all— 
gemeine Negation zu einer ganz unüberſehbaren 
Menge von poſitiven Rechtsbehauptungen und 
entſprechenden tatſächlichen Angaben nötigen. Das 
Reichsgericht hat einmal ausgeſprochen, „es könne 
ein berechtigtes Intereſſe des Klägers an einer jo 
allgemeinen Feſtſtellung nicht anerkannt werden“. 
(JW. 1911, 815°). Dabei handelte es ſich um 


0) Ueber dieſen heute allgemein anerkannten Sach— 
verhalt vergleiche beſonders Seuffert, ZPO. I8 256 3d. 
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die Feſtſtellung, daß dem früheren Dienſtherrn 
keine Anſprüche auf Vertragsſtrafen aus begangenen 
Vertragsverletzungen des Angeſtellten zuſtänden. 
Die Entſcheidung beruhte weſentlich auf der prak⸗ 
tiſchen Erwägung, daß der berechtigte Teil dieſe 
Anſprüche „in ſolcher Allgemeinheit zu rechtfertigen 
gar nicht in der Lage ſei, weil er ſie nicht kenne 
und auch nicht kennen könne“. Es mag ſein, daß 
ein Intereſſe an der Feſtſtellung ſolcher Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe, von denen ſich der Kläger ſelbſt nicht 
einmal eine Vorſtellung im einzelnen macht, ver⸗ 
neint werden muß. Mir ſcheint der maßgebende 
Geſichtspunkt jedoch eher der zu ſein, daß hier auch 
die Freiheit der negativen Feſtſtellungsklage ihre 
Schranke an $ 256 ZPO. findet. Iſt es nicht 
auffallend, daß das Reichsgericht in demſelben 
Zuſammenhang ausführt: „Da die Folge einer 


Abweiſung der negativen Feſtſtellungsklage die 


pofitive Feſtſtellung des Beſtehens des bezogenen 
Anſpruchs wäre, ſo bedarf es zur Ermöglichung 
einer ſolchen Entſcheidung ebenſo der beſtimmten 
Bezeichnung der Anſprüche in dem Antrage der 
negativen Feſtſtellungsklage, wie bei dem Antrage 
auf Verurteilung zur Leiſtung oder poſitiven Feſt⸗ 
ſtellung.“? — Dies iſt nun freilich zu eng, und 
ſchon die Gleichſetzung der poſitiven Feſtſtellungs⸗ 
klage mit der Leiſtungsklage entſpricht weder dem 
Bedürfnis noch dem anerkannten Gebrauch.“) Bei 
der negativen Feſtſtellungsklage rechtfertigt es die 
Natur der Dinge, daß der Streitgegenſtand nicht 
mit allen weſentlichen Merkmalen bezeichnet iſt, 
ſie muß aber ſoviel enthalten, daß beſtimmte 
einzelne Rechtsverhältniſſe praktiſch danach iden⸗ 
tifiziert werden können. Die durch die Klag⸗ 
erhebung begründete Rechtshängigkeit erſtreckt ſich 
nur auf die Rechtsverhältniſſe, die in ihrer Indi⸗ 
vidualität nach der Klage beſtimmbar ſind. 
Und dasſelbe gilt von der Rechtskraft eines Ur: 
teils, das ohne erfolgte Klagebeantwortung ergeht. 
Welchen Inhalt freilich ein Verſäumnisurteil gegen 
den Kläger, alſo ein poſitiv ſeſtſtellendes Urteil, 
in ſolchem Falle haben ſoll, erſcheint mir auch 
dann noch zweifelhaft, — wenn man nicht die 
ſachliche Wirkung des Verſäumnisurteils gegen den 
Klaͤger überhaupt ablehnen muß. (Boxberger 
33P. 45, 55). Ueber das Verſaäumnisurteil 
gegen den Beklagten unten noch mehr. 

Ergeben ſich im Lauf des Rechtsſtreits noch 
andere Rechtsverhältniſſe, die in den allgemeinen 
Rahmen der Klage fallen, ſo iſt es Sache des 
Klägers, durch Erweiterung der Klage (ihres be: 
ſtimmten Inhalts) auch dieſe zum Gegenſtande des 
Prozeſſes zu machen. (Vgl. RG. 75, 76). Ein 
ſolcher Fall würde unter Umſtänden auch noch 
unter den Begriff der Erläuterung unklarer An— 
träge zu rechnen ſein, auf die der Richter von 
Amts wegen hinzuwirken hat. Keinesſalls läuft 


* en. Hellwig, Lehrbuch. III, 45, aber auch 
RG. 12, 38 


der Beklagte aber Gefahr, daß über Rechte ent: 
ſchieden wird, die überhaupt nicht Gegenſtand der 
Verhandlung geweſen ſind. Daß er dagegen ge⸗ 
zwungen wird, ſich über Rechte zu erklaren, die 
er von ſich aus vielleicht noch nicht oder niemals 
geltend gemacht haben würde, das iſt die ſpezifiſche 
Wirkung der negativen Feſtſtellungsklage, der er 
ſich nicht entziehen kann. (JW. 1911, 8152). Ein 
Zwang zur Ausübung der Rechte iſt ja auch damit 
noch nicht gegeben. 

Auf der andern Seite iſt der Richter aller⸗ 
dings verpflichtet, auf alles einzugehen, was nach 
den vorausgegangenen Erörterungen als Streit⸗ 
gegenſtand zu betrachten iſt, und darüber zu er⸗ 
kennen, ungeachtet, ob ſich vielleicht ſchon aus der 
Entſcheidung über irgend einen einzelnen Streit⸗ 
punkt oder einen ganz geringen Teil des Gegen⸗ 
ſtandes die Unrichtigkeit der allgemein verneinenden 
Behauptung des Klagantrags ergibt, — wenn 
anders die Klage dazu führen ſoll, daß nicht 
ſchlechthin über den Antrag, ſondern in der Form 
der Entſcheidung auf den Antrag über die Rechts⸗ 
verhältniſſe entſchieden wird. Dies iſt denn auch 
vom Reichsgericht wiederholt mit aller Schaͤrfe 
ausgeſprochen worden: „Die von dem Richter bei 
Anwendung des § 256 ZPO. auf die negative 
Feſtſtellungsklage zu löſende Aufgabe iſt verkannt“, 
wenn das Urteil „dem Kläger nicht unzweideutig 
ſagt, woran er mit dem Beklagten iſt, was und 
wann er zu leiſten hat“. „Ein neuer Prozeß 
ſoll nach Zweck und Sinn des $ 256 3PO. aus: 
geſchloſſen fein’. „Daraus ergibt fi), daß das 
Urteil ſich beſtimmt über dasjenige Rechtsverhältnis 
ausſprechen muß, deſſen Daſein der Richter als 
bewieſen anſieht und das den Antrag des Klägers 
als unbegründet erſcheinen läßt“ (JW. 1906, 
8094; vgl. ferner JW. 1902, 360°; Warngſpr. 
V, 31478; VI, 90). Freilich hat das Reichs⸗ 
gericht nicht ausnahmslos in dieſem Sinne ent⸗ 
ſchieden, wie wir ſogleich ſehen werden. 

In Befolgung dieſer Regeln dürfte die negative 
Feſtſtellungsklage nämlich, wenn ſich das oder die 
verneinten Rechtsverhältniſſe als zum Teil be⸗ 
gründet herausſtellen, nur teilweiſe abgewieſen 
werden, während eine rein logiſche Auffaſſung des 
negativen Feſtſtellungsantrags zu dem Schluß 
führen müßte, daß die Klage ſchlechthin zurück— 
zuweiſen wäre, ſobald der Antrag ſich nur irgend— 
wie ungerechtfertigt zeigt. Denn eine allgemeine 
Verneinung wird ſchon durch eine einzelne wider— 
ſprechende Bejahung aufgehoben. Wenn der Antrag 
aber ſeinem Zweck und eigentlichen Inhalt nach auf 
die Entſcheidung über das oder die in ihm be— 
zeichneten Rechtsverhältniſſe zielt, ſo darf offenbar 
die teilweiſe Feſtſtellung deſſen, was er verneint, 
nur zu einer teilweiſen Abweiſung führen und 
nicht daran hindern, über die weiteren unter die 
Klage begriffenen Teile des Streitgegenſtandes ge— 
ſondert zu erkennen. 

Dieſe Frage iſt der Brennpunkt des ganzen 
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Problems. Soweit in der Literatur auf ſie einge⸗ 
gangen iſt, wird ſie im dargeſtellten Sinne beant⸗ 
wortet.“) Die Stellung, die das Reichsgericht zu 
ihr eingenommen hat, iſt einer längeren, nicht 
widerſpruchsfreien Entwicklung unterworfen geweſen, 
die auch heute als endgültig abgeſchloſſen noch nicht 
betrachtet werden kann. 

In RG. 14, 104 ſtellte es zuerſt den Grund: 
ſatz auf: „Bei der negativen Feſtſtellungsklage iſt 
es unzuläſſig, dem unbegründeten allgemeinen 
Ausſpruch einen für begründet erachteten, aber 
nicht geforderten engeren Ausſpruch zu ſub⸗ 
ſtituieren“. (Eine Urkunde ſollte für rechtsungültig 
erklart werden; die Klage war unter Billigung 
des Reichsgerichts abgewieſen worden, nachdem eine 
gewiſſe, wenn auch beſchränkte Wirkung der Ur: 
kunde feſtzuſtellen geweſen war). Dieſer Grundſatz 
findet ſich dann in vielen ſpäteren Entſcheidungen 
wiederholt und angewendet: RG. 71, 75 (Jeder 
Schadenserſatzanſpruch geleugnet, ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch von gewiſſer Höhe feſtgeſtellt); 
JW. 1901, 8394; 1902, 1272 (Der beſtrittene 
Anſpruch beſtand zwar zur Zeit nicht, mußte aber 
ſpäter zur Entſtehung kommen); 1911, 815°; 
Warngſpr. I, 404“ (Gegenüber dem auf Ab- 
erkennung jeglichen Anſpruchs gerichteten Antrage 
liegt es nicht im Bereiche der richterlichen Auf— 
gabe, feſtzuſtellen, in welcher Höhe dennoch ein 
Anſpruch gegeben ift); IL, 169“. 

Die Tatſache des Widerſpruchs, der zwiſchen 
dieſer Behandlung des negativen Feſtſtellungs— 
antrags und den ſonſt vom Reichsgericht dabei 
beobachteten Grundſätzen beſteht, läßt ſich nicht 
unterdrücken. Es finden ſich denn auch aus allen 
Zeiten Entſcheidungen, in denen das Reichsgericht 
in Uebereinſtimmung mit jenen Grundjäßen die 
Verpflichtung des Richters anerkannt hat, nötigen⸗ 
falls getrennt zu erkennen und die Klage nur in 
dem Maße abzuweiſen, als es dem Ergebnis der 
Feſtſtellungen entſpricht (JW. 1897, 5295; 1902, 
360 3; 1906, 809; WarnRſpr. V, 314 58; 
VI, 90”. Recht 1914, 95). 

Nachdem in WarnRſpr. VI, 90“ die Gegen⸗ 
ſätzlichkeit der Entſcheidungen ſchon berührt iſt, 
hat das Reichsgericht in einer jüngeren Entſcheidung, 
RG. 77, 136/7, einen Ausgleich der Gegenſätze 
verſucht, freilich ohne völlig befriedigenden Erfolg, 
wie ich meine. Es ſoll zwiſchen teilbaren und un: 
teilbaren Ansprüchen der negativen Feſtſtellungs— 
klage unterſchieden werden. Wo die negative Feſt— 
ſtellungsklage auf etwas beliebig Teilbares gerichtet 
wäre, ſei der Antrag ohne weiteres ſo aufzufaſſen, 
daß er zugleich auch auf Feſtſtellung des Nicht— 
beſtehens jeden Teils gerichtet ſei (RG. 77, 136). 
Es entſpreche dies in jedem Falle dem Intereſſe 
und dem vermutlichen Willen des Klägers (Recht 
1914, 95). Anders bei „rein negatoriſchen Feſt— 


) Stein I, 618 8 256, V und 773 8 3081; Förſter⸗ 
Kann 645. 
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ſtellungsklagen, von denen einzelne auch quantitativ 
unteilbare Anſprüche zum Gegenſtand hätten und 
bei denen ein eventuell auf Zuerkennung eines 
Teils gerichteter Wille des Klägers nicht feſtgeſtellt“ 
ſei. (Wegen dieſer Unterſcheidung wurde auch eine 
Entſcheidung der Vereinigten Zivilſenate nicht ſür 
geboten erachtet, RG. 77, 137). Eine Klage auf 
die Feſtſtellung, „daß dem andern Teil aus einem 
bezeichneten Rechtsgrunde keine Rechte zuſtehen, 
kann ſchon damit erledigt und hinfällig ſein, daß 
dargetan wird, daß der andre Teil aus dieſem 
Rechtsgrunde ein Recht von irgend welcher Art 
oder irgend welchem Umfange hat“. (Warnfipr. 
VI, 90 ). 

Allerdings hatte es ſich bei den Urteilen, 
welche die Pflicht getrennter Entſcheidung anerkannt 
hatten, meiſt um zahlenmäßig bezifferte Anſprüche 
gehandelt, bei den andern dagegen nicht. Daß 
aber bei dieſen andern Prozeſſen der Anſpruch 
niemals teilbar geweſen ſei, kann man nicht zu⸗ 
geben.“) Die Angriffe der Reviſionskläger gegen 
die gänzliche Abweiſung und die Möglichkeit der 
Subſtituierung eines engeren Anſpruchs, von der 
das Reichsgericht ſelbſt in dieſen Fällen immer 
redet, ſcheinen mir ſchon deutlich genug für eine 
Zerlegbarkeit zu ſprechen. 

Aber auch der Unterſcheidungsgeſichtspunkt, 
den das Reichsgericht aus dem im Antrag zum 
Ausdruck gebrachten Willen des Klägers ent⸗ 
nehmen will, iſt nicht unbegrenzt ſtichhaltig. Der 
negative Feſtſtellungsautrag iſt, wie ich gezeigt 
zu haben glaube, bis zu einem gewiſſen Grade 
notwendig allgemein. Es iſt eine heikle Sache, 
aus ihm durch Auslegung ermitteln zu wollen, 
ob er gegebenenfalls auch eine teilweiſe Abweiſung 
bezweckt, da ſich der Kläger oft bei Stellung des 
Antrags über die Möglichkeit eines teilweiſen 
Unterliegens keine Rechenſchaft abgelegt haben 
wird. Kann wider Erwarten des Klägers nicht 
in der Form ſeines Antrags entſchieden werden, 
fo iſt immerhin dem Willen zur Klarheitsſchaffung, 
der. in jedem Falle im Antrag zum Ausdruck 
kommt, nur durch eine ins einzelne gehende poſitive 
Entſcheidung genügt. Lediglich dieſer Wille des 
Klägers, beſtimmte Rechtsverhältniſſe zur Ab— 
urteilung zu bringen, iſt überhaupt nach $ 256 
ZPO. zu beachten. Es iſt deshalb mindeſtens 
ſchief ausgedrückt, wenn es in einer im Recht 
1914, 95 abgedruckten Reichsgerichtsentſcheidung 
heißt: das Gericht durfte „das Klagbegehren, das 
eine bezifferte Forderung abwehren will, als An— 
trag auf Feſtſtellung auffaſſen, daß der Kläger 
aus dem betreffenden Vertrage, auf dem die For— 
derung beruhen ſollte, nichts oder jedenfalls weniger 
und wieviel weniger ſchulde“. Eine andere Auf— 
faſſung iſt gar nicht zuläſſig, das Klagbegehren 
hat in ſeinem abſolut negierenden Inhalt über— 


) Vor allem nicht bei RG. 14, 104; 71, 75; 
JW. 1902, 127 u. 
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haupt keinen beachtlichen Sinn. In jenen Fällen 
einer „rein negatoriſchen Feſtſtellungsklage“, auf 
die vernünftigerweiſe nur alternativ entſchieden 
werden kann und bei der eine ſtückweiſe Be⸗ 
antwortung unmöglich der Abſicht des Klägers 
entſprechen würde, wird immer zu fragen ſein, 
ob die Klage noch als eine Klage im Sinne des 
8 256 gelten kann, ob fie nämlich auf ein be 
ſtimmtes, individualifierbares Rechtsverhältnis ge⸗ 
richtet iſt und nicht bloß auf eine ganz allgemeine 
Verneinung. Iſt das letzte der Fall, ſo muß 
entweder der Antrag erläutert oder die Klage als 
unzuläjfig abgewieſen werden. 

Liegt dagegen die Unmöglichkeit einer ins ein⸗ 
zelne gehenden poſitiven Entſcheidung auf den 
Antrag daran, daß ſich wegen der allgemeinen 
Faſſung desſelben die Menge des pofitiv Feſt⸗ 
zuſtellenden gar nicht überſehen laßt, ſo iſt der 
Antrag bereits nach 8 253 ZPO. unzuläffig, wie 
ſchon oben dargetan, und muß deswegen entweder 
erläutert oder aus formellen Gründen abgewieſen 
werden. Die Durchführung des aufgeſtellten Grund⸗ 
ſatzes kann auch hieran nicht ſcheitern. 


In beiden Fallen wird vernünftige Ausle⸗ 
gung des Antrags freilich oft ergeben, daß er 
trotz ſeiner allgemeinen Faſſung nach dem ur⸗ 
ſprünglichen Willen des Klägers nur auf einen 
beſtimmten, begrenzten Gegenſtand gerichtet war 
und daß der Kläger nur jetzt, wo er in dieſem 
Punkt unterlegen iſt, der gänzlichen Abweiſung 
widerſpricht, um nicht die ganze Koſtenlaſt auf⸗ 
gebürdet zu erhalten. (Dahin gehören RG. 71, 
75; JW. 1902, 127, denen alſo aus dieſem 
Geſichtspunkte beizupflichten ſein würde.) Das 
betreffende Rechtsverhältnis muß aber auch in 
dieſem Falle in jeder Beziehung erſchöpfend feſt⸗ 
geſtellt werden. 

Der gewiſſe Widerſpruch, der hier zwiſchen 
Antrag und Gegenſtand der Entſcheidung bei der 
negativen Feſtſtellungsklage beobachtet worden iſt, 
geht letzten Grundes auf folgendes zurück: 


Die Entſcheidung über ein Rechtsverhältnis 
wird nirgends abſolut nachgeſucht, ſondern immer 
um des Rechtsſchutzes willen, wie ſie auch nicht 
ſchlechthin erteilt wird, ſondern nur mit Rückſicht 
auf ein gerade vorliegendes (aktuelles) Rechts⸗ 
ſchutzbedürfnis einer beſtimmten Perſon. Deswegen 
gelangt im Antrage zuerſt das Rechtsſchutzverlangen 
zum Ausdruck und ergeht auch das Urteil un: 
mittelbar über das Rechtsſchutzgeſuch und empfängt 
dadurch ſeine äußere Geſtalt, was am deutlichſten 
in der „Abweiſung“ in Erſcheinung tritt. Aber 
das iſt nur die Form der Anträge und die Form 
der Urteile, die mit dem Rechtsſchutzcharakter der 
Rechtspflege zuſammenhängt und nicht darüber 
täuſchen darf, daß, wenn auch unter der Voraus— 
ſetzung des Rechteſchutzbedürfniſſes, die Entſcheidung 
eigentlich über die ſtreitige Rechtsbehauptung zu 
ergehen hat. 
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Dieſe grundſaͤtzlichen Dinge bereiten bei der feſtſtellende Inhalt eines ſolchen Urteils auch aus 
negativen Feſtſtellungsklage verhältnismäßig fo den Entſcheidungsgründen entnommen werden, wie 


große Schwierigkeiten, weil hier ungewöhnlicher⸗ 
weiſe das Subjekt des Rechtsſchutzgeſuches (der 
Rechtsſchutzbehauptung — wenn man ſo ſagen 
darf) mit dem Subjekt der materiellen Rechts⸗ 
behauptung nicht zuſammenfällt. Dieſes Verhält⸗ 
nis ſoll noch von zwei Seiten her beleuchtet werden. 

Die negative Feſtſtellungsklage bleibt dieſelbe, 
welche Angriffe auch der Kläger in Lauf des 
Prozeſſes gegen das Recht des Beklagten richten 
mag. Dieſe Angriffe ſtehen Einreden (im Sinne 
des Prozeßrechtes) gleich. Der landläufige Be⸗ 
griff der Klagänderung iſt weſentlich dadurch be⸗ 
dingt, daß der Kläger auch derjenige iſt, welcher 
das Recht geltend macht. Hier aber wird der 
Beklagte genötigt, ſein Recht zu verfolgen (RG. 
78, 391), und eine Klagänderung iſt nur dann 
anzunehmen, wenn der Kläger ein anderes Rechts⸗ 
verhältnis als Gegenſtand der Entſcheidung be⸗ 
zeichnet. Es gibt keine Klagbegründung, ſofern 
man von den die Zuläſſigkeit der Klage recht⸗ 
fertigenden Tatſachen abſieht; es gibt im Sinne 
des 8 331 kein „den Alagantrag rechtfertigendes 
tatſächliches Vorbringen“; der Kläger kann ſich 
darauf beſchränken, die Entſtehung des Rechts: 
verhältniſſes zu beſtreiten. Gibt er freilich die 
Entſtehung zu und ſtützt er ſeinen Antrag auf 
Einwände oder Einreden, ſo kann allerdings eine 
Prüfung der Schlüſſigkeit der Klage im Sinne 
des 8 331 ftattfinden. 

Der Gerichtsſtand der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage ſtimmt mit dem Gerichtsſtand der entſpre⸗ 
chenden poſitiven Feſtſtellungsklage oder Leiſtungs⸗ 
klage überein, ſoweit er durch das materielle Recht 
beſtimmt wird; er iſt aber ein anderer, wo er 
ſich aus der prozeſſualen Stellung der Parteien 
ergibt. Dies gilt vor allem für die Gerichts— 
ſtände des Vermögens und des Klagegegenſtandes 
(8 23 ZPO.) Der negative Feſtſtellungskläger 
kann nicht etwa deshalb, weil er im Auslande 
ſeinen Wohnſitz hat, das Nichtbeſtehen einer gegen 
ihn gerichteten Forderung bei dem Gericht zur 
Feſtſtellung bringen, in deſſen Bezirk ſich Ver— 
mögen von ihm ſelbſt befindet, oder die zu lei— 
ſtende Sache (LG. Karlsruhe, 33P. 45, 202). 

Noch etwas über die Urteilsformel. Kommt 
es zu einer Teilabweiſung, ſo wird ſich die Urteils— 
formel nicht darauf beſchränken dürfen, anzugeben, 
welcher Teil des Streitgegenſtandes klaggemäß als 
nicht beſtehend erkannt worden iſt, und im übrigen 
die Klage abzuweiſen; der Klarheit halber werden 
auch die für begründet erachteten Teile neben der 
Abweiſung ausdrücklich zu benennen ſein. (Ueber— 
einſtimmend Recht 14, 95). Und Entſprechendes 
gilt für die gänzliche Abweiſung. Das Bedürfnis 
nach einem ſolchen Ausſpruch im Tenor iſt um 
ſo größer, als der Klagantrag den Prozeßgegenſtand 
aus den genugſam erörterten Gründen nicht ſo 
genau bezeichnet wie ſonſt. 
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das Reichsgericht gerade in dieſem Zuſammenhang 
immer wieder betont. Wie ſehr muß aber die 
Klarheit der Entſcheidung darunter leiden, wenn 
ihr weſentlichſter Inhalt erſt durch peinliche Durch— 
forſchung der Gründe ermittelt werden kann! 


Kleine Mitteilungen. 


Der Begriff der nebergabe nach § 929 und 8 1205 
BGB. bei offenem Beſig. 8 851 BGB. unterſcheidet 
hinſichtlich des Beſitzüberganges zwiſchen zwei Arten 
des Beſitzes, zwiſchen dem ſog. „handhaften” und dem 
„offenen Beſitz“. Handhafter Beſitz liegt vor, wenn 
die Sache in einem tatſächlichen Gewahrſam iſt, wie 
etwa das Buch im Bücherſchranke, das Holz auf dem 
an das Wohnhaus anſtoßenden Hofraum uſw. Offener 
Beſitz iſt dagegen jeder nicht mit Gewahrſam im be⸗ 
zeichneten Sinne verbundene Beſitz, wie etwa der 
Beſitz des Staates an ſeinem im Staatswalde liegen⸗ 
den gefällten Holze, der Beſitz eines Landwirtes in X 
an dem auf feinem Acker in Y lagernden abgeernteten 
Getreide. Zum Uebergang des handhaften Beſitzes 
iſt gem. 8 854 Abſ. 1 BGB. die Beſitzergreifung er⸗ 
forderlich, d. h. die Tatſache des vollzogenen Beſitz⸗— 
wechſels muß auch äußerlich an der Sache ſelbſt aufs 
fallen. Dagegen vollzieht ſich der Uebergang des 
offenen Beſitzes gem. 8 854 Abſ. II BGB. im allge⸗ 
meinen ohne beſonderen Beſitzergreifungsakt durch 
bloße Einigung des Beſitzers und des Beſitzerwerbers 
über den Beſitzübergang, durch einfachen Eintritt in 
die bisher beſtehende Beſitzlage, ohne daß die Tat⸗ 
ſache des vollzogenen Beſitzwechſels auch äußerlich an 
der Sache ſelbſt in die Augen fällt.“) 

Es iſt nun die Frage aufgeworfen worden, ob 
der Beſitzübergang nach 8 854 Abſ. II BGB. bei 
offenem Beſitz für ſich auch zur „ im Sinne 
der 85 929 und 1205 BGB. genügt, a. W., ob 
z. B. das Eigentum an dem im Staatswald lagern⸗ 
den gefällten Holz ohne weiteres durch bloße Ueber— 
weiſung und Aushändigung des Holzabfuhrſcheins auf 
den Steigerer übergeht, ob der Landwirt in X ſein 
auf feinen Aeckern in Y lagerndes abgeerntetes Ge⸗ 
treide einfach dadurch einem in 2 wohnenden Dritten 
verpfänden kann, daß beide in X über den Beſitzüber— 
gang 1 und die Pfandbeſtellung einig ſind. 

Die Frage dürfte nach der neueren Rechtſpre— 
chung des Reichsgerichts zu verneinen ſein: Unter 
Uebergabe im Sinne der Ss 929 und 1205 BGB iſt 
die Erlangung der tatſächlichen Gewalt über die Sache 
im Sinne des $ 854 BGB. zu verſtehen. Dabei er- 
ſcheint die Erlangung der tatſächlichen Gewalt über 
die Sache hier als Mittel zur Kundmachung des 
Eigentumsübergangs oder der Pfandbeſtellung (RG. 
Bd. 74 S. 148). Zur Eigentumsübertragung oder 
Pfandbeſtellung wird daher auch nur ein ſolcher Beſitz— 
e Be fein, der ſich auch äußerlich an der 


y Bl. Hugo Kreß, Beſitz und Recht, München 
Joſeph Kreß in den Blättern für bayer. Finanz- 
113. 
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Sache ſelbſt kundgibt, nicht in dem Sinne. daß es von 
allen erkannt werde, aber daß es von allen, die darauf 
achten, erkannt werden könne (NG. Bd. 77 S. 208). 
Da aber der Beſitzübergang nach 8 854 Abſ. II BGB. 
ſich nach außen an der Sache ſelbſt überhaupt nicht 
kundgibt und kundzugeben braucht, dürfte er bei offe⸗ 
nem Beſitz zur Eigentumsübertragung oder Verpfän⸗ 
dung nicht geeignet ſein. Auch bei offenem Beſitz 
wird daher nur die tatſächliche durch Beſitzergreifung 
erlangte Gewalt über die Sache im Sinne des 8 854 
Abſ. I BGB. als Uebergabe gelten können. 

Auf dem gleichen Standpunkt ſteht das Ober⸗ 
landesgericht Poſen, wenn es in feiner Entſcheidung“) 
vom 7. Dezember 1914 allgemein ausſpricht, daß 8 854 
Abſ. II BGB. zur Begründung des Eigentumsüber⸗ 
gangs nicht herangezogen werden kann,, da die 83 929 ff. 
BGB. für die Uebergabe, die Eigentum hervorrufen 
ſoll, andere Erforderniſſe aufſtellen“. Auch das BGB 
der Reichsgerichtsräte unterſcheidet bei der Ueber⸗ 
gabe nach 88 929, 1205 BGB. zwiſchen der Tätig⸗ 
keit des Uebergebenden und des Uebernehmers. Da⸗ 
nach kann ſich die Tätigkeit des Uebergebers damit 
erſchöpfen, daß er dem Erwerber den Zugriff ge⸗ 
ſtattet und ermöglicht: die Uebergabe vollendet und 
verwirklicht ſich in dieſem Falle aber erſt im Er⸗ 
greifen durch den Erwerber. Das Reichsgericht be⸗ 
ruft ſich zwar in Bd. 74 S. 149 zur Begründung der 
vollzogenen Uebergabe auf 8 854 Abſ. II BGB. Allein 
in dem dort gegebenen Falle liegt in Wirklichkeit ein 
ſolcher des 8 854 Abſ 1 BGB vor. Es handelt ſich 
nämlich darum, daß die innerhalb eines Schwarten⸗ 
zauns, an deſſen Eingang ein Verſchluß angebracht 
iſt, eingeſchloſſenen Hölzer durch Uebergabe des 
Schlüſſels in den Beſitz des Erwerbers übergehen. 
Ein derartiges Beſitzverhällnis erſcheint aber nicht 
mehr als offener Beſitz im Sinne des 8 854 Abſ. II. 

Die gegenteilige Anſicht ſucht nun ihren Stand- 
punkt dadurch zu wahren, daß ſie unter Berufung auf 
RG. Bd. 66 S. 262 einen Unterſchied zwiſchen der 
Erkennbarkeit und Sichtbarkeit des Beſitzwechſels kon⸗ 
ſtruiert. Nach der gegenteiligen Meinung „muß die 
Fortſetzung der tatſächlichen Gewalt in Geſtalt des 
Eintritts in die bisherige Beſitzlage nach außen er⸗ 
kennbar ſein, braucht aber nicht ſichtbar zu ſein — das 
ſei nur beim Gewahrſamsbeſitz —; ſie ſei nicht da⸗ 
durch bedingt, daß dritte von dem Gewaltverhältnis 
Kenntnis haben; es ſei nur notwendig, daß, wenn 
Dritte von dieſem Verhältnis Kenntnis nehmen, es 
tatſächlich ſo geſtaltet ſei, daß es für jeden Dritten 
als ein Gewaltverhältnis der bezeichneten Art, alſo 
als Beſitz erſcheine“.) Wenn ich recht verſtehe, fol 
damit folgendes geſagt werden: Wenn ich z. B. in den 
Staatswald gehe und dort lagerndes Holz ſehe, weiß 
ich ſofort, das iſt Holz im offenen Beſitze. Erfahre 
ich nun dazu noch, daß dieſes Holz bereits überwieſen 
und der Holzabfuhrſchein dem Steigerer ausgehändigt 
iſt, ſo habe ich Kenntnis von dem „Verhältnis“ und 
dieſes Verhältnis ſtellt ſich als Beſitz dar. Stellen 
wir unter Ausſchaltung des beſonderen Falles da⸗ 
neben, was das Reichsgericht in Bd. 66 S. 262 in 
Wirklichkeit ſagt: „Es muß, wenn Dritte von dem 
Vorhandenſein der Sache Kenntnis nehmen, das 
Verhältnis des Erwerbers zur Sache tatſächlich ſo 
geitaltet fein, daß es (das Verhältnis) für jeden 
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Dritten als ein Beſitzverhältnis des Erwerbers er⸗ 
feımbar iſt.“ Wir ſehen alſo die gegenteilige Meinung 
verwechſelt das, wod urch etwas erkannt werden ſoll, 
nämlich die Sache, mit dem, was überhaupt er⸗ 
kannt werden ſoll, nämlich dem Verhältnis, und 
ſetzt ſtatt Sache einfach Verhältnis. Nicht die Kenntnis⸗ 
nahme des Gewaltverhältniſſes — wozu nach 
8 854 Abſ. II auch die Kenntnis der internen Willens⸗ 
einigung Dritter erforderlich wäre — muß jedem Dritten 
dieſes Verhältnis als Beſitz erſcheinen laſſen, ſondern 
ſchon die Kenntnisnahme von dem Vorhandenſein der 
Sache. Bei der letzteren Kenntnisnahme ſcheidet 
aber das Erfordernis der Kenntnis bloßer innerer 
Willensvorgänge Dritter aus, ſo daß der konſtruierte 
Gegenſatz zwiſchen Erkennbarkeit und Sichtbarkeit hin⸗ 
fällig wird und die Sichtbarkeit immer als notwen⸗ 
dige Vorausſetzung der Erkennbarkeit erſcheint. 

Wenn nun im Vorſtehenden der Beſitzerwerb nach 
8 854 Abſ. II nur deshalb als zum Vollzuge der 
Uebergabe nach 88 929 und 1205 BGB. ungenügend ab⸗ 
gelehnt wurde, weil der Beſitzwechſel nach 8 854 Abſ. II 
ſich nicht äußerlich an der Sache ſelbſt kundgibt, genügt 
es dann, wenn dieſer durch bloße Willenseinigung voll⸗ 
zogene Beſitzwechſel durch ein äußerliches Zeichen kennt⸗ 
lich gemacht wird? Geht das im Staatswald lagernde 
Holz durch die Ueberweiſung und Auslieferung des 
Holzabfuhrſcheins auf den Steigerer über, wenn der 
Steigerer zum Zeichen der Ueberweiſung und Aus⸗ 
lieferung des Holzabſuhrſcheines das Holz durch Ein⸗ 
ſchlagen ſeines Holzhammers gezeichnet hat? Kann 
der Landwirt in X fein in Y auf feinen Aeckern 
liegendes abgeerntetes Getreide einem Dritten in 2 
dadurch verpfänden, daß er die Willenseinigung nach 
8 854 Abſ. II BGB. dadurch äußerlich kundmacht, 
daß er an dem Getreide eine Tafel „Verpfändet“ an⸗ 
bringt? Die Frage wird zu verneinen ſein, da der 
Beſitzwechſel nur dann als geeignetes Mittel zur 
Kundmachung des Eigentumsübergangs oder der 
Pfandbeſtellung erſcheint, wenn dadurch die Sachen 
dem tatſächlichen Machtbereich des Uebergebers ent⸗ 
zogen werden, nicht aber, wenn in dieſer Hinſicht 
alles beim alten bleibt (RG. Bd. 74 S. 148). Der⸗ 
artige Zeichen und Aufſchriften dürften daher nur die 
Bedeutung haben, daß der Eigentümer der Sache 
obligatoriſch verpflichtet iſt, ſie einem Dritten zu 
übergeben. 

Zum Schluſſe mag zugegeben werden, daß ſich 
die ſtrengere Auffaſſung des Uebergabebegriffs nach 
88 929 und 1205 BGB. in der Anwendung des 8 1205 
BGB. aus rein wirtſchaftlichen Erwägungen heraus⸗ 
gebildet hat (RG. Bd. 66 S. 262 und 263) und daß 
das Beſitzverhältnis beim Eigentum im allgemeinen 
nicht die bedeutende Rolle ſpielt wie im Pfandrecht, 
insbeſondere nicht hinſichtlich der Fortdauer der tatſäch⸗ 
lichen Gewalt. Da aber der Begriff der Uebergabe nach 
88 929 und 1205 BGB der gleiche iſt( RG. Bd. 77 S. 208), 
mußte die ſtrengere Auffaſſung des Uebergabebegriffs 
nach 81205 BGB. auch weitgehende Folgen für 8 929 
BGB. nach ſich ziehen. Eine beſondere Verkehrs⸗ 
erſchwerung bedeutet dieſe ſtrengere Auffaſſung des 
Uebergabebegriffs für 8 929 BGB. nicht, da 8 930 
BGB. die Möglichkeit eines erleichterten Eigentums⸗ 
überganges ſchafft. Wird dieſer letztere Weg nicht 
gewählt, ſo hat eben die Uebergabe unter den ſtren⸗ 
geren Formen des 8 929 BGB. zu erfolgen. 

Finanzaſſeſſor Dr. Schneider in Würzburg. 
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Amueſtie und Geſamtſtrafe. Der Beurteilung lag 
folgender Sachverhalt zugrunde: Eine Angeklagte 
war vor dem 10. Auguſt 1914 wegen eines Verbrechens 
des Diebſtahls i. R. und einer anderen Straftat zu 
3 Monaten und 15 Tagen Gefängnis verurteilt worden. 
Als Einzelſtrafen waren 3 Monate und 1 Monat Ge⸗ 
fängnis feſtgeſetzt. Durch den Allerh. Gnadenerlaß 
vom 10. Auguſt 1914 wurde die dreimonatige Gefängnis⸗ 
ſtrafe erlaſſen und war ihrer ganzen Höhe nach von 
der Geſamtſtrafe abzuziehen, ſo daß nur noch ein Straf⸗ 
reſt von 15 Tagen Gefängnis zu verbüßen war. 

Die neue Verfehlung — ein weiteres Verbrechen 
des einfachen Rückfallsdiebſtahls — war vor der Er⸗ 
laſſung des erſten Urteils begangen. Die erſte Strafe 
war noch nicht verbüßt. Es war deshalb eine Ge⸗ 
ſamtſtrafe zu bilden. Das Gericht ſetzte eine Einzel⸗ 
ſtrafe von 3 Monaten Gefängnis feſt, erkannte auf 
eine neue Geſamtſtrafe von 4 Monaten Gefängnis 
und beſtimmte, daß von dieſer Strafe 3 Monate Ge⸗ 
fängnis als erlaſſen abgezogenen werden ſollen. 

Das Urteil dürfte richtig ſein. Nach dem Wort⸗ 
laute des 8 79 StGB. könnte man zunächſt zu der 
Anſicht kommen, daß die Einzelſtraſe von drei Monaten 
Gefängnis aus dem erſten Urteile nicht in die Geſamt⸗ 
ſtrafe einbezogen werden darf, da ſie im Zeitpunkte 
der zweiten Verurteilung bereits erlaſſen war. Man 
würde dann zu dem unbefriedigenden Ergebnis ge⸗ 
langen, daß die Angeklagte zu einer neuen Geſamt⸗ 
ſtrafe von mindeſtens 3 Monaten und 1 Tag Gefäng⸗ 
nis zu verurteilen wäre, alſo zu einer Zuſatzſtrafe 
von rund 2'/ Monaten, während das Gericht eine 
ſolche von einem halben Monat für genügend gehalten 
hätte. Dieſes unbefriedigende Ergebnis kann durch 
folgende Erwägung vermieden werden: Die Beſtim⸗ 
mung, daß eine erlaſſene Einzelſtrafe ihrer vollen 
Höhe nach von der Geſamtſtrafe abgezogen werden 
ſoll, bedeutet in Wirklichkeit, daß nicht eigentlich die 
Einzelſtrafe, die als ſolche gar nicht mehr ſelbſtändig 
beſteht, ſondern ein Teil der Geſamtſtrafe in 
der Höhe der Einzelſtrafe erlaſſen iſt. Es wird 
alſo hier ebenſo zu verfahren ſein, wie wenn von der 
Geſamtſtrafe bereits drei Monate verbüßt wären. 
Die teilweiſe Verbüßung oder Erlaſſung von Strafen 
ſteht der Anwendung des 8 79 StGB. nicht im Wege. 
Auf dieſe Weiſe erreicht man, daß der Angeklagten 
die Wirkung des Gnadenerlaſſes erhalten bleibt. 

3. Staatsanwalt Dr. Ahammer in München. 


Aus der Rechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


Die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Rechts: 
anwälte, die ſich zur gemeinſamen Ausübung ihres Be: 
rufes verbunden haben, erſtreckt ſich nicht auf die Gr: 
teilung von Auskünften, die nicht in einem inneren 
Zuſammenhang mit den Aufgaben eines rechtskundigen 
Beraters ſtehen. Aus den Gründen: Mit Recht 
greift die Reviſion die Annahme des BG.s an, daß 
die beklagten Rechtsanwälte P. und G. für den Schaden 
einzuſtehen haben, der dem Kläger durch die auf Fahr— 
läſſigkeit beruhenden unrichtigen Angaben des mitbe— 
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klagten Rechtsanwalts M. entſtanden iſt. Unbeſtrit⸗ 
tenermaßen bot der Ingenieur Gr. dem Kläger, als 
er ihn um die Gewährung des Darlehns von 8000 M 
erſuchte, die Geſchäftsanteile als Sicherheit an, mit 
denen er und ſeine Frau an der R.⸗Geſellſchaft in C. 
beteiligt waren. Wegen der Einholung von Aus⸗ 
künften über die Sicherheit verwies Gr. den Kläger an 
die Kanzlei der Beklagten, denen er für einen von ihm 
gegen die Geſellſchaft geführten, damals noch ſchwe⸗ 
benden Rechtsſtreit Vollmacht erteilt hatte. Bei der 
Rückſprache, die auf dieſe Veranlaſſung hin der Kläger 
mit dem Beklagten M. nahm, ließ er dieſem — ſo 
ſtellt das BG. feſt — durch den mit ihm erſchienenen 
N. erklären, er mache das Geſchäft mit den Gr. ſchen Ehe⸗ 
leuten nur, wenn es ohne Riſiko ſei. Die Aufſchlüſſe, welche 
ihm hierauf M. gab, waren inſofern unrichtig, als 
jener in bezug auf die Geſellſchaft verſicherte, daß ſie 
gut ſei, und als er dem Kläger keine Mitteilung davon 
machte, daß Gr., abgeſehen von der Beteiligung an 
jenem Unternehmen, vermögenslos ſei. Das BG. 
nimmt nun an, daß durch die Inanſpruchnahme und die 
Erteilung der Auskunft ein Vertragsverhältnis zwiſchen 
den Parteien begründet worden ſei, auf Grund deſſen die 
Beklagten für die ſchuldhaft falſche Ratserteilung eines 
jeden von ihnen als i zu haften haben, 
und folgert hieraus, daß die Rechtsanwälte P. und G. 
die von M. verſchuldeten unrichtigen Angaben vertreten 
müſſen. Dieſe Beurteilung des Sachverhalts wird der 
beſonderen Lage des Falles nicht gerecht. In dem 
Urteil RG. 85, 306 iſt allerdings dargelegt worden, 
daß zwei Rechtsanwälte, die ſich zur gemeinſamen Be⸗ 
rufsausübung vereinigt haben, als Geſamtſchuldner 
für den Schaden haften, der durch das Verſchulden des 
einen von ihnen der Partei erwachſen iſt, die ſie mit der 
Wahrnehmung ihrer Rechte betraut hat. Dieſer Rechts⸗ 
e kommt jedoch dem Kläger nicht zu ſtatten. 

ie ſich die gemeinſchaftliche Betätigung der mehreren 
miteinander verbundenen Anwälte auf das Berufsgebiet 
beſchränkt, ſo kann die in ihr zu erblickende Kund⸗ 
gebung an das Publikum nur dahin verſtanden werden, 
daß ſie ſich zu gemeinſchaftlichen Dienſtleiſtungen inner⸗ 
halb der renzen des Anwaltsberufs erbieten. Wenn 
und ſoweit daher einer der Anwälte eine Auskunft 
unter Ueberſchreitung dieſer Grenzen erteilt, greift 
zwar nach Befinden eine vertragliche Haftung des 
Auskunfterteilenden ſelbſt, nicht aber auch der mit ihm 
verbundenen Anwälte Platz, die durch eine ſolche Be⸗ 
tätigung ihres Berufsgenoſſen in Vertragsbeziehungen 
zu dem Auskunft Begehrenden überhaupt nicht treten. 
Die falſchen Angaben Mis betrafen aber nur Verhält⸗ 
niſſe, die dem wirtſchaftlichen, nicht dem Rechtsgebiet 
angehören, deren Aufklärung auch nicht einmal durch 
die Beantwortung von Vorfragen rechtlicher Art be⸗ 
dingt war oder in einem ſonſtigen inneren Zuſammen⸗ 
hang mit den Aufgaben eines rechtskundigen Beraters 
ſtand. Mit Unrecht weiſt der Kläger demgegenüber 
darauf hin, daß M. im Namen der beiden anderen Be⸗ 
klagten dem Kläger gegenüber die Verpflichtung über⸗ 
nommen habe, kraft der ihnen von den Griſchen Ehe⸗ 
leuten zu erteilenden Generalvollmacht über deren Ge⸗ 
ſchäftsanteile an dem Unternehmen, ſoweit es die Siche⸗ 
rung der Darlehnsanſprüche des Klägers erfordert, 
zu verfügen, alſo wirtſchaftliche Intereſſen des Klägers 
wahrzunehmen. Selbſt wenn M. zur Uebernahme 
einer ſolchen Verpflichtung von den beiden anderen 
Beklagten ermächtigt war oder dieſe die Eingehung 
der Verpflichtung nachmals genehmigt haben, ſo ſchließt 
weder das eine noch das andere zugleich eine Einver⸗ 
ſtändniserklärung der beiden Anwälte mit der Erteilung 
von Auskünften wirtſchaftlicher Art durch M. in ſich. 
Ebenſowenig wie hiernach die Anſprüche begründet 
find, die auf Grund der unrichtigen Aufſchlüſſe M.s 
gegen die Rechtsanwälte P. und G. erhoben werden, iſt 
auch der Anſpruch gegen P. gerechtfertigt, der auf die 
falſche Auskunft von G. geſtützt wird. Das BG. ſtellt 


in dieſer Hinſicht feſt, daß G. bei Gelegenheit der Er⸗ 
richtung der Urkunde über das zweite Darlehn vom 
28. Dezember 1909 auf die Frage des Klägers, ob 
bei Gr. doch nichts fehle, erwidert hat, dies ſei ausge⸗ 
ſchloſſen, in kurzer Zeit ſitze Gr. im Golde. In dieſer 
Aeußerung ſieht der Berufungsrichter einen Hinweis 
auf die Vermögenslage, in die Gr. durch die Veräuße⸗ 
rung ſeiner Geſchäftsanteile an der Geſellſchaft kommen 
würde und erblickt demgemäß in den Worten die fahr⸗ 
läſſig falſche Zuſicherung, daß die Geſellſchaft gut fun⸗ 
diert und die Anteile ſicher und verwertbar ſeien. 
Auch hier handelt es ſich daher um eine Auskunft, 
die nur das wirtſchaftliche Gebiet berührt und für 
die deshalb dem Beklagten P. eine Verantwortung 
nicht aufgebürdet werdet kann. (Urt. vom 23. Mai 
1916, III 47/16). — 4 — 
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II. 


Bindende Kraft des Feſtſtellungsbeſcheides nach 
335 des Zuwachsſteuergeſetzes. Aus den Gründen: 
er Kl. veräußerte Teile ſeines Grundſtücks. Es 
wurden ihm rund 4800 M Zuwachsſteuer abgefordert. 
Er hatte 1911 einen Feſtſtellungsbeſcheid nach 8 47 
erwirkt. Wenn bei der Prüfung der Steuerpflicht von 
dem in dieſem Beſcheide feſtgeſtellten Werte auszugehen 
wäre und ausgegangen würde, ſo würde ein ſteuer⸗ 
pflichtiger Wertzuwachs nicht vorliegen. Die bindende 
Kraft des Feſtſtellungsbeſcheids glaubt der Bekl. in 
Uebereinſtimmung mit der Steuerbehörde verneinen 
zu können, weil die Erblaſſerin des Kl. das Grund⸗ 
ſtück aus einer Verkoppelung empfangen, deshalb nicht 
§ 17 Abſ. 4, ſondern 8 19 ZumSt®. einſchlage und 
der an Stelle des Erwerbspreiſes tretende Wert des 
in die Verkoppelung gegebenen, nicht des aus ihr 
ſtammenden Grundſtücks als Berechnungsunterlage 
zu dienen habe. Daß aber die Erblaſſerin das Grund⸗ 
ſtück aus der Verkoppelungsmaſſe zugewieſen erhalten 
habe, ſei der Steuerbehörde erſt im Veranlagungs⸗ 
verfahren und nach dem Eintritte der Rechtskraft des 
Feſtſtellungsbeſcheids bekannt geworden. Dieſe Aus⸗ 
führungen vermögen dem Feſtſtellungsbeſcheide die 
Bedeutung einer endgültigen Entſcheidung über den 
darin feſtgeſetzten Wert nicht zu entziehen. Dahin⸗ 
geſtellt kann bleiben, ob die Rechtsverteidigung des 
Bekl. nicht ſchon an der vom BG. feſtgeſtellten Tat⸗ 
ſache ſcheitert, daß die Rechtsvorgängerin des Kl. aus 
der Verkoppelung im weſentlichen dieſelben Grund» 
ſtücke zurückerhalten hat, die ſie hineingegeben hatte. 
Auch wenn die Anwendbarkeit des 8 19 hierdurch 
nicht ausgeſchloſſen wird, ſo ſteht dem Einwand des 
Bekl. jedenfalls die Vorſchrift in 8 47 Abſ. 1 Satz 3 
entgegen. Sie ſtellt den Rechtsſatz auf, daß die in 
dem Feſtſtellungsbeſcheid getroffenen Feſtſetzungen für 
die ſpätere Steuerveranlagung maßgebend ſind. Die 
Tragweite der Beſtimmung ergibt ſich aus dem Zu— 
ſammenhang mit der Vorſchr. in Abſ. 1 Satz 1 daſ. 
Da es hiernach die Aufgabe der Steuerbehörde im 
Feſtſtellungs verfahren iſt, einen Beſcheid über die bis 
dahin feſtſtellbaren Berechnungsgrundlagen zu erteilen, 
ſo muß die Rechtskraft des Feſtſtellungsbeſcheids dahin 
abgegrenzt werden, daß alle die Feſtſetzungen, deren 
Unterlagen bis zur Erlaſſung des Beſcheids ergründet 
werden konnten, bindende Wirkung haben. Zu den 
Vorkommniſſen, auf welche die Steuerbehörde ihr 
Augenmerk zu richten hatte und deren Ermittlung im 
Vorverfahren möglich war, gehört aber der Vorgang 
der Verkoppelung. Daß er der Steuerbehörde erſt 
im Veranlagungsverfahren bekannt wurde, iſt belanglos. 
Das bloße nachträgliche Hervortreten einer erheblichen 
Tatſache, die zur Zeit des Feſtſtellungs verfahrens ſchon 
vorlag und bei pflichtmäßigem Vorgehen der Steuer— 
behörde ermittelbar war, entbindet die Behörde nicht 
von der Beachtung des Feſtſtellungsbeſcheids. Die 
Vorſchrift in § 47, welche von der Kommiſſion des 
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Reichstags in das Geſetz eingefügt wurde, beruht auf 
der Erwägung, daß wegen der Schwierigkeiten, welche 
die Feſtſetzung der Rechnungsgrundlagen für die Steuer, 
insbeſondere des Erwerspreiſes oder des an ſeine 
Stelle tretenden Wertes, vielfach mit ſich bringt, dem 
Grundſtückseigentümer ermöglicht werden ſoll, ſich hier⸗ 
über Gewißheit zu verſchaffen und ſo die Steuer bei 
der Veräußerung des Grundſtücks in ſeine Berechnung 
einzuſtellen (Kommer. Reichst Druckſ. 12. Legper. 
II. Seſſ. 1909/11 Nr. 596 S. 48 ff.). Der Zweck der 
Vorſchrift iſt demnach, dem Eigentümer einen ſicheren 
Boden für ſeine Entſchließungen bei der Veräußerung 
des Grundſtücks, insbeſondere bei Ausbedingung der 
Gegenleiſtung zu gewähren. Die Sicherheit würde 
weſentlich beeinträchtigt, wenn die Steuerbehörde beim 
nachträglichen Bekanntwerden erheblicher Tatſachen, die 
ſchon zur Zeit der Beſcheidserteilung feſtſtellbar waren, 
dem Feſtſtellungsbeſcheid die Beachtung verſagen könnte. 
Die Reviſion macht mit Unrecht geltend, daß die Steuer⸗ 
behörde durch einen rechtskräftigen W 
beſcheid nicht behindert werde, innerhalb der Ver⸗ 
jährungsfriſt (8 57) auf Grund nachträglich zu ihrer 
Kenntnis kommender Tatſachen eine Neuveranlagung 
vorzunehmen und daß dem Feſtſtellungsbeſcheid eine 
andere Wirkung nicht beizumeſſen ſei als dem Steuer⸗ 
beſcheid. Es kann unentſchieden bleiben, ob dieſe 
Rechtsauffaſſung in ihrem erſten Teile begründet iſt. 
In jedem Falle iſt die Gleichſtellung der beiden Arten 
von Beſcheiden in bezug auf die Rechtskraftwirkung 
mit Rückſicht auf die Sonderbeſtimmung in § 47 Abſ. 1 
Satz 3 verfehlt. Der Bekl. beruft ſich ohne Erfolg 
darauf, daß dem Kl. die Zuweiſung des Grundſtücks 
aus der Verkoppelungsmaſſe bekannt geweſen ſei und 
er der Steuerbehörde im Feſtſtellungs verfahren keine 
Mitteilung hiervon gemacht habe. Der den 8 47 
beherrſchende Gedanke läßt bei einer derartigen Sach⸗ 
lage nur dann eine Ausnahme von der Rechtskraft 
des Feſtſtellungsbeſcheids gerechtfertigt erſcheinen, wenn 
ſich der Antragſteller der Möglichkeit bewußt war, 
daß die Verſchweigung der der Steuerbehörde vorent— 
haltenen Tatſache geeignet ſei, die Feſtſtellung der 
Berechnungsgrundlagen zu feinen Gunſten zu beein» 
fluſſen und zu einer Verkürzung der Steuer zu führen. 
Dieſe Begrenzung der Ausnahme iſt nicht unvereinbar 
damit, daß nach dem Zuwachsſteuergeſetz (§8 50, 51) 
unrichtige und deshalb auch unvollſtändige Angaben, 
ſelbſt wenn ſie auf einem Irrtum über die rechtliche 
Erheblichkeit beruhen, mindeſtens mit einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe zu belegen ſind. Daraus erhellt zwar die Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers, allen Beteiligten und Auskunfts- 
perſonen, insbeſondere auch dem Antragſteller im Feſt⸗ 
ſtellungsverfahren daß äußerſte Maß von Sorgfalt 
bei ihren Angaben zur Pflicht zu machen. Zu einer 
weiteren Einengung der Rechtskraft des Feſtſtellungs⸗ 
beſcheids bieten jedoch die Strafvorſchriften umſoweniger 
Anlaß, als anzunehmen iſt, daß der Geſetzgeber durch 
die Zulaſſung des Feſtſtellungs verfahrens gerade auch 
den Schwierigkeiten hat begegnen wollen, welche die 
Feſtſtellung der Berechnungsgrundlagen infolge der 
mit der Eigenart des Geſetzesſtoffs zuſammenhängenden 
ſchweren Ueberſehbarkeit der geſetzlichen Vorſchriften 
mit ſich bringt. Die von der Reviſion gerügte Nicht- 
erhebung des Zeugenbeweiſes, welchen der Bekl. für 
die Kenntnis des Kl. von der Zuweiſung des Grund— 
ſtücks im Verkoppelungs verfahren angeboten hat, iſt 
demnach nicht zu beanſtanden. Endlich ändert an der 
bindenden Kraft des Feſtſtellungsbeſcheids auch die 
Tatſache nichts, daß den Gegenſtand der Feſtſetzung 
der Wert der ganzen vorbezeichneten Parzelle bildete, 
während der für ſteuerpflichtig erachtete Rechtsvorgang 
nur einen Teil der Parzelle betraf. Dieſer Sachverhalt 
würde vielleicht Bedeutung gewinnen, wenn die Wert— 
verhältniſſe der einzelnen Grundſtücksteile ſchon in 
dem nach § 17 Abſ. 4 maßgebenden Zeitpunkt vers» 
ſchieden gemejen wären und der Wert der veräußerten 
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Trennſtücke entweder im Wege der Verhältnis rechnung 
nach 8 20 Abſ. 1 oder durch unmittelbare Abſchätzung 
der Trennſtücke ermittelt werden müßte. So liegt 
aber die Sache nicht. Der Bekl. hat in der vorge⸗ 
tragenen Berufungsbegründung nur die Möglichkeit 
einer Verſchiedenwertigkeit der einzelnen Grundſtücks⸗ 
teile behauptet. Die Steuerbehörde iſt im Feſtſtellungs⸗ 
befcheid davon ausgegangen, daß die Parzelle zu Bes 
ginn des Jahres 1885 durchweg gleichwertig war. 
Auch die Angaben der im Feſtſtellungs verfahren ges 
hörten Zeugen und Sachverſtändigen weiſen darauf 
hin, daß im Jahre 1885 weder die räumliche Lage 
noch die Nutzungsfähigkeit Veranlaſſung dazu bot, 
einzelne Teile der damals nur für landwirtſchaftliche 
Zwecke in Frage kommenden Parzelle höher als die 
übrige Fläche zu bewerten. (Urt. des III. 38S. v. 
20. Juni 1916, III 458/15). — a — 
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III. 


Höhere Gewalt i. S. des Haftpflichtgeſetzes. Wann 
muß der Betriebsunternehmer ein Eiſenbahngeleiſe durch 
beſondere Vorkehrungen gegenüber dem Straßenverkehr 
abſchließen? Aus den Gründen: Höhere Gewalt 
i. S. des § 1 Haftpfl®. iſt im allgemeinen ein von 
außerhalb des Eiſenbahnbetriebes wirkendes Ereignis, 
das nach menſchlicher Erfahrung nicht vorauszuſehen 
iſt und nicht erwartet wird, und deſſen Eintritt auch 
bei den zweckmäßigſten Einrichtungen durch menſchliche 
Kraft und Sorgfalt nicht abgewendet werden kann 
(RG. 44, 404; 60, 304; 64, 404; Warn Rechtſpr. 1909 
Nr. 226, 1911 Nr. 198). Wenn eine dritte Perſon, die 
mit dem Eiſenbahnbetriebe nichts zu tun hat, den 
Eiſenbahnkörper betritt und von einem heranfahrenden 
Eiſenbahnzuge verletzt wird, ſo handelt es ſich gewiß 
um ein von außerhalb des Eiſenbahnbetriebes wirkendes 
Ereignis. Die Handlung der Perſon, die dem Ver⸗ 
bote zuwider den Bahndamm beſchreitet, iſt ſchuldhaft, 
wenn ſie mit Bewußtſein geſchieht; ſie kann als höhere 
Gewalt erſcheinen, wenn die Perſon unfrei in einer 
Störung des Bewußtſeins handelt. Ob es ſich da⸗ 
gegen um ein außergewöhnliches Ereignis handelt, 
das nach menſchlicher Erfahrung nicht vorauszuſehen 
und zu erwarten war, und weiter ob dem Betriebs- 
unternehmer zuzumuten war, durch Sicherungseins 
richtungen die Gefahr von Unfällen überhaupt abzu⸗ 
wenden, richtet ſich weſentlich nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen und kann nicht allgemein entſchieden werden. 
Wie in früheren Entſcheidungen iſt beſonders in einem 
Urteil vom 13. März 1916 (JW. 1916 S. 839 Nr. 11) 
auf den Unterſchied hingewieſen zwiſchen dem auf den 
öffentlichen Berkehrsſtraßen ſich bewegenden Betrieb 
der Straßenbahnen und dem auf e Bahn⸗ 
körper ſtattfindenden Eiſenbahnbetrieb. Was ſich bei 
dem Straßenbahnbetriebe jeden Tag ereignen kann 
und womit deshalb nach der Erfahrung gerechnet 
werden muß, daß Unachtſame oder Betrunkene oder 
geiſtesgeſtörte Perſonen oder namentlich Kinder ſich 
in gefährliche Berührung mit dem Straßenbahnbetriebe 
bringen, das kann bei dem Eiſenbahnbetriebe auf ab— 
geſondertem Straßenbahnkörper als ein außergewöhn— 
liches Ereignis angeſehen werden, mit dem nicht zu 
rechnen war. In derſelben Entſcheidung iſt auch 
ausgeſprochen, daß dem Betriebsunternehmer der 
Eiſenbahn keineswegs angeſonnen werden kann, uns 
bedingt wirkungsvolle Vorkehrungen gegen alle mög— 
lichen Eiſenbahnunfälle zu treffen und den Bahnkörper 
etwa in deſſen ganzer Ausdehnung oder auch nur, 
wenn in der Nähe öffentliche Wege laufen, durch 
Errichtung von Mauern, Zäunen oder dichten Hecken 
abzuſondern, ſelbſt wenn durch dieſe Einrichtungen 
der wirtſchaftliche Erfolg der Unternehmung noch nicht 
in Frage geſtellt würde. Von den „zweckmäßigſten 
Einrichtungen“, die zu fordern ſind, kann nur da ge— 
ſprochen werden, wo ſolche Einrichtungen überhaupt 
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noch einen vernünftigen Zweck haben. Hier hat das 
BG. nicht geprüft, ob die örtlichen Verhältniſſe, ins: 
beſondere der Verkehr auf dem angrenzenden Gemeinde⸗ 
wege und die Nähe der Halteſtelle, eine Abſonderung 
des Bahnkörpers durch Einrichtungen angebracht er⸗ 
ſcheinen ließen, die das Betreten des Bahnkörpers durch 
Dritte wirkſam zu verhindern geeignet waren. Darauf 
kommt es an. Wenn es nicht ſelten vorkam, daß 
Perſonen trotz der vorhandenen, aber nicht vollſtändig 
dichten Abſperrung durch die Hecke oder durch die 
offen gelaſſene Pforte an der Wegbiegung den Bahn⸗ 
damm betraten, ſei es um ſich den Weg abzukürzen, 
ſei es weil der öffentliche Weg ſich in ſchlechtem Zu⸗ 
ſtande befand, dann würde ſich der Beklagte auf 
höhere Gewalt überhaupt nicht mehr berufen können, 
wenn ein Menſch in einem Zuſtande von Bewußtloſig⸗ 
keit, der ein Verſchulden ausſchloß, auf den Bahnkörper 
geraten war; denn das Betreten des Bahnkörpers 
durch betriebsfremde Perſonen war dann für ihn kein 
außergewöhnliches Ereignis mehr, mit dem nach menſch⸗ 
licher Vorausſicht nicht zu rechnen war. Auch wenn 
das Betreten des Bahnkörpers durch Unberufene aber 
nach der Erfahrung als außergewöhnliches Ereignis 
anzuſehen geweſen wäre, auf das der Beklagte nicht zu 
rechnen brauchte, dergeſtalt, daß das Ereignis als 
höhere Gewalt an ſich erſcheinen mochte, ſoweit das 
Betreten durch willensunfreie Perſonen erfolgte, kommt 
es weiter darauf an, ob nicht wenigſtens der Verkehr 
auf dem angrenzenden Gemeindewege neben dem Bahn⸗ 
damm ſo rege war, daß an ein Betreten des Bahnkörpers 
von da aus immerhin gedacht werden mußte, ſo daß 
eine ſichere Abſperrung innerhalb jener äußerſten Sorg⸗ 
falt gelegen haben würde, deren Anwendung dem Bes 
triebsunternehmer erſt geſtattete, ſich auf höhere Ge⸗ 
walt zu berufen. War dagegen der Verkehr auf jenem 
Wege ſchlechthin gering und ein Beſteigen des Bahn⸗ 
körpers von da aus weder bisher beobachtet worden, 
noch nach den Verkehrs⸗ oder Wegeverhältniſſen oder 
nach dem Zuſtande des Bahnkörpers zu erwarten, ſo 
würde in dieſem Fall eine weitere Abſonderung des 
Bahnkörpers von dem Gemeindewege auch nicht als 
Zweckmäßigkeitsregel nach dem Maßſtabe der äußerſten 
Sorgfalt gefordert werden können. Die Erwägung, 
mit der allein das BGG. die Einrede der höheren Ge⸗ 
walt zurückgewieſen hat, daß der Unfall durch die 
zweckmäßigſten, den wirtſchaftlichen Erfolg des Unter⸗ 
nehmens nicht vollſtändig ausſchließenden Einrichtungen 
hätte verhütet werden können, genügt mithin nicht, 
die Einrede zu entkräften. (Urt. des IV. 35. vom 
3. Juli 1916, VI 145/16). — - n. 
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IV, 


Erledigung der Einwände der Aufrechnung und der 
mangelnden Sacbeinanis infolge Abtretung vor Er⸗ 
Lafiung des Grundurteils nach $ 304 35D. Aus den 
Gründen: Das Berufungsurteil verſtößt info: 
fern gegen 8 3014 ZPO, als es nicht über die von 
der Beklagten geltend gemachten Aufrechnungsein⸗ 
reden entſchieden hat. Davon ausgehend, daß ein 
Urteil aus $ 304 ZPO. nur nach Erledigung ſämt⸗ 
licher Einwendungen erlaſſen werden kann, die den 
Beſtand des Anſpruchs ganz oder zum Teile betreffen, 
hat das RG. ſtets angenommen, daß vor Erledigung 
der Einrede der Aufrechnung nach Grund und Betrag 
ein Urteil aus 8 304 nicht möglich iſt (val. JW. 1895 
S. 294, 1902 S. 393 Nr. 12, 1904 S. 39 Nr. 6, S. 364 
Nr. 26; WarnRechtſpr. Erg Bd. 1915 Nr. 36) und zwar 
nicht nur dann, wenn die Aufrechnungseinrede den 
Anſpruch vollſtändig beſeitigen würde (JW. 1901 
S. 579 Nr. 19, 1902 S. 632 Nr. 5, 1911 S. 489 Nr. 14 
und die dort angeführten Urteile, ferner Gruchot Bd. 47 
S. 1162 oder wenn es ungewiß iſt, ob der Gegenanſpruch 
noch etwas vom Klageanſpruch übrig laſſen wurde (JW. 
1903 S. 5 Nr. 11, 1908 S. 245 Nr. 18, 1911 S. 439 
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Nr. 14), ſondern auch in Fällen, wo die Aufrechnungs⸗ 
oder Erfüllungseinrede, wenn begründet, den 95 
anſpruch nur teilweiſe beſeitigt (JW 1896 S. 690 
1906 S. 115 Nr. 16, 1909 S. 225 Nr. 20 und die 
dort angeführten Urteile; WarnRechtſpr. Erg Bd. 1915 
Nr. 36). Da nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
Reichsgerichts auch die Frage der Sachlegitimation 
in dem auf Grund des 8 304 ZPO. zu erlaſſenden 
Urteile vollſtändig erledigt werden muß (RGZ. 62, 
337 ff.; JW. 1906 S. 141 Nr. 15, 1908 S. 303 Nr. 11, 
Gruchot Bd. 49 S. 115, 378), fo hätte auch über den 
Einwand der Abtretung entſchieden werden müſſen. 
(Urt. des III. ZS. vom 7. Juli 1616, III 119/16). 
3954 
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V. 
Amtspflichtverletzung des Notars durch ungend⸗ 
gende Bezeichnung der Waren in einem Webereigunnge- 


vertrage. Aus den Gründen: Der von der Re⸗ 
viſion und wohl auch von dem OLG. geteilten Ans 
ſicht des L., daß die Klage als Vertragsklage, nicht 
als Klage aus 8 839 BGB., begründet ſei, kann nicht 
beigepflichtet werden. Der um die Beurkundung eines 
Vertrags erſuchte Notar iſt kraft ſeines Amtes ver⸗ 
pflichtet, dem Vertrage die für ſeine Rechtsgültigkeit 
und Wirkſamkeit erforderliche Faſſung zu geben, mag 
er auch ſchon vor der Beurkundung von der einen 
Partei mit dem Entwurfe des von ihm zu beurkun⸗ 
denden Vertrags beauftragt ſein. Die dem beklagten 
Notar vorgeworfene mangelhafte Abfaſſung des Ver⸗ 
trags ſtellt daher eine Amtspflichtverletzung des No⸗ 
tars dar, und, da die Erfüllung einer Amtspflicht des 
Notars nicht Gegenſtand vertraglicher Bindung ſein 
kann (vgl. RZ. Bd. 85 S. 409; JW. 1915 S. 1007, 
S. 1193; Gruch. 59 S. 1055; Warneyer, Rechtſpr. 
9. Jahrg. S. 128 Nr. 81), ſcheidet hier der Geſichts⸗ 
punkt der Vertragshaftung aus und kommt nur die 
Haftung aus 8 839 in Betracht. Es iſt daher, 
wenn die Klage nicht ſchon aus anderen Gründen 
abzuweiſen iſt, vom BG. auch die bisher nicht erör⸗ 
terte Frage zu prüfen, ob die Klägerin nicht von 
anderer Seite Erſatz zu verlangen vermag (8 839 
Abſ. 1 Satz 2); die Sache iſt an das BG. zurückzuver⸗ 
weiſen, weil die Verneinung eines Verſchuldens des 
Beklagten mit der bisherigen Begründung nicht als 
zutreffend anerkannt werden kann. Der Berufungs- 
richter meint, der Beklagte habe die Bezeichnung der 
zu übereignenden Waren in dem Vertrag und die Be⸗ 
ſtimmung hinſichtlich der Erſatzſtücke deshalb ohne 
Verſchulden für ausreichend erachten dürfen, weil er 
annehmen konnte, das dem Vertrage beigefügte Ver⸗ 
zeichnis ſtelle das geſamte Warenlager des übereig⸗ 
nenden Schuldners dar. Dem würde nur dann beige⸗ 
pflichtet werden können, wenn der Beklagte entſprechend 
dem Willen der Vertragsteile, wie er ihn nach der 
Feſtſtellung des BG. verſtanden hatte, das geſamte 
Warenlager des Schuldners R. (mit Ausnahme der 
Orientteppiche) als Gegenſtand der Eigentumsüber⸗ 
tragung in dem Vertrage bezeichnet hätte und nicht 
„die in der Anlage aufgeführten Gegenſtände“, die 
nach der Entſcheidung in dem Vorprozeſſe der genü— 
genden Individualiſierung entbehrten. Es iſt ein, 
wie ſchon für das frühere Recht (vgl. z. B. RG3. 
Bd. 61 S. 60; ROHG. Bd. 19 S. 80 ff., Bd. 25 
S. 255), ſo auch für das heutige anerkannter Satz, 
daß nur individuell beſtimmte Sachen Gegenſtand 
der Beſitz- und Eigentumsübertragung ſein können 
(vgl. z. B. RG. Bd. 52 S. 385; RG St. Bd. 47 
S. 44; Gruch Bd. 51 S. 616, 58 S. 1029; JW. 1912 
S. 797; Warneyer Rechtſpr. 5. Jahrg. S. 236), ein 
Rechtsſatz, der dem Beklagten nach ſeinem eigenen 
Vorbringen bekannt geweſen iſt. Daß die zu über— 
eignenden Sachen einzeln aufgeführt werden, iſt nicht 
immer erforderlich; es genügt auch eine fie zuſammen— 
faſſende verkehrsübliche Bezeichnung, z. B. der Aus⸗ 
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druck Warenlager, vorausgeſetzt, daß alle zu einem 
beſtimmten Warenlager gehörigen Gegenſtände über⸗ 
eignet werden ſollen. Wird aber ſtatt einer ſolchen 
zuſammenfaſſenden Bezeichnung eine Aufzeichnung der 
einzelnen Waren gewählt, ſo bedarf es deren genauer 
Individualiſierung, mögen ſie auch tatſächlich das ge⸗ 
ſamte Warenlager ausmachen. Damit ſtehen die von 
dem BG. angezogenen Urteile des VII. 35. vom 
15. Juni und 14. November 1911 (VII 612/10 und 
68/11, im Auszug abgedruckt in JW. 1911 S. 762, 
1912 S. 144) nicht in Widerſpruch. In dem erſteren 
Urteil iſt vielmehr Gewicht gelegt auf die „Konkre⸗ 
tiſierung“ der zu übereignenden Sachen durch die An⸗ 
gabe, daß die in beſtimmten Lagerräumen befindlichen 
Waren in ihrer Geſamtheit in das Eigentum des 
Erwerbers übergehen und daß die neu anzuſchaffenden 
Erſatzſtücke eben in dieſe Räume hineingebracht werden 
ſollen; und in dem zweiten wird die nötige Beſtimmt⸗ 
heit des Vertragsgegenſtandes darin gefunden, daß 
alle Waren veräußert werden ſollten, die ſich z Zt. 
des Vertragsſchluſſes in einem beſtimmten Raume, 
nämlich dem Laden des Veräußerers befanden. Hier 
enthält der Vertrag keine dementſprechende Bezeichnung; 
er läßt nicht erkennen, daß alle Waren (mit Ausnahme 
der Orientteppiche) übereignet werden ſollten. Des⸗ 
halb entſchuldigt der von dem Berufungsrichter feſt⸗ 
geſtellte Glaube des Beklagten, die in dem Verzeichnis 
aufgeführten Waren umfaßten das Warenlager, den 
Beklagten nicht. Vielmehr iſt zu prüfen, ob der Be⸗ 
klagte annehmen durfte, die Anlage des Vertrags 
enthalte eine genügende Individualiſierung der zu 
übereignenden Einzelſachen. Ebenſo bedarf auch die 
Frage einer nochmaligen Prüfung, ob die Beſtimmung 
über den Eigentumsübergang an den Erſatzſtücken von 
dem Beklagten als ausreichend erachtet werden durfte, 
da der Berufungsrichter dies bisher nur unter dem 
obigen unzutreffenden Geſichtspunkte bejaht hat. (Urt. 
vom 12. Mai 1916, III 26/16). 
3995 
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VI 


Kann die Kündigung aus wichtigen Gründen beim 
Dieuſtverhältuiſſe im voraus ausgeſchloſſen oder ein: 
geſchränkt werden 7 Der Kläger war Leiter einer Zweig⸗ 
niederlaſſung der Beklagten. Das Dienſtverhältnis 
wurde nach Ablauf der im Anſtellungsvertrage feſt⸗ 
geſetzten Zeit auf unbeſtimmte Zeit fortgeſetzt (BGB. 
8 625). Gegenüber einer dann erfolgten Entlaſſung 
berief ſich der Kläger auf 87 Abſ. 2 des Anſtell ungs⸗ 
vertrages, wonach die Beklagte zur Kündigung nur 
berechtigt ſein ſollte, wenn der Kläger ihre Intereſſen 
vorſätzlich oder mutwillig in gröblicher Weiſe verletze. 
Der Einwand wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: „Noch weniger kann ſich 
der Kläger auf S7 Abſ. 2 des Vertrages gegenüber 
der nach $ 70 HGB. erfolgten Entlaſſung wegen eines 
wichtigen Grundes ſtützen. Denn ſelbſt wenn man 
der Reviſion darin folgen wollte, daß die in 8 7 Abſ. 2. 
enthaltene Einſchränkung der Kündigungsbefugnis 
gleich anderen Vertragsbeſtimmungen auch für die 
Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes auf unbeſtimmte 
Zeit in Kraft geblieben ſei, müßte ſie gegenüber dem 
Grundſatze des §S 70 HGB. zurücktreten. Dieſer Grund⸗ 
ſatz beruht auf dem Gedanken, daß bei dem auf eine 
gewiſſe Dauer berechneten und auf beiderſeitigem Ver— 
trauen begründeten Dienſtverhältniſſe nichtvorher— 
geſehene Umſtände eintreten können, welche die fo— 
fortige Aufhebung des Verhältniſſes verlangen, wenn 
nicht das Intereſſe des einen oder des anderen Teiles 
in unbilliger Weiſe geſchädigt werden ſoll. Die Kündigung 
aus wichtigen Gründen kann daher, wie im Falle des 
8 626 BGB., im voraus nicht ausgeſchloſſen oder ein- 
geſchränkt werden, RG. 69, 365; 75, 234. Zudem 
ſtellt das BG. am Schluſſe ſeiner Ausführungen aus— 
drücklich feſt, es ſei kein Anhaltspunkt dafür vorhanden, 


— 


daß die Parteien durch den Vertrag eine Entlaſſung 

auf Grund des 8 70 ausſchließen oder in einem Falle 

wie dem vorliegenden an eine Kündigungsfriſt von 
echs Monaten knüpfen wollten. Es bedarf daher nicht 
er Prüfung, ob die Vorausſetzungen des 8 7 Abſ. 2 

des Vertrages gegeben waren ... (Urt. des III. 35. 

vom 6. Oktober 1916, III 161/16). — e — 
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B. Strafſachen. 
1 


Auf den Schutz des 5 193 StG. hat unter um- 
ſtänden Auſpruch, wer ſich einer anderen Perſon zum 
Denen für eine ihr zugefügte Unbill erbietet. Ein 
olches Erbieten kaun in den Rahmen einer amtlichen 
. fallen, aber auch ſenſt zur Wahrnehmung be⸗ 
rechtigter Intereſſen geſchehen, beiſpielsweiſe durch den 
Angehörigen einer Gemeinde bei ciner Unbill, die ein 
Beamter der Gemeinde in ſeinem Amt einem Dritten 
zugefügt hat. Der Ausdruck „rüpelhaft“ überſchreitet 
an ſich nicht die Grenze des nach 5 193 Znuläſſigen. 
Aus den Gründen: Der Bürgermeiſter G., der 
auch ſonſt im Rufe ſteht, Leuten mit denen er amtlich 
zu tun hat, unangemeſſen und kränkend zu begegnen, 
hat ſich im November 1914 bei einer Schulbeſichtigung 
der Lehrerin H. gegenüber ſo benommen, daß es auf 
die Unbeteiligten den Eindruck der Unhöflichkeit machen 
konnte, indem er bei der Begrüßung und ſpäter den 
Hut nicht abnahm und die Lehrerin bei dem Vortrag 
ihrer Wünſche kaum zu Worte kommen ließ. Der bei 
dem Vorfall als Ortsſchulinſpektor anweſende jetzige 
Angeklagte Pfarrer Dr. L. hat unter dem Eindrucke 
deſſen alsbald nach dem Vorfalle zu der Lehrerin ge⸗ 
äußert, er finde das Verhalten des Bürgermeiſters 
ungehörig und nach feinem Begriffe geradezu rüpelhaft, 
ſie könne von dieſer Aeußerung Gebrauch machen. Die 
Lehrerin hat gegen den Bürgermeiſter wegen ſeines 
Verhaltens zu ihr bei dem vorgeſetzten Landratsamt 
Beſchwerde erhoben und dabei auf die Aeußerung des 
Angeklagten Dr. L. hingewieſen. Das L. ſpricht die 
Lehrerin frei, weil ſie die Aeußerung nur zur Wahrung 
ihres berechtigten Intereſſes an der Erlangung ange⸗ 
meſſener Behandlung gebraucht habe und aus der 
Wiedergabe des Ausdruckes rüpelhaft als von einem 
Dritten gebraucht nicht deſſen Aneignung und die 
Abſicht der Beleidigung folge. Dem Angeklagten Dr. L. 
aber verſagt das LG. den Schutz des § 193 StGB., 
weil er feine Aeuſerung nicht etwa in amtlicher Eigen- 
ſchaft als Ortsſchulinſpektor, ſondern nach den Ums 
ſtänden als Privater über einen Privaten gemacht 
habe und weil andrerſeits das Wort „rüpelhaft“ nach 
dem allgemeinen Sprachgebrauch keineswegs eine objek⸗ 


tive Schilderung, ſondern die verletzende Bezeichnung 


eines in hohem Grade unpaſſenden Verhaltens in ſich 
ſchließe, die Aeußerung daher der Form nach bes 
leidigend ſei. Der auf die Rüge der Verletzung des 
8 193 StGB. geſtützten Reviſion des Angeklagten kann 
der Erfolg nicht verſagt werden. Nicht unbedenklich 
iſt ſchon die Feſtſtellung, daß der Angeklagte ſeine 
Aeußerung nur als Privater über einen Privaten ge— 
macht habe. Denn aus den übrigen Feſtſtellungen 
ergibt ſich, daß es ſich bei dem Vorgange, der zu der 
Aeußerung Anlaß gab, um eine Amtshandlung des 
Bürgermeiſters, nämlich um die Beſichtigung der Schul— 
räume und die Beſcheidung der Wünſche der Lehrerin 
handelte, daß dabei der Angeklagte als Ortsſchul— 
inſpektor anweſend war, Anſtand an dem amtlichen 
Verhalten des Bürgermeiſters gegen die Lehrerin nahm 
und dieſer anheimſtellte, an zuſtändiger Stelle Be— 
ſchwerde zu führen und ihn als Zeugen der unan— 
gemeſſenen Behandlung zu benennen. Bei dieſer Ge— 
ſamtlage iſt unklar, wie das LG. ohne Rechtsirrtum 
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die Beurteilung eines Privaten und um die Aeußerung 
eines Privaten. Denn es müßte als rechtsirrig an⸗ 
geſehen werden, wenn das 88. angenommen hätte, 
die Vernachläſſigung des geſellſchaftlichen Anſtandes 
und der Höflichkeit bei einer Amtshandlung gegen die 
von der Amtshandlung betroffenen Bi ſei nur 
als Privatſache und nicht als Art der Vornahme der 
Amtshandlung zu betrachten. Auch wäre es rechts⸗ 
irrig, anzunehmen, daß der Ortsſchulinſpektor not⸗ 
wendigerweiſe aus dem Rahmen feiner Amtstätigfeit 
heraustrete, wenn er eine bei der amtlichen Behandlung 


der Lehrperſonen vorgekommene Unbill nicht ſelbſt | 


anzeigt, ſondern vorzieht, die Anzeigeerſtattung der 
Nächſtbetroffenen zu überlaſſen, ſich aber als Zeugen 
benennen läßt. Aber auch abgeſehen hiervon iſt der 
8 193 St. vom LG. nicht erſchöpft. Wer einer 
Gemeinde angehört und wie der Angeklagte nach ſeinen 
Verhältniſſen in der Lage iſt, mit deren Beamten in 
amtliche Berührung zu kommen, dem kann, auch wenn 
man ihn als Privaten zu betrachten hat, das Intereſſe 
daran nicht abgeſprochen werden, daß der Beamte die 
von feiner Amtstätigleit Betroffenen höflich und an⸗ 
gemeſſen behandelt. Geſchieht das Gegenteil in ſeiner 
Gegenwart einem anderen, In darf ihm ſchon wegen 
der Möglichkeit der Ausdehnung und Rückwirkung 
ſolchen Verhaltens auf ihn ſelbſt nicht verſagt werden, 
zur Beſſerung des Verhältniſſes für die Zukunft dem 
Verletzten ſeine Hilfe als Zeuge anzubieten und dabei 
einen Eindruck von dem Vorfall zu offenbaren. Von 
15 Geſichtspunkt aus hat das LG. den Sachver⸗ 
halt bisher nicht gewürdigt. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß es dann zu einem anderen Ergebnis gekommen wäre. 
Auch feine Schlußerwägung über die Form der Aeuße⸗ 
rung ſchließt dies nicht aus. Denn auch ſie iſt rechtlich 
nicht bedenkenfrei. Indem das LG. ausführt, das 
Wort „rüpelhaft“ „werde nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch nicht zur objektiven Schilderung verwendet, 
ſondern zur verletzenden Bezeichnung eines in hohem 
Maße unpaſſenden Verhaltens“, hält es Form und 
Inhalt nicht auseinander. Die Behauptung eines in 
hohem Maß unpaſſenden Verhaltens iſt ſtets ver⸗ 
letzend. Wenn es alſo dem Angeklagten nur darauf 
ankam, das a ie als in hohem Maß unpaſſend 
zu bezeichnen und er nur dies zum Ausdruck bringen 
wollte und brachte, ſo war ihm des verletzenden 
Charakters der Aeußerung wegen der Schutz des 8 193 
nicht zu verſagen. Zu verſagen war der Schutz nur 
dann, wenn, abgeſehen von dieſem Inhalt der Aeuße⸗ 
rung, die gewählte Form bewies, daß der Aeußernde 
die Abſicht der Beleidigung hatte. Das iſt aber bis⸗ 
her nicht einwandfrei feſtgeſtellt. (Urt. vom 3. Oktober 
1916, 5 D 348/16). E. 
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II. 

Zu 5 133 St.: Entwendung zur Vernichtung 
beſtimmter Brotmarken ans dem Gewahrſam einer Be⸗ 
hörde. Aus den Gründen: Nicht begründet iſt, 
das muß der Reviſion zugegeben werden, nach dem 
angefochtenen Urteil die Anſicht des LG., der im 
Auguſt 1915 auf dem ſtatiſtiſchen Amt der Stadt B. 
bei der Brotmarkenverteilung beſchäftigte Angeklagte 
ſei damals Beamter geweſen. Die für erwieſen er⸗ 
achteten Tatſachen rechtfertigen jedoch die Verurteilung 
aus 8 133 Abſ. 2 StGB. zu der Mindeſtſtrafe von 
3 Monaten Gefängnis. Insbeſondere iſt 8 133 nicht, 
wie die Reviſion meint, hier deshalb unanwendbar, 
weil die vom Angeklagten beiſeite geſchafften, noch 
unbenutzte Kontrollmarken enthaltenden Brotkarten 
für die Stadt und jeden Dritten, der nicht Bäcker iſt, 
keinen Wert hatten. Auf die Frage, welcher Wert 
den in 8 133 bezeichneten Gegenſtänden beizumeſſen 
ſei, kommt es für die Anwendbarkeit des § 133 über⸗ 
haupt nicht an. Die Brotkarten waren in den Ges 
wahrſam des ſtatiſtiſchen Amtes gelangt, um dort den 


zu der Annahme gelangen konnte, es handle ſich um Zwecken amtlicher Verfügungsgewalt zu dienen. Als 
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der Angeklagte fie behufs Uebergabe an den Bäder 
meiſter K. ſich aneignete, befanden ſie ſich dort um 
vernichtet zu werden. Dieſe Beſtimmung hob den 
Gewahrſam nicht auf; auch eine nur vorübergehende 
amtliche Aufbewahrung genügt zur Anwendung des 
8 133 (vgl. RSSt. Bd. 33 S. 413 [414] und Bd. 23 
S. 282 [284]). (Urteil vom 5. Oktober 1916, 5 D 
357 / 1916). E. 

2988 

III. 

Iſt 5 134 BJ ll. anf die Einführung von Pfer⸗ 

den aus Oeſterreich nach Bayern anwendbar? Das 
LG. verurteilte den Angeklagten wegen eines Vergehens 
nach 8 74 Nr. 3 und 87 Abſ. 1 Vieh. in Tateinheit 
mit einem Vergehen nach 8 134 BZoN®. und einem 
Vergehen nach 8 2 RG. vom 9. September 1895 betr. 
die Ausführung des mit Oeſterreich⸗Ungarn abge⸗ 
ſchloſſenen Zollkartells, weil er bewußt verbotwidrig 
zwei Pferde unter Umgehung der Einſuhrſtelle und der 
tierärztlichen Kontrolle aus Oeſterreich nach Bayern 
eingeführt habe. Das RG. beſeitigte die Verurteilung 
aus $ 134 Voll. 

Aus den Gründen: Die Anwendung des 
§ 134 ſetzt voraus, daß die Einfuhr grundſätzlich ver⸗ 
boten und höchſtens in Ausnahmefällen geſtattet iſt. 
Der genannte Paragraph iſt alſo nicht anwendbar, 
wenn die Einfuhr grundſätzlich geſtattet iſt und nur 
gewiſſen Beſchränkungen in bezug auf Art oder Zeit 
unterliegt (RGSt. Bd. 28 S. 51, 195 [197]). Nach den 
zutreffenden Ausführungen des angefochtenen Urteils 
iſt in Bayern die Einfuhr von Pferden aus Oeſterreich 
nicht grundſätzlich verboten, ſondern auf beſtimmte 
Eintrittsſtationen beſchränkt und einer tierärztlichen 
Kontrolle unterworfen (Bay Min Bek. vom 25. Februar 
1906, GVBl. S. 53); infolgedeſſen kommt der $ 134 
Voll G. nicht in Frage. (Urteil des J. StS. vo 
23. März 1916, 1 D 28/16). E. 
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Verwendung als Saatgerſte gekaufter Gerſte 1 
anderen Zwecken. Aus den Gründen: Nach 8 41 
BRBDO. vom 28. Juni 1915 über den Verkehr mit 
Gerſte aus dem Erntejahr 1915 (RGBl. 384) waren 
mit dem 1. Juli desſ. Is. die an dieſem Tage auf Grund 
der BRBO. vom 9. März und 17. Mai 1915 (RGBl. 
139, 282) noch für das Reich beſchlagnahmten und 
infolge dieſer Beſchlagnahme der Verwendung und 
Verarbeitung in den Betrieben der Beſitzer entzogenen 
($ 380. vom 9. März 1915) Vorräte von Gerſte für 
den Kommunalverband beſchlagnahmt, in deſſen Be⸗ 
zirke ſie ſich befanden, alſo keineswegs, wie die Re⸗ 
viſion meint, mit dem Außerkrafttreten der älteren 
Beſtimmungen zu beliebiger Verwendung frei ge⸗ 
worden. Vielmehr unterſtanden ſie fortan den näm⸗ 
lichen Vorſchriften, die für die im Reiche angebaute 
Gerſte aus dem Erntejahr 1915 laut der VO. vom 
28. Juni 1915 galten. Allerdings durften trotz der Be⸗ 
ſchlagnahme nach 8 7 daf., der den 8 4 Abſ. 3e der 
ält. VO. erſetzte, Unternehmer landwirtſchaftlicher Bes 
triebe aus ihren Vorräten — gleichviel welcher Ernte — 
ſelbſtgezogene Saatgerſte für Saatzwecke liefern, falls 
ſie ſich nachweislich in den letzten 2 Jahren mit dem 
Verkaufe von Saatgerſte befaßt hatten, und es endete 
nach 8 8 durch eine ſolche Veräußerung die Beſchlag— 
nahme dann, wenn die Gerſte infolge der Veräuße⸗ 
rung aus dem Bezirke des Kommunal verbandes entfernt 
wurde oder in das Eigentum eines im Bezirke des⸗ 
ſelben Kommunalverbandes belegenen Betriebes mit 
Kontingent gelangte. Nach $ 10 Nr. 4 macht ſich jedoch 
ſtrafbar, wer als Saatgerſte erworbene Gerſte ohne 
Genehmigung der zuſtändigen Behörde zu anderen 
Zwecken verwendet und zwar gleichviel, ob im Zeit— 
punkte der Verwendung die Gerſte beſchlagnahmt iſt 
oder nicht. Denn im Gegenſatze zu Nr. 1 und 2 ſtellt 
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Nr. 4 des § 10 den Umſtand, daß die Gerſte beſchlag⸗ 
nahmt ſei, nicht als Tatbeſtandserfordernis ihrer 
ſtrafbaren Verwendung auf, ſowenig wie dies in 
8 7 Abſ. 2 der früheren VO. vom 9. März 1915 
und hinſichtlich des Hafers in §S 7 Abſ. 2 BRB O. 
vom 13. Jebruar 1915 (RGBl. 81), desgleichen 
hinſichtlich des Brotgetreides in 8 7 Abſ. 2 BRVO. 
vom 25. Januar 1915 (RGBl. 35) geſchehen war. Was 
die Reviſion hiergegen ausführt, geht fehl. Sie nimmt 
an, daß hinſichtlich der Gerſte aus früheren Ernten 
nach der VO. vom 28. Juni 1915 Lücken beſtänden, 
ſofern dieſe die älteren Beſtimmungen aufhebe und 
nur den Verkehr mit Gerſte aus dem Erntejahre 1915 
regele, und ſofern mit einer nach § 4 Abſ. 36 BO. 
vom 9. März 1915 erlaubten Lieferung nach einem 
Ort außerhalb des Kommunalverbandes, für den be⸗ 
ſchlagnahmt war, die Beſchlagnahme aufgehört und 
die BD. vom 28. Juni 1915 inſoweit eine erneute Bes 
ſchlagnahme nicht angeordnet habe, demzufolge ſei der 
Angeklagte zur freien Verfügung über die von ihm 
erworbene Gerſte befugt geweſen, für die nicht feſt⸗ 
geſtellt ſei, ob ſie aus dem Erntejahr 1915 ſtamme. 
Dieſe Annahme beruht auf einem Mißverſtändniſſe des 
im vorſtehenden dargelegten Sinnes der einſchlägigen 
Vorſchriften. Ebenſowenig trifft die weitere Be⸗ 
hauptung zu: die Verwendung als Saatgerſte ein⸗ 
gekaufter Gerſte zu anderen Zwecken ſei nur ſolange 
ſtrafbar, als ſie zur Ausſaat überhaupt noch ver⸗ 
wendet werden könne, was nach dem Ablaufe der 
nächſten Saatzeit, die in den Auguſt falle, aus⸗ 
geſchloſſen ſei. $ 10 Nr. 4 der a. BO. unterſcheidet 
nicht in dieſer Weiſe, ſondern knüpft, offenbar um 
Geſetzesumgehungen tunlichſt vorzubeugen, die Zus 
läſſigkeit der anderen Verwendung für jede als Saat⸗ 
gerſte erworbene Gerſte, einerlei, welcher Beſchaffenheit, 
an die behördliche Genehmigung. Wie feſtgeſtellt. hat 
der Angeklagte Ende Juli und im Auguſt und Sep⸗ 
tember 1915 Gerſte, von der er ſelbſt nicht behauptet, 
daß fie aus dem Ausland eingeführt geweſen ſei (8 32 
BRVO. vom 9. März 1915 und 8 43 BRVO. vom 
28. Juni 1915), mit der ausdrücklichen Beſtimmung, 
ſie zu Saatzwecken zu verwenden, von verſchiedenen 
Lieferanten bezogen und hiervon im Oktober und 
November 1915 einen ſehr großen Poſten teils un⸗ 
vermahlen, teils als Mehl an Dritte zu menſchlicher 
Nahrung und als Viehfutter fortgeſetzt verkauft, hierbei 
auch ohne behördliche Erlaubnis und in voller Kenntnis 
der obgedachten Vorſchriften gehandelt. Seine Ver⸗ 
urteilung aus § 10 Nr. 4 a. a. O. unterliegt daher 
keinem rechtlichen Bedenken. (Urteil des V. StS. vom 
11. Juli 1916, 5 D 276/1916). E. 
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Hehlerei oder Teilnahme an Unterſchlagung? Aus 
den Gründen: Der Sachverhalt gebot die Prüfung, 
ob ſich nicht der Angeklagte anſtatt des Verbrechens 
gegen die SS 259, 260 StGB., der Anſtiftung zur Unter⸗ 
ſchlagung ſchuldig gemacht hat. In dieſer Hinſicht läßt 
das Urteil jede Erörterung vermiſſen, obgleich ſowohl 
im Oktober wie am 10. November 1915 der wegen 
Unterſchlagung verurteilte D. erſt infolge der Auf- 
forderung des Angeklagten eine ſtrafbare Tätigkeit 
entfaltet hat. Im Ottober 1915 hat D. eine Unter⸗ 
ſchlagung dadurch verübt, daß er aus einer ihm ans 
vertrauten, dem Konſumverein H. gehörigen 50 Liter- 
Kanne etwa 2 Liter Oel in die ihm vom Angeklagten 
überreichte Oelkanne abgefüllt hat. Da hiernach die 
Unterſchlagung der 2 Liter Oel nur mit Hilfe des An⸗ 
geklagten und erſt in dem Zeitpunkte vollendet worden 
iſt, in welchem der Angeklagte ſchon durch das Ab— 
füllen des Oels in ſeine Kanne das Oel an ſich brachte, 
ſo verſtößt die Auffaſſung des Vorderrichters, Hehlerei 
ſei gegeben, gegen das Geſetz. Im Sinne des 8 259 
StGB. kann von Sachen, die „mittels einer ſtrafbaren 
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Handlung erlangt find“, vor ſolcher Erlangung, alſo 
vorliegendenfalls vor Vollendung der Unterſchlagung, 
keine Rede ſein. Der hier vom LG. außer acht ge⸗ 
laſſene Rechtsſtandpunkt kommt aber auch für den 
10. November 1915 in Betracht. Damals hat D. dem 
Angeklagten ein Stück Speck von einer dem Konſum⸗ 
und Sparverein gehörigen Speckſeite mit einem Meſſer 
abgeſchnitten, das der Angeklagte ihm zu dieſem Zweck 
1 hatte, und zugleich eine Kiſte mit 30 Pfund 
argarine ſowie 5 Pakete Kaffee widerrechtlich an den 
Angeklagten abgegeben. (Urteil des V. StS. vo 
11. Juli 1916, 5 D 326/1916). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Berweigerung einer gemeindlichen Abgabe für die 
Benützung eines Triebwaſſers wegen eines die Beſugnis 
zur Benützung gewährenden dinglichen Nechts. Die Ge⸗ 
richte ſind zuſtändig, wenn Einwendungen gegen die 
Zwangsvollſtreckung wegen eines aus dem öffentlichen 
Recht abgeleiteten Auſpruchs darauf geſtützt werden, 
daß der Auſpruch gegen den Schuldner wegen eines 
dieſem zur Seite ſtehenden Auſpruchs des bürgerlichen 
Nechts nicht durchgteiſe. Die Zuſtändigkeit der Gerichte 
wird nicht dadurch ansgeſchloſſen, daß der Schuldner in 
Verbindung mit Einwendungen, die, für ſich betrachtet, 
der Entſcheidung der Gerichte unterliegen, nur im Sinne 
einer Kechtsverwahrung — nicht als Grundlage eines 
anfänglichen oder vorſorglichen Klageantrags — Ein⸗ 
wendungen vorbringt, die zur Zuſtändigkeit der Ber- 
waltungsbehörden gehören (rechtsrh. GemO. Art. 56, 
AG. 380. Art. 7 Abſ. 2, B66. Art. 8 Nr. 31, Art. 13 
Abſ. 1 Nr. 1. G86. 6 13). Eine Stadtgemeinde hat 
auf Grund des Art. 56 rechtsrh. GemO. eine Satzung 
über die Regelung der, Waſſerradzinſen“erlaſſen, die von 
den Triebwerkbeſitzern am L.⸗Fluß für die Benützung 
des Triebwaſſers an die Stadtgemeinde zu entrichten 
find (S 2 Abſ. 1). „Die Höhe der Waſſerradzinſen wird 
jeweils vom Stadtmagiſtrat unter Zuſtimmung der 
Gemeindebevollmächtigten feſtgeſetzt; bis auf weiteres 
ſind vom 1. Oktober 1912 an für jede dynamiſche 
Pferdekraft 15 M Waſſerradzinſen zu entrichten“ ($ 3 
Abſ. I und II). „Die Waſſerradzinſen find eine dem 
jeweiligen Eigentümer des Triebwerkanweſens ob⸗ 
liegende Verbindlichkeit gemäß Art. 56 GemO.“ (5 7). 
Gemäß dieſer Satzung forderte der Stadtmagiſtrat von 
den Müllersehegatten M. für die Zeit vom 1. Oktober 
1913 bis zum 30. September 1914 einen Waſſerradzins 
von 1512 M. Hieran zahlten die Ehegatten M. den 
Betrag von 450 M, die Zahlung des Reſtes von 
1062 M verweigerten fie. Auf Grund vollſtreckbaren 
Ausſtandsverzeichniſſes betrieb der Stadtmagiſtrat 
gegen fie die Zwangsvollſtreckung durch Mobiliar— 
pfändung. Daraufhin erhoben fie gegen die Stadt— 
gemeinde Klage mit dem Antrag, die auf Grund 
des vollſtreckbaren Ausſtandsverzeichniſſes betriebene 
Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig zu erklären und 
einzuſtellen. Zur Begründung des Antrags machten 
ſie geltend, dem jeweiligen Eigentümer ihrer Mühle 
ſtehe gegenüber der Stadtgemeinde als der Eigen— 
tümerin des Kanals das dingliche Recht auf unent— 
geltliche Benützung der ſtrittigen Waſſerkraft zu. Das 
behauptete Recht fei eine Dienſtbarkeit nach bürger— 
lichem Recht, erworben durch unvordenkliche Ver⸗ 
jährung. Danach ſeien die Kläger von der Entrich— 
tung von Waſſerzinſen befreit und die Stadtgemeinde 
nicht befugt, auf Grund einer nach Art. 56 GemO. ers 
laſſenen Satzung derartige Gebühren von ihnen zu ver— 
langen. Uebrigens würden von ihnen nicht 100 Pferde— 
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kräfte, wie der Magiſtrat ſeiner Berechnung zugrunde 
lege, ſondern nur 25 Pferdekräfte benützt. Die Bes 
klagte brachte die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs vor und verweigerte die Verhandlung zur Haupt⸗ 
ſache, da der geforderte Waſſerzins zu den öffentlichen 
Gefällen gehöre. Bei Streitigkeiten hierüber ſei nach 
Art. 8 Nr. 31 VSG. unter Ausſchluß der bürgerlichen 
Gerichte der Verwaltungsgerichtshof zur Entſcheidung 
berufen. Einwendungen gegen die Zwangsvollſtreckung 
aus dem Ausſtandverzeichnis könnten nur bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden, nicht aber bei den Gerichten geltend 
gemacht werden. Das LG. verwarf durch Zwiſchen⸗ 
urteil die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs, 
während das OLG. das Urteil des LG. aufhob und 
die Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs abwies. 
Auf die Reviſion der Kläger hin wurde das Urteil 
des OLG. aufgehoben und die Berufung der Beklagten 
gegen das landgerichtliche Urteil verworfen. 

Aus den Gründen: Unzutreffend iſt die Auf⸗ 
faſſung des LG.s, daß die Klagepartei durch die Geltend⸗ 
machung eines der Forderung der Stadtgemeinde ent⸗ 
gegenſtehenden dinglichen Rechtes die aus dem Art. 56 
Abſ. 1 GemO. hergeleitete Berechtigung des Magiſtrats, 
von den Triebwerksbeſitzern für die Benützung des 
Triebwaſſers Gebühren in beſtimmter Höhe zu erheben, 
an ſich beſtreite. Nirgends im Verlaufe des Rechts⸗ 
ſtreits haben die Kläger den Rechtsbeſtand der gemeind⸗ 
lichen Satzung vom 2. Juli 1913 etwa aus dem Grund 
angefochten, weil der Stadtgemeinde die Zuſtändigkeit 
zur Erlaſſung der Satzung oder weil es an den geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen für eine derartige Anordnung 
des Stadtmagiſtrats gefehlt habe, weil der Beſchluß 
nicht ordnungsmäßig zuſtande gekommen oder nicht 
ordnungsmäßig bekannt gemacht worden ſei uſw. Da⸗ 
durch, daß die Kläger ein beſtehendes Recht i. S. des 
Art. 56 Abſ. 3 GemO. behaupteten, dem gegenüber die 
Stadtgemeinde den Anſpruch auf die ſog. Waſſerrad⸗ 
zinſen „nicht auf den Art. 56 Abſ. 1 gründen könne, 
haben fie keineswegs den Rechts beſtand der Satzung als 
ſolchen verneint; ſie haben nur einen Umſtand vor⸗ 
geſchützt, der nach ihrem Dafürhalten die Verfolgung 
des auf die Satzung gegründeten Anſpruchs ihnen gegen⸗ 
über ausſchließt, der ſie berechtigt, der Durchführung 
der die Triebwerksbeſitzer insgemein bindenden An⸗ 
ordnung für ihre Perſon zu widerſprechen, weil ſie 
das dingliche Recht der unentgeltlichen Benützung der 
bei ihrer Mühle vorhandenen Waſſerkraft ſchon er- 
worben hatten, als die Gemeinde die im öffentlichen 
Rechte begründete Befugnis zur Erhebung von Waſſer⸗ 
radzinſen für ſich in Anſpruch nahm. Danach gehört 
aber nicht nur das behauptete Recht dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechtes an, ſondern es liegt in dem Ein⸗ 
wand auch die Behauptung, daß die Forderung, für 
welche die Vollſtreckung ſtattfindet, im Grunde zur Zus 
ſtändigkeit der Gerichte gehöre, weil ſie ſich den Klägern 
gegenüber auf den Art. 56 Abſ. 1 Gem. nicht ſtützen 
laſſe und daher einen unbefugten Eingriff in die beſtehen⸗ 
den Rechte der Kläger bedeute. Ueber Einwendungen 
dieſer Art haben aber nach dem der Vorſchrift des 
Art. 885 Abſ. 2 der bayer. PO. vom 29. April 1869 
nachgebildeten Art. 7 Abſ. 2 AG. ZPO. und KO. die 
Gerichte und zwar das nach 8 767 ZPO. zuſtändige 
Gericht zu entſcheiden (Wernz, Komm. z. PO., Abt. 2 
S. 708 Anm. 5 Nr. 4 zu Art. 883 bis 886; fr. Samml. 
Bd. 7 S. 137; KompͤKonflGH. Samml. S. 239).— 
Nicht begründet iſt das Bedenken, daß ja die Klagepartei 
auch gegen die Berechnung der Gebühren ſelbſt eine 
Beanſtandung erhoben habe. Das Bedenken wäre be— 
rechtigt, wenn die Einwendungen der Kläger allein 
oder neben anderen Gründen darauf beruhen würden, 
daß eine in dem öffentlichen Rechte wurzelnde Forderung 
der Stadtgemeinde nicht in der angeſprochenen Größe 
entſtanden ſei; denn in dieſem Falle wären die Ein— 
wendungen nach der klaren Vorſchrift des Geſetzes bei 
der zuſtändigen Verwaltungsbehörde anzubringen ge— 
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weſen, die Zuſtändigkeit der Gerichte wäre für fie aus⸗ 
geſchloſſen. Die Kläger haben aber die Behauptung, 
daß ſie nicht die der Berechnung der Stadtgemeinde 
zugrunde gelegten 100 Ihre Mahle ſondern tatſächlich 
nur 25 Pferdeſtärken für ihre Mühle ausnützen, nicht als 
Klagegrund eingeführt und auch nicht zur Grundlage 
eines anfänglichen oder vorſorglichen Klageantrags 
gemacht; ſie haben die Tatſache nur im Sinn einer 
Rechtsverwahrung im Anſchluß und in Verbindun 

mit ſolchen Einwendungen vorgebracht, die, für fi 

betrachtet, der Entſcheidung der Gerichte unterliegen. 
(Urt. des II. ZS. vom 2. Okt. 1916, Reg. I Nr. 


3985 . 


II. 


Nimmt ein an ſich nicht zuſtändiges Gericht Er⸗ 
klärungen der Beteiligten über Anerkeununt der Bater⸗ 
ſchaft und Leiſtung des Unterhalts entgegen, jo iſt das 
nicht eine vormundſchaftsgerichtliche Tätigkeit, ſondern 
eine ſolche des Beurkundungsgerichts. 54 88. ſetzt 
das Borhandenfein mehrerer zuſtändiger Gerichte vor⸗ 
ans. Am 24. Dezember 1914 gebar die minderjährige 
Sch. in Sch., AG.s Sch., im Wohnwagen ihres Vaters 
ein uneheliches Kind. Von dem Standesamte wurde 
eine Geburtsanzeige an das AG. Sch. nicht erſtattet. 
Die Anordnung einer Vormundſchaft unterblieb. Später 
erſchienen vor dem AG. N. die Kindsmutter, ihr 
Vater und der ledige Händler L. R. Dieſer erkannte 
zu gerichtlichem Protokoll die Vaterſchaft zu dem Kinde 
der Sch. an und verpflichtete ſich zu den von ihm 
verlangten Unterhaltsleiſtungen. Nach Erklärung der 
Sch. hatten ihre Eltern zur Zeit der Geburt des Kindes 
ihren Wohnſitz in W., AG.s J. Das Obs., dem 
die Akten nach 8 5 JG. zur Entſcheidung der Zus 
ſtändigkeitsfrage vorgelegt wurden, erklärte das AG. J. 
als zur Führung der Vormundſchaft zuſtändig. 

Aus den Gründen: Nach § 36 Abſ. 1 
FGG. iſt für die Vormundſchaft das Gericht zus 
ſtändig, in deſſen Bezirke der Mündel zu der Zeit, 
zu welcher die Anordnung der Vormundſchaft er⸗ 
forderlich wird, ſeinen Wohnſitz hat. Für ein un⸗ 
eheliches Kind iſt nach den 88 1707, 1773 BG. fo» 
fort nach der Geburt die Vormundſchaft anzuordnen. 
Zu dieſer Zeit hatte die minderjährige Sch., die nach 
811 BGB. den Wohnſitz ihres Vaters teilt, in W. 
ihren Wohnſitz, da ihr Vater damals dort wohnte; 
es iſt deshalb das AG. J. für die Anordnung der 
Vormundſchaft zuſtändig. Die Zuſtändigkeit des AG. 
N. nach 8 4 JGG. kann nicht in Frage kommen, da 
dieſe Vorſchrift das Vorhandenſein mehrerer zuſtän⸗ 
diger Gerichte vorausſetzt, übrigens auch in der Ent⸗ 
gegennahme der Erklärung der Beteiligten nicht eine 
Tätigkeit des AG.s N. als Vormundſchaftsgericht, 
ſondern als Beurkundungsgericht zu erblicken iſt (Henle- 
Schneider, Die Bay AG. BGB., 2. Aufl. S. 329 Anm. 4a). 
(Beſchl. des II. 35. vom 30. Oktober 1916, Reg IV 
Nr. 39/1916). M. 
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B. Strafſachen. 
1 


Wann kann eine in der Regel in ihrem land wirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe tätige Fran für einen Unfall ſtraf⸗ 
rechtlich verantwortlich gemacht werden, der in ihrer 
daneben betriebenen, einem geeigneten Gehilfen unter: 
ſtellten Sägmühle einem Dienitboten infolge Fehlens 
einer vorgeſchriebenen Schutzvorrichtung zugeſtoßen iſt? 
Nichtbeachtung und mangelnde Kenntnis der Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften. Vorherſehbarkeit des Unfalls 
trotz beſonderer Unvorſichtigkeit des Beſchädigten. Die 
angeklagte Müllerswitwe B. betreibt ſeit 1908 auf 
ihrem Anweſen eine Mahl- und Sägemühle, zu der 
eine mit Waſſerkraft betriebene Kreisſäge gehört. Am 
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18. März 1915 ſchnitt der von ihr „ Mühl⸗ 
und Sägegehilfe H. mit der Kreisſäge Latten und er⸗ 
ſuchte um Mithilfe der Hausmagd D. Dieſe und die 
B. halfen bei der Arbeit, erſtere indem ſie den auf ſie 
zukommenden Schubwagen der Kreisſäge heranzog. 
Dabei geriet ſie infolge unvorſichtigen Verhaltens an 
das unverwahrte ſich ſchnell drehende Sägeblatt und 
wurde hiedurch verletzt. B. wurde von der Anklage 
wegen eines Vergehens nach § 230 Abſ. 2 StGB. frei⸗ 
geſprochen. Die Str. verwarf die Berufung des AA.. 
Auf Reviſion des StA.s wurde das Urteil aufgehoben. 

Aus den Gründen: Zur Verneinung der Fahr⸗ 
läſſigkeit und damit des Verſchuldens der B. gelangte 
der zweite Richter hauptſächlich aus folgenden Er⸗ 
wägungen: Die Kreisſäge befand ſich ſeit 15 Jahren 
in dem gleichen Zuſtand im Betriebe der Schneidmühle. 
Auch die Kreisſägen in den benachbarten Betrieben 
enthalten, wie zeugſchaftlich beſtätigt, keine Schutzvor⸗ 
richtungen. Die in den Unfallverhütungsvorſchriften 
der Müllereiberufsgenoſſenſchaft angezogenen Vor⸗ 
ſchriften der Holzinduſtriegenoſſenſchaft — insbeſondere 
der 8 19 — waren der B. nicht bekannt, ſie waren 
ihr niemals zugeſtellt worden. Die neuen Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften, die am 1. Januar 1915 in Kraft 
traten, wurden ihr erſt im April 1915 bekannt gegeben. 
Sie wußte bis dahin von der ſelbſttätigen Schutzhaube 
nichts. Sie hatte für den Betrieb der Mahl⸗ und 
Schneidmühle den verläſſigen, fachmänniſch aus⸗ 
gebildeten Betriebsgehilfen H. aufgeſtellt, der die er⸗ 
forderlichen Vorkehrungen zu treffen hatte. Es könnte 
alſo höchſtens ein Verſchulden dieſes Betriebsleiters 
in Frage kommen, während die B. in erſter Linie 
Landwirtin war, für die die Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften der land» und forſtwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft galten und für die keine Verpflichtung 
beſtand, die Vorſchriften der Holzinduſtrie⸗Berufs⸗ 
genoſſenſchaft ſelbſt zu erholen. Wenn auch die Ge⸗ 
fährlichkeit des ſich drehenden Kreisfägeblattes für 
jedermann klar erkennbar zutage lag, ſo konnte und 
brauchte die B. doch nicht damit zu rechnen, daß die Magd 
ſo ungeſchickt ſein würde, mit der Hand geradezu in 
das Sägeblatt hineinzugreifen. Weil ſie das nicht 
vorausſehen konnte und die von dem Betriebsleiter 9. 
angeſonnene beſondere Dienſtleiſtung vollkommen un⸗ 
gefährlich war, durfte die Angeklagte ihre Dienſtmagd 
zur Arbeitsleiſtung heranziehen. Dazu zwang ſie auch 
der infolge des Krieges beſtehende Mangel an männ⸗ 
lichen Arbeitskräften. Für die Frage der Verurſachung 
des Unfalles wäre ein mitwirkendes Verſchulden der 
Verletzten nicht ohne Bedeutung. — Dieſe Erwägungen 
erregen zum Teil das Bedenken, ob das BG. den Be⸗ 
griff „Fahrläſſigkeit“ i. S. des 8 230 StGB. richtig 
aufgefaßt hat; denn es find einzelne Umſtände ver⸗ 
wertet, die in rechtlicher Hinſicht nicht geeignet ſind, 
den Begriff des fahrläſſigen Verſchuldens auszuſchließen. 
Die Fahrläſſigkeit im ſtrafrechtlichen Sinne ſetzt voraus, 
daß der Täter in der Verurſachung des an ſich nicht 
gewollten rechtswidrigen Erfolges bei Aufwendung 
der durch die Umſtände des einzelnen Falles gebotenen 
Aufmerkſamkeit und Vorſicht den Erfolg als Wirkung 
ſeiner Handlung hätte vorherſehen können. Dazu tritt 
die aus dem Betrieb eines Gewerbes ufw. ſich er⸗ 
gebende beſondere Verpflichtung zur Aufmerkſamkeit 
nach Abſ. 2 a. a. O. War der Betrieb mit der Kreis⸗ 
ſäge, wie die Strafkammer ſelbſt hervorhebt, für die 
dabei beſchäftigten Perſonen mit Gefahr für Leib oder 
Leben verbunden, fo beſtand ſchon nach der Erfahrung 
des täglichen Lebens die Verpflichtung, Vorkehrungen 
zur Abwendung der Gefahr zu treffen. Dieſe Pflicht 
lag der B. aus einem doppelten Grund ob. Nach der 
zwingenden Vorſchrift des 8 618 BGB. hatte fie als 
Dienſtberechtigte Vorrichtungen oder Gerätſchaften, die 
ſie zur Verrichtung der Dienſte zu beſchaffen hat, ſo 
einzurichten und zu unterhalten, daß der Dienſtver— 
pflichtete gegen Gefahr für Leben und Geſundheit 
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ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der Dienſtleiſtung 
es geſtattet. Dies muß für die Kreisſäge gelten, wenn 
die B. ihre ſonſt nur im Hausweſen oder in der Land⸗ 
wirtſchaft beſchäftigte Dienſtmagd an dieſer gewerb⸗ 
lichen Maſchine mitarbeiten ließ. Die gleiche Ver⸗ 
pflichtung iſt aus der Sondervorſchrift des 8 120 a 
GewO. abzuleiten. Mag dieſe i auch nur 
zum Schutze der gewerblichen Arbeiter i. S. des 8 105 
GewO. getroffen worden fein, zu denen die verletzte 
Dienſtmagd nicht zählt (Stöhſel, GewO. [5] Anm. 2 zu 
$ 105), fo enthält die Vorſchrift doch eine Schutz⸗ 
beſtimmung allgemeiner Art, die dem Gewerbeunter⸗ 
nehmer eine Verpflichtung zu beſonderer Vorſicht bei 
der Benützung von Maſchinen u. dgl. auferlegt. Be⸗ 
triebsunternehmerin war die B. nicht nur für den 
landwirtſchaftlichen Hauptbetrieb, fondern auch für 
den dazu gehörigen Nebenbetrieb der Mahl⸗ und 
Schneidmühle. Die bezeichnete Verpflichtung beſtand 
für ſie in Anſehung der Einrichtung und Unterhaltung 
des Mühlenbetriebes trotz der Aufſtellung eines an 
ſich geeigneten Geſchäftsgehilfen. Würde letzteren, wie 
die Urteilsbegründung andeutet, eine Haftung treffen, 
ſo wäre damit die Unternehmerin noch nicht entlaſtet; 
denn es können auch mehrere Perſonen für einen ſchuld⸗ 
haft bewirkten rechtswidrigen Erfolg ſtrafrechtlich ver⸗ 
antwortlich ſein. Noch weniger wäre das Verſchulden 
der B. dadurch beſeitigt, daß auch in den benachbarten 
Mühl betrieben Schutzvorrichtungen an den Kreisſägen 
nicht angebracht waren. Eine Nachläſſigkeit, die ander⸗ 
wärts auch geübt wird, gibt keine Berechtigung zu 
einem ſolchen Verhalten (RG St. Bd. 39 S. 5). Nur mit 
Rückſicht auf beſondere perſönliche Verhältniſſe der B., 
wie Mangel der Befähigung zur Erkenntnis, daß eine 
ſachgemäße Sicherung der Säge möglich ſei, oder das 
Fehlen der Gelegenheit, ſich hierüber Aufſchluß zu 
verſchaffen, könnte ein ſtrafrechtliches Verſchulden ver⸗ 
neint werden. Ob die Nichtbeobachtung von Unfall⸗ 
verhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften ein 
fahrläſſiges Verſchulden begründet, iſt Tatfrage 
(JW. 1910 S. 45). Gegenüber den Ausführungen 
des zweiten Richters muß aber betont werden, daß 
ber die B. ſelbſt um die Kenntnis der Vorſchriften 
er Holzinduſtrieberufsgenoſſenſchaft zu bemühen hatte, 
wenn fie in dem 8 43 der Unfallverhütungsvorſchriften 
der Müllereiberufsgenoſſenſchaft, die ihr im Jahre 1911 
zugeſtellt worden waren, auf jene Vorſchriften hin- 
gewieſen worden war. — Die Erwägungen des Be⸗ 
rufungsrichters über die Vorherſehbarkeit des Erfolges 
erwecken das Bedenken, daß dieſer Begriff zu eng auf- 
gefaßt worden iſt. Nicht darauf kommt es an, ob der 
Täter die beſondere Art und Weiſe der Herbeiführung 
des rechtswidrigen Erfolges, hier das ſehr ungeſchickte 
und unvorſichtige Verhalten der Beſchädigten, voraus- 
ſehen konnte, ſondern die Prüfung iſt dahin abzuſtellen, 
ob der Täter vorherſehen konnte, daß bei der mangels» 
haften d. i. ungeſchützten Beſchaffenheit der Kreisſäge 
die Beſchädigung einer an dieſer tätigen Perſon er⸗ 
fahrungsgemäß eintreten konnte. War dies der Fall 
und hatte die B. der ihr obliegenden Pflicht zuwider 
die Anbringung einer Schutzvorrichtung unterlaſſen, 
dann beſtand für den Tatrichter kein Hindernis, die 
Kette für ein fahrläſſiges Verſchulden als geſchloſſen zu 
erachten (vgl. RG St. 38, 380; 22, 173: Obs GSt. 11, 213). 
(Urteil vom 10. Auguſt 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 249/1916). 
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II. 


Die Eutſchließung des Staatsminiſteriums der Juſtiz 
Nr. 44 806 vom 6. November 1914, wonach zur Durch⸗ 
führung eines Strafverfahrens gegen einen Kriegsteil⸗ 
nehmer miniſterielle Genehmigung einzuholen iſt, iſt 
auf Privatklageverfahren nicht anwendbar. — Zuläſſig⸗ 
keit der Beſchwerde gegen eine auf dieſe Eutſchließung 
2 Terminsabſetzung (StPO. 88 212, 346, 347, 
25 Abſ. 1, 430 Abſ. 1, G86. § 147 Abſ. 1). Aus 
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den Gründen: Der Vorſitzende des Berufungsge⸗ 
richts hat den Hauptverhandlungstermin vom 20. Sep⸗ 
tember 1916 aufgehoben und den Privatkläger unter 
Bezugnahme auf die JMeEntſchl. Nr. 44 806 vom 6. No⸗ 
vember 1914 angewieſen, zu dem Weiterbetriebe der 
Sache die Genehmigung des Miniſteriums einzuholen, 


weil der Angeklagte ſeit dem 11. März 1916 als Land⸗ 


ſturmmann dem Heer angehört Die Beſchwerde des 
Privatklägers ift nach den §8 212 und 346 StPO. zu⸗ 
läſſig und durch die Vorſchrift in § 347 Satz 1 StPO. 
nicht ausgeſchloſſen, weil die angegriffene Verfügung 
keine der Urteilsfällung vorausgehende ſie vorberei⸗ 
tende Entſcheidung darſtellt, vielmehr die Erlaſſung 
eines Urteils hemmt und das berechtigte Verlangen 
des Privatklägers nach alsbaldiger Entſcheidung über 
ſeine und des Angeklagten Berufungen beeinträchtigt. 
Das Rechtsmittel iſt auch begründet. Die dem Privat⸗ 
kläger gemachte Auflage iſt nicht gerechtfertigt. Der 
Privatkläger hat zwar im allgemeinen die prozeſſuale 
Stellung des öffentlichen Anklägers (8 425 Abſ. 1, 
8 430 Abſ. 1 StPO.), allein ſelbſtverſtändlich kann 
auf ihn die Beſtimmung des 8 147 Abſ. 1 8G. nicht 
angewendet werden, da er von den den Beamten der 
Staatsanwaltſchaft vorgeſetzten Stellen unabhängig 
iſt. Die an die Staatsanwälte und Amtsanwälte ge⸗ 
richtete Entſchließung des K. Staatsminiſteriums der 
Juſtiz vom 6. November 1914 ift daher für den Privat- 
kläger nicht verbindlich und ihre entſprechende An⸗ 
wendung auf ihn nicht angängig, weshalb die auf 
dieſe Anordnung gegründete Verfügung des Vor⸗ 
ſitenden aufzuheben war. (Beſchluß vom 19. September 
1916, Beſchw.⸗Reg. Nr. 301/1916). Ed. 
3990 
III. 


Was verſteht man unter einem offenen Schutzdach im 
Sinne der Bauordnung? Bedürſen offene Schutzdächer 
uur dann der baupolizeilichen Genehmigung nicht, wenn 
es ſich um Hang Banwerke handelt? (StGB. 
8 367 Nr. 15; Band. 86 Abſ. 1 und 2). Der Angeklagte K. 
hat ohne polizeiliche Genehmigung ein Bauwerk an⸗ 
gelegt, beſtehend aus einem von ſechs Holzſäulen ge⸗ 
tragenen Ziegeldache (Pultdach); das Bauwerk iſt 
14 m lang, Gm tief, auf der Vorderſeite 4 m, auf der 
Rückſeite, die gegen das Nachbargrundſtück zu mit Brettern 
verſchalt iſt, 5,80 m hoch und hat rund 84 qm Grundfläche; 
der Bau iſt ganz einfach, aber fachmänniſch richtig Her» 
geſtellt; er war bei der Anlegung nach drei Seiten hin 
offen, wurde aber nachträglich auf Wunſch eines Nachbarn 
auf einer Schmalſeite etwa zur halben Höhe mit Brettern 
verſchlagen. Er diente dem Einlagern von Dielenholz 
und Brettern zum Schutze gegen die Einflüſſe der 
Witterung: die Vorinſtanzen ſprachen K. von der An⸗ 
klage wegen einer Uebertretung nach $ 367 Nr. 15 StGB. 
und 86 Abſ. 1 BauO. frei, weil ein offenes Schutzdach 
vorliege. Die Reviſion des Staatsanwalts hatte keinen 
Erfolg. 

b Aus den Gründen: Die Frage, ob ein Bau⸗ 
werk ein offenes Schutzdach iſt, iſt zunächſt techniſcher 
und inſoweit tatſächlicher Art (Obs G. vom 30. Juli 
1906 Rev.⸗Reg. Nr. 292). Die vom BG. feſtgeſtellten 
Tatſachen rechtfertigen die Annahme eines offenen Schutz— 
dachs. Schutzdach iſt eine Eindeckung, die den Zweck 
hat, Perſonen oder Gegenſtände vor ſchädlichen Ein— 
flüſſen beſonders der Witterung zu ſchützen; offen iſt 
ein Schutzdach, wenn der Raum unter dem Dach frei zu— 
gänglich iſt. Das hier fragliche Bauwerk iſt allerdings 
nach einer Seite — der Rückſeite — hin abgeſchloſſen 
und wurde außerdem nachträglich an der einen Schmal— 
ſeite teilweiſe eingeplankt; dadurch aver verliert es 
nicht den freien Zugang. Oberſtrichterlich iſt ſogar 
anerkannt (Obs G. Bd. 4 S. 164, 166), daß die nur 
nach einer Seite hin offene Ueberdachung eines Hof— 
raumes ein offenes Schutzdach bilden könne. Entſcheidend 
bleibt ſtets die freie Zugänglichkeit, mag ſie auch nur 
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von einer Seite her beſtehen (Os G. München Bd. 7 
S. 46 — 48); ob in der abſchließenden Wand wie hier 
ein Tor iſt, ob noch ein ſeitlicher Abſchluß beſteht uſw., 
iſt ebenſo gleichgültig, wie die Frage, ob die Abſchluß⸗ 
wand ſchon vor der Errichtung des Schutzdaches be⸗ 
ſtanden hat (Anſchluß des letzteren an eine Hausmauer 
oder dal.) oder ob die Wand als Bretterverſchalung 
einen Baubeſtandteil des Schutzdaches ſelbſt bildet 
(angef. Entſch. vom 30. Juli 1906292). — In der Frage, 
ob nach § 6 Abſ. Ila BauO. offene Schutzdächer nur 
dann baugenehmigungsfrei ſind, wenn ſie „geringfügige 
Bauwerke“ darſtellen, folgt das BG. der von ihm ans 
gezogenen Rechtſprechung des Oberſten Landesgerichts; 
Von dieſer hier abzugehen beſteht kein Anlaß. Ihren 
Standpunkt bekämpfen allerdings die Erläuterungen 
zur Bauordnung von Dr. von Englert, Anm. 8 zu 8 6, 
mit Gründen ſprachlicher, rechtsgeſchichtlicher und ge— 
i Art. Ob ſich aus dem Umſtande, daß 
n § 6 Abſ. IIa BauO. das Wörtchen „von“ zwar vor 
„offenen Schutzdächern“ nicht aber vor „unheizbaren 
Federviehſtällen“ wiederholt iſt, der Schluß ziehen läßt, 
daß ſprachlich „geringfügige Bauwerke für wirtſchaft⸗ 
liche Zwecke“ ſich auch auf die offenen Schutzdächer bezieht, 
kann dahingeſtellt bleiben; ausſchlaggebend iſt, daß die 
Schlußworte der lit. a „für wirtſchaftliche Zwecke“ ſich 
ſprachlich und ſachlich nur auf die den Federviehſtällen 
und Taubenſchlägen gleichzuachtenden Bauwerke be⸗ 
ziehen können; denn offene Schutzdächer dienen nicht 
immer wirtſchaftlichen Zwecken. (Für dieſe beſchränkte 
Beziehbarkeit vgl. noch ObLG. Bd. 11 S. 436, Bd. 14 
S. 156 unten). Die Entſtehungsgeſchichte des jetzigen 
Textes, insbeſondere die Streichung des früheren Höchſt⸗ 
maßes von 20 qm bei den Schutzdächern, hat das Urteil 
vom 22. Januar 1910 (Samml. Bd. 10 S. 18) nach Bor: 
gang der ältern Reviſionsentſcheidung 292/06 gerade 
zugunſten der vollen Baufreiheit für die Schutzdächer 
verwertet; die gegenteilige Anſicht v. Hermanns (Eng⸗ 
lert a. a. O. S. 25 unten) iſt weder näher begründet 
noch innerlich berechtigt. Was endlich v. Englert be⸗ 
züglich der größeren, techniſch ſchwierigeren Objekte 
bemerkt, ſteht mit der von ihm ſelbſt an anderer Stelle 
(Einleitung S. VI unten) hervorgehobenen, auf tuns 
lichſte Erleichterung gerichteten Abſicht der neueren 
Bauordnungen im Widerſpruch; das gleiche Bedenken 
könnte gegen die Zulaſſung der unter b Ziff. 1 des 8 6 
an erſter Stelle aufgeführten offenen Bauwerke wie 
Schupfen, Remiſen erhoben werden, deren Erbauung 
in größeren Maßſtäben ebenfalls techniſch oft ſchwierig 
fein mag, die aber v. Englert ſelbſt (Anm. 13) mit Recht 
dem ſpäter erwähnten Höchſtmaße von 70 qm nicht unter- 
wirft. (Urt. vom 13. Juli 1916, Rev.⸗Reg. 216/1916). 
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Gerichtshof für Kompetenzkonflikte. 


Rechtliche Natur einer einem Lehrer in wider⸗ 
ruflicher Weiſe bewilligten Gehaltezulage. Der Rechts⸗ 
titel der ungerechtfertigten Bereicherung gehört ebenſo 
dem öffentlichen wie dem bürgerlichen Recht an. Dem 
Lehrer M. in Bl. war eine ihm von der Gemeinde 
in widerruflicher Weiſe gewährte Gehaltszulage von 
300 u durch Gemeinderatsbeſchluß für die Zeit vom 
1. Mai 1911 an entzogen, trotzdem aber bis zu ſeiner 
am 16. November 1912 erfolgten Verſetzung fortbe— 
zahlt worden. Später wurde von der Gemeinde gegen 
den Lehrer Klage auf Rückerſatz des zu viel bezahlten 
Gehaltszulageteils erhoben. Das AG. fette nach Ver⸗ 
handlung zur Sache die weitere Verhandlung aus bis 
zur verwaltungsrechtlichen Erledigung der Frage, ob 
die Gemeinde Bl. berechtigt war, dem Lehrer M. die 
Gehaltszulage zu entziehen und deren Rückvergütung 
zu verlangen. Nachdem im Verwaltungsrechts-Ver— 
fahren entſchieden worden war, daß der Lehrer 
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M. nicht verpflichtet iſt, an die Gemeinde den Betrag 
von 300 MH als zuviel empfangenen Gehalt zurüdzus 
erſtatten, erhob die Regierung bei dem AG. den Kom 
petenzkonflikt; der Rechtsweg ſei unzuläſſig. Der Ge⸗ 
richtshof für Kompetenzkonflikte entſchied, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörden zuſtändig ſind. 

Aus den Gründen: Die Klage ſtützt ſich auf 
die Behauptung, Lehrer M. habe für das Jahr 1912 
300 M zuviel Gehalt von der Gemeinde Bl. bezahlt 
erhalten, da die widerrufliche gemeindliche Zulage von 
jährlich 300 M ſchon im Jahre 1911 durch Gemeinde— 
beſchluß eingezogen worden ſei, der Beklagte müſſe 
daher dieſen Betrag wieder zurückerſtatten. Ob dieſer 
Erſatzanſpruch dem bürgerlichen Recht angehört, iſt 
von der Feſtſtellung abhängig, ob die von der Gemeinde 
an den Lehrer M. gezahlte Gehaltszulage von 300 M 
zur Tilgung einer Verbindlichkeit geleiſtet wurde, deren 
Entſtehung auf ein Verhältnis des bürgerlichen Rechtes 
zurückzuführen iſt. Das iſt zu verneinen. Nach Art. 1 
SchulbedG. vom 28. Juli 1902 liegt die Feſtſtellung 
und Aufbringung des geſamten perſönlichen und ſäch— 
lichen Bedarfs für die Errichtung und den Unterhalt 
der öffentlichen Volksſchulen den politiſchen Gemeinden 
als eigentliche Gemeindeangelegenheit ob. Die deutſchen 
Schulen ſind hienach Gemeindeanſtalten, die im öffent⸗ 
lichen Intereſſe errichtet und unterhalten werden. 
Die Gehälter der Schullehrer find nach öffentlich-recht⸗ 
lichen Normen geregelt. Entſtehen über die Gehalts» 
regelung der Schullehrer Streitigkeiten, ſo ſind dieſe 
nach den hiefür beſtehenden öffentlich -rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften von den Verwaltungsbehörden zu entſcheiden. 
(KompKonfl H. vom 2. Mai 1878 GVBl. Beil. VI). 
Daraus ergibt ſich, daß der dem Lehrer M. zugebilligte 
Gehalt von der hiezu berufenen Gemeindevertretung 
innerhalb ihres öffentlich-rechtlichen Wirkungskreiſes 
in Erfüllung einer ihr durch das Schulbedarfsgeſetz 
auferlegten Pflicht beſchloſſen und eingeräumt wurde. 
Das gleiche gilt aber auch von der dem Lehrer M. 
nur auf Ruf und Widerruf bewilligten Gehaltszulage. 
Daß dieſe nicht auf einem privatrechtlichen Verhältnis 
zwiſchen der Gemeinde und dem Lehrer beruht, 
ſondern auf der Abſicht der Gemeindeverwaltung, 
dem vom Staat auf die Stelle berufenen Lehrer eine 
auskömmliche und die ſtandesmäßige Lebensführung er— 
möglichende Beſoldung zu gewähren, daß ſie alſo 
bewilligt wurde, weil die Gemeindeverwaltung ſie um 
des Schuldienſtes willen für geboten erachtete, hat der 
Verwaltungsgerichtshof in ſeiner Entſcheidung vom 
30. Dezember 1915 eingehend dargelegt. Es wurzelt 
deshalb auch dieſe Zulage im öffentlichen Rechte, auf 
deren Bezug dem Lehrer jedenfalls ſolange ein Anſpruch 
zuſteht, als fie nicht in einem ordnungsmäßig in Voll— 
zug geſetzten Beſchluſſe zurückgenommen wurde. Dem 
ſteht der Umſtand nicht entgegen, daß die Klägerin 
vor dem AG. geltend machte, der Beklagte habe die Zulage 
für das Jahr 1912 ohne Rechtsgrund erhalten und 
ſei deshalb durch deren Empfangnahme ungerechtfertigt 
bereichert. Denn der Rechtstitel der ungerechtfertigten 
Bereicherung kann ebenſogut im Gebiete des öffent— 
lichen wie in dem des bürgerlichen Rechtes vorkommen; 
die für die Anſprüche wegen ungerechtfertigter Be— 
reicherung geltenden Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes finden auch auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes Anwendung, da dieſes beſondere Vorſchriften 
hierüber nicht enthält (Kompſtonfl H. vom 5. Mai 
1915 GVBl. Beil. IJ S. 8 und 9 und die dort anges 
führten Erkenntniſſe des KompKonflH.s und VGH.8). 
Entſcheidend für die Zuſtändigkeit iſt, daß der Tatbeſtand, 
aus dem der Bereicherungsanſpruch abgeleitet wird, dem 
öffentlichen Recht angehört. Aus der öffentlich- rechtlichen 
Natur der dem Lehrer M. bewilligten Gehaltszulage 
folgt, daß auch die von der Klägerin behauptete Ver— 
bindlichkeit des Lehrers zur Erſtattung dieſer Zulage 
ihrer Entſtehung nach auf ein öffentlich-rechtliches Ver— 
hältnis zurückzuführen iſt. Denn der Erſtattungsan— 


pruch und feine rechtliche Behandlung richtet ſich nach 
er rechtlichen Natur der Forderung, durch deren Be⸗ 

friedigung er angeblich begründet wird (KompflonflG9. 

vom 31. Mai 1910 GVBL. Beil. III und vom 5. Mai 

1915 GVBl. Beil. I). (Urt. vom 25. Oktober 1916 

Nr. 75). M. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Betretung des Nechtswegs im Zwangsenteiguungs⸗ 
verfahren; Wahrung der Ausſchlußfriſt durch die Gin: 
reichung der Klage bei dem sachlich unzuſtändigen 
Amtsgerichte; Bedentung der nachträglichen Berweiſung 
an das zuſtändige Landgericht — Art. 21 AG. 380.; 
59 38 fl., 495 fl., 505 ff. 380. Der Beſchluß des Be⸗ 
zirksamis E. über die Feſtſtellung der Abtretungsent⸗ 
ſchädigung war dem Abtretungspflichtigen G. am 
2. Auguſt 1913 zugeſtellt worden. Der Bayer. Eifen- 
bahnfiskus erhob rechtzeitig beim zuſtändigen AG. C. 
Klage gegen G. auf Herabſetzung der Entſchädigung. 
Am 1. September 1913 ließ G. beim AG. E. Klage 
auf Erhöhung der e einreichen; dieſe Klage 
wurde dem bekl. Fiskus am 4. September zugeſtellt. 
Am 27. September erklärte ſich das AG. für den zweiten 
Rechtsſtreit antragsgemäß für unzuſtändig und verwies 
ihn an das LG. W. Dieſes und das Berufungsgericht 
erklärten den Einwand des Fiskus, die Ausſchlußfriſt 
ſei verſäumt, für unzutreffend. 
Aus den Gründen: Nach Art. 211 AG. ZPO. 
babe gegen die Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme 
urch die Diſtriktspverwaltungsbehörde den Beteiligten 
innerhalb einer von der Bekanntgabe der feſtgeſtellten 
Beträge an laufenden Ausſchlußfriſt von 1 Monate 
die Betretung des Rechtswegs offen; nach Abſ. II 
a. a. O. iſt für die Klage das Gericht ausſchließlich 
zuſtändig, in deſſen Bezirke das abzutretende Grund⸗ 
ſtück liegt. Durch dieſe im Rahmen des Vorbehalts 
des § 15 Nr. 2 EG. ZPO. erlaſſene Verfahrensvorſchrift 
iſt nur für die örtliche, nicht auch für die ſachliche 
Zuſtändigkeit ein ausſchließlicher — dinglicher — 
Gerichtsſtand geſchaffen worden, im Gegenſatze zu dem 
nach 526 ZPO. zugelaſſenen wahlweiſen Gerichtsſtand. 
Die fachliche Zuſtändigkeit bemißt ſich mangels anders 
weitiger Sonderregelung nach den allgemeinen Grund— 
ſätzen d. i. nach dem Werte des Streitgegenſtands 
(Henle, ZmEnt®. [2.] S. 169 Anm. 7 zu Art. 21 AG. 
ZPO.). In dieſem beſchränkten Umfang iſt auch die 
an fit} auf die örtliche und die ſachliche Zuſtändigkeit 
erſtreikbare Parteivereinbarung über die Anrufung eines 
zunächſt unzuſtändigen Gerichts eingeengt; die Aus⸗ 
fchlief lichkeit der örtlichen Zuſtändigkeit läßt eine Ver⸗ 
einba ung über die ſachliche Zuſtändigkeit zu; denn 
die Vereinbarung iſt nur inſoweit unzuläſſig, als für 
die K age ein ausſchließlicher Gerichtsſtand begründet 
iſt (SS 38, 40 II ZPO.; Neumiller, 3PO., [3./4.] S. 27 
Anm. zu 840; Gaupp:Stein, ZPO. [11.] I. S. 115 
Anm. l zu 8 38; S. 120 ff. Anm. II, 2 zu 8 40; RG. 13, 
369). Der Kläger war alſo nur gehindert, ein ört— 
lich unzuſtändiges Gericht anzugehen, nicht aber daran, 
fh an das nach Ss ff. ZPO., 823 GWG. zunächſt 
ſachlich unzuſtändige AG. der belegenen Sache zu wenden. 
Gerade im vorliegenden Fall, in dem bei dem AG. E. 
ſchon bie vom Fiskus erhobene Klage auf Minderung der 
Entſckädigung anhängig war, durfte mit der Mög— 
lichkeit einer an ſich zuläſſigen, ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Einigung über die Zuſtändigkeit dieſes 
Gerichts auch für die Klage auf Erhöhung der Ent— 
ſchädigung gerechnet werden (SS 38, 39 ZPO.), im 
Gegenſatze zur Anrufung eines beliebigen ſonſtigen, 
auch örtlich unzuſtändigen Gerichts, das wegen der 
Ausſchließlichkeit des örtlichen dinglichen Gerichtsſtands 
durch Parteivereinbarung nicht hätte zuſtändig werden 
können (8 40 II PO). Dieſer Weg ſtand dem Kläger 
ſelbſt dann offen, wenn er mit der Klagerhebung nur 
die Wahrung der einmonatigen Ausſchlußfriſt anſtrebte, 
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ohne ſofort auch die Erzielung einer Vereinbarung 
über die Zuſtändigkeit des AG. im Auge zu haben. 
Da das Sondergeſetz über die Zwangsenteignung über 
die Form der „Betretung des Rechtswegs“ eigene 
Vorſchriften nicht enthält, ſo haben die allgemeinen 
Beſtimmungen der ZPO. Platz zu greifen, hier alfo 
die 88 495ff. über das Verfahren vor den Amtsgerichten. 
Für die Frage der Wahrung der vom 2. Auguſt 1913 
an laufenden Ausſchlußfriſt iſt die Vorſchrift des 
8 496 III ZPO. entſcheidend; darnach tritt, wenn durch 
die Zuſtellung der nach Abſ. II ſchriftlich bei dem 
Gericht einzureichenden und nach Abſ. I von Amts 
wegen zuzuſtellenden Klage eine Friſt, gleichviel ob 
des materiellen oder des Prozeßrechts, gewahrt 
werden ſoll, die Wirkung, ſofern die Zuſtellung dem⸗ 
nächſt erfolgt, bereits mit der Einreichung der Klage 
ein. Da dieſe hier am 1. September 1913 und die 
Zuſtellung am 4. gl. Mts. erfolgt iſt, ſo iſt für die 
Wirkung der Friſtwahrung der 1. September 1913 
maßgebend und damit die einmonatige Ausſchlußfriſt 
des ZweEntG. gewahrt (Gaupp⸗Stein a. a. O. 1 
S. 1061 ff., Anm. IV zu 8496; vgl. §§ 207 ff. ZPO.). 
Daß dieſe Wirkung auch der Einreichung einer Klage zu⸗ 
kommt, iſt in § 498 JI ZPO. ausdrücklich beſtimmt: nur 
die übrigen Wirkungen der Klagerhebung (8$ 263 ff.) 
treten erſt mit der Zuſtellung (ohne Rückwirkung) ein. 
An dieſer Zurückbeziehung der Zuſtellungswirkung auf 
den Zeitpunkt der Einreichung wurde auch nachträglich 
dadurch nichts geändert, daß infolge Scheiterns einer 
Vereinbarung über die ſachliche Zuſtaͤndigkeit auf Grund 
der vom Bekl. erhobenen Einrede der Unzuſtändigkeit 
das AG. am 27. September 1913 ſich antragsgemäß 
für unzuſtändig erklärt und den Rechtsſtreit an das 
ſachlich zuſtändige L. W. verwieſen hat ($$ 504 ff., 
274 1 Nr. 1 3PO.). Wenn auch der Rechtsſtreit erſt 
mit der Verkündung dieſes Verweiſungsbeſchluſſes als 
bei dem LG. anhängig galt (§ 505 II), fo bildete doch 
das Verfahren vor dem LG. nur eine Fortſetzung des 
amtsgerichtlichen Verfahrens. Die Prozeßergebniſſe des 
letzteren blieben gewahrt, insbeſondere die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit (z. B. auf die Unterbrechung der 
Verjährung — RG. 66, 368) und die — davon aller⸗ 
dings verſchiedene — nach 8 496 III unwiderruflich 
eingetretene Zurückbeziehung der Zuſtellungswirkung 
hinſichtlich der Wahrung der Ausſchlußfriſt auf den 
Zeitpunkt der Klageinreichung (Neumiller a. a. O. 
S. 312 Anm. zu § 505 II; Gaupp-Stein a. a. O. S. 1079 
Anm. IV. 4 zu 8505 und S. 680 Anm. IV zu 3 276). 
Die Annahme des Bekl., daß die Vorſchrift des 8 496 III 
nur für die zur Zuſtändigkeit des AG. „überhaupt 
gehörigen“ Klagen gelte, und daß die Beſtimmung des 
8505 nur auf die „aus Verſehen“ beim — ſachlich 
— unzuſtändigen AG. eingereichten Klagen anwendbar 
ſei, findet im Geſetz keine Stütze. Das Verfahren des 
Kl. hat auch keine Beeinträchtigung der Rechte des 
Bekl. zur Folge, es entſpricht dem Geſetz ebenſo wie 
die im 8 506 geregelte Verweiſung im Falle der — 
die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit überſchreitenden — 
Klagerweiterung oder Widerklagerhebung, wofür die 
urſprüngliche ſachliche (oder örtliche) Zuſtändigkeit des 
AG. hinſichtlich der Klage ebenfalls keine Voraus— 
ſetzung iſt (SS 505 III Satz 1, 506 JI; Gaupp-Stein, 
S. 1083 Anm. I, 4 zu 8 506). Dem Kl., der den regel- 
mäßigen Rechtsweg unbenützt gelaſſen hatte, blieb es 
unbenommen, den anderen gleichfalls geſetzmäßigen 
Weg einzuſchlagen, um rechtzeitig an ſein Ziel zu 
kommen. Dadurch, daß infolge des ſpäteren Verhaltens 
des Bekl. die Verweiſung an das LG. erſt nach dem 
Ablaufe der Ausſchlußfriſt beſchloſſen wurde, konnten 
die nach dem Geſetze ſchon erworbenen Rechte des Kl. 
nachträglich nicht mehr beſeitigt werden. Die Betre— 
tung des Rechtswegs iſt endgültig am 1. September 
1913, alſo innerhalb der Ausſchlußfriſt erfolgt. (Urt. 
des II. 35. vom 7. Juni 1916, L. 3/15). B r. 
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von einer Seite her beſtehen (OLG. München Bd. 7 
S. 46-48); ob in der abſchließenden Wand wie hier 
ein Tor iſt, ob noch ein ſeitlicher Abſchluß beſteht uſw., 
iſt ebenſo gleichgültig, wie die Frage, ob die Abſchluß⸗ 
wand ſchon vor der Errichtung des Schutzdaches be⸗ 
ſtanden hat (Anſchluß des letzteren an eine Hausmauer 
oder dal.) oder ob die Wand als Bretterverſchalung 
einen Baubeſtandteil des Schutzdaches ſelbſt bildet 
(angef. Entſch. vom 30. Juli 1906/92). — In der Frage, 
ob nach 8 6 Abſ. IIa Band. offene Schutzdächer nur 
dann baugenehmigungsfrei ſind, wenn ſie „geringfügige 
Bauwerke“ darſtellen, folgt das BG. der von ihm an⸗ 
gezogenen Rechtſprechung des Oberſten Landesgerichts; 
Von dieſer hier abzugehen beſteht kein Anlaß. Ihren 
Standpunkt bekämpfen allerdings die Erläuterungen 
zur Bauordnung von Dr. von Englert, Anm. 8 zu 8 6, 
mit Gründen ſprachlicher, rechtsgeſchichtlicher und ge— 
ſetzespolitiſcher Art. Ob ſich aus dem Umſtande, daß 
in § 6 Abſ. IIa BauO. das Wörtchen „von“ zwar vor 
„offenen Schutzdächern“ nicht aber vor „unheizbaren 
Federviehſtällen“ wiederholt iſt, der Schluß ziehen läßt, 
daß ſprachlich „geringfügige Bauwerke für wirtſchaft⸗ 
liche Zwecke“ ſich auch auf die offenen Schutzdächer bezieht, 
kann dahingeſtellt bleiben; ausſchlaggebend iſt, daß die 
Schlußworte der lit. a „für wirtſchaftliche Zwecke“ ſich 
ſprachlich und ſachlich nur auf die den Federviehſtällen 
und Taubenſchlägen gleichzuachtenden Bauwerke be⸗ 
ziehen können; denn offene Schutzdächer dienen nicht 
immer wirtſchaftlichen Zwecken. ar dieſe beſchränkte 
Beziehbarkeit vgl. noch Obs G. Bd. 11 S. 436, Bd. 14 
S. 156 unten). Die Entſtehungsgeſchichte des jetzigen 
Textes, insbeſondere die Streichung des früheren Höchſt⸗ 
maßes von 20 qm bei den Schutzdächern, hat das Urteil 
vom 22. Januar 1910 (Samml. Bd. 10 S. 18) nach Vor⸗ 
gang der ältern Reviſionsentſcheidung 292/06 gerade 
zugunſten der vollen Baufreiheit für die Schutzdächer 
verwertet; die gegenteilige Anſicht v. Hermanns (Eng⸗ 
lert a. a. O. S. 25 unten) iſt weder näher begründet 
noch innerlich berechtigt. Was endlich v. Englert be⸗ 
züglich der größeren, techniſch ſchwierigeren Objekte 
bemerkt, ſteht mit der von ihm ſelbſt an anderer Stelle 
(Einleitung S. VI unten) hervorgehobenen, auf tuns 
lichſte Erleichterung gerichteten Abſicht der neueren 
Bauordnungen im Widerſpruch; das gleiche Bedenken 
könnte gegen die Zulaſſung der unter b Ziff. 1 des 8.6 
an erſter Stelle aufgeführten offenen Bauwerke wie 
Schupfen, Remiſen erhoben werden, deren Erbauung 
in größeren Maßſtäben ebenfalls techniſch oft ſchwierig 
ſein mag, die aber v. Englert ſelbſt (Anm. 13) mit Recht 
dem ſpäter erwähnten Höchſtmaße von 70 qm nicht unter- 
wirft. (Urt. vom 13. Juli 1916, Rev.⸗Reg. 216/1916). 
3991 Ed. 


Gerichtshof für Kompetenzkonflikte. 


Rechtliche Nalur einer einem Lehrer in wider⸗ 
ruflicher Weiſe bewilligten Gehaltszulage. Der Rechts⸗ 
titel der ungerechtfertigten Bereicherung gehört ebenſo 
dem öffentlichen wie dem bürgerlichen Recht an. Dem 
Lehrer M. in Bl. war eine ihm von der Gemeinde 
in widerruflicher Weiſe gewährte Gehaltszulage von 
300 M durch Gemeinderatsbeſchluß für die Zeit vom 
1. Mai 1911 an entzogen, trotzdem aber bis zu ſeiner 
am 16. November 1912 erfolgten Verſetzung fortbe— 
zahlt worden. Später wurde von der Gemeinde gegen 
den Lehrer Klage auf Rückerſatz des zu viel bezahlten 
Gehaltszulageteils erhoben. Das AG. ſetzte nach Ver— 
handlung zur Sache die weitere Verhandlung aus bis 
zur verwaltungsrechtlichen Erledigung der Frage, ob 
die Gemeinde Bl. berechtigt war, dem Lehrer M. die 
Gehaltszulage zu entziehen und deren Rückvergütung 
zu verlangen. Nachdem im Verwaltungsrechts-Ver— 
fahren entſchieden worden war, daß der Lehrer 
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M. nicht verpflichtet iſt, an die Gemeinde den Betrag 
von 300 M als zuviel empfangenen Gehalt zurückzu⸗ 
erſtatten, erhob die Regierung bei dem AG. den Kom 
petenzkonflikt; der Rechtsweg ſei unzuläſſig. Der Ge⸗ 
richtshof für Kompetenztonflikte entſchied, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörden zuſtändig ſind. 

Aus den Gründen: Die Klage ſtützt ſich auf 
die Behauptung, Lehrer M. habe für das Jahr 1912 
300 M zuviel Gehalt von der Gemeinde Bl. bezahlt 
erhalten, da die widerrufliche gemeindliche Zulage von 
jährlich 300 M ſchon im Jahre 1911 durch Gemeinde⸗ 
beſchluß eingezogen worden ſei, der Beklagte müſſe 
daher dieſen Betrag wieder zurückerſtatten. Ob dieſer 
Erſatzanſpruch dem bürgerlichen Recht angehört, iſt 
von der Feſtſtellung abhängig, ob die von der Gemeinde 
an den Lehrer M. gezahlte Gehaltszulage von 300 M 
zur Tilgung einer Verbindlichkeit geleiſtet wurde, deren 
Entſtehung auf ein Verhältnis des bürgerlichen Rechtes 
zurückzuführen iſt. Das iſt zu verneinen. Nach Art. 1 
SchulbedG. vom 28. Juli 1902 liegt die Feſtſtellung 
und Aufbringung des geſamten perſönlichen und ſäch— 
lichen Bedarfs für die Errichtung und den Unterhalt 
der öffentlichen Volksſchulen den politiſchen Gemeinden 
als eigentliche Gemeindeangelegenheit ob. Die deutſchen 
Schulen ſind hienach Gemeindeanſtalten, die im öffent⸗ 
lichen Intereſſe errichtet und unterhalten werden.“ 
Die Gehälter der Schullehrer find nach öffentlich-recht⸗ 
lichen Normen geregelt. Entſtehen über die Gehalts⸗ 
regelung der Schullehrer Streitigkeiten, ſo ſind dieſe 
nach den hiefür beſtehenden öffentlich- rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften von den Verwaltungsbehörden zu entſcheiden. 
(KompäKonflH. vom 2. Mai 1878 GVBl. Beil. VI). 
Daraus ergibt ſich, daß der dem Lehrer M. zugebilligte 
Gehalt von der hiezu berufenen Gemeindevertretung 
innerhalb ihres öffentlich- rechtlichen Wirkungskreiſes 
in Erfüllung einer ihr durch das Schulbedarfsgeſetz 
auferlegten Pflicht beſchloſſen und eingeräumt wurde. 
Das gleiche gilt aber auch von der dem Lehrer M. 
nur auf Ruf und Widerruf bewilligten Gehaltszulage. 
Daß dieſe nicht auf einem privatrechtlichen Verhältnis 
zwiſchen der Gemeinde und dem Lehrer beruht, 
ſondern auf der Abſicht der Gemeindeverwaltung, 
dem vom Staat auf die Stelle berufenen Lehrer eine 
auskömmliche und die ſtandesmäßige Lebensführung er— 
möglichende Beſoldung zu gewähren, daß ſie alſo 
bewilligt wurde, weil die Gemeindeverwaltung ſie um 
des Schuldienſtes willen für geboten erachtete, hat der 
Verwaltungsgerichtshof in feiner Entſcheidung vom 
30. Dezember 1915 eingehend dargelegt. Es wurzelt 
deshalb auch dieſe Zulage im öffentlichen Rechte, auf 
deren Bezug dem Lehrer jedenfalls ſolange ein Anſpruch 
zuſteht, als fie nicht in einem ordnungsmäßig in Voll⸗ 
zug geſetzten Beſchluſſe zurückgenommen wurde. 
ſteht der Umſtand nicht entgegen, daß die Klägerin 
vor dem AG. geltend machte, der Beklagte habe die Zulage 
für das Jahr 1912 ohne Rechtsgrund erhalten und 
ſei deshalb durch deren Empfangnahme ungerechtfertigt 
bereichert. Denn der Rechtstitel der ungerechtfertigten 
Bereicherung kann ebenſogut im Gebiete des öffents 
lichen wie in dem des bürgerlichen Rechtes vorkommen; 
die für die Anſprüche wegen ungerechtfertigter Be— 
reicherung geltenden Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes finden auch auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes Anwendung, da dieſes beſondere Vorſchriften 
hierüber nicht enthält (Kompſtonflc H. vom 5. Mai 
1915 GVBl. Beil. IS. 8 und 9 und die dort ange— 
führten Erkenntniſſe des KompKonflH.s und VGH.s). 
Entſcheidend für die Zuſtändigkeit iſt, daß der Tatbeſtand, 
aus dem der Bereicherungsanſpruch abgeleitet wird, dem 
öffentlichen Recht angehört. Aus der öffentlich⸗rechtlichen 
Natur der dem Lehrer M. bewilligten Gehaltszulage 
folgt, daß auch die von der Klägerin behauptete Ver— 
bindlichkeit des Lehrers zur Erſtattung dieſer Zulage 
ihrer Entſtehung nach auf ein öffentlich-rechtliches Ver— 
hältnis zurückzuführen iſt. Denn der Erſtattungsan— 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Betretung des Nechtswegs im Zwangsenteigunngs⸗ 
verfahren; Wahrung der Ausſchlußfriſt durch die Gin: 
reihung der Klage bei dem fachlich unzuſtändigen 
Amtsgerichte; Bedeutung der nachträglichen Verweisung 
an das zuſtändige Landuericht — Art. 21 US. 35 0.; 
35 38 fl., 495 fl., 505 ff. 380. Der Beſchluß des Be⸗ 
zirksamis E. über die Feſtſtellung der Abtretungsent⸗ 
ſchädigung war dem Abtretungspflichtigen G. am 
2. Auguſt 1913 zugeſtellt worden. Der Bayer. Eiſen⸗ 
bahnfiskus erhob rechtzeitig beim zuſtändigen AG. E. 
Klage gegen G. auf Herabſetzung der Entſchädigung. 
Am 1. September 1913 ließ G. beim AG. E. Klage 
auf Erhöhung der . einreichen; dieſe Klage 
wurde dem bekl. Fiskus am 4. September zugeſtellt. 
Am 27. September erklärte ſich das AG. für den zweiten 
Rechtsſtreit antragsgemäß für unzuſtändig und verwies 
ihn an das LG. W. Dieſes und das Berufungsgericht 
erklärten den Einwand des Fiskus, die Ausſchlußfriſt 
ſei verſäumt, für unzutreffend. 

Aus den Gründen: Nach Art. 211 AG. ZPO. 
ſteht gegen die Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme 
durch die Diſtriktsverwaltungsbehörde den Beteiligten 
innerhalb einer von der Bekanntgabe der feſtgeſtellten 
Beträge an laufenden Ausſchlußfriſt von 1 Monate 
die Betretung des Rechtswegs offen; nach Abſ. II 
a. a. O. iſt für die Klage das Gericht ausſchließlich 
zuſtändig, in deſſen Bezirke das abzutretende Grund⸗ 
ſtück liegt. Durch dieſe im Rahmen des Vorbehalts 
des § 15 Nr 2 EG. ZPO. erlaſſene Verfahrensvorſchrift 
iſt nur für die örtliche, nicht auch für die ſachliche 
Zuftändigfeit ein ausſchließlicher — dinglicher — 
Gerichtsſtand geſchaffen worden, im Gegenſatze zu dem 
nach 8 26 3PO. zugelaſſenen wahlweiſen Gerichtsſtand. 
Die ſachliche Zuſtändigkeit bemißt ſich mangels anders 
weitiger Sonderregelung nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen d. i. nach dem Werte des Streitgegenſtands 
(Henle, ZmEnt®. [2.] S. 169 Anm. 7 zu Art. 21 AG. 
ZPO.) In dieſem beſchränkten Umfang iſt auch die 
an ſich auf die örtliche und die fachliche Zuſtändigkeit 
erjtre:fbare Parteivereinbarung über die Anrufung eines 
aunächjt unzuſtändigen Gerichts eingeengt; die Aus⸗ 
ſchlief lichkeit der örtlichen Zuſtändigkeit läßt eine Ver⸗ 
einba zung über die ſachliche Zuſtändigkeit zu; denn 
die Vereinbarung iſt nur inſoweit unzuläſſig, als für 
die K age ein ausſchließlicher Gerichtsſtand begründet 
iſt (85 38, 40 II ZPO.; Neumiller, 35 O., [3./4.] S. 27 
Anm. zu 840; Gaupp:Stein, ZPO. [11.] I. S. 115 
Anm. l zu 8 38; S. 120 ff. Anm. II, 2 zu 840; RG. 13, 
369). Der Kläger war alſo nur gehindert, ein ört— 
lich unzuſtändiges Gericht anzugehen, nicht aber daran, 
ſich ar das nach S8 ff. ZPO., § 23 GVG. zunächſt 
ſachlich unzuſtändige AG. der belegenen Sache zu wenden. 
Gerade im vorliegenden Fall, in dem bei dem AG. E. 
ſchon bie vom Fiskus erhobene Klage auf Minderung der 
Entſckädigung anhängig war, durfte mit der Mög— 
lichkeit einer an ſich zuläſſigen, ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Einigung über die Zuſtändigkeit dieſes 
Gerichts auch für die Klage auf Erhöhung der Ent— 
ſchädigung gerechnet werden (SS 38, 39 3P0 .), im 
Gegenſatze zur Anrufung eines beliebigen ſonſtigen, 
auch örtlich unzuſtändigen Gerichts, das wegen der 
Ausſchließlichkeit des örtlichen dinglichen Gerichtsſtands 
durch Parteivereinbarung nicht hätte zuſtändig werden 
können (S 40 II EBD). Dieſer Weg ſtand dem Kläger 
ſelbſt dann offen, wenn er mit der Klagerhebung nur 
die Wahrung der einmonatigen Ausſchlußfriſt anſtrebte, 
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ohne ſofort auch die Erzielung einer Vereinbarung 
über die Zuſtändigkeit des AG. im Auge zu haben. 
Da das Sondergeſetz über die Zwangsenteignung über 
die Form der „Betretung des Rechtswegs“ eigene 
Vorſchriften nicht enthält, ſo haben die allgemeinen 
Beſtimmungen der ZPO. Platz zu greifen, hier alſo 
die 88 495ff. über das Verfahren vor den Amtsgerichten. 
Für die Frage der Wahrung der vom 2. Auguſt 1913 
an laufenden Ausſchlußfriſt iſt die Vorfchrift des 
8 496 III ZBO. entſcheidend; darnach tritt, wenn durch 
die Zuſtellung der nach Abſ. II ſchriftlich bei dem 
Gericht einzureichenden und nach Abſ. I von Amts 
wegen zuzuſtellenden Klage eine Friſt, gleichviel ob 
des materiellen oder des Prozeßrechts, gewahrt 
werden ſoll, die Wirkung, ſofern die Zuſtellung dem⸗ 
nächſt erfolgt, bereits mit der Einreichung der Klage 
ein. Da dieſe hier am 1. September 1913 und die 
Zuſtellung am 4. gl. Mts. erfolgt iſt, ſo iſt für die 
Wirkung der Friſtwahrung der 1. September 1913 
maßgebend und damit die einmonatige Ausſchlußfriſt 
des ZwentG. gewahrt (Gaupp⸗Stein a. a. O. I 
S. 1061 ff., Anm. IV zu 8496; vgl. §§ 207 ff. 8p 0O.). 
Daß dieſe Wirkung auch der Einreichung einer Klage zu⸗ 
kommt, iſt in 1 498 JI ZPO. ausdrücklich beſtimmt: nur 
die übrigen Wirkungen der Klagerhebung (8$ 263 ff.) 
treten erſt mit der Zuſtellung (ohne Rückwirkung) ein. 
An dieſer Zurückbeziehung der Zuſtellungswirkung auf 
den Zeitpunkt der Einreichung wurde auch nachträglich 
dadurch nichts geändert, daß infolge Scheiterns einer 
Vereinbarung über die ſachliche Zuſtändigkeit auf Grund 
der vom Bekl. erhobenen Einrede der Unzuſtändigkeit 
das AG. am 27. September 1913 ſich antragsgemäß 
für unzuſtändig erklärt und den Rechtsſtreit an das 
ſachlich zuſtändige LG. W. verwieſen hat (SS 504 ff., 
274 J Nr. 1 ZPO.). Wenn auch der Rechtsſtreit erſt 
mit der Verkündung dieſes Verweiſungsbeſchluſſes als 
bei dem LG. anhängig galt (8 505 II), fo bildete doch 
das Verfahren vor dem LG. nur eine Fortſetzung des 
amtsgerichtlichen Verfahrens. Die Prozeßergebniſſe des 
letzteren blieben gewahrt, insbeſondere die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit (3. B. auf die Unterbrechung der 
Verjährung — RG. 66, 368) und die — davon aller⸗ 
dings verſchiedene — nach 8 496 III unwiderruflich 
eingetretene Zurückbeziehung der Zuſtellungswirkung 
hinſichtlich der Wahrung der Ausſchlußfriſt auf den 
Zeitpunkt der Klageinreichung (Neumiller a. a. O. 
S. 312 Anm. zu § 505 II; Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 1079 
Anm. IV. 4 zu 8505 und S. 680 Anm. IV zu § 276). 
Die Annahme des Bell., daß die Vorſchrift des § 496111 
nur für die zur Zuſtändigkeit des AG. „überhaupt 
gehörigen“ Klagen gelte, und daß die Beſtimmung des 
8505 nur auf die „aus Verſehen“ beim — ſachlich 
— unzuſtändigen AGG. eingereichten Klagen anwendbar 
ſei, findet im Geſetz keine Stütze. Das Verfahren des 
Kl. hat auch keine Beeinträchtigung der Rechte des 
Bekl. zur Folge, es entſpricht dem Geſetz ebenſo wie 
die im § 506 geregelte Verweiſung im Falle der — 
die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit überſchreitenden — 
Klagerweiterung oder Widerklagerhebung, wofür die 
urſprüngliche ſachliche (oder örtliche) Zuſtändigkeit des 
AG. hinſichtlich der Klage ebenfalls keine Voraus— 
ſetzung iſt (SS 505 III Satz 1, 506 JI; Gaupp-Stein, 
S. 1083 Anm. I, 4 zu 8506). Dem Kl., der den regel— 
mäßigen Rechtsweg unbenützt gelaſſen hatte, blieb es 
unbenommen, den anderen gleichfalls geſetzmäßigen 
Weg einzuſchlagen, um rechtzeitig an ſein Ziel zu 
kommen. Dadurch, daß infolge des ſpäteren Verhaltens 
des Bekl. die Verweiſung an das LG. erſt nach dem 
Ablaufe der Ausſchlußfriſt beſchloſſen wurde, konnten 
die nach dem Geſetze ſchon erworbenen Rechte des Kl. 
nachträglich nicht mehr beſeitigt werden. Die Betre— 
tung des Rechtswegs iſt endgültig am 1. September 
1913, alſo innerhalb der Ausſchlußfriſt erfolgt. (Urt. 
des II. ZS. vom 7. Juni 1916, L. 3/15). Br. 
3974 — 


396 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1916. Nr. 23 u. 24. 


—— -.N......3 . rj˖*3.N2.33ͤꝛ3ꝛ·ꝛ “. Qaa3äůůͤ ⁊˙%iãkͤ ⁊ ͤ—·; ̃ ̃ 4..3ů333ͤ⁊˖Ä3«ð¶ↄQ2b1281ü ĩK11Kßç9—0TEð:Nĩkh— ö1Z2 . —.t ! 


Bücheranzeigen. 


Beni, Dr. Alfred, Richter in Bielefeld. Lebendes 
echt. Ein Ausblick in die Probleme der Juſtiz⸗ 
reform. VI und 120 S. Hannover 1915, Helwingſche 
e Broſchiert Mk. 3.—, geb. 


„Die Hauptſache iſt, daß an die Stelle eines durch 
das Geſetz oder die Volksüberzeugung gebildeten 
Rechts ein mit dem Geſellſchaftsleben ohnehin vor⸗ 
handenes Recht tritt, welches alſo nicht Gegenſtand 
menſchlicher Bildung, ſondern menſchlicher Forſchung 
iſt.“ „Inhaltlich iſt ... die Aufgabe unſeres Geſetz⸗ 
gebers nicht weſentlich verſchieden von der des Natur⸗ 
forſchers. Er ſoll wie dieſer die Formel für tatſächli 
beſtehende ſoziale Zuſtände und für die Geſamtheit ſi 
wiederholender Vorgänge finden.“ Dieſe Sätze kenn⸗ 
zeichnen einigermaßen die Richtung, in der ſich Bozis 
Ausführungen bewegen. Es will mir trotz des auf 
Seite 53 Geſagten ſcheinen, daß Bozi der ſchaffenden, 
ſchöpferiſchen Tätigkeit des Richters wie des Geſetz⸗ 
gebers nicht genügend gerecht wird; zu weiteren Aus⸗ 
führungen hierüber fehlt hier der Raum. Indeſſen 
fol nicht verkannt werden, daß Bozi ſich mit feinem 
Hinweis auf das „lebende“ Recht ein großes Verdienſt 
erworben hat; unſer Juriſtenſtand iſt bei ſeiner Aus⸗ 
bildung ohne Zweifel zu einſeitig auf Bücher ſtatt 
auf das Leben hingewieſen worden. Weniger glücklich 
ſcheint mir der Verfaſſer mit ſeinen einzelnen Ver⸗ 
beſſerungsvorſchlägen zu fein, die teilweiſe nur den 
Vorzug der Volkstümlichkeit haben. So wenn der 
Verfaſſer ſchreibt: „Ein ſehr gangbarer und er⸗ 
folgreicher Weg vor allem die Beförderung der Richter 
unter öffentliche Kontrolle zu ſtellen, wäre die in Eng: 
land übliche öffentliche Abſtimmung. Die Preſſe ſorgt hier 
für weiteſte Verbreitung, indem ſie in den Verhandlungs⸗ 
berichten unter Namensnennung angibt, wie und mit 
welcher Begründung die einzelnen Richter ihre Stimme 
abgegeben haben. Auf dieſe Weiſe bildet ſich die 
Oeffentlichkeit über Standpunkt und Befähigung eines 
Richters ebenſo ein Urteil, wie ſie es ſich über Stand⸗ 
punkt und Befähigung eines Parlamentsmitgliedes 
bildet. Es iſt ſelbſtredend, daß ein Richter, der ſich ſo als 
eine hervorragende Perſönlichkeit legitimiert hat, auch 
bei der Beförderung in erſter Linie Berückſichtigung 
findet, während andererſeits die Juſtizverwaltung ſich 
nicht getrauen würde, durch Bevorzugung minder be⸗ 
fähigter Elemente die allgemeine Volksmeinung vor 
den Kopf zu ſtoßen.“ Nun, ich habe einmal in der 
Schweiz den öffentlichen Beratungen und Abſtim— 
mungen eines Obergerichts angewohnt und mich des 
Eindrucks nicht erwehren können, daß unter der Oef⸗ 
fentlichkeit die Cründlichkeit der Erörterung einiger⸗ 
maßen leidet — nicht zum Vorteil der Gerechtigkeit 
des Urteils — und noch weniger kann ich glauben, daß 
die Berichte, wie fie unſere Preſſe aus dem Gerichts- 
ſaal bringt, ein gerechtes Urteil über die Tüchtigkeit 
eines Richters ermöglichen würden; darauf allein aber 
ſollte es doch wohl ankommen, nicht darauf, ob ein 
Richter wie ein Schauſpieler oder auch ein Parlamen— 
tarier eine gute oder ſchlechte Kritik hat. Eckert. 


Stern, Dr. Jacques, Amtsrichter, Berlin. Thibaut 
und Savigny. Zum 100 jährigen Gedächtnis 
des Kampfes um ein einheitliches bürgerliches Recht 
für Deutſchland. Die Originalſchriften in urſprüng— 
licher Faſſung mit Nachträgen, Urteilen der Zeit— 
genoſſen und einer Einleitung. 238 S. Berlin 
1914, Franz Vahlen. geb. Mk. 3.—. 

Thibaut bemerkt in dem kurzen Vorwort, das er 
feiner Schrift „Über die Notwendigkeit eines allge— 
meinen bürgerlichen Rechts für Deutſchland“ voraus— 
geſchickt hat, daß er eigentlich nur ungern in dem 
leicht verrinnenden Strom der Flugſchriften etwas von 
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dem Seinigen ſehe. Nun, ſeine Beſorgnis, daß ſeine 
Schrift gleich anderen Flugſchriften ſchnell geleſen und 
ebenſo ſchnell werde vergeſſen werden, war nicht be⸗ 
gründet; denn er hat durch ſeine Ausführungen Sa⸗ 
vigny auf den Plan gerufen, deſſen Gegenſchrift „Vom 
Beruf unſerer Zeit für Geſetzgebung und Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft“ über ihre Zeit hinaus, ja gerade für den Streit 
unſerer Tage um die Grundfragen des Rechtes die 
größte Bedeutung beanſpruchen darf. Es iſt ein 
dankenswertes Unternehmen, daß Stern dem Leſer von 
heute die Schriften und zwar in ihrer urſprünglichen 
Faſſung wieder darbietet; die Zuſätze der Streitſchriften 
in ſpäteren Ausgaben find beſonders zuſammengeſtellt. 
Dazu kommen eine wertvolle Einleitung des Heraus⸗ 
gebers und eine Zuſammenſtellung von Urteilen der 
Zeitgenoſſen, vor allem das treffende Urteil Yeuer- 
bachs. Das Buch iſt ausgeſtattet in der Art der 
Bücher aus der Zeit Thibauts und Savignys. Ich 
meine, jeder Juriſt müßte ſich freuen, es ſeiner Bücherei 
einzuverleiben. t. 


Jünger, Dr. H., Juſtizrat. Die Kriegsgeſetze. 
Nachſchlage⸗ und Handbuch unter beſonderer Rück⸗ 
ſicht auf die Gerichte, Verwaltungsbehörden, Grund⸗ 
beſitz, Banken und kaufmänniſchen Verkehr. 2. Auf⸗ 
lage. XXXVI, 934 S. Hannover 1916, Helwingſche 
Verlagsbuchhandlung. Geh. Mk. 9.50, geb. Mk. 11.—. 

Wir haben auf S. 339 des vor. Jahrgangs dieſer 

Zeitſchrift die 1. Auflage des Jüngerſchen Buches an⸗ 

gezeigt und begrüßen mit Freuden das Erſcheinen der 

vorliegenden 2. Auflage des ungemein zweckmäßig an⸗ 
gelegten Nachſchlagewerkes, mit dem der Herausgeber 
den vielen Tauſenden, die ſich in dem Irrgarten unſerer 

Kriegsgeſetzgebung zu recht finden müſſen, in der 

dankenswerteſten Weiſe als Wegweiſer an die Hand geht. 

Die bisherige Anordnung des Stoffes iſt im weſent⸗ 

lichen dieſelbe geblieben. Die Zahl der aufgeführten 

Erlaſſe aus dem Reiche und Preußen beträgt 1932, die 

Zahl der abgedruckten Erlaſſe 702. Berückſichtigt ſind 

die Erlaſſe aus der Zeit bis zum 1. Juli 1916; die 

Erlaſſe der folgenden Zeit ſollen in Nachträgen oder 


in einem Nachtragsband herausgegeben * 
ckert. 


Bon der Pfordten Th., Regierungsrat im Staatsmini⸗ 
ſterium der Juſtiz in München. Staat und 
Recht bei Schopenhauer. 16 Seiten. München, 
Berlin, Leipzig 1916, J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). Preis Mk. —.60. 

Der Verfaſſer unterſucht in knappen, inhaltreichen 
Grundzügen, wie aus der Weltanſchauung des ſo 
eigenartigen und ſelbſtändigen Denkers Schopenhauers 
Vorſtellungen von Recht und Staat, insbeſondere auch 
vom Strafrecht, erwachſen. Doch er berichtet nicht 
bloß. Er gibt ein Bild des Philoſophen und des 
Menſchen, und er tritt ihm mit dem ſelbſtändigen Urteil 
des modernen erfahrenen Juriſten gegenüber. Praͤchtig 
ſind insbeſondere die Bemerkungen gegen deu Peſſimis⸗ 
mus Schopenhauers, z. B.: „Wir müſſen das Glück 
des Seins in der tatkräftigen und freudigen Ent⸗ 
faltung der in uns geſetzten Lebenskräfte ſuchen, in 
dem Wirken eines auf das Gute und Vernünftige 
gerichteten Willens. Dann werden wir weder Zeit 
noch Luſt haben, Betrachtungen über die Nichtigkeit 
des Daſeins anzuſtellen.“ „Der Menſch kann nicht 
alle Uebel der Welt, nicht das Böſe als Ganzes über- 
winden. Er ſoll es da bekämpfen, wo es an ihn 
herantritt: in der eigenen Bruſt, in den engeren und 
weiteren Kreiſen, die ihn umſchließen. Hier tritt ihm 
das Böſe nicht als geheimnisvolle Weltmacht gegen— 
über, ſondern greifbar in vergänglichen Formen, hier 
iſt es nicht unüberwindlich, hier winkt dem Kämpfer 
der Preis, wenn nicht des vollen äußeren Sieges, 
jo doch der eigenen Reinigung und Erlöſung.“ 

Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


ee ne ſtrafrechtlichen Inhalts. ) 
(Zeitraum vom 19. Oktober bis 25. November 1916). 


J. Borſchriften für Lebens⸗ u. Futtermittel. 


1. Vorſchriften für Fiſche und Seemuſcheln. 

a) Bek. vom 20. Oktober 1916 (RSI. S. 1185). 
Sie verbietet auf Grund des 8 3 der BO. über die 
Einfuhr von Salzheringen vom an 1916 (NEBT. 
S. 45 und 234) und der Bek. über die Einfuhr von Fiſchen 
uſw. vom 30. September 1916 (RG Bl. S. 1135) die Durch⸗ 
fuhr von Fiſchen mit Ausnahme von friſchen (lebenden 
und nicht lebenden) Fiſchen und die Durchfuhr von 
Zubereitungen von Fiſchen über die Grenzen des Deut⸗ 
ſchen Reiches. 

b) Bek. vom 13. November 1916 (RGBl. S. 1265). 
Nach 8 1 iſt die Einfuhr friſcher (lebender und nicht 
lebender, auch gefrorener und für den Transport mit 
Salz beſtreuter) Fiſche vor dem Eingang in das Inland 
dem an der Grenzſtation oder am Eingangshafen be⸗ 
findlichen Bevollmächtigten der Zentral⸗Einkaufsgeſell⸗ 
ſchaft m. b. H. in Berlin und, wenn an der Grenz⸗ 
ſtation oder am Eingangshafen kein Bevollmächtigter 
beſtellt iſt, der Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft ſelbſt und 
zwar ihr telegraphiſch anzuzeigen. Die Fiſche dürfen 
nach 8 3 nur durch die Zentral⸗Einkaufsgeſellſchaft oder 
mit ihrer Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. 
Strafbeſtimmungen 8 12. 

e) Bek. vom 2. November 1916 (RG Bl. S. 1243). 
Nach § 2 bedarf der Erlaubnis der neu errichteten 
Ueberwachungsſtelle für Seemuſcheln (ſ. 8 1), wer See⸗ 
muſchelkonſerven herſtellt oder Seemuſcheln im Groß⸗ 
handel d. i. in Mengen von mehr als 50 kg von 
Fiſchern kauſt. § 3 ermächtigt die Ueberwachungsſtelle 
für Seemuſcheln zu Anordnungen über Fang und Ver⸗ 
kauf von Seemuſcheln, Art ihrer Verſendung und Auf⸗ 
bewahrung und Herſtellung von Seemuſchelkonſerven, 
zur Beſchränkung oder Unterſagung des Fanges und 
Verkaufs von Seemuſcheln ſowie der Herſtellung von 
Seemuſchelkonſerven und zur Ausſchließung einzelner 
Perſonen vom Fange der Seemuſcheln, vom Handel 
damit und von der Herſtellung von Seemuſchelkon⸗ 
ſerven. Die Ueberwachungsſtelle kann nach $ 4 für 
Seemuſcheln und Seemuſchelkonſerven allgemein Preiſe 
feſtſetzen und auch einzelnen Händlern mit Seemuſcheln 
und Herſtellern von Seemuſchelkonſerven Preiſe vor⸗ 
ſchreiben, die nicht überſchritten werden dürfen, ferner 
nach 8 5 Vorſchriften über den Verkehr mit eingeführten 
Seemuſcheln und Seemuſchelkonſerven erlaſſen. Ihren 
Beauftragten haben nach § 6 die Unternehmer und 
Leiter von Betrieben, die Seemuſchelfang oder ⸗handel 
treiben, oder in denen Seemuſchelkonſerven hergeſtellt 
werden, Einſicht in die Geſchäftsaufzeichnungen zu ge⸗ 
währen und die Beſichtigung der Geſchäfts⸗ und Betriebs⸗ 
räume ſowie der Vorräte zu geſtatten; die Beauf⸗ 
tragten ſind verpflichtet, über die Einrichtungen und 
Geſchäftsverhältniſſe die hierbei zu ihrer Kenntnis 
kommen, Verſchwiegenheit zu beobachten. Die Straf⸗ 
beſtimmungen enthält 8 7. 


2. Vorſchriften für Käſe. 


VO. vom 20. Oktober 1916 (RG Bl. S. 1175). Sie 
ändert die VO. über Käſe vom 13. Januar 1916 (RGBl. 
S. 31) hauptſächlich durch Aenderung der in 8 1 feſt⸗ 
geſetzten Höchſtpreiſe, bei denen nun zwiſchen Herſteller⸗, 
Großhandels- und Kleinverkaufspreis unterſchieden 
wird, und durch Aufnahme des Verbots des gewerbs⸗ 
müßigen Poſt⸗ und Frachtverſandes von Käſe durch 
den Herſteller an den Verbraucher. Die Uebertretung 
dieſes Verbots fällt auch unter die Strafbeſtimmung 
des § 12 der VO. vom 13. Januar 1916. Die Bek. 


1) Letzter Bericht S. 365 dleſer Zeitſchrift. 
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über Aenderung der Preiſe für Quark und Quark⸗ 
käſe vom 18. März 1916 (RG Bl. S. 176) wird auf⸗ 
gehoben. In der Faſſung, welche die BO. vom 13. Ja⸗ 
nuar 1916 durch die VO. vom 20. Oktober 1916 er⸗ 
hielt, wurde ſie unter dem Datum des 20. Oktober 
1916 (RG Bl. S. 1179) neu bekannt gegeben. 


3. Vorſchriften für Oele und Fette. 


Bek. vom 20. Oktober 1916 (RG Vl. S. 1174). Sie 
ſetzt auf Grund der 88 25 und 28 der VO. über Speiſe⸗ 
fette vom 20. Juli 1916 (RGBl. S. 755) Grundpreiſe 
für verdorbene Butter und verdorbene Margarine 
(Begriff § 3) ſowie Höchſtpreiſe für den Weiterverkauf 
ſolcher verdorbener Speiſefette im Großhandel feſt. 


4. Vorſchriften für Getreideerzeugniſſe. 


a) BO. vom 2. November 1916 (RG Bl. S. 1241). 
Sie ſetzt in § 1 einen Höchſtpreis für Weizengrieß 
beim Verkauf an den Verbraucher feſt und ſtellt in 
8 2 die Ueberſchreitung unter Strafe. 

b) BO. vom 2. November 1916 (RGI. S. 1242). 
91 ſetzt einen Höchſtpreis für den Verkauf von Hafer⸗ 
flocken, Hafergrütze und Hafermehl durch den Herſteller, 
92 abgeſtufte Höchſtpreiſe für den Kleinverkauf von 
Haferflocken, Hafergrütze und Hafermehl, je nachdem 
ſie loſe oder in Packungen feilgehalten werden, feſt. 
Die Ueberſchreitung iſt in 8 4 unter Strafe geſtellt. 


5. Vorſchriften für Kartoffeln und Erzeugniſſe daraus. 


a) Bek. vom 5. Nov. 1916 (RG Vl. S. 1261). Sie 
ändert die in der Bek. vom 29. Februar 1916 (RGBl. 
S. 135) für Kartoffelwalzmehl und in 82 Abſ. 3 
Satz 1 der Bek. vom 16. September 1915 (RGBl. 
S. 588) für Verkäufe von Kartoffelflocken und Kar⸗ 
toffelſchniteln in Mengen unter 5 Tonnen und für 
Verkäufe von Kartoffelwalzmehl, trockener Kartoffel- 
ſtärke und Kartoffelſtärkemehl in Mengen unter 1 Tonne 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe. 

b) VO. vom 16. Nov. 1916 (RGBl. S. 1281). Unter 
Aufhebung der Bek. vom 14. September 1916 (RGBl. 
S. 1031) wird darin der Verkehr mit Saatkartoffeln 
neu geregelt. Nach 8 1 dürfen Saatkartoffeln aus der 
Ernte 1916 abgeſehen von ihrem Abſatze durch die 
Kartoffelerzeuger an Landwirte des gleichen Kom⸗ 
munalverbandes zur eigenen Ausſaat nur durch Ver- 
mittlung von landwirtſchaftlichen Berufs vertretungen 
oder ähnlichen von den Landeszentralbehörden be⸗ 
ſtimmten Stellen abgeſetzt werden. Nach § 3 bedarf 
die Ausfuhr von Saatkartoffeln in einen anderen 
Kommunalverband der Genehmigung desjenigen Kom⸗ 
munalverbandes, aus welchem die Saatkartoffeln aus⸗ 
geführt werden ſollen, oder der Genehmigung der von 
der Landeszentral behörde 25 beſtimmten Stelle. 
Strafbeſtimmungen 86. 8 4 nimmt für die Zeit bis 
zum 15. Mai 1917 die Saatkartoffeln von den Vor⸗ 
ſchriften der Bek. über die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe 
für Kartoffeln und die Preisſtellung für den Weiter⸗ 
verkauf vom 13. Juli 1916 (RGBl. S. 696) aus. 


6. Vorſchriften für Gemüſe. 


a) VO. über den Abſatz von Weißkohl vom 
21. Oktober 1916 (RGBl. S. 1187). Nach 8 1 kann 
die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt für beſtimmte, 
örtlich abgegrenzte Gebiete beſtimmen, daß Weißkohl 
nur mit ihrer Genehmigung abgeſetzt werden darf. 
Zum Abſatz an Verbraucher innerhalb des Gebiets 
bedarf es der Genehmigung nicht, ſofern nicht mehr 
als 10 kg an den gleichen Verbraucher abgeſetzt werden. 
Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt kann die Höchſt⸗ 
menge anders beſtimmen und einen Höchſtpreis für 
den Abſatz unmittelbar an die Verbraucher feſtſetzen. 
Soweit ſie von dieſen Befugniſſen Gebrauch macht, 
haben ihrer Geſchäftsabteilung die Beſitzer von Weiß⸗ 
kohl auf Erfordern Auskunft über die Ware zu geben, 
und ſind die Beſitzer verpflichtet, die Ware pfleglich 
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zu behandeln, ſowie ſie auf Verlangen der Reichsſtelle 
an deren Geſchäftsabteilung oder die von dieſer be⸗ 
ſtimmten Stellen käuflich zu liefern; ſie dürfen den 
Weißkohl im eigenen Haushalt oder Betrieb ver⸗ 
brauchen und verarbeiten, ihn aber nur dann ver⸗ 
füttern, wenn er zum menſchlichen Genuß nicht ge⸗ 
eignet iſt. Strafbeſtimmungen 8 5. 

b) VO. über Höchſtpreiſe für Rüben vom 26. Ok⸗ 
tober 1916 (RG Bl. S. 1204). § 1 ſetzt Höchſtpreiſe für 
den Verkauf von Rüben durch den Erzeuger feſt. 83 
ermächtigt die Landeszentralbehörden, Höchſtpreiſe für 
den Verkauf von Rüben im Groß- und Kleinhandel 
feſtzuſetzen oder auch die Feſtſetzung anderen Behörden 
zu übertragen. Nach §4 können die Kommunalver⸗ 
bände Ausfuhrverbote und Ausfuhrbeſchränkungen für 
Rüben erlaſſen. Den Strafſchutz enthält 8 7. 

e) VO. über Höchſtpreiſe für Zwiebeln vom 4. No- 
vember 1916 (RG Bl. S. 1257). Die Höchſtpreiſe für 
Zwiebeln aus der Ernte 1916, die für Verkäufe durch 
den Erzeuger an den Großhändler maßgebend ſind, 
ſetzt 8 1 in der Weiſe feſt, daß die Preiſe vom 14. No⸗ 
vember 1916 bis zum 15. April 1917 von Monat zu 
Monat fleigen. Verkauft der Erzeuger unmittelbar 
an den Kleinhändler oder Verbraucher, fo iſt nach $ 2 
eine Erhöhung der in 8 1 feſtgeſetzten Preiſe um 
höchſtens 2 M zuläſſig. § 3 geſtattet für den Weiter⸗ 
verkauf im Handel einen Zuſchlag von höchſtens 3,50 M 
für den Zentner zu den in §1 feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſen. § 4 ſetzt in ähnlicher Weiſe wie 8 1 monat⸗ 
lich ſteigende Höchſtpreiſe für den Kleinverkauf feſt. 
Nach 8 6 kann das Eigentum an Zwiebeln durch An⸗ 
ordnung der zuſtändigen Behörde einer von ihr be⸗ 
zeichneten Perſon übertragen werden. Der von der 
Anordnung Betroffene iſt verpflichtet, die Vorräte zu 
verwahren und pfleglich zu behandeln. Die Straf⸗ 
beſtimmungen finden ſich in 8 8. 


7. Vorſchriften für Sämereien. 


VO. über den Handel mit Sämereien vom 15. No⸗ 
vember 1916 (RGBl. S. 1277). 9 1 macht mit den in 
Abſ. 2 vorgeſehenen Ausnahmen den Handel mit Klee⸗, 
Gras-, Futterrüben⸗ und Futterkräuterſamen von einer 
beſonderen Erlaubnis abhängig. § 2 erklärt darauf 
eine Reihe von Vorſchriften der VO. über den Handel 
mit Lebens⸗ und Futtermitteln und zur Bekämpfung 
des Kettenhandels vom 24. Juni 1916 (RG Bl. S. 581, 
674), insbeſondere auch die Strafvorſchrift in $ 9 für 
entſprechend anwendbar. 


8. Vorſchriften für Kunſthonig. 

Bek. vom 14. November 1916 (RGBI. S. 1271). 
Nach SL darf Kunſthonig nur in feſter Form herge⸗ 
ſtellt, nur in feſter Form ſowie unter der Bezeichnung 
als Kunſthonig unter Ausſchluß von Bezeichnungen, 
die den Eindruck echter Honigware erwecken können, 
in den Verkehr gebracht und zur gewerbsmäßigen Her⸗ 
ſtellung anderer Nahrungsmittel nicht verwendet werden. 
Die SS 2—4 ſetzen Höchſtpreiſe für den Verkauf von 
Kunſthonig durch den Herſteller an den Großhändler, 
den Kleinhändler und den Verbraucher, für den Ver— 
kauf von Händler zu Händler und für die Abgabe im 
Kleinverkauf feſt. 8 7 unterſtellt die Ein- und Durch⸗ 
fuhr von Kunſthonig, Zuckerſirup, fluſſiger Raffinade 
und ähnlichen zuckerhaltigen Aufſtrichmitteln den Bors 
ſchriften in den 8§S 27—33 der Ausführungsbeſtimmungen 
zu der VO. über den Verkehr mit Zucker im Betriebs⸗ 
jahr 1916/17 vom 27. September 1916 (RG Bl. S. 1085). 
Strafbeſtimmungen 88. 


9. Vorſchriften für Branntwein. 

a) Bek. über die Anmeldung der Beſtände von 
Kornbranntwein vom 23. Oktober 1916 6RGBl. S. 1189). 
Der Anmeldepflicht unterlagen die am 1. November 1916 
vorhandenen Vorräte von unverſteuertem oder unver— 
zolltem Kornbranntwein, der den Beſtimmungen des 


8107 Abſ. 2 des Branntweinſteuergeſetzes in der Faſſung 
vom 14. Juni 1912 (RGI. S. 378) entſpricht. Die 
Anmeldung mußte bis zum 5. Nov. 1916 an die Spiritus⸗ 
zentrale, G. m. b. H. in Berlin erfolgen. Verletzung 
der Anmeldepflicht wird nach $ 2 beftraft. 

b) Bek. über die Regelung des Betriebs in Kar⸗ 
toffeln verarbeitenden Brennereien im Betriebsjahr 
1916 / 17 vom 24. Oktober 1916 (RG Bl. S. 1191). Nach 
8 1 mußten die Beſitzer einer Kartoffeln verarbeitenden 
Brennerei bis zum 1. November 1916 dem zuſtändigen 
Kommunalverband und der Spiritus⸗Zentrale, G. m. b. H. 
in Berlin über ihren Betrieb Aufſchluß erteilen. Wer 
dies nicht rechtzeitig tat, darf nach § 2 im Betriebs» 
jahr 1916 / 17 Kartoffeln auf Branntwein nicht vers 
arbeiten. Das gleiche gilt, wenn der Brennereibetrieb 
nicht ſpäteſtens am 15. November 1916 eröffnet wurde. 
Im letzteren Falle kann unter den in § 2 bezeichneten 
Vorausſetzungen der Vorſitzende der Reichsbranntwein⸗ 
ſtelle auf Antrag die Friſt für die Zuläſſigkeit der 
Betriebseröffnung verlängern. Strafbeſtimmungen $3. 

e) VO. über Verarbeitung von Kartoffeln au 
Branntwein in Kleinbrennereien vom 26. Oktober 191 
(RGBl. S. 1198). In Kleinbrennereien ($ 15 des 
Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909, RGBl. 
S. 661) dürfen nach 8 1 vorbehaltlich einer Ermächti⸗ 
gung durch die Hauptämter Kartoffeln bis auf weiteres 
nicht auf Branntwein verarbeitet werden. Zuwider⸗ 
handlungen werden nach $ 2 beitraft. 


II. Sonſtige Vorſchriften. 


. 1. Vorſchriften für Schuhwaren. 


a) VO. vom 19. Oktober 1916 betr. Aenderung 
der VO. über untaugliches Schuhwerk vom 21. Juni 
1916 (RGBl. S. 1172). Sie dehnt die Uebergangs⸗ 
vorſchrift in 8 9 Abſ. 2 der genannten BO. (RGBl. 
S. 541) zeitlich aus. 

b) Bek. vom 19. Oktober 1916 (RGBl. S. 1173). 
Sie enthält kleine Aenderungen der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu der BO. über i Schuh⸗ 
werk vom 22. Juni 1916 (RGBl. S. 543). 


2. Vorſchriften für Wolle und Wollwaren. 


Bek. vom 23. Oktober 1916 (RGBl. S. 1190, Druck⸗ 
fehlerberichtigung S. 1225). Sie ſetzte mit Wirkung 
vom 24. Oktober 1916 den 81 der VO. über Höchſt⸗ 
preiſe für Wolle und Wollwaren vom 22. Dezember 
1914 (RGBl. S. 545) außer Kraft. 


3. Vorſchriften für Web⸗, Wirk⸗ und Strickwaren. 


Bek. vom 31. Oktober 1916 (RGBl. S. 1218, Druck⸗ 
fehlerberichtigung S. 1268). Unter Aufhebung der 
Bek. betr. die von der Regelung des Verkehrs mit 
Web⸗, Wirk» und Strickwaren für die bürgerliche Bes 
völkerung ausgeſchloſſenen Gegenſtände vom 10. Juni 
1916 (RGBl. S. 418) und der dazu ergangenen Bek. 
vom 13. Juli, 7. Auguſt, 21. Auguſt und 9. September 
1916 (RGBl. S. 693, 924, 938 und 1009) werden die 
Ausnahmen von der BO. über die Regelung des Ber: 
kehrs mit Web-, Wirk- und Strickwaren für die bürger⸗ 
liche Bevölkerung vom 10. Juni 1916 (RG Bl. S. 463) 
in grundlegender Weiſe neu geordnet. Der Kreis der 
Gegenſtände, die der genannten VO. vom 10. Juni 
1916 mit Ausnahme des 8 7, des 8 8 Abſ. 6 ſowie 
der 88 10, 14, 15 und 20 nicht unterliegen (Verzeichnis 4, 
Freiliſte) iſt in $2 bedeutend enger gezogen. Dieſen 
Gegenſtänden treien aber in § 3 andere (Verzeichnis B, 
Bezugsſchein gegen Abgabebeſcheinigung) zur Seite, 
wofür Bezugsſcheine ohne Prüfung der Notwendigkeit 
ihrer Anſchaffung erteilt werden können, wenn der 
Antragſteller durch eine Abgabebeſcheinigung nach— 
weiſt, daß er einer der von der Reichsbekleidungs⸗ 
ſtelle beſtimmten Annahmeſtellen ein entſprechendes 
gleichartiges von ihm getragenes, aber noch gebrauchs— 
fähiges Oberkleidungsſtück überlaſſen hat. Nach 84 
dürfen an Schneider, Schneiderinnen und Wander: 


gewerbetreibende Waren, die fie für fi im eigenen 
Namen erwerben, um ſie verarbeitet oder unverarbeitet 
weiter zu veräußern, vorbehaltlich der Beſchränkung 
des 87 Abſ. 1 der genannten VO. vom 10. Juni 1916 
ohne Bezugsſchein geliefert werden. Sie haben aber 
nach näherer Maßgabe des Abſ. 2 ein Einkaufsbuch 
zu führen und dürfen nach Abſ. 4 bezugsſcheinpflichtige 
Waren nur gegen Bezugsſchein an die Verbraucher 
veräußern. Strafbeſtimmungen 8 5. 


4. Vorſchriften für Tabak. 


Bek. vom 27. Oktober 1916 (RG Bl. S. 1200), eine 
Ergänzung der Ausführungsbeſtimmungen vom 10. Of: 
tober 1916 zur Verordnung über Rohtabak vom gleichen 
Tage (RG Bl. S. 1149). Sie trifft namentlich die in 
8 13 der VO. dem Reichskanzler übertragenen Bes 
ſtimmungen über die Preisbemeſſung der Tabak— 
erzeugniſſe. 

5. Vorſchriften für Druckpapier. 

a) Bek. vom 18. Oktober 1916 (RGBl. S. 1171). 
Nach 81 durfte bis zum 31. Oktober 1916 maſchinen⸗ 
glattes, holzhaltiges Druckpapier, das für den Druck 
von Tageszeitungen beſtimmt war, nur zu den von 
der Reichsſtelle für Druckpapier (RGBl. 1916 S. 863) 
feſtgeſetzten Preiſen geliefert werden. Lieferungsvertrage 
über ſolches Druckpapier, die vor dem 1. Oktober 1916 
mit Wirkung über dieſen Zeitpunkt hinaus abgeſchloſſen 
waren, galten für den Monat Oktober 1916 als zu den 
von der Reichsſtelle feſtgeſetzten Preiſen abgeſchloſſen. 
Ueber Lieferungsverträge dieſer Art iſt nach § 2 der 
Reichsſtelle auf Verlangen von den Vertragsteilen 
Auskunft zu geben Strafbeſtimmungen 84. 

b) Bek. vom 31. Oktober 1916 (RGBl. S. 1225). 
Danach hat die Kriegswirtſchaftsſtelle für das Deutſche 
Zeitungsgewerbe in Berlin auch für November und 
Dezember 1916 die Mengen von maſchinenglattem, 
holzhaltigem Druckpapier zu beſtimmen, die Verleger 
und Drucker von Zeitungen ſowie ſonſtige Perſonen 
für ihr Gewerbe beziehen dürfen. 


6. Vorſchriften für Wertpapiere. 


Bek. vom 28. Oktober 1916 (RG BI S. 1209). Sie 
verlängerte auf Grund des 8 1 der VO. über die 
Anmeldung von Wertpapieren vom 23. Auguſt 1916 
(RGBl. S. 952) die Friſt für die Anmeldung (Art. 5 
der Bek. vom 23. Auguſt 1916, RGBl. S. 953) bis 
zum 15. November 1916. 


7. Vorſchriften für Schwefel. 

a) VO. über den Verkehr mit Schwefel vom 
27. Oktober 1916 (RGBI. S. 1195) nebſt den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen dazu vom gleichen Tage (RGBl. 
S. 1196). Nach 81 der BD. iſt aller im Juland her- 
geſtellte Schwefel vom 1. November 1916 ab an die 
Kriegschemikalien-Aktiengeſellſchaft, Verwaltungsſtelle 
für private Schwefelwirtſchaft, in Berlin zu lieſern. 
S1 der Ausführungsbeſtimmungen macht den Erzeu— 
gern von Schwefel zur Pflicht, der genannten Stelle 
ihre geſamte Monatserzeugung bis zum 10. Tage des 
folgenden Monats anzuzeigen. Die Strafvorſchriften 
enthält 88 der Ausführungsbeſtimmungen. 

b) Bek. betr. Höchſtpreiſe für Schwefel ſäure und 
Oleum vom 28. Oktober 1916 (RGBl. S. 1210). Die 
auf Grund des §5 der VO., betr. die private Schwefel- 
wirtſchaft vom 13. November 1915 (RGBl. S. 761) 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe treten an die Stelle derjenigen 
der Bek. vom 8. April 1916 (RGBl. S. 258). 


8. Vorſchriften für Futter- und Düngemittel. 

a) Bek. über Miſchungen von Knochenmehl und 
Kali vom 24. Oktober 1916 (RGBl. S. 1192). Sie 
ſchränkt lediglich die Ausnahme von dem in 8 6 Abſ. 3 
der VO. über künſtliche Dungemittel vom 11. Januar 
1916 (RGBl. S. 13) aufgeſtellten Verbot des Miſchens 
von phosphorſäurehaltigen Düngemitteln mit ſtickſtoff— 
haltigen Stoffen oder Kaliſalzen ein. 
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b) Bek. vom 1. und 10. November 1916 (RGBBl. 
S. 1227 und 1275). Sie dehnen die Beſtimmungen 
der BO. betr. die Einfuhr von Futtermitteln, Hilfs⸗ 
ſtoffen und Kunſtdünger vom 28. Januar 1916 (RGBl. 
S. 67) und die Ausführungsbeſtimmungen dazu vom 
31. Januar 1916 (RGBl. S. 71) auf Schilf, Schilfmehl, 
Schilfhäckſel ſowie naſſe und getrocknete Obſttreſter aus. 


9. Vorſchriften für ſtatiſtiſche Ermittelungen. 


a) BO. über die Vornahme einer Volkszählung 
am 1. Dezember 1916 vom 2. November 1916 (RGBl. 
S. 1233). Die Zählung erfolgte nach SS 2 und 3 durch 
namentliche Aufzeichnung aller in der Nacht vom 30. No⸗ 
vember auf 1. Dezember 1916 und zwar bei Mitternacht 
im Deutſchen Reiche befindlichen Perſonen in Haus⸗ 
haltungsliſten bei der Haushaltung, in der ſie über⸗ 
nachtet haben. Verweigerung der vorgeſchriebenen 
Eintragungen in die Haushaltnnugsliſten und wiſſent⸗ 
F Angaben werden nach 8 11 bes 
traft. 

b) VO. über die Vornahme einer Viehzählung 
am 1. Dezember 1916 vom 4. November 1916 (RGBl. 
S. 1249). Sie beſtimmte in § 1 den Umfang der 
kleinen Viehzählung, die nach der Bek. des Reichskanzlers 
vom 4. Dezember 1912 (Zentralbl. für das Deutſche Reich 
S. 855) am 1. Dezember 1916 vorzunehmen war, und 
die Art der Vornahme. 8 2 übertrug den Landes⸗ 
zentralbehörden den Erlaß der Ausführungsvorſchriften. 
8 4 enthält die Strafbeſtimmungen. 


10. Vorſchriften für die Krankenverſicherung. 


BO. vom 2. November 1916 (RGBl. S. 1247). 
Sie unterſtellt die ſeit Beginn des Krieges in Deutſch⸗ 
land befindlichen Angehörigen feindlicher Staaten, die 
als ſolche durch Anordnung deutſcher Behörden in ihrer 
perſönlichen Freiheit beſchränkt und deshalb nicht nach 
den Vorſchriften der Reichs verſicherungsordnung über 
die Krankenverſicherung verficherungspflichtig oder ver⸗ 
ſicherungsberechtigt waren, dieſen Vorſchriften ſowie 
dem Geſetze betr. Sicherung der Leiſtungsfähigkeit der 
Krankenkaſſen vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 337) 
und dem § 2 der Bek. betr. Krankenverſicherung und 
Wochenhilfe während des Krieges vom 28. Januar 1915 
(RG Bl. S. 49). 


Das Reichsgeſeg vom 8. November 1916, betr. 
Aenderungen des Gerichtskoſtengeſetzes, der Gebühren⸗ 
ordnung für Nechtsauwälte und der Gebührenordunng 
für Gerichts vollzieher (RG Bl. S. 1263) will die Zweifel 
und Unzuträglichkeiten beheben, die ſich für das Koſten— 
weſen auf dem Gebiete der Rechtspflege aus der Ein- 
führung der außerordentlichen Reichsabgabe ergeben 
haben, die nach dem Geſetze vom 21. Juni 1916 
(RGBl. S. 577) mit den Poſt- und Telegraphengebühren 
zu erheben iſt. Die überwiegende, auch in dieſer Zeit— 
ſchrift (S. 290) vertretene Meinung ging dahin, daß 
dieſe Abgaben nicht als Poſt- und Telegraphengebuhren 
anzuſehen find. Dieſe Meinung mußte für das GKG., 
die RAO. und die GVollzGdO. zu verſchiedenen Er: 
gebniſſen führen entſprechend der verſchiedenen Behand— 
lung der Auslagenerſtattung in dieſen Geſetzen. 

Das GKG. fuhrt in 8 79 die baren Auslagen auf, 
die erhoben werden, und ſieht daneben in $ 805 die 
Erhebung von Pauſchſätzen vor. Dieſe find zur Deckung 
der von den Parteien nicht zu erſetzenden Auslagen 
beſtimmt; mit ihnen wurde deshalb — entgegen der 
auf S. 290 dieſer Ztſchr. vertretenen Anſchauung — 
bis zum Inkrafttreten des Geſ. vom 8. November d. Js. 
auch die Reichsabgabe abgegolten. Anders die RAGO.: 
der dort in § 76 vorgeſehene Pauſchſatz dient nur zur 
Deckung der dort beſonders aufgeführten Auslagen, 
nämlich der Koſten für Schreibwerk und der Poſtge— 
bühren für die Sendungen des Rechtsanwalts; neben 
dieſem Pauſchſatze konnte die Erjtuttung der Reichs— 
abgabe verlangt werden, aber der Vorteil der Pauſcha— 
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lierung war verloren. Die GVollzG O. endlich ſieht 
einen Erſatz nur für die in § 13 angeführten Aus⸗ 
lagen vor; N Erſatz für die Reichsabgabe fand des» 
halb nicht ſtat 

Die Reſchsabgabe war hienach entweder von der 
Erſtattung ausgeſchloſſen (G VollzG O.) oder durch den 
bisherigen Pauſchſatz mitabgegolten (GG.) oder neben 
dem Pauſchſatz einzeln zu berechnen (RAG O.). Dieſe 
ungleichmäßige Rechtslage entbehrte der inneren Be⸗ 
gründung und ſtand nicht im Einklang mit den Grund⸗ 
ſätzen, die die Auslagenerſtattung in unſerem Koſtenweſen 
beherrſchen. Die Abgabe gehört zu den Koſten der Beför⸗ 
derung von Mitteilungen und demgemäß behandelt 
das neue Geſetz ſie nach den gleichen Grundſätzen wie 
die Poſt⸗ und Telegraphengebühren, mit denen ſie 
erhoben werden; es dehnt die für dieſe Gebühren be⸗ 
ſtehende Erſtattungspflicht auf die Reichsabgabe aus 
und regelt die Form der Erſtattung für die drei Ge⸗ 
ſetze entſprechend den von ihnen für Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphengebühren gegebenen Vorſchriften. Soweit dieſe 
Gebühren durch Pauſchſätze abgegolten werden, wird 
damit nun auch die Reichsabgabe abgegolten. Dabei 
wurden aber die Pauſchſätze durchweg um 50 v. H. 
erhöht. Wäre es bei den bisherigen Sätzen geblieben, 
bei deren Bemeſſung die Reichsabgabe ſ. Zt. nicht in 
Betracht gezogen werden konnte, ſo wären die Aus⸗ 
lagen nicht auf den Koſtenſchuldner übergewälzt worden, 
ſondern den Anwälten und den Gerichtskaſſen geblieben. 


Die Art. I-III enthalten die hienach im einzelnen 
erforderlichen Aenderungen der 88 79, 80 b GKG., des 
8 76 RAG. und des 8 13 GVollz 0. Soweit nötig 
find die Beträge der Pauſchſätze nach 87 Abſ. 2 GKG. 
abgerundet (vgl. 8 76 Abſ. 2 Satz 2 RAG O.). Soweit 
in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf Vorſchriften 
der in den Art. I—III bezeichneten Geſetze verwieſen iſt, 
die durch das Geſetz vom 8. November geändert werden, 
treten nach Art. IV dieſes Geſetzes deſſen entſprechende 
Vorſchriften an ihre Stelle (vgl. z. B. Art. 27 der 
BayBOD. vom 26. März 1902, die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte in den Angelegenheiten der Rechtspflege betr. 
AMBL. S. 427). Art. Wenthält Uebergangsvorſchriften; 
das nach Art. VI am 16. November d. Js. in Kraft 
getretene Geſetz findet darnach auch auf die ſchon vorher 
anhängig gewordenen Rechtsſachen Anwendung, ſoweit 
nicht vor dem Tage des Inkrafttretens die Inſtanz 
beendigt war. 


Für die Telegraphengebühren und die im Fern⸗ 
verkehre zu entrichtenden Fernſprechgebühren nebſt 
den auf ſie treffenden Abgaben bleibt es bei der bis⸗ 
herigen Regelung d. i. der Erhebung auf Grund be⸗ 
ſonderer Verrechnung. 8993 


Ueber Namensänderungen find neue Beſtimmungen 
erlaſſen worden durch eine Bek. vom 12. November 1916 
(GVBl. S. 489). Es handelt ſich um die durch die 
Aufhebung der Heimatgeſetzgebung veranlaßten Aende— 
rungen der Bek. vom 27. Dezember 1899 (GVBl. 
S. 1241). Ziff. 1 regelt die Zuſtändigkeit für die Be- 
handlung von Geſuchen um Bewilligung einer Aende— 
rung des Familiennamens für den Fall, daß der Geſuch— 
ſteller weder Wohnſitz noch Aufenthalt in Bayern hat, 
in der gleichen Weiſe, wie das durch die K. VO. vom 
8. Dezember 1915 (GVBL. S. 731) für die Bewilligung 
einer Aenderung des Vornamens geſchehen iſt: an die 
Stelle der Diſtriktspolizeibehörde der Heimatgemeinde 
iſt die Polizeidirektion München getreten. Nach Ziff. 2 
fällt die bisher in §9 vorgeſchrieben geweſene Ans 
hörung der Heimatgemeinde einfach weg; eine Anhörung 
der Wohnſitz- oder Aufenthaltsgemeinde iſt nicht vor— 
geſchrieben. 8 15 der Bek. von 1899 gibt den von 
der Bewilligung einer Aenderung des Vornamens 
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handelnden 5 2 Abſ. 1 der Zuſtändigkeitsverordnung 
nun in der Faſſung wieder, die dieſer durch die oben⸗ 
erwähnte BO. vom 8. Dezember 1915 erhalten hat 
(Ziff. 3). Ziff. 4 läßt auch für die Geſuche um Be⸗ 
willigung einer Aenderung des Vornamens die in 817 
vorgeſchrieben geweſene Anhörung der Heimatge⸗ 
meinde ohne Erſatz wegfallen. 


Aus den Bundes ratsvererdnungen bürgerlichrecht⸗ 
lichen Inhalts ſei zweierlei hervorgehoben. 

Zunächſt eine eigenartige Regelung der 
Einwirkung von Höchſtpreisfeſtſetzungen 
auf noch nicht erfüllte Verträge. Die BO. 
vom 26. Oktober 1916 über Höchſtpreiſe für Rüben 
beſtimmt in 8 2, daß Verträge zwiſchen dem Erzeuger 
und Dritten über den Erwerb von Rüben der in 81 
genannten Art, die vor dem Inkrafttreten der Ver- 
ordnung zu höheren als den in 8 1 beſtimmten Preiſen 
abgeſchloſſen worden ſind, nicht etwa als zu dieſen 
Preiſen abgeſchloſſen gelten, ſondern ungültig find, 
ſofern ſich die verkauften Rüben beim Inkrafttreten der 
BO. (27. Oktober 1916) noch auf dem Grundſtücke 
des Erzeugers befinden. Aehnliches gilt für die Höchſt⸗ 
preiſe, die von den Landeszentralbehörden oder den 
von ihnen beſtimmten Behörden für den Verkauf von 
Rüben der fraglichen Art im Groß⸗ und Kleinhandel 
feſtgeſetzt werden: die Landeszentralbehörden können 
beſtimmen, daß Verträge ungültig ſind, die vor Feſt⸗ 
schloß dieſer Höchſtpreiſe a eben Preiſen abge⸗ 
chloſſen und noch nicht erfüllt ſind. 

Ferner die VO. vom 26. Oktober 1916 über 
die Verjährungsfriſten. Die Gründe, die in den 
Jahren 1914 und 1915 dazu geführt haben, die Ber- 
jährung der Schulden des täglichen Lebens und ge⸗ 
wiſſer ſeerechtlicher Anſprüche hinauszuſchieben (vgl. 
Bay g3fR. 1915 S. 375), beſtehen auch jetzt noch. Die 
BO. verlängert daher für die Anſprüche der bezeich⸗ 
neten Art, die mit dem Schluſſe des Jahres 1916 oder 
im Laufe des Jahres 1917 verjähren würden, die 
Verjährungsfriſt bis zum Ablaufe des Jahres 1917. 


Die Hilfsmittel zur Staatsprüfung für den höheren 

Ve ſtiz⸗ und e eee ſind der Gegenſtand einer 

ek. vom 2. November 1916 (JM Bl. S. 63), die ohne 

grundſätzliche Aenderung in der Aufführung der Hilfs⸗ 

mittel für den zweiten Teil der ſchriftlichen Prüfung 

den Neuerungen auf dem Gebiete der Geſetzgebung 
Rechnung trägt. 


Um des Vaterlandes willen ſei endlich noch hin⸗ 
gewieſen auf die Bek. vom 4. November 1916, die 
Forderung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs betr. 
(JMBl. S. 59). Es iſt du hoffen, daß bei den Juſtiz⸗ 
behörden mit der Zeit eine bargeldloſe Zahlung noch 
in weiterem Umfang ermöglicht wird als die derzeitigen 
Vorſchriften es tun, nämlich durch die Zulaſſung von 
Einzahlungen auf das Girokonto derGerichtsſchreibereien 
bei der K. Bank und von Zahlungen auf Rechnung des 
Poſtſcheckkontos an Perſonen, die nicht Inhaber eines 
Poſtſcheckkontos ſind. Ohne Zweifel aber könnte auch 
innerhalb der Grenzen, die jetzt dem bargeldloſen 
Zahlungsverkehre der Juſtizbehörden gezogen ſind, 
noch unvergleichlich viel mehr zur Verminderung des 
Umlaufs von Barmitteln geſchehen, als tatſächlich ge» 
ſchieht, wenn man ſich nur in ſeiner Schwerfälligkeit 
von den alten Zahlungsſitten losmachen wollte. Man 
bedenke doch auch hiebei, daß es jetzt um das Wohl 
oder Wehe unſeres Vaterlandes geht. 
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